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Konfumtionsftener. 


I. Die allgemeine ftaatsbürgerlihe Pfliht, an den Laften der Staatöverwal- 
tung mitzutragen, findet ihren Ausprud in der Steuer. Infoferne die Steuer— 
politif die Summe des Rechtsſchutzes und der bürgerlichen Bortheile, welche ver 
Staat feinen Angehörigen bietet, nad dem Maße des realen Befites dieſer Leb- 
teren oder ihres Einkommens abwägt, fonad den Beſitz oder vielmehr das Ein- 
fommen nad feinen verfchievenen Gattungen zum Regulator der Steuergröße 
madht, von der Steuerpflicht aber ald einer wefentlih allgemeinen 
feine Ausnahme zuläßt, jondern lediglich durch zeitmeife Ermäßigungen und Nach— 
fäffe einer momentanen Zahlungsunfähigfeit Rehnung trägt, ftatuirt fie das Prin- 
cip der allgemeinen direften Stener over Schatzung. 

Der direkten Steuer oder Schagung gegenüber fteht die auf einer gänzlich ver- 
fhievenen Orundlage ruhende Konjumtionsftener (Aufwande-, Verbrauchs⸗, 
Berzehrungs- oder indirefte Steuer ſchlechtweg). Sie ift weder eine allgemeine, 
jeden Staatsbürger als ſolchen treffende, noch fchöpft fie aus deſſen Einkom— 
men und Berbienft das Material zur Beurtheilung feiner Steuerfraft. Sie trifft 
— direlt oder indirekt — nur den Konfumenten, und diefen nur nad Berhält- 
niß feiner Konfumtion, feiner Ausgabe auf gewiſſe Verbrauchsgegenſtände, welche 
das eigentlihe Subftrat diefer inpireften Befteuerung bilven. 

II. Das weſentlichſte Kriterium bei einer gruppenmweifen Ausſcheidung der einzel- 
nen, dem Gattungdbegriffe „Ronfumtionsfteuer“ unterzuorbnenden indireften Stantd- 
auflagen bildet die Erhebungsart. Die Aufwandsfteuer wird nämlid entweder 

1. unmittelbar vom Konfumenten erhoben, pirefte Konfumtiond 
ſteuer, ober 

2. fle wird dem Probuzenten nad dem Maße feiner Produktion aufgelegt, 
und von diefem mittelbar dem Konfumenten zugerechnet, in direkte Kon- 
fumtionsfteuer, 

Zu 1. Bei der direkten Konfumtionsfteuer erfheint ber Berzehrer 
als Pflihtiger und unmittelbarer Zahler je nah dem Maße gewiſſer konſumtibler 
Gegenftände, welche er befist, gebraucht oder verbraudt. Wie die befondere 
Einfommenfteuer (vgl. Bd. III. ©. 346) eine beftimmte Kategorie des Einkom— 
mens belegt, fo die direfte Konfumtionsftener eine fpecielle Gattung der Au s— 
gabe oder des VBerbraudes. Sie verfudht es alfo, die Steuerfraft des Abga— 
benpflichtigen durch ein argumentum e contrario, durch einen Rückſchluß von fei- 
nem Aufwande auf feinen Erwerb — der zulegt doch einzig dieſe Steuerkraft re- 
präfentirt — zu ermitteln. - 

Wir rechnen hiezu vorzugsweife die Miethfteuer (impöt mobilier), bie 
Thür- und Fenfterfteuer (contribution de portes et fendtres, window duty), 
die Mobilienfteuer, die Hundefteuer und die übrigen Gattungen fo- 
genannter Lurusfteuern. Beſondere Wichtigkeit haben die beiden erfigenann- 
ten, welche namentlich in Frankreich, Belgien und England von eingreifender 
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praftifher Bebeutung ſind. Bon felbft verfteht es fi, daß fie nur dann den Cha- 
rafter der Konfumtionsfteuer tragen, wenn fie dem Miether — conduttor — 
auferlegt find, und wenn, wie es die franzöfifhe Konftitüante faltiſch zum Grund— 
fate erhob, ihre Anwendung auf dem vorerwähnten Argumente beruht, daß näm- 
lih die vom Beftänvder wirklich bezahlte, over nad der Thür- und Fenſter— 
zahl abgefhägte Miethe einem beftimmten Procente des Einfommens entſpreche. 
Ste verliert hingegen das Kennzeihen der Aufwandſteuer, fobald Miethrente, 
Thüren- und Fenfteranzahl nur als das äußerlich erkennbare Mertzeichen des Er- 
trages vom Hausbefige in Betracht gezogen werben (vgl. den Ürtifel über Haus- 
fteuer Br. IV. ©. 535), fobald ver Lokator als der Abgabenpflichtige erfcheint, 
oder Beftänder und Vermiether gemeinfhaftlih zu fontribuiren haben, wie dieſes 
bei ber englifchen window duty ber Fall ift. 

Die Mobilienftener, wie fie insbefondere das niederländiſche Gefeg von 
1822 unter Freilafjung von Kleidern, Schmudjahen, Gewerbseinrichtungen :c. 
auf Grund einer Deklarirung von Seite des Eigenthümers oder einer Schägung 
ftatuirt, ift wohl die unpraftifchfte von Allen. Die unvermeidlihe Nothwendigkeit 
mannigfadher Ausnahmen, welche die Anwendung eines Konftanten Grundſatzes 
faum zulaflen; ver ſchwankende Befig und die Unficherheit der Abſchätzung des⸗ 
felben; insbefondere aber der mangelnde Maßftab für den Werth der Abnugung, 
welche denn doch die eigentliche Baſis der Verbrauchſteuer zu bilden hätte, empfeh— 
len diefe Gattung der inbireften Auflage keineswegs, und rechtfertigen den allge- 
meinen Wiverwillen gegen biejelbe. 

Die Hundefteuer beruht mehr auf polizeilichen als financiellen Mafregeln; 
fie wird deshalb auch vielfach gleich der Polizeitare von adminiftrativen Behörden 
erhoben (Bayern), oder ihr Erträgnig fällt — wenigftens theilmeife — in die Ge- 
meindelaffen (vgl. bad. Gef. vom 23. Dftober 1833; würtemberg. Verordn. v. 1842), 

Die übrigen in diefe Kategorie fallenden inbireften Abgaben, welche gewöhn- 
lich als Lurusftenern bezeichnet werden, wie jene auf Bediente, auf Luxus— 
wägen und Pferde (Art. 42 des nieberl, Gef. v. 28. Juni 1822, Bremer Ber- 
orbn. dv. 28. Dec. 1816, Bafel. Gef. vom 7. April 1818) auf Haarpuder 
(melde nad Rau Fin, Wiſſ. II. p. 180 in England noch im Jahr 1845 3539 X. 
ertragen haben fol) u. a. dgl. finden vom volfswirthichaftlihen Standpunkte aus 
unter den Nationalbkonomen ihre lebhafteften Bertheiviger (vgl. Ad. Smith, Unterf. 
Br. IV. pag. 334 u. ff.). Bon bejonverer Ergiebigkeit für den Staatsſchatz wer⸗ 
den fie aus naheliegenden Gründen nicht fein fünnen. Go lange wir alfo ver 
Steuer im Allgemeinen nur eine ftaatswirthidhaftliche, feine vollsökonomiſche Be— 
deutung vindiciren, können wir aud allen Auflagen dieſer Art bei ver Schwierig- 
feit des Auswahl der zu befteuernden Gegenftände und bei der Dehnfamkeit des 
Begriffes „Lurus” überhaupt das Wort nicht reden, 

3u 2. Der dur die Finanzbehörden unmittelbar vom Konfumenten erhobe— 
nen Aufwandfteuer gegenüber fteht die indirefte Konfumtionsfteuer, welde 
yon, dem Producenten, Fabrifanten oder Verkäufer nad dem Quantum der von ihm 
zum Gebraude und zur Verzehrung producirten umd verkauften Artifel erhoben 
wird. Wir unterſcheiden nad diefer Richtung insbefondere zwei Gattungen: 

a) bie auf eigentlihe Konfumtibilien umgelegte, zumeift mit dem Ausdrucke 
„Aufſchlag“ oder „Acciſe“ bezeichnete Konfumtionsfteuer (Fleiſch-, Mebl-, 
Malze, Bier, Weinauffchlag, Maifchfteuer, Mahlfteuer, Mahlaccije u. dgl.), dann 

b) die auf fonftige Berbraudsgegenftände und Waaren umgelegte (Zoll, 
Mauthgebühren zc.), welche in einem befondern Artikel ihre Erörterung finden wird. 
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Beide Gattungen unterſcheiden ſich wefentlih daburch, daß bei erfterer bie 
Berbindlichkeit zur Abgabenzahlung mit der Fabrikation des betreffenven 
Gegenſtandes, beziehungsweife mit dem erften unmittelbaren, gewerbsmäßigen DBer- 
ſchleuß desſelben entfteht, legtere aber erft in Folge der weiteren, größtentheils ver- 
mittelten Güterbewegung und des Wanrenumlaufes wirffam wird. Die eigentlichen 
Konfumtibilien reihen ſich alfo dieſer letzteren Klaffe dann an, wenn fie zum Ge— 
genftand der Waarenverfendung werben, und eine billige und vernünftige Steuer- 
politit wird fie unter dieſer Borausfegung der Auffhlagspfliht entbinden, um fie 
nicht zweimal in Steuer zu nehmen. 

Tür beide Gattungen erfcheint jedoch der Fabrikant oder Verfäufer (Hänbler) 
nur als der zur Borfhußzahlung Berpflichtete, dem es zufteht, ſich hinwieder an 
dem Käufer oder Konfumenten jchables zu halten. Wo nicht geradezu volfswirth- 
ihaftlihe Motive im Spiele find, wie bei den Schutzöllen, unterſcheiden ſich alfo 
diefe beiden Unterarten jchließlih nur in der Erhebungsweiſe von den vireften 
Konfumtionsftenern. Die Finanzverwaltungen begriffen ven naheliegenden Vortheil, 
daß die fummarifhe Erhebung vom Propucenten einfacher, 
fiherer, wohlfeiler und einer Kontrole fühiger fei ald die vom Ronſumenten. 
Der eigentlihe Steuerträger bleibt immer der Letztere. Er erſetzt dem Probucenten . 
deſſen Auslage genau nah dem Maße des in fein Eigenthum übergegangenen 
Berbrauhsgegenftandes. Darin liegt — abgefehen vom Principe der Anlage — 
der Wirkung nad der weſentlichſte Unterſchied zwiſchen dieſer imdireften Steuer 
und der auf den Gewerbebetrieb umgelegten Schagung. Wenn wir aud) bei einer 
geiwifien Höhe der direften Gewerbeftener eine Rüdwirkung verfelben auf ven Martt- 
preis der gewerblichen Erzeugnifje nicht in Abrede ftellen wollen, fo ift viefe doch 
blos untergeorbneter Natur und fteht hinter den vollkswirthſchaftlichen Faktoren, 
in welchen wir die eigentlichen Regulatoren des Waarenwerthes zu ertennen haben, 
weit zurüd, während der auf den bezüglichen Verbrauchsgegenſtand umgelegte Auf- 
fhlag einen effektiven Zufchlag zu feinem: Marftpreife bilvet: 

II. Da der Umfang des Berbrauches einigermaßen zugleih ein Kriterium 
feiner Allgemeinheit bildet, andererſeits die Aufwandftener, wenn fie überhaupt 
eine ergiebige Finanzquelle bilden und zu ven Perceptionstoften in einem richtigen 
Berhältniffe ftehen fol, eine mafjenhafte Konfumtion zur nothwendigen Vorbedin— 
gung bat; fo rechtfertigt fi die Auflage auf derartige Konfumtibilien des alltäg- 
lichen Lebens wie Fleiih, Wein, Bier, Branntwein ꝛc. noch am meiften, wie denn 
überhaupt die inbirefte Konfumtionsfteuer vom Standpunkte der Finanzverwaltung 
aus der direkten vorzuziehen ift. Mit Ausnahme ver Thür: und Fenfterfteuer 
bietet diefe fo wenig fichere Anhaltspunkte für die Regulirung und Einhebung, 
daß fie fhon aus diefem Grunde der indireften nachſtehen muß. Wir faffen des— 
balb, wenn wir bier über den Perceptionsmodus noch Einiges beifügen, 
lediglich die, indirelte Konfumtionsfteuer in’8 Auge. 

Die Berehnung der Steuerfhuldigkeit und die Einhebung derſelben gejchieht 
entweder 

a) nad dem Duantum bes zu dem verftenerten Gegenftanbe verwendeten Ro h⸗ 
ftoffes, ober . 

b) nad) dem Duantum des Fabrikates felbft. 

Zu a. Zur Gattung der vom Rohſtoffe entrichteten Konfumtionsfteuern rech— 
net man vorzugsweiſe: 

1. ven Malzaufihlag, umgelegt auf das zur Bierfabrifation benöthigte 
Malz. In Bayern wurde nah dem Auffchlagsmandat vom 28, Juli 1807 vom 
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Schäffel genetten oder eingefprengten Malzes 3 fl. 45 kr. Aufſchlag bezahlt. 
Seit der verbefferten Einrihtung ver Schrotmühlen, melde ein Brechen des Mal- 
zes im trodenen Zuftande zulaflen, wird der Aufſchlag nah 5 fl. per Schäffel 
trodenen Malzes berechnet. Die Kontrole gefchieht bei ver Abgabe des Malzes 
zum Breden auf den Malzmühlen. Der Yabrifant erhält von dem Aufjchlags- 
beamten eine Bolette über das zum Brechen beftimmte Quantum Malzes, weldes 
der eidlich verpflichtete Müller nachzumeſſen und fofort den Meffungsbefund auf 
der Polette zu beftätigen hat. Periovenweife müfjen dieſe Poletten an die betref- 
fenden Auffhläger zurüdgegeben werden, um hieraus die Aufihlagsfhulvigkeit zu 
berechnen. Die Möglichkeit der Kontrole ift durch das Verbot der Handbrechmühlen 
bedingt. Die Strafen für Uebertretung dieſes Verbotes und für Defraubationen 
fteigen von 100 Reichsthalern bis zur Einftellung des Gewerbes, und ven Ber- 
tretern bes Fiskus gebricht es nicht an Beranlaffungen, auf diefe Strafbeftimmun- 
gen Bezug zu nehmen, 

Die Regulirung eines beftimmten Bierfates bildet nahezu eine nothwendige 
Folge des Aufſchlages. Sie gefhieht unter Zugrundlage der Gerfte- und Hopfen- 
durhfchnittspreife (in Bayern nah dem Durdfchnittspreife in den Normalmonaten 
Dftober big December. Gef. v 23. Mai 1846). In Württemberg erfolgt nad) der 
Derorbnung vom Jahre 1827 die Erhebung des Malzauffhlages nad gleichen 
Grundſätzen. — Ein anderes Berfahren wird in Preußen und Sachſen beobachtet 
(Gef. dv. 8. Febr. 1819 und resp. 4. Dec. 1833), indem ber Vorrath des Malges 
kurz vor feiner Verwendung zum Brauen, vor dem Cinmaifchen, in Gegenwart 
des Acciſebeamten Fonftatirt wird. In Belgien und Holland (niederl. Gef. v. 1822) 
wird der Malzverbrauh durch Ermittelung des kubiſchen Inhalts des Maijchbot- 
tichs und ver Anzahl der Suden kontrolirt. In England wird der Aufſchlag nad 
ber periodenweife vom Bräuer abgegebenen Deklaration über das Quantum bes 
verfertigten Malzes erhoben. Den Xccifebeamten liegt die wiederholte Befichtigung 
und Abſchätzung des in den Malzgruben und auf der Darre liegenden Malzquan- 
tums ob. Neben einer Hopfenacctfe von-18 Ch. 8 P. für den Centner verwen- 
deten Hopfens wird vom Buſhel Malz ein Aufihlag von 2 Sch. 7 P. bezahlt 
(den Bufhel zu 36,34 Liter, das bayerifhe Schäffel zu 222,36 Liter gerechnet, 
entziffert fich für legteren eine Steuer von cirfa 8 fl. 45 fr.) 

2. Die Maiſchſteuer, umgelegt auf die zum Brennen des Branntweins 
beftimmten Robftoffe. Ste wird zumeift nach dem Umfang der Maiſchgefäße und 
der Zahl der Brände (Preuß. Verordn. vom 1. Dec. 1820, hannover. v. 1. März 
1833, belg. v. 18, Juli 1833), oder nad dem kubiſchen Inhalt der Blaſe — 
fogen. Blafenzins — beredhnet. In Bayern involoirt der Malzaufſchlag auch 
die Konfumtionsftener für Branntwein und Effig (Mandat v. 28. Juli 1807), 

3. Die Mahlaccife, Mahlfteuer, erhoben nad dem Duantum bes zur 
Mühle gebrachten Getreides (preuß. Mahlfteuer nad der Verordnung vom 30, 
Mai 1820), Sie bedingt die Nothwendigkeit des Verbotes der Handmühlen, und 

-ift — ſchon um der Schwierigkeit der Kontrole willen — in Deutfchland wenig 
in Geltung. 

4, Der Fleiſchaufſchlag wird entweber nad dem Gewichte des ausgehaue- 
nen Fleiſches (preuß. Schlachtſteuer, Verordnung vom 30. Mai 1820) oder nad) 
der „Stüdzahl (bad. Gef. vom 25. Mai 1835) berechnet. Auch dieſe Gattung 
Konfumtionsftener ift in Deutſchland nicht allgemein, theilweife nur lofal als 
Dedungsmittel gemeindlicher Bedürfniſſe angemendet, Franfreih und England ken— 
nen fie nicht, — Wir rechnen hieher noch 
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5. Den Wein aufſchlag, insbefondere wenn berfelbe unmittelbar nach dem 
Keltern der Trauben ohne Rüdficht auf die Qualität des Gewächſes vom Wein: 
bauer erhoben wird (preuß. Weinfteuer. Gef. vom 25. Sept. 1820; ähnlich 
in Sahfen). Einer Beftenerung des Fabrifates näher fteht vie badiſche und heſ— 
flde Trankſteuer, die öfterreihifhe Berzehrungsfteuer, und das fran- 
zöflfche droit de detail (dur Gef. v. 21. April 1832 in eine Thoraccife um: 
gewandelt), welche den Aufſchlag vor der Verleitgabe von den Schenfwirthen er- 
heben läßt, während nad dem wiürtemberg. Gef. vom 9. Juli 1827 das ver- 
faufte Quantum durch periodifhe Konftatirung der Kellervorräthe ermittelt, und 
fofort die Stener gleihfalls vom Schenfwirthe percipirt wird. 

Zu b. Zu den aus dem fertigen Fabrikaten entrichteten Konſumtionsſteuern 
gehören: | 

1. Die Bieraccife, das flenerpflichtige Bierguantum wird aus dem fu- 
bifhen Inhalte der abgeeihten Sudkeſſel ermeffen (bad. Gef. vom 28, Februar 
1845, churheſſ. vom 6. Mai 1831; ähnlich in Defterreich). 

2. Die Branntmwetnaccife, droit d’entrie et de consommation. Das 
großherzoglich heſſiſche Gefeg von 12. Juni 1827 läßt das Quantum des aufichlag- 
pflichtigen Branntweines beim Einlegen in die Keller ermitteln und hieraus bie 
Steuer berechnen. 

3. Der Mehlaufſchlag, vom gemahlenen Korn, theilmeife als Lolalauf- 
ſchlag in Bayern erhoben. . 

Aus der bier nur angebeuteten Mannigfaltigfeit des Verfahrens bei Re— 
gulirung und Einhebung diefer Gattungen inbirefter Staatsauflagen können 
wir bereit8 bie Unficherheit des Principes entnehmen , deſſen bie Finanz- 
gejeßgebungen troß der umfangreihften Verordnungen ‚nicht Herr werben können. 
Ermägen wir überdies die Nothiwendigfeit der Anwendung koftipieliger Kon— 
trofmittel, fo gelangen wir zu der Uebergeugung, daß, went aud) das Netto- 
ergebniß der Konfumtionsfteuer für die Staatskaffen von Belang fein follte, 
tiefes do zu dem Bruttoertrage durchſchnittlich in feinem richtigen Verhältniſſe 
ftehe, daR die Perception einen übermäßig großen Aufwand erforbere !), daß alfo 
die Summe der ven Staatsbürgern aufgebürbeten Laſt nicht der Summe des Fi— 
nanzgewinnes entfprede. Die Konfumtionsfteuern find das theuerfte Gefäll! In— 
foferne es Aufgabe der Finanzverwaltungen tft, die Mittel, deren fie zur Errei- 
Hung von Staatszweden bedürfen, mit dieſen felbft in ein Gleichgewicht zu fegen, 
erjcheint die Aufwandſteuer keineswegs als eine vollflommen gerechtfertigte Finanz— 
operation; burd die nothwendig werdende Aufftellung eines eigenen Beamten- 
beeres behufs ihrer Regelung, Liquidirung, Kontrolirung und Erhebung erzeugt 
fie felbft einen fo namhaften neuen Staatäbedarf, daß deſſen Befriedigung einen 
unverhältnigmäßigen Theil ihres Ertrages abforbirt, und ſonach das Mittel 
feinem Zwede über die Gebühr‘ entfremdet. Zubem liegt faum bei irgend einer 
anderen Steuergattung — bie Kapitalrenten- und Eintommenfteuer etwa ausge— 
nommen — bie Gefahr ver Defrandation troß aller Borfihtsmaßregeln jo nahe, 
als bei viefem Staatsgefälle; bei feiner ift dieſe Gefahr indem Grade perma— 
nent. Jede andere Schatung unterliegt einer periodenweilen Feftfegung; das Steuer- 
fubftrat ift für einen gemwiffen Zeitabjchnitt ein fires und unveränderliches. Die 


ı) Der Gefammtetat für dad bayer. Finanzminifterium wurde für ein Jahr der fepten Fi— 
nanzperiode auf 815,860 fl. feitgefegt. Die Bermaltungsausgaben auf die Mafzauffchlagsgerälle 
nehmen hievon 322,831 fl., alfo nahezu 2/, in Anſpruch. 
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Konfumtionsftener hinwieder regelt ſich — abgefehen von ber ohnehin beveutungs- 
(ofen, der Vermögensſteuer nahe kommenden direkten Berbrauchsftener — mit jedem 
Momente, welcher das Bedürfniß erzeugt; fie giebt alfo auch in jedem Momente 
auf's Neue Gelegenheit zum Unterfchleif. 

Betrachtet man die Konfumtionsfteuer vom volkswirthſchaftlichen 
Standpunfte ans, fo äußert jede ſolche Steuer von irgend einiger Ergiebig- 
feit in fo ferne einen Einfluß auf die Nationalwirthfhaft, als fie ven Werth ver 
damit belegten zu Handel oder Tauſch gebrachten Rohprodukte oder gemerb- 
lihen Erzeugnifie effeftiv um den Betrag der Steuer erhöht. Ueberfteigt viefe 
nit aus dem natürlichen Verkehre und dem ungeftörten Proceſſe des Güterlebens 
bervorgehende Mehrung des Taufchwerthes eine gewiſſe Grenze, fo wirb fich nicht 
nur in natürlicher Folge der Verbrauch mindern und das Verlangen nach Surrogaten 
mehren ; es wird felbft eine Rüdwirfung auf den Realitätenwerth fühlbar werden. Ohne 
auf die weittragenden Ronfequenzen einzugehen, welche die Zölle auf die politiiche De- 
fonomie äußern, da diefer Gegenftand in einem eigenen Artikel feine Erörterung finden 
wird, wollen wir nur den Wirkungen der Weinaccife zur Erhärtung unjerer Behauptung 
einige Schritte nachgehen. Der Weinauffhlag, fobald er die feine Differenziallinie 
des richtigen Maßes überjchreitet, wird in demfelben Berhältniffe, wie er die Wein- 
fonfumtion vermindert, die Nente herabvrüden, welde ver Weinbauer aus dem 
Neblande zieht. Eine fortgefegte Verringerung dieſer Rente hat eine Entwerthung 
von Grund und Boden zur nothwendigen Folge. Will aber der Probucent bie 
durch die Konfumtionsfteuer in Ausſicht geftellte Minderung des Abſatzes ver- 
meiden, fo muß er mit vem Preife feines Produftes herabgehen, und feine Rente 
wird in dem gleihen Maße rebucirt wie durch die Beſchränkung des Konſumo's. 
Es ift Sade der Erfahrimg, daß der Weinbauer fhlimmften Falles fih den Preis 
bis zum Sage der Produftionstoften herabdrücken läßt, umd wenn er dann feinem 
Ruine mit vollen Segeln zufteuert, mag fi die Accife das Berbienft beimefien, 
zur Förderung diefes Ruines das Ihrige beigetragen zu haben. — Gegenüber 
dem Häder wird der große Weinbergbefiger durch den Aufſchlag ſich veranlaft 
finden, den Abſatz nad Außen zu vermitteln, da das erportirte Gut nah dem 
Grundfage, daß er nur die Steuer vorſchießt, während der Konfument fie effeftiv 
zu entrichten hat, von der Konfumtionsfteuer frei bleiben, beziehungsmeife ver 
bieran gemachte Vorſchuß erfegt werden muß. Natürlich leitet ſich dieſer Erport 
dahin, wo auf den Wein feine oder eine niedrigere Accife gelegt ift, und fomit 
wäre dem Auslande auf Koften des inländifhen Bedarfes ein Vortheil geboten. 
Aehnliches wird bei allen Konfumtibilien der Fall fein, melde nicht zum unver» 
meidlihen Bebdürfniffe zählen, und — ſelbſt das Bedürfniß ift ein dehnſamer 
Begriff. Es läßt ſich wenigſtens auf ein unberehenbares Minimum zurüdführen, 
So läuft demnach die Aufwandfteuer immer Gefahr, nicht blos den Genuß zu 
vertheuern und dem Bedürfniſſe einen Abbruch zu thun, das heißt: die Einzel- 
wirthihaft in Schaden zu verfegen; ſondern auch dem Güterverkehr eine für bie 
Nationalwirthſchaft fhädlihe Richtung zu geben. Denn der Export von Robftoff 
wie von Yabrifaten ift volfswirthfhaftlih nicht abfolut , fondern nur in fo lange 
von unbeftrittenem Vortheile, als er fih auf ven Ueberfhuß über den eigenen 
Bedarf befhränft. Die Summe des Gewinnes aus dem Exporte bildet jo wenig 
als die Summe des in einem Lande erzeugten Rohftoffes für fi das Merkmal 
des National-Reichthuns,. 

Wir müffen bier wiederholt betonen, daß diefe Wirkungen in Ausficht ftehen, 
wenn bie Konjumtionsftener nicht das richtige Maß inne hält. Da aber zur Er« 
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witteling dieſes Maßes die pofitiven und fonftanten Faltoren fehlen, wenigſtens 
ben ESteuerverfaflungen nicht zur Hand find, die unmöglich die Abwägung jenes 
vielgeftaltigen Proteus — Bebürfniß genannt — ſich zur Aufgabe ftellen können; 
fo wird es ftets eine Sache zufälligen Gelingens fein, wenn auf diefem Felde vie 
Steuerpolitif keinen Mißgriff madt. — 

Wir haben bier noh einige weitere Bemerkungen anzureihen. Es wurde 
bereit8 angebeutet, daß eine drüdende Aufwandfteuer ven Verbrauch mindere und 
das Berürfniß auf wohlfeilere Surrogate verweife. Wo der Malzaufſchlag das 
Bier übermäßig vertheuert, wird der Taglöhner zum Branntwein greifen; wo bie 
Mahiftener den Preis des Mehles unerfhwinglid macht, tritt das Kartoffelftärk- 
mehl an deſſen Stelle. Für vie geiftige und ſomatiſche Entwidelung des Bolfes wirb 
damit augenfcheinlid mehr verloren, al8 für den Staatsjhag gewonnen. Es fragt 
ih nur, ob das Aerar auf derartige Kulturerfheinungen Rüdfiht zu nehmen 
babe. Man fhüst bei ver Branntweinaccife, bei der Luxusſteuer gerne das Sitt- 
licyeitöprincip vor; — mit demfelben Fuge, womit man aus Rüdfichten ver Moral 
Steuern auflegt, muß eine weife Steuerpolitit auch von Gefällen abfehen, die mit 
ber förperlihen und fittlihen Kraft des Volkes auch feine Schagungsfähigkeit 
ſchwächen. Sie thut das ebenfo im Interefje der nationalen Entwidelung, als ber 
Sicherheit und Stätigfeit der Finanzquellen. Sie thut das insbefondere auch im 
Interefle ver öffentlihen Moral; denn nirgends ift, wie bereits angebeutet, 
Betrug und Defraubation mehr im Schwange, als auf dem Gebiete der Hccifen« 
erbebung. 

Bo die Konfumtionsftener eingeführt ift (und Ausnahmen werben fchwer zu 
finden fein), darf fie jevenfall® nicht ven Charakter einer Ergänzungsſteuer verlieren, 
Um dem Grundſatze der Gerechtigkeit und einer annähernden Peräquallon einiger- 
maßen Geltung zu lafien, foll fie nur auf Gegenftände eines möglichft allgemeinen 
oder mindeftens fehr ausgedehnten Gebraudes und zwar auf mehrere Kategorieen 
vesjelben, jedoch unter Ausſchluß der unvermeidlichen Lebensbedürfniſſe umgelegt 
werben. Wenn wir das Brod befteuern, ‚beftenern wir vorzugsweife den Armen; 
denn er ijt leviglich oder vorzugsweife an das Brod verwiefen. Der Auffchlag trifft 
fomit die Hauptjumme feiner Genußmittel, während jene des Vermöglichen nur 
in einem unverhältnigmäßig geringen Theile davon belaftet werden. Damit wird 
das oberfte Befteuerungsprincip : „Jeder nad). feinen Kräften” geradezu auf ven 
Kopf geftelt. Es gibt aber außer den dringendſten Bedürfniſſen der menſchlichen 
Eriftenz immerhin noch eime erfledflihe Anzahl folder, die den Charakter ber 
Allgemeinheit an ſich tragen, ſich menigftens auf eine große Mehrheit der Kon- 
fumenten erftreden und dabei nicht an lokale Berhältniffe gebunden find. Es 
handelt ſich insbefondere varum, durch eine Befteuerung verſchiedener 
analoger Berbraudsgegenftände die Differenz auszugleihen, melde bei dem 
Unterfchieve der örtlichen Lebensweife dadurch entftehen würbe, wenn der Aufſchlag 
nur auf eine Gattung von Konjumtibilien einfeitig umgelegt würde. Die Kon» 
fumtionsfteneranlage bebingt alſo eine vorausgehende ftatiftiihe Ermittdlung bes 
Berbrauches nad den durch topifche und landwirthſchaftliche Verhältniffe verſchie— 
denen Gebietötheilen eines Landes ſowohl als nach den verſchiedenen Schichten ber 
Benölterung. So foll 3. B. dem Bieraufſchlage jederzeit eine entfprechende Wein- 
accife zur Seite ftehen. Die meifte Berechtigung aber haben jene Berbraudäftenern, 
welche gemeinſchädliche Konfumtibilien — wie vorzugsmweife den Branntwein — 
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find Kriegsſteuern, die der Feind auferlegt. Ueber ven Rechtstitel, unter welchem 
der Feind zur Erhebung verfelben ſchreiten bürfe, herrſcht Streit. Nicht minder 
über den etwa zu leiftenden Erſatz. 

Man könnte ſagen: Der Feind beanfprudt von .unferem Staate die Procek- 
koften (Kriegstoften). Er auferlegt fie ven Bewohnern des von ihm okkupirten Ge- 
bietötheiles und überläßt diefen, fi von ihrem Staate Erfag geben zu laſſen. 
Allein der Feind kümmert fi wenig darum, ob die Bewohner des offupirten Ges 
bietes in den Kontributionen Proceßkoſten jehen oder nicht; er will feine Zwecke 
erreihen, ben Krieg kräftiger führen, den Gegner ſchwächen und greift zu. Und 
der eigene Staat denkt nicht daran, bie von ben Bewohnern des gebrandſchatzten 
Gebietes gezahlten Kontributionen als Auslagen zu betrachten, als vorgefchoflene 
Procepkoften, vie er felbjt fo bald als möglich zurückzubezahlen habe. Selbft wenn 
er annähme, daß die Kontributionen durch den Feind unter dem Titel von Procef- 
koften eingetrieben worben jeien, würde es ihm nicht einfallen, darin eine Zahlungs- 
pfliht für fih ſelbſt begründet zu finden. Er glaubt ja felbft Recht zu haben, 
glaubt alfo auch zu feinen Procefkoften verpflichtet zu fein, hält ſich vielmehr für 
befugt, feinerfeits die Proceßloſten vom Gegner zu forbern. 

Nun könnte etwa eingewendet werden: Am Ende des Krieges muß doch in 
der Regel eine ober die andere Partei die Koften zahlen, und diefe Partei habe 
dann die von einzelnen Untertanen dem Feinde ſchon entrichteten Kontributionen 
ihnen gutzurechnen. Dies wird aber von den Staaten als eine Rechtspflicht nicht 
anerkannt. Eine genauere Erwägung wird zeigen, daß es in der That feine Aner- 
fennung verbient, daß dieſe Anerkennung vielmehr ebenfo wenig redhtlid. 
begründet, als politifdh rathſam wäre. 

Der ganze Gegenftand fann nur aus dem Standpunkte der allgemeineren 
Frage entfchieden werden, wie e8 um das Recht ftehe bei ven vom Feinde aufer- 
legten Kriegslaften, zu denen die Kontributionen gehören. 

Nun ift Har: Der eigene Staat hat diefe Laften niht gewollt, hatim 
Gegentheil Alles gethan, fie abzuwenden, bat fie alfo präfumtiv auch nit durch 
Fahrläffigkeit herbeigeführt. Es fehlt der Dolus, es fehlt die Kulpa: es 
ift alfo feine Erſatzpflicht auf Seiten des Staates vorhanden. Bom Stand» 
punfte des eigenen Staates erſcheinen jene Laſten als ein bloßes Unglüd; biefes 
aber haben die Betroffenen felbft zu tragen, denn casum sentit dominus. Das 
ift pas Recht. 
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Wenn der Staat eine Rehtöpfliht anerkennen wollte, für alle vom Feinde 
geforderten Leiftungen zu entſchädigen, fo würde er fi nicht nur eine unermef- 
liche Laft von Forderungen aufbürven, über veren Begründung er gar feine Kon— 
trele üben kann, fondern er würde auch dem Feinde, ſobald verfelbe unferen Bo— 
ben betreten hätte, die allerbequemfte Handhabe darreihen, um aus dem offupirten 
Gebietstheile die Säfte des ganzen Staates herauszupreffen. Denn fobald der Feind 
wüßte, ver Staat felbft müſſe Alles erfegen, würde er wahrlich von den Bewohndrn nicht 
mehr nur das fordern, was fie felbft, fondern wo möglich Alles, was der ganze 
Staat tragen kann. Die Bewohner des offupirten Gebietes aber würden vielleicht 
die Hände träge in den Schooß legen, gewiß wenigftens ven zähen Widerſtand 
nit aufbieten, ven man zur Vertheidigung ver eigenen Habe zu'entwideln pflegt. 
Eine Anerkennung des Anſpruches auf Erjag ift alfo auch deshalb ſchon nicht 
rathſam, weil er dem Feinde Alles in die Hand liefern und die Wehrkraft des 
Landes herabftimmen würde. Dies ift vie Politik. 

Man darf die vom Feinde auferlegten Kriegslaften durchaus nicht unter den Ge⸗ 
fichtspunft bringen, aus dem die vom eigenen Staate anferlegten aufzufaffen find. (Bl. 
den Artifel „Kriegslaſten“). Die Gefihtspunfte find vielmehr gerade entgegengefegt. 

Das Brincip der vom Staate zu zahlenden Vergütung ift zwar auch bei den 
durch den eigenen Staat geforverten Kriegsleiftungen vielfach durchlöchert, 
bleibt aber doch immer als Regel ftehen. Die Auffaffung ift bier die: Die Unter- 
thanen haben ein Recht auf Vergütung ihrer Kriegsleiftungen, geftatten aber 
dem Staate aus Nüdfihten ver Billigfeit Ausnahmen. 

Bei denjenigen Kriegsleiftungen aber, die der Feind auferlegt hat, fehrt fich 
die Auffaffung gerade um. Hier wird den Unterthanen fein Recht auf Bergü- 
tung aus der Staatstaffe zuerkannt, aber der Staat gewährt ihnen ausnahms- 
weile Vergütungen aus Rüdſichten ver Billigkeit. 

Diefe Auffaffung will freilich nicht allgemein einleuchten. Es ift das Eigen: 
thümliche derjenigen, die einer vollftänoigeren wiſſenſchaftlichen Durchbildung ent= 
behren, erft bei der Entſcheidung ber einzelnen Fälle die allgemeinen Sätze zu 
erfinden und nad ihren für den einzelnen Fall gehegten Wünfchen zurechtzulegen, 
die für die Entſcheidung als Prämiffen gelten follen, unbefümmert, wie fich dieſe 
Prämiffen wohl bei der Entjheidung anderer Fälle ausnehmen und was bei ihrer 
allgemeinen folgerehten Durdführung herausfommen würde. So improvifirt man 
auch allerlei Staatsauffaffungen, aus denen eine Rechtspflicht des Staates zur Ber: 
gätung aller vom Feinde geforderten Kriegsleiftungen und aller von ihm angerich— 
teten Kriegsſchäden folgen foll. 

Eine ver beliebteften Auffafjungen dieſer Art ift vie, daß der Staat eine 
große allgemeine Berfigderungsanftalt fei, die die Unfälle ver Ein- 
zelnen mit den Kräften der Gefammtheit tragen müſſe. Dean fehe z. B. Emil 
Girardins Schrift: La Politique universelle, gleich im erften Kapitel L’Assurance 
universelle. Wir müſſen vies aber als eine ſchauderhafte Verirrung betrachten, 
welche, vermöge des ungebührli ausgedehnten Staatöbegriffes, vie Selbftändig- 
keit aller anderen fittlihen und rechtlichen Gebiete verfhlingt. Sein Unglüd zu 
tragen, ift Sade des Privaten. Sein Eigenthum zu verfihern, ift Sache des 
Privaten. Privatvereine mögen bier helfen, felbft der Staat mag mitunter aus 
Billigkeit beifpringen; aber von einer Rehtspflidht des Staates in 
folden Fällen reden, ift Verworrenheit; es würde im folgeredhter Durchführung zum 
Soctalismus, ja zur völligen Aufhebung des Privateigenthums und der individuel— 
Im Selbſtändigleit führen. 
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Hat man duch diefe Beweisführungen bie Verfechter der angeblichen Ent- 
ihädigungspflidht des Staates auf den juriftifhen Boden der Entihäpigungslehre 
zurüdgeführt, ihnen gezeigt, daß zwar bei Abſicht und Fahrläffigkeit, 
nimmermebr aber beim Zufall eine Entſchädigungspflicht vorhanden jein fünne: 
jo beginnen fie nad einer Abfiht oder Fahrläffigkeit des Staates auszufchauen, 
um deſſen Entihäbigungspfliht hierauf zu gründen. 

Es ſei Abſſicht des Staates da. Der Staat jelbft habe ja den Krieg im 
Intereſſe des Ganzen beichlofjen. Er habe damit eventuell aud die Berlufte ge- 
wollt, vie durch den Feind herbeigeführt werden fonnten. — Wir antworten: 
Der Staat hat viefe Berlufte gar niht gewollt. Er wollte nur fein 
Recht durchſetzen und die dazu nöthige Gewalt anwenden. Was dabei weiter er- 
folgt, ift, jofern es fi nicht auf eine befondere Anordnung des Staates und jei- 
e Beauftragten zurüdführen läßt, nichts als umvermeidlihe Folge, Zufall, 

nglüd. 

Aber — fährt man vielleicht fort — der Staat habe doch die Pflicht, vie 
Kriegsgefahr mit allen ihm zu. Gebote ftehenden Mitteln abzuwenden. Wenn nun 
Einzelne vor Anderen von der Kriegsgefahr getroffen würden, fo liege darin, ober 
könne doch darin liegen eine nicht hinreichende Fürforge, eine Nachläſſig— 
keit des Staates, die ihn zum Erfag verflihte. — Allein welche Abfurbitäten 
würben bei folden Folgerungen herauskommen?! Soll etwa der Staat auch Erfag 
leiften für jeden in Friedenszeiten vorgefallenen Diebftahl, für jede in einer 
Schlägerei vorgefommene Berwundung, wenn ber über ihn zu Gericht ſitzende 
Privatmann in feiner höheren Weisheit entfcheivet, daß der Staat bei größerer 
Sorgfalt vie Schlägerei oder den Diebftahl hindern konnte? Oder fol ver Staat 
nicht aud die lebenslängliche Verpflegung aller durch den Krieg ihrer Ernährer 
beraubten Familien übernehmen, wenn ſich nachweiſen läßt, daß er, bei gehöriger 
Vorſicht, den Krieg felbft und damit auch die Hinopferung ber im Kriege Gefal- 
lenen hätte vermeiden künnen ? 

Es fteht hiernach unwiderleglich feft, daß bei der Vergütung ganz und gar 
nit vom Rechte, jondern nur von der Billigfeit geredet werben fann. 

In der That wird die Billigfeit die Folgefüge des ftrengen Rechts zu mäßigen 
ſuchen. Dabei wird aber das öffentlihe Intereffe maßgebend fein müſſen. 
Die Forderung der Billigkeit, ven Gebranpfhagten, überhaupt den durch den Feind 
in ihrem Eigenthum Beeinträchtigten eine Unterftügung aus öffentlihen Mitteln 
angebeihen zu laffen, wird um fo dringender, um fo mehr durch das öffentliche 
Intereſſe unterftügt, je mehr die Vermögenseinbuße fih als eine ſolche darftellt, 
die von den Betroffenen zur Rettung des Ganzen freiwillig über 
nommen wurbe, wie namentlih in dem alle, wo die Einwohner einer Feftung 
fih dur ihre muthige und ausdauernde Unterftägung der Beſatzung jelbft ver 
Plünderung des dadurch gereizten Feindes ausgefegt haben. In Fällen viefer Art 
fann ſich die Billigfeitöforderung jogar auf die Analogie ver Lex Rhodia de jactu 
berufen; doch handelt es fih dabei immer nur um eine Analogie, nit um ein 
Geſetz, immer nur um Billigkeit, nicht um das Recht: und das Gutdünken 
des Staates bleibt daher bei der Gewährung einer Vergütung völlig frei. Das 
Öffentliche Intereffe räth, die billige Vergütung von dem mehr oder minder wiber- 
ftandsfräftigen Benehmen ver Gebranpfhagten oder Geplünverten abhängig zu 
machen und der Mattherzigfeit und Feigheit jede Hoffnung auf Vergütung ans 
öffentlihen Kaffen von vornherein abzufchneiden. Ift die Kontribution ein Loslaufs— 
geld geweſen, das die Bevölkerung des betroffenen Gebietsiheiles mit Verleugnung 
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des Patriotisnus und der Mannhaftigkeit bereitwillig dem Feinde entgegenbrachte, 
um ihr Privateigenthum zu fhüsen und ihre Perfonen der Gunft zu empfehlen, 
fo werde unter feiner Bedingung etwas vergätet. Mag eine ſolche Bevölkerung 
jelbft tragen, was fie nur in ihrem Interefje ausgegeben hat. Die Vergütung fei 
Lohn und Stachel des Muthes und ver Tapferkeit, bie unbebingte Verweigerung 
der Bergütung fei Strafe der Schlaffheit und Feigheit. So bebingt, wirft die 
Ausfiht auf billige Vergütung zur Steigerung der Wehrkraft, zum Vortheile des 
Staates, zum Nachtheile des Feindes, im vollftänvigften Gegenfage zu den nad 
theiligen Wirkungen einer vom Staate anerkannten unbebingten NRechtspfliht ber 
Entſchãdigung. 

Die Vergütungen brauchen keineswegs alle ohne Weiteres vom ganzen Staate, 
fie können zum Theil auch von den einzelnen Gemeinden, Kreiſen und Provinzen 
getragen werben. 

Es ift neuere Kriegsfitte, die Kontributionen nicht regellos von den Einzelnen 
zu erpreffen, fondern fie ganzen Gemeinden, Kreifen und Provinzen aufzuerlegen, 
und fi) bei der Bertheilung und Eintreibung wo möglid der Ortsbehörven jelbft 
zu bedienen. Die Ortsbehörven find bereit, um das traurige Loos der Bevölterung 
wenigftens durch Ordnung und Regel in der Art der Erbuldung zu erleichtern, 
Es ift ihre Pflicht, die Yeiftungsfähigfeit der Einzelnen wie bei Staatöftenern zu 
berüdfichtigen. Sind Einzelne durch Ungfeichheiten beeinträchtigt worben, jo muß 
die Gemeindelaffe ausgleihen. Haben einzelne Gemeinden eines Kreifes unverhält- 
nigmäßig gelitten, fo mögen zunächſt die Kreisfaffen etwas zu ihrer Erleichterung 
thun. Traf einzelne Kreife ein befonvers hartes Geſchick, fo ift die Reihe der 
Unterftügung an den Provinztaltaffen. Sind endlich ganze Provinzen ftarf mitge— 
nommen worben, fo fann die Ausgleihung nur ans ber Staatskaſſe erfolgen. Der 
Staat wird dabei mancherlei Erwägungen machen müſſen. Er wird baldigſt Hülfe 
bringen, wenn eine Provinz dermaßen durch Kriegsleiven zerrättet ift, daß fie für 
längere Zeit ein krankes, faft abgeftorbenes Glied des Staatskörpers bleiben 
würde. Hat die Zerrüttung und Berarmung der Provinz einen folhen Grab nicht 
erreicht, fo wird der Staat das Maß feiner Hülfe von mandperlei Umftänden 
abhängig machen. ft es 5. DB. eine Örenzprovinz, die großen Schaden gelitten 
bat, fo-mwirb ver Staat nit unerwogen laffen, wiefern dieſe Provinz für ihre 
gefährdete Lage durch die oft fehr beträchtlichen Vortheile des Grenzverkehrs ent- 
ſchädigt werde u. dgl. m. | 

Werben im Laufe des Krieges oder am Schluffe deffelben dem fiegreihen Staate 
die in einzelnen feiner Yandestheile erhobenen Kontributionen zurüdgezahlt, fo ift 
der Staat augenjheinlic rechtlich verpflichtet, fie den Gebrandſchatzten herauszu- 
geben. Zahlt dagegen, was häufig vorkommt, der beflegte Feind gar feine, oder 
zahlt er doch nur die von dem fiegreihen Staate felbft aufgewendeten Kriegstoften, 
fo könnte eine davon den Gebrandſchatzten zugemendete Vergütung immer nur aus 
der Billigkeit abgeleitet werben. Ebenfo ift es nur Billigfeit und nicht Erfüllung einer 
Rechtepfliht, wenn der Staat nad eingetretenem Frieden einem gebrandſchatzten 
Gebietötheile, damit er allmälig wieder zu Kräften fomme, für einige Zeit einen 
Steuererlaß gewährt. Er darf dabei ohnehin nicht unerwogen laffen, daß die Ge— 
brandſchatzten während der feindlihen Dffupation von den Kriegslaften des eigenen 
Staates freigeblieben find. 

Ganz verfehlt ift jene Begründung des Rechts auf Rontributionen, welche 
in denfelben einen ſchuldigen Tribut erblidt, der dem Feinde für die Schonung 
des Grundeigenthums und für die Nichtwegnahme des beweglichen Gutes zu 
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zahlen fei. Nur das Eigenthum des Staats fteht, nach dem heutigen Völkerrechte, 
dem Feinde zur freien Verfügung; das Privateigentbum darf regelmäßig nicht 
angegriffen werben ; es ift daher witerfpredhend, die Schonung oder Nichtwegnahme 
des Privateigenthums zu einem Rectstitel für die Kontributionen zu erheben. 
Daß jene Begründung des Kontributionsrechtes der Anfhauungsweife einer 
früheren Zeit entfprad, fol damit nicht geleugnet werben. Der deutſche Ausdruck 
Brandfhagungen für Kontributionen bewahrt nod das Andenten jener Zeiten 
der Barbarei, wo man bie Kontributionen zahlte, um fih vor der Brandftiftung 
des Feindes zu fihern. 

Der Feind hat allerdings einen begründeten Anſpruch auf diejenigen Leiftun- 
gen, ohne die er in dem offupirten Gebiete nicht beftehen und den Krieg nicht 
fortfegen könnte. Aus der vom heutigen Völkerrechte volllommen anerfannten Une 
verleglichkeit des Eigenthums frievliher Bürger folgt aber, daß der Feind die 
geforderten Feiftungen baar, oder mwenigftens durch Anweiſung bezahlen muß. Die 
jenigen Steuern, die dem eigenen Staate zu zahlen wären, mag ber Feind auf 
dem offupirten Gebietstheile erheben; tenn, was dem Staate gehört, ift den 
Eingriffen des Feindes völferrehtlih preisgegeben. Dagegen vermögen wir alle 
darüber hinausgehenden Kontributionen nur als barbarifche Verlegungen des Pri— 
vateigenthums anzuſehen. Berner. 


Körperfchaften (KRorporationen und Genpffen: 
- ſchaften). 

1. Begriff. So verſchieden die Bedingungen ſein mögen, unter denen eine 
Mehrzahl von Menſchen zu einem gemeinſamen Zwecke zuſammenkommen, und ſo 
mannigfaltig die Zwecke find, welche fie"anftreben, fo läßt ſich dennoch jede Ver— 
bindung der Art auf den inneren Gegenſatz der Einzelnen und der Gemein— 
ſchaft, des Ganzen und feiner Theile, der Einheit und ber Vielheit 
zurüdführen. Je nachdem bie eine oder die andere Seite dieſes Gegenfages über- 
wiegt, nimmt bie Verbindung der Menfhen einen andern rechtlichen Charakter 
an; aber völlig verſchwindet auch bei der lebhafteſten Betonung, fei e8 ber Ein» 
zelnen oder des Ganzen, die entgegengefegte Seite nicht, wenn gleich die juriftifche 
Abſtraktion fie Häufig negirt. In der lösbarſten Gefellfhaft, zu welder eine 
Summe eigenwilliger Individuen nur vorübergehend etwa zu einer Kegelpartie 
oder zu einer einzelnen Spefulation zufammentritt, ift dennoch, fo lange fie be- 
fteht, ein wenig Unterorbnung der Inbividuen unter die gemeinfamen Orbnungen 
und Intereffen unerläßlid, und neben tem Gigenmillen der verbundenen Berfonen 
macht fi auch in zweiter Linie ein gewiſſer Gemeingeift geltend. Im Gegen- 
fage dazu läßt fich die engfte und bauernofte Körperſchaft, in welder die Ein- 
beit ver ferporativen Perfönlichkeit und vie Autorität des Ganzen mit größter 
Energie und fo fehr gefteigert wird, daß die Einzelmenfchen, vie in ihr verbunden 
werben, ganz in ten Schatten treten und gleihfam vor dem Blide verſchwinden, 
nie völlig von ver Vielheit der Individuen ablöfen, ohne die fie weder ent— 
ftehen noch auf die Dauer beftehen kann. 

Indem die juriftifhe Lehre einfeitig nur die eine oder die andere Seite 
bervorhebt, in dem Begriffe ver Gefellfhaft (f. d. Art.) nur die der Vielbeit 
der Ginzelmenfhen, und in dem Begriffe der Univerfitas nur die der Einheit 
des Ganzen, der Gefammtperfon, fucht fie gleichſam die Typen der entfchierenften 
Ausbildung je einer Seite bervorzubringen und dadurch für die Orientirung in 
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der großen Menge von Berbindungsformen, welche die Gefchichte und das Leben 
aufweist, unterfcheidende Kennzeichen zu gewinnen. Sie follte fih aber bewußt 
bleiben, daß das wirkliche Leben überall zweifeitig fei, und daß das Hervor— 
treten bald der Vielheit bald ver Ginheit nie ein abfolut ausfchließliches fein 
fönne, fondern immer nur relativ zu verftehen fei. In der Natur find aud 
die Uebergänge aus der einen Form in die andere unmerflih, und es. gibt auf 
ben Grenzen, wo beide Seiten ſich faft das Gleichgewicht halten, vie Erſchei— 
nung, der Wille und das Interefje ver Einzelperfonen auf ter einen — 
und ber Öefammtperfon auf der andern Seite, manderlei Bildungen, bei deren 
unbefangener Erwägung Jedermann zweifelt, ob er fie zu ven Gefellfehaften over 
zu ben Univerfitates (Cinungen) zählen ſolle. Wenn vie neuere germaniftifche 
Doktrin für derlei Mittelzuftände und Uebergangsbildungen, die eher zwi— 
fhen ven beiden Seiten bin und her ſchwanken als fich entfchienen für bie eine 
oder andere Seite befennen, den Begriff der Genofjenfhaft ausgeprägt hat, 
fo bat fie meines Eradtens ganz daſſelbe gethan, was die ältere mehr vomani- 
ſtiſche Doftrin; fie hat aud einen Typus zu erkennen gefucht, der zur Drienti- 
rung in ver Mannigfaltigkeit folder Bildungen dient und für eine Anzahl von 
Verbindungen, in denen beide Seiten des überall vorhandenen Gegenfages mit 
abwehjelnder Stärke fihtbar werben, einen Mafftab der Erfenntniß und eine 
Regel der Beurtheilung gewährt. Wenn die Römer mit Vorliebe die Einheit ihrer 
Univerfitas betonen, fo hängt dae ebenfo mit ihrem ftaatlichen Charakter zufammen, 
welcher in allen öffentlihen Beziehungen volle Unterordnung der Einzelnen unter 
das höhere Ganze fordert, als die unftaatliche Neigung des veutihen Naturels, 
welche ven inbividuellen Eigenwillen in feiner Eigenheit möglihft erhalten will 
und nur einiger Maßen, fo weit es unvermeidlich ift, der Gefammtheit unter 
orduet, vorzugsweiſe zu genoſſenſchaftlichen Bildungen getrieben hat. Ob man dann 
im Spfteme viefe Genoſſenſchaften als eine Unterart ber juriftifhen Perfonen ber 
trachte, wie e# bei den Nutungsgenoffenjchaften meiftens geſchieht, oder als eine 
potencirte Art der Geſellſchaften dieſen beiorbne, wie gewöhnlich die Aftiengefellfhaften 
eingereiht werben, oder ob man die Genoſſenſchaften als eine dritte Gattung zwi⸗— 
ſchen beide hinein fege, das fcheint mir nicht fehr erheblihd. Die Hauptſache ift, 
dag man allfeitig erkenne, daß alle diefe juriftifchen Begriffe keine abfolute Gel- 
tung haben, fondern im wirklichen Leben in einander übergehen. 
Der Ausorud Korporation von corpus und das beutjchere Wort Kör— 
perſchaft paflen offenbar nur für folhe Berbindungen von Menfhen, melde 
eine fefte Organifation und daher au die Organe eines Öemeinbewußt- 
feing umd eines Gefammtwillens erhalten haben, d. h. eben einen Körper 
- haben. Diefer Körper ift freilid fein unmittelbares Erzeugniß der Natur felbft, 
fonvdern ein Wert menfhliher Kultur, aber in ihm wird die Darftellung ver 
Sefammtindividualität und die Einheit des Geſammtlebens fihtbar, wie in dem 
natürlichen Menſchenkörper die Einheit des Einzelmenfhen. Weil nun dieſe Ver— 
bindung von Menjhen einen Körper und in vemfelben ein Organ des Gemein: 
bewußtfeins und Gemeinwillens hat, fo ift fie au eine Perfon, die etwas An- 
beres ift, ala die Einzelperfonen, bie in ihr geeinigt worden find: denn Perfon 
ift jedes körperliche Weſen, welches fähig ift, feinen Eigenwillen auszufpredhen. Im 
juriftiihen Sinne des Wortes aber wird fie nur infofern als Perſon anerfannt, 
als fie fähig ift, Rechte zu haben, Die Körperfhaften ald Rehtsperfonen 
find immer zugleih menfhlihe Kulturperfonen, und um deßwillen erfheint 
die Anerkennung ihrer juriftiihen Perfünlichkeit weniger künftlich ale die Annahme 
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ber meiften andern juriftifchen Perfonen — wie 3. B. der Stiftung ober gar 
ber hereditas jacens. Aber nicht immer find alle Kulturperfonen zugleich als 
Rechtsperſonen anerfannt. Nur auf den höheren Eivilifationsftufen find bie pofl- 
tiven Rechte geneigt, allen Körperichaften, die im Leben entftehen und beftehen, 
auch eine rechtliche Perfönlichkeit zuzuftehen; auf den nievern Stufen werben bie- 
felben meiften® ignorirt over unterbrüdt. 

2. Arten. Auf dem Kontinente find wir gewohnt, nur bie gleichzeitige 
Berbindung Mehrerer zur Einheit eine Körperfhaft zu nennen. Das englifche 
Recht, welches die forporativen Inftitutionen vielfeitiger ausgebildet hat, nennt 
auch die jucceffive Verbindung auf einander folgender Individuen Korporation. 
Es fallen dann fogar die Affentlihen Aemter, vorausgefegt, daß fie einen felbft 
ftändigen Rechtswillen haben und äußern, unter diefen Begriff. !) 

Wenn wir uns aber auf die gleichzeitige Mehrheit von Gliedern befchränten, 
fo unterjcheiden wir weiter, je nachdem bie Körperfchaften nad ihrem anerfannten 
Rechtsbeſtande und nad ihrem Zweck entweber dem Gebiete des öffentlichen Rechts 
oder dem Gebiete des Privatrehts angehören, öffentlich-rechtliche und pri— 
vatrehtlihe Körperfhaften. Der deutſche Sprachgebraud ift geneigt, bie 
erfteren vorzugsweife Körperfhaften, vie legteren eher Korporationen zu 
nennen. Weil in dem öffentlichen Leben die Einheit der Zwede und der Mittel 
überwiegt, fo tft die Berfaffung der öffentlich rechtlihen Körperfchaften meiftens 
einheitlih, und die Unterorpnung der Glieder unter das Ganze eine vollere und 
firengere, und weil in dem Privatleben die Rüdficht auf die beſonderen Interefien 
der Imbividuen ftärfer wirkt, fo hat ſich in ven privatrechtlichen Körperfchaften ver 
genofjenfhaftlide Trieb eher entfalten können, denn die genofjenjchaftliche 
Bildung forgt dafür, daß das Privatinterefie der Genoffen in möglichſter Selbft- 
ftänbigkeit gewahrt bleibe, und dieſe der Gemeinfhaft nicht mehr untergeorbnet 
werben, als e8 zur Erreihung des gemeinjamen Strebens unerläßlih ift. Indeſſen 
gibt es auch ausnahmsmeije politiihe Körperfhaften, in denen die genofjenfchaft 
lihe Theilung fi zeigt, wie denn die Staatenbünde und theilweife jogar vie 
Buntesftaaten im Großen an diefe Bildungsform erinnern; und noch mehr Pri— 
vatforporationen find ebenſo einheitlih organifirt, wie gewöhnlid die politifchen 
Körperfhaften und der Einheitsftaat jelbft. 

Die öffentlichen Körperſchaften gehören entweder dem weltlihen, näher 
dem ftaatlihen Leben an, over fie find religiöfe, beziehungsweife fir liche 
Körperſchaften. Beiderlei Körperfchaften können hinwieder ausſchließlich mit 
öffentlichen Rechten ausgeftattet fein, alſo nur auf dem Gebiete des Stants: 
oder des Kirchenrechts nad) feiner öffentlihen Seite hin als Perfonen gelten; 
oder biefelben find zugleich des Privatvermögens fähig und infofern zugleich 
Perſonen im Privatredte. 

Aber nicht jedes Anıt, das einen beftimmten Amtswillen hat und ausfpridt 
und dem eine begrenzte Rechtsſphäre zu feiner Kompetenz zugewielen wird, heißen 
wir eine Körperfchaft. Polizeibehörden und Gerichtstollegien find ebenfo wenig 
Körperihaften als der Fürft und feine Statthalter. Man könnte wohl den Staat 
felbft, und infofern aud die Obrigkeit eine Körperfhaft nennen; aber man ver: 
meidet diefe Bezeichnung, weil der Staat die öffentlihe Berfon im 


1) Ausführliche und fehr intereffante Auffchlüffe über das englifche Korvorationswefen baben 
wir neuerlich durch R. Gneift erhalten, Engl. Rommunalverfaffung und «Verwaltung. Berlin. 
1860, VBorzügl. Kap. XI, 
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hoöchſten Sinne iſt, von der alles öffentliche Recht überhaupt eniweber geradezu 
abgeleitet iſt oder von deſſen Anerkennung es abhängig und deſſen Aufſicht es unter- 
worfen ift. So weit nım der Staat lediglich feinen Willen durd feine Staats- 
organe äußert, ſchreiben wir diefen Organen feine Perfönlichkeit zu; fie haben 
feinerlei Selbftänvigfeit, fontern find bloß Glieder der Einen großen Staats- 
förperichaft, won teren Geift fie erfüllt, von deren Willen fie geleitet werben. 
Nur wo wir mwenigftens eine relative Gelbftänbigfeit, fogar dem Staate gegen- 
über, finden und anerfennen, wie 3. B. in der Kirche, den Klöftern, Firchlichen 
Orden, oder in den Gemeinden, Univerfitäten, Adelsverbindungen, erkennen wir 
Körperfhaften, deren Begriff wie einen eigenen Körper fo audy einen eige- 
nen Willen erforvert. In dieſer Hinfiht befteht jedoch ein wichtiger Unterfchied 
zwifchen. dem Mittelalter und ver neuen Zeit. Jenes liebte und begünftigte bie 
Selbftändigfeit und Befonverheit der genoſſenſchaftlichen und einheitlichen Ver— 
bände in weit höherem Mafe als vie heutige Zeit, welche auf vie Einheit und 
Untheilbarleit des Staats einen größeren Werth legt und daher auf dem politi- 
ſchen Gebiete nur ausnahmsweife felbftändige Gefammtperfonen zugibt, melde 
tem Staate fich entgegenfegen könnten. Eine Zeit lang hatte ſich die moderne Rich— 
tung bis zum tödtlichen Haß gegen alle forporativen Bildungen gefteigert, und 
ſowohl die abjoluten Fürften als vie Revolutionsparteien wetteiferten in ver Ver— 
nichtung der freien Körperſchaften. In neuefter Zeit aber ift ein Rückſchlag gegen 
dieſe Uebertreibungen zu bemerken, und wir fangen an, burch richtigere Ausſcheidung 
der Stantsautorität in ftaatlihen Dingen und des freien Bereiches korporativer 
Thätigkeit den frieplihen Beſtand auch der Körperfchaften wieder zu achten, ohne 
die Hoheit und Einheit ver Staaten irgend zu verlegen oder zu ſchwächen. 

Die BPrivatltorporationen (bie Genoffenfchaften inbegriffen) find 
zunädft vermögensrechtlihe Gefammtperfonen, aber es ift möglich, daß ihnen auch 
Öffentliche Pflichten auferlegt werden ober Rechte zukommen, 3. B. Bormunb- 
fhaftspflihten, repräfentative Rechte u. dgl. Dann nähern fie fi von entgegen- 
gejegter Seite ber den politifhen Körperjhaften am, welche zugleich Privatrechte 


n. 

3. Gründung und Auflöſung. Während des Mittelalters ſind auch 
manche religiöſe und politiſche Körperſchaften durch freie Beliebung ohne Autori— 
fation der geiſtlichen und weltlichen Obrigkeiten entſtanden; für viele andere warb 
aber damals fchon die Ermächtigung und Kreirung durch die höchften Gewalten 
nachgeſucht und gewährt, und die Anficht, daß die Entftehung folder Körper- 
fchaften von der füniglihen Genehmigung abhängig fei, wurde damals ſchon auf 
die faiferlihen Satzungen des römischen Rechts begründet. Der moderne Staat 
aber behauptet mit Bewußtſein feine oberfte Autorität über das ganze Gebiet 
des öffentlihen Redhts und macht daher die Bildung aller neuen öffent- 
lih-re&htlidhen Perfonen von feiner Autorifation abhängig. Es gilt das 
nunmehr auh von firhlidhen Körperfchaften, ſobald viefelben ven Cha— 
rakter von Rechtsweſen erhalten follten. Auh wenn man dafür forgen mag, 
daß die Staatsgewalt diefe Befugniß nicht nad) bloßer Yaune und mit Will- 
für übe, fo darf man ihr das Recht jelbft nicht abſprechen, zu prüfen, inwie— 
fern die Kreirung einer folden neuen öffentlicherechtlihen Perſönlichkeit mit ver 
Dronung des öffentlihen Rechts und mit den Interefjen ver öffentlihen Wohlfahrt 
verträglich fei, und wenn fie fi) von dem Gegentheil überzeugt, die Entftehung 
derfelben zu behindern. Aus demſelben Grunde ift die Staatsgewalt ebenfalls be- 
zehtigt, einer Öffentlichen Körperihaft, deren Fortbeſtand im Laufe der Zeit mit 
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ber gemeinen Orbnung und dem öffentlichen Wohl in ernften Widerftreit geräth, 
die ftaatlihe Autorifation wieder zu entziehen und dieſelbe aufzuldfen. Zwar 
find auch hier Garantien wünſchbar gegen eine despotifhe Aufhebung beftehenver 
Körperfchaften etwa aus eigennügigen Abfichten der Staatsregierung, um ſich des 
Korporationsvermögens zu bemädhtigen; aber auf bie Befugniß ver Auflöſung 
fann der Staat nicht verzichten. 

Haben die Korporationen nur eine privatrehtliche Bedeutung, fo 
ftehen zunächft ihrer freien Bildung feine öffentlich-rechtlihen Bebenfen im 
Wege, und es ift nicht, einzufehen, weßhalb hier eine ſtaatliche Vorprüfung und 
Genehmigung in der Regei nöthig fein ſollte. Es ift offenbar nicht die Aufgabe 
des Staats, die vorhandenen Privatperfonen gegen den Zuwachs und gegen bie 
Konkurrenz neuer Privatperfonen zu fhügen, fei e8 natürlicher Berfonen oder redht- 
licher Kulturperfonen, ſondern weit eher die Aufgabe vesfelben, ſolche neue Privat: 
fhöpfungen, die in ſich felber lebensfähig find, in ihrer Eriftenz anzuerfennen und 
gegen unrehtmäßigen Angriff zu fhügen: die Erfennbarkeit aber folder Gemein- 
haften ift auch chne einen Staatsſtempel vorhanden, ber ihrer Entftehung auf: 
gebrüdt wird. Deſſen ungeachtet hat in vielen neueren Staaten bie im Grunde po- 
litiſche Vorſchrift des römischen Kaiferrehts, daß aud für Privatforporationen bie 
Staatsbewilligung erforberlih fei, Aufnahme gefunden, und man ſucht dann ihren 
Hemmnifjen und Härten in einzelnen Fällen dadurch einiger Maßen zu begegnen, 
dag man für mancherlei Bildungen der Art eine ſtillſchweigende Staatsbewilligung 
fingirt. Leichter läßt fich die Entftehung von Genoſſenſchaften ohne Staats- 
‘ bewilligung turhführen, weil dieſe offenbar von dem römifchen Verbote nicht be— 
troffen werben, als von einheitlichen Korporationen (universitates). Endlich haben 
auch Rückſichten des öffentlichen Kredits zuweilen die modernen Staaten beftimmt, 
die Entftehung von gewiflen Arten der genoffenfhaftlihen Korporationen — wie 
insbefondere für Attiengefellfhaften (f. ven Art. Gefellih. anonyme) — an bie 
Stantsgenehmigung zu binden, 

4. Rechte. Als förperfchaftliche Rechte kommen vorzüglich in Betradt: 

a) Verfaſſungsrecht und Autonomie innerhalb der Schranken ber 

Staats- beziehungsweife der Kirchenverfaffung und des gemeinen Lanbredts. 

(ſ. d. Art. Autonomie.) 

b) Wahlen der BVorfteherfchaften, ver Stellvertreter, der Angeftellten. 
co) Selbftbeftimmung ber förperfhaftlihen Thätigkeit zur Erfüllung der 

Korporationszwede. Je nad der ftaatlichen oder kirchlichen Natur der Kör- 

perſchaft kann fih das Maß viefer freien Selbftbewegung abftufen, aber 

ganz darf fie niemald der Körperfchaft entzogen werben, wenn biefe be- 
ſtehen fol. 

d) Selbftverwaltung des Korporationsvermäögens, info 
fern die Körperſchaft ein ſolches haben darf. 

5. Verhältniß zum Staate. Auch ver heutige engliſche Staat ift, 
wie Gneift uns belehrt, noch großen Theils aus einer Zahl Fforporativer Ver- 
bände zufammengefügt Im Mittelalter war der gegliederte forporative Aufbau, 
aber auch die Zerflüftung und Zerbrödelung der Staaten in die aus einander 
ftrebenden Körperſchaften allenthalben in Europa wahrzunehmen. Es läßt ſich nicht 
läugnen: die Weftigfeit und Dauerhaftigfeit der Staatsverfaffung wird durch kör— 
perſchaftliche Gliederungen fehr gefördert. In diefen Verbänden ift eine zähe Wil- 
lenskraft wirkjam, welde fid rafchen Wanplungen und plöglihen Schwankungen 
des Staatslebens widerſetzt. Sowohl ber Despotismus, der von Oben dur die 
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Bureaufratie und das Militär Alles uniformirt, als die revolutionäre Luft am 
Umfturz der beftehenden Ordnung, die ſich von unten gährend erhebt und in ihrer 
Weiſe Alles nivellirt, finden in ſolchen Körperſchaften oft eine nachhaltige Schrante. 
Dis auf einen gewiſſen Grad find fie eine nöthige Ergänzung eines atomiftifchen 
Individualismus, ein nüglihes Mittelgliev zwiſchen ven einzelnen Stantsbürgern 
und ter mächtigen Stantseinheit, eine Garantie der berechtigten ‚Freiheit und ver 
Mannigfaltigteit menſchlicher Gruppirung. 

Aber auf der andern Seite dürfen wir uns, in Erinnerung an die mittel— 
alterlihen Zuftände und felbft im Hinblick auf die engliſche Staatsverwaltung 
auch darüber nit täufhen, dag der moderne Staat weder feine Einheit durch 
bie forporativen Verbände gefährden, nod vie Energie feiner ftaatlihen Aktion 
durch die unvermeidlihen Friftionen hemmen laffen darf, melde fi der Bermwal- 
tung in den Weg ftellen, fobald dieſelbe gertöthigt wird, fi) auf dem guten Wil- 
len der Korporationen zu ftügen, um ihre Funktionen auszuüben. Diefen Gefahren 
und Schäden entgeht der Staat nur, wenn er rüdjichtslos den Grundſatz durd)- 
führt: Die taatliden Funktionen dürfen in feiner Bezie- 
bung vor vem Sonderwillen ver Körperfhaften abhän- 
giggemadht werden. Go weit bie ftaatlihen Funktionen reichen, ift bie 
Einheit des Staatsgeifted und des Staatswillens oberftes Gefeg. Den Körper- 
ihaften darf daher nur infoweit, aber joll auch infoweit Freiheit veritattet 
werben, als fie ohne Beeinträchtigung des Staatsorganismus und der Staats- 
zwede einen befonderen Bereich haben, wie immer verfelbe im übrigen 
geartet fei, ob gemeinnägig oder religiös, auf Wohlthätigkeit oder auf gefelliges 
Vergnügen gerichtet, der Willenfchaft oder der Kunft bienend, . 

Nah diefen beiden Grundſätzen regelt ſich dann auch jowohl die Nothwen- 
digfeit der Staatsauffidht über vie üffentlich=rechtlihen Körperichaften als 
ihre Begrenzung. Wo immer die Körperfchaft der verfaffungsmäßigen Entwid: 
lung der Staatsorgane ftörend in den Weg tritt umd in diefelbe ungebührlich über- 
greift, muß fie in ihre Schranken verwiefen, aber ſoweit die forporative Freiheit 
gleihfam in eigenem Haufe waltet, dieſe aud von den Staatsbehörden geachtet 
und gejhügt werden. Zu diefen beiden Rückſichten kommt bei den Körperfchaften, 
deren geficherter Fortbeſtand im öffentlichen Interejje liegt, nod eine Staats- 
jorge für deren Bewahrung beziehungsweife audh das Reformrecht de 
Staates hinzu, um Mißbräuchen entgegenzumwirfen,, welche die Gefundheit der 
Körperichaft jelbft verderben oder ihre Kräfte auf gemeinſchädliche Ziele hinleiten. 

Ueber Privatforporationen dagegen gibt e8 feine regelmäßige Staats: 
aufſicht. Es bedarf vielmehr beſonderer Urfachen, um biefelbe in Bewegung zu 
jegen. Aber es verfteht fih, daß die Bedrohung ver fittlihen und der Rechtsord— 
nung oder der BVolfswohlfahrt durch ſolche Gemeinfchaften ven Staat veranlaft 
und berechtigt, auch diefen Körperjchaften gegenüber theils hemmend, theils ftrafenn, 
reformirend oder auflöfend einzufchreiten, Bluutichti. 


Korſika. 


Die Inſel Korſika iſt unter den italieniſchen Inſeln die dritte der Größe 
nach. Ihre Länge beträgt ungefähr 25 deutſche Meilen (genau 182,885 Metres), 
ihre Breite gegen 11 Meilen; ihre Oberflähe wird von frauzöſiſchen Geographen 
auf 874,745 Hektaren berechnet. Sie liegt zwiſchen dem 41. und 43. Orad nördlicher 
Breite und dem 6. und 7. Grab öſtlicher Länge. Im Süden dur die forallenreiche 
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Meerenge von Bonifacio von Sarbinien getrennt wirb fie vom tyrrheniſchen und 
ligurifhen Meere umfloffen. Ihre Lage zwifchen Italien, Frankreich, Spanien und 
Afrika gibt ihr eine große maritime Wichtigkeit, und hat fie zum Ziele ver Erobe- 
rung aller jener Länder gemacht, während das mächtige Syſtem ihrer Gebirge 
und Thäler den Eroberern die Unterwerfung des Friegerifhen Inſelvolks unendlich 
erfchwerte. Denn ganz Korſika ift von Gebirgen durchzogen; fie theilen die Infel 
vom Kap Korfo, der nörblichften Spike, der Yänge nah bis zum Kap Bonifacio, 
fenden nad) beiden Seiten Arme aus, welche Thäler bilden, und erreichen in ber 
Mitte des Landes ihren höchſten Höhepunkt. Der fchneebevedte Berg Rotondo 
ift 2764 Metres, fait 9000 Fuß hoch, ver Monte d'Oro 2653, der Monte 
Cardo 2500 Metres body, und außer ihnen erheben fidy noch zahllofe prächtige 
Berge von 6000—7000 Fuß Höhe, die zum großen Theil mit Urwäldern bedeckt 
find, beftehend aus jenen Riefenbäumen (pinus altissima), welde jhon die Alten 
als die höchſten Eurpa’s rühmten. Indem nun diefe Gebirge von dem Hauptgrat 
ffelettartig ihre Zweige ausfenden, entfteht dadurch ein Zellenfyftem von Thälern, 
welde, von ven föftlichften, von Forellen wimmelnden Bächen durdraufcht, in der 
üppigften Vegetation prangen, und an Oliven, Granaten, Limonen, Feigen und 
Mandeln fo reich find, daß ihre Fruchtbarkeit ſprüchwörtlich geworden if. Von 
dem Hauptgebirgsftod ftrömen nahe beim Monte Rotonde die drei größten Flüſſe 
der Infel herab, nady dem Welten der Liamone, nah dem Oſten der Golo und 
ber Tavignano; aber keiner derſelben ift fhiffbar und fie alle verfiegen im Nach— 
fommer wie die Flüffe Sardiniens oder Siciliens. Die Oſtküſte der Infel bildet 
wenige Golfe, fondern von Porto VBechio bis nah Baftia eine Tiefebene, vie 
nad dem Meere zu mehrere große Teihe und fiebervolle Maremmen bat, wie 
die Küfte Tosfana’s; dagegen bildet die weſtliche Seite Korſika's eine Reihe von 
großen, malerifhen Golfen und Häfen, wie die Golfe von Balinco, Ajaccio, Sag- 
gone, Porto, Girolata, Galeria, Calvi, Ifola-Roffe, S. Fiorenzo. 

Die Erhebung des Erbreihs in verfchiedenen Epchen, welder die Infel 
ihre Entftehung verbanft, brachte die geologifchen Schichten hervor, die man auf 
Korfita bemerkt. Der erften Erhebung gehören das Oranitgebirge und die herr- 
lichften Porphyrmaſſen an, die bisweilen frei zu Tage ftehn. Talk, Serpentin und 
das falfüre Geftein bezeichnen die mittleren und tertiären Formationen. Vulkane 
gibt e8 auf der Infel nicht, aber wohl zeigen ſich einige Spuren ihrer ehemaligen 
Thätigfeit, wie auf Sardinien. Auffallend ift die große Armuth der Infel an 
Metallen, während dod das nahe Elba daran fo reich ift; dagegen ift die Menge 
ber föftlihen Steinarten fo groß, daß man Korfifa das Paradies der Geologie 
nennt. Die verfchiedenen Arten von Granit, von Porphyr, Eurit, Amphibolit, 
Jaspis und Agat, von Marmor und Ulabafter find mweltbefannt, und wurben 
fhon von den Römern für ihre Prachtbauten ausgebeutet. Dem großen Gebirgs- 
foftem entfpringt desgleihen vie Fülle mineralogifher Waller, von denen vie 
Heilquellen von Drezza, von Pietrapola und von Guagno einen vorzüglihen Ruf 
genießen. 

Was das Klima Korfita’s betrifft, fo jagt der jüngfte Geograph der Infel, 
Vrancesco Marmochi, daß es auf Grund der Gebirgsnatur alle Elimatifchen 
Regionen von Toskana bis zu Norwegen empor in fich begreift. An den Meeres- 
füften, in ven Thälern gibt es nur zwei Jahreszeiten, Srühling und Sommter, 
und felten fällt der Thermometer im Winter unter Null. In den Bergen 
finft dann die Temperatur nach der relativen Erhebung vom Klima Frankreichs 
und Süddeutſchlands bis zur Luft des Alpenſchnees. Die ſüdlichen und öſtlichen 
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Gegenden find ſtark dem Siroffo ausgeſetzt und von Fiebern heimgeſucht; in der 
mittlern Region aber, wo das eigentliche korſiſche Bergvolk wohnt, herrfcht eine 
erguidende Friſche, und die Menſchen erreihen dert nicht felten ein Aiter von 
90 Jahren. 

Im Verhältniß zu den klimatiſchen Stufen fteht auch die Begetation; benn 
Korfita erzeugt die Pflanzenarten der ſüdlichen und ver fälteren Zone. Die inbi- 
fche Fenje (Opuntia ficus indica), bie Agave oder ver Kaftus, die Fächer⸗min, 
die Dattelpalme kommen häufig in den Küftenftrihen vor; die Myrthe, die Erifa, 
ver Lentiskus, ber Arbutus wachjen zu Bäumen auf; vie Produktion an Del (in 
ber Provinz Balagna), an Limonen (im Kap Korfo), an Wein (ebenvafelbft, und 
in Ajaccio) ift groß; die Kaftanien- und Nußbäume der Infel find berühmt, und 
bie hohen Berge ſchmückt die umvergleichlihe Pracht ver Pinien- und Lärchen- 
baͤume. Ale Hügel umbufht der ſchöne goldgelbe Ginfter vom Aetna und bie 
Klematis oder weiße Walbrebe; die graciöfen Karpophilien und vor allen bie 
duftenden Labieen beveden die Gefilde, und all’ dies mohlriehende Kraut würzt 
zu jeder Jahreszeit die Luft fo angenehm, daß Napoleon noch auf St.Helena 
fih daran erinnerte und jagen konnte: „Am bloßen Duft würde id mit ge 
ſchloſſenen Augen Korfita erkennen.“ 

Das Thierreih tritt hinter dem Pflanzenſyſteme zurüd. Die Thiere find auf 
ver Infel fehr Hein, wie Pferve, Efel und Rinder; die Viehzucht befteht Haupt- 
fählih in der Pflege von ſchwarzhaarigen Schaf- und Ziegenheerven, aus deren 
Wolle und Milh ver Neihthum ver größten Zahl der Korfen befteht. Cigen- 
thümlich ift der Infel das wilde Gebirgsfhaf Mouflon over Muffione. Wölfe 
und Bären gibt es nicht; Raubvögel wenige; giftige Schlangen Feine; nur bie 
giftige Spinne Malmignate und die gleich gefährliche Ameiſe Innafantado wird 
gefürchtet. Groß dagegen ift ver Neihthum an Korallen, Mufheln, Fiſchen; und 
der Fang der Thunfifhe und Sarbinen wird eifrig betrieben 

Auch der Menſchenſchlag ift Hein, und fein iveellfter Typus die Napoleons- 
geftalt. „Die Korfen, fo fagt der Ingenieur Robiquet, find von mittlerer Größe 
und mwohlgebaut: fie zeigen nicht zur Starfleibigfeit; ihre Farbe ift bleih und 
braun, ihre Züge find regelmäßig, ihre Phyfiognomie ausdrucksvoll. Die Bewohner 
ber Berge find außerorbentlich lebhaft." Wir feren hinzu, daß die Frauen ber 
Infel uns ſchöner erfchienen find, als die Männer; vie Geſichtsbildung biefer ift 
oft abfchredenn wild, Hart und heftig von Ausdruck, aber die der Frauen fanft, 
graciös, leidend, und ihre Augen mandmal von dem fanfteften Blau. Allgemein 
ift das fchöne, ftarke und fhwarze Haar. Inder fo ſauftmüthig die korfiihen Wei- 
ber erſcheinen mögen, fo leivenfhaftlid find fie doch in Liebe und Haß. Gregoro- 
vius bat in feinem Werke „Korſika“ davon viele Erzählungen aufgezeichnet und 
au bemerkt, daß eine große Zahl jener eigenthümlichen Racheliever oder Todten- 
Hagen (Vö6ceri), deren er mehrere ind Deutſche überjegte, von korſiſchen Frauen 
und Mävchen gevichtet find. Die Blutrache (vendetta) ift jeit langen Jahrhunderten 
die Geißel des fhönen und armen Landes. Sie fordert noch heute ihre Opfer, 
wenn auch nicht mehr fo viele, da Napoleon III. die allgemeine Entwaffnung des 
Bandes durchgeſetzt hat. Denn bis zu feiner Zeit wurbe diefe gebulvet, weil bie 
Bewohner von der Juftiz und der Gensdarmerie nicht hinreichend geſchützt wurden. 
Der Bauer aderte bewaffnet mit Dold und Flinte, und man fonnte oft ganze 
Ortſchaften, auf melden vie Vendetta laftete, unter Waffen fehn. Wer aus Pflicht 
der Rache iumd biefe tft in Korſika heilig) einen Menſchen erdolcht oder erfchoflen 
bat, wird Bandito genannt, das heißt keineswegs ein Räuber im italienifchen 
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Sinne des Wortes, ſondern einer, der vor dem Geſetz flüchtig in ven Bergen 
lebt, von denen er dann in die Orte hinabfteigt, feine Vendetta zu vollziehen. 
Die Berge Tor, Einto, Rotondo find berühmt als Zufluchtsörter dieſer Banbiti, 
welche dort, heimlich von den Ziegenhirten genährt, ein romantiſches, vogelfreies 
Leben führen. Man verfichert jedoch, daß feit der Entwaffnung des Bells und 
einer ftrengeren Handhabung der Polizei das Banditenweſen fih ſehr gemin- 
dert bat. Im Jahr 1852 zählte man ungefähr 300 freie Bluträcher in ven Ber- 
gen. Nach einer ftatiftifchen Berechnung vefjelben Jahres waren feit 1821 4300 
Morde verübt worden; in den erfien 7 Monaten des Jahres 1852 waren 99 
Mordthaten vorgefallen. Die Gefammtbenölferung der Infel aber beträgt nur 
230,000 Seelen. Dagegen berichtet der Geſchichtſchreiber Filippini, daß zu feiner 
Zeit (im 16. Jahrhundert) in 30 Jahren 28,000 Korjen ſich aus Rache gemordet 
hätten, und im Jahre 1715 zählte ein anverer Hiftorifer 28,715 Morde inner- 
halb 32 Jahren. 

Die furchtbare Leivenfhaft dieſes Volks, deren dämoniſche Seite dieſe Ben- 
vetta ift, glänzt aber aud durch viefelbe unzähmbare Kraft in einer Geſchichte 
von Helvenfämpfen ohne Gleichen: fie beginnt mit den hiſtoriſchen Anfängen ihrer 
Infel und endet mit Napoleon dem Großen. Um diefer Gefchichte willen, wegen 
iefer wahrhaft antiken Liebe zur Freiheit, melde eine fortlaufende Reihe von 
Jerven erzeugt hat, bleibt dem Meinen Bolte ver Korjen ein unfterbliher Name 
eſichert. Wir werben bier kurz einen Abriß feiner Gefchichte geben. 

Die Korfen, urfprünglich von keltifcheligurifcher, und nicht von etrusfifcher Race, 
‚ewohnten feit unbefannter Zeit ihr Eiland, welches die Griechen Kyrnos, bie 
Römer Korfifa nannten. Die Pholüer gründeten zur Zeit des Cyrus dort 
ihre Kolonie Alalia (heute Aleria), wurden aber dann gezwungen, auszumans 
dern und ließen fih in Maffilia (Marfeille) niever. Dann bemächtigten jich bie 
Etruster, nad) ihnen die Karthager ver Küften, bis im Jahre 260 v. Chr. ©. 
die Römer unter Lucius Cornelius Scipio die Infel zu erobern fih aufmachten, 
Mehr als 100 Jahre lang wehrten fi die wilden Korfen gegen das römiſche 
Joch; fie erlagen endlih dem Scipio Nafica. Korſika wurde nun gemeinſchaftlich 
mit Sardinien durch‘ einen Prätor verwaltet, der in Caralis (Cagliari) feinen Sit 
hatte. Marius gründete die Kolonie Mariana, Sylla ftellte Aleria wieder ber, 
beide auf der Oftküfte der Infel gelegen, und feither bezogen die Römer aus ihr 
Honig, Wachs, Bauholz, Marmer, Granit und Sklaven, bie jedoch ihres Troges wegen 
verrufen waren. Nur eine römifhe Straße warb angelegt, nämlid von Mariana 
bie zum Südkap. Korfifa galt übrigens als Verbannungsort; Senefa war fieben 
Jahre dafelbft im Eril, und noch zur Zeit der Karolinger wurden Berurtheilte 
nad) diefem Eiland verbannt. 

Nah dem Sturze des römischen Reiches überzogen die Infel Romanen, By: 
zantiner, Saracenen, Germanen. Während der karolingifchen Periode ward fie von 
Grafen regiert, und allmälig bildete fid) dort ein Lehnsadel aus, wie in allen 
Gegenden Italiens. Die Päpfte beanfprudten ven Befig Korſika's von ber frage 
lien pipinifchen Schenfung ber, aber fie famen nicht zur Herrfhaft über bie 
Infel. Ihre Geſchichte ift bis zum elften Säfulum dunkel. Am Anfange deſſelben 
erhob ſich das Volk gegen die Tyrannei der Herren von Ginarca, der mächtigften 
Barone Korfila’s; ein erftes Parlament wurde in Morofaglia gehalten, Sam— 
bucuceio von Alando zum Kapitän des Volls ernannt, und ein freier demofra= 
tifher Diftrift als Terra del Commune fonftituirt. Es umfaßte einen großen Theil 
der Infel dieffeits der Berge. Die darin liegenden Orte (pievi von plebs) wähl- 
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ten fih ihre eigenen Borftände, aus denen wieder ein Kaporale in der Eigenjhaft 
eines Bolfstribuns hervorging. Der eigentliche Rath dieſer alten, merkwürdigen 
Eidgenoſſenſchaft beftand aus den Dobici, den Zmwölfmännern, welde die höchſte 
gefeßgebende Gewalt befaßen. Diefe Konftitution Sambucuccio’8 bildete die Grund: 
fage aller ſpäteren Konftitutionen der Infel und ben unvertilgbaren Keim ver 
Nationalfreiheit von feinem Heldenvolf. 

Nah diefer Zeit warb tie Infel in fortvauernte Kämpfe des Volks mit den 
Signoren und biefen unter ſich zerriffen. Im Jahr 1098 wurden jebod vie 
Bifaner Herren Korfila’s, nachdem ihnen der Papft Urban II. die Anfprüde ver 
römifhen Kirche abgetreten hatte. Ihr Regiment wird als weife und väterlid) 
gerühmt. Die Genuefen eroberten hierauf die Stadt Bonifacio und verbrängten 
allmälig, unter blutigen Kämpfen, ihre Nebenbuhler, nachdem Giudice della Rocca, 
ein korfifher Held im Dienfte der Republit Pifa, von ihnen überwältigt und nadı 
Genua in den Kerker gebradht worben war, wo er 1312 ftarb. Nun trat Pifa 
vie Infel an Genua ab, und aud die Terra del Kommune mußte fi unterwerfen 
im Jahr 1347. Mit dem genueftihen Regiment begann aber ver beifpiellofe, unab- 
läffig fortgejegte Kampf der Korjen gegen diefen Nationalfeind. Held nad) Helv 
erhebt fid) bis auf Napoleons Zeit; ihr Zwed ift immer verfelbe: die Freiheit 
des Baterlandes; ihre Thaten immer dieſelben: beroifh und ver Unfterblichfeit 
werth; ihr Schidjal immer das gleihe: tragifcher Untergang. Man möchte glauben, 
es fei immer ein und dekſelbe Mann, der nur unter anderem Namen und zu 
verjchiedenen Zeiten wieberfehrt. 

Der erfte jener Forfifchen Helven war Arigo della Rocca, vom Geflecht der 
Einarca, dem aud Gindice della Rocca angehörte. Aus dem Eril heimgefehrt, 
warf er fih im Jahre 1392 zum Grafen Korſika's auf und regierte die Infel 
vier Jahre lang fräftig, doch graufam. Der genueftfche Senat verzweifelte an ihrer 
Wiedereroberung, er trat fie vaher an die Geſellſchaft Mahona ab, fi) vie Souveräne- 
tät vorbehaltend. Nah vielen Kämpfen gelang es den Truppen biefer genuefifchen 
Dank, Arigo zu vertreiben, aber er fehrte wieder, kämpfte muthig und unterlag 
nur dem Gift, im Jahr 1401. 

Sein Neffe Bincentello d'Iſtria feste hierauf den-Kampf mit gleicher Kraft fort, 
bis fein Haupt im Jahr 1434 auf der großen Treppe des Palaftes von Genua fiel. 
Nach feinem Tode ftritten die Signoren um die Herrſchaft der Infel, ſowohl forfifche 
als genuefifche, und das unfelige Yand gerieth in das tieffte Elend, zumal es im 
Jahre 1453 an eine zweite Bank Genua’s, die Kompagnie des heiligen Georg, 
abgetreten worden war. Diefe jhicdte ihre Gouverneure nah Korfila, rechte Bam: 
pure, denen das Recht um Gold feil war, und die Infel erfüllte ſich feitvem mit 
Banpiten, Bluträhern und fühnen Parteigängern. Als Genua hierauf im Jahre 
1464 in die Gewalt des Franz Sforza von Mailand fiel, wurde Korfita eine Zeit 
lang von mailändifchen Vicefönigen regiert, denen die Korfen nicht minder lebhaften 
Wiverftand leifteten. Wieder in Befig der Infel gelommen, mußte die genuefifche 
Republif die größten Anftrengungen maden, ihn zu behaupten. Kaum hatte 
fie am Enve des 15. Jahrhunderts den heroifhen Giampolo da Leca überwunden, 
als ein noch Fühnerer Mann das Bolt gegen fie in Waffen rief. Das war 
Renuccio della Rocca, aus dem alten Helvenftamme ver Cinarca, Mehrmals 
durch die Uebermacht genuefifher Heere vertrieben, kehrte er immer wieder. 

Im Jahre 1507 durch den berühmten Andreas Doria gezwungen, die Waffen 
niederzulegen, entfloh er drei Jahre fpäter aus Genua und landete mit nur adt . 
Freunden in Korfifa; aber die erichöpften Korſen weigerten ſich, weiter zu kämpfen 


22 Aorfika. 


‚und man erfchlug Renuccio bei Ajaccio im Jahr 1511. Mit Giampolo und Ne 
nuccio bella Rocca war die Macht der korſiſchen Signoren gebroden; nun wan- 
verten viele Edle aus, in Venedig, in Ylorenz, in Rom, in Frankreich Dienfte 
zu nehmen, während das Volk der Defpotie jener Gouverneure ausgefett blieb, 
welche die genuefifhe Bank jährlich nad der Infel ſandte, wo fie in Baftia re 
fivirten. Man ließ dem Lande einige demokratiſche Inftitutionen ; die Zwölfmänner 
vertraten bie Rechte des Volkes beim Gouverneur, und ein forfifcher Dratore beim 
Senat in Genua. Man dulvete die Gemeinbeverfaffung der Pievi und die Par- 
lamente; aber bald ging Genua zu einem völligen Defpotenregiment über, und 
trat jedes Gefeg mit Füßen. Die Infel, eine Domäne der Bank, warb von ihren 
Agenten, Spekulanten und Beamten ausgefogen, und die Ungerechtigkeit ver Juftiz 
zwang bie Korfen, in der Vendetta ihr einziges Heil zu ſuchen. Der Haß ver 
Korfen gegen Genua warb zu einer Nationaleigenfhaft, man kann fagen zu einer 
Religion. Da erhob fid einer der erftaunlichften Charaktere dieſes, an großen 
Menihen reihen Eilands in Samperio. Diefer Mann, ohne Ahnen, im Gebirg 
des Südens geboren, hatte im Eril Dienfte bei ven fhwarzen Banden Johannes 
von Medici genommen, war dann Oberſt eines Korjenregiments® im Dienfte 
franz I. von Frankreich geworden, und benugte nun den Krieg Heinrichs II. mit 
Karl V., fein Vaterland zu befreien. Er fegelte mit der franzöfifchen Flotte nad) 
Baftia im Jahr 1553, naym diefe Stabt, eroberte Ajaccio, während bie mit 
Frankreich verbündeten Türken Bonifacio einnahmen. Die Genuefen behaupteten 
fi) nur in Galvi, ſandten jedoch den greiſen Andreas Doria ab, welcher dem 
Krieg eine günſtige Wendung gab. Gr dauerte ſechs Jahre lang; Sampiero be— 
dedte fi) mit Ruhm, aber der Friede von Chateau Cambrefis im I. 1559 lie— 
ferte Korfita wieder in die Hände Genua’. Nun durchwanderte Sampiero vie 
Welt Hülfe fuhend; er ging nad Navarra, nah Algier, nad Konftantinopel, 
nad Franfreih: man bot ihm nichts als gute Worte. Unterdeß verlodten die Ge— 
nuejen fein Weib Bannina d’Ornano, fi aus Marfeille nad Genua in ven Schuß 
der Republik zu begeben. Sie fegelte mit ihrem Kinde ab, aber vie Freunde Sam- 
piero’8 holten die Flüchtige auf der See ein und bradten fie in das Schloß 
Zaift bei Air in Gewahrfam. Sampiero, eben aus Algier nad Marfeille heim- 
gekehrt, eilte zu feinem Weibe, führte fie nah Marfeille in fein Haus, und er- 
würzte „die Verrätherin an feinem Vaterlande“ mit eigenen Händen. Dann ließ 
er fie prachtvoll beftatten. Die ungehenre That erregte Schauder und Bewunde— 
rung, und der Hof ber Katharina von Medici ahndete fie an dem fürchterlichen 
Korfen nid. 

Nahdem Sampiero vergebens bei Franfreih Hülfe gefucht hatte, beſchloß er 
allein Korfita zu befreien. Er landete am 12. Juni 1564 im Golfe von Balinco 
mit nur 20 Korfen und 25 Franzoſen. Er verfenfte vie Galeere, auf der er 
gefahren war, und als man ihn fragte, wo er Rettung fuchen wolle, wenn ihn 
die Genuejen überraſchten, antwortete er: „in meinem Schwert!" In kurzer Zeit 
eroberte er mit beifpiellofen Waffenthaten viele Drte, ſchlug die erften —— 
der Genueſen, befreite faſt das ganze Land, und wäre wohl zu ſeinem Ziele ge— 
langt, wenn er nicht der Vendetta zum Opfer fiel. Die Verwandten ſeines Weibes, 
die Signoren von Ornano ließen ſich in das genueſiſche Intereſſe ziehen, und 
Sampiero fiel in einem Hinterhalt, am 17. Januar 1567, nachdem er ſich mit 
Heldenmuth vertheidigt Hatte, getroffen von ver BVerrätherfugel feines eigenen 
Scilpfnappen. Er hatte 69 Jahre erreicht. Sein Tod erfüllte Korſika mit namen- 
lofem Schmerz; aber fein junger Sohn Alfonfo hielt nody mehr als 2 Jahre ven 
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Gennefen Stand, Bis er zu einer ehrenvollen Kapitulation gezwungen ins Eril 
nah Franfreih ging, wo er nad rühmlichen Waffenthaten als Marſchall ftarb. 

Der Freiheitsfampf unter Sampiero und Alfonjo hatte Korfifa um die Blüthe 
feiner Kraft gebradt, und die Infel lag wüſte und mit Blut bevedt zu den Füßen 
Genua's. Die Städte und Dörfer waren eingeäſchert, der Aderbau hatte faft auf- 
gehört, die Vendetta vaste ald Furie von Ort zu Ort, und mehr als hundert 
Jahre lang blieb Korfita in einer tovesähnlihen Erfhöpfung. Nachdem aber das 
Bolt feinen Haß und feine Kraft wieder gefanımelt hatte, erhob es fi von Neuem 
und zu nod glänzenveren Kämpfen um feine Unabhängigkeit, im Oftober 1729. 
Pompiliani, dann Ceccaldi und Giafferi wurden Häupter der Nationalpartei, fie 
erfochten einige Siege über die Genueſen und konftitwirten das Yand auf einer erften 
legislativen Berfammlung zu Gorte, im Jahr 1731. Die erfhredte Republit Genua 
wandte fich hierauf an den deutſchen Kaifer, welcher ihr 8000 Deutſche für Geld 
verfaufte. Sie gingen nad der Infel unter dem Befehl des Generald Wachten— 
dont, während Camillo Doria die Genuefen fommandirte; aber fie richteten nichts 
aus. Wachtendonk ward bei S. Pellegrino geſchlagen und zur Kapitulation genöthigt; 
ein neues Heer deutfher Söldner fam unter dem Prinzen Ludwig von Würtem- 
berg, und man zwang bie Korfen am 11. Mai 1732 zu einem Bertrag in Corte, 
welcher ihnen manche Erleichterungen ficherte. Genua ſah ſich jedoch faum im Beſitz 
der Infel, und faum waren bie Deutfchen ven Bertrage gemäß im Juni 1733 
abgezogen, als der unauslöfchlihe Haß wierer in Flammen ausbrad. Das er- 
bitterte Bolt wollte lieber fterben, als den genuefifhen Kaufleuten vienftbar fein, 
Das ganze Land ergriff die Waffen; man erftürmte Corte, man ernannte Hya— 
cint Paoli aus Morofaglia, und Luis Giafferi zu Generalen, und diefen gelang 
es, die Genuefen auf die feften Pläge zu bejchränfen. Das Parlament ver Korfen 
ſprach im Januar 1735 die Unabhängigkeit der Infel aus, der Wovofat Cofta 
warb mit den Entwurf einer Landeskonſtitution beauftragt, und bie Welt richtete 
voll Bewunderung ihre Augen auf ein Meines Helvenvolf, welches jo große Tapfer- 
feit mit politifher Einfiht verband. Indeß verlaffen, arm an Mitteln, bald gänz- 
lich erihöpft, fahen die Korfen fih nah einem Netter um; in ihrer äußerften 
Noth ließen fie ſich herab, einen merkwürdigen Abenteurer, ven weftphälifchen 
Baron Theodor von Neuhof zu ihrem erften und legten Könige zu wählen. Diefer 
Borläufer der Bonaparte, des Murat und Bernabotte, ein genialer Schwintler, 
in alle Ränfe ver Kabinette eingeweiht, landete am 12. März 1736 an ber Küſte 
ven Aleria in einem mit Gefhüg und Munition wohl verfehbenen Schiffe, nach— 
dem er ſchon vorher in Livorno mit angefehenen Korfen einen Vertrag abgeſchloſſen 
hatte. Er verfpradh bie Befreiung der Infel durch feinen Einfluß bei den Höfen 
Europa’8 und feine unerfhöpflihen Mittel, aber er verlangte die Königskrone. 
Man frönte ihn in Gervione, wo er feinen Sig nahm, mit einer Lorbeerkrone, 
verwahrte fi aber wohlweislich gegen Eingriffe in die korſiſche Konftitution. Theo— 
dorus I. von Öottes Gnaden König von Korfifa ernannte nun Grafen, Barone, 
Marquis und Nitter, er ſchlug ſich tapfer mit ven Genuefen, verließ aber ſchon 
am 11. November 1736 die Infel, um auf dem Feſtlande Hilfe zu fuchen, wäh- 
rend die Korſen die äußerſte Anftrengung machten, fi) gegen Genua zu behaupten. 
Die Republit begann zu verzweifeln; fie ſchloß am 12. Juli 1737 einen Vertrag 
mit Franfreih, wonad diefe Macht ſich verpflichtete, ein Heer nad Korfifa zu 
ihiden, die „Rebellen” zu unterwerfen. Im Februar 1738 landeten demnach 5 
Regimenter Franzoſen unter Boiffieur, das kleine Helvenvolf wieder unter das 
verhafgte Joch der Krämer zu bringen. Die Korfen flehten in ihrer Verzweiflung 
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in einem Manifeft Yudwig ven Fünfzehnten um Grbarmen an, und fie erklärten 
ſich bereit, fich feinem endlichen Urtheil zu unterwerfen. Sie nahmen deshalb auch 
ihren König Theodor nicht mehr auf, als er wieder auf ihrer Infel landete, aber 
fie täuſchten fi) in ihrer Hoffnurg : die Antwort Ludwigs des Fünfzehnten war 
ein Edikt, fih Genua zu unterwerfen. Mit heroifcher Wuth erhob ſich jegt ganz 
Korſika wie ein Mann; die fchlehtbemwaffneten, halbbekleiveten Hirten ſchlugen die 
Bataillone Franfreihs auf's Haupt bei Borgo, Boiffieur ftarb vor Kummer in 
Baftia; nun ſchickte Ludwig XV. ven Marquis de Maillebois mit einem neuen 
Heer; und feinen geſchickten Operationen gelang es, die Korfen zu einer Kapitu— 
fation zu zwingen, im Sommer 1739. Er unterwarf und berubigte das Yand 
mit Weisheit nnd Gerechtigkeit. Im Jahre 1741 räumten hierauf die Franzofen 
die Infel und überließen fie Genua. Dies gab augenblidlih das Signal zu einer 
neuen Erhebung des Volkes. Giampetro Gaffori war der Held dieſes Kampfes. Zwar 
fam durch franzöſiſche Vermittlung im Jahre 1751 ein Vertrag zu Stande, in 
weldyem der General Curſay für die Korfen fehr günftige Bedingungen burdyjegte, 
aber er gelangte nicht zur Ausführung. Gaffori ſchlug die Genuefen in vielen 
Schlachten, bis er genueſiſchem Meudelmord erlag. Nad feinem Tode ftellte vie 
Nation fünf Männer an ihre Spite, worunter Clemens Paoli, Hyacints ältefter 
Sohn ſich befand. Diefer rief jedoch feinen jüngern Bruder Pasquale Paoli aus 
neapolitanifchen Dienften, in denen er fi gerade als Dfficier befand, an die 
Spite der Regierung. Pasquale landete am 29. April 1755 in Wleria, tamals 
29 Jahre alt; am 15. Juli übernahm er die Leitung aller Angelegenheiten, unter 
dem Titel eines Generals. Pasquale's Name ift unfterblich geworten; er war ber 
Held der forfiihen Nationalität, aber größer durch feine ſtaatsmänniſchen Tu— 
genden als durd feine Waffenthaten. Ehe fih Nordamerika konftituirte, ehe vie 
franzöfifche Revolution der Defpotie ein Ende machte, gab er in dem kleinen Eiland 
Korfita einem armen Hirtenvolf eine weife, mufterhafte Verfaſſung, welche durch— 
aus praftifher Natur war. Pasquale Paoli ift eine Zierde der neueren Gefdjichte, 
er war der Vorkämpfer der europäifchen Freiheit, der Wafhington feines Landes, 
welches in Wahrheit nicht minder ftolz fein fann, ihn, als Napoleon, hervorge- 
bradyt zu haben. Mit großer Energie ſchuf Paoli neue Hilfsquellen, ordnete die 
Zuftiz, ſchlichtete die Vendettafriege, ſchuf ein Nationalheer und eine Flotte. 
Genua erfannte nun, daß es Korfifa nicht mehr überwältigen werde, es ſchloß 
demnach zu Gompiegne am 7. Auguft 1764 einen neuen Bertrag mit Frankreich, 
wonach fi dieſes verpflichtete, während vier Jahren die Seepläge Korfifa’s beſetzt 
zu halten, welde allein nody in der Gewalt der Genuefen waren. Über ta aud 
dies nichts fruchtete, verkaufte Genua endlich am 15. Mai 1768 durch den Ber- 
trag zu Berjailles die Infel Korſika förmlich an Frankreich, welches begierig einen 
jo wichtigen Befig an fi zu nehmen eilte. Das wie eine Heerde vor den Augen 
Europa's verhanvelte Volk der Korfen war der franzöfifchen Uebermadt nicht ge- 
wachſen; nad) einem heldenmüthigen Berzweiflungsfampfe, nad einem glänzenden 
Siege bei Borgo, deſſen franzöfiiche Befagung das Gewehr ftredte, nad) der Zer- 
trümmerung der Bataillone Chauvelin’s im Nebbio, fiel die Freiheit Korſika's in der 
Verhängniß-Schlacht bei Pontenuovo am 9. Mai 1769, und Pasquale Paoli fchiffte 
ih am 11. Juni in Porto vechio mit 300 Korjen nad dem gaftlihen England 
ein. Am 15. Auguft deffelben Iahres aber, nur 2 Monate fpäter, warb Napo- 
leon Bonaparte in Ajaccio geboren, der große Korfe, welcher Genua vernichtete, 
Frankreich unterjodhte, und deſſen Neffe noch heutigen Tages daſſelbe Frankreich 
als Defpot beherrfcht, welches einft die Freiheit des feinen Korfifa deſpotiſch 
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vernichtet hatte. Seit dem Jahr 1769 bildet demnach Korſika einen Beſtandtheil 
Frankreichs, fein 86. Departement. 

Die Inſel ift feit der franzöfifhen Dffupation, und genauer feit 1811, in 
fünf Arrondiſſements eingetheilt: Ajaccio, Baftia, Corte, Calvi und Sartene, deren 
Einwohnerzahl etwas mehr ald 231,000 Seelen begreift. Sie zählen wiederum in 
ih 61 Kantone, 

Das Arrondiffement von Ajaccio umfaßt beinahe ven ganzen Welten ber 
Infel mit 55,000 Einwohnern und 73 Kommunen in den 12 Kanton’s Ajaccio, 
Sarrola, Sari, Bico, Piana, Evifa, Soccia, Salice, Bocognano, Baftelica, 
Zicavo und S. Maria. Die fhöne Stadt Ajaccio an einem herrlihen Golf ge- 
legen ift vie Hauptftabt mit 12,000 Einwohnern. Nad ber Fabel ftanımt ihre 
Gründung von Yjar her, ver Wahrheit nad hieß fie ſchon im älteften Mlittel- 
alter Adjacium, vielleiht von ihrer Lage am Golf. Sie ift unfterblih als Wiege 
Napoleons, weldher bier am 15. Auguſt 1769 im Heinen Balaft der alten Fa— 
milie Benaparte geboren ward. Auf vem Pla du Marche fteht feine Marmor: 
ftatue, und aud fonft ift Ajaccio und vie Umgegend voll von Erinnerungen an 
die Jugend dieſes außerorbentlihen Menfhen. In ver Kathevrale, einem jchwer- 
fälligen Gebäude genuefifcher Zeit, ftehen in einer unfdeinbaren Kapelle heute die ' 
Särge feiner Mutter Letitia und feines Onkels Feſch, melde man aus Gorneto 
im Kirhenftaat hinüberbrachte. Es gibt in Ajaccio einige elegante Straßen, wie 
ten Korfo, welden eine Allee von DOrangenbäumen ziert, die Häufer find originell 
fünlih; vie Nühe des Golfs gibt dem Städtchen einen überaus großen Reiz. Der 
Promenaden am Meere find manche und fchöne, während landwärts bie prächtigen 
Gebirge emporragen. Bon öffentlichen Gebäuden verdienen Erwähnung die Prä- 
feltur, der bifchöfliche Palaft, das große Seminar, das Stabthaus und die Biblio- 
thel von 27,000 Bänden. Das Hafenkaftell ift Hein, doch fehr feft. Ajaccio ift 
ber Sit des Präfelten und der ganzen Infelverwaltung. Eine Univerfität hat die 
Stadt nicht, wie überhaupt alle Unterrihtsanftalten auf der Infel fehr viel zu 
wünſchen übrig laffen. Nichts ift reizenber als das Campo vi Yoro, eine Ebene 
bei der Stadt, welche prachtvolle Gärten beveden, und von wo ber Blid auf den 
firalenden Golf bezaubernd ift. Ueberhaupt ift die Vegetation hier ganz ſüdlich; 
der ſchöne botaniſche Garten ernährt tropifhe Gewächſe im freien, während bie 
Berge ringsum von ftahlihtem Cactus und von ber Aloe bevedt find. Der rothe 
Bein von Ajaccio kommt dem fpanifhen an Feuer nahe. Von den übrigen Orten 
diefes Arrondiffements ift bemerfenswerth die Ruine des berühmten Schlofjes Ci— 
narca, Bico mit feinen Heilquellen, Guagno mit noch berühmteren Waffern und 
ausgezeihnetem Scaaffäfe, Cargefe, eine Griehenfolonie aus dem 17. Jahr: 
bundert, Evifa mit dem großen Forſt ven Aitone, dem fhönften Korfita’s, deffen 
tiefige Pinien den Wanderer in Entzüden fegen, und deren Pradt mit Worten 
nicht zu ſchildern ift. Baftelica, ein Hirtenort in Haffifcher Berglanpfhaft, ganz 
in Eichen und Kaftanien begraben, bewohnt von einem patriardalifchen Volk 
rauher, gewaltiger, tapferer Männer, der Geburtsort Sampiero's, bes großen 
Vorläufers des großen Bonaparte, aber größer als er, weil er ein Heros ber 
Freiheit war. Nicht gar weit davon fteht in einer blühenden Landſchaft immer: 
grüner Bergthäler Drnano, wo man das Haus zeigt, in welchem die unglüd- 
liche Bannina, die Gemahlin Sampiero’8 geboren warb. 

Das zweite Arrondiſſement Baftia begreift in 20 Kantons und 93 Kommu- 
nen, mit 20,300 Einwohnern, die nörbliden Theile der Infel in ſich. Der Haupt- 
ert ift Baftia mit beinahe 15,000 Einwohnern, Diefe Stadt wurde von ben 
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Senuefen im Jahre 1383 gegründet und erhielt ihren Namen von der Baftei 
oder dem Donjen, welden fie dort am Hafen bauten. Sie blieb Siß der genue- 
fifhen Regierung, war alfo eigentli die Hauptftabt Korfita’s, bis im Jahr 1811 
der Sig der franzöfifhen Regierung in die Vaterſtadt Napoleons verlegt wurde. 
Seither befteht eine faft lächerliche Eiferfucht zwiſchen viefen beiden Infelftäbten. 
Baftia hat einige fhöne und moderne Straßen, fonft aber nichts eigentlih Sehens- 
werthes. Seit Alters her wird fie im die zwei Quartiere Terra VBechia und Terra 
Nuova eingetheilt. Sie befigt ein Lyceum, eine bedeutende Bibliothek, die gute Buch— 
handlung Fabiani. Der oberfte Appellbof hat in Baftiaf einen Sig. Die Umgegend ift 
reizend und malerifh; norbwärts dehnt fid) das Kap Korſo aus mit vielen Thä- 
lern und Heinen Ortfchaften, wo ein berühmter weißer Musfatwein, und bie großen 
Limonen (Cabri) gezogen werben. Bor allem gilt dies von dem fehönen und 
lachenden Thal von Luri, über weldhem der fhwarze Thurm des Seneca empor- 
fteigt, wie man fagt, einft das Eril dieſes Philofophen. Südlich erftredt ſich der 
Kanton von Borgo, mit dem Teih von Bigulia, mit den Ruinen des alten 
Mariana. In der Provinz Cafinca gibt es ſchöne Kaſtanienwälder, und dort liegt 
Bescovato, das Baterland des Gejchichtfchreibers. der Korſen Filippini, ferner 
Porta, die Geburtsftadt der bekannten Familie Sebaftiani. Im Kanton Cervione 
liegt der Ort gleihen Namens, einft die Nefivenz Theodors von Neuhof. Aus- 
gezeichnet ift ferner das Hirtenland Nebbio, zu deſſen Füßen der fhöne Golf von 
©. Fiorenzo liegt; weiter hin der überaus malerifhe Kanton Dletta und Murato, 
von deren Höhen man ein unbefchreiblihes Panorama genieft. 

Das dritte Arrondiffement Corte umfaßt 15 Kantons und 113 Kommunen 
mit 56,000 Einwohnern, und begreift das eigentliche innere Hochland. Die Haupt- 
ftabt felbft, die ftärffte und berühmtefte Bergfeftung der Infel, ift wie Belgrad 
dur unzählige Stürme berühmt. Sie war der Sit der Regierung Paoli's und 
ber von ihm geftifteten, aber leider eingegangenen Landesuniverfität. Nichts origi- 
neller ald die Altjtabt, oder die Gitadelle auf einem hohen Felfengrat über dem 
Fluß Tavignano; es ift das wahre Sparta von Korfifa, und ihr einfamer frie- 
gerifcher Anblick verfegt in die Zeiten des Mittelalters zurüd. In der Nähe von 
Corte erhebt fi der höcfte Berg der Infel, der M. Rotondo; er ift berühmt 
durch feine<herrlihen Wälder und Schluchten, welde vie milchweiße Reftonica 
durdbraust, durch feine wandernden patriarchaliſchen Hirtenkolonieen, durch feine 
Alpenfeen, endlich durch die unvergleichlihe Ausfiht, die man von feinem Gipfel 
genießt. Im Arrondiffement verdienen nod genannt zu werden: ber Forſt von 
Vizzavona, die Orte Mando, die Heimat des Sambucuccio, Vivario, Venaco, 
das Felfenbaffin Niolo mit dem Alpenfee gleihen Namens, der Kanton Moros» 
aglia, in deffen Hauptort Paoli in einer elenden Hütte geboren warb. Nicht weit 
davon liegt Ponte Nuovo, berühmt durch die verhängnigvolle Schlacht; das rei- 
zende Land Orezza mit feinen Kaftanienhainen, Heilquellen und köſtlichen Geſtei— 
nen; endlich die Ruinen des alten Wleria, im Gebiete des Ylufjes Fiumorbo. 

Calvi, das vierte Arrondiffement, und das Hleinfte der Infel, im Nordweſten, 
begreift nur 34 Kommunen in den 6 Kantons: Galvi, Galenzana, Algajola, 
Iſola⸗Roſſa, Belgevere, mit 24,000 Einwohnern. Die Hauptftabt ift ein altes 
Kaftel am Golf, fehr maleriſch gelegen, und erſtaunlich feft; es zeichnete ſich 
dur feine Anhänglichkeit an Genua aus, und noch heute fteht über dem alten 
Thor gefchrieben: Semper fidelis. In der Nähe liegt Iſola-Roſſa, ein Feiner 
Marineort, die Stiftung Paoli’s. Das große Thal, welches ſich längs der Berge 
erftrerkt, heißt die Balagna, und ift überaus ſchön und fruchtbar an Dliven. 
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Das legte Arrondiffement Korſila's Heißt -Sartene. Es begreift ven ganzen 
Süden der Infel, große unfultivirte Diftrifte, die vom wilden Delbaum und Ma: 
ftir bededt find, oder ausgebehnte Maremmen. In 8 Kantons und 43 Rommu- 
nen zählt e8 gegen 30,000 Einwohner. Die Hauptftadt Sartene ift ein melan- 
helifher, pittoresfer Ort im Gebirge, von wo fih ſchöne Blide auf die befchnei- 
ten Berge Jecudine und Cagna, oder auf den blauen Golf von Balinco aufthun. 
Im Kanton Olmeto, einer vorzüglich ſchönen Berglandſchaft, zeigt man noch bie 
Ruinen des Schloffes von Anigo della Rocca, im Kanton Petreto die Trümmer 
ver Burg des Bincentello v’Iftria., Im Kanton ©. Lucia wird der berühmte 
Orbiculãr⸗Granit gefunden. Der Hafenort Portovechto ift öde, und im Sommer 
wegen der Malaria verlaffen, und auch die einft großen Saltnen haben dort auf: 
gehört. Die größefte Merkwitrbigkeit ift envlic vie Stadt Bonifacio, auf dem 
Südkap Korfila’s, an ber Meerenge Sardiniens. Ihre Tage auf einem von drei 
Seiten vom Meer umfloffenen Felfen macht fie zu einem wahrhaften Gibraltar. 
Sie ward im Jahr 830 vom Grafen Bonifacius gebaut, und nod heute 
fteht ein alter Thurm (Torrione) feiner Befeftigung. Eine fteile in den Felſen 
gehauene Treppe führt zu ihr von der Marina, oder dem Hafen empor. Das 
Ufer bei Bonifacio zeigt die originellften Höhlenbildungen, da es aus Kalkſchich— 
tungen befteht, und es gibt nichts Ueberrafchenderes, als der Anblid ver großen 
Höhle Spragonato, in welde das Meer eindringt, und ven deren Gewölben 
Tropffteinbilvungen nieverhängen. Bor Benifacio liegen die Heinen Granitinfeln 
Eavallo und Lavezzi, wo man nod Spuren von alten Römerwerkſtätten findet. 
Der Blid von der Höhe Bonifacio’8 auf die in blaue Schleier gehüllte Infel 
Sarbinien ift unbefchreiblid ſchön. 

Bas die Civilverwaltung Korfila’s betrifft, fo wird fie von einem Präfekten 
in Ajaccio geleitet, unter welhem wieder in den Arrondiffements Sous-Präfekten 
ftehen. Ein Präfefturraty von drei Mitglieven fteht dem Präfeften zur Seite. 
Die Angelegenheiten des Landes berathet der Generalrath, welcher durch bie 
Wähler aller Kantone (im Ganzen 50,000 Bahlmänner) gewählt, jährlich im 
Ajaccio zufammentritt, und aus 61 Repräfentanten befteht, je einem für jeben 
Kanton. Außerdem hat jedes Arrondiffement einen Bezirksrath von fo viel Mit- 
gliedern, als es Kantons in fih begreift. Die Kommunen wiederum werben von 
Maire's und ihren Adjunkten verwaltet, welche der Präfeft ernennt, aber ver 
eigentliche Municipalrath wird vom Volk erwählt. Der oberfte Appellhof ift in 
Baftia, beftehend aus 1 Oberpräfiventen, 2 Rammerpräfinenten, 17 Räthen. Der 
Aſſiſenhof verfammelt fih in Baftia; außerdem hat jedes Arrondiffement ein 
Tribunal erfter Inftanz, jever Kanton einen Frievensrichter. 

Das Hanpt der geiftlihen Angelegenheiten ift der Bifhof von Ajaccio, 
zu. Suffragan des Erzbiſchofs von Air ift, unter ihm ftehen 5 Generals - 

ifare. 

Der öffentliche Unterricht wirb von einem Alavemielonfeil von 13 Mitglie- 
dern und einem Rektor geleitet. Baftia hat ein Lyceum, Ajaceio das Kollegium 
Feſch umd eine Normalfhule, Corte die Paoli-Schule. Dan berechnet die Anzahl 
pi Schüler in allen öffentlichen Anftalten auf 15,000 Knaben und auf 2—3000 

ãdchen. 

Im Ganzen hat Civiliſation und Kultur in Korſika unter franzöſiſcher 
Herrſchaft nur langfame Fortſchritte gemacht. Der Mangel an Strafen erſchwert 
de Kommunilation, die Blutrache, die natürliche Trägheit des Volls, die Erfchö- 
Pfung nad dem Unabhängigleitstrieg haben das Ihrige beigetragen, den Landbau 
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zu hindern. Die fultivirten Streden ber Infel betragen heute wenig mehr als 3/,, 
ber Oberfläche, welche auf 874,741 Heftares angegeben wird. Der Handel, vie 
Induftrie liegen darnieder, die Douane übt einen Drud auf die Manufaktur aus, 
und das arme Korſika ift gezwungen, jährlid für 3 Millionen Artikel aus Frant- 
reich zu beziehen, während es felbft nur für 11/, Millionen ausführt. Korallen, 
Fiſche, viel Del, Limenen, Weine, Holz, Häute, Marmor, Fabriktabak bilden vie 
hauptſächlichen Artifel der Ausfuhr. 

Es bleibt Frankreich noch eine große Aufgabe in Korfifa zu löſen; 
wenn der natürliche Neichthum dieſer Infel entwidelt würde, wenn bie ver: 
laffenen Ebenen von Xcariona und Aleria folonifirt, wenn die Sümpfe aus— 
getrodnet wären, und das Gtraßenfyftem eine allgemeine Ausdehnung hätte, 
jo mödte Korfifa eine ver blühendſten Provinzen fein, und ftatt ber jähr- 
lihen Revenue von 11/, Millionen Franken würde vie Infel das Zehnfadhe zu 
feiften im Stande fein. 

Die Korfen, einft fo erbitterte Yeinde Frankreichs, verſöhnt nun der Natio- 
nalruhm, dem franzöfifhen Thron zwei unumfhränfte Kaifer gegeben zu haben, 
mit jenem Staat, und dieſer Ruhm ift freilich) groß. Uber im Örmde ift Korſika 
durd und durch ein italienifches Land; die Sprache der Korjen ift einer der beften 
Dialekte Italiens, und die forfifchen Patrioten haben leider Grund zu Hagen, 
daß dieſe ihre jchöne Landesſprache ſyſtematiſch von der Regierung ausgerottet 
und durch das Franzöfifhe verdrängt wird. Zum Theil ift es die große Eitel- 
feit der Korfen, welde fie verführt, ihre Landesſprache zu verläugnen, und ver- 
gebens eifern dagegen jene Männer, welche wie der Poet Salvador Viale durch 
befondere Schriften über diefen Gegenftand, oder durch die Herausgabe der Conti 
Popolari Corsi ſich noch neuerdings verdient gemacht haben. Diefe Gefänge finv 
das fchönfte poetifhe Erzeugniß ver Infel, welche fonft noch einige Iyrifche Poeten . 
hervorgebracht hat. Der berühmtefte davon ift Giubega aus Calvi (geft. 1800), und 
auch der noch lebende Biale hat fih durch lyriſche und epifche Poefteen einen Namen 
gemacht. Die wiſſenſchaftlichen Leiftungen der Korfen find gering; dieſes Volk hat 
Staatsmänner wie Paoli, und Helden genug, wie Sampiero und Napoleon her— 
vorgebradht, aber die Natur feines Yandes und der Charakter feiner Geſchichte hat 
die Wiffenfhaften nicht auflommen laſſen. Jedoch verbienen einige Geſchichts— 
ſchreiber Auszeihnung. Das National-Gefchichtswerf der Korjen rührt von Pietro 
Vilippini ber, Arhidiafonus von Mariana am Ende des 16. Jahrhunderts — 
er war Zeitgenoffe des Sampiero. Er fammelte alle vor ihm verfaßten Chronifen 
und feste fie bi8 zum Jahr 1594 fort. Das ganze Werk umfaßt 13 Bücher. 
Carlo Gregori, verdient durch die Herausgabe der Statuten Korſika's, hat den 
Yilippini auf Koften Pozzo di Borgo’s in einer neuen, trefflihen Edition zu Pifa 
herausgegeben (Storia della Corsica 5 Bände, 1827.) Neben Filippini ift Petrus 
Cyrnäus der befte Gefchichtsfchreiber der Korfen. Sein Werf De rebus Corsicis 
libri quatuor reicht bi8 auf das Jahr 1482. (Befte Ausgabe, Paris 1834, von 
Carlo Gregori). Limperani ſchrieb eine Storia della Corsica bis zum Ende bes 
17, Jahrhunderts, Cambiaggi desgleihen; die legtere umfaßt 4 Quartbände, und 
ift Friedrich dem Großen, dem Bewunderer Paoli’s, geweiht. Die franzöſiſch ge— 
ſchriebene Geſchichte Korjifa’s von Jacobi (Histoire generale de la Corse. 2 vol. 
in 8. 1835), ein fehr gutes überfichtliches Werk, reicht bis zur Zeit Paoli’s, und 
ift noch nicht vollendet. Renucci fchrieb 2 Bände Storia di Corsica (Baftia 1833), 
namentlid das 18. und 19, Jahrhundert bis zum Jahr 1830 umfaffend; Camillo 
Frieß in Ajaccio ein eines Kompendium korſiſcher Gefchichte in franzöfifcher 
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Sprade, und Ferbinand Gregorovius „die Geſchichte der Korfen“ als Einleitung 
zu feinem Buch über Korfila. 

Hilfsquellen für die Kenntnig der Infel find außerdem: Etat de la Corse 
suivi d’un journal de voyage dans l’ile, par Boswel, 1769. Description hist. 
et geogr. de l’ile de Corse, par Bellin, et atlas de XXXV cart. 1769. 
Mm. sur l’hist. naturelle de l’ile de Corse, par Barrol. 1784. Meurs .t 
coutumes des Corses, par Feydel. 1802. Voyage pittoresque en Corse, par 
J. de La Vaubijon, in folio 1822. Description de l’ile de Corse, par Girault 
de Saint-Fargeau, cartes et gravures 1835. Recherches historiques et stati- 
stiques sur la Corse, par Robiquet, 1 vol. in 8, et atlas in folio. 1835. 
Voyage en Corse de Valecy 1837. Panorama de la Corse, par Lemps 1845. 
Voyage en Corse, par Prosper Merimede 1840. Abrégé de la G&ographie de 
Vile de Corse, par F. C. Marmocchi. Bastia 1852. Korfifa von Ferdinand 
Gregorovius, 2 Bde., Stuttgart 1854. Karten: von Caſſini und Gapitaine. Carte 
geologique et mineralogique de l'ile de Corse, in folio 1824. Cartes de 
Dufour, Charle et Donnet. Gregorovius. 
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Der beſte Beweis für den ſittlichen Werth eines Menſchen iſt der veredelnde 
Einfluß, den er auf Andere übt. Man wird nie fehlgehen, den für einen guten 
Menſchen zu halten, in deſſen Augen Alle, die mit ihm in Berührung kommen, 
bemüht ſind, ſich von der günſtigſten Seite zu zeigen und gut zu ſcheinen, wenn 
ſie es nicht wirklich ſind. 

Nicht jeder Mann von Genie iſt zugleich ein guter Menſch: es gibt einen 
Genius der Nacht wie einen Genius des Lichtes, und jener kann ebenſo mächtig 
begeiftern und fortreigen wie biefer, aber bei feinem Auftreten werben wir nur 
die Rachtjeiten der menſchlichen Natur ſich entfalten fehen, Lug und Trug wird 
für Klugheit gelten, Wahrheit und Gerechtigkeit für Dummheit, alle ſchümmen 
Leidenſchaften werben triumphiren und die Trug: und Zerrbilder des Ruhmes 
und der Ehre ven Menſchen zugleih Sporn und Belohnung fein. 

Der feltene Mann, deſſen Leben dieſe Blätter ſchildern follen, gehört zu den 
wenigen Größen ber Gefhichte, die ihren Ruhm nur der Tugend verbanfen und 
deren Laufbahn zu verfolgen eine wahre Herzensftärfung ift für Jeden, ver noch 
an Tugend glaubt. 

Wir fehen 8. fhon als Knaben mit Ernft für die große Aufgabe ſich vor- 
bereiten, ver fein ganzes Leben gewidmet war: bie freiheit und Wohlfahrt feines 
Baterlandes zu fördern. Durch ein unglüdliches Berhängniß getrieben, Polen zu 
verlaffen, nahm er Theil an dem Befreiungsfampfe Amerifa’8 unter dem großen 
Washington, der dem jungen Officier väterliher Freund, Vorbild und Lehrer 
wurbe. Aber fobald das Vaterland feines Arms bedurfte, verließ K., inzwifchen 
zu einem vielbewährten, berühmten Feldherrn herangereift, Amerifa mit allen Bor- 
theilen und hoben Ehren, die es ihm geboten, um an die Spite des Aufftandes 
in ®Bolen zu treten. Nad einer Reihe glorreiher Kämpfe endlich der mehr und 
mehr anjchwellenden ruffifhen Uebermacht erliegend und, vor fehweren Wunden 
bemußtlos, in die Gefangenſchaft gejhleppt, ſah er fi von feinen Feinden mit 
einer an Ehrfurcht grenzenden Achtung behandelt, die ein noch glänzenberes Zeug- 
ni von feiner Trefflichkeit ablegt, als die Vergötterung, die ihm in feinem eigenen 
Sande zu Theil geworden. 
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Ein Herrfcher, deſſen Charakterbild uns die Geſchichte als ein Zerrbild über- 
liefert: Kaiſer Paul zeigt K. gegenüber ein edles und hochherziges Benehmen, 
das unfere ganze Bewunderung herausfordert. Ebenfo überboten ſich fpäter vie 
beiden heroorragendften Herrfher ihrer Zeit, Napoleon und Alerander, ben 
großen Polen zu ehren, aber weder die trügerifchen PVorfpiegelungen des Einen, 
noch vie ehrlicd gemeinten Anerbietungen des Andern vermodten K. zu gewinnen, 
der unerfhütterlid nur Ein Ziel im Auge behielt: die Befreiung und Wohlfahrt 
feines Baterlandes. Alexander zeigte fih im Verkehr mit K. fittlih unendlich 
größer als Napoleon, dem die Tugend nichts anderes war als ein jehr wirffames 
theatralifches Mittel, um ven Menfhen zu imponiren, und der hiernad fein Ber- 
bältniß zu dem polnifchen Helen regelte, wobei er jedoch auf die Dauer jehr ven 
Kürzern 309. 

Die größten Staatsmänner und Feldherrn beider Hemisphären ſuchten ſich 
K. zu nähern und waren ſtolz auf feine Freundſchaft, die dem ſchlichteſten Bürger, 
der fie verbiente, ebenso leicht zu Theil wurde. 

Amerikaner und Polen, für deren Befreiung er fein Blut vergofien, wie 
Engländer und Ruffen, deren Herrſchaft er befämpft, ehrten ihn in gleicher Weife. 
Ia, fein Anfehen wuchs mit feinem Unglüd, während man anvere Helden meift 
nur fo lange bewundert, als ihnen das Glüd lächelt. 

Was war ed denn, das biefem Manne, ver fi) weder hoher Geburt nod) 
fonderlier Körperfhönheit rühmen konnte, überall, wo er ſich zeigte, den erften 
Plag anmwies und ihm in der Nähe wie in der Ferne die ımgetheilte Bewun- 
derung von Feind und Freund gewann? Sein militärifches Genie konnte nicht 
pie einzige Urſache fein, denn feine Zeit ſah größere Feldherren als ihn. Andere 
ebenſo tüchtige und heldenmüthige Generale, die fih an vie Spite eines Volks— 
aufftandes geftellt, hat man als Rebellen zum Strange vernrtheilt, over „zu 
Pulver und Blei begnadigt”, oder im günftigften Falle in die Verbannung ge- 
ſchickt. Raifer Panl nahm es doch fonft mit Menfchenleben nicht fo genau und die 
Bahl der von ihm nah Sibirien Verbannten ift Million. Wie erklärt ſich 8 dent, 
daß er K., den im offenen Aufftande, mit den Waffen in der Hand beftegten und 
gefangenen Polenführer mit größerer Auszeihnung behandelte als ſelbſt Suwaroff, 
le Befieger, den ihm an Feldherrngenie unbebingt überlegenen kaiſerlichen 
Teldmarfchall ? 

Des edlen Polen hervorragende Eigenfchaften fanden fid) vereinzelt bei vielen 
Andern aud), aber in feinem feiner europäifhen Zeitgenoffen waren fie fo har— 
moniſch vereinigt, fo von fittliher Hoheit getragen und gefeftigt wie in K., deſſen 
mafellofer Charakter nur in Washington feines Gleihen fand. 

Diefe hohe fittlihe Macht war es, auf welche hauptſächlich K.'s Größe ſich 
gründete und aus welder die allgemeine Verehrung für ihm fi erklärt. Sein 
Charakter, rein und feft wie ein Diamant, ließ feine Trübung noch falfhe Deu— 
tung zu. Sein Erſcheinen war überall der lebendige, unmiverlegbare Beweis, daß 
es noch uneigennützige Tugend gibt auf Erven und daß folde Tugend eine Alles 
überwindende Madt ift. 

In ihm und durch ihn fühlte das verfunfene Geſchlecht feiner Zeit ſich neu 
gehoben; jein hehres Beifpiel wedte die ſchlummernden Keime des Guten und feine 
anfprudhe oje Größe fand um fo freudigere Anerkennung, als fie allen äußeren 
Prunf und alles Blendwerk verfhmähte. 

Berfuhen wir jest, in georbneter Folge einen rafchen Ueberblid von K.'s 
Leben und Thaten zu gewinnen, 
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Thabdäus Kosciuszko, der einzige Sohn eines Meinen, in beſchränkten Ver— 
bältniffen lebenden Edelmannes, wurde geboren zu Mereczewsczyzna 12, Februar 
1746. Die geringen Bildungsmittel, melde das väterlihe Haus ihm bot, wo er 
Unterriht in Geſchichte, Mathematit und Muſik erhielt, benußte er auf das 
Fleigigfte und fam dann, auf Verwendung des Fürften Czartorysfi (unter dem 
fein Bater früher gedient hatte) zu weiterer Ausbildung in das vom König Sta- 
nislans Poniatowski neuerrictete Kadettenhaus nah Warfhau. Auch bier zog er 
bald durch Fähigkeit und eifernen Fleiß die befonvere Aufmerkfamteit feiner Lehrer 
auf fih. Der König von Polen hatte eine gemwiffe Summe niedergelegt, woraus 
alljährlich die vier ausgezeichnetften jungen Männer aus dem Kadettenforps auf 
Reifen geihidt wurden, um fi in der Mathematik und anderen Kriegswiffen- 
[haften nah dem Mufter der Zöglinge fremder Nationen zu bilden. Nach einem 
mehrjährigen Aufenthalte in Berfailles, Paris und Breft fehrte er, mit den reich⸗ 
ften Kenntnifien ausgerüftet, in fein Vaterland zurüd, wo ihm Stanislaus Auguft 
feine beſondere Zufriedenheit durch ein huldvolles Handſchreiben zu erkennen gab 
und ihn fogleich mit einer Kompagnie beſchenkte. Zu kriegerifhen Thaten war ba- 
mals keine Gelegenheit und der junge Hauptmann, den das Geſellſchaftsleben 
der großen Welt nicht anzog, fegte in wenig geftörter Einfamteit feine Stu- 
dien eifrig fort. Einladungen nahm er nur in foldhen Fällen an, mo er fie 
nicht ausſchlagen fonnte ohne zu beleidigen. So traf es fih, daß im Jahr 
1776 ver Graf Zamoyski am Geburtstage des Königs eine große Gefellfchaft 
gab, wozu, mebft der königlichen Familie und dem höheren Adel, auch das 
ganze Dfficierforp® gebeten wurde. Bei biefer Gelegenheit ſah K. die Tochter 
des Marfhalls von —** und Vicekronfeldherrn Joſeph Sosnowski, die fein 
Herz vom erſten Augenblicke an zu der mächtigſten Leidenſchaft für ſie ent— 
flammte. 

Doch ſtand nach damaligen ariſtokratiſchen Begriffen die junge Schöne zu 
hoch, um ihm erreichbar zu ſein und außerdem machte die gleich nach Beendigung 
der Feſtlichleiten erfolgende Rückreiſe der Familie nach Litthauen jede Annäherung 
unmöglich. Ein ganzes Jahr lang bemühte ver Arme ſich vergebens feine Leiden— 
haft zu befämpfen und durch doppelt angeftrengtes Arbeiten fich zu zerftreuen. 
Da wollte e8 der Zufall, daß, in Folge einer vom Könige angeorbneten Ber- 
änderung der Standquartiere, K.'s Regiment nad Litthauen verlegt und er felbft 
nebft feinem Oberften in das Schloß des Marſchalls einquartiert wurde. Nun, 
in nächſter Nähe ver Geliebten, war es ihm unmöglich feine bald durch die glü- 
hendſte Gegenliebe genährte Leidenſchaft länger zu unterbrüden. Freimüthig erfchloß 
er dem alten Herrn fein Herz, wurde aber auf das Schnövefte zurüdgemiefen und 
beſchloß nun, feine Geliebte zu entführen. Ein Trupp Reiter fegt den Fliehenden 
nah, holt fie ein und greift K., der feine Luiſe nicht laffen will, mit blanfer 
Waffe an. Er vertheivigt ſich, fo lange feine Kraft ausreiht, muß aber, von allen 
Seiten angegriffen, bald der Uebermadt unterliegen und bricht blutend und 
ſchmerzbetäubt auf dem Kampfplage zufammen, während bie unglückliche Geliebte 
gewaltfam in das väterlihe Schloß zurädgeführt wird. 

Das war K.'s erfte und legte Liebe. Luiſe Sosnowska mußte bald darauf 
nah dem Willen ihrer Eltern einem Fürſten Lubomirsfi die Hand reihen; Ke 
bat fein Herz nie wieder verfchentt, wohl aber die Fleinen Andenken von ihrer 
Hand fein ganzes Leben hindurch treu auf dem Herzen getragen. 

In Polen war feines Bleibens nicht mehr, Noch ehe feine Wunden geheilt 
waren, nahm er feine Entlafjung und ſchiffte fi mit feinem Freunde Niemcewicz 
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(dem fpäter fo berühmt gewordenen Dichter und Freiheitsfämpfer), der fortan nicht 
mehr von feiner Seite wid, nad Amerika ein. 

Wie er dort, ein noch namenlofer Frembling, von unten auf dienend, ohne 
andere Empfehlung als feine perfönlihe Tüchtigfeit, bald Washingten’s Adjutant 
und Freund und in Folge einer ununterbrodenen Reihe glänzenver Kriegsthaten 
binnen wenigen Jahren General und der Abgott des Heeres wurde, ift männiglich 
aus der Geſchichte bekannt. 

Als nah achtjährigem Kampfe die Freiheit für Amerika errungen war, hatte 
K. das Ideal, das ihm vorgefchwebt, erreicht und fein Herz und Arm gehörte 
nun wieder ausfchlieflich feinem erften Vaterlande an. Der transatlantifche Auf- 
enthalt follte ihm nur eine Vorſchule für das fein, was er feinem Vaterlande 
werden wollte, nachdem ver erfte Schmerz über den Berluft, ver ihn fortgetrieben, 
überwunden war. 

Seine von Allen betrauerte Abreife bot den dankbaren Amerikanern Anlaß 
zu einer großartigen Demonftration; fie deforirten ihn, durd Washington’s Hann, 
mit dem Gincinnatusorden, machten ihn zum freien Bürger ihrer Staaten und 
gaben ihm, außer einer anfehnligen Penfion, ein Landgut, deſſen Einkünfte er 
überall, wo es ihm gefiel, verzehren konnte. 

Nach Europa war ihm fein Ruhm ſchon vorausgeeilt; in Polen wurde er 
mit Begeifterung empfangen. Dort ſah es damals trübe aus und große Greig- 
niffe bereiteten fih vor, die K. in ftiller Zurüdgezogenheit abwartete. 

Bekanntlich war, gleich nad dem fiebenjährigen Kriege, durd eine geheime 
Berftändigung Preußens mit Rußland, der Grund zu einer gänzlihen Theilung 
von Polen gelegt worden. Die Oheime des Königs, die Poniatowsfi und Gzar- 
torysti, trugen, um jenen Plänen entgegenzuarbeiten, der Regierungsmadht eine 
größere Ausvehnung zu geben und die Einigkeit unter dem VBolfe zu fördern, auf 
die Abſchaffung des Liberum veto an. Allein der in die Zukunft blidende große 
Friedrich machte Katharina II. auf die möglichen Folgen dieſer angeftrebten Ab— 
ſchaffung aufmerkſam und die Kaiferin fuchte diefelbe zu verhindern. Bewußtfein 
der eigenen Kraft ift der erfte Schritt zu ihrer Aeußerung. 

Es kränkte die Polen tief, daß ein ruffifhes Heer fih im Lande feftjette 
und daß bie mit dem Türfenfriege erneuerten Durchmärſche und Lieferungen im— 
mer brüdender wurden. Faſt alle Woiwodſchaften und Bezirle drangen daher auf 
Bergrößerung der Nationalarmee, um das Anfehen und die Rechte des Volkes zu 
behaupten. Allein dieſe durfte nad dem von Rußland Flug veranlaften Reiche- 
grundgefege nicht ohne Uebereinfunft des Senats und ver Nitterfchaft vorgenommen 
werben. Dem permanenten Senat, ber die Reihsftände vepräfentirte und gleichſam 
einen Reihstag im Kleinen von 36 Perfonen bildete, ftand, außer der Aufficht 
über die Regierung und dem Einfluffe auf die Bejegung der Staatsämter, auch 
die freie Auslegung der Gefege zu. Er vereinigte alfo die geſetzgebende mit ver 
richterlihen Gewalt. Um aber aus fämmtlihen Mitgliedern vesjelben Anhänger 
der ruffifhen Partei zu machen, hatte man ſchon feit vem Jahre 1774 alle nicht 
ruſſiſch gefinnten Landboten aus der Reihsverfammlung zu entfernen gewußt. 

. Je weniger Preußen diefen großen Einfluß des rufjishen Kabinets gleichgültig 
bemerken konnte, deſto mehr bemühte es fih, ihm zu erreihen. Durch den ge— 
wandten Marcheſe Luchhefini ward ein Bündniß eingeleitet, durch weldyes Preußen 
ſich verpflichtete, eine fehnell im antiruffifhen Sinne entworfene Konftitution mit 
einer beftimmten Mannſchaft aufrechterhalten zu helfen. 

K. erflärte fi für diefes Bündniß und für viefe Konftitution, die aud vie 
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Zuſtimmung des Königs erhielt und am 3. Mai 1791 beſchworen wurde. Zugleich 
trat K. mit dem Range eines Generallieutenants in bie polniſche Armee ein. 

Diefen Vorgängen gegenüber verboppelte die ruſſiſche Partei ihre Thätigkeit 
und bildete durch Katharinens und Potemkins Kreaturen — zu melden viele der 
angefehenften polnifchen Evelleute, wie Potodi, Branidi, Rzewusti u. A. gehörten 
— vie Konföveration von Targomwica, zu deren Schuge die Kaiſerin eine Abthei- 
(ung ihres Heeres in Polen einräden zu laſſen verſprach. Der Bortrab dieſer Ab- 
tbeilung ftand jhon marfchfertig bei Mohilem am Dnrjepr, während zahlreiche Ko— 
lonnen zur Berftärfung nachrückten. 

Da erhob fi, entrüftet über den Verrath jo vieler durch ruſſiſches Golo 
erfauften Evelleute, angefihts der drohenden Gefahr das ganze polniiche Volk. 
In ven Woiwodſchaften Kiew und Barclam wurden 20,000 Polen unter Joſeph 
Poniatowski (einem Neffen des Königs) dem ruffifhen Oberbefehlshaber Kochowski 
entgegengeworfen. In Dubno, weiter gegen Norden, warb bei einer Abtheilung 
von 20,000 Mann regulärer Truppen der König Stanislaus erwartet. 

K. ftand bei Dubienfa, wo er in feinem binnen 24 Stunden verfchanzten 
Lager nicht mehr ale 4000 Mann und 8 Kanonen hatte, auf welde die Ruffen 
unter Kochowski mit 18,000 Mann und mehr als 40 Kanonen ihren Öauptan- 
griff richteten und dreimal mit großem Berlufte zurüdgefchlagen wurden. Die 
Ruffen verloren 4000, vie Polen nur 900 Mann. Durch den blutigen Tag von 
Dubienfa bewährte K. auf's Glänzenpfte feinen in Amerika errungenen Feld— 
herrnruhm. 

Der ſchwache König, der nur zum Schein Anſtalten machte, den Oberbefehl 
zu übernehmen, blieb inzwiſchen ganz ruhig in ſeinem Schloſſe zu Warſchau. 
Umſonſt hoffte die Nation ihn an ihrer Spitze zu ſehen und in feiner Ankunft 
im Lager das Zeichen zum allgemeinen Aufbrud zu erbliden. Statt deſſen lieh 
er ſich durch Drohungen der Kaiferin bewegen, der Konföderation von Targowica 
öffentlich beizutreten (23. Juli 1792). So warb dem Lanvesverrath das königliche 
Siegel aufgedrückt und der Widerſtaud der Nation dadurch gebroden. 

K., zu loyal, um fi gegen feinen König aufzulehnen, mochte die traurigen 
Folgen des unföniglien Handelns nicht in der Nähe mit anfehen und z0g fid) nad) 
Dresden zurüd, um beffere Zeiten abzuwarten und aus ficherer Ferne vorzubereiten, 
Die glänzenden Anerbietungen Katharina’8 wie er mit ftolzer Entſchiedenheit 
zurüd. Seinem Betipiele folgend verließen Poniatowski und alle patriotifchen 
Dffictere die Armee. 

Nachdem K. ein Jahr Hindurd; zu Dresven in tieffter Zurüdgezogenheit ge- 
lebt und inzwifchen durch zuverläffige Freunde Einleitungen zu einem neuen Auf- 
ftande getroffen hatte, deſſen Seele er war, begab er fih, um bie Vorſicht ver 
Feinde zu täuſchen und einzufhläfern, nad Italien, bis ter insgeheim vor 
bereitete Umſchwung der Dinge in Polen feine Rückkehr in die Heimat dringend 
gebot. 

Durch des Königs Beitritt ermuthigt und der ruffifchen Unterftägung ver- 
fihert, maßte fih die Targowiczer Konföderation das Recht an, der ganzen 
Nation ihre Befehle zu ertbeilen. Indeſſen hatte fih die polnifhe Armee immer 
tiefer in das Land zurüdgezogen; die ruffifhe faßte immer fefteren Fuß und rüdte 
ihr nad. 

Jetzt erflärte auch Preußen, auf deſſen verfprohenen Beiſtand die polnifchen 
Patrioten feft gerechnet hatten, feine Uebereinftimmung mit den Grundfägen bes 
ruffifhen Kabinets und rechtfertigte das Einrücden feiner Truppen (unter Marſchall 
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Möllendorf) durch die Bemerkung, daß der Geiſt und die verderblichen Grundſätze 
der franzöſiſchen Demokraten auch in Polen ſich ausbreiteten. 

Am 24. Februar ward Danzig beſetzt. Gleich darauf kam der ruſſiſche Ge— 
ſandte Sievers, nebſt dem General Igielſtröm, nach Grodno. Die Targomiczer 
Konföderation mußte ſich in die Theilungsentwürfe von Preußen und Rußland 
fügen. Der bisherige Konſtitutionsreichstag wurde aufgelöst. „Unter dem Schutze ver 
weifen Katharina — fprah man zur Nation — follte ein felfenfeftes Gebäude 
der alten Freiheit der Väter aufgeführt werden!" Durd Drohungen und Befte- 
dungen wurde ein unrehtmäßiger Reichstag zufammengebradt und endlich am 
14. Oktober 1793 die zweite Theilung Polens bewerfftelligt. 

Die Boltsgährung Hatte den höchſten Grad erreicht und man wartete nur auf 
K., um Toszufhlagen. Da erſchien eine Aufforderung des ruffifhen Miniſters 
Igielftröm, die polnifhen Truppen bis auf 16,000 Mann ihrer Dienfte zu 
entlaffen und fie ruffifchen Regimentern einzuverleiben. Nun war kein Halten mehr. 
Ein Hauptmann Madalinski vertrieb mit einigen taufend Soldaten, die fich ſchnell 
um ihn gefammelt hatten, die Preußen aus verfchiedenen Ortfchaften und vie 
Ruſſen rüdten auf Warfhau los, um durch Beſetzung diefer Stadt einem allge 
meinen Aufftande vorzubeugen. Aber plötzlich erfcheint K. in Krafau, wird von Alt 
und Jung jubelnd empfangen, zum Oberbefehlshaber und unumfchräntten Diktator 
ernannt. Er erläßt fofort einen begeiſternden Aufruf, worin es u. U. heißt: „Der 
erfte Schritt, vie Sklaverei von fidy zu werfen, ift ver Entfhluß, frei werden zu 
wollen, fowie feine eigenen Kräfte fennen der erfte Schritt zum Siege iſt.“ Auf 
fein Wort eilen Alle zu den Bahnen. Die Handwerker fommen mit Beilen und 
Arten, die Bauern mit Senfen, die Tagelöhner mit Spaten, die Bürger mit 
Säbeln und Pilen gezogen. Neben dem Bauer ftand der Edelmann, ver Greis 
neben dem Jünglinge, und es war feine feltene Erfcheinung, daß Weiber, in Lei— 
nenfittel gehüllt, vie Pife auf der Schulter, in ven Gliedern erfchienen und die 
befhwerlihften Waffenibungen ſtandhaft mitmachten. Oft wurde ihr Geflecht 
erft in der Hige der Schlachten, wenn fie verwundet zu Boden ſanken, entbedt. 
„Koschuszfo, Polen und Freiheit!" war das Lofungswort, womit Alle fid) des 
Morgens begrüßten und Abends ſich trennten. 

Diele der vornehmften Frauen aus Warfhau und Krakau verfauften insge- 
heim ihr Geſchmeide und fendeten ben Ertrag an K. Cine allgemeine Begeifterung 
ging dur dad Volk und nur Wenige in der Nähe der ruffiihen Gewalthaber 
waren zu unentjchloffen, ihre Gefühle für vie Rettung des VBaterlandes zu offen- 
baren. Schwer war zu entjcheiden, was man in den ftürmifchen Tagen ber Volks— 
bewaffnung mehr bewundern follte: die gelaffene Ruhe K.'s und feine Fürforge 
für den geringften Bauern, oder die grenzenlofe Liebe- des Volks zum Oberbe- 
fehlshaber. Er war überall, bald auf dem Rathhaufe zur Führung der Geſchäfte, 
bald auf dem Marktplage zur Handhabung ver Ordnung, bald im Lager vor 
der Stadt zur Mufterung der unerfahrenen Truppen. 

Der erfte Zufanmenftoß mit den Ruffen fand ftatt bei Naclawice (4. April 
1794); die Polen entwidelten einen an's Unglaubliche ftreifenden Heldenmuth und 
der überlegene Feind, unter den Generalen Tormanfow und Denifow wurde voll- 
ftändig geſchlagen. 

General Igielftröm läßt inzwiſchen Warfchau befegen, verlangt von ber Re— 
gierung ohne Auffhub die polnifhen Truppen zu entwaffnen, 20 ber verbädh- 
tigften Perfonen hängen zu laffen und das Zeughaus nebft den Pulvermagazinen 
in feine Hände zu liefern, Regierung und König machen flehenve Gegenvorftel- 
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(ungen, die aber von Igielftröm mit ftolger Verachtung zurückgewieſen werben, und 
Stanielans Auguft ift ſchwach genug, auf eine Akte vom 2. April 1794, wodurch 
bie Unabhängigkeitserllärung und ihr Urheber K. förwlich verleugnet wird, fein 
Siegel zu drüden. 

Schnell läuft die Nachricht von diefem fhmählihen Vorfalle von Mund zu 
Mund; ganz Warſchau erhebt fi; ein mörberifher Kampf beginnt gegen vie 
Ruſſen; bald ift das Blutbad allgemein; mer nicht wagt, dem Feinde auf offener 
Straße die Stimm zu bieten, der feuert fein Piftol zum Fenſter hinaus auf den 
Feind ab, und felbft Kinder und reife werfen Steine von den Dädern. 

Die Ruſſen werben belagert, ihre Schlupfwinfel mit Hanbiten befhoffen und 
Jeder, der ſich wehrt, nievergemadt. Igielftröm findet, nebft ven Unterfelpherrn 
Aprarin, Suboff und Piftor und dem faum 1000 Mann ftarfen Reft feiner Trup- 
pen, Oelegenheit zu entkommen, aber fein ganzer Reichthum, vie Kanzlei, das 
Geſchütz fällt in die Hände der Sieger, die ſich fofort unter K.'s Befehle ftellten. 
Diefem, dur die vereinigten Armeen der Ruſſen und Preußen bevroht, ward es 
eine ſchwere Aufgabe, Warſchau zu erreichen, wo inzwifhen an verrätherifchen 
Grelleuten und Prälaten furdtbare Volksjuſtiz geitibt wurde und Greuelſcenen vor- 
famen, tie K. mit Trauer und Bitterfeit erfüllten und ihn trieben, zur Beftra- 
fung ber ——— von feiner diktatoriſchen Gewalt den ſtrengſten Gebrauch zu 
mahen. Seine Gegenwart in Warfchau würde das befte Beruhigungsmittel ge— 
weſen fein, allein ihn rief die Pflicht zum Freiheitskampfe, der nicht nur über 
Warſchau's, fondern über ganz Polens Wohl oder Weh entſcheiden follte. Er 309 
mit feiner Armee (damals etwa 36,000 Mann ftarf) den andrängenden Preußen 
entgegen, ſchlug auf dem Marfche ein ruffifches Korps zurück und nahm (5. Juni) 
bei Trzebik und Jendrzejow am rechten Ufer ver Piliza, dem General Denifow 
gegenüber, Bofition. Am folgenden Morgen zog er fi nad ven Hügeln bei 
Szegekocing (zwifhen Pilfa und Krafau) bin, feine Kolonnen in drei Treffen 
vertheilend. Der rechte Flügel befette die Anhöhen und der linke lehnte fi an 
das Dorf Sprotowa, weldes von der Artillerie vertheidigt wurde. 

Auf viefes Korps richtete der Vortrab der Preußen, von Friedrich Wilhelm 
in Perſon angeführt, den erften Angriff. Nah fünfftündigem, von beiden Geiten 
mit grenzenlofer Erbitterung geführten Kampfe, mußte K., dem zwei Pferve unter 
dem Leibe erfchoffen wurden, ber verbünbeten Uebermacht weichen, aber nicht als 
ein Flüchtling, fondern in größter Orbnung führte er den Reſt feiner Armee vom 
Schladhtfelve, wo zwei feiner beften Freunde, die Generale Grochowski und Wob- 
zifi ihm zur Seite gefallen waren. Die Preußen nennen diefen zweideutigen Sieg 
die Schlacht bei Rawka. 

Nach einigen glüdlihen Gefechten richtete K. nun feinen Marfh nad Ra- 
dom, während eines feiner Korps, unter dem General Zajongzef, von Der- 
felden bei Chelm geſchlagen wurde (8. Juni) und Krakau durch den Verrath 
jenes Kommandanten Winiamsfi in die Hände der Feinde fiel. K. mußte jeßt 
vor Allem darauf bedacht fein, Warfchau möglihft ſchnell zu erreihen; bie alliirten 
Truppen thaten ihr Möglichftes, ihn daran zu verhindern, aber er flug fich 
glücklich durch und fand am 10. Juli vor den Thoren ver Hauptftadt. 

Seine Gegenwart flößte Allen wieder Muth und Hoffnung ein. Rathsherren 
und Handwerker, Geiftlihe und Edelleute eiften herbei, um unter 8. an ben 
Schanzen zu arbeiten. Eine Hauptrolle fpielten bei der Befeftigung der Hauptftabt 
auch wieder die Frauen, hohen und niederen Standes, die von einer Anführerin 
zu Pferde, mit blankem Gewehre, ihre Befehle empfingen. 
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Der Raum biefer Blätter erlaubt nicht, hier ausführlich zu ſchildern, welchen 
Heldenmuth, weldhe Ausdauer und Umfiht K. entwideln mußte, um mit 20,000 
Mann regulärer Truppen und 40,000 ſchlecht bewaffneten Bauern der mohl- 
gerüfteten, 150,000 Dann ftarken Armee der verbündeten Ruffen und Preußen 
Monate lang zu wiberftehen und ihren Sturm auf Warſchau glücklich zurüd- 
zufchlagen. 

Friedrich Wilhelm, verzweifelnd, K. mit Waffengewalt zu beftegen, ließ ihm 
die glänzendſten Anerbietungen machen, um ihn zu gewinnen; aber wie wenig 
fannte er ven Mann aus Washington's Schule! 

Lange blieb der Kampf zweifelhaft; mit ſtets wachſender Erbitterung wurde 
er von beiden Seiten geführt; doch begingen die Polen den Fehler, vie Waffen 
der Revolution über die Grenze hinauszutragen, ohne im Stande zu fein, ihre 
Hauptmaht im Lande felbft in fefter Verbindung zu erhalten. Sie wollten ans 
greifen und waren nicht ftarf genug, fich zu vertheibigen. Daher vie fehlgefchla- 
genen Unternehmungen auf Kurland, bei welchen die Uebermacht Katharinen’s ven 
hartnädigen Kampf entſchied. 

Des großen Sumwaroff fiegreiches Vorrüden zwang vie Polen bald, ihre Kräfte 
zufammenzuziehen und führte (am 10. Oktober) die mörberijche Entſcheidungs— 
ſchlacht von Macieiowice herbei, in welcher K., nad) den ungeheuerften Anftren- 
gungen gegen den größten Feldherrn feiner Zeit und eine doppelt überlegene Armee 
unterliegen mußte und, aus vielen fhweren Wunden blutend, vor Schmerz faft 
des Bewußtſeins beraubt, unter dem weltbefannten Ausrufe: „Finis Poloniae!* 
zu Boden fanf. 

Er fiel als Gefangener in bie Hände der Ruffen. Mit ihn hatte Polen feine 
Seele verloren und der Jammer liber dieſen Verluft war unbefchreiblih. „Ich 
babe in meinem ganzen Leben — ſagt Oginsti, 1) der an vemfelben Tage in 
Warſchau ankam, an welchem die Unglücksnachricht eintraf — fein herzzerreißenberes 
Schaufpiel gefehen, als die Hauptftabt mehrere Tage hindurch darbot..... Man wird 
es kaum glaublid finden, aber ich kann es als Augenzeuge beweifen und berufe 
mich auf alle noch lebenden Zeugen, daß viele Kranke von einem higigen Fieber 
aufgezehrt, Mütter zu früh entbunden, und Andere von einer Art von Wahnfinn 
befallen wurben, welcher fie nie wieder verlief. Man traf auf den Straßen 
Männer und Weiber, welhe die Hände rangen, den Kopf gegen die Mauer 
ftießen und wie in Verzweiflung fehrieen: „KRosciusfo ift topt! das Vaterland ift 
verloren!““ 

Katharina ließ den Gefangenen auf das Fort Petro-Pawlosk in feſteſten Ver— 
mahrjam bringen, wo er bei mangelhaftefter Pflege elend verfommen fein würde, 
wenn ihn nicht der Tod ber Kaiferin erlöst hätte. Kaum hatte Paul I. ven Thron 
beftiegen, als er, blos von feinen Söhnen, den Großfürften Alerander und Kon— 
ftantin begleitet, K. in feinem Gefängniffe befuchte, ihm die Freiheit fchenkte und 
feinen Degen zurädgab, auf fein Ehrenwort, daß er ihn nie wider gegen Ruß- 
land führen werbe, 

Außerdem ſchenkte der Kaifer dem von ihm hochverehrten Helden 1500 Bauern 
und 12,000 Rubel, wozu nod ein Jahrgehalt von 6000 Rubel mit dem Range 
und Zitel eines Feldmarſchalls tommen follte, für ven Fall, daß K. fih ent- 
[liegen würde, in Rußland zu bleiben. 

Hierauf ging der evle Pole nicht ein, der Rußland verließ, ſobald es feine 


») In feinen »Memoires sur la Pologne et les Polonais«, T. I1., p- 41. 
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Wunden einigermaßen erlaubten, und dann bem Kaifer auch vie Arge Gefchente 
in zartefter Weiſe zurüdterftattete, 

Er ging über England, wo er enthufiaftifhe Aufnahme fand, wieder zu 
feinem väterlihen Freunde Washington nad Amerifa und wurbe dort von ber 
Regierung (1798) ald Nachfolger Franklin's mit einer biplomatifchen Sendung 
nad Franfreid betraut. Hier erwies man ihm bei feiner Ankunft alle kriegeriſchen 
Ehren, womit man nur die Großabmiräle und Marſchälle Bern bewill- 
‚kommt. Nah dem Abſchluß feiner vom glüdlihften Erfolg gefrönten Sendung- 
ſuchte man ihn in Frankreich feftzubalten, aber er wies alle glänzenden Anerbie— 
tungen feft zurüd. Um dieſe Zeit war es, daß ihn Charles For in Paris auf 
ſuchte, ver von da an nicht aufbörte, ihm Beweiſe feiner lebhaften Bewunderung 
und Freundfhaft zu geben. Am Innigften jedoch ſchloß K. ſich einem Schweizer, 
Peter Zeltner an, in defien Familie er den Reft feiner Tage, gänzlich von ber 
geoßen Welt zurüdgezogen, verliebte, exft auf einem Landgute in der Nähe von 
Fontainebleau, dann in Solothurn. 

Ein Feind alles Prunks und aller Scheingröße, war er in feinen Gewohn- 
beiten und Sitten von der fchlichteften Einfachheit; der größte Theil feiner Ein- 
fünfte fam den Armen zu Gute, ohne daß die Meiften die Quelle faunten, aus 
welcher die reichen Unterftügungen floffen, venn er verſtand e8 wie fein Anderer 
die verfhämte Armuth aufzufuchen und ihr zu helfen, und ihm lag nur daran, 
ein Wohlthäter zu fein, nit aber dafür zu gelten. 

Gin ritterliher Berehrer des fchönen Geſchlechts, hatte er doch eine entſchie— 
dene Abneigung gegen gelehrte Frauen. Frau von Staël ftrebte lange vergebend 
daruach, feine Belanntfhaft zu machen, und als fie ihn bei ver erſten Begeg— 
nung bat, ihr die Geſchichte der polniſchen Revolution zu erzählen, antwortete er 
fur: Madame, je l'ai faite; mais je ne sais pas la raconter. 

Napoleon ließ fein Mittel unverfucht, ven edlen Polen für fich zu gewinnen, 
aber vergebens! Denn fo ſehr der würdige Mann des gewaltigen Korjen Herr- 
ſcher⸗ und Feldherrngenie anerkannte, fo fehr verabfcheute er feinen Charakter. Und 
als Rapoleon in 8.3 Namen einen Aufruf an die Polen erließ, zieh diefer ihn 
Öffentlich der Fälſchung und Lüge, und das zu einer Zeit, wo vie halte Welt 
ſich knechtiſch vor dem Mächtigen beugte. 

Bon Kaifer Alerander I. liegen eigenhänbige Briefe an K. vor, vie Beiden 
leih hoch zur Ehre gereichen; was der Kaifer fpäter zur Befjerung der Yage ver 
Bolen that, geihah Hauptfählih nad den Bitten und Rathſchlägen K.'s, deſſen 
ganzes Leben und Streben nur feinem Baterlande gewidmet war. 

Gegenüber einer fo volllommenen Uneigennügigfeit und Reinheit mußte die 
Stimme tes Neides ſchweigen und Freund wie Yeind anerkennen, daß K. nicht 
blos ver befte polniſche Patriot, ſondern überhaupt einer ber beften Menihen ge- 
weſen, welche die Welt jemals gefehen. Seine legte öffentlihde Handlung war bie 
Freilaſſung aller zu feinen Gütern gehörigen leibeigenen Bauern, durd eine Ur— 
kunde, in welder er erklärte, daß die Leibeigenfchaft dem Naturrechte und ber 
Wohlfahrt der Staaten zuwider fei. 

Er ftarb hochbetagt zu Solothurn, im Folge eines Nervenfieberse, am 15. 
Dftober 1817. Kaifer Alerander ließ den Leichnam des großen Polen vurd ven 
Fürften Jablonowsti nad) Krakau bringen, wo er in der Gruft der alten Könige 
im Dome beigefegt wurde. Die Trauer über feinen Tod ging durd die ganze 
cipilifirte Welt, Keinem andern Helden der Neuzeit find nad feinem Tode folde 
Ehrenbezeugungen bereitet und fo viel Thränen nacdhgeweint worden wie K. 
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Karl Chriſtian Friedrich, Krauſe, geboren den 6. März 1781 zu Eifen- 
berg im Altenburgifhen, ftubirte auf Wunſch feines Vaters, jpätern Paftors zu 
Nobitz, in Jena von 1797—1800 die Theologie und mit vorzüglidem , durch 
die Vorlefungen von Fichte und Schelling genährtem Eifer die Philofophie, ſowie 
auch die Mathematit. Nach abgelegtem theologifhen Examen habilitirte er ſich 
1802 in Jena als Privatdocent der Philofophie. durch die Schrift dissertatio 
philos. — mathem. de philos. et matheseos notione et earum intima conjunctione, 
worin er bie, fpäter unausgejet weiter ausgebildete, Ueberzeugung von dem begriff: 
lihen Zufammenhange beider Wifjenfhaften darlegte. Mit fteigendem Beifalle hielt 
er Borlefungen über vie philofophifhen und mathematifchen Wiſſenſchaften. Die 
Borlefungen und Schriften aus diefer Epoche (Grundlage des Naturrehts 1803, 
ber Logif 1803, Entwurf eines Syſtems der Philofophie 1804, der Naturphilof. 
1804) fchloffen fih zwar dem Grundprincip Schellings an, zeigten jedoch 
ſchon bebeutende Abweihungen in ver Auffaffung des BVerhältniffes der Welt 
zu Gott und das Beftreben, die Principien in ftrengerer Methode zu ent- 
wideln. 8. gelangte auch furz darauf zu der Ueberzeugung, daß das ganze Syſtem 
der Philofophie von Grund aus, in Wiederaufnahme der von Kant einfeitig und 
unvolljtändig gelösten Aufgabe, neu aufgebaut werben müſſe. Als in Folge ber 
Kriegsereignifje die Zahl der Studirenden unter bie Hälfte herabjant, 309 er fidh, 
hauptſächlich um fih aud in der Kunft auszubilden, 1805 nad Dresden zurüd, 
wo er als*Lehrer der Mathemathit an der Ingenienrafademie bis zur Auflöfung 
viefer Anftalt 1813 wirkte. In die Zeit von 1805—1811 fällt feine wiflenfchaft- 
lid freimaurerifche Thätigkeit. Er hatte geglaubt, in dieſem Bunde einen Berein 
für Ausbildung des Rein-Menſchlichen, der Humanität zu finden, welcher ihn, nad) 
ber ſchon wiffenfhaftlid von ihm ausgebildeten eigenthümlihen Lehre von ber 
Menjhheit und dem Organismus der menjhlihen Gejelligkeit, eine noch darin 
beftehende Lücke auszufüllen ſchien; ex trat daher 1808 in den Bund, wandte fid) 
mit großem Eifer der Erforſchung der Geſchichte deſſelben zu, (bie drei älteften 
Kunfturfunden ver Freimaurerei 1810, 2te Aufl. 1820), und juchte venfelben über vie 
ihm zu Grunde liegende höhere Idee und feine jeßige Aufgabe aufzuklären, die jedoch 
nur unter Aufgeben des Geheimhaltens der Lehre und des Wirkens, durch Umge— 
ftaltung in einen offenen Verein, vollführt werben könne. Allein er fand im Bunde 
wenig Anklang und nah ver Ausſcheidung vielfahe Verfolgung. Im „Syſtem ber 
Sittenlehre“ 1 Bd. 1810 entwidelte K. zuerft die metaphufiihen Grundlagen feines 
von Schelling weſentlich unterfchievenen philofophifchen Syftems, in welchem vie Lehre 
von Gott als Urwefen, nicht außer aber über der Welt, von entfcheidenden Fol— 
gen bejonders für die praftiiche Philofophie wurde. Im „Urbilve ver Menfchheit“, 
1811, 2te unveränderte Auflage 1849, entwidelte er in allgemein volfsverftänd- 
liher Sprache die ivenle Lehre von der menſchlich-geſelligen Organifation. Diefer 
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Schrift follten zwei andere über das Gefhichtsbild und über das Idee und 
Geſchichte vermittelnde Mufterbild der Menfchheit folgen, wovon jedoch nur 
handſchriftliche Brucdftüde vorhanden find, Im Jahr 1813 habilitirte ſich K. an 
ver Univerfität zu Berlin, gründete bier mit Zeune, Jahn u. U. vie berlinifche 
Gejelihaft für deutſche Spradhe, für welde er auf neuer ſprachphiloſophiſcher 
Grundlage ein „Urwortthum“ auszuarbeiten unternahm (in großen Bruchftüden 
banpfhriftlih vorhanden), fehrte aber 1815, als die Hoffnung, Fichte's Nach— 
folger in ver philoſophiſchen Profefjur zu werden, fcheiterte, nad) Dresven zurüd, 
und machte 1817 in Begleitung eines funftliebenden Freundes eine Kunftreife durch 
Deutfhland, Italien und Franfreih. Nachdem er fi darauf in Dresden nod) 
ſechs Jahre unausgejegt der Ausarbeitung feines philofophifchen Syftems gewidmet 
hatte, begab er fih, von dem Wunſche befeelt, die Frucht feiner fünfundzwanzig- 
jährigen, das ganze Gebiet der Philofophie umfafjenden Forfhung einer empfäng- 
lihen Jugend mitzutheilen, nad Göttingen 1823, habilitirte ſich bafelbft, hielt von 
1825 an mit immer fteigendem Beifall Borlefungen über alle Theile der Philofophie, 
und fand bier auch Schüler, wie v. Leonhardi, Röder, Schliephale, Ahrens u. A., 
welche fpäter in verjchievenen Richtungen das Syſtem weiter verbreiteten. Bon den 
anftrengenden Arbeiten, der großen Zahl der Borlefungen, unter ven Sorgen für 
eine große Yamilie von 10 Kindern, von denen jelbft er theilweis manden Kum— 
mer erfahren follte, war feine Gefundheit ſehr geſchwächt, und als er fidy bei ver 
Wiederbeſetzung einer philofophifchen Profeffur umgangen ſah, fahte er 1829, 
auch durch andere Gründe beſtimmt, den Entſchluß, nad München überzufiedeln, 
der jeboch, Krankheit halber, erft 1831 zur Ausführung kam. In Münden fand 
er eine vergleihsweis freundlihe Aufnahme; aber ſchon am 27. September 1832 
endete ein Schlagfluß das von vielfältigem Mißgeſchicke heimgefuchte Leben eines 
der evelften Menſchen, deſſen ganzes Streben auf Ein Hauptziel gerichtet war, 
ven Menſchen auf dem Wege ver philofophiichen Wiſſenſchaft in richtiger Selbft- 
erfenntniß wieder zur Erfenntniß des lebendigen Gottes zu führen und alles Menjdj- 
liche im Göttlihen zu verflären und zu vollenden. — Um vie (nody nicht beendete) 
Herausgabe des handſchriftlichen Nachlaſſes hat fid) befonvers v. Leonhardi ver- 
dient gemadt. 

Bon dem philofophifhen Syftem K.'s, obwohl von dem Berfaffer felbft in 
allen Haupttheilen ausgeführt, befteht bis jett keine zufammenhängenve ſyſtema— 
tifche Ueberficht. 1) Es ift auch hier nicht der Drt, von diefem Syftem eine Skizze zu 
geben; es foll nur, infoweit e8 bejonder® zum befjeren Verſtändniß von deſſen 
Rechts-, Staats und Geſellſchaftslehre wichtig erfcheint, nad) einigen Grundunter- 
ichieden in der Methode und ver Lehre bezeichnet werben. 

8.8 Syſtem liegt nicht mehr in der Entwidelungsreihe der philoſophiſchen 

* Spfteme, welche mit Kant beginnt und mit Hegel abſchließt. Schon gegen 1805 
erfannte K. die Nothwendigkeit der Wiederaufnahme und ftrengeren methodiſchen 
Durchführung ver von Kant ſehr unvollftändig gelösten Aufgabe einer Eritifchen 
und analytifhen Durhforihung des gefammten Erkenntnißgebietes. Der fubjektiv- 
ivealiftifche Abweg Fichte's erichien ihm nur als die ftrenge Konſequenz von einfeitigen 
Kanten Lehren und Scellings Syſtem des Abfoluten als die an ſich me- 


— 





») Der von mir in meinem, faft nur in den romanifchen Ländern befannt gewordenen, 
längft vergriffenen Cours de philosophie, 2 vol. Paris 1837 gemachte erfte Verſuch ift in 
Hauptpunften unvolftändig geblieben, und auch die eingehende und gewiffenhajte Darftellung von 
Erdmann in deſſen Befchichte der Philoſophie Bd. Il, 11 S. 637—677 läßt große Füden und 
zeigt mannigfache Fehlgriffe. 
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thodiſch gar nicht gerechtfertigte bypothetifhe Annahme des von Kant zweifelhaft 
gelaffenen „Ideals der reinen Bernunft“. K. theilte zwar mit allen großen 
Bhilofophen die Ueberzeugung, daß die Philojophie, wenn fie überhaupt möglid 
fei, aus Einem höchſten Princip vie Begriffe alles Seins abzuleiten habe; aber 
einerfeits verlangte er, daß der menschliche Geift in einem ftufenmeifen Erfenntniß- 
gange zu ber gewiffen Anerfenntniß dieſes höchften Princips geführt werbe, und an- 
derfeits hatte er Har erfannt, daß das bloße deduktive begriffliche Wiffen unvollftändig 
fei, nur ein Ganzes iveeller Möglichkeiten enthalte, das vollftändige Wiffen daher von 
dem menfchlihen Geifte auf zwei Wegen der Forfhung erlangt werben müfle, auf 
dem Wege ver intuitiven, bie Oegenftände in ver Anfhauung unmittelbar felbft 
erfaſſenden Analyfe, welche in allen Gebieten des erfahrungsmäßig Gegebenen 
ihre Anwendung finde, und auf dem Wege ber Begriffsentwidelung, der Deduftion 
aus einem höchſten Princip, beide Methoden aber in ber Konftruftion zu ver: 
binden feien, welche genau die Beziehung zwifchen den deducirten Begriffen und dem 
thatfächlihen Befunde zu unterjuhen und zu vermitteln habe. Diefe neue Me- 
thobenlehre hängt bei K. auf das Imnigfte mit der Auffaffung des Lebens über- 
haupt zuſammen. Das Leben ift ihm nicht eine blos vialeftifche Abwidelung allge: 
meiner Begriffe, Rategorieen, neben welchen alles Andere blos wefenlofer Schein wäre; 
es ift aber auch feine bloße Aufeinanderfolge individueller Erſcheinungen, ſondern 
alles Leben enthält, nach K., wefentlich zwei Seiten, ein Ewiges, Allgemeines in 
feinen Grundkräften und Gefegen, und ein unenvlih Beftinimtes, Inpivipuelles, 
welches ven Reichthum des Wejens offenbart; beide Seiten find aber verbunden 
durch das Urprincip des Lebens felbft und müffen in der wahren vollftändigen 
Methode und Wiffenfhaft gleihmäßig erforfcht und auf einander bezogen werben. 
Durd diefe Methodenlehre, in welcher zwei, gewöhnlich einfeitig verfolgte Me— 
theden in ihrem ſelbſtändigen Werthe erfannt, beide jedoch mit einander verbun- 
den werben, umterfcheidet fih das K. Syſtem von allen neueren philoſophiſchen 
Lehren. Den dialeftiihen Konftruftionen gegenüber, welche feit Schelling und Hegel 
die Philoſophie jo fehr in Mifkrevit gebracht haben, indem fie zulett die Dinge 
felbft in bloße Gedanken aufzulöfen fchienen, ift e8 ficherlich fein geringes Verdienſt, 
eine umfichtig und treu dem Gegenftanve fich hingebende unmittelbare Durchforſchung 
des gefammten Erfahrungsgebietes ſchon fo früh auch als eine Beringung für vie 
philoſophiſchen Wiſſenſchaften aufgeftellt, nicht minver aber audy die, heute wieder zu 
jehr verfannte, Forderung ftrenger metaphufifcher Begriffskildung aufrecht erhalten 
zu haben. Nach diefer Methodenlehre theilt fih nun, nad K., das ganze philoſophiſche 
Spftem, fomwie jede bejenvere philoſophiſche Wiſſenſchaft, in zwei Haupttheile, einen 
analytiihen und einen veduftiv-fyntbetifchen und konftruftiven Theil. Für die Philo- 
ſophie überhaupt beginnt der analytifhe Theil mit ver Wefen-Einheit des Menfchen, 
wie fie ſich in innerer Selbfterfafjung im Ich ausſpricht, durchforſcht daſſelbe an ſich— 
in feinen Grundwefenheiten, feinen Grundvermögen, feiner Thätigfeit, in den ver— 
ſchiedenen Stufen der finnlihen und nicht-ſinnlichen Erkenntniß bis zur höchſten 
Idee des Einen unenblihen und unberingten Weſens Gottes, wo dann die Frage 
hinſichtlich des Dafeins Gottes tiefer erörtert und bejahend entſchieden wird. Mit 
der Anerfenntnig Gottes beginnt der zweite ſynthetiſch deduktive (metaphyſiſche) 
Theil, welder die Wefenlehre, vie Lehre von Gott und der Welt in einem 
Spfteme ftreng entwidelter Grundbegriffe oder Kategorien ausbildet und mit den 
im analytifhen Theile gefundenen Erfahrungéthatſachen verknüpft. Der analytifche 
Theil, welcher in verfchiedenen Werten (Syſtem der Philofophie, 1828; Grunt- 
wahrheiten ter Wiſſenſchaft, 1829; Logif, 1836 und piychifche Anthropologie, 
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1848) von verſchiedenen Geſichtspunkten aus, aber leider immer zu kurz entwickelt iſt, 
und eine jelbftänbige, gleichmäßige Vollſtändigleit anftrebende, Behandlung ver- 
diente, ift in feinen Grundlehren bisher nicht gehörig gewürdigt worden, obwohl von 
Ginigen (3. B. Fichte d. I.) die Aufgabe, welche er ftellt, als richtig und höchſt beven- 
tungsvoll anerfannt worben ift; der fynthetifche Theil feinerfeits, der eine jo ftrenge 
Begriffsentwidelung gibt, wie fie felbft in Hegels Logik nicht anzutreffen iſt, ſcheint 
wegen feiner innern, durch die Bildung neuer, rein beutfcher, die Sache jedoch 
ſcharf bezeichnenver Wörter, vermehrten Schwierigfeiten, vor einem tiefer eingehenden 
Studium zurädgefhredt zu haben (obwohl Erdmann in richtiger Würdigung biefes 
Theils_ bemerft a. a. D. ©. 686 und 849, daß feit Wolff nur 8. und Hegel 
ber Bhilofophie wieder eine Metaphyſik, ein Syftem ver Kategorieen als Prädikate 
und Formen alles Seienden gegeben, und daher auch von biefen beiden Denkern, 
wenn aud in fehr verfchiedener Art, die wichtigften Aufgaben ver neuern Philofophie 
gelöst feien). Jedenfalls wird es wohl fernerhin feinem Denker, ver über ven 
gegenwärtigen Zuftand ver Philofophie ein Urtheil fällen, oder etwa neue Wege 
anbahnen will, erlaflen fein, das Verſtändniß auch des K. Syftems gewonnen umb 
fi) mit ihm auseinanver gejegt zu haben. — Wir müffen hier verzichten, auf den 
analytifchen Theil näher einzugehen, obwohl darin jehr wichtige Lehren entwidelt 
werben, insbeſondere die Lehre von der finnlihen Erkenntniß (Grundwahrheiten 
S. 33—70, Logik oder Lehre vom GErfennen ©. 263-323), wo die fchwerften 
Irrthümer gewöhnlich ihren Urfprung nehmen, auf das Grünplichfte erörtert, der 
Senjualismus in feiner Quelle vernichtet, die Lehre von Ich fchärfer be— 
ftimmt, vie fo ftreitige Theorie von der Einheit ober Mehrheit der geiftigen Ver— 
mögen neu unterfudht, in ver Einheit eine Mehrheit gleich urſprünglicher relativ 
jelbftändiger Vermögen nachgewiefen wird, bei der Unterfuhung des Wender- 
lichen im Ich der Begriff ver Zeit feftgeftellt, die Anficht Kants berichtigt, das 
Ich, feiner Weſenheit nah, noch Hlarer, als über der Zeit feiend, erfannt, die fo 
lange vernadhläffigte Lehre von der Phantafie gründlicher erörtert, .die Phantafie 
zugleich als die innere finnlihe und räumliche Welt und als die, die Raumvor- 
ftellung eigentlich erzeugende, Kraft erfannt wird, endlich die Lehre von den ver- 
ſchiedenen Arten und Stufen der Erkenntniß und der Begriffe in einem neuen auf 
ſcharfen Unterfheidungen beruhenden Syfteme von Begriffen, Wejenbegriffen, 
Urbegriffen, Begriffen des Ewigen, Zeitlihen und Ewig—-Zeitlichen entwidelt 
und zulegt die Frage nad) der objektiven Realität des höchſten Wefenbegriffs Gottes 
erhoben und bejahend entfchieden wird. — Bon dem fonthetifchen Theile müſſen wir 
jedech die widhtigften unterfcheidenden Grundlehren kurz bezeichnen, infofern fie für 
die praftifchen Lehren entſcheidend find. Sie bezieben fih auf die eigenthämliche 
Aufjafiung Gottes, der Welt, der Menſchheit und ihres Berhältniffes. In der 
Lehre von Gott hat K. in neuerer Zeit zuerft, wie man fi auszubrüden pflegt, 
bie Immanenz Gottes in der Welt mit der Transcendenz zu vermitteln unter 
nummen. Wenn in legter Zeit Schelling die Aufgabe dahin Keftimmte, daß Gott 
ald „das prius von Natur und Geiſt“ als das „Ueberieienve, das ſich nicht 
in ven Weltproceß verliere” zu faflen fei, jo bat K. diefe Forderung ſchon in 
ter „Sittenlehre” 1811 erkannt und erfüllt, und im „Syſtem ver Philoſophie“ 
1828 in ftrengfter metaphyſiſcher Entwidelung begründet. K. erfennt zwar Alles 
als in, unter und durch Gott feiend, feine Lehre ift Alles:in-Gott-Lehre (Panen⸗ 
theismus), aber Gott, ald das Eine unendliche und unbedingte Weſen ift über 
Alem und dem Al’, hat als Ueberweſen oder Urwejen ein felbftheitliches Für— 
Sich fein über der Welt und allen Wefen, im Urbewußtfein, Urwillen und in 
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UÜrliebe, ift daher vie Eine unendliche, unbebingte Perfönlichleit, nicht erft im Pro- 
ceffe ver Weltentwidelung es werdend, ſondern vielmehr ver höchſte Grund, daß bie 
höchſten endlichen Wefen, bie menschlichen Geifter, perfönliches Bewußtfein haben können. 
Gott als Urweſen ift über allen Gegenfägen, welche in ver Welt beftehen und fich 
entwideln, er ift übergeiftiges wie übernatürlihes Weſen, der Welt überhaupt trans: 
cendent, obwohl aud ihr wefenhaft und urſächlich immanent. — Die Welt ift eine 
in Ewigkeit und Zeit fich vollziehende Urſchöpfung Gottes. In der Welt beftehen aber 
zwei höchſte Seins- und Lebensgebiete, Natur und Geift, nicht als bloße Erſchei— 
nungsweifen (modi) ober Entwidelungsftufen ver Gottheit, ſondern als relativ 
felbftändige Grundwefen, jo daß Natur und Geift wefenhaft von einander unter: 
ſchieden find. Auch diefe Lehre ift dem K. Spfteme eigenthümlich, und es nähert ſich 
ihr nur unter den nmeuern Syſtemen die, gewöhnlih als Dunlismus bezeichnete, 
Lehre Günthers, welcher felbft wohl aud am früheften die wiſſenſchaftliche Be— 
deutung des K. Syftems erkannt hat (ſ. Peregrins Gaftmahl, Wien 1830, 
©. 166 ff.). In der Welt durchdringen fi aber Geift und Natur in verſchie— 
denen Stufen des Seins und Yebens, und es gibt fein felbftändiges natürliches 
Leben, in welchem nicht ein Geift- oder Seelenprincip wirffam wäre, und fein 
geiftiges Leben, welches nicht auch ein dem Natnrleben entſprechendes und daſſelbe 
erſchließendes Princip im fich hätte. In dieſer Verbindung von Natur und Geift, 
in welcher auf ver unterften Stufe im Pflanzenreihe das einheitlich-feelifhe oder 
inftinftive Princip vorherrſcht, im Thierreiche die refleftirende Seele oder der Ber- 
ftandesgeift hervortritt, nimmt die Menſchheit die höchſte und grundweſentlich ver- 
ſchiedene Stufe ein. In der Menfchheit vollzieht ſich nämlich die innerfte vollweſent— 
lihe Synthefis alles Seins und Lebens in der göttlichen Wefenorbnung, und bie 
Menſchheit ift nicht blos die höchſte Verbindung des Natur- und Geiftlebens, 
fondern auch die höchſte wefentliche und Iebendige Urverbindung mit Gott als 
Urwefen. In der Menfchheit ift daher ein göttlich-urmefenliches Princip be- 
lebt, die Vernunft, welche auch jeden Einzelmenſchen, über die befchränfte thie- 
riſche Individualität, zum Selbftbewußtfein, zur Perfönlichfeit erhebt, zur Freiheit 
führt und ihm das Vernehmen Gottes und alles Göttlichen ermöglicht. Diefe 
Lebensverbindung mit Gott als Urmwefen in ver unendlichen Menfchheit hat viele, 
von der freien Selbftbeftimmung und Erhebung ver Menfhen abhängige, Stufen ; 
es ift aber die Beftimmung der Menfchheit, in der Darbildung ihres alljeitigen 
Weſens ſich zuhöchſt in der lebendigen Verbindung mit Gott, in Gottinnigfeit zu 
vollenden. 2) — Was das Verhältniß Gottes als Urweſen zur Welt und Menſchheit 
betrifft, jo wirb im K. Syſteme, in Folge der Urmefenlehre, wiederum vie freisperfün- 
liche Wirkſamkeit, die göttliche Willensmacht zur Anerkennung gebracht, nicht um die— 
felbe, wie e8 mehrfach in ver Scholaftif und neuerdings wieder von Stahl (Rechtsphilo— 


2) Die Lehre von der Menſchheit ift von Ar. mit befonderer Liebe am ausführlichften aus: 
ebildet, jowohl metaphyſiſch wie in der praftiichen Philoſophie und in der Philofopbie der Ge: 
Nichte. In dem Werke über lepteren Gegenftand: Allgemeine Xebenlebre und Pbilofopbie der 
Geſchichte, herausgegeben von v. Leonhardi 1843 finden ſich auch die wichtigften Lehren über 
Sott, Welt und Menichbeit zufammengeftellt. Diefed Werk ift überhaupt, wie v. Leonhardi fagt, 
„als die Blüthenknoſpe anzufeben, die dem Auge des Kenners die Bedeutung der ganzen vorher: 
gehenden Bildung erfchließe.“ Erdmann (Gefhichte der Pbilof. III. #1. S. 812) fcheint auch ge: 
neigt, dieſes Werk über das ähnliche feines Lehrers Hegel au feßen, indem er bemerkt: „Wie 
Hegel nur Staatengefchirbte ftatuirt, jo Baader nur Kirchengejchichte. Hierin macht Kr. entſchieden 
einen böberen Geſichtspunkt geltend Seine Weltgeihichte verdient erft das Weltgericht genannt 
zu werden, weil fie die ganze Menfchheit und in allen ihren Beziehungen befaßt.“ Jedoch fehlt 
von dieſem Werke aus dem bandfchriftlichen Nachlaffe noch der angewandte Theil. 
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ſophie) geſchehen iſt, von der ewigen unabänderlichen göttlichen Weſenheit, ven göttli- 
chen bleibenden Geſetzen unabhängig und dadurch Gott ſelbſt zu einem abſoluten 
Willfürwefen zu machen, wovon dann die Willkürherrſchaft im göttlichen wie im 
menfhlihen Leben die unausbleiblihe Folge ift, fondern um biefelbe als vie eigent- 
liche Lebens- und Geftaltungstraft auf dem Grunde des Ewigen, Bleibenven und 
Gejeglihen zu erfafien. Leben überhaupt ift nur Darbildung, Entwidelung ver im 
bleibenden Wefen liegenden Bermögen, Kräfte und Gefege; aber 8. erkennt richtig, 
daß vie Vermögen, Gejege ſich nicht von felbft entwideln und vollziehen, ſondern 
daß, jowie in jebem lebenden Weſen eine innerlich beftimmende Kraft ald Antrieb 
und fortgefegter Trieb vorhanden fein muß, fo auch für das Leben ver Welt ver 
böchfte beftimmende Wille Gottes die Macht ift, welche alles Leben, nad ver 
Beftimmung des Weſens, leitet, und daß insbefondere in dem Reiche und Leben 
der freien menſchlichen Geifter, in welchen bie freiheit ſelbſt ein weſentlicher, blei- 
bender, gejeglicher Beſtandtheil ift, ver theilmeife vie anderen Gejege verkehren 
oder unaudgeführt laſſen kann, vie freie göttlihe Einwirkung nicht blos zur Kräf- 
tigung bes Lebens, fondern auch zur Aufrehthaltung der allgemeinen Lebensgefege 
und des höchſten Lebensplanes erforderlich if. Durch dieſe in Weisheit, Siebe, 
Gerechtigkeit vollführte Einwirkung Gottes wird das menjchheitliche Leben theilmeife 
über fi felbft erhoben und M eine höhere Lebens- und Kraftorbnung eingeführt. 
Wie jhon die Einwirkung des freien Geiftes in die Natur, obwohl in Angemefjen- 
beit zu deren Gefegen und Kräften, Bildungen ſchöner und nüglicher Kunſt her— 
vorruft, die über das fih allein überlafjene Vermögen der Natur hinausgehen, fo 
ruft auch in höchſter Weife die Einwirfung Gottes in der Menfchheit höheres 
Leben, höhere geiftige Bildungen und Geftaltungen hervor, die aus den menfd- 
lichen Kräften allein durchaus nicht zu erklären find. Die Gottheit läßt fih im 
Leben ver Einzelnen und ver ganzen Menfchheit nie unbezeugt. Diefes freisper- 
ſönliche Ginwirken Gottes in dem Leben und der Geſchichte der Menfchheit ift 
Gegenftand und Gebiet des Glaubens, da das Wiffen, die Wiffenfhaft ſich 
bios auf das Allgemeine, Bleibende, Ewige bezieht, aber alles frei Perfönliche, 
wie in ben menſchlichen Lebensverhältniffen, jo in den Lebensbeziehungen zu Gott, 
Gegenſtand des Glaubens tft. Willen und Glauben haben ihre gemeinjchaftliche 
Grundlage in der Bernunft, fie unterfcheiden fih und ergänzen fich gegenfeitig, 
önnen aber nicht im Widerſpruche unter einander fein, da in Gott Wefen und 
Leben, vie höchften gefchichtlichen Lebensoffenbarungen mit dem von der Vernunft: 
wifjenfhaft zu erfennenden göttlichen Wefen und der ewigen Beftimmung aller Dinge 
im Ginflange find. Der wahre und volle Glaube muß aber auch ein Gelöhnik, 
eine Widmung des ganzen perfünlichen Lebens für Gott, eine unbedingte Ergebung 
in den Alles zum Guten vollendenden Willen Gottes fein. — So gewinnt das N. 
Spftem in dem höchſten Theile durch bie Lehre von dem lebendigen Gott auch 
eine lebensvolle Grundlage von durchgreifender Bedeutung für die ganze prak— 
tifche Philoſophie, von der wir bier nur die Gefellihafts-, Rechts- und Staats: 
lehre näher darzulegen haben. 

In der Einen göttlihen Wefen- und Lebensorbnung bildet die Yebensorbnung 
der Menſchen die innerfte und höchſte Stufe. In dieſer Lebensordnung ift aber 
ſowol das ewige Lebensgefeg und die unverrüdbare Beftimmung der Menfchheit 
als auch die Freiheit, in welcher das Geſetz und die Beftimmung vollführt wird, 
in gleiher Weife in's Auge zu faffen. Die in der Ordnung wirffame Freiheit ift 
eine zwiefache, Gottes und der Menfchen. Gott als Urweſen waltet frei über und 
in der Ordnung als höchſter Bollführer des Gefeges und zur Aufrechterhaltung 
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deſſelben gegen die Verletzung und Verkehrung, welche durch die abirrende Wil- 
lensfreiheit ver Menſchen möglich iſt. Gott erkennt auch die in dem Weſen des 
Menſchen gegründete Freiheit an, zieht aber auch allen Irrungen die äußerſten 
Grenzen, um die Bahn zu der endlichen Beſtimmung und Vollendung im Großen 
und Ganzen nicht verrücken zu laſſen. Würde ſich die göttliche Willenskraft nicht 
gegen ſolche Abirrungen bethätigen, ſo würden dieſelben dem einmal gegebenen 
Impulſe folgen, und eine Umkehr zum Beſſeren wäre undenlbar. Die Abirrungen 
ver Freiheit zu Unglück, zum Uebel und Böſen, welche als eine Folge des Prin- 
cip8 der Freiheit in dem endlichen Weſen von Gott zugelaffen werben, haben aber 
aud wieder den fittlihen Endzweck, daß der Menſch, in Ueberwindung berfelben, 
feine angeftammte Gottesfraft bewähre, ſich ftärfe, läutere, reinige. In der gött- 
lich⸗ menſchlichen Lebensordnung fol fi die Beftimmung der Menſchheit erfüllen, 
welche, ihrer Wefenheit gemäß, in univerfeller Receptivität, in freier und harmo- 
nifcher Aneignung und Ausbildung des Geift- und Naturlebens, Alles in Gott 
und dem Göttlihen zu verherrlihen berufen ift. Diefe Beftimmung ift eine unendliche 
und vollführt fich in abgeftuften Orbnungen. Die Menfchheit auf diefer Erde gehört 
einer niedrigen Stufe an, hat aber gleihwol au bier ihre Beftimmung in einer 
Drganifation zu vollführen, in welcher fie fih in allen Theilen, Perſonen, Ber: 
hältnifien und für alle Lebenszwede eigenthümlich Wbllenden fol. Diefe Organi- 
fation wirb in der geſchichtlichen Entwidelung nur ftufenweis volführt, und fie ift 
aud in den am weiteften vorgefchrittenen Bölfern nod weitaus nicht beendet. Die 
ausgebildete Organifation ift aber felbft ein organifhes Ganzes von befonderen 
inneren Lebensfreifen und Organismen, welche, theils in Abftufung und Unter- 
orbnung, theild in Nebenorbnung, verſchiedene Lebensmittelpunfte bilden, durch 
welhe das Geſammtleben in allen Theilen und Richtungen ſtets genährt und dar« 
gebildet wird. Dieje Organifation gliedert fih in zwei Dauptreihen von organifch 
in einander greifenden Kreifen: 1) im bie Kreife und Stufen der menſchlichen Per— 
fönlichkeit, alfo in der Entwidelung von unten angefangen, in ven Lebenskreis des 
Einzelmenfhen, der Yamilie, der Ortfchaft, des Stammes, bes Stammvereines 
oder Volks, des Völfervereins eines Haupterblandes und ber ganzen Menjchheit 
auf Erben; 2) im vie Kreife für alle bauptjächlichften Lebenszwecke, von denen ein 
jeder die Seele eines großen gejellihaftlihen, innerlich geglieverten Ganzen zu 
werden beftimmt ift. Diefe (hier nicht näher wiſſenſchaftlich zu beftimmenven) Zwecke 
find: Religion, Wifjenfhaft, Kunft, ſchöne und nüglide Kunft, Un— 
terriht und Erziehung, Sittlihfeit und Recht. Alle beziehen fih auf 
wejentlihe Seiten und Lebensverhältniffe des Menſchen und der Menſchheit, er- 
ſchöpfen jedoch nicht die ganze Beftimmung. Außer diefen befonderen Hauptzweden muß 
nämlih noh der Menſchheitszweck in feiner Einheit und Ganzheit, und in 
diefer Hinficht auch unterfhieven von allen bejonvderen Zweden, erfaßt werben. 
Diefer Eine Menſchheitszweck ftellt allen Menſchen die Aufgabe, fih in allem 
Rein⸗menſchlichen zu bilden, den Sinn und vie Liebe für alles Göttlich-Menſchliche 
zu pflegen und in allen Sonververhältnijien und Sonverbeftrebungen das Be— 
wußtfein und Gefühl der göttlihemenfhlihen Einheit und Gemeinfamfeit zu be— 
wahren, und in den Handlungen zu bethätigen. Auch dieſer Grund- und Urzweck 
erheiſcht eine gemeinſame geſellſchaftliche Thätigfeit in einem allgemeinen menſchheitlichen 
Bereine (Menfchheitsbunde), welcher feine Ihätigkeit dahin richtet, daß das Eine 
Göttlich-Menſchliche nicht in der Befonderheit ver einzelnen Zwede und Thätigkeiten, 
wie wichtig fie auch am fich fein mögen, ſich verliere, fondern das leitende, maß- 
gebende, vermittelnde und einende Princip und Band bleibe. Die Idee dieſes 
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Grundzweckes und Bereines ift in K. Syſtem nur bie praftifche Ausführung ber 
metapbofifchen Lehre, daß das wahrhaft Eine und Ganze in der Natur- und 
Geiſtwelt nie ein bloßes, aus dem Zufammenfein und Wirken entftehenves, Aggre— 
gat fondern, ald eine Urkraft, über allem Einzelnen und Befondern ift und 
anf ein gemeinfames Ziel hinlenkt. Es ift dies viefelbe Idee, welde in letter 
Hinfiht zu der Erfenntniß Gottes als Ur-Wefens führte. So ftellt fi dem— 
nah, nah K., die gejammte menjchlich-gefellige Organifation als Ein großer 
Gejellihaftsorganismus dar in ihrer Gliederung für alle, in der Einen menſch— 
beitlihen Beftimmung enthaltenen, befonveren Dauptzwede, von denen ein jeder in 
einem befonveren relativ ſelbſtändigen Organismus von Anftalten, Mitteln und 
Werkthätigkeiten zu vollführen ift. In diefer gefellihaftlihen Organifation haben wir 
aber die Idee und die Aufgabe des Rechts und Staates noch näher nachzuweiſen. 

Das Recht, im Allgemeinen eine Regelung von Lebensverhältniffen für einen 
vernünftigen Zwed, ift zuhöchſt als eine dur die ganze Welt- und Lebensordnung 
geſetzte göttliche Idee zu erfaffen, die fid nicht blos auf den Menſchen, fonvern 
auf alle lebenden Weſen bezieht, welde in dieſer Lebensordnung eine von Gott in 
ihre Natur gelegte Beftimmung zu vollführen haben. Diefe Beftimmung ift immer 
die Richtſchnur für das Recht, welches alle Berhältniffe darnach zu richten, zu 
oronen, zu regeln bat. In welcher Art diefe Regelung zu vollführen fei, ift aus 
der gefammten Lebensorbnung zu erkennen. Diefe göttlihe Ordnung ift ein unend- 
lihes Ganzes relativ felbftändiger, von Gott und von einander unterſchiedener 
Weſen, die aber zugleidh-in Gemeinschaft und Wechfelwirtung ftehen, fo daß das 
Leben eines jeden Weſens in feiner Entwidelung zu einem wefentlihen Theile 
dur das Leben, dur die Kräfte und Handlungen aller feinen Lebensfreis be- 
rührenden Mitwefen bevingt ift, und ohne dieſe Bedingungen ſich nicht entwideln, 
nad feiner Beftimmung ausbilden kann. Diefe Bedingungen find aber von zweier- 
lei Art; fie werben nämlich theild nad inneren nothwendigen Yebens- und Na- 
turgefegen erfüllt, oder fie find ein Gegenſtand einer vernünftigen Willensthätig- 
feit. Nur die zweite Art ver Bedingungen fann für ein Vernunftwejen eine Auf- 
gabe für ven Willen fein; fie ift aber von einer ſolchen praktiſchen Wichtigkeit, 
daß auch der Spradgenius, welder für alle wichtigen praftiihen Begriffe ein- 
fahe Bezeihnungen feftftelt, hier den, das wichtige Moment der Richtung und 
Regelung bervorhebenden, Ausdruck des Rechts gewählt hat. In der Einen un- 
endlichen Lebensorbnung übt Gott das Recht, in bewußter, mit allen anderen 
göttlichen Grundeigenſchaften ver Weisheit, Liebe, Güte im Einklange ftehender 
Gerechtigkeit gegen alle Weſen, indem er allen vie, in Rüdfiht auf alle Ber- 
bältnifje ver felbftändigen Bewegung fowie der nicht zu Überfchreitenden Grenzen und 
der ergänzenden Wechſelwirkung beftimmten, Lebensbedingungen gewährt. Diefes 
Recht übt Gott gegen alle Weſen, auch gegen ſolche, welche das Recht nicht jelbft 
ertennen und üben können, alfo nicht felbft hanblungsfähig im Rechte find, weil 
das Recht überhaupt nicht feinen Grund im Bewußtfein oder Willen, fondern in 
ven objektiv bedingten Lebensverhältniffen hat. Aber das höchſte und innerfte 
Rechtsgebiet ift das göttlichemenfhheitliche Leben, in welchem zuhöchſt Gott jelbft ver 
Menſchheit und allen Menſchen, nad Maßgabe der durch fie felbft in freier Thä- 
tigfeit errungenen Kraft und Bildung die von feinem göttlihen Einwirken ab- 
bhängigen Bedingungen der weiteren Entwidelung, des Fortſchreitens auf der Bahn 
ihrer Beftimmung gewährt, aber auch die Folgen jeder zurechenbaren Abirrung 
und Sünde als Strafe der Einzelnen und Gefammtperfonen empfinden läßt, die Strafe 
jelbft aber als Mittel zur Wieverbefinnung, zur Wiederaufrihtung, zur Beflerung 
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anwendet, fo daß alſo die göttliche Gerechtigkeit im Leben ver Menſchheit, in Achtung 
der Freihert, unterftägend, fördernd, beſchränkend, ftrafend und beffernd ſich bezeugt. 

Das Recht ift aber auch, in dem ganzen menfchheitlichen. Leben, von ben 
Menſchen felbft einzeln und vereint zu verwirklichen. Das menſchliche Recht ift „das 
organifche Ganze der von der Willensthätigfeit abhängigen Bedingungen zur VBoll- 
führung ver menschlichen Beftimmung nad allen weſentlichen Berhältniffen des 
Selbft- und Vereinlebens“. Die menſchliche Beftimmung gliedert fi, wie gezeigt, 
in ein Ganzes von befonderen vernünftigen Zweden, die in einem Syſteme von 
in einander greifenden Lebensverhältniffen verwirfliht werden. Das Syſtem ber 
Lebensverhältniffe ift ein Syſtem von Zmedverhältniffen, meil jevem Lebensver- 
hältniß ein vernünftiger Zwed zu Grunde liegt; und ta jeber Zweck feinem In- 
halte nad ein Gut ift, fo ift das Syſtem der Zweck- und Lebensverhältnifie 
au ein Güterfuftem, deſſen Verwirklihung Aufgabe ver menfhlihen Freiheit 
ift. Das Recht ift daher au eine Art und Norm ver Verwirklihung des Guten 
und aller Lebensgüter. Das Gute überhaupt ift nämlich im zwiefaher Art, nad 
der Doppelfeite des menſchlichen Wefens und Lebens, zu verwirklichen, einerfeits 
nah der ihm inwohnenden unbedingten göttlichen Urkraft, wodurch ver Menſch, 
in Bermunftfreiheit, das Gute auch unberingt, rein um des Guten ald des 
Göttlihen willen zu vollbringen hat, — das erft von Kant wieder im feiner Reinheit 
erfannte Grandprincip der Sittlihfeit (Moral); und anderfeits nah allen 
aus der endlichen Beſchränktheit fich ergebenden Bebingungen des Lebens — das 
Princip des Rechts. Moral und Recht haben daher eine gemeinfame Grundlage 
in der Güterlehre und beide find nur zwei verfchiedene aber gleicherweife notb- 
wendige, ſich ergänzende und im Cinflange unter fi und mit allem Guten zu 
erhaltende Arten ver Verwirklihung des Guten und aller Lebensgitter. In dieſem 
Güterleben hat aber das Recht nicht blos ven Einzelnen, fonvern auch die Ge— 
‚meinfchaft und die Beziehung zwiſchen dem Einzel- und Gemeinleben in’s Auge 
zu fafien. Das Recht ift daher nicht blos wie Kant (f. d. Art.) wollte, ein Inbe- 
griff der Bedingungen ver Goeriftenz der Willfürfreiheit Aller, weil hier nur das 
Individuum ins Auge gefaßt wird, fondern aud des Füreinanderfeins, der noth- 
wendigen und freien Affiftenz und ver Ergänzung Aller durch pofltive und nega- 
tive, nothwendige und frei bedungene Handlungen. Der Rechtsbegriff ift daher 
nicht blos ein negatives und reftriftives, fondern auch ein pofitives und den Yrei- 
heits- und Lebenskreis wefentlid; durd vie geforderte nothwendige und freie Er: 
gänzung erweiterndes Princip. Im Rechte und in der Nechtswiffenfhaft ift aber 
ſtets zu beachten, daß, um die ben fpecififhen Charakter des Rechts Bildenden 
Bedingungen zu erfennen, alle Verhältniffe der Perfönlichfeit und des Güterlebens 
zu berüdjichtigen find, weil diefe für die Bedingungen, welche im allgemeinften 
rechtlichen Sinne immer Beftimmungen eines Vebensverhältniffes find, felbft das 
Beftimmende find, Das Recht kann daher nichts aus ſich heraus Fonftruiren, es 
bat ven Bauplan und Mafftab nie in fi) felbft, ſondern in den Perfönlichkeits- 
und Güterverhältniffen zu fuchen. Die Bedingungen find wie in einem organiſchen 
Leibe gewiffermaßen die Nerven, welche vie allfeitige Beziehung eines rechtlich zu re— 
gelnden Gegenſtandes zu allen anderen, von denen er im Organismus des Lebens 
abhängig ift, vermitteln, und daher ift auch das Recht als das organische Ganze 
diefer Bedingungen zu beftimmen. Es ergibt fi daraus, daß das Nedt, an ſich 
nur ein Princip formeller Regelung, feinen Gehalt ſtets aus den zu regelnden 
Lebensverhältniffen zu entnehmen hat, alſo die Kenntniß der religiöſen, ſittlichen 
geiftigen, wirthſchaftlichen BVerhältniffe und Güterzwede vorausfegt, fo daß dem 
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Recht und dem Rechtsgelehrten nichts Menſchliches fremd ſein ſoll (— das Recht 
alſo wirklich in einer weſentlichen Beziehung, um mit römiſchen Rechtsgelehrten 
reden, eine ars boni ift und eine divinarum atque humanarum rerum sei- 
entia vorausfegt). — Die Eintheilung des ganzen Rechts ift nad den jedem Rechts— 
verhältniffe zu Grunde liegenden Hauptmomenten zu machen. Jedes Rechtöverhält- 
nig ift aber die Beziehung eines Subjekts zu einem Objefte durd eine bedingende 
Thatſache für einen vernünftigen Zweck des Selbft- oder Vereinslebens. Daraus 
ergeben fich die folgenden verfchiedentlih in einander eingreifenden Haupteinthei- 
(ungen. 1) die Eintheilung nad dem Subjefte ald Träger des Rechts. Das Sub- 
jet ift entweder eine phyſiſche oder moralifhe Perfon. Nah den Stufen der Per- 
fönlichfeit ift das Recht: Recht des Einzelmenfhen, Familienrecht, Gemeinderecht, 
Stammredt, Volksrecht und Völkerrecht; 2) die Eintheilung nad dem Objekte ober 
Gegenftande, worauf das Recht ſich bezieht. Den Gegenftand bilden entweder a) Sachen 
der unfreien Natur, Sachenrecht als Ganzes der Bedingungen, von welden der 
Erwerb, die Behauptung, der Gebrauch und Berluft von Sahgütern abhängt, oder 
b) Zeiftungen beftimmter Perfonen, welche Leiftungen felbft entweder in Seiflungen 
von Handlungen oder von Sachen beftehen können, Obligationen-Reht als das 
Ganze der Bedingungen, unter melden Anſprüche auf Leiftungen beftimmter Per- 
fonen entftehen und aufhören. 3) die Eintheilung nad den bedingenden Thatfachen 
gibt den (vom Objekte wohl zu unterfcheidenden) Inhalt der Rechtsverhältniſſe, der 
fib nad der Verſchiedenheit der vorhergehenden Eintheilungen beftimmt. Der In- 
halt ift immer die Beftimmung eines Lebensverhältniffes, woraus ſich fubjeltiv, 
nad den zwei Seiten, Anſprüche (Forderungen im allgemeinen Sinne) und Ber- 
bindlicgkeiten ergeben, welche in ven bezeichneten Theilen verſchieden find. 4) 
Nah den Hanptzweden ift das Recht Religions, Sittlichkeits-, Wiflenfhaft-, 
Kunft-, Erziehungs- und Wirthſchaftsrecht. Endlich find alle Rechtsverhältniſſe nad 
dem Sonderleben, für welche fie beftehen Können, wie nad dem Gemeinleben zu 
betrachten. Daraus ergibt ſich die Eintheilung in Privatreht und öffentliches 
Recht. Das Privatrecht ift das Ganze der Normen, nad) welchen das Sonverleben 
in vorwaltender Selbftbeftimmung für die Sonverzwede feine Verhältniffe regeln 
fann, das öffentliche Recht dagegen das Ganze ber die Thätigfeit und Wechfelwirkung 
aller Glieder für den Gemeinzwed regelnden Normen. Da Sonverleben und Ge— 
meinleben nie abftraft zu trennen, fondern im organifhen Verbande zu betrachten 
find, jo kann und muß Privat- und öffentliches Recht wohl unterfhieden, aber 
nicht nad den Materien fhroff von einander getrennt werben, da jeve Materie 
unter dem boppelten Geſichtspunkte, wenn auch vorwaltend unter dem einen ober 
andern, zu betrachten ift. Demnach hat auch die Einzelperfon ihr öffentliches Recht 
nah ihrer Stellung und Thätigkeit, ihren Anfprühen und Verbindlichkeiten im 
Gemeinleben, ebenfo die Familie und die Gemeinde; gleiherweife find alle anderen 
Moterien, 3. B. das Sachgüterrecht, obwohl vorwaltend privatredtliden Cha- 
tafters, auch nach Öffentlihen Nüdfichten zu betrachten. Anderſeits haben auch 
ter Staat und die Gemeinde ihr Privatrecht für ihre Sonderzwede. In einem 
ansgeführten Rechtsſyſtem muß das Recht nah allen Eintheilungsgründen ent- 
widelt werben; legt man einen befonderen Eintheilungsgrund, 3. B. den formellen 
fegteren in Privat- und öffentliches Recht zu Grunde, jo müſſen doch aud) bie 
Deziehungen zu dem andern angebeutet werben; denn das Recht ift ein lebendiger 
Organismus, in welhem jever Theil zu allen anderen in Beziehung fteht. 
Die lebendige, fländige Ordnung des Rechts ift der Staat. Die Idee des 
Rechts nämlich ift jo wichtig und umfafjend, daß fie das Bedürfniß einer befon- 
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deren Ordnung umd Organifation hervorruft, welde fi die Bollführung des 
Rechts zur befonderen Aufgabe macht. Der Staat ift demnach an fi Rechtsſtaat 
und foll e8 immer mehr werden. Bei diefer Auffaffung des Rechts als Staats- 
zwed wird jedoch vorausgefegt, daß die Idee des Rechts in ihrer ganzen, nicht 
blos negativen, fondern aud pofitiven Wefenheit begriffen werde. Denn würde 
das Rechtsprincip (wie faft in allen neueren Theorien) blos negativ erfaßt, ſo 
würde man fi in ver Staatslehre, gegen alle wifjenfhaftlihen und praktiſchen 
Anforderungen der Einheit und Reinheit des Principe und der Durdführung, 
genöthigt fehen, neben dem Rechtszweck noch einen oder mehrere andere Zwede zu 
ftellen, wo dann die Frage über das Berhältnig der verfchievenen Zwede zu ein- 
ander nur nad individuellen Anfichten entjchieven werden fünnte. Der Staat joll 
demnach Rechtsſtaat fein, weil Recht fein unmittelbarer, eigener Zwed if. Da 
aber das Recht, mie gezeigt, im wefentlicher Beziehung zum gefammten Menſch— 
beitözwede als Endzweck fteht, fo hat auch das Recht und der Staat feinen legten 
oder Endzweck in der menfchheitlihen Beftimmung, Bildung, Kultur. Man varf 
aber ven Menſchheitszweck nicht an fih, unmittelbar, als Staatszweck auffaffen, 
er ift der gemeinfame und legte Zwed für alle Lebensgebiete und Ordnungen, 
von denen eine jede, von ihrem Begriffe und Gebiete aus, das Menſchliche für- 
dern foll. So fördert aud der Staat ald Rechtsordnung alles Menfhlihe, Reli- 
gion, Sittlichkeit, Wilfenfhaft und ſchöne Kunft, fowie die wirthſchaftlichen Ge— 
biete, indem er, nad dem Princip des Rechts, einerfeits die Grenzen der Wirf- 
famteit einer jeden Sphäre zieht, gegen Uebergriffe fichert, ftörende Hinderniſſe 
entfernt, ambderjeits überall die bevingenven Beziehungen aufreht erhält, durch 
pofitive Anordnungen fördert, unterftügt, überall ver allfeitigen freien Entwidlung 
die Möglichkeit, vie Mittel und Wege bereitet, die Verwirklichung aber der 
freien Selbjtbeftimmung ver einzelnen phyſiſchen und moraliihen Perfonen über— 
läßt. Zur richtigen Erfafjung der gefammten, befonders pofitiven Zwedthätigfeit 
des Staates ift aber vornämlich feftzuhalten, daß derſelbe, dem Princip gemäß, 
uur regelnd, ordnend einjhreiten, Rechte und Verbindlichkeiten in gebietenden und 
verbietenden Gefegen ausfprehen, nirgends aber felbft materiell in das innere 
Leben und die Entwidelung der befonderen Gebiete eingreifen jol. Des Staates 
Aufgabe ſelbſt wird fi aber in zwei Gebiete fondern, nämlich einerfeits in Die 
Sorge für die Rechtsordnung, deſſen Beftand, Erhaltung und Fortbildung dur die 
Feſtſtellung der Bedingungen, von denen fie in diefer Hinficht abhängig ift, ander- 
ſeits in die rechtliche Fürſorge für die gefammte menfchlihe Bildung oder Kultur. 
So wie aber der Staat das Recht felbft in den Formen des Rechts, fo muß er 
aud alles Wohl in den rechtlichen Formen beforgen. — Hiernach begreift fih die 
Stellung des Staates zu der gefammten menſchlichen Gefellfhaft. Der Staat 
ift nicht identisch mit der gefellfchaftlihen Ordnung, fondern nur ein Hauptgebiet in 
diefem großen gefelfchaftlihen Organismus, in weldem ſich für alle Hauptzwecke 
befondere Mittelpunfte, Kreife und Ordnungen bilden, welde, wenn aud in Der 
Periode des Wahsthums von verſchiedener Stärke, gleihwohl relativ felbftändige 
Ordnungen zu werben beftimmt find. In ber geſchichtlichen Entwidelung haben ſich 
zwar bie religiöfe und die rechtlich -ftaatlihe Drpnung am fräftigften ausgebildet, 
und zunächſt fcheint die wirthſchaftliche Orbnung zu einer größeren felbftändigen 
Drganifation berufen. Aber, fo wenig wie die religidfe Ordnung, fann fih Die 
ſtaatliche mit der ganzen Geſellſchaft iventificiren, und beide allein können aud nicht 
bie andern gefellfchaftlihen Gebiete unter ſich theilen, da daraus eine Zertheilung 
oder frembartige Ginmifhung entjpringen würde. Der Staat erfheint zwar zumeift 
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als die allgemeine geſellſchaftliche Ordnung, einerſeits weil er auch das Terri— 
torium rechtlich begrenzt und normirt und daher aud die äußerlich erfcheinenve 
Ordnung ift, und anberfeits, weil er, zur rechtlichen Sicherheit des gefammten Le— 
bens, mit äußerer zwingender Macht ausgerüftet, die rechtliche Einheit und Ber- 
tretung der gefammten Geſellſchaft ift und gewiſſermaßen ven feften Stamm bil- 
vet, weldyer die gefammte freie menfchlich-gefelfchaftliche Bewegung hält, und weil 
Alles in ihm einen rechtlichen Ausgangs- und Haltpunft finvet. Aber alle ande- 
ren Zwede find nicht minder umfaffend als der Staatszwed, ja fie gehen an fi 
über jeven befonveren Staat hinaus, da Religion, Wiſſenſchaft, Kunft, wirthichaft- 
liches Leben, eben weil an fih.nicht ftaatliher Natur, allgemein menſchliche, kos— 
mopolitifche Gebiete find, ihrer eigenen Bewegung folgen, obwohl aud hier jevem 
Staate das Recht zufteht, fie in einem Volks-Verbande und in einem Terri- 
torium auch von rechtlicher Seite zu regeln, die Bebingungen ihrer Wirkfamteit, 
in Achtung ihrer befonderen Lebensgefege, nad allen einſchlagenden ppeſentlichen 
Berhältnifjen feftzuftellen, fie harmonifh in ein Ganzes zu verknüpfen. Der Staat 
bat daher nur eine, aber nach allen Seiten ſich erftredenve, Theilanfgabe in dem 
gefammten Geſellſchaftsorganismus zu erfüllen. Diefer foll fih auch, unter dem 
rehtlihen Schuge und der geſchichtlich berechtigten Vormundſchaft des Staates, in 
allen Gliedern zu der Selbftänbigfeit heranbilden, fo daß er dereinſt ala ein großer 
Organismus in allen innern relativ felbftändigen innig verbundenen Glieverungen 
belebt ift, in richtiger Vertheilung der menfchheitlihen Arbeit und in Erftreben 
des wen Zieles: der Vollendung der Menfchheit in allem göttlih-menfch- 
lid Guten. 

Die Entftehung oder der Urfprung des Staates ift nad) dem inneren Grunde 
und den Grundfräften und nad) den Formen anfzufaffen. Im Grunde ift e8 die 
Rechtsidee, welche als Grundkraft und als Bildungstrieb um fo mächtiger das 
Bedürfniß ftaatlicher Geftaltung hervorruft, als kein Leben des Rechts, ter Weft- 
ftellung ver wefentlihen Bedingungen des Mit- und Füreinanderſeins ermangeln 
kann. Die erfte Rechtsgemeinſchaft oder Staat ift die der Familie, und erweitert fich 
fortfchreitend zum Oemeindeftant, zum Stammes- und Bolksftaat bis zum Völker 
ſtaatenbunde. Die Formen der Entftehung und Bildung des Staates find Ähnlich 
denen des Rechts: die dur unmittelbares Bedürfniß gefchaffene und durch Ge- 
wohnheit fortgepflanzte Ordnung wird tie zuerft gefchichtlich berechtigte fein; doch 
ift Die dem höheren Zuftande bewußter Freiheit am meiften entfpredhende Form 
der Vertrag, in welchem alle zur Selbftändigfeit gereiften Glieder und Gliederun⸗ 
gen in gemeinfamer freier Uebereinftimmung die Grundbedingungen bes Staats- 
lebens feftftellen. Der Vertrag darf aber nicht mit dem Rechtsgrunde des Stantes 
derwechfelt werden; er ift nur eine Form, und aud nicht vie allein mögliche; es 
ſoll fich in dem Vertrage nicht die bloße Willfür, fonvern bie reiflich gebilvete Ueber— 
zeugung über Wefen, Zwed und Mittel des Staates, welche für die Formen be 
ftimmend fein müfjen, ausfprehen. In ver Organifation des Staates muß, wie in 
jedem Leben, ein beharrlicher und ein ſtets werbender Zuftand unterfchieven werben. 
Der erfte fpiegelt fih ab in ver Verfaſſung, weldhe die andauernden Grund: 
bedingungen des geſammten Staatslebens feftftellt, der zweite in der Berwaltung 
als ver auf Grundlage der Verfaffung vollführten ftetigen Darbildung bes Staats- 
lebens. Die Verwaltung theilt fi) zuförberft fahlih nad den zwei bezeichneten 
Gebieten des Rechts und des Wohls, in Rechts- und Wohlverwaltung; fie theilt 
fh formell in vie fogenannten Gewalten oder Orundthätigkeiten (Örundfunctionen) 
des Staates, von denen aber 8, (ſ. Naturreht ©. 184) nur die geſetzge— 
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bende und ausübende Gewalt hervorhebt, obgleih nad den Principien bes 
Syftems die Regierung als die leitende, ben Impuls gebende, befonvere Ge- 
walt begriffen werben follte (f. Ahrens organiſche Staatölehre ©. 176 fi.) Diefe 
formellen Gewalten find dann gleihmäßig auf die beiden fachlichen Gebiete zu be- 
ziehen, fo daß es alfo eine Rechts- und Wohls- (Regierung) Geſetzgebung um 
Ausübung (Verwaltung im engeren Sinne) gibt, die legtere fid) wieder in Rechts- 
verwaltung oder Rechtspflege und in Kulturpflege eintheilt. Was die Form ber Ber- 
faffung betrifft, fo ift die ideale, urbegriffliche Form diejenige, in weldher das Recht 
als göttliches Yebensprincip in dem Staate, als einem auf die Mitwirkung aller 
Glieder geftellten Gemeinwefen, zur Herrfchaft fommt. Aus dem Begriffe des 
Staates als eined Organismus entfpringt aber als Grundberingung einer guten 
Verfaffung die Vertretung, weil alle Glieder für das Ganze mitwirken, alle 
einen entſprechenden Antheil an der Gefeggebung und Verwaltung haben follen. 
Bei der Vertretung foll jedoch nicht das numerifche Princip der Kopfzahl beftim- 
mend fein, fondern fie fol nach den gefellichaftlichen Gliederungen gebilvet werben, 
wodurch die vielfahen aus der unorganifhen allgemeinen Maſſevertretung ber- 
vorgebenden Mifftände vermieden werden. Die befannten Formen der Re 
gierung find nicht abfolut, fondern nah den geſchichtlichen Lebens: und Bil- 
dungszuftänden zu würdigen, die repräfentative Monarchie jedoch als die vollen- 
detere Form zu betrachten. — Die Staaten follen fi aber allmählig in Staaten- 
Konförerationen vereinen. Den Anfang haben die gebildeten europäiſchen Staaten 
zu madhen. In einem folhen Staatenvereine werben die Einzelftaaten aud vie 
wichtigfte Bürgschaft ihres Beftandes, ihrer gefegmäßigen Entwidelung und bes 
Friedens finden, der, wenn überhaupt die Menſchheit auf Erden ihre von Gott 
gefette Beftimmung erreichen fell, ein bauernder werben muß. Die legte und 
höchſte Beftimmung der Menſchheit bleibt, auch auf Erden ein Reich Gottes zu 
gründen, den Menfchheitsftant als Gottesftaat zu vollenden, in weldhem die ge- 
ſammte Rechtsordnung als eine göttliche begriffen, Gott felbft als der höchſte le— 
bendige Rechtsverwalter und Richter erfannt wird. 
Diefe kurze Darftellung mag zur Charakteriftit des K. Syſtems genügen. 
Diefes Syftem, obwohl feit langer Zeit von mehreren Anhängern wie v. Leon— 
harbi, Lindemann, Röder (Naturreht 2. Aufl. 1860), Schlieplake, Ahrens u. U. in 
verfchiedenen Beziehungen dargeftellt, Hat doch erft feit ungefähr zehn Jahren eine 
größere Beachtung gefunden, Die Urſache der langen Nichtberüdfichtigung muß, 
nad unferer Ueberzeugung, vor Allem in dem Umſtande gefucht werben, daß 
diefes Syſtem nicht mehr in der Entwidelungsreihe liegt, welche mit Kant be- 
ginnt, in Hegel feinen Hochpunkt erreiht und dann immer tiefer bis zum ge— 
meinften Senfualismus und Meaterialismus abwärts fanf, eine jede Entwidelung 
fih aber ihrem Ende zuneigen muß, bevor die Empfänglichkeit für einen neuen 
Ideenkreis eintritt. Die K. Nechts- und Staatslehre hat zwar in ber Form, welche 
fie jeit 1839 in des Verfaſſers rechtsphilofophifhen Werke erhalten hat, (das bis 
jest in ſechs Sprachen und 18 Auflagen eriftirt 3), eine außerordentliche Verbrei— 
tung gefunden, was vor Allem dem inneren Werthe der Lehre felbft zuzuſchreiben 
ift, aber in Deutfchland erft in neuerer Zeit, am meiften, wie es fcheint, durch bie 
praftifche Anwenbung in des Berfaffers „juriftifcher Enchflopänte" (Wien 1855—57). 
Wir können aber nicht umhin, die Ueberzeugung auszufprechen, daß die Kenntnif 


„> Die neuefte franzöfifche Auflage von 1859 füllt weientliche Lücken aus, welche fi in den 
frühern, auch deutfchen, Ausgaben vorfinden. 
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und Verbreitung des ganzen K. Syſtems für das ganze geſellſchaftliche Leben noch 
viel fruchtbarer fein und weſentlich zur Kräftigung der religibſen und ſittlichen 
Ueberzeugungen beitragen würde. Denn wir fennen kein neueres Syftem, welches, 
auf felbftändiger freier Vernunftforfhung beruhend, mit ven Grundwahrheiten des 
lebendigen Chriftenthbums in fo vollem Einklang ſich befände. Diefes Syſtem gibt 
der Philofophie überhaupt wieder eine wirkſame Stellung zum Leben, fucht in dem 
ganzen Menfchen alle guten und fittlichen Lebenskräfte zu weden und bezeichnet ber 
Menſchheit und ihrem gefellihaftlihen Leben ein hohes und umfafjendes und doch er- 
reihbares Ziel auf der Bahn eines georbneten und ftetigen Fortſchritts. 9. Ahrens. 
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I. Begriff des Kredits. Borausfegungen vefjelben. 
Unter Kredit verfteht man die Möglichkeit, über Werthe, melde Andern zu— 
ftehen, mit deren auf das Vertrauen fpäterer Rüderftattung, bezüglich Vergeltung 
fi ftügender Zuftimmung zu verfügen. Man bat Kredit, wenn Ginem dieſe Mög- 
lichkeit, über Andern zugehörende Werthgegenftände zu verfügen, von Jenen zuge 
ftanden wird; man gewährt ihn, wenn man fie einem Andern an Werthen, über 
die man felbft verfügt, einräumt. Man fagt im Allgemeinen, er fei vorhanden 
oder blühe, wenn unter den Mitgliedern einer wirthichaftlid” verbundenen Ge— 
ſellſchaft vie Fähigkeit und Neigung, ihn zu gewähren, verbreitet if. Durchdringt 
die Benutzung defjelben mehr und mehr vie wirthſchaftlichen Verhältniffe, fo be- 
zeichnet man einen folhen Zuftand als Krebitwirthichaft im Gegenfage zur Natural- 
wirtbfhaft, wo die Erzeugung der Wirthichaftsbevürfniffe im eigenen Haushalt, 
und zur Geldwirthſchaft, wo Ein» und Verkauf gegen unmittelbare Zahlung die 
Regel i 

= Auch die bloße Möglichkeit, als welche ver Kredit bier erfcheint, ift volks— 
wirthihaftlih nicht ohne Bedeutung, infofern als fie wefentlih auf die Kühnheit 
und Zuverfihtlichkeit ver wirtbichaftlihen Operationen einwirken muß. Indeſſen 
entzieht fich diefe Wirkung wiſſenſchaftlicher Beobahtung, Nachweiſung und Be- 
rehnung. Nur infoweit die Möglichkeit aud zur wirklichen Benutzung führt, d. h. 
als eine der VBorausfegungen biefer letteren, fällt fie daher unter die wiſſenſchaft— 
lihe Betrachtung. Mit andern Worten, vie Vollswirthſchaftslehre hat es mit dem 
Kredit nur ſoweit zu thun, als er wirklid in die Erſcheinung tritt, und fie darf 
den Kredit daher ald die unter den angegebenen Umftänden erfolgende Uebertra- 
gung von Werthen definiren. Nur indem fie nad ven Vorbedingungen fragt, 
von denen biefe abhängt, hat fie aud jene Möglichkeit zu erörtern. 

Der Kredit, d. h. mithin der wirkliche, aktuelle, nicht ver blos virtuelle, 
beruht auf Seiten ver ihn Gewährenden theild auf der Fähigkeit, die abzutreten- 
den Güter, bezüglih deren Werth, bis zur Zeit der Nüderftattung ober Vergel- 
tung mifjen zu können — und das weift darauf bin, daß erft die Kapital- 
anfammlung einen größern Umfang erreicht haben muß, ehe der Krevit umfaſſende 
Bedeutung gewinnen fann —, theil® auf dem freiwilligen Entfhluß, jene Werthe 
zu übertragen. Diefe Freiwilligkeit ift wejentlih. Wenn man Jemandem unbewußter 
oder gezwungener Weife Güter oder Nutungen überläßt, fo ift das fein Krebit- 
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gefhäft. 1) Nicht minder weſentlich ift ferner die Abſicht des Kreditgebers, den 
überlaffenen Werth feiner Zeit in einer oder der andern Form zurüd zu empfangen. 
Eine offene oder verftedte Schenkung oder eine im falfhen Glauben, daß man fie 
ſchuldig fei, geleiftete Zahlung fällt nicht unter den Begriff des Krevits. Es han- 
delt fih dabei vielmehr immer um eine zweifeitige Güterübertragung, bei ber die 
Erfüllung der Verpflichtung des einen Theiles in die Zufunft hinaus verlegt 
wird. Hält man dies zufammen mit ber nur bezeichneten erften VBorausfegung 
der freiwilligen Zuftimmung des Forderungsberedhtigten, jo ergibt fid als allge- 
meine Grumblage des Krevits das Bertrauen Deffen, ver ihn gewährt, auf Den, 
welcher ihn benutzt. Diefes Vertrauen aber hat einen boppelten Inhalt; es gebt 
einestheild auf die Leiftungsfähigkeit des Schuldners, eine Fähigkeit, bei der neben 
dem Umfang des Vermögens namentlich auch deſſen größere oder geringere Reali- 
firungsleichtigfeit in Betracht kommt, andererſeits auf die Sicherheit, fid jene 
Fähigkeit wirklich zu Nutze machen zu Fünnen, wobei man fi wiederum theils auf 
den guten Willen des Schulpners, theils auf den Zwang ftügen kann, welden 
man eventuell gegen ihn anzuwenden vermag. In dieſer Beziehung zeigt ſich ein 
oft hervorgehobener wichtiger Unterfchied des Krebits des Staates und deſſen der 
Privaten. Den Legteren gegenüber bemißt fi der Kredit in der Regel fat nur nad) 
der Zahlungsfähigfeit, die man ihnen zutraut; den guten Willen nimmt man als 
vorhanden an, indem man darauf rechnet, ihm nöthigenfalls durch eine wirkſame 
Hülfe der Gerichte ergänzen zu können. Dem Staate dagegen wirb fein Krebit 
hauptfählich nad dem guten Willen zugemefjen, welchen man bei ver Regierung 
vorausfeßt, bie übernommenen Verpflichtungen zu erfüllen, da die Gläubiger eines- 
theils, von Ausnahmezuftänden abgefehen, innerhalb fehr weiter Grenzen meiftens 
feine Urfache haben, an ver Zahlungsfähigfeit ver Regierung zu zweifeln, während 
fie andererfeit8 nicht erwarten können, mit Zwangsmitteln gegen biefelbe etwas 
auszurichten, fobald fie nicht von felbft gefonnen ift, den übernommenen Berpflid- 
tungen gerecht zu werben. Allerdings trifft diefes Naifonnement nur für höhere 
Kulturftufen zu, allein deren Erreihung wird ohnehin vorausgefegt, wenn über- 
haupt eine bedeutendere Entwidelung des Kreditd in Frage kommen fol. 

Damit aber der Krebit wirklich ins Leben trete, genügt e8 nit an biefen 
nur den einen Theil betreffenden VBorausfegungen, ſondern e8 muß aud auf ber 
andern Geite ein Bedürfniß fich geltend mahen, Kredit zu nehmen. Allerdings 
gibt e8 auch eine einfeitige Form des Kredits — die negotiorum gestio. Da 
diefelbe aber im Ganzen doch von untergeorbneter Bedeutung ift, fann in biefem 
Artikel davon abgefehen werben. Solange viefes Bedürfnig nur auf dem, freilid) 
weit genug verbreiteten Wunſche beruht, fremde Werthe für den perſönlichen Ber- 
braudy zu verwenden, werben feiner Befriedigung vielfah auf Seiten ber Dar- 
leihenden Bedenken hinfichtlih der Zuverläffigfeit der Kreditſuchenden entgegen- 
ftehen. Wer dafür befannt ift, daß er nur zu borgen fucht, um feinen Berbraud) 
zu deden, ftößt in der Negel auf Schwierigkeiten. Es werben, fo lange nicht ein 
fittliher Verfall allgemein geworben ift, immer nur verhältnigmäßig Wenige fein, 
die in irgend erheblihem Umfange für ſolche Zwecke Kredit erhalten. Mit andern 
Worten, jo lange ver Kredit nur der unprobuftiven Konjumtion dient, bleibt er 


1) Wird ein derartiger Vorgang als ein folches behandelt, wie dies 5. B. nah Nöm. Recht 
in dem Kal der auf Grund eines gejeglichen Zwanges erfolgenden Dotirung einer Eheſrau ges 
ſchieht, ſo it das eben nichts Anderes als eine rechtliche Fiktion. Vgl. Dankwardt, Nationalöfo« 
nomie und Jurisprudenz. Roftod 1857 ff. Heft IV. ©. 44. Anderer Meinung ift Knies, in 
der Beitfchrift f. d. gefammte Staatemifienfchaft, Bd, XV. S. 583, 
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volfswirthichaftlih, von Zeiten eines entſchiedenen Verfalls abgefehen, von unter- 
georbneter Wichtigkeit. Seine durchgreifende Bedeutung beginnt erft da, wo man 
ihn zum Zwecke der Produktion in Anfprud nimmt. Darauf beruht e8, daß ein 
neuerer Schriftfteller venfelben kurz ale das Princip ber freiwilligen Uebertragung 
ber Kapitale hat definiren mögen. Hier liegen die Verhältnifje allerdings ganz 
anders, wie in jenem erften Falle. Der Krebitfuchende hat nicht von vornherein 
die Meinung gegen fih, daß das Gleichgewicht feiner Wirthſchaft geftört fei; im 
Gegentheil fprict fein Begehren eher für die DVermuthung, daß die legtere in 
gebeihliher Entfaltung begriffen ift. Wenn die beabfidtigte Probuftivoperation 
einfhlägt, fo find die überlaffenen Werthe zu ver Zeit, wo die Rückerſtattung 
einzutreten bat, nicht wie im erften Falle, wo der Gläubiger Feine andere Sicher: 
beit hat als das andermweite Vermögen des Schuldners, vernichtet, fondern fie 
find noch vorhanden, ja fie haben ſich nod vermehrt, fo daß die Zahlungsfähigfeit 
des Schuldners feinem Zweifel unterliegt. Hier fann fid) daher der Kredit ungeftört 
entfalten, foweit die vorhandenen und neu fh bildenden Kapitale reihen und Ge- 
legenheiten zu probuftiver Verwendung fi darbieten, und es öffnet ſich in ver 
That hiermit eine unendliche Perfpektive. Der Ausgangspunkt derſelben liegt aber 
offenbar erft in ſchon hoch entwidelten volfswirthihaftlihen Zuftänden. Die frucht— 
bare Verwendung von Kapital in großem Umfange fett bereits eine auf einen 
auggebreiteten Markt berechnete Produltion, d. h. eine ausgebildete Verkehrswirth— 
haft voraus. Bei einem bloßen Nebeneinanderbeftehen ver Hauptfahe nad in fid) 
abgeſchloſſener Haushaltungen, mit einem Worte, in der Naturalwirthſchaft ift 
eine erhebliche Anwendung des Kapitald und daher aud) eine ausgedehnte Entfal- 
tung des Kredits nicht möglich. Erft mit der Geldwirthſchaft fängt dieſer an, fich 
auszubehnen, um nad und nad) eine immer mehr vorherrſchende Bedeutung zu ges 
winnen und fhließlih den volfswirthihaftlihen Beziehungen eine wefentlid ver: 
änderte Grundlage zu verleihen. 

I. Eintheilung der Kreditgefhäfte. Eine Klaffififation ver Kredit— 
gefhäfte kann von fehr verſchiedenen Gefihtspunften ausgehen. Folgende dürften 
die wichtigſten Eintheilungen fein. 

1. Mit Rüdfiht auf die Perfönlichkeit. des Krevitnehmers unterfcheidet man 
öffentlichen und Privatkredit. Ein Punkt, in Bezug auf welden viefe Unterſcheidung 
von Wichtigkeit wird, ift bereits oben beiläufig hervorgehoben worden, nämlich die 
Berſchiedenheit der Motive, welche für tie Kreditgemährenven maßgebend find, je 
nachdem ver Kreditnehmer eine Privatperfon oder eine öffentliche Körperfchaft, ins— 
befonvdere ein Staat ift. Einige andere Punkte werden weiter unten noch ihre Be- 
leuchtung finden. Im Uebrigen ift auf ven Artikel Staatsfhulden zu verweifen. 

2. Kann man Gefchäfte, bei denen ter Kredit den eigentlihen Kern 
bildet, von folhen unterfcheiden, wo er nur als eine ſekundäre Folge gemwiffer 
natürlicher, focialer oder wirthſchaftlicher Unvollkommenheiten erfcheint. Das 
Pegtere findet 3. B. beim Pacht oder bei der Miethe ftatt. Hier bildet ver 
Berfauf der Nukungen der verpadhteten und vermietheten Güter ven eigent- 
lihen Inhalt des Geſchäfts. Diefes fchlieft an ſich den Kredit nicht ein. Nur 
weil diefe Nugungen von Dem, welder fie erwerben fol, nicht füglich gezogen 
werben können, ohne daß er zeitweilig die Verfügung über das betreffende Gut 
ſelbſt erhält, tritt bier der Arebit im der Weife ein, daß ihm dieſes gegen bie 
Zufage fpäterer Rüderftattung überlafien wird. Der Vermiether oder Verpachter 
frevitirt fein Kapital nur, weil dies die Vorbedingung ift, um defien Nutungen zu 
verkaufen, Aehnlich verhält es fi mit der Geftundung ver Zahlung beim Kauf. 
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Auch diefe Liegt nicht in der Natur des Gefhäfts, fondern es müſſen befonvere 
Umftände binzutreten, welche fie einem ber Vetheiligten oder beiden wünfchenswerth 
machen, damit fie eintrete. Sie fällt weg, fobald Fein folder Grund vorhanden ift. 
Man ficht leicht, daß diefe Formen des Kredits ſchon mit dem erften Auftreten zmei- 
feitiger Rechtegefhäfte, d. h. ſchon mit den erften Anfängen des Berfehrs vorfom- 
men und fich mit diefen mehr und mehr ausbreiten müſſen. Streng genommen 
treten fie faft in allen Verfehrsbeziehungen auf, denn nur bei den allerwenigften 
erfolgt Yeiftung und Gegenleiftung volfommen gleichzeitig; meiftens wideln ſich bie 
Geſchäfte nur, wie man fich bezeihnend ausprüdt, Zug um Zug ab, fo daß alfo Der: 
jenige, der den erften Zug thut, fo lange Krevit gibt, bis der zweite erfolgt. Aber 
jelbft hievon abgefehen, lehrt ein Blid auf das tägliche Leben, wie fehr diefe Form 
des Kredits alle Verhältniffe durchdringt. Löhne aller Art werben nur in periodifchen 
Zwilhenräumen aufgezahlt, Krämer und Hanbwerfer eröffnen ihren Kunden lau- 
fende Rechnungen zc. ꝛc. Daß insbeſondere im internationalen Verkehre fapitalveicherer 
Länder mit fapitalärmeren die Gewährung längerer Zahlungsfriften von jenen an 
diefe einen der Haupthebel bildet, ift befannt. Nichtsdeſtoweniger übt der Kredit 
in diefer Form noch feinen den ganzen Charakter der Volkswirthſchaft beftimmen- 
ven Einfluß aus. Er erfcheint nicht ſowohl als ein belebendes Princip, wie als 
ein nothwenbiges Uebel, das man daher auch möglichft einzugrenzen ſucht. Es muß 
im Allgemeinen als ein volkswirthſchaftlicher Fortſchritt gelten, wenn vie Lohn: 
friften fi abfürzen, der Stüdlohn, in welchem der Krebit auf fein möglichft 
geringes Maß zurüdgeführt ift, mehr und mehr den Zeitlohn verdrängt, wenn 
im Kleinverfehr die Baarzahlung mehr und mehr die Regel wird zc. 2c., denn durch 
alle diefe Veränderungen gewinnt das wirthſchaftliche Leben an Beweglichkeit, wird 
eine vollfommenere Ausnugung der in ihm wirkenden Kräfte möglid. Im ent— 
ſchiedenen Gegenfage hierzu ftehen diejenigen Anwendungen des Krevits, in -wel- 
hen diefer den eigentlich beftimmenvden Mittelpunft abgibt; wo der Gläubiger den 
Kredit nicht gewährt, um damit ein anderweites Geſchäft in Gang zu bringen, 
jondern weil ihm die betreffenden Werthe erft in den Hänben Deffen, dem er fie 
itberläßt, Nuten oder doch vollen Nuten abwerfen; wo dieſer fie übernimmt, nicht 
ald Anhängfel eines abgefhloffenen, fondern als Grundlage eines neuen felbftän- 
digen Geihäfts. Der Kredit hat alfo hier mit einer anderweiten Verkehrsverbin— 
dung ber Betheiligten Nichts zu thun; er tritt felbftändig auf, gegründet lediglich 
auf die beiden Theilen aus der Werthübertragung felbft erwachſenden Vortheile. 
Offenbar gewinnt in diefer Anwendung der Krebit eine ganz neue Bedeutung für 
die Volkswirthſchaft, indem er ihre Grundlagen weſentlich erweitert und umgeftaltet ; 
er wird aus einem bloßen Auskunfts- zu einem wirklichen Hülfsmittel, und eben 
deshalb bat die fortfchreitende Volkswirthſchaft die Tendenz, dieſe Art des Krevits 
nicht wie die vorige zu beſchränken, fonbern immer mehr zu erweitern. Daß Kre- 
ditgewährungen dieſer Art erft auf hoch entwidelten Kulturftufen in größerem 
Maßſtabe vorfommen künnen, ergibt ſich ſchon aus dem oben Auseinandergefegten, 
da fie größtentheil® die Verwendung der übertragenen Werthe zu probuftiven 
Zweden vorausfegen. Zugleich ftellt fi, da beide Betheiligte e8 bier nur auf eine 
Werthübertragung im Allgemeinen abgefehen haben, ohne daß der Kreditgebende 
in einer weiteren Beziehung zu der beftimmten Oeftaltung bleiben fol, in der ver 
Krebitbenugende die überlafjenen Werthe zu verwenden beabfichtigt, heraus, daß 
dieſes Verhältniß feinen Elarften und deshalb aud am häufigften beliebten Aus— 
drud in der Weife findet, daß zur Uebertragung das allgemeine Tauſchmittel ger 
wählt wird, im welchem fi vie Abftraktion des Werthes am reinften barftellt, 
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Mit andern Worten : das Gelddarlehen ift die diefer Art des Kredits vorzugs— 
weile entfprehende Form. Leicht erflärlih ift e8, daß man, wenn biefe Form 
allgemeiner gebräuchlich wird, dieſelbe aud auf die Krevitbeziehungen ver erft- 
bezeichneten andern Art vielfach zu übertragen fucht, indem man entweber Gelb- 
darlehen bei venfelben fingirt oder fie doch analogiſch behanvelt. 

3. Auch die in Bezug auf die Rüderftattung ber anvertrauten Werthe ge: 
teoffenen Beftimmungen liefern vielfah den Grund für Eintheilungen ver Krevit- 
geſchäfte. Diefen Gefihtspunft in allen feinen Einzelheiten zu verfolgen ift bier 
unmöglich, doch mögen wenigftens einige Hauptpunkte hervorgehoben werden. Fürs 
Erſte ftellen fih Geſchäfte, wo die Rüderftattung ter kreditirten Werthe in ver 
abftrakten Form des Geldes zu erfolgen hat, folhen gegenüber, wo ein Gut 
von konkreter Geftaltung zurädzuerftatten ift. Jene haben fo zu fagen einen 
mehr allgemeinen, diefe einen mehr jpeciellen Charakter; ein Wandel in ver Per: 
fon ver Berechtigten wie der Verpflichteten ift bei jenen weit leichter möglich als 
bei diefen. Berechtigungen und Verpflichtungen find dort an fich verfehrsfähiger 
wie bier. Bei jenen find die Verpflichteten in der Freiheit ihrer wirthichaftlichen 
Bewegung allgemeiner, aber aud weit loderer gebunden; bei diefen find fie nur 
nach einer beftimmten Seite, nad dieſer aber auch um Vieles ſchärfer beſchränkt. 
Am deutlichflen tritt das hervor, wenn der rüdzuerftattende Werth nicht in einer 
gewifjen Menge vertretbarer Sachen, fondern in einem beftimmten in Specie zu- 
rüdzugebenden Gute befteht. Verzehrung und Veräußerung ift hier Demjenigen, ver 
es kreditirt erhalten hat, unterfagt, die Nugung nur innerhalb gewiffer Grenzen 
geftattet, dagegen ift er zur Sorge für die Erhaltung des Gutes verpflichtet. Die 
Folgen dieſes Verhältniſſes pflegen fih in allahand Beftimmungen zu zeigen, 
durch welche die Gläubiger fi gegen Rechtsüberſchreitungen oder Pflichtverleguns 
gen der Schuloner fiher zu ftellen fuchen. Man denke z. B. an die in den Padıt- 
fontraften über Landgüter üblihen Beftimmungen gegen eine ausfaugende Be- 
uugung des Bodens, über Inftanphaltung des Inventars u. f. w. Bei Gelddar— 
feihen bleiben natürlich derartige Beſchränkungen der Verwendung und die daran 
fi fnüpfenden Kontrolen in der Regel außer Frage. 

Man kann ferner unterfheiden die Areditgewährungen, bei denen die vom 
Kreditgeber jchließlich zu fordernden Werthe im Voraus beftimmt, und diejenigen, 
wo fie unbeftimmt gelaffen find und ihr Umfang von ver Geftaltung gemifjer 
anderer Verhältniſſe abhängig gemacht ift. Das Letztere findet namentlich häufig 
bei der Krebitirung des Berfaufspreifes von Kapitalnugungen mit Rüdfiht auf 
die durch die Verwendung diefer Nugungen zu erzielenden wirthſchaftlichen Erfolge 
ftatt, 3. B. bei ver Regulirung der Pachten nach Verhältnißtheilen des Natural- 
ertrags oder wenigftens ber Pachtgelder nad) dem Stande der Fruchtpreiſe. Sel— 
tener kommt es bei der Krebitirung des Verkaufspreiſes von Arbeitsleiftungen, 
von Redtsanfprühen und von Sahgütern vor. Die fortfchreitende Entwidlung 
bat übrigens die Tendenz, aud) ven Kaufpreis von Nutungen immer beftimmter 
zu formuliven, indem biermit unter ausgebildeten Berkehrsverhältniffen in ver 
Regel beiden Theilen am beten gevient ift. Umgefehrt verhält es ſich beim Ber: 
kauf der Arbeit. Auf niederen Kulturftufen ift regelmäßig der Arbeitgebenve der 
Krebitirenve, und was er frebitirt, ift die ihm für die im Voraus der Hauptfadhe 
nad in natura bezahlten Löhne ſchuldige Arbeit, alfo im Ganzen eine beftimmte 
Größe. Auf höheren Kulturftufen dagegen ift meiftens der Arbeiter der Kredit— 
geber; er frebitirt dem Unternehmer bis zum Auslöhnungstag den für die gelei- 
fete Arbeit und zwar größtentheils in Geld zu zahlenden Lohn, Den Betrag 
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biefes aber macht man häufig, um den Arbeiter für feine Arbeit zu intereffiren, 
wenigftens theilweife von dem Erfolge der legteren abhängig (Tantiemen und ähn— 
liche Einrichtungen.) 

Es können weiter auch die Beftimmungen über ven Sal, auf welden ein 
Krebitverhältnif aufgelöst werden foll, zur Grundlage einer Unterfheidung ge- 
nommen werben. In dieſer Beziehung ftehen ſich Krebitgefhäfte, bei denen bie 
Auflöfung von vornherein befhloffene Sade ift, und ſolche, bei denen dies nicht 
der Fall ift, gegenüber. Bei jenen kann die Auflöfung geftellt fein entweber auf 
einen beftimmten Termin, wie wmeiftens bei der Bezahlung ver Arbeit und ver 
Rapitalnugungen und bei der Krebitirung ver Zahlung für verfaufte Waaren, oder 
auf den Eintritt beftimmter Bebingungen, 3. B. im Verſicherungsweſen. Oft ift 
bier nicht blos der Termin, fondern aud der Umfang der zu gewährenven Zah— 
lung von Bedingungen abhängig gemadt. Zu den Kreditgefhäften, bei denen 
nicht von Haus aus die Abwidelung in Betracht gezogen wird, gehören nament- 
lic großentheils diejenigen, wo beide Theile die übertragenen Güter als Kapital 
auffaffen, d. h. insbefondere vie Gelddarlehen zu produftiven Zweden, und es ift 
oben gezeigt worden, daß biejelben mit fortfchreitender Bolkswirthihaft immer 
mehr an Bedeutung zunehmen. Die Intereffen der betheiligten Parteien find übri- 
gens hierbei gerade entgegengefegter Art. Eine jede muß für fi die möglichfte 
Vreiheit der Rückforderung bezüglih Rüderftattung, für die andere die möglichfte 
Gebundenheit wünfchen. Die Folge davon ift, daß, je nachdem ber eine ober ber 
andere Theil ftärkere Urfache hat, auf viefen Wunſch Gewicht zu legen, und 
mehr Macht befigt, ihn zur Geltung zu bringen, je nachdem ferner fein Intereffe an 
der eigenen freiheit der Bewegung oder an der Gebundenheit des Gegenparts 
ein größeres ift, die Vereinbarungen ſich verſchieden geftalten und das wirkliche 
Leben die mannigfaltigften Mopififationen in dieſer Beziehung barbietet. Ueberwiegt 
auf Seiten der Darleiher Spefulationsgeift und die Rüdfiht auf Wahrung von 
Mitteln für eigene Unternehmungen, haben andrerfeits die Schuldner die Ausficht, 
das fremde Kapital in der Produktion, für melde fie es beftimmen, in kurzer Frift 
realifiren zu können, fo verftändigt man ſich auf möglichft Leichte Bedingungen 
der Rüdzahlung und Rüdforverung: alfo bei Heinen Beträgen Zahlung auf 
Berlangen, bei größeren wenigftens kurze Kündigungsfriften, einfache Yormalien. 
Im Allgemeinen ift das der Charakter des Handels- und Gewerbefredits. Ja man 
verläßt unter ſolchen Berhältniffen auch die Form der Krebitgefhäfte auf unbe: 
fimmte Dauer ganz und greift jtatt deſſen zur Feſtſetzung eines beftimmten Nüd- 
zahlungstermins, vorbehältlich bei deſſen Eintreten das Gefhäft, wenn es alsdann 
beiven Theilen fo anfteht, zu verlängern oder zu erneuern, Umgefehrt, wenn 
der Schuldner dem dargeliehenen Kapital eine Yorm zu geben beabfihtigt, in 
welcher es ſich nur ſchwer realifiren läßt, wohl gar vollftändig firirt wird, und 
wenn es ben Gläubigern hauptſächlich um geficherte Unterbringung ihrer Gelver 
und einen regelmäßigen Zinfenbezug zu thun ift, ohne daß fie auf die Möglich: 
feit, eintretenden Falls über das Kapital ſelbſt disponiren zu können, bejonderes 
Gewicht legen, werden gerade entgegengefegte Beftimmungen Plag greifen. Diefe 
Berhältniffe treten namentlich beim landwirthſchaftlichen und beim öffentlichen 
Kredit hervor, doch aud bei den Gewerben und dem Handel mit Bezug auf ihr 
ftehendes Kapital. Daher ausgeführtere formelle Bedingungen und längere Friften 
der Kündigung. Den vollenvetften Ausdruck findet diefe Yage der Dinge, wenn 
die vollftändige Unfündbarkeit des Darlehens Seitens des Oläubigers vereinbart, 
mit anderen Worten, wenn das Darlehen in ven Kauf einer Rente verwandelt 
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wird, mobei meiftens der Schulpner fi vorbehält, dieſe, wenn es ihm belicht, 
gegen eine beftimmte Summe wieder ablöfen zu fünnen. Es ift das befanntlid) 
bie Form, welche in neuerer Zeit bei den öffentlichen Anleihen durchaus die vor: 
berrihende geworben ift. Was die verfhiedenen dabei möglihen Modalitäten be- 
trifft, verweifen wir auf den Artikel Staatsfhulvden. Indeffen aud der Privat: 
verfebr keunt dieſen Rentenkauf. In früherer Zeit haben namentlich vie Verbote 
und Beihränfungen des Zinsnehmens zu feiner Verbreitung beigetragen. In ein- 
zelnen Gegenven ift er noch heute weit verbreitet, z.B. im Kanton Waadt. Man 
rähmt dort von biefer Form des Krebits, daß fie die Befruchtung der Lanbwirth- 
[haft mit Kapital fehr erleichtere und in Folge davon die Heinen Grundbeſitzer 
ſocialiſtiſchen Ideen unzugänglich gemacht habe; andererfeits freilich gibt man ihr 
Schuld, auch das leichtfinnige Aufborgen zu befördern. In Deutſchland findet ſich 
in Bremerhaven eine merkwürdige Abart verfelben, wo vie Rente im Interefje 
des Gläubigers feftgeftellt worden ift, in dem fogenannten Grundzinſe, einer Rente, 
bie fi der Staat beim Berfauf des ihm urſprünglich allein zuftehenden Terrains 
neben dem Kaufpreife von den Käufern noch vorbehalten hat. Auch unter viefen 
Verhältniſſen, wo eigentlich die Fortfegung des Kreditgefhäfts auf unbeftimmte 
Daner angedeutet ift, ift übrigens eine von vornherein feftgeftellte zeitliche Be— 
grenzung nicht felten. Sie beruht theil8 auf dem Wunſche der Schuloner, fi in 
einer beftimmten Frift ihrer VBerpflihtungen zu entledigen, theils auf dem Zwei- 
fel der Darleiher, ob es ihrem Interefje auch entfpricht, vie Dispofition über ihr 
Kapital auf unbeftimmte Zeit aus der Hand zu geben. Die zur Befriedigung 
dieſes heiderfeitigen Bedürfniſſes gewählten Formen find namentlich die Tilgung 
durch Annuitäten, d. 5. allmälige Rüdzahlung des Kapitals in Heineren zu ben 
Zinfen geſchlagenen Boften, wie fie befonders bei den zur Ablöfung der Grund— 
laſten aufgenommenen Anleihen eine große Rolle gefpielt hat, aber auch fonft ſo— 
wohl im Staatsjhulvdenweien, wie unter Privaten, 3. B. bei den in einigen 
Theilen Süddeutſchlands üblihen Ausleihen auf fogenannte Zieler vorkommt, — 
und in dem insbefondere für den Staat geltenden Falle, daß ein Schuloner einer 
Mehrzahl von Gläubigern gegenüberfteht, die regelmäßige periodifhe Amortifation 
der Schuld durch Ausloofung einer beftimmten Anzahl von Schuldſcheinen. Mit: 
unter ift biemit ein Glüdsfpiel verbunden worden, indem ein Theil der zu lei- 
ftenden Rüdzahlungen zu Prämien für einzelne durd das Loos zu bezeichnende 
Nummern oder Serien beftimmt wurde — Lotterieanleihen. 

Ein weiterer Punkt, der bier hervorgehoben zu werben verbient, ift folgenber. 
Sind, wie gefagt, hinfihtlih der auf die Rüdzahlung bezüglihen Beftimmungen 
die Intereffen der betheiligten Parteien im Allgemeinen einander entgegengefett, jo 
würde häufig eine Verftändigung unmöglih werben, wenn nicht Formen gefunden 
würden, welche die Nachgiebigkeit für denjenigen Theil, der fich zu ihr verftehen 
ſoll, möglichft unſchädlich machten. Hierauf gründet fih die auf höheren Kultur: 
ftufen in mannigfahen Erjheinungen hervortretende Tendenz zur Ausgleihung 
ſolcher Nachtheile und damit zur Berföhnung ver einander entgegenftehenden Inter- 
fen. So führt die Zumuthung an die Gläubiger, fih in ihrem Rückforderungs— 
rechte zu beſchränken oder baffelbe aufzugeben, zu den verfchievenen VBeranftaltun- 
gen, welche man als Kredit mobilifirende zu bezeichnen pflegt, und bie darauf 
ausgehen, der Beglaubigung ihrer Anfprühe eine Form zu geben, welde jie 
möglichft werfehrsfähig macht, fo daß die Gläubiger durch Verkauf dieſer Doku— 
mente jeder Zeit ihr Kapital leicht realifiren können, Die Klarftellung ver Yorbe- 
zungen felbft und ver aus ihnen entfpringenden Rechte, die Befeitigung formeller 
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Schwierigkeiten und Weitläufigkeiten bei der Uebertragung ver Dokumente, bie 
Errihtung von Gentralpunften für den Umſatz verjelben, deren Ausftattung mit 
ven erforberlihen Hülfsmitteln und Hülfsperfonen und die Feftfegung ber babei 
nothwendig werdenden Orbnungsbeftimmungen — f. d. Art. Börfe — gehören 
bieher. Zugleich dienen alle dieſe Veranftaltungen zur Erleihterung ver Wieber- 
anlegung der Kapitale, wenn diefe unerwartet zur Rüdzahlung kommen. Ferner: 
ebenfo bequem als die Abtragung der Schulden in Annuitäten für die Schulpner 
ift, ebenfo unbequem ift fie im Allgemeinen für vie Gläubiger. Um fie viefen an- 
nehmbar zu machen, dient die Einjchiebung einer zwiſchen ihnen und Jenen ver- 
mittelnden Anftalt, weldye dadurch, daß fie die Heinen Rapitalabträge einer größeren 
Zahl in gleicher Lage befindliher Schuldner in ihrer Hand vereinigt, die Mög— 
lichfeit gewinnt, den Darleihern vie Rüdzahlung nur in größeren, zur probuftiven 
Anlegung beffer ſich eignenden Poften zuzuſichern. Eine umfangreihe Anwendung 
dieſes Gedankens ift befanntlid namentlich für den Bodenkredit in den landwirth- 
Ihaftlihen Kreditvereinen und Rentenbanfen gemacht worden. Andererfeits entftehen 
unter Berhältniffen, wo die Schuldner ſich eine ihrem Intereffe wenig entſprechende, 
leihte Kündbarkeit der angeliehenen Kapitale gefallen laſſen müflen, allerhand Ein— 
richtungen, um theil® die VBeranlaffungen zur wirflihen Anwendung des Kündi- 
gungsrechtes Seitens der Gläubiger zu befhränfen, theild, wenn die Kündigung 
bennod) eintritt, deren Folgen unſchädlich zu geftalten, insbefonvere vie Aufnahme 
von Grjag-Kapitalen zu erleichtern. Beiden Zwecken dienen alle die verſchieden— 
artigen Veranftaltungen, weldhe das Vertrauen zu den Schuldnern erhöhen jollen, 
mag dies nun durch beſſere Herausftellung ihrer Vermögensverhältnifie, durch Er- 
leihterung der eventuell gegen fie in Anfprud zu nehmenvden Rechtshülfe, durch 
Einführung von Bürgen, durch Genoſſenſchaften zu gemeinfhaftliher Aufnahute 
von Darlehen oder ſonſt wie geſchehen. Auf den legteren Zwed insbejondere find 
die Unftalten zur Beleihung von Pfändern aller Art berechnet. 

Den zulegt erwähnten Gintheilungen nahe verwandt ift endlich viejenige, 
welche danach unterjcheibet, ob die Rüderftattung im verfelben oder in einer andern 
Form erfolgen fol, wie der Krevit gewährt wurde. Unter die erfte Kategorie fallen 
die verfchievenen Formen des Darlehens, in fo weit es ſich dabei um Rüderftattung 
der Stammmerthe handelt; bei der zweiten geht die Abficht immer auf einen Tauſch. 
Es gehören dahin die Kreditirungen des Kaufpreifes verfaufter Güter und ber 
für die Nutzungen vermietheter oder verpachteter Güter bedungenen Entfhäbigungen, 
alfo der Gelv-Zinfen, ver Mieth- und Pachtbeträge, ſowie die ber Anſprüche, welche 
ein Theilnehmer an einer Produftivgefelfhaft auf einen feinen Beiträgen entfpre= 
chenden Untheil an dem gemeinschaftlich erzeugten Produkte erwirbt. Uebrigens ift 
biefe Unterſcheidung voltswirthidaftlid ohne Bedeutung. Sie wirb nur deshalb 
häufiger gemadt, weil eine in der nämlihen Form wie die Leiftung erfolgende 
Gegenleiftung überhaupt nur bei Krebitgefhäften in Frage fommen kann. Bei 
Berkehrsgefhäften, wo beide Parteien gleichzeitig ihre Verbindlichkeiten erfüllen, 
müſſen legtere, weil es jonft an jedem vernünftigen Motiv für ven Austauſch feh— 
(en würde, nothwendig verfchiedener Art fein. 

4. Auf der Rüdfiht auf die verfchiedenen Garantien, welche dem Arebit- 
geber für bie Erfüllung der den Krevitnehmern obliegenden Berbinblichkeiten zu 
Theil werben, beruht die befannte Eintheilung in Perfonal- und Real-Krevit, je 
nachdem der Gläubiger feine Sicherheit nur in der Perfünlichkeit feines Schuld» 
ners findet, oder ihm zu dieſem Zwede gewiſſe VBermögensobjefte verpfändet 
werben, Werden ihm im Iegteven Yalle die betreffenden Güter wirklid übergeben, 
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fo fprigt man von einem Yauftpfand, bleiben fie dagegen in ver Detention des 
Schuldners, von einer Hypothek. 

‚Das Vorherrſchen ver einen oder ber andern Form hängt von den eigen: 
fhümlihen Bedürfniffen theild Derer, welche Krebit anzubieten haben, theils Derer, 
welhe ihn ſuchen, ab. Auf Seiten Jener weifen im Allgemeinen die nämlichen Ber- 
hältnifje, welche ihmen lange Künbigungsfriften wünſchenswerth machen, vorzugs- 
weife auf den Real-Krebit, diejenigen Berhältniffe dagegen, um berentwillen ihnen 
furze Kündigungsfriften vortheilhafter ericheinen, auf den perfönlihen Kredit bin, 
Geſellſchaftliche Berhältniffe, melde geftatten, ſich ein genaues Urtheil über bie 
Krebitfuchenden zu bilden, fie fortwährend im Auge zu behalten, im Notbfall 
rafh gegen fie einzufchreiten, und dieſe überhaupt zuverläffiger machen, find dem 
Perfonalfrebit, entgegengefete dem Realkrebit günftig. Andererfeits vermögen Die- 
jenigen, weldhe Krebit ſuchen, dieſen um fo weniger durch BVBerpfündungen zu 
ftügen, je ärmer fie von Haus aus find, je roher die Produktion, der fie ſich 
widmen, betrieben wird, je mehr ihr Rejultat zufälligen Einflüffen unterliegt und 
je weniger Kapital bereits in ihr befeftigt ift. Und wiederum werben fie zu Ber- 
pfändungen um fo weniger geneigt fein, je mehr die Art ihrer Produktion einen 
ihwunghaften Kapitalumfas bebingt und je weniger fie eine Beengung der Frei— 
beit der wirthihaftlihen Bewegung verträgt. In je fefteren Bahnen dagegen eine 
Produktion fi bewegt, je inniger fie an den Boden gebunden ift, je mehr vas 
ftehenvde Kapital in ihr überwiegt, deſto größere Bedeutung wird der Realkredit 
für fie behalten. Faßt man dies Alles zufammen, fo ergiebt fich einmal, daß, je 
nad den Umftänden, bald der Uebergang vom Perfonal- zum Realfrevit, bald ver 
von biefem zu jenem als ein Fortfchritt betrachtet werden muß, der eine, wenn 
er aus ver vermehrten Fähigkeit der Kreditſucher, eine fachliche Garantie zu 
leiften, hervorgeht und zugleich den Bebürfniffen der Gläubiger beſſer entſpricht; 
der andere, wenn er nur bie Folge einer wirthſchaftlich gerechtfertigten Abneigung 
der Kreditnehmer gegen Pfandleiftungen ift, der die Gläubiger nad Yage ber 
Dinge ohne Gefährdung nachgeben können. Was fodann die verfchiedenen Pro: 
buftionszweige betrifft, jo fieht man leicht, daß für die fogenannten Urproduftionen 
der Realfrevit eine überwiegende Bebeutung hat, und zwar um fo mehr, je inten- 
fiver fie betrieben werben; daß für die Gewerbe, je nach der Art des Betriebes, 
bald der Perfonal-, bald ver Realkrevit mehr ins Gewicht fallen faun, im Gan— 
zen jedoch wohl der erftere bedeutſamer ift; daß biefer endlich entſchieden überwiegt bei 
dem Dandel und am meiften bei ver Beanjpruhung fremden Kapitals für die Pro- 
duktion perjönliher Dienfte. Was die beiden Formen tes Realkredits, das Fauſt— 
pfand und die Hyppothek, anlangt, jo muß in Zeiten mangelnder Rechts— 
fiherheit das Erftere natürlich vorherrfhen. Es ift jo zu fagen bie erfte Nothform 
eines wirflih wirthſchaftlichen, nicht vorwiegend aus Gutmüthigfeit gewährten 
Krevits. Wenn mit zunehmender und ſich mehr und mehr befeftigender bürger- 
liher Ordnung dann die Hypothek immer mehr Pla gewinnt, fo ift das unzwei« 
felhaft ein Fortſchritt, denn es wird in der Regel für beide betheiligte Parteien 
vortheilhafter fein, wenn das verpfändete Gut in den Händen des Schuloners 
bleibt, als wenn es in die des Gläubigers übergeht. Bei Jenem greift die Ueber: 
gabe förend in den ganzen Mechanismus feiner Wirthſchaft ein, Diefer fühlt bei 
der Uebernahme des Fauftpfandes vorzugsweife die Yaft ver Verwahrung und 
Berwaltung fremden Eigenthbums. Für die Anwendbarkeit der Hypothek find na- 
mentlih folgende Punkte maßgebend: erftend genaue Feftftellung (Identificirung, 
Specificirung) des zu verpfändenden Gegenftandes; zweitens Sicherheit in Bezug 


60 Aredit. 


auf das Eigenthumsrecht des Berpfänders und Hinfichtlih des Nichtvorhanden- 
feins beziehungsweife des Maafes früherer Pfandrechte. Drittens Ausfchliegung 
‚der fpäteren Entftehung von Vorzugsrechten. Viertens Einrihtungen, vermittelft 
deren der Gläubiger feinen Rechtsanſpruch mit Leichtigkeit und Sicherheit feftftellen 
fann und welche ihm vie Veräußerung deſſelben erleichtern. Fünftens die Schnel- 
ligfeit und Zwedmäßigfeit des Erefutionsverfahrens. Die genauere Auseinander- 
fegung der hieraus fich ergebenden Forderungen und der Art und Weife, wie 
man ihnen in der Geſetzgebung zu entſprechen gefucht bat, gehört jevoch in das 
Privatreht und muß daher hier übergangen werden. — Es leuchtet indeffen ein, 
daß nur verhältnigmäßig wenige Arten von Gütern fih zu hypothekariſcher Ver: 
pfändung eignen, nämlich ſolche, deren Dafein in das Gebiet der Deffentlichkeit 
fällt und die einer plöglichen Werthverminderung cter Bernihtung verhältnigmäßig 
wenig ausgefegt find, fo daß fidy ver Gläubiger jeden Augenblid leiht von ihrem 
Borhandenfein und dem Zuftand, in welchem fie ſich befinden, überzeugen kann 
und einer läftigen immermwährend ſich erneuernden Kontrole überhoben ift. That- 
fählih find es daher nur Immobilien, an denen die Hypothek regelmäßig Platz 
greift, ja manche Rechtsfyfteme kennen geradezu eine folhe nur an jenen. Offen- 
bar bat hierneben ein Fauftpfand - Kredit nod feinen wohlberechtigten Platz; ins- 
befondere werben Handel und Inbuftrie ſich häufig, namentlich für kürzere Friften, 
in ver age befinden, um ſich Krevit zu verfchaffen, ein Unterpfand anbieten zu 
müſſen, während dies nach der Natur der Wertbhgegenftände, über die fie Disponi- 
ren, in ber Negel nur in der Form des Fauftpfandes ftattfinden kann. So brängt 
denn in der That die höhere Entwidelung des Handel und der Induftrie, wäh- 
rend fie der Anwendung bes Krevits überhaupt und insbefondere des Perfonal- 
Kredits immer größere Dimenfionen verleiht, was fpeciell den gleihfalls ſich aus- 
dehnenden Realkredit betrifft, daraufhin, neben der Hypothek auch das Fauftpfand 
zu umfangreidyerer Anwendung zu bringen. Der Erfolg diefer Tendenz ift haupt- 
fächlich abhängig einerfeits von den Fortſchritten des wirthſchaftlichen Verkehrs 
und denen der Technik. Die erfteren machen, indem fie die Preisſchwankungen 
vermindern, die lesteren, indem fie die Aufbewahrung und Konfervirung erleich— 
tern, einen größeren Kreis von Gütern fähig, als Fauftpfand zu dienen. Anderer» 
feits ift jener Erfolg von dem VBorhandenfein von Beranftaltungen bevingt, welche 
für den Gläubiger die Annahme und Bewahrung eines Fauftpfandes möglichft 
wenig läftig und gefährlid machen und ihm geftatten, eintretenden Falls raſch 
und ohne rechtliche Schwierigkeiten über das verfallene Pfand zu verfügen. Was 
die Einrichtungen betrifft, weldhe mit einem mehr oder minder günftigen Ergeb— 
niß ins Leben gerufen worden find, um jenem Bedürfniſſe zu genügen, wie bie 
Leihhäufer, die Yombarb-Einrichtungen der Banken, das mit den großen Waaren- 
nieberlagen (docks) häufig verbundene Syſtem ver Ausgabe von Pfandſcheinen 
(dock-warrants) u. ſ. w., müffen wir auf die Artitel „Banken“ und „Mobiliar: 
Kreditanftalten” vermeifen. 

11. Die voltswirtbfhaftlide Bedeutung des Kredits 
ift zu verfchievenen Zeiten und unter dem Eindrucke verſchieden gejtalteter Ver— 
bhältniffe ſehr verſchieden beurtheilt worden. Je nachdem einmal das Bedürfniß, 
die Boltswirtbihaft durch freie Bewegung der Kapitalien zu beleben, over ber 
günftige Erfolg, den eine folhe freie Bewegung nad fi zog, ein anderes Mal 
die aus leihtfinniger Anwendung und Uebertreibung des Kredits bervorgegangene 
Berwirrung und Schädigung der wirthihaftlihen Zuftände eindringlicher vor Augen 
ftand, ift man bald geneigt gewejen, in dem Kredit das Univerfalheilmittel für alle 
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wirtbfchaftlichen Schäden und den Befreier aus jeder wirtbfchaftlichen Bedrängniß zu 
erbliden; bald Hat man ihn mit unverhohlener Mißgunft als ein Uebel betrachtet, 
dad man nur mit innerem Widerftreben ſich bequemte für gewiſſe Kulturbebin- 
gungen wenigftens als ein unvermeidliches anzuerkennen. Allmälig wie fi ein 
reiheres Material von Erfahrungen anfammelte, wie man die Bebingungen und 
die Wirkungen des Kredits forgfältiger ins Einzelne gehend unterfuhen und erfen- 
nen lernte, find ſolche ertreme Anfhauungen mehr und mehr zuräüdgetreten; allein 
obwohl man fi über Bieles verftändigte, jo währt doch noch bis auf den hentigen 
Tag in Beziehung auf die Würdigung des Krebits ein Gegenfag ber Meinungen 
fort, defien tiefer liegende Urfache nur in den abweichenden Anfhauungen über bie 
legten Zwede ver Boltswirthichaft gefucht werben kann. Als vollftändig aufgege- 
ben kann zuvörderſt, obwohl in Zeiten lebhafter Spekulation mehr oder minder 
bewußt immer wieder auftaudend, die Anficht bezeichnet werben, als ob der Krebit 
unmittelbar Reihthum ſchaffe, oder, anders ausgebrüdt, als ob der Wohlftand 
eines Bolfes fi in demfelben Maaße vermehre, wie die vorhandenen Forberungs- 
rechte und die biefe repräfentirenden Papiere. Diefe Auffaffung mußte namentlid) 
der merkantiliftiihen Anfhauungsweife, weldhe den Reichthum einzig im Gelde er- 
blidte, fehr nahe liegen, da es ja möglich war, den Krebitpapieren eine Form zu 
verleihen, welde fie geradezu zu einem Surrogate des Geldes ald Umlaufsmittel 
erhob. Die Obligation, die Promeffe, vor Allem die Banknote waren der Wir- 
tung nad, für Den, welder fie befaß, fo gut wie Gelb, fie leifteten für ven Um— 
fag der Güter ganz ähnliche Dienfte wie diefes. Was Wunder, daß man bie 
Ausgabe von Kreditpapieren ald eine neue Goldmacherkunſt pries und jeden neuen 
cirfulationsfähigen Schuldſchein für einen Zuwachs zum Nationalvermögen hielt. 
Ueberall, wo merkantiliftifhe Anfhauungen herrihen, begegnet uns dieſe Anficht 
wenigftend im Keime. Zu voller Blüthe entfaltete fie ſich insbefondere zur Zeit 
des Law'ſchen Bankſchwindels in Frankreich, und es ift bezeichnend, daß bie mer- 
fantiliftifhe Anſchauungsweiſe ihren Todesſtoß eben dadurch empfing, daß mit dem 
Zufammenfturz jenes Schwinvelgebäudes die innere Verkehrtheit jener Anficht fo 
unabweisbar ans Licht gebracht wurde. In unferen Tagen kann letere, wie ge 
fagt, wifjenfhaftlih als überwunden gelten. Es ift anerkannt, daß nicht die Um— 
faufsmittel den Reihthum ausmachen, daß folglich diefer dur eine Vermehrung 
jener nicht nothwendig, am wenigften im gleichen Verhältniß gefteigert wird. Ge- 
fteht man aber dies einmal zu, ift das Papier, welches eine Forderung bofumen- 
tirt, an fi ohne Werth, fo fann man fih auch der Wahrnehmung nicht ver- 
fliegen, daß dann von einer unmittelbaren Probuftivität des Kredits nicht mehr 
bie Rede fein fann, indem ja den Forderungen ver Krevitgeber, welche body bie 
einzigen dem Krebit unmittelbar entſtammenden Werthobjefte find, die entſprechenden 
Berpflihtungen der Kreditnehmer ausgleihend gegenüberftehen. Selbſt wenn ber 
Krevit ins Ausland gewährt wird, -erfcheint er nicht als unmittelbar probuftiv. 
Allervings bilden hier die Yorbderungen ans Ausland unbeftreitbar einen Theil 
des Bollsvermögens, aber biefelben find ja offenbar feine new zu demfelben hinzu- 
tretenven Werthe, fondern fie erfegen und vertreten nur diejenigen, welde eben 
dem Ausland freditweife überlafjen worden find. — Andererſeits dagegen ift bie 
nn des Kredits auf die Vollswirthſchaft in folgenden Beziehungen aner- 
annt: 

1) Erſcheint der Krebit als ein weitwirkendes Mittel zur Beförde— 
tung des Umfages der Güter. Ohne venfelben wäre Kauf und Ber- 
fauf immer nur gegen baare Bezahlung thunlid und würde deshalb in zahlreichen 
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Fällen geradehin zu einer Unmöglichkeit werben. Mit feiner Hülfe aber emanci- 
piren ſich diefe und andere zweifeitige Rechtsgeſchäfte von der Schranke des jeweilig 
gegebenen Momentes. Es wird möglih, bie Erfüllung der Verbindlichkeiten eines 
oder beider Betheiligten in bie Zukunft zu verlegen, und damit häufig erft vie 
Grundlage gewonnen, von deren Vorhandenſein der Abſchluß der Gefchäfte über- 
haupt abhängig ift. Der Abſatz und Vertrieb ver Güter und Leiftungen wirb da— 
durch von manden Zufälligfeiten unabhängig und in einen regelmäßigeren Gang 
gebracht. Die einzelnen Nutungsgegenftände gelangen auf dieſe Weife leichter und 
ohne die Gefahr läftiger Stodungen in die Hände Derer, welche fie für ihren Ber- 
brand Begehren. Eine eigenthümliche fernere Wichtigkeit erhält dies jevesmal dann, 
wenn aus irgend einem Grunde in dem Berhältnig der vorhandenen baaren Um- 
laufsmittel zu den mit ihrer Vermittelung zu bewerfftelligenden Güterumfägen 
eine erhebliche Veränderung einzutreten droht oder eingetreten ift. Hier wirft bie 
Ausdehnung oder Einfhränfung des Krevits als ein Hauptmittel zur Aufrechter— 
haltung der Gleihmäßigfeit ver Waarenpreife. (©. d. Artikel Geld Br. IV. ©. 99.) 
Hiermit verbindet ſich enblid die durd eine gefhicdte Anwendung von Kreditpa- 
pieren gegebene Möglichkeit, an baaren Umlaufsmitteln zu fparen und das in fol- 
hen angelegte oder anzulegende Kapital anderweit nugbringend zu verwertben, jo 
wie, was fich hieran anfchlieft, bie Vermeidung ver beim Gebraud von Baar: 
mitteln unvermeidlichen Berlufte durch Abreibnng, der Ausgaben für Aufbewah— 
rung, Transport u. |. w. Der Umfang, in dem dies durchführbar ift, wird haupt- 
ſächlich durch zwei Umftände bevingt, nämlich erjtens dur ein Shftem von Ein- 
richtungen, um die mannigfaltigen im Verkehr fi freuzenden und gegenüberfiehen- 
den Schuldforderungen zufammenzubringen und gegenfeitig auszugleihen, ſowie 
durch die Gewohnheit, ſich diefer Einrichtungen zu bedienen. Das Beifpiel ver 
vollendetften Ausbildung folder Einridtungen und der Nutbarmahung derſelben 
durch alle Klaſſen des Volkes bietet uns England dar, von den Anweifungen auf 
ihren Banquier an, mit welden dort vie Privatiente jede größere Rechnung zu 
bezahlen pflegen, bis hinauf zu ber riefenhaften Einrichtung des Londoner Clea- 
ringhouse, wo die größten Handelshäuſer ihre Forderungen untereinander ver- 
gleihen.?) Zweitens: durch eine ſolche Geftaltung der Krebitpapiere, welche dieſelben 
geeignet macht, ähnlich wie das Geld, ohne Schwierigkeit von Hand zu Hand zu 
gehen. Hauptpunfte find dafür: bie — der Schuldforderungen auf- abge⸗ 
rundete und möglichſt niedrige Appoints; die Garantirung der Schuldſcheine durch 
als zahlungsfähig in weiteſten Kreiſen bekannte Perſonen oder Inſtitute als 
Schuldner oder Bürgen; die Aufſtellung eines möglichſt kurzen oder in das Be— 
lieben des Gläubigers geſtellten Verfalltermins; die Abſchneidung aller Weitläufig- 
keiten und Einreden bei Einforderung der Schuld; die leichte und formloſe Ueber— 
tragbarkeit des Schuldſcheins. Die Form des Kreditpapieres, welche alle dieſe An— 
forderungen im höchſten Grade in ſich vereinigt, iſt die Banknote. Sie iſt daher 
auch diejenige, welche vorzugsweiſe als Surrogat des Geldes erſcheint, weshalb 
man wohl auch ohne Weiteres den Ausdruck Papiergeld auf fie ausgedehnt hat. 
Allein man darf nicht überfehen, daß auch jede andere Art von Krebitpapieren 
nöthigenfalls einen ähnlichen Dienft zu leiften vermag; daß manche berfelben bie 
bezeichneten Eigenfhaften ebenfalls in fehr hohem Grade in fid) vereinigen, ja 
daß die Eigenthümlichfeit einiger wenigftens für gewiſſe Verhältniffe fie noch ge= 





2) Ueber der Entwicklung diefer Einrichtungen und Gewohnheiten in der neueften Zeit vgl. 
inöbefondere Naffe, in der Zeitichrift f. d. geſammte Staatswifjenichaft Bo. XV, ©. 3 ff. 
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eigneter macht als vie Banknoten, die Stelle von baarem Gelve zu vertreten; daß 
es mithin weber der Ausgabe von Noten unbebingt bedarf, um die Baarfchaft in 
vielen wirtbichaftlihen Geſchäften durch Kreditvapiere zu erfegen, nod daß es 
möglih ift, eine ſolche Erſetzung durch ein Verbot ober eine Beſchränkung ber 
Notenausgabe zu verhindern oder genau entfprechen zu befchränfen. 

2) Der Krevit wirft ſodann förberlih ein auf pie Propduftion, 
indem er ihre Befrudtung mit Kapital vermittelt, und 
jwar dies in doppelter Weiſe. Einmal nämlich find die Bildung von Kapital 
dur Ueberfparen und deſſen fruchtbare Verwendung zu probuftiven Zwecken offen- 
bar zwei ſehr verfchiedene Aufgaben. Wer zu der erfteren befähigt ift, ift häufig 
zu ber letzteren fehr wenig gefickt, und umgekehrt. Erft der Kredit macht es 
möglih, beide Aufgaben zu trennen und unter verfhiedene Klaffen ver Gefellfchaft 
zu vertheilen ; er ift pas Mittel, durch welches die Kapitalien 
ausden Händen Derer, welde fie aufgefpart haben, hin— 
übergeführt werben in die Hände Derer, welche amgeeig— 
netſten find, fiefrudtbar zu verwendenz; ohne ihn würden ſich 
die Gütervorräthe an Stellen aufſtapeln, wo man weniger Nutzen aus ihnen zu ziehen 
verftände, wãhrend auf der andern Seite ver Erfolg der Arbeit aus Mangel an 
ſachlichem Bermögen vielfach beeinträchtigt werden würde Mit feiner Hülfe ziehen 
fih die Kapitalien regelmäßig und leicht in diejenigen Probuftionszweige hinüber, 
wo fie am fruchtbarſten zu wirken verjprehen, weil dort ben Darleihern bie 
günftigften Beringungen geboten werben fünnen. Und ferner: Der Kredit er- 
mögliht die Koncentrationder Kapitalien, die man in ihrer 
Bebeutung treffend mit der Vereinigung ber Arbeitskräfte in Parallele geftellt 
hat. Die oft geſchilderten Vortheile des Großbetrieb8 werben in vielen Fällen erft 
durch ihn erreihbar. Ja folde Unternehmungen, für deren Ausführbarfeit oder 
doch Rentabilität die maffenhafte Berwentung von Kapital unerläßliche Vorbedin— 
gung ift, Können in der Regel erft mit Hülfe des Kredits entftehen, da das er- 
forderlihe Kapital ſich felten in Einer Hand befindet, ſondern meiftens aus dem 
Defit einer größeren Anzahl von Perfonen erft zu einem gemeinfhaftlihen Fond 
jufammengeleitet werden muß. 

3) endlid gewährt ber Kredit ven mädtigften Antrieb 
zur Rapitalbildung, indem er auch Denjenigen, welde vie Erſparniſſe 
nicht jelbft fruchtbar zu verwenden wiſſen, bie fie zu machen in ver Lage find, 
die Ausficht eröffnet, aus denſelben eine möglichft hohe dauernde Nutzung zu 
ziehen. Ohne eine folde Ausficht würden gar Mande ven Theil ihres Einfom- 
mens, der ihnen nad) Befriedigung ver Lebensnothwendigkeiten übrig bleibt, Lieber 
unmittelbar verzehren, anftatt ihn anzufammeln, ja felbft vielleicht mande bereits 
anfgefparte Güter wieder zu Grunde gehen laſſen. Wie fehr die Anfammlung ver 
Kapitale durch die Ausfiht auf das aus benfelben zu erwartende regelmäßige Ein- 
kemmen bebingt ift, bat fih am deutlichften in dem ungemein rafhen Anwachſen 
der Heinen Erfparniffe der nievern Klaffen gezeigt, feitvem biefen durch Spar- 
laſſen und ähnliche Einrichtungen die Möglichkeit eröffnet wurde, auch geringere 
Summen zinsbringend zu machen. In Preußen allein fliegen 5. B. 184858 
die Einlagen der Sparfaffe von 14,3 auf faft 44,7 Mill, Thaler. 

IV. Fortfegung 1) Schuld- und Wudhergefege. 2) Der 
Kredit und die Krifen 3) Die Förderung der Kapital- 
bildung durch den Kredit und das Syſtem der Staats— 
anleihen So groß im Allgemeinen die Uebereinftimmung über die weittre- 
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gende Wirkung ift, welche der Krebit auf die Förderung der Volkswirthſchaft auszu- 
üben vermag, und über bie Art und Weife, in welcher diefe Wirkung ſich äußert, fo 
fehr gehen die Anfichten auseinander in Bezug auf die Frage, ob die nämliche 
Kraft, melde fo heilfam zu wirken vermag, nit auch mißgeleitet in demſelben 
Maafe zerftörend einzumirken im Stande fei; ob nidt mächtige Umſtände darauf 
hinwirken, fie in diefe verderbliche Richtung hinzubrängen; und, was ſich ummittel- 
bar als praftifche Folgerung hieran fchließt, ob man daher nicht bejjer thue, mög- 
lihft auf die Anwendung des Krebits zu verzichten, ob nicht wenigftens die vor— 
zugsweife dem Mifbrauh ausgefegten Formen deſſelben von Obrigfeits megen 
verpönt oder doch gewiffen Beihränfungen unterworfen werben follen, oder ob 
man, ſich lebiglih auf die der natürlihen Ordnung der Dinge innewohnende 
Heilkraft verlaffend, die Entwidelung des Krevits fi gänzlich felbft zu überlafjen 
babe. Wir begegnen in dieſer Beziehung den mannigfachſten Schattirungen der 
Anfihten von der abfoluten Feindſchaft gegen den Kredit an bis zur unbebingten 
Berherrlihung feiner unbeſchränkten Freiheit; wir finden in ber Praris der 
Staaten und Völker die größte Verſchiedenheit des Verhaltens, und noch ungleich) 
größer ift die Zahl der Vorfchläge, welde auf Grund der abweichenden Auffaffun- 
gen in Bezug auf die Behanblung ber den Kredit betreffenden Berhältniffe ge- 
macht worben find. Es ift ein Ding der Unmöglichkeit, alle dieſe Anfichten und 
Forderungen zufammenzuftellen und zu befprechen. Wir müfjen uns begnügen, nur 
wenige Punkte einer furzen Grörterung zu unterziehen, die, fei e8 wegen ihrer 
biftorifchen, fei e8 wegen ihrer praftiihen Bedeutung, ein erhöhteres Intereſſe in 
Anfpruh nehmen, und von denen je einer zu einer der oben bezeichneten brei 
verſchiedenen Nichtungen, in welden ſich die volfswirthihaftlice Bedeutung des 
Kredits äußert, in näherer Beziehung fteht. 

1) Die Beförderung des Güterumfages kann, infoweit e8 ſich dabei um Ge- 
genftände des unmittelbaren Gebrauhs und Verbrauchs handelt, nur dann für 
volfswirthichaftlic vortheilhaft gelten, wenn die Einfommensverhältniffe Derjenigen, 
in deren Hände die Güter vermittelft des Krebits übergehen, bie betreffende Ber- 
zehrung verftatten, ohne daß dadurch ihre Wirthſchaft zurüdgeht. Sie wird nach— 
theilig, jobald fie eine das reine Einkommen überfteigende Berzehrung veranlaft, 
fo daß ein vorübergehenver Genuß mit einer dauernden Belaftung oder einer Ber: 
minderung der Kapitalfräfte ver Wirthſchaft erfauft wird. Ebenfo ift eine frebit- 
weife Uebertragung von Gütern zu probuftiven Zweden, d. h. von Sapitalien, 
nur dann volfswirtbihaftlid ein Gewinn, wenn der probuftive Erfolg dadurch 
wirflid ein größerer wird. Verbraudt fie der Empfänger unprovuftiv, während 
der Darleiher fie zu einer Produftion benugt haben würde, oder hat Jener zwar 
die Abficht, fie produktiv zu verwenden, das Ergebniß entjpricht aber dieſen Er- 
wartungen nicht und bleibt hinter dem Ertrage zuräd, den fie in den Händen des 
Darleihers abgeworfen haben würden, fo findet volkswirthſchaftlich offenbar ein 
Berluft ftatt. Je mehr wirtbihaftliher Sinn und wirthſchaftliche Bedächtigkeit ein 
Bolt durchdrungen haben, je fiherer und allgemeiner man in demſelben Kapital 
frudtbar zu verwenden gelernt hat, deſto weniger wird in ber angegehenen Be- 
ziehung ſich ein Bedenken gegen den Kredit geltend machen. Umgekehrt wird es 
um fo gewiffer heroortreten, wenn eine Steigerung der Produktion durch ver— 
mehrten Kapitalaufwand noch zu den ungewohnten und nad) Lage der Umſtände 
mehr oder minder gewagten Dingen gehört, und wenn in ber Bevölkerung ein 
gewiffer Hang zum leichtfinnig in ven Tag hinein Leben verbreitet ift. Es find 
dies Vorausfegungen, welhe namentlich häufig in der Periode zutreffen werben, 
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wo ein Volk, aus dem Zuftande naiver Befchränktheit heraustretend, Geſchmack 
an erweiterten Lebensgenüffen zu finden beginnt und im Drange, ſich diefe zu 
verkhaffen, von dem Wunſche befeelt, fi raſch zu bereichern, und noch nicht durch 
Erfahrung geſchult, bereitwillig allerhand phantaftifhen Plänen nadjagt, von 
benen ſich feine lebendige Einbildungskraft die größten Erfolge verfpriht. Hang zu 
Berſchwendung und Projeltenmacherei auf der einen Seite, beide gepaart mit 
einem Mangel Huger Vorausfiht und kalt abwägenden Urtheils, auf der andern 
Seite die felbftfüchtige Schlauheit einer Minderheit, welde ven Leichtfinn, die 
Genußſucht, die Unbedachtſamkeit ver Mehrzahl für ſich auszubeuten leichter und vor- 
theilhafter findet, al8 den mühfameren und langwierigen Weg ehrlicher Arbeit 
zu wandeln, find geeignet, Uebelftände hervorzurufen, aus denen die Meinung immer 
mehr Nahrung faugt, man dürfe die Dinge nicht länger jo fortgehen laſſen, fon- 
dern das Gemeinwefen habe vie Berpflichtung, den ſchädlichen Wirkungen ver Krebitbe- 
nugung vorbeugend entgegenzutreten. Es wird zum Ariom, die zur Verſchwendung 
neigende Menge müſſe gegen wucheriiche Ausbeutung, die fauer erworbenen Spar- 
pfenning ehrlicher aber unerfahrener Bürger müſſen gegen vie betrügerifchen 
Borfpiegelungen frivoler Projektenmacher befhütt werben. In Streitfällen zwifchen 
Schuldnern und Öläubigern macht fih das Mitleiven für die Erfteren, die Vor— 
eingenommenheit gegen die Legteren immer entfchiedener geltend, und dies um fo 
mehr, je weniger nod die volkswirthſchaftliche Einficht entwidelt ift, und befonders, 
wenn die Krebitgeber vorzugsweife Ausländer find oder einer Race oder Klafle 
angehören, bie fin aud jonft focial oder politifcd von ber übrigen Bevölkerung 
abjcheidet. Die Folge eines folhen Zuftandes ift dann einmal eine Geftaltung ber 
Schuldgefergebung, welche einfeitig mehr oder minder entſchieden das zunächft 
liegende unmittelbare Interefje ver Schuldner zur oberften Richtſchnur nimmt; und 
ferner die Aufftelung verfchievenartiger Vorfchriften, welche ſchon von vorneherein 
Kreditgewährungen unter Berhältnifien, wo fie vorausfichtlic zum Nachtheile des 
Schuldners ausfchlagen würden, ober unter Bedingungen, welde ihn übervor- 
theilen würden, zu verhindern beftimmt find, der fogenannten Wuch ergeſetze. 
Bornehmlih richten fi diefe gegen das Zinsnehmen und zwar urfprünglid in 
der Regel in der Form eines abfoluten Verbotes, welches häufig noch durch die 
Religion eine befondere Weihe erhält; fpäter, wenn das Bedürfniß des Kredit— 
nehmens namentlid aud zu probuftiven Zwecken fid allgemeiner verbreitet, wenn 
bie innere Billigfeit einer dem Darleiher für den von ihm mit eigener Entfagung 
geleifteten Dienft zu gewährenden Entſchädigung mehr zum Bewußtjein gekommen tft, 
in der Form der Feſtſetzung eines beftimmten Maßes, welches dabei nicht über- 
Ihritten werden fol. Dazu kommen dann noch Nebenbeftimmungen, wie Verbot 
von Zinfeszinfen, von Borausabziehen ber Zinfen vom Kapital u. f. w., welche 
theils das Geſetz noch ſchärfer formuliren, theils Umgehungen veffelben abſchneiden 
ſollen. — In dieſer zweiten gemäßigteren Form haben ſich die Wuchergeſetze in 
den meiſten Ländern lange, theilweiſe bis in die Gegenwart hinein erhalten, und 
es iſt das leicht erklärlich, ſo lange die Wirthſchaft eines Volkes im Ganzen in 
ihrem gewohnheitsmäßigen Geleiſe bleibt, und bei vorwaltender Sparſamkeit eine 
Kapitalanſammlung ſtattfindet, in Folge deren der landläufige Zinsfuß mehr die 
Neigung hat, immer weiter unter das geſetzliche Maß hinabzugehen, als über 
daſſelbe hinauszuſteigen. Freilich kommen auch unter ſolchen Umſtänden zahlreiche 
Umgehungen des Geſetzes vor. Es fehlt nie an Leuten, die, eben weil ihre Lage 
eine pünktliche Zinszahlung, ja ſelbſt die Sicherheit des Kapitals mehr oder minder 
problematifch macht, zu der geſetzlichen Taxe nicht geborgt erhalten fünnen, die 
Bluntihli un Brater, Deutiches Staats-Wörterbud. VI. 5 
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aber, fei es aus Leichtfinn, fei es aus wirfliher Noth, gern bereit find, ſich här- 
tere Bedingungen gefallen zu laſſen. Andererſeits finden ſich Kapitaliften, welche 
fi zu Darleihen an Iene wohl beftimmen laflen, wenn fie nur für vie Gefahr, 
welche fie laufen, durch eine höhere Zinsgewährung entfhädigt werden. Im Ber 
trauen, daß die Kapitalfuchenden die einzugehenven, bie gefegliche Grenze über- 
ſchreitenden Verbindlichkeiten freiwillig innehalten werben, weit öfter nod unter 
Ginkleivung in eine Form, welche ven Beweis ber Geſetzesübertretung unmöglich 
macht — und eine ſolche zu finden fällt dem Scharfblick ver Gewinnſucht ge- 
wöhnlid nicht ſchwer — kommen dann allen Wucerverboten zum Trotz bie Ge- 
fhäfte zu Stande. Auch wird es fid nicht ableugnen laſſen, und die betreffenden 
Kreditnehmer empfinden das oft fehr veutlih, daß gerade die Eriftenz ber Zins- 
tare und ber fi ihr anfchließenden Beftimmungen nur geeignet ift, in folchen 
Fällen die Bedingungen der Krebitgewährung noch härter zu machen, indem durch 
jene Borjchriften gerade die gewijienhafteren Kapitaliften abgehalten werben, fid 
in berartige Geſchäfte einzulaffen, bie Kreditbetürftigen fi alfo lediglich auf eine 
in allerhand Kniffen und Ränfen geübte und ſchonungslos ausfhlieglid auf den 
möglichft hohen Gewinn bedachte Klafje von Geſchäftsleuten angewiefen finden. 
Gleichwohl bleibt diefe Erfahrung ohne durdgreifende Wirkung. Die Fälle, auf 
die fie fi) bezieht, ftehen im Ganzen doch vereinzelt da, und obfhon man ein- 
fieht, daß die Tage Derjenigen, welche unter den bezeichneten Berhältniffen Krebit 
ſuchen, durch die Wuchergefege verfchlimmert wird, tröftet man fi darüber mit 
dem Gedanken, daß die Rüdfiht auf die gefeglihen Schranfen eine größere An- 
zahl von leihtfinnigen Kreditnehmern abhält. Man gefteht zu, daß, wer troß ber 
polizeilichen Barridren fi in die Hände der Wucherer begibt, durch jene um fo 
fiherer verloren ift, aber man meint, daß biefelben doch überwiegend wohlthätig 
wirken, indem fie Viele von dem Betreten ber ſchlüpfrigen Bahn der Berfchuldung 
abhalten, auf der fie vorausſichtlich ſchließlich zu Falle kommen würden. 

Allein eine veränderte Anſchauung bricht fih Bahn, ſobald fich die Lage ver 
Dinge in einer Weife verändert, weldye auch in den Augen ver Bedächtigen und 
forgiam Wirtbfchaftenden die Gewährung einer höheren Vergütung für die Nrugung 
von Kapital rechtfertigt, als bisher rechtlich zuläffig war. Drei Möglichfeiten find in 
tiefer Hinfiht venfbar, und alle drei haben in ver Geſchichte ihre Rolle gefpielt. 
Für's Erfte fann zur Abwendung einer drohenden allgemeinen Gefahr, welde vie 
Örundlage der ganzen focialen Eriftenz in Frage ftellt, die Aufwendung einer großen 
Kapitalmaſſe erforberlih fein, die nur gegen eine über bas bisher üblihe Ma 
anjehnlid erhöhte Vergütung herbeizufchaffen ift. Hierher gehört namentlih ver 
Fall, wo ein Bolf, um einen äußern Krieg zu beftehen over um fi vor inneren 
Unruhen zu fhügen, zur Aufftellung bedeutender Heerfräfte fich genöthigt fieht. 
68 bevarf hiezu eines erheblihen Kapitalaufwandes, und melden Weg aud bie 
Regierung einfhlägt, um die erforberlihen Mittel zu befhaffen, immer wird das 
mittelbar oder unmittelbar auf die Erhöhung tes durchſchnittlichen Zinsfußes hin- 
wirfen, und wenn die Steigerung fo bebeutend ift, daß fie über das mucherge- 
ſetzliche Maximum binansgeht, wird die Anficht über tie Verbienftlichkeit dieſer 
Beftimmung nothwenbig einen Umſchlag erfahren. Am veutlichften zeigt fih das, 
wenn die Regierung auf dem Wege des Anleihens vorgeht und tabei felbft Be— 
dingungen bewilligt, bie im Privatverkehr unter das Wucherverbot fallen würden. 
So hart e8 empfunden werben mag, daß fie ſich dazu verftehen muß, fann man 
den Entihluß zu folden Opfern bei der Größe der Berlufte, vie auf dem Spiele 
ftehen, doch nicht anders als gerechtfertigt finden. Allein find nicht viele Private, 
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wenn fie ein Darleihen aufzunehmen ſuchen, in ganz ähnlicher Lage? Handelt es 
fi bei ihnen nicht häufig ebenfalls um die Abwehr von Berluften, denen gegen: 
über das Uebernehmen ſelbſt fehr vrüdenver Verbindlichleiten als ein keineswegs 
zu hoher Preis erſcheint? Muß e8 nit am Ende Jeder felber am beften zu be: 
urtbeilen wiſſen, wie viel ihm die Kredithülfe, die er ſucht, werth ift, und zu 
welchen Beringungen er fi) daher verftehen fann? Mit welchem Rechte will ihm 
vie Regierung verwehren, über ein beftimmtes Maß ver Vergütung hinauszugehen, 
fie, vie ſelbſt für ſich anerfemt, daß es Nothfälle gibt, für melde jenes Maß 
unanwendbar wird, und in dem Yugenblide, wo fie durch die bei ihrer eigenen 
Anleihe in Ausſicht geftellten günftigen Bedingungen vie Kapitalten aus dem Pri- 
vatverkehre auf's mächtigfte am fich zieht? Und wie kann fie, was die Darleiher 
anbetrifft, das nämliche Berhalten, je nachdem das Darleihen ihr felbft over Pri— 
vaten gemacht wird, bald als ganz in der Orbnung behandeln, bald als ein ver: 
brecheriſches Beginnen verfolgen ? Warum, wenn es das eine Mal erlaubt ift, 
fein Kapital möglichft hoch zu verwerthen, Toll darin ein ander Mal ein gefeglich 
ftrafbares Bergeben liegen? u. f. w. Nicht anders ift im Wefentlihen die Wir: 
fung, wenn vie Regierung anftatt eine Anleihe zu machen, zu einer Steuerer- 
böhung greift, melde die Betroffenen nöthigt, einen Theil ihres Kapitals anzu- 
greifen, nur daß bier der Zufammenhang ein etwas verwidelterer ift. Derfelbe wird 
übrigens deutlich, jobald man die zweite der oben bezeichneten drei Möglichkeiten 
in's Auge faßt, unter denen die Berechtigung einer über das feither übliche Maß 
entſchieden gefteigerten Bergütung für Rapitalnugungen zum allgemeinen Bewußt- 
fein kommt; denn mit einem ſolchen DBerfahren der Regierung geht das ganze 
Berbältnig in eben dieſe zweite Kategorie über. Diefelbe umfaßt diejenigen Fälle, wo 
in Folge irgend welcher Ralamität ein Volk umfaffende Kapitalverlufte erlitten hat. 
Das verminderte Ungebot von Kapital bewirkt hier — vorausgefegt nur, daß 
nicht gleichzeitig eine wirthſchaftliche Entmuthigung eingetreten ift, welche die Nad- 
frage in gleichem oder höherem Berhäftniffe beſchränkt — ein Steigen des durd)- 
ſchnittlichen Zinsfußes, und felbft wenn dieſer noch beträchtlih unter der Wudher- 
grenze bleibt, werben fi doch die Fälle häufen, in denen man nach Yage ber 
befonderen Umftände gern und mit gutem Gewiſſen einen Krebit mit jenes Maß 
überfteigenden Bedingungen erfaufen würde und die verhindernden und beengenden 
Beftimmungen des Gefeges daher als eine große Laft empfindet. Ift das Bolt 
nur im Allgemeinen wirthſchaftlich tüchtig, umd find nicht bejonders ungünftige 
äußere Berhältniffe vorhanden, fo läßt fich meiftens mit gutem Grunde annehmen, 
daß die erlittenen Berlufte in verhältnigmäßig furzer Zeit wieder werden ausge- 
glihen werden, und Kapital daher wieder zu mäßigeren Bedingungen zu erlangen 
fein wird. Die Laft, die man auf ſich zu nehmen bat, ift alfo vorausfichtlic nur 
eine vorübergehende, und fo hart fie fein mag, fällt fie doch meiftens viel we⸗ 
niger in's Gewicht, als die Gefahr, wenn man fid, feinen Kredit zu verfchaffen 
vermag, fein ganzes Geſchäft zufammenftürzen zu ſehen. Zeiten wirthfchaftlicher 
Krijen liefern hiefür ven ſprechendſten Beleg, und es ift ja nod in Aller Gedächt⸗ 
niß, welchen Stoß die Wuchergefetsgebung durch die Handelskriſe des Jahres 1857 
empfangen bat. 

Der dritte Zuftand envlih, welder den Glauben an die Zuläffigfeit und 
Haltbarkeit ver Wuchergeſetze erichüittert, tritt dann ein, wenn fi im Folge 
von Erweiterungen ber Verkehrsbeziehungen oder des Fortſchritts technifcher und 
Öfonemifher Ginfichten die Möglichkeit neuer, ungewöhnlide Gewinne ver- 
ſprechender Gefchäfte eröffnet, und zwar um fo mehr, je vielfeitiger und aflge- 
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meiner die Unternehmungsluft dadurch in einem Bolfe angeregt wird. In ben 
beiden vorher behandeiten Arten von Fällen blieb auf Denjenigen, welche ihr Ka— 
pital bei Krebitgewährungen höher als bisher zuläffig auszunutzen ftrebten, doch 
noch immer vie Gehäffigteit haften, daß fie vie Noth ver Kapitalbebürftigen für 
fih auszubeuten ftrebten; bier fällt felbft diefe hinweg. Die Sade fteht einfach 
fo, vaß gewiſſe Unternehmungsluftige fih von einem Gefhäfte die gewinnbrin- 
genpften Ergebniffe verſprechen zu dürfen glauben, wenn fie im Stande find, bie 
erforderlichen Kapitalien zufammenzubringen. Warum fol es ihnen verwehrt fein, 
ſich viefelben dadurch zu verfchaffen zu ſuchen, daß fie den Darleihern einen Theil 
ihres Gewinnes in der Form eines erhöhten Zinfes abzutreten verſprechen? Und 
warum follen diefe abgehalten werben, hierauf einzugehen? Die Idee, daß bie 
Kapitaliften vor Projeftenmacherei obrigfeitlich gefhügt werden müßten, wird um 
jo unbaltbarer, je weiter ſich bereits das Bedürfniß wirthſchaftlicher Selbftän- 
vigfeit ausgebildet hat, je mehr fi die Beiſpiele gelungener Unternehmungen 
häufen, je klarer e8 wird, daß auf Grund verbefjerter Einfihten und günftiger 
geftaiteter Berhältniffe der Betrieb für viele Zweige der Volkswirthſchaft in 
ver That zu gefteigerter Ergiebigkeit gebracht werden kann, und je gefälligere 
Formen gefunden werben, um die Kapitaliften ohne erhebliche Anftrengungen ih— 
rerfeits am Gewinn großer Unternehmungen zu betheiligen (Actien u. f. w.). Unter 
folhen Umftänven ehrt fich die öffentliche Meinung immer mehr gegen vie Wu— 
chergeſetzgebung, und es fällt jchlieglih unmöglich, diefe länger zu halten. In dieſer 
Richtung wirkt auch die die Neuzeit beherrſchende, Forderung der Gleichheit des 
Rechts. Man hat es früher wohl verſucht, für diejenigen Klaſſen, denen man hin- 
länglih wirthſchaftliche Befonnenheit und Berehnung zutrauen zu bürfen glaubte, 
die Schranfen der Wuchergefege auf die eine oder die andere Weife zu befeitigem, 
und insbejondere haben der Hanbelsftand und die ihm zunächſt ftehenden Kreiſe 
als diejenigen, die der Freiheit wirtbichaftlicher Bewegung am wenigften zu ent⸗ 
behren vermochten, und die am häufigften in die Lage kamen, vie Benugung 
fremden Kapitals auf kürzere Zeit durch Gewährung höherer Bortheile fih zu 
fihern, ſchon früh verftanden, Formen zur Anerkennung für fi durchzuſetzen, 
unter denen fie fih der Wuchergefeßgebung entzogen. Jene Richtung der Zeit führt 
dann darauf bin, das Ausnahmsreht-in allgemeines Recht umzuwandeln und eben 
dadurch die Wirkfamfeit der Wuchergefeßgebung zu untergraben. Nichts deſto we» 
niger läßt es fich begreifen, daß die Aufhebung der Wuchergefege von Uebelſtänden 
begieitet gemwejen ift, welde theilweife felbft zu ihrer Wievereinführung geführt 
haben, und daß da, wo jene Aufhebung in Frage fteht, von manden Seiten 
ernftlihe Bedenken gehegt werben. Auf jene früheren Erfahrungen kann bier nicht 
eingegangen werben. Was dieſe Bedenken betrifft, jo find fie namentlich doppelter 
Urt. Einmal befürdtet man eine Vertheuerung des hypothekariſchen Kredits, was 
da, wo ber Grundbeſitz ftart verſchuldet ift, allerdings auf eine Vertreibung vieler 
Grundbefiger von Haus und Hof hinausfommen kann. Der gewöhnlich hiergegen 
vorgebradhte Einwand, daß eine folhe Wirkung nicht eintreten könne, weil das 
Verhältniß zwifchen Kapital-Angebot und Nachfrage nicht verändert werbe, könnte 
nur dann vollftändig beruhigen, wenn fi der Zinsfuß hypothekariſcher Darlehen 
Ihon bisher ausfchließlich unter der Einwirkung der Konkurrenz feftgeftellt hätte. 
Wo dagegen die Darleiher nicht blos durch die wirthſchaftliche Rückſicht, fi die 
möglichft günftigen Bedingungen zu verfhaffen, fonvdern vaneben zugleih durch 
die Macht der Gewohnheit und ähnliche unwirthſchaftliche Motive beftimmt werben, 
erſcheint es allerdings nicht unmöglih, daß die Vejeitigung der gefeglihen Vor— 


Kredit. 69 


ſchriften, vie bisher bei Darleihen, fei e8 auf Hypothek, ſei es in anderer Weife, 
ihren Forderungen ein beftimmtes Maß festen, erhöhend auf den Zinsfuß wirke. 
Die Freigebung des Darleihegefhäfts kann zwar das Berhältniß, in welchem ſich 
Darleiher und Schulter gegenüberftehen, nicht unmittelbar verändern; ob fie jedoch 
nicht den Einfluß haben kann, bei den Erfteren das rein wirthichaftlihe Motiv 
zu immer ausfchließlicherer Geltung zu bringen, ift eine andere Frage. Freilich 
bleibt die Beurtheilung der thatfählihen Berhältniffe hier immer der allerfchwie- 
rigften Art, und eine Täufhung ift leicht möglih. — Die andere Befürchtung 
geht dahin, daß für zahlreiche Klaſſen die Aufhebung ber Wucherverbote zu leicht- 
finnigem Schuldenmachen und jchließlih zu wirthſchaftlichem Verderben führen 
werde, fowie daß bie Straflofigkeit Derer, weldhe aus ber Ausbeutung der Dar- 
feihebebürftigen ein Geſchäft mahen, das durch das Urtheil ver öffentlichen Mei- 
nung mit großer Entſchiedenheit gebrandmarkt wird, das allgemeine Rechtsbewußt⸗ 
fein erſchüttern müſſe. Und es ift freilich wohl faum zu bezweifeln, daß eine derartige 
felbftfüchtige Ausbeutung noch immer ein weites Feld ihrer Thätigkeit zu finden 
vermag, und daß fie nach Aufhebung der Wucherverbote mindeftens in offenerer 
und ungenirterer Weife hervortreten wird als bisher. Gleihwohl feinen dieſe Be— 
denken nicht als entfcheivend angejehen werben zu dürfen. Denn, was ben erft 
erwähnten Punkt betrifft, jo faun es nicht das Ziel einer erleuchteten Wirthichafts- 
politil fein, das Geltendmachen wirthſchaftlicher Motive bei Behandlung wirth- 
ſchaftlicher Geſchäfte künftlich auszufchließen. Wenn ſich die Darleiher auf Hypothet 
mit geringeren Zinfen begnügen, als fie nah Maßgabe der Berhältnifje des 
Geldmarktes wohl erhalten könnten, fo mag das in einzelnen Fällen auf. wohl- 
gerechtfertigten moralifhen Rüdfihten beruhen, dieſe bedürfen jedoch feines ge- 
feglihen Schuges. Wo es aber allgemein geſchieht, da veutet es auf Schlenprian 
und Energielofigkeit der Kapitaliften bin, welche noch fünftlich zu beftärken keines— 
fall Aufgabe des Staates fein fann. Diefe kann vielmehr nur darin beftehen, 
infofern von einer Aufhebung der Wuchergefege wirklich eine Erhöhung des hy— 
pothelariſchen Zinsfußes zu befürdten ift, alle Hinderniffe zu befeitigen, welche 
etwa noch Darleihen auf Hypothek für die Kapitaliften in der einen oder andern 
Hinfit weniger annehmbar mahen. Den Gläubigern durch Sicherftellung ihrer 
Rechte, Leichte Uebertragbarkeit der Forderungen, Schu gegen unvorbergefehene 
Kündigungen, die größtmöglihen Bortheile darzubisten und damit das Angebot 
von Kapitalien zu hypothekariſcher Belegung möglihft groß zu erhalten, das ift 
der einzig fihere und berechtigte Weg, um über die Schwierigfeiten einer ſolchen 
Lage hinwegzuhelfen. Was fodann den zweiten Punkt betrifft, fann er bei ven 
zahlreihen und nad) Lage der Verhältniffe immer häufiger betretenen Wegen, um 
die gefeglichen Verbote zu umgehen, in der That nicht erheblih ins Gewicht 
fallen. In Deutfchland hat übrigens die Wechfelorbnung durch Einführung der 
allgemeinen Wechfelfähigkeit wenigftens in einer beftimmten Form bie Vertrags- 
freiheit in Krebitgefhäften zur Geltung gebracht, ohne daß ſich entſcheldende Nach— 
theile davon gezeigt hätten. Bon felbft verfteht es fih, daß die Aufhebung ber 
Buchergefege weder den Schub bilpofitionsunfähiger Perfonen nod die Beftra- 
fung wirklicher Betrügereien noch felbft die Berpönung folder Gejhäftsformen 
ausſchließt, welche vornehmlich, um lettere zu verbeden, mißbraucht werben. 
Wie mit der Reglementirung des Krebits dur die Wuchergefege eine mehr 
oder minder einfeitig auf ven Schuß des Schulpners beredinete Schuldgefeßgebung 
Dand in Hand ging, fo kommt unter dem Einfluß verfelben Umftände, welde 
auf die Befeitigung jener Gefege hindrängen, das Bedürfniß, die Gläubiger in 
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ihren Forderungen zu fhügen, ihnen im Nothfall ſchnelle und durchgreifende Hülfe 
zu fihern, immer mehr zur Anertennung und führt zu einer Umgeſtaltung ber 
Gefege von dieſem Gefihtspunfte aus. Die leichte, ſchnelle, rückſichtsloſe Ere- 
quirbarteit der Forderungen immer mehr herzuftellen, wird als eine Hauptaufgabe 
ver Gejeßgebung angefehen, vie hauptſächlich aud durch das Juterefje ver foli- 
deren rebitbebürftigen felbft gerechtfertigt wird, welche von der Strenge des Ge- 
ſetzes Nichts zu fürchten haben, die wohlthätigen Folgen deſſelben aber in Geftalt 
erleichterter Zinsbedingungen zu genießen erhalten. Nur al® vereinzelte und mög- 
lichft eingejchräntte Ausnahmen bleiben Beftimmungen ftehen, melde den ſäumigen 
Schuldner eiwa vor der Abpfändung der zum Leben und zur Arbeit unentbehrlichen 
Gebrauchsgegenſtände und Werkzeuge jhügen. Andere Beftimmungen, bie man 
etwa hieher ziehen fünnte, insbefonvere über die Einhaltung beſtimmter kürzerer 
Friſten oder die Beſchränkung auf beftimmte Beweismittel bei der Verfolgung ge- 
wiſſer Gattungen von Forderungen, haben überhaupt weniger bie Bedeutung, den 
Schulduern zum Schutze gereihen, als zur Aufrechterhaltung ber allgemeinen 
Rechtsficherheit dienen zu follen. Eine ernftliche Anfechtung pflegt das Princip, daß 
ver Staat das liquive Net der Gläubiger ohne Schenung zur Anerkennung zu 
bringen habe, unter den bezeichneten Kulturverhältnifien nur in Zeiten einer all» 
gemeinen bkonomiſchen Erſchütterung zu erfahren. Dann tritt wohl die Forderung 
hervor, den bedrohten Schulonern im allgemeinen Interefie, damit fie durch ihren 
ball nicht noch Andere nach fi ziehen und die Geſchäftsſtockung nicht nod) weiter 
vermehren, für ihre Zahlungsverbinplichteiten Friften (Moratorien) zu gewähren, 
und es fehlt nicht an Beijpielen, daß die Regierungen ſolchem Anfinnen nachge— 
geben haben. Eine augenblidlihe Hülfe mag durch eine ſolche Maßregel unter 
Umftänden erreicht werben, insbeſondere wenn die Mehrzahl der betheiligten Gläu— 
biger dem Auslande angehört, allein ver Banferott der Wirtbihaft wird auf 
viefem Wege nur dur den fhlimmeren Bankerott des Rechtes verhütet, ber auf 
die Dauer felbft auf den Krebit und den durch biefen bevingten Wohlftand nady- 
theiligere Folgen ausiben muß, ald aus dem ungehemmten Verlauf einer noch jo 
ſchlimmen, aber doch nur wirthſchaftlichen Krife hätten hervorgehen Können. 

2) Hauptfählid an den Einfluß des Arevits auf vie Verwendung ber Ka= 
pitalien fnüpft fi die Frage nah dem Zufammenhang feiner Entwidelung mit 
dem Hervortreten der jogenannten wirthſchaftlichen Kriſen. So mannigfaltig ber 
Charakter dieſer ift, jo verfchievenartig ihre Eriheinungsformen und die nächften 
Urfachen ihrer Entftehung find, fo ift ihnen allen dod das Eine gemeinfam und 
madt den Schwerpunkt ihres Weſens aus, daß fich bei der wirthſchaftlichen Thä— 
tigteit eines Theiles der Bevölkerung eine Berrechnung, ein Jrregegangenfein 
berausftellt, das beteutend genug ift, um jeine Wirfungen über den Kreis ber 
zunächſt Betheiligten hinaus allgemein fühlbar zu machen, und vaß in Folge biefer 
Entdeckung und auf Grund des indbividualiftiihen Strebens, womit die Einzelnen 
ven entftandenen Schaden von fih fern zu halten oder auf Andere abzuwälzen 
fuhren, ſich Schreden und Berwirrung allgemeiner verbreiten und baburd bie 
wirthſchaftlichen Kräfte lähmen und neue Berlufte herbeiführen. Wir dürfen, was 
bie Entjtchung der Krifen, ihre Symptome, ihren Berlauf und die Mittel zu ihrer 
Verhütung und Heilung anbetrifft, auf die von einem andern Mitarbeiter biefes 
Werkes Bo. IV. ©. 638 fi. gegebenen Auselinanderfegungen verweifen. Hier ift 
es nur ein Punkt, auf den wir die Aufmerkjamfeit ver Leſer hinlenken möchten. 
Es ift Har, daß eine folhe Berrehnung, wie fie jeder Krife zu Grunde liegt, 
mag fie fih nun in einer Leberprobuftion beftimmter Arten von Waaren, in 
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einer Ueberhäufung einzelner Märkte, in einer Mißgeftaltung des Verbältnifjes 
zwiſchen ftehenden und umlaufenden Kapitalien, in dem Ueberjehen bevorftehenver 
Beränderungen ber Abfagmöglichkeit oder auf melde Weife immer fonft kundgeben, 
fi in ihren Folgen allgemein fühlbar nur in einem Zuſtande der Volkswirth— 
fhaft maden kann, wo die Ausbildung bes Verkehrs die einzelnen Haushaltungen 
aufs mannigfaltigfte untereinander verbunden und gegenfeitig von einander ab- 
bängig gemacht bat. So lange jeve Familie im Wefentlihen noch iſolirt wirth- 
haftet, Vertehrsverbindungen mit Dritten nur untergeorpnete Ausnahmen von 
der Regel bilden, daß jede Haushaltung felbft erzeugt, was fie bevarf, und ſelbſt 
verzehrt, was fie erzeugt; fo lange ſolche Berkehrsbeziehungen jedenfalls nur die 
einander zunächſt ftehenden Kreife mit einander verbinden und fi nicht weiter 
nad ven verfhiedenften Richtungen bis zu ben entfernteften Lebensiphären ver- 
fhlingen: fo lange fann aud von allgemeinen Krijen feine Reve fein. Mögen 
immer die wirtbihaftliden Spekulationen Einzelner als verfehlt, Koften und Ar— 
beit für einen beftimmten Zwed als vergeblih aufgewandt fih herausftellen, vie 
Folgen davon beſchränken fih auf die unmittelbar Betheiligten, treffen höchſtens 
noch die ihmen am allernädften Stehenven. Infofern nun der Kredit burd bie 
Uebertragbarkeit, welche er den Kanitalien verleiht, zu Herftellung eines entwidelten 
Berkehrs unentbehrlich ift, fann man freilich behaupten, daß die Anwendung bes 
Kredits eines der bedingenden Hauptmomente für den Ausbruch jener wirtbichaft- 
lihen Stürme ift, die man ald Krifen bezeichnet. Nicht hierauf jedoch läßt ſich 
ein ernftlicher Einwand gegen venfelben ftügen. Die Bortheile eines reich entwidelten 
Berkehrs find viel zu groß, als daß man auf fie verzichten möchte, felbft wenn 
bied das einzige Mittel wäre, um fi von den empfindlichen Berheerungen jener 
Stürme zu bewahren. Und felbft dafür fehlt e8 noh an einem ausreichenden 
Beweiſe. Dis jest allerdings find die Kriſen ziemlich regelmäßige Begleiter einer 
hoch entwidelten Volkswirthſchaft, es hat nicht gelingen wollen, wirkſame Mittel 
zu ihrer Verhinderung ausfindig zu machen, und es ift daher vie Anficht eine ſehr 
weit verbreitete, daß ſich ſolche Mittel überhaupt nicht auffinden laffen, daß man 
vielmehr vie Krifen als eine leivige, aber unvermeidlihe Zugabe eines großartigeır 
Berkehrs mit in den Kauf nehmen müſſe. Die Faktoren, von melden die Vortheil- 
baftigkeit der einzelnen wirthſchaftlichen Operationen abhängt, find zu mannigfaltig 
und zu vermwidelt, ald daß man bei den letteren nicht häufig irregehen follte. Bei 
der Koncentration der Kräfte und der Großartigkeit ver Mittel, welche eine hoch— 
entwidelte Vollswirthſchaft ins Spiel bringt, nimmt der Schaden, den ein foldhes 
Irregehen nad ſich zieht, nothwendig bedeutende Dimenftonen an, und bei ber 
Berihlingung aller Interefien kann fi diefer Schaden nicht auf Diejenigen be- 
ſchränken, welche ſich urjprünglich die Irrung haben zu Schulden kommen laſſen, 
fondern es müſſen alsbald die verfchtedenften Kreife der Bevölterung in Mitleiden- 
beit gezogen werben. Daß unter folden Umftänden endlich ein Jeder zunächſt an 
fi felber dent, daß Biele darüber ven Kopf verlierem, und in Folge davon 
Mancherlei gejchieht, was den Schaden nur erweitert und verfchlimmert, das fcheint 
fo natürlih, daß man kaum begreift, wie es anders fein könnte. So ftellen ſich 
denn alle die Momente, aus denen die Krifen erwachſen, als fo unumgänglic dar, 
daß vie Anfiht von der unvermeiblihen Verbindung ver Krifen mit einer aus: 
gebildeten Vollswirthſchaft wohl ven Meiften als unanfechtbar erfcheint. Und dennoch 
ift ihre Richtigkeit noch gar fehr zu bezweifeln. Bor allen Dingen muß man 
darauf aufmerffam machen, daß die bisherigen Erfahrungen noch bei weiten nicht 
binreihen, um darauf aud nur eine haltbare Präfumtion zu ftügen. Die Aus- 
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bildung ber Volkswirthſchaft auf Grundlage des Princips des freien Verkehrs ift 
noch viel zu jung und in vielen Beziehungen noch viel zu mangelhaft, als daß 
fi erfahrungsmäßig feftftellen ließe, was in den wirthſchaftlichen Erjcheinungen 
als nothwendige Folge jenes Princips und was als Probuft zufälliger Neben- 
umftänte anzufehen if. Sodann mag aud bei dieſer Gelegenheit an Baftiats 
Hinweis auf „das, was man nicht fieht“, erinnert werden. Gewöhnlich denkt man, 
wenn man von wirtbfhaftlihen Arifen fpriht, nur an die Fälle, wo fie zum 
vollen Ausbruch gekommen find, und an das Unheil, das fie angerichtet haben. 
Pepe man, wie billig, nicht außer Betrachtung, wie oft Anfäte zu Krifen vorhan- 
den waren und glücklich bejeitigt worben find, zöge man die zahlreihen Beifpiele 
mit in Rechnung, wo durch verftändiges Verhalten die jhlimmen Wirkungen der— 
felben weſentlich eingefchränft und menigftens von einzelnen Berfehrögebieten erfolg- 
veih abgehalten worden find; verweilte man mit den Gedanken auch etwas bei ven 
Bewährungen jener wohlthätigen Energie, durd die jo häufig ver amgerichtete 
Schaden raſch wieder ausgeglichen, ja zum Bortheile gewandt wurde, fo möchte 
fih das Urtheil leicht ändern, und an die Stelle einer refignirten Ergebung bie 
zuverfichtliche Hoffnung treten, daß, wenn es ſchon jo mannigfach möglich gewor- 
den ift, jene gewaltigen Störungen abzuwenden, einzufchränfen und zum Beſten 
zu kehren, e8 auch nod gelingen werde, bas wirtbichaftliche Leben ver Völker voll- 
ftändiger und immer vollftändiger von dieſer Plage zu befreien. Endlich halten 
auch die nicht aus der Erfahrung, fondern aus der Natur ver Berhältniffe 
genommenen Gründe einer näheren Betrachtung feineswegs Stid. Denn auf ver 
einen Seite ift nicht abzufehen, weldher Steigerung die Einfiht in die verfchie- 
denen ben wirthſchaftlichen Erfolg bedingenden Faktoren und das Maf und die 
Weiſe ihrer Wirkſamkeit nad fähig ift, zu weldyer Ueberfichtlichkeit die ganze Ver— 
fettung der wirthſchaftlichen Thatſachen und Handlungen noch gebradht und wie 
es dadurch möglich gemacht werden kann, wirthſchaftliche Berirrungen alsbald im 
Keime zu emtveden, ehe fie noch ihre ſchädlichen Yolgen haben entwideln können ; 
auf der andern Geite dürfen vie wirthihaftlihen und ethiſchen Kräfte, welde bei 
"eingetretenen Berirrungen gegen die Ausbreitung und die Entwidelung der ſchäd— 
lihen Folgen derfelben zu reagiven geeignet find, als Elemente angefehen werben, 
die einer Stärfung und Vermehrung gar wohl fähig find. Es fei in dieſer Hin- 
fiht nur an die Möglichkeit erinnert, durch Ausbildung der Befonnenheit des 
Charafterd und eines verftändigen Oemeinfinnes jenen panifhen Schreden mehr 
und mehr zuvorzufonımen, burd deren Ausbrud das Unheil der Krifen noch 
immer fo fchr gefteigert zu werben pflegt. 

Iſt die Abneigung, mit welcher Manche den Kredit anfehen, indem fie ihn 
ald die Hanptveranlaffung der wirthſchaftlichen Krifen anfehen, ungerechtfertigt, 
weil ſich nicht beweifen läßt, daß die legteren ein nothwendiges Ergebniß eines 
hochentwickelten Verkehrslebens bilden, und meil, felbft wenn dies der Fall wäre, 
man darum doc nicht-auf die weit überwiegenden Wohlthaten eines ausgebilveten 
Verkehrs verzichten möchte, fo muß fie aus dem legteren Grunde auch, jo lange 
fie fid) fo im Allgemeinen hält, unfruchtbar und ohne praktiſche Bedeutung bleiben. 
Eine foldye gewinnt fie erft dann, wenn fie ſich gegen einzelne beftimmte Formen 
und Mobalitäten des Kredits richtet und deren Umgeftaltung oder Befeitigung 
fordert. Die Frage liegt dann fo: gibt es folde Formen und Mopalitäten, welche 
überwiegend fhädlich wirken, indem fie unvermeidlich Verirrungen des wirthidhaft- 
lihen Verhaltens begünftigen, ja geradezu hervorrufen? Hierauf läßt fi denn 
nun feine allgemeine Antwort geben, fondern es kann nur eine in's Ginzelne ge 
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bende Prüfung darüber entfheiden. Diefe anzuftellen kann felbftverftändlid hier 
nicht unternommen werben, vielmehr müflen nur menige Andeutungen genügen. 
Ie mehr vie aus Krevitgewährungen entjpringenden Forberungsfcheine eine Form 
annehmen, die fie zu Umlaufsmitteln (currency) geeignet macht, defto leichter ift 
ein Mißbrauch des Kredits um deßwillen möglid, weil die Gläubiger, melde vie 
betreffenden Scheine ſelbſt bald möglichft wieder weiter zu geben beabfichtigen, in 
der Regel weder den Willen noch die Macht befigen, das Gebahren des Schulp- 
ners zu überwachen, befto weniger find bie etwaigen Folgen eines ſolchen Miß- 
brauhs zu überfehen, deſto eher werben fie unmittelbar allgemein fühlbar. Die 
Banknoten find diejenige Form, in der Forderungen am wirkfamften und präci= 
feften zu Umlaufsmitteln ausgeprägt werben, und gegen die Notenausgaben richtet 
ih daher vorzugsmeije die fih um den Ausbruch von Krifen forgende Angft, indem 
fie diefelbe bald ganz verboten, bald wenigftens auf's Engfte überwacht haben 
will. Indeſſen ift, wie jhon oben hervorgehoben wurbe, zweierlei babei nicht zu 
überfehen; das ift erftens der Umftand, daß die Banknote keineswegs bie einzige 
Form ift, in welder ein Schulpfchein ald Umlaufsmittel dienen fann, daß es 
vielmehr nod eine ganze Reihe anderer Formen giebt, welche minbeftens annähe- 
rungsweife benfelben Dienft leiften können und vorausfichtlih um ſo ſicherer leiften 
werben, je mehr ver Notenumlauf eingeengt wird; und fodanı bie Betrachtung, 
daß, wenn aud der Einzelne vielleicht nicht im Stande ift, fi unmittelbar gegen 
Berlufte zu jhügen, melde aus einem Mifbraud der Notenausgabe hervorzu- 
breden drohen, dennoch der Verkehr im Ganzen eine Kraft ver Organifirung be- 
fist, weldhe in der Regel nur geringer Stüßpunfte bedarf, um es einem ſolchen 
Mißbrauch unmöglih zu mahen, Boden zu gewinnen. Wo ber Verkehr ſich eini- 
germaßen regelmäßige Eirkulationsfanäle gegraben bat, ba treten in benjelben, 
vorausgeſetzt, daß nicht Fünftliche Störungen gejchaffen werden, aud) alsbald Strö⸗ 
mungen auf, welde die Kraft haben, Banknoten, die einer foliven Unterlage 
entbehren, in den Hafen wieder zurüdzutreiben, aus dem man etwa verfuchen 
möchte, fie unbefugter Weife in die Welt zu fchiden. — Eine Reihe anderer Be- 
venfen knüpft fih an die Gentralifirung des Gefchäfts der Krebitvermittlung duch 
die größeren Geldinftitute. Diefe Centralifirung liegt allerbings in ber natürlichen 
Entwidiung begründet, und es läßt fi nicht in Abrede ftellen, daß fie dazu an« 
gethan ift, in die wirthſchaftlichen Verhältniſſe eine gewiffe Spannung zu bringen. 
Indem fie den Unternehmungsgeift anfpornt und vie Spekulation erleichtert, dient 
fie zugleidh zur Eröffnung irre führender Wege; indem fie das Kapital in dem— 
jelben Maße aufzufaugen fuht, als es ſich bildet, vermindert fie die mäßig da— 
liegenden Borräthe, damit aber auch zugleid die Fonds, aus denen ein plöglic 
fi) geltend machender Kapitalbebarf gededt, einzetretene Verluſte ausgeglichen werben 
fonnten, ohne Störung anderer Produftionsgebiete. Die bevenklihe Seite, welche 
bie großartige Ausbildung des Depofitengefhäfts im modernen Bankwejen hat, 
ift unmöglich zu verkennen. Gleichwohl darf man wohl mit Zuverſicht erwarten, 
daß eine fortſchreitende Erfahrung immer vollftändiger die Grundfäge an’s Licht 
und zur Anerkennung bringen wird, nad denen die Banken zu verfahren haben, 
am jenen Gefahren wirkfam zu begegnen, wie denn hierzu ſchon beadhtenswerthe 
Anfänge gemacht worden find; es fei nur an den immer beftimmter ſich heraus« 
arbeitenden Begriff der fogenannten bankmäßigen Dedung erinnert. 

3) Als eine vritte Seite, nad welcher ſich die voltswirtbichaftliche Bedeutung 
des Kredits äußert, ift oben ber anregende Einfluß hervorgehoben worden, den er 
duch die Eröffnung von Gelegenheiten zur gewinnbringenden Anlegung etwaiger 
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Erjparniffe auf die Bermehrung der Kapitalbildung ausübt. Es bietet ſich der 
Gedanke dar, diefe Thatfahe zur Grundlage für die Entwidelung finanzpolitifcher 
Sätze zu machen. Anſätze dazu finden fih in der Wiſſenſchaft ſchon früher hier 
und da, öfter nod mag der Praris bei manden Entfhlüffen und bei der Anfor- 
berung, dieſe vor fih und Anderen zu rechtfertigen, Aehnliches vorgejchwebt haben; 
eine vollftändige Entwidelung und ſyſtematiſche Ausbildung hat die Idee erft in 
neuerer Zeit durch einen deutſchen Schriftfteller erhalten.3) Warum, jo lautet unge- 
fähr das Raifonnement, fol fih der Staat die Bereitwilligfeit feiner Bürger, 
namentlih der begüterten, gegen bie Zufiherung einer fortlaufenden Einnahme 
Erjparniffe zu machen und fie ihm zur Verfügung zu ftellen, nicht möglichft zu 
Nutze machen, um auf dieſe Weife feine Bebürfnifje zu decken? Freilich nicht alle 
feine Ausgaben darf er vermittelft der Aufnahme von Anleihen beftreiten. Dieje- 
nigen der von ihm geleifteten Dienfte, die im Laufe jeder Wirthſchaftsperiode 
regelmäßig vollftändig verzehrt werden, müſſen aud aus dem regelmäßigen Ein- 
fomnen der Nation, d. h. vermittelft Steuern, bezahlt werden. Allein der Staat 
bat aud und mit zunehmender Kultur in immer wachfendem Mafe ein ftehendes 
Kapital nöthig, von weldem er nur die Nugungen dem Bolfe zur Verzehrung 
darbietet. Daffelbe ift theild materieller Natur — Straßen, Eifenbahnen, Häfen, öffent- 
lihe Gebäude u. f. w. — theils immaterieller Art — die Staatsorbnung. Für die 
Mittel nun, welche erforberlich find, um dieſes ſtehende Nationalfapital herzuftellen, 
und bie fi äußerlich dadurch charakteriſiren, daß fie nur einmal in der beftimmten 
Weiſe vorkommen, nicht regelmäßig in jever Wirtbfchaftsperiode wieder aufgebracht 
werden müffen, muß bie Herbeifhaffung nicht durd Steuern, fondern durch Auf: 
nahme von Anleihen als Grundfag aufgeftellt werden. Dies rechtfertigt ſich nicht 
nur dadurch, daß die Größe und Dringlichkeit der betreffenden Ausgaben meiftens 
eine Aufbringung der Koften auf dem Wege der Beftenerung außerordentlich 
fhwierig, ja unmöglich macht, fondern aud aus pofitiven Gründen. Auch bei ver 
Auflegung einer Steuer bleibt in einem folhen Falle den betroffenen Einzelnen 
meiſtens nichts Anderes übrig als die geforderten Werthe da zu borgen, wo fie 
ſich disponibel finden; nur gejchieht das wegen bes geringeren Krebits der Einzelnen 
und wegen der Konkurrenz, die fie ſich gegenfeitig machen, zu ungleich ungünftigeren 
Bedingungen, als fie der Staat, wenn er ummittelbar felbft als Anleiher auftritt, 
zu gewähren nöthig hat. Die Aufbringung jener Bedürfniſſe durch Steuern bringt 
ferner in die von dem Staate an bie einzelnen Wirthſchaften geftellten Anforve- 
rungen eine große periodiſche Ungleihmäßigkeit und untergräbt dadurch die fichere 
Grundlage ihrer Orbnung, während bei der Aufbringung durd Anleihen, wobei 
bie einzelnen Wirthſchaften nur durch die Erforberniffe der fortlaufenden Berzin- 
fung belaftet werben, die Einhaltung eines feften Wirtbichaftsplanes in weit hö— 
herem Grave möglich bleibt. Auch der Staatshaushalt felbft erhält in letzterem 
Falle bei den innigen Wechfelbeziehungen, in denen er zu ber Wirthſchaft ver 
Einzelnen fteht, einen gleihmäßigeren Fortgang gefihert. Das Anleiheſyſtem bietet 
weiter große politiihe Vortheile, indem es eimerfeits tie Regierung auf einen ge- 
mäßigten Gebrauch ihrer Gewalt hinweist, ambererfeit? das Interefje vieler 
Staatsbürger an den Fortbeftand der beftehenden Ordnung knüpft. Es gewährt 
endlich die Möglichkeit, die Kapitalhülfe des Auslandes mit in Anfpruch zu nehmen, 
und damit die Herausbildung der wirthſchaftlichen Verbindungen ver verſchiedenen 
Bölker zu einer eigentlichen Weltwirtbichaft zu vervollftändigen. Dies Alles find 
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jedoch nur einzelne Punkte, in denen der Borzug der Anleihen vor den Steuern 
unter ver angegebenen Borausfegung hervortritt; der eigentliche Grund, aus 
weichem fich dieſelben ſämmtlich ergeben, ift der, daß die Anleihen das einfachſte, 
natärlichfte und darum auch zweckentſprechendſte Mittel find, um für vie Bildung 
des ſtehenden Nationalfapitald die zu diefem Zwede verwendbaren Mittel herbeizuzie- 
ben und eventuell ihre Erzeugung zu veranlaflen. Der tiefere Sinn des Syftems 
ift der, für den außerorventlichen Staatsbedarf ſtets die für bie allgemeine Volks— 
wirtbihaft am leichteften emtbehrlihen Kapitale zu verwenden. Die Einzelwirth- 
ihaften arbeiten bei dieſem Syſtem möglihft unberührt meiter; man fucht die 
Mittel, die man braudt, von Denen zu erhalten, welde fie ungenugt vorräthig 
haben ober viefelben mit dem verhältnigmäßig geringften Nachtheile für ihre Pro« 
duktion entbehren können. Dieſe Staatsgläubiger hießen gleichſam Denjenigen, von 
denen jonft vie Mitfl durch Beftenerung erhoben werden müßten, den Betrag 
ihrer Steuern vor und geitatten ihnen fo, das eigene Kapital in der probuftiveren 
Berwenvung zu belafien. Da bei höher entwidelter Boltswirthfchaft in den Händen 
Einzelner fih immer Güter anzuhäufen pflegen, für die nach einer geminnbrin- 
genden Anlage geſucht wird, die man aber in Ermangelung einer folhen ungenutt 
wieder zu Grunde gehen läßt ober minveftens umprobuftiv verzehrt, fo ift die Er- 
baltung verjelben für Probuftivgwede, welde durch die öffentlichen Anleihen er: 
möglicht wird, als ein reiner Gewinn anzufehen, und da das Vorhandenſein einer 
ftets offenen Gelegenheit, Erſparniſſe gewinnbringend anzulegen, außerordentlich 
belebend auf die Neigung einwirken muß, folde Erjparnifje zu machen, fo verdan⸗ 
ten viele der Iepten ihre Entjtehung geradezu erft jener Gelegenheit. Mit andern 
Worten, die Kontrahirung von Anleihen, ſyſtematiſch ausgebildet, wird zum großen 
Theil mit Mitteln bewirkt, weiche nicht dem Organismus der Vollswirthſchaft ent- 
zogen werden, fonbern ohne dieſe Methode ohne probuftive Wirkung ſich wieder 
verloren haben oder gar nicht geſchaffen worden fein würden. Aber jelbft infomweit das 
nicht der Fall ift, ſondern die Güter, welde für den Staatszweck konfumirt wer- 
ben, andern Sweden entzogen werben müfjen, gefehieht dies einestheils gerade durch 
die Form der Anleihe in der möglichft wenig ftörenvden Weife, und wirb andern- 
theils auf viefem Wege die auf Erfegung der verzehrten Werthe ſich richtende 
Thätigkeit am wirffamften angeregt. So beftedhend dieſe Auffaffung und fo geift- 
reib und jcharffinnig namentlich die Begründung und Entwidelung ift, welde 
fie von dem obengenannten Schriftteller erfahren hat, fo ift fie doch unferer An- 
fiht nach vor einer fhärferen Prüfung nicht haltbar. Zuvörderſt fei bemerkt, daß 
fie durch den Hinweis auf den möglihen Mißbrauch, dem eine entſprechende Fi— 
nanzpolitit ausgefegt fei, in ihrer theoretiſchen Richtigkeit allerdings nicht widerlegt 
wird, wohl aber wefentlih an praftifcher Bedeutſamkeit verliert. Denn obſchon es 
richtig ift, daß man bei Aufftellung theoretifcher allgemeiner Grunbfäge nur von 
der Borausjegung eines fehlerlofen ſtaatlichen Willens ausgehen darf, fo darf man 
fi doch, ſobald die praftifche Anwendung in Frage kommt, ber Betrachtung 
nicht entichlagen, welche Garantieen für jene Wehlerlofigkeit gegeben find, und im 
Falle dieſe nicht vorhanden find, welche Gefahren alsdann die Anwendung bes be- 
treffenden Satzes in fi trägt. Nun wirb aber, was den erfteren Punkt betrifft, 
bei der Unvolllommenheit aller irviihen Dinge einiges Mißtrauen immer, in vielen 
Berhältnifien ein erhebliches, gerechtfertigt fein; der Hauptnahbrud wirb daher 
vegelmäßig auf den zweiten Punkt fallen, und da läßt es fich ſchwerlich läugnen, 
daß gerade das Princip, die Regierung für alle anderen als die regelmäßig fort- 
lanfenden Ausgaben, ftatt auf die Steuererhebung, auf das Schuldenmachen zu ver- 
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weifen, mit den allergrößten Bevenklichkeiten verknüpft if. Es geht bier Ähnlich, 
wie mit ben indirekten Steuern. Gerade das, was biefe, rein theoretifh genommen, 
befonders empfiehlt, die Leichtigkeit ihrer Erhebung und die Ausſicht auf wachſende 
Ergiebigfeit, gerade das ift ed, woraus in ber Praris oft die gemwichtigften Be— 
denten gegen biejelben erwadhfen. Freilich hat man Recht, wenn man jagt, das 
beweife Nichts gegen bie Richtigkeit des aufgeftellten Grunpfages, fondern nur für 
die Nothwendigleit, Einrichtungen zu treffen, welche die VBernünftigkeit des ftaat- 
lihen Willens unter allen Umftänden fihern. So lange e8 aber eben an joldyen 
Einrihtungen gebricht, jo lange wird die Praris noch im Recht fein, wenn fie ſich 
der Anerkennung des Princips verfagt. 

Halten wir uns aber im vorliegenden Fall auch lediglich an die Frage ber 
rein theoretiſchen Richtigkeit der aufgeftellten Lehre, jo vermögen wir dieſelbe nicht 
anzuerkennen. Wir übergehen die Unterfuhung der Stihhaffigkeit der oben’ bezeidy- 
neten, dem Anleihefyftem zugefchriebenen ſekundären Einzelnvorzüge. Diefelbe würde 
uns bier zu weit führen und erledigt ſich übrigens mindeftens zum großen Theile 
mit der Prüfung des eigentlihen Grundprincips des Syſtems. Diefes, ſchon oben 
angegeben, läßt fib aud dahin formuliren, vaß die zur Bildung des fogenannten 
ftehenden Nationalfapital® zu verzehrenden Werthe von ver Volkswirthſchaft bereit- 
williger erzeugt, bezüglich, infofern fie den bereit umlaufenden Gütermengen ent- 
nommen werben müflen, leichter und energiſcher wieber erfetst werben, wenn ver Staat 
fie als Darlehen, als wenn er fie ald Zwangsgabe in Anfpruh nimmt. Allein 
gerade dafür vermiffen wir eine ausreichende Begründung. Es wird zwar ange 
führt, daß Staatsanleihen, indem fie die Produktion in andere Bahnen lenken, 
nämlih auf die Herftellung verjenigen Güter, welche der befondere Staatszwed, 
um bejjentwillen fie erhoben find, forbert, und dadurch das Ungebot der für ven 
Verbrauch der Einzelnen beftimmten Güter befchränten, ein Streben hervorrufen, 
bie bisher regelmäßig verbraudte Menge der Genußgüter noch neben den für ven 
Staatszwed erforberlihen Gütern zu erzeugen. Allein offenbar hängt diefer Erfolg 
nit von der Art und Weife ab, in welcher ſich die Regierung die für ihre Zwecke 
nöthigen Mittel verfhafft. Auch wenn bies durd Steuern gefchieht, beftimmt fie 
burd die Verwendung, bie fie biefen gibt, die Produktion, und ruft die eben an« 
gegebenen daran fi knüpfenden Wirkungen hervor. Nicht die Erhebungsart der 
betreffenden Mittel, fonvdern vie Zmede, für die, und die Art und Weile, in 
ber biefelben ausgegeben werben, übt in biefer Beziehung den entſcheidenden Ein- 
fluß auf die Volkswirthſchaft aus. Uebrigens wird ja, wie von ven BVertheibigern 
des Syſtems der Staatsanleihen anerfannt wird, auch bei der Befteuerung bie 
Hülfe des Krebits vielfah in Anfprud genommen, Infofern dies der Fall ift, 
ftellt fidy daher die Frage dahin, ob es volfswirthichaftlich vortheilhafter ift, daß 
ber Kredit unmittelbar vom Staat oder mittelbar von den burd ihn dazu ver- 
anlaßten Unterthanen beanſprucht werbe. Eine allgemein gültige Antwort dürfte 
fih darauf ſchwerlich geben laffen, denn wenn einerjeits das größere Anfehen, in 
weldem ber Staat fteht, ſchwer ins Gewicht fällt, jo find andererfeitd ver 
Mangel einer eventuellen Zwangsgewalt gegen ihn und bie manderlei Hülfs- 
quellen nicht zu überfehen, welhe ven Einzelnen offen ftehen, für ven Staat aber 
verjhloffen bleiben. Es trifft keineswegs in allen Fällen zu, daß ber Kollektiv: 
kredit des Staats ein größerer ift, als der individuelle feiner einzelnen Bürger, 
und daß bie Regierung zu billigeren Bedingungen geborgt zu erhalten vermag, 
als die Unterthanen. Man wird vielmehr immer vie Umftände des einzelnen 
Falles ind Auge faflen müſſen, wobei allerdings namentlih die Dringlichkeit 
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und der Umfang der bendtbigten Ausgaben häufig zu Gunften ver Anwendung 
des Staatskredits entjcheiden werben. 

Gejegt aber aud ferner, die Aufnahme von Anleihen wirkte im Allgemeinen 
gänftiger auf die Belebung der probuftiven Thätigkeit, als die Erhebung von 
Stenern, fo kann dieſer Borzug body möglicherweife durch ſchädliche Nebenwirkun- 
gen wieder zu nichte gemacht ober ausgeglichen werben. Und in biefer Richtung 
erhebt fih in der That ein zweites wichtiges Bedenken. Die fyftematifche Ausbil- 
dung des Staatsanleihemwejens zieht nümlich als unvermeidliche Ergänzung einen 
fortvauernden Ankauf von Stantspapieren durch die Regierung, um den Kurs 
verjeiben auf einer gewifjen Höhe zu erhalten, nad fi. Hierzu treibt theils vie 
Rüdfiht auf den Zwed, Erjparniffe zu befördern und deren Zuführung zu probuf« 
tiver Verwendung zu vermitteln — (Soll ver Nugen der Staatsfhuld in ganzer 
Auspehnung eintreten, jagt Diesel, jo muß Jedermann die gewiffe Ueberzeugung 
haben, vaß er fein in der Staatsſchuld angelegtes Kapital jederzeit ohne Berluft 
wieder herausziehen könne, fobald fi ihm eine vortheilhaftere Anlage bar- 
bietet) —, theils die Nothwendigkeit der Aufrechthaltung des Staatskredits. Die 
Finanzverwaltung wird hierdurch in ben Papierhandel, das Börfenfpiel, die Agio- 
tage hineingezogen und bie Regierung im eine jchiefe Stellung gebracht, deren 
üble Folgen reihlih alle etwaigen Bortheile der Anleihen aufzuwiegen geeignet 
find. Wohlgemerft, e8 handelt fi Hierbei nit um einen blos möglichen, aber 
doch allenfalls vermeidlichen Mißbrauch ftaatliher Mittel, fondern um die Zuwei« 
fung einer Aufgabe an die Regierung, die an ſich felbft eine ſchädliche und ver- 
werfliche ift, gleichgültig, wie fle angegriffen werde. Die an die Regierung geftellte 
Forderung, Staatspapiere aufzulaufen, nicht als der unter Umftänden vortheilhaf- 
tefte Weg ver Schulventilgung, vielmehr lediglich um den Kurs aufrecht zu erhalten 
oder in die Höhe zu treiben, enthält nichts Geringeres, als die Zumuthung einer 
fünftlihen Beherrſchung des Geldmarktes. Diefe aber, nad welchem Grundfage 
man and dabei verfahre, welche große Borficht man immer bei der Ausführung 
anwende, läuft allen gefunden Wirthfhaftsprincipien entgegen; fie wird, wenn ihre 
Durchführung mißlingt, zum groben Unrechte, das dem öffentlichen Kredit mehr 
Schaden thut als alle vorhergegangenen Fälle des Gelingens ihm haben nützen 
fönnen. Einmal auf viefe Bahn gedrängt, muß fid die Regierung in einem fehler- 
baften Kreife bewegen, aus welchem, von etwaigen außerorventlihen Glüdsfällen 
obgefehen, nur der Banferott oder aufrichtige Umkehr ihr wieder herauszuhelfen 
vermag. Das begreift ſich leicht. Die Neigung der Kurfe der Staatspapiere zum 
Weichen entfpringt aus einem Mißverhältnig zwijchen dem Ertrage, der von dem 
in ihnen, und demjenigen, der von dem auf andere Weiſe anzulegenden Ka— 
pitale zu erwarten fteht, einerlei worauf fi dieſes Mißverhältnig gründet, ob 
auf eine Erſchütterung des Vertrauens auf die Erfüllung der Zufagen ver Staats- 
ihuldenverwaltung, auf bie Eröffnung neuer gewinnverfprehender Produktions» 
gelegenheiten oder worauf immer fonft. Wenn nun bie Regierung durch Aufkaufen 
ihrer Papiere deren Herabgehen zu verhindern ſuchen fol, jo muß fie ſich vie 
erforderlihen Mittel verſchaffen; indem fie dies verfucht, verftärft fie aber ent- 
weder direft oder indirelt durdy die Unterthanen, die fie mit Steuern belegt, die 
Nachfrage nah Kapital, erhöht in Folge deſſen den durchſchnittlichen Kapitalgewinn 
und ruft eben damit einen neuen Drud auf die Kurfe hervor, durch welchen fie in 
ihren Operationen immer weiter getrieben wird. 

Drittens emblich feheint das Syſtem der Staatsanleihen noch auf eine weitere 
Konfequenz hinzudrängen, durch die fi der Widerſpruch aufhellt, in weldem es 


78 Aredit. 


zu den Grundſätzen einer freien Verkehrswirthſchaft ſteht. Werden vie Staatdau- 
feihen geradezu als ein Mittel aufgefaßt, die produftive Thätigfeit der Bevölterung 
zu fteigern, fo ift nicht abzufehen, warum man mit der Anwendung deſſelben früher 
einhalten follte, als es anfängt, feine Wirkung zu verlieren. Die einzige Örenze 
liegt nur darin, daß fi feine Verwendung von Kapital durd den Staat mehr 
auffinden läßt, deren Ergebniffe die zu bewilligende Berzinfung nod werth find. 
Es ift Mar, daß biermit ver Schwerpunkt des wirthſchaftlichen Fortſchritts aus der 
Privatwirthſchaft in die Staatswirtbfchaft verlegt wird. Nicht mehr das zur Ber 
friedigung ungeſucht fi) geltend machender öffentlicher Bedürfniſſe erforverlihe Ka- 
pital, fondern überhaupt die Möglichkeit nützlicher Verwendung bildet den Maf- 
ftab für die ftaatlihe Kapitalaufnahme. Anftatt der Berpflihtung, zu warten, daß 
die Beranlafjung am fie herantrete, erhält vie Regierung die Aufgabe, dieſe Ge- 
legenheit aufzufpüren; die ökonomiſche Initiative geht von der Bevölkerung auf 
die Regierung über. Mag dabei immer nod der Satz feftgehalten werden, daß ber 
Staat fi der Produktion nur inſoweit annehmen folle, als fie fih für die Thä— 
tigfeit der Einzelnen aus irgend welchem Grunde nicht eignet, eine wirkſame 
Schranke für die Regierungsausgaben wird er nur ausnahmsweife bilden, da bei 
der Dehnbarkeit der Anfprüche an das Leben es felten an der Möglichkeit gebre= 
hen wird, neue wirthſchaftliche Zielpunkte aufzufinden, deren Berfolgung der Ge— 
fammtwirtbfhaft zuzufallen fcheint. Auf dieſe Weile tritt an die Seite der eben 
befprohenen Aufgabe für den Staat, feine Schulpfheine wieder zurüdzufaufen, 
wenn ihr Kurs unter einen gewiſſen Punkt hinunter zu finfen droht, ergänzend die 
zweite Aufgabe, alle neu fich bildenden Kapitalien, die ihre Eigenthümer ihm zu 
mäßigen Beringungen anzuvertrauen bereit find, entgegenzunehmen und in ber 
Geſammtwirthſchaft eine paflende Verwendung für fie ausfindig zu machen. Erleich— 
tert wird dieſelbe dadurch, daß bie Frage, ob die mit den neuen Kapitalien er- 
zeugten Nutungen aud wirklich bie dafür zu bezablenden Zinfen werth find, ber 
objektiven Entfheidung der durch den Verkehr ſich feſtſtellenden Rentabilität ent- 
rückt, und fo lange die zur Zinfendefung erforberlihen Steuern noch aufgebracht 
werben können, lediglich dem willkürlichen Ermeflen ver ftaatlihen Gemalthaber 
anheim gegeben ift. So wird der Staat gleichfam der große Banquier der Nation, 
der das gewaltige Refervoir hält, in welchem fi die neuen Kapitale regelmäßig 
fammeln, und aus dem er diefelben der Privatwirthichaft nur in demſelben Maße 
zufließen läßt, als er entfcheivet, fie in der Geſammtwirthſchaft nicht beſſer ver- 
wenden zu können. Wir brauchen wohl nicht dabei zu verweilen, weshalb wir eine 
derartige Entwidlung als eine in hohem Grade verberblihe anfehen müßten. Als 
die Grundbedingung alles wirthichaftlichen Gedeihens erſcheint uns bie perfänliche 
ZTüchtigfeit der Einzelnen, die ihrerfeits ihre weſentlichſte Garantie durd die Selb- 
ftändigfeit und Selbftverantwortlichfeit der Privatwirthſchaften erhält. Ift jene 
gleihfam die Duelle, welche das Land befruchtet, fo diefe die ſchützende Faſſung, 
welche jene Duelle vor Verſumpfung und Berfandung bewahrt. Es leuchtet aber 
ein, wie fehr dieſe Selbftändigkeit und GSelbftverantwortlichfeit der Privatwirth- 
haften, die fih nur an der Gewöhnung entwidelt, für jeden Fortfchritt fih auf 
bie eigene Kraft vermwiefen zu finden, beeinträchtigt werben muß, wenn die Ge- 
ſammtwirthſchaft, anftatt fih nur ergänzend und vollendend an die letztere anzu— 
fließen, in der angegebenen Welfe in den Vordergrund geftellt und zum Mittel- 
punft der gefammten Volkswirthſchaft erhoben wird. Ift dem nun aber alfo, fo 
— das auch gegen ein Syſtem, welches direkt auf jene fehlerhafte Entwicklung 
inführt. 
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Mit vem Principe fallen natürlich auch deſſen Konſequenzen. Die wichtigfte 
terfelben ift die Derwerfung einer regelmäßigen Tilgung der Staatsſchuld. Aller 
dings werden Ausnahmsfäle anerfannt, in denen eine Tilgung geboten ift, insbe— 
jondere, wenn ſich ein Bedürfniß herausftellt, die Einzelnwirthſchaften reicher mit 
Kapital zu verfehen; allein die Tilgung blos zu dem Behufe, den Staat ſchulden⸗ 
frei zu machen und von der Laft der Zinszahlung zu befreien, wird Tonfequenter 
Beije für eine verkehrte Mafregel erklärt. Wir vermögen nah ver obigen Aus» 
einanberfegung biefen Stanbpunft nicht zu theilen. Die Amortifirung übernomme- 
ner Laſten ſcheint und für die Staatswirthihaft Feine geringere Bedeutung zu 
haben, wie für die Privatwirtbichaft, und wir können für die erftere, au indem ' 
wir fie in ihrem ganzen Zufammenhang mit der Vollswirthſchaft auffaffen, feine 
Ausnahme von dem Sate zugeben, daß feine Güter verbeffert, wer feine Schul- 
ven bezahlt. Bon felbft verfteht «8 fi, daß damit nicht eim ſtlaviſches Fefthalten 
an einmal aufgeftellten Tilgungsplänen geprebigt wird. Diefelbe freiheit ver Be- 
wegung, die in biefer Beziehung für den einzelnen Privatmann am wohlthätigften 
ift, wirb e8 auch in der Regel für die Stantshaushaltung fein. Nur gegen den 
Sag erflären wir uns, baß eine Abtragung der Staatsfhuld an ſich nidt als 
eine volkswirthſchaftliche Verbeſſerung anzufehen fei. Uebrigens bevarf aud vom 
Standpunkte des „Syſtems“ aus — und dies fei unjere legte Bemertung — bie 
Berwerfung der Tilgung der Staatsfhulden noch einer weiteren Einfhräntung. 
Wie das ftehende Kapital überhaupt, fo ift nämlich auch das ftehenne National 
fapital einer allmäligen Berzehrung durch Abnugung unterworfen und bedarf des- 
halb einer fortwährenven Erfegung. Für die matertellen Beftanvtheile deſſelben ift 
das freilich infofern zugeftanden, als vie Koften für die Inftanbhaltung ver 
Straßen, Eifenbahnen, Häfen ac. mit unter die laufenden Ausgaben aufgenommen 
find; indeſſen betrifft das nur eine form der Abnugung. Eine andere Form, die 
ebenjowenig aufer Betracht zu laffen ift, ift die, daß im Folge veränderter Ber- 
bältniffe die betreffenden Anftalten ihren Nugen verlieren. Wenn der Staat ein 
Feftungswerf, eine Kaferne, ein Gerihtsgebäude gebaut bat, und viefes im Laufe 
ver Zeit überflüffig wird, jo ift das dafür verwendete Kapital, abgefehen von vem 

ewinne, der etwa durch anderweitige Verwendung, Verkauf u. ſ. w. noch zu er 
zielen ift, ebenfo gut verzehrt, ald wenn das betreffende Werk zufammengeftürzt 
wäre, und bat der Staat inzwijchen nicht für Tilgung der zur Beftreitung bes 
YAufwandes übernommenen Laften geforgt, jo ift er in vemfelben Verhältniß ärmer 
geworden. Nicht minder deutlich zeigt ſich eim Gleiches hinſichtlich des jogenannten 
immateriellen Nationalkapitals. Wenn z. B. eine Nation durch einen Krieg die 
Angriffe eines auswärtigen Weindes zurüdgeworfen hat, jo mag der erzielte Er— 
folg immerhin als ein Kapital angejehen werben, deſſen Nugungen fih in dem 
der gefammten Bevölferung zu Gute fommenden Zuftande der Sicherheit varftellen. 
Almälig wird fih jedoch der zurüdgefchlagene Feind wieder erheben, das Bolt 
von neuem bedrohen, und es wird ein neuer Krieg nothwenbig werden. Alsdann 
ftellt fi) heraus, dag mit ven Nutungen das bezeichnete Kapital felbjt nach und nad) 
verzehrt worden ift, und dies jchließt nur dann feinen wirtbichaftlihen Rüchſchritt ein, 
wenn mittlerweile der Staat fi aud der Verpflichtungen entledigt bat, mit denen 
er fich zur Erreichung jenes erften Zwedes hat beladen müffen. Und fo in vielen andern 
Fällen. Es läßt fich in der Regel nicht vorherfagen, wie lange das ſtehende National- 
tapital in feinem Beſtande vorhalten wird, wohl aber, daß es im Laufe ver Zeit und 
leicht weit eher ald man denkt, zu Grunde gehen mag. Die Vorficht wird daher immer 
tathen, bei Zeiten auf eine Verminderung der entſprechenden Laſten bevacht zu fein. 
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Literatur. Die Lehre vom Kredit ift außer in den umfaffenden Syſtemen ber 
Volkswirthſchaftslehre namentlih im Zufammenhang bald mit der Lehre vom Gelbe 
und vom Handel im Allgemeinen, bald mit der Darftellung und Beurtheilung der 
einzelnen Krebitinftitute, bald mit der Finanzwiffenfhaft, insbefondere ver Vehre 
von den Staatöfhulden behandelt worben. Wir fünnen uns daher darauf bejchrän- 
fen, neben ten bereits erwähnten Schriften auf die Literaturnachweife zu den Arti- 
fein Affociation, Banken, Handel, Immobiliar-Krebitanftalten, Staatsſchulden ıc. 
binzuweifen. dv Maugoldt 


Kreittmayr. 


Der Name dieſes bayeriſchen Staatsmannes und Rechtsgelehrten iſt enge mit 
den Beſtrebungen verknüpft, welche wir faſt gleichzeitig ſeit der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts in den größern deutſchen Territorien auf dem Gebiete ver Geſetz— 
gebung wahrnehmen. 

Während die vorangehenden, wenn auch umfaffenderen, Aufzeihnungen ver 
Landes: oder Statutarrechte ohne Ausnahme das gemeine Recht als fortgeltend 
vorausfegen und ſich befcheiden, auf deſſen breiter Unterlage die Grundzüge der 
einzelnen oder auch nur der erheblicheren Rechtsinſtitute feftzuftellen, fo tritt in 
der bezeichneten Epoche die entjchievene und bewußte Tendenz hervor, fi durch 
vollftändige und erſchöpfende Kodififation des partifularen Rechts von dem ge- 
meinen Rechte zu emancipiren, indem man in der Beichaffenheit feiner Quellen vie 
Haupturfahe der Unficherheit und Gebrechen der Rechtspflege erblicdte und es für 
unbedenklich hielt, „vaß ein jeder Stand des Reichs jowohl die Römifchen als an- 
bere gemeine Reichsgeſetze, fofern bie legteren von feinen die Staatsverfaffung 
bes Reich angehenden Sachen handeln, in feinen Landen nady Gutbefinden ab- 
zuändern und andere dagegen einzuführen wohl beredhtigt ſei.“ (Anm. 3. d. Cod. 
bav. crim. ©. 4). 

In der fchärferen Faffung der vorgeftedten Aufgabe machte ſich aber fofort 
ein weſentlicher Gegenfag geltend, welcher in dem verſchiedenen Charakter ver faft 
gleichzeitig begonnenen Gefepgebungsarbeiten in Preußen und Bayern ausje- 
prägt ift. 

Fir Preußen war die neue Wera der Landesgefeßgebung durch die Kabinets— 
orbre vom 31. December 1746 eingeleitet, worin König Friedrich II. vie Wei— 
fung ertheilte, „weil die größte Verzögerung ber Juftiz aus dem ungewiſſen la— 
teinifchen Römiſchen Recht herrühre, — ein Teutſches allgemeines Landrecht, weldyes 
fid) blos auf die Vernunft und Landesverfaffung gründe, zu verfertigen.” 

In Bayern dagegen war die Abficht im Befentlichen auf nichts weniger als 
auf eine Revifion oder Reform des überlieferten Rechts gerichtet. Der der ganzen 
Marimilianifhen Gefeßgebung vorgeftedte Plan beſchränkte fih auf eine Mare über- 
fichtliche Fafjung und geordnete Feftftellung des im Lande geltenden gemeinen und 
partifularen Rechts. Es fei in dem Kober, fagt das Promulgationspatent zu dem 
Cod. eiv., eben nicht viel Neues enthalten, ſondern nur das Ältere, ſowohl ge= 
meine als ftatutarifche Recht, wie ſolches in hiefigen Kurlanden bisher meiftentheils 
gangbar und üblich geweſen, aus feiner - unüberjehbaren Weitſchichtigkeit und 
höchſt befhwerlihen Unordnung im ſolche Geftalt und Enge gebracht worven u. f. w. 

Dei diefer befcheidenen Stellung der Aufgabe war es daher aud) möglich, die 
Löſung derfelben in fo kurzer Zeit zu Stande zu bringen; ver immerhin feltenen 
Energie und Ausdauer des Vicekanzlers Frhrn. von Kreittmapr, in deſſen Hände 
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vie Ausführung des ganzen Werts ausjhlielic gelegt war, gelang es, in dem 
Zeitraum von 6 Jahren nad einander die Publikation von vier Gefegeswerfen 
zu ermöglihen, welde den ganzen Kreis des Rechts mit Ausnahme des dffent- 
lihen Rechts erjchöpften. | 

Diefe. von K. verfaßte Geſetzgebung des Kurfürften Mar Iofeph III. be— 
gann mit dem Kriminal-Koder in 2 Theilen, Strafreht und Strafprocek, 
publ. 7. Oktober 1751. Er ift das ſchwächſte Stück des Ganzen. Der Gefeß- 
geber hat ſich bei ihm nicht nur völlig dem ſchon damals laut genug erhobenen, 
wohlberehtigten Rufe nad) humaner Befjerung und gerechter Neform des überlie- 
ferten Strafrechts verfchloffen; der Geift der Abſchreckung und Prävention hat faft 
in jedem Artifel die Feder geführt und Beftimmungen viktirt, welde NRüdjchritte 
nicht nur hinter die beſſere gemeinrechtlihe Praris jener Zeit, fondern felbft 
hinter die Karolina bezeihnen. Feuerbach, welchem es vorbehalten war, biefen 
Koder zu bejeitigen, konnte von ihm mit Recht jagen, daß er in brafonifchem 
Geifte verfaßt fei. Die graufamften Todesftrafen find von Neuem fanktionirt und 
unter Anderem ver Feuertod auf die Blutfhande, die durch Thätlichkeiten ver- 
übte Oottesläfterung, die Hererei gefegt. Wer zwanzig Gulden ftiehlt, hat den 
Strang verwirkt; Bigamie, Apoftafie wird mit dem Schwerte geftraft; ebenjo vie 
Weibsperfon, welche heimlich, nievergefommen ift und deren Kind tobt gefunden 
wird ; verrufene und bedrohliche Wildſchützen follen auf offener Straße gehentt, 
bedrohliche aber nicht verrufene mit dem Schwert am Leben beftraft werben. u. |. w. — 
Auch der Proceß hat die Marime Trajans in umgekehrter Weife zum Princip. 
Der Richter hat alle Mittel, um in dem Angeklagten den Schulvigen zu finden, 
ver Angeflagte faft nicht ein einziges, um feine Unfhuld zu retten. Schon ber 
entfernte Verdacht begründet die Specialinquifition; auf ein indicium proximum 
wird der Läugnende gefoltert; eine Vertheidigung findet nit Statt, aud nicht 
in den fhwerften Fällen. Alle Rechtsmittel wider die Sentenz find verworfen. Auch 
wer bie Folter überftanden, konnte nad) Befinden der Umftände noch auf Lebens: 
zeit zum Zuchthaus verurtheilt werden u. f. w. (Feuerbachs Leben und Wirken 
I. ©. 129, v. Wächter, gem. R. Deutſchl. ©. 155.). 

Eine viel höhere Stufe nimmt der im Jahr 1753, 14. December, nadıge- 
folgte Jupdiciarfoder, Cod. Jur. Bav. Judiciarii, ein, welder ſich daher 
aud bis heute, wenn auch mit erheblichen Mopififationen durch die fpätere No: 
vellengefeßgebung in ber Anwendung erhalten konnte, Geſchöpft aus der Gerichts- 
ordnung d. I. 1616, aus den Ergebnifjen des einheinifhen Proceßgangs, vor: 
nämlid aber aus der gemeinen deutſchen Proceßdoktrin und Praris in der Auffaffung 
der damaligen Autoritäten nimmt der I. C. das Verdienſt einer verftändigen und 
tühtigen Kodififation in Anſpruch und ift aud für die weitere Entwidelung des 
gemeinen deutſchen Givilprocefjes nicht ohne Einfluß geblieben. Vgl. Gönners 
Archiv f. Gef.-G. Br. II. ©. 487, III. ©. 30 f. Miltner, vie ©.-D. Mar 
Joſ. IIT., Hiftorifch vargeftellt, 1816. Seufferts Komm, I. ©. 3. f. 

Auch dem dritten Hauptwerke, dem Givilfoder, Codex Maxim. Bav. 
Civilis, publ. 2. Januar 1756, gebührt, nad) dem Mafftab feiner Entftehungs- 
zeit gewärbigt, die Anerkennung einer tüchtigen und gelungenen Arbeit. Es war 
im richtiger Würdigung der eigenen Kraft und der Yeiftungsfähigfeit jener Zeit 
überhaupt, daß man fi auf eine georbnete, Mare und beſtimmte Darftellung des 
überlieferten Rechtöftoffs befchräntte und von einer Nevifion vejjelbeh außer in fo 
weit Umgang nahm, als eine ſolche von ſelbſt durch die Entſcheidung von Kontro— 
derfen hervorgerufen wurde, In dieſem gleihjam konfervativen Sinne bat man 
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daher auch dem Gewohnheitsreht und dem Gerichtsgebrauch feine Bedeutung be- 
faflen, die Fortgeltung des Statutar- und Lokalrechts anerfannt und, was als ein 
wahres Berbienft bezeichnet werden muß, dem gemeinen Recht die Bedeutung eines 
fubfibiären Rechts eingeräumt. Die in ber bayerifchen Rechtsübung noch lebendigen 
deutſchrechtlichen Elemente find meift nad ihrer Ausprägung im ältern Landrecht 
forgfältig feftgehalten; in manden Inftituten, namentlih in der Lehre von ben 
Erbverträgen, ift 8. auch als conditor juris aufgetreten und nicht ohne Einfluß 
für die gemeinrechtlihe Doftrin geblieben. — In Hinfiht auf die Form fucht der 
Koder die richtige Mitte zu halten zwiſchen einer Tafuiftiichen Zerfplitterung des 
Stoffs, worin fi) fpäter die Redaltoren des preufifchen Landrechts gefallen haben, 
und einer allzulmappen Defonomie und Sparfamfeit. Die Darftellung ift bequem 
aber deutlich und Leicht verftändlich, freilich dem Vortrag in einem Lehrbuch nicht 
unähnlih. — Hiemit find aber auch vie Lichtfeiten des Koder erfhöpft. Man kann 
nicht fagen, daß er in der Entwidelung der deutſchen Privatrehtägefeßgebung eine 
neue Epoche bezeichnet. Er hat ſich Über den Standpunkt feiner Zeit nicht empor- 
gehoben und mit der oben bezeichneten Ausnahme keine Fortſchritte anticipirt, welche 
die fpätere Theorie fich hätte einverleiben fünnen. Es kleben ihm vielmehr jo ziem- 
ih alle Mängel der damaligen Auffaffung des Römischen Rechts an. K. hatte nicht 
Muth oder Einfiht genug, um abgeftorbene Inftitute und wefenlofe Schemen, 
welche fih in dem Inventarium bes trabitionellen gemeinen Rechts vorfanden, 
über Bord zu werfen, ſich frifh und tapfer auf den Boden des lebendigen Rechts- 
bewußtfeins feiner Zeit zu ftellen und aus ihrem Bebürfniß heraus Neues und 
Altes zu verbinden. Plurimum e vinculis sermocinatur — und fo mag man ohne 
Bedauern dem Untergange biefes Geſetzbuchs entgegenfehen, welder in einer neuen 
Kodififation des bayerifhen Civilrechts bevorfteht, nachdem durch vafjelbe über ein 
Jahrhundert lang die Rechtsanwendung in Bayern an den Standpunkt angeheftet 
war, weldhen das juriftiihe Verftänpniß in der Halbſcheid des vorigen Jahrhun— 
derts gewonnen hatte. — Bol. Kritifche Ueberſchau von Arndts, Bluntſchli, Pözl, 
Br. IV. ©. 366 f. Gengler, Duellengefh. und Syſtem des im Königr. 
Bayern geltenden Privatrechts Bd. I., Lief. 1, ©. 69. 

Ein befonderes Intereffe nimmt die bayerifche Legislation durch K. noch da— 
durd in Anfpruh, daß fie das erfte Beifpiel einer ansführlihen Darlegung des 
gefammten Materials bietet, aus welchem fie hervorgegangen ift. Zu ven fämmt- 
lichen Stüden hat 8. vom Jahre 1752—1769 ausführlide Anmerfungen ge- 
Ihrieben, von denen die zum Civilfoder allein fünf Bände füllen. Diefe Anmer- 
kungen eröffnen einen Blid in die Werfftätte des Geſetzgebers, wir jehen das ge- 
fammte Material aufgefpeichert, welches berüdfichtigt und benugt wurde. Die 
Anmerkungen ftellen fo ein vollftändiges Repertorium ber praftifhen und theore— 
tifchen Literatur der erften Hälfte des vorigen Jahrhunderts dar, und nody Stephan 
Pütter bat ihnen das Zeugniß ausgeftellt, daß „nicht leicht ein Werk eriftive, 
in welchem fi fo viel Brauchbares beifammen finde.” 

Mit den uben geſchilderten Geſetzbüchern war die legislative Thätigfeit K.'s 
übrigens nicht zu Ende. Er war der Verfaſſer ver meiften Generalien, welche auf dem 
Gebieten der Rechtspflege und Verwaltung bei feinen Lebzeiten von der kurbayeriſchen 
Regierung ausgingen, wie fie theild in der von ihm felbft veranftalteten Gene— 
ralienfammlung vom Jahr 1771, theils im der fpätern (Altern) Mayrſchen G.- 
©. 1784—1799 enthalten find — Berorbnungen, durch welche zum Theil die 
Geſetzbücher felbft Ergänzungen und Berbefjerungen erhalten haben. 

Der raftlos thätige Mann, welcher fortwährend zu den wichtigften Stantöge- 
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ſchäften beigezogen wurbe und die oberfte Leitung der Rechtspflege auf fi hatte, 
fand gleichwohl noch Muße, um auch wiffenfhaftlihe Werke auszuarbeiten, welche 
in jeinem Sinn zur Anleitung über die verfchievenen Theile des Rechts dienen 
folten, Einem „Grundriß der gemeinen und bayheriſchen Privatrehtsgelehrfamteit“, 
1768, lateiniſch 1776, folgte im Jahr 1770 ein „Grundriß des allgemeinen, 
deutſchen und bayeriſchen Staatsrehts" in drei Theilen, welcher, ganz ver 3. I, 
Moferfhen Schule angehörig, das Verdienſt für fih in Anfpruh nimmt, „daß 
alle diefe zwar unterſchiedenen jedoch auf das engfte mit einander verknüpften Theile 
des dreifahen Staatsrehts in einem Syftem zu einander gebracht find.” 

Den Schluß mögen einige biographifhe Notizen mahen. Franz Xaver Aloy- 
ſius Wiguläus Freiherr von Kreittmayr ift am 14. December 1705 zu 
Münden geboren, von bürgerlihen Eltern abftammend, Der frühreife Jüngling 
fiubirte die Rechte zu Ingolftabt, darauf Geſchichte und Staatsreht, wofür es 
damals in Ingolftabt feinen Lehrftuhl gab, zu Utreht und Leyden. Nach vollende- 
ten Studien nahm er die Reihsfammergerihtspraris zu Wetzlar und wurde fofort, 
noch nicht 20 Jahre alt, Mitglied des furfürftlihen bayer. Hofraths, ala welcher 
er jowohl im Juſtiz- als im Verwaltungsweſen vielfach befhäftigt war. Das Jahr 
1745 bradte ihm die Erhebung in den Reichsfreiherınftand und einen Ruf des 
Kaifers Franz I. in den Reihshofrath zu Wien mit großen äußern Vortheilen. Er 
lehnte ihn ab und begnügte ſich mit der Stelle als bayerifcher Hofrathskanzler 
und Geheimer Rath; im Jahre 1749 erfolgte feine weitere Beförderung zum ge— 
heimen Rathsvicekanzler und Konferenzminifter, weldes hohe Amt er bis zu feinem 
Tode 1790 bekleidete. Der fchlihte anſpruchloſe Mann, der nur feiner Arbeit 
febte, erfreute fi des vollen Vertrauens des Aurfürften Mar Joſeph III. und 
in gleihem Maße feines Nachfolgers Karl Theodor. Während feiner fünfundſech- 
zigjährigen Laufbahn wurde K. dreimal, 1740, 1745, 1790 als Beifiger und 
Kanzler in das Reichsvilariats-Hofgeriht berufen — ein Zeugniß des Anfehens, 
welches er auch außer Bayern genoß. Aus feiner ftaatsmännifchen Thätigfeit mag 
al® ein ven ganzen Mann &arakterifirender Zug hervorgehoben werben, daß er ver 
Gründung der Afademie der Wiffenfhaften zu Münden, 28. März 1759, feine 
volle Theilnahme und Unterftügung lieh und aud zu deren erftem Bicepräftventen 
und Kanzler gewählt wurde. — Ein ehernes Standbild, von Schmwanthalers 
Hand, ift dem Gedächtniß des um Bayern vielverbdienten Mannes im Jahr 1846 
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I. Der Krieg ift nichts als ein erweiterter Zweifampf. Jeder Kämpfer fucht 
den andern durch phyſiſche Gewalt niederzumerfen und dadurch zu fernerem Wi— 
derftande unfähig zu machen. Der Krieg ift alfo ein At ver Gewalt, um einen 
Gegner zur Erfüllung unferes Willens zu zwingen. Phyſiſche Gewalt ift alfo das 
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Mittel, dem Feinde unfern Willen aufzubringen *) der Zweck des Krieges. 
Diefen Zwei zu erreihen, muß ver Feind wehrlos gemadt werden. Die Ent- 
waffnung oder das Nieverwerfen des Feindes wird alſo ſtets das nächſte und 
eigentliche Ziel des kriegeriſchen Altes fein. 

Der Krieg ift aber immer ein Stoß zweier lebender Kräfte gegeneinander, 
wovon jede das ebenbezeichnete Ziel zu erreichen trachtet. Mein Gegner gibt alfo 
mir das Gefeß, wie ich es ihm gebe. — Glauben wir mit annähernder Wahr- 
fcheinlichfeit die Widerftandsfraft des Feindes beurtheilen zu können, fo werben 
wir unfere Widerſtandskraft fo zu erhöhen ſuchen, daß fie wo möglich bie feind- 
liche überwiegt; dasſelbe thut aber auch ter Gegner. In logiſcher Gebantenfolge 
würde man fomit auf den natürlihen Schluß kommen, daß man fidh jederzeit auf 
das Aeußerſte gefaßt machen und jevesmal die äußerſte Anftrengung daran fegen 
müßte, wenn es zum Kriege kömmt. Dadurch würde jedoch in manchen Fällen ein 
unnüger Rraftaufwant, eine Willensanftrengung erfordert werben, welche mit dem 
angeftrebten Zwede nicht im Gleichgewicht ftünde. Die Extreme werben alfo durd 
die Wirklichkeit modificirt. — Der Krieg ift nie ein ifolirter Alt, er entfteht 
nicht urplöglich ; jeder der beiden Gegner tritt in denſelben ein, wie feine ftaat- 
lichen, fittlihen, gefelfchaftlihen Zuftände es bevingen, mit allen Schwächen, Män- 
geln, Schäden, wie er ift, nicht wie er fein follte; ver Krieg befteht überdies 
auch nicht ans einer einzigen ober einer Reihe gleichzeitiger Entſcheidungen; aus 
all’ diefen Gründen werden nicht gleih Anfangs fhen alle Kräfte aufgeboten wer- 
den, wenn anders berer Natur geftattet, daß alle zugleich in Wirkſamkeit treten 
könnten. Diefe Kräfte find aber: bie eigentliben Streitfräfte, das Land mit. 
mit feiner Oberfläche und Bevölkerung, enblih die Buntesgenoffen, und fteht 
ihre augenblidlihe und gleichzeitige Verwendung auferbalb der willfürlihen Ent- 
ſcheidung der Kriegführenden. 

Der Krieg ift endlich mit feinen Nefultaten nie etwas Abfolutes, fonvern 
der erliegende Staat flieht in demfelben fehr häufig nur cin vorlibergehendes Uebel, 
für weldyes in vielleicht politifh günftigeren Verhältniffen fpäterer Zeiten nod eine 
Abhülfe ‚gefunden werben kann. Der Arieg ift alfo ein politifher Aft und 
deshalb abhängig von der Politif, aus welder er hervorgegangen. Das politifche 
Motiv, mweldes ihn in's Leben gerufen hat, bleibt für feine Leitung ftets erſte 
und höchſte Rüdficht. Aber das politiſche Motiv darf kein despotifher Gefeggeber 
fein wollen; e8 muß ſich der Natur des Mittels fügen und wird dadurch oft ganz 
verändert, immer aber ift e8 Das, was vor Allem in Erwägung gezogen werden 
muß. Der Krieg ift aber nicht nur ein politifcher Akt, fondern wahrhaft ein poli- 
tiſches Inftrument, ein Fortſetzen des politifchen Verkehrs, ein Durchführen des— 
felben, nur mit andern Mitteln, 

Was dem Kriege nun noch eigenthümlich bleibt, bezieht fi blos auf die in 
ihm zur Wirkung kommenden Kräfte, deren Natur und gegenfeitige Verhältniſſe 
die Berehnung eines abfolut Gewiffen unmöglich maden, dagegen dem Zufalle, 
Ungefähr, Glück einen unberehenbaren Spielraum eröffnen und dadurch die Arieg- 
führung in einen Wahrfcheinlichfeitsfaltül verwandeln; denn die Kriegfüh— 
rung bat nur mit variablen Kräften zu thun und darf deshalb in der Theorie 
aud nur ſolche Gefege anerkennen, melde lebendigen moralifchen Faktoren unge 
binberte und naturgemäße Entwidlung geftatten. | 





*) Ann. der Red, Bol. dagegen den folgenden Artikel, 


Krieg (Militärifch.) 85 


Je großartiger und flärfer die Motive des Krieges find, je mehr fie das ganze 
Dafein der Völker umfaffen, je gewaltfamer die Spannung ift, die dem Kriege 
vorhergeht, defto reiner Friegerifch, weniger politifch ſcheint der Krieg 
zu fein. Je ſchwächer aber Motiv und Spannungen find, um fo mehr ſcheint ver 
Krieg politifch zu werden. Infofern jedoch Politif überhaupt vie Intelligenz des per- 
fonificirten Staates bedeutet, muß aud ein Krieg der erften Art als ein politi- 
her, müſſen alle Kriege als politifche betradhtet werben. 

Der Krieg ift alfo 1. unter allen Umftänden fein jelbftändiges Ding, fondern 
ein politifhes Inftrument; und 2. find bie Kriege nad) der Natur ihrer Motive 
jomwie der Berhältniffe, aus denen fie hervorgehen, unendlich verfchievden. — Der 
erfte, großartigfte und entfcheidenpfte Akt des Urtheils nun, welchen der Staatsmann 
und Feldherr ausübt, ift der, daß er den Krieg, welden er unternimmt, in biefer 
Beziehung richtig erfennt, ihn nicht für Etwas nehme oder zu Etwas machen 
wolle, was er der Natur der Berhältniffe nach nicht fein kann. Dies ift die erfte 
und umfafjendfte aller ftrategijhen Fragen. Demnach Ändert der Krieg nicht nur 
in jedem konkreten Falle feine Natur, ſondern er ift auch in Beziehung auf vie 
in ihm berrfhenven Tendenzen zufammengefest: aus ver urſprünglichen Gewalt- 
famteit feines Elementes: dem Hafe und der Feindſchaft, die wie ein blinder 
Naturtrieb anzufehen find; aus dem Spiele der Wahrfheinlichkeiten und des 
Aufalles, welche ihn zu einer freien Seelenthätigfeit maden, und aus ber 
untergeorbneten Natur eines politiſchen Inftrumentes, wodurch er dem bloßen 
Berjtande anheimfällt. Die Leidenfhaften, melde im Kriege vorkommen follen, 
- müflen fhon in ven Völkern vorhanden fein; der Umfang, welchen das Spiel 
des Muthes und Talentes im Reiche der Wahrfcheinlihkeit und des Zufalls be- 
fommen wird, hängt von der Eigenthümlichfeit des Feldherrn und des Heeres 
ab; die politifhen Zwede aber gehören der Regierung allein an. — Diefe drei 
Tendenzen find tief in der Natur des Gegenftandes begründet und zugleich von 
veränderlicher Größe. Eine Theorie, welche eine derſelben unberüdfichtigt lafjen oder 
zwiſchen ihnen ein willfürliches Verhältniß feftftelen wollte, würde mit ver Wirk: 
fichfeit in den ſchneidendſten Widerfpruch gerathen. 

II. Kriegswiffenfchaft, Kriegskunſt. Nimmt man Wiſſenſchaft im 
firengen Sinne des Wortes, fo fann die Kriegstheorie auf ſolchen Namen feinen 
Anſpruch machen. Sie ift — wie After fagt — eine science de fait, durch Er— 
fahrungen erzeugt, aus welhen immer höhere Gemeinbegriffe abgeleitet werden. 
Ale Grave des Wiſſens gehören nicht für Alle, und in viefem Sinne ift Folard's 
Aruferung unbeftreitbar richtig, wenn er jagt: La guerre est un metier pour 
les ignorants et une sci6nce pour les habiles gens. — Es ſcheint und eine un« 
nüge Mühe, die Maffe der Definitionen von Kriegswiffenfhaft und Kriegsfunft um 
eine nexe vermehren oder den Unterfchied beider in präcis gefaßten und doch un— 
fihern Auseinanverfegungen hervorheben zu wollen. Wir entnehmen deshalb das 
Nachfolgende wie den größten Theil des bereits Geſagten ausſchließlich Klaufewig's 
Werke: vom Krieg. Er fagt: 

Die Kriegstunft im eigentlihen Sinne ift die Kunft, fid der gegebenen 
Mittel im Kampfe zu bebienen; man fann sie deshalb nicht beffer als mit dem 
Namen der Kricgführung bezeichnen. Diefe ift alfo die Anordnung und Führung 
des Kampfes. Wäre diefer Kampf ein einzelner Akt, fo wäre feine weitere Ein» 
theilung nöthig; allein verfelbe befteht aus einer mehr oder weniger großen An- 
zahl einzelner, in ſich geſchloſſener Alte, die man Gefechte nennt. Darans entjpringt 
num eine ganz neue Thätigkeit für die Kriegführung, nämlich, die Aufgabe, nicht 
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nur bie einzelnen Gefechte als folde anzuorbnen und zu 
führen, fondern auch diefelben unter ſich zum Zwecke des Krieges 
zu verbinden, das Eine thut die Taktik — die Lehre vom Gebrauche 
der Streitfräfte im Gefechte, — das Andere thut vie Strategie — die Vehre 
vom Gebraude der Gefechte zum Zmede des Krieges. 

Früher hatte man unter dem Namen von Kriegsfunft (oder Kriegswiſſenſchaft) 
immer nur die Gefammtheit derjenigen Kenntniffe und Fertigkeiten verftanden, 
welche ſich mit den materiellen Dingen beſchäftigen, als da find die Einrichtung, 
Zubereitung und der Gebraud der Waffen, ver Bau ber Feftungen und Schanzen, 
der Organismus bes Heeres, der Mechanismus feiner Bewegungen ꝛc. Bon dem 
Gebraud im Augenblide der Gefahr, von den eigentlichen Bewegungen des Geiftes 
und Muthes in ven ihnen vorgelegten Richtungen war noch nicht die Rede. In 
ver Belagerungsfunft zuerft war Etwas von ber Führung des Kampfes felbft, von 
ber Bewegung des Geiftes, dem dieſe Materien übergeben find, fidhtbar. Später 
verfuchte es die Taktif, in den Mechanismus ihrer Zufammenfügungen den Cha- 
rafter einer allgemeinen, auf die Eigenthämlichkeit des Inftrumentes gebauten Dis- 
pofition zu legen; das eigentliche Kriegführen jedoch, der freie d. h. den individuell— 
ften Bedürfniſſen angepaßte Gebrauch der zubereiteten Mittel Können, fo glaubte 
man damals, fein Gegenftand der Theorie fein, fonbern dies müßte allein ven 
natürlichen Anlagen überlaffen bleiben. Allmälig drängten fih aber auch hierüber 
dem menfchlichen Geifte, erft vereinzelt, dann häufiger, Betrachtungen auf, welche 
endlich das Bedürfniß einer Kriegstheorie herbeiführten. Es entftand alfo das Be- 
ftreben, Grundſätze, Regeln oder gar Syſteme für die Kriegführung anzugeben; 
man wollte eine pofitive Lehre aufftellen, vergaß aber, daß ſich die Krieg- 
führung faft nad allen Seiten hin in unbeftimmte Grenzen verlaufe und fomit in 
unlösbarem Widerfprude mit dem Wefen eines Syftems ſich befinde. — Im Ge- 
fühle diefer Schwierigkeit befhränfte man feine Betrachtungen und Unterfuhungen 
auf die materiellen Gegenftände, auf Dinge, die einer Berehnung unter: 
zogen werben konnten. Man warf fi vor Allem auf die Ueberlegenheit 
der Zahl als auf das einzig Entfcheidende, und glaubte mit der Formel: in 
gewiffer Zeit auf gewiffe Punkte die Ueberlegenheit hinzubringen das ganze Ge- 
heimniß der Kriegskunſt entvedt zu haben. Andere machten ven Unterhalt 
der Truppen zum Hauptgefeggeber ber großen Ariegführung. Allerdings ge- 
langte man auf biefe Weife wieder zu beftinmten Zahlen, aber dieſe beruhten auf 
einer Menge ganz willfürliher VBorausfegungen, konnten alfo in der Erfahrung 
nicht Stich halten. Wieder Andere fuhten in der richtigen Anlegung einer nad) 
wilfürlihen Annahmen als Begriff feftgeftellten Dperationsbafis, oder aud in 
dem Operiven auf ben fogenannten innern Linien das einzig fihere und unfehl- 
bare Siegesmittel. 

Alle diefe Verſuche erfcheinen verwerflih und in ihren Vorſchriften und Re- 
geln unbraudbar. Sie ftreben nach beftimmten Größen in einem Kalkül, ver mit 
lauter veränderlihen Größen gemacht wird. Sie ziehen nur materielle Größen in 
Betracht, da doch der ganze kriegeriſche Akt von geiftigen Kräften und Wirkungen 
durchzogen ift. Sie betrahten nur die einfeitige Thätigkeit, während ber Krieg eine 
beftändige Wirkfamfeit von gegenfeitiger ift. Alles, was von folder bürftigen 
Weisheit einer einzelnen Betrachtung nicht umfaßt, nicht erreicht wurde, lag außer 
der wiſſenſchaftlichen Eingebung, war das Feld des Genies, welches ſich über bie 
Regel erhebt. Was aber fol man von einer Theorie halten, welche Regeln und 
Geſetze aufftellt, die dem Genie zu ſchlecht find, über die es fi vornehm hinweg: 
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ſetzen, allenfalls auch luſtig machen kann! — Selbſtverſtändlich wird der Entwurf 
einer Theorie von dem Augenblicke an um ſo ſchwieriger werden, ſobald ſie das 
Gebiet geiftiger Größen berührt, deren Exiſtenz und Wichtigkeit im Kriege nicht 
unberädfichtigt gelaflen werben bürfen. Betrahte man, um fi einen Begriff von 
diefer Schwierigkeit zu machen, nur die Öaupteigenthümlichkeiten etwas näher, welche 
die Natur der Friegerifchen Thätigfeit ausmadhen. Das feindfelige Gefühl, ver 
Ehrgeiz, die Begeifterung, ver Muth, die Furcht, das Gefühl ver Verantwortlid- 
feit, der Neid, der Evelfinn, bie Rührung, der Zorn u. f. w., dann die Eigen- 
thümlichfeiten des Geiftes, ihre Mannigfaltigkeit nad ber Verſchiedenheit ber 
Individualitäten; rechnet man zu alle dem noch bie im Kriege jever Wirkung 
unfererfeits entſprechende, aber von uns nicht vorauszuberecdhnende lebendige Ge— 
genwirkung, endlich die dichte Rebelſchichte, in welcher alle Falta und Data unficher 
verhält erjheinen, wenn fie nicht von der Nacht vollfter Ungewißheit gänzlich ver- 
beit find; fo geht um fo überzeugenver hervor, daß, in Ermanglung von objeftiver 
Weisheit, dem Talente, oder gar der Gunft des Zufalls vertrant werben müſſe, 
daß bei ver Natur dieſes Gegenftandes eine pofitive Lehre, ein feftes theoretifches 
Syſtem eine Unmöglichkeit, ein Gegenfag zur praftifchen Wirklichkeit fein würde. 

Dies Refultat unferer Unterfuhung fol uns aber nicht zu dem Schluffe ver- 
leiten, als ob es in ber Kriegführung gar nichts Pofitives, als ob, was von der 
Natur der kriegerifchen Thätigkeit im Allgemeinen gefagt wurde, auf diefelbe Weife 
aud in der Thätigkeit einer jeden, aud ber unterften Stelle ver militärifchen 
Hierardhie, zur Geltung käme. Es ift 3. B. gewiß leichter, die innere Orbnung, 
die Anlage und Führung eines Gefechtes durch eine theoretifche Geſetzgebung zu 
beftimmen, als ven Gebraud der Gefechte ſelbſt; mit andern Worten: eine Theorie 
ber Taktif wird viel weniger Schwierigfeiten, darbieten, als eine Theorie ber 
Strategie. — Andererfeits ift es ja nicht abjelut nöthig, daß eine Theorie gerade 
eine pofitive Lehre fet, fie fann fhon als Anweiſung zum Handeln ge- 
nügen. Ueberall, wo eine Thätigfeit größtentheil® immer wieder mit benfelben 
Dingen zu thun bat, mit denfelben Zweden und Mitteln, wenn aud mit Heinen 
Veränderungen, und einer noh fo großen Mannigfaltigfeit der Kombinationen, 
mäflen viefe Dinge ein Gegenftand vernünftiger Betrachtung werben können. 
Eine ſolche Betrachtung aber ift eben ver wefentlichfle Theil jeder Theorie. Sie 
ift eine analytifche Unterfuhung bes Gegenftandes, führt zu befjen genauer Be- 
tanntfhaft, und wird, wenn fie auf die Erfahrung, alfo in unferm Fall 
auf die Kriegsgefhichte, angewandt wird, zur Bertrantheit mit demfelben. 
Je mehr fie viefen legten Zweck erreicht, um fo mehr geht fie aus der objektiven 
Geftalt eines Wiffens in die fubjeftive eines Könnens über, und um fo mehr 
wird fie fih alfo auh da wirffam zeigen, wo feine andere Entjheidung als bie 
des Talentes zuläffig ift, fie wird in ihm felbft wirkſam werben. Damit 
aber nicht jeder von Neuem aufzuräumen und ſich durchzuarbeiten brauche, ſondern 
die Wege durch das Wiffen in das Können georbnet und gelichtet 
finde, dazu iſt die Theorie vorhanden. Bon diefem Sefliptepuntte aus wirb 
auch eine Theorie der Kriegführung möglich, welche ſich nicht im Widerſpruch mit 
ver Braris befindet. 

III. Kriegstheorie. Die Theorie hat alfo die Natur der Mittel und 
Zmede zu betrachten. 

In ver Taktik find die Mittel vie ausgebildeten Streitkräfte, welde ven 
Kampf führen follen. Der Zweck ift der Sieg, als deſſen Zeichen der Abzug 
des Gegners vom Kampfplage zu betrachten ift. Die Umftände, welche das Ge— 
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fecht immermwährend begleiten, auf basfelbe mehr oder weniger Einfluß ausüben, 
und beshalb bei der Anwendung der Streitkräfte berüdfichtigt werben müſſen, 
find: die Dertlidfeit (das Terrain), die Tageszeit und das Wetter. 

Die Strategie dagegen hat urfprünglid nur den Sieg, d. h. ven tak— 
tifchen Erfolg als Mittel; und in legter Inftanz die Gegenftände, welche unmit- 
telbar zum Frieden führen follen, zum Zwed. Aber auch bei Anwendung ihres 
Mittels zu diefem Zwede gewinnen Nebenumftände mehr oder weniger Einfluß, 
wie 3. B. Terrain, Land und Boll des ganzen Kriegstheaters; die Tageszeit, aber 
auch die Jahreszeit; das Wetter und zwar durch ungewöhnlihe Erſcheinungen, 
wie großer Froft ꝛc. — Die Strategie entnimmt die zu unterfuhenden Mittel 
und Zwede nur aus der Erfahrung, indem fie ihre Betrachtung auf diejenigen 
Kombinationen richtet, welche die Kriegsgefhichte ſchon aufzumweifen hat; im dieſer 
Analyfe ihrer Mittel darf jedoch die Theorie nicht weiter gehen als die abgefon- 
derten Cigenfchaften beim Gebraude in Betraht kommen. So hohen Werth für 
die Taktik z. B. Schufweite und Wirkung der verfchievenen Waffen haben, fo 
gleihgültig ift ihr andererfeits deren Konftruftion, obwohl gerade dieſe für bie 
Brauchbarkeit entfcheidet, aber fie hat nur mit ven fertigen Waffen und ihren 
Wirkungen zu thun. Ebenfo kümmert fi die Strategie nicht um trigonometrifdhe 
Mefiungen, aber fie verlangt für ihre Zwede brauchbare, verläffige Karten u. ſ. w. 
Daß auf folhe Weife für vie Theorie die Zahl der Gegenftände fehr vereinfacht 
und das für die Kriegführung erforterlihe Wiſſen fehr befchränft wird, ift leicht 
einzufehen. Die fehr große Maffe von Kenntniffen und Fertigkeiten, die ber krie— 
gerifhen Thätigkeit im Allgemeinen dienen, und bie nöthig werben, ehe ein aus- 
gerüftetes Heer in’s Feld rüden kann, drängen fih in wenigegroße Re— 
fultate zufammen, ehe fie dazu kommen, im Kriege den enblihen Zwed ihrer 
Thätigkeit zu erreichen, fowie vie Gewäſſer des Landes fi in Ströme ergießen, 
ehe fie in’8 Meer kommen. Nur fo erflärt es ſich aber auch, wie fo oft Männer 
im Kriege, und zwar in ven höheren Stellen, felbft als Feloherrn, mit großem 
Erfolge aufgetreten find, die früher eine ganz andere Richtung ihrer Thätigkeit 
hatten. Diefen ſcheinbaren Widerfpruh, in welchen man mit den Erſcheinungen 
ber wirflihen Welt gerieth, glaubte man deshalb aud nicht anders löfen zu kön— 
nen, als indem man Alles dem Genie zufchrieb, welches feiner Theorie bedarf 
und für welches feine Theorie gefchrieben fei; man gerieth enblid bis in das 
Extrem, daß man den Nutzen alles Wiſſens läugnete. Erft allmälig gelangte man wie— 
der auf die richtige Anſchauung über das Wiſſen zurüd, welches fid) etwa in folgende 
Säge zuſammenziehen läßt: das Wiffen im Kriege ift fehr einfach, aber deshalb nicht zu= 
gleich auch fehr leicht. Das Wiffen muß fi) nad) der Stelle richten. Das Wiffen muß, 
neben Betrachtung und Studium, durch das Leben erworben, e8 muß ein Können werben, 

IV. Strategie. A. Kriegsplan. Wie ſchon gefagt wurde, ift die Stra- 
tegie ver Gebraud des Gefechtes zum Zwecke des Krieges; fie muß alfo dem 
ganzen Friegeriihen Akte ein Ziel jegen, welches dem Zwed besfelben entfpricht, 
und an biefes Ziel fnüpft fie die Reihe der Handlungen an, welche zu vemfelben 
führen. Mit andern Worten: die Strategie entwirft den Kriegsplan, macht 
die Entwürfe zu den einzelnen Feldzügen und orbnet in biefen die einzelnen Ge— 
ſechte an. Daraus geht aber hervor, daß die Strategie ihre Hand feinen Augen- 
blif von dem Werke abziehen kann. Sie muß alfo mit dem Heere in’s Feld ziehen 
und darf nicht, wie das früher gefchehen, und felbft heutzutage wieder vorgefom- 
men ift, vom Kabinete des Regenten aut, 100 Meilen weit, ver Armee als bin- 
dende Vorſchrift zu⸗ oder nachgeſchickt werden, 
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Benn wir und aus dem weiter oben Gefagten erinnern, wie viele Gegen- ' 
ftände der größten Urt der Krieg berührt, fo werben wir begreifen, daß vie Be 
rüdfihtigung aller einen feltenen Blid des Geiftes vorausfegt. Aber die Wir- 
kungen einer ſolchen Genialität zeigen fi nicht fowohl in neuerfundenen Formen 
des Handelns, weldye fogleih in die Augen fallen würben, als in vem glüd- 
lihen Enprefultat des Ganzen. Es ift das richtige Zutreffen ver 
ftilen Borausfegungen, es ift die geräufchlofe Harmonie des ganzen Handelns, 
welhe wir bewundern follen, und die ſich erft in dem Gejammterfolge verkündet. 
— ft aus den Berhältniffen des Staates einmal beftimmt, was der Krieg foll 
und was er fann, fo ift der Weg dazu leicht gefunden; aber diefen Weg un- 
verrückt zu verfolgen, den Plan durchzuführen, nicht durch taufend Veranlaſſun— 
gen taufendmal davon abgebraht zu werben, das erfordert außer einer großen 
Stärfe des Charakters eine große Klarheit und Sicherheit des Geiftes; und von 
taufend Menſchen, die ausgezeichnet fein können, der eine durch Geift, der andere 
durch Scarffinn, wieder andere durch Kühnheit oder durch Willensftärfe, wird 
vieleicht nicht Einer die Eigenſchaften in ſich vereinigen, die ihn in der Bahn 
des Feldherrn über die Linie des Mittelmäßigen erheben. Es ift aber aud, fo 
fonderbar es klingen mag, als fiher anzunehmen, daß zu einem wichtigen Ent- 
ihluffe in der Strategie viel mehr Stärke des Willens gehört, als in ver Taktif, 
weil man in der Strategie, wo Alles viel langfamer abläuft, den eigenen und 
fremben Bedenklichkeiten, Einwendungen und Borftellungen, und alfo aud ver 
unzeitigen Reue viel mehr Raum gönnt, und weil anbrerfeits die Ueberzeugung 
weit weniger fräftig ift, da man in ver Strategie die Dinge nicht, wie in ber 
Taktit wenigftens zur Hälfte mit eigenen leiblihen Augen fieht, ſondern Alles 
errathen und vermuthen muß. Die Folge ift, daß die meiften Generale, wo fie 
handeln follten, in falihen Bedenklichkeiten fteden bleiben. 

B. Elemente der Strategie 1) Moralifde Elemente. Die in 
ber Strategie ven Gebrauch des Gefechtes bevingenden Urfahen fann man füge 
liherweije in Elemente verfchiebener Art abtheilen. Diebei fommen vor Allem 
in Betracht zu ziehen die moralifhen Elemente, welche Alles begreifen, was 
dur geiftige Eigenfhaften und Wirkungen hervorgerufen wird. Hierher gehört 
unter Anderm: die Talente des Feldherrn, die kriegerifhe Tugend des Heeres, 
der Geift des Volles und der Regierung, die Stimmung der Provinzen, in denen 
der Krieg geführt wird, die moralifhe Wirkung eines Sieges ober einer Nieber- 
lage ꝛc., Alles Dinge, die an ſich fehr verfchiedenartig find und in ihrer Stellung 
zu umferem Zwed und unferen Berhältniffen wieder ſehr verfchiedenartigen Ein- 
fluß haben können. Wenn fih auch in Büchern darüber wenig oder Nichts fagen 
läßt, fo gehören dieſe Dinge darum doch zur Theorie der Kriegsfunft, fo gut wie 
alles Andere, was den Krieg ausmacht. Welcher von diefen Gegenftänden, nament- 
lih von den brei erfteren, mehr Werth hat, kann Niemand im Allgemeinen be- 
ftimmen, denn es ift fhon an ſich ſchwer, von ihrer Größe überhaupt Etwas zu 
fagen, und noch fhwerer, die Größe des einen an der Größe des andern abzu- 
wägen. Das Sicerfte ift, feinen gering zu achten, wozu das menfchliche Urtheil 
in feinem etwas grillenhaften Hin- und Herlaufen bald auf diefe, bald auf jene 
Seite geneigt ift. In der neueren Zeit ftehen die Heere der europäiſchen Staaten 
fo ziemlih alle auf der gleichen Stufe von innerer Fertigkeit und Ausbildung, fo 
daß das Kriegführen zu einer Art Methode geworben ſcheint, welche beinahe 
alle Heere inne haben, und wobei nur der Bolksgeift und die größere Kriegsge- 
wohnheit in einzelnen Heeren von entfheidendem Einfluffe fein bürften, Herner 
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2) die phyſiſchen Elemente; in dieſe Klaſſe gehören bie Streitkräfte nad) 
ihrer Stärke und Zufammenfegung, wobei die Ueberlegenheit der Zahl im 
Gefehte, als deſſen natürlihe Konſequenz auch die allgemeine Ueberlegenheit in 
ver Strategie folgt, von höchſter Wichtigkeit wird. Wenn man bie neuefte Kriegs— 
gefhichte ohne Borurtheil betrachtet, fo muß man gegenwärtig den Grunbfag, 
möglichft ftarf im entſcheidenden Gefecht zu fein, allerdings etwas höher ftellen, 
als es vielleicht früher gefchehen if. — Muth und Geift des Heeres haben zu 
allen Zeiten die phufiihen Kräfte gefteigert und werben es auch ferner thun; aber 
wir finden in der Gefdichte Zeiten, wo eine große Ueberlegenheit in der Einrich— 
tung und Ausrüftung ber Heere, andere, wo eine ſolche Ueberlegenheit in ver Be- 
weglichkeit ein bebeutendes Uebergewiht gab; dann waren es neu aufgebradhte 
taftifhe Syſteme, oder e8 verwidelte ſich die Kriegskunſt in dem Beftreben, durch 
eine kunftvolle, nad) großen, umfafjenden Grundſätzen eingerichtete Benugung ver 
Gegend das Uebergewicht zu erlangen, und auf diefem Gebiete vermochte hin und 
wieder der eine Feldherr dem andern bebeutende Vortheile abzugewinnen; aber 
biefes Beftreben ift untergegangen, bat einer natürliheren und einfacheren Ver— 
fahrungsmeife Plag machen müſſen. In unferen Tagen find fi) die Heere unter: 
einander an Bewaffnung, Ausrüſtung und Uebung fo ähnlih, daß zwiſchen ven 
beften und ven fchlechteften Kein fehr merfliher Unterſchied im viefen Dingen be- 
fteht. Die Bildung in den mwiffenfhaftlihen Korps mag vielleicht hie und du noch 
einen Unterſchied machen, aber nur infoferne als bie einen die Erfinder und Vor- 
gänger in den befjern Einrichtungen find, und die andern bie ſchnell folgenden 
Nachahmer. Selbft die Unterfelnheren, die Führer der Korps und Divifionen, ha— 
ben überall, was ihre Wirkfamfeit betrifft, ziemlich biefelben Anfichten und Me- 
thoden, fo daß außer dem Talente bes oberften Feldherrn, welches ſchwerlich in 
einem fonftanten Berhältniß mit der Bildung des Bolfes und Heeres zu benfen, 
fonbern ganz dem Zufall überlaffen ift, nur noch die Kriegsgewohnheit ein 
merkliches Uebergewicht geben kann. Je mehr nun aber das Gleihgewicht in jenen 
Dingen befteht, um fo entſcheidender wird das Madıtverhältnif. Bei dem Cha— 
rafter der heutigen Schlachten, welcher eine Folge dieſes Gleichgewichtes ift, und 
wo fi die Kräfte langfam und methodifh aneinander abmeffen, muß ber Ueber- 
ſchuß, die Ueberlegenheit der Zahl, zulegt ven Erfolg ſichern. Diefem Geſetze 
mußte fih jogar Napoleon I. fügen, da er bei Leipzig, Brienne, Laon und 
Waterloo an Zahl ſchwächer war, als feine Gegner. 

Die abfolute Stärfe ift in ber Strategie meiftens ein Gegebenes, an 
welchem ber Feldherr nichts mehr ändern kann. Hieraus kann aber nicht gefolgert 
werben, daß der Krieg mit einem merklich fchwächeren Heere unmöglich fei. Der 
Krieg ift nicht immer ein freier Entſchluß der Bolitif, und am wenigften ift er 
ed da, wo die Kräfte fehr ungleich find; folglid läßt fi) jedes Machtverhältniß 
im Kriege denken, und es wäre eine fonderbare Kriegstheorie, die fid) da ganz losfagen 
wollte, wo fie am meiften gebraucht wird. — Je ſchwächer die Kraft, um jo 
Heiner müfjen die Zwede, um fo kürzer muß die Dauer fein. Über je mehr dem 
in einen ungleihen Kampf Dineingezogenen ber Umfang der Kräfte fehlt, um fo 
größer muß, von ber Gefahr gedrängt, die innere Spannung, bie Energie berjel- 
ben werben. Wo das Entgegengefegte ftattfindet, wo ftatt einer heldenmüthigen 
Berzmeiflung eine muthlofe eintritt, da freilich hört alle Kriegstunft auf. Verbindet 
fih mit jener Energie der Kräfte eine weile Mäßigung in den vorgefesten Zweden, 
jo entfteht jenes Spiel von glänzenden Schlägen und vorfichtiger Zurüdhaltung, 
weldes wir in Friedrich's des Großen Kriegen bewundern müfjen. Je weniger aber 
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diefe Mäßigkeit und Behutfamfeit vermögen, um fo vorherrſchender muß die Span- 
nung und Energie der Kräfte werben. Wo das Mißverhältniß der Macht fo groß 
ift, daß feine Beſchränkung des eigenen Zield vor dem Untergange fichert, oder die 
wahrſcheinliche Dauer ver Gefahr fo groß, daß die fparfamfte Verwendung ber 
Kräfte nit mehr an’s Ziel führt, da wirb ober foll fih die Spannung ber 
Kräfte im einen einzigen entfcheidenden Schlag zufammenziehen; ver Bebrängte 
wird, faum mehr Hülfe erwartend von Dingen, bie ihm keine verfprehen, fein 
ganzes und letztes DVertrauen in die moralifche Ueberlegenheit fegen, welde bie 
Verzweiflung jedem Muthigen gibt, er wirb die höchſte Kühnheit als die hödhfte 
Weisheit betrachten, allenfalls nod Feder Fift die Hand reichen und, wenn ihm 
fein Erfolg werben jollte, in einem ehrenvollen Untergange das Recht zu fünftiger 
Auferftehung finden. 

Bas nun die Zufammenfegung, ober befler gefagt das Waffenver- 
hältniß in den Streitfräften betrifft, fo ift biebei eine kurze Betrachtung über bie 
Natur des Gefechtes, welche eigentlich in die Taktik gehörte, nothwendig. Das 
Gefecht beiteht aus zwei weſentlich zu unterfcheidenden Beftandtheilen: dem Ber- 
nihtungsprincip des Yeuerd und dem Handgemenge oder perſönlichen Gefechte. 
Das legtere ift wieder entweder Angriff oder Vertheidigung. Die Artillerie 
wirft offenbar nur durd das Bernihtungsprincig des Feuers, die Reiterei nur 
durch das perfönliche Gefecht, das Fußvolk durch beides, Bei dem perfönlichen 
Gefechte befteht das Wefen der Bertheibigung darin: feft zu ftehen wie 
eingewurzelt im Boden; das Wefen des Angriffs dagegen ift vie Bewe— 
gung. Die Reiterei entbehrt der erfteren Eigenſchaft ganz, befigt aber dafür bie 
legtere vorzugsweiſe; fie ift alfo nur zum Angriff geeignet. Die Infanterie hat 
die Eigenfhaften des feflen Standes vorzugsweife, entbehrt aber die Bewe— 
gung nicht ganz. (Vergleiche hierüber den Ürtifel: Heer.) Aus dieſer Berthei- 
lung der friegerifhen Elementarkräfte unter die verfhiedenen Waffen ergiebt ſich 
die Ueberlegenheit und Allgemeinheit des Fußvolkes im Vergleiche mit den beiden 
andern Waffen, da fie die einzige ift, welche alle drei Elementarkräfte (Herne: 
wirkung, Angriff und Vertheidigung mit blanfer Waffe) in ſich vereinigt. Ferner 
wird hieraus Har, wie die Berbindung der drei Waffen im Kriege zu einem 
volltommneren Gebrauche der Kräfte führt, weil man dadurch in den Stand ge- 
fest ift, das eine ober das andere Princip, weldes in dem Fußvolk auf eine 
unveränderlihe Weiſe verbunden ift, nach Belieben zu verftärken. 

Das Vernichtungsprincip des Feuers ift in unferen jegigen Kriegen offenbar 
das überwiegend wirffame, deſſenungeachtet ift ebenfo offenbar der perjönlihe Kampf, 
Mann gegen Mann, als die eigentliche Bafis des Gefechtes anzufehen. Darum 
alfo wäre ein lediglich aus Artillerie beftehendes Heer im Kriege ein Unding; ein 
Reiterheer aber wäre benfbar, nur würde e8 von fehr geringer intenfiver Stärke 
fein. Nicht blos denkbar, fondern auch ſchon viel ftärker wäre ein Heer, das nur 
aus Fußvolf beftünde. Die drei Waffen Haben alfo in Beziehung auf Selbft- 
ſtändigkeit folgende Orbnung: Infanterie, Kavallerie, Artillerie. So ift es 
aber nit in Beziehung auf die Wichtigkeit, welche jede Waffe hat, wenn fie 
in Berbindung mit den andern iſt. So würde 3. B. vie gänzliche Abwefenheit ver 
Reiterei ein Heer weniger ſchwächen, als bie gänzlihe Abweſenheit der Artillerie, 
da das Bernichtungsprincip viel wirffamer ift ald das Bewegungsprincip. Doc 
gelten derartige Betrachtungen nur von der Allgemeinheit ver kriegeriſchen Fälle, 
und verändern ſich für fpecielle VBerhältnifie gerade im ihr Gegentheil. So wird 
3. B. ein Bataillon auf Borpoften oder auf dem Rüdzuge vielleicht lieber eine 
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Schwadron als ein Paar Kanonen bei fih haben. Eine Abtheilung Reiterei mit 
reitender Artillerie, die den fliehenden Feind fchnell verfolgen und umgehen foll, 
fann gar feine Infanterie brauchen u. f. w. — Immer aber gibt die Verbindung 
aller vrei Waffen zu einem Ganzen im Allgemeinen vie größte Stärke; es fragt 
ſich nur, weldes das abfolut befte Stärkeverhältniß viefer drei Waffen: 
gattungen bei ihrer Verbindung ift, eine Frage, welche mathematiſch genau zu be- 
antworten, unmöglich ift. — Wenn man ven Aufwand der Kräfte, welchen vie 
——— und der Unterhalt der verſchiedenen Waffengattungen erfordern, und 
dann die Leiſtungsfähigkeit derſelben im Kriege untereinander vergleichen könnte, 
ſo müßte man auf ein beſtimmtes Reſultat kommen, welches ganz abſtrakt das beſte 
Verhältniß ausdiücken würde. Allein dies wäre kaum mehr als ein Spiel der Vor— 
ftellung, da es fi ſchon bei Aufftellung des Vorderſatzes nicht blos um bie 
Koften handelt, fondern zum Zweck der Berehnung der Werth eines Men- 
fhenlebens in Zahlen ausgevrüdt werden müßte, was wohl Jedermann als un- 
thunlich erfheint. Auch ver Umftand, daß jede der drei Waffen fi vorzugsweife 
auf eine andere Staatöfraft gründet: das Fußvolk auf die Menge der Menfchen, 
die Neiterei auf die Menge ver Pferde, die Gefhügzahl auf die vorhandenen Geld— 
mittel, bringt einen fremden Beftimmungsgrund hinein. Man muß fih alfo, um 
einen aus anderen Gründen nicht zu entbehrenden Maßftab zu gewinnen, bei 
deſſen Feftftellung Ieviglih auf einen Faktor befhränfen und dies find die Geld— 
foften, — Nach den gewöhnlihen Erfahrungen foftet nun, ſowohl was Ausrü— 
ftungs- als Unterhaltungstoften betrifft, eine Schwahron von 150 Pferden, ein 
Bataillon von 800 Mann und eine Batterie von 5 fehspfündigeu Geſchützen 
ungefähr gleichviel. Was das andere Glied des Berhältniffes betrifft, näm— 
lih wieviel jede Waffe im Bergleih mit der andern leiftet, fo ift für das— 
jelbe, wie auch bereits angebeutet wurbe, eine beftimmte Größe nit aus- 
zumachen. Selbft die Erfahrung und Kriegsgefhichte laſſen nur allgemeine, aber 
beshalb ungenügende Refultate finden, welde etwa in folgende Säte zufanmen- 
zufaffen wären. 

Das Uebermaß an Artillerie muß zu einem mehr befenfiven und paf- 
fiven Charakter des Krieges führen, während der Mangel an Artillerie uns 
vermögen wird, bad Angriffs«, das aktive, das Bewegungsprincip vorwalten zu 
laffen. Bei ſehr zahlreiher Reiterei werben wir die weiten Ebenen fuchen 
und die großen Bewegungen lieben. In größerer Entfernung vom Feinde werden 
wir größere Ruhe und Bequemlichkeit genießen, ohne fie ihm zu gönnen. Wir 
werden fühnere Umgebungen und überhaupt breiftere Bewegungen wagen, weil 
wir über den Raum gebieten. Ein entjhievener Mangel an Reiterei vermin- 
dert die Bewegungstraft des Heeres, ohne fein Bernihtungsprincip zu verftärfen, 
wie das Uebermaß der Artillerie thut. Borfiht und Methode find alsdann ver 
Hauptcharakter des Krieges. — Ziehen wir nun noch in ein Dauptrefultat bie 
ganze Betrachtung zufammen, fo findet fi: 1) daß die Infanterie die Ha uptwa ffe 
ift, welcher die beiven andern zugeorbnet find; 2) daß man durch einen größern 
Aufwand von Kunſt und Thätigkeit in der Führung des Krieges ven Man- 
gel von Kavallerie und Artillerie einigermaßen erfegen kann, vorausgeſetzt, daß 
man dafür um fo viel ftärfer an Fußvolk ift, und daß man dies um fo eher 
faun, je befler viefes Fußvolk ift; 3) daß die Artillerie ſchwerer zu entbehren 
ift als die Reiterei, weil fie das Hauptvernihtungsprincip und ihr Gefecht mit 
dem bes Fußvolkes mehr verſchmolzen ift; und 4) daß man überhaupt, ta bie 
Artillerie im Vernichtungsakt vie ftärkjte Waffe ift und vie Neiterei die ſchwächſte, 
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immer fragen muß: wieviel Artillerie kann man ohne Nachtheil haben, und mit 
wie wenig Kavallerie kann man fidh behelfen? 

- 3) Bil man nod von mathematiſchen, geograpbifchen, ftatiftifhen 
Elementen ver Strategie reden, fo verfteht man unter ben erfteren die Winkel 
der Operationslinien, die Foncentrifhen und ercentrifhen Bewegungen, infofern 
ihre geometrifhe Natur einen Werth in der Rechnung bekommt; zu den zweiten 
rechnet man den Einfluß der Gegend als: dominirende Punkte, Gebirge, Flüffe, 
Bälder, Straßen ꝛc.; zu den legten enblid die Mittel des Unterhaltes, ver Be— 
Keivung u. f. w. — Daß man fi dieſe Elemente einmal getrennt venfe, hat 
fein Gutes, um Klarheit in die Borftellungen zu bringen und um ben größern 
oder geringern Werth biefer verſchiedenen Klaffen gleich im Borbeigehen zu ſchätzen. 
Benn man aber die Strategie nad diefen Elementen abhandeln wollte, welche 
meiftens in den einzelnen Friegerifchen Akten vielfadh und innig mit einander ver- 
bunden find, fo würde man ewig umfonft verfuden, von dieſen abftraften Grund- 
lagen vie Berbindung mit der wirklichen Welt herzuftellen. 

V. Taktik. A. Charakter des heutigen Gefechts. Die 

eigentliche Wirkungsiphäre der Taktik ift das Gefecht, die Schlacht. Aus 
venz Charakter der heutigen Schlacht geht alfo naturgemäß aud der Charakter ver 
jegägen Tattif hervor. Was thut man jest gewöhnlid in einer großen Schlacht ? 
Man ftellt fih in großen Maffen, neben und hintereinander georbnet, ruhig hin, 
entwidelt einen verhältnigmäßig nur geringen Theil des Ganzen und läßt biefen 
in einem Stunden langen Feuergefecht ſich ausringen, welches durch einzelne Fleine 
Stöfe von Sturmſchritt, Bajonett- und Kavallerieangriff hin und wieder unter- 
broden und etwas hin und her gefchoben wird. Hat diefer eine Theil fein Friege- 
riſches Feuer auf diefe Weile nad) und nad ausgeftrömt, und es bleiben von 
ihm nichts als die Schladen übrig, jo wird er zurüdgezogen und von einem an- 
dern erfegt. Auf diefe Weife brennt die Schlaht mit gemäßigtem Elemente wie 
naffes Pulver langfam ab, und wenn der Schleier der Nacht Ruhe gebietet, weil 
Niemand mehr jehen fann und ſich dem blinden Zufall Preis geben will, fo wird 
gefhägt, was dem Einen und dem Andern an Maffen übrig bleiben mag, bie 
nch brauchbar genannt werben fünnen, d. h. die noch nicht ganz wie ausge— 
brannte Bulkane in fi zufammengefallen find; es wird gefhätt, was man Raum 
gewonnen oder verloren bat, und wie es mit der Sicherheit des Rückens fteht; es 
zieben fich die Refultate mit den einzelnen Einvrüden von Muth und Teigheit, 
Klugheit und Dummheit, die man bei ſich und feinem Gegner wahrgenommen zu 
baten glaubt, in einen einzigen Haupteindrudf zufammen, aus welchem dann ber 
Entſchluß entfpringt, das Schlachtfeld zu räumen oder das Gefeht am andern 
Morgen zu erneuen. — Diefe Schilverung, die nicht ein ausgemaltes Bild der 
heutigen Schlacht fein, fondern blos ihren Ton angeben fol, paßt auf Angrei— 
fende und Bertheidiger, und man kann in biefelbe die einzelnen Züge, welche ver 
vorgejegte Zwed, die Gegend u. f. w an bie Hand geben, hineintragen, ohne 
diefen Ton weſentlich zu ändern. Es find aber die heutigen Schlachten nicht zu— 
fällig fo, ſondern fie‘ find es, weil die Parteien fih ungefähr auf demfelben 
Bunkte der friegerifchen Einrihtungen und ber Kriegstunft befinden, und weil das 
kriegerifhe Element, angefacht durch große BVolfsintereffen, durchgebrochen und in 
feine natürlihen Bahnen geleitet ift. Unter viefen beiven Bedingungen werben die 
Schlachten diefen Charakter immer behalten. — Gehen wir nun von dem Cha- 
rafter ver Schladt, von der äußern Form, im welder fie verläuft, auf ihren 
Zwei, auf ihr inneres Wefen über. 
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B. Weſen des Gefechts. 1) Jedes Gefecht, groß ober Hein, Hat feinen 
befondern, dem Ganzen untergeorbneten Zweck; dieſer Zweck lann fein: Ber- 
nihtung der feindlichen Streittröfte, Beſitz irgend eines Gegenſtandes, ber 
bloße Sieg als Waffenehre, endlich zwei oder alle drei Zwecke zufammenge- 
nommen, ever dieſer Zwede kann nur durch den Sieg erreicht werben; unter 
Sieg verfteht man aber ben Abzug des Yeindes vom Kampfplage. Der Feind ift 
dazu bewogen, wenn er bie Ueberzeugung von unferer Lieberlegenheit, fei es in 
Bezug auf phyſiſche oder moralifche Kräfte, oder auf das Terrain x. gewonnen 
hat; nur folhe Gründe können den Entſchluß des Feldherrn zum Rüdzug moti- 
viren, Aber aus Mangel an Muth oder gutem Willen innen die Truppen auch 
ohne Befehl davongehen und fo den Feldherrn zum Abzuge nöthigen. — Das 
Aufgeben des Gefechts ift alfo tie Anerkennung der augenblidlihen Ueber- 
fegenheit des Gegners und das Nachgeben in feinen Willen; der Abzug vom 
Kampfplag ift das Zeichen biefer Anerkennung, gewiffermaßen das Senken bes 
Paniers. Aber das Merkmal des Sieges entſcheidet noch nicht über feine Größe, 
Wichtigkeit und feinen Glanz. Diefe drei Dinge fallen oft zufammen, find aber 
keineswegs ibentifch. Die Größe des Sieges hängt von der Größe der Maffen, 
über die er erfochten wird, fowie von der Größe der Trophäen ab. Eroberte Gefüge, 
Gefangene, genommtenes Gepäd, Todte, Verwundete gehören dahin. Ueber einen 
fleinen Haufen fann man alfo feinen großen Sieg erfehten. Die Wichtigkeit 
eines Sieges hängt von der Wichtigkeit des Zweckes ab, der erreicht wird. Die 
Einnahme einer wichtigen Stellung fann einen an fi fehr unbebeutenden Gieg 
fehr wichtig machen. 

Der Glanz des Sieges befteht in der relativen Größe, welche die Trophäen 
zur flegenden Armee haben. — Es gibt alfo Siege von verſchiedener Art, be- 
fonders aber von fehr vielen Abftufungen. Streng genommen fann fein Gefecht 
ohne Entſcheidung, folglih ohne Sieg bleiben, aber der Sprachgebrauch und bie 
Natur der Sache will, daß man nur folde Gefechtörefultate ald Siege betrachtet, 
denen beträchtliche Anftrengungen vorhergegangen find. 

2) Ale neueren Waffen zerfallen in zwei Hauptgattungen, nämlih in bie 
Hieb- und Stoßwaffen und in bie Feuerwaffen, jene zum Handge- 
fecht, diefe zum Gefecht aus der Ferne. Beide Fechtarten, Handgefecht wie 
Teuergefecht, haben die Vernichtung des Gegners zum Zwed. Im Handgefecht tft 
biefe eine ganz unzweifelhafte; im Feuergefecht nur eine mehr oder weniger wahr- 
fcheinlihe. Aus diefem Unterſchiede folgt eine fehr verſchiedene Bedeutung beider 
Gefehtöfornen. Weil im Handgefeht die Bernihtung ganz unzweifelhaft ift, fo 
wirft auch das geringfte Uebergewicht ver Bortheile oder des Muthes entſcheidend, 
und es fucht der, welcher ſich im Nachtheil befindet, oder der ſchwächeren Muthes 
ift, fih der Gefahr durch die Flucht zu entziehen. Dies tritt bei allen Handge— 
fechten fo regelmäßig und gewöhnlich aud fo früh ein, daß bie eigentlihe Ver— 
nichtungsfraft diefes Gefechtes dadurch fehr gefhwächt wird, und feine Haupt» 
wirfung mehr im VBertreiben als im Bernichten des Feindes befteht. Sieht man 
alfo auf vie Wirkfamteit, welche das Handgefecht in der Prarts hat, fo muß man 
feinen Zwed nicht in die Vernichtung, fondern in die Vertreibung des Feindes 
fegen. Die Vernichtung wird zum Mitte. — So wie im Handgefeht urfprüng- 
(ih die Vernichtung des Feindes der Zwei war, fo ift im Feuergefecht ur— 
fprünglih die Berireibung des Weindes der Zwed und bie Bernidtung nur 
Mittel dazu, Man beſchießt ven Feld, um ihn zu verjagen und fih das Hand= 
gefeht zu erfparen. Aber die Gefahr, welde das Feuergefecht bringt, ift feine 


N. 
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ganz umbermeidliche, fonbern nur eine mehr ober weniger wahrſcheinliche; fie ift 
aljo für den finnlihen Eindrud des Einzelnen nicht fo groß, fonbern wird es 
erft Dur die Dauer und die fummarifhe Wirkung, die keinen fo finmlichen, 
alfo feinen fo unmittelbar wirkfamen Eindrud mat. Darum ift nicht durchaus 
nothwendig, daß einer ber beiden Theile fi ihr entzieht. Hieraus folgt, daß vie 
Bertreibung des Einen nicht fogleih und in vielen Fällen gar nicht erfolgt. Iſt 
died der Fall, fo muß in ber Regel am Schluffe das Hanbgefeht zur Vertrei- 
bung gebraucht werben. — Hat nun das Handgefecht den Zwed der Vertreibung, 
das Feuergefecht den der Zerftörung der feindlichen GStreitfräfte, fo ift jenes als 
das eigentliche Inftrument der Entfheidung, dieſes ald das der Vorberei— 
tung zu betrachten. Beiden bleibt aber doch aud einige Wirkſamkeit des andern 
Prineips: Das Handgefecht ift micht ohne zerftörende Kraft, das Feuergefecht nicht 
ohne vertreibenbe. 

3) Das Gefecht befteht ferner aus Angriff und VBertheipigung. Der 
Angriff ift die pofitive Abficht, die Vertheidigung die negative. Jener will den 
Gegner vertreiben, dieſe will fich bios erhalten. Aber dies Erhalten ift fein bloßes 
Aushalten, fein Leiden oder bloßes Dulden, fondern es muß durchaus mit einer 
aftiven Rückwirkung verbunden fein. Diefe Rüdwirkung befteht in ver Vernichtung 
der angreifenden Streitfraft. Alfo ift nur der Zweck, nicht das Mittel als negativ 
zu betrachten. Da aber aus der Behauptung der Stellung bei ber Bertheibigung 
von ſelbſt folgt, daß der angreifende Gegner weichen muß, fo ift troß des nega⸗ 
tiven Zweckes auch für den Bertheidiger der Abzug, alfo das Weichen des Gegners 
das Giegeszeihen. Urfprünglich ift, wegen des gleihen Zwedes, das Handgefecht 
dad Clement des Angriffs und das Feuergefecht das natürliche Element ver Ber- 
theivigung; jedoch fchliekt weder ver Angriff das fFeuergefecht, noch die Vertheidi— 
gung das Handgefecht völlig aus. 

4) Wie die Strategie den Kriegsplan, fo entwirft die Taktik ven Gefechts— 
plan, welder allein die Einheit, die Grundbedingung allen gemeinfchaftlichen 
Handelns, im Gefechte ermöglicht. Der Plan ift alfo vie Feftftellung des Zweckes 
von einem Gefechte und aller Beftimmungen, welche für das Gefecht gegeben 
werben, fei e8 vor Beginn desfelben oder während feines Berlaufes; er ift alfo 
die Einwirkung ber Intelligenz auf die Materie, Offenbar befteht aber 
ein wefentliher Unterfchied zwiſchen folhen Beftimmungen, die nothwendig vorher 
gegeben werben müſſen, ober bie ſich vorher geben laſſen auf der einen Seite, und 
folhen auf ber andern, bie der Augenblid erzeugt. Das erftere ift der Plan im 
eigentlihen Sinne, das lettere fann man die Führung nennen, 

Der Plan des’ Gefechtes beftimmt für die einzelnen Glieder, wie, wo unb 
wann gefodhten werden foll, d. b. er beftimmt Art, Zeit und Raum des Ge— 
fechtes. Sn Beziehung auf bie Art des Gefechtes giebt e8 nur zwei Unterfchiebe, 
die überall vorkommen, alfo allgemein find. Der erfte entfpringt aus ber pofi- 
tiven und negatven Abficht und gibt den Angriff und bie Vertheidigung, 
der andere aus der Natur der Waffen und gibt das fFeuergefeht und das 
Handgefeht. Streng genommen ift bie Vertheidigung ein bloßes Abwehren ves 
Stoßes, und dann gebührte ihr alfo feine anbere Waffe als der Schild. Dies 
wäre aber eine reine Negation, ein abfolutes Leiden; Kriegführen aber ift fein 
Leiden oder Dulben; ber Bertheivigung kann alfo niemals ver Begriff durchgehender 
Paffivität zu Grunde gelegt werben. Genau betrachtet ift die paſſivſte ver Waffen, 
die Feuerwaffe, immer noch etwas Pofttives oder Aftines. Aber die Vertheidigung 
bedient ſich ja ganz derſelben Waffen wie der Angriff, und auch derſelben Ger 
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fechtsformen von Feuergefecht und Handgefecht. Man muß aljo die Vertheidigung 
ebenfogut als einen Kampf betrachten, wie den Angriff. Diefer Kampf kann nur 
um den Sieg geführt werden, ver alfo eben fo Zweck der Bertheivigung wie des 
Angriffes, immer aber etwas Pofitives ift. Und doch befteht ein höchſt wejentlicher 
Unterſchied zwifhen Angriff und Vertheidigung, welcher aber auch ber einzige 
im Prineip ift: nämlich der, daß der Angreifende die Handlung (das Gefecht) 
will und in's Leben ruft, ver BVertheibiger aber dies abwartet. Dies 
Princip geht durch den ganzen Krieg, alfo auch durch das ganze Gebiet des Ge- 
fechts, und aus ihm fließen alle Unterſchiede zwifchen Angriff und Vertheidigung. 
Wer aber eine Handlung will, muß damit etwas bezweden, und biefer Zwed 
muß etwas Pofitives fein, weil die Abficht, daß Nichts gefchehe, feine Hant- 
{ung hervorrufen könnte. Der Angreifende muß alfo eine pofitive Abſicht haben. 
Der Vertheiviger nimmt aber das Gefecht an, weil er die pofitive Abſicht des 
Angreifers nicht zulaffen, d. h. zunächſt, weil er den status quo erhalten will. 
Die nothwendige Abficht des Vertheivigers ift alfo negativ. Aus diefen Gegen- 
fägen ergiebt fih alfo das Gefeg, daß man da, wo man bie Entſcheidung auf- 
halten will, vertheidigend, da, wo man fie fuht, angriffsweife ver 
fahren müfle. 

Der Plan des Gefehtes muß ferner die Wahl der aus ven Waffen her— 
vorgehenden Gefechtöformen, nämlich des Feuergefehts und des Handgefechts be- 
ftimmen. Allein dieſe beiden Formen find nicht fowohl Glieder des Gefechtes, als 
primitive Beftanbtheile desfelben. Sie find durd die Bewaffnung gegeben, gehören 
zu einander und machen zufammen erft das vollftändige Gefechtsvermögen aus. 
Aber eine Trennung dieſer beiden Elemente und ein Gebrauch des einen ohne 
das andere bleibt nicht nur möglih, ſondern fümmt auch fehr oft vor. — Für 
die Beftimmung von Zeit und Raum ift zu bemerken, daß für das Oefammt- 
gefeht die Raumbeftimmung allein der Vertheidigung, die Zeitbeftimmung dem 
Angriffe angehört. Für die letztere ift namentlich ein Moment entjcheidend, näm- 
lich die Möglichkeit eines fuccefjiven Gebrauds der Streitkräfte. 
Da der eigentliche Gefechtsplan, wie ſchon oben angedeutet wurde, nur Das feft- 
ftellen fann, was fi) in der Handlung vorherjehen läßt, fo bejchränft er fich 
meiftens auf drei Dinge, nämlih auf: die großen Umriffe, auf die Bor- 
bereitungen und auf die Einzelnheiten des Anfangs. Nur der Anfang 
fann durch den Plan wirklich ganz Feftgeftellt werben; ver Verlauf erfordert neue, 
aus den Umftänden bervorgehende Beftimmungen und Befehle, d. h. Führung. 
Natürlich ift es wünfchenswerth, die Grundſätze des Planes auch bei ver Füh— 
ung befolgt zu fehen, denn Zweck und Mittel bleiben ja viefelben; wenn es alfo 
nicht überall gefhehen kann, fo ift dies nur als eine unvermeiblihe Unvollkom— 
menheit zu betrachten. 

Vi. Kriegswiffenfchaften, Kriegsgeſchichte. Wenn aud) die Theorie 
der Kriegskunſt, wie fhon unter II. bemerkt wurde, ftrenggenommen auf den 
Namen einer Wiffenfhaft feinen Anſpruch machen kann, fo gibt es body verfcie- 
dene wirkliche Willenfhaften, deren wenigftens theilweife Kenntniß Demjenigen 
unumgänglich nöthig ift, welcher auf irgend eine Weile zur praftiihen Verwirk— 
lihung der Theorie vom Kriege berufen ift. — Wie in fo vielen Dingen bat 
auch in dieſer Beziehung der Forfhungs- und Aufklärungstrieb der neueren Zeiten 
fih dem volllommen Wahren und Nichtigen möglichft zu nähern und wenigftens 
einen großen Theil der irrigen Borftellungen früherer Zeiten auf ein vernünftiges 
Maß zurüdzuführen geſucht. Wie weit fi diefe irrigen Vorſtellungen verftiegen, 
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mag aus dem einen Beifpiele hervorgehen, daß im einem, Ende bes vorigen Iahr- 
hunderts erſchienenen, befannten mathematiihen Werte, die Geſchichte ver Kriegs: 
kunft ven zweiten Theil der Geſchichte der Mathematik bildete. Solde totale Be- 
grifftverwirrungen haben viel Unheil geftiftet, und find — wie Pönig ganz 
richtig bemerkt, — eine ber Haupturfahen gewefen, warum vie Kriegswilfen- 
[haften von denjenigen, die ihrer am Meiften beburften, jo wenig Eultivirt wur- 
den. Unter Kriegswiffenfhaften fann man jedoch nur diejenigen verftehen, 
welde fih ausichlieglih auf den Krieg beziehen; alles Uebrige, was mit dem 
Kriegführen in Verbindung fteht, gehört in das Gebiet der Hülfswiffenfchaften. 
Zu den eigentlichen Kriegswiflenihaften gehören demnach: die Rehre von dem 
Gebraude der Waffen, welhe unter dem Namen der Artileriewiffenfchaft 
die aus der Tomplicirten Zufammenfegung diefer Waffengattung entfpringenven 
wiſſenſchaftlichen Disciplinen umfaßt. — Die Lehre von der Berwendung der 
Truppen, fowohl nad) ven einzelnen Waffengattungen, als auch nach deren Ver— 
bindung untereinander. — Die Lehre von ver Öeftaltung der Erdoberfläche, 
Zerrainlehre, foweit viefelbe auf die Kriegführung Einfluß üben kann. — Die 
nenne ober höhere Taktik, oder die Lehre vom zwedmäßigen Gebraude 
der Truppen auf ven verſchiedenen Terrainformen, ihre Verwendung im Gefechte, auf 
Patronillen, Borpoften zc. An dieſe fließt fich die Lehre von der Feldbefeſtigung 
an, Endlih Die Strategie oder die Lehre von dem Gebrauche ver Märfche und 
Gefechte zur Erreihung des vorgeftedten kriegeriſchen Zieles. Diefe Lehre umfaßt 
niht nur den Dperationsplan und die Führung des Krieges im Großen, fondern 
erſtredt fih auch über das Berpflegswefen des im Felde ftehenden Heeres. 
Fügen wir nun noch die Lehre von der permanenten Befeftigung und bie 
militärifhe Baufunde, fowie die Lehre vom Angriff und ver Vertheidigung 
der feften Plätze hinzu, fo wird die Anzahl ver eigentlichen Kriegswiſſenſchaften 
erfhöpft fein. Eine jede verfelben einer genaueren Betrachtung oder eingehenveren 
Beiprehung zu unterziehen, geftattet weder der uns zugemeffene Raum, noch ent 
ſpräche es der Aufgabe des vorliegenden Werkes. Wer ſich darüber des Näheren 
belehren will, den verweilen wir auf die am Schluffe angeführten Werte. — Es 
erübrigt nunmehr noch mit kurzen Worten bes wichtigften Bildungsmittels fir ven 
Krieger jeden Ranges zu erwähnen, nämlich des ernften, eingehenden und auf- 
merffamen Studiums der Kriegsgefhichte. Sie allein vermag den in ber 
Muße des Friedens ſich theoretifch bildenden Militär vor falfchen Theorieen zu 
bewahren, da fie allein im Stande ift, die ihm mangelnde Errahrung, wenigftens 
theilmeife, zu erfegen. — 

Literatur Die. Maffe der über Krieg, Kriegäfunft u. f. w. bereits er- 
[binnen und nod täglich erfheinenden Bücher ift fo ungeheuerlich, daß wir ung 
im Nachfolgenden nur auf die in deutfcher Sprache feit Anfang dieſes Jahrhun- 
derts erfchienenen, befannteren und bemährteren Schriften beſchränken müfjen. Diefe 
find namentlih die Werke von Elaufewig, Vom Krieg), Scharnhorft, 
(Handbuch für ven Offizier), Rühle von Lilienftern (Handbud für den Of- 
faier), E. L. After (Zur Kriegstheorie), Balentini, Willifen, Rüſtow, 
Benturint, Bülow, Xylander, Beerenhorft, Deder, Brandt, Can- 
rin, Pönitz (Pz.) 2. Hörmann. 
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Krieg, Kriegärecht. 
(Politifh und völkerrechtlich.) 


V. Ginwirfungen auf ben Verkehr und auf vie 
Rechtsverbältnifie. 

VI. Rriegsmanier und Kriegsräfon. 

VIl, Berhalten gegen friedliche Bürger, jowie ge 
gen Nichtfämpfer beim Heere. 

VM. Verhalten gegen fürftliche Perfonen. 


I. Begriff und Arten des Krieges. 


1) Wo vie dee des Völkerrechts noch nicht ins Leben getreten ift, da bildet 
ber Kriegszuftand die Regel. Es unterliegt bier der Krieg noch gar keiner recht⸗ 
lihen Beurtheilung, weil ver Mafftab feiner Beurtheilung, eben die völferredt- 
liche Idee, noch fehlt. Der Krieg ift bier gleich einem bloßen Naturereigniß. Ein 
Rechtsbegriff für ihn kann noch nicht aufgeftellt werden, weil jeder Rechtsbegriff 
des Krieges ſchon einen Rechtszuſtand unter den Staaten vorausfegt. Nach feinem 
völferrechtlihen Begriffe ift nämlich der Arieg nichts anderes als eine Vertheidigung 
biefes Rechtszuftandes. 

Iſt vie Eriftenz der völferrechtlihen Idee irgendwie bedroht oder angegriffen, 
fo muß fie durch Aufbietung einer entfprechenden Gewalt gefhütt werben. Nun 

ibt es feine über den Staaten ftehende, richterlihe und vollziehende Gewalt. 

war bat man die Geſammtheit der umter demfelben Völkerrecht lebenden Staaten 
als verpflichtet zur Aufrechthaltung des ihnen gemeinfamen Rechts zu betrachten. 
Sie bilden ein rechtlihes Ganzes, deffen Verlegung, wenn fie auch zunächſt nur 
einen feiner Theile trifft, feinem feiner Theile gleichgültig fein darf. Es gebricht 
aber diefem Ganzen an einer förmlihen Drganifation für den Rechtsſchutz; ver 
verlegte Staat kann fein Organ der Gefammtheit der Staaten zu feinem Schutze 
aufrufen. Deßhalb muß der verlegte Staat fich felbft als das nächſte und natür⸗ 
lihfte Organ des Ganzen anfehen und im Namen der Gefammtheit zur Berthei- 
digung bes Rechts fhreiten. Er bleibt fo lange im Rechtsbegriffe des Krieges, ala 
er den Krieg in der That im Interefje des VBölkerrehts und in dem Sinne eines 
Drganes des völferrechtlihen Ganzen führt. 1) 

Das Recht des Staates zum Kriege folgt hiernach aus der Abweſenheit 
eines Organes, dem bie Geſammtheit der Staaten bie Entſcheidung über inter- 
nationale Rechtöftreitigfeiten und die Durchführung des Rechtsſchutzes übertragen 
hätte. Dies unterfheidet den bürgerlihen Zuftand vom völkerrechtlichen. Im bür- 
gerlihen Zuftande fann fi der Berlegte an eine Obrigkeit wenden, um von ihn 
Rehtsfhug zu verlangen: deshalb ift ihm die Gelbfthülfe regelmäßig verboten. 
Ausnahmsweiſe fann er in bemjenigen Yale, wo bie Obrigkeit gar nicht oder 
doch nicht rechtzeitig zu fügen vermag, zur Selbſthülfe ſchreiten. In diefem Falle 
aber befinden fi die Staaten immer: und fo wird für fie basjenige Recht zur 
Regel, welches für die Privaten nur Ausnahme ift. 

2) Unter einem öffentlihen Kriege verfteht man jeden mit Waffenge- 
walt geführten Kampf unabhängiger Mächte. Er bildet den Gegenfag zum Kriege 
ber Privatperfonen, zum Duell, zum Laflofrievensbrud. Den Krieg der 
Staatögewalt gegen die” Unterthanen bat man mitunter, weil hier Staat und 
Private einander gegenüberftehen, einen gemiſchten Krieg genannt. 


— —— — — 


1) Vgl. Schleiermacher, Chriſtliche Sittenlehre, Berlin 1843, Seite 273. folg. Johann 
Gottlieb —X Staatslehre, Berlin In, Seite 38 folg. — 


1. Begriff und Arten des Kriege. 

11. Gũtliche Verſuche, um ven Krieg zu ver 
meiden. 

11. Bereingelte Sewaltmaßregeln. 

IV. Rriegserflärung. 
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IR der öffentliche Krieg in dem rechtlichen Formen begonnen worben, fo gibt 
er wicht nur der im Rechte, fondern aud der im Unrechte befindlichen Partei alle 
Befugniffe, welde das Völkerrecht Mriegführenden Mächten zuſpricht. Allerbings 
vermag das Bölterreht die Merkmale der Gerechtigkeit eines Krieges zu beſtimmen 
und die Frage zu beantworten, welche der beiden Parteien im Rechte und welche 
im Unrechte ſei. Weil aber fein Richter über den Staaten fteht, der über vie Ge- 
rechtigfeit des Krieges zu entſcheiden hätte, fo entſcheidet jede der kämpfenden Bar- 
teien hierüber nach eigenem Gewiſſen; jebe nimmt demnach die Vermuthung der 
Gerechtigkeit, jede die Befugniffe der völferrehtlih geregelten Kriegführung im 
gleicher Weife für fih in Anſpruch. 

3) Auch der Straftrieg fcheint auf dem erftew Anblick völkerrechtlich ftatt- 
haft zu fein. Denn die Strafe ift ja ebenfalls ein Aft ver Gerechtigkeit. Und ber 
verbrecherifch verlegte Staat fcheint, in Ermanglung einer über den Parteien fte- 
henden Macht, nit blos zur eigenmächtigen Durchſetzung feiner Forderung auf 
Erjag und auf Sicherheit für die Zukunft, ſondern aud zur eigenmäch⸗ 
tigen Auferlegung einer Strafe befugt zu fein. Allein fo wenig man dem bürger- 
lihen Individuum in jenen Fällen, wo die Rechtshülfe des Staates fehlt, das 
über die Rechtsvertheinigung hinausgehende Strafreht einräumen fanır, fo wenig 
fann man ben Staaten ein Strafrecht gegen einander zugeftehen. Auf dieſem Wege 
fönnte nie Gerechtigkeit, fondern nur Auflöfung aller Rechtsverhältniſſe erfolgen, 
Einerfeits können die Staaten, als blos juriftiihe Perfonen, micht felbft geftraft 
werben, und der reine Straffrieg würde demnach zu einer Raubmörderei gegen um- 
fchuldige Private werden müſſen. Anbererfeits ift e8 mit dem Grumbfage, bei jedem 
Stante den guten Glauben an fein Recht zu vermuthen, völlig unvereinbar, daß 
ein Staat über den andern fich eine Strafgerichtsbarteit beilege. 

4) Ein Aufftand der Unterthanen eines Staates gegen ihre Stantögewalt lann 
zum Bürgerfriege werben. 

So lange der Aufftand nur den Charakter einer beſchränkten Empörung trägt, 
wird die Staatsgewalt den Empörern die Rechte einer Friegführennen Macht na- 
türlih nicht einränmen; fie wird ihnen mit Polizeimaßregelm entgegertreten, wird 
fie mit bürgerliden Strafmitteln züchtigen und wird fie mweber im bewaffneten 
Kampfe, nod nad ihrer Gefangennehmung wie rechtmäßige Feinde behandeln. 
Anders aber gefaltet fi die Sade, ſobald die vorgefchrittene Empörung die ganze 
Nation in entgegengefeste Parteien fpaltet uud die Partei der Empörer mit einer 
organifirten kriegeriſchen Macht auftritt. Wenn bier die Stantögewalt die Auf- 
ftändifchen nicht nad den Regeln des Kriegsrechtes, fondern wie Verbrecher be- 
banteln wollte, fo würbe fie die Gräuel des Bürgerkrieges in unberedhenbarer 
Weiſe freigern; fie würde fofort von Seiten der Empärer Reprefjalien erfahren und 
am ihren eigenen Parteigängern eine Erwiederung der fchimpflihen Mafregeln er- 
leben, die fie über bie Mitglieder des Heeres der Aufftänpifchen verhängt bat. 
Die Anerkennung des Kriegsrechtes in Bürgerfriegen wird alfo — felbft Schmalz, 
Bölferredht Seite 217 gibt e8 zu — ſchon durd die Klugheit geboten. Sie ift 
aber auch ein Gebot der Gerechtigkeit. Denn ohne grobe eigene Schuld der Re- 
gterung kann e8 in feinem Staate Bis zum fürmlichen Bürgerfriege kommen; und 
ift es wirflih Bis dahin gekommen, fo tft auch die Regierung nicht mehr befugt, 
nur auf Seiten des Aufftandes die Schuld zu ſuchen und bie Empörer ſchlechtweg 
als Berbrecher zu behanveln. 

Niemals aber darf dieſe Auffaffung zur Entſchuldigung gemeiner Verbrechen 
ansgebeutet werben, Den Räuberbanden, wie groß fie fein mögen, Tann ber 
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Staat nie den Krieg mahen, fondern er kann fie nur polizeilich und ſtrafrechtlich 
verfolgen. Auch die Theilnehmer eines politiſchen Bürgerfrieges haben nur foweit 
eine Anwendung des Kriegsredhtes zu erwarten, als fie ſich felbft an die Regeln 
des Kriegsrechtes binden und als fie ſich Feiner gemeinen Verbrechen ſchuldig 
machen. 

> Man unterfheidet ven Angriffsfrieg und den Vertheidigungs— 
frieg. Häufig verbindet man mit biefer Unterfheidung den Sag, nur Ber- 
theidigungsfriege feien gerecht, Angrifisfriege ungerecht. Diefer Sat ift richtig oder 
falfh, je nachdem man den Unterfchied des Angriffsfrieges und des Vertheidi— 
gungskrieges faßt, ob innerlih oder äußerlich. 

Bezeichnet man nämlich denjenigen als Angreifer, der zuerft das Recht ver- 
legte, fo ftellt fi die Gerechtigkeit allerdings ausſchließlich auf die Seite des 
Bertheidigers. Bezeichnet man dagegen venjenigen ald Angreifer, der zuerft zu den 
Waffen greift, fo ift aufzuftellen: Erſter Angriff ift nicht erfte Rechtöverlegung. 
Der Krieg ift der Proceß unter Staaten, der erfte Angreifer ift der Kläger, bie 
Klage aber fest eine erlittene Rechtäverlegung voraus, Wider ben zuerft die Waffen 
ergreifenden Staat gilt ebenfowenig die Bermuthung der Rechtswidrigkeit, als wider 
einen bürgerlichen Kläger. Wird ein Staat in feinen Rechten bedroht, fo darf er 
angreifen, um ſich zu vertheibigen. „Justum est bellum, quibus est necessa- 
rium, et pia arma, quibus nulla nisi in armis relinquitur spes*.?) Ws Darius 
für taufend Talente einen Mörder gegen Alerander gedungen hatte, verkündigte 
Alerander ihm den Krieg in einem Briefe, der mit den Worten ſchloß: „Ich weife 
alfo nur den Krieg zurüd, ich beginne ihn nicht.“ 3) Dasfelbe hätte Friedrich bei 
Beginn des fiebenjährigen Krieges jchreiben können. 

6) Der Ausprud Bernihtungstrieg wirb in einem zweifadhen Ginne 
genommen. 

Erftlich Heißt Vernihtungsfrieg ein Krieg, in welchem alle einzelnen Mit- 
glieder des einen Staates die des anderen Staates, wo immer möglich, zu ver- 
folgen und zu vertilgen fuchen. Ein folder Krieg ift ſchlechthin unfittlih und wider 
das Völkerrecht. Nach dem wahren Begriffe des Krieges darf es im Kriege nie 
darauf abgejehen fein, Einzelne als ſolche zu verlegen oder zu töbten; es ift dar— 
nad vielmehr immer ald zufällig anzujehen, wenn im Kriege eine Mehrzahl Ein- 
zelner das Leben einbüßt. Es foll durch den Kriegszwang das Recht vertheidigt 
werben; dies ift die Abſicht, nicht die Tödtung der einzelnen Menſchen, weldye 
nur ald eine unvermeidliche aber gern vermievene Folge erfceint. 4) Kein gebil- 
deter Staat kann und wird feinen Unterthanen befehlen, bie Unterthanen eines 
anderen Staates zu verfolgen und zu töbten. Es find bie Staaten felbft, die ſich 
im Kriege gegeneinander bewegen, und zwar vertreten durch ihre beiverfeitigen 
Heere, Nicht einmal ohne weiteres auf das Leben ver einzelnen Golvaten, ganz 


2) Livius lib. IX. cap. X. j 

3) Curtius Rufus, De rebus Alexandri Magni: »Repello igitur bellum, 
non infero,“ 

4) Fichte fagt in feiner übermäßig draftiichen Weife: „So läßt fi auch die neuere Art, 
mit Kanonen und anderem Schiefigewehr Krieg zu führen, anfeben. Es ift nicht Zweck durch die 
Kugeln zu tödten, fondern nur den Feind von den Pläpen abzubalten, wo diefelben fallen. Geht 
er dann doch dabin, fo ift es feine Echuld, wenn er von der nicht gerade auf ibn gerichteten 
Kugel fällt.“ Das Einzige in unferer neueren Kriegführung, was Fichte fehlechthin fir rechts⸗ 
widrig (7) bält, find „die Scharfſchützen, die im Dickicht auflauern und, kaltblütig und ſeibſt 
— Einzelnen wie nach einer Scheibe zielen.” Siehe Fichte, Naturrecht, Band 11, 
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und ai nicht auf das Leben der einzelnen Unterthanen, die vielmehr außerhalb 
der Grenzen der Gewaltanwendung bleiben, darf es abgefehen fein. Der krieg— 
führende Staat will fein Recht, nicht aber das Blut der Unterthanen des anderen 
Staates. Der einzelne Menſch, kraft feiner unendlichen Perfönlichfeit, geht nicht 
in den Staat auf; er darf nur in foweit vom gegnerifhen Staate angegriffen 
werben, als er ſich mit feinem eigenen Staate gleihfam identificirt, in deſſen 
Namen kämpfend auftritt und alfo felbft bezwungen werben muß, wenn man feinen 
Staat bezwingen will. 

Zweitens heißt Vernichtungskrieg ein Krieg, deſſen Ziel die Vernichtung 
des anderen Staates felbft ift, d. 5. feiner felbftändigen juriftifhen Perſönlich— 
keit. Auch ein folder Krieg läßt fi in der Regel nicht, wenngleih ausnahme- 
mweife, billigen. Mit Unrecht erflärt Fichte die Vernichtung ber juriftifhen Perſön— 
lichkeit des gegnerifhen Staates, feine Unterjohung, für die eigentlihe Aufgabe 
jedes Krieges. Die ganze Aufgabe des Krieges ift Erlangung des Rechts, ver- 
bunden mit Sicherheit für die Zukunft. Sein Recht aber muß man von 
ver feindlihen Macht ſchon erlangen können, wenn man fie bis zu einem gewiffen 
Grade, der noch nicht die Vernichtung ift, geſchwächt hat. Nun läßt ſich allervings 
denfen, daß mır die Bernihtung des feindlichen Staates Sicherheit für die 
Zufunft böte, wenn berfelbe bereits gezeigt hat, daß er feine Angriffe immer 
ernenert, fobald fich feine Kräfte erneuert haben, In dieſem äußerſten Falle ift 
allerdings gegen ihn das Ceterum censeo am Orte, fo gut als ein Privatmann 
den andern töbten barf, wenn ihm gegen deſſen Angriffe kein anderes Sicherungs- 
mittel übrig bleibt. 

11. Gütliche Berfudhe, um den Krieg zu vermeiden. Nur 
derjenige Staat hat die Vermuthung für ſich, daß er einen gerechten Krieg führe, 
der die Zwiſchenſtufen nicht überſpringt, auf welchen ein internationaler Streit 
auch ohne Gewalt beigelegt werden kann. 

1) Hierher gehört die Unterhandlung mit der Gegenpartei. Iſt das 
Unrecht der Gegenpartei nicht dergeſtalt offenbar, daß man es für ein böswilliges 
halten muß, ſo hat man die Pflicht, ſie wo möglich erſt von demſelben zu über— 
zeugen. Dies thut man, indem man ihr Urkunden über das eigene Recht, oder 
auch Rechtsausführungen und Rechtsgutachten zuſendet. Vor Allem hat man der 
Gegenpartei das ganze thatſächliche Verhältniß durchſchtig zu machen, weil Irr— 
thümer in der rechtlichen Beurtheilung oft nur in einer verworrenen Anſchauung 
des Thatſächlichen wurzeln; dann aber hat man ihr auch eine klare und ſchlüſſige 
Darlegung ſeiner Rechtsanſicht mitzutheilen. 

Der völlerrechtliche Grundſatz der Gleichheit der Staaten gibt den Archiven 
ber beiden ſtreitenden Staaten gleiche Glaubwürdigkeit. Stimmen nun die Ur- 
funden der Archive der beiden Staaten nicht überein, fo kann allerdings jeder von 
ihnen ſich ausfchließlih an den Tert der Urkunden feines Archives halten. Allein 
ein amfrichtiges Streben der Wahrheit und des Friedens wirb dennoch feine un- 
widerleglihe Vermuthung für die Richtigkeit der eigenen Urkunden aufftellen und 
daher eine Prüfung abweichender Urkunden des Gegners nicht abweifen. 

2) Die Unterhandlung unter den Parteien jelbft fann leicht ihres Zieles ver- 
fehlen. Jede Partei wird die Unbefangenheit und Unparteilichkeit der Debuftionen 
der Gegenpartei bezweifeln. Alsdann werden die ftreitenden Staaten, wenn fie 
aufrichtig eine gütlihe Beilegung des Streites wünſchen, durch weitere Schritte 
die Meinungsäußerung unbefangener Dritter aufzurufen fuchen. Sie 
werden an die öffentlide Meinung ber gebildeten Völker appellicen, 
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indem fie ihnen ven fchwebenden Rechtöftreit vorlegen, Wird nämlich die gebildete 
Welt gehörig von einer fo wichtigen Angelegenheit unterrichtet, fo kaun eine freie 
Preſſe die Sache vergeftalt geiftig verarbeiten, daß ſich ein feſtes und durch nichts 
mehr irre zu machendes Urtheil ver Völker über dieſelbe bildet. Wird aber dies 
erreicht, fo gehörte Uebermuth und Frechheit dazu, den Kampf trog bes konſta⸗ 
tirten Berwerfungsurtheild der Völker zu beginnen. 

Die ftreitenden Theile können aud geiftige Einflüffe dritter Staa- 
ten beranziehen, indem fie deren gute Dienfte ober garihre Bermittelung 
annehmen. So lange auf die Ueberzeugung erfolgreich eingemwirkt werben kann, muß 
die Gewalt noch ruhen. Selbft während des Krieges und in jedem Gtabium des⸗ 
felben, befonvers wenn Bortheile errungen worben find, muß man immer wieder 
die Bereitwilligteit zeigen, von der Gewalt abzuftehen und auf ven Weg ber Ber- 
ftänbigung zurädzulehren. 

3) Droht gar kein baldiger Rechtsverluft, fondern könnte nur in anbeftimmter 
Zukunft das Schweigen und Geſchehenlaſſen eine dem Rechte nachtheilige Deutung 
erfahren, fo kann man e8 bei einer ordnungsmäßig erklärten Rechts— 
verwahrung (Protestatio facto contraria) bewenden laſſen. 

Um ſich nicht einer dritten Macht als Schiebsridterin zu unterwerfen und 
dennoch ein über den Parteien ftehenves Drittes, von dem eine ünparteiiſche Ent- 
fheivung ausgehen könne, zu gewinnen, haben bie ftreitenden Parteien mitunter 
ven Zufall (vas Loos, den Zweifampf) zum Richter gemadt. Die Anwen- 
dung biefes von der Einwirfung der Bernunftgründe völlig unabhängigen Ent: 
ſcheidungsmittels ift aber ungeeignet, ſobald es fih um namhafte Rechte und In- 
tereffen handelt. Sie kommt auch im ber Neuzeit nur noch bei geringfügigen Dingen, 
z. B. bet NRangftreitigleiten, vor. 

Iſt Nachgibigleit mit der Ehre des Stantes unter den obwaltenden Um— 
ftänden vereinbar, fo mag man fi zu einem Vergleiche herbeilaffen, fei es im 
eigner und alleiniger Verhandlung mit dem Gegner, fei es unter Mitwirkung 
einer britten Macht. . 

4) Die Parteien können fi endlich auch einem Schiedsfprud unterwerfen. 
Ein folder unterfheivet fih von dem Urtheil eines ftaatlichen Gerichtes dadurch, 
daß er nicht von einer obrigfeitlihen Behörde, fondern von vertragsmäßig einge» 
festen (kompromiſſariſchen) Richtern kommt und fid daher für die unter keiner Ge— 
vichtsbarfeit ftehenden Staaten eignet. Er unterſcheidet fich femer vom Bergleidhe 
dadurch, daß er keine Nachgibigfeit, kein partielles Aufgeben des Rechts auf Seiten 
einer Partei vorausfegt, fondern für beide Parteien eine Entſcheidung nad dem 
firengen Rechte ift und fo die völferrehtliche Gleichheit beider Parteien wahrt. 

Grundlage eines Schiedsſpruches ift immer ber Bertrag, durch ven bie 
Parteien das Schievsgericht eingefegt und mit richterlichem Anfehen befleivet haben. 
Nach dem Inhalte diefes Vertrages richtet ſich ſowohl die Art der Zufammen- 
fegung und des Verfahrens des Schiedsgerichtes, ald das Maß der Verbindlich- 
keit des Schiedsſpruches. Wo die Beftimmungen des Vertrages Lüdenhaft find, darf 
fi) das Schiedsgericht, jevod nur mit VBorfiht, zur Ergänzung an die Regeln 
des römischen Kompromifies anlehnen: Dig. IV. 8. De receptis, qui arbitrium 
reeeperunt, ut sententiam dicant. Cod. Il. 15. De receptis arbitris. 

Zu Scievsrichtern kann man fowohl Brivatperfonen, ale auch Sou= 
veräne wählen. Erftere haben felbft zu entſcheiden; Iettere pflegen hie Entjchei- 
— ſachkundigen Vertrauensperſonen zu übertragen und fie dann ſelbſt nur zu 
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Die Sciebörichter follen ven Streit mit gleichmäßiger Berückſichtigung ber 
Rechte beider Parteien erledigen. Schon ihre Wahl muß Hierfür eine Bürgfchaft 
bieten. Darum ift es angemefjen, falld man fi über eine einzige Perfon, bie 
das Ganze allein entſcheiden fol, nicht einigen kann, daß jede Partei eine gleidhe 
Zahl von Schiedsrichtern für das Kompromig ernenne, So wirb freilih das 
Schiedsgericht aus einer geraden Zahl von Richtern zufammengefegt werben. 
Dadurch entfteht die Möglichkeit, vaß bei ver Entſcheidung der den Streit betref- 
fenden Fragen, ftatt der erforverlihen Stimmenmehrheit, Stinunengleihheit eintrete. 
Diefe Möglichkeit liegt fogar ziemlich nahe; denn in ben zweifelhaften Fällen 
werben die Schiedsrichter, auch bei ernftem Streben nah Wahrheit und Gerech— 
tigfeit, zu Gunſten derjenigen Partei, von der fie ernannt worden find, zu ftim- 
men geneigt fein. Aus biefem Grunde pflegt der Vertrag den Schievsrihtern das 
Recht einzuräumen, bei Stimmengleihheit einen Obmann (Superarbiter) zu er: 
wählen. Mitunter wird dies Recht zur Ernennung bes Obmannes auch einer 
britten Macht, zu deren Unparteilichfeit beide Parteien volles Vertrauen haben, 
übertragen. Keine Anwendung auf das Bölferrecht leidet aber die Beftimmung ver 
L. 17. $. 6. D. de receptis, wonad die Schiedsrichter au dann, wenn bie Gar 
teien im Bertrage auf das Bedürfniß eines Obmannes feine Rückſicht genommen 
baben, zur Wahl eines folhen ohne Weiteres beredtigt und fogar verpflichtet fein 
follen. 

Der Schiedsſpruch ift nichtig, wenn bie Schiedsrichter die ihnen durch ben 
tompromiffariichen Bertrag übertragene Vollmacht überſchritten oder ihren Sprud) 
erft nach Ablauf ver ihnen durch die Vollmacht vorgefchriebenen Frift gefällt haben. 
Er kann von ver einen Partei angefochten werben, wenn bie andere Partei fid) 
eine Beftehung ber Schiedsrichter erlaubt hat, oder wenn die Gunſt oder Feind- 
ſchaft der Schiedsrichter für oder gegen die eine Partei ganz augenfällig ift. 
Wollte man aber eine Anfechtung des Schiedsſpruches wegen mangelhafter Be- 
grünbung desſelben zulafien, jo würde man ven kompromiſſariſchen Vertrag ent« 
feäften und das Schiedsgericht feines Anfehens und Werthes berauben. 

Sind die Kompromittenten wegen einer Strafe Übereingelommen, bie derjenige 
zahlen folle, der fih dem Schiedsſpruche nicht fügen merbe: fo kommt es, 
nad unferer Meinung, auf den näheren Inhalt des Vertrages an, ob die Abtra- 
gung biefer Strafe, wie nad römiſchem Rechtes), von ber Erfüllung des Schieds— 
fpruches befreien, oder ob die Erfüllung no außerdem eintreten foll. 6) 

Ein ſtarker moralifher Antrieb zur Erfüllung des Schiedsſpruches liegt ſchon 
in der Scheu, das feierlide Erkenntniß felbftgewählter Richter zu mißachten. Hat 
man aber mächtigen Staaten die fchiebsrichterlihe Entſcheidung Übertragen, fo 
wird bie Furcht vor beren materieller Macht als ein zweiter Antrieb hinzutreten. 

Es ift eine traurige Thatſache, daß die Beilegung völferrechtliher Streitig- 
feiten durch Schiedsgerichte in neuerer Zeit, wo höhere Bildung und die gewaltig 
gefteigerten, durch den Krieg fo ſchwer bedrohten inbuftriellen und kommerciellen 
Jutereſſen mit fo viel lauterer Stimme dazu mahnen, gar felten geworben find.) 

Die Griechen tannten eine Bernfung an eine befreundete Stabt, die Römer 
hatten ihre Reciperatio, im Mittelalter waren Papft und Kaifer natürliche Schiebe- 


5, L.2. L. 11. 8. 3. D. h, t. L. 1. Cod, eod. 
64 Heffter nimmt ſchlechtweg das Peptere an. 
) Klüber $ 318, Note a: Ge moyen a été entiörement neglig6 depuis plusieurs 
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richter, und es famen nech zahlreihe Schiedsſprüche auf anderem Wege zu Stande. 
Dagegen hat die Neuzeit faft immer nur vie Gewalt entſcheiden Lafjen, wobei es 
freilich nit an fentimentalen Manifeften fehlte, in denen die Betrübniß über vie 
traurige angeblihe Nothwendigkeit des Krieges ausgefproden wurde. Freilich iſt 
die Einfegung eines Schievsgerichtes im Augenblide des Streites und der Erhigung 
ver Parteien felten zu erwarten, am wenigjten von einer überwiegend ftarfen 
Macht. Wir empfehlen daher angelegentlih zur Nachachtung den neuerlich ge- 
machten Vorſchlag, jedesmal gleih bei der Abſchließung eines Staatenvertrages 
Beftimmungen zu treffen, wie etwaige Streitigfeiten über den Vertrag gefchlichtet 
werben follen. 

III. Bereinzelte Gewaltmaßregeln Sind gütlihe Verſuche 
fruchtlos geblieben, fo bleibt nur der Weg ber Gewalt übrig. Aber aud die 
Gewalt hat Stufen. Ihre Aufgabe ift in der Regel nur die Aufhebung einer be- 
ſchränkten Unbill oder eines befhränften Unrechts. Diefe beſchränkte Unbill oder 
dieſes beſchränkte Unrecht läßt fich vielleicht noch durch eine entſprechende beſchränkte 
Gewalt aufheben, mit welcher im Uebrigen ein friedliches Verhältniß zufammen 
beftehen kann. Darum gebietet der Geift des neueren Völkerrechts, der überall den 
frievlihen Normalzuftand je weit als mögli zu erhalten ftrebt, daß man fid, 
wenn bie Umftände dazu geeignet find, mit der Anwendung von Retorfionen 
und Repreffalien begnüge. Die Behandlung dieſes häkligen Gegenftandes bleibt 
einem befonderen Artikel vorbehalten. Ueber dag Embargo, das ebenfalls als 
vereinzelte Gewaltmaßregel ſchon vor der Kriegserflärung eintreten kann, verweifen 
wir auf den Artifel Seekrieg. Hier möge nur, zur Ergänzung unferes Artikels 
Blofade, ein Wort über fogenannte Friedensblofaden Plag finden. Durch 
diefe will man ohne Krieg den Handelsfdiffen jowohl der gegnerifchen Nation, 
als ver neutralen Nationen nidt blos das Auslaufen aus den Häfen des Geg— 
ners, fondern auch das Einlaufen in viefelben bei Strafe der Konfisfation 
verbieten. Das Blokaderecht ift aber nur ein Recht wirklicher Kriegsführung. Es 
fteht Niemanden zu, der nicht offenbar Krieg führt. Friedensblokaden find ein 
ſchnöder Eingriff in die Rechte der Neutralen und brauden von ihnen nicht ge- 
achtet zu werben, Die erfte Friedensblofade wurde 1836 von England an den 
Küften von Neu: Granada geübt. Zwei Jahre darauf brachte Frankreich viefelbe 
Mafregel zur Anwendung, um Schadenserfag in Mexiko und einen Hanbelsver- 
trag in Buenos-Ayres zu erlangen. Doch blieb ver Proteft der Neutralen, bejon- 
derd der Hanfeaten, gegen dieſe ungebührliche Neuerung nit aus. Sie machten 
geltend, für alle Mächte, vie fein Intereffe dabei haben, daß der Dreizad Nep- 
tung noch drüdender werde, ſei es von der größten Wichtigkeit, daß die Blokade 
nur als äußerſte Kriegsmaßregel, nicht aber als ein Mittel nachdrücklicherer Unter 
handlung zur Anwendung fomme In der That babe bis jegt nur die äußerfte 
Nothwendigkeit Maßregeln gerechtfertigt, welche den Dritten nachtheiliger find als 
den Kriegführenden felbft. 

IV. Kriegserflärung.*) Das Recht der Kriegsführung ift 
ein Ausflug der Souveränität. Ohne Weiteres fteht e8 daher nur der fouverä- 
nen Staatsgewalt zu. Ob diefe Gewalt auf legitimem oder auf illegitimem 
Wege erlangt fei, macht feinen Unterſchied, d. h. man darf fid deshalb, weil ber 
Gegner nicht legitimer Herrfher ift, von der Beobachtung der Regeln des Kriegs— 
rechts nicht entbunden glauben. Die fouveräne Staatsgewalt kann das Recht der 


*) Bol. auch Abſchnitt I. des vorhergehenden Artikels, 
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Kriegsführung einem Stellvertreter, einem Statthalter, felbft einzelnen Korporatio: 
nen, 3. B. Handelskompagnieen, übertragen. 

Von dem Rechte der Entſcheidung über Krieg und Frieden muß man 
das Recht der Ariegserflärung wohl unterfcheiden. 8) 

Die Entfheidung über Krieg und Frieden braucht felbft in Monar— 
hieen, mit Ausnahme ver abfoluten, keineswegs ausſchließlich in die Hand bes 
Staatsoberhauptes gelegt zu fein. Soll nämlidy ein Krieg mit der ganzen Kraft 
der Nation geführt werben, fo muß er auch aus dem Willen der Nation hervor: 
gegangen fein. Ein Krieg auferlegt überbies der Nation die außerorventlichften 

aften und Opfer, und es ift wohl keine ungebührlihe Forderung, daß fie viefe 
nur mit der Zuftimmung ihrer Vertreter übernehme, Die Entſcheidung über Krieg 
und Frieden allein durch das Staatsoberhaupt ſetzt endlich das Land der Gefahr 
aus, durch die Beichränktheit oder Leidenfchaftlichkeit eines einzelnen Mannes in 
unangemeffene und verberblihe Kriege geftürzt zu werben. 

Die Kriegserflärung ift dagegen eine friegerifhe Mafregel, vie, wie bie 
ganze Kriegsführung, im Intereffe der Schnelltraft des infchreitens und ber 
Einheit des Handelns einer einzelnen Perfon, dem Staatsoberhaupte, anzuver- 
trauen ift. 

Selbft wenn ein Krieg von der Stantsgewalt als nothwendig erkannt worden 
ift, erfordert doch die Achtung vor dem Bölferredhte, vie Achtung vor dem Ber- 
trauen, mit welchem vritte Mächte und vielleicht felbft die zu befriegende Macht 
ven frievlihen Verkehr noch fortfegen, eine beliebig geftaltete, aber unmißverftändliche 
Kriegserflärung. Diefer durd die Praris der neueren Zeit allerdings erjchütterte 
Rechtsfag ruht auf den beften Gründen. Es ift angemefjen, daß der Staat bie 
Eröffnung der Feinpfeligkeiten durch eine befondere Erflärung motivire Es ift 
von hoher Bedeutung, daß die frienlihen Berhältniffe in der Form Rechtens 
aufgehoben werben und daß der Staat durch gewiffenhafte Beobachtung biefer Form 
fundgebe, es handle ſich nit um rohe Gewalt, jondern um Erlangung des Rechts 
durch rechtmäßigen Krieg und e8 folle das Band des Rechts aud während des Krieges 
erhalten bleiben. Alles Gefühl ver Sicherheit und Zuverficht würde aus dem 
internationalen Verkehre verfhwinden und bie Herrfchaft der Furt und Beſorgniß 
an deſſen Stelle treten, wenn man jeden Yugenblid einen völlig unangefünbigten 
Krieg zu gewärtigerr hätte. Beſonders muß die Kriegserflärung den ſich noch im 
Staate aufhaltenden Fremden die Möglichkeit geben, ihre Perfon und ihr Eigenthum 
rechtzeitig zu fichern. Die Wichtigkeit der Kriegserflärung liegt endlich auch darin, daß 
man durch diefe ſcharfe Abgrenzung von Krieg und Frieden mit Bejtimmtheit erfährt, 
ob man gewifje Handlungen für gefeglide Kriegshbanp- 
lungen oder für Berlegungen bes Völkerrechts halten 
foLll, was zu wiſſen bei der Entſcheidung über Forderungen des Schadenserſatzes 
nothwendig ift. 9) 

Eine hohe Achtung vor der Heiligkeit des Rechts gibt fich im der feierlichen Form 
fund, in der die Römer während ber älteren Zeit vom gegnerifhen Staate zunächſt 


8), Diefen Unterſchied betont Pinheiro-Ferreira, indem er die Verwifchung desielben 
bei Martens $. 264 rügt. 

9%) Schmalz, welher zugibt, daß die Kriegserflärung immer noch die Megel des Völker 
rechts fei, bemerft Seite 222: „Man bat oft über den Anfang der Reindfeligfeiten ohne förm— 
lihe Kriegserklärung fich befchwert und in nachfolgenden Friedengunterbandlungen weder Er u 
Zune noh Beute, vor derfelben gemadt, für rechtmäßig anerfennen 
wollen,‘ 
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ihr Recht forderten, dann unter Anrufung der Götter die Rechtsverweigerung konſta⸗ 
tirten und enblid dur den Wurf einer mit Eifen beſchlagenen, angebrannten und 
blutigen Lanze in das jenfeitige Gebiet den Krieg für eröffnet erflärten. 19) 

Auch die europälfhen Staaten des Mittelalters beobachteten gewiſſe feier- 
liche Formen ver Kriegserflärung. Diefe Gewohnheit erhielt ſich bis in das fieb- 
zehnte Jahrhundert. Die Erklärung erfolgte durch Waffenherolde, bie eine ähnliche 
Thätigkeit übten wie bie römifchen Fecialen. Als letztes BVeifpiel einer Anwendung ver 
Baffenherolde nennt Voltaire!) die 1635 erfolgte Kriegserflärung Frantreihs an 
Spanien. Martens macht auf die in gleicher Form erfolgte, noch fpätere Ariegserflä- 
rung Dänemarks an Schweden von 1657 aufmerffam. 12) 

Die Neuzeit hat mit der Abftreifung aller feierlichen Formen der Kriegs: 
erflärung offenbar der wohlbegründeten Sache felbft Abbruch gethan. Eine Pro- 
Hamation des Krieges, eine Benachrichtigung des Gegners von ber bevorftehenven 
Eröffnung der Feindfeligkeiten hält man nicht mehr für nöthig, Man glaubt fich 
auf ven Erlaß von Manifeften im eigenen Lande beſchränken zu bürfen, in ber 
Borausfegung, daß fie dem Gegner nicht unbelannt bleiben werben. Dies könnte 
allenfalls genügen, wenn die Manifefte, was nicht der Fall ift, ven Zeitpunkt des 
beginnenden Krieges immer genau feftftellten. Offenbar bot die ältere Sitte dem 
Rechte eine ftärtere Gewähr, und vie Rückkehr zu verfelben muß, abgefehen von den ver- 
alteten Formen, als eine Forderung ber fortfchreitenden Entwidelung des Völler⸗ 
recht? ausgefprochen werben. Mögen immerhin gegenfeitige Reprefialien den Ueber- 
gang zum Kriege zu einem ganz allmäligen machen, mögen bei dem gegenwärtigen 
lebhaften Berfehre der Staaten und ver gefteigerten Deffentlichkeit die Rüftungen 
bes einen Theils dem andern nicht leicht verborgen bleiben: bie präcife Feftfegung 
des Anfanges bes Krieges ift darum nicht weniger belangreidh. 

Gänzlih unhaltbar ift ber von Pinheiro-Ferreira aufgeftellte Sat, daß man 
zwar einen ungerechten, nidht aber einen gerechten Krieg anzukündigen babe, 
weil man von dem Verfechter einer geredhten Sache nicht fordern könne, daß er 
durch eine Ariegserflärung den Gegner in den Stand fege, ſich um fo beffer durch 
Gewalt in feiner Ungerechtigkeit zu behaupten. Das Kriegsrecht kann feine Regeln 
nicht von der Gerechtigkeit oder Ungerechtigkeit einer Parteifache abhängig machen, 
weil jede Partei ihre Sahe für gerecht hält oder ausgibt, und fein Richter über 
pie Öerechtigkeit oder Ungerechtigkeit entjcheivet. Und närrifch ift es, gerade von ber- 
jenigen Partei, die mit bewußter Ungerechtigkeit verfährt, die Kriegserflärung als 
ein Bekenntniß ber eigenen Ungerechtigkeit und zugleich als ein Zeichen der Aner- 
fennung der Form bes Rechts zu fordern. 

Dagegen ift es Har, daß eine Kriegserflärung nur Pfliht des Angreifers 
fein kann. Der Angegriffene mag, wenn er es für vortheilhaft hält, der Welt 
in einem Manifefte darthun, baf er ben Angriff nit durch ein rechtswidriges 
Benehmen verfchulvet habe. 

Ausreichend ift die fogenannte bedingte Ariegserflärung, d. h. bie einer 
ausgefprochenen Forderung beigegebene Erklärung, daß man im Yalle der Weige- 
rung zu den Waffen greifen werde. | 

V. Einwirtugen auf den Berfehr und auf die Redts- 
verbältniffe. Bei einem bevorftehenden oder ſchon begonnenen Kriege Hat 
der Staat ohne Zweifel das Recht, das Verhalten feiner Unterthanen zu denen 


10) Livius I. 32. 
11) Voltaire, Siecle de Louis XIV, introduction. 
32, Martens, Precis, $ 267, Note c. 
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des gegneriſchen Staates und zum gegneriſchen Staate felbft, ja fogar zu ven 
Neutralen zur regeln. Es gefchieht dies einerſeits durch Avokatorien, Dehor- 
tatorien, Inhibitorien, anbererfeits durch Licenzen. 

Den Aufenthalt der Umterthanen des gegnerifhen Staates auf dem biesfeiti- 
gen Gebiete kann der biesfeitige Staat für die Zeit des Krieges an Bedingun— 
gen MMmüpfen. Er fann ihn aber auch verbieten und XKenelafien eintreten 
t 


Avokatorien find Mbberufungsbefehle. Der Staat kann durch biefelben 
nicht nur feine im Lande des Gegners, fondern aud, wenn es nöthig ift, feine im 
neutralen Ländern befindlichen Unterthanen zurüdrufen. Borzugsweife trifft die 
Zurüdrufung die in Militär- oder Givilbienften des Gegners ſtehenden Untertha- 
nen. Im Falle des Ungehorfams fönnen, je nah Umftänden, vie Strafen des 
Zandesverrathes zur Anwendung kommen. Früher erließ man vie Woofatorien mit 
der Androhung der Güterfonfisfation und der Infamie für den Weigerungsfall. 

Dehortatorien find Ausfhreiben, durch die der Staat feine Unterthanen 
ermahnt, fi während bes Krieges und jelbft ſchon bei einem erft zu befürchtenden 
Kriege gewiffer Handlungen zu enthalten. Sie beziehen fi nicht nur auf Handlungen, 
welche unferem Staate einen Nachtheil oder dem Gegner einen uns gefährlichen 
Bortheil bringen Könnten, fondern aud auf Privatunternehmungen, beſonders auf 
Hanbelsfpefulationen, bei denen durch den Krieg das Privatintereffe gefährbet wer- 
ven Tönnte, 

Unter Inhibitorien verfteht man in der Regel Berbote des Handels mit 
dem Gegner und feinen Unterthanen; umter Licenzen hingegen mehr oder we- 
niger ausgebehnte Erlaubniffe diefes Handels. i 

Ob der. Krieg felbft fhon ein Verbot des Handels mit den Angehörigen bes 
feindlichen Staates in fi fliege und demnach bie Licenzen als Ausnahme 
zu betrachten feien, oder ob umgelehrt die Freiheit des Handels vie Regel fei, vie 
erft durch Inhibitorien Ausnahmen erfahre, ift eine wichtige Streitfrage. 

Byntershoer!3) ftellt auf, der Handel werde fofort fhon durch vie bloße 
Wirkung des Kriegsrehts unterbrochen und verboten. Der gegenjeitige Nuten habe 
jedoch zahlreihe Ausnahmen herbeigeführt und dadurch das Princip faft vernichtet. 
Ss weit indeß der Handel geftattet werde, fo weit werbe ber Krieg aufgehoben. 
Daher mäüfle man immer an dem Grunbfage fefthalten, daß der Handel im Kriege 
nicht Regel, fondern eine befonders zu begründende Ansnahme fei. 

Sir W. Scott!) erflärt, da der Souverän allein das Recht zur Herbei- 
führung eines vollftänpigen Frievens habe, fo habe auch er allein das Recht, 
durch ausdrückliche Zulafjung eines gewiffen Handels einen theilweifen Frieden 
herbeizuführen. Es gebe fein heiligeres Princip, als daß Berbindungen mit dem 
Feinde nur mit direkter Erlaubniß des Staates zuläffig feien. Unter dem Ded- 
mantel nicht ausprüdlich genehmigter Handelöverbindungen würde jeder verräthe- 
riſche Verkehr möglich fein. Ohnehin könne man während des Krieges einen Ber- 
trag im Lande des Gegners nicht einflagen, fo daß dem Handelsverkehre der Rechts— 
boden entzogen fei; ver hostis habe feine persona standi in judicio. 

Bheaton!d) erklärt dies aud für die Anficht ver nordamerikaniſchen Praxis. 
Die Strafe beftehe in Konfisfation der Waaren. Selbft die Unterthanen eines 


33) Bynkershoek, Qusstiones juris publici, lib. I. cap. 3, 
14, Bei Wbeaton, Elöments 1, 296, 
15) Wheaton, Elöments 1. 299, 
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Bundesgenoffen dürften feinen Handel mit dem gemeinfamen Feinde treiben. Eine 
Kriegserklärung fei immer zugleih ein vollftändiges Handelsverbot. 

Die entgegengefegte Anficht findet dagegen zahlreiche Vertreter unter ben 
Schriftftellern des europäifhen Feſtlandes, vornämlih unter den Deutjchen. 

Schmalz16) gibt zwar zu, daß im Ganzen Handel und Briefmechfel mit 
dem Feinde verboten zu werben pflege und daß, wie ſich von felbft verfteht, den- 
jenigen mit Recht die Strafe des Landesverrathes treffe, der dem Feinde Nach— 
richten über die kriegeriſchen Berhältniffe feines Staates mittheile. Er erklärt es 
aber für thöriht zu glauben, daß man mit Hanbelsverboten dem Feinde mehr 
ſchaden werde als fich felbft, wenn man ihn hindert, feine Waare bei uns zu 
verkaufen, oder feine Bebürfniffe bei uns zu kaufen. Denn da wir alsdann unfe- 
ren eigenen Weberfluß ihm nicht mehr verkaufen und unfere Bebürfniffe von ihm 
nicht mehr erhalten können, fo falle dieſer Schlag nad ihm nothwenbig auf 
und zurüd, 

Pinheiro-Ferreira!?) hebt den engen Zufammenhang ver Handels- 
intereffen aller Nationen hervor. Berbiete der Krieg den Handel unter den krieg— 
führenden Nationen, fo werde derſelbe entweder zerftört, oder durch Schleich— 
händler und durch die Bermittelung ber Neutralen fortgefegt. Der 
Schaden treffe alfo fiher die Unterthanen ver beiden friegführenden Staaten und 
der Nugen für dieſe Staaten felbft fei zweifelhaft. Durch diefe verkehrte Politif 
verfeinde fi ohnehin der Staat während des Krieges den eigenen Handelsftand 
und ſchwäche ven Zufluß der nothiwendigen materiellen Mittel. 

Nah Heffter!8) ift eine unbedingte Handelsfperre unter feinblihen Staa- 
ten nicht die, Selbftfolge der Kriegseräffnung. Es bebürfe vielmehr ausprüdlicher 
Handelöverbote. Die Handelsfreiheit der Einzelnen, die nicht vom Staate herfomme, 
bilde die Regel; der Staat könne nur durch befondere, auf den Kriegsſtand ge 
ftügte Verbote Ausnahmen von biefer Regel begründen. 

Eine Verftändigung zwiſchen den Anhängern der beiden entgegengefegten 
Anfihten möchte fih durch folgende Auffaffung ergeben. 

Es braucht während eines Krieges durchaus nicht immer aller Handel zwi— 
ſchen den Unterthanen der feindlihen Staaten abgefchnitten zu fein, fondern es 
ift nur nothwendig eine Vermeidung desjenigen Handels, der mit dem Kriege un- 
verträglich ift, weil er eine Unterftügung bes Feindes ober eine Benachtheiligung 
bes eigenen Staates unmittelbar oder mittelbar bewirken würde. 

Nun ift e8 allerdings das Geſetz oder Herfommen mander Staaten (Hol- 
lands, Frankreihs, Spaniens, Englands, Norbamerifa’s), den Handel zwifchen ihren 
Unterthanen fhon durch den bloßen Ausbrud des Krieges ala aufgehoben zu be— 
trachten. 19) Dies ift indeß gar nicht dahin gemeint, daß man bie Handelsfreiheit 
der Einzelnen für den Lauf eines Krieges ganz in Abrede ftellt, fondern nur daß 
man das Urtheil über das Maß der Zuläffigkeit derfelben von vornherein dem 
Staate vorbehält. So weit der Staat den Handel für unverfänglid, hält, geftattet 
er ihn dann durch befonvere Licenzen. 


16) Schmalz, 225. 

7, Pinheiro-Ferreira, Note zu Martens, Precis du Droit des Gens. $ 268, 
Ausgabe von Verge. 

18, Heffter, $. 123. 

9, Wheaton gebt zu weit, wenn er Seite 296 bieraus ein allgemeines Princiv berleitet. 
Seite 326 8. 19 a. a. O. .. macht er Mittbeilung über die englifche und amerikaniſche Praxis 
in Betreff der Behandlung eines Handlungshaufes im feindlichen Lande, 
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Andere Staaten erfennen freilih den Grundfag nicht an, daß ber Arieg 
ſelbſt ſchon den Handel verbiete. Sie betrachten ihn zwar ohne Weiteres als verboten 
und beftrafen jeden Handel, dur ven ein Unterthan den Feind begünftigt, jeden 
landesverrätherifhen Handel. Sie lafjen aber im Uebrigen ven Handel zu, fo weit 
fie ihm nicht durch Inhibitorien ten Weg verfperren. 

Allein beide Berfahrungsweifen führen nicht nur zum gleichen Ziele, fon- 
dern bei beiden kann das Recht des Staates zum Verbot gefährlihen und das 
Recht der Einzelnen zum Betrieb ungefährlihen Handeld gleihmäßig zu- 
fanımen beftehen. 

Auch ift feine von beiden Berfaffungsweifen an fi freifinniger als vie 
andere. Denn von dem Grundſatze ausgehend, daß der Krieg den Handel aufhebe, 
fann man durch Yicenzen der Hanbelsfreiheit den weiteften Spielraum eröffnen ; 
und von dem Grundſatze ausgehend, daß der Krieg den Handel fortbeftehen laffe, 
fann man durch Inhibitorien die Handelsfreiheit auf das engfte Gebiet befchränten. 

Die Unfiht, daß der Krieg allen Handel verbiete und daß jeder zur betrei- 
bende Handel erft einer Erlaubniß des Staates bebürfe, ſcheint darum ven Vor: 
zug zu verdienen, weil dadurch die Entjheitung über ein wichtiges öffentliches 
Intereffe ganz in die Hand bes Staates gelegt wird. Allein auch dies ift nur 
fheinbar, wenn aus dem entgegengefegten Standpunkte der Staat doch immer volle 
Freiheit hat, von vorneherein allen gefährlichen Handel, bis zur gänzlichen Aufhebung 
alles Handels zu verbieten. 

Dei der Verſchiedenheit der Staatögefege über diefen Punkt Hat Oke Man- 
ning Recht, wenn er fagt, daß es ſich bier mehr um einen ftaatsredhtlichen, als 
um einen völferrehtlihen Grundfag handle. 

Den Poſtverkehr pflegt man unter friegführenden Staaten nicht mehr völ« 
lig aufzuheben, obſchon man ihn befchränft und ftreng beauffictigt. Mande Staa- 
tenverträge haben den Handel mit gewiffen Waaren, felbft mit allen nicht zur 
Kriegstontrebande gehörenden Waaren unter den Angehörigen der kriegführenden 
Staaten freigegeben. Ueberhaupt vermeidet man immer mehr Alles, was das Elend 
des Krieges vermehrt, ohne die Erreihung des Kriegszmwedes zu fördern. Affe 
furanzen für Rehnung des Feindes betrachtet man überall als 
umerlaubt. 20) 

Maffenhafte Nustreibungen der Ausländer aus dem Staatsge— 
biete (XKenelafien), vie früher felbft durch den Klang von Paufen und Trom— 
peten verfchönert wurden, kommen nicht mehr vor.*) Der Souverän barf die im 
Staate beim Ausbrud des Krieges befindlichen Unterthanen des Gegners weder 
zurüdbehalten, noch fie plögli oder gar ſchimpflich ohne befondere Gründe ver- 
jagen. Berlangt er ihre Abreife, fo darf er dabei die Rüdfichten der Humanität 
nicht verlegen. Wenn von ihnen nichts zu fürchten ift, fo fann ihnen der fortge- 
jegte Aufenthalt im Lande geftattet werden. 21) 

Im fchneidendften Widerfpruche mit der neueren Auffaflung des Krieges fteht 
enblih der offenbar veraltete Satz, daß der Unterthban des feind— 
lihen Staates zur Verfolgung feiner Privatredte vor 
den Gerichten unferes Staates nidht befugt fei. Wird durd 


20) Martens, Precis, $. 269 und die dafelbft angeführten Schriftfteller. 

* Anm. d. Red. Eine Ausnahme machte die Derweifung aller Teffiner aus der Lombardei, 
feogar ohne — durch die öſterreichiſche Regierung im Jahr 1849. 

21) Vattel, Liv. 3, chap. 4 $. 63. 
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das neuere Völkerrecht anerkannt, daß felbft unfer Staat während bes Krieges 
eine im feinvlihen Staate gemachte Staatsſchuld zu achten und auf diefelbe oder auf de- 
ven Zinfen nicht einmal unter dent Titel der Reprefialien Beſchlag zu legen habe, 
fo verfteht fich die Achtung der Rechte fremder Privaten von Seiten unſerer Pri- 
vaten ganz von felbft. Ohne die Zulaffung gerichtlicher Verfolgung ift aber feine 
Achtung der Privatrechte denkbar, 22) 

VI. Kriegsmanier und Kriegsräfon. Iſt der Krieg ein Rechts— 
begriff, fo müſſen fofort vie Revensdarten vom Mars exlex und vom Jus belli 
infinitum verftummen. Rechtsſchutz ift der Zweck des Krieges, der Krieg alfo 
nur fo weit gerechtfertigt, als er hierzu ein nothwendiges Mittel if, Damit ift 
fofort jede Schädigung des Gegners verboten, bie durch den Zwechk des Krie- 
ges nicht gefordert wird, die über diefen Zmed hinausgeht, over ihm wohl 
gar widerfpricht. Unbedingt ausgefchloffen ift alles, was der Menſchlichkeit zu- 
wiberläuft. 

Diefen Grundfägen gemäß bat die Völferfitte eine Reihe von Beftimmungen 
feftgeftellt, burch vie der Krieg in rechtlichen Schranken gehalten wird, und bie 
man in ihrer Gefammtheit als den Kriegsgebraud ober vie Kriegs- 
manier bezeichnet. Der Kriegsmanier fteht gegenüber die Kriegsräfon, 
d. h. vie Ueberfchreitung der Regeln des Kriegsrechts, zu ber man wegen einer 
Berlegung der Kriegemanier von ber andern Geite her, und auch in aufßerorbent- 
lihen Gefahren, jchreitet. 

Es muß indeß in Abrede geftellt werben, daß bie Kriegsräfon jemals von 
allen Regeln des Kriegsrechts entbinden und ber ſchrankenloſen Willtür Spielraum 
verſchaffen Fünne. 

Allerdings ift zugugeben, daß die Beobadtung zahlreicher Kriegsregeln nur 
auf der Borausfegung der Gegenſeitigkeit ruht und daß der- 
jemige, der dieſe Regeln verleugnet, keinen Auſpruch mehr bat, durch dieſelben ge- 
[hätt zu werben, Allerbings ift ferner zuzugeben, daß in außerorbentli- 
hen Gefahren und im Intereffe ver Selbfterhbaltung mandes fonft 
Berbotene erlaubt ift. Niemals aber darf eingeräumt werben, daß man durch bie 
Kriegsräfon zu Mafregeln berechtigt werde, welche die Menfchlichkeit verleugnen, 
3. B. Menfchen zu martern oder zu vergiften. In aufßerorbentlihen Gefahren 
bat der Staat, wie der Einzelne, die Befugniffe des Nothftandes; aber nur der 
niedrigfte Materialismus könnte den Staat oder den einzelnen Menſchen im 
Nothftande von den ewigen Gefegen der Menfchlichkeit Losfprechen. Hat der Geg- 
ner die Kriegsmanier gegen uns verlegt und fährt er, trog erfolgter Ermahnung, 
in der Berlegung fort: jo dürfen mir freilich annehmen, daß bie fonft durd das 
Kriegsreht allein erlaubten Mittel, auf die er felbft fi) nicht mehr befchränft, 
aud für uns unzureichend geworben feien; daß der Kriegszweck jelbft jetzt ſtärkere 
Mittel auch von unferer Seite fordere; daß eine Ungleichheit entftehen würde, 
wenn wir noch an Regeln gebunden fein follten, von beiten fich der Gegner los— 
gefprodhen hat. Wir find jett, wenn es bie Erreichung des Kriegszweckes forbert, 
zur Anwendung aller Maßnahmen beredtigt, die das Kriegsrecht als hart oder 


22) Heffter, $. 122: „So weit dies nicht ausdrüdlich geichieht, darf in den Privatrechten 
der Einzelnen, auch in der Rechtsverfolgung derfelben im Keindeslande, nad neue 
rem Kriegsrechte Feine Veränderung vermuthet werden.” Oppenbeim, Völkerrecht, Seite 282: 
„So gut der Staat das feindliche, unter feinem Rechtöſchutz befindliche Privateigentbum mög: 
rn Pre — auch die Rechtsanſprüche aus Drivatverhältnifien gericht: 

gelten lafjfen.“ 
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bei beiderfeitiger Anwendung nur zu beiberfeitigem Schaden führend befeitigt hat. 
Aber vie Grenzen der Menfchlichkeit, die das Gebot über alle Gebote ift, bürfen 
dennoch nicht Überjchritten werben. Was ſich ſchlechthin als eine Forderung ver 
Menſchlichkeit darftelt, gilt unbebingt und gilt daher auch unabhängig von der 
Borausfegung ver Gegenfeitigkeit. 

Der Kriegsgebraud) — gegen den Gegner nicht nur die offene Ge— 
walt, ſondern auch die Liſt, d. h. die Anwendung verſteckter Mittel. In der 
That iſt man dem Feinde zu der Ankündigung der gegen ihn anzuwendenden 
Mittel ſittlich nicht verpflichtet. Es kann der Krieg ein ehrenhafter Wettlampf der 
Ueberliſtung fein, fo gut als ein ehrenhafter Wettkampf ber offenen Gewalt, Wer 
dem Gegner an Mittelm offener Gewalt weit nachſteht, würde fich felbft zum 
Unterliegen verurtheilen, wenn er fi den Gebrauch der Lift unterfagte. Auch 
kann die Menſchlichkeit nur Beifall rufen, wenn die Lift einen großen Erfolg 
unblutig gewonnen bat, den die offene Gewalt nur durch grauenhafte Menfchen- 
befatomben errungen haben würde. 

Nur ift die Lift wohl zu unterfcheiven von der Falſchheit over Treu— 
loſigkeit. Diefe ift wider den Kriegsgebraud. Ein ehrenhafter Feldherr kann 
fi) wohl der Erfolge feiner Kriegsliften rühmen; wer fich aber der Erfolge feiner 
Lügen und Treulofigfeiten rühmte, vem würde man die Ehrenhaftigfeit abſprechen 
müſſen. Als Treuloſigkeit betrachtet man namentlih ven Mifbraud der eigenen 
Nevlichkeit des Feindes, den Mifbraud) des und vom Feinde gefchenkten Vertrauens, 
die Verlegung des guten Glaubens, der die fittlihe Grundlage ver civilifirten 
Kriegsführumg bildet. Bietet während des Krieges der Feind die Hand zu einem 
Bertrage, fo gilt der fanonifhe Satz: Fides etiam hosti servanda est.) 

Wider die Kriegemanier ift der Meuchelmord, befonders die Ermorbung 
einguartierter feindlicher Soldaten durch ihre Wirthe oder durch andere friebliche, 
d. 5. nicht zum Kriege berufene Perfonen. Wider die Kriegsmanier ift vie Ver— 
giftung einzelner Menfchen, die Bergiftung von Brunnen, überhaupt 
bie Verbreitung von Giftftoffen. Dürfte der Krieg durch Gift geführt 
werben, fo würde bald mehr Arſenik als Pulver zur Anwendung kommen; ver . 
Geift heimtüdifhen Mordes würbe überall eindringen, alle kriegerifhe Ehren- 
baftigkeit aufheben, alles Gefühl des Zutrauens und der Sicherheit bis auf den 
legten Schatten verfcheuchen. Wider die Kriegsmanier ift die Verbreitung an- 
ſtecken der Krankheiten im feindlichen Lande ober Heere, z. B. durch Zufen- 
bung peſtkranker Perfonen oder verpefteter Gegenftände; auch die Verbreitung an- 
ftedender Krankheiten im eigenen Lande, um den einbringenden Feind zurüd zu 
halten, Wider die Kriegsmanier ift die Verlegung des dem Feinde gegebe- 
nen Ehrenwortes, immer ein ehrlofer Alt, am ehrlofeften dann, wenn ber 
Feind dem Ehrenworte ein beſonderes Vertrauen geſchenkt hat, 3. B. wenn er 
auf Grund einer mit dem Ehrenworte befräftigten Verfiherung eines unferer 
Generale, es fei bereits ein Waffenftillftand gefchloffen worven, diefen und feine 
Truppen aus der augenfcheinlihen Gefahr, gefangen genommen zu werben, ent- 
laſſen bat. 

As erlaubt betrachtet man dagegen verbedte Märſche, die Legung eines 
Hinterhaltes, die Anwendung von Spionen, bie Täufhung des Feindes durch An- 
ziehen ver feinblichen Uniform, oder im Seekriege durch Auffteden einer falfchen 
Flagge, fofern man nur beim Beginn des Kampfes wieber die wahre Flagge auf- 


25) Can, 3. Caussa 23. qu, 1, (Bon Auguftin.) 
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ftedt. Unerhört aber ift es, wenn neuere Völferrechtslehrer die Verleitung der Of- 
fiziere, Solvaten und frieblihen Unterthanen des Gegners zum Berrath ihres 
Landes oder zum Aufruhr gegen ihre Obrigfeit unter den erlaubten Mitteln ver 
Kriegsführung aufzählen. 2%). 

Sind Berleitungen zum Berbreden im Kriege erlaubt, jo wird der Schand- 
lehrfag wahr, daß der Zwed die Mittel heilige, alle ſittliche Beurtheilung des 
Krieges, alle fittlihe Bejhränfung des Kriegsredhts, der ganze völferrechtlihe Inhalt 
des Kriegsrechts nimmt dann ein Ende. 

Gewalt wird durd die Ariegsmanier erlaubt, foweit fie nicht nutzlos und 
nicht barbariſch iſt. Als barbarifch verwirft die Kriegsmanier das Schießen mit 
zadigen und andern fehmerzhaften Stüden, z. B. mit Glas, mit Nägeln, mit 
Blechſcherben, mit Kalk, mit vergifteten Körpern. Auch das Laden ver Musfete 
mit zwei Kugeln wird von den Schriftftellern, troß des beftändigen Gebrauches 
der Kartätihen, als völferrehtswidrig aufgeführt. Beſondere Berträge haben mit- 
unter in Seekriegen die Anwendung von Kettenfugeln, von Stangenfugeln und 
von Pechkränzen ausgefchlofien. Die Anwendung von glühenden Kugeln oder Pedy- 
fränzen, um durch biefelben feindliche Schiffe mit der Mannſchaft zu verbrennen 
oder in die Luft zu fprengen, follte wohl aus ber Ariegspraris gebildeter und gar 
hriftlicher Bölfer fpurlos verſchwinden. Neuerlih bat man die Anwendung aller 
Bertilgungsmittel, welche mit einem Akt ganze Maſſen niederfhleudern, für un— 
zuläffig erklärt. Dies iſt indeß wohl ſchwerlich Grundſatz. Man braudt ja Kar- 
tätichen gerade in der Abficht mafjenhafter Nieverfchleuderung, und die neuere Kriegs- 
induftrie ift beſtändig beftrebt, die Mittel mafjenhafter Vernichtung zu vermehren 
und zu verſtärken. 

Sehr gemilvert hat die neuere Kriegsmanier die Grundſätze über Kriegs- 
gefangenſchaft. Im Alterthum tödtete oder Imechtete man die Gefangenen. 
Das Mittelalter brachte die Sitte des Loskaufes der Gefangenen in Aufnahme. 
Seit ver Mitte des fiebzehnten Jahrhunderts ift die Auswechslung der Gefangenen 
in Schwang gefommen ©egenwärtig hält man an dem Orundfage feft, daß ſowohl 
der Charakter als die Dauer der Kriegsgefangenfhaft ganz nad dem Kriegszwede 
zu beftimmen fei. Der Kriegsgefangene darf nur getöbtet werden, wenn bie eigene 
Sicherheit e8 unumgänglid nothwendig madt. Man gewährt ihm jede Rüdficht, 
die man ihm ohne Bereitelung des Zwedes der Gefangenſchaft gewähren kann. 
Nach beenvigtem Kriege entläßt man die Oefangenen in Maſſen, weil jett der 
Kriegszwed erreicht ift, und daher jede Verlängerung der Gefangenfhaft nutlofe 
Grauſamkeit wäre, 

An die Regeln des internationalen Kriegsrechts ift man nicht gebunden ge= 
genüber den von ihrem Staate nicht bevollmädtigten Freifchaaren, fo wie gegen 
über den Ueberläufern vom eigenen Heere, die man beim feindlichen Heere antrifft. 

Zeit und Ort der Kriegsführung bemeffen ſich abermals nad) den Erforver- 
niffen des Kriegszwedes. Der ey 3 dauert regelmäßig fort, bis fein Zwed er- 
reiht ift. Er erftredt fi auf das Gebiet, wo die Kriegsparteien ſich gegenfeitig 
Zwang anthun können, ohne die Nechte Dritter zu verlegen, d. h. auf das bei— 
berfeitige Staatsgebiet, mit Einfhluß der Eigenthumsmeere; im Seekriege auch 
auf die hohe See. Dies Gebiet heißt das Kriegsfeld oder ver Kriegsſchauplatz. 
Es wird abgegrenzt duch die Schranken der Neutralität, welche einen fhügenden 


2%, Martens, Precis du droit des gens, $. 274 (Des siralagömes;; des espions). 
Vgl. Klüber, Droit des gens, $. 243 und die Noten dafelbft. 
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Ball für die frievlichen Berhältniffe ver übrigen Staaten bilden. In neuerer 
Zeit ift man geneigt, die Kriege auf ein noch engeres Gebiet zu beſchränken, fie 
auf einen Theil des beiderfeitigen Staatsgebietes zurücdzuführen, fie zu loka— 
lifiren. So wurbe der farbo-franzöfifche Krieg gegen Defterreih im Jahre 1859 
planmäßig auf das Gebiet Norbitaliens beſchränkt. Gewiß find folhe Beſchrän— 
kungen des Kriegsfeldes der Humanität entfprehend. Nur ift zu wünſchen, daß 
dadurch der im Rechte ſtehende ſchwächere Kämpfer nicht von ber Rechtshülfe der 
übrigen Mächte abgefhloffen und felbft lofalifirt werde. 

VI Berhalten gegen frievlide Bürger, fowie gegen 
Nihtlämpfer beim Heere. Der verlegende Staat hat ſich durch gütliche 
Berſuche, vielleiht auch durch Retorfion und Reprefialien zur Aufhebung feines 
Unrecht3 nicht bewegen laſſen. Der verlegte Staat fchreitet daher dazu fort, feine 
Sefammtmaht zum Zweck der Aufhebung des Unrechts anzuwenden. Aber dieſe 
Geſammtmacht ift eine organifirte. Es wird zur Aufftellung verfelben nicht die 
ganze Mafje ver Staatsbürger blindlings zufammen gerafft, fondern der Staat 
ruft, je nach dem Bedürfniß des Krieges, in einer beftimmten Ordnung beftimmte 
Klafien ver wehrhaften Mannfhaft ein, während andere Klaffen derfelben und 
die nit Waffenfähigen die frievliche Arbeit fortfegen. Diefe nicht in den Kampf 
gerufene, nicht zur kriegerifchen Vertretung des kämpfenden Staates aufgeforverte 
Menge bleibt im Allgemeinen von ber feinpfeligen Behandlung ausgenommen. Sie 
feinvlih zu behandeln, wird durch den Kriegszwed nicht geforbert. Allerdings könnte 
man durch Tödtung oder Wegführung der frieblihen Bürger des feindlichen Staa- 
tes diefen Staat felbft mittelbar ſchwächen und auf folhem Wege ven Kriegszwed 
fördern. Allein dann würde man die menschliche Perfönlichfeit, wider ihre fittliche 
Würde und wider das Sittengefeg, ſchlechtweg als Mittel für die Staatszwede 
behandeln, ftatt fie als Selbſtzweck anzuerkennen. Nur das Altertfum konnte aus 
feinem untergeorbneten fittlihen Stanbpunfte die Ermorbung oder Wegjchleppung 
der friedlichen Bürger des feinvlihen Staates billigen. Durch das Chriftenthum 
ift das Bewußtfein des unendlichen Werthes menſchlicher Perfönlichkeit in die Welt 
gebracht worden. Daraus hat fi ein milderes Kriegsredht entwidelt. Man fucht 
den Staat von feinen einzelnen Angehörigen zu unterfcheiden. Man billigt vie 
Aufopferung der Individuen im Kriege nur noch fo weit, als fie fümpfende Ber- 
treter und Werkzeuge des gegnerifchen Staates find und fo ihre eigene Perſönlich— 
feit mit der ihres Staates identificiren. 

Hierauf gründet fih zunächſt die Verſchonung der Perſonen friedlicher 
Bürger. Hieraus folgt aber im Allgemeinen auch, daß das Eigenthum der 
frienlihen Bürger zu fchonen ſei. Ob und wiefern dieſe Orundfäge Ausnahmen 
erleiven, fagen die Artikel Beute, Eroberung, Kontribution. 

Perſonen, welde dem Heere folgen, ohne am Kampfe Theil zu nehmen, wie 
Feldprediger, Militärärzte, Marketender ftehen nach der Behandlung, bie fie er- 
fahren, in ver Mitte zmwifchen ven feindlichen Soldaten und den friedlihen Bürgern 
des feindligen Staates. Einerfeits bilden fie einen Theil der feindlihen Maſſe. 
Sie müffen daher das Schidfal theilen, weldes über das Heer als Maffe ergeht. 
Es trifft fie im Gemenge dasſelbe Berhängniß, das über die Kämpfer hereinbricht; 
auch fallen fie, wie die Kämpfer, der Kriegsgefangenſchaft anheim. Andererfeits 
gehören fie ald Einzelne zu ben friedlichen Perfonen. Trifft man fie daher ver» 
einzeft, fo ſchont man ihre Perfon und befonvers ihr Leben. 

Eben diefe Regeln gelten für verwundete und fampfunfähig gewordene Sol- 
daten, welde im Troß des Heeres mitgefchleppt werben. 

Bluntſchli und Brater, Deutfhes Staats ⸗Wörterbuch. Vi. 8 


114 Krieg, Ariegsredt. 


VII. Berhalten gegen fürftlihe Perſonen. Es ift mitunter 
die Behauptung aufgeftellt worden, daß die Souveräne fih und ihre Familien— 
glieder gegenfeitig ganz außerhalb des Krieges ftellen, ihre Perſon und ihr Eigen- 
thum gegenfeitig ganz verfhonen, ja in voller Courtoifie gegen einander begriffen 
bleiben, felbft wenn fie fi unmittelbar an ven Kriegsoperationen betheiligen 
Wäre dem wirklich fo, dann hätte man fiherlic darin fein nothwendiges Völfer- 
recht, fondern ein Ueberbleibjel aus den Zeiten des Nittertbums und des Feuda— 
lismus zu erbliden. Das fittlihe Gefühl wird keine Befriedigung finden an dem 
Kontrafte unfhuldig hingemorbeter Völker und mit allen Leiden verfchonter Mo— 
narchen, die vielleicht den Krieg veranlaßt haben. Dennod liegen in jener Be- 
bauptung einige anerfennenswerthe Momente. 

Die Römer mußten nichts von einer Schonung ver befiegten Könige, die fie 
am Wagen des Triumphators nad Rom führten. Der feindliche König feste nicht 
nur feine Herrfhaft, fondern aud) feine Freiheit, fein Eigenthum, fein Leben auf's 
Spiel; Jugurtha 3. B. verlor Reich und eben, Dies billigen wir fo wenig als 
die dem Alterthum eigenthämliche Bermifhung der friedlichen Bürger des feinvlichen 
Staates mit deffen Kriegern. Die höhere fittlihe Bereutung des neueren Kriegs- 
begriffes liegt gerade darin, daß der Krieg nichts Perfünlihes mehr hat, daß er 
eine Reibung der Staaten, nicht der Perfonen tft. Auch ein monarchiſches Staats- 
oberhaupt darf nicht ſchlechtweg mit feinem Staate vom Gegner identificirt werben, 
felbft nicht in abfoluten Monardyieen, indem der Sat „der Staat bin id” überall 
eine Hyperbel ift. 

Aus diefem Gefihtspuntte fann man die Sitte entſprechend und felbft an- 
ziehend finden, daß die Souveräne fi während des Krieges mit ber ſonſt üb- 
lihen Schonung und Artigkeit behandeln, fobald dies nur nit in ein mit dem 
Ernfte der Staatenfeindfchaft und mit den Leiden ver kämpfenden Heere wiberlich 
fontraftivendes Zerrbild ausartet. Allerdings kann man in gewifien Grenzen Feind 
der Sache und Freund ber Perfon fein. Betheiligt fih ein Souverän ober ein 
Prinz feines Haufes niht an den Kriegsoperationen, jo mag man feine Perjon 
ſchonen. Aller Fleinlihen Beeinträchtigungen berjelben, 3. B. ber Auffangung ber 
Gegenftände feines Bedarfs, mag man fi überhaupt enthalten. Auch fein reines 
Privateigenthum verdient, im Falle feiner Nichtbetheiligung am Kampfe, die Scho- 
nung des Eigenthums friedliher Bürger. 

Dagegen ift der Feind nicht verpflichtet, die Souveräne und ihre Prinzen 
von bemjenigen Laften zu befreien, die ten friedlichen Bürger treffen. Denn in 
einer ſolchen Praxis läge das entgegengefeste Ertrem zu dem Satze „der Staat 
bin ich" ; e8 läge darin die Annahme, daß der Fürft mit dem Staate nicht ein- 
mal in einem fo engen Zufammenhange wie bie frievlihen einfachen Bürger, ja, 
daß er mit ihm in gar keinem Zuſammenhange ftehe. 

Einen feinvlihen Souverän endlich, der ſich felbft an der Kriegsführung be- 
theiligt, braucht man nicht als umverleglih zu betrachten. Er ibentificirt fid mit 
der füämpfenden Macht feines Staates und muß daher von Rechtswegen wie dieſe 
behandelt werben. Mag man aud auf feinen Kopf feinen Preis jegen, was gegen 
Jeden unwürbig fein würde: fo darf man doch gar wohl auf ihn Geſchütz richten, 
und nod mehr, ihn zum Kriegsgefangenen madhen, da beides dem Kriegszwede 
förderlich, ja vielleicht vorzugsweife förderlih und den Rechten ver Perfünlichkeit 
nicht widerfpredhend ift. Souveräne zu Kriegsgefangenen zu maden, gleichviel ob 
fie an den Kriegsoperationen Theil nehmen oder nicht, ift unbeftreitbar europäifche 
Bölferpraris. Man denfe an Franz I. von Frankreich, an Pius VIL, an 


Ariegskontrebande. 115 


Napoleon, an den König von Sachfen Friedrid Auguft I., der nad ver 
Schlacht bei Leipzig zum Kriegsgefangenen erklärt und gemöthigt wurde, mit feinem 
Hofe und feinen Miniftern fid einftweilen in Berlin aufzuhalten. Was gegen bie 
Soupveräne gebildeter Völker zuläffig ift, ift es natürlid nicht minder gegen die 
Führer und Häuptlinge halbwilver Stämme Wir erinnern an Abd-el-Kader, 
den der Artikel 4 des am 10. September 1844 zwiſchen Franfreih und Marokko 
geſchloſſenen Bertrages von Zanger für eyley erklärte, der fih dann am 23. De- 
cember 1845 den Franzoſen unterwarf, als Gefaugener nah Yranfreic geführt, 
1852 aber in Freiheit gejegt und nah Bruſſa entlafjen wurde; auch au Scha— 
mp1, den Öefangenen von 1859, der ven ihm dur Rußlands Kaifer gewordenen 
edlen Empfang als das Schönfte gepriefen, was er in Rußland gefehen uud ge- 
bört babe. In der Kriegsgefangenſchaft ſelbſt muß freilich wieter die Achtung der 
Perfon hervortreten, und e8 muß der gefangene Souverän feiner Stellung gemäß 
behandelt werben. Daß die Kriegsgefangenfhaft and gegen einen Souverän nur 
eine Maßregel ver Sicherheit, nicht eine Maßregel des Haſſes und ver Gefund- 
beitözerftörung fein dürfe, würde zu fagen überflüffig fein, wenn nicht die abfchen- 
liche Behandlung Napoleons auf Helena ein denkwürdiges Beifpiel der Mißachtung 
diefes einfachen Grundſatzes wäre, 

Bearbeitungen des Kriegsrehts liefern alle allgemeinen Werke über Bölfer- 
recht. Im Betreff der Literatur verweilen wir daher auf den Artikel „Völ— 
lerrecht.“ Berner. 


Kriegsbeute. ©. Beute. 
Kriegödienftpflicht. ©. Heer. 


Kriegsfontrebande. 


Das Berbot der Kriegstontrebande ift eine völkerrechtliche Beſchränkung bes 
Handels der Neutralen. Im Allgemeinen tft diefer Hantel frei, ſowohl in dem 
Berfehre der Neutralen unter fi, als in ihrem Verkehre mit den Kriegsparteien. 
Er ift aber nur frei unter der Bedingung, daß er fi felbft neutral halte, 
fih in den Krieg nicht einmiſche, feiner Natur und feinem Zwecke nad ein frieb- 
licher fet. Diefe Vorausſetzung fällt, und mit ihr auch vie freiheit des Handels, 
wenn der Handel fih auf vie Zufuhr von unmittelbaren Kriegsbepürfnife 
fen einläßt. Dann nimmt der Handel den Charakter einer dem Feinde geleiteten 
Hälfe an. Er kann die Rechte der Neutralität, deren Natur er felbft verleugnet 
und verloren hat, nicht mehr in Anfpruch nehmen, und feine Waaren werben, als 
Kriegstontrebande, feindlich behandelt. 

Schon mehrere Satungen des Römischen Rechtes enthalten Verbote der Waa— 
renzuführung an ven Feind. Kaifer Marcian verbietet den eigenen Unter: 
thbanen, bei Konfisfation und Kapitalftrafe, den Barbaren Waffen zu 
verfaufen. Es ſei dies dem römifchen Reiche verderblich und ftehe ſchon dem Landes- 
verrathe ganz nahe. Weber verarbeitetes noch unverarbeitetes Eifen folle man an 
fie veräußern. !) 

Wie die Römifchen Kaifer gegen die Barbaren, fo richteten ſich die Päpſte 
mit ähnlichen Verboten gegen die Saracenen, bie infideles. Bei Strafe des 

», L. 1 und 2. Cod. que res exportari non debeant. L. 1. ift von den Kaiſern Bas 
len und Gratian und enthält fogar ein Verbot »ad barbaricum (ransferendi vini, oiel 
et liquaminis.« Vgl. L. un, God, de litoris ei ilinerum custodia, 
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Bannes und der Konfisfation verboten Alerander III., Innocens HI., Klemens V., 
Nikolaus V. und Kalirtus II. allen Ehriften, den Ungläubigen Waffen zuzu- 
übren. ? 

ei gleicher Art begegnen uns im Consolato del mare, in den Dlero- 
nenfifchen, Wisbyſchen und Hanfeatifhen Seegefegen. 3) 

Später glaubte man au Angehörigen pritter Staaten, wenn 
legtere neutral bleiben wollten, die Zufuhr von Kriegsbedarf unterfagen zu können. 
Die gegen das Verbot (contra bannum) zugeführten Gegenftände nannte man 
KRontrebande. %) 

Das Intereffe der Kriegsparteien war beftänbig in demfelben Maße auf 
Berhinderung der Zufuhr an den Gegner gerichtet, wie das Intereffe der Neu— 
tralen in der Aufrechthaltung ihrer Handelsfreiheit beftand. Diefer fchroffe Gegen- 
fag der Intereffen füllte die Lehre von der Kriegstontrebande mit zahllojen Streit- 
fragen. Mandhe Mächte, wie tie Hanfa, wechſelten in ihrer Auffaffung ver 
Kriegskontrebande mit dem Wechſel ihrer: Interefien. Schweden bemühte ſich 
ftets, volle Freiheit des Handels mit feinen für den Krieg wichtigen Yandespro= 
dbuften zu behaupten. England ſuchte in neuerer Zeit den Begriff der Kriegs- 
fontrebande immer mehr auszubehnen, namentlih in den Kriegen mit Frankreich 
Shiffsbaumaterialien zur Kontrebande zu madhen, weil Frankreich dieſe 
Segenftände gewöhnlih aus dem Norden Europa’s unter neutraler Flagge bezog. 

Trog al’ diefer Streitigkeiten ift das Verbot der Kriegskontrebande feit etwa 
prei Jahrhunderten in unangefodhtener Geltung. Alle Seemächte haben es aner- 
fannt und ihre Anerkennung in einer Reihe von Verträgen bargelegt.d) In der 
That bevarf es für die Geltung des Begriffes ver Kriegstontrebande gar. feiner 
befonderen Verträge; diefer Begriff ift, wie bereit8 gezeigt wurde, in der Natur 
der Sade, in dem Wefen der Neutralität felbft gegründet. Kontroverfen können 
fih nicht über die Oeltung des Begriffes erheben, ber im Grunde Mar ift und 
feftfteht; wohl aber über die Gegenftände ver Kriegsfontrebande: denn was 
fann nicht alles den Feind in feinen Unternehmungen fördern und deshalb zur 
Kontrebande geftempelt werden?! Es ift feftzubalten, daß der Handel der 
Neutralendem Principenad frei ift. Es ift zu beachten, daß das 
Blokaderecht den Kriegsparteien ein an völferredtlihe Bepingungen 
genüpftes Mittel bietet, den Handel ver Neutralen zum Nachtheil des Gegners 
zu beſchränken, und daß eben deshalb eine fo weit gehende Beſchränkung nicht Schon 
im Begriff der Kriegsfontrebande liegen fann. Aus dem Mangel einer richtigen 
Erkenntnig des BVerhältniffes von Blokaderecht und Kriegsfontrebande erflärt es 
fi, weshalb felbft freifinnige und der Neutralität günftige Schriftfteller die Gren- 
zen ber Kriegsfontrebande viel zu weit ausdehnen. 

Die Bemühungen einer forgfältigen Abgrenzung der Gegenftände ter Kriegs⸗ 
fontrebande beginnen mit Grotius. Diefer Schriftfteller unterfcheidet drei Klaffen 
von Saden: 1) res que in bello tantum usum habent, ut arma; 2) res 
que in bello nullum habent usum, ut quæ voluptati inserviunt; 3) res quæ 





2c. 6, 12, 17 X. de Judeis et Saracenis, 

3) Marperger, neu eröffnetes Handelögericht, ©. 175. 

*), Carpentier, Glossarium novum 1, coll. 4123. — Im Allgemeinen: Haule- 
feuille, Droit des nations neutres en temps de guerre maritime, Paris 1848, 4 vol,.; 
und Hautefeuille, Histoire des origines, des progres et des varialions du droit ma- 
ritime international, Paris 1858. 

5, Nau, Bölferfeerecht, $. 156 ff. 
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in bello et extra bellum habent usum, ut pecuni®, commeatus, naves et 
que navibus adsunt, Bei der erften Klaffe bemerkt er, wer dem Feinde berglei- 
hen zuführe, hebe feine Neutralität infoweit auf und werde infoweit Verbündeter 
des Feindes. Ueber den Handel mit Sahen ver zweiten Klafje könne fih Niemand 
beffagen. Ob endlich Sachen der dritten Klaffe als Kriegskontrebande zu betrachten 
feien, das hänge von ber Lage des Krieges ab. „Denn wenn id mid) nicht 
ſchützen kann, ohne Gegenftände viefer dritten Klaffe, die man dem Feinde zuführt, 
aufzufangen, fo gibt mir, wie id anderswo auseinandergefegt habe, die Noth= 
wenpdigfeit ein Recht, doch mit der Berpflihtung zur Rückgabe, fofern 
nicht ein anderer Grund hinzutritt. Hindert etwa die Zufuhr die Durch— 
fegung meines Rechtes und fonnte der Zuführende dies wiffen, wie 3. B. wenn 
ih eine Stadt belagerte, ober einen Hafen einfhlöffe, und ſchon bie 
Uebergabe oder der Friede* erwartet würde, fo ift mir jener für den verurfachten 
Schaden verhaftet, ganz wie derjenige, der meinen Schuldner aus dem Schuldge— 
fängniß befreit hat: und es fünnen fomit nad Maßgabe des verurſachten Scha— 
dens feine Sahen weggenommen und zur Erlangung des Geſchuldeten 
das Eigenthbum an venfelben beanfprudt werben.” 6) Die Meinung des 
Grotins läßt fi hiernach auf Folgendes zurüdführen: Sachen ver dritten Klaffe 
find regelmäßig feine Kriegsfontrebande. Sie werben es nur im Falle einer 
Kriegsnothwenpigkeit. Auh dann ift man zur Rüdgabe ber in 
Beſchlag genommenen Sachen verpflichtet. Nur bei der Blokirung eines Hafens 
und ber Belagerung eines Plates gilt feine Pflicht zur Rückgabe. 

Sehr Lehrreih find die Bemerkungen, die Bynkershoet?) zu diefen von 
Grotius aufgeftellten Sägen macht. Was Grotius über die erfte und zweite Klaffe 
fagt, gibt er ohne Weiteres zu; feineswegs aber die hinfichtlih ver britten Klaſſe 
aufgeftellte Unterfcheivung. „In tertio genere distinguit Grotius, et permittit res 
promiseui usus intercipere, sed in casu necessitatis, si aliter me meaque 
tueri non possum, et quidem sub onere restitutionis. Verum, ut alia præ- 
teream, quis arbiter erit ejus necessitatis? nam facillimum est eam pr®- 
texere.* Bynlershoel ftellt in Abrede, daß jene Unterfheidung in ven herrſchen— 
den Bölfergebraud aufgenommen worden fei. Den Begriff der Kriegsfontre- 
Bande beſchränkt er auf Sachen, die fo, wie fie find, fhon zum Kriege benußt 
werben können: „Ex his fere intelligo, contrabanda diei qua, utisunt, bello 
apta esse possunt.“ Ueber vie res usus promiseui würbe des Gtreites fein Ende 
fein; und ebenfo über die wahre Bedeutung der von Grotins geforderten neces- 
sitas. Bynkershoek fordert den Leſer auf, alle völkerrehtlihen Verträge zu durch— 
ſuchen; er werde dann finden, daß dasjenige Kriegsfontrebande fei, was fo, wie 
es dem Feinde zugeführt wird, der Kriegführung diene, e8 feien dies nun 
Kriegswerkzeuge, oder Stoffe, die an fich ſchon für ven Krieg geeignet find. Aus- 
nahmen hievon feien nur aus der Anwendung ber Retorfion hervorgegangen. 
Wolle man alle Stoffe verbieten, aus denen fich erft etwas für ben Arieg anfer- 
tigen laffe, fo werbe der catalogus rerum prohibitarum enblos fein. Er beruft 
fih namentlid) auf den Vertrag zwifchen Karl II. von England und den General 
ftaaten ven 1674, auf ben Bertrag Schwedens mit den Generalftaaten von 1675, 
niht minder auf den Vertrag verfelben Mächte von 1679. In diefen Berträgen 
werde erlaubt „advehere ferrum, »s, metallum, materiam navium, omnia de- 


6) Grotius, De jure belli ac pacis, lib. Ill, cap. 1. $. 5. n. 2—5. 
7) Bynkersboek, Qusstiones jur. publici, lib. 1. cap, X. 
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nique que ad usum belli parata non sunt.* Wenn die Zufuhr von Sachen dieſer 
Art mitunter verboten worden ſei, fo habe Dies auf befonderen Sagun- 
gen und Bertragsbeftimmungen berubt, nit aber auf dem Begriff 
ver Kriegskontrebande. Als die Generalftaaten am 31. December 1657 die Zufuhr 
von Gegenftänden, die nach dem allgemeinen Völkerbrauche Kriegskentrebande feien, 
an die Portugiefen unterfagt, hätten fie ausdrücklich beigefügt „ne quis navium 
materiam iis advehere vellet,“ und hätten eben damit anerkannt, vaß folde 
Materialien von ber Kriegslontrebande durchaus ver— 
ſchieden ſeien. Ebenſo verhalte es ſich mit dem Edikt gegen die Engländer 
von 1652 und gegen die Franzoſen von 1689. Das feien Ausnahmen, durd 
welche die Regel felbft beftätigt werde. Wolle man res usus promiscui als Kriegs- 
fontrebande betrachten, fo werde das Berbot der Kriegsfontrebande zu einem Ber- 
bote des neutralen Handels. - 

Selbſt Engländer hulvigten damals diefer Auffaffung. Sir Leoline 
Jenkins fagt in einen Bericht an Karl II. von 1674, indem er den Rechtsfall 
eines mit Schiffsbaumaterial beladenen ſchwediſchen Schiffes prüft, es fei nicht 
wahrſcheinlich, daß Schweden durch irgend einen mit Spanien gefchloffenen Ver: 
trag zugeftanden habe, daß einheimifche Yandeserzeugniffe als Kriegsfontrebande 
betrachtet werben follten. „Deshalb können viefe Waaren, da fie nicht durch die 
Nationalität des transportirenden Schiffes zu feindlichen gemacht worben find, 
nicht anders als nad dem allgemeinen Bölkerrecht beurtheilt werden: 
und dann bin ich der Meinung, eben nad) dieſem Völkerrecht, daß nichts als 
Kriegstontrebande betradhtet werden darf, außer den un— 
mittelbar für den Kriegsgebraud beffimmten Saden, 
ausgenommen bei belagerten Plägen, ober bei einer allgemeinen Erklärung von 
Seiten Spaniens, in weldem Falle es allen Theer, veffen es habhaft werben 
fann, mit Beſchlag belegen mag.“ 8) 

In der Marine-Drdonnanz Ludwigs XIV. von 1681 werben nur Gegen» 
ftänve, welche unmittelbar dem Kriege dienen, namentlih nit Mundvorräthe, 
als Kriegätontrebande aufgezählt.) Balin fügt hinzu, daß während des Krieges 
vom Jahre 1700 Beh und Theer in bie Lifte der Kriegstontrebande aufgenommen 
wurben, „weil ber Feind fie als ſolche betrachtete, ausgenommen, wenn fie fih an Bord 
ſchwediſcher Schiffe befanden, da fie ſchwediſches Landeserzeugniß find. Durch den 
mit Dänemark im Jahre 1742 abgefchloffenen Handelsvertrag wurden Pech und 
Theer ebenfalls für Kriegstontrebande erflärt, ebenfo wie Harz, Segelleine- 
wand, Hanf, Taumwert, Maften und Bauholz. In dieſem Punkte läßt 
ſich alfo gegen das Benehmen der Engländer nichts einmenden, ausgenommen in 
dem Falle, mo eine Verlegung befonderer Berträge ftattfand, weil dieſe Sachen 
jegt von Rechtswegen Kriegsfontrebande find, und weil fie es feit dem Anfange des 
gegenwärtigen Jahrhunderts gewefen find, was früher anders war, wie man aus 
alten Berträgen erfieht, befonderd aus dem Bertrage von Saint-Germain, ver 


8) Sir Leoline Jenkins, Life and correspondence, vol. Il, p. 751. Vgl. indeß 
Zouch, Juris et judicii feeialis sive juris inter gentes explicalio, pars Mi. $. VIII. 
no. 7, und Heineccius (resp. Kessler), De navibus ob mercium illicitarum vec- 
turam commissis, cap. I. $. XIV, 

9) Ordonnance de la marine, liv. 3. tit. 9, Des prises, art. 11: »Les armes, 
poudres, boulets et autres munitions de guerre, m&dme les chevaux et &quipages qui 
seront transpori6s pour le service de nos ennemis, serout confisques, en quelque vais- 
seau qu'ils 'soient irouvés, et à quelque personne qu’ils appartiennent, soit de nos 
sujels ou alliös,« 
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1677 mit England gefchloffen wurde. Der 4. Artikel dieſes Vertrages beitimmt 
ausdrücklich, daß der Handel mit allen dieſen Waaren frei bleiben 
ſo Ue, ebenfo wie ver Handel mit allen Nahrungsmitteln, ausgenonmen bei 
belagerten oder eingefchloffenen Plägen“. 19) 

Den treneften Ausdruck des Völkerrechtes, wie es fih im Laufe des 18. 
Jahrhunderts geftaltet hat, finden wir in dem unter hanfeatifher Mitwirkung ver« 
faßten allgemeinen Landrechte für die preußifchen Staaten. Daffelbe erklärt na- 
tärlih, den Grundſätzen des Blofaderechtes gemäß, jede Ladung für verbotenes 
Gut, die in einen blofirten Hafen gebracht werben fol. Für alle fonftigen 
Fälle aber nennt es als verbotene Waaren nur: grobes Geſchütz und die dazu 
gehörende Ammunition, Granaten, Bayonette, Flinten, Karabiner, Piftolen, Ku- 
geln, Flintenfteine, Yunten, Pulver, Salpeter, Schwefel, Piken, Säbel, Degen, 
Sättel, Hauptgeftelle, Zelte. Weitere Verbote können nur auf befonderen 
Berträgen ruhen. Bon Sachen diefer Art foll in der Regel kein Kauffahrtei- 
ſchiff im Kriegszeiten mehr aufnehmen, ald das eigene Bedürfniß forbert. Daneben 
aber werben ausprüdlich als niht verbotene Güter bezeichnet: Maften, Schiffs- 
holz, Taue, Segeltuh, Hanf, Pech, Korn und andere Materialien, die in Kriegs- 
bevarf verwandelt werden können, ebenfo Pferve. 11) 

Anders lautet freilich vie Sache bei den englifhen Admiralitätsrichtern diefer 
Zeit. Sir William Scott findet, in der berüchtigten Angelegenheit des ſchwediſchen 
Konveis, 1799, daß Theer und Hanf, wenn man fie dem Feinde zuführt, 
ihrer Naturnad ſchon Kriegstontrebande find. Früher feien fie von zweifelhaften 
Charakter geweſen. In dem Bertrage mit Dänemark von 1780 habe man über 
piefen Punkt ein „bisfretes Schweigen" beobachtet. Diefes Schweigen müffe man 
dahin deuten, daß aud jene Gegenftände Kontrebande feien! 12) Wahr ift wenig- 
ftens, daß in dem Bertrage zwifchen England und Dänemark vom 4. Juli 1780, 
desgleichen in dem Vertrage zwifhen England und der norbamerilanifhen Eini- 
gung vom 19. November 1794, im Art. 18, Schiffsmunition ausprüdlic zur 
Kriegäfontrebande erflärt wire. 13) 

Um tie Grenzen des uns vorgefchriebenen Raunes nicht zu überfchreiten, 
übergehen wir einige der wichtigeren Schriftfteller und die am Ende des vorigen Jahr- 
hunderts über Kriegsfontrebande gefchloffenen Verträge. Wir geben fofort dasjenige, 
was Klüber als das Ergebnif der mit dem Jahre 1815 zum Abſchluß gekom— 
menen völkerrechtlichen Periode aufftellt. Hiernach bildet der freie Handel der neu- 
tralen Völker mit den friegführenden die Regel. Das Völkerrecht befchränft biefe 


10%) Valin, Commentaire sur l’Ordonnance de la marine, liv. 3. tit. 9, Des 
prises, art. 11. Traite des prises, chap. V. $. 6. no. 4. 

11) Allg. Zandr. für die preuß. Staaten, Tb. 11. Tit. 8. $. 2034 — 2039. m ben 
88. 2037 und 2038 iſt angeortnet: Rande» oder Eecofficiere und Soldaten der 
friegführenden Mächte follen von neutralen Schiffen nicht an Bord genommen werden. 
Bon dem Schiffavolke darf höchſtens der dritte Theil au einer der friegfübrenden Natio 
nen gehören. — Zunächft find alle diefe Iandrechtlichen Anordnungen zum Zwede der Kasko> 
verjiherung aufgeftellt worden; fie ruhen aber auf der Grundlage des Völlerrechts und find 
nichts als die Deutiche Auffaffung des Völferrechtes. 

12) Eine gute Widerlegung diefer Interpretation des „disfreten Schweigens“ gibt Henry 
Wbeaton in feiner Histoire des progrös du droit des gens, 3idme &dit., Leipzig 1853, 
tome I, pag. 176. 

13) Martens, Recueil 11. 102. Schiffsmunition bat England oft zur Ariegäfontre= 
bante machen wollen. Es verfteht darunter Alles, was zum Bau und zur Ausrüftung von 
Schiffer gehört. Vgl. Memoire sur les principes et les lois de la neutralit6 maritime, 
Paris 1812. 
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Regel, abgefehen von dem Falle einer orbnungsmäßig verhängten Blofade, nur 
in Beziehung auf unmittelbare Kriegsbebürfniffe. Es verbietet ganz 
und gar nicht, einer ver friegführenden Mächte oder ihren Unterthanen unmittel- 
bare Kriegsbedürfniffe zu verkaufen, wenn fie diefelben jelbft im neutralen Lande 
antaufen und felbft ausführen. Wenn dagegen ber neutrale Staat oder feine 
Unterthanen viefe (unmittelbaren) Kriegsbepürfniffe einem der beiden Feinde zu— 
führen, fo ift dies eine Verlegung der Neutralität, und die Waaren werden bann 
als Kriegstontrebande bezeichnet. „On comprend en general sous cette denomi- 
nation toutes sortes d’armes, les harnais des chevaux, et les munitions 
de gnerre, à l’exception de celles destinges pour la marine.* ft Zweifel 
über vie Beichaffenheit der Waaren, fo hält man fi ftreng an die Verträge. 
Vehlt es an Berträgen, fo tritt die völkerrechtliche Handelsfrei— 
beit der Neutralen in Kraft, und die Waaren müffen als frei angefehen 
werden. 1%) 

Auch Heffter, der fich ſehr vorfichtig auszubrüden pflegt, rechnet nur Waffen 
und Kriegsmunition ohne Weiteres zur Kriegstontrebande und 'gibt eine 
weitere Ausdehnung des Begriffes nur da zu, wo er durch ausdrückliche Ber- 
träge auf andere Gegenftände erftredt worden ift. Auf Schiffsmaterial, Le— 
bensmittel, Geld und Pferde bezieht er den Begriff der Kriegsfontrebande nicht, 
meint indeß, daß es ven Kriegführenden geftattet fei, gegen die Neutralen ein - 
zufhreiten, wenn biefe Artikel für ven Gegner beſtimmt feien. 19). In der neueften, 
von Bergfon veranftalteten franzöſiſchen Ausgabe feines Werkes fügt Heffter hinzu, 
daß im legten Orientkriege eine liberalere Völkerpraxis gegolten habe, nur bie 
ausfhließglid für ven Kriegsgebraud beftimmten Gegenftände als Kriegs- 
kontrebandve angefehen worden feien, und daß bie Verbote der Ausfuhr fih nicht auf 
die beiderfeitigen Gebiete der Kriegsparteien bezogen hätten; dies ſchöne Beifpiel 
(an dem übrigens bie eigenthümliche Stellung ber Intereffen aud wohl ihren An- 
theil bat) werbe für die Zukunft nicht verloren fein. 16) 

Das neuefte Werf von Hautefeuille hält die im legten fogenannten Drient- 
kriege befolgten Grundfäge für die wahrhaften. 17) 

Ueberblidt man dieſen ganzen Entwidlungsgang der Sade, fo läßt ſich Fol— 
gendes als heutiges pofitives Völkerrecht behaupten: 

1) Nur die unmittelbar für den Kriegsgebrauch beftimmten Gegenftände find 
ſchlechtweg Kriegstontrebande. 2) Andere Gegenftände können es nur durch Bertrag 
werben, 3) Erfüllt eine ber kriegführenden Mächte die Bedingungen einer gültigen 
Blokade, jo kann fie, wegen Blokadebruches, auch Waaren anderer Art wegneh- 
men. 4) Ganz unverbindlich aber ift es, wenn eine Kriegsmacht durch eine be— 
fondere Belanntmahung den Neutralen erklärt, daß fie im Laufe des Krieges 
gemiffe Sachen von problematifher Natur als Kriegsfontrebande betrachten werde. Es 


1%) Klueber, Droit des gens moderne de l’Europe, $. 288. 

15) Heffter, dritte Aufl, $. 160, 

16) Heffter, Droit international public de l’Europe, traduit par Jules Bergson, 
Berlin et Paris 1857, p. 310 et 311. Statt »objets uniquement destinés aux usages 
de la guerre« iſt bier aber zu jeßen: »objets directement destines“ etc. Denn jelbft 
Pulver und Schußwaffe werden nicht ausſchließlich zum Kriegsgebrauche verwendet. »Pau- 
cissima belli sunt instrumenta, qu® non et extra bellum pr&beant usum sui. Enses ge- 
stamus ornamenti caussa, gladiis animadverlimus in facinorosos, ei ipso pulvere bellico 
ulimur pro obleclamento,« Bynkershoek, Quzstiones jur, publ. lib, 1. cap. X, 

17, Histoire du droit maritime international, Paris 1858, Dot. Kaltenborn, Grund» 
füge des praftifchen europäifchen Seerechte, Band II, 
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wäre das eine auf jene Sachen bezügliche blos papierene Blokade, die Niemand 
zu achten braucht. Eine Kriegsmacht hat den Neutralen nichts zu befehlen, ſondern 
lann von ihnen nur durch Verträge Verpflichtungen erlangen, die über bie allge— 
meinen völlerrechtlichen Verbindlichkeiten hinausgehen. 

So wären wir mit den Gegenſtänden der Kriegskontrebande im Reinen. Von 
einigen neueren Eintheilungen dieſer Gegenſtände ſehen wir füglich ab. 

Der bloße Verkauf der verbotenen Gegenſtände an den Feind begründet für 
bie verlegte Kriegspartei noch fein Recht zur Beſtrafung des Neutralen. Die deut— 
hen Publiciften, — freilich abweichend von manden Engländern, die im Böl- 
lerrechte eher Grundſaätze des Raubes als des Rechtes aufftellen, — find darüber 
einig, daß zur Straffälligkeit ein Berfud der Zuführung an den Feind ' 
gehöre. Wenn ein Staat feinen Unterthanen, zur Aufrehthaltung der ftrengften 
Neutralität, ſchon die bloße Abſchließung eines Berkaufes verbotener Waaren an eine 
ber Kriegsparteien verbietet, fo wird derjenige Unterthan, ver dawider hanbelt, 
bem eigenen Staate allerbings, keineswegs aber der ſich verlegt glaubenven 
Kriegspartei verantwortlich. 

Zur Begründung des Strafrechts ber verlegten Kriegspartei ift endlich er— 
forderlih, daß der Konirebanbirer während der Zufuhr ergriffen wurde. Auf 
ber Rüdreife darf man ihn nicht mehr angreifen. Die Beftrafung der Kontreban- 
birer ift nämlid weit weniger ein wahrer, um ber Gerechtigkeit willen eintre- 
tender Strafalt, als ein Alt der Prävention; nad der Begehung ift aber nichts 
mehr zu präveniren. 

Hat der Schiffsherr von der Kriegsfontrebande Feine Kenntniß gehabt, fo 
darf das Schiff nicht konfiscirt werben. Die Konfiskation beſchränkt ſich überhaupt 
regelmäßig auf die Gegenftände ver Kriegsfontrebande, und nur wenn ber größte 
Theil der Ladung oder die ganze Yadung Kriegsfontrebande war, wird Sci 
und Ladung mweggenommen. 18) ine milvdere Anfiht, die fih auf mande ältere 
Seegeſetze und auf einzelne Verträge berufen fann, will gar keine Konfisfation, 
ſondern ſpricht der verlegten Kriegspartei hinfichtlih der Gegenftänbe ber Kriegs: 
kontrebande nur ein Vorkaufsrecht zu. 19) Eben dies Vorkaufsrecht ift mitunter in 
Fällen ausgeübt worten, wo die Eigenfhaft der Waaren als Kriegskontrebande 
zweifelhaft war, und wo man deshalb die Konfisfation nicht wagte. 29) 

Der Kriegstontrebande fteht, als ein Analogon, zur Seite der Transport 
von Truppen oder Depefhen im Dienfte des Feindes. Ein neutrales 
Schiff, welches fih zu einem ſolchen Unterfchleif gebrauden läßt, unterliegt nad) 





18) Hautefeuille, Des droits et des devoirs des nalions neutres en femps de 
guerre maritime, IV, p. 343. 

19, Rah Grötius will die Drdonnanz Heinrichs IT. von 1584, Art. 69, gar feine 
Konfisfation, fondern nur den Borkauf. Nah der Marine-Ordonnanz Ludwigs XIV. 
von 1681 können die Gegenftände der Kriegskontrebande konfiscirt werden, doch find alle anderen 
Gegenftlände und das Schiff freizugeben. Nah Bynfersboef (Q j. p. lib. I. cap. All) 
dürfen Schiff und erlaubte Waaren wegen der vorgefundenen verbotenen Waaren nicht fonfis: 
eirt werden, das Schiff wenigſtens dann nicht, wenn der Schiffäberr von der Kriegsfontrebande 
nichts wußte. England ließ urjprünglich das Schiff und die ganze Kadung konfisciren, verftand 
fi indeß fpäter zu Unterſcheidungen; Robinson, Admiralty reporis, vol. Ill. p. 224. Der 
Vertrag zwifchen Preußen und Nordamerika vom 11. Juli 1799, hierin beftätigt durch die 
Konvention vom 1. Mat 1828, will gar feine Konfisfation, fondern nur Vorkauf. Klüber 
will ebenfalls regelmäßig gar keine Konfiskation; F. 289 3. — Am erften läßt fich die Kon: 
fifation des Schiffes dann rechtfertigen, wenn der Eigentbümer der Kriegsfontrebande 
zugleih Gigenthümer des Schiffes iſt. 

20%, Jalobfen, Seerecht. ©. 656. Heffter, $. 161. 
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englifcher Prarie der Ronfisfation, weil es feine Neutralität durch eine offenbare 
Feindſeligkeit eingebüßt hat. Die Einrede, daß man durch den Feind zum Dienfte 
gezwungen worben fei, hat vor den englifhen Aomiralitätsrichtern feine Geltung. 
Es wird angenommen: Hat der Feind ein neutrales Schiff zur Verlegung der 
Neutralität gegen die andere Kriegspartei gezwungen, fo mag der neutrale Schiffer 
fih im Wege des Negreffes, durch Bermittlung feines Staates, an die Staats» 
gewalt des Feindes wenden. Die andere Kriegspartei fieht in dem Neutralitäts- 
bruch nur einen Neutralitätsbruch und zieht daraus die Konfequenzen ihres Ber- 
haltens, weil die Zulaffung der Einrede, gezwungen worden zu fein, alle ihre 
Prohibitionsrechte unficher machen würde, 21) 

Literaturangaben findet man im Ueberfluß bei Heffter, $. 158 
fi. und beit Mohl, Geſchichte und Literatur der Staatswiſſenſchaften, Band 1. 
Seite 421 ff. Die ältere Literatur fteht bei Ompteda II. 590 und bei Kamp 
©. 284 ff., 307. Auf vie Histoire des origines, des progrös et des varia- 
tions du droit maritime international von Hautefeuille, Paris 1858, ift 
in den Anmerkungen dieſes Auffages hingewieſen worden, die ſchon für ſich allein 


einigen Auffchluß über die Literatur unferes Gegenftanbes bieten. 
Berner. 


Kriegslaften. 


Durdy die neuere Art der Kriegführung find die Kriegslaften größer und 
brüdender geworden, als fie e8 vor ben franzöfifchen Revolutionsfriegen waren. Man 
verfährt minder gewaltthätig, man verübt weniger VBerwäftungen und Barbareien, 
aber man fordert mehr. Die umfangreiheren und mit größerer Schnelligkeit vor- 
dringenden Heere vermögen nicht mehr ihren Berarf mir fi fortzufhleppen ober 
ihn aus den vorher angelegten Magazinen zu beziehen. Sie find darauf ange- 
wiefen, ihn von den Bewohnern ihres jevesmaligen Aufenthaltsortes zu forbern. 
| Mit dem fofteigerten Drude ver Kriegslaften ift die Pflicht des Staates 
bringenber geworben, für eine gerechte Bertheilung vberfelben Sorge zu tragen. 
Der Mangel hierauf gerichteter Gefege hat in früheren Zeiten großen Schaden 
gethan, die Kriegsleiden vermehrt umd durch das Gefühl erlittener Ungerechtigkeit 
verbittert. Während des Kriegsgetümmels kann die Gefeßgebung dieſen Punkt nicht 
erft regeln. Die Zeit des Friedens gewährt allein die dazu nöthige Ruhe. In der 
That ift ver lange Friede, deffen Europa feit 1815 genoß, von der Geſetzgebung 
nicht ungenutzt geblieben. 

Zu unterfheiden find die Kriegslaften, vie der eigene Staat, und bie 
jenigen, die der Feind auferlegt. Zu ven legteren gehören die Rontributio- 
nen (fiehe diefen Artikel, Nur für die erfteren laffen ſich fefte Rechtsgrundfäge 
aufftellen. 








21, Robinson’s Admiralty reports, vol. Vi. p. 430. R. Wildmann, Institutes 
of International Law, Lond. 1850, vol. Il. p. 234 Die Prifenrichter veranichlagen die 
Ueberbringung von Depeichen weit höher, ald das Einſchmuggeln von Kriegstontrebande. „Der 
Transport von zwei oder drei Ladungen Kriegsmaterial — jagt Sir William Scott — ift 
eine Hülfe von beichränfter Natur; aber durch Hinterbringung von Depefchen fann der ganze 
Man eines Feldzuges mitgetbeilt werden, der den Plan der anderen Kriegépartei in Diefem 
Welttheile zerftört. Es ift wohl wahr, daR eine Falkonetkugel Karl XII. binwegtaffen und den 
traurigften Ausgang eines glorreichen Feldzuges berbeifübren fonnte. Das aber ift eine fo ent» 
fernte und zufällige Folge, daß die Praxis mit Mecht nur größere Quuntitäten Ariegsmaterial 
als Kriegskontrebande betrachtet. Aber die Natur von Depejchen ift anderer Art. Hier liegt es 
nahe, daß das Meinfte Blättchen die ungeheuerften Folgen nach fich ziehe.” j 
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Es gehören zu den vom eigenen Staate aufzuerlegenven Kriegsleiftungen zu⸗ 
nächft die Landlieferungen an Brod, unter Umftänden aud) an Fleifch, Hafer, 
Heu und Stroh zur Berforgung der Staatsmagazine, auch fonftige Fou— 
ragelieferungen, die Naturalverpflegung ver Soldaten und Heerbeamten auf 
Märfhen und in Kantonnirungen, ver Borfpann und die Stellung von Trans« 
portmitteln, bie Lieferung des Bauholzes zu Hütten und Baraden, bes 
Brennholzes zum Kochen und zum Erwärmen, aud ver Materialien zum 
Brüdenbau, die Gewährung der unentbehrlichen Arbeitsfräfte, Gebäude, 
Räumlihkeiten, Grundftüde, der Mobilmahungspferpe, envlid 
noch Feiftungen ver verfhiedenften Art, die von den Gefegen, um das For- 
berungsrecht des Staates nicht zu beichränfen, nur in der Form von Beifpielen 
angeführt werden, wie die Lieferung von Armatur, Bekleidungs-, Leder- und 
Reitzeugftüden, Schanz: und Hantwerkszeug, Weldequipagegegenftänden, Hufbe- 
flag, Arzneien, Verbandmitteln und aufßerorventlihen Bepürfniffen zur Heilung 
und Pflege ter Kranken und Berwunderen, — die Anfertigung von Bekleidungs⸗ 
und Ausrüftungsgegenftänden u. f. w. Man könnte überdies noch aufzählen vie 
perſönliche Kriegspienftleiftung und die Kriegeftener ober Geldlie— 
ferung. Aud die Tragung der Kriegsfhäden ift eine oft erdrückend ſchwere 
Kriegslaft. | 

Die VBerpflihtung des eigenen Landes zu allen gejeglichen Kriegsleiftungen 
beginnt, fobald das Heer mobil gemadt wird Sie entet mit ber eingetretenen 
Demobilmahung. 

In der Natur der Sache liegt es, daß die Kriegsleiftungen nit jofort 
gleihmäßig von allen Staatseinwohnern gefordert werben können. 
Denn nicht alle Theile des Staatögebietes eignen fih zum Kriegsſchauplatz, fon- 
dern bie Kriegsoperationen werben bald auf diefen, bald auf jenen Gebietstheil 
beſchränkt; oder e8 wirb doch ver eine Gebietstheil mehr, der andere weniger zu 
ben Kriegdoperationen herangezogen. Sodann find ja nicht alle Klaſſen ver Ein- 
wohner zur Uebernahme der gerade geforderten Kriegsleiftungen geeignet; Natu— 
rallieferungen an Heu umd Stroh fann man nur von Bauern ac, Grundſtücke 
nur bon nobefigern, Fuhrfrohnen nur von Pferbebefigern fordern. 

Aus dem allgemeinen Grundfage der gleichen VBerpflihtung aller Staatsan- 
gehörigen, die Staatslaften nad dem Berhältnif ihrer Bermögensträfte zu tragen, 
folgt aber, daß Alle die vom eigenen Staate auferlegten Kriegslaften gleich— 
mäßig zu tragen haben. Keine Provinz, fein Kreis, feine Gemeinde, feine 
Kaffe von Staatsbürgern darf privilegirt fein und irgendwie begünftigt werben. 
Auch keine Art der Kriegslaften darf eine Ausnahme bilden, wenn nicht das ganze 
Princip aufgegeben und die Möglichkeit der ungerehteften Ungleichheit herbeigeführt 
werben fol. 

Bei der Kriegsftener ift dies Princip mit Leichtigkeit vollftändig durchzuführen. 
Für den perfönlihen Kriegspienft hat es gar feine Geltung, fobald man die— 
felbe ohne Weiteres als eine Staatsbürgerpflicht jedes Waffenfähigen betrachtet. 
Defto größer find die Schwierigkeiten bei ven fonftigen Kriegsleiftungen. 

Das Herlommen und die Gefege erfennen felbft nicht einmal das Princip 
unbedingt an. So erfolgt in Preußen, welches fih dabei wohl nur allgemeineren 
Bräuchen anfhließt, feine Vergütung aus Staatsfaffen 1) für die Ge- 
währung des Naturalquartiers für Offiziere, Milttärbeamte, Mannfhaften und 
Pferde, fowohl der mobilen als auch ver nicht mobilen Truppen auf Märjchen 
und in Kantonnirungen; 2) für die Geftellung der erforderlichen Wegweiſer, Boten, 
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bes Vorfpannes und fonftiger Transportmittel, fofern foldye nicht zur Fortſchaf— 
fung der Beſtände eines Magazins in ein anderes benutt werben; ebenfo für bie 
Geftellung der zum Wege: und Brüdenban und zu fortififatorifchen Arbeiten für 
vorübergehende Zwede erforberlihen Mannſchaften und Gefpanne; 3) für die Ue— 
berweifung von bifponiblen oder leer ftehenven Gebäuden zur Anlegung von Ma- 
gazinen und Lazaretben, fowie derjenigen Räumlichkeiten, welde für Wachen, Hand» 
werfsftätten und zur Unterbringung von Militäreffeften erforberlih find; ferner 
für vie Gewährung freier Pläge und umbeftellter Grunpftüde — bis zur Zeit der 
Saatbeftellung — zu Lagern und Bivouals, zu den Uebungen der Truppen und 
zur Aufftellung ver Gefhüge und Fahrzeuge. Für die unter 2 angeführten Lei— 
ftungen zahlt der Staat nur bann eine Vergütung, wenn Menfhen und Pferde 
über vier Meilen von ihrem Wohnorte entfernt werden, wenn bie Handarbeits- 
tage innerhalb Monatsfrift den zehnten Theil der Geſammtbevölkerung der aufge: 
botenen Gemeinde überfteigen, wenn bie Gefpanntage in derſelben Frift über bie 
boppelte Zahl der vorhandenen Gefpanne hinausgehen. Und felbft dann wird bie 
Vergütung nur nad ten in gewöhnlichen Zeitverhältniffen ortsüblichen Preifen 
gewährt. Zur Rechtfertigung der Unentgeltlichkeit jener Leiftungen läßt ſich indeß 
anführen, daß die Gewährung des Naturalquartiers (ohne Verpflegung), die 
Ausübung der geforderten Handpienfte, die Einräumung leerftehender Ge— 
bäude :c. und unbefäeter Ländereien keine Ausgaben und namhaften Opfer, 
fondern bloße Unbequemlichkeiten mit fi führt, die im Kriege jeder über ſich er- 
gehen laffen muß. 

Bei der Vertheilung der Duartierlaft famen früher die unerhörteften Miß- 
griffe vor. Man wälzte diefelbe ganz auf die Hauseigenthümer und zug bie 
Miether nur ausnahmsweife heran, Und zwar mußten die Hauseigenthümer biefe 
Laft nad dem Verhältniß der auf ihren Häufern rubenden Steuern, die fchlecht- 
weg als Mahftab ihrer Wohlhabenheit galten, tragen. Nicht genug hiermit, knüpfte 
man an biefe angebliche Verpflichtung der Hauseigner zur Quartiergebung noch 
die Pfliht zur Berpflegung ber bei ihnen Einguartierten. Ein Haus zu befigen 
war jo in Kriegszeiten das fiherfte Mittel zum gänzlihen VBermögensverfall, und 
es find, nad dem Zeugniß glaubhafter älterer Bene, Fälle vorgefommen, daß 
Hauseigner, um fi der entfeglihen Handhabe zu ihrer Ausbeutung zu entledigen, 
ihre Häufer leer ftehen ließen und in der That bavonliefen, 

Gegenwärtig anerkennt man verftändigere Grundfäge Die Quartierlaſt 
rubt jest gleihmäßig auf den Hauseignern und ben Micethern; ber 
Hauseigner gibt Quartier nad Verhältniß des von ihm vorbehaltenen, der Miether 
nah Verhältniß des von ihm gemietheten Raumes. 

Ein Gleiches gilt für die Berpflegung, auf deren geredhte BVertheilung 
um fo mehr anfommt, als es fi nicht mehr, wie bei ver Quartierlaft, um bloße 
Unbequemlichkeiten, fondern um Bermögensopfer und baare Auslagen handelt. 
Zwar gibt jeder Patriot vem in Waffen ftehenden Yandsmanne von Herzen gern, 
was feine Mittel ihm erlauben; zu wünſchen ift aber dennoch, daß die für bie 
Berpflegung aus Staatslaffen zu gewährende Bergütung ber wirklihen Ausgabe 
des BVerpflegungspflichtigen gleich fomme, damit nicht der Einzelne Yaften zu tragen 
babe, die von Rechtswegen auf die Gefammtheit fallen. Preußen zahlt den Ge— 
meinden rejp. Onartierträgern pro Kopf und Tag 5 Sgr., und wenn das Brod 
aus den Magazinen empfangen werben fann, nur 3 Sgr. 9 Pf. Diefe mäßigen 
Säge ſinken fofort auf die Hälfte herab, wenn bei eiligen Märſchen, bei Be- 
nugung der Eifenbahn und ähnlihen Beranlaffungen, nur ein Theil der Verpfle- 
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gung, 3. B. das Mittagseffen allein oder eine Abenpmalzeit und das Frühſtück 
allein, verabreicht werben fann. Der Einquartierte fol fih allervings mit dem Tifche 
feines Wirthes in der Regel begnügen. Kommen aber Streitigkeiten vor, fo muß ihm 
dasjenige gegeben werben, was er aus dem Magazine zu fordern berechtigt fein 
würde. — Es ift wohl nicht zu bezweifeln, daß eine gemeinfame Speifung 
der Einguartierten aus großen Gemeindeküchen, welche alle Vortheile der Be- 
reitung im Großen wahrnehmen können, zu beträdhtlicher Erleichterung der Bürger 
dienen und die wirflihen Ausgaben mehr in's Gleichgewicht mit der gefelichen 
Bergütung ſetzen würden. Das Militär hätte dabei die Annehmlichkeiten des Bei- 
ſammenſeins; die Disciplin wäre beffer gefihert; die Berpflegung wäre gleichmä- 
iger, und fein Soldat würde durch den traurigen Eindrud in feiner Stimmung 
gelähmt, mit einem durch den Krieg vielleicht ſchon gänzlich verarmten Bürger das 
bürftige Kummerbrod theilen zu müſſen. 

Zugpieh und Transportmittel wurden ehedem mit ähnlicher Rüdfichts- 
lofigteit den Vieh- und Wagenbefigern abverlangt, wie man bie ganze Quartier 
laft und Berpflegung den Hansbefigern auf die Schultern warf. Man nahm, was 
man braudte, ohne Rüdfiht auf die dringendften Bebürfniffe des Eigenthümers 
und ohne daß diefer auf Entſchädigung Ausfiht hatte. Allerhöchſtens mäßigte man 
die Forderungen bei Grunbbefigern nad dem Berhältniß der Steuerkraft ihrer 
Grundftüde, kehrte aber auch das hierin liegende Princip oft in der Weife als 
eine Waffe gegen die Grunbbefiger, daß man ihnen vorfchrieb, wie viel Zugvieh 
fie, nad dem Umfange und der Steuerkraft ihrer Güter, halten müßten. Es ift 
zu boffen, daß die Zukunft au hierin mehr dem Rechte folgen und billige Ver— 
gütung mit ſchonender Behandlung verbinden wird. — Eine natürliche Folge bes 

andwehrſyſtemes ift, daß die Mobilmahungspferde (in Preußen auf Grund ber 

Landwehrordnung vom 21. November 1815) von den Landwehrkreiſen für vie 
Provinzial-Yandwehr unentgeltlich bergegeben werden müffen. Nach dem preu= 
Bifhen Gefeg vom 11. Mai 1851 $. 13 übernimmt dann die Staatsfaffe ven 
Erjat Des Abganges während des mobilen Zuſtandes. Bei dem Eintritte der De- 
mobilmahung werben den betreffenden Kreifen die von ihnen früher geftellten, 
effektiv noch vorhandenen oder vom Staate erfesten Pferde in natura zurüdges 
liefert. Auch erhalten die Kreife den vollen Erlös, wenn Landwehrpferde wegen 
Unbrauchbarkeit zum Dienft verkauft und nicht erfeßt worden find. 

Landlieferungen in Magazine müffen auf die Provinzen, Kreife 
und Gemeinden vertheilt werben. Zwedmäßig zieht man vabei die Provin= 
tal» und Kreisvertreter zu Rathe. In Preußen erfolgt vie Bertheilung des 
Bedarfs 1) auf die Provinzen durd den Minifter des Innern unter Berüd- 
fihtigung der Lage und eiftungsfähigfeit derfelben, wobei auf eine möglichft bil- 
lige Ausgleihung Bedacht genommen werden fol; 2) innerhalb ver Provinzen auf 
bie Kreife, durch die Oberpräfidenten unter Zuziehung eines von der Provinzial- 
verwaltung gewählten Ausſchuſſes; 3) innerhalb der Kreife auf die Gemeinden, 
durh die Landräthe unter Zuziehung eines von ber Kreisvertretung gewählten 
Ausihuffes. Die Höhe der Bergütung fir diefe Landlieferungen an Lebensmitteln 
und Fourage wirb nach ven Durchſchnittspreiſen ver legten zehn Frie— 
densjahre — mit Weglaffung des thenerften und wohlfeilften Jahres — 
beftimmt. 

Werden Grundftüde oder Gebäude, welde im Privateigenthum ftehen, 
für Kriegszwede in Anfprud genommen, fo ift es wenigftens als Regel zu be- 
traten, daß dem Eigenthümer für die entzogene Benugung eine Vergütung ge 
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zahlt werben muß. Eigenthümlihe Ausnahmen von diefer Regel werben durch die 
Feſtungs-Rayon-Geſetze begründet. Behält der Staat, nad eingetretener Entwaff- 
nung, bie einftweilen in Anfprud genommenen Gebäude oder Orunpftüde, fo 
fommen die für Enteignungen geltenden allgemeinen Grundſätze über Entſchädigung 
zur Anwendung. 

Für Arbeitsträfte, vie für Kriegszwede aufgeboten worben find, müſſen 
die ortsüblichen Preife gezahlt werden. Mande Kriegsarbeiten werben gänzlid) mur 
im Intereffe einzelner Gemeinden ausgeführt, wie 3. B. Schauzarbeiten, durd 
die ein einzelner Drt gegen einen feindlichen Ueberfall gefhügt werden foll. Da 
fann die Vergütung allenfalls aus ver Gemeindekaſſe, ftatt aus der Staatskaſſe, 
gezahlt werben. 

Ueberhaupt aber ift es zwedmäßig, daß fid der Staat wegen der vollftän- 
digen und rechtzeitigen Gewährung ver Kriegsleiftungen zunächſt an die Kreife 
und Gemeinden halte. Den Gemeinden fteht alsdann eine Zwangsberedhtigung 
gegen ihre einzelnen Mitglieder zu, um dieſe zu den Leiftungen anzuhalten. — 

Es ftellt fih uns nun die Hauptfrage: Wie foll die Vergütung 
der Kriegslaften bewirkt werben? 

Eine ganz lodere und frivole Anfiht ift es, wenn man annimmt, daß eine 
vollftändige, gerechte Bertheilung der Kriegslaften nit wohl ausführbar fei, daß 
der Krieg doh einmal Alles von oben nad unten fehre, daß am Ende bei großen 
öffentlihen Unfällen der Ruin Einzelner ſich nicht vermeiden lafje, daß dem Staate 
eine unerſchwingliche Yaft auferlegt werben würde, wenn er alle Kriegsleiftungen 
jelöft bezahlen follte und daß man es daher mit der Entſchädigung der Einzelnen 
jo genau nicht nehmen könne. Wenn die Kriegslaften für den Staat unerfhwing- 
lid wären, jo müßten fie e8 aud für bie —— ſein, welche die Staatskaſſe 
zu füllen haben. Offenbar laſſen ſich größere Laſten und laſſen ſich dieſe Laſten 
leichter tragen, wenn Alle verhältnißmäßig herangezogen werden, als wenn man 
den Einen erdrückt und den Anderen unter ſeiner Tragfähigkeit belaſtet. Außerdem 
iſt die gleichmäßige Tragung der Staatslaſten ein Rechtsgrundſatz, d. h. ein Satz, 
der unbedingt zur Ausführung fommen muß. Jene Auffaſſung iſt ſomit ebenfo 
unpolitiih als unrechtlich. 

Unmöglich ift eine nahträglidhe gegenfeitige Abrechnung (Perä- 
quation) unter allen Bürgern, welde Kriegsleiftungen gemacht haben. Die Rech— 
nungen und Gegenrechnungen würben in's Endlofe gehen. 

Es bleibt alfo nur denkbar die [ofortige Bezahlung jeder ein> 
zelnen Leiſtung entweter baar, over burd ein Anerfenntniß, das 
einen Anfpruh an die Staatsfaffe gibt. 

Die fofortige Baarzahlung muß zur Anwendung kommen, foweit es 
ohne Nadıtheil für den Staat gefhehen kann. Vornehmlich bat der Staat die 
Baarzahlung bei folden Leiftungen zu beſchleunigen, die nicht, wie Yandlieferungen 
und GEinquartierungen, den Charakter einer ſich ſchon von ſelbſt vertheilenden all- 
gemeinen Laft tragen, fondern von einzelnen Handwerkern, vielleicht mit dem Auf- 
wande beträchtliher Gelvwittel und Arbeitsträfte, geliefert werden müfjen, wie 3. 
B. Kleidungsftüde, Neitzeug, Yelvequipage-Öegenftände, aud) Arzneien und Ber: 
bandmittel. In Preußen vergütet man Yeiftungen vdiefer Art aus den bereiteften 
Beftänden der Kriegskaſſe, nad den Durdfchnittspreifen der Zeit und des Ortes 
der Lieferung oder Anfertigung. 

Ueber tie anderen zu gewährenden Vergütungen muß der Staat verzing- 
lide Anertenntniffe ausftellen. Der Staat zahlt die Vergütung ven 
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Kreifen. Die Kreife und Gemeinden haben bie Einzelnen zu befriedigen. Sind ein« 
zeine Kreife oder Gemeinden über das Verhältniß ihrer Leiftungsfähigteit in An— 
ipruh genommen worben, jo muß eine Ausgleihung eintreten, Preußen überläft 
legtere den Kreis: und Provinzialvertretungen, gegen deren Entfcheidung ber Redhtös 
weg nicht bejhritten werben kann. — Schon die bloße Nöthigung zur Ausftellung 
von Anerkenntniffen treibt die Militärbehörven zur gewijjenhafteren Prüfung und 
zur Mäkigung ihrer Forderungen an. 

Um mit ven Abrechnungen und Zahlungen zum Abſchluß zu fommen, wird 
nad erfolgter Demobilmahung eine Bräflufivfrift angefegt für die Anmel- 
bung ber Vergütungsanſprüche. Alle zu ſpät gemeldeten Anſprüche find verfallen, 

Schließlich ein Wort über die Kriegsfhäden, bie burd bie eigene 
Kriegsmacht im Lande angerichtet worden find. 

Man unterfheidet hier zwei Klaffen: 1) Kriegsſchäden, vie eine Folge recht: 
mäßigen Befehles find, 2) Kriegsfhäden, die durch Zufall und 
Unglüd, over durch Bosheit Einzelner herbeigeführt wurden. 

Nur bei der erften Klaſſe anerkennt der Staat eine Rechtspflicht zur 
Entſchädigung. Bei der zweiten Klafje wird die partielle oder vollftändige Vergü— 
tung aus der Staatskaſſe als eine freiwillige, aus bloßer Billigkeit 
entſpringende aufgefaßt. Bon einer Nehtöpflidt zur Entſchädigung laun demnach 
nicht die Rebe fein, wenn in folge ber Kriegsleiven Seuchen unter dem Vieh aus— 
brechen, wenn eine zufällige Pulvererplofion Zerftörungen des Privateigenthuns 
bewirkt, wenn Marodeurs oder Soldaten eines in der Auflöfung befindlichen Korps 
Brandftiftungen oder Plünderungen verüben. 

Wezen der vom Feinde angerichteten Kriegsihäden und vom Feinde 
auferlegten Kriegsleiftungen verweifen wir gänzlid auf den Artikel „Reutzibutionen.* 

erner. 


Kriegsverfaffung. 

J. Das Recht über Krieg und Frieden. 4) Kriegsleiftungen ver Staatsangebörigen. 
1. Die Leitung des Kriegs. 5) Beitungen. 
111. Mittel der Rriegsverfaffung. 6) Strafen und Gifmbahnen. 

1) Perträge und Dünpniife. 7) Kriegskoften (Staatsfchag, Anlehen, 

2) Stehendes Heer und Flotte, Aricdensftand, Steuern). 

Präfenzzeit. IV Kriegsverfafiung ver größeren Staaten Gu- 
3) Kriegtmaterial. ropa't, 


Die Kriegöverfaffung tft ver Inbegriff aller gefeglihen Beftimmungen und 
Einrigtungen, melde einen Staat befähigen, einen Krieg zu beſchließen, zu er- 
Hären oder, wenn er geboten wird, anzunehmen, ihn zu beginnen, zwedmäßig 
burdzuführen und durch Friedensſchluß zu beenden, 

Die Kriegöverfaffung beftimmt alfo: 

1) welche Gewalt im Staate den Krieg zu erklären ober ven erflärten an- 
zunehmen dad Recht hat; 2) welcher Gewalt die Leitung des Krieges zulommt; 
8) in welcher Art die Mittel zur Durchführung des Krieges aufgebradt und wäh- 
rend bes Krieges erhalten werben; 4) welde Staatögewalt Waffenftillftände und 
Frieden fließen kann. 

Nach viefen Richtungen bin müſſen wir die Kriegsverfafiung beleuchten. Aus 
der bloßen Aufitellung ver vier Punkte ergibt fi aber fhon, daß die Heerver- 
faffung nur ein Theil, wenn aud ein fehr weſentlicher, der Kriegsverfaflung ift 
(dgl. den Art. Heer), daß die NKriegsverfaffung ein integrirender Theil jeder 
Staatsverfaffung iſt, daß jene in ihrer Art durch diefe bedingt wird, daß anberer- 


128 Ariegsverfaffung. 


ſeits ganz wohl vie Kriegsverfaffung, welde für einen Staat nad feinen biftori- 
ihen Grundlagen und nad feiner Geftaltung, feinen augenblidlidyen Berhältnifien 
nothwendig erjcheint, auf die Geftaltung der allgemeinen Staatsverfafjung zurüd- 
wirken fann; daß es mitpin, wenn bie Kriegsverfaffung eines Staates weſentliche 
Mängel zeigt, meift ganz müßig fein wird, über ihre Umgeftaltung zu reden ober 
an ihrer Umgeftaltung zu arbeiten, fol nicht aud die Staatsverfaffung im Gan- 
zen von Grund aus umgeftaltet werben. 

I. Das Mecht über Krieg und Frieden. Die Erklärung ober 
die Annahme des Krieges fteht dem Souverän zu; ebenfo find Friedens— 
ſchlüſſe das Recht des Souveräns und beögleichen alle Abfhlüffe von Waffen- 
ſtillſtänden, welche nicht unter den Begriff der fogenannten rein militäriſchen fal- 
len, d. h. derjenigen, welche angeboten oder angenommen werben auf kurze Zeit, 
um Todte zu begraben, ven Truppen Ruhe zu verfchaffen, Berftärfungen zu er- 
warten, irgend einen ftrategifhen Bortheil durch Ueberliftung zu erreichen. 

In der Monarchie ift der regierende Fürft der Souverän und hat das Recht 
des Krieges und Friedens; in der bemofratifhen Republik ift das Volk der Sou- 
verän und übt fein Recht über Krieg und Frieden durch feine von ihm velegirten 
Bertreter aus. In der fogenannten fonftitutionellen Monarchie ift die Sade am 
verwideltften. Der regierende Fürſt ift beſchränkt durch fein Minifterium; dieſes 
wird von der Berfamnlung ver Vollsvertreter kontrolirt, welder es verantwort- 
ih if. Das Minifterium wird daher der Regel nah von der Berfammlung der 
Bolksvertreter wenigftens Anweifungen, Inftruftionen einzufordern ‘haben, wie es 
fih in gewiffen möglicherweife vortommenven Fällen zu verhalten habe. Wo das 
fonftitutionelle Leben wirklich ausgebildet ift, wird einerfeits dieſe Anfrage nie 
ausbleiben, andererfeits wird die Nepräfentantenverfammlung, wo fie weiß, daß 
von ihr das Minifterium abhängt, wohl immer fo viel Takt haben, demſelben 
einen zroßen Spielraum feiner Wirkſamkeit zu laffen, ja ihm unbebingte Vollmacht 
in jenen Verhandlungen zu geben, welche jet ftetS der Erklärung oder der An- 
nahme eines Krieges im dem civilifirten Theile Europa's vorauszugehen pflegen. 
Mit dieſer, ſehr berechtigten Annahme ift dann allen jenen Staatsrechtslehrern 
der Weg verlegt, welde die abfolut monardifche Verfafjung eben mit Rüdficht 
auf den Kriegözuftand damit zu vertheidigen fuchen, daß in ben Repräfentanten- 
verfammlungen zu viel über Dinge gef hwägt werbe, die man, um fie auf einem 
oder dem andern Wege zu einer geveihlichen Löſung zu führen, möglichft geheim 
halten ſollte. 

In demokratiſchen, meift auch in ariftofratifchen Repräfentativrepubliten wird ver 
Gang ver Dinge im Wefentlichen derſelbe fein, wie in der konftitutionellen Monarchie. 
Die Vertreter des Volks werben im alle eines vorauszufehenden Krieges bie 
Macht zum Beichließen darüber im Voraus einem engern Ausschuß, in der Regel 
ber Erefutivgewalt übertragen. 

Doch wir haben bisher immer nur den Ginheitsftant im Auge gehabt, und 
es verlohnt fich der Mühe, nun aud die fomplicirtere Staatöform, die des Bun— 
desftaates und des Stantenbundes zu betrachten. Der Bunbesftaat fann, 
wie es thatfächlih die Schweiz beweist, in dem Berhalten gegen außen, durchweg 
die Einheit berftellen, welche an und für fih nur dem Einheitsftante zufommt, 
Eine wirklich über den einzelnen Gliedern des Bundes ftehende Gentralgewalt übt 
bier das Recht des Krieges und Friedens. In einem Staatenbunde, welcher nicht 
für furze Friſt und vorübergehende Zwede, fondern für die Dauer geſchloſſen fein 
fol, müßte nothwendig, vernumftgemäß das gleiche Verhältniß beftehen. Daß es 
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= fih ganz anders verhalten kann, zeigt fih an dem Beifpiele des deutſchen 
unbes. s 

Für den deutſchen Bund foll nad der Bundesverfaffung die Bundes- 
verfammiung ober der Bundestag das Recht des Krieges und Friedens üben, und 
in der That in ber jegigen ftaatlihen Drganifation des deutſchen Bundes finden 
wir fein einzige® Drgan außer dem Bundestag, welches dieſes Recht üben 
fönnte, 

Indeffen ift der Bundestag in Wirklichkeit nichts weniger als ein Souverän; 
ex iſt nichts als ein Kollegium von Oefandten vreifig und einiger deutſcher Für- 
ften, deren jeder einzelne ſich als völlig fonverän betrachtet. 

Unter den Staaten des Bundes find zwei Großmächte, welche beide Landes⸗ 
gebiete außerhalb des Bundes befigen und, fo lange fie ald Großmächte beftehen, 
nicht blos von Intereſſen bewegt werben, welde mit den Intereffen bes deutſchen 
Bundes an und für fi gar nichts zu thun haben, fondern aud; von ganz ent- 
gegengefegten Intereffen. Diefe beiden Großmächte, unter ſich einig, würden ven 
Bund beberrfchen, da fie aber nicht unter ſich einig fein können, werben fie jede 
einzeln den Bund für ihre Zwede zu beherrſchen ſuchen. In einem gegebenen 
Moment wird diejenige der beiden Großmächte, welche einen fpecielen Zweck vor 
Augen hat, in diefer Rihtung am fräftigften arbeiten; vie andere aber, welche im 
gegebenen Fall ein entgegengefegtes Intereffe hat, der Herrfchaft der erfteren ent- 
gegenarbeiten und, follte ver Bund im Intereſſe oder auf Anftiften dieſer einen 
Krieg beſchließen, wenigftens dieſem Beſchluſſe nicht beitreten, fo daß fie felbft 
dann nur durch einen Krieg gezwungen werben könnte, ihm beizutreten. Diefe 
Dinge hat das Jahr 1859 vollfommen Har audy für diejenigen gemacht, welche 
fi andere Berftellungen davon zu bilden geneigt waren, 

Die Sade fteht alfo fo: nad der Bundesverfaſſung fol der Bundestag das 
Recht über Krieg und Frieden üben. Da er aber eine blos fiftive Gentralgemwalt 
ift, jo übt eine der beiden Großmächte das Recht und zwar diejenige, welde im 
gegebenen Zeitpunft den Bund beherrſcht und das meifte Intereffe daran hat, ihm 
zum Krieg zu beftimmen, und biefe übt es nicht unbebingt, nämlich ganz gewiß nicht 
in Bezug auf ‚die andere Großmacht, vielleicht kommt fie gehemmt tn ihrem Auf- 
treten nicht einmal dazu, bie anderen Bundesglieder zum Krieg zu beftimmen. 

Für die Schöpfung einer deutf—hen Centralgewalt, die wirklich fähig wäre, 
als deutſche und für Deutfchland das Recht des Krieges und Friedens zu üben, 
ift weder durch bie Zerlegung Deutfchlands im zwei, noch durch diejenige in 
3 Gruppen (Trias) irgend etwas gewonnen, vorausgefegt, was und bier nichts 
angeht, daß ſolche Projekte überhaupt ohne Gewaltthat ausführbar wären. 

Mit dem erften ber vier von uns aufgeftellten Punkte haben wir zugleich 
den vierten, da Erflärung oder Annahme des Krieges und der Friedensſchluß natur 
gemäß in den gleihen Händen ruhen müſſen, erletigt. Wir gehen nun zum zwei⸗ 
ten Punkte über, indem mir von der Gewalt reden, welder die Leitung bes 
Krieges zulommt. 

II. Die Leitung des Krieges. Dieſe Gewalt ift zunächſt auc wieder 
ber Souverän in ber weiteften Bedeutung des Worts; er kann möglicher Weife 
feine Rechte delegiren und wird fie zwedgemäß mindeftens zum Theil in vielen 
Fällen delegiren müffen. 

Am natürlihften ift 8, die Macht zur Leitung bes Krieges einem Oberfeld- 
bern zu belegiren, Zwei Hinberniffe find es aber, welche dem entgegenftehen 
fönnen : 
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Die Führung verfchievener Kriege zugleich auf verfchienenen, ihrer Natur und 
ihrer Lage nad) von einander getrennten, Kriegätheatern ; 

ferner der Umftand, daß der Krieg, der felbft nur ein Alt ver Politik ift, 
beftänbig diplomatiſch vurchfegt wird, von der Diplomatit Nugen ziehen, biplo- 
matifche Mittel benugen, zur Anknüpfung diplomatifcher Verhandlungen, abgefehen 
von denjenigen, welche zum Friedensſchluſſe führen, Beranlaffung geben fann, und 
daß der General nicht immer zugleihd Staatsmann ift oder daß man es ihm nicht 
immer zutraut, er wife das ftaatliche Intereffe richtig abzuwägen. 

Wir wollen zunähft nur ven Fall erwägen, im welchem es fi um bie 
Führung eines Krieges auf einem wefentlid gleihartigen und nicht allzu aus- 
gedehnten, aljo nicht wegen ber Entfernungen in mehrere Schaupläße zu trennenden 
Kriegstheater handelt. 

In dem monarchiſchen Einheitsſtaate kann ſich der Souverän ſelbſt an bie 
Spitze des ‚Heeres ſtellen. Nur Unfähigkeit ſollte ihn abhalten, das zu thun; 
biefe follte ihn freilich aud wirklich abhalten, was, wie bie Geſchichte ge 
nügend beweife, nicht immer der Fall ift. Ift die Fähigkeit des Souveräns 
vorhanden, und er ftellt fih jelbft an die Spitze des Heeres, jo hat er 
unzweifelhaft ein faum genug zu fchätendes UWebergewicht über ven Feind, 
bei welchem dieſes Berhältnig nicht obmwaltet. Er führt nicht blos fein eigenes 
Kommando, er treibt auch feine eigene Politik. Er kann im Interefie dieſer, 
augenbliklih und ohne anderwärts anzufragen, von den ihm geeignet fchei- 
nenden biplomatifhen Mitteln zur Unterftügung der Operationen Gebraud 
machen, er kann ohne Weiteres das biplomatifche Mittel an die Kriegsoperation 
und biefe an jenes anknüpfen. 

Tritt im monarchiſchen Einheitöftaate ver Souverän nicht an bie Spige des 
Heeres, fondern fegt er einen Oberbefehlshaber ein, fo fann er fi darauf befchrän- 
fen, diefem allgemeine Inftruftionen zu ertheilen, und ihm auch das politifche Feld 
nach feinem Ermefjen offen laffen, oder er kann fid) vorbehalten, ihm Gelegen⸗ 
beitsinftruftionen zu geben. 

Im erfteren Falle fommt Alles nur auf die Fähigkeit des erwählten Ober- 
feloheren an; im legteren nicht mehr, und die Sache wird aller Wahrfcheinlichkeit 
nad für die Kriegführung fehr übel beftellt fein, da bie Gelegenheitsinftruftionen, 
wie die Erfahrung beweist, namentlid in Fällen des Unglüdes, in welchen fie 
am meiften zu graſſiren pflegen, nicht die Nefultate reifliher Erwägung, ſondern 
oft nur die Rejultate Fleinliher Hofintriguen find. 

In fonftitutionell monardifhen Staaten, wie in Republiten, ift e8 rein un— 
möglih, daß der Souverän (die Regierung) fih unmittelbar an die Spite des 
Heeres ftelle; weil diefelbe hier niemals in einer einzigen Perfon vertreten, fondern 
ftetS durch ein mehr over minder großes Kollegium bedingt ift. Solange nicht befondere 
Beftimmungen getroffen find, muß dieſes NRegierungsfollegium , welches felbft 
wieder verantwortlich ift, fich die Ertheilung von Inftruftionen vorbehalten. Doc 
gilt auch hier, daß umfaffende allgemeine Inftruftionen, die von vornherein ertheift 
werben, ven zwiſchendurch fallenden Gelegenbeitsinftruftionen vorzuziehen find, 
daß, wenn fich letztere nicht abfolut vermeiden laffen, von ihnen doch nur im 
höchſten Nothfall Gebrauch gemacht werben darf. Im äußerften Nothfall wird 
übrigens ein freies und frei konftituirtes Volt wohl niemals vor der Einfegung 
ber biftatorifhen Gewalt auf beſchränkte Zeit zurüchſchrecken, welde ein foldes 
Volk aud niemals zu fürchten hat. 

In einem Bundesſtaate, welcher eine wirkliche Gentralgewalt mit allen Eigen- 
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Ihaften der Souveränität hat, kommen alle die berührten Berhältnifje wieber 
vor; es fragt ſich leviglih, ob die ſouveräne Gentralgewalt eine monardhifche, mo— 
narchijch konftitutionelle oder republifanifch fonftitutionelle fei. 

Der deutſche Bund Hat Feine Gentralgewalt dieſer Urt, und daher wird 
auf einmal faltifch für ibn unmatürlih oder unmöglid, was doch theoretifch das 
allein Mögliche zu fein fcheint und das einzig Mögliche fein müßte, follte ver 
deutſche Bund einen ftaatlihen Einfluß üben, überhaupt die Rolle eines Stagtes 
fpielen fünnen. 

Nach der Berfafjung des deutſchen Bundes fol für jeden Krieg der Ober: 
feloherr ven der Bundesverfammlung erwählt, von ihr in Eid und Pflicht ge 
nommen werben, ihr al8 feiner einzigen Behörde verantwortlich fein, von ihr feine 
allgemeine Inftruftion empfangen, nad welder er dann feinen Operationsplan zu 
entwerfen hat. Durd einen aus der Bundesverſammlung erwählten Ausſchuß ſoll 
derfelbe in weiterer Verbindung mit ihm bleiben. Kurz der Oberfeldherr fol ſich 
zur Bundesverfammlung verhalten, wie überhaupt ein Feldherr zu feinem Sou— 
verän. Er kann aud vor ein Kriegsgericht geftellt werben, 

Allem Anſcheine nah wollte man urfprünglic durch diefe Beftinimungen 
_ einen Souverän irgend eines Einzelftaates von der Oberfelvherrnfhaft ausſchließen. 
Geſchieht nun dies, und es wird zum Oberfelvherrn z. B. ein General in öfter- 
reichiſchem ober in preußifhem Dienfte gewählt, wer fteht dafür, daß biefer nicht 
außer den von der Bundbesverfammlung ihm ertheilten Inftruftionen andere von 
der Regierung feines Staates, Defterreich oder Preußen, erhalte, und daß vie 
fegteren von den erfteren vollftändig abweichen, weil Defterreih und Preußen ja 
jedes eine eigene Politik bat, welde vieleicht mit dem Intereffe des deutſchen 
Bundes nicht übereinftimmt? Was fol nun in folhen Yale aus der Krieg- 
führung werben? Ein Beifpiel dafür bietet aus neuerer Zeit der Reichsfeldzug in 
Scleswig-Holftein gegen die Dänen; der Reichsfeldherr, welcher preußiſcher Gene- 
tal war, erhielt ftatt von der Bundesverfammlung damals feine Inftruftionen 
von der preußifchen Regierung, und ob er fi nad) dieſer oder nad) jener richtete, 
ift befannt genug. Wieder ein Beifpiel aus allerneuefter Zeit beweist aber, daß 
man es gerade durch das Interefle des Bundes für geboten halten kann, einem 
der beiden Souveräne von Defterreih oder von Preußen die Oberfeldherrnfchaft 
zu übertragen. Dann lehnt diefer entweder ab: erftens weil er einer Gefandten- 
verſaumlung nicht verantwortlid fein, fih nicht von ihr vor ein Kriegsgericht will 
ftellen laſſen; zweitens weil er weiß, daß er Gefahr laufen fann, eine ganz andere 
Politit treiben zu follen, als er es dem Interefje feines Landes, der Großmacht 
Defterreih oder Preußen, an deren Spige er fteht, ſchuldig zu fein glaubt. Ober 
er ninunt an und treibt unter dem Mantel der deutſchen Oberfeldherrnſchaft preußifche 
oder öſterreichiſche Politik, 

Alles möchte noch gehen, wenn man den Bund, wie es ja thatfählid in 
der Bundbesverfaffung fteht, rein als Defenfivbünpnig auffaßte Dann, wenn 
diejes eine Wahrheit jein follte, müßten aber auch Defterreih und Preußen in 
einem Kriege, den fie auf eigene Yauft führen, one ven Bund gefragt zu haben, 
niemals Truppen aus ihren deutfehen Provinzen, niemals Hülfsquellen, welde 
fie aus ihren deutſchen Provinzen entnehmen, verwenden fünnen. Diefes wäre bie 
nothwendige Konſequenz; Defterreih und Preußen müßten alfo kurzweg auf bie 
Großmachts ſtellung verzidten. 

Darauf kommen wir num auch bei allen Reformvorſchlägen, die wirklich dieſen 
Namen verdienen, aud immer wieder zurüd. Sie laufen darauf hinaus, daß an 
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die Stelle ver beiden deutſchen Großmächte Defterreih und Preußen eine einzige 
deutſche Großmacht gefegt werben foll. 

Der (gegenwärtig dem Bunbestage vorliegende preußifche) Reformvorfchlag, 
nad welchem die Kontingente der nörblihen Staaten ih an Preußen, die Kon- 
tingente ver ſüdlichen Staaten ſich an Defterreih anſchließen follen; dieſes bie 
Leitung eines Bunvesforps im Süden, jenes im Norden übernehmen fol, läuft 
furzweg auf eine Theilung Deutfhlands in zwei Bundesftanten hinaus. Wenn vie 
Leitung des Krieges auf ſolche Weife getheilt fein fol, fo muß aud der Ent- 
ſchluß zum Krieg und der Beſchluß des Krieges auf diefelbe Weife getheilt fein. 
Es ift ganz undenkbar, daß Preußen und Defterreih fi in die Leitung theilen 
und doch die Bundesverfammlung den Krieg befhließe. Die Theilung ver Leitung 
heißt nichts anders als gleichzeitig die Theilung des Kriegsbefchluffes, d. h. Defter- 
reih und Preußen werden zwei, jeder durch andere deutſche Länder gegen ihren 
jegigen Beſtand vergrößerte Staatenfomplere, die aber für jeden Kriegsfall genau 
in dasfelbe Verhältniß zu einander treten, wie zwei andere Staaten auch. Preußen 
wird fi) mit Defterreich ebenfo gut zu einem beftimmten Kriege verbinden können, 
wie mit Frankreich oder mit Rußland, aber auch um fein Haar breit mehr mit 
jenem verbunden fein, ald mit biefen legten aud). 

Die Theilung Deutfhlands in zwei befondere Staaten nähert ſich ven that: 
ſächlich beſtehenden Berhältniffen; aber fie nähert fih ihnen aud nur; denn es 
ift befannt genug, daß feineswegs alle Staaten des nörbliden Deutjchland 
geneigt find, fi auf dieſe Weife an Preußen anzufdlieken. *) 

Daher ftammt nun der Gevanfe der Trias; d.h. der Annahme noch eines 
dritten Bundeskerns, als welcher vorberrfhend Bayern bezeichnet wird. Dies wäre 
weiter nichts, als daß man drei befonvere Staatenfomplere an die Stelle von 
zweien fett. Was damit für ein einheitliches Deutfchland gewonnen werden fol, 
muß jedem Unbefangenen völlig unverftänplih bleiben. Er ſieht — die Sache 
ſtets vom militärifhen Standpunkt aufgefaft — nichts darin, als die Möglid- 
feit, daß fid einmal die preußifche und die bayerifche oder auch die preußifche und 
öfterreihifche oder endlich die bayeriſche und üfterveichifhe Gruppe zu einem bes 
flimmten Kriege verbinden, während im erften Falle die öfterreichifche, im zweiten die 
bayerifche, im britten die preußifche demſelben fern bleiben. | 

Wir haben früher bemerft, daß bie deutſche Bunvesverfaffung ben deutſchen 
Bund allerdings als ein reines Schutzbündniß, noch richtiger geſprochen, als eine 
Aſſeluranzgeſellſchaft der deutfhen Fürften auffaft. Fügen wir an biefer Stelle 
hinzu, daß das Streben des deutſchen Volkes eben dahin geht, Deutfchland aus 
diefer erniedrigenden Stellung, welhe feinen Kräften nicht im minveften entfpricht, 
herauszureißen. Dieſes Streben läßt fi durch Borfchläge, welche einzig darauf 
berechnet find, von dem Entfheidenden und Wahren vie Blicke abzulenken, 
auf die Dauer nicht täufchen. 

Wenn ein Staat mehrere Kriege zugleih zu führen Hat auf verfchievenen, 
weit von einander getrennten Kriegstheatern, für deren jedes nothwendig auch ein 
bejonderes Heer unter einem befonveren Feldherrn aufgeftellt werben muß, fo kann 
die Leitung fämmtlicher Heere entweder durch allgemeine Inftruftionen beforgt 
werben, welche von der Erefutive und fpeciell etwa von bem Kriegsminifterium 
ausgehen, oder es fan für die Gentralleitung ein Oberfelbherr eingefegt werben, 


*) Anm. d. Red. Gbenfowenig find die ſüddeutſchen Staaten geneigt, ſich in ſolcher 
Weile an Deſterreich anzufchließen. N) f ſch geneigt, ſich in ſolch 
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welcher, wie bie Spinne in ihrem Gewebe im Mittelpunkte figend, alle Fäden in 


feiner Hand hat. 

Im erfteren Falle wird bie Gentralleitung ftetS von allen einzelnen Kriegs- 
Ihauplägen fi in anftändiger Entfernung befinden und aus dieſer her ihre In— 
firuftionen ertheilen, nad ber Art, wie ver frühere öfterreihifche Hofkriegsrath es 
that; im zweiten Halle fann ganz daſſelbe Verhältniß eriftiren, und man wird 
dann nur etwa ben Bortheil haben, daß vie Yeitung in den Händen eines Man- 
nes ftatt eines Kollegiums liegt, und daß fie in bie Hänbe eines bejonters be- 
fähigten Mannes gelegt wurde. Es kann nun aber auch der Oberfelpherr ſich 
wirflih bei einer der Armeen aufhalten, während er auf bie anderen nur aus ber 
Ferne einwirkt. 

Es ift an fi Har, daß eine Leitung aus der Ferne niemals zu leiften ver- 
möge, was an Ort und Stelle felbft zu leiften ift. Hierin liegt eier der Gründe 
für den alten Sag, man folle niemal® zwei Kriege auf einmal führen. Wie oft 
bas wirklich möglid zu machen fei, lehrt bie Geſchichte großer Staatsmänner und 
Feldherren auf jevem ihrer Blätter. Sind aber zwei Kriege auf einmal, auf weit 
von einander getrennten Schauplägen, unvermeitlih zu führen, fo wird es doch 
immer erreihbar fein, daß man biefelben ihrer Wichtigkeit, ihrer Entjheidungs- 
kraft nach von einander ſondere, daß man alfo einen Hauptfriegsfhanplag von einem 
oder auch mehreren Nebenkriegsihauplägen ſekundärer Bedeutung unterfcheide; für 
jenen eine Hauptarmee, für diefe Nebentorps aufftelle, daß der erwählte Ober- 
feloherr die unmittelbare Leitung ‚der Hauptarmee übernehme, dagegen diejenige 
ver Nebenkorps nur mittelbar durch Ertheilung von Inftruftionen beforge. Das 
muß in folhem Falle die Regel fein, und ver Kunft des Staatsmannes und bes 
Kriegerd bleibt es jett nur überlaffen, mit richtigem Blid den entſcheidenden 
Schaupla unter allen gegebenen heraus zu erfennen und auf ihm fo große Re— 
fultate in fo kurzer Zeit zu erzielen, daß Alles, was auf andern Schauplägen 
gefchieht, dagegen verfchwindet, zwar zum allgemeinen Nuten im Glüdsfalle 
beitragen, im Unglüdsfalle aber nichts Weſentliches verderben kann. 

Die einzige vernünftige Auffafjung vom Kriege ift diejenige, daß er ein Aft 
ver Politik fei. Der Feldherr follte alfo zugleih Staatemann fein und ftaats- 
männifhe Vollmachten haben; im Altertum war dies eine einfach und allgemein 
anerfannte Sache. In neuerer Zeit aber ift faft das Umgekehrte ver Fall. Damit 
hängt es nun fehr enge zufammen, daß bie im Negierungsfige zurüdbleibenden Exe— 
kutivgewalten fich meift die politifche Leitung des Krieges vorbehalten, wenn fie 
auch — mie fie meinen — bie militärifche aus der Hand, d. 5. einem Ober- 
feloheren übergeben. 

Hieraus folgt nun die Menge von Inftruftionen, vermeintlich nur politifcher 
Bereutung, welche ven Felvherren,in neuerer Zeit gelegentlich zugehen. Weil es 
aber geradezu ein Unfinn ift, das Militärifhe von dem Politiſchen zu trennen, 
oder fich einzubilden, daß es getrennt werben könne, ift die unausbleiblihe Folge 
davon, daß der Feloherr in feinem militärifhen Handeln bei foldhen Berhältniffen 
gleihfalls über alle Gebühr zum Nachtheil des militärifhen und daher aud des 
politifhen Erfolges gehemmt werde. 

Die Borftellung von einem General als fogenannten Haudegen ift in neuerer 
Zeit eine fo beliebte, daß man fogar einem großen Feldherrn eine Ehre damit anzu« 
thun glaubt, wenn man ihn als foldhen varftellt, oder einen großen General damit 
in Schatten zu ftellen glaubt, wenn man von ihm behauptet, man habe ihn nie- 


mals im Tirailleurfeuer gejehen. 


- 
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Revolutionäre Gewalten haben ftets einen Imftinft dafür gehabt, daß mili- 
tärifches und politifches Handeln nit von einander getrennt werben Könnte, umd 
ihnen vorzugsweife verdanken wir in neuerer Zeit die Wiederbelebung eines In- 
ftitutes, welches z. B. im Mittelalter in großer Kraft beftand. Im Mittelalter 
wurben ben Feldherren, denen man damals freilich nicht einmal zutrauen konnte, 
daß fie die edle Kunft des Leſens und Schreibens verftänven, fogenannte Kriegs- 
räthe beigegeben, welche aud bei der Anorbnung der militärifhen Operationen 
ein Wort mitzureden hatten, vorzugsweiſe aber für die Beſorgung bes politifchen 
Departements verantwortlich waren. Und fo haben ın neuerer Zeit während ber 
großen franzöfiihen Revolution die Franzoſen ihren Heeren Konventsbeputirte 
beigeorbnet, und in allen revolutionären Erhebungen danach ift dies in der Bei- 
gabe fogenannter Regierungs- oder Civilkommiſſäre nachgeahmt worden, melde 
vorherrfhend biplomatifche Gewalten zur Bermittlung zwifchen Feldherrn und Re- 
gierung, zur Vermittlung ber biplomatifhen Beziehungen mit andern Staaten 
beftimmt, oft in Folge des Mißtrauens in gewiſſe Fähigkeiten oder aud in ben 
guten Willen und die politiihe Auffaffung des Feldherrn eingefegt, häufig zugleich 
die Vermittler zwifchen Armee und Bolt namentlid in Verpflegungsangelegenheiten 
fpielten. Bisweilen freilich mochte dieſe Teßtere ihrer Aufgaben nur die wahre ber 
politifchen Ueberwachung des Feldherren verbeden follen. Natürlich ift es unter 
allen Umftänden vorzuziehen, daß man biefer Comites missi, welche nur allzuoft 
verderben, was gut zu machen fie beftimmt waren, entrathen fünne. Biel Ge- 
fcheibtes wird unter allen Umſtänden nicht dabei herausfommen, wenn ber General 
diefer Art von Ergänzung feines Ichs in irgend einer Beziehung bebarf. 

II. Die Mittel der Kriegführung. Diefe Mittel find die leben— 
digen Streitkräfte: Heere, Flotten, Landesbewaffnung (Landfturm) und Seewehr 
(Küftenflotillen); Material, Lebensbenürfniffe, Geld zur Beihaffung des Noth- 
wenbigen. 

ie zerfallen in eigene Mittel, über welche ein Staat unmittelbar gebietet, 
und in fremde, welche er ſich exft durch Bündniffe oder fonftige Verträge ver: 
fhaffen muß. 

1) Der Abſchluß von Verträgen, burd welche folche fremde Mittel befchafft 
werben lönnen, muß ſelbſtverſtändlich derjenigen Gewalt im Staate zuftehen, weldye 
das Recht hat, Krieg zu erflären oder anzunehmen und vie Kriegsleitung zu be- 
ftimmen. Keine Kriegöverfaflung irgend eines Landes kann in diefer Beziehung‘ 
vernünftiger Weiſe eine andere Beftimmung enthalten. 

Die fremden Mittel, welche fi ein Staat durch Bünbniffe verfchafft, find 
der Art nad diefelben, über welche er entweder für ſich verfügt ober doch ver- 
fügen könnte. Nur eine Ausnahme eriftirt. Es kann ſich nämlid ein Staat burd) 
Bündniß mit einem andern bie Möglichkeit verfhaffen, von einem Gebiete aus den 
Krieg zu eröffnen, weldes ihm anders nicht zur Verfügung geftanden hätte. So 
fonnten 1854 Engländer und Franzofen in Folge ihres Bündniſſes mit ber 
Türkei den Rufjen fih in Bulgarien gegenüberftellen, was ohne dieſes Bündniß 
nit möglich gewefen wäre. fremde Mittel beftehen alfo zu Zeiten in Erweite- 
rungen des Dperationsgebietes. 

Im Mebrigen muß man ſämmtliche Kriegsmittel in Bezug auf die Kriege: 
verfaffung nad ihrer Verfügbarkeit für die Staatsgewalt und nad) ihrer Nach— 
haltigfeit betrachten. 

2) Stehendes Heer und Flotte. Friedensftand Präfenz- 
zeit. Heere und Flotten beftehen außer im Kriege auch im Frieden; ein bloßer 
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Binnenftant ift durch die Natur feines Gebietes auf die Aufftellung von Land— 
heeren bejchräntt. Im Wefentlichen läßt ſich Alles, was bezüglich der Kriegsver— 
faflung von ben Heeren gejagt werben fann, auch auf vie Flotten anwenden; 
die Unterhaltung von Flotten an ſich bringt feine Unterfchieve, fondern bei Lichte 
: betrachtet nur das Berhältnig derjenigen Staaten, welche überhaupt ihrer Lage 
nah im Stande und veranlafßt find, Flotten aufzuftellen, In jehr vielen Bezie- 
bungen können wir und nun auf die Artifel „Flotte“ und „Heer“ zurüdbeziehen. 
Die Kriegsverfaflung bringt die Heer- over Flottenverfafjung in den politifchen 
Berband hinein. Wir beſchränken uns alfo im vorliegenden Artikel auf die Erwä- 
gung biefer allgemeinen politifhen Beziehungen. 

Ein Heer, welches theilmeife oder gänzlih ſchon im Frieden unterhalten 
wird, verurſacht jährliche Koften, welche von ver Erefutivgewalt aus eigener Madt- 
vollfommenheit oder unter Mitwirtung ber gefetgebenben Gewalt feftgefegt wer: 
ben, je nad der Stantsverfaffung. Diefe Koften dienen, bie Glieder des Heeres 
zu Heiden, zu räften, zu verpflegen, unterzubringen. Sie find im Wefentlichen 
um fo größer, je größer der Stand bes Heeres im Frieden ift. Diefen Koften 
parallel läuft ein Ausfall im Staatsvermögen, der daraus entfteht, daß bie im 
Dienfte befindlihen Mannfdaften der nußbaren Frievensarbeit entzogen find. 

Staatsökonomiſch ift es alfo vortheilhaft, ven Friedensftand jo weit als irgend 
möglich zu verringern Es erjcheint dies auch vortheilhaft mit Rüdfiht auf bie 
Möglichkeit, erfolgreich Krieg zu führen; denn je höher der Wohlftand eines 
Staates gefteigert ift, deſto nachhaltigere und bereitere Mittel hat dieſer im Kriege 
aufzumenden ohne die Gefahr äuferfter Erjhöpfung zu laufen. Gegenüber dem 
allgemeinen Grundſatz des Strebend nad größtmöglicher Verminderung bes Fries 
bensftandes hat man alfo nur die Hinberniffe zu erwägen, welche ver Berwirkli- 
hung dieſes Strebens im Wege ftehen; dv. h. mit andern Worten, vie Zwede bes 
Friedensftandes. 

Erfter Zwed des Frievensftandes ift num die Ausbildung der Mann— 
haft zum Kriegspienft. Diefer Zwed ift der wichtigfte überall dort, wo bie 
Konfkription befteht, wo aljo die junge Mannfhaft zum Kriegsvienfte ausgehoben 
wird. Man entläßt dann bie Leute möglicherweife, ſobald fie ausgebilvet find, von 
ver Fahne; fie bleiben aber noch eine Reihe von Jahren zum Dienfte verpflichtet 
und können ſowohl zu Uebungen als zum Kriegävienfte wieder einberufen werben, 
entweder bei denſelben Truppenkörpern, bei welchen fie ausgebildet wurden, ober 
auch bei bejonderen anderen, ausprüdlich für die älteren Jahresklaſſen formirten, wie 
in dem preußifhen Landwehrſyſtem. Bei viefer Einrichtung wirb ber Friedens— 
fand in dem Maaße mehr verminvert, ald man jährlid weniger Leute einftellt 
oder ald man die Dienftzeit bei der Fahne (Präfenzzeit) jedes einzelnen Mannes 
verfürzt. Wenn alle wehrhaften Männer im Militärbienft ausgebilnet werben 
follen, bleibt zur Berringerung des Friedensſtandes nur das legtere Mittel. 

Stellt man nun den Grundſatz auf: es fol jeder Mann nur fo lange bei 
ber Fahne bleiben, bis er militärifch ausgebilvet ift, fo fcheint es ungemein leicht, 
dieſe Zeit feftzufegen oder ein Minimum berfelben zu gewinnen. Inbeflen gerabe 
bier gehen die Anfichten fehr weit auseinander: denn währen vie Einen glauben, 
daß zwei Monate völlig hinreihen, um einen Refruten auszubilben unb folder- 
eftalt zu dem Milizſyſteme gelangen, in welchem es gar feinen permanenten 

edensftand gibt, fondern nur einen Friebensftand für je einige Monate im 
Jahre (Schweiz), fine die Anderen ber Meinung, daß mindeſtens drei oder doch 
allerminveftens zwei Jahre zur Ausbildung eines Rekruten gehören, und noch 
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anderer Orten und zu andern Zeiten hat man fogar eine viel längere präfente 
Dienftvauer gefordert. Der Zwiefpalt der Anſichten geht hier weſentlich daraus 
hervor, daß die Einen der Meinung find, zur gar, Dar Rekruten gehöre 
nur die Ausbildung in dem Hanbwerfsmäßigen des Dienftes, während die 
Anderen verlangen, ver Mann folle während ver Präfenz innerlich zum Soldaten 
umgebilvet werden. Offenbar ift nur ver erfte Begriff ein beftimmter, bei dem 
fih Mar und unzweidentig etwas denken läßt, ber zweite Begriff ift dagegen ein 
unfaßbarer, man fann ſich dabei die allerentgegengefegteften und verſchiedenſten 
Borftellungen machen und aus ihm heraus eben fo gut 20 Jahre, ald 2 Jahre 
ober fonft irgend eine Zahl als nothwendige Ausbildungspräfen; bemonftriren. 
Diejenigen, welche vie allerfürzefte Ausbildungspräfenz für genügend erachten 
und demgemäß zu dem Milizfyftem ald dem normalen gelangen, find aber darüber 
völlig einverftanden, daß es hier einer Ergänzung der Ausbildung unbedingt be- 
dürfe. Sie finden diefe Ergänzung in ber thatjächlichen allgemeinen Heranziehung 
zum Waffendienft, welche, unterftügt von einer die vernünftige Disciplin begrün» 
denden Jugenberziehung, militärifchen Geift im ganzen Bolfe verbreitete und aus 
dieſem auf jeden Einzelnen zurüdftrahlete, in freien ftaatlichen Inftitutionen ferner, 
welche jeden Bürger zum felbfibewußten Gliede des Staatsweſens machen und 
fein Interefie für deffen Erhaltung nie einfhlafen laffen. Mit einem Wort, wo 
nad der fonftigen Tage der Dinge überhaupt, ift das Milizfgftem nur möglich 
in einem freien, volfsthümlidhen Staatswefen, heiße es übrigens ein Königreid), 
eine Republif oder wie es fonft immer wolle, 

Ein anderer Grund eines permanenten anfehniihen Frievensftandes ift ver 
beftändige Kriegszuftand. Diefer tritt ein, wo der Staat mit dem Bolfe 
in ewigem Kampf liegt, wo im Staate eine Klaffe der Unterbrüdten beftänbig zur 
Auflehnung gegen bie Unterbrüder bereit ift. Hier fpielt das Heer die Rolle einer 
großen Polizei; der Zwed der Ausbildung für den Waffendienft tritt ganz und 
gar in ben Hintergrund; den überhaupt eingeftellten Soldaten muß man fo lange 
als möglich für den Dienft zu konſerviren fuchen, um ihn vefto fiherer vom Volle 
loszureißen und deſto unbebingter dieſem gegenüber ftellen zu können. Nicht immer 
treten bergleihen Verhältniſſe in aller naiven Brutalität hervor; im Gegentheil 
ſucht die unterbrädenvde Klaſſe, welche fie thatfächlich zu erhalten wünſcht, fie im 
Worte zu bemänteln und behauptet die Nothwendigteit einer langen Präfenz 
für die Ausbildung nur, weil fie nicht offen jagen möchte, daß es ihr auf ein 
vom Bolfe losgetrenntes, bequem gegen das Bolt verwendbares Heer ankommt. 

Der beftändige Kriegszuftand eriftirt auh für alle Staaten, weldhe aus ver 
Eroberung ein Gewerbe machen, daher namentlich für alle diejenigen Hanvels- 
ftanten, welche entlegene, mit Gewalt erworbene Kolonieen befigen, die nur mit 
Gewalt in ber erwünschten Abhängigkeit und Ausbeutungsfähigkeit erhalten werben. 
Für folde Staaten ift vie Permanenz des Frievensftandes eine unabwendbare 
Nothwendigkeit; für fie kann e8 aber zugleich nothwendig werben, die Konſtription 
ganz zu verwerfen und an ihre Stelle die freie Werbung zu fegen, welche aller- 
dings das einzige Mittel ift, eine Soldatenfafte zu bilden, und zugleich das Bolt, 
welhes fi in der Sonne ber Staatsgröße wärmt, mit Stantszweden verſöhnt 
zu erhalten, die ihm wunderbar, unbegreiflidy erſchelnen würden, wenn es ge— 
zwungen wäre, ſtets perfönlid mit feinem Blute dafür einftehen zu müſſen. 
Trotz unferer oben ausgefprohenen Grundanſicht find wir nun durchaus nicht 
Willens, einem Staatszuftand, wie wir ihn bier ums denken, die Beredhtigung 
abzufprehen. Die Kolonifation ift in der That ein Weg zur Verbreitung ber 


Ariegsverfaffung. 187 


Kultur, der Civilifation, eim weltgefchichtliches Moment, melches als ſolches ge- 
würbigt werben will; fie ift meiftentheild nur durch Waffengewalt zu begründen 
und wenigftens zeitweife nur durch folhe zu behaupten. Bon dieſem Standpunkte 
aus müſſen wir nothwendig bie Berechtigung ber ftehenden Heere und noch mehr 
der ftehenden Kriegsflotten anerkennen. Aber fo wenig wir jene Zuftände ver 
Begründung und Behauptung von Kolonieen als verewigte, normale zu begreifen 
vermögen, fo fehr wir fie als nur Uebergangsperioven angehörig betrachten kön— 
nen, jo ſehr müſſen wir dieſes aud vom ftehenden Heer und der ftehenden Kriegs- 
flotte behaupten. 

Sehr . zufammenhängend mit dem eben erwähnten ift ver Zuſtand einer - 
europäifhen Großmacht, welche überall ihren Einfluß geltend machen, welde will, 
daß im Europa und auf ber Erbe nichts geſchehe, zu dem fie nicht fofort ein 
Wort mitreden kann. Sie bebarf zur Realifirung dieſes Beftrebens einer perma- 
nenten, insbefonvere maritimen Kriegsmacht. Es läßt ſich nicht verfennen, daß in 
allen diefen Fällen der Aufwand für die permanente Kriegsmacht fi materiell 
lohnt, daß den Koften bier überall ein Yequivalent des erhöhten Staatswohlſtandes 
wenigftens entfpredhen kann oder fol, daß die Erzielung diefes Yequivalents mit 
entfprechender Berzinfung bier wenigftens immer in der Abficht Liegt. 

Dritter Grund eines großen permanenten Friedensftandes ift die Bereit- 
(haft füreinen möglichen Krieg. In Staaten, welche ihre Truppen 
durch freiwillige Werbung ergänzen und die Konffription gar nicht fennen, welde 
folglich auch nicht über eine Menge ausgebildeter beurlaubter Mannfchaften ver- 
fügen, ift diefer Grund für einen großen permanenten Friedensſtand ftihhaltig ; 
nicht fo im Wefentlihen für einen Staat, in weldem die Konfkription befteht. 
In dem erfteren würde, vorausgefegt, man befäße gar fein beftändiges Heer, eine 
Armee bei jedem Kriegsdrohen erft nicht blos durch Werbung zuſammengebracht, 
fondern nun aud erft noch im Waffendienfte gelibt werben müſſen, was dann 
freifih abfolut unmöglic werben fünnte, weil der Feind die Zeit nicht dazu läßt. 
Im Staate mit Konfkription ift die ſchleunige Aufftellung eines Heeres aber we- 
niger von ber Größe des permanenten Frievensftandes, viel mehr von den Ein- 
rihtungen abhängig, melde getroffen find, um die beurlaubten Männer zu beru- 
fen, einzureihen, in ſchon vorgefchriebene Verbände zu formiren und fo weiter; 
fo daß in viefer Beziehung felbft ein Milizheer mehr leiften kann als ein Kabres- 
beer mit fehr beträchtlihem permanenten Stande. 

Je ftärker diefer permanente Stand ift, defto geringer wird freilich die Stö- 
rung im gewöhnlichen bürgerlichen Verkehr bei einer jeven Mobilmachung. Je ge 
ringer der permanente Stand.ift, defto mehr Mannfhaften müſſen bei einer Mo: 
bilmahung aus dem beurlaubten Stande jedesmal einberufen, d. h. mit ihrer Kraft 
dem bürgerlichen Verkehr entzogen werben, und umgekehrt. Aber mit diefem Grunde 
eınen ftarten permanenten Stand redhrfertigen bleibt do immer ein fonderbares 
Manöver. Ebenfogut fünnte man einem Manne, der ſich darliber beflagt, daß er 
jährlich einmal eine große Ausgabe z. B. für Hauszins zu machen hat, vathen, 
er folle fein ganzes Hausweſen in allen Zweigen auf einen reichlicheren Aus- 
gabenfuß fegen; dann werbe ihm die Ausgabe für den Hauszins gar nicht mehr 
jo groß erjcheinen. 

Aus dem Borigen mag fi ergeben, daß Staaten, welde einen großen Ein- 
flug auf vie Weltverhältniffe beanfpruhen und ihrer Lage, Macht, ihrem Reich 
thum nach ein Recht auf ſolchen Anfprud haben, eines permanenten Heeresftandes, 
wie jegt einmal die Sachen noch ftehen, nicht wohl entbehren fünnen, daß derſelbe 
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aber fein gar großer zu fein braucht, um Kolonieen zu beherrſchen, eine Flagge 
auf ven Meeren entfalten zu können, Gefandte und Konfuln zu ſchützen und was 
bieher gehört; daß für Kleinere Staaten, vie nur die Möglichkeit haben wollen, 
fih ihrer Haut zu wehren, wo alfo ber Friedensſtand wefentlih nur der Aus- 
bildung dienen fol und mit der Bereitfhaft zum Kriege gerechtfertigt wird, eime 
Permanenz des Friedensftandes entweder gar nicht oder doch nur in jehr geringem 
Maaße nothwenbig ift, um militärifche Etabliffements zu unterhalten, um eine 
Klafle von Berufsofficieren zu gewinnen und beranzubilven, um Feftungen zu be- 
wachen und zu ähnlichen Zweden. 

Für Großmächte fann fi dann die Sache entweber fo ftellen, daß fie 
ein mäßiges Heer und eine mäßige Flotte, deren Mannſchaft fie durch freiwillige 
Werbung ergänzen, unterhalten, um ihren Einfluß zu fichern, und baneben für 
den Fall, daß die Nation für ihre Eriftenz ober ein augenfälliges großes Inter- 
effe einftehen müßte, ein zweites, auf bie Konſkription (Waffenpflicht) gegründetes 
Heer mit furzer Ausbildungspräfenz, die je nad) den Anfichten, bie man über bie 
zur Ausbildung nöthige Zeit hat, entweber einen permanenten Friedensſtand ergibt 
ober auch nicht (Miliz); — oder die Großmacht bat nur ein auf Konjkription 
gegründetes Heer mit kurzer Dienftzeit (Dienftverpflihtung), verhältnigmäßig 
langer Präfenzzeit und folglich kurzer Beurlaubtenzeit und benugt den permanenten 
Stand, ver fich hieraus ergibt, auch in Zeiten fogenannten Friedens, um durch 
Befagungen in Kolonieen und fremben Ländern, durch Entwidlung ihrer Streit 
kräfte auf den Meeren und an den Grenzen ihren Einfluß zu erhalten, fo lange 
dies noch nicht die Anftrengung der legten Kräfte, bie Anwendung wicklidher 
Waffengewalt erfordert, fo lange alſo die Drohung noch ausreiht. Mit dieſer 
Berwendumg bed Heeres geht dann die Ausbildung der Mannſchaft Hand in Hand. 
Neben dem Heere kann dann noch ein Lanpfturm, Nationalgarde, Bürgerwehr 
eriftiren, zum Dienft, in welden aud vie nicht in das Heer eingeftellten, aber 
doc wehrhaften Männer verpflichtet find, deren Organifation aber wefentlih ver 
Zeit des Gebraudes, der Mobilmahung vorbehalten bleibt. 

Der kleinere Staat, welder nicht die Anſprüche einer Großmacht erhe- 
ben darf, wird ein Heer, gegründet auf die Konfkription mit langer Dienftzeit, 
furzer Präfenz (mit permanenten ober auch nicht permanentem Friedensſtand), 
folglich langer Urlaubszeit haben, damit er, ohne ſich financiel zu ruiniren und 
zu einer financiellen außerorventlihen Anftrengung unfähig zu mahen, für ven 
Nothfall, wenn es ſich um feine Eriftenz und feine Ehre handelt, die möglichft 
größefte Zahl von Männern, die im Waffendienſt geübt find, dem Feinde ent- 

egenftellen könne. Diefes Syftem wirb einen ſolchen Staat aud am beften von 
roßmachtsgelüſten fern Halten, die ihn doch nur lächerlich machen können, 

Ein Bundesftaat fann ein völlig einheitlich organifirtes Heer, eine voll- 
fommen einheitlich organifirte Flotte haben, wenn aud deren Elemente aus den 
einzelnen Staaten als bereit® organifirte Körper hervorgehen. Das Bunpesheer 
wird dann zwedmäßiger Weife in der Art organifirt fein, wie e8 dem Bundes: 
ſtaate als Ganzem nad ver Weltftellung entſpricht, die er einnimmt, je nachdem 
er alſo Großmacht fein kann oder nicht. 

Ein Staatenbund, fobald er ein einheitlich organifirtes Heer bat, wird 
dadurch allein fon zum Bundesftaat. Er kann das aber nur werben, wenn ex 
aus nahezu gleich ftarten Einzelftaaten befteht, die ſämmtlich einander bedürfen. 
Enthält der Stantenbund Großmächte und Kleinftaaten, da ift von vornherein 
vorauszufegen, daß er kein einheitlich organifirtes Heer Habe; denn die Großmächte 
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bebürfen wirklich anderer Organifationen als die Kleinen; das Streben nad Ein- 
beitlichleit wird in der Regel auf Koften des Bollswohlftandes der Kleinen, felten 
anf Koften ver Kraftentwidiung der Großmächte als folder ftattfinden. Kommen 
vollends noch abfolnte Souveränitätsgelüfte von Dynaſtieen hinzu, die alle in 
milttäriichen Dingen gerade etwas Bejonderes haben wollen, obgleich fie politifch 
völlig außer Stand fein mögen, etwas Befonderes zu fein, fo fällt aud ber 
Schatten einer einheitlichen Organifation fort. In der That prägt fi in der 
militärifchen Organifation das wahre Staatswejen am fhärfften aus, und unfere 
Erörterungen werben zur Genüge beweifen, weshalb wir an einen permanenten 
Staatenbund nicht glauben können: entweder muß fich verfelbe zum Bunbesftaat 
entwideln mit ſehr ausgefprodener Beihräntung ber Souveränität der Einzel- 
ftaaten, oder er muß andeinanderfallen. So lange Beides nicht erfolgt, ‚bleibt er 
immer ein haltlofes Zwitterbing. 

3) KRriegsmaterial Ganz abgefehen von ven Koften, welche vie Un— 
terhaltung von Truppen ober bie Ausbildung der wehrhaften Mannſchaft im 
Frieden macht, ganz abgefehen von ber Art des Wehrfyftems, welche einem Staate 
zufommt oder weldhe ein Staat erwählt hat, ob er überhaupt einen permanenten 
Frievensftand Habe oder nicht, erforbert die Kriegsverfaffung nothwendig ſchon im 
Frieden die Befhaffung eines mehr oder minder reihen Materials fir die Durch— 
führung des Krieges, welches befteht in Waffen, Ausrüftungsftäden aller 
Art, Bekleidungen. 

Sicherlich iſt es wünfchenswerth, ven Vorrath, der im Frieden erhalten und 
aufbewahrt wird, auf das geringſtmögliche Maß zu rebuciren; denn durch bie 
bloße Aufbewahrung im Frieden, ohne ven Gebraud im Felde, wird Bieles un- 
brauchbar; dies repräfentirt dann rein verlorene Koften, die im Verhältniß zur 
Menge des Aufbewahrten fteigen; außerdem aber repräfentirt alles Aufbewahrte 
bis zur Zeit des Gebrauchs ein tobtes, dem Verkehr entzogenes Kapital. 

Im Allgemeinen wird man bie Frievensbefhaffung um fo eher verringern 
können: 

je mehr ein Staat von den zu Kriegsbebürfniffen erforberlihen Rohmateria- 
lien auf feinem eigenen Gebiete oder auf einem Gebiete befigt, deſſen Benugung 
im Nothfall er mit Sicherheit in Rechnung ziehen darf; 

je höher die Induſtrie des Landes im Allgemeinen und insbefondere in ben 
bier in Betracht kommenden Zweigen fteht, wobei Waffen und Munitionsanfer- 
tigung bie erfte Stelle einnehmen; 

je mehr endlich Bezirte, Gemeinden, einzelne Bewohner des Landes beftinumte 
Leiftungspflichten für den Kriegsfall gegen den Staat haben, welche vem legtern 
bie erforverliche Quantität von Arbeitern fihern und in kurzer Frift zur Verfü— 
gung ftellen. 

Ganz und gar die Frievensbefhaffung bei Seite laffen -fann fein einziger 
Staat; Schiffe, Gefhüge u. f. w. erfordern zur Herftellung eine bedeutende Zeit, 
und foviel muß offenbar ſchon im Frieden befchafft fein, daß überhaupt der Krieg 
begonnen werben könne. Hierauf bezieht fi) neben ver politifchen Vorbereitung 
bauptfählih das alte Spridwort: Si vis pacem, para bellum, welches in unſe— 
rer Zeit fo vielfah gemißbraudht wird, um damit die Unterhaltung möglichft großer 
ſtehender Heere zu rechtfertigen, welche doch offenbar dem Lande die befte Kraft 
für den Krieg ausfaugen, die beveutende Vermehrung des Kriegöftandes gerabezu 
hindern und beshalb feinen Feind abfchreden können, der ſich die Dinge in ber 
Ratur befieht. ’ 
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4) Kriegsleiftungen der Staatsangehörigen.!) Die Be- 
ftimmung der Kriegsleiftungspflicten der Bewohnerſchaft des Landes ift einer der 
weſentlichſten Punkte einer Kriegsverfaffung. Diefe Pflichten find keineswegs mit 
dem eigentlichen Kriegsdienſt und der Cinberufung vorher beftimmter Mannfchaft 
aus dem Urlaub oder durch neue Konfkription abgeſchloſſen. Es gibt im Kriege 
für die Bewohnerſchaft ves Landes noh Manches andere zu thun, als Rekruten 
und Urlauber zu ftellen. Wir wollen nur auf das Wichtigfte in dieſer Beziehung 
aufmerffam machen. 

Zunächſt tritt für den Krieg die Nothwendigfeit ein, den Pferbeftand des 
Heeres zu erhöhen; dann handelt es ſich während des Krieges um Transporte 
von Vorräthen auf weite Streden, zu deren Bewerkftelligung im ganzen Umfange 
das eigenthümliche Fuhrweſen des Heeres feineswegs binreicht , es gilt die Eta— 
blirung von Magazinen, von Spitälern für die Truppen, bie Vermehrung ber 
Arbeiter in den Ausräftungs-, Bekleidungs-, Waffen und Munitionsbeichaffungs- 
Werkftätten und Fabriken, es find Schanzarbeiten zu verrichten und Aehnliches. 

Nun ift e8 richtig, daß der Staat ben nothiwenbigen Mehrbedarf an Pferden 
für den Krieg anfaufen Könnte. Aber, wie wir fehen werben, fommt es beim Be- 
ginne eines Krieges vormämlid darauf an, vie Ausgaben in baarem Gelde mög- 
lihft zu redutiren. Dies läßt fich erreihen, wenn man ben einzelnen Kreijen 
eines Landes oder den Gemeinden die Lieferung eines beftimmten Duantums 
von Pferden für den Krieg auferlegt, jedem nach feinem Pferdeſtand. Dagegen 
fann gefagt werben, daß bie Kreife und Gemeinden jedenfalls nicht dem erften 
beften Pferbebefiger feine Pferve fortnehmen können, ohne fie zu bezahlen. Sehr 
richtig, aber vor allen Dingen ift der ohnedies jegt von allen Geiten gepreßte 
Staat von der Nothwendigkeit fofortiger Zahlungen befreit, und außerdem fteht 
es feft, daß, wenn überhaupt die Nepartition auf die Kreife nad) vernünftigen 
Grundfägen gemacht und nit von einer unglücklich verichrumpften Büreaukratie 
ausgegangen ift, den Kreifen und Gemeinden die Pferde viel billiger zu ftehen 
fommen werden als dem Staat, der gezwungen wäre, in Maflen aufzulaufen und 
fhnell auf wenigen Punkten die nothwendige Maffe zufammenzubringen. 

Die Vermehrung der Arbeiter in Werkftätten und Fabriken aller Art würde 
man dadurch bewerkftelligen fünnen, daß man aus den Soldaten die geeigneten 
Subjefte herausnähme; ebenfo könnte man dem Heere felbft die ganze Beforgung 
der Kriegstransporte anheimgeben und das Kriegsfuhrwefen dem entſprechend ver- 
mehren. Wie fehr durch vergleihen Abkommandirungen, wie e8 heißt, der Nor- 
maletat ber Heere vermindert wird, das ift nur zu befannt, und der erfte befte 
Bergleih eines Normaletatd mit dem effektiven Etat an Streitbaren bei Armeen, 
für welche dieſes Syſtem eriftirt, kann es lehren. Abgefehen davon wirb der Ber: 
fehr im Innern des Yandes, welcher im Kriege immer etwas ins GStoden gera- 
then muß, meu belebt und für den Krieg felbft nugbar gemacht, wenn man bie 
Kriegsarbeit fo viel e8 thunlich bürgerlichen Hänven anvertraut. Dies fcheint num 
freilich einen Widerfprucd in ſich zu fallen, va ja der Staat, um den Berfehr zu 
beleben, die bürgerlichen Arbeiter, welche er vequirirt, bezahlen muß. Jedoch ver- 
hält fi die Sade nit fo, da man im Innern des Landes ſtets von Papiergelt 
wird Gebraud; machen fünnen, wenn das auch an ben Grenzen und bei der Armee 
ſelbſt abfolut unmöglih geworden fein ſollte. Dadurch daß der Staat feinen 
Bürgern die Kriegsleiftungen als eine ftantsbürgerliche Pflicht auferlegt, erhält er 
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zugleih das Recht, die Preije feftzufegen, melde er fidh im andern Falle müßte 
machen laffen, und gewiß nicht zum Vortheil ver Geſammtheit. 

Was das Transportwefen im Innern anbelangt, fo müßte das Fuhrwefen 
der Heere, um wirflid allen Anforderungen zu entjprechen, ganz verſchwenderiſch 
vermehrt werben, wenn dieſes überhaupt allen Transportvertehr für das Heer 
vermitteln follte, verjchwenderifch, weil der Heerestransport fi bald auf viefe, bald 
auf jene Route werfen muß und weil man auf jeder einzelnen dieſer Routen ein 
allen Bebürfniffen entjprechendes Fuhrweſenskorps haben müßte, um gerade im 
Nothfall nicht in der Klemme zu bleiben; während die Belaftung fich fehr gut und 
billig vertheilt, wenn eine Verpflichtung ver Landesbevölkerung zum Fuhrendienſt 
befteht. In der That haben alle Staaten bei Kenceffionsertheilung an die Eifen- 
bahngeſellſchaften ſich das Borbenugungsredht für den Krieg vorbehalten. Wenn 
nun einer Eifenbahngefellihaft eine ſolche Frohnde auferlegt wird, fo fieht man 
nicht ein, warum nicht der ganzen Bevölkerung eine gleiche Pflicht auferlegt werben 
fol, deren Laft ſich ja viel mehr vertheilt. 

5) Feſtungen. Die Kriegsverfaflung eines Staates kann die Vorbereitung 
bes Landesbodens für den Krieg keineswegs als etwas aufer ihrem Bereiche Lies 
gendes betrachten und zwar wefentlid in zwei Punkten, ver Anlage von Landes» 
feftungen nämlid und der Anordnung des Wegfyftemes, fo daß es ber eigenen 
Bertheitigung möglihft nüglih, dem Angriffe von Seiten des Feindes möglichft 
ſchädlich fei. 

Was die Landesfeftunger betrifft, ift tie Sache fo far, daß fogar 
ver deutjhe Bund fi zur Errihtung von Bundesfeftungen entſchloſſen hat. Frei— 
lid) werden aud die Bundesfeftungen nur einen neuen Beweis liefern für die Un- 
natürlichkeit nnd Unhaltbarfeit der jegigen Bundesorganifation. Ein Blick auf die 
Karte des norbweftlichen Deutfhland wird hier ebenfo wunderbaren Mangel als 
wunderbaren Ueberfluß erfennen laſſen. 

Wenn man einen gegebenen Staat mit gegebenen Grenzen und politifher 
Stellung bat, fo ift es bei einiger Kenntnig der Sache nicht ſchwer, ein paflen- 
des Feftungsfyften für diefen Staat zu entwerfen. Dies ift aber nit die Auf- 
gabe, welche gegenwärtig in der Regel vorliegt; vielmehr fommt es meift nur ba= 
rauf an, das vorhandene Feſtungsſyſtem nad richtiger Erfenntniß und ber wahren 
Lage des Staates zu forrigiren, durch Neuanlagen einerfeits, durch Aufgeben alter 
unnüger Yeftungen andererfeits. Wenn fhon mande falſche Neuanlage vorfommen 
mag, oder hier aus Neben- und vorübergehenden Gründen über dem Unwichtigen 
das wirklich Entfcheidende vernadhläffigt wird, fo werben doch nod weit mehr 
Fehler in der Beibehaltung und durch die Beibehaltung von alten Feftungsihar- 
tefen begangen. 

Bei der Nenanlage over dem Umbau von Feftungen kommt fehr häufig das 
militärifche Interefie mit dem Hantels- und induftriellen Intereffe in Konflikte, 
Handelsftänte möchten am liebften meift gar nicht befeftigt fein, und doch wird das 
militäriſche, daher aud das mwohlverftandene Staatsintereffe gerade ihre Befefti- 
gung um fo mehr verlangen, je bedeutender fie werben. Wir müſſen hier ausbrüd- 
lid darauf aufmerkſam machen, daß bie neuere Befeftigungsmanier, wie fie in 
Deutſchland prafticirt wird, viele Mittel bietet, das militärifhe und Staatsin- 
terefjie mit dem fpeciellen Handels- und inbuftriellen Intereſſe des betreffenden 
Plages vollftändig auszugleichen. 

Die Neuanlage und Korrektur von feften Plägen fett ftets die Erwerbung 
von Grund und Boden voraus, welche naturgemäß nad den allgemeinen Erpro- 
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priationsgefegen des Staates erfolgen muß. Es gibt aber hier noch eine befonvers 
bedingte Art der Erpropriation, welche dem Grundeigenthum in gewiffen Lagen 
Servituten auferlegt und auf das fogenannte Rayonredt begründet ift. Die 
Bertheivigung eines Plages wird nämlich durch ein offenes, freies Borterrain be- 
günftigt, durch ein bebedtes, in gewiſſem Sinne aud durch ein durchſchnittenes be- 
hindert. Deshalb werden die Befiger von Grundeigenthum auf dem Vorterrain 
einer jeden Feſtung bis auf große Kanonenfhußweite hin nad beftimmten Grund: 
fügen und Regeln in der Ummandinng des Terraind, ſei es durch Hochbauten, 
jei e8 durch Gingrabungen (Anlage von Kellerlagen, Abzugsgräben u. f. mw.) be- 
ſchränkt, namentlih aber in folden ſchädlichen Anlagen, die, im Falle der Play 
mit einer Belagerung bedroht würde, jchwer wieder zu befeitigen wären. 

6) Straßen und Eifenbahnen. Unter den Straßen fpielen für, die 
Kriegsverfaffung insbefondere die Kunftftraßen der neueren Zeit, die Eifen- 
bahnen eine große Rolle. Der Staat wird ſich ans NRüdfichten auf die Landes- 
vertheidigung ſtets vorbehalten müffen, bei der Beftimmung ihres Trace ein Wort 
mitzureben, daß fie 3. B. fo angelegt werden, um vom Yeinde nicht allzu leicht 
zerftört und unterbrochen werben zu fünnen, was vorzugsweiſe dort zur Sprade 
fommt, wo es fid darum handelt, ob eine Eifenbahn am rechten oder linfen Ufer 
eines Fluſſes geführt werben fol, während das eine dem Feinde zugefehrt, das 
andere von ihm abgefehrt ift, oder ob fie dicht am Fluß ober in einer angemef- 
fenen Entfernung geführt werden fol, damit fie weniger leiht vom jenfeitigen 
Ufer ber vom Geſchoß des Feindes erreicht werben könne. Es ift fhon aus biefem 
Beifpiei erfihtlih, daß militärifche Rückſichten hier unmöglich die allein entfchei- 
denden fein können. Es fommen auch immer techniſche und kommercielle Rüdfichten 
in's Spiel, die ebenfowohl beachtet fein wollen Meiftentheils laſſen fih alle ganz 
wohl vereinigen. Sollte dies einmal nicht ver Fall fein, fo wirb nichts übrig 
bleiben, als daß der Staat fi eine befondere militärifche Eifenbahn, was immer 
nur auf furze Streden nothwendig fein wird, erbaue, die dann freilid fir den 
Frieden weſentlich auf den lokalen Perfonenverfehr angewiefen fein, alfo ſchlecht ren- 
tiren würde. Trotzdem fann dies immer noch viel vortheilhafter für ven Saatswohlftand 
fein, als wollte man die fommerciellen Bahnen auf ihre ganzen Yängen wibernatürlid) 
auf große Ummege zwingen, rein um fie zu fihern, während fie fid) dabei von den durch 
die Handeldemporien und Induftriebezirke bezeichneten Linien entfernten. Militäriſch ift 
es auch von großer Wichtigkeit, daß die großen Feſtungen an den Grenzen mit 
dem Centrum des Landes durch Eifenbahnen verbunden feien. Hier ift num faft 
fein Fall denkbar, in dem ernftlidy militärifche und Hanvdelsinterefjen mit einander 
in Widerſtreit gerathen könnten, da naturgemäß große Pläge für den Krieg auch 
große Pläge für den Handel fein werben. Militärifche, fommercielle, induftrielle 
und Kapitalinterefien konkurriren noch und können ſich theilweiſe kreuzen bei ber 
Wahl der Punkte für Kunftbauten zur Ueberfchreitung großer Terrainhinderniſſe, 
die 3. B. der Soldat entfernter von Feftungen wünſchen fann, als der Kaufmann 
u. ſ. w. e8 des Koftenpunfts halber wünfcht, was dann aud auf die Beſtimmung 
des Trace in einer oder der andern Richtung zurüdwirkt, ferner bei ber Beftim- 
mung ber Bahnhofslagen in den Feſtungen und ber Einmündungspunkte der 
Bahnen in die Feftungen. 

7) Kriegstoften. Mag eine Wehrverfaffung fein welder Art fie wolle, 
fie foftet, wenn fie ihren Namen verdienen fol, ſchon im Frieden Geld. Die 
eine oftet mehr, die andere weniger; aber aus ven Mehrkoſten der einen ift 
durdaus nicht zu ſchließen, daß fie für ihren wahren Zwei auch verhältnigmäßig 
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mehr leifte, als vie andere, welche weniger koſtet. Die lettere kann ein ebenfowohl 
organifirtes, jchlagfertiges Heer liefern, als vie andere, und felbft ein fchlag« 
fertigeres. Ein bandgreiflihes Beiſpiel liefert die Wehrverfaffung des alten 
bourboniſchen Frankreichs, zu welcher es auch gehörte, daß eine Menge Kin— 
der in der Wiege militäriſche Titel und militäriſche Beſoldungen erhielten, 
während die doch zur Stärkung der Wehrkraft unmöglich beitragen konnten. Der 
andere Faktor darf dann daneben nicht vergeflen werden, daß alle augenblicklich 
unprobuftiven Ausgaben für die Wehrverfaffung im Frieven den Staatswohlftand 
vermindern, alfo aud die Kraft zur nahhaltigen Durhführung eines Krieges. 

Benn ein Bundesftaat (oder Staatenbund) eine Kriegsverfaffung haben 
fol, die ihn als ſolchen über die Bundesglieder ftellt, fo muß die Bundescentral- 
gewalt auch minbeftens ein Militärbubget von regelmäßigen und eingewöhnten 
Steuern haben, welches größer ift, als irgend eines eines einzelnen Bundesgliedes. 
Ohne die Erfüllung viefer Bedingung ift eine Bundesfriegsverfafiung unmöglich. 
Im deutfhen Bund aber gebietet die filtive Gentralgewalt über gar fein fires 
Budget, am allerwenigften über regelmäßige und eingewöhnte Steuern, ſondern 
nur über fogenannte Mlatritularbeiträge oder Gelvfontingente, welde mehr ven 
Charakter von Almofen, als von Steuern haben. Nur ein deutſches Zollſyſtem 
ftatt eines Zollvereinsfyftemes mit verjchiedenen anderen daneben könnte einer 
deutſchen Gentralgewalt regelmäßige Steuern von genügenvem Belang liefern. 

Jeder ausbrehende Krieg erhöht den Bedarf an Gelomitteln für ven Staat 
für eine gleiche Zeitperiote im Berhältniß zum Frieden ungeheuer. Diefe Erhöhung 
entjpringt theils aus ber Anjchwellung ver Heere, welche mobilifirt, vom Friedens: 
fuß auf ven Kriegefuß gejegt und nun in der größern Gtärfe bes letztern 
erhalten werben müſſen, theild aus der Nothwenbigfeit, große Verlufte an Kriegs- 
material durd) Verbrauch vesfelben zu erfegen, theild aus ver Nothwenvigfeit, hohe 
Preife zu bezahlen, ohne zu markten, damit man alle Bebürfniffe an Ort und 
Stelle, wo man fie braucht, und zur rechten Zeit erhalte. Beim Kriege im eigenen 
Lande kaum die Erhöhung, welche aus dem legtgenamnten Umftande hervorgeht, 
auf ein Kleinftes rebueirt werben, wenn bie Kriegsverfaffung die Leiftungspflichten 
ter Landesbevölkerung gejeglih und zweckmäßig feftgeftellt hat. 

Im Allgemeinen zehrt der Krieg um fo entfchievener und bebeutenver an ber 
Bollskraft, je länger er amdauert. Die Kriege abzufürzen, Liegt im Intereſſe aller 
Barteien. Da aber jeve Partei aud Erfolge erringen will, muß fie, um den Krieg 
abzufürzen, von vornherein mit voller, höchſt möglicher Kraftanfpannung in ihm 
eintreten und ihre Kriegsverfaffung muß darauf eingerichtet fein. Kriegsverfaf- 
fungen, welde auf eine bloße Demonftrationspolitit bafirt und berechnet find, 
werben ftetö die verberblichften und theuerften, weil fie jelbft zu Öfterer Anwen— 
dung politifcher Demonftrationen Anlaß geben und weil fie große und unfrucht« 
bare jährlihe Friedensausgaben bedingen. | 

Wie groß oder wie Mein der Aufihlag des Kriegsbudgets gegen das Frie— 
densbudget nun immer fein oder fcheinen möge, jedenfalls forvert er auf einmal 
fo viel Geld, daß die gewöhnlichen Steuermittel nirgends hinreidhen, dies in ber 
echten Zeit aufzubringen. Die Kriegsverfaflung eins vernünftig eingerichteten 
Staates verlangt daher, daß auf die rechtzeitige Herbeilhaffung aufßerorbentlicher 
Geldhülfen Bedacht genommen werbe. Die aufßerorbentlihen Geldhülfen können 
num hervorgehen aus einem Staatsfhag, oder aus Staatsbanken, oder fie fünnen 
beigebracht werben durd außerordentliche Steuerauffhläge, oder durd Anleihen, fei 
es im Inlande, fei ed im Auslante, over durch die Annahme von Subfidien anderer 
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Mächte. Gegen die Anhänfung eines lange Jahre hindurch todtliegenden Staatsſchatzes 
fträubt fid) das national-ötonomifhe Gewiffen der heutigen Welt, während fie 
einer Bank, welde zugleich die Cirkulationsmittel durch die Schaffung eines ge- 
achteten Papiergelves vermehrt, vorherrfchend zugeneigt ift. Ein Staatsſchatz, wie 
groß er verhältnigmäßig fei, wird immer nur bie erften Bebürfniffe des Krieges, 
die Vorbereitungsbebürfnifje decken können, fo daß er lebiglih den Bortheil ge 
währt, ohne großes Geſchrei überhaupt den Beginn des Krieges möglich zu machen, 
und bafjelbe wird von einer Staatsbanf gelten, wenn man nicht Gefahr laufen 
will, deren Eirfulationsmittel zu entwerthen. 

Für den Fortgang des Krieges kommt man daher immer auf außerorbent- 
lihe Steuern und Anleihen zurüd. Die Anleihen gewähren den Bortheil, daß fie 
die geſammte Ausgabe auf mehrere Geſchlechter vertheilen. 

In fonftitutionellen Staaten tritt, auch wenn das Recht über Krieg und 
Frieden der Krone vorbehalten ift, doch für die Bewilligung von Geldmitteln im- 
mer die Einmifhung der Bolfsvertretung ein, und dadurch wird dann thatſächlich 
das Recht der Krone über Krieg und Frieden eingefchränft, wenn es ihr aud) 
nad dem Verfaſſungsbuchſtaben unbefhränft gehört. Hierin liegt nun ein Vortheil 
der Anlehen und Steuern im Bergleih zu einem Staatsihage, über welchen die 
Krone unbedingt verfügen würde, in den Augen aller Derjenigen wenigftens, welche, 
ohne die Erefutive ganz und gar in Bezug auf Kriegsbefhlüffe von dem Bolt 
und der Volfsvertretung abhängig machen zu wollen, es body auch für das Gtaats- 
wohl nicht dienlich erachten können, daß fie ganz und gar vom Boltswillen 
unabhängig jei. 

Ob es zwedmäßiger fei, Kriegsanleihen im Wuslande oder im Inlande auf- 
zunehmen, darüber ift ſchon mehrfach geftritten worden. Am häufigſten wird fich 
wohl die Theilnahme des Auslandes mit der des Inlandes ohme Weiteres ver- 
binden, und nun erfcheint eine möglichft große Betheiligung des Auslandes höchſt 
vortheilhaft für ven friegführenden Staat. Alles Kapital, weldes er aus dem 
Auslande herbeizieht, ftelt fremde Mittel dar, welche die eignen erhöhen und ver- 
ftärken, nicht blos an fi, fondern aucd indem fie das Intereffe fremder Staaten 
an einer glüdlihen Durchführung des Krieges erweden. Eine große Betheiligung 
des Auslandes an der Aufbringung eines Kriegsanlehens wird ftets ein berebtes 
Zeugniß für den Krebit des friegführenden Staates, für den Glauben der Welt 
an den Fortbeftand des anleihenden Staates fein, und dieſer Glaube ift ſchon 
allein eine nicht zu veradhtende Hülfe. | 

Die Betheiligung des Inlandes an Anleihen wird allerdings in gewiſſem 
Maafe von dem Patriotismus des Volkes bedingt, indeſſen fann fie, wie die Fä— 
bigfeit des Bolfes auferorbentlihe Kriegsfteuern aufzubringen, doch nur im Ber- 
hältniffe des Volkswohlſtandes ſich zeigen und wird folglih um fo geringer aus— 
fallen, je mehr der Wohlftand durch die Unterhaltung großer ſtehender Heere im 
Frieden beftändig herunter gebradt ift. 

Subfivien, die einem friegführenden Staate von einem ändern gezahlt werden, 
machen den erftern immer in gewiflen Grave von der Politif des legtern abhän- 
gig, und bei Lichte betrachtet find fie meiftentheils relativ fo gering, daß ver Vortheil, 
welden fie gewähren, in einem Berhältniffe zu dem Schaden fteht, welden fie 
ftiften. Geradezu verderblich ift e8 einem Staate, wenn er durch Subſidien allein, 
die er erhält, fi zur Theilnahme an einem Kriege beftimmen läßt. 

IV. Die Kriegöverfafjungen der größeren Staaten Europa's 
Soweit das Charakteriftifhe ver einzelnen Kriegsverfaffungen fich nicht aus ber 
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Staatsverfaffung ergibt, Liegt fie wefentlih in der Art der Truppenbefchaffung 
und der Ergänzung der Streitkräfte. Es wird alfo für unfern Zwed genügen, über 
diefe das Wiffenswerthefte hier zufanmen zu ftellen. 

In Defterreic befteht -— abgefehen von der Militärgrenze, über welche 
in dem Artikel Heer“ ſchon gefprochen ift, — eine durch Eremtionen und durch die 
Stellvertretung beſchränkte Waffenpflicht. Ausgehoben werben die Rekruten aus 
den Altersflaffen vom 19. bis zum 29, Jahre. Die gefammte Dienftzeit beträgt 
für jeden Ausgehobenen 10 Jahre, wovon die beiden legten in der Referve, welche 
nur auf beſondern Faiferlihen Befehl einberufen wird und im Frieden feine regel- 
mäßigen Waffenübungen hat. Die Soldaten bringen nicht diefe ganze Dienftzeit 
von 8 Jahren in Präfenz bei ber Fahne zu; nachdem fie einige Jahre gebient 
haben, können fie vielmehr auf unbeftimmte Zeit beurlaubt werben. Je nachdem 
die Truppentheile des ftehenden Heeres während eines gewiſſen Zeitabfchnittes auf 
einen niederen oder höheren Friedensfuß geftellt werden, werben mehr oder minder 
Leute in Urlaub gefendet, wird alſo aud die Präfenzzeit verringert oder verlän- 
gert. Bom Dienfte frei machen konnte fih ein Waffenpflichtiger früher durch Zah— 
lung einer Befreiungstare von 500 bis 700 Gulden; aus dem Ertrage diefer 
Zaren befchafiten die Truppentheile Stellvertreter, indem fie Leute, die ihre 
Dienftzeit bereits vollendet hatten und freiwillig bleiben wollten, von Neuem en- 
gagirten. Diefe Leute, Kapitulanten, konnten aber nicht auf eine neue Dienft- 
periode engagirt werben, wenn fie das 48. Yebensjahr bereits überfchritten 
hatt 


en. 

Frankreich hat eine nur durch geringe. gejetlihe Ausnahmen befchränfte 
allgemeine Dienftpfliht, dabei aber Stellvertretung. Gin Geſetz beftimmt jedes 
Jahr das Kontingent der auszubebenden Mannſchaft, weldes je nah den Zeit- 
verhäftniffen und dem vorausfichtlihen Truppenbevarf zwifchen 80,000 und 140,000 
Mann beträgt. Die Gefammtheit der Dienftpflihtigen wird durch das Loos auf 
bie gefeglihe Zahl reducirt; aber auc dies Kontingent wird felten ganz und gar 
eingeftellt, Häufig nur die Hälfte; die nicht eingeftellte Mannſchaft des Kontin- 
gents bildet die Referve, auf welche dann beim Ausbruch eines Kriege® und dem 
damit verbundenen Mehrbedarf an Mannfhaft zur Bildung neuer Bataillone und 
Depots zurüdgegriffen wird. Die Dienftzeit beträgt 7 Jahre, welche aber im Frieden 
ebenfowenig ald in Defterreich völlig bei der Fahne zugebradht werben, vielmehr 
beträgt die wahre Präfenz nad Abzug der Urlaube gewöhnlih nur zwiſchen 4 und 
5 Jahre. Aus den Geldern, welhe von ausgehobenen Leuten für Befreiung vom 
Mitlitärbienft gezahlt werben, tft eine Armeevotationsfafje gegründet, aus welder 
ben ältern, freiwillig über die regelmäßige Dienftzeit hinaus weiter dienenden 
Soldaten Zulagen und Stellvertretungsfummen gezahlt werden. — Alle körper- 
li) geeigneten Franzoſen vom 25. bis 50. Lebensjahre find gefeglich zum Dienft 
in der Nationalgarbe verpflichtet, welche urſprünglich für den Sicherheitsvienft in 
und außerhalb der Gemeinde und zur Unterftügung des ftehenden Heeres im Kriege 
als eine Referve des lettern beftimmt war, Das J—— vom 11. Ja— 
nuar 1852 war im Weſentlichen nichts anderes als eine Abſchaffung ber Natio- 
nalgarde, bis es der Regierung gefallen würde, fie für ihre beftimmten Zwecke 
und in gewifjen Grenzen ins Leben zu rufen, woran denn jegt eben eifrig gear- 
beitet wird. 

Das ftehende Heer in England wird durch freie Werbung gegen Hanb- 
geld aus 17 bis 2bjähriger Mannfhaft für eine Dienftperiode von 10 Jahren 
für Infanterie, Bußartillerie, Sappeurs und Mineurs, von 12 Jahren für Ka- 
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vallerie und reitende Artillerie zufammengebracht; nach Ablauf diefer Dienftperiode 
fönnen die geworbenen Mannfchaften neue Kapitulationen auf 11 und 12 Jahre 
eingehen, im auswärtigen Dienft aud noch eine britte Kapitulation. Zum Dienft 
in der Miliz, welche zur Vertheidigung Englands beftimmt ift und nicht unter 
dem Kriegsminifterium, fondern unter dem Minifterium des Innern fteht, ift jeder 
Engländer verpflichtet. Die ganze Miliz foll 80,000 Dann zählen aber auf 
120,000 Mann gebracht werden bürfen. In neuerer Zeit wird aud) die Miliz 
zunächft immer durch freiwillige Werbung aus den Altersflaffen vom 18, bis zum 
35. Jahre auf 5 Dienftjahre gegen 6 Pfund Sterling Handgeld aufgebracht; exft 
wenn bie freiwillige Werbung nicht Stoff genug liefert, wird zur Ausloofung aus 
fämmtlihen Verpflichteten geſchritten, Stellvertretung ift dabei noch erlaubt. —* 
rend des Krimkrieges warb man in den Milizregimentern wieder fleißig zur Kom- 
pletirung bes ſtehenden Heeres, obgleich dies eigentlich nicht hätte fein follen. Zu 
Uebungen dürfen die Miliztruppen im Frieden höchſtens 56 Tage jährlich zufam- 
menberufen werben. — Zu ber Miliz treten im Nothfalle Freiwilligenkorps zu 
Fuß und zu Pferde (Volunteers), deren Mannjhaften gar feine Dienftpflicht 
haben, aud vom Dienft in der Miliz durch das Loos befreit find, und fich ent- 
weder felbft — bis auf die Bewaffnung — ausrüften oder auf Koften von Ge— 
meinden, großen Grunbbefigern ꝛc. ausgerüftet werben. Ein Milizforps biefer Art 
mit beftändiger Organifation ift die Yeomanry Cavalry; in unfern Tagen find 
in dieſe Klafje ferner die freiwilligen Schützenkorps zu rechnen. — Zur Bildung 
der Truppenforps nicht englifcher oder nur nicht europäifcher Race in feinen weitläu- 
figen Kolonieen bebient fi Großbrittanien gleihfall® der freien Werbung, wenn 
aud unter mannigfach wechjelnden Formen der Anwendung, wie 3. B. neuerdings 
der Aufftand in Oftindien verfchievene Aenderungen in dem bisherigen Gebraude 
nothwendig gemacht bat, die ſich aber mwejentlih darauf beſchränken, daß man jet 
nicht mehr unterfchiedslos aus allen beliebigen Stämmen und Racen, fondern aus 
einzelnen, bie fi der englifchen Herrfchaft befonvers zugethan oder dem Hindu—⸗ 
und muhamedanifhen Wefen befonders abgeneigt gezeigt haben, wirbt. — Die 
Matrofen für die Flotte werben frei geworben, wie die Landſoldaten, im Falle 
großen Bedarfs auch mit Anwendung mehr oder minder verhüllten Zwanges 
(gepreßt). 

. In Rußland hatten die Gemeinden und Grundbeſitzer bis zum orienta- 
lifhen Kriege bei jever von der Regierung ausgefchriebenen Refrutirung in ber 
Mehrzahl der Gouvernements beftimmte verhältnigmäßige Quoten von Refruten 
zu ftelen. Die höheren Stände aller Gouvernements und die Bevölkerungen ein- 
zelner Provinzen, wie Yinnlands, Lapplands, Befjarabiens u, ſ. w. insgefammt, 
waren erimirt. Für einen nicht geftellten Rekruten mußten von dem verpflichteten 
Örunbbeftger oder der Gemeinde 1000 Bapierrubel bezahlt werden. Die Dienft- 
pfliht war für die Garde 22, für die Linie 25, für die Militärfolonieen 20 
Jahre, wovon in der Regel 15 hinter einander fort bei der Fahne, worauf bie 
Mannſchaft als beurlaubt zur Referve übertrat. Weitaus die Mehrzahl der einge: 
ftellten Rekruten waren Leibeigene, durch Ableiftung ihrer Dienftpfliht wurben fie 
frei; die Refrutirung erhielt hiedurch vorherrſchend den Charakter einer den ein- 
zelnen „Seelen”befigern auferlegten Menſchenſteuer. Nach dem Drientfriege wurbe 
die Rekrutirung auf 3 Jahre gänzlich ausgefegt. Im Zufammenhang hiemit wurde 
von einer Aufhebung der Yeibeigenfhaft vorläufig wenigftens viel. geredet. (©. d. 
Art. Leibeigenſchaft.) Daß aber bei irgend einem Vorgehen in der Befreiung ber 
Veibeigenen, wie ſchwach es aud fein und wie wenig es den Wilnfchen und Hoff- 
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nungen genügen möge, aud) das ganze Refrutirungsfuften geändert werben müſſe, 
ft an ſich Har. 

In Preußen war dem Buchftaben des Geſetzes nah die Wehrpflicht; ver 
männlichen Bevölkerung eine allgemeine. Bon 180,000 Mann, die in legter} Zeit 
jährlich in das bienftpflichtige Alter, das 20. Lebensjahr, eintraten, wurben indeſſen 
tbatfählih nur etwa 40,000 Mann eingeftellt, der Reſt in Folge einiger gejeg- 
liher Eremtionen — als einzige Söhne bejahrter, nicht begüterter Eltern —, daun 
wegen angeblicher oder wirklicher körperlicher Untüchtigkeit, und endlich durd ein 
glückliches Lo o s von der Einftellung befreit. Der eingeftellte Mann gehörte 5 Jahre 
(wovon 21/, bi8 3 Jahre bei ver Fahne, 2 bis 21/, Jahre als beurlaubter Refervift) zum 
ſtehenden Heer; 7 Jahre zu der eine Neferve des ftehenten Heeres bildenden Landwehr 
erften Aufgebots und fernere 7 Jahre oder biszum 39. Lebensjahr zur Yandwehr zweiten 
Aufgebots, welhe namentlih zu Feltungsbefagungen Beftimmt, in der Regel nur 
in der eigenen Provinz Kriegspienft thun follte. Junge Leute, welche einen ges 
wiffen Grad mwiffenfhaftliher Bildung nachwieſen, ſich jelbft ausrüfteten und ver- 
pflegten, konnten als einjährige Freiwillige eingeftellt werben, denen ein Jahr 
Dienft bei der Fahne für 3 Jahre angerechnet wurde. Im Jahr 1860 Hat die Regie- 
rung einen Öefegentwurf eingebracht, demzufolge jährlid 60,000 Mann in den Dienft 
eingeftellt werben follen, mit Sjähriger Berpflihtung für das ftehende Heer, (wo— 
von 3 Jahre — bei der Kavallerie 4 Jahre — bei ver Fahne) darnach bis zum 39. 
Lebensjahre bei der einzigen Landwehr, welde fortan dieſelbe Rolle fpielen foll, wie 
bisher die Landwehr zweiten Aufgebots. 

In Spanien herrſcht die Konfeription mit achtjähriger Dienftpfliht (wovon 
5 Jahre in der Linie, 3 in der Miliz) für vie Infanterie; fiebenjähriger Dienft- 
pfliht nur in der Linie für die anderen Waffengattungen, 

Die ſchwediſche Armee befteht aus auf 6 Jahre frei geworbenen Truppen 
(VBärfvade), aus den Indeltatruppen (v. d. Art. „Heer"), und aus ber Bevering 
(Landwehr), für welche alle waffenfähigen Leute von 20 bis 25 Jahren verpflichtet 
find, und melde jährlih auf 14 Tage zu Uebungen verfammelt wird, In Nor- 
wegen werben etwa 2000 Mann permanent unter der Fahne gehalten, der Reft 
it Miliz, welche jährlich nur auf kurze Zeit zu militärifhen Uebungen verfam- 
melt wird. 

In Dänemark wird das Heer durch Konfeription zufammengebradt; ber 
nothwendige jährliche Bedarf an Refruten wird durch Ausloofung aus den kör— 
perlich tüchtig Befundenen vom 22. bis 26. Tebensjahre gewonnen, Die ausge 
bobenen Mannfhaften gehören 4 Jahre, wovon 2 bei der Fahne — bei der Ar- 
tillerie 6 Jahre — dem ftehenden Heer, der Linie, dann weitere 4, reſp. 2 Jahre 
bei der Artillefie, ver Kriegsreferve an; nach diefen 8 Jahren Dienftzeit auf 
weitere 8 Jahre der Verftärfungsmannfchaft, die im Kriege etwa wie die bisherige 
Landwehr erften Aufgebots in Preußen verwendet wird, — ſchließlich bis zum 
45. Lebensjahr der Nefervellafje der Verſtärkungsmannſchaft. 

In Sardinien (dem fubalpinifchen Königreich) find bis auf wenige geſetz— 
lie Ausnahmen alle jungen Männer vom 20, Lebensjahre ab wehrpflichtig, Davon 
werben jährlihd 9000 Mann für den Linienvienft ausgehoben und zwar 1700 
Mann auf 8 Jahre für die Specialwaffen (Soldati d’ordinanza), die übrigen 
(Soldati della categoria de’ Provinziali) für die Infanterie auf 5 Jahre, Die 
Drdonnanzfolvaten find nach Ableiſtung der achtjährigen Dienftzeit ganz frei, vie 
Provinzialen bilden nad den erften fünf Jahren auf 6 weitere Jahre die Referve 
der erften Kategorie. Alle waffentüchtigen jungen Männer, welde nicht in vie 
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Zahl der bezeichneten 9000 Ausgehobenen gehören, bilden die Reſerve ver zweiten 
Kategorie, werben nady gehaltener Auswahl nur 50 Tage in ihren Bezirken erer- 
cirt und im Uebrigen nur für den Kriegsfall einberufen. 

In der Türkei befteht neben ver theilweifen freien Werbung bie Konfcrip- 
tion; jedes Jahr follen 25,000 M. auf eine fünfjährige Dienftzeit im ftehenven 
Heere (Nizam) ausgeloofet und ausgehoben werben, was freilich bei der korrum— 
pirten und ohnmächtigen Berwaltung nicht völlig durchgeführt werben kann; nad 
ver fünfjährigen Dienftzeit treten die Solvaten des Nizam zur Landwehr over 
Referve (Redif) Über, welche im Frieden nur zu kurzen jährlihen Uebungen, fonft 
nur bei einer Mobilmahung einberufen wird. 

Die Schweiz hat ein reines Milizſyſtem; jeder Schweizer ift wehrpflichtig, 
nur körperliche Untüchtigkeit befreit, gewiſſe Aemter und Bra entbinden 
nur für die Zeit ihrer Dauer von dem effektiven Militärdienſt. Obwohl jeder 
Kanton ſeine eigenen geſetzlichen Beſtimmungen hat, kann man doch im Allge— 
meinen annehmen, daß die Mannſchaft vom 20. bis 32. Lebensjahre für den 
Bundesauszug, von da bis zum 40. für die Bundesreſerve, dann bis zum 44. 
für den Dienſt in der Landwehr verpflichtet iſt. 

Das deutſche Bundesheer iſt ein Konglomerat der Korps und Abthei— 
{ungen ver verfchtevenen Einzelftanten, deſſen wirkliche Aufftelung thatſächlich 
jedesmal ein befonderes Abkommen ber Regierungen mit einander vorausfegt. Ueber 
die Dienftpflicht eriftiren, wie über die Organifation überhaupt, in jedem Bundes— 
ftaate andere Beftimmungen. 

Sachſen hat Yjährige Dienftpfliht; 3 Jahre im ftehenden Heere bei einer 
Präfenz von gewöhnlih nur 15 Monaten, 3 Jahre in der erften und 3 Jahre in 
ber zweiten Referve. Stellvertretung ift geftattet. 

In Würtemberg befteht Gjährige Dienftpflicht, beſchränkt durch gefegliche 
Eremtionen und die Stellvertretung; die Präfenz beträgt bei der Infanterie nur 
9 Monate, bei ven Schügen 11/, Jahre, bei ver Kavallerie und Artillerie 3 bis 
31/, Jahre. Alle körperlich tüchtigen Männer find bis zum 32, Jahre zum Lanb- 
wehrbienft verpflichtet; die Landwehr zerfällt in drei Aufgebote, fie wird auch zu 
Uebungen nur auf befonderen königlichen Befehl einberufen. 

In Bayern eriftirt bei zuläffiger Stellvertretung und Ausloofung für bie 
wirklich eingeftellten Refruten eine Gjährige Dienftpflicht für das ftehende Heer und 
eine darauf folgende 13jährige für die Reſerve. Die eigentliche Präfenz fällt in 
bie drei erften Jahre ver Dienftpflicht, beträgt aber, durch Beurlaubungen abge 
fürzt, nie drei Jahre. Alle körperlich tüchtigen Männer, die nicht zum ftehenden 
Heere und der Referve gehören, vom 22. bis 60. Jahre bilden die Landwehr, eine 
Art Bürgerwehr, welche für die Landesvertheidigung beftimmt ift. Die Verpflich- 
tung zum erften Aufgebot der Landwehr geht bis zum 40, Jahre. 

In Hannover ift die Stellvertretung gleichfalls ftatthaft. Bei der Infanterie 
beträgt die Dienftpflicht fleben Jahre, wovon 18 Monate Präfenz bei der Fahne. 
Die Reiterei wird der Regel nad durch freie Werbung mit zehnjähriger Kapitu- 
lation ergänzt; davon ift der Mann 1 Jahr ohne Gehalt und Pferd beurlaubt; 
außerdem nad zwei Jahren Präfenz kann er mit Pferd und bem größten Theil 
des Gehalts und dem Hafergeld auf Urlaub gehen; die hannover'ſche Kavallerie er- 
gänzt ſich vorherrſchend aus den höhern wohlhabenden Bauern; für die ganze reitenbe 
Artillerie, die Bevienungsmannfhaften und Handwerker der Fußartillerie und den größ- 
ten Theil der Pionniere befteht das gleiche Ergänzungsfuftem, wie für die Kavallerie; 
für die Fahrer der Fußartillerie und den Reſt ver Pionniere dasjenige ver Infanterie. 
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Literatur. Es gibt fein einziges felbftändiges Werk, welches die Kriegs— 
verfafjung in vollem Umfange zu feinem Gegenftande gemacht hätte. Den voll- 
fäntigften Aufihluß über alle hier einfhlagenden Dinge findet man noch in W. 
Rüſtow, der Krieg und feine Mittel, Leipzig 1856, und zwar dafelbft im erften 
Buch, Kriegspolitit. Wir verweifen ferner außer auf die beim Artikel Heer, na- 
mentlih zu III. aufgeführten Werke auf J. v. H. Skizze eines Vortrages über 
Generalftabswiffenfhaft, Stuttgart 1851; I. Hirtenfeld, allgemeines militä- 
riſches Handbuch, Wien 1854; Organifation des beutfchen Bundesheeres, ver 
ft. öfterreihifchen Armee, der k. bayerifhen Armee, der k. bannoverifhen Armee 
sc. ꝛc., Berlin 1853 (vom verftorbenen Oberft Gerwin), envlih auf die Mili- 
tärjhematismen und Rang- und Duartierliften ver verſchiedenen Mächte, welche, 
jährlich erſcheinend, allerbings vorherrſchend nur über vie Weußerlichkeiten ver Kriegs- 
verfaffung Aufſchluß geben. Endlich findet man über einzelne Theile der Lehre von 
der Kriegsverfafjung das Nothwendige in Werken über das Staatsreht und das 
Bölferredtt. W. Ruſtow. 


Kronämter. S. Majeſtätsrechte. 


Kulturpolizei. 


Recht und Wohlfahrt ſind die beiden Zwecke der ſtaatlichen Gemeinſchaft; ein Satz, 
deſſen Begründung anderen Artikeln (ſ. insbeſondere den Art. Staat) vorbehalten 
bleiben muß. In der Staatsthätigkeit für die öffentliche Wohlfahrt laſſen ſich, 
abgeſehen von der Finanz- und Militärverwaltung, die nur dienende Anſtalten 
ſind, vier Hauptrichtungen unterſcheiden: 1) die Sorge für die Exiſtenz und 
Sicherheit des Staates, 2) die Sorge für die Exiſtenz und Sicherheit der Ein— 
zelnen, 3) die Sorge für das materielle Intereſſe der Staatsangehörigen oder 
für die Volkswirthſchaft, 4) die Sorge für das geiſtige Intereſſe der Staatdange- 
hörigen oder für die Kultur. Unter Polizei begreifen Manche vdiefe ganze Wohl- 
fahrtsforge nad ihren vier Richtungen, wonach alfo nicht nur die Staatd- und 
Sicherheitspolizei, jondern aud die gefammte Volkswirthſchaft und Kulturforge 
als Theile der Polizei erfheinen. Hienach wäre mit Polizei und Juftiz die ganze 
Staatsaufgabe erfhöpft. Die Meeiften aber erfennen neben der Polizei nod ein 
weiteres felbftändiges Gebiet der Wohlfahrtsforge an; fo behandelt insbeſondere 
Rau vie Boltswirthihaftspflege und die Volfsbildungspflege als befondere Ver— 
waltungszmweige neben der Polizei. Welche Theile der Wohlfahrtsforge jedoh dann 
zur Polizei gehören, welche nicht, darüber gehen die Meinungen jehr weit aus- 
einander, und insbeſondere ift dies der Fall bezüglich der Volksbildung. 

Erft in neuefter Zeit hat man angefangen, vie Polizei nicht nad) dem Stoffe, 
fondern nad). der Art der auf den Stoff angewandten Thätigfeit von ber Wohl- 
fahrtspflege zu unterfcheiven. Die Thätigkeit des Staates in dem ganzen, oben 
der Juftiz gegenübergeftellten Gebiete ift entweder nur eine anregenve, belehrenve, 
ſchirmende und fördernde, mit Einem Worte eine pflegende, oder aber bie 
Staatsgewalt übt ihre gebietende und zwingende Autorität aus. Nur bieje legtere 
Thätigfeit ift die eigentlich polizeiliche, nur beim Anblide folder Autorität fpricht 
das Bolf von Polizei. Man kann daher Polizei nennen die befehlenvde und 
verbietende, eingreifend wirffame Madhtausübung der 
Staatsgemwalt für dieallgemeine Wohlfahrt. In jeder ber 
oben genannten Gruppen der Wohlfahrtsforge kommen pflegende und eigentlid) 
polizeiliche Mafregeln vor: der Staatd- und Sicherheitspflege, der Vollswirth— 
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fhaftspflege, der Kulturpflege ftehen die Staats- und Sicherheitspolizei, die Wirth- 
Ichaftspolizei, die Rulturpolizei gegenüber. In einem Gebiete ift aber das polizei- 
lihe, im andern das pflegende Element vorherrſchend. Im wirthſchaftlichen und 
Kulturgebiete tritt die Polizei gegen die Pflege zurüd, die Sicherheit und Eriftenz 
der Einzelnen erfordert mehr polizeiliche Thätigkeit, bei der Stantspolizei ver- 
ſchwindet die pflegende Thätigkeit faft ganz.!) 

Hiernach behandeln wir unter der Ueberſchrift „Rulturpolizei” nicht den gan- 
zen Umfang ver ftaatlihen Thätigfeit für die Volksbildung. Wie in früheren 
Artikeln Armenpflege und Armenpolizei, Gefunpheitspflege und Gefunpheitspolizei 
ausgefchieden wurden, fo haben wir es bier zunädhft nur mit denjenigen Maß- 
regeln der Kulturforge zu thun, wo die Staatsautorität zwingend, befehlend und 
gebietend auftritt. Die eigentliche Kulturpflege muß nur des Zufammenhangs 
wegen berührt werben, und ift das darauf Bezüglihe in anderen Artikeln (f. 3. B. 
Erziehung, Ehe, Familie, Kirhe u. ſ. mw.) nachzuleſen. 

Der Unterſchied zwijchen polizeiliher und blos pflegenber Thätigkeit in ber 
Kulturforge zeigt fih praftifh auch ſchon darin, daß für vie pflegende Thätigkeit 
meift eigene Beamte (Lehrer, Profefforen, Rektoren, Infpeftoren) aufgeftellt find, 
während die polizeiliche Thätigfeit den allgemeinen Polizeibeamten (Aemtern u. f. w.) 
obliegt. Wenn auch mitunter den Polizeibeamten pflegende Thätigfeit zukommt, fo 
doch nicht leicht polizeiliche den Bildungspflegebeamten. Beiderlei Behörben ftehen 
zunächſt unter ver Provinzialftelle, bei welder ein Referent für das Schulweſen, 
oft aud einer für das Schulmefen jeder Konfeffion?), beftellt ift, und fobann in 
höchſter Inftanz unter dem Minifterium für Kirhen- und Schulangelegenheiten. 
In nenerer Zeit befteht ein eigenes Minifterium für dieſe wichtigen und vielfachen 
Geſchäfte in allen größern Staaten; wo dies nicht der Fall ift, tritt die Zuſtän— 
bigfeit des Minifteriums des Innern ein. 

Wenn die allgemeine Wohlfahrt ein Ziel der ftaatlihen Thätigfeit ift, fo 
verfteht es fih wohl von felbft, daß dieſe Thätigkeit auch auf den ebleren Theil 
des Menfhen, auf den Geift, fih richten muß. Die Sorge für bie allgemeine 
Bildung ift infoferne die wichtigfte Abtheilung der Wohlfahrtsforge. Wie aber 
überhaupt der Staat nur da thätig wird, wo die Bemühungen ber Einzelnen 
und der unter ihnen beftehenden Gemeinfhaften nicht ausreihen, fo ift namentlidy 
in der NKulturforge, dem Staate durch die Familie und durch die Kirche vorge 
arbeitet. Auch die Gemeinde hat einen großen Theil dieſer Sorge übernommen, 
und die Vereinsthätigkeit für die allgemeine Bildung ift nicht gering anzuſchlagen. 
Gleichwohl bleibt dem Staate nod eine große Aufgabe übrig. 

Obgleich die Erziehung des heranwachſenden Gefchlechtes wejentlich Beruf der 
Familie ift?), und daher die Idee, alle Kinder ven Eltern abzunehmen und in 
Erziehungshäufern dem Staate zu übergeben, mit Recht heute allgemein verworfen 
ift, fo fteht doch andererſeits feft, daß es den meiften Eltern an Zeit und felbft 
an Fähigkeit fehlt, um die Erziehung und den Unterricht ihrer Kinder ohne fremde 


9 hen Bluntfchli, alig. Staatäreht Buh VII. Kap. VIII. Brater in den Blättern 
für adminiftrative Praris Bd. V. S. 24 u. folg., und in der Fritifchen Ueberfchau der deutfchen 
Gefepgebung und Rechtewiffenichaft. Bd. V. S. 69 u. folg. Die weitere Auseinanderfepumg 
gehört in den Art. „Polizei“, 

2) Befondere Schulfollegien (Kreisfcholarchate) dürfen jedenfalls nur als beautachtende Kolle: 
— der Provinzialregierung zur Seite geſtellt werden, ſonſt ſtören fie die Einbeit der Ber: 
altung. 
3) Bol. den Art, Familie. 
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Beihülfe zu vollenden. Ja felbft ver gute Wille ver Eltern ift mandmal fo ge- 
ring, daß der Staat genöthigt ift, ihn durdh Zwangsmaßregeln zu ergänzen, bie 
freilich, wenn fie nicht mehr ſchaden ald nügen follen, jedem Eingriffe in das 
eigentliche Heiligthum ver Familie fern zu bleiben haben. Wo endlich durch ven 
Tod der Eltern das Familienleben fehlt, muß der Staat entweder felbft oder durch 
bie Gemeinde die Fürforge für die Erziehung der Kinder übernehmen, 9) 

Die fittlihe Bildung ift nit von der religiöfen zu trennen. Der Kirche 
muß daher die fittlichereligtöfe Bildung der Jugend und die Leitung der Familie 
in biefer Beziehung, ja größtentheils aud die fittlichereligtöfe Fortbildung der Er- 
wachſenen im chriſtlichen Staate überlaflen bleiben; der Staat muß aber bie ver- 
ſchiedenen chriſtlichen Kirchen, deren gemeinfchaftliches Bekenntniß auch das ſeinige 
iſt, in ber Erreichung dieſes Zweckes, jo weit es ohne Verletzung der Bekenntniß— 
freiheit geſchehen kann, unterſtützen, wenn bie kirchlichen Mittel nicht ausreichen. 
Gleichwohl bleibt auch bezüglich der fittlihen Bildung für den Staat noch ein 
weites Feld übrig, insbefondere, da die Kirche ihrer geiftigen Natur nach Zwang 
vermeidet, alle Zwangd- ober eigentlihen Polizeimaßregeln. Mit Unrecht würde 
man aber der Kirche auch die übrigen Bildungszmweige, die Verſtandes- und Ge- 
ſchmacksbildung, als wefentliches Gebiet vinbiciren, Hier iſt eigentlihe Staats- 
aufgabe. Die Schule als ſolche, abgefehen von ver fittlich-religiöfen Seite, ift, fett 
überhaupt der Staat von der Kirche fi emancipirt hat, Feine Dienerin der Kirche 
mehr, und wenn gleihwohl die Geiftlihen in Deutſchland meiftens ala Schul- 
infpeftoren mit der Auffiht auf viele Theile des öffentlichen Unterrichtes , insbe- 
jondere des Elementarunterrichtes, betraut find, fo läßt fih zwar dagegen eben 
wegen der Wichtigkeit der religiös-fittlihen Aufgabe der Schule nichts erinnern. 
Die Schulinfpeftoren find aber trog ihres geiftlihen Standes nur als Gtaats- 
beamte zu betrachten. Will die Kicche für andere Theile des Unterrichtes, außer dem 
fittlichereltgiöfen, Anftalten errichten, fo fanır Died nur nad den für Privatunter- 
rihtsanftalten beftehenden Vorſchriften geſchehen. 

Die Sorge für die Gewährung ber allgemeinften Bildungsmittel wird allent- 
halben zunächft ald Sache ver Gemeinde betrachtet; auch für die Erreichung 
ihrer befhränften Zwecke ift eine angemeifene Bildung der Gemeindebürger unent- 
behrlih. Sie errichtet und unterhält vaher die Elementar- oder deutfhen Schulen 
und wählt aud gewöhnlich die Lehrer. Wie aber mit Recht im Allgemeinen ge- 
fagt worben iftd), der Wirkungstreis der Gemeinde fei dem ftaatlihen fo gleich— 
artig, daß, fobald die Gemeinde aufhören würde für fich felbft zu forgen , jebe 
ihrer mwejentlihen Aufgaben vom Staate übernommen werben müßte, fo ift im 
Schulweſen jebenfalld ein jehr weit gehendes Auffihtsreht des Staates der Ge- 
meinde gegenüber begründet. Der Staat normirt Form und Inhalt des Unter- 
richtes, fchreibt vor, wie die Schullofalitäten und die Schulapparate befchaffen fein 
müſſen, ftellt ein Maximum ver in einer Schule zu vereinigenven Kinder und ein 
Minimum der Shullehrergehalte auf®), er behält ſich die Beftätigung der Lehrer- 
wahl vor, bamit fein Unfähiger den Unterricht der zukünftigen Gemeindebürger, 
bie ja zugleich auch zulünftige Staatsbürger find, in die Hand befomme, und gibt Bor- 


9) Ob dies am beften in Waiſenhäuſern oder durch Pflegeeltern geichiebt, darüber vgl. den 
Art. „Waiſenhäuſer.“ 

5) Im Urt. „Gemeinde“. u 

6) Das Schulgeld, wo ſolches noch eingeführt ift, folte nie von dem Lehrer felbit gehoben 
werden, fondern auf dieſelbe Art wie andere Gemeindegelder. 
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fchriften über die Disciplin. Wo die Mittel der Gemeinde unzureichend find, 
greift sihr der Staat unter die Arme, Auch Gewerbfhulen und Lateinſchulen find 
meift Gemeinbeanftalten, doch wird bier die Unterftügung des Staates ſchon be— 
deutender und oft überwiegend. Die höheren Lehranftalten berzuftellen, ift zunächft 
Sache des Staates. Nicht minder bie Sorge für die Fortbildung der Erwadjenen. 
Häufig find hiefür auch Stiftungen vorhanden. 

Bo Vereine und Privaten eine zwedmäßige Thätigkeit für die allge- 
meine Bildung entfalten, wird ihnen ber Staat nit nur nichts in den Weg 
ftellen, fondern auch Vorſchub leiften, jedenfalls aber ſich das Aufſichtsrecht vor- 
behalten. Privatunterrihtsanftalten dürfen ohne ftaatlihe Genehmigung, wenigftens 
ohne vorherige Prüfung der Lehrer, nicht unternommen werben; unfähige und 
ftantsgefährliche Lehrer find an folhen Anftalten nicht zuzulaffen. In die Unter: 
rihtsmethode dagegen wirb fih der Staat nicht einmifhen; nur bei den bie Ele- 
mentarſchule erfegenden Privatunterrihtsanftalten muß er darauf beftehen, daß 
das gefeglihe Minimum ver Yeiftungen einer folhen Schule erreicht wir. 

Die Verftandesbildung, die Ausbildung der Sittlidhfeit und die Ausbildung 
des Sinnes für das Schöne find die drei Richtungen aller Kulturpflege und 
Kulturpolizei. Innerhalb einer jeden Richtung müſſen die Maßregeln für die Bil- 
dung der Jugend und die für die Wortbildung der Erwachſenen unterjchieden 
werben. 

Indem wir bie einzelnen in biefen Gebieten möglihen Staatsmaßregeln über- 
bliden, bemerfen wir nochmals, was ſchon vorhin angebeutet wurde, daß Zwang 
bier in der Regel nicht anzuwenden ift. Wahre Bildung gebeiht nur in der Frei- 
heit. Gleichwohl ift ein gewiffer Grab der Bildung eines jeden einzelnen Staats: 
bürgers für den Staat fo unbedingt nothwendig, daß er gewiſſenloſen Eltern oder 
Bormündern gegenüber, die aus Rohheit oder Geiz ihren Kindern biefen Bildungs— 
grad zu verfhaffen troß der von dem Staate oder der Gemeinde gebotenen Gelegenheit 
verfäumen, mit zwingender Autorität einfchreiten muß. Der Schulzwang redt- 
fertigt ſich hiernach nur für die unterfte Stufe res Unterrichtes, für die Elemen- 
tarfhule, Hier aber auch vollftändig. Ein Bergleih ber Bildung der unteren Bolts- 
klaſſen in Deutſchland mit derjenigen berfelben Klaſſen in Frankreih und Eng- 
land ift der befte Beweis für den Segen des Schulzwanges und bes in bemfelben 
allerdings Tiegenden Eingriffes in die Sphäre der Familie. Unvollſtändig und 
nicht zum Ziele führend ift übrigens biefer Zwang, wenn das Gefeg gegen bie 
wiberjpenftigen Eltern nur Geloftrafen ftatuirt, wodurd bie Klaffe der Unzahl- 
fähigen, gerade die gleichgültigfte gegen den Schulbefuh, nicht getroffen wird. 

Jemand noch eine höhere Bildung als die in der Elementarſchule gebo- 
tene erwerben will, mag ihm und feinen Eltern oder Vormündern überlaffen 
bleiben. Der Staat genügt feiner Aufgabe, wenn er Anftalten für dieſe höhere 
Bildung aufftellt und zur allgemeinen Benugung freigibt. 

I. Unter ven Anftalten für Förderung der Berftandesbil- 
dung find vor Allem die Schulen und zwar zunädhft die Elementar-, 
Bolls- oder deutſchen Schulen zu nennen.) Sie find aber nicht 
minder Anftalten für Förderung der fittlich =religiöfen und felbft aud) ver Ge- 


7) Als Vorbereitungsanftalt dazu denft man fich mitunter die Kinderpflegen oder Klein: 
finderbewabranftalten. Diefe find jedech feine Unterrichtsanſtalten, fondern dienen mehr der 
Sorge für die Exiftenz und Sicherheit der Kleinen, deren Eltern aus befonderen Gründen ver: 
hindert find, diefer natürlichjten Elternpflicht felbft vollſtaͤndig nachzukommen. 
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ſchmacksbildung. Diefe unterfte Stufe der Bildung, wenn fie nicht etwa durch 
einen entjprechenden Privatunterricht erfegt wird, muß Jeder durchmachen. Das 
Alter, mit weldem die Kinder ſchulpflichtig werben, pflegt die Staatsgewalt all- 
gemeingültig feftzufegen; gewöhnlich ift das fechöte Yebensjahr angenommen. Eine 
Trennung der Gefchlehter vor dem Alter der Gefchlechtsreife ift nicht nothwendig, 
und es follte wenigftens da, wo bie vorhandenen Mittel fie nicht erlauben, nicht 
darauf gebrungen werben; ob im Falle der Trennung die Ertheilung des Unter: 
richte an die Mädchen blos durch Perfonen weiblihen Geſchlechtes vorzuziehen 
fei, darüber find die Anfichten fehr verfchieden. Schon auf diefer unterften Stufe 
eine Trennung nad den Ständen eintreten zu lafjen, welchen vie Kinder voraus: 
fihtlih angehören werben, ift unzwedmäßig und praftifch unausführbar. Leſen, 
Rechnen nnd Schreiben find nebft dem Religionsunterrihte die Hauptlehrgegen- 
fände. In den obern Abtheilungen kommt noch genauere Anleitung zur richtigen 
Handhabung der Mutterfpradhe, das Nothwendigfte aus der Geographie und vater- 
ländiſchen Geſchichte, woran fi zwedmäßig die unentbehrlichfte Belehrung über 
die beſtehende Staatseinrihtung fnüpft, ſowie aus der Naturkunde hinzu. Bezüg- 
ih des Weiteren verweifen wir auf den Art. „Schule“. 

Dem Lehrer zunächſt vorgefegt ift der Pfarrer als Lokalſchulinſpektor. Dies 
rechtfertigt ſich dadurch, daß dieſem die Aufficht auf einen fo wichtigen Theil des 
Volksſchulunterrichtes, als es der religiöfe ift, ohnehin zufommt, und es baher 
nahe liegt, auch die übrigen Theile des Unterrichtes. zunächft von demfelben be- 
auffihtigen zu laffen. In dem Bildungsgange der künftigen Geiftlihen wird auch 
auf dieſe ihmen bevorftehende Funktion befondere Nüdfiht genommen. Zudem 
find die Lehrer gewöhnlich zugleih Drganiften und Kirchendiener und aud in 
biefer Beziehung den Geiftlihen untergeordnet. Endlich repräfentiven wenigftens 
auf dem Lande die Geiftlihen vorzugsweife die höhere Bildung, und zum Theile 
wegen ihrer Stellung im Schulwejen werben fie vom Staate oder unter befjen 
Mitwirkung ernannt. Zweckmäßig wird ihnen eine aus den intelligenteften Ein- 
wohnern zufammengefeste Kommiſſion (Schultommiffion) zur Seite geftellt. Auch 
die Bezirksfchulinfpeftoren werben meiftens aus den Geiftlihen genommen. Es 
liegt nahe, die tüchtigften Lofalinfpeftoren als die geeignetften für diefes Amt zu 
halten; mißlih wäre es jedenfalls, den geiftlichen Yofalinfpeftoren Schullehrer, 
feien es aud die ausgezeichnetften, als Bezirksinfpeftoren überzuorbnen, 

Die Disciplin der Kinder ift Sache des Lehrers, Berufung an den Infpel- 
tor und die Kommiffion vorbehalten. Das Mittel der Züchtigung wird nicht ganz zu 
umgehen und nur gegen deſſen Mißbrauch einzufchreiten fein. 

Mit der eigentlichen Elementarfchule eine weiblihde Arbeitsfhule, 
wo bie Mädchen im Nähen und Striden unterrichtet werben, zu verbinden, hat 
fih als fehr heilfam erwiefen, da die Erfahrung lehrt, daß auch diefe dem weib— 
lichen Geſchlechte jo unentbehrlihen Fertigkeiten in der häuslichen Erziehung oft, 
namentlih auf dem Lande, gänzlich vernadhläffigt werden. Auf ſolche Arbeitd- 
ſchulen ift ver Schulzwang, wenn auch mit den nothwendigen Difpenfen für bie 
Kinder, die zu Haufe oder ſouſt genügenden Unterricht in weiblichen Handarbeiten 
erhalten, unbedenklich auszudehnen. 

Aus der deutſchen Schule werden die meiſten Kinder mit dem 13. oder 14. 
Lebensjahre entlaſſen, diejenigen, die zu höheren Anſtalten übergehen, auch ſchon 
früher. Gewöhnlich geht dieſe Entlaſſung Hand in Hand mit der kirchlichen Zu— 
laſſung zum heiligen Abendmahle und bei den Proteſtanten mit der Konfirmation. 
Bei der Stellung, welche ver Kirche bezüglich der ſittlich-religiöſen Bildung ber 
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Jugend zukommt, läßt ſich gegen dieſe Verbindung, welche man auch Konfir— 
mationszwang genannt bat, im Allgemeinen nichts erinnern. 

An die Volksſchule ſchließt fich für diejenigen, die feine höhere Yehranftalt 
befuchen wollen, die Sonntagsfhule Sie dient zur Feſthaltung und Erwei— 
‚terung des in der Volksſchule Gelernten; bier kann nad Umftänden mit Geo- 
graphie, Geſchichte, Naturkunde, namentlich bei den Knaben mit den Grundbe— 
griffen über das ftaatsbürgerliche Verhältniß weiter fortgefchritten werben. Tren- 
nung ber Gefchlechter ift Hier unbedingt nothwendig. Der —— wird mit 
Recht auch auf dieſe Anſtalt erſtreckt. Länger als etwa bis zum 16. Lebensjahre 
laſſen ſich jedoch darin die jungen Leute nicht feſthalten, und auch vorher wird 
man Viele, deren Beruf ihnen keine Zeit mehr dazu läßt, diſpenſiren müſſen. 

Nur als einen Theil der Sonntagsſchule betrachten wir die Chriſtenlehre, 
d. h. den Unterricht, welcher der bereits konfirmirten und zum Abendmahlsgenuffe 
zugelafienen Jugend noch einige Jahre lang gemeinfdaftli mit ver übrigen 
Schuljugend in befonderen Stunden meift in ber Kirche über religiöfe Gegen- 
fände ertheilt wird. In der Sonntagsfhule ſelbſt fällt dann ver Religionsunter- 
richt weg. 

Bei den weiter folgenden Unterrichtöftufen für vie männliche fowohl ale für 
die weibliche Jugend hört nunmehr der Schulzwang auf; die Kulturpflege im 
Gegenfage zum eigentlichen polizeilichen Geſichtspunkte wird daher hier noch über- 
wiegender als bei der Boltsfhule und deren Acciventien. 

Für die Fortbildung der reiferen männlichen Jugend forgen je nad bem 
Bildungsgrade, den fi Jemand erwerben will, entweder die gelehrten Schulen, 
nämlih die Lateinſchulen, Gymnaſien und Univerfitäten, over die Real- (höhere 
Bürger-), Gewerbſchulen und polytehnifhen Schulen im Allgemeinen, und aufer- 
dem noch Specialfhulen für verfchiedene einzelne Fächer, 3. B. Schullehrerjemi- 
narien®), Handels, Schifffahrts-, Forſt-, Bergswerks-, Kriegs-, landwirthſchaft⸗ 
lihe Schulen u. f. w. Es kann nicht Aufgabe diejes Artikels fein, näher auf bie 
Einrichtung diefer Schulen einzugehen. 

Der Streit über die Nothwendigkeit oder Entbehrlichfeit gelehrter Bildung 
bat vorläufig dahin geführt, daß jede Richtung, die gelehrte und bie realiftifche, 
ihre Schulen hat und daß auch in den gelehrten Schulen dem realiftiihen Elemente 
mehr Raum gegeben worden ift. Der höchſte Bildungsgrab wird nur in ben ge— 
lehrten Schulen erworben. Daß aber ein fehr hoher auch ohne fie erworben wer: 
den kann, ift unleugbar. Wir find in diefer Beziehung in einem Uebergangszu- 
ftande begriffen. Wer fih ven Wilfenfhaften zu widmen gebenft, dem muß bie 
Möglichkeit gegeben fein, eine Wiſſenſchaft in ihrer ganzen Entwidelung von 
ihrem Entftehen an zu ftubiren, namentlich auch mit der Kultur der alten klaſſi— 
ſchen Bölfer fi bekannt zu machen. Dazu ift aber die Kenntnig der lateinifchen 
und griehifhen Sprache unentbehrlih. Zudem bilven biefe Spraden vie Grund» 
lage mehrerer ſehr wichtiger lebender Spraden, und ber Unterricht im ihrer 
Grammatik ift zur Uebung der Denkkraft befonders geeignet. Wer fih aber nur 
den ohne Kenntniß der alten Sprahen möglichen Bildungsgrad erwerben will 
oder nad feinen BVBerhältniffen erwerben kann, für ven ift bie höhere Bürger— 
Ichule oder das Realgymnaſium und zulett die polytechniſche Schule vorhanden. 
As Vorbedingung für alle wichtigeren Staatsämter verlangt der Staat mit Recht 


5) Perfonen, welche nicht in Schuflehrerfeminarien gebildet find, z. B. ausgedienten Inter: 
officieren, den Schulunterricht anzuvertrauen, widerfpricht den erften Grundſätzen der Aulturpflege. 
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bie höchſte Bildung, das Gymnaſial- und Univerfitätsftubium. Die leitenden und 
befehlenden Beamten des Staates follen auch deffen gebildetfte Bürger fein. 

Ueber die zwedmäßigfte Einrichtung der Gymnafien, Gewerbſchulen u. f. w. 
verweifen wir unfere Lefer auf die denſelben beſonders gewidmeten Artikel.) Die 
Frage, ob es zwedmäßig fei, zwiſchen Gymnaſium und Univerfität nod) eine 
- Zwilchenanftalt ale Lyceum einzufchieben, ſcheint nad) ven feitherigen Erfahrun— 
gen verneint werben zu müſſen. 

Die Disciplin der Gymnafial- und Nealfchulen, fo weit fie nicht noch der 
Familie angehört, ift allenthalben den Anftalten felbft überlaffen, in gemöhnlichen 
Fällen dem einzelnen Lehrer, in wichtigeren dem VBorftande und zwar entweber 
diefem allein ober mit Zuziehung des Lehrergremiums. Bei Ausdehnung der 
Schuldisciplin auf das Verhalten außerhalb ver Schule, 3. B. auf den Befud 
bes Theaters, öffentliher VBergnügungsorte u. f. w. muß vorfidhtig zu Werte ge 
gangen und möglihft wenig in das natürliche Erziehungsrecht der Eltern einge- 
griffen werben. 

Alumneen oder Seminarien, d. h. Anftalten, worin die Schüler unter fort 
währender Aufſicht wohnen, find ein Bebürfnig für viejenigen, deren Eltern 
außerhalb des Siges der Anftalt wohnen. Familien, welche ſich folder Schiller 
väterlih annehmen, finden fih nicht immer am Site der Anſtalt. Wenigftens 
da, wo fein Alumneum fich befindet, iſt e8 Sache ver Anftalt und ihres Bor: 
ftandes, dazu mitzuwirken, daß die auswärtigen Schüler Koft und Wohnung nicht 
in ſchlechten Häufern nehmen. . 

Zweckmäßig wird den Lehrern die Ertheilung von Privatunterricht an ihre 
Schüler neben den orventlihen Schulftunden verboten; fie führt zur Begünſtigung 
einzelner und Bernadhläffigung der übrigen Schüler. 

Alzugroße Auspehnung der Schulferien, die an ſich eine gewiſſe wünſchens⸗ 
werthe Erholung für Lehrer und Lernende bilden, ift micht zu dulden. 

Bon Privaten pflegen bergleihen Anftalten, namentlih Gymnaſien, feltener 
unternommen zu werben. Defter find es die Gemeinden ober kirchliche Korpora- - 
tionen, welche ganz oder theilweife die Mittel aufbringen. Der Staat räumt ihnen 
dann mitunter das Recht ein, vie Lehrerftellen unter feiner Beftätigung zu befegen 
oder wenigftens Vorſchläge in dieſer Beziehung zu machen. Die Feftfegung des 
Schulplans muß fih der Staat jevenfalld dann vorbehalten, wenn zukünftige 
Staatsdiener auf dieſen Anftalten gebildet werben fcllen, außerdem jeberzeitige 
Einfiht und Prüfung. 

Mehr als dieſe Bildungsanftalten der heranwachſenden männlihen Jugend 
werden die Schulen für die reifere weiblidhe Jugend als Privat: 
anftalten unternommen. Unbebingt muß aber der Staat, entweder unmittelbar 
oder durch die Gemeinde, auch bier eintreten, wenn von Privaten nicht genug ge 
ſchieht, und die Staatsauffiht darf aud hier nicht vernadhläffigt werden. Db die 
Mädchen biebei zwedmäßiger ven Unterricht nur von der Familie aus befuchen, 
fo daß die häusliche Erziehung wefentlih zur Seite fteht, oder ob fie ganz von 
der Familie zu trennen und Koftfhulen oder Benfionaten anzuver- 
trauen feien, iſt beftritten. Die Natur der Sache fcheint dafür zu fprechen, daß 
die zufünftige rau, die weſentlich für die Familie erzogen wird, auch durch bie 


9 Bielleicht könnte an die Volksfchule zunächft eine Fortbildungsſchule fich anfchließen, in 
weicher neben den für alle Schüler verbindlichen Nealgegenftänden auch die Anfangsgründe der 
alten Sprachen für die zu einem en Berufe übergebenden gelehrt würden. Vgl. Deutfche 
Vierteljahrsſchrift, Juliheft 1819, 1. Abth. S. 150 u, folg. 
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Familie erzogen werde, Auf dem Lande wird e8 aber doch häufig an Gelegenheit 
fehlen, ven Töchtern alle für fie erforderlichen Kenntniffe zu verfchaffen, und nicht 
immer werben auf dem Lande wohnenve Eltern Familien in der Stabt finden, 
welhe die Eiternftelle wahrhaft zu vertreten bereit wären. Wenigftens für foldhe 
Fälle muß man den Penfionaten als einem unentbehrlihen Erfage ber Familie 
das Wort reden, 

In dem Alter, wo die Jungfrau feine Unterrichtsanftalt mehr befucht, fon- 
bern mit Rüdfiht auf ihren bevorftehenden Beruf dem Haufe gänzlich zurüdge- 
geben oder jhon im Begriffe ift, an ver Seite des Mannes einem neuen häus- 
lihen Heerde fi zu widmen, geht ver Jüngling erft noch auf die höchſte Unter- 
rihtsanftalt, die Hochſchule oder Univerfität, über. Auch über dieſe An— 
ftalten wird das Staatswörterbud einen eigenen Artikel bringen, daher bier nur 
Bolgendes bemerkt wird. 

Auf der vorherigen Abſolvirung des Gymnaſiums als Vorbevingung zum 
Beſuche der Univerfität zu beftehen, hat der Staat jevenfalls bei denjenigen ein 
Intereffe, welche einft öffentliche Aemter ſuchen. Andern mag zwar ausnahmsweiſe, 
wenn fie wenigftens die nöthige fittliche Reife mitbringen, der Befuh einzelner 
Borlefungen geftattet werden; als eigentliche Stubenten find dieſe aber nicht zu 
betrachten. 

Zwed der Univerfität ift, dem herangereiften jungen Manne jene Kenntniffe 
in fämnmtlihen Zweigen des gelehrten Willens mitzutheilen, welche ihn in Stand 
fegen, in der Trabition des Wiſſens fortzumirten und das Aufgenommene felb- 
ftändig zu verarbeiten und zu vermehren. Diefer Zwed wird nur da erreicht werben, 
wo den Univerfitäten geiftige Freiheit geftattet if. Die Lehr- und Lernfrei— 
heit der deutſchen Univerfitäten befteht darin, daß einerfeits dem Lehrer überlaf- 
jen ift, jede Wiſſenſchaft auf die ihm zwedmäßig fcheinende Weife vorzutragen, 
und andererſeits den Stubierenden, ihre Stubien einzurichten wie fie wollen und 
namentlih die Anzahl und Reihenfolge der zu befuchenden Vorlefungen felbft zu 
beſtimmen. Ueber bie hierin nothwendigen Beichränfungen vgl. den Art. „Lehr: 
und Lernfreiheit”. 

Hiemit hängt die freiere Disciplin der Univerfitätsftubenten (akademiſche Frei- 
heit) zufammen. Die Polizei über vie große Maſſe der an Univerfitäten fi zu— 
ſammenfindenden jungen Leute ganz ben Univerfitätsbehörben, dem Rektor und 
akademiſchen Senat, in patriarhalifher Weife zu überlaflen, ift nicht rath- 
fan, Es gehört tazu auch eigentlich polizeiliche Gefchäftsgewandtheit. Ans Polizei« 
beamten und Univerfitätsprofefforen gemifchte Behörden find für die Univerfitäts- 
polizei das Rathſamſte. Wenn auch dem heiteren Sinne der Jugend bier Rech— 
nung zu tragen ift, fo darf die Rüdficht doch nicht bis zur Beläftigung und Be— 
unrubigung anderer Einwohnerflaffen ausarten. Lehrt auch leider die Erfahrung, 
daß oft die dem jungen Manne geftattete Freiheit zum Müßiggange, zu einem 
wüften, unmäßigen Leben und zu blutigen Streit- und fogenannten Ehrenhändeln 
mißbraucht wird, fo kann ſich doch fein Einfichtiger für die Beſeitigung dieſer 
Freiheit ausfprechen. Einmal muß der junge Mann auf fidh ſelbſt geftellt werben; 
je länger er am Gängelbande geleitet wird, deſto leichter wird er fpäter ausarten, 
Man forge vielmehr dafür, daß nur Leute von einigermaßen gereiftem Charakter 
die Univerfität beziehen. | 

Die polytehnifhe Schule als höchſte Stufe des tedhnifhen Unterrichts 
bat, wenigftens in ihren höheren Klaffen, einige Verwandtſchaft mit der Univerfität. 
Was über Lehr- und Lernfreiheit und freiere Disciplin gefagt worben ift, findet 
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bis zu einem gewiffen Grave auch auf die polytechniſchen Schulen Anwendung. 
Wie weit hierin zu gehen fei, läßt fich bei der zur Zeit noch fehr verfchiebenen 
Einrihtung der einzelnen berartigen Anftalten allgemein nicht feftfegen. 

Hiemit haben wir die Aufzählung der Anftalten für die Verſtandesbildung 
ber Jugend erſchöpft. Anftalten zur Fortbildung der Erwachſenen find die öffent- 
lichen Sammlungen, namentlich die Bibliothefen, ferner Geldunterſtützungen, Eh— 
renbezengungen, Akademieen. (Vgl. den Art. „Akademie“.) 

Auch die Förderung und Ueberwachung der Preffe und die Preßpolizei ges 
bört bieher, doch ift bei Betrachtung dieſes Gegenftandes ver ftants- und fidher- 
beitspolizeilihe Standpunkt und felbft ver fittenpolizeilihe überwiegend. Das 
Staatswörterbuh wird im Art. „Preffreiheit“ vie erforderlichen Erörterungen 
bringen. Damit verwandt ift die Polizei der von Privaten unternommenen Leih- 
bibliothefen. Niht nur darf dieſes Gewerbe feiner kulturpolizeilichen Wich— 
tigfeit wegen gleih dem Buchhandel und der Buchdruckerei auch bei fonft befte- 
hender Gewerbefreiheit nur nad erhaltener obrigfeitliher Konceffion ausgeübt 
werben, jondern es unterliegt auch fortwährender Aufſicht ver Polizei, welche Aufficht 
jedoch die preßgefeglihen Schranken nicht überfchreiten darf. Erfolgreicher wird 
auf die Befeitigung des ſchädlichen Einfluffes der Leihbibliothefen hingewirft durch 
Gründung guter Öffentliher und leicht benugbarer Bibliothefen von Seiten des 
Staates und der Gemeinden. 

U. Die Förderung der fittlih-religiöfen Bildung ift 
wefentliher Beruf der Kirche. Durch nichts fördert der Staat tie öffentliche 
Sittlichleit mehr als durch den Schuß, ben er ber Kirche angeveihen läßt. Abge— 
fehen von den allgemeineren an einem andern Orte zu befprechenden Mafregeln 
der financiellen Beihülfe des Staates zu den Hirchlihen Ausgaben, insbefondere 
zur Dotation der Geiftlichkeit, der Achtung, welche er der Geiftlichfeit angebeihen 
läßt, dem Einfluffe, den er ihr auf die Schule einräumt, der religiöfen Feier wichtiger 
ftaatliher Vorlommniſſe, der Beftrafung von Handlungen und Yeußerungen, durch 
welche die Ehrfurcht vor dem Chriſtenthum verhöhnt und die Grundwahrheiten des- 
felben öffentlich verfpottet werden u. f. w., ift hier namentlid) Die Sonntagsfeier zu 
erwähnen. Nicht nur muß der Staat jelbft die Sonntagsfeier beobachten, alfo mit 
Ausnahme dringender Fälle die Bornahme von Amtsgefhäften an Sonn- und 
Feiertagen nicht gejtatten, fondern er muß auch den Staatöbürgern verbieten, ſolche 
Handlungen vorzunehmen, welhe den Gottesvienft und bie Andacht ftören. Hieher 
gehört das Verbot lärmender Arbeit und Beluftigung, des Marktverkehrs und 
Krambandels, und das Gebot der Schliefung von Wein und Bierfchenfen wenig: 
ftens während der Abhaltung des Gottesdienſtes. Wie weit hierin zu gehen fei, 
darüber find die Anfichten fehr getheilt. Vergeſſen follte man nie, daß der Sonntag 
auch der einzige Erholungstag der meiften Staatsangehörigen ift, und daß zu 
firenge Berbote öffentlicher Luftbarkeiten heimliche herbeiführen, die für die Sitt- 
lichkeit bedenklicher find als die öffentlichen, 

Im Uebrigen muß bie Förderung ver fittlich-religiöfen Bildung durch ven 
Staat insbefondere in all’ den Schulen gefhehen, welche wir vorhin betrachtet 


ben. 

Die eigentlihe Polizei wirft mit 1) durch Mafregeln gegen unmittelbare 
Anreizung zur Unfittlichkeit, 2) durch Entfernung ſchädlicher Beifpiele. Der Staat 
darf aber hiebei nie. vergefien, daß fein Gebiet ſich nicht weiter erftredt, als bie 
Interefien der Gemeinfhaft und das Nebeneinanderbeftehen und Zufammenleben 
der Menſchen es erfordern, Die fittliche Beſſerung der Einzelnen überläßt er dem 
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Gewiffen und der Kirche; er vermag nur die äußeren Hinberniffe und Gefahren 
zu befeitigen over zu vermindern, welche die Reinheit ver guten Sitten im All: 
gemeinen bebrohen. 

In erfterer Beziehung find vor Allem die Anveizungen zur Unzucht, nament- 
ih dur öffentlihe Dirnen und durch Bordelle, zu erwähnen. Trog Allem, 
was für Borbelle gejagt worben ift!0), muß es dabei bleiben, daß es bes Gtaa- 
tes und ber Polizei unmürbig fei, die Unzudt als ein doch unvermeidliches Uebel 
förmlich in öffentlichen Häufern zu organifiren, Der angebliche Bortheil folder Ein- 
richtungen foll darin beftehen, daß die Unzucht gleihjam auf einen Punkt koncen- 
trirt und dadurch mit einem gewiffermaßen abjchredenden Makel gebranpmarkt 
werbe, während die geheime Unzucht fortwährenden Reiz ansübe, und daß ta- 
durch der Polizei die Aufficht erleichtert werde. Allein es wird einerfeits nie ge- 
lingen, alle Freudenmädchen in die öffentlihen Häufer zu bringen, vie geheime 
Unzucht wird unter manderlei Namen und Beihönigungen neben ver öffentlichen 
fortdauern, und auf der andern Seite fann gewiß nicht in Abrede geftellt werben, 
daß für Manchen gerade das Bordell die Schule des Lafters ift, das er dann 
in andern Kreifen verbreitet. Die einzeln wohnenven öffentlidyen Dirnen muß vie 
Polizei genau beauffihtigen, damit fie ihr Gewerbe wenigftens nicht öffentlich 
zeigen, nicht durd Umherſchwärmen, Anreden u. ſ. w. Wergerniß geben und an— 
reizen. Ebenſo find ſolche von öffentlihen Bergnügungsorten abzuhalten. Auswär- 
tige verweife man in ihre Heimat. 

Damit hängt zufammen die Auffiht auf gejellige Zufammenkfünfte, 
die mitunter zu Zweden der Unfittlichfeit mißbraucht werben. 11) Nah Umftänven 
müſſen folde Zufammentünfte gänzlidy verboten werden. Die Abhaltung und Dauer 
öffentliher Tanzbeluftigungen unterliegt polizeiliher Erlaubnig und Feftfegung. 

Unzühtige Darftellungen, insbefondere in Theatern, darf die Polizei 
nit dulden. (S. d. Urt. „Theater.“) Solde Darftellungen durch Aushängung 
von Bildern find zu verhindern. Die Preßpolizei wirkt mit. 

Auch das gefeglihe Verbot der Heirat zwildhen nahen Berwand- 
ten gehört hieher, infofern es der Sittenlofigfeit innerhalb des Haufes entgegen wirft. 

Anreizungen zur Trunfenheit finden fi zunähft in ven Schent- 
ftuben und Wirthshäufern. Häufig ift daher auch in Ländern, melde fonft 
Gewerbefreiheit eingeführt haben, dieſes Gewerbe einer Konceffion unterworfen, 
weldye dann nur bis zu einer gewifjen Anzahl und nur Leuten von unbefcholtenem 
Charafter ertheilt werden fol. Die Erfahrung lehrt jedoch, daß dieſe Bejchrän- 
fung der wirtbichaftlichen Freiheit fittlihe Förderung des Einzelnen oder gar bes 
Volkes faum zur Folge hat. In Ländern, wo dieſe Beſchränkung nicht befteht, 
wird nicht mehr getrunfen ald wo fie befteht. Man vergleiche 3. B. vie Pfalz und 
Altbayern. Ortsvorftände follien allerdings nie Echenkwirthe fein. 

Aehnlich ift es mit ver Befhränfung der Branntweinbrennerei 
auf Lanpgütern von gewiffem Umfange. 

Das Haufiren mit geiftigen Getränfen mag unbebingt verboten 


10) In neueſter Zeit bat ſich beionders Ib. Bade in Berlin in mebreren Artifeln des 
„Archivs für deutiches Polizeiweſen“ für die Hurenbäufer — eigentliche Bordelle mit luxguriös« 
einfadender Einrichtung will auch er nicht — ausgefprocden, und zwar mit Rückſicht auf Die 
Erfahrungen, die in Berlin feit der im Jahr 1845 erfolaten Aufhebung der Bordelle gemucht 
worden jeien. 

41) Ueber die Berliner Proftitutionsbälle, Bierhäuſer und Silbergrofchentoncerte theilt Bade 
in den erwähnten Artifeln fehredenerregende Notizen mit. 
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werben, ba das Haufiren überhaupt eine Art des Gemerbebetriebes ift, die nur 
ausnahmsweiſe und aus befondern Gründen geftattet wird. 

Auch der Vorſchlag, Trinffhulpden für unflagbar zu erklären, fo 
daß alfo alles Getränk baar in den Wirthshäufern bezahlt werden müßte, fcheint 
in die perfönlihe und BVerfehrsfreiheit, wenigftens bei fonft normalen Zuftänden, 
zu weit einzugreifen. Wo freilid die Neigung zum übermäßigen Genuffe jchäp- 
licher Getränke, namentlid) des Branntweins, die fogenannte Branntwein- 
peft, gleihfam epivemifh um fid gegriffen hat, ift mande Mafregel geredt- 
fertigt, die man im Allgemeinen nicht gerade anrathen möchte. Dazu gehört auch 
die Bertheurung des Getränfes durch hohe Befteurung ver Fabrikation. 

Defjer wird ſolchen betauerlihen Volkszuſtänden entgegengewirft durch mög— 
lichfte Verbreitung gejunder Getränke, namentlich des Biere, was aber freilich - 
die Polizei nicht erzwingen fan, und auf moralifhen Wege durch Mäßigkeits— 
vereine und durch gute Bücher u. |. m. 

Auch die fogenannte Polizeiftunde muß unter ven Mafregeln gegen die 
Anreizung zur Trunffucht aufgeführt werden. Man verfteht bierunter die Stunde, 
über weldhe hinaus fein Wirth mehr Gäfte bei fih haben darf. Auch hierin ift 
freilich eine Beichränfung der perfünlihen Freiheit enthalten, und ver Bollzug muß 
daher oft den Umftänden billige Rechnung tragen Allein entbehren läßt ſich die 
Mafregel nicht und trägt fowohl zur Verminderung der Trunkſucht als zur Er- 
baltung der nädhtlihen Ruhe weſentlich bei. 

Neben Unzucht und Böllerei ift nichts fo fehr als die Yeidenfchaft des Spie- 
fe 8 geeignet, den moralifchen Untergang der Staatsangehörigen herbeizuführen und 
zu bejhleunigen, denn die Erfahrung lehrt, daß ſich tiefe Leidenſchaft mit einer 
faft unmiderfterftehlihen Gewalt mander Gemüther bemädtigt und fie dann zu 
allen Berirrungen fortreift. Man follte daher glauben, daß die hriftlihen Staaten 
fhon längft fich beeifert hätten, alle öffentlichen Anreizungen zu bieler Leidenſchaft 
zu bejeitigen und zu unterbrüden. Leider aber jehen wir namentlid in Deutſchland 
gerade das Gegentheil, indem in ven Babeorten einiger Länder das verberbliche 
Hazarbfpiel unter obrigkeitlihem Schuge in öffentlihfter und einlabenfter Weife 
betrieben wird, in andern Ländern, 3. B. in Bayern ber Staat felbft das durch 
die Möglichkeit allgemeinfter Betheiligung vielleiht noch verberblichere Lottoſpiel 
betreibt. So großen Gewinn der Staat aus dem einen ober dem andern Gpiele 
ziehen mag, dieſer Gewinn ift zu theuer erfauft duch die mit dem Spiele ver- 
bundene Entfittlihung, duch die in dem Betrieb oder ber Unterftügung besfelben 
enthaltene Verleugnung ver Grundlagen der ftanatlihen Gemeinfhaft. Die Mittel 
zur Erreihung der Staatszwede dürfen nie auf einem Wege beigebradht werben, 
der jelbft einen Staatszweck, nämlich die allgemeine Wohlfahrt, gefährbet. Selbft 
die Steuererhöhung follte nicht gefcheut werden, um folden Krebsſchäden abzu- 
beifen. 

So lange der Staat felbft Spielhalter oder an dem Gewinne bes Spiel- 
balters betheiligt ift, tragen die Mafregeln, die er fonft gegen die Anreizung zum 
Spiele ergreift, nothwendig ein gehäffiges Gepräge. Das Verbot des Spielens in 
ausländifhen Lotterieen ift in Staaten, die felbft eine Staatslotterie haben, nur 
fistalifher Natur, Aehnlich ift es mit dem Verbote, Privatlotterien ohne Staats— 
genehmigung zu unternehmen. Diefe Genehmigung fann nur etwa bei Verloo- 
fungen zu geweinnügigen Sweden geredtfertigt werben. 

So unbebingt als vie Abſchaffung der Staats-Spielanftalten muß auch bie 
Untervrüdung ver von Privaten unterhaltenen öffentlichen Spielhäuſer verlangt 
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werben, mögen fie allein diefen Zwedf haben oder ven Namen von Kaffeehäufern, 
Klubbs u. f. mw. tragen. Die Deffentlichfeit der Aufforderung und bie jederzeit be— 
reitftehende Gelegenheit ift für Viele ein allzugroßer Reiz, ganz abgefehen von 
der leichten Möglichkeit des Betruges. Bedeutende Geld- und Gefängnißftrafen 
find daher gerechtfertigt. " 

Spieler von Gewerbe find wie Landftreiher zu behandeln, alfo nad 
Umftänven auszuweifen oder in das Zwangsarbeitshaus zu verbringen. Auf wan- 
dernde GSpieleinridtungen bei Gelegenheit von Jahrmärkten, Bolfsfeften 
u. f. w. bat die Polizei ihr Augenmerk zu richten und nad Umftänden außer ver 
Beftrafung der Unternehmer und ver Spieler aud die Wegnahme der Einrich- 
tung zu verfügen. 

Dei all’ diefen Mafregeln gegen das Spiel muß übrigens die Polizei ab- 
und zuzugeben wifjen. Einfache gefellige Spiele mit verhältnigmäßig geringen @in- 
fügen und Gewinnften zu ftören, ift fie nicht berufen. 

Auch für Lotterieanlehen des Staates fann fi) eine geläuterte Stants- 
wiſſenſchaft nicht wohl ausfpreden. 

AS Mafregel gegen Anreizung zur Liebloſigkeit gegen Neben- 
menfhen pflegt man die Dienftbotenorbnungen zu betrachten. Bgl. bier- 
über den Art. „Gefinde, Gefindeorbnung.“ 

Beranlaffungen zur Graufamteit gegen Thiere finden ſich theils in 
gewiffen Gewerhen, bei weldhen den Thieren mehr zu leiften zugemuthet wird als 
fie feiften können, theils in gewiffen öffentlihen Bergnügungen, wo das Publi- 
fum an der Qual der Thiere fih ergötzt. Solche Spiele als Stiergefehte, Hah— 
nenfämpfe find unbedingt zu verbieten. Mandye Arten des Jagbvergnügens find 
nahe damit verwandt. 

Nicht minder ift polizeilih einzufchreiten gegen Ueberlaftung der Zugtbiere 
und Antreibung derfelben zu allzugroßer Schnelligfeit (die zudem meift auch für 
die Sicherheit des Publifums gefährlich ift). Ein unüberfhreitbares Marimum ver 
Belaftung eines Zugthieres durd Verordnung feftzufegen ift mißlih, weil es an 
den meiften Orten an Wagbrüden fehlt und die Prüfung der Fracht nad dem 
Mafjengehalte unficher ift. 12) 

Außer der Befeitigung der Anreizungen zur Unfittlichkeit wirft bie Gitten- 
polizei au turh Entfernung und Beftrafung auffallender 
Beifpielevon Unſittlichkeit. Zur augenblidiihen Unterbrüdung und 
Wegräumung folder Beifpiele gibt ſich befonders an öffentlihen Bergnügungsorten 
Gelegenheit. Auch die Entfernung Betrunfener von der Straße gehört hieher. Gegen 
Konkubinate wird, wenn der eine Theil nit am Orte einheimifch ift, durch po— 
lizeilihe Ausweifung desſelben eingefchritten. Die Beftrafung fällt großentheils 
fhon in’s Gebiet des Strafredhts. 

Als pofitive Beförderungsmittel der Sittlichkeit, die jedoch nicht mehr in die 
eigentlihe Sphäre der Polizei gehören, find Belobungen, Belohnungen, Berlei- 
bung von Orden u. f. w. zu nennen. 

II. Am wenigften ift durd eigentlich polizeiliche Beranftaltungen für die 
Geſchmacksbildung des Bolfes zu erreichen, wenn aud kein Zweifel ba- 





12, In Bayern hatte eine Verordnung vom 16. Juli 1840 ein Maximum des Ladungs— 
en von 12 Gentnern per Zugpferd eingefübrt. Das Geje vom 25. Juli 1850 über die 
inrichtung des die Kunftftraßen berabrenden Fuhrwerkes gab dieſe Veftimmung ala unausführe 
bar auf. Die ganze Mafiregel bat übrigens noch einen weiteren Zweck, nämlich Erbaltung der 
Straßen in gutem Zuſtande. 
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rüber herrſchen kann, daß die Pflege der Kunft und des Sinnes für das Schöne 
einen wejentlihen Theil der Kulturpflege bildet. Erft vie Ausbildung diefes Sinnes 
vollendet, wenn aud die Kunft geringern und weniger nahhaltigen Einfluß auf 
das äffentliche Leben ausübt als die Wiffenfhaft und die Sittlichkeit, die Eben- 
mäßigfeit in der Gefittigung. (Bgl. den Art. „Runftafatemieen, Kunſtpflege“) 

Schon in der Anftalt, vie jedem Staattangehörigen ven unentbehrlichften 
Grad der Bildung zuzumwenden beftimmt ift, in ber deutſchen Schule, tritt biefe 
Sorge in der Pflege des Gefanges hervor. Der Unterricht im Zeichnen läßt fi 
auf diefer Stufe theild wegen Mangels der erforderlichen Lehrkräfte, theils weil 
die Geiftes- und Körperkraft ver meiften Schüler nicht ausreiht, faum zum all- 
gemein verbindlichen Lehrgegenftande erheben. Auch vie Sonntagsfhule bietet wohl 
für diefen viele Uebung erfordernden Unterricht zu wenig Zeit. Dagegen muß in 
den höhern Schulen diefer Unterricht in den Lehrplan aufgenommen werden. In 
gefteigertem Mafe gilt dies von den Gewerbe: und Realfhulen, da manches Ge- 
werbe an die Kunft ftreift und die Baufünftler hier gebilvet zu werben pflegen. 

Unterriht in der Dichtfunft und im Deflamiren, Belanntmahung mit der 
ſchönen Literatur gehört ebenfalls unter die Lehrgegenſtände aller höheren Unter: 
richtsanſtalten. 

Die Inſtrumentalmuſik eignet ſich nicht zur gemeinſchaftlichen Erlernung durch 
Viele und iſt daher dem Privatunterricht überlaſſen. 

Für Diejenigen, welche die Kunſt zum eigentlichen Lebensberuf wählen, dienen 
beſondere Anſtalten, Kunſtſchulen, Künſtlerakademieen, muſikaliſche Konſervatorien 
u. ſ. w. Wie weit hierin der Staat gehen ſoll, hängt von den Umſtänden ab. 
Wo wenig Kunſtſinn und wenig Wohlhabenheit herrſcht, in Kriegs- und unruhigen 
Zeiten findet der Künſtler keinen Abſatz für feine Schöpfungen, und durch Auf— 
munterung zu Ergreifung der Künſtlerlaufbahn wird dann eine darbende und un— 
zufriedene Staatsbürgerklaſſe in's Leben gerufen. Dagegen können ausgezeichnete, 
aber durch Armuth in ihren Planen gehemmte Anlagen durch Stipendien unter- 
ſtützt werben. 

Nicht wenig wird der äffentlihe Kunftfinn durch Ausftellung und Produktion 
von Kunftwerten beförbert. Sammlungen von Bilvhauerarbeiten, Gemäldegalle— 
rieen, Koncerte, Theater, Kunftausftellungen, öffentlihe Denkmäler gehören 
hierher. 

Solche Sammlungen müſſen möglihft für Jeden zugänglich gemacht werben 
(ohne ZTrinfgelver!). Koncerte, wenn die fünftlerifche Darftellung auch minder voll- 
tommen ift, zu hindern, bat die Polizei fein Intereffe: fie Fönnen immer nod) 
anregend wirken. Ueber das Theater, deſſen heutiger Zuftand viel zu wünſchen 
übrig läßt, bringt das Staatswörterbud einen eigenen Artikel. Deffentliche Denk— 
mäler müſſen nit nur, wenn fie von Seiten des Staates oder der unter feiner 
Oberaufſicht ftehenden Gemeinde errichtet werben, den Anforderungen der Kunft 
entfprehen; auch bei Bewilligung zur Aufftelung folder dur Privaten muß der 
Staat wenigftens dem abfolut Unſchönen entgegentreten. Das Gutachten bewährter 
Künftler mag ihn dabei unterftügen. 

Aehnliche Rüdfichten müfjen leiten bei Staats- und Gemeindebanten. Doch 
tarf das Nützliche dem Schönen nicht geopfert werben. 

Literatur: R v. Mohl, vie Polizeiwiffenfhaft nah den Grundſätzen 
des Rechtöftaates, Th. I. Bud 2. Bluntſchli, allgemeines Staatsreht, Kap. 
IX. Bon den zahlreihen Werfen über Erziehung und Unterricht, welche aud) bie 
polizeiliche Seite mit in Betrachtung ziehen, feien genannt: Niemeyer, Grunte 

Bluntfpli und Brater, Deutſches Staateé ⸗Wörterbuch VI. 11 
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ſätze der Erziehung und des Unterrichtes Stephani, Syſtem der öffentlichen 

Erziehung. Schwarz, Lehrbuch ver Erziehung und des Unterrichtes, umgear- 

beitet von Gurtmann, insbefondere Bd, III. „Die Organifation ver Säulen.“ 
ediend. 


KRundfchafter. 


Unfer Völkerrecht ift zum großen Theile in einer Zeit entftanden, wo vie 
Ethik im Zuftande der traurigften Verwirrung war, wo Recht, Moral und Po- 
litik weit auseinander gingen, wo es für läcerlih galt, in der Politik vom ftren- 
gen Recht oder gar von der Moral zu reven. Das Wort göttlier Einfalt, daß 
die Klugheit ohne Falfchheit fein müſſe, wurde auf Spott gezogen durch die fchimpf- 
lihen Grundfäge, welche den friedlichen over feindlichen Verkehr chriſtlicher Völler 
beherrfchten. So fam im Kriegsrechte eine Auffaffung über die Zuläffigfeit ver 
Hinterlift in Aufnahme, vor welder der rechtliche Menſch nur Abſcheu empfinden 
kann, Und diefe Auffafjung ift bie auf die neuere Zeit, troß der gottlob völlig 
veränderten etbifhen Grundanfhauung, durch welde die Gegenwart ſich vor der 
Zeit einer macchiavelliſchen Moral und Politit auszeichnet, traditionell feftgehalten 
worden. Beftehungen feinbliher Dfficiere und Solvaten, um fie zum Berrathe 
von Geheimniffen ihres Landes, oder um fie zur Uebergabe eines feften Plages 
ihres Staates zu bewegen, Aufwiegelungen ver Unterthanen des feindlihen Staates 
zum Aufruhr gegen ihre Obrigkeit und zu anderen Verbrechen werden als erlaubte 
Mittel der Kriegführung geprevigt. Was foll der heutige Kriminalift bei dem 
Studium des Völferrehtes fagen, wenn er im Strafredht die Unterordnung ber 
Nüglichkeitsrüdfichten unter das Recht als oberften Grundfag der fittlihen Welt 
einfchärfen und zur heiligften Gewiſſensſache machen muß, dann aber im Bölfer- 
rechte den angeblihen Rechtsſatz findet, es fei erlaubt, um des eigenen Interefjes 
willen Ueberläufer freundlich in das eigene Heer aufzunehmen, Landesverräther 
willfommen zu heißen, als ob man — wie denn dieſer falfchen Klugheit oft 
genug die Abfurbität zum Pohne wird — ohne inneren Widerſpruch den 
eigenen Solvaten die Fahnentreue empfehlen und zugleih die Verräther ihrer 
Landesfahne zuftimmend annehmen könnte; was foll er fagen, wenn ihm ver- 
fünbet wird, daß die VBenugung von Unterthauen des feindlichen Staates zu 
Iandesverrätherifcher Kundſchafterei zu ben erlaubten Mitteln der Kriegführung 
gehöre?! Iſt die Zeit noch nicht da, wo ber Arieg fein ſchlecht verwaltetes Nich- 
teramt einem völkerrechtlichen Schiedsgerichte abtreten fol, fo iſt doch läugft ber 
Augenblid gefommen, ſolche Nieverträchtigleiten aus den Lehren des Völkerrechts 
zu verbannen. 

Die Lift ift allerdings erlaubt. Wunderlich aber Mlingt es, wenn Martens, 
um bie Grenzen zuläffiger Lift. zu zeichnen, ven Say aufftellt, die Täufchung 
des Feindes fei in allen Fällen erlaubt, wo man ihm nicht ausdrücklich Aufrich- 
tigfeit verfprodhen habe. Pinheiro Yerreira macht hierzu die treffende Anmerkung: 
„Iſt die Lift erlaubt, fo kann man füch nicht wohl verpflichten, fie nie anzu- 
wenden; ift fie es nicht, fo braucht man es gar nicht eiſt zu verfpredhen, um ſich 
ihrer zu enthalten. Aber woran kann man die erlaubte Kriegslift von der uner- 
laubten unterfcheiden? Wenn das Mittel, dad wir anwenden, um ven Feind zu 
täufchen, feine Verlegung unferer Pflichten ift, fo ift es erlaubt. Wenn er aber 
im egentheil fih über unfere Abſichten nur deshalb täuſcht, weil 
er vorausjegt, daß wir unferen Pflihten treu find, während wir 
biefelben, um ihm zu täufchen, wiſſentlich verlegen, fo ift dies nicht mehr eine 
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erlaubte Kriegsliſt, ſondern eine niebrige Feigheit.“ Die Anwendung von Spionen 
findet Pinheiro Ferreira unfittlih. Er findet e8 außerdem unfaßlih, wie man fein 
Bertrauen auf Berichte feten könne, die von ven elendeſten und meiftentheils auch 
unwiffendften Menſchen überbracht werben. Es fei eine allbefannte Thatfache, daß 
die Feldherrn, wenn fie fih auf die Berichte der Spione verlaffen wollten, in 
den meiflen Fällen für ihre Leichtgläubigkeit grauſam geftraft werben würden. Sie 
müßten zu anderen Mitteln ver Bewahrheitung ihre Zuflucht nehmen; und dadurch 
würden dann die Berichte der Spione entweder Yügen geftraft ober überfläffig 
gemadit. 

Man unterfheidet Kundſchafter zu Kriegszweden und politiſche Kund— 
ſchafter. 

I. Kundſchafter zu Kriegszwecken ſollen über die Abſichten des Feindes, 
über ſeine Stellung, oder über ſeine Streitkräfte Auskunft geben. 

Bir ſehen bier ab von der militäriſchen Rekognoscirung. Dieſe 
gehört zu den ehrenhaften Kriegsoperationen. Sie bildet einen Theil der orbent- 
lien Berufsthätigfeit tes Kriegers, der babei feinen Amtscharafter nicht ver- 
heimlicht, fondern in feinem ehrlichen Soldatenrock erfheint und als Feind auf 
tritt. Es beſchäftigt uns hier nur das Handwerk des Milttärfpions. 

Der Militärfpion verheintlicht feinen wahren Charakter. Er ſchleicht ſich unter 
dem Scheine eines Freundes ober wenigftens eines Neutralen in das Bereich 
des einen friegführenden Theiles, um den Zuftand feiner Kriegsangelegenheiten 
zu erforfhen und den Gegner davon zu benachrichtigen. Schon diefer Umftand 
macht es, felbft abgefehen von dem Tode durch Henkershand, dem der Spion im 
Balle der Ergreifung zu verfallen pflegt, undenkbar, daß ein Ehrenmann fi zur 
Ausäbung des Spionenhandwerks hergebe. Deshalb ift auch fein Souverän be- 
redhtigt, die Spionsthätigfeit von feinen eigenen Unterthanen, etwa wie bie Leiftung 
des Militärbienftes, unter dem Titel einer Staatsbürgerpflict zu fordern. 

Die Anwendung von Militärfpionen ift durd das pofitive Völkerrecht nicht 
unterfagt; doch rühmen ſich wohl die Feldherrn nicht leicht, ihre Erfolge durch 
Spione erreicht zu haben. Wenn eigene Unterthanen des andern Staates gegen 
viefen als Kundſchafter, alfo als Yanvesverräther benugt worben find, fo hat ſich 
der Feloherr einer Infamie, einer Anftiftung zum Verbrechen, und barum gewiß 
and einer Verlegung des Völkerrechts ſchuldig gemacht. 

Zur Strafbarteit des Spions iſt nicht erforberlih, daß derſelbe feine 
gefammelten Nachrichten feinem Auftraggeber mitzutheilen verſucht oder wirklich 
mitgetheift habe. Gewöhnlich werden nur fäuflihe Seelen ſich zur Spionerei bereit 
finden laſſen; doch betrachtet man es nicht ald ein nothwenbiges Moment des 
TIhatbeftandes, daß der Spion für Gelb gekundfchaftet habe. Weil die Strafe des 
Spions vom Kriegsrechte nur auf den Abſchreckungszweck gegründet wird, fo findet 
eine Beftrafung vesjenigen, ver früher einmal als Spion diente, nicht mehr ftatt, 
fondern man fordert zur Beftrafung eine Ergreifung auf frifher That. 

Das Berfahren gegen ven ergriffenen Militärfpion pflegt ſehr ſummariſch 
zu fein. Das Bölferreht kann aber Feine Abkürzung des Verfahrens gutheißen, 
vie eine Verkürzung der Gerechtigkeit fein würde; und wir find erfreuet, hier 
folgende Stelle aus Schmalz's europäifhen Völkerrechte, Seite 237, anführen 
zu können: „Die Gerechtigkeit fordert au für den Spion rechtliches Gehör, 
rechtliche Vertheivigung, Prüfung der Anklage, und verbietet die tumultuarifche 
Nache, weiche in Gefahr ift, auch Unfchuldige ver Leidenſchaft zu opfern. Wohl 
mag unter dem Blutvergießen des Krieges das Leben des Einzelnen gering ge- 
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achtet werben; umb es ift auch gering, wo allein das Schidfal unter der Leitung 
der Vorfehung es hinwegnimmt: aber vie ungerechte Tödtung ift nit, wie ber 
Tod, blos ein Uebel, fondern fie ift ein Böfes.“ 

Die Strafe des Spions ift gegenwärtig häufig die Kugel. Früher war es 
nur der Strang, weil man ven Spion ber Ehre des Solvatentodes unmwürbig 
erachtete. Die veränderte Praxis gründet fich gewiß nicht darauf, daß man jett 
den Spion als einen Ehrenmann anfieht, fondern auf die Schwierigkeit, den Strang 
in Grmangelung eines Henfers, und bei dem Wiverwillen des Soldaten gegen 
Henkerfunftionen, zur Anwendung zu bringen. — Iſt der Spion ein eigener Un- 
terthan des verfundfchafteten Staates, fo verfällt er der Strafe des Lanbesver- 
vathes; und er fann dabei nach manden neueren Strafgefegbühern, wenn man 
ihm nicht kurzen Kriegsproceß macht, troß feiner höheren Strafbarkeit beffer weg- 
fommen, al8 ver gewöhnliche fremde Spion. 

Ein berühmt gewordener Streit über die Gerechtigkeit einer vollzogenen 
Spionsftrafe entfpann fich zwiſchen England und Nordamerika hinfichtlih des eng- 
liſchen Majors Andre, ver fih zum Unterhändler mit dem ameritanifhen General 
Arnold gebrauden Tief. Er führte ven Briefmechfel mit Arnold eine Zeit lang 
unter einem erdichteten Namen. Endlich hielt er eine Zufammenfunft für 
nöthig. Er Fehrte von derſelben zurüd und hatte ‚bereit3 den von den Indianern 
befegten Landftrich hinter fi, als ihm drei Soldaten in die Zügel fielen. Diefe 
hielt er für Engländer und gab fidh ihnen als englifhen Officier zu erfennen; 
es waren aber Amerikaner, die ihn fofort gefangen nahmen. Er warb nun als 
Spion zum Strange verurtheilt. Washington felbft beftätigte das Urtheil und ließ 
es vollziehen. Die Engländer aber erflärten für „mehr als fraglid, ob ein Df- 
ficter, der auf Befehl feiner Oberen Aufträge an einen feindlichen Heerführer über- 
nimmt, von der Obrigkeit des letzteren als Spion behandelt werben fann, wenn 
fi findet, daß dieſer Heerführer (was bei dem General Arnold der Fall war) 
einen Berrath oder Uebergang beabfidhtigt bat" (Bgl. Martens, Erzählungen, 
Th. I. Num. 15.) 

I. Bolitifhe Kundfhafter fuchen vem Staate, gegen den fle ange- 
wendet werben und in dem fie fid zum Zwecke ver Kundfchafteret aufhalten, vie- 
jenigen Geheimniffe abzugewinnen, die für ihren Staat wichtig fein könnten. Da 
mit ihrer ganzen Thätigfeit Berfted getrieben wird, fo fann man über fie nicht 
viel wiffen. Ihr Nugen ift wohl fehr gering und wird immer geringer, je mehr 
- bie Deffentlichfeit alle Staatöthätigkeiten beleuchtet. Auf rechtmäßigem Wege werben 
fie mehr nit in Erfahrung bringen, als der orventlide Geſandte mit feinem 
Perfonal ebenfalls erfahren könnte. Gehen fie aber bei ihrer Kundſchafterei auf 
unrehtmäßigem Wege, bevienen fie fih 3. B. der Beftehung von Beamten, 
fo machen fie ſich ftraffällig. Dies können fie fogar, nad neueren Strafgefegen, 
ſchon durd den bloßen Berrath der Geheimmiffe des verfundfchafteten Staates 
werden. Sie find durch feine Erterritorialität gegen den ftrafenden Arm bes ver- 
legten Staates gefhügt. Sie genießen überhaupt keiner geſandtſchaftlichen Privi- 
legien, ſchon deshalb weil ihre Berufsthätigfeit geheim gehalten wird, auch des- 
halb weil man von feinem Staate verlangen fann, daß er denjenigen Vorrechte 
ertheile, die ihn zu belaufchen und zu verrathen beabfichtigen. Die ganze Stellung 
der politiihen Kundſchafter ift wenig ehrenvoll, ihre Maske und ihr ganzes Treiben 
wenig geeignet, felbft Denjenigen, die ſich ihrer bebienen, Vertrauen einzuflößen. 
Die Nachrichten, die ein zum beftändigen Kundfchafter angeftellter Menſch liefert, 
enthalten gewiß viel Unfieres und viel Gefhwäg. 
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Literatur Wir befigen drei ältere Abhandlungen fiber Kundſchafter: 
Bruckner, diss. de explorationibus et exploratoribus, Jen. 1700; ed. rec. 
1744. Lund, diss. de speculatore. Moller, diss. de speculatoribus (Traj. 
ad Rhen. 1771). Unter den Neueren gehen am meiften auf vie Sache ein 
Kampk, Beiträge zum Staats- und Bölferreht, Bd. I. (Berlin 1815) und 
Heffter $. 249— 251. Mandes findet man bei Mofer (Berfud, IX. 2. 466 
fi. VI. 45), bei Battel, Klüber, Shmalz und Saalfeld. Daneben mag 
erwähnt werben: L’Espion turc dans les cours des princes chretiens, ou lettres 
et mémoires d’un envoy& secret de la Porte. 15. Edit. 7 Vol. av. fig. 
Londres 1742. Berner. 


Kunſtakademie, Runftpflege. 


Die Phantafie ift eine der Grundthätigkeiten des Geiftes. Sie bildet Schönes 
um ber Schönheit willen zur Veranfhaulidung, wie alle Gegenfäge in harmoni- 
ihem Zufammenklange ſich löfen, wie Natur und Geift ſich einigen, weil fie aus 
einer urfprünglichen Einheit hervorgegangen find, zur Befreiung des Gemüths aus 
dem Widerſpruch und Kampfe des Lebens und zur Erhebung in diefen Frieden. 
Sie mwaltet aber auch in allem geiftigen Wirken, indem fie für das Erfennen wie 
für das Handeln die Bilder des Gefuchten, des Angeftrebten entwirft, indem fie 
überhaupt die Macht ift, immerlihe Zuftände durd ihnen entſprechende Formen 
darzuftellen, in fichtbarer Geftaltung das Wefen zu offenbaren. In der den Leib 
organifirenden Lebenskraft, im Gebervenfpiel, in der Spradbildung bekundet ſich 
die Phantafie. Ihre künftlerifch ſchaffende Thätigfeit beginnt, wenn die religiöfen 
Gefühle der jugendlihen Menſchheit, durch Natureinprüde erwedt, nad) einem 
Ausdrud verlangen, in Mythen und heiligen Gefängen, ober wenn der Drang 
nad VBerewigung die Erinnerung an eine große Perſönlichkeit, an ein großes Er- 
eignig im Denkmal feftzuftellen und feftzuhalten ftrebt. So knüpfen fid die äl- 
teften Werle ver Kunſt an das religiöfe und ftaatliche Leben, mit viefem felbft 
fchreitet ihre Entwidlung voran und wirkt fittigend und verebelnd wieder auf das— 
felbe zurüd. 

Wenn man im Staate nur eine Anftalt zum Schuß der Berfon und des Ei- 
genthums fieht und ihn darauf befhränft, daß er die Bedingungen gemährleifte, 
ohne welde eine freie Entwidlung des Individuums und eine menfchliche Gemein- 
famteit nicht möglich wäre, fo würde man nicht von ihm fordern fünnen, daß er 
ben innigen Zufammenhang der Kunft und ber Kultur in's Auge falle; ſobald 
fi aber fein Begriff dazu erweitert, daß im ihm die Gefellfchaft aud eine Fülle 
von Gütern materieller Wohlfahrt und idealer Bildung erwirbt, die dem Ein- 
zelnen für ſich allein verfagt wären, fobald neben jenen negativen auch dieſe pofitiven 
Zwede der politiihen Bereinigung zum Bewußtſein kommen, dann kann aud) bie 
Sorge für das Schöne, die Pflege der Kunft nicht mehr blos dem gottbegnadeten 
Genius des Künftlers, nicht mehr blos der immerhin zufälligen Theilnahme kunſt— 
finniger Fürften und erleuchteter Staatsmänner überlaffen bleiben, fondern muß 
als eine öffentlihe Angelegenheit, als eine Sache des Volkes anerfannt werben, 
Das fühlten ſchon die Athener, als bei der Bollendung des Parthenons Perikles 
gegenüber feinen Widerfahern, welche die Koften ded Baues zu groß fanden, bie 
hochſinnige Erklärung gab, er wolle fie felber tragen, aber aud feinen Namen 
auf ven Tempel ſchreiben; vie Bollsverfammlung genehmigte die Ausgaben, das 
athenifche Bolt müfje als Erbauer des herrlichen Werkes genannt werben. 
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Das Erfte nun, was von Seiten des Staates in einer planvollen Kunft- 
pflege gefhehen kann, ift, daß er eine grünbliche und tüchtige Ausbildung ber 
Künftler möglih mache. Die enge Verbindung, welche in früherer Zeit Kunft 
und Handwerk verfnüpfte, ließ den Jünger bei einem Meifter in die Lehre treten, 
fpäter als Gefellen bei der Ausführung umfaffender Werke ihm an vie Hand 
gehen. Auf viefe Weife überlieferte der Meifter zugleich feine Auffaffungsweife und 
feine Technik. Der Jünger aber konnte wandern, an verfchiedenen Orten lernend 
und mitarbeitend in eine Werfftatt treten und endlich ſelbſt Meifter werben. Wir 
halten e8 für durchaus beilfam, daß das Handwerk ber Boden der Kunft fei, daß 
im Steinhauer der Geift der Erfindung fih vege, oder der Stubenmaler, ber 
Bafenmaler die großen vom künftlerifhen Genius gefundenen Formen und Kompo- 
fitionen auf die Wand des Zimmers, auf tas Geräth übertrage. Wir wünſchen, 
daß unfere Künftler der Inpuftrie, dem Wabrifbetrieb die zweckvoll ſchöne Form 
oder den Schmud der Gegenftände angeben und dadurch ſich wiederum die Mittel 
erwerben, mit einzelnen freien künftlerifhen Schöpfungen nicht dem Gefchmad ver 
Mode nachgehen zu müffen, nicht um’s tägliche Brod arbeiten zu müffen, ſondern 
dem Genius in allen guten Stunden folgen zu fönnen. 

Indeß verlangt der Fortſchritt der Zeit, daß fi ber handwerlsmäßigen Bil- 
dung des Künftlers die wiſſenſchaftliche gefelle. Denn nicht blos find die Haffischen 
Dichtungen eines Boltes ftets zugleih Grundbücher feiner Kultur, aud vie bil- 
denden Künftler, die den Beſten ihrer Zeit genug thun wollen, müſſen auf ber 
Höhe des Lebens ftehen. Dazu wird dur die Wiſſenſchaft Vieles theoretifch feft- 
geftellt und erklärt, was der Künftler bedarf oder auf dem Wege der Praris ge- 
funden; der Plaftifer braucht anatomifhe, der Architekt mathematifhe Kenntniffe, 
der Maler foll mit den optifchen Grundfägen vertraut fein. Das braucht ver 
Einzelne nit vom Einzelnen zu lernen, dazu führt ein gemeinfamer, georbneter 
Lehrvortrag am beften für Biele zugleich. Und wenn auch jenes Berhältniß von Meifter 
und Lehrling etwas patriarhalifh Inniges und Warmes hatte, fo ift doch nicht jever 
große Künftler auch zum Lehrer gefhidt, und find eine Reihe von technijchen 
Yertigfeiten von der Art, daß fie am zwedmäßigften in einer Schule gewonnen 
werden. Dann fordert eine Reihe von Meiftern zur Bergleihung auf und reizt 
dazu, von mehreren ihre Vorzüge zu lernen. So entftand die Kunſtakademie 
der Carracci um das Jahr 1600 in Bologna als Kunftbiltungsanftalt, nad: 
dem Yeonardo da Binci bereit3 etwas Aehnlihes in Mailand angebahnt 
hatte, Man unterrichtete in Anatomie und Perfpektive, in Gefchichte und Mytho— 
logie, lehrte nach Rupferftihen, nad Gypsabgüſſen und nad der Natur zeichnen; 
die Schüler erhielten gemeinfame Aufgaben und follten fi nad den beften Mei- 
ftern in der Art bilden, daß fie von jedem einen befondern Vorzug fid) durch 
Studium zu eigen machten. Nah dem Mufter diefer Bolognefer Privatanftalt 
ward um die Mitte des 17. Jahrhunderts in Paris eine öffentlihe vom Staat 
ausgeftattete und beſchützte Akademie gegründet; fie erwarb für Franfreih eine 
Zeit lang den Primat der Kunft, und allmälig famen auch die übrigen Staaten 
dem dadurch gegebenen Anſtoß nad. So Preußen gegen Ende des 17. Jahrhun— 
derts, wo die bedeutendften Künftler Berlins nad dem Willen des Kurfürften 
fih um den großen Andreas Schlüter ala Akademie konftituirten. 1704 ward 
eine Maler» und Bilvhauerfchule in Wien gegründet, fpäter die Architektur hin— 
zugefügt, endlich mit einer neben ihr aufgeblühten Zeichen und Kupferftecher- 
ſchule vereinigt. Joſeph II. fette die Akademie mit allen Zweigen ber Kunftge- 
werbe in Berührung, und nad der richtigen Einfiht, daß ver Geif ben Künftler 
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maht und er dem Stoffe nur das geiftige Leben mittheilen Kann, welches er felbft 
befist, warb unter Kaifer franz ein Lehrſtuhl für Theorie und Geſchichte der Kunft 
hinzugefügt. Damals (1812) die erneuerten Satzungen einführend, äußerte Met- 
ternid in einer Rebe: „Nichts ift weltbürgerlicer als die Wiffenfhaft und Kunſt. 
Die reine Verwandtſchaft des Geiftes, erhaben über jeve materielle Bedingung, 
erftredt ſich durch Jahrhunderte; ihre Bande unterbricht Feine Entfernung, ſchwächt 
und löst fein Ereigniß der Zeit. Das Stubium der Kunft, der Sinn für alles 
Große und Schöne, der wahre Nationalreihthum, vom wahren Nationalruhm 
unzertrennlih, werben fih in gleihen Berhältniffen erheben. Die Enkel werben 
erft vollftändig genießen, was die Väter ihnen bereitet, das Vaterland wird ihnen 
darbieten, was wir jett nod unter fremden Himmelsftrihen ſuchen. Derfelbe 
Boden, tem jene Männer angehörten, deren Namen durch bleibende Denfmäler 
verherrlicht zu werben verbienen, wird Denkmäler, wird Kunſtwerke von unfterb- 
licher Art ihrer würbig aus feinem Schooße hervorrufen. Aus den Ruinen Athens 
und Roms ertönen nad) Jahrtaufenden no die Stimmen der VBorwelt. Heute noch 
glüht in den Werten ihrer Künftler das hohe Gefühl, welches fle einft belebte; 
lauter, bebeutungsvoller ſpricht ein einzelnes dieſer Werke als alle falten, lebloſen 
Ruinen vergänglicer Größe.“ 

Wie recht der Staatsmann hatte, in der Kunftpflege auch einen Hebel des 
Nationalreihthums zu erkennen, das hat das raſche Aufblühen von Bayerns 
Hauptftadt bewiefen. Hier warb 1808 eine Kunftafatemie gegründet, und in der 
von Montgelas unterzeichneten Stiftungsurfunde fagt König Marimilian 1.: „Ins 
dem wir unfere Aufmerkſamkeit auf die zahlreichen und bebeutenden Kunſtſchätze 
unferes Reiches und auf vie ausgezeichneten, durch die Gefchichte [bewährten Kunft- 
anlagen der unter unferm Scepter vereinigten Bölfer, jowie bie blühenden Ta- 
fente einzelner einheimifcher Künftler richten, können wir nicht zugeben, daß bie 
erfteren ohne öffentlihen Gebraud zur Fortpflanzung der Kunft als ein tobtes 
Kapital daliegen, und auf die Nachkommen übergehen ohne Spuren ihrer Wirkung 
in umferer Zeit zurüdzulaffen, nod auch den letteren die ihnen gebührende Er- 
werbung, Beihäftigung und Bergünftigung verfagen. Es ift vielmehr unfer Wille, 
daß die wohlthätigen Einflüffe ver ſchönen Künfte fih auf unfer gefammtes Bolt 
in einem ansgebehnteren Maße als bisher verbreiten, und dieſes mächtige Bil- 
bungsmittel mit ben übrigen zufammenmwirkend vie Neigung zum Schönen und 
Bohlgeftalteten vermehre und fo unmittelbar die Nationalgefchiclichkeit erhöhe, 
mittelbar aber ven Geift und vie Sitten unferd Volkes veredle. Denn vie Liebe 
für Maß und Scidlichkeit, welche die Kunft einflößt, geht endlich auf das Yeben 
über und lehrt auch im dieſem das Zwedmäfige und Gebildete vorzugsweife 
ſuchen.“ 

Sehen wir fo das Princip der Kunſtpflege durch den Staat anerlannt, fo 
dürfen wir die Kehrfeite nicht verbergen, und nicht verfchweigen, daß vie Afa- 
bemieen gar leicht auch der Kunft nachtheilig werben können. Hier jo wenig wie in 
ver Philoſophie ift das Befte lehr- und lernbar, fondern die felbftträftige originafe 
Bethätigung einer gottverliehenen Gabe. Durch eine uniformiftifche Lehrweiſe wirb 
gerade die Individualität beeinträchtigt, und es ift ein thörichtes Beginnen, vie 
Borzüge verfchiedenartiger Meifter zufammentragen zu wollen, vie fi oft gar 
nicht vereinigen laſſen. Michel Angelo's Zeichnung, Correggio's Halbduunkel find ver 
Ausorud perfönticher Seelenftimmungen, bie unter einander nicht zuſammengehen, bie 
bewegten Geftalten, die gejhwellten Dinsteln des erftgenannten Meifters werben durch 
bie darzuftellenden Gedanken, durch die Gemüthäbewegung bes Künfilers hervorge⸗ 
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rufen,fie auf Bildern ruhigen Behagens, oder ihre titaniſche Formengröße für Dar: 
ftellungen des Stilllebend anwenden zu wollen, ift ein Widerſpruch. Zudem leidet 
ver frifhe Naturfinn, das Sehen mit eigenen Augen, wenn der Jünger allzufehr 
auf das Kopiren früherer Werke hingewiefen wird. Für Kompofition, Kolorit, 
Zeihnung werben gar leicht übereinlömmliche Regeln aufgeftellt, die das geiftig 
Freie mechanifiren und dafür ein Prunfen mit Schwierigkeiten, bie man über: 
winden kann, eine äußerliche Eleganz und flahe Geledtheit, eine konventionelle 
Manier hervorrufen. Neuere Einrichtungen haben erfolgreich dieſe Nachtheile zu 
vermeiden und zugleich den Zeitbedürfniſſen zu genügen geſucht. Dan verbindet 
Kunftübung und wifjfenfhaftlihe Vorträge, Man läßt fhulmäßig lernen, was lehr- 
bar ift, ein Eorreftes Zeichnen nad Borlagen, nad der Antife und der Natur, 
fowie die Technik des Malers. Dann aber wendet man fi wieder zu jener ur- 
ſprünglichen Bildungsweife, nach welder ver Jünger in die Werkftatt eines Mei- 
ſters trat. Der angehende Künftler, auf die erwähnte Art vorgebilvet, wählt ſich 
nun aus mehreren Meiftern denjenigen, ver feiner Perſönlichkeit und Richtung 
am meiften zufagt, und verfucht fih nun in felbftändigen Werken, während ihm 
* Lehrer bei der Auffaſſung und Ausführung mit Rath und That zur Seite 
eht. 

Für die Akademie ſelbſt iſt es dabei von großer Wichtigkeit, daß ſie ſich 
auf alle drei bildenden Künſte zugleich erſtreckt, daß der wechſelſeitige Einfluß und 
der Zuſammenhang der Architektur, Skulptur und Malerei in ihr lebendig 
fei; die Malerei kann ja im Aufbau der Kompofition eines arditeftonifhen, in 
der Durdbildung der Geftalten eines plaſtiſchen Momentes nicht entbehren, und 
der Baumeifter hat den bilpnerifhen Schmud feines Werkes von vornherein in 
Rechnung zu bringen. 

Der Staat könnte glauben, mit diefer Sorge für Bildungsanftalten ver 
Künftler feiner Aufgabe für die Kunft Genüge geleiftet zu haben, Es bleibt dann, 
wie im Mittelalter, die Kirche, die nunmehr vie Künftler in ihre Dienfte nimmt, 
und wie von jeher vie Erbauung und der Schmud bes Gotteshaufes ein Haupt: 
gebiet künſtleriſcher Thätigkeit war und der Stil bier vielfach feinen Ausgangs: 
punft und feinen Halt gefunden bat, fo wird aud für die Zukunft das 
Öottesbewußtfein und religiöfe Gefühl ver Gemeinde feine äfthetifche Geftaltung ſuchen 
und finden. Daneben geht wie in ven fpäteren Zeiten Griechenlands und Roms 
die Kunftfreude und die Sammlerluft begüterter Privatleute, und find gemäß dem 
Zuge der Zeit nach genoffenfchaftlicher Verbindung aud die Kunftvereine hinzu: 
getreten. Durch Ausftellungen, durch Anfäufe von Kunftwerfen und beren Ver— 
loofung unter den Mitgliedern fuchen fie den Künftlern Arbeit und Förderung zu 
gewähren, ben Sinn für das Schöne in immer weitere Kreife zu verpflanzen. 
Es ift auf dieſe Art in Deutſchland viel gefchehen, aber auch mandes Bedenken 
erweckt worden. So war die Düffelvorfer Schule großentheils auf die Kunftvereine 
hingewiefen, und das Streben nad Farbenreiz und malerifcher Vollendung, bie 
Richtung auf das Wohlgefällige, Anmuthige in Stoff nnd Yorm, die dadurch ge- 
fordert und beginftigt wurde, wellen wir nicht gering anſchlagen und als eine Er- 
gänzung ber herben Strenge, der großartigen Zeihnung bei Cornelius und feiner 
Schule wohl beachten. Aber die Kunft kommt dadurch in Gefahr, zu der Menge 
herabzufteigen, ver wechjelnden Mode zu dienen, dem Gefhmad des Publiftums 
zu huldigen ftatt ihm veformatorifch gegenüberzutreten; ftatt ihrer Würde durch 
Erhebung und Veredlung des Gemüthes treu zu fein, fucht fie als ein verführeri- 
ſcher Luxus ſich einzufhmeicheln, Und bie Ausftellungen felbft mit einer Hülle ver- 
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ſchiedenartiger Werke, guter und ſchlechter, oberflächlich reizender und finnvoll 
Bertiefung forvernder, laffen den rechten Genuß ſchwer aufkommen, meil ein Ein- 
drud den andern ftört, und üben auf die Laien häufig mehr eine verwirrende als 
eine läuternde und aufflärende Wirkung. Jedenfalls haben bie Kunftvereine bie 
Pfliht, durch die Vereinsgeſchenke, die fie in Form von Kupferftiben ihren Mit« 
gliedern geben, nur Tüchtiges und Ausgezeichnetes zu vervielfältigen; aber leider 
jehen wir auch hier zumeift moderne Genre- und Landſchaftsbildchen verbreitet, ftatt 
daß Meifterwerke alter und neuer Zeit durch gebiegene Nachbildung dadurch in 
die Wohnungen der Gebildeten fümen und befreundete, feelenerhebende Hausge- 
noffen würben. 

Man hat vom Staate die Anlegung zeitgenöffifher Nationalgalerieen ge- 
fordert. Dadurch werben indeß noch Feine Künftler hervorgezaubert, deren Werke 
die Nachwelt für würdig erachtet, in Galerieen aufbewahrt zu werben, weil fie fo- 
wohl durch äfthetifche Vollendung als durch die Art und Weife, wie fie das Le: 
ben und Bewußtſein ihrer Tage veranſchaulichen, einen bleibenden Werth haben. 
Solche Werte werben als innerer Drang des Meifters, fie werben um Gottes 
Willen gejhaffen, oder der Geift des Volls ruft fie hervor. So geſchah es zu 
allen guten Zeiten ächter Kunftblüthe; die Kirche, das Rathaus, der TFürften- 
faal, das Zimmer des Privatmannd war der Drt, für deſſen Schmud das Bild 
beftimmt war; man wollte feine verworrene Mafje ungleihartiger Dinge neben 
einander, wo ber eine Eindrud den anderen hemmt und aufhebt, man wollte am ein- 
zelnen Werk feinen reinen Genuß haben, Große Galerieen find dann erft in ber 
Bolgezeit mehr im wiſſenſchaftlichen als im künſtleriſchen Intereffe angelegt 
worben; jchöpferifhe Geifter, poetifhe Naturen pflegen fie aud mehr wie ein 
nothwendiges Uebel denn wie ein wünjchenswerthes Gut anzufehen. 

Dagegen möge ver Staat bei allen größern dffentliden Anlagen, nament- 
lidy bei allen Bauten für Staatszwede, deren fünftlerifche Geſtaltung, Durdbil- 
dung und Ausfhmüdung im Auge haben. Der Ständefaal, die Gerichtshalle, das 
Rathhaus, das Arfenal, die Univerfität, Gebäude für öffentlihe Sammlungen ꝛc.; 
fie geben aber dem Fürſtenſchloß binlängliche Gelegenheit, durch bildneriſche Dar- 
ftellung den Geift, der hier waltet und walten fell, im Anſchluß an vie vaterlän- 
diihe Geſchichte in der Berherrlihung großer Thaten zur erhebenven, begeiftern- 
den Anfhauung zu bringen. Das Gebäude, ein arditeftonifches Kunftwerk, bietet 
am Portal, in Nifhe und Halle Gelegenheit zur Aufftelung von Statuen und 
Statuengruppen, und an ben Innenwänden, ja felbft an der Außenfeite kann ber 
Maler die Pracht der Farbe leuchten laffen. Der Meifter, der im Anſchluß an 
den Bauftil einen Eyklus von Bildern entworfen, wird dann jüngere Genoffen zur 
Ausführung heranziehen, fie werben bier ein Feld der Kraftentfaltung haben. Hier 
können die Künftler an bedeutenden Stoffen in großräumigen Werfen ſich erpro- 
ben, und dadurch wird wieder das Volk über das Gewöhnliche und Alltägliche 
erhoben und durd die Anfhauung des Erhabneren innerlich emporgetragen werben, 
Unfere Bildung flieht das Walten Gottes nit mehr blos in ber biblifhen Ge: 
fchichte, fondern in der ganzen Weltgeſchichte, und die Kunft wird zugleich 
auf humane Weife religiös, wo fie in den Thaten und Leiden der Menfchen das 
Balten der fittlihen Weltorpnung offenbart. Die Kunft wendet fi vom Gefühl 
aus an das Gefühl; fie ift darum für die ideale Vollsbildung fo wichtig, weil fie 
die Empfindung verebelt und auf das Große, Ewige hinleitet; deßhalb ift es fo 
wünjhenswerth, daß für das, was einem kleinern Kreife die freie Wiffenfchaft bie- 
tet, größern Kreifen ein Erfag im der Kunft geboten werde, und dies kann nur 
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in öffentlichen und monumentalen Werken gefhehen. Man hat die Darftellungen 
nad den Evangelien in der Kirche finnvoll eine Bibel der Armen und Ungelehr- 
ten genannt; auch die voltsthümliche Geſchichte follte auf ähnliche Weife dem Bolf 
veranfhaulicht werben. Die Kunft wird Heinlih oder gefallfüchtig, ſobald fie auf 
das Privatleben beſchränkt bleibt; fie erreicht ihre Größe und Würde im Dienft des 
öffentlichen Yebens. Die befte Sorge des Staats fiir die Kunft if, wenn er durch 
fie dem öffentlichen Yeben ein finnvoll wohlgefälliges Gepräge, feinen Ideen einen 
entſprechenden Ausdruck gibt. 

So müſſen wir auch das willkommen heißen, daß in Sachſen die Stände eines 
konſtitutionellen Staats ven Anfang gemacht haben, die Kunſt als einer Staats- 
unterftügung würdig zu ertennen und für bie Öerftellung monumentaler Werte 
eine Jahresfumme auszufegen; denn es iſt darin das Princip ausgefprodyen, daß 
die monumentale Kunft zu den Faktoren des ftaatlihen Gebeihens gehört, daß fie 
eine pflegenswerthe Blüthe des geiftigen Volkslebens ift, daß fie auf die Förde— 
rung des Gemeinwohls aud in materieller Beziehung auf Handel und Gewerbe 
einen fegensreihen Einfluß übt. Nun meine man nur nicht Vorſchläge für monu- 
mentale Werke exfinnen zu follen; für folde muß eine reale Grundlage, ein Be- 
dürfniß vorhanden fein; Kunftwerke nur um der formalen Schönheit willen ohne 
Gehalt, ohne Zufammenhang mit den Forderungen ber Zeit und des Lebens, nicht 
um bes Bolfes, fondern um der Künſtler willen ausgeführt, wäre eine Abftraction, 
die an innerer Hohlheit bald zu Grunde gehen würde. Die öffentlihe Kunft muß 
den großen Zweden des gemeinfamen Lebens gewidmet fein, dem beften Gehalt 
besjelben vie Harmonifche Form verleihen. Das Denkmal ſetzt den Mann, die That, 
die Sache voraus, zu deren Andenken und Berherrlihung es errichtet wird; wo 
man biefe erſt fuchen oder durch Preife hervorloden müßte, da unterbleibt es beffer. 
Der Staat hat alfo vie Aufgabe, feine Bauten im monumentalen Stil, im Schmud 
der Kunft herzuftellen, außerdem aber unterftüge er die Behörden, Genoffenfhaften 
und Privaten des Vaterlands, die fih von felbft, einem beftimmten Trieb, einer 
Haren Einfiht folgend, mit Aufbietung eigner Kräfte zur Stiftung öffentlicher 
Kunftwerfe entichloffen haben. Dann kann großartig ausgeführt werben, was fonft 
vieleicht dürftig bliebe, dann kann auch der Heinere Geburtsort eines großen 
Mannes fein Stanvbild erhalten, wie, um in Sachſen zu bleiben, Kamenz feinen 
Leffing, Görlig feinen Böhme, und die Künftler werben fih mit ihren Schöpfungen 
an ven Strom des geiftigen Lebens, wie es in kirchlichen, politifchen, literarifchen 
Kreifen pulfirt, freudig anſchließen. Es wird von einer Gemeinde eine Kirche ge: 
baut, man gebe ihr von Seiten des Staat? den Schmud der Statuen und Re- 
liefs für das Portal, Glasgemälde für die Fenfter oder Wanpbilder je nad) ber 
Räunlihkeit. Man verfahre in gleicher Weife mit den Rathhäufern, mit den Ge— 
bäuden des ftäntifchen Verkehrs. Ja, warum follte man ben Privatmanı nicht 
unterftügen, der fein Haus mit fünftlerifhem Sinn bauen läßt, und die Façade, 
durd die es ſich öffentlih den Beſchauern fund gibt, germ durch charalteriſtiſches 
Bilpwert verzieren möchte? Geht man auf ſolchem Wege voran, dann wird bie 
Wirklichkeit felbft mehr Vorſchläge und Wünſche bringen als man fofort befriebt- 
gen faun, man wird nicht nöthig haben zu abftraften Runftwerken feine Zuflucht 
zu nehmen, das Leben felbft wird feine Förderung und Weihe von der Kunft em- 
pfangen. 

Und das follte endlich immer und ganz befonders bei größern Bolfsfeften 
geſchehen. Ich führe darüber zum Schluß eine Stelle aus meiner Aefthetif an: 
„sn Heften, Weittänpfen und Spielen gewinnt das ganze Volk einen freubigen 
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Selöftgenuß. Sie erhalten eine ideale Weihe, wenn fie an große Thaten, großer 
Männer Ehrentage anknüpfen, und bamit in Erinnerung, Hoffnung und Gelöb- 
niß eine edle Begeifterung Alle durchdringt. Aber auh va, wo es fih um bie 
Scauftellung materieller Arbeit handelt, wo die Erzeugniffe der Gewerke, bes 
Aderbaues, der Viehzucht um den Preis ringen, follte man die Flamme des Pa- 
triotismus nähren, follte man nicht blos in Gefang und Tanz der freude einen 
unmittelbaren Ausdruck geben, fondern Muſik, Poefie, bildende Kunft heranziehen, 
um das Leben, dem fie entfpringen, zu verberrlichen. Erprobt fih an jenen Ehren- 
tagen die gefunde Volkskraft, die geiftige wie die förperliche, in Gymnaſtik und im 
Schiegübungen,, im Wettrennen zu Roß, Wagen oder Kahn, und tritt bie Auf- 
führung mufifalifher und dramatifcher Meifterwerke, die dichteriſche und redneriſche 
Beier des. Tages und die Bertheilung der Preife für geiftige Leiftungen hinzu, fo 
können auch wir Bolköfefte gewinnen, bie das allgemein Menſchliche allfeitig in 
feiner Schöne entfalten und ein gemeinfames Band um Alles fchlingen. Man zer: 
fplittere und vereinzele nicht, man fammle zu einem großen Ganzen, in welchem 
die geiftige wie die körperliche Tüchtigkeit, die iveelle wie die materielle Produktion 
ihren Preis empfängt, und ein Jneinanderwirfen von beiden wird fi daraus von 
felbft ergeben, der Arbeiter wird am Denken, ver Denfer am Arbeiten der Hände 
Antheil nehmen, und das ganze Volt wird die gefunde Seele in dem gefunden 
Leibe zeigen, welde die Bedingung der Schönheit iſt.“ Moriz Garriere. 


Kurfürftentbümer. 


Berfolgen wir die Angaben ver Quellen über bie Weife, wie ſich die Thron- 
folge tin deutſchen Reiche vegelte, fo finden wir bis in das breizehnte Jahrhundert 
zwei Anfhauungen ineinandergreifen, welche wir nad) den uns näshftliegenden Be- 
griffen gewohnt find ſcharf auseinanderzuhalten, die des Erbrechtes und bie ber 
Wahl. Für keinen größern Abſchnitt unferer frühern Geſchichte dürfte es ſchwer wer— 
den, Belege für die Anfhauung der Erblidkeit der Krone und wieder fir bie 
Ueberwadhung berfelben durch Wahl beizubringen; es findet fi mehr als eine 
Stelle, worin in einem Athemzuge davon geredet ift, wie ber Sohn nad 
Erbrecht zum Nachfolger gewählt fei. 

Der anſcheinende Widerſpruch mildert fi) allerdings, wenn wir beachten, 
wie der Ausdruck „eligere* der Quellen keineswegs ven Begriff der freien Wahl 
nothwendig bebingt, wie er auch da gebraudt wird, wo nur noch von einer nicht 
zu umgebenden Anerkennung die Rebe ift; fo wenn ber beutfhe König nadıträg- 
lich von einzelnen Großen gewählt wird, welde auf ven allgemeinen Berfamm- 
lungen fehlten; wenn er von italienifhen Großen nachträglich zum Könige von 
Italien gewählt wird, obwohl ihnen nie das Recht zugeftanden worden wäre, einen 
atbern zu wählen; wenn von einer Wahl ver Königin die Rede ift, ober davon, 
taß ein dem Bater folgender und vom Könige bereits belehnter Reichsfürſt dann 
auch noch von den Großen feines Yandes gewählt wird. 

Es dürfte der Anfhauung jener Zeiten vieleiht am nächften fommen, wenn 
wir, wie alle wichtigern Reichsangelegenheiten in den Formen des Gerichts erle- 
bigt zu werben pflegten, aud) bie Königsmwahl als ein vor dem Reiche gefunde- 
nes Urtheil betrachten, daß Diefem oder Jenem die Krone zulomme. Wo mehr das 
lebendige Rechtsbewußtſein, als eine feftftehende Norm den Ausſchlag gab, konnte 
man je nad der Lage des einzelnen Falles dieſem oder jenem Geſichtspunkte bei 
Prüfung ver Anſprüche auf die Krone größern oder geringern Einfluß verftatten; 
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wenn fchon 1077 bei ver Wahl Rudolfs von Schwaben, wo die Erbfolge eines 
zuerft Unmündigen, dann, mindeftens nad Auffaffung ver Wähler, Unwürdigen 
das Reich in Berwirrung gebracht hatte, fogar das Recht des Sohnes auf bie 
Krone ausdrücklich in Abrede geftellt wurbe, jo kann das fo wenig befremven, als 
wenn nod 1237 die Wähler des Kaiferfohnes Konrad ſich auf ven Braud ber 
Borfahren berufen, vie Kinder nicht um die Früchte ver Mühen ihrer Bäter zu 
bringen, Fragen wir, wie weit das Erbrecht überhaupt einen Anſpruch auf bie 
Nahfolge begründete, fo dürften für die uns zunächſt befhäftigenden Jahrhunderte, 
wo lehnrechtliche Anfhauungen die ganze Reihsverfaffung durchdrangen, die für bie 
Erbfolge in Lehen überhaupt geltenden Grundſätze auch bier als maßgebend zu be- 
trachten fein, zumal bie Gefhichte der Königswahlen dem nicht zu widerſprechen 
ſcheint. Nach deutſchem Reichslehnrecht, nach welchem insbefondere die Fürſtenthümer 
vererbten, hatte einen nicht zu umgeheuden Anſpruch auf das Lehen nur der 
Sohn; aber dieſer Anſpruch bedurfte gleichwohl einer Anerkennung durch die Be— 
lehnung, welche der König auf einen Spruch des Fürſtengerichts ertheilte. Ebenſo 
ſcheint das Herkommen verlangt zu haben, daß man dem Königsſohne die Nachfolge 
nicht verweigern dürfe, wenn auch fein Anſpruch durch Wahl der Fürften anerkannt 
werben mußte. Und wie ber Fürft für feinen Sohn fon bei eigenen Lebzeiten 
um die Belehnung anhalten fonnte, fo ver König um die Wahl zum Nachfolger. 
Für Töchter und Schwiegerföhne, für Brüder und andere GSeitenverwandten bes 
ftand ein Anfprud auf Belehnung nicht; der König konnte fie verweigern; doch 
pflegte er ihmen diefelbe aus Biligkeitsrüdfihten gegen eine Abfindung in ven 
meiften Fällen zu ertheilen. Ebenfo vürften die Fürften beim Mangel eines Sohnes 
durd das Herkommen nicht gehalten gewejen fein, einen Erbanfrrud als maßge- 
bend für ihre Wahl anzuerkennen; vie Staufer als landrechtliche Erben der Salier, 
vie Welfen als Erben Lothars konnten allerdings Billigkeitsrückſichten für ihre An- 
fprüde geltend machen, welche man aber aud) unberüdfidytigt laſſen Fonnte, wenn 
bie Nachfolge eines Andern den Intereflen des Reiches mehr zu entfpredhen ſchien; 
und in foldem Falle konnte weiter die Wahl an Beringungen gefnüpft werben, 
' von welden wir bei ven Wahlen von Königsföhnen niemals hören. So konnte 
die Wahl oft bloße Form, oft aber aud ein fehr wichtiges Recht fein. 

Diefes Recht wird in den Quellen allen veutichen Reihsfürften zugefprochen, 
Fragen wir, wer diefe Neihsfürften waren, fo haben wir zwei Perioden zu 
unterfcheiten. Bis über die Mitte des zwölften Jahrhunderts hinaus werben zu 
ihnen gezählt alle Biſchöfe und Aebte, welde die Temporalien vom Reidye erhiel- 
ten, dann Alle, welche ein Neihsamt hatten, der Reichskanzler, die Herzoge, Mart- 
grafen, Pfalgrafen, Landgrafen und Grafen, und zwar ohne Rüdfiht darauf, ob 
fie diefes vom Könige, oder erft in dritter Hand hatten, während bie ebeln oder 
freien Herren nicht zu ihnen gerechnet werden. Theilnahme Aller, auch der Grafen, 
an den Wahlen wird dann auch mehrfach ausprüdlidh erwähnt. Diefe Abgrenzung 
des erften Standes nad) dem Amtstitel konnte der auf den Farolingifchen Grund: 
lagen beruhenden urfprünglichen NReihöverfaffung vollkommen entſprechen; nicht 
mehr den Berhältniffen des zwölften Jahrhunderts, als eine Menge Evelherren, 
welche oft nur mit Bruchftüden alter Grafſchaften in dritter Hand belehnt waren, 
den Grafentitel annahmen. So brach ſich allmälig der Begriff eines enger abge: 
grenzten weltlichen Fürftenftandes Bahn, veffen völliges Durchdringen wir, fo weit 
hier von einer genauern Zeitbeftimmung die Rede fein kann, an die Ereigniffe des 
Jahres 1180 anzufnüpfen haben. Seinen Ausgang nahm er unzweifelhaft von 
Sachſen, wo wir fhon früh ven Gebrauch finden, nur die unmittelbar vom Reiche 
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mit der Graffchaft oder einem höhern Reihsamte, was bier mit dem Begriffe des 
Fahnlehens zufammenfiel, Belehnten ald Fürften zu bezeichnen; das waren nad) 
dem Ausfterben einer Reihe reichsgräſlicher Gefchlehter und abgefehen von ven 
einer andern Entwidlung folgenden Grafen von Arneberg und Ravensberg nur 
noch ber Herzog von Sachſen, der Pfalzgraf von Sachſen, der Landgraf von Thü- 
ringen, die Markgrafen von Brandenburg, Laufig, Meiffen und ver Graf von 
Anhalt. In andern Reichsländern bot das Herzogthum den Ausgangspunkt; Fürft 
war nur Derjenige, welder mit einem Herzogthum oder doch mit Graffchaften, 
welche von jeder fremden Herzogsgewalt befreit waren, vom Könige belehnt und 
zugleidy als Herzog anerfannt war. Das waren im Lande Bayern die Herzoge von 
Bayern, Kärnthen, Defterreih, Steier, Meran; im Lande Schwaben die Herzoge 
von Schwaben und Zähringen; im Lande Lothringen die Herzoge von Brabant 
und Lothringen. In Franken war, von ven für diefe Zeit beveutungslofen ftaufi- 
fhen Herzogen von Oſtfranken abgefehen, der Rheinpfalzgraf ver einzige weltliche 
Reichsfürſt; von den flavifhen Großen befand fih nur der Herzog, dann König 
von Böhmen in gleiher Stellung. So nahm nur no eine verhältnigmäßig ge- 
ringe Zahl weltliher Großen an ven Vorrechten der Reichsfürften, insbefondere 
auch an der Königswahl, Theil; verfhiedene Umftände, insbefondere die Bereinigung 
mehrerer Fürftenthümer in einer Hand bewirkten, daß es oft nur zwölf ftimmbe- 
rechtigte weltlihe Fürften gab. Den thatfählihen Machtverhältniffen war dadurch 
im Allgemeinen genügend Rechnung getragen, zumal feit die fürftenmäßige Stellung 
des Haufes Braunfhweig dur deſſen Erhebung im Jahr 1235 auch formell an- 
erfannt wurde. 

Ein Mißverhältniß ftellte fi aber vaturdh heraus, daß nach wie vor jeber 
Biſchof und Abt, welcher die Regalien vom Reiche erhielt, Neihsfürft war; es gab 
aber über 40 Reihsbifchöfe, und nicht viel weniger Reihsäbte und Reihsäbtiffinnen; 
übten nun aud die Letztern faft niemals, von ten Webten nur die mächtigften 
ihre reihsfürftlihen Nechte, und ſcheint vie Reichsverfaſſung Entfheidungen nady 
der Mehrzahl immer möglichſt gemieden zu haben, fo mußte jenes Zahlenverhält- 
niß doch überaus ungünftig auf die Weiterentwidlung der Verfaſſung auf Grund- 
lage des Reichsfürftenftandes einwirken; insbefonvere finden wir bei ven Wahlen, 
wo die Wähler uns genauer befannt find, durchweg ein großes Uebergewicht der 
Biſchöfe, ein Umftand, welder auf die Einfhränfung des Wahlrehts nicht ohne 
Einflug geblieben fein dürfte. 

Wichtiger war dafür noch ein Anderes. Wie die Neichsverfammlungen über: 
banpt, fo wurden aud die Wahlverfammlungen im breizehnten Jahrhundert oft 
nur von wenigen Fürften befucht. Das mochte wenig ins Gewicht fallen, wenn, 
wie bei ven Wahlen der Söhne König Friedrichs IT., ein Widerſpruch gegen die 
Wahl des Erbberehtigten überhaupt nicht zu erwarten war. Anders bei ftreitigen 
Bahlen oder den nur von einer einzelnen Partei ausgehenden Erhebungen von 
Gegenkönigen. Da mufte die Frage ſich nothwendig aufwerfen, welche und wie 
viele Fürften find nöthig, damit der von ihnen gewählte König für rechtmäßig zu 
halten ſei? 

Bon diefem Gefihtspunfte aus lag es nahe, denjenigen Fürften größeres 
Gewicht beizulegen, welche nad dem Herfommen zuerft zu ftimmen hatten, bie 
erften an der Kur waren, den Kurfürften in engerer Bedeutung. Ihr größeres 
Gewicht wird zuerft 1198 für vie Wahl Dito’8 geltend gemadt. Um 1230 nennt 
ver Sachſenſpiegel ſechs erfte Wähler, wahrt aber noch ausdrücklich das Recht aller 
Gürften; jene follen nur nad vorbergegangener allgemeiner Einigung zuerft ſtim— 
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men, nad ihnen dann bie andern Fürften. Dem entiprechen unfere Nachrichten über 
die Wahl König Konrads im Jahr 1237; alle anwefenden eilf Fürften erfcheinen 
als Wähler; aber vie Stimmen ver erften Wähler werden befonders betont. 
Während der Regierung König Wilhelms wird ſchon fehr beftimmt geltend gemacht, 
daß zur Rechtmäßigfeit der Wahl Zuftimmung mindeftens aller erften Wähler 
nöthig fei; feine nachträgliche Anerkennung durch Sachſen, Brandenburg und Böh- 
men im Jahr 1252 fcheint befonders entfcheidend gewirkt zu haben, denn bei den 
Berhandlungen über die Wahl König Riharts im Jahr 1257 ging man ganz 
unverkennbar von vornherein von der Anfhauung aus, daß nur die Stimmen der 
fieben, bei der folgenden Doppelwahl auftretenden Fürften die entfcheidenden feien. 
Das Wahlreht der andern Fürften ift auf eine ganz bedeutungslofe Zuftimmung 
berabgebrüdt; bei der Wahl König Rudolfs 1273 ift felbft davon nicht mehr vie 
Rede, und 1308 wirb nicht einmal ihre Anmefenheit bei ver Wahl geduldet. 

Ueber die Zahl der erften Wähler mögen früher verſchiedene Anfichten ge- 
herrſcht haben, infofern die ſächſiſchen Rechtsbücher überall nur eine Sechszahl 
kennen; minbeftens feit 1256 ift die Siebenzahl unbeftritten, vielleicht zufammen- 
hängend mit der häufig vorfommenden Siebenzahl der Urtheilsfinver. Die bei der 
Sechszahl Genannten, die Erzbifhöfe von Mainz, Köln, Trier, der Rheinpfalz- 
graf, der Herzog von Sachſen, der Markgraf von Brandenburg erfcheinen immer 
unbeftritten als erfte Wähler; ftrertig ift zur Zeit König Rudolfs die fiebente 
Stimme zwifhen Böhmen und Bayern; 1290 wurde endgültig zu Gunften Böh- 
mens entſchieden. 

Dürfte das Anfnüpfen des ausfchließlihen Wahlrechts der Kurffirften an vie 
Stimmorbnung wenig Bedenken unterliegen, fo ift vie Frage, weßhalb gerade dieſe 
Fürften die erften Stimmen führten, nicht als endgültig gelöst zu betrachten. Für 
bie drei Erzbifhöfe erflärt fih das leicht aus ihren Funktionen bei Wahl und 
Krönung, dem Alter ihrer Kirhen, dem Vorzuge Frankens; ihre Erzfanzlerämter 
find nit damit in Verbindung zu fegen; war Mainz fon früher Erzkanzler für 
Deutſchland, Köln für Italien, fo erfcheint Trier erft nach völliger Ausbilbung 
des Kurrechts als Erzkanzler in Arelat oder Gallien. Die weltlichen Kurfürften 
würden nad einer Anftcht urfprünglic als Vertreter der vier Hauptländer zu be 
trachten fein, und es läßt fi dafür anführen, daß felbft bei gemeinfamen Wahlen 
der Unterſchied der Länder ſich beachtet zeigt, eine gemeinfame Wahl auch über- 
haupt nicht nothwendiges Erforberniß der Rechtmäßigkeit des Königs war, wohl 
aber nachträgliche Anerkennung von Seiten ber bei der erften Wahl nicht vertre- 
tenen Bänder durch eine befondere Wahlhandlung oder Beflgergreifung des Königs 
in der Lanberhauptftadt. Cine andere Anficht legt in Uebereinftimmung mit den 
Quellen des 13. Jahrhunderts das Hauptgewicht auf die Erzämter; Pfalz war 
Truchſeß, Suhfen Marfhall, Brandenburg Känımerer, Böhmen Schenf. Beide 
Anfichten Laffen ſich für die Ältere Zeit vahin vereinigen, daß der mächtigfte welt- 
liche Fürſt jedes Landes zugleih ein Hofamt beffeitete. Seit waun und weßhalb 
der Vorzug der erften Stimme gerade auf jene Fürften überging, dürfte nach ben 
ung — überaus dürftigen Anhaltspunkten ſich ſchwer endgültig entfchei- 
den laſſen. 

Das Wahlrecht war übrigens nicht das einzige Recht, welches von der Ge— 
ſammtheit der Fürſten auf die Kurfürſten überging. Eines der wichtigſten Vor— 
rechte der Reichsfürſten war, daß der König bei Reichsangelegenheiten von Be— 
deutung, insbeſondere wohl bei allen Verfügungen über das Reichsgut, an ihre 
Einwilligung gebunden war. So lange bie Reichshoftage von den Fürſten zahlreich 
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befugt waren, konnte die Zuftimmung der Anwefenden genügen; nicht mehr bei 
ben ſchwach beſuchten Hoftagen im 13, Jahrhundert. Es mußte fih nun die 
Frage aufwerfen, die Zuftimmung welcher Fürften ift mindeftens nöthig; und es 
ift ſehr erflärlih, wenn dieſe Frage zu Gunften verjenigen beantwortet wurde, 
beren Borredht bei ver Wahl ſich inzwiſchen beftimmter ausgebildet hatte. Erſcheint 
noch in der erften Hälfte des Jahrhunderts auch bei der in ver beftimmteren Form 
ber Mitbefiegelung oder der Willebriefe ertheilten Zuftimmung keinerlei Spur eines 
Borredtes der Kurfürften, zeigen ſich felbft während des Interregnums für eine 
befondere Berüdfihtigung derfelben nur wenige Anhaltspunfte, fo fteht e8 unter 
König Rudolf feft, daß für wichtige Neichsgefchäfte die Willebriefe der Kur- 
fürften einerfeits nöthig, andererfeitS aber auch genügend feten. 

Berlor fo der Fürftenftand feine wichtigften Rechte, fo kann es fehr auffallen, 
daß die Übrigen Fürſten das nicht zu hindern fuchten. Aber einmal handelte es fich 
um eine fehr allmählige Entwidlung, welche von den Betroffenen in ihren An- 
fängen faum beachtet werben modte. Dann wurde fie, insbejondere bezüglich ver 
weltlihen Fürften, durch mehrere Umftände begünftigt. Das Ausfterben der Für- 
fienhäufer von Zähringen, Meran, Thüringen, Defterreih, Schwaben, Kärnthen 
verminderte vie Zahl der fürftlichen Geſchlechter. Faſſen wir die Zeit ver Wahl 
Rudolfd ins Auge, jo waren ganz unbetheiligt nur die Herzoge von Brabant und 
Lothringen, welche auch fonst bei Neichsangelegenbeiten gegen ihre Metropoliten 
ven Kölr und Trier zurüdftehen; weiter die Herzöge von Braunſchweig, die jüng- 
ften, die Grafen von Anhalt, die unbedeutendften Mitglieder des Fürftenftandes; 
endlich aber das mächtige, Über die vier Fürſtenthümer Meiffen, Laufis, Thürin- 
gen und Pfalzſachſen "gebietende meißnifhe Haus, von weldem allerdings wohl 
zunächſt ein Widerftand zu erwarten gewefen fein möchte, hätte es fich nicht in 
jener Zeit von den Reichsverhältniffen faft ganz fern gehalten. 

Brachte die Ausbildung der furfürftiihen Vorrechte etwas feftere Formen in 
die Reichsverfaffung, jo hat fie in ihren Folgen doch unzweifelhaft jehr nadhtheilig 
auf bie Weiterentwidlung derſelben eingewirkt. Es liegt auf der Hand, daß, je 
Hleiner die Zahl der Bevorrechteten war, um fo leichter auch die Gelegenheit 
wurde, die Borrehte für Sonderintereffen auszubeuten; lag der Schwerpunkt ber 
Reihsgewalt jest in den Sieben, fo mußten unter der Oligarchie ebenjo fehr die 
Interefien ver einheitlihen Königsgewalt als die der Maffe der Reihsftände 
leiden. Der Kernpunkt des Uebel lag unzweifelhaft darin, daß fi die Wähler 
bezüglich der Perfon des zu Wählenden nicht mehr an das alte Herfommen ger 
bunden hielten, fondern nah Willkür wählten. Für dieſe Entwidlung ſcheint ſehr 
beveutfam, daß König Friedrich J. mit Umgehung feines Neffen, des Sohnes 
König Konrad, gewählt und dadurch, wie es fcheint nicht ohne Widerſpruch, das 
alte Herfommen verlegt wurbe; wurde num fogar von Seiten oder im Interefie 
des Königs die Freiheit der Wahl befonders betont, fo Fonnte das nicht ohne 
Nachwirkung bleiben. Stärker dürfte im dieſer Richtung nod der mißlungene Ver— 
ſuch König Heinrihs VI., die Wahl ganz zu befeitigen und bie erblide Nachfolge 
reichsgeſetziich feftzuftellen, gewirkt haben; er fand feine Antwort in der Willfür- 
wahl des Welfen Otto. Mit ven Wahlen Frievrihs II. und feiner Söhne ſchien 
dann das alte Herfonmen wieder genügend feften Boden gefaßt zu haben; bei 
einer vorwiegend von NRüdfichten auf Deutſchland beftimmten Politit König Frieb- 
richs dürfte die Geftaltung deſſelben zu einem ftaufifhen Erbreihe faum großen 
Hinderniffen begegnet fein. Ließ er fi) dur andere Rüdfichten leiten, fo war für 
Deutſchland die nächfte traurige Folge, daR die Hoffnung auf Befeftigung bes 
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Erbfolgerehts einer Dynaſtie abermals ſchwand, daß nun mehrere Könige erhoben 
wurden, welde von vornherein nur die Bedeutung von Parteihäuptern hatten, 
und bei denen von Gründung einer Dynaftie nicht wohl die Rede fein fonnte. 
In Rudolf von Habsburg erftand nun nicht allein wieder ein einmüthiger König, 
es waren auch nach dem Ermwerbe von Defterreih und GSteier alle Bedingungen 
für Befeftigung ver Gewalt bei einem —— vorhanden. Ob dieſe noch 
gelingen konnte, mußte unter den damaligen Verhältniſſen der entſcheidende Punkt 
für die Weiterentwicklung der deutſchen Verhältniſſe ſein; und zwar um ſo mehr, 
als die Fürſten ihrerſeits die Schranken, welche das Lehnrecht der Vererbung zog, 
nur nad unten hin zur Einziehung der Grafſchaften geltend machten, das Fürften- 
thum felbft aber nicht blos dem Sohne, fondern, insbefondere durch Gefammtbe- 
(ehnung, der Familie überhaupt zu fihern, es unbedingt erblich zu machen wußten; 
erhob fi über den Erbfürften nicht wieder ein Königthum, welches fidh verfelben 
Stüte erfreute, fo war an genügende Einheit une Kraft ber Reichsregierung, mie 
fie dem allgemeinen Interefie des Ganzen und dem befondern der untern Reichs» 
ftände entiprad, nicht mehr zu denken. Das möchte gelungen fein, hätte fi nicht 
das ausfchließlihe Vorrecht ter Kurfürften ausgebildet; felbft mächtig genug, 
glaubten fie eines Fräftigen Königthums für bie eigenen Intereffen entrathen zu 
fünnen ; andererfeit8 wäre bei einer Wieverbefeftigung der Erbanfprüde ihnen die 
Gelegenheit entgangen, ihre Stimmen, in welden fie nur noch das nugbare Recht 
beachteten, bei jeder Thronerledigung gegen ungeheure Summen und andere Vor— 
theile auf Koften des Ganzen zu verwerthen. So wurde denn von ihnen fchon 
den Berfuchen König Rubolfs und Albrechts gegenüber, die Wahl einem Sohne 
zu fihern, geltend gemacht, die Wahl eines Königsfohnes fei gegen das Herfommen 
des Reichs. Wohl gebrach e8 auch damals noch einem einzelnen Fräftigen Könige nicht 
an der Macht, ver Fürften Herr zu werten, wie die Niederwerfung der rheinifchen 
Kurfürften durd König Albrecht zeigt; wohl lag es noch in der Hand des Königs, 
fih für die Wahlkoſten wenigftens durch Gewinnung von PVortheilen für fein 
Haus zu entſchädigen; aber vie Erfolge des einzelnen Königs kamen nicht mehr 
dem Königthume zu Gute; mas half es ihm, den Wiederaufbau der Reichsgewalt 
zu fördern, wenn jede Neuwahl ven kaum halbvollendeten wieder niederriß ? Kann 
e8 etwas Bezeichnenderes für die Troftlofigkeit dieſes Verhältniſſes geben, als 
wenn Heinrich von Luremburg ſich vor der Wahl verpflichten muß, ven Kurfürften 
nicht blos die vom Vorgänger beftrittenen Rechte preiszugeben, fonvdern ihnen fo- 
gar den Schaden zu erfegen, welchen fie in Folge ihrer Auflehnung gegen das 
Reid durch jenen erlitten? Das fortgefegte Streben der Habsburger nad) Befe— 
ftigung der Krone in ihrem Haufe konnte Erfolg haben, folange es fih nur um 
die Willkürwahl ver Kurfürften eimerfeits, die Anſprüche eines einzigen Haufes 
andererfeits handelte; ein folder Erfolg war kaum mehr venfbar, als im luxem— 
burgifchen ein zweites Haus mit entſprechenden Anfprühen und entſprechender Madıt 
erftand; mit dem Streite bei Mühldorf fann man die Periode als gefchloffen be- 
trachten, in welcher die Uebermacht des Kurfürſtenthums, wie fie fih langſam 
entwidelt, noch durch die Verfuche, das Königthum durch Befeitigung der Will- 
fürwahlen wieder zu ftärken, in Frage geftellt ſchien. Trugen nun die Ereigniffe 
der Regierung Ludwigs von Bayern nur dazu bei, den Einfluß des Kurfürften- 
thums, die Abhängigkeit des Königthums von demfelben noch zu fteigern, fo ift 
ed begreiflih, wenn ein fähiger und mächtiger, aber vorfihtiger und der Berfol- 
gung nächftliegender Intereffen zugewandter Herrfcher, wie König Karl IV,, ven 
Verſuch, der furfürftlihen Macht wieder engere Schranfen zu ziehen, nicht wagte, 
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jondern e8 für angemefjener hielt, ihre Stellung in ber NReichsverfaffung mit An- 
erfennung aller Rechte, welde das Herfommen ihnen zuſprach, und mit Befeitigung 
ver bisher zweifelhaften Punkte reihsgefeglich zu orbnen, wobei zugleich die eige- 
nen Interefien, wenn nicht als deutjcher König, doch als Kurfürft von Böhmen, 
vielfahe Berüdfihtigung finden konnten. E3 gefhah das in einem der wichtigften 
Reihsgrundgefege, der auf den Reichstagen zu Nürnberg und Meg 1356 10. Jan, 
und 25. Dec. publicirten fogenannten goldenen Bulle. Ihre widhtigften, unfern 
Gegenftand betreffenden Beftimmungen find folgende: 

1. Die Siebenzahl der Aurfürften wird feftgehalten. Stand diefelbe ſchon Lange feft, 
und war feit 1290 aud ter Streit zwijchen Böhmen und Bayern entſchieden, fo 
hatten doch die feit dem Interregnum üblich gewordenen Theilungen ter Fürften- 
thümer mande Ungewißheit über das Recht zur Führung der Kurftimmen zur 
Folge; es entftanden oft Streitigkeiten unter den verſchiedenen Linien; auch die 
Auskunft, alle Mitglieder des Haufes ftimmen zu lafjen, ihre Stimmen aber nur 
für eine zu zählen, mußte wenigftens dann, wenn fie nidt einig waren, zu großen 
Mipftänden führen. Diefer ſchwankende Zuftand wurbe num geendet, indem ein- 
zelnen Linien die Stimme endgültig zugefprodhen und zugleich einer Wiederkehr da⸗ 
durch vorgebeugt wurde, daß die goldene Bulle Untheilbarfeit und Unveräußer- 
lichkeit ber Kurlande und Bererbung berfelben nad dem Rechte der Erftgeburt 
feftftellte. Die Entſcheidung für die einzelnen Linien geſchah dem augenblicdlichen 
Interefje des Kaifers gemäß, zum Theil gegen bie begründetften Anfprüde. Die 
pfälziihe Stimme, welche nad den wittelsbadhifchen Hausverträgen abwechſelnd 
von der pfälziſchen und bayerifchen Linie geführt werden follte, wurbe der erftern 
ausschließlich zugeſprochen. Gleicher Bevorzugung erfreute fi wegen ihrer Anhäng- 
lichkeit an den Kaifer vie Linie Sadjfen-Wittenberg, obwohl die Refte des Herzog- 
thums Sachſen, welhem das Haus die Kur verbankte, bei Sachſen-Lauenburg 
waren, Die brandenburgifhe Kurftiimme wurde dem, allerdings im Befige des 
Landes befindlihen Lubwig dem Römer zugefprodhen, obwohl ver ältere Bruber 
Ludwig von Bayern ſich diefelbe vertragsmäßig für feine Lebenszeit vorbehalten 


: 

2. Ueber die Rangorbnung der Kurfürften enthält die goldene Bulle eine 
Reihe von Beftimmungen, aus welchen hervorzuheben ift, daß Böhmen jett die erfte 
Laienftimme erhielt, welche bis dahin Pfalz zugeftanten hatte. 

3. Der Erzbifhof von Mainz hat binnen Monatsfrift nach erhaltener Nadj- 
riht vom Tode des Könige den Wahltermin binnen dreier Monate anzuberan- 
men ; verfäumt er das, fo können fich die Fürften auch ohne Berufung zur Wahl 
verjammeln. Haben fie binnen dreißig Tagen die Wahl nit vollzogen, jo wirb 
ihnen nur noch Brod und Waffer gereicht. 

4. Bahlort ift Frankfurt, nad einem Herlommen, weldes ſich durch bie 
erften Wahlen des 13. Jahrhunderts gebilvet zu haben jheint; bis dahin galt nur 
der Grundfag, daß die Wahl auf fränfifher Erde gefhehen müſſe. Krönungsftadt 
blieb nah altem Herlommen Aachen; doch wurbe feit dem 16. Jahrhundert aud) 
die Krönung am Wahlorte vorgenommen, 

5. Die Wahl felbft gefchieht in ver Weife, daß der Erzbifhof von Mainz 
die Einzelnen um ihre Stimme fragt, dann zulegt die eigene Stimme abgibt. 
Wichtig ift die ausdrückliche Beftimmung, daß Einmüthigkeit der Wahl nicht erfor 
berlich fei, daß eine Wahl durch die Mehrzahl der einftimmigen burchaus gleich— 
ſtehe. Das alte Herfommen hielt unzweifelhaft nur die einmüthige Wahl für all- 
gemein verbindlih, unterwarf die Minderheit nicht vem Willen der Mehrheit; 
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war bei beſtrittener Wahl eine gütliche Einigung nicht zu erzielen, fo blieb ſchließ— 
lich nur der Weg des Gottesurtheils; der rechtmäßige König ift derjenige, welchem 
Gott in ver Schlaht den Sieg verleiht. Erklärt ſchon der Schwahenfpiegel eine 
Majoritätswahl für allgemein verbindlich, fo war das doch noch nicht einmal zur 
Zeit König Ludwigs des Bayern allgemein anerfannt. 

6) Bezüglich der Perfon des zu Wählenden befehränft die golbene Bulle die 
Wahl nicht weiter; der Schwahbenfpiegel verlangt, daß er ein freier Herr, nicht 
lahm oder ausfägig, nicht gebannt oder geächtet, nicht Heide, Jude oder Ketzer 
fei. Doch muß nad der goldenen Bulle jeder Kurfürft fhwören, daß er nad 
befter Einfiht einen für das Reich Tauglihen wählen wolle, durch Verträge um- 
gebunden, nicht um Geld und Berfprehungen. Wie wenig dieſe ſchon früher be- 
ftehende Verpflichtung beachtet wurde, ift befannt; König Karl erfaufte felbft jpäter 
die Wahl feines Sohnes um hohen Preis; die Geldzahlungen pflegte man dadurch 
zu bemänteln, daß man fie als Entihäbigung für die bei der Wahl gehabten 
Koften bezeichnete, 

7) Das Reichsvikariat bei erlevigtem Throne wurde Pfalz für die Rhein- 
lande, Franken und Schwaben, — Sachſen für die Länder füchfifchen Rechts 
beftätigt und feine Befugniffe feftgeftellt; ebenfo das Recht des Pfalzgrafen, Richter 
über den König zu fein, anerkannt. Allen Kurfürften wurden ihre Erzämter be- 
ftätigt und bie damit verbundenen Rechte und Pflichten geregelt. 

8) Die Kurfürften ſollen fih alle Jahre in den erften vier Wochen nad 
Dftern verfammeln, um über Reichsangelegenheiten zu berathen und mit dem Kaifer 
zu beſchließen. 

9) Jever neugewählte König foll den Kurfürften alle ihre Privilegien beftä- 
tigen ; fie erhalten das jus de non evocando, fo daß alle ihre Untergebenen le— 
biglih den furfürftlihen Gerichten, außer im Falle verweigerter Rechtspflege, unter- 
worfen find; das Bergregal, die Münze, die hergebrachten Zölle, der Judenſchutz 
werben ihnen beftätigt, ihnen ber Vorrang vor allen andern Ständen zugefproden; 
wer ſich an ihnen vergreift, foll des Majeftätsverbrechens ſchuldig fein und es follen 
die bezüglichen römifchen Konftitutionen gegen ihn in Anwendung gebracht werben. 

Die den Kurfürften hier beftätigten oder neu verliehenen Vorrechte waren fo 
bedeutend, daß unzweifelhaft Grundlagen vorhanden waren, auf welden ſich unter 
günftigen Berhältniffen das Reich zu einem kurfürſtlichen Bundesſtaate hätte ent- 
wideln fünnen, in welchem bie andern Stände befeitigt oder doch von jever Theil- 
nahme an allgemeinen Angelegenheiten ausgefhlpfien worben wären, ver Kaifer 
als. Kurfürft von Böhmen nur noch vie Gtelle eines primus inter pares einge- 
nommen hätte. Wenn es nicht dazu fam, fo lag doch wohl, auch abgefehen davon, 
daß fpätere Kaifer nicht biefelbe Neigung zur Stärkung bes Kurfürftenthums 
haben fonnten, ver Hauptgrund barin, daß die furfürftlihen Territorien, fo fehr 
fie aud durch Untheilbarkeit und Erftgeburt in ihrem Beftande geſchützt waren, 
und fo manche Gelegenheit, fie durch Erimirung Hleinerer Neihsftände abzurunden, 
auch geboten war, doc) feineswegs eine foldhe Auspehnung hatten, daß die äußern 
Macdıtverhältniffe eine Befeitigung der andern Stände hätten geftatten können; 
ed gab eine Reihe geiftlicher wie weltlicher Fürften, welche den Vergleich mit feinem 
Kurfürften zu fchenen hatten und nur um fo eifriger bemüht waren, ihre Stellung 
zu behaupten; fo Defterreih, Bayern, Meiffen, Braunſchweig, Brabant, oder die 
Bisthümer Würzburg, Lüttih, Münfter u. a.; hätte man, den Machtverhältniſſen 
Rechnung tragend, noch einige von biefen frühzeitig im die Zahl der Bevorrech— 
teten aufnehmen können, fo dürfte der Erfolg ein ganz anderer geweſen fein. 
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Benigftens lag aber immer in den Kurfürften der Schwerpunkt der ganzen 
Reichsverfaſſung. Schien es in der Abſicht zu Liegen, durch die jährlichen Kur- 
fürftentage die andern Stände von den allgemeinen Angelegenheiten ganz fern 
zu halten, jo wurde freilich die bezügliche Beftimmung der goldenen Bulle nicht 
ausgeführt; bei feiterer Ausbildung ver Form ber Reichsverfammlungen bildeten 
die Aurfürften neben Fürften und Stäbten nur ein gleichberechtigtes Kollegium ; 
daß fie aber ein ſolches bilveten, war an und für fi ſchon ein überaus beven- 
tendes Vorrecht. Ein ausſchließlicher Einfluß blieb ihnen einmal nod durch bie 
BWillebriefe gewahrt, welde die goldene Bulle nicht erwähnt, aber auch nicht be— 
feitigt, jo baß der Kaifer bei manden Reichdangelegenheiten, insbeſondere bei 
Beräußerungen von Reichsgut nnd Berleihung großer erlebigter Reichslehen, nur 
ihrer Zuftimmung bedurfte. Auch war ihr Reht zu Kurvereinen, anjdlie- 
ßend an den erften Kurverein vom Jahr 1338, in welchem fie ſich insbeſondere 
zur Aufrehthaltung ihrer Wahlgerechtfame verpflichteten, unbeftritten; gingen vie 
ſeätern Aurvereine aud) zunähft nur auf gegenfeittge Verbürgung ber hergebrachten 
Vorrechte, jo tritt doch auch bei ihmen die Anficht hervor, daß die Kurfürften als 
Hanptftügen des Reichs vorzugsmweife berufen jeien, die allgemeinen Ungelegen- 
beiten vefjelben zu orbnen. Nach 1502 verfuchte man es in dem Kurwereine zu 
Gelnhaufen, das auf dem in der goldenen Bulle angeventeten Wege zu erreichen, 
indem bie Kurfürften beſchloſſen, in allen Reihsangelegenheiten einmüthig zu han— 
dein und ſich jährlich einmal zu verfammeln, um für dieſen Zweck das Nötbige 
vorzufehren. Kam das nit zur Ausführung, fo fanden die furfürftlihen Vor— 
rechte einen neuen wichtigen Ausdruck durch die feit ver Wahl König Karls V. 
im Jahr 1519 üblihe Wahlfapitulation, einen nur von ben Kurfürften 
mit dem Kaifer abgefchlofjenen Vertrag über die von vemfelben zu übernehmenden 
Berpflihtungen, welden nur die Kurfürften bei folgenden Wahlen ändern und 
erweitern konnten, und in welchem das Vorrecht der Kurfürften, daß ber Kaifer 
nur mit ihnen, aud ohne die andern Reichsftände, mande Reichsgeſchäfte erle- 
bigen fonnte, anerfannt wurde. Das Verlangen der übrigen Stände, an ber Ab- 
faffung ber Wahlfapitulation Antheil zu haben, führte 1648 im weftphälifchen 
Frieden zur Zufierung der Abfaffung einer beftändigen Wahlfapitulation mit Zu- 
ziehung auch der andern Stände; doch kam eine folde, insbefondere wegen bes 
von den Kurfürften beanfpruchten Rechtes, Zuſätze zu berfelben zu machen, erft 
1711 zu Stande, Den Einfluß, welden die übermäßig bevorzugte Stellung we- 
niger Fürften auf die Entwidlung ber Reihsverhältnifje übte, näher zu verfolgen, 
würbe die Grenzen unferer Aufgabe überfchreiten,; daß er auch fpäter fein mohl- 
thätiger war, därfte die ganze Wendung der deutſchen Geſchicke genugfam befun- 
ben. Schienen feit der goldenen Bulle die Wahlen ven Willkürcharakter mehr zu 
verlieren, hielt man fidy wieder in ber Regel an eine Dynaftie, zuerft die ber 
Luremburger,, dann bie ver Habsburger, fo konnte das jett nicht mehr zu einer 
Kräftigung des Königthums führen; denn bie oligardhifhen Rechte, welche dieſer 
vorzugsweiſe im Wege ftanden, hatten num eine jo ausprüdliche Sanktion erhal 
ten, daß nur nod ein gewaltfam alle Schranken ver Reihsverfaffung durchbre— 
Gender Herriher an die Herftellung einer genügend einheitlichen Reichsgewalt hätte 
denlen können. 

Die durch die goldene Bulle beſtätigte Siebenzahl der Kurfürſten blieb mehrere 
Jahrhunderte ungeändert beſtehen, nur daß Böhmen ſeit dem 15. Jahrhundert 
fein ſurrecht wicht mehr übte, fo daß eine beſondere Herſtellung deſſelben im 
weitphäfifchen Frieden, dann im Jahr 1708 für möthig gehalten wurde. Das 
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pfälziſche Haus verlor im breißigjäßrigen Kriege Kur- und Erzamt am Bayern, 
welde diefem im weftphälifchen Frieden verblieben; doch wurde für Pfalz eine 
achte Kur mit dem Erzfchagmeifteramte errichtet. Für Hannover errichtete der Kaifer 
1692 eine neunte, 1708 vom Reiche anerkannte Kur. Die Zahl fant wieder 
auf acht, da nah Maßgabe ver frühern Beftimmungen nad dem Ausfterben 
des Haufes Bayern die mit dem Truchſeſſenamte verbundene Kur an bie pfäl— 
ziſche Linie zurückfiel. Dur den Frieden von Lüneville 1801 und den Reichs— 
deputationshauptfhluß 1803 hörten die geiftlihen Kurfürftenthümer Köln und 
Trier auf; es blieb nur Mainz mit veränbertem Gebiete ald Kurfürft-Erz- 
fanzlet; dagegen wurden vier neue weltliche Kurfürftenthümer errichtet aus dem 
bisherigen Erzftifte Salzburg für den Großherzog von Toskana, dem Herzogthume 
Württemberg, der Markgraffhaft Baden und der Landgraffhaft Hefien-Kaffel, fo 
daß die Gefammtzahl zehn betrug. Mit der Stiftung des Rheinbundes, der Auf: 
löfung des Reichs und ven folgenden Ummwälzungen hörten Bedeutung und Titel 
auf; nur der Kurfürft von Heſſen behielt nad feiner Reftitution den legtern bei, 
das Letzte, was im heutigen deutſchen Staatsleben noch an jene einft fo einfluß- 
reiche Inftitution erinnert. 3. Bider. 

Kurie, S. Römifh-Katholifhe Kirche. 

Kurland, S. Oftfeepropinzen. 


L, 


Lafayette. 


General Lafa yette (Marie-Paul-Iofeph-Roch-Ives-Gilbert de Motier) wurde am 

6. September 1757 zu Chavagnac in ber Auvergne geboren. Sein Vater blieb, 25 
Jahre alt, als Oberft eines Grenadierregiments in der Schlacht bei Minden; der Sohn 
erhielt feine Erziehung vom 11. Jahre an in dem Kolleg du Pleffis zu Paris und ver 
Alademie von Berfailles, trat bei den ſchwarzen Mousquetaires des Königs ein 
und wurbe 1776 fechszehn Jahre alt mit einem Fräulein von Nonilles verhei- 
rathet. Schon fehr früh regte fi) in dem Knaben ein flarfer Trieb perſönlicher 
Unabhängigkeit, eine leicht erregbare Eitelkeit, ein unaufhörlih arbeitender Ehr- 
geiz. Er erfüllte feine Seele mit den Bildern des republifanifhen Alterthums, 
fand das Leben des Hofes unerträglih, mißfiel feinen adeligen Kameraden durch 
fein eigenwilliges und ediges Wefen, und ftrebte hinaus in bie Weite, um Ruhm 
und Freiheit zu erjagen. In biefer Stimmung fand ihn die Kunde von dem Be- 
ginne des amerifanifchen Unabhängigkeitsfrieges gegen England. Niemals, fagte er, 
ab e8 eine ſchönere Sache, es war ver legte Kampf der freiheit, bei ber erften 
achricht war mein Herz gewonnen, und ih hatte feinen Gedanken, als zu meiner 
Fahne zu eilen. Er war damals Dfficier in Garnifon zu Meb; feine Familie 
und feine Freunde erhoben den lebhafteften Widerſpruch; die Regierung, noch nicht 
gewilt, mit England zu brechen, verbot ihm fein Unternehmen bei Strafe ber 
Felonie. Er ließ fih durch fein Hinderniß zurüdhalten. Begünſtigt durch fein 
große8 Vermögen und feine vornehmen Verbindungen, rüftete er auf eigene Koften 
ein Schiff aus, entfam verfleivet über die fpanifche Grenze und ſtach am 26. 
April 1776 in Gere. Nah einer fiebenwöcentlihen Fahrt erreichte er ben 
amerifanifhen Kontinent bei Georgetomn in Karolina, wurde zuerft durch ben 
Kongreß, welder von einer Menge europäifcher Glücksritter und Abenteurer über- 
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laufen war, etwas fühl aufgenommen, eroberte ſich aber das Wohlmollen ver 
Amerifaner mit der bündigen Erklärung, nur auf eigene Koften dienen und als 
gemeiner Soldat beginnen zu wollen, und wurde gleich nachher als Generalmajor 
bem Heere Wafhington’3 eingereibt. Wenige Wochen fpäter nahm er Theil an 
bem unglüdlihen Treffen beim Fluſſe Brandywine, welches den Engländern ben 
Befig von Philadelphia verfchaffte, wurde durch einen Schuß in das Bein ver— 
wundet und baburd zwei Monate von ben friegerifchen Operationen entfernt, 
Ein tedes Scharmügel bei Gloucefter, nicht weit von Philadelphia, verfchaffte ihm 
bald nad feiner „Herftellung den Rang eines Divifionsgenerals: der Eifer, mit 
bem er fih allen Anftrengungen unterzog, die Hingebung, mit der er auf bie 
amerifanifhen Borftellungen und Sitten einging, die Vegeifterung, mit ber er 
feine Perfon und fein Vermögen der Sache ver Freiheit zur Verfügung ftellte, 
madten ihn populär bei den Soldaten, gaben ihm Einfluß bei den Officieren, 
und fnüpften vor Allem ein Band der engften perfünliden Freundſchaft zwifchen 
ihm und Wafhington. Im Jahre 1778 wurde L. mit der Leitung einer felbftftän- 
digen Erpebition gegen Kanada beauftragt, welche jedoch wegen Mangels ber nö- 
tbigen Hülfsmittel nicht zu Stande fam; er langte dann wieder im Hauptquartier 
an unt beftand ein rühmliches Rüdzugsgefecht gegen bie Generale Howe und 
Clinton bei Whitemarſh. Um viefe Zeit entſchloß ſich die franzöfifhe Regie— 
rung zur Theilnahme an dem Kriege gegen England: 2. durfte fi fagen, 
daß feine Abreife aus Frankreich großes Aufſehen gemacht, ver öffentlihen Mei- 
nung einen neuen Anftoß zu Gunſten Amerika's gegeben, und dadurch der Sache 
der Vereinigten Staaten wefentlih genützt hatte. Die Gunft, melde ihm bie Ame- 
rifaner deßhalb in wachſendem Maaße zumandten, benugte er, um mit Nahbrud und 
Erfolg die Mißverftänpniffe auszugleichen, vie fih nad dem Erſcheinen einer fran- 
zöſiſchen Flotte zwifchen dem Aomiral d’Eftaing und den amerifanifchen Generalen 
erhoben hatten. Anfang 1779 ging er darauf nad Franfreih zurüd, wo ihm 
ber frühere Ungehorfam jest leicht verziehen und feine amerifanifchen Dienfte mit 
der Gunft des Hofes und des Volkes belohnt wurden. Wohl unterrichtet über 
bie militärifhe Schwäche der amerifanifhen Truppen nahm er e8 auf fi, gegen 
den formellen Willen des Kongrefies die Sendung eines franzöfifhen Korps von 
4000 Mann unter General Rochambeau nad Rhove-Island zu erwirfen; er felbft 
eilte 1780, mit Geld und Kriegsmaterialien reichlich verfehen, ven Truppen vor- 
aus nad Amerika zurüd. Als im Jahre 1781 die Engländer unter Lord Corn— 
wallis ihre große Operation gegen bie füblichen Staaten begannen, wurde 2. von 
Bafhington mit der Vertheidigung Virginiens beauftragt, währenn General Öreene 
Südlarolina zu deden fuchte, Wafhington und Rohambeau die Stellung vor New- 
Dorf behaupteten. Es gelang L., den englifchen Feldherrn von weitern Fortſchritten 
abzuhalten, bis eine ftarke franzöfifche Flotte am der virginifhen Küfte erſchien, 
ben Englänbern für eine Weile die Verbindungen zur See abjhnitt, und nun 
auf 2.8 Betreiben Wafhington und Rohambeau von New-Mork heraneilten, wos 
rauf Lord Cornwallis, von allen Seiten her bevrängt, endlich in Yorktown mit 
feinem ganzen Armeelorps Tapituliren mußte. Es war die Entſcheidung des ganzen 
Kriegs, England entſchloß fih bald nachher, die Unabhängigkeit Amerika's auzu— 
erfennen. Als der Frieden gefchloffen wurde, befand fi 2. zu Madrid, befchäftigt, 
bie ſpaniſche Regierung zu einem großen Angriff auf vie englifchen Antillen und 
Kanada zu beflimmen. Er ging von dort nad Paris und madıte 1784 eine dritte 
Reife nach Amerifa, wo er nad dem wichtigen Antheil, den er an dem Befrei- 
ungskriege genommen, mit Jubel und Zuneigung empfangen, zum Bürger ber 
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Bereinigten Staaten gemaht und mit Ehren und Danfesbezeugungen überhäuft 
wurde, Bei feiner Abſchiedsrede im Kongreffe ſprach er die Hoffnung aus, daß 
die in Amerifa gegründete Freiheit au in Europa ihren Giegeslauf vollenden 
werde. In der That blieb diefer Gedanke vie Triebfever feines gefammten Han— 
delns in den nächſten Jahren. Die liberale, demokratiſche und fosmopolitifhe Rich— 
tung, welche in dem jett erft 27jährigen Manne durch den feltenen Erfolg feines 
amerifanifchen Unternehmens zur Reife gefommen, vrüdte feinem ganzen fpätern 
Lebenslaufe ihr Gepräge unauslöfhlih auf. Die Grundfäge, welche Amerifa in 
feiner Erflärung der Rechte verkündet hatte, zum Erbtheil ber kommenden Ge- 
ſchlechter in Frankreich und Europa zu maden, an biefer Abficht hielt 2. mit einer 
nicht zu beugenven noch zu brechenden Ausdauer und Hingebung bis zum letzten 
Athemzuge feft. Indem er eine hohe Xebensftellung, ein großes Vermögen und 
einen raſch aufgeblühten Ruhm, indem er Begeifterung und Lift, Rührigkeit 
und Zähigfeit, militärifches und demagogiſches Talent, indem er jedes äußere 
Glück und jeden innern Rüdhalt unausgefett der Erreihung dieſes einen Ziels 
zum Opfer brachte, ift es ihm möglich gewefen, in ver Weltbewegung ber fran- 
zöſiſchen Revolution eine Stellung einzunehmen, welche über das Maaf feiner 
politifhen Befähigung weit hinausging. Denn allerdings als Staatsmann zeigte 
er die wefentlichften Mängel. Wie der ganze Mittelfhlag feiner politifch thätigen 
Zeitgenofjen war er zugleich radifal und boftrinär. Er ſchwärmte für gewiffe allgemeine 
Säge, unter allen Umftänven, für alle Völker, zu allen Zeiten, ohne Rückſicht 
auf die Fähigkeit, die Bedürfniſſe und den Rechtsftand feiner Nation. Er ent- 
behrte des politifchen Urtheils über Menfhen und Dinge, er fah im Handeln 
immer nur das Verhältniß feines Thuns zu feinen Principien, aber nie die Fol« 
gen deſſelben für den nädften Tag; fo. hat er oft große und ſtets unfrudhtbare 
Erfolge gehabt, die fhlimmften Uebel der Revolution zuerft veranlaßt, dann bitter 
beflagt und nutlos befämpft, und bei dem nächſten Anlaß viefelben Fehler hart⸗ 
nädig wiederholt. Dabei war feine Begeifterung nicht frei von erregbarer Eitel- 
feit, und fein Ruhmesdurſt nicht unabhängig von dem Bepärfniffe populärer Gunft: 
wenn diefe Stimmungen wirkffam wurden, fo war er aud der gewöhnlichften 
moraliiden Haltung und Selbſtſtändigkeit nicht fiher. So wirft das Bild feiner 
Laufbahn den Beſchauer unabläffig zwiſchen widerfpredhenden Eindrücken Hin und 
ber. Wenige Menſchen haben jo viel wie 2. dazu gethan, die franzöſiſche Revo— 
lution vernichtend für das alte Regime und dennoch nuglos für die Freiheit Frankreichs 
zu machen. 

Seit feiner Rüdfehr aus Amerifa war er ohne Raften befchäftigt, fi mit 
allen Genoffen feiner Gefinnung in und außer Frankreich in Verbindung zu fegen. 
Er hatte Verkehr mit den Häuptern der damaligen parlamentarifhen Oppofition, 
welche feit 1788 anfing, ben Pöbel der Hauptftabt, die Bauern der Provinzen 
und bie Soldaten der Yinienregimenter fiir ihre Zwede zu bearbeiten. Er ftand 
in Berührung mit den Häuptern der Aufgellärten in Deutſchland, ven Unzufrie- 
denen in Ireland, den Demokraten in Belgien. Ich habe Alles verfuht, fihrieb 
er etwas fpäter, ich babe viele Werkzeuge gebraucht, die man fünftig zerbrechen 
muß; ich hätte auch den Bürgerkrieg führen können, wenn id) ihn nicht verab- 
Iheute. Im Jahre 1787 war er Mitglied ver Notabelnverfammlung, fuchte dort 
für die politifche Gleihberehtigung ber Proteftanten zu wirken, und fprad, er 
allein, bei der Berathung des Deficits das verhängnißvolle Wort aus, nur eine 
Maßregel könne bleibend helfen, die Berufung einer Nationalverfammlung. 1788 
betheiligte er fi an der Oppofition des bretonifchen Adels gegen das Mint- 
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ſterium Brienne umb verlor deshalb feine Stelle als Divifionsgeneral; bei ber 
zweiten Berfammlung der Notabeln unterftütte er die Forderung einer doppelten Ver⸗ 
tretung ber Kommunen auf dem bevorftehenden Reichstag. Als es endlich zu der Beru- 
fung dejjelben fam, wurbe er von dem Übel der Auvergne zum Abgeordneten gewählt, 
mit ber Klaufel, fih nicht ohne Zuftimmung der gefammten Adelskammer mit 
bem britten Stande zu einer Berfammlung zu vereinigen. So fam es, daß L., 
troß der ausgefprochenften populären Gefinnung zu den legten Mitgliedern feines 
Standes gehörte, welche dem Beſchluſſe ver Bereinigung der drei Stände folgten. 

Zum erften Male ſprach er in der Nationalverfammlung am 8, Juli 1789, 
um Mirabeau's berühmte Aoreffe auf Zurüdziehung ver Truppen zu unterftügen. 
Drei Tage naher brachte er das Lieblingsthema feines Lebens, die Erklärung 
der Menfchenrechte, vor die Berfammlung; ehe fie aber zur Verhandlung gelangte, 
brach im Paris der Aufftand los, und L. wurde in Verfailles zum Vicepräfiventen 
ber Berfammlung, dann aber in Paris nad) der Einnahme der Baftille zum Befehls— 
haber ver wengebildeten Nationalgarde gewählt. Bon dieſem Punkte an bübet fein 
Leben drei Jahre lang einen weſentlichen Theil ver Revolutionsgeſchichte und ift 
in jeder Darftellung verfelben zu finden; es ift am dieſer Stelle nur erforberlich, 
bie widhtigften und entjcheidenden Punkte kurz zu rekapituliren. Als General ber 
Nationalgarde war er damals bei dem Berfalle des gefammten Staats- und Heer- 
wefens ber bei weiten mächtigſte Mann des Reiches. Unter unendlihen Mühen 
und Schwierigkeiten hielt er die Orbnung in Paris mit leivlihem Erfolge auf- 
recht, ſchon damals von der demokratifchen Partei gefürchtet und gehaßt, feiner- 
ſeits aber ſtets bedacht, der Partei des alten Regime jede Möglichkeit ver Reaktion 
abzufhneiden. Er war es, der gegen Mirabeau's Streben es bewirkte, daß der 
König gegem Die Beſchlüſſe ver Nationalverfammlung nicht ein abfolutes, ſondern 
nur eim fufpenfives Veto erhielt. Als gleih nachher der König einige Bedenken 
gegen bie mittlerweile burchberathene Erklärung der Menfhenrechte äußerte, em- 
pfand 2. vies fo übel, daß er plöglid ven Pariſer Demokraten den Zügel ſchießen 
ließ, ihren Weiberrotten den Zug gegen Verſailles 5. Ditober verftattete, und, 
indem er dann mit der Nationalgarbe ald Retter des Königs dazwiſchen trat, den 
legten wenigftens feine Refivenz nad) Paris in die volle Abhängigfeit von den 
ftäbtifchen thabern zu verlegen zwang. Nicht minder erheblich für die Förde— 
rung ber auarchiſchen Parteien war es im November, daß 2. aus Mißtrauen 
gegen Mirabeau’s Ehrgeiz deſſen Beftrebungen auf Bildung eines ftarfen Mini- 
ſteriums kreuzte und daburdy den unheilvollen Beſchluß herbeiführte, welcher 
jedem Abgeorduetem den Eintritt in das Miniſterium verbot. Als im Frühling 
1790 Spanien die Hülfe Franfreich’s gegen England anrief, betrieb er auf das 
Eifrigfte die Rriegserflärung, in der Hoffnung, Ireland von ber englifhen Herr⸗ 
haft zu befreien; zu gleider Zeit ftand er im lebhafter Verhandlung mit den 
beigiichen Parteien, welche damals gegen Defterreich ſich empört hatten; er meinte, 
durch große auswärtige Kämpfe in Frankreich die revolutionäre Erhitzung abzu- 
lenken und gugleic die Grundfäge ver Menſchenrechte in Europa zur Herrſchaft 
zu bringen. Auch hier war Mirabeau fein Gegner, in der richtigen Einfidt, daß 
der Krieg bie revolutionären Leidenfchaften immer weiter entflammen und wicht 
die freiheit, ſondern die Diktatur erzeugen würde, und verhalf in der National- 
verfammlung der Frievenspolitif zum Sieg. Wenige Wochen fpäter wirkte 2. nad 
vrüdlih mit zur Abſchaffung des Adels und der Orden, eine Mafregel, melde 
ohne praftifchen Bortheil die Bitterfeit des Parteienhafjes gewaltig fteigerte und 
bas Streben der Jalobiner in gleihen Maaße förderte. Was half es, daß ber 
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General auf den Straßen von Paris feine Unordnung duldete, damit ben Born 
ver hauptſtädtiſchen Demagogen immer ſchärfer auf ſich zög, bei dem Föderations 
feft des 14. Juli 1790 von den Deputationen ber franzöfiihen Bürgergarben 
jubelnde Zurufe empfing? Bei der Schwäche ver Regierung und ber verberblichen 
Tendenz der Gefepgebung lösten ſich alle Bande ver politifhen Ordnung mit jevem 
Tage mehr; der Zuftand wurde für den König ſchlechterdings unerträglidh, und im 
Winter auf 1791 begann die Königin mit ihrem Bruder, dem Kaifer Leopold, einen 
Plan zur Flucht der königlichen Familie aus Paris zu entwerfen. Im Frühling 
war das Gerücht davon in Paris verbreitet; als der König zu Oftern nad St. 
Cloud fahren wollte, fiel das Volk ven Pferden in die Zügel, und zum erften 
Male verfagte au die Bürgergarbe dem Gebote L.'s, die Gewalt des Pöbels zu 
bändigen. Er bot darauf feine Entlaffung an und bewirkte damit einen neuen 
Aufihwung der früheren Gefinnung. Alles aber fam auf das Gefährlichfte in 
Trage, als ver König am 21. Juni die Flucht wirklich verſuchte. Während bie 
Nationalverfammlung fofort die Negierung felbft in die Hand nahm, ſandte L. 
feine Adjutanten den Flüchtigen nah allen Richtungen nad: faum aber war bie 
föniglihe Familie nad Paris zurüdgebradht, fo erhob ſich die republikaniſche Partei 
mit Ungeftüm für Abfegung des Königs und war im Begriffe, ihre Forderung 
mit offener Gewalt zu erzwingen, ala 2%. am 17. Juli energifh einſchritt und 
ihre Zufammenrottung auf dem Marsfelde mit fharfem Feuer auseinanderfprengte. 
Seitdem war er gleich bitter beim Hofe wie beim Pöbel verhaßt, blieb aber ohne 
eine Reflerion über die unausbleiblihen Folgen in feinem bisherigen Streben, 
Ludwig XVI. als fonftitutionellen König aufrecht zu erhalten, weil mit dem Falle 
des Königs die Demagogen gefiegt hätten, in ber Konftitution aber dem Könige 
alle zur Belämpfung der Demagogen erforberlihen Rechte zu entziehen, weil ber 
König fie vielleicht zur Herftellung des alten Regime mißbrauden könnte. Als dem- 
nad bie fonftituirende Nationalverfammlung ihre Wirkfamkeit im September 1791 
beſchloß, waren die Ausfihten äußerſt trübe, und in ver neuen gefeßgebenden 
Berfammlung traten die Girondiften offen mit bem Programme hervor, einen 
großen auswärtigen Krieg zu veranlaßen und im Getümmel vefjelben die monar- 
chiſche Berfaffung über ven Haufen zu werfen. Ihnen gegenüber ftand die Partei 
der Feuillans, welche durch Einverſtändniß mit dem Kaifer ver Revolution impo- 
niren und den Thron durch Einführung des Zweilammerfyftems ftügen wollten. 
2. hatte mit der Vollendung der Konftitution das Oberlommando über die Natio- 
nalgarbe nieverlegen müffen; er hatte darauf Maire von Paris werben wollen, 
war aber in der Wahl dem Kandidaten der Gironde, Pethion, unterlegen. Troß- 
dem beſchloß er, in ähnlihen Wünſchen wie zwei Jahre früher, die Kriegspolitit 
feiner Gegner zu unterftügen: am 29. November befretirte die Nationalverfamm- 
lung die Aufftellung von drei Heeren an der öfterreichifch-beigifhen Grenze, von 
denen eines unter L.'s Befehl geftellt wurde. Der mit legterem einverftandene 
Graf Narbonne wurde Kriegsminifter, Talleyrand nah England, Ségur nad 
Preußen geſchickt, um diefe Mächte zu einem Bündniß gegen Defterreih zu be— 
ftimmen, das ganze Land erfüllte fid mit Nüftungen und Ariegslärmen. Aller- 
dings mußte 2. ſogleich erfahren, daß die hierdurch bewirkte Aufregung im In— 
nern durdaus den Jakobinern und irondiften zu Gute fam, die überall ben 
König des heimlichen Landesverraths bezichtigten und in Paris und den Depar- 
tements zahlreihe Tumulte und blutige Aufftände herbeiführten. Allein ala ber 
König ein hiedurch veranlaftes Erbieten L.'s, dem Hofe in feinem Heerlager eine 
Zuflucht zu eröffnen, ablehnte, trat der General wieder zu ber Ariegspolitit der 
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Gironde zurüd; Anfang März kam es im Minifterium zu einer Kriſis, bei ver 
Narbonne fi im offener Feindſeligkeit gegen den König ausſprach; Ludwig gab ihm 
darauf feine Entlafjung, und 2, hiedurch auf das Weußerfte erzürnt, lieh ver 
Gironde feine rüdhaltlofe Unterftägung, als fie am 10. März dur eine Mini— 
fteranflage das bisherige Conſeil auseinanderfprengte. Das Ergebniß des Tages 
fiel aber keineswegs nah 2.3 Wünſchen aus, Freilich mußte die Gironde fo weit 
auf ihn Rüdfiht nehmen, daß fie die Regierung Ludwig XVI. noch eine Weile 
fortbeftehen ließ. Aber das neue Minifterium wurde ausſchließlich mit ihren Ge— 
nofjen befegt, ohne daß ver General einen einzigen feiner Freunde in das Kabinet 
hätte bringen können. Am 20. April wurde nun der Krieg gegen Defterreich er- 
tlärt, und 2. von dem Minifter Dumouriez angewiefen, fo raſch wie möglich in 
Belgien einzubringen. Allein bei ver Anarchie im Innern waren die Rüftungen un— 
volftändig; ein erfter Verſuch auf Tournat ſchlug jämmerlich fehl, und L. begann 
einzufehen, wie verkehrt feine bisherige Haltung für feine Wünfche im Innern 
geweſen war. Er erllärte vem Minifter die Unmöglichkeit einer erfolgreichen Krieg- 
führung, ehe im Reiche felbft die Kraft ver Gefege, Ruhe und Ordnung herge- 
ſtellt. Mit der Gironde, welche jet mit jedem Tage umverholener den Angriff 
auf den Thron eröffnete, zerfiel 8 feitvem vollftändig; er begann es öffentlich) 
auszufprehen, daß er zum Kampfe auf Leben und Tod mit ven Jakobinern ent- 
ſchloſſen fei. Aber auch jest brachte er es nicht Über fih, die für den Zweck un- 
erläßlichen Mittel zu erkennen und zu ergreifen. Als im Minifterrathe Dumou- 
riez fi mit feinen Kollegen überwarf, und ver König hiedurch ermuthigt das 
girondiſtiſche Minifterium auflöste, ftieß 2. das angetragene Bündniß mit Du- 
mouriez von fih und trieb diefen dadurch in die Äußerften Reihen ver Jakobiner 
zurück. Als diefe am 20, Juni duch einen großen Pöbelaufftand den König mit 
einer Reihe der jhimpflichften Infulten heimfuchten, erſchien 2%, plöglich in Paris, 
um von der Nationalverfammlung bie Unterbrüdung des Klubbs zu fordern, konnte 
ſich aber nicht entjchliegen, vie ihm anhänglihen Bürgergarven zufammen zu nehmen 
und bie Gegner mit einem bewaffneten Hanpftreiche über den Haufen zu werfen. 
Ohne jeden Erfolg kehrte er in fein Hauptquartier zurüd und fpann bort un— 
fruchtbare Pläne zur Rettung der Konftitution, bis die Ialobiner durch den Auf- 
ftand des 10. Auguft den Thron ftürzten und die Allgewalt über Franfreih an 
fih riffen. 2., der hiemit fein eigenes Schidfal befiegelt jah, wies auch jett jeden 
Vorſchlag zu einem bewaffneten Mari auf Paris zurüd. Er ließ die Kommiffäre 
ber neuen Regierung verhaften und fuchte die nächſten Departementsräthe zu 
einem konſtitutionellen Protefte gegen die Parifer Demokratie zu einigen: als dies 
natürlich ohne Folgen blieb, die andern Generale fi ver neuen Regierung un- 
terwarfen, und Dumouriez an L.'s Statt mit dem Oberbefehle befleivet wurde, 
da gab biefer ven Kampf auf und entfloh mit einer Anzahl gleichgefinnter Of— 
ficiere über die belgiſche Grenze. 

Auf viele Jahre war feine thätige Rolle zu Ende, und ein langer Zeitraum 
[hweren und rechtloſen Leidens begann. 2. hatte auf feiner Flucht faum bie 
öfterreichifchen Borpoften paffirt, als er auf Befehl der verbündeten Monarchen 
gefangen genommen wurde. Der Haß, welchen er einft an dem Hofe ber Tuile- 
rieen gegen fi erwedt hatte, kam jett über fein Haupt. Zuerft in Wefel, dann 
in Magdeburg, envlih in Olmütz wurde er in enger, einfamer, entbehrungsvoller 
Haft gehalten, nad) einem mißlungenen Fluchtverfuhe in Olmütz geraume Zeit 
jeder Radıricht von der Außenwelt beraubt, in völliger Ungemwißheit über das 
Schidfal feiner, damals von den Jalobinern verfolgten Familie gelaffen. Es war 
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vergebens, daß im englifhen Parlamente Bor mit glühenber Beredſamkeit eine fo 
rechtswidrige und graufame Tyrannei brandmarfte, und erft nach mehreren Iahren 
feste der Einfluß der amerifanifhen Regierung es dur, daß Frau von Lafayette 
vom Kaifer Franz die Erlaubniß erhielt, das Gefängniß ihres Gemahls zur theilen. 
Die Faiferliche Verheißung aber auf Erleichterung der Haft wurde nicht gehalten ; 
die trefflihe Frau erkrankte in der Noth des Kerfers; die einzige Antwort der 
Behörden auf die Vorftellungen des Generals war, daß ihr frei ftehe, wieder zu 
gehen. Sie aber hielt aus und erlebte die endliche Befreiung, brachte jedoch ven 
Keim des Todes, der fie einige Jahre fpäter ereilte, aus den öſterreichiſchen Kafe- 
matten zurüd. 

Es waren die Siege Napoleon Bonaparte's, welde dem Kaifer Franz aud 
diefes Opfer abrangen. Auf das Anpringen zahlreicher Freunde des Generals gab 
das franzöfifhe Direktorium nah dem Waffenftillftand von Leoben dem Oeneral 
Bonaparte Befehl, unter die Friedensftipulationen die Freilaffung der Gefangenen 
von Olmütz aufzunehmen. Bonaparte vollzog die Weifung mit Energie und Er- 
folg, fegte aber auf eigene Hand die Bedingung Hinzu, daß 2. nicht nad Frank⸗ 
rei zurüdfehren werde. Er fah die eigene Herrſchaft bereits fo nahe vor Augen, 
daß er fie durch die Anmefenheit eines fo unverbeflerlichen Liberalen nicht fom- 
promittiren wollte. L. lebte hierauf zwei Jahre in Holland, bis Ende 1799 Bo— 
naparte, aus Aegypten zurückgekehrt, die Direftorialregierung ftürzte und als erfter 
Konful die Stantögewalt ergriff. Da ihm bei dieſer legten Wendung bie früher 
befreundeten Jalobiner und Zerroriften feindlih gewefen, da er feine Regierung 
mit einer Berufung an bie Grunbfäge von 1789 und bie Berfehmelzung aller 
Parteien begann, fo hielt auch %, feine Zeit gekommen und fehrte, ohne auf eine 
befondere Genehmigung des erften Konfuls zu warten, nad Paris zurüd, Napoleon 
war im erften Augenblide erzürnt, hatte aber doc feinen Vorwand, ven „Helben 
zweier Welttheile” wieder auszuweifen, und verfuchte ihm ftatt deſſen für feine 
eigene Sache zu gewinnen. Allein 2. fand nur zu bald, daß, wenn Napoleon bie 
bürgerlide Gleichheit pflege, vom politiſcher Freiheit unter ihm keine Rede fei, und 
hielt fi, feitvem er gegen das lebenslänglihe Konfulat geſtimmt hatte, im ftolger 
Burüdgezogenheit auf feinem Landgute Lagrange, unter beharrlicher Abweiſung 
aller angebotenen Aemter, Ehren und Würben. Napoleon empfand dieſe ſchwei— 
gende Oppofition auf das Bitterfie; L., fagte er einmal, iſt der einzige 
Franzofe, ven die Revolution nicht forrigirt hat; er fcheint ruhig; er äft aber 
jeden Augenblid bereit wieder anzufangen. Er vergalt dem General feine Unbeug— 
famfeit mit Heinliher Rache, indem er L.'s Sohn, einen waderen Dfficier, wicht 
über den Grad des Lieutenant avanciven ließ and den Schwiegerjohn des Ge- 
nerald zum Aufgeben des Dienftes nöthigte. So vergingen dem General vie Jahre 
bes Kaijerreihs in völliger Abgejhievenheit von ber Politik, in der er den Sturz 
Napoleon’8 trog der Niederlage der franzöfiihen Heere ohne tiefes Bedauern 
erlebte. Obgleich er mit Ludwig XVIII. feit feiner Jugend kein freundliches Ver— 
hältniß gehabt, überließ er ſich einen Augenblid der Hoffnung, daß das Unglüd 
die Bourbonen eimer liberalen Einfiht zugänglich gemacht hätte, und begritfite 
dur einen im Monitenr gebrudten Brief ihre Reftauration als ein nationales 
Glück. Indeſſen fand er fi) durch das Auftveten des alten Adels und ber zuräd- 
gefehrten Emigranten bald fo gründlich abgeftoßen, daß er ſich ohne Zanbern 
wieder im feine ländliche Ginfamfeit zurädzog und felbft von einer liberalen Ber: 
ſchwörung gegen Lubwig XVII. Notiz zu nehmen im Begriffe ftand, als Napo- 
leou’8 Rüdtehr von Elba den Schauplag auf's Neue veränderte. Der Kaiſer fand 
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ſich diefes Mal genöthigt, auf die liberalen Stimmungen und Wünfche der Nation 
Rüdfiht zu nehmen. Sein Bruder Joſeph hatte demnach am 20. April ein lan» 
ges Geſpräch auch mit L., und biefer erklärte ihm, daß er zwar dem herrfchjüchti= 
gen Sinne des Kaifers fortvauernd mißtraue, aber gegenüber der europäifchen 
Koalition feine Regierung für das geringere Uebel halte, vorausgefegt, daß ber 
Kaifer fih zur fofortigen Einberufung einer Nationalvertretung bequeme. Als 
dann Napoleon die neue men bes acte additionnel gab und nad deren 
Beftimmungen Anfang Mai die Wahlen zur Deputirtenfammer Statt fanden, 
nahın L. ein Mandat von dem Departement Seine - Marne an, nachdem er ben 
Eid der Treue gegen den Kaifer nur unter dem Vorbehalt der nationalen Sou- 
veränttät und der unveräußerlihen Menſchenrechte geleiftet hatte. Er war, mie 
Napoleon zehn Jahre früher bemerkt hatte, noch derſelbe wie 1789. Nach ver 
Konftituirung der Kammer, die ihn zu einem ihrer Vicepräfißenten wählte, war 
er ftetö befliffen, der Kammer die Rechte einer konftituirenden Nationalverfamm- 
lung zu vindiciren, zu großer Erbitterung des Kaiſers, deſſen Stellung bamit zu 
einer lediglih proviforifhen herabgefeßt worden wäre. Allein ehe diefer Gegenfak 
fi praltiſch entwideln konnte, brad die Kataftrophe von Waterloo über vie ha- 
dernden Parteien herein. Als Napoleon von feinem unglüdlihen Feldzuge nad 
Paris zurüdtem, fprad er die Wbfiht aus, die Kammer aufzulöfen und bie Dit- 
tatur zu ergreifen; die Kammer antwortete durch die Forderung, daß der Kalfer 
als das einzige Hinderniß des Friedens abvanfen folle, und als Napoleon fidh 
fträubte, ließ ihm 2. fagen, wenn morgen nicht die Abdankung vorläge, werbe er 
die Abſetzung beantragen. Napoleon, aller militärifhen Mittel beraubt, gab nad). 
Die Kammern ernannten darauf eine proviforifhe Regierung und einen Komman⸗ 
danten der Nationalgarde; 2. ſah fi mit tiefer Enttäufhung bei beiden Wahlen 
übergangen und dafür mit dem boffnungslofen Auftrag belaftet, als Friedens— 
unterhändler den verbündeten Monarchen entgegen zu reifen. Er traf biefelben im 
Elfoß, wurde aber zu einer ernfthaften Unterhandlung nicht zugelaffen, fonvern 
mußte unverrichteter Dinge zurüdkehren, und bie unbebingte Herftellung ver 
Bowrbonen und die Schließung der Kammern durch ein preußifches Piket erleben. 
Die erften Jahre der zweiten Reftauration verbrachte er darauf wieder in feiner 
ländlichen Zurüdgezogenheit, bis er Ende 1818 von dem Departement der Sarthe 
zum Deputirten erwählt wurde. Er gefellte fi) zur Partei der Linken, welche das 
damalige Minifterium Deffoles unterftüste, fprah 1819 für die Erhaltung des 
der liberalen Partei günftigen Wahlgefeges und beantragte 1820 vergebens bie 
Resrgantfation der Nationalgarde. Drei Tage nad diefer Rebe, am 13, Februar, 
wurde der Herzog von Berrher ermorbet, ein Minifterwechjel trat ein, die Partei 
der Rechten fam in den Befig der Macht, und vermöge eines neuen Wahlgeſetzes 
aud der Mehrheit in der Kammer. 2. trat jogleih in die entfchiedenfte Oppofi- 
tion, befämpfte j2des der Ausnahmegefege, wodurd die Regierung die ftaatliche 
Ruhe zu firmen fuchte, und trug fein Bebenfen, als die Kammern fid, immer 
entſchiedener für die Regierung ausfprahen, auch auf einen gewaltfamen Sturz 
ber ganzen beftehenden Ordnung binzuarbeiten. Es war die Zeit der farbonarifti- 
hen Berfchwörungen; eine Anzahl jüngerer Männer , welche die Form biefer 
Geheimbünve in Italien kennen gelernt, hatten karbon ariſtiſche Yogen oder Märkte 
zuerft in Paris, dann in den Departements, enblih auch in vielen Regimentern 
der Armee organifirt, und ver alte General erklärte ſich auf bie erfte Aufforve- 
tung bereit, in die Leitung berfelben einzutreten. Außer ihm waren nocd zwei 
ander Deputirte, Manuel und Wrgenfon, in dieſe Umtriebe mehr bder we⸗ 
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niger verflochten; die Abfiht war, durch eine Reihe zufammenhängender Militär- 
revolten vie beftehende Regierung zu befeitigen und dann bie Nation durch eine 
fonftituirende VBerfammlung frei über ihre fünftige Staatsform verfügen zu laffen. 
Die Führung einer Emeute in Befort wollte 2. perfönlih übernehmen; er reiste 
von Paris hinüber, mußte aber, in ber Nähe von Béfort, fchleunig umkehren, 
als durch die Unvorfichtigkeit eines Unterofficierd das Komplott vorzeitig ver- 
rathen worden war. Die übrigen Berfuhe hatten fein beſſeres Scidfal. Die Re- 
gierung war über bie Betheiligung jener Deputirten hinreichend unterrichtet, und 
obwohl fie, um die Schwere ber Verwicklung nicht zu fteigern, von einer gericdht- 
lihen Verfolgung 2.3 Abſtand nahm, fand biefer doch feine Stellung in ber 
Kammer fo fompromittirt, daß er im Jahre 1824, einer oft wiederholten Ein- 
ladung folgend, eine Reife nad Amerifa antrat, wo er, auf eine beifpiellofe Weife 
als Gaft der Berefnigten Staaten gefeiert, bis zum September 1825 verweilte, 
Im Juni 1827 wählte ihn fein Departement auf's Neue zum Deputirten und 
wiederholte nach einer indeß erfolgten Auflöfung diefe Wahl im November. Gleich 
nachher z0g fih das Minifterium Bilde zurüd, um der verföhnlihen Verwaltung 
Martignac’s Pla zu maden; 2. ftand mit diefer auf gutem Yuße, flimmte aber 
wie feine Partei gegen das von dem Minifterium vorgelegte Geſetz über die De- 
partementalverwaltung, als nicht liberal genug, wenn auch befier als das befte- 
hende; e8 war dann wefentlih das Scheitern dieſes Gefeges, welches ver äußerſten 
Rechten das Mittel abgab, dem Könige das Minifterium als ohnmächtig in der Kam: 
mer zu fchildern und dadurch die Bildung des Minifteriums Polignac zu erwirken. 
L. machte damals, Auguft 1829, in Familienangelegenheiten eine Retfe in fein Heimat- 
land Auvergne; er wurde in allen Städten feftlic empfangen und ergriff ven Anlaf, 
die Bevölkerung zum feften Widerftand gegen bie neue Regierung anzufpornen, 
Wird man, fagte er in Lyon, ed wagen, eine ungefegliche Gewalt durch bloße 
Drbennanzen zu üben? die Nation kennt ihre Rechte, fie wird fie zu vertheibigen 
wiffen. Nach Paris und Lagrange zurüdgelehrt, nahm er lebhaften Antheil an der 
im Lande aufwallenden Bewegung, den Kämpfen ver Preffe, ven liberalen Bantetts, 
den Affociationen für Steuerverweigerung und Wahlen. Zugleih waren feine 
Dlide wie in jungen Jahren unaufhörlih auf die liberale Bewegung im Aus- 
lande gerichtet; er empfing eine Deputation polnifcher Freiheitsfreunde, intereffirte 
fih für die italienifhe und griechifche Unabhängigkeit, ftand mit den Häuptern 
ber fübamerifanifhen Republiken in Korreſpondenz. Schon im Frühling 1830 
hielt er ficy überzeugt, daß der Sit des Uebels nicht im Minifterium, fondern in 
dem perfönlihen Willen des Königs und feines Sohnes fei; ein Doktrinär hatte 
ihm gefagt, er fehe deshalb nirgendwo eine gute Löſung; g. meinte, wenn man 
entſchiedener fei als die Doftrinäre, fo entdede man die Löſung Leicht, nur komme 
e8 darauf an, daß die Nation fid, ermanne. Das Minifterium löste damals bie 
Kammer auf; 2. wurde in feinem Departement wieder gewählt, ehe aber bie 
Situng eröffnet wurde, entſchloß fih die Regierung zu den Ordonnanzen des 
Juli, und nahdem am 27. in Paris der Straßenkampf begonnen hatte, erflärte 
L. am 28. in einer Berfammlung der in der Hauptftabt anmefenden Deputirten, 
daß die Umftände keine genaue Gefeglichkeit mehr geftatteten, daß es ſich um eine 
Revolution handle, daß eine proviforifche Regierung nöthig fei, daß fein Name 
bereitd mit feinem vollen Einverſtändniß durch feine Freunde an die Spike ber 
Infurrektion geftellt werde. Am 29. begab er fih, während das Bolt die Tui- 
lerien ftürmte, in das Stadthaus, wo bie republifanifhe Partei, ver er fih in 
dieſem Augenblid mit jugendlihem Enthufiasmus überließ, ihren Mittelpunft hatte, 
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Um fo mehr beeilten fi die Deputirten unter der Leitung von Laffitte und 
Perier, eine monarchiſche Löſung herbeizuführen; nachdem fie & zum Oberbefehls- 
haber der Nationalgarden ernannt, übertrugen fie dem Herzog von Orleans am 
30. die Würde eines Generalftatthalters des Königreihs, und am 31. machte 
biefer dem General den berühmten Befuh auf dem Stadthauſe, wo L., die un- 
verfennbare Stimmung ver großen Mehrheit gewahrenn, und nicht Willens mit 
der Deputirtenfammer offen zu brechen, den Prinzen freundlich empfing und da— 
durch die Gründung des neuen Thrones entſchied. Er fagte dem Herzog, er felbft 
fei Republifaner und halte die amerikaniſche Verfaſſung für die befte; der Prinz 
erflärte fi einverftanven, fragte aber, ob die Republik in Frankreih ausführbar 
fei. Der General verneinte und begehrte deshalb einen von republilanifchen, ganz 
republifanifhen Einrichtungen umgebenen Thron. Das ift meine Anficht, ſchloß ber 
Herzog. Indeſſen konnten dieſe Illuſionen nicht lange dauern, Die Monarchie Lud- 
wig Philipp's wurde gegründet, die Eharte revivirt, 8. General aller National- 
garden des Königreihs, ein Minifterium gebilvet, in welchem L.'s Freund Dupont 
de l’Eure und Laffitte das Princip ber revolutionären Bewegung, Guizot, Broglie, 
Perier jenes der Drbnung und Beruhigung vertraten. Bald genug fanden ſich 
zwifchen dieſen Elementen die Anläffe zum offenen Bruch. Nah Außen wünfchte 
L. die offene Unterftägung ver belgifchen und italienifhen Revolution und bamit 
den allgemeinen Krieg; im Innern nahmen er und feine Freunde Anftoß daran, 
daß Guizot Teine Straßentumulte und ungefeglichen Klubs duldete und überall 
die Autorität ber — gegen die Aufwallungen des Vollkswillens ſcharf be— 
tonte. Schon nach drei Monaten führte der Proceß der gefangenen Miniſter 
Karls X. die Kriſis herbei. Die Majorität des Conſeils und der Kammer bean- 
tragten, hierin von 2. unterftügt, die Abſchaffung der Tobesftrafe; als ſich die 
populäre Partei dagegen mit Leidenſchaft erhob, tabelte der Präfekt der Seine, 
Odilon Barrot, in einem officiellen Manifeft jenen Schritt der Kammer als un- 
zeitgemäß, und Guizot und feine Freunde begehrten darauf die Abſetzung des 
Präfelten. So weit wollten jedoch weder Dupont noch L. — beide boten ihre 
Demiſſion, wenn Odilon Barrot entlaſſen würde. Bei der in Paris herrſchenden 
Gährung gab der König ihnen nach, und nun ſchieden die doktrinären Miniſter 
aus dem Conſeil, worauf Laffitte mit Dupont die Bildung und Leitung eines 
neuen Kabinets übernahm. L. ſollte aber durch dieſen Steg in feinen perſönlichen 
Beſtrebungen nicht gefördert werden. Laffitte ſelbſt erklärte damals einem ſeiner 
Geſandten, er ſei im Grunde mit Périer ganz einverſtanden, wolle Ordnung im 
Innern und Frieden mit Europa, beklage den Einfluß, ven L. zu üben fuche, miß- 
billige defjen Hunger nad Popularität, veffen Umgebung von jungen Higköpfen, 
beffen Propaganda, mit der er ganz Europa zu revolutioniren ſuche. So gingen 
die Dinge beinahe unverändert ihren Gang. Die Todesſtrafe wurde zwar nicht 
abgeihafft, wohl aber im December der Proceß der Minifter zu unblutigem 
Ende geführt; 2. konnte nicht umhin, in feiner amtlihen Stellung für die Erhal- 
tung der Ruhe zu wirken, verficherte aber zugleich feinen republifanifhen Freun—⸗ 
ben, daß vie Regierung ihnen die Bewahrung der Gefeglichfeit mit großen bemo- 
kratifchen Reformen, einer gewählten Pairie, einer weiten Ausdehnung des Stimm 
rechts, einem Minifterium ber entfchievenen Linken vergelten würde, Als nad dem 
Schluſſe des Procefjes von diefen Bewilligungen nichts erfchien, vielmehr Laffitte 
jede derartige Zufage in Abrede ftellte, ergingen fi 2%. und feine Freunde in 
heftigen und öffentlihen Beſchwerden. Die konfervative Mehrheit ver Kammer 
nahm bald nachher ihre Revanche gegen den General, indem fie unter Zuftim- 
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mung Laffitte's in ein neues Gefe über die Nationalgarde die Beftimmung auf- 
nahm, daß fortan nur die Garden einer Gemeinde, nicht aber jene eines größeren 
Bezirkes unter einem gemeinfamem Oberbefehle ftehen könnten. 2, hiedurch tief 
verlegt, bot auf der Stelle feine Entlaffung aud für den Befehl in Paris; ber 
König ſuchte ihn dur den Titel eines Ehrenfommandanten zu halten, nahm aber 
endlich, als 2. die Konceffion jener großen Reformen zur Bedingung feines Blei- 
bens machte, die Entlaffung an. 2. blieb darauf Mitglied der Deputirtenfammer, 
wo er unausgefegt auf Herabfegung des Genfus, Ausdehnung des Stimmredts, 
Freiheit der politifhen Bereine, Unterftügung ver Polen und Italiener drang. 
Im Mai 1832 unterzeichnete er das Programm der vereinigten Oppofitionen, 
das fog. compte-rendu, nahm dann noch an der Kammer von 1833 Theil und 
ftarb im 77. Lebensjahre am 20. Mai 1834, 9. v. Eybel. 


Zabarpe. 


Friedrich Cäſar Laharpe (eigentlih de la Härpe), geb. ven 6. April 
1754, entftammte einem alten Geſchlechte des Waadtlandes. Er ftudirte in Genf 
Philofophie, in Tübingen die Rechte. In fein Vaterland zurüdgelehrt, wurde er 
Anwalt. Seit zwei und einem halben Jahrhundert war das Wandtland unter 
ber Herrſchaft der bernifhen Ariftofratie, die dasſelbe ausſchließlich durch die aus 
ihrer Mitte gewählten Landvögte regierte. Die Berufungen in Procefien wurben 
in Bern entſchieden. Der Gewinn eines Procefjes verſchaffte L. das Patent als 
Anwalt bei dem betreffenden oberften Gerichtshofe; er brachte nunmehr einen großen 
Theil des Jahres in der Stadt Bern zu. Hler reiften in ihm die Anfichten und 
Beftrebungen, welche fortan den Mittelpunkt feiner Lebensthätigkeit ausmachten: 
Befreiung des Waapdtlandes von ber Herrfhaft Berne. 
Geiftig erfüllt von den im der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts herrſchenden 
Ipeen, unabhängigen, ftolzen, leivenfhaftlihen, aber aud wieder für Ideen auf- 
opfernden, bingebenven Charakters empfand es der waadtländiſche Edelmann für 
fi und feine Mitbürger im perjönlihen Umgange mit dem bernifhen Patriciate 
auf das Schmerzlidfte, „Unterthan“ dieſer Ariftofratie zu fein. Um für einmal 
aus dieſem Verhältniß zu ſcheiden, nahm 2. ein ihm gemachtes Anerbieten an, 
einen ruffiihen Edelmann auf einer Reife in Italien zu begleiten. Durch dieſen 
fam er 1782 nad Petersburg. Die Kaiferin Katharina wurde auf ihn aufmerk- 
ſam gemadt und entſchloß fi), ihm die Erziehung ihrer Enkel, ver Groffürften 
Alerander und Konftantin, anzuvertrauen. (S. oben Br. 1. ©. 145.) 

Während L. in Petersburg lebte, begann die franzöfifhe Revolution. Ihre 
Ideen erfaßten allmälig aud die romanifhe Schweiz. Dadurch ermuthigt verfolgte 
L. von Petersburg aus das Beftreben, fein Vaterland der Herrfhaft Berne zu 
entziehen. Zu diefem Zwede ließ er anonyme und pfeudonyme Schriften in ver- 
ſchiedenen Sprachen erfheinen. Im Jahre 1790 ſchickte er einigen feiner Freunde 
Entwürfe eines Anſuchens an die Regierung von Bern für Einberufung der alten 
Stände des Wandtlandes, um Neformen einzuleiten. Einer verfelben fiel ber ber- 
nifhen Regierung, wahrfcheinlih durch Berlegung des Poftgeheimnifjes, in bie 
Hände, Sie bejchwerte ſich bei der Kaiferin, eine erfte Rechtfertigung gelang L., 
doch murbe ihm unterfagt, fich ferner in die Angelegenheiten der Schweiz zu 
miſchen. Allein je mehr fi die franzöfifhe Revolution entwidelte, um fo mehr 
wurde aud L. der Anhänger und Vertheidiger berfelben, von ihren Gegnern, ins- 
befondere den franzöfifhen Emigranten, welche feinen Einfluß auf den ruffifchen 
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Hof fürchteten, angegriffen. Die Kaiferin felbft wurde über die Grundſätze bevent- 
lich, im welchen er ihre Enkel erzog. Zwar fol fie auf feine Vorftellungen ver 
Koalition gegen Frankreich im Jahr 1793 nicht beigetreten fein, aber immerhin 
wurbe er feiner Stelle ald Erzieher der Großfürften enthoben. Es fpricht für bie 
moraliſche Seite diefer Erziehung, daß bie beiden Groffürften ihr ganzes Leben 
hindurch 2. in Liebe und Dankbarkeit zugethan blieben. 

SR begab fih nah Genf; umfonft wünſchte er fein Vaterland zu betreten, 
die bernifche Regierung verweigerte ihm den Eintritt. Statt der Zeit Rechnung 
zu tragen, die Bahn der Reform freiwillig und rechtzeitig zu betreten, befolgte 
biefelbe überhaupt ein bloßes, oft fehr hartes Repreſſivſyſtem gegen Alle, welche 
ihre ausſchließliche Herrfhaft über tas Waadtland in Frage ftellten. 2, feiner 
feits erflärte ihr nun den Krieg anf Leben und Tod, ven er vorzugsweiſe von 
Paris aus führte. Zu diefem Zwecke publicirte er eine Reihe gegen das Berner 
Patriciat gerichteter Schriften, in denen feine Angriffe, Wahres und Falfches ver- 
mengend, immer leivenfhaftliher wurben. „Das Bewußtfein feiner guten Ab— 
fidten — fo urtheilt fein Freund Monnard in feiner Fortfegung der Schweizer- 
gefhichte Müllers — führte ihn irre; er glaubte nur der Liebe zur Gerechtigkeit 
zu geboren, wenn er dem Rachgefühle folgte.... Der Einfluß, weldhen er er- 
warb, die Kraft und Zähigkeit feines Willens, vie Energie und Hingebung feines 
Charafters, dieſes ſich aufopfernde Leben ohne perſönliche Abfichten, ftellten an die 
Spige der ſich vorbereitenden Revolution den Namen L.'s.“ Endlich im November 
1797 that er den entjcheidenden verhängnifvollen Schritt, das franzöfifche Diref- 
torinm um Intervention in die Angelegenheiten feines Baterlandes anzugehen. 
In dem Bertrage von Laufanne vom 30, Oktober 1564 zwifhen Savoyen und 
Dern waren die Freiheiten des Waadtlandes referpirt worben. Frankreich hatte 
1565 viefen Bertrag garantirt. An der Spige einer Anzahl Waadtländer und 
Freiburger verlangte nun 2, die Anwendung diefer Garantie. Seit längerer Zeit 
wünſchte das franzäftihe Direktorium, die Echweiz zu befegen, auszubeuten und 
umzugeftalten. Auf die von 2. gemachte Eingabe beſchloß es, den waadtländiſchen 
Bürgern, welde die Rechte ihres Volkes verlangten, ben unmittelbaren Schuß 
Frankreichs zu gewähren. Es war dies der Feuerfunfe in das offene Pulverfaß. 
Schnell folgten fih der Aufftand im Waadtlande, der Einbrud ver franzöftfchen 
Armeen und vie Kämpfe, welche mit dem Falle ver alten Schweiz endigten. In 
Paris arbeitete 2. dahin, daß der Schweiz eine einheitliche, der franzöſiſchen nach— 
gearbeitete Berfaffung gegeben wurde. Im Juni 1798 trat’er in das helvetifche 
Direftorium ein, wurde aber ſchon nad anderthalb Jahren in den fortgefegten 
Barteilämpfen wegen ver Rüdficdhtslofigkeit, mit welcher er feine unitarifchen An- 
fihten durchzuführen fuchte, wieder aus demſelben geftoßen. Wenige Monate darauf 
in eine Unterfuhung verwidelt, entfloh er nah Frankreich, 

In ver Nähe von Paris lebte er zurüdgezogen bis zum Jahre 1814, Die 
große Erhebung Europa's gegen bie franzöfiihe Weltherrſchaft hatte auch bie 
Schweiz erfaßt, ihre Neutralität war nicht geachtet worben, die von Napoleon ihr 
gegebene Mediationsverfaffung war zuſammengebrochen, die ſchweizeriſchen Arifto- 
kratieen, insbeſondere die bernifche, ſuchten die verlorene Stellung wieder zu ge- 
winnen, diefe leßtere auch die Herrfchaft über das Waadtland wieder zu erringen. 
Bon Paris aus begab fih 2. in das Hauptquartier der Alliirten nad) Langres 
zum Kaifer Ulerander. Später ging er als Abgeorbneter der Kantone Waadt und 
Teſſin zum Wiener Kongreffe. Sein perfönlies Verhältniß zu Alerander trug 
bebeutend dazu bei, daß in der neueren ſchweizeriſchen Bundesverfaffung von 
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1815 Waadt als unabhängiger Kanton anerkannt wurde, und daß eine Neihe für 
die Selbftändigfeit ver Schweiz wichtiger Fragen in einer für biefelbe günftigen 
Weiſe von der ruſſiſchen Diplomatie aufgefaßt wurben. 

Vom Jahre 1816 lebte L. wieder in der Waadt, an deren politifcher Ent- 
widlung er fih nur noch als Mitglied des Großen Rathes bis zu feinem am 
30, Mai 1838 erfolgten Tode betheiligte. 8. hat wie fein anderer Waadtländer 
vom Jahre 1790 bis 1798 darnach gerungen, die Waabt von der innerlih un- 
haltbar gewordenen Herrfhaft der berniſchen Wriftofratie zu befreien. Indem er, 
allervings hart verfolgt und proscribirt, am Ende zu biefem Zwecke die Interven- 
tion des "mächtigen Nachbarſtaates anrief, that er, die abftrafte Freiheitsidee über 
die konkrete Pflicht gegen das Baterland fegend, einen Schritt, der nicht geredht- 
fertigt werben fann. Nein war fein Streben in den Jahren 1814 und 1815, in 
denen er feinen perfönlihen Einfluß auf den Kaifer Mlerander dazu benuste, 
eine Rückkehr des Waadtlandes in fein früheres Verhältniß mit Bern abzuwenden, 
das feinerlei innere LTebensfähigkeit mehr gehabt hätte. Hottinger. 
2amartine, S. Frantreid. 


Lamennais. 


Hugues Felicit6 Robert de la Mennais gehört zu den denkwürdigſten Erſchei— 
nungen biefes Jahrhunderts. Sein Leben beſchreibt einen weiten Bogen. Nach einer 
einfamen und verborgenen Jugend, die nur vorübergehend von den Stürmen ver 
Revolution berührt wird, im Ganzen aber ver Einflüffe einer großen Welt erman- 
gelt, tritt er mit dem Gefühle eines reformatorifhen Berufes in die Gefellichaft 
ein und fucht politiſchen Idealen, die er ſich ferne von den Menfchen gefchaffen 
hatte, Anerkennung und Verwirklihung zu erringen, Ihr Widerfprucd mit den 
Ideen der Zeit, die Kühnheit und das Pathos, womit fie verfündigt werben , er 
regt die allgemeine Aufmerffamteit; L. wirkt ungewöhnlich auf die Geifter, doch 
reißt er fie mehr mit fi fort, als er fie überzeugt. Bald wird fein Name neben 
ben gefeiertften Schriftftellern Frankreichs genannt, und ſchon fieht die Kirche in 
ihm einen zweiten Boffuet, deſſen zündende Beredſamkeit einen neuen Aufſchwung 
bes fatholifchen Lebens begründen wird. 

Aber diefes glänzende Phänomen ift ein unruhiges Meteor, das feinen Stand- 
ort wechfelt und nur eine Zeit lang auf viefelbe Strede der moralifchen Welt feine 
erleucdhtenden und erwärmenden Strahlen werfen zu wollen ſcheint, das nad fur» 
zem Aufenthalte wieder weiter zieht, bis es enblih fern von feinem Aufgange nie- 
derfinkt, nach immer matterem Glanze erlöfhend. Yus dem Apologeten der mittel- 
alterlihen Staatsidee, wonach alle Macht und Majeftät im Papfte kulminirt, von 
dem bie Fürften erft ihre Yegitimität empfangen, aus einem Vorfämpfer der Theo- 
kratie und Monardie von Gottes Gnaden wird er zunächſt ein Feind des König- 
thums, weil er glaubt, daß dieſes gegen die Kirche fi empöre, und unternimmt 
es daher, die Hierarchie zu einem Bunde mit der Demokratie zu überreden. Als 
aber jene feinen zubringlihen Rath nicht hört, ba verläßt er aud die Kirhe und 
weiht der Sache des Volkes den Neft feines Lebens. Das ſcheint ein großer Wech- 
ſel der Weberzeugungen zu fein; es fcheint aber aud nur fo auf ver Oberfläche; 
wer in bie Tiefe diefes Lebens hineinblidt, der wird in feinem Entwidlungsgange 
eine große Konſequenz entveden. 

2.8 Heimat ift die Seeftadt St. Malo in der Bretagne; hier wurde er am 
17. Juni 1782 geboren. Seine Familie war durch Ludwig XVI. in ven Abels- 
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fand erhoben worben, weil fie in harten Zeiten einen aufopfernden Patriotismus 
und bie werfthätigfte Menfchenfreundlichkeit bewiefen hatte. Dasjelbe Mitgefühl 
mit den Leiden ver ärmeren Klaffen vererbte ſich auch auf L. und wurde gewiß 
für feine politifhen und focialen Theorieen bedeutungsvoll. Er wurde in der An- 
zänglichkeit an die Yatholifche Kirche und das königliche Haus erzogen und konnte 
— anfänglich keine Sympathie für die Revolution gewinnen, die noch dazu den 

ohlſtand ſeiner Familie untergrub, und von der ihm aus ſeiner früheſten Jugend 
noch die Verfolgungen, welche die Religion durch ſie zu erleiden hatte, erinnerlich 
waren; er wußte noch, wie im elterlichen Hauſe die kirchlichen Funktionen heim— 
lich ausgeübt werden mußten. Aber auch das Kaiſerthum beſaß ſeine Neigung nicht; 
er haßte in Napoleon den Sohn der Revolution und den Unterdrücker der Kirche 
und zögerte darum nicht, ſo bald es möglich war, öffentlich gegen ihn Partei zu 
ergreifen. Ohne die erforderliche Leitung und Ueberwachung verlebte L. feine Ju« 
gend theils in feiner Heimat, theild auf dem Landgute Ia Chenaie mit feinem 
Bruder Jean, befchäftigte fih mit dem Studium der lateinifchen, griechiſchen und 
hebräiſchen Sprade und las planlos neben Kirhenhiftorifern und Kirchenvätern 
die Philofophen des 18. Jahrhunderts und belletriftifche Literatur. Alle dieſe Stu- 
dien machten ihn zu feinem Gelehrten; feine unruhige Natur ließ ihn nicht lange 
bei einem Gegenſtande verweilen; ftatt auf dem Wege tiefen Nachdenkens und ein: 
gehender Forfhung empfing er lieber durch Infpiration und Autorität feine Ueber: 
zeugungen, wie er denn auch biefelben feiner Zeit ohne wiſſenſchaftliche Begrün— 
dung in dogmatiſchem Tone wieder aufzudrängen unternahm, Nicole und Rouſſeau 
- waren aber feine Lieblingsleftüre, und namentlid von dem legteren eignete er ſich 
nit nur den blühenden naturfrifhen Styl, ſondern auch viele Ideen an, die ihn 
unbewußt und bewußt zeitlebeus beherrſchten. So kam es, daß ihm auch der Zwei- 
fel an der Wahrheit feiner Religion nicht erfpart blieb, daß er anfing, gegen fie 
gleihgültig zu werben und eine Zeit lang fid) dem Deismus Rouffeau’s in bie 
Arme warf. Schon als zmölfjähriger Knabe disputirte er mit dem Ortspfarrer 
über die Wahrheiten der Religion, und er wurde 22 Jahre alt, bis man ihn zur 
Kommunion und Konfirmation bewegen konnte. Ueberhaupt war er von Haus aus 
ein tiefleidenf&haftlicer, eigenwilliger und ſchwer zu bändigender Charakter, der mit 
feinen romantifhen Neigungen, mit feinem Hange zur Schwärmerei, mit dem 
Uebergewichte der Phantafie über den Berftand, und jo mit all feinen Einfeitigfei- 
ten groß gezogen wurde, weil ihm im Umgange mit ver Natur und in der Un- 
befanntfhaft mit den wirflihen Verhältniffen in ver Welt der aufflärende und 
befjernde Widerſpruch fehlte. So erhielt L.'s Wefen eine große, an Eigenfinn und 
Trotz ftreifende Heftigkeit und Härte. Anberfeits trug feine größtentheils ſich jelbft 
überlaffene und in der Stille verbradhte Jugend dazu bei, ihn einfach, treuherzig 
und leihtgläubig zu erhalten; feine Gefinnung blieb durch und durch keuſch, er 
fonnte nur mit Mühe an fittliche Verkommenheit glauben. Es ift fein bösartiger 
Zug in ihm, und wenn er aud) ftolzen Geiftes war, fo ift e8 doch nicht ber Hod- 
muth gemwefen, der ihn auf feinen Bahnen vorwärts trieb, denn diefer ſpricht nie 
mals mit folder Begeifterung und macht feinen zum Martyrer der ea se 
Bon frifhem Gemüthe hatte er ftet3 das Bedürfniß der Freundſchaft und Liebe; 
noch in feinen fpäteren Schriften bricht die [hwermüthige Klage hervor, daß hierin 
feinem Herzen feine wahre Befriedigung geworben fei. Gigentlich eine dod mehr 
für die Idylle beflimmte Natur, die die große Welt weder verftehen noch ertra- 
gen Tann, die aus ihrem Lärm ſich immer wieder in bie Stille und in ben Frie— 
den des Landlebens zurüdiehnt, um hier mit ihrer poetifhen Phantafie ungeftört 
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eine ideale Welt ſich zu erträumen, hat ihn das Pathos ſeiner Ideen auf die 
Bühne des öffentlichen Lebens geführt, hieß ihn mächtig in die Bewegung des 
Jahrhunderts eingreifen und wies ihm die Rolle des Propheten zu, der auf den 
Trümmern der gegenwärtigen Ordnungen den Aufgang einer neuen Zeit verkün— 
digt, wo das Evangelium der Liebe die Menſchheit durchdringt und die großen 
Unterſchiede in der Geſellſchaft aufgehoben hat. Aber im Kampfe für ſeine Ideen 
bemächtigt ſich feiner die dämoniſche Gewalt der Leidenſchaft, und von Zorn und 
Haß fortgeriffen vergißt er alles Maß und übertäubt jede fanftere Regung des 
Gemüths; dann wird feine Rede zu einem verheerenden Bligftrahl und felbft feine 
Begeifterung zu einer unreinen Flamme, und bietet feine ganze Erſcheinung das 
Bild einer vultanifhen Eruption, die mit Furcht und Entjegen erfüllt. Und 
doch barf die Reinheit feiner Tenbenzen und der Abel feiner Gefinnung darüber 
nicht verkannt werden; er glaubte im Dienfte der Menfchheit zu ringen und zu 
leiden und verzichtete in dieſem Dienfte auf das perfönliche Lebensglück. 

2.8 Vater war Schiffsrheder und ftellte ihm frei, ob er ihm in feinem Han- 
velsgefchäfte nachfolgen oder eine andere Laufbahn einfhlagen wolle, 2, entfchieb 
ſich zulegt für den geiftlihen Stand, den bereits fein älterer Bruder ergriffen 
batte, empfing aber erft ziemlich ſpät die Ordination. 1808 trat er mit ben 
„reflexions sur l’&tat de l’Eglise en France pendant le XVIII. siecle et sur 
la situation actuelle* hervor, worin er lehrte, daß vie Gefege der Religion und 
die Gebote der Moral die unwandelbaren Fundamente des Lebens fein müßten und 
die Verirrungen ber jüngften Vergangenheit in dem Abfall von ihnen ihren Grund 
hätten. Nur in einer freieren Regfamkeit der Kirche ſei ein Heilmittel für die Schä— 
ben ver Gefellfchaft gefunden. Er greift darum die organifhen Artikel an, die Na- 
poleon dem Konforbate hinzugefügt hatte, weil fle die Kirche wieder ganz unter 
die Oberauffiht des Staats ftellten und auf alle Weife beſchränkten. — Das 
Bud) wurde verboten, und L. fand es geratben, ſich als Lehrer der Mathematif 
in das Seminar von St. Malo zurüdzuziehen. 1814 aber gab er in Verbindung 
mit feinem Bruder „la tradition de l'église sur l’institution des &v&ques* 
beraus, worin, offenbar mit Beziehung auf Napoleons Verfügungen, nachgewieſen 
war, daß nur dem Papfte vie kirchliche Iurispiktion zufomme, und daß nur von 
ihm die Uebertragung der bifhöflihen Würde zu gefchehen habe. Bald varauf Brady 
Napoleons Herrfhaft zufammen, und L. ſchlug ſich ſogleich auf die Seite der Re— 
ftauration. Er verehrte in den Bourbonen das legitime Herrſcherhaus und erwar- 
tete von ihnen alles für vie katholiſche Kirche. Während der 100 Tage flüchtete 
er ſich nach England, wo er fi fieben Monate lang durch Unterrichtgeben äußerſt 
kümmerlich durchſchlagen mußte. Von bier aber begab er fih in das Seminar 
St. Sulpice zu Paris, um fih für vie Priefterweihe vorzubereiten, bie er 1817 
empfing. Er meinte vamals, Jeder müſſe zunächft fein eigenes Gewiſſen in Sicher⸗ 
beit bringen, und nur im praftifhen Chriſtenthume jei das Glück und die Weis- 
heit der Welt begründet, außer ihm aber wäre Alles Thorheit und Elend ohne 
Rettung. Nicht für immer nämlich hatte feine entfchievene Natur im religiöfen In» 
differentismug verharren fünnen, er war feine fo verwaſchene und hohle Inbivi- 
bualität, welche die veligiöfe Frage lebenslang babingeftellt laſſen kann; wie in allen 
andern Berhältniffen, fo mußte, er aud hier entweder lieben oder haffen. Die 
fromme Tradition feiner Erziehung, die Meinung, daß die Revolution mit all 
ihren Verbrechen ihre Wurzeln in der Reformation und in der Philofophie habe, 
führte ihn früh wieder zum Katholiciemus zurüd, In feinem berühmteften Werke 
„essai sur lindifference en matidre de la religion,* das von 1817—23 ind 
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Bänden erſchien, wovon in wenigen Jahren 40,000 Eremplare abgeſetzt wurden, 
trat er mit levitiihem Eifer und hinreißender Berebfamkeit der Gleichgültigkeit 
gegen die Religion entgegen und erklärt fie für bie Urfahe aller Sünden und 

eiden feines Volkes und der Menfchheit überhanpt in ver legten Zeit. Die Re- 
ligion ſei allein die fefte Bafis aller focialen Ordnung, aber eine Religion, vie 
nicht auf dem wankenden Princip der indivituellen Bernunft aufgebaut fei, ſon— 
dern die auf einer äußern Autorität ruhe. Darum vermögen weder der philo- 
fophifche Deismus nod der Proteftantismus fihere Garantien für den Rechtszu— 
fland ver Geſellſchaft zu bieten, in ihnen lauert vielmehr die Revolution, weil fie 
vie einzelne Subjektivität zum Princip erheben, Nur ver Katholicismus enthält 
jene Garontieen, vor Allem darum, weil er auf äußerer Autorität beruht, welde 
die Willtür und Zügellofigfeit des individuellen Meinens und Strebens einfchräntt. 
Breilih fragt es fih, ob dieſe Autorität aud tie wahrhafte fei, welcher die ein- 
zelne Bernunft fid) unterwerfen darf und foll. Forſchen wir daher, was ift bie 
wahre Religien und mas ift Wahrheit? Es klingt an den Platonismus und über- 
haupt am die Logoslehre mander Schriftfteller ver älteften Kirche an, wenn L. 
darauf antwortet: Die Wahrheit ift eigentlih das Sein felbft; Alles befteht nur 
durd die Wahrheit. Wenn der Menſch nah Wahrheit ftrebt, fo verlangt er nur 
feine eigene Eriftenz. Die individuelle Bernunft fann die Wahrheit nicht felbft fin- 
den, fie muß fie empfangen, wie Jeder fein Sein empfängt. Darum find alle 
philofophifhen Syſteme verunglüdt und entigen im Skepticismus. Cine untrüg- 
liche unfehlbare Vernunft muß geſucht werden, die nur in ver allgemeinen Ber- 
nunft (sens commun, la raison generale) der Menfchheit gegeben fein kann. Wahr 
ift nur, was fih in jedem Geiſte als wahr bezeugt; die wahre Religion liegt in 
dem religiöfen Gefammtbewußtfein der Menfchheit. 2. ſucht nun zu zeigen, wie 
der Katholicismus allein das Zeugniß der Bernunft der Menſchheit für ſich habe, 
wie er demnad bie wahre Religion fei und in feiner firdlichen Autorität gleich- 
fam die objektiv geworvene göttliche Vernunft verehrt werden müſſe. Organ ver- 
felben ift der Papft; wer gegen ihn ſich auflehnt, erhebt fi gegen die allgemeine 
Bernunft, und feine Auflehnung fommt daher dem Wahnmwige gleih. Die allge 
meine Vernunft, bie in der fatholifhen Kirche und im Papfte fi gleihfam ver- 
förpert, ift unfehlbar, die individuelle aber ift dem Irrthum unterworfen. Jene ift 
die Ölaubensregel, welche dieſe hinzunehmen hat, weßhalb der Glaube der Einficht 
vorausgehen muß. — Inden 2. auf ſolche Weife das Chriftentyum und bie Kirche 
auf die menſchliche Vernunft begründet, ift es nur Tonfequent, wenn er weiter be- 
hauptet, daß in ihr von Anfang an das Chriftenthum eriftirte und daß mit ben 
Beltaltern nur feine Erkenntniß wuchs. So müfjen ihm die Synagoge und felbft 
das Heidenthum nur als Phaſen, ald wandelbare Formen der einen Wahrheit er- 
feinen, die eben im Chriſtenthum ihr vollftes Verſtändniß von Seiten der Menſch— 
beit gewonuen bat. Schon frühe trug fih L. mit der Idee einer dreifachen Kirche, 
der primitiwen, in mwelder noch alle Bölfer einig waren, der jübifhen und dhrift- 
lichen — eine Idee, von der ſich bekanntlich fchon bei Klemens Alerandrinus und 
bei Auguftin nicht undeutlihe Spuren finden. Fragt man aber, wie man wohl 
muß, will man L.'s Gevanfengang volftändig, Har und genau vor ſich haben, — 
ift ſchon vie natürliche Vernunft der Menfchheit das Princip der wahren Religion, 
jo antwortet und der Theologe darauf, die Wahrheit ift nit That der menſch— 
lichen Vernunft, fondern Gott hat fie im Anfang der Menfchheit geofjenbart, 
die fie nur im Verlaufe der Gefchichte bewahrte und ſich zu immer hellerem 
Bewußtſein brachte So ift die ganze Theorie in ihrer Baſis an der Dffen- 
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barung befeftigt, und ruht der Naturalismus des Syſtems auf dem Super- 
naturalismus, 

Während namentlich) der jüngere franzöfifhe Klerus dieſen Ideen mit En- 
thufiasmus beiftimmte, kehrte L. auch tie politifche Seite feiner Doftrinen immer 
deutlicher hervor. Er griff ven Gallifanismus mit der rüdfichtslofeften Heftigfett 
an, er befhulvigte 1823 die Univerfität in einem Artifel des drapeau blanc bes 
Arheismus und zog ſich deßhalb eine Polizeiftrafe zu; er fah fih allmälig von ven 
Bourbonen in feinen Hoffnungen für die Kirche enttäufcht und war, ohne es eigent- 
lich zu wollen, auf die Seite der Oppofition hinübergedrängt. 1824 ging er nad 
Rom, wo Leo XII. ihn mit der größten Auszeihnung empfing und ihn ben jüng- 
ften Kirchenvater nannte. Er wohnte im Batitan und fol den Karbinalshut an- 
geboten erhalten haben, den er aber ausſchlug, wie einige Zeit vorher ein fran- 
zöſiſches Bisthum. Nur die Dispenfation vom Brevier erbat er fi, weil er etwas 
Wichtigeres zu thun zu haben glaubte, als Pfalmen zu beten. Bon Rom zurückgelehrt, 
veröffentlichte er die Schrift „de la religion considerde dans ses rapports avec 
l’ordre politique et eivile® 2 Br. Paris 1825—26 und entwidelte darin im 
Anſchluß an feine früheren Ideen über den Katholicismus und die firhlihe Au— 
torität feine politifchen Anſichten. Es gibt nur eine Wahrheit, vie hriftliche, 
deren Verfünder und Schüger der Papft ift. Er iſt der Schlufftein und vie Stüße 
der Gefellfchaft, weil in feiner Autorität fi die religiöfe verkörpert. Wie die all- 
gemeine Vernunft und darım bie auf fie gegründete Kirche unfehlbar ift, fo auch 
der Papft. Alle Civilifation hängt von dem Anfchluffe an feine geiftlihe Herrſchaft 
ab; die Reformation, welche eine Erhebung der Leidenfhaften, eine Proteftation 
der menſchlichen Vernunft gegen die göttliche ift, hat nur der Barbarei den Weg 
gebahnt, und die Revolution, diefer Triumph der Hölle, iſt ihre Tochter. Weil auf 
der Religion und Kirche alle ſociale Ordnung ruht, weil fie die Seele des Staa— 
tes iſt, darum bat viefer ihr gegenüber in ein Abhängigfeitsverhältniß zu treten; 
er hat dem geiftlihen Schwerte des Papftes fein weltlihes zu leihen, um bie Eine 
hriftlihe Wahrheit mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln aufrecht zu erhal- 
ten; er muß daher andere Belenntniffe unterbrlüden, weil ihre Duldung nur dem 
religiöfen Indifferentismus, dem Abfalle von der Kirche und dem Atheismus Vor— 
[hub leiften würde, Wie der Staat überhaupt auf ver Kirche, fo ruht alle Obrig- 
feit im Staate auf der Autorität des Papftes und ift ihr unterworfen. Der Papft 
ernennt oder beftätigt die Fürften, die allein mit Rechtmäßigkeit im Staate herrſchen, 
weil ihre Majeftät ihnen von Gott durch den Papft verliehen worden ift. Darum 
ift die demokratiſche Berfaffung, die nicht auf dem kirchlichen Grunde ruht, ille— 
gitim, ja Katholicismus und Demokratie find geradezu unvereinbar. Bei einem 
ſolchen Berhältniffe zwifhen Kirche und Staat verfteht es ſich von felhft, daß jede 
Deeinträhhtigung der Herrſchaft der erftern durch die Regierungsmaßregeln des 
legtern nur als Revolution betrachtet werden fann, darum denn auch bie galli- 
fanifhen Sätze, die Karl X. unter die Stantsgefege aufnahm, als Härefle umb 
Berrath bezeichnet werden. L. fpridt in diefem Bude das harte Wort aus, daß 
zwifhen Staat und Kirche ein unverföhnlicher Krieg beftehe, weil ihre Principien 
fih gegenfeitig ausſchließen; daß das Chriftentbum ein Feind des Staates, ber 
Staat aber atheiftifch fet. 

Diefe Schrift gli einer Brandfadel, die ven Staat der Reftauration in 
Flammen fegen follte, darum denn auch die Regierung dieſelbe unterbrüdte, den 
Berfaffer vor Gericht ftellte, wo er Übrigens mit Schonung behandelt wurbe, und 
endlih 14 Biſchöfe zu einem Koncil nad Paris berief, welche die gallifanifchen 
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Artilel aufrecht erhielten und L.'s Grunpfäge für verberblih und revolutionär er- 
Härten. 1829 deutete diefer in der Schrift „progrös de la revolution et de la 
guerre contre l’Eglise* den Ausbruch einer neuen Revolution und ven Untergang 
der Bourbonen an, welche durch ihre Mißachtung und Bedrückung der Kirche ihren 
Sturz verfhuldet und die Revolution befchleunigt hätten, 

Damit ift die erfte Periode von L.'s Leben und Wirken abgelaufen ; ver- 
weilen wir bier einen Wugenblid, um uns über feine Ideen Har zu werben. Es 
leuchtet unmittelbar ein, daß feine ganze Konftruftion ver lirchlichen und politifchen 
Societät auf demokratifher Grundlage ruht, fo wenig er auch dies fich felbft ge- 
ftehen will. In legter Inftanz nämlich ftügt fich bie religiöfe Autorität auf die all- 
gemeine menſchliche Bernunft, die nicht blos in einzelnen Individuen, fondern bie 
in allen, zum mindeſten in ver Majorität verfelben vorhanden if. Wenn dieſe 
auch durch göttliche Offenbarung erleuchtet und geführt wird, Bleibt fie doch als 
folde vie Borausfegung für die firdliche Autorität, die Alles, was fie ift, nur aus 
ihr empfängt. Der ganze Bau der Gefellichaft gleicht einem Baume, der feine 
Burzeln in die Erbe fenft und von hier aus feine Nahrung zieht; würde er ſich 
von ihr [osreißen, fo müßte er verborren. Bon unten nad) oben, auf der natür- 
lihen und breiten Bafis des allgemeinen Geiftes der Menfchheit erhebt ſich ihr 
Spftem, in welchem jedes frühere Glied an Dignität und Macht das beveutendere 
ift, weil es der Duelle am nächſten fteht und Stüge und Borausfegung für vie 
fpäteren ift. Wer erfennt hier nicht die Iveen des Contrat social, nur in theolo- 
giſcher und hierarchiſcher Härbung? Das Erfte und Höchſte ift die allgemeine Ver- 
nunft, und von ihr erft nimmt die fatholifhe Kirche und der Papft feine Autori= 
tät; würden biefe ſich mit jener in Widerſpruch feten, fo verlieren fie ihre Baſis 
und verfallen dem Irrthum, fo hören fie auf, die Träger und Organe ver Wahr: 
beit zu fein. Bon der Kirche und bem Papfte geht die weltliche Souveränetät aus, 
an jener hat fie ihre Quelle und Grundlage, fett fie ſich mit ihr in Widerſpruch, 
fo unterminirt fie ſich felbft, wird halt- und rechtlos und muß zufammenbreden. 
Nur in der Unterorbnung des Staates unter die Kirche, der Kicche unter die all- 
gemeine Vernunft, befteht das Heil und die Wohlfahrt ver Bölfer. Das ift bie 
natürliche und rehtmäßige Ordnung. So verbindet 8. die drei Elemente ver De- 
mofratie, Theokratie und der Monardie in feinem politifden Syſtem; es wird 
fi zeigen, daß biefe Berbindung eine unnatürliche war. L. wird gegen die Monar- 
hie fi auflehnen, wenn dieſe der Kirche ihre Dienftbarkeit auffündbigt, weil fie 
dann ihrer Autorität verluſtig geht; aber er wird auch mit der Kirche brechen, 
wenn fie fih von der Vernunft und den Interefien der Völker losſagt, weil fie 
dann gleihfall8 von ihrem Lebensprincipe abfällt. So wird er fi zulegt an bie 
Burzeln diefer hiſtoriſchen Autoritäten, an die Subftanz des Volksgeiſtes felbft 
feftzuffauimern verfuhen und fortan ummittelbar in feinem Dienfte thätig fein, 
nachdem er früher mittelbar darin zu arbeiten glaubte Damit haben wir ben 
Entwidlungsgang angedeutet, zu dem L.'s Syſtem nothwendig drängte, wenn nadı 
feiner Meinung der Staat fi gegen die Kirche, die Kirche fih aber gegen bie 
Menſchheit empören follte. 

Die Julirevolution ftürzte das Königthum der Reftauration und trat in offe- 
ner Tyeindfeligkeit gegen bie Kirche auf, weil dieſe fih mit den Bourbonen zur 
Unterbrüdung ver Voltsfreiheit verbündet zu haben ſchien. In Wahrheit hatte die 
Kirche die größte büreaufratifhe Bevormundung erfahren und war über äußerlichen 
Begünftigungen ihrer höchſten Würbenträger in ihren tiefften und innerlichften In- 
terefjen verlegt worden, Die Nation aber war zu einem Abfall von der Kirche 
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reif geworben, fie haßte fie, weil fle in ihr bie Verbündete und Dienerin der 
Defpotie zu erkennen glaubte. Die Jultrevofution brachte” die Ideen der Trennung 
des Staats und ver Schule von der Kirche, der Belenntniß-, Aſſociations- und Preß- 
freiheit. Die Frage war, follte die Kirche in dieſe Ideen eingehen und biefe Rechte 
auch für fi in Anfprucd nehmen, oder follte fie abermals dem Bürgerlönigthum 
Louis Philipps, der am Anfang entfchieven feindlih gegen fle auftrat und Miene 
machte, bie Kirche durch eine langfam und fehleihenve Verfolgung allmälig ganz zu 
unterjohen, die Schleppe nachtragen, eingedenk der Worte des Apoftels, daß alle 
Obrigkeit von Gott komme? L., von dem wir oben gefehen haben, daß er bereits 
reif war, den Bruch zwifchen der Kirche und ber Monarchie auszuſprechen, ergriff 
den fühnen Gedanken, die Sache des Katholicismus mit der Freiheit zu verbinden. 
Derfelbe ftehe von nun an auf fich felbft, werfe die Arüde ver Monardie, bie 
ſich nur zu oft aus einem ftügenden Stab in eine züchtigende Ruthe für ihn ver- 
wandelt hatte, von ſich und vertraue der eigenen Araft, vie fih num in ſocialer 
Freiheit ungehemmt bethätigen burfte. Lacorbaire, der mit Montalembert, Gerbet 
und einigen andern jungen Männern L.'s Anſichten beitrat, jagt in feiner Dent- 
Schrift an Greger XVI.: „Wenn man biefen Weg einſchlug, jo war es zugleich 
möglich, die Reltgion aus dem Schutte des Thrones hervorzuziehen und jede Be- 
ziebung mit denen, die für die verbannte Königsfamilie agitirten, abzubredhen. Da- 
dur wurde e8 verhindert, daß die Religion als Befiegte und als Verſchwörerin 
behandelt würde. In einem Lande, wo bie oberfte Gewalt in Frage fteht, wo ber 
Bürgerkrieg droht, da ift Neutralität das erfte Intereffe der Kirche, wenn fie nicht 
ihre erfte Pflicht wäre, Indem die Kirche auf jede Verbindung mit dem Staate 
und den Parteien verzichtet, wird fie unverleglich für Alle; erhaben fiber den Lei— 
denſchaften, wählte fie ihre wahre Stelle; erfüllte den Friedensberuf, den ihr Jeſus 
Chriftus gab, und entſprach den längft gehegten Wünfchen der Völker. Zu ihren 
Feinden, bie fie im Staube des zertrümmerten Thrones fuchten, fagte fle: Chris- 
tus non est bie, surrexit; und zu Franfreih, was auch immer fein Roos fein 
fonnte, fei es, daß es eine Beute der Feinde ober des Bürgerfrieges wurbe: 
„Munda ego sum a sanguine hujus.* 

Wer > e8 läugnen, daß in biefen Ideen eine große Wahrheit lag, und 
daß fih im ihnen und im den aus ihnen entfpringenden Tendenzen ein großes 
Bertrauen zu der innern Macht der katholiſchen Kirche verfündigt, welhe in der 
Freiheitsluft nicht verfümmern, vielmehr zu neuem Glanze fi entfalten wird, und 
für welche darum die Revolution mit ihren Erfolgen nur ein glüdverheißendes 
Greigniß fein konnte. Die Kirche follte den Boden der Politik verlaffen und ihre 
Reich in der Innerlichfeit des religiöfen Lebens gründen, fie follte aus ihrer fchein- 
baren Herrichaft, die, genau betrachtet, nur Knechtſchaft war, ungefähr wieder zu 
jener Stellung berabfteigen, die ihr bereinft Konftantin der Große durch das Mat- 
länder Edikt von 313 zugefidert hatte. So fteht fie der yeitweiligen Regierung 
gegenüber neben den übrigen Konfefjionen, aber nad ihrer Abſtammung nnd 
ihren Gehalt weit darüber und kann demnach getroft den freien Kampf mit ihren 
aufnehmen. 

In dieſem Geifte gründete nun 2, mit einigen Freunden den Avenir, deſſen 
Motto die Worte waren, womit einft Voltaire Franklins Kinder gefegnet hatte: 
„Gott und Freiheit," und worin in einer über alle Vorftelung fühnen Sprache 
bie neu errungenen Freiheiten für die Kirche gefordert wurden. Die Konkorbate 
find gelöst, hieß es darin, Kirche und Völker fuchen dasſelbe, nur umter verfchte- 
denen Namen; die Kirche verlangt vie Freiheit für ihre Lehre und Disciplin und 
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für die religiöfen Kongregationen; in die Sprache ber Politit übertragen, heißt 
dies freiheit des Unterrichts, der Intelligenz, des Gewiſſens und ver Affociation. 
Der Katholicismus begünftigt die fociale Freiheit, daher müffen die Regierungen 
im Interefje der Defpotie ihn unterbrüden. Durd feine Unterwerfung unter den 
Staat hat er fih um bie Liebe des Volkes gebracht; er wird fie wieder gewinnen, 
wenn er biefen unnatärlichen Bund zerriffen hat. — Louis Philipp und die erften 
Biſchöfe, die er ernannte, wurden heftig angegriffen; gegen Alle, die noh am 
Gallikanismus hielten oder in die neuen Ideen nicht eingehen wollten, ſchleuderte 
ber Avenir feine vernichtenden Blitze. So war es dahin gefommen, daß 2., früher 
ein ausgefprochener Gegner der Demokratie, im Intereffe der Kirche num für bie- 
jelbe focht. Zwei Opfer, fah er ein, feien nothwenbig, um ven Zmwed der firdjli- 
hen Freiheit vollftändig zu erveihen, nämlich das Opfer der politffchen Neigun- 
gen und des vom Staate ausgeworfenen Budgets des Klerus. Imbifferent gegen 
die zeitweiligen Obrigfeiten follte die Fire fortan aus freiwilligen Spenden ber 
Gläubigen ſich nähren; fie follte auf die Befoldung durd die Regierung verzich— 
ten, womit der Klerus aufhört, von ihr abhängig zu fein; denn der Staat be- 
trachte dieſe nicht als eine Entſchädigung für den großen Raub der Kirchengüter, 
ſondern für reinen Sold und Lohn, womit er ſich den Klerus bienftwillig mache. 
Die Kirche foll arın werben, wie fie ehedem war, fo wird der Klerus wieder Mann 
des Bolfes, und wird die Kirche arm aber frei die Welt neuerdings erobern. So 
ertönten die Lehren Arnolds von Brescia abermals in der katholiſchen Welt, und 
wie fie im Mittelalter den reichen Prälaten unangenehm und läftig waren, fo auch 
dies Mal in der erften Hälfe des 19. Jahrhunderts. Diefe Forderungen waren 
ihnen zu idealiftifch, viefe Erwartungen zu ſchwärmeriſch. 

Die Redakteure des Avenir beſchränkten ſich nicht auf die Preffe, fie ftifteten 
durch ganz Franfreih einen Verein für die Vertheidigung der religibſen Freiheit, 
welcher die Anfgabe hatte, bei den öffentlichen Behörben gegen jeve Befchränfung 
und Berlegung der kirchlichen Rechte zu proteftiren, und welder bald zu einer ber 
Regierung gefährlichen Macht heranwuchs, indem aus ganz Yranfreih, ja weit 
über die Grenzen Frankreichs hinaus fi Freunde und Unterftüger vefjelben fan- 
den. Der Einfluß des Avenir war gewaltig, niemals ſchien die Kirche fühner ihr 
Haupt erhoben zu haben, als jetzt, wo fie, die bewegenden Ideen der Zeit fih an- 
geeignet hatte, wo fie wieder der eigenen Kraft vertraute und in einen Bund mit 
ber Freiheit des Gedankens getreten war. Sie war nicht mehr die leidende Kirche, 
die fie unter Napoleon und der Reftauration war, fie war bie freie und bie frei- 
tende Kirche, die mit den eigenen Intereffen zugleich die Intereffen der Menſchheit 
vertrat. Es verfteht fi wohl von felbft, daß die Regierung ihre Maßregeln gegen 
biefe neue, überraſchende Bewegung ergriff; faum war der Avenir einen Monat 
lang erfchienen, jo wurde er mit Befchlag belegt und vie Redakteure vor Gericht 
geftelt. Aber diefer Proceß, deſſen Koften ganz Frankreich deden wollte, endigte 
mit einer Niederlage der Regierung und mit einem glänzenden Triumphe ber An- 
— die in den härteſten Vorwürfen gegen den Gallikanismus und die 

ureaukratie ſich ergingen und zuletzt freigeſprochen wurden. Während ber niedere 
und jüngere Klerus ſich größtentheils unter die Fahnen des Avenir ſammelte, trat 
der Episkopat dagegen auf und fing ſeine Anhänger zu verfolgen und die Redak— 
teure zur Mäßigung zu ermahnen an. Was aber wird Rom zu dieſer Bewegung " 
fagen ? 

r Der Widerſtand des Episkopates, die Berfolgungen, die fie von Seite 
deffelben in der Regierung zu erleiden hatten, dazu eine Reihe von Andeutungen, 
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daß Rom mit dem ganzen Unternehmen unzufrieden fet, veranlaßten die Redakteure, 
Zeitfehrift und Verein eine Zeit lang zu fuspendviren, felbft nah Rom zu gehen 
und dort ſich Aufihluß zu erholen. Sollten fie feinen günftigen Beſcheid erhalten, 
fo wollten fie von ihrer Sache abftehen. Man erzählt, daß diplomatiſche Noten 
von Seiten der franzöflfhen, preußifchen, öfterreihifhen uud ruffifhen Regierun- 
gen, welche die Grundfäge des Avenir fürdteten, die Kurie zu einer Berwerfung 
feiner Tendenzen bewegen wollten; dazu fam etwas fpäter, am 22. April 1832, 
eine Deflaration eines großen Theil des franzöfifhen Episfopates, den Erzbiſchof 
von Tonloufe an der Spige, worin er fi vermwerfend gegen den Avenir ausjprad. 
Am 3. Februar 1832 überreichten die Redakteure in Rom eine Denkfchrift, wo 
fie ihre Ideen und deren Entwidlungegang offen darlegten, fchlieglid Gregor XVI. 
um ein Urtheil anriefen und ihre Unterwerfung unter daſſelbe gelobten. Sie er- 
hielten aber nur mit Mühe Audienz bei Sr. Heiligkeit und aud nur unter der 
Bevingung, während derſelben nichts von ihrer Angelegenheit zu berühren. Obne 
beftimmte Entſcheidung, wohl aber mit Andeutungen der Mißbilligung ihres Un— 
ternehmens von Seite des Papftes, verließen fie Rom und gingen über Deutfchland 
nah Frankreich zurück, in der Abfiht, ihre Thätigkeit dort fo lange wieder auf- 
zunehmen, bis ihnen nicht eine fihere und unzweidentige Erklärung geworben fei. 
Während ihres Aufenthaltes in München erfchien die Enchelica des Papftes, welche 
Karbinal Pacca mit einem Begleitfchreiben ihnen zufandte, worin er den Redak— 
teuren ihr taftlofes Benehmen vorwirft, womit fie die zarteften Fragen, deren 
Entſcheidung nur den kirchlichen Dbern zufteht, behandelt hätten und ihnen bemerkt, 
baf ver heilige Vater ihre auf bürgerliche und politifche Freiheiten bezüglichen Lehren, 
die nur den Geift des Aufruhr erregen, verwerfe. „Die Lehrfäte des Avenir über 
Neligions- und Preßfreiheit, heißt e8 weiter, find mit der Mebertreibung, wie fle 
von den PVerfaffern defjelben vertreten mwürben, im Widerſpruch mit den Lehren, 
den Grundſätzen und der Praris der Kirche. Sie haben den heiligen Bater in 
höchliches Erftaunen und in große Betrübniß verfegt, denn wenn unter gewiffen 
Berhältnifien aud) die Klugheit gebietet, fie als das geringere Uebel zu dulden, 
fo follen doch ſolche Freiheiten niemals von Katholifen als ein wünſchenswerthes 
Gut dargeftellt werben. Endlich wurde bie Erbitterung bes hl. Vaters noch aufs 
Höchfte gefteigert durch ben im Avenir erfchienenen Aufruf zum Verein für Alle, 
bie troß des Meuchelmords Polens, der Zertriimmerung Belgiens und des Ber- 
fahrens fogenannter Tiberaler Regierungen noch auf die Befreiung der Welt hoffen 
und daran mitarbeiten wollen.“ 

Man muß nämlich wiffen, daß Gregor XVI. die polniſche Revofution von 
1830 verwarf und in einem Brief an die Bifhöfe Polens zur Unterwerfung un- 
ter die ruffifhe Oberherrfhaft, die darin als eine von Gott eingefegte Gewalt 
bezeichnet wird, ermahnte, In der Encheclica felbft wird über bie Beftrebungen des 
Avenir das Verdammungsurtheil gefproden; vie Forderung der Religionsfreiheit 
wird hier geradezu als Wahnſinn bezeichnet und die Preßfreiheit eine verberbliche 
und ganz zu vermwerfende und zu verabfcheuende Einrichtung genannt. — Auf 
diefe Erflärungen bin unterwarfen fi die Rebafteure und hoben ihre Zeitfchrift 
und den Berein für die Vertheidigung der religiöfen Freiheit auf. 2. ſchickte am 
10. Sept. 1. 3. feine Unterwerfung nah Rom, worauf ihm Karbinal Pacca bie 
Zufriedenheit des Papftes hierüber ausdrückte. Allein mit diefer Unterwerfung war ' 
noch nicht Alles abgethan, man zweifelte in Frankreich und alsbald auch in Rom 
an ihrer Aufrichtigkeit. Gregor XVI. mochte durch verfchievene Denunciationen 
Über L. aufgebracht fein, in einem Breve am den Erzbifhof von Touloufe vom 
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8. Mai 1833 ließ er feine Zweifel an ber Aufrichtigfeit der Unterwerfung laut 
werben. 2. fchrieb von la Chenaie am 4. Auguft deſſelben Jahres abermals an 
ben Papſt, verſprach, fih mit andern Arbeiten als mit Politit zu befhäftigen, und 
gelobte neuerdings feine Unterwerfung in der Glaubens: und Sittenlehre. Aber in 
einem Breve an den Biſchof v. Rennes, vom 5. Dftober 1833, ſprach der Papft 
offen aus, das er von L. noch weitere Erklärungen als die bisherigen erwartet 
babe, daß er fih mit ber Unterbrüdung des Avenir und des Bereines für bie 
Bertheivigung ber religiöfen Freiheit noch nicht befriedigen könne, fondern daß er 
fordern müfle, daß 8. unumwunden ven in der Enchclica geäußerten politifchen 
Grunpfägen beiftimme. Darüber wurde L. wankend. „War es nicht Mar, fagt er 
in den Affaires de Rome, daß der geforberte Gehorfam fih mehr auf weltliche 
als auf geiftlihe Dinge erftredte? Eine folde Zumuthung widerftritt heftig mei— 
nem Gewiffen. Wenn das Belenntnif des Katholicismus ſich auf dieſes Princip 
grändete, dann war ich niemals Katholit; denn niemals hätte ich es zugegeben, 
niemals fonnte ich e3 zugeben !" So fchrieb er denn abermals am 5. November 
(. 3. von Paris aus an den Papft, wiederholt feine Unterwerfung unter vie 
Slaubenslehre und kirchliche Disciplin, fügte aber Hinzu: „Mein Gewiſſen zwingt 
mich zu erflären, daß es meine Ueberzeugung ift, daß, wenn der Katholif in reli— 
giöfer Beziehung nur zu hören und zu gehorchen hat, er in ber politifchen und 
zeitlihen Geſellſchaft völlig frei in feinen Meinungen, Worten und Handlungen 
ſei.“ Kurz 8. erkannte dem Papft feine Autorität in politifhen Fragen zu; Gre— 
gor aber forderte auch dies, und er forderte damit offenbar zu viel. Wird aud 
ein ruhiger Betrachter die Beftrebungen des Avenir von fhwärmerifher Ertrava- 
ganz und unpraftifcher Iveologie nicht freifpredhen wollen, immer wirb er doch zu— 
geben müjfen, daß die Kurie mit diefem ihrem Auftreten über ihre Grenzen hin— 
ausging und Forderungen ftellte, zu denen fie kein Recht Hatte. 

Es ift nur zu beflagen, daß der Fortgang der Ereigniffe das Benehmen 
Roms mehr rechifertigte, als dasſelbe es verdiente. — Auf den Rath des Erzbi- 
ſchefs von Paris reichte 2. noch eine Denkſchrift an den Papft ein, worin er ſich 
abermals vie Freiheit des politifhen Urtheils vorbehielt. Aber ver Papft wollte 
unbebingte Unterwerfung auch in weltlihen und politifhen Urtheilen. 2. war ge- 
broden, er zweifelte nun ernftlih daran, ob er jemals ein Berftänpniß von ver 
päpftlihen Autorität und vom Katholicismus gehabt habe; er wurbe an fc felbft 
irre und erflärte zulegt dem Erzbiſchof von Paris, daß er nur des Friedens willen 
bie unbedingte Unterwerfung unterzeichnen wolle, nur mit dem ausbrüdlichen Vor— 
behalt feiner Pflichten gegen das Baterland und die Menfchheit. Damit war man 
zufrieden, aber 2.8 ganze Natur war in einem innern Aufruhr, Und als fid 
nochmals der Verdacht an ber Aufrichtigkeit feiner Unterwerfung erhob, und ver 
Erzbifhof von Paris ihn aufforderte, dem Papfte für fein legtes Breve, worin 
er ihm feine volle Zufrievenheit mit feinem Gehorſam ausgefprohen hatte, zu 
banfen, wid 2. diefer Zumuthung aus und zog fih in die Ginfamfeit von 
la Chenaie zurüd. 

So mochte e8 ihm nun feinen, daß die Hierarchie die Sache des Volkes 
und der freiheit verrathe, und daß fie fih damit felbft von dem Boden ablöfe, 
auf dem fie erbaut if. Er hatte ſich einftmals auf das Königthum geftügt, aber 
dies war wanfend geworben, indem es fi vom Grunde ver Kirche losfagte; er 
batte ſich dann auf die Hierarchie geftügt, aber auch diefe hatte nun ihre Funda— 
mente verloren, indem es die Sache der Menfchheit verließ. Was blieb ihm noch 
übrig ? 


202 famennais. 


Die „paroles d’un eroyant“, welche er 1834 in vie Welt hinausfchleuberte, 
und worin er dem tiefen Unmuthe feiner Seele Luft machte, zeigten die Bahn 
an, die er nad einem fchweren Kampfe zwifchen feiner Anhänglidfeit an ben 
Katholicismus und dem Grundgedanken feines Syſtemes zu betreten entſchloſſen 
war. Im Styl der Apotalypfe gehalten, wie ein zürnender Prophet und Viſionär 
ſpricht darin 2. in myſtiſcher, bilverreicher, [hwungvoller Spradhe von dem Elend 
der Gegenwart und von dem Anbruc einer beſſern Zukunft. In der Weile des 
Chiliasmus verfündete er eine neue Wera der Kirche und Gefhichte, wo Chriftus 
wieder fommen und Satan mit all jeinen Dienern zerfchmettert werben wird, Die 
Fürften find Satans Diener, denn er hat fie zu Herrn der Erde gemacht; daher 
ift ihr Neich das Neich des Satans, das dem Reiche der Gerechtigkeit und Liebe, 
dem Reiche Gottes vorausgeht. Die Könige und Oberpriefter haben Chriftus ans 
Kreuz gefchlagen, nur das Volf hat ihm zugejaudzt, und er hat darum das Boll 
und die Armen wiederum geliebt. Die Fürften, die Tyrannen find Feinde des 
Ehriftenthums, Feinde der Biffenfhaft und bes Gedankens; fie theilen die Bölfer 
durch ihre Intereffen und bewirken es auf diefe Weife, daß fie unter ſich feind- 
li werden und die Menſchheit in gegemfeitiger Zwietracht entträften. Sie nähren 
vie Korruption, um die Völker durch Wolluft zu entnerven, und ſchüchtern fie durch 
Henker ein. Sie verſuchen es durch Güter, Ehre und Macht die Priefter für fich 
zu gewinnen, damit fie im Namen Chrifti die Bölfer verführen. Auf ſolche Weife 
befeftigen die Tyrannen ihre Herıfhaft. Aber ver Glaube und der Gedanke wer- 
ven ihre Werke zerftören und die Menfchheit dennoch frei machen. Das Gebot 
des Evangeliums, die hriftliche Liebe, ift das befte Mittel gegen die Thrannei 
und Sklaverei; denn fie macht die Völker wieder einig, und wenn biefe in Liebe 
zufammenhalten, kann fich fein Despot mehr erheben. Alle Menfhen find unter 
fich gleih und nur für Gott geboren; wer das Gegentheil behauptet, Läftert Gott. 
Wird die Liebe dereinft unter ihnen herrfchen, fo erhebt ſich keiner mehr über ven 
andern, vielmehr opfert er fi dafür. So muß durch das Chriftentbum der Un- 
terſchied in der Gefellfchaft, der Unterſchied zwiſchen Armen und Reichen fallen, 
und wird endlich alles Elend von der Erde verfhwinden. Das Evangelium Chrifti 
erweist ſich demnach aud als das Evangelium der politifhen Freiheit, weil feine 
Gebote unmittelbar zu ihr führen; doch nicht mit Gewalt foll es verlündet wer- 
ben, die Gewifjensfreiheit muß gewahrt bleiben. — Die Armuth ift die Tochter der 
Sünde; durd Arbeit fol fih jeder von ihr befreien. Jegliches Eigenthum fei ge= 
achtet, nur auf dem Wege der Arbeit foll die gegenwärtige Ungleichheit der Güter 
aufhören. Alle Völker follen fürderhin nur eine Familie fein. 

Diefe Schrift erregte ein ungeheures Anffehen und allenthalben vie tieffte 
Senfation; fie wurbe in verſchiedene Sprachen überfegt, und in furzer Zeit waren 
100 Auflagen davon vergriffen. Sie beweist aber, daß. %. nicht viel politifche 
Weisheit befaß; denn mit dem negativen, angreifenden und an bie Leidenſchaften 
appellirenvden Theile derfelben läßt ſich wohl die Societät zerftören, aber auf ihren 
wenigen und vage gehaltenen pofitiven Süßen läßt fie fih nod nicht erbauen. 
‘ Meberhaupt wird ber hiſtoriſche Staat niemals bie Idee des Staates vollflommen 
realiſiren; bier gilt vielmehr Plato’8 Anficht, daß die Idee nur über der Welt im 
ungetrübter Schönheit leuchtet, während in ihr nur ein mangelhaftes Abbild der- 
jelben zur Erfdeinung kommt. Daher ift es fhon von vorneherein verkehrt, den 
Staat mit Abftraftion von allen gegebenen natürlihen und hiſtoriſchen Verhält- 
uiffen aus der Idee allein a priori erbauen zu wollen; an der Härte der Wirflich- 
feit wird dieſer Idealſtaat wie eine Seifenblafe zerplagen. Man darf über dem That- 
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beftand nicht die Idee vergeffen, aber man paffe die Idee demfelben an und laffe 
ifn von ihr leiten und geftalten. Neben einer unpraftifhen und unmöglichen 
Ideologie läßt ſich die gefährliche Seite diefer Schrift nicht verfennen, die um fo 
bevenkliher war, als darin das demokratiſche und chriftlihe Evangelium iventifi- 
cirt wurde und die politifche Teidenfhaft unter dem Dedmantel der Religion ſich 
verbergen fonnte. Es ift wohl etwas zu weit gegangen, wenn man behauptet hat, 
2. habe darin die Jalkobinermiltze aufgefegt; wir finden im Gegentheil, daß er bie 
Anwendung der Gewalt zur Verbreitung feines Evangeliums verfhmäht, und daß 
er das Eigenthum heilig gehalten wiffen will; aber man kann nicht leugnen, 
daß er wenigftens auf dem Wege zum Socialismus und zur Predigt des Fürften- 
morbes tft. 

Bon Rom aus wurde alsbald das Buch verworfen, der Papft charafterifirte 
es in einem Umlaufsfhreiben vom 10, Juli 1834 als ein Machwerk der Ruch— 
fofigfeit und Verwegenheit und verbammte und verwarf es auf ewig. Aber num 
zögerte auch 2. nicht mehr lang, feinen Mbfagebrief nah Rom zu fhiden; er ant- 
wortete 1836 mit den „affaires de Rome*, wo er den ganzen Gang feiner An- 
elegenheiten mit Rom varlegt und zugleich zeigt, wie die Hierarchle im Wider: 
Date mit der Humanität und ihren Interefien ſtehe Damit bewiefe fie aber 
nur ihren Abfall vom Chriſtenthum felbft, denn dieſes hört niemals auf, mit den 
Bepürfniffen der menfhlihen Natur im Einklang zu fein. Das Chriſtenthum wird 
daher ewig dauern; was man verwirft, ift nicht das wahre Chriftenthum, fondern 
nur ein gewiſſes enges und äußerliches Syftem, das ſich mit feinem Namen ſchmückt, 
ihn aber nur entehrt. Was ſtirbt, ift micht der göttlihe Baum, fondern nur 
bie vertrodnete Rinde, die ihn bevedt. Niemals wird man eine andere Religion 
als die hriftliche erfinnen können, weil fie allein die menſchliche Natur befriedigt, 
meil fie das wahre Princip einer künftigen Entwidlung in fi trägt, und weil 
fie von der Menſchheit niemals in ihrem Wefen erfchöpft werben wird, Immer 
wird daher die menfchliche Gefelfhaft wieder zum Chriftenthum zurüdfehren, aber 
das Chriſtenthum der Zukunft wirt nicht mehr das fein, was man ihm jett 
unter dem Namen bes Katholicismus bietet, noch aud etwas, wie der Proteftan- 
tismus, ein inkonfequentes, enges Shftem, welches unter einem trügerifhen Schein 
von Freiheit fih für die Nationen in ven brutalen Despotismus der Gewalt und 
für die Individuen in Selbſtſucht auflöst. Hätte das Papftthum 1831 feine Sache 
mit der Sache der Freiheit verbunden, fo wäre es zu neuem Glanze erftanden, 
aber es hat dieſen entſcheidenden Moment verfäumt und muß darum jest zu den 
Todten geworfen werben. Wenn bie Stunde des Triumphes der neuen Zeit ſchlägt, 
fo bleibt dem einfamen Oberpriefter nichts mehr übrig, als ſich in der Stille mit 
dem Stumpf feines zerbrochenen Kreuzes ein Grab zu graben. 

Nun war 2. am Schluffe feiner Entwidlung angelangt; er war bis zur 
Wurzel feines Syftemes vorgebrungen und erfannte nun in der Menfchheit, in 
ihrer Vernunft und Ihren Intereffen ven feften Grund feines eigenen Lebens und 
den alleinigen Herrn, deffen Organ ımb Diener er fortan fein müßte. Das reli- 
giöfe Urbewußtfein der Menfhheit erfhien ihm mit dem Chriftenthbum als un- 
mittelbar iventifch; nicht von einer Hiftorifchen Autorität, nur dort bei jenem läßt 
e8 ſich lauter und ungetrübt gewinnen. 

Seine bisherigen Freunde und Leidensgenoſſen, die Mitarbeiter am Avenir, 
fagten fich auf diefe Schrift hin öffentlich von L. los, einige von ihnen, wie Ger: 
bet, befämpften ihn nun. In feiner „esquisse d’une philosophie“, erfchienen 1837 
in 3 Bänden, führt L. fein Syftem zum Abſchluß. Das Werk zeigt feinen gerin- 
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gen Beruf zur Philofophie; wir vermiffen Tiefe und Originalität ber Ideen, 
Schärfe der Argumentation; der bloße Glanz ver Rhetorit vermag biefe Mängel 
weber zu erfegen noch auch nur zu verhüllen. 

Man hat 2. des Pantheismus befchuldigt, aber mit Unrecht; fein Syſtem 
wenigftens ftellt einen perfünlihen Gott an den Anfang ver Welt, und 2, be- 
müht fi auf alle Weife, fowohl ven Pantheismus als aud den Deismus zu be- 
fümpfen. Es zeigt noch feine Remiscenzen an vie fatholifhe Dogmatil, wenn er 
die Trinitäts-Idee fefthält und demnach in der Gottheit brei Brineipien unter= 
fcheivet, die Principten der Kraft, der Intelligenz und der Liebe, welche dem Bater, 
Sohn und Geift entfprechen follen. Nah dieſem Ternar konftruirt er die ganze 
Welt, indem er in ihr, die er als freie Schöpfung denkt, überall die Kraft, vie 
Form oder Intelligenz und das Leben und damit die Thätigkeit der drei göttlichen 
Perfonen zur Erfceinung kommen fieht. Er denkt fih der wirflihen Welt eine 
Idealwelt im göttlichen Logos vorausgehend. Die Ideen find die Effenz und der 
Begriff ver Dinge, fie find vie allgemeinen attungsbegriffe, in welden alle 
Einzelmefen und Individuen zufammengefaßt find. Zur Schöpfung und zur Ver— 
wirklichung des Individuellen, was bei L. zufammenfält, kommt es durd ein 
zweites Princip, das neben dem pofitiven der Idee ald ein negatives, einfchrän- 
fendes und trennendes dharafterifirt wird; nämlich durch das Princip der Materie, 
welches ſich gleichfalls in Gott befindet. Die Materie aber tft nicht als irgend ein 
Stoff, ſondern als formelles Princip der Differenzirung zu denken, woburd bie 
Allgemeinbegriffe der Ideen unterſchieden und getheilt werden; in Yolge welcher 
Differenzirung die Einzelmefen und Individuen entftehen, und damit bie wirk⸗ 
liche Welt. Die dur das Princip der Materie oder durch die Differenzirung 
entftandenen Unterfhiede werben zur fubftantiellen Grenze und bilden die Materie. 
So ift in jevem Wefen ein pofitives Princip, ein Princip des Seins, die dee, 
und ein negatives, ein Princip des Nichtfeins, die Materie. Die Materie, heißt 
es, ſchränkt den Geift ein, der Unendliches erftrebt. Da demnach die Individuali— 
tät und Eigenheit erft Produkt der Materie ift, fo fehlt der metaphyſiſche Grund 
für die perfönliche Unfterblickeit, die 2. indeß entſchieden feſthält. — Man fieht, 
feine Schöpfungslehre wiederholt ven Platonismus, es liegt ganz in der Konfe- 
quenz derfelben, die Schöpfung als einen Abfall aufzufaflen, indem in ihr das 
allgemeine Wefen der Idee in die räumliche und zeitliche Beſchränkung eingeht. 
Die Schöpfung ift feine Modifizirung Gottes; jedes einzelne Weſen und die ganze 
Melt ift außer Gott und von ihm nicht nur durch eine ideale, fondern durch die 
fubftantielle Grenze der Materie getrennt. Der Zwed ver Schöpfung ift, das un- 
endlihe Weſen, nämlich die Gottheit, außerhalb ihrer zu verwirfliden, da aber 
bies eine für das Endliche unmöglihe Aufgabe ift, jo folgt für dasſelbe ein unend- 
liher Fortſchritt, in welchem es dem Unendlichen immer näher zu kommen fudt. 

Aus den folgenden Lehren heben wir nur noch L.'s Anfiht vom Böfen und 
vom Urzuftande des Menſchen hervor, da fie für fein politiiches Syſtem die be- 
dentendften find, L. kann fein fubftantiell Böfes zugeben, weil er den unenvlichen 
Fortſchritt will, der bei jener Annahme unmöglich wäre, da ihm immer ein nicht 
zu überwältigendes feindliches Princip entgegenftände. Er faßt daher, nach dem 
Vorgange vieler Kirchenväter und im Geifte des Platonismus, das Böſe nicht 
als ein Pofitives, fondern denkt es nur als ein Negatives, als ein geringeres 
Sein. Das phufiihe Böfe ift nur ein Probuft unferer Imagination, das ung 
durch die Vergleihung eines geringeren Gutes mit einem höheren entfteht. Das 
einzig Böſe ift das moraliih Böfe, das dann entfteht, wenn das freie Indivi— 
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duum auf Koften des Ganzen und im Widerfpruh mit ihm feine felbftfüchtigen 
Triebe realifirt. Das einfache und zugleich erhabene Wert Gottes, fagt L., ent- 
hält fein anderes Dunkel, als das ver eitlen Syſteme unferes Geiſtes. Wenige 
unwandelbare Gefege, welche fih nur nach der Verfchiedenheit ver Naturen mo— 
bificiren, erhalten die allgemeine Ordnung und führen unfehlbar früher oder fpäter 
Alles, was davon abweicht, wieder dahin zurüd, denn es beugt ſich Alles unter 
ihre unumftößlihe und unbefchränfte Macht. Der Menfh erkenne alfo, was er 
iſt; er laffe feinen Muth nicht finfen in dem Kampfe, den er außer fih und in 
feinem Innern zu beftehen bat. Er ftreite gläubig, hoffend und unabläffig; er laffe 
fi nicht ermatten und verfinfe nicht in Ruhe, Es hat ihm ver Schöpfer auf ver 
unenblihen Bahn, die er zu burdlaufen beftimmt, zum Lohne für jeden Sieg 
ein neues und immer größeres Gut vorbehalten. — Man fieht, es ift in ©, 
etwas von Leſſings Geift, der auch in der Weltgefhichte einen unendlichen Fort- 
fehritt und in der Fortentwicklung des menſchlichen Lebens eine beftändige Arbeit, 
ein fortwährendes Ueberkommen und Löſen neuer Aufgaben erkennt. 

Indem L. auf ſolche Weife auch in der Auffaffung der Weltgeſchichte dem 
Optimismus huldigt und in ihren aufeinanderfolgenden Perioden immer höhere 
Phafen der Entwidlung ver Menfchheit erkennt; ift es nur fonfequent, wenn er 
im Widerfprud mit der Kirchenlehre, die ven Urzuftand der Menfchheit als einen 
vollfommenen fid, denkt, darin nur ihre unvollfommene Kinvheit fieht. Er leugnet 
darum aud die Urfünde und ebenfo die Erbſchuld und behauptet, daß der Menſch 
in einem beftändigen Yortfchritte aus dem Stande feiner Kinpheit fih zur Frei— 
beit und Intelligenz erhob; was man Sündenfall nenne, fei eben diefe Erhebung 
geweſen, und ftatt alfo Sünde und böfe zu fein, fei fie vielmehr eine preiswür- 
dige That, worurd der Menſch von dem thieriſchen in das wahrhaft menfchliche 
Leben überging. Wie ihm die Urfünde und die Erbſchuld feinen Sinn mehr hat, 
fo verwirft er aud die firdliche Lehre von der Gnade und leugnet es, daß es 
eine doppelte Ordnung, die natürliche der Welt und bie übernatürlihe Gnaden— 
orbnung Öottes gebe. Wenn mit diefer Berwerfung ver Lehre von der Urfünde 
2. einerfeits fein Syftem erft völlig ausbaut, indem nun die Grundlage beffelben, 
die allgemeine menfchliche Natur, als rein und unverfehrt und demnach als lautere 
Duelle des Wahren und Rechten erfcheint, fo bricht er damit anderſeits gänz- 
fih mit dem pofitiven Chriftenthume, da chne jene Annahme feine Fonftitutiven 
Lehren über vie Erlöfung und Gnade illuforiich werben. 

Es ift daher falfh, wenn man behauptet, 2. babe die Demofratie zu dhri- 
ftianffiren verfucht; im diefen geringen Reften, die er vom Chriftenthume zurüd: 
behielt, und die aus ihrem Zufammenhange in ver hriftlichen Lehre herausgeriffen 
ben fpechfifch chriſtlichen Charakter verlieren, ift das Chriftenthbum nicht mehr ent- 
halten; dies ift nur dort, wo aud das Bemußtfein der Sünde und Schuld und 
darum das Bedürfniß der Erlöfung und Gnade ſich findet. So zeigt dieſe Be— 
tonung der Selbftgerechtigfeit des Menſchen, daß L. niemals das Myſterium ber 
Religion erlebt und erfaßt habe. Aber man darf und muß ihm zugeftehen, daß 
er an einer Berfittlihung der Demokratie arbeitete und in fofern immer, aud) 
ausgeftoßen und abgefallen von der Kirche, feinem priefterlihen Berufe noch treu 
biieb. Stets war er bemüht, die Peivenichaften des Volkes durch die Hinweiſung 
auf die fittlihen Gebote zu befämpfen, und fordert darum die Heiligadhtung des 
Eigenthums und der Ehe und will nicht, daß auf dem Wege der Gewalt, fon- 
dern nur dur Tangfame allmälige Entwidlung fi fein foctales und politiſches 
ITdeal realifire. Im „livre du peuple* fpricht er es wiederholt aus, daß nur im 
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der Erfüllung der göttlichen Gebote das Heil der Menſchheit liegt. Er lehrt darin, 
daß der Anfang des menſchlichen Geſchlechts glückſeliger geweſen ſei, als feine Gegen- 
wart, denn damals habe man noch auf die Stimme der Natur gehört und lebte alles 
in einer großen Familie zufammen, indem das Band ber Liebe die Menſchheit zufam- 
men hielt; vann fei die Trennung in Völker, und bei den Völkern in Herren und Skla⸗ 
ven, in Reiche und Arme eingetreten. Würde aber die Liebe heute wieder herrſchend 
werben, fo müßten die nationalen und gejellfhaftlihen Schranfen fallen, die Völlker 
würden einig und frei werden. Die Selbftfucht allein ift vie Wurzel aller Leiden der 
Menſchheit; dieſe muß vor allem befämpft werben ; jeder foll fein Glüd nur im Glücke 
der Andern und im Wohle Aller ſuchen und finden. Freilich ift bier auf Erben nie 
mals ein vollfommenes Glüd zu erreichen, denn dies fann uns erft jenfeits biefer 
Welt zu Theil werden, aber dennoch ift auch ſchon hienieven ein relatives mög- 
lid. Zu einer vollfommenen Gleichheit der Lebensverhältniffe fann es wohl nie- 
mals kommen, weil ſchon vie Ungleichheit der natürlichen Begabung bies verbin- 
dert und bie Regfamkeit des geiſtigen Lebens bald dieſe Gleichheit wieder aufheben 
würde. Ja, fie wäre nicht einmal wünſchenswerth, weil die Geſellſchaft ohne na— 
türlihe und geiftige Berfchieenheit, die Jedem einen andern nothwendigen Beruf 
zutbeilt, unmöglich wäre. Das Recht eines Jeden ift er felbft, feine Natur, fein 
Leben, Jeder muß fein eigener Herr fein dürfen, und fein Anderer fann über ihn, 
wie über eine willenslofe Maſchine, verfügen Als Freier muß der Menſch refpel- 
tirt werden, weil fonft für ihn auch jeve Wahrheit und Sittlichleit aufhört. Jeder 
fol feine geiftigen und förperlihen Kräfte und Anlagen ungehemmt üben und 
entwideln dürfen, um fein moralifhes Wefen und feine focialen Verhältniſſe zu 
verbefjern. Diefes Recht der Selbfterhaltung und des Lebens jchließt auch in ſich 
das Recht auf alles, was zum Fortbeftand des Lebens nöthig ift, und fo faßt 
es aud das Recht der Bildung in fih, denn zur Entwidlung und zum Beftande 
bes geiftigen Lebens gehört die Erfenntniß des Neligions- und Sittengeſetzes und 
der Gefege des Weltalls. Die Forberungen ber Öerechtigfeit würben aber bie 
Menſchen ifoliren, die Selbftfucht entwideln und damit die Gefellfhaft und das 
wahrhaft menfhlihe Leben unmöglih machen; daher gefellt fi zu biefen Natur- 
rechten das Gebot und die Pflicht ver Liebe, welche die einzelnen und zerftreuten 
lieder der Menfchheit in einen innigen lebensvollen Körper verbindet. Alle 
Menſchen werben gleich und demnach von einander unabhängig geboren, fein Menſch 
kann feine Souveränetät entäußern, weil er feine Natur nicht ausziehen, nicht 
aufhören fann, Menſch zu fein. Aus der Souveränetät jedes Einzelnen entfteht 
in der Gefellfchaft die Souveränetät Aller over die Souveränetät des Volles, die 
ebenfalld unveräußerlih ift. Die Völker waren früher als die Könige nnd ber 
Adel und jeder Standesunterfchied. Wenn es aber ein freies und gleiches Bolt 
gab, bevor irgend ein Standesunterfchied vorhanden war, fo entjpringt jeber 
Standesunterfhied, wenn er nicht die folge der Gewalt und des Raubes ift, aus 
dem Volke felbft, aus feinem unabhängigen Willen, aus feiner unzerftörbaren 
Souveränetät. Außer dem Bolfe giebt es nichts Gefegliches. Patriciat, Adel, Kö- 
nigthbum, mit einem Worte jedes Vorrecht, welches nur auf fi felbft ruhen und 
dem Willen und der Souveränetät des Volkes ſich entziehen will, ift eine Ber- 
legung der Geſellſchaft, eine revolutionäre Anmaßung, zum mindeften ein Keim 
der Tyrannei. Das Recht des Volkes ift, daß alle Gefege von ihm jelbft aus- 
geben und es Niemand nad feinem Belieben beherrfche, daß derjenige, in befjen 
Hände die öffentliche Gewalt niedergelegt ift, nur ein Amt damit ausübe, deſſen 
Verrichtungen für ungültig erklärt werben können, daß er der Diener des Boltes 
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und nichts weiter fei. Der wahre Staat, der auf die natürliche Gleichheit ſich 
gründet, fol nichts anderes als die Feltftellung und Realifirung des brüderlichen 
Berhältnifies, daher wie eine große Yamilie fein. Höher als die Familie ift ver 
Staat, höher ald der Staat ift die Menfchheit; dieſe foll daher das erfte und 
höchſte Ziel unjeres Strebens fein; nicht nur die Bürger deflelben Staates, alle 
Nationen follen durch das Band ver Liebe künftig verbunden fein. 

So will 2. den urſprünglichen Zuftand der Gefellihaft in höherer. Form 
wieder verwirflihen, und er glaubt an eine folde Zukunft in der Gefellihaft, wenn 
fie auch jegt noch in weiter Ferne liegt. „Man erblidt, ruft er aus, in der Zu— 
funft die felige Zeit, wo die Welt nur Ein Gemeinwefen bildet, welches regiert 
wird durch Ein Geſetz, duch das Geſetz der Geredhtigleit und Liebe, der Gleich— 
heit und der Brüderlichkeit, der fünftigen Religion des ganzen Menſchengeſchlechtes, 
das in Ehrifto feinen erften umd höchſten Gefeßgeber preist." So finden wir L 
ganz zu feinem Lehrmeifter Rouffeau zurüdgefehrt, nicht blos in den politifchen 
Theorieen, ſondern aud in den religiöfen Anſichten, denn viefelben beſchränken fich 
auf ven Glauben an den perfönlihen Gott, vie Freiheit und Unfterblichkeit und 
erheben ſich demnach nicht über das Niveau des Deismus. 

In demfelben Geifte, wie das Bud, des Volkes find alle feine legten Schriften 
gerieben, von denen wir nur einige anführen: Politique à l’usage du Peuple 
1838 vol. 2. Questions politiques et philosophiques. Paris 1840. 2 vol. Le 
pays et le gouvernement. Paris 1840, wo er fid in einer fcharfen Kritik ber 
Regierung erging und dafür zu einem Jahr Gefängniß und zu einer Buße von 
2000 Franken verurtheilt wurde. Discussions critiques et pensces diverses 
sur la religion et la philosophie. Paris 1841. De la religion, Paris 1841. 
Du pass€ et de l’avenir du peuple, Paris 1842. Amschaspands et Darvands, 
Paris 1843, wozu nod eine Ueberfegung des neuen Teftamentes mit Noten 
(Baris 1846) fam, wo er das Evangelium im Sinn der Demokratie interpretirt. 
Daneben rebigirte er noch 1837 eine Zeit lang das rabifale Journal „le monde* 
im Berein mit George Sand und Pierre Perour, welches aber keine befondere 
Bedeutung gewann, — 

In der Februarrevolution 1848 begrüßte L. ven Anbrucd einer neuen Zeit. 
Er wurde in die gefeßgebende Verſammlung gewählt, trat in biefelbe 3 bes 
Abrathens feiner Freunde ein und nahm feinen Plat auf der äußerſten ®infen 
neben ven Männern ver focialen Republik. Aber feine Zeit war vorüber; für bie 
politifche Wirklichkeit waren feine Ideen zu unpraftiih, auch fehlte ihm ganz bie 
äußere Perfönlichkeit, um nod eine parlamentarische Nolle zu jpielen. Ex ſchrieb 
damald an der „Reforme* und gab mit Pascal Duprat und 4. Barbet „le 
peuple constituant® heraus, welches Journal bald wieder einging, da die Rebaf- 
teure nicht die erforverlihe Kaution ftellen konnten. 

Der Staatöftreih vom 2. December verfegte L. in die ſchmerzlichſte Stim- 
mung; er nahm von der politifchen Thätigkeit Abſchied, begrub ſich in tiefes 
Schweigen und befchäftigte fih nur noch mit einer Ueberfegung Dante's in Profa, 
welche er als Manufcript hinterließ. So waren L.'s letzte Tage trüb und traurig. 
Der einft fo berühmte und vielgenannte Mann war faft verfchollen. Da er den 
größten Theil feines Vermögens dur gutmüthiges Vertrauen verloren hatte, fo 
mußte er faft kümmerlich leben, größtentheils von der wiederholten Auflage feiner 
Ueberfegung der Nachfolge Chrifti, die er einft mit Anmerkungen verfehen heraus- 
gegeben hatte. In Paris wurde er nie recht heimifh, immer blieb er ein Kind 
der Provinz und lebte daher wie im feiner Iugend, jo auch im Alter größten- 
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theils wieder zu la Chenaie. Papft Pius IX. machte bald nad) feinem Regie- 
rungsantritt den Verſuch, 2. mit der Kirche wieder auszuföhnen. Er ließ ihn durch 
Pater Ventura zu ſich einladen, um ihn zu umarmen und zu fegnen. 2. aber 
folgte ver Einladung nicht, ſprach fi in feinem Antwortſchreiben anerfennend 
über die liberalen Intentionen des Papftes aus, verfiherte aber zugleih, daß er 
fih im Gewiſſen ruhig und glüdliher als je fühle. Trog aller Enttäufhungen 
feines Lebens konnte ihm doch der fefte Glaube an den bereinftigen Sieg der de— 
mokratifhen Idee, die Hoffnung auf eine neue Kirche und einen neuen Staat 
nicht mehr entriffen werden. Mit diefem Glauben und diefer Hoffnung ſchied er 
am 27. Februar 1854 ruhig aus ber Welt, nachdem er noch ftanbhaft jede Ber- 
fühnung mit der Kirche und jeden Troft von ihr zurüdgewiefen hatte Ohne allen 
Prunt, ohne jedes feierliche Leichenbegängniß, einfah, arm und ftill wollte er 
begraben werben. Kein Kreuz oder Stein follte feine lette Ruheftätte bezeichnen. 
Nicht eine glänzende Ariftofratie und ftolze Priefterfhaft, wohl aber eine unge: 
heure Menge Leidtragender aus dem Arbeiterftande folgten dem Sarge eines Mannes, 
ber, wenn er gewollt hätte, als Kichenfürft und im Purpur der Karbinalswärbe 
begraben worven wäre. Statt deſſen hat er es mit den Armen und Niebrigen ge 
halten, die ihm nur in ihrer dankbaren Erinnerung ein Denkmal fegen konnten. 

Können wir es und aud) nicht verhehlen, daß tas Uebermaß der Leivenichaft 
ung biefen gewaltigen Mann zu einer unheimlihen Erſcheinung made; ein Blick 
auf den Muth, mit dem er lebenslang feine Ideen verfoht, auf die begeifterte 
und uneigennügige Hingabe in ihren Dienft, auf die Treue, tie er ihnen bis 
zum legten Athemzug trog Mifgeihid und Verfolgung bewahrte, auf die warme 
Theilnahme mit ven Leiden der Armen, auf den tiefen Ernft, mit dem er ftets 
die Menge auf die fittlihen Pflichten und auf höhere als blos materielle Ziele 
hinwies, läßt uns felbft feinen Zorn vielfach als einen heiligen erfcheinen und 
wird uns mit vielen Härten feines Wefens verfühnen müſſen. Es war ihm eben 
nicht gegeben, auf feiner Yebensbahn eine ruhige, befonnene Mitte zu halten, es 
drängte ihn feine feurige, heftig arbeitende Natur und der Gang ber äußern Schid- 
fale beftänvig zu den Ertremen bin, Immer aber bleibt er ein‘ Charakter, ver bie 
Ueberzeugung für den höchſten Befig und Werth des Mannes hält und fie darum 
auch # allen Berhältnifien befennt. So durfte er mit Recht von fi fagen: 
„Welfn ich ein Symbol meines Lebens zu nehmen hätte, fo wäre es nicht das 
Rohr, das fih im Winde beugt, ed wäre die Eiche, die der Sturmwind zerbricht. 
Ich wanke nicht, id) kann nur breden." Da das Herz vom Verftand unabhängig 
ift, fo darf L.'s Gefinnung nod nicht mit den Irrthümern und Ertravaganzen feiner 
Meinungen verurteilt werden; vielmehr wird fein Name unter denen genannt 
werden bürfen, die an eine beffere Zukunft der menſchlichen Gefellfchaft glaubten 
und aus warmem Herzen für dieſe Zukunft fümpften und litten, lebten und 
ftarben. 

2.8 Werke find gefammelt in 2 Auflagen erfchienen; das erfte Mal in 12 
Dr. in 8. 1836—37, das andere Mal wiederholt aufgelegt, in 11 Bänden in 
16. gleichfalls zu Paris, von 1844 an erfchienen, Dazu famen nod 1856 
feine nachgelaffenen Werte, melde die MUeberfegung ver divina comeadia, 
feine Korrefpondenz von 1818—40 und noch einige Kleinere Arbeiten enthalten. 
Ueber fein Leben ift zu vergleihen: A. Blaize: Essai biographique sur M. 
F. de la Mennais. Paris 1858. Johannes Huber. 
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Erft wenn ein Bolt zu dauernder politifher Herrſchaft über einen Theil ver 
feften Ervoberflähe gelangt ift d. h. ein Land erworben hat, tft ein wirklicher 
Staat möglid geworden. So lange die Horde noch ohne Heimatsgefühl in noma- 
vifher Wanderung begriffen ift, fehlt ihr die fefte Ruhe, ohne welche eine Staate- 
ordnung nicht zu benfen ift. Sogar wenn ein ſtaatlich organifirtes Volt, vom 
Feinde gedrängt, wenn auch nur vorübergehend, feine alte Heimat verlaffen muß, 
fo ift einftweilen die Eriftenz des bisherigen Staates in Frage gefegt. Gelingt es 
ibm nicht, wie den Athenern nah der Schladht von Salamis, wieder zurüd zu 
kehren, fo bat e8 vie bisherige Staatseriftenz verloren, und indem es dann wie 
die Gothen in Italien und in Spanien, ein neues Land befegt, kann es wohl einen 
neuen Staat gründen, aber nicht den alten fortfegen. Ohne Land kein 
Staat. Das Land ift die ruhende räumliche irpifche Unterlage des Staats: 
das Volk ift die perjönliche lebendige Befeelung vesjelben. Das Land wird für 
den Staat zum Staatsgebiet; für die fünftigen Generationen der Bürger 
zum Baterland. In jenem Wort ift die räumliche Ausbreitung der Staats— 
herrſchaft, in dieſem die Anziehung und der Einfluß bezeichnet, welche von dem 
Lande auf die Kinder desfelben geübt werben. _ 

Unfere Zeit unterfcheivet zwifchen der ökonomiſchen Privatherrſchaft der ein- 
zelnen Menſchen an einem Grundſtücke und ver politifchen Herrfhaft des Staates 
über ein Staatsgebiet. Im Mittelalter aber wurben vie beiden Verhältniſſe viel- 
fältig vermifcht, die Landes- oder Gebietshoheit häufig wie eine befondere 
Art des Grundeigenthbums aufgefaßt. Gelegentlich find heute noch einzelne 
Refte dieſer Bermifhung in der Theorie ſowohl als in der ftaatlihen Praris 
wahrzunehmen. In vielen officiellen Aktenſtücken felbft ver neueften Zeit wird ver 
Ausdruck Eigenthum, der dem Privatrecht angehört, auch auf die politifhe Herr- 
haft über ein Land angewendet, und die Folge ver untauglihen Ausdrucksweiſe 
ft dann Unklarheit in den Begriffen und eine unzuläffige Anwendung der Rechts— 
grundfäge des Eigenthums auf das Staatsredht. 

In beiden Rechtsbegriffen offenbart ſich die menfchlihe Macht über den Bo- 
ben und über Alles, was unter oder über dem Boden dem Menſchen erreichbar 
ift, und in beiden Begriffen ift eine pofitive Seite, indem der Gutsherr wie die 
Staatögewalt die ganze Fülle von Herrfhaftsbefugnifien durch thatfählihe Ein- 
wirfung auf den Boden ausüben darf, und eine negative Seite, indem beide jeden 
Dritten abhalten können, diefe Befugniffe auf ihrem Boden auszuüben. Aber 
während für das Privateigenthbum es gleichgültig ift, weldes von Millionen 
Individuen Eigenthümer fei, fo kommt vie Gebietshoheit immer nur ber 
Gineu Staatsgemwalt zu. Während das Orundeigenthum den einzelnen 
Individuen für ſich zu ihrem beliebigen Genuß zugehört, fo hat bie 
Gebietsherrfhaft eine nothwendige Beziehung auf das Ganze, auf die Gemein- 
ihaft. Das Grundeigenthum ift von Privatintereffen erfüllt, vie Ge- 
-bietöhoheit von dffentlihen Intereffen. Der Inhalt des erftern ift 
Bermögensgenuß, der Inhalt der Tegtern politifhe Unterord— 
uung, Ausvehnung der Geſetzgebung, der Regierung, der Rechtspflege. Das Pri- 
vateigenthum ift auf ver höheren Entwidlungsftufe veräußerlih und theil- 
bar, je nad dem Privatwillen, das Staatsgebiet ift im civilifirten Staatsrecht 
weſeutlih unveräußerlih und untheilbar, gleih vem Einen 
Bolte, das im Staate lebt. Dort find die Berfehrsformen des Kaufs 
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und Berkaufs, der Berpfänbung u. ſ. f. unbedenklich, Hier find dieſelben unzu- 
Läffig. Wenn hier irgend Beränderungen vorzunehmen find, fo bevür- 
fen dieſelben völferrehtlidher ober ftaatsrehtliher Alte, Der eine 
Begriff gehört alfo ganz und gar dem Privatrecht, der andere ebenfo voll 
ftändig dem Staatsredt an. R a 

Der Erwerb eines Staatögebiets, und daher au die Erweiterung 
eines Landes fegt voraus: a) ven Willen der höchſten Staatsauto= 
rität. Es genügt nit, daß einzelne eifrige Patrioten oder Parteigänger ſich 
eines Landftriches bemächtigen und etwa ihre heimatlihe Landesfahne aufpflanzen, 
denn Staatsrecht kann nit durch Privatwillen erzeugt werden, Entwever müßten 
fie zu folder Offupation von der Staatsgewalt ermächtigt, oder dieſelbe hinterbrein 
von biefer gebilligt und dadurd in einen Staatsalt umgewandelt worden fein; 

b) die vollftändige, jeven Wiverftand ausſchließende Mahtbewährung des 
erwerbenden Staats. Es ift das die ſtaatsrechtliche Befignahme 
(f. Befig), die wohl eine Analogie hat mit der privatrehtliden Befigergreifung, 
aber weil fie von politiihem Inhalte ift, nicht damit verwechfelt werben varf; 

ce) daß entweder der bisher berechtigte Staat auf feine Rechte ver— 
zichte (Gebietsabtretung), oder die Beſitz ergreifende Stantsgewalt aus völfer- 
oder ftaatsrechtlihen Gründen zur Nach folge (Succeffion) berechtigt fei, oder 
daß überhaupt im ftaatlihen Sinne des Worts herrenloſes Gebiet vor- 
handen jei. 

Wenn man von Alters ber au die Eroberung als eine Erwerbform von 
Staatsgebiet zu betrachten pflegt, fo ift das immer noch ein Stück Barbarei, 
welches in eine civilifirte Rechtsordnung nicht hineinpaßt und deſſen endliche Ueber- 
windung eine Aufgabe des künftigen Völkerrechtes ift. Die Eroberung kann zunädhft 
nur eine faktiſche Herrſchaft begründen, welche erft durch den nachfolgenden 
Alt des Friedensſchluſſes legitimirt oder durd die reinigende und heilende 
Zeit, weldhe die dauernden faktiſchen Machtverhältniffe allmählig in dem Bewußt- 
fein der Völker zu fittlih und rechtlich begründeter Staatsorbnung umbildet, alfo 
in Form der ftantsrehtlihen Verjährung zum Recht erhoben wird. 

Nächſt der Nationalität wirft bie rer am ftärfften und nach— 
haltigften ein auf die Berfafjung, auf die Vorzüge und Mängel und auf vie poli- 
tifhen Aufgaben der Staaten, Die Größe des Landes, die Art feiner Begren- 
zung, bie Beziehung zu feinen Nahbarn, feine phyſiſche Bejhaffenheit 
üben einen unabweisbaren Einfluß aus auf alle öffentlihen Zuftände und Verhältniffe, 

Iſt das Land zu Mein und zu enge für eine auwachſende Nation, fo wird 
diefelbe genöthigt, Rolonieen zu gründen oder auszuwandern, oder auf Eroberung 
auszugehen, und allen viefen Fällen wird dadurch ihr Schidfal bedingt. Das Land 
fann aber auch größer jein, als ein Volk es zu beherrfchen fähig ift; denn nicht 
jeve Gebietsermeiterung ift Machtvergrößerung , fie kann auch eine Zunahme von 
Berlegenheiten fein und größere Opfer erforberu, als ihr Befig Werth hat. 
Am glüdlihften ift wohl eine Ausdehnung, welde den Fähigkeiten der Nation 
vollen Spielraum gewährt, welche zu fortgefegter Thätigkeit antreibt, aber nicht 
zu übermäßiger Anftrengung nöthigt. Die unmittelbare Demofratie ift nur in 
einem Kleinen Lande möglich; die Despotie wird in einem engen Gebiete unerträg- 
liher als in einem weiten, weil dort Nichts dem Blide und dem Arm der Def- 
poten entgeht, bier die weiten Räume aud verbergen und decken. Die Repräfen- 
tatioform der Monarchie ſetzt größere Gruppen der Boltsklaffen voraus und be— 
darf ſchon deshalb eines anſehnlichen Gebietsumfanges, | 
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An eine gute Begrenzung des Staatsgebietes ſtellt man die Anforderungen, 
daß ſie den Unterſchied desſelben von andern Staaten mit Sicherheit bezeichne, 
ferner daß fie das umfaßte Land gegen feindliche Angriffe ſichere und endlich für 
die Verbindung mit den Nahbarn und der übrigen Welt genügende Strafen und 
Thore eröffne. Alle viefe Forderungen find für England mit feiner infularen Yage _ 
reichlich erfüllt, und England verdankt die Ausbiltung feiner Freiheit und feiner 
Macht großen Theil diefer äußerſt günftigen Begrenzung. Am leichteften läßt fich 
der erften Forderung genügen. Hat die Natur die Etaatsgebiete nicht getrennt, 
fo können auch Grenzpfähle und Marken die Grenzlinie deutlich machen. Schroffer 
als Flüße trennen Gebirgszüge die Länder. Man fieht von einem Ufer des 
Fluſſes zum andern hinüber und gelangt über Brüden ober in Kähnen bequem 
und raſch auf die andere Seite, auf den Flüſſen bewegt fih der Verkehr 
auf der Grenzlinie jelbft, und verwifcht diefelbe unaufhörlih. Dagegen find bie 
Berge eine Scheivdewand für den Blid und für bie Gedanken der Menfhen; nur 
mit Anftrengung werben fie erftiegen und nur an wenig Stellen überfchreitet ver er- 
ſchwerte Verkehr vie Grenze. Diefe Päffe find dann auch leichter im Krieg zu ver- 
theidigen als die Ufer gegen Flußübergänge zu deden. Im vollften Maße dient 
die Grenze einer audgebreiteten Wüſte zur Trennung und Sicherung, mehr als 
irgend eine andere Begrenzung; aber ihr fehlt vie Möglichkeit ver Verbindung, 
welde für vie Wohlfahrt der Völker noch wichtiger ift als die Trennung; und 
deshalb fteht fie weit zurüd hinter ver Meeresgrenze, weldhe die fämmtlichen 
Anforderungen zugleic befriedigt. Die Wälder endlich halten nur eine Zeit lang 
aus, indem fie der vorrüdenden Kultur meiden. 

Die eigentliche Grenze wird immer als unverrüdbar gedacht, als eine 
Linie des feften Erdbodens. Nur das Land gewährt vie heimatlihe Ruhe und 
Abgeſchloſſenheit, in welher das Staatsgefühl gefichert ift. Uber das Land umfaßt 
and Binnenfeen und Binnenflüffe, und die Staatshoheit erftredt fih auch über 
diefe Räume. Wo die Gewäffer an den Grenzen das Yand umſchließen, Ylüffe, 
Seen, Meere, da kann fi die Staatsautorität unmöglid auf die fefte Uferlinie 
einengen lafjen, fondern bedarf noch einer Erweiterung auch über die nahen Ge- 
wäfler hin. Das Ufer bildet aber auch hier ven Stützpunkt ver Gebietshoheit. 
Umfpannt es eine Bucht, eine Rhede, einen Hafen, fo wirb dadurch die Beherr- 
[hung auch über diefen Theil des See- oder Meeresgebietes ermöglicht, und um 
deswillen wird vasfelbe in fo weit zu dem Lande gerechnet. Ueberdem nimmt man 
an, daß aud ver Kiftenfee und das Küftenmeer, fo weit vie Vertheidigungs— 
anftalten am Ufer noch in ven Bereich desſelben hinaus wirken und denſelben 
ausihlieglich beherrfchen, von der Gebietshoheit umfchloffen, werben. 

Wie erheblih die klimatiſchen Einflüffe auf die menſchliche Thätigkeit und 
daher aud auf das Staatsleben feien, und wie fehr abhängig von der Boden— 
befhaffenheit die öffentliche Wohlfahrt fei, weiß Jedermann. Die Bedeutung 
bes Klimas wird gewöhnlich eher zu body als zu gering gefhägt. So wenig ein 
tüchtiger enropäifher Reifender feine Natur verliert, wenn er die Tropenländer 
befucht oder ſich in die Eisregionen wagt, jo wenig verliert eine Nation ſofort 
ihre Eigenheit, wenn fie ihre Herrihaft und ihre Wohnfige aud über entlegene 
Gebiete ausdehnt. Aber das kräftigfte und eigenartigfte Individuum wird dort ſich 
anders verhalten müffen, wo der Thermometer dauernd 300400 über Null oder 
mehrere Grabe unter Null fteht, oder wo derſelbe je nad) den Jahreszeiten ftarke 
Schwankungen madt, aber duchjchnittlih eine gemäßigte Temperatur anzeigt. In 
den Nationen wirkt aber dieſes verſchiedene Berhalten deshalb ftärfer ein, weil 


14* 


212 Cand. 


die Weiſe der Eltern durch die Fortpflanzung und durch die Erziehung auf die 
Kinder übergeht, und durch Umbildung des Körpers von Generation zu Genera— 
tion entjchiedener zu einer neuen Raſſe ausgeprägt wird. Die Rüdfluth der 
Hellenen nad dem Orient, die Nieverlaffung germanifher Volksſtämme in Süd— 
europa und in Afrika, die europäifhen Kolonieen in Amerika u. f. f. haben an ver 
Hervorbildung veränderter nationaler Raſſen einen bedeutenden Antheil. 

Wie günftig insbefondere die gemäßigte Zone für bie politifche Freiheit und 
für die höhere Givilifation fei, wie viel leichter in heifen Yändern die Defpotie 
und der Stumpffinn ihre träge Macht ausbreiten, ift oft genug ausgeführt worden. 
Aber daß auch in fehr gemäßigten Klimaten despotifcher Geiftesprud auf Jahre 
hunderte hin ganze Völker in ftumpfem Dahinbrüten und demüthiger Knechtſchaft 
niederzuhalten vermöge, dafür fehlt es felbft in ver Geſchichte Europa’s nicht an 
Beifpielen, und eine hohe Stufe von Geiftesfreiheit und menfchliher Würde ift 
von den Indiern und von den Chinefen trog der Sonnenhite zu einer Zeit fchon 
erreicht worden, ald das ganze Europa oder faft das ganze Europa nod den 
Wilden und den Barbaren gehörte. 

Wichtiger ift vie Bodenbefhaffenheit für ven Charakter des Bolfs und 

für feine Wohlfahrt. Seit Ritter die politiihe Seite der Geographie mit Auf- 
merkſamkeit bearbeitet hat, wiſſen wir befler als zuvor ven Einfluß der Boden— 
geftaltung, ver Phyſiognomie des Yandes zu würdigen. Eine umfaflende und 
unbefangene Unterfuhung dieſes Einfluffes würde aber die politifche Wiſſenſchaft 
noch mit neuen Wahrheiten bereihern, und die nod immer räthjelhafte Wechiel- 
wirtung von Volks- und Landesart vielfeitig aufklären. Sicher ift, daß die be— 
wegten Linien der Lanvesgeftalt für vie Entwidlung der menfhlihen Anlagen 
ünftiger find als vie gleihmäßigen Flächen, und daß die Mannigfaltigkeit der 
ae aud den Neihthum der nationalen Berfaffungsformen bedingt. 
Gebirg und Meer erheben die Seele, und ftärfen die individuelle wie die Volks— 
freiheit. Steppen und Prairieen reizen den Wandertrieb, die Waldungen und Seen 
bedingen die Jäger und Fiſcher. Der Aderbau bedarf der ebenen Felder. Große 
Hlüffe und Ströme regen an zum Handel und Berkehr, Waflerfräfte und Stein- 
tohlenfhäge zur Fabrikation u. ſ. f. . 

Wie dem höchſten Staatsiveal nicht eine einzelne Nation, fondern nur bie 
Eine Menfhheit genügt, indem nur fie die ganze Mannigfaltigkeit aller perfün- 
lihen Kräfte zur Ginheit verbindet, fo entfpricht demfelben aud nicht ein einzelnes 
Land, fondern nur die ganze Erde, melde ebenfo alle Unterlagen der irbifchen 
Natur in richtigen Verhältniffen zur Einheit zufammenfaßt, und daher alle auf 
die Menfchheit wirken läßt und hinwieder ihr zu gemeinfamer politifcher Herr- 
Ihaft unterorbnet. Diefem höchſten Ideal nähert fid) der Staat an, der den mög- 
lihften Reihthum von Naturanlagen in feinem Gebiete vereinigt, unb basfelbe 
ganz mit feinem Volksgeiſt zu durchdringen weiß. 

Die Gebietshoheit ift nichts anderes als die Souveränetät in ihrer 
Anwendung auf das Land. (Siehe den Art. Souveränetät). Die Einheit und 
die Machtfülle, welche diefer zugefchrieben werben, finden ſich in jener ganz ebenfo; 
und wenn die Souveränetät ausnahmsweiſe gejpalten, abgeftuft if, wie in allen 
aus relativ felbftändigen Ländern zufammengefegten Bundesftanten oder Gefammt- 
reihen, wo wir genöthigt eine relative Souveränetät der Theilftanten und eine 
beſchränlte Souveränetät det Gefammtftaats finden, fo wiederholt ſich dieſe Spal« 
tung gleihmäßig in der Gebietshoheit. 

Zumweilen kommen aber aud im Berhältniffe zu auswärtigen Staaten 
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Beſchränkungen ber heimiſchen Gebietshoheit vor, welche nicht in ben ge— 
meinſamen Grundſätzen des Völkerrechtes ihre Erklärung und Begründung finden, 
ſondern auf einem beſonderen Rechtsgrunde, meiſtens auf einem völkerrechtlichen 
Bertrage beruhen. Man nennt derartige Beſchränkungen auch Staatéſervi— 
tuten und zieht die Analogie der Prädialſervituten bes Privatrechtes zu ihrer 
Erklärung herbei. Die Analogie der beiden Begriffe kann ebenfo wenig geleugnet 
werben, als die Analogie des Grunbeigenthums mit der Gebietshoheit; aber wie 
bie unkritiſche Webertragung der Eigenthumslehre auf die Gebietshoheit zu vielen 
ſchädlichen Mißverftänpnifien und zu einer umgerechtfertigten Praris veranlaft hat, 
fo muß man ſich aud vor einer unbefonnenen Anwendung der privatrechtlichen 
Servitutenlehre auf die Beſchränkungen ver Gebietöhoheit durch ftaatliche Rechte 
fremder Staaten hüten. Diefe Beichränfungen find nad ihrer Entftehung, nad) 
ihrem Inhalte, nad ihrer Richtung und nad) ihrem Untergange durchaus völker— 
und ftaatsrehtlic zu begreifen. Der Unterſchied hat fid) 3. B. bei ven Ver- 
bandlungen mit der Schweiz iiber das neutralifirte Gebiet von Savoyen deutlich 
geaeigt- Das Recht der Schweiz, dieſes Gebiet in Kriegszeiten zum Schuge ihrer 

eutralität zu bejegen, war unzmeifelhaft für das Königreich Piemont, zu dem 
Savoyen angehörte, eine Befchräntung feiner Souveränetät, alfo eine fogenannte 
Staatsfervitut. Wäre ſie eine bloße privatrechtliche Grundvienftbarteit, fo wäre es 
völlig imbifferent, wer der Eigenthümer des bienftpflichtigen Grunbftüds fei; 
denn wie bei dem Eigenthum, jo fommt auch bei den Privatfervituten auf die Indi— 
vidualität des Eigenthümers nichts an, Aber da diefe Staatsfervitut einen politi- 
ſchen Inhalt hat, und die Machtverhältniffe der betheiligten Staaten von entjchei- 
dendem Einfluß find auf die praftiihe Durchführbarkeit jener Servitut, fo wird 
die ganze Eriftenz berfelben gefährvet, ſobald ſich die berechtigte Schweiz ftatt 
einer ihr vergleihbaren Mittelmacht, wie das frühere Piemont, einer Großmacht 
wie Frankreich, als dem verpflicfeten Stante gegenüber geftellt fieht. Jedermann 
fühlt, daß die bloße Fortvauer der alten Servitut unter fo veränderten Macht- 
verhältniffen nicht aushilft und daher die Abtretung Savoyens an Franfreid eine 
neue Sicherung der ſchweizeriſchen Neutralität erfordert. 

Die einen Staatsjervituten befchränfen den pofitiven Inhalt der Gebiets- 
hoheit, indem nun der beredtigte Staat den verpflichteten in einer beftimmten 
Richtung hindern darf, feine Hoheit auszuüben. 3. B. Er varf keine Feftung an— 
legen auf feinem Gebiet. Die andern zahlreichern befchränfen vie negative Seite 
der Gebietshoheit. 3. B. Der verpflichtete Staat muß fihs gefallen laſſen, daß 
der berechtigte Staat Truppen durch fein Gebiet marfchiren läßt, fefte Pläge in 
bemfelben beſetzt, eine Gerichtsbarkeit auf demſelben übt, Straßen auf demfelben 
anlegt u. ſ. f. Das mittelalterliche Staatsrecht, weldhes hier wie überall fid) von 
privatrechtlichen BVorftelungen leiten ließ, bat unzählige Beihränfungen der Art 
gekannt und geſchützt. Das moderne Staatsreht hat überall das Beftreben, bie 
Macteinheit und Machtfülle eines Staates von derartigen Beihräntungen mög-— 
lichft zu befreien und refpeftirt viefelben nur da, wo fie eine völferrechtliche Be— 
gründung und zugleich eine fortwirfende völkerrechtliche Bedeutung haben. 

Landesfarben, S. Wappen. | Bluntflt. 


Zandeshoheit. 


Die ältefte Bezirktsverfaffung der germanifhen Stämme war eine fehr 
einfache geweſen. Der einzelne Staat (eivitas nennt ihn Tacitus) war nur ges 
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ringen Umfanges. Er zerfiel in eine Anzahl von Gauen oder Hundertſchaften 
(pagi), welche urſprünglich perſönlicher Natur und in der Zahlbezeichnung hieran 
noch erinnernd, doch ſchon in der älteſten uns verfolgbaren Zeit zu territorialen 
Abtheilungen geworden waren. Innerhalb der Gaue endlich fanden ſich allenfalls 
noch Ortsgemeinden (viei) vor; die einzelnen ſouveränen Staaten aber ſtanden 
unter fi in feiner, oder doch nur in einer ſehr lofen Verbindung. Diefes Ueber: - 
maß von Kleinftaaterei ward fpäter, auf friedlichem oder gewaltfamem Wege, ge- 
brochen; allenthalben bildeten fich größere Staaten, wenn aud nicht allenthalben 
zu gleicher Zeit und in gleicher Weife. Die alten Kleingebiete mochten babei, zu— 
mal wenn der Gefammtftant auf frieplihem oder doch halbwegs frieblihem Wege 
entftanden war, zunächſt als den Hundertſchaften übergeorbnete Bezirke in dieſem 
legteren fortbeftehen; aber aud dann, wenn beren Fortbeſtand von Anfang an 
unmöglid war, oder wenn fpäterhin der Wunſch, dem Staate eine gleihmäßigere 
Eintheilung zu geben mit verjelben in Widerſpruch trat, mußte wenigftens irgenb 
eine andere höhere Abtheilung über die alten pagi treten. Bei den gothifchen 
Stämmen, mwelhe am Früheften zu größeren Staatsgebieten fih zufammenfchloffen, 
ſcheint man in Verfolgung der überlieferten numerifhen Gradation zu Zaufend- 
haften vorgeſchritten zu fein; bei allen übrigen Germanen finden wir dagegen 
nur Oberbezirke von unzweifelhaft territorialer Bedeutung: in Dänemarf und 
Norwegen Syffel, in England shires, im fränfifchen Reihe endlich Grafſchaften 
(comitatus). Die Eintheilung des Reiches in Ortsgemeinden, Hundertſchaften (cen- 
tens) und Grafſchaften, über welche letteren fi dann allenfalls noch die Her- 
zogthümer erhoben, war ber farolingifhen wie der merovingifhen Monarchie eigen; 
fie überlebte fogar den Verfall beider, und ging insbefondere aud auf das oft- 
fränfifche, oder wie es fpäter genannt wurde, das deutfche Reich über. Aber freilich) 
nicht ohne bereits einen ſehr entwidelten Keim der Auflöfung in ſich zu tragen, 
Es kuüpft fi aber diefer Auflöfungsproceß in feinen erften Anfängen an 
die eigenthümlihe Bedeutung an, welde die germanifhe Rechtsanſchauung dem 
vollfreien Grundeigenthume wenigftens für den Ball beimaß, da daſſelbe 
in der Feldgemeinſchaft nicht Gefangen war. I) Bon Anfang an hatte die Freiheit 
des erempten Grundeigenthumes deſſen Befiger das Recht gewährt, das Betreten 
vejjelben jedem Auswärtigen, und ſomit aud) jevem öffentlihen Beamten zu ver- 
wehren. Eine nothwendige Folge hievon war der Natur der Sache nad gemejen, 
daß dem gegenüber die Handhabung der Rechtsordnung innerhalb feiner Grenzen 
zu jeiner eigenen Aufgabe gemacht wurde, daß fomit der Befiger felber die Rechts— 
polizei innerhalb feines Befigthumes zu Üben, für die Entrihtung der Abgaben 
zu jorgen, und zumal aud die Strafgelver zu erheben hatte, welche von den darin 
gefefjenen Perfonen etwa verwirft wurden; erft dann, wenn der Grundeigenthümer 
diefen feinen Obliegenheiten nicht genügte, mochte der Staat felbft mit Verlegung 
feiner Grenzen zugreifen. Damit war nun freilid eine beftimmte Organifation 
der Beziehungen des Grundeigenihümers zu den auf feinem Lande gefeflenen Per- 
jonen, eine anerfannte und rechtlich feft ausgeprägte Herrfchaft deſſelben über 
jolhe noch nicht gegeben; zu einer folden mußte es aber fommen, fowie mit dem 
fteigenden Umfange der Befigungen, welche in ver Hand größerer Herren ſich ver- 
einigten, bie Zahl ver innerhalb verfelben gefeffenen Leute ftieg, und überdies in 
Folge der abnehmenvden Zahl der Heineren Grundeigenthümer eine größere Maſſe 
von Leuten ſich bleibend auf den Bau fremden Landes angewiefen ſah. Bon da 








%) Bol, über das Folgende den Artikel „Grundherrſchaft“, Bd. IV. S. 517 u. folgg- 
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ab entwickelt fih auf den Gütern größerer Herren eine eigenthimliche- Redhtsver- 
faffung. Zunächſt fegen diefe für die Handhabung der Polizei, für vie Eintrei- 
bung der Dienfte und Abgaben, welche entweder aus privatredhtlihem Titel dem 
Herrn felbft oder aus öffentlihem dem Staate zu leiften waren, für die Stellung 
und beziehungsweife Vertretung ihrer abhängigen Leute vor Gericht eigene Beamte 
ein, welche allenfalld daneben aud noch die Verwaltung der herrſchaftlichen Güter 
und Einkünfte zu beforgen hatten. Bald geht die Sache noch weiter. Man weiß 
ja, mie feit fefterer Anziehung der königlihen Gewalt die ftaatsrechtlihen Befug- 
niffe des Königthums von deſſen Privatrechten keineswegs gehörig unterfchieren 
wurben; fo finden wir denn auch in zahlreichen Urkunden, welche bie Könige zu 
Gunften weltliher und zumal geiftliher Herren ausftellten, deren Befig nicht nur, 
was fih im Grunde von felbft verftand, in ven Befugniffen beftätigt, melde dem 
vollfreien Grundeigenthume bereits von Rechtswegen zufamen, nicht nur von man» 
cherlei Leiftuwngen befreit, welche derſelbe dem Könige im mehr privatlicher Weile 
ſchuldete, ſondern auch mit Rechten ausgeftattet oder von Laften befreit, melde 
einen entſchieden ftaatsrechtlihen Charakter zeigen. Zunächft freilich handelt es ſich 
dabei nur um fisfalifche Befugniffe und Yaften, alfo um die Befreiung von Zinfen, 
Steuern, Frohnden, Zöllen u. dgl., oder die Uebertragung des Rechts an ben 
Herrn folde zu eigenem Vortheil ftatt zum VBortheil des Königs zu erheben, und 
von ber Befreiung von ſolchen öffentlichen Laften ift fogar der Name hergenommen, 
mit welchem berärtige Privilegien und die Bezirke, für welche fie ertheilt werben, 
bezeichnet werben (immunitates); bald aber gewann vie Sache aud noch eine an» 
dere Seite. Unter den Einkünften, deren Bezug ven Immumnitätsherrn zugeftanden 
zu werben pflegte, werben zumal auch die Gerichtsgefälle, fei ed nun in engerem 
oder weiterem Umfange, aufgeführt, und ihre Verleihung ift fogar ſchon in pe- 
funtärer Beziehung ganz befonders erheblih, da ja in jener Zeit das Strafſyſtem 
vorwiegend auf das Geben und Nehmen beftimmt abgeftufter Sühn- und Straf: 
gelver begründet war. Es lag nahe, daß der Herr, welder von Anfang an bie 
Stellung feiner Leute vor das ftaatliche Gericht zu vermitteln und die gegen fie ge— 
fällten Urtheile zum Vollzug zu bringen hatte, jest nachdem ihm aud der Bezug 
der von ihnen verwirkten Strafgelver zu eigenem Nechte zugeftanden war, aud) 
die Führung der gerichtlichen Verhandlungen und die Füllung des Urtheils in feine 
Hand zu nehmen fid) berufen fühlte, und daß von ftaatliher Seite diefem feinem 
Vorgehen Fein erheblicher Wiverftand entgegengefegt wurde. Mindeftens bie 
Entjheidung derjenigen Streitigkeiten, welche fi aus ven Beziehungen der Hin- 
terfafjen zu ihrer Herrfchaft und zu ihrem Gute ergaben, zumeift aud die Ent- 
ſcheidung aller Sachen, welche unter den Angehörigen eines und beffelben Herrn 
innerhalb oder außerhalb der Grenzen feines Gebietes entftanten, kam fofort in 
die Hand der herrfchaftlihen Beamten, umd bald vehnte man biefe Privatgerichts- 
barkeit fogar noch weiter gehend dahin aus, daß auch auswärtige Kläger ange- 
wiefen wurden, ihr Recht gegen Immunitätsangehörige vor den Immunitätsge— 
richten zu fuchen. Ihrem Umfange und Inhalte nah find diefe Immunitätsprivi- 
legien allerdings von jehr verfchievener Beihaffenheit, und macht fi zumal inner- 
halb der Gefammtheit der gefreiten Güter ein Unterfchied geltend zwiſchen dem 
Befige der vornehmften Herren und dem Befige der geringeren, wenn aud im- 
merhin nod über den gewöhnlihen Bauersmann hervorragenden Örundeigen- 
thümer; die Richtung inveffen, welche die Entwidlung der herrſchaftlichen Rechte 
nimmt, ift im Ganzen bier wie dort biefelbe, und in der karolingiſchen Zeit find 
derartige Privilegien, die in der merovingifchen freilich auch ſchon oft genug ſich 
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finden, bereits fo häufig, daß wohl einmal von einer immunitas geſprochen wer» 
den Tann, qualem omnes ecclesi® in Francia habent, ?) aljo von einem gewiſſen 
durchſchnittlichen Normalmaf von Freiheiten, welches ven geiftlihen Befigungen 
wenigftens zuzuſtehen pflegt. 

Bereits auf diefer Stufe feiner Entwidlung griff das Immunitätswefen in 
die ursprüngliche Bezirköverfaffung des deutſchen Staats tief genug ein. Innerhalb 
der einzelnen Gentenen und Grafſchaften gab es fortan Bezirfe, über welde ber 
Gentenar und Graf feine, oder doch nur weit befchränftere Rechte übte, ala welche 
ihm über die andern Theile feines Amtsjprengels zuftanden; ganz ober doch ſehr 
vorwiegend laz fortan die öffentlihe Gewalt über jene Bezirke in der Hand bes 
Immunitätsheren, und nur wenn biefer feinen Obliegenheiten nicht genügte, ober 
etwa noch in einzelnen vorbehaltenen Fällen konnte ftatt feiner noch der Staats- 
beamte und das Staatsgericht angegangen werden. Als Organe des Herrn waren 
in biefen erempten Bezirken befondere Beamte (advocati, judices de immunitate, 
actores u. dgl. m.) angefegt, welche regelmäßig mit der Handhabung der Juftiz 
und Polizei in venfelben nad) wie vor die Sorge für die herrſchaftlichen Güter 
und Einkünfte verbanvden; beftellt wurben viefelben von dem Herrn, wenn aud) 
nit ohne Mitwirfung der Staatsgewalt, wie biefelben denn noch weit fpäter ven 
Königsbann wenigftens, falls fie ihn überhaupt zu üben hatten, aus des Königs 
Hand fi) erholen mußten, Im Uebrigen bildete fi die Organifation biefer Herr- 
ihaften ganz ver ver Staatsbezirte analog aus; Dingverfammlungen insbeſondere 
fehrten hier wie bort wieder, und bier wie bort lag die Urtheilsfindung in ber 
Hand der Genoffen, nicht des Beamten. — In Kurzem griff aber das Wachs— 
thum der Immunitäten noch weiter um fih, und zwar in zwiefacher Richtung, 
extenſiv wie intenfiv. Ginerfeits alfo nehmen die Nechte der Immunitätsheren ihrem 
Inhalte nad) fortwährend zu, fei es num durch rechtsförmliche Erweiterung ber- 
jelben kraft vom Könige ertheilter Privilegien, oder auch vermöge blos faktiſcher 
Auspehnung durch die Eigenmacht der einzelnen Großen, ber nun das Königthum 
bei ven verworrenen Zuftänden des Reihs und ber eigenen Schwäche fid außer 
Stand jah entgegenzutreten. Hatte man fih Anfangs damit begnügt, neben ber 
libertas ab introitu judieis eine geringe Zahl fisfalifher Rechte ſich zugeftanden 
zu fehen und von den Gerichtsgefällen insbefondere zunächſt nur die geringeren 
zu erwerben, während vie namhafteren dem Staate und feinen Gerichten vorbehalten 
geblieben waren, jo wurden jet, nachdem man mit dem Uebergange öffentlicher 
Rechte in die Hand von Privatheren fi einmal vertraut gemacht hatte, nicht 
nur fisfaliihe Berechtigungen immer häufiger und in immer größerem Umfange 
an ſolche abgetreten, fondern aud die volle Amtsgewalt des Gentenars oder felbft 
bes Grafen wurbe diefen über den eigenen Befig gar häufig verliehen. Zumal 
die geiftlihen Herren des Reichs, die Erzbifchöfe alfo und vie Biſchöfe, dann auch 
die Aebte namhafterer Klöfter, wußten im Laufe des 10. und 11. Jahrhunderts 
fehr ausgedehnte Privilegien in diefer Richtung fi zu gewinnen, und bei ihnen 
batte deren Ertheilung in der That auch verhältnigmäßig am Wenigften Bedenken, 
fo lange die Könige auf deren Ernennung, fowie auf die Beftellung der Vögte, 
welde für fie das Gericht zu halten hatten, nod einen beftimmenden Einfluß 
übten. Aber auch in der Hand weltliher Herren Können wir in einzelnen Fällen 
ven Befig ähnlich ausgevehnter Rechte nachweifen, und es mag fein, daß nur bie 
geringere Sorgfalt, welche viefe ver Bewahrung ihrer Urkunden zuzuwenden pflegten, 
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zahlreichere Nachweiſe zu erbringen uns unmöglich macht. Nach der andern Seite 
bin werben bie Immunitätsprivilegien, Anfangs nur ſeltener und immer nur zu 
Gunſten beftimmter einzelner Güter ertheilt, immer häufiger verliehen und auch 
wohl, wiederum zumal bei geiftlihen Herren, ein für allemal auf allen verzeitigen 
ober zufünftig no zu erwerbenden Befig des Privilegirten geftellt, jo daß jede 
Vermehrung dieſes Befiges fofort auch ſchon die Grenzen des Immunitätsbezirkes 
erweitert. Ferner. Vom freien Eigen hatte die Immunität ihren Ausgang genom« 
men, und nicht weiter hatte fie ſomit reichen fünnen als dieſes felbft; feit ver 
fefteren Ausprägung des Lehnweſens aber begann viefelbe auch für ven blos lehns— 
weiſen Befig ertheilt zu werden, oder es wurde wohl aud das eine ober andere 
im Privilege ertheilte Recht jelbft nur zu Lehen gegeben. Schon damit war eine 
weitere Ausdehnung der Berechtigung ermöglicht, indem der König aus begreif- 
lien Gründen zur lehnsweifen Abtretung von Gütern und Rechten fich leichter 
zu entjchliegen pflegte, als zur alodialen; aber ſelbſt bei diefer Grenze blieb man 
nicht ftehen. Oft genug fam es vor, zumal dann wenn Privilegien auf allen ge- 
genwärtigen und zukünftigen Beſitz des Berechtigten geftellt waren, daß an einem 
und demſelben Drte Immunitätsangehörige mit auf eigenem runde gefeffenen 
und fomit den Staatsgerichten zugehörenden Leuten gemifht wohnten; mannig- 
fahe Schwierigkeiten bei Handhabung der Juftiz und Polizei, ewige Konflikte der 
Immunitätsrichter mit den königlichen Beamten mußten die Folge folder Bortomm- 
nifje fein. Mehrfach fuchte man nun diefen praftiihen Mißftänden in ber Weife 
abzuhelfen, daß man durch befonveres Privileg die Gewalt des Immunitätsheren 
auch über diejenigen fremden Leute erftredte, welde auf ihrem eigenen Grunde 
zwifchen feinen Hinterfaffen zerftreut lebten. Schon aus der Mitte des 9. Jahr- 
hunderts liegen einzelne Beifpiele derartigen Vorgehens vor; damit war aber be- 
greiflih ein Weg betreten, welcher die Gewalt der Immunitätsherren von ihrer 
anfänglihen Grundlage ganz loslöfen, und eben darım zu völlig fhranfenlofer 
Auspehnung derjelben die Möglichkeit gewähren mußte. Seit dem 10, Jahrhun- 
bert gefchah es fogar, daß ganze Gentenen nit nur, fondern felbft ganze Graf- 
jhaften als geſchloſſene Bezirke einzelnen Bifchöfen oder Aebten durch den König 
übergeben wurben; theild der Glaube an die Bervienftlichfeit der Vergabungen 
an bie Kirche, theils und hauptſächlich das politiſche Bedürfniß, in den endloſen 
inneren Kämpfen, welche das Reich zerrütteten, fich verläßige Anhänger zu ge- 
winnen ober zu erhalten, lag folhen maßloſen Verfügungen zu Grunde. 

Die nähfte Folge, welche dieſes ftetige Zunehmen der Privatherrfchaften 
äußern mußte, beftand in ber völligen Zerfplitterung ver ftaatlihen Bezirke, alſo 
in der Auflöfung der Öauverfaffung. Seitdem von der Genten ober felbft 
von der Grafſchaft erimirte Herrfchaften in bunteftem Gemifche zwifhen die dem 
Staatsbeamten noch untergebenen Befisthümer ſich eingebrängt hatten, hörten bie 
Gentenen ſowohl als vie Öraffehaften der Regel nad nothwendig auf, geſchloſſene 
territoriale Einheiten zu bilden. E8 war nur no eine Ausnahme, wenn hin und 
wieder eine einzelne Grafſchaft von folden Eindringlingen fi völlig frei erhalten 
hatte, eine Ausnahme auch, wenn eine ſolche als gejhloffener Bezirk einem Im— 
munitätsheren übertragen worden war; die durchgreifende Regel bildete die Zer- 
ftüdelung ver alten Bezirke. An diefe Auflöfung aber der alten Bezirksverfaffung 
Mmüpft fih fofort auch eine tief einfchneidende Umgeftaltung des Grafen— 
amtes ſelbſt. Auch die Graffhaft bilvete fortan ber Regel nad nur nod einen 
Kompler einzelner, unzufammenhängender Befigungen und Rechte, deren Umfang 
und Ausdehnung in feiner Weife mehr gleihmäßige Ausprägung und äußere Ge— 
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fchloffenheit zeigt; fie war damit der Privatherrfhaft eines Immunitätsheren zu- 
nächft äußerlich ganz ähnlich geworben, und bie Aehnlichfeit wurbe dadurch noch 
erhöht, daß ja in ber That einzelne Grafihaften in die Hand von folden gelangt 
waren, unb daß ſelbſt ver Grafentitel von einzelnen Immunitätsheren geführt 
wurde. Aber auch eine innere Verwandtſchaft war zwiſchen beiden Klaffen von Bezirken 
gegeben. Hier wie bort wurben biefelben, oder doch gleichartige und fehr ähnliche 
Rechte von dem Borfteher des Bezirkes über viefen geübt; hier wie bort warf deren 
Hebung ihrem Inhaber mannigfahe Vortheile, felbft pekuniäre Vortheile, ab. 
Vreilih war der Ausgangspunft und damit ber innere Charakter der Gewalt beide 
Male ein verſchiedener, foferne viefelben Befugniffe, welhe der Immunitätsherr 
zu eigenem Nechte übte, dem Grafen nur als einem Organe und Beamten des 
Königs zufamen, und im Zufammenhang damit war bie Gewalt des weltlichen 
Immunitätsherren eine erblihe, die des geiftlihen wenigftens eine bleibend mit 
feiner geiftlihden Würde verfnüpfte, währen der Graf feine Befugniffe zunächft 
immer nur auf Lebenszeit, und immer nur durch befondere königliche Ernennung 
erlangte; aber aud in dieſer Beziehung waren bie Gegenfäge theild von Anfang 
an nicht jo ſcharf als fie auf den erften Blick zu fein jcheinen, theild wurben fie 
wenigftens im Berlaufe der Zeit durch Beränberungen fehr abgefchliffen, welche 
das Grafenamt zu erfahren hatte. E8 wurde bereits bemerft, daß bie Gewalt ver 
Immunitätsheren keineswegs nothwendig zu Eigen ging, daß diefelbe vielmehr 
recht wohl auch, ganz ober einzelnen Beftandtheilen nad), zu Lehen geben Konnte, 
ja daß der Blutbann, über vollfreie Leute wenigftens, immer nur aus des Könige 
Hand empfangen werben Fonnte. Umgekehrt wurde nun aber aud die Auffaffung 
des Örafenamtes als eines Lehens, und damit deſſen Erblichkeit, allmälig üblich. 
Mit dem Orafenamte waren ſchon frühzeitig Beneficien als Dotation verbunden 
gewejen, und die mannigfahen Vortheile, welde das Amt felbft feinem Inhaber 
abwarf, ließen daſſelbe auch wohl felbft als Gegenftand eines Lebens betrachten, 
zumal feitvem die Immunitätsprivilegien die privatrechtliche Verleihung ganz ana- 
loger Rechte in unzweifelhafte Hebung gebracht hatten; das Erblihwerben ver Lehen 
überhaupt, die Schwierigkeit bei eintretender Erledigung des Amtes von der Des- 
cendenz bes, regelmäßig im Bezirke reichbegüterten, bisherigen Befigers abzugeben, 
das übereinftimmende Interefje endlich der betreffenden Familie und des Bezirkes 
an der Erhaltung der Kontinuität der Verwaltung ließ auch hier die Erblichkeit 
der Würde fich feftftellen. Bon jest ab erfcheinen demnach die Graffhaften genau 
ebenjo als patrimoniale Herrihaften, wie dies die Immunitäten von Anfang an 
gewejen waren; fie werden wie dieſe gelieben, gelaffen, verfegt, fie werben ver- 
erbt, getheilt wie jeder andere Immobiliarbefig : nicht mehr nad) dem Gau wie 
vordem, fondern nad der Burg, auf welder fie ihren Wohnfig nehmen, bezeich— 
nen fortan auch die Grafen fich felbft und ihre Gebiete. An die Stelle ver alten 
Eintheilung des Reichs in Graffhaften und Gentenen aber ift jegt eine neue ge- 
treten, die Eintheilung nämlich in Privatherrfchaften, bezüglich deren nicht mehr 
unterfchieben wird, ob fie aus alten Immmunitäten ober aus früheren Grafichaften 
hervorgegangen find; für diefe Privatherrfchaften aber tritt, entjchieden feit dem 
Anfange des 13. Jahrhunderts, die Bezeihnung als territoria, für ihre Be- 
figer die Bezeihnung ald Domini terrae, Yandesherrn als technifch auf, 
während freilih die mit diefen Ausprüden bezeichnete Sache bereits in einer we— 
jentli früheren Zeit fertig gegeben ift. 

Degründet war nunmehr die „Landeshoheit“; aber freilich fehlte noch 
viel dazu, daß dieſelbe auch ſchon zu innerer Einheit und zu feftem äußerem Ub- 
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fchluffe gelangt wäre. Zunächft beftand biefelbe noch aus einem bloßen Aggregate 
verſchiedener Güter und Rechte, welche einzeln kraft fpecieller Titel zufammen- 
gebradht waren, und deren Verbindung unter ſich lebiglih auf der Einheit ber 
berechtigten Perfonen beruhte. Nicht nur die Gerechtſamen verfchievener Herren je 
über ihre Territorien mußten darum unter fih von ganz verfchievener Art und 
Ausdehnung fein, fondern es mochte fogar ein Gleiches von den Gerechtfamen 
eines und beffelben Herrn je Über die verjchiebenen Beftanbtheile feiner eigenen 
Herrſchaft gelten. Nah oben war die Territorialgewalt , oder waren auch wohl 
die einzelnen Rechte und Beflgungen, welche viefelbe ausmachten, theils alodial 
theils lehenbar, und ver Landesherr felbft Konnte überdies entweder unmittelbar 
unter dem Könige ftehen, oder zunächſt noch einem Herzoge ober fonftigen Fürften 
untergeben fein. Nach unten pflegten bie in ber Landeshoheit begriffenen Güter 
und Befugniffe nur zum Theil dem Lanvesheren ledig zu fein; zum Theil dagegen 
waren fie wieder durch weitere Verleihung in die Hand von GStiftern, Vaſallen, 
Dienftmannen oder Städten des Territoriums gelangt. Verſchiedener Beſchaffenheit 
waren ferner auch die Rechte, welche vem Landesherrn gegenüber ven verſchiedenen 
Klaffen feiner Landſaſſen zuftanden; eine andere war feine Stellung zu ben 
fhöffenbaren Leuten, melde ihm leviglih als dem Inhaber des Königsbannes 
untergeben waren, ein anderes fein Verhältniß zu feinen Bogteileuten, die wenn 
auch mit Beibehaltung ihres Grundeigenthumes feiner Schugherrfchaft ſich unter- 
worfen und dur mancherlei Dienfte und Abgaben dieſe zu erkaufen hatten, zu 
feinen freien Hinterfaffen ferner, feinen Lehensmannen, Minifterialen, Xeibei- 
genen. — Zeigt fih nad allen dieſen Seiten hin zunächſt ein jehr fühlbarer 
Mangel an principieller Harmonie und Gleihartigkeit der landesherrlichen Gewalt 
begründet, fo ift damit doch zugleich auch ein nicht minder erfennbarer Mangel 
an beftimmter Ubgrenzung verfelben gegenüber anderen, mehr oder minder ähnlichen 
Berechtigungen, fowie eine gewiffe Unficherheit ihres eigenen Beftandes gegeben. 9) 
Auf der einen Seite hatten die Landſaſſen fammt und fonders, und hatten zu— 
mal die höheren Klaſſen verfelben (vie lanvfäffigen Prälaten, Ritter und Stäbte) 
ſich noch immer fehr erhebliche Beziehungen zum Königthum erhalten, und vie 
Möglichkeit war immerhin noch gegeben, daß durch eine neuerlihe Kräftigung 
derſelben dieſes letztere fi wieder zu feiner frühern Machtfülle erhebe, welche 
natürlich nicht ohne die völlige Unterbrädung oder doc fehr weit gehende Be- 
ſchränkung der Landeshoheit zu erreichen war;. auf ber andern Seite aber fand 
zwifchen der Lanveshoheit und dem Königthume zunächſt noch die Herzogliche Ge— 
walt als eine nicht minder beveutfame in Mitte, und man mochte wohl zweifeln, 
ob es nicht ihren Inhabern gelingen würbe, die ihnen untergebenen Fleineren Herren 
in ‚eine weit firengere Abhängigkeit als bisher von dem eigenen Herzogthume zu 
verfegen. Dort alfo handelte es fi darum, ob die Landesherren im Stande 
fein würben, die bereits erworbene Landeshoheit zu behaupten und zu einer etwas 
fefteren und gleihartigeren Gewalt über ihre Lanpfaffen erwachſen zu laffen; hier 
dagegen um bie ganz andere Frage, ob nicht etwa umgekehrt durch ſchärferes An- 
ziehen der herzoglihen Gewalt ver Herrenftand zu einem blos landfälfigen, zu 
einer nur höher titulirten Klaſſe der landſäſſigen Ritterfhaft etma herabgedrückt 
werben wärbe. Beide Fragen, obwohl unter ſich getrennt zu halten, ftehen doch 
miteinander in engfter Berührung; vie Löſung Beider mußte aber vorerft um fo 
zweifelhafter erfcheinen, je ungleihförmiger und unbeftimmter einerfeits vie im 
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Herzogthume fowohl als in der Landeshoheit enthaltenen Nechte geftaltet, je aus- 

edehnter und den lanvesherrlihen Befugniffen ähnlicher andererfeits die Gerecht— 
ai waren, welche ven vornehmeren Landjaffen vermöge, der auch in ihrer Hand 
fih allmälig ausdehnenden Grundherrſchaft zukamen. 

Wie zunächſt das Herzogthum, dem Königthum und der Landeshoheit 
gleich gefährlich, nach Jahrhunderte langem Ringen endlich den vereinten Angriffen 
beider erlag, wurde in einem früheren Artikel bereits dargelegt, und ſoll darum auf 
biefen Punft hier nicht weiter eingetreten werben. Die beiden legten ber alten 
Stammbherzogthümer, das bayerifhe und das ſächſiſche, erlitten nah manden vor: 
gängigen Schmälerungen bei dem Sturze Heinrichs des Löwen (1180) fo durchgrei— 
fende Rebuftionen, daß aud fie fortan nicht mehr als Herzogthümer im früheren 
Sinne gelten konnten; von da ab ift jedenfalls demnach in den Landen des ſäch— 
fiihen und bayerifhen Stammes ganz ebenfo, wie dies anberwärts ſchon weit 
früher in gleichem Umfange geſchehen war, eine größere Zahl der nächſt mächtigen 
Herren an die Stelle der Herzoge getreten, fei es nun, daß ihnen bie herzogliche 
Gewalt, gleichviel ob unter Beibehaltung des herzoglihen Titeld oder ohne bie- 
fen, nur über das eigene Territorium eingeräumt wurde, oder daß fie biefelbe zu- 
gleih auch nod über die Territorien einzelner anderer Eleinerer Herren erlangten. 
Auf diefen Gegenfag zwiſchen folden Yandesherren, welche ver herzoglichen Gewalt 
eines andern unterworfen, und andern, welche felbft im Befige viefer Gewalt min- 
beftens über das eigene, vieleicht auch noch Über fremde Territorien find, bezieht" 
ſich fortan die, freilich was die Terminologie betrifft in den Quellen keineswegs 
konfequent feftgehaltene, Unterfheidung von Fürften und freien Herren. Beide 
fönnen ebenfo gut geiftlihen als weltlichen Standes fein, und auf ben von ihnen 
geführten Titel kommt nicht das Mindefte an, wie es denn insbefondere fowohl 
gefürftete als nicht gefürftete Grafihaften und Abteien gibt; das Fürftenamt aber 
gilt jeberzeit als lehenbar, während bie freie Herrfchaft ebenfo gut zu Eigen wie 
zu Lehen gehen kann. — Den freien Herren brachte die Auflöfung der Stamm: 
herzogthümer wenig Vortheil; fie wechfelten nur ihren Oberen und konnten fich höch— 
ftens, und faum das als Gewinn anrechnen, daß fie fortan einem minder mäd)- 
tigen Oberherrn zu folgen hatten, fofern nicht etwa ganz beiläufig ein Zuwachs 
an Befigungen aus der Berlaffenfchaft ver hingegangenen Herzoge aud) für fie ab- 
fiel. Um fo einträglicher war dagegen die Sache für die Fürften; fie wurben nun- 
mehr von der läftigen Oberherrlichkeit frei, der fie bisher unterworfen geweſen 
waren, und vereinigten von jett an die herzogliche Gewalt über ihre Territorien mit 
der landesherrlidhen, an fie fiel überdies ein guter Theil der herzoglichen Befigun- 
gen, fowie auch die Oberherrlichfeit über diejenigen freien Herren, welche ſich felbft 
zur Fürſtenwürde aufzuſchwingen nicht vermocht hatten. Wie fehr durch dieſen Zu— 
wahs an Macht ihre Stellung ſich befeftigt hatte, zeigt fi) zumal in den Zu- 
geftändniffen, welche Kaifer Friedrich II. in zwei Neichsgefegen erft den geiftlichen 
Fürſten (1220), dann ven Fürften überhaupt (1232) zu machen ſich veranlaft fah. 
Neben ven hergebraditen Rechten der Gerichtsbarkeit und des Heerbannes, dann 
auch einer Reihe fisfalifcher Rechte, mie 3. B. des Zoll- und Münzrechtes, wirb bie- 
fen jegt ausbrüdlid die Befugniß eingerkumt, mit Zuziehung ber angefeheneren 
Leute im Territorium für diefes Gefege zu erlaffen; der König verzichtet auf das 
Recht, innerhalb ihrer Territorien ohne ihre Zuftimmung neue Zölle oder Münzen 
anzulegen, oder Burgen und Städte in benfelben zu erbauen, während bie Befug- 
niß der Fürften, Befeftigungen im eigenen Lande anzulegen, anerkannt wird; fie 
erhalten das Geleitsrecht innerhalb ihrer Territorien; der Kaiſer verſpricht, ihre 
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abhängigen Leute in feine Stäbte nicht aufzunehmen; ja fogar das alte Recht des 
Königs, wonad ihm bei feinen Rundreiſen im Reihe allenthalben für die Dauer 
feines Aufenthaltes die Gerichte und die übrigen Regalien levig ftehen follten, wurde 
wenigftens zu Öunften der geiftlihen Fürften wenn aud nicht völlig aufgegeben, 
fo doch in weit engere Schranfen gewiefen. Allerdings war auch jetzt noch, und 
troß dieſes Auffhwunges ber Yanveshoheit nody immer die Unterdrückung berfelben 
und die Wieberherftellung des frühern Unjehens des Königthums im Bereiche ber 
Möglichkeit gelegen. Noch immer gab es in einzelnen Theilen des Reichs, zumal in 
Schwaben, Franken und am Rhein, reihsunmittelbare Bezirke, theils Städte, 
theils ritterihaftlihe Befigungen oder Bauergemeinden umfaſſend; nod immer ift 
felbft in den Territorien die Stellung der Prälatur, der Ritterfhaft, der Städte 
eine fo felbftändige, die Kraft welche ihnen das Einigungswefen gab eine fo aus- 
giebige, die Ausdehnung der landesherrlichen Rechte ihnen gegenüber eine fo ge- 
ringe und fo unbeftimmte, daß ein unmittelbare Heranziehen aud viefer Klafjen 
an das Reid mit Erfolg verſucht werden konnte; nod immer ftanden die freien 
Herren mit ihrer vagen Unterorbnung unter das Fürftenamt zwifchen den Reichs— 
fürften und jenen höheren Klafjen ver Landſaſſen in einer Mittelftellung, welde 
ebenfo gut zu einer Erhöhung dieſer als zu einem Herabfinken jener ald Ausgangs- 
punkt dienen konnte. Aber das Königthum war bereits zu tief gefunfen, als daß 
es die Führung bei einem verartigen Kampfe gegen die bereits erftarfte Fürften- 
macht hätte übernehmen können. Das Höchſte, wozu dasfelbe fih noch allenfalls auf- 
zufhmwingen vermochte, war der Verſuch, durch eine gejonderte Verftändigung mit 
den oberften unter ben Fürften, mit ven jet in beftimmterer Stellung hervortreten= 
den Kurfürften, einige Unterftügung für die eigene Wirkſamkeit, und etwa auch 
einige Aufbefferung der allgemeinen Reichszuftände zu erreihen, ein Verſuch, ver 
in der Golvenen Bulle Karls IV. von 1356 feinen bezeichnendften Ausprud fin- 
bet; der Regel nad) wareır bie Ziele, welche die Könige erftrebten, nur erbländifche, 
auf die Gründung oder Erweiterung einer eigenen Hausmacht gerichtete, und nur 
als Mittel, dieſe zu fördern, wurde bie geringe Gewalt, welche mit dem König- 
thume noch verbunden war, zumeift von ihnen benügt. Unter foldhen Umftänven 
nimmt jenes Aufftreben ver geringeren Stände einen ganz anderen als einen bem 
Königthume förberlihen Charakter an. Zum Theil gelingt es einzelnen Städten 
oder einzelnen Ritterbürtigen, in einigen wenigen Fällen felbft einzelnen Land— 
gemeinden, von ver Landeshoheit fich frei zu erhalten oder auch frei zu machen; 
aber ſolchenfalls ſuchen ſich diefe der königlichen Rechte nicht weniger ald ber 
landesherrlichen zu erledigen, und die Yandeshoheit, oder doch eine dieſer jehr ähn- 
lie Gewalt über ven eigenen Befig an ſich felber zu bringen, und die meiften Refte 
der älteren Reichsvogteien gelangen überdies allmälig in landesherrlihe Hand, fei es 
nun, daß biefelben an einzelne Reichsſtädte gegeben, geliehen, verpfändet, oder von 
folhen eigenmächtig in Befit genommen wurden, oder daß bie vogteilihe Gewalt 
felbft in der Familie des mit ihr Bekleideten zu einer erbliden, und damit zur 
Landeshoheit erwuchs. Dabei finden zwar bie Reichsſtädte neben den Fürſten und 
Herren des Reichs am Neihstage Aufnahme; ven Reichsrittern aber und umfomehr 
den Reihspörfern blieb diefe verfagt, und auch dieſer Weg zu einer Wieberhers 
ftellung der Neichseinheit und der Reichsgewalt zu gelangen blieb demnach unbenugt, 
In bei weitem ven meiften Fällen richtet fih dagegen der Liberalismus ber ge- 
nannten Stände, wie der lanbfäffigen Geiftlichfeit überhaupt nicht oder doch nad 
Unterbrüdung der erften Anläufe hiezu nicht mehr, gegen die Landeshoheit als 
folde, fondern nur gegen eine maflofe Ausvehnung und ungeeignete Handhabung 
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berfelben; biefelben acceptiren alfo ihre Stellung als Landſaſſen als eine gegebene, 
und fuchen nur auf der fo gefchaffenen Grundlage eine fär fie möglihft günftige 
und möglihft wenig beengende Ordnung der Dinge zu erreihen. Es bilden fi 
die Landſtände aus (fiehe diefen Artikel), deren Befugniffe und Anſprüche oft 
genug den Lanbesherren läftig werben, und deren Zerwürfniffe mit biefen oft ge- 
nug zu erbitterten Kämpfen führen, deren Entftehung und Beftand aber dennoch 
nit am wenigften zur Befeftigung der lanbesherrlihen Gewalt beigetragen hat, 
fofern durch fie ganz beſonders der Blid der Yandfaffen an dem Territorium feft- 
gehalten und vom Reiche abgezogen, das Streben nad Aufbeflerung der beftehen- 
den Zuftände, nad Schuß für bie beftehenden Rechte an die Territorialgewalt ftatt 
an die Reichsgewalt gewiefen wurde. Endlich aud die Stellung der freien Herren 
zum Fürftenamte begann ſich allmälig zu klären. In einzelnen Fällen gelang es 
benfelben, fih von dem letteren völlig frei zu machen, oder doch die fürftliche 
Obrigkeit zu einem bloßen Lehensnerus abzufhwähen; in anderen Fällen wußte 
umgekehrt das Fürftenthbum die freien Herren zu bloßen Landſaſſen herabzudrücken, 
fo daß fie fortan nur etwa noch als „Landherren“ oder „Landbarone“ eine höhere 
Klaffe des landſäßigen Adels über ver Ritterfhaft ausmachten; aud Mittelftufen 
fommen vor, den Zuftänden ver älteren Zeit noch näher entfprechend, und haben 
fih dergleichen ja befanntlih in einzelnen Fällen fogar bis in die neuere Zeit 
herunter erhalten. 

Seit der zweiten Hälfte des 14. Jahrhunderts darf die völlige Feftftellung 
und Abfhliefung ver deutſchen Landeshoheit als entſchieden gelten; in das ge- 
nannte und nächſtfolgende Jahrhundert fallen denn aud Bewegungen und Umge- 
ftaltungen, welche fehr tief in deren Form und Wefen einfchneiden. Die Yandes- 
boheit thut eben jett die erften, entſcheidenden Schritte zu ihrer, zunächſt freilich 
nur thatfählihen, Umwandlung in eine wahre Staatsgewalt; zugleich beginuen 
fih jegt die einzelnen Territorien feft abzufchließen, und damit vie Faltoren aus- 
zuſcheiden, welde die Geſchichte der folgenden Jahrhunderte vorzugsweife zu tragen 
beftimmt find. Zunägft macht fi neben dem Streben nad Vergrößerung und 
Abrundung ihrer Befigungen das Streben ver Landesherren dahin geltend, die— 
felben dur die Feftftellung der Unveräußerlichkeit und Untheilbarfeit, und im Zu— 
jammenhange vamit einer einheitlichen Succeffionsorbnung, zufammenzubalten. Der 
Amtscharafter der Graffchaften und Herzogthitmer, auch wohl die Grundſätze des 
deutſchen Lehnrechts, hatten vordem gegen bie Theilung der Territorien, zumal 
ber größeren, einigen Schuß gewährt; die patrimoniale Auffaffung der Yanvdes- 
hoheit fowohl als die Milverung der lehnrechtlichen Praris hatte diefen aber all- 
mälig entzogen, und felbft bei den Fürftenthümern, die doch als Fahnlehen untheil- 
bar jein follten, hatten feit ver zweiten Hälfte des 13. Jahrhunderts die 
Theilungen üblich zu werben begonnen. Für die Kurhäufer nun ftellte die Goldene 
Bulle, freilich nur bezüglich derjenigen Befigungen, auf welden deren Kur ruhte, 
ben Grundſatz der Untheilbarfeit und eine einheitliche Erbfolgeorbnung feft; andere 
fürftlihe Familien dagegen fuchten fih, von der erften Hälfte des 14. Jahrhun- 
derts angefangen, felber zu helfen, wozu ihnen bie ihnen zuftehente Bamilienautono- 
mie die Hausgefeggebung als Mittel an die Hand gab. — Eine zweite 
Aufgabe der Landeshoheit war in ter innern Stärkung ihrer Gewalt gelegen und 
beren De Abſchließung ſowohl dem Könige als den eigenen Landfaffen gegen- 
über. Auch nad diefer Seite hin wurden bereits entſchiedene Fortſchritte gemacht. 
Rechtlich freilich beftand die Landeshoheit noch immer nur in einer Summe ein- 
zelner Rechte, deren jedes durch befondern Titel erworben fein mußte; in den Lehn⸗ 
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briefen und anderen Urkunden wurben dieſe verfchievenen Befugniffe jederzeit ein⸗ 
zeln aufgezählt, und nod immer nahmen die Könige alle diejenigen Rechte ohne 
Weiteres als die ihrigen in Anfprud, über deren Erwerb durch befonderes Privi- 
leg oder Herfommen ver einzelne Yandesherr ſich nicht fpeciell ausweifen konnte, Aber 
foktiih begann die Stellung der Yandesherren, zumal der größern unter ihnen, 
denn doch bereits einen ganz andern Charakter anzunehmen. In ihre Hand war 
die Gerihtöbarteit über ihr Territorium übergegangen, bie gefeßgebende Gewalt, 
ber Heerbann, die meiften wichtigeren fisfalifhen Rechte und Negalien im engeren 
Sinne des Wortes; Lehensnerus, Dienftreht, Vogtei (auch Kirchenvogtei) gaben 
ihnen nody weiter reichende Rechte, wenn auch nicht über alle, fo doch über vie über- 
wiegende Mehrzahl ihrer Landſaſſen, während ihr reiher Domanialbefig und bie 
Zahl ihrer Hinterfaffen venjelben aud noch ein ungewöhnlihes Maß von Privat- 
mitteln und Privateinfluß zur Verfügung zu stellen pflegte. Es war natürlid, daß 
unter ſolchen Umftänden das Begehren nad Befriedigung aller und jever ftaat- 
lichen Bedürfniſſe fih vorwiegend an die Yandeshoheit richtete, weldhe ja ohnehin 
ſchon die meiften und widtigften Zweige der Staatögewalt in ihrer Hand verei- 
nigte, und überdies die faltiſchen Mittel zu deren Dedung beſaß, nicht an vie ent- 
ferntere und entfräftete Reichsgewalt; natürlid, daß einerjeits die Yandesherren nun- 
mehr die Pflichten eines Regenten ihren. Landſaſſen gegenüber als die ihrigen an- 
zuerfennen begannen, andererſeits aber auch von biejen letteren nunmehr eine 
allgemeine Unterthänigfeit und Gemwärtigfeit der „landesfürftlichen Obrigkeit" gegen- 
über geforbert wurde. Mllerdings war auch jegt no der Yandesherr, und zwar 
der größte wie der Heinfte, in mehr als einer Beziehung von dem Reiche abhän- 
gig; allervings ferner war auch jet noch feine Gewalt durch die feinen Yandfaffen 
zuftchenden Befugniffe gar ſehr beſchränkt. Aber bei Befchränfungen viefer Tegteren 
Art handelte es ſich doc zumeift nur noch um bie Beftimmung des Antheiles, wel- 
her dem Landesherrn oder den Landſtänden an ber Territorialgewalt zuftehen 
ſollte, nit mehr um eine Infrageftellung der Zerritorialgewalt jelbft, und jene 
Abhängigkeit vom Reihe war in bei weiten ben meiften Beziehungen baburd) 
minder fühlbar gemadht, daß ven Yanvesherren als Reichsſtänden felbft ein An— 
-tbeil an der Eentralgewalt eingeräumt war, bezüglich der oberften Reichsjuſtiz aber, 
die allerdings noch in der alleinigen Hand des Königs lag, theils durch deren 
fortwährenden Berfall abgeſchwächt, theils auch durch die Eremptionsprivilegien, 
welde die größeren Reichsfürften wenigftens bereits vielfach an fid) zu bringen 
verftanden. Jedenfalls ift fo viel gewiß, daß im Laufe des 15. Jahrhunderts 
wenigftens die Staatsidee ftatt an das Reich an die Territorien fi zu knüpfen 
beginnt, und daß im Zufammenhange damit in den größeren landesherrlichen Ge- 
bieten zum Mindeften Seitens der Landſaſſen das Gefühl fich zu entwideln beginnt, 
dad wir, cum grano salis verftanden, als das Gefühl der partifulären 
Rationalität bezeichnen können. — Ein letztes Ziel endlich, welches der Yandes- 
hoheit nunmehr geftedt war, beftand in der möglichften Ausgleichung der Verſchie— 
denheiten, welche innerhalb des Territoriums felbft zwifchen den verſchiedenen zu 
demſelben gehörigen Beftanbtheilen vorzuliegen pflegten, alfo in der möglichften 
Uniformirung der Landesverfafjung. In diefer Richtung konnte vor— 
läufig noch am menigften gethan werben. Nur ein Theil des Territoriums pflegte 
unmittelbar im Befig des Landesherrn zu ftehen, oder von ihm an Hinterfafjen 
ausgethan zu fein; ein zweiter Theil war in ver Hand feiner Pflegehaften; ein 
dritter aber und nicht der geringfte, beſtand aus den, fei es num alovialen oder 
fendalen Befigungen der landſäſſigen Abteien und Stifter, der Ritterfhaft, endlich 
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der Städte. Grundbeſitzer dieſer letzteren Kategorieen pflegten über ihre Güter in 
derſelben Weiſe öffentliche Gerechtſame, und zumal patrimoniale Gerichtsbarkeit zu 
üben, wie dergleichen bei der Landeshoheit ſelbſt auf den erſten Stufen ihrer Ent- 
widelung vorgefommen war; biefem ihrem Befigftande aber ließ fih unter gegebe- 
nen Umftänven in keiner Weife entgegentreten, ja oft genug zwang financielle Be- 
brängniß oder irgend welder anderer Nothftand die Landesherren fogar, durch 
weitere Privilegien denfelben umgekehrt nod zu erweitern. Andererſeits bildeten 
auch die einzelnen Erwerbungen, aus melden ein jedes Territorium nah und nad 
erwachſen war, ebenfo viele felbftändige Beftandtheile desjelben. Die einzelnen 
Dorfgerichte, Centgerichte, Grafſchaften oder Landgerichte dauerten als gefonverte 
Bezirke fort, wie ‚fie allmälig zufammengebradht worden waren, und wenn man 
zwar in Bezug auf jene erfteren, niederen Gerichte allenfalls Aenderungen vorzu- 
nehmen, und zumal biefelben mit ben zu fisfalifhen Verwaltungszweden gebil- 
deten Aemtern zufammenzumerfen ſich erlaubte, jo erſchien dies doch bei diefen letz— 
teren, fpecieller königlichen Gerichten zunächſt noch weniger thunlich. Auch derartige 
Gerihte waren überdies nicht felten durch weitere Verleihung wieder in andere 
Hand gekommen, und in den Städten zumal, die jederzeit beſondere Bezirke bil- 
deten, waren folche ſehr häufig an die Gemeinde felbft übergegangen; einer Umge- 
ftaltung vderjelben ſtanden ſolchenfalls aud die oben bereits erwähnten Bedenken 
wieder entgegen. Dennoch begann man bin und wieder, zumal in den größeren 
Territorien, wiewohl zunächſt nur mit leifer Hand, aud in diefer Beziehung zu 
reformiren. Man theilte allenfalls das gefammte Territorium in größere Be- 
zirfe, über welhe man einen Vicedom, Oberamtmann, Großvogt oder Landeshaupt- 
mann fette; man zog auch wohl vie alten Yanpgerichte zufammen und vereinigte 
fie zu einem einzigen landesherrlihen Hofgericht, in welchem ber Landesherr felbft, 
oder an feiner Stelle deſſen Kanzler ober Hofrichter der Borfig führte. U. vgl. m. 

Un einem frühern Orte wurde bereits bemerkt, 4) wie ber Berfuh einer 
Reorganifation des Reichs, welher in den letzten Jahren ves 
15. und ben erften des 16. Jahrhunderts gemacht wurde, den geänderten Zu— 
ftänden der Zeit entſprechend deſſen Berfaffung nicht mehr auf das Princip des 
Einheitsftantes, fondern nur nod auf das des Bundesſtaates zu begründen unter- 
nahm; hier genügt es, auf dieſes für das rafhe Wachsthum ver Landeshoheit fehr 
bezeihnende Faktum einfach hinzuweiſen, und höchſtens mag noch die Thatfache 
befonvers betont werben, daß nunmehr aud das Organ ber oberften Reichsjuftiz, 
das Reichskammergericht, eine fpeciell füniglihe Behörde zu fein aufhörte, indem 
an beffen Befoldung nicht nur fondern auch an deſſen Befegung und Beauffichti- 
gung fortan neben dem Könige aud die Reihsftände Antheil nahmen, und deſſen 
Dienfteid ausdrücklich auf Kaifer und Reich geftellt wurde. Nicht minder ift bereits 
bemerkt worden, daß und warum bie Reformation, welde anfänglih auch zu 
politiſchen Umgeftaltungen in einem der Landeshoheit weit mehr als dem König- 
thume bedrohlichen Sinne führen zu wollen fchien, im ihrem weiteren Verlaufe ge- 
rade umgekehrt zu einer weit fefteren Begründung ber erfteren, einer noch viel 
weiter reihenden Abſchwächung des letzteren den Anftoß gab. Bon ver höchſten 
Bedeutung war aber für ven Fortjchritt der Landeshoheit einerfeits der durch bie 
religiöfen Bewegungen veranlaßte 3Ojährige Krieg ſammt dem ihm ein zu 
fpätes Ende fegenden Weftphälifhen Frieden, andererſeits ein ſich allmälig 
vollziehender Umſchwung in ven politifhen und focialen Anſchauungen 
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des Volks, welder ebenfalls auf die weitere Entwidlung ver ſtaatlichen Ordnung 
ſich Einfluß zu verſchaffen wußte, und von Beiden muß hier wenigftens andeu- 
tungsweife gefprohen werben. Zunächſt liegt auf flacher Hand, daß der‘ langwie- 
rige Kampf, in weldem ein guter Theil der Reihsftände dem Kaifer gegemütberge- 
ftanden, und welden derſelbe überdies im Bunde mit verfchiedenen auswärtigen 
Mächten gegen dieſen geführt hatte, nur zu einer weiteren Lockerung, der die Terri- 
torialgewalten an die Reihsgewalt fnüpfenden Bande führen konnte; man fah fich, 
dem Reihsoberhaupte als Feind gegenüberftehend, genöthigt, um fo fefter und fon- 
fequenter die eigene Gewalt auszubauen, man gewöhnte fi an die offene Entfrem- 
bung vom Reiche und jelbft daran, im Auslande Schug und Hülfe für die eigene 
Selbftändigkeit zu fuchen; man gewann endlich, da in diefem Kampfe die Sym- 
pathien der Yandjaßen gutentheil® für die Landesherren und gegen ven Kaiſer 
waren, für jenes Streben nad) freiefter Selbftherrlichkeit einen fejten Halt in ven 
Gemüthern des Volks und den Ueberzeugungen ver intelligenteren Klaffen, welche 
legteren ohnehin von eben jegt neu auftauchenden ftaatsrechtlihen Doktrinen nicht 
unberührt geblieben waren. Bereits in den erften Decennien des 17. Jahrhunderts 
waren ſich die Gelehrten darüber Mar gewefen, daß die „landesfürftliche Obrigkeit” 
oder „Landesobrigkeit“, wie fie einmal dur das Herfommen geworden war, nicht 
mehr als ein bloßer Kompler einzelner, speciali titulo erworbener Negalien und ſon— 
ftiger Rechte betrachtet werden fünne, wenn man auch über ven Begriff auf den 
fie zurüdzuführen nicht recht einig werden konnte, da weder die Verfafjungs- 
formen des römijhen Rechts noch die Kategorieen der ariftoteliihen Politit auf 
dieſen Fall fi recht anwenden laſſen wollten. Kaiferlicherfeits wurde freilich fort- 
während an ver Behauptung feftgehalten, daß an und für fid) alle Stantsgewalt 
im Reihe dem Kaifer zuftehe, und nur infoweit, als fich dafür ein befonderer Rechts— 
titel nachweiſen laffe, einzelne Theile derjelben als in die Hand der Reichsſtände und 
Landesherren gelangt anzufehen feien, daß alſo noch immer die Präfumtion im Zwei— 
fel für den Fortbeſtand ver „Laiferlihden Machtvollkommenheit“ ſpreche; aber bie 
Reichsgeſetzgebung felbft näherte ſich doch bereits der obigen Auffafjung dadurch, 
tag fie Umfang und Weſen der Territorialgewalt durch allgemeinere, unbeftimm- 
tere Ausprüde zu bezeichnen und zu umfchreiben ſich beftrebte, 5) und die Theorie 
der Zerritoriallegiften füngt überdies bald an, fih ganz offen und entſchieden 
gegen jene Sätze zu fehren. Schon vor der Mitte des 17. Jahrhunderts wird 
von ihnen bis zu der Behauptung vorgegangen, daß die Souveränität im 
Reihe eigentlich, gar nicht dem Kaifer für fit) allein, jondern dem Kaifer und 
Reih zuftehe, d. h. einer juriſtiſchen Perſon, welde aus dem Kaiſer und 
ven 3 Reichötagsfollegien ſich zufammenfege, und daß die Rechte, welche, fei 
es num bezüglid der Gentralvegierung des Reichs, oder hinſichtlich der. einzelnen 
Territorien, welde vasjelbe bilden, dem Kaifer perſönlich zukämen, nur nod als ver- 
gleichsweiſe unbedeutende Refervatrechte in Betracht zu ziehen ſeien, und ſehr bezeich— 
nend ift für den Stand der Diuge in biefer Richtung der einſchlägige Inhalt des 
weftphälifchen Friedens, jowie eine Neihe von Verhandlungen, welche deſſen Feſt⸗ 
ſtellung vorherging. Zu einer Specifikation zwar der einzelnen Reſervatrechte, wie 
ſolche von der Gegenjeite in Anregung gebracht worden war, ließen fid die faifer- 
lihen Oefandten nicht herbei, indem fie ganz folgerichtig ſich darauf beriefen, daß 
Potestas Imperatoris überhaupt generalis wäre, und ſich auf alles erftrede, was 








5) Dal. 3. B. die Veitätigung der von den Neichsftinden bergebrachten Nechte in art, 4. der 
Babifapitulation. 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörtabußb VI. 15 
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nicht vel per Pacta vel per Leges reftringirt fei; aber die Stände mußten ſich 
doch wenigſtens eine allgemeine Anerkennung ihres liberum juris territorialis 
exercitium zu erringen 6), und dazu eine Reihe einzelner fpecieller Zugeftändnifie, 
welhe in den wichtigften Beziehungen ihre Befugniffe urkundlich feftftellten. Größ« 
tentheils freilich beziehen ſich dieſe Zugeftänpnifie auf die Theilnahme der Reichs— 
ftände an der Centralregierung des Reichs, und ftehen daher zu deren Yanveshoheit 
nur in einer entfernteren Beziehung; wenn venfelben aber die Befugniß eingeräumt 
wurbe, zur Wahrung ihrer Rechte, vorbehaltlih der Rechte von Kaifer und Reid, 
dann des Landfrievens, ſowohl unter fid) ald mit auswärtigen Mächten Bündniſſe ein» 
zugehen, fo liegt hierin denn body eine fehr principielle und überdies praktifch jehr 
fühlbare Ausdehnung der territorialen Selbſtändigkeit als folder begründet, — 
Aber auch nod nad) einer ganz anderen Seite hin trat ungefähr um biefelbe Zeit 
und weſentlich in Yolge eben verfelben Einflüffe eine der landesherrlihen Gemalt 
in hohem Grade fürberlihe Wendung ein, in Bezug nämlid auf deren Stellung 
zu bem eigenen Zerritorium und zumal zu beffen angefeheneren Einwohnerflaffen. 
Im Laufe des 15. Jahrhunderts hatten die Rechte der privilegirten Stände und 
Korperationen, hatten insbefondere auch die Rechte ver Landſtände in ben mei— 
ften Territorien ihre höchſte Blüthe erreicht; von dem Beginne des folgenden Jahr» 
hunderts angefangen ging es dagegen mit dem Einfluß zumal dieſer legteren fort— 
während abwärts, wogegen die landbesherrlihe Gewalt in eben dem Mafe fort» 
während ftieg. Die Gründe viefer fehr beveutungsvollen Umgeftaltung in ver 
Territorialverfaffung werben in einem ber Gefchichte der beutfchen Landftänve 
gewidmeten Artikel des Nähern zu erörtern fein; auf zwei hierher gehörige Mo- 
mente aber, welche mit vem Wahsthum der Landeshoheit in ganz befonvers enger 
Beziehung ftehen, muß bereits an biefer Stelle bingewiefen werden, Das eine ift 
ein mehr äußerliches und liegt in den abnormen Zuftänden begründet, welche ber 
30jährige Krieg zur Folge hatte. Die rüdfichtslofefte Anfpannung ihrer äußerſten 
Kräfte war zu bejien Führung, dann aud zur Heilung der durch benfelben ge— 
fhlagenen Wunten für die Territorien abfolut geboten, und folhen Nothftänden 
gegenüber konnte ein ängſtliches Abwägen verbriefter Rechte nicht mehr Platz greifen. 
Während des Kampfes mar Überdies die Einberufung von Landtagen nur felten 
möglich geweſen; höchſtens hatte man fi landesherrlicherſeits mit Ausſchüſſen be» 
nommen, welche zu ganz anderem Zwede gewählt worden waren. Was aber im 
Drange der Noth hatte gefchehen müffen, konnte über der langen Dauer ver Aus» 
nahmszuſtände leicht zur Regel werben; um fo leichter, je größer die Ermattung 
war, welche jene zurüdließen, und welche feinen Gedanken an irgend melden ener- 
giſchen Widerſtand auffommen ließ. Das zweite Moment dagegen ift ein inner- 
lihes und hängt wieder mit der oben ſchon berührten Umgeftaltung der in ven 
Köpfen der einflußreiheren Klaſſen lebendigen ſtaatsrechtlichen Theorieen zufanmen. 
Bon Anfang an war die Stellung ver Lanpftände ebenfo gut als eine rein 
privatrechtlihe behandelt worben, wie dies bezüglich der Iandesherrlihen Gewalt 
ihrerfeits der Fall gewefen war. Bei ver Landeshoheit hatte nun aber, feit fie ſich 
bem Reiche gegenüber fefter abgefchloffen hatte, bie privatrechtliche einer ftaatsrecht- 
lihen Auffaffung Pla zu machen begonnen, und es verfteht fi von felbft, daß 
von da an aud die frühere Behandlung der landſtändiſchen Befugniffe ſich nicht 
mehr aufredht halten ließ; wollten die Stände, wie dies ber Negel nad der Fall 


6, Der franzöfifche Entwurf foricht von tous les autres droits de souverainits qui leur 
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war, an dem Buchſtaben ihrer verbrieften Rechte und ihrer bisherigen Art diefelben 
zu gebrauchen fefthalten, jo lag für den Landesherrn ein unverkennbarer Nothſtand 
vor, der ihn zwang, im Interefje feines Territoriums nit minder als feiner felbft 
den ihm entgegengejegten Widerftand zu brechen. Ferner. Die Zufammenfegung ver 
landftändifchen Korporationen hatte zwar die für das Mittelalter beveutfameren 
Stände berüdfichtigt; aber den geänderten Berhältniffen der neueren Zeit wollte 
aud fie nicht mehr entfprehen. In Folge des wiedererweckten Humanismus, der 
zum Theil durdy die Reception des römischen Rechtes bedingten Befegung der Aem— 
ter mit eigens zu biefem Berufe herangebildeten Männern, des Aufihwunges über- 
haupt, melden die Künfte und Wiſſenſchaften feit dem Ende des 15. Jahrhunderts 
zu nehmen begonnen hatten, war der Gegenfag der gelehrt gebilveten und ber un— 
gebildeten Klaffen entitanden oder vielmehr zu umfafjenderer und minder einfeitiger 
Geltung gelangt, als welche er im Mittelalter behauptet hatte; mit der gefamm- 
ten Intelligenz ver Zeit vereinigte fortan bie gebildete Klaſſe auch die gefammte 
Macht des Staats und der Kirche, ald welche lediglich durch ihre Vermittlung ges 
übt wurde, und dennoch fand dieſelbe in den landſtändiſchen Berfammlungen keine, 
ober doch nur eine ganz beiläufige und ungenügende Vertretung. Die nothwendige 
Folge war, daß diefe ihrer Bedeutung fih vollfommen bewußte Alafje fih von dem 
landſtändiſchen Weſen und überhaupt von den Rechten der privilegirten Stände 
fremd und Ffalt, ja felbft feindſelig abwandte, während fie dagegen bie landesherr- 
lie Gewalt, deren Ausübung ja ohmehin tur ihre eigene Hand ging, ſich con- 
genialer fühlte und durch fie ihre eigenen Interefjen geförvert zu ſehen hoffte. 
Auf der einen Seite alfo betrachten die nunmehr entjcheidenden Gefellichaftskreife 
das Territorium als den Staat, nicht das Neid; auf ter andern fuchen fie deſſen 
Heil nicht in einer gefunderen Ausbildung der vorhandenen, wenn aud etwas ver- 
Inöcherten, Keime einer freieren Selbftregterung, fonvern in einer weife geleiteten und 
energiſchen Thätigfeit des lanbesherrlihen Abfolutismus. Charakteriftifch ift in der 
erfteren Beziehung zumal die Gefhichte des Wortes „ Staat” felbft. Urſprüng— 
lich und lange Zeit hindurch bezeichnet der Ausdruck status nidyt mehr uod 
weniger ald „Stand“; dieſer wie jener Ausdruck wird dann aud für vie am 
Reihstage zu Sit und Stimme berufenen Mitglieder gebraucht, weil eben deren 
Berechtigung auf dem Stand des Einzelnen beruht. Als die Reichsſtandſchaft fi 
bleibend an beflimmte einzelne Territorien knüpfte, wurde die Bezeichnung status 
auch anf vie Yanvesherrlichfeit Übertragen, auf welcher jene erftere Eigenſchaft we— 
jentlih beruhte, und an dieſe jüngfte Beveutung des Wortes knüpft deſſen moderne 
Geltung an; darin, daß ein Ausdruck, welder urfprünglid die mit Reichsſtand— 
haft verbundene Landeshoheit bezeichnete, zu der Bedeutung des Staates im 
Sinne unferer Gegenwart gelangen konnte, zeigt ſich aber recht handgreiflid, daß 
in den Territorien die moderne Staatsidee erwacht und groß gezogen worben ift, 
nicht im Reiche. 

Einen weiteren Abſchnitt in ber Geſchichte unferer Landeshoheit bezeichnet ſo— 
bann die Mitte etwa des 18. Jahrhunderts. Seit dem weftphälifchen Frieden da— 
tirt befanntlih das Uebergewicht Franfreihs über Deutfhlaud, ein Uebergewicht, 
das oft genug in ſchmachdollſter äußerer Vergewaltigung, das aber nicht minder 
ſchmachvoll und vielleiht noch gefährlicher in einem inneren, geiftigen Einfluffe 
fih geltend machte, welchen jenes erftere Reich auf die Meinungen und Gewohn- 
beiten diefes legteren ausübte. Zunächſt war es die abfolute Gewalt des Monarchen 
als folhen, war es zugleich ein, freilich no bemeijenes und durch die Bunt» 
Ihedigkeit der geichichtlidy überlieferten Zuftände fogar gutentheils gerechtfertig- 
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tes Streben nach jhärferer Betonung der ftaatlihen Centralifation gewejen, was 
von Franfreih aus auf Deutſchland ſich herübervererbte, nur daß hier in den 
Territorien und zu Gunften der Yandesherren realifirt werden jollte, was bort 
innerhalb einer zahlreihen Gefammtnation und zu Ounften eines deren Einheit 
repräfentirenden mädtigen Königthumes ſich zu vollziehen begonnen hatte. Wie 
franzöfifhe Sprache, franzöfifhe Umgangsformen und Moden, franzöfifche Leicht- 
fertigfeit und Maitreffenwirthichaft als weſentliches Stüd der neuen Kultur in 
Deutichland eingeführt wurden, fo glaubte aud der Fleinfte deutſche Reichsgraf 
fid) mit dem Monarchen des neuen Mufterftaates in die Bruft werfen und fpre- 
hen zu müffen: l’&tat c'est moi! Seit der Mitte etwa des vorigen Jahrhunderts 
begannen aber die Anfhauungen, zunächſt wiederum dem Borgange Frankreichs 
folgend, eine etwas andere Richtung einzufhlagen. Nachdem ſchon früher die Be- 
griffe des Staates, der öffentlihen Geſellſchaft u. dgl. ſich allmälig geltend zu 
machen begonnen hatten, fing man nunmehr an, beftimmtere Theorieen über deren 
Beichaffenheit a priori zu formuliren, und zugleih aus denſelben praktiſche Konfe- 
quenzen in Bezug auf die Geftaltung des ftaatlihen Lebens zu ziehen. Raſch brei- 
teten fi die Ergebnifje folder gelehrten Konftruftionen unter dem gefammten ge- 
bildeten Stande aus, um fo rafcher, je unbefriedigender bie pofitiv gegebenen Zu= 
ftände für diefen waren. Gewöhnt, im einzelnen Territorium den Staat, in der 
Landesherrſchaft die Staatsregierung zu fehen, glaubte man an biefe legtere ohne 
Weiteres das Begehren ftellen zu dürfen, daß fie jene Forderungen der Theorie 
und Spekulation fofort durd die ihr zu Gebote ftehenden Mittel verwirkliche. 
Dar in der früheren Zeit das gefammte öffentlihe Recht in einer Reihe privat- 
rechtlicher Beziehungen und Berhältnifje aufgegangen, jo machte fi nunmehr das 
entgegengeſetzte Extrem geltend, nämlich allzu fchroffe und einfeitige Hervorhebung 
ber Unterordnung des Einzelnen unter die Gefamnıtheit; von dem, immerhin nur be= 
dingt richtigen Sage ausgehend: salus reipublice summa lex, wollte man nun, was 
ber Geſammtheit fremmte oder zu frommen ſchien, ohne alle Schonung der beftehen- 
den Zuftände und felbft entgegenftehenver wohlerworbener Rechte mit einem Male 
durchgeführt willen. Die weitgehende Entwöhnung des Volkes von aller Selbſt- 
regierung äußerte fidh dabei in der Art, daß mit Aufhebung aller Eigenthümlich- 
keit und Gelbftändigfeit der einzelnen Theile die abfolutefte Gentralifation des 
Staates gefordert und erftrebt wurde.) Mit dem Eintreten derartiger Theorieen 
in den Gang der Rechtsentwicklung hat die Landeshoheit zugleih ihre Freiheit 
von den Äußeren fie beengenden Schranken und ihre volle Ausbildung zu einer 
einheitlichen Gewalt nad innen und unten erlangt. Die Schwähe der Reichsge— 
walt ließ felbft wohlerworbene Rechte der Unterthanen, wenigftens was bie größe» 
ren Territorien betraf, ver Landesherrſchaft gegenüber ohne Schug, und ein ſchon 
früher mehrfach benüttes Mittel, die Militärgewalt nämli des Landesherrn, 
machte es möglih, die ohnehin vielfach begehrten Reformen den etwa Widerftre- 
benden rückſichtslos aufzuzwingen. Iett wird demnach, und zwar gerade von ben 
tüchtigſten Regenten (einem Friedrich IT, Joſeph II. u. dgl), mit Befeitigung 
aller Hinderniffe das gejammte Territorium möglichft als ein einheitliches abmini- 
ftratives Gebiet zu gleichförmiger Verwaltung und, ſoweit thunlich, auch zu gleich- 
förmiger Gefeggebung gebracht; die Rechte der bevorzugten Stände werden wenig- 


7) Eine merfwürdige Ausnahmsftellung behauptet diefer Zeitftrömung gegenüber zumaff der 
ehrwürdige Juftus Möfer; fein Einfluß gebört aber auch, foweit von mehr als einer Wirkfam- 
keit in- den engſten Umgebungen die Mede ift, erft einer weit ſpäteren Zeit an. 
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ftens gefhmälert, die Landſtände völlig aufgehoben, oder doch deren Privilegien 
erheblich befchnitten; die Gemeinden, zumal aud) die Städte, werden ihrer bis— 
herigen Selbftändigkeit entfleivet, und alle engeren Verbindungen innerhalb bes 
Staates deſſen ftrengfter Obervormundfhaft unterworfen u. dgl. m. Die größeren 
Territorien in Deutfhland find zufolge diefer Wendung der Dinge bereits gegen 
das Ende des vorigen Jahrhunderts weſentlich zu einheitlichen Staaten geworben. 
Eine abfolutiftifhe Regierungsform bat ſich dabei zunächft in denfelben ausgebildet 
und ein ftarrer Büreaufratismus, deſſen möglichfte Befeftigung und Verbeſſerung 
als das höchſte Ideal aller Regentenweisheit galt. Aber doch brachte biefer Abfo- 
lutismus der großen Maffe ver Unterthanen materiell die erheblichſten Vortheile, 
indem wenigftens eine vernünftigere und beweglichere Apminiftration eingeführt, 
größere Gleichheit unter den verſchiedenen Klaffen ver Unterthanen hergeftellt, und 
eine lange Reihe feſtgewurzelter, drückender Mifftände befeitigt wurde; ja fogar 
zu einer künftigen Betheiligung des Volkes an ver Negierung wurde wenigftend 
infoferne fhon der Grund gelegt, als den gangbaren Theorisen und der öffentlichen 
Meinung bereits ein beftimmender Einfluß auf die Leitung der Staatsgefchäfte 
eingeräumt wurde. Schlimmer freilich ftand es mit den Heineren Territorien, in 
denen ſich ein Staatsleben felbit bei möglichfter Ermäßigung der an ein foldes 
zu ftellenden Anforberungen nicht zu entwideln vermochte. Je nach Begabung und 
Laune fuchten deren Herren theils durch Nahahmung ihrer größeren Standesgenoffen, 
theil8 aber auch durch zäheftes Anklammern an eine nicht minder abfolutiftifche, 
und daneben auch noch läherlih unvernünftige Patrimonialwirthſchaft ſich fortzu— 
helfen; ihre Exiſtenz war aber feit dem Aufkommen gefteigerter Anforderungen 
an das Staatsleben bereits von innen heraus zu einem Ding der Unmöglichkeit 
geworben. 

Ihren Testen Abſchluß endlich verdankt die Gefchichte der deutſchen Landeshoheit 
dem Einfluffe der franzöfifhen Revolution. Früher noch als in Deutſchland 
hatte in Frankreich der Staat eine völlig abfolutiftifhe Geftalt angenommen, und bier 
wie dort hatte ein reformfüchtiger Radikalismus, ven erftrebten Zielen nad guten- 
theils berechtigt, aber in feinen Angriffen auf die beftehenden Zuftände fih maß: 
108 überftürzend, der Herrfhaft über die Köpfe und Herzen der gebildeten Klaffe 
fi bemädtigt. Aber in Frankreich Hatte der Abfolutismus die in materieller Be- 
ziehung wünfhenswerthen Reformen nur infoweit durchgeführt, als das einfeitige 
Intereffe des Regenten felbft dies zu forbern ſchien, im UWebrigen dagegen mit 
allen Ueberreften des mittelalterlihen Feudalismus und ber Hierarchie ſich ver: 
tragen; während demnad in Deutichland die Reformbeftrebungen ſich der Landes— 
herrſchaft und ihrer Bureaufratie im Ganzen vertrauensvoll zumandten, kehrte ſich 
dort das Streben nach einer Berbefferung ver verwahrlosten politifchen und ſocia— 
fen Zuftände feindlich gegen die Staatsgewalt felbft. Abftrafte Theorieen, hin und 
wieder auch wohl das Beifpiel der englifchen Berfaffung, wieſen dieſer Oppofition 
ihren beftimmten Ausdruck an; die Regierung des Bolfes durch fich felbft, aber 
freilich feine auf organifher Gliederung und Bewegung, fondern auf der alther- 
gebrachten Gentralifation und einem nur in feinen formen veränderten Abfolutis- 
mus beruhende. Selbftregierung, galt hier als das Ziel, welches zu erreichen jed⸗ 
wedes Mittel gebraucht werveu dürfe und müſſe. Die Erfchütterungen, zu welchen 
der gewaltfame Ausbruch dieſes Konfliftes im Nachbarlande führte, konnten 
Deutſchland nicht unberührt laſſen; die Einflüffe aber, welche dieſelben auf unfer 
Baterland äußerten, find vielfach verfchlungene und mehrfach fich felbft wider: 
ſprechende. — Theils dynaſtiſche Intereffen, theils die Furcht vor weiterer Aus— 
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breitung der revolutionären Lehren, theild endlih aud wohl der Abſcheu vor den 
ſchauderhaften Gewaltthaten, mittelft deren die neuen Ueberzeugungen ſich Bahn 
braden, führten bald Defterreih und Preußen und mit ihnen das gefammte 
Deutfhland in einen offenen Kampf mit Frankreich. Die Gründe, aus melden 
bejfen unglüdlihe Führung ſich erklärt, können bier nicht erörtert, die einzelnen 
Stufen der Erniedrigung, welche Deutſchland in Folge deſſelben zu dulden hatte, 
bier nicht aufgezählt werben; es gemügt die Bemerkung, daß eine rabifale Ber- 
änderung ber Territorialbeftände im Reihe, und ſchließlich die völlige Auflöfung 
bes Neihsverbandes jelbft als das endliche Ergebniß fich herausftellte. Schon durch 
den Lüneviller Frieden vom 1. Februar 1801 war, von anderen Befigveränderuns 
gen abgefehen, das ganze linke Rheinufer an Frankreich abgetreten, und durch ven 
ihm folgenden Neichsveputationshauptrecef vom 25. Februar 1803 die Gäfula- 
rifation und Einziehung nahezu aller geiftlihen Territorien und weitaus der mei— 
ften Reichsſtädte ausgefprehen worden, um aus ihnen die weltlichen Landesherren 
zu entjhäbigen, welde vurd jene Abtretung beeinträchtigt worden waren; ber 
Preßburger Frieden vom 26, December 1805 brachte neue Territorialveränderungen, 
und unter biefen ebenfalls wieder einzelne Cinziehungen bisher felbftändiger Ge— 
biete; endlich die Unterzeichnung der Rheinbundsafte durch 16 deutſche Fürften, 
am 12. Juli 1806, führte nicht nur zur Mebiatifirung einer langen Reihe wei- 
terer landesherrlicher, reichsritterfchaftlicher und reihsftärtifcher Yande, fondern auch 
zu einer am 1. Auguft 1806 erflärten förmlichen Yosfagung der Verbündeten 
vom Reihe und der daraufhin unterm 6. Auguft 1806 erfolgten feierlihen Nie- 
berlegung der Kaifertrone durch Franz II. Durch viefe Erklärung feines legten 
Kaifers endigte das heilige römifhe Reich deutſcher Nation fein nahezu 1000jäh- 
riges Beſtehen; Defterreih, Preußen, Schweben und Dänemark vereinigten ihre 
deutfhen Lande mit ihren außerdeutſchen Befigungen, die übrigen Reichsglieder 
aber traten, fo weit fie nicht von Frankreich unterbrüdt oder von ihren bisheri— 
gen Standesgenofjen 'mebiatifirt wurden, nachträglich no dem Rheinbunde bei: 
Deutihland aber, unter Franfreih, jene 4 Mächte und den von -erfterem völlig 
abhängigen Rheinbund getheilt, eriftirte bis auf Weiteres höchſtens nod als ein 
geographiiher Begriff! Trotz der ſchmachvollen Ernievrigung, welde für unfer 
Baterland in dieſem Auflöfungsprocefie lag, bezeichnete derſelbe indefjen immerhin einen 
Fortſchritt in feiner Entwidlung. Längft ſchon hatte das deutiche Reich nur noch 
ein fcheinbares Leben geführt, und nur die Veranlaflung, nicht der Grund feiner 
enblihen völligen Auflöfung war in den franzöflfhen Kriegen gelegen gewefen; 
e8 muß geradezu als ein Gewinn betradhtet werben, daß die von den Reichs— 
ftänden ſchon längft erftrebte und in der That aud ſchon Tängft befeflene volle 
Souveränität venfelben nunmehr rechtsförmlich zuerkannt, daß dem deutfchen Lande 
feit Jahrhunderten zum erftenmale wieder eine Berfafjungsform gegeben war, weldye 
deſſen thatfählihen Zuftänden einigermaßen entfprah, und daß dadurch endlich 
einmal wieder ftatt haltlofer Fiktionen Offenheit und Klarheit in deſſen ftaatliche 
Berhältniffe gebracht wurde. Als ein weiterer Vortheil muß ferner bezeichnet wer- 
den, daß nunmehr, wenn auch auf dem wiberrechtlichften Wege, eine beträchtliche 
Anzahl der Fleineren Gebiete befeitigt worden war. Allerdings war die Grenze 
wwiſchen ven zur Einziehung verurtheilten und den zum Fortbeftande begnadigten 
Territorien vielfach rein willfürlich gezogen; im Großen und Ganzen aber waren 
doch bie meiften Gebiete und vorwiegend ſolche Gebiete in Wegfall gekommen, 
welden um ihrer Unbebeutenvheit willen in der That jede Fähigleit der Entwid- 
lung, und damit jeve höhere Berechtigung der Griftenz fehlte. Weit ausgiebiger 
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noch, und zugleich weit günftiger äußern fi aber die Einflüffe der franzöſiſchen 
Revolution nad einer ganz andern Seite hin, nämlich in Bezug auf die innere 
Geftaltung der einzelnen fouverän geworbenen Staaten, und auch auf diefen Punkt 
mag es verftattet fein noch einen Augenblick unfere Aufmerffamkeit zu richten, 
obwohl verfelbe ftreng genommen über die Grenzen einer Geſchichte der deutſchen 
Landeshoheit hinausfällt. — Die materiellen Reformen, welche während der zwei⸗ 
ten Hälfte des 18. Jahrhunderts in Deutfchland ſich zu vollziehen begonnen hat» 
ten, waren noch keineswegs beendigt, als die franzöfifche Revolution ausbrach. 
Gewichtige Neuerungen waren zwar im Intereſſe der Unterthanen bereits durch— 
geführt worven; andere aber, und noch weitergreifende wurden bon der öffent» 
lihen Meinung erft noch gefordert. Solchen Forderungen nun gaben die erfolgreichen 
Umwälzungen im Nachbarlande fofort einen früher ungefannten Nachdruck, und zu- 
gleih einen ungleich beveutenderen Umfang und beftimmteren Inhalt, Die ſämmt— 
lihen Güter, welde Frankreich durch feine Revolution gewonnen zu haben fchien, 
wollte man ſich ebenfalld aneignen, und zwar mit gleicher Ungeduld, auf dem 
kürzeften Wege; die Aufhebung aller Standesvorredhte alfo, die Abſchaffung der 
Feudallaften, die volle Freiheit des religiöfen Belenntniffes, eine beſſere und gleich⸗ 
mäßigere Geſetzgebung u. dgl. m. ſollte in jedem einzelnen Territorium (deñn an 
die Neugeſtaltung des Reiches dachte man nicht!) raſch und unbeſchränkt zugeſtanden 
und durchgeführt werden. Damit war nun freilich der Fortbeſtand des ganzen 
landesherrlichen Abſolutismus in feiner bisherigen Weiſe noch recht wohl verein⸗ 
bar. Die ſtrengſte Centraliſation, die ſtraffeſte Verwaltung von oben herab galt 
ja auch jetzt noch als das zu erſtrebende Ideal, während von irgend welcher 
ſreieren Bewegung der einzelnen Theile des Staats keine Rede war, und die 
Frage nach dem Subjekte der oberſten Gewalt im Staate mochte recht wohl noch 
völlig außer Anſatz bleiben; jener Abſolutismus gewann ſogar mehrfach dadurch 
einen neuen Aufſchwung, daß einzelne Rheinbundsfürſten in der neu erlangten 
Souveränität die Befreiung nicht nur von der Centralgewalt im Reiche, ſondern 
auch von allen fie etwa noch beſchränkenden Ueberreſten landſtändiſcher Gerecht⸗ 
ſame begriffen glaubten. Indeſſen fand ſich doch ſehr bald neben der älteren, nur 
auf die Erzielung ſachlicher Verbeſſerungen hinſtrebenden Richtung eine neuere ein, 
welche außer dem materiellen Inhalte der geforderten Staatseinrichtungen auch 
die Formen ins Auge faßte, in welchen ſich das Leben des Staates fortan bewe— 
gen ſollte, und auch in dieſer Beziehung ſind wieder franzöſiſche Einflüſſe, wenn 
auch nicht ausſchließlich maßgebend, ſo doch unverkennbar mit wirkſam. An ſich 
ſchon lag es nahe genug, wenn man erſt einmal dazu gelangt war, den Staat 
als das anzuſehen, was er iſt, und fein Ziel in bie Beförderung ber gemein- 
famen Wohlfahrt aller feiner Angehörigen zu fegen, nun aud für alle bie, veren 
Wohl und Wehe von der Art abhing, wie die Staatsgewalt gehandhabt wurde, 
auch eine Betheiligung bei deren Handhabung zu fordern. In Frankreich, deſſen 
Zuftände zumal für die Nheinbundsftaaten als muftergültig erfchienen, war eine 
ſolche Betheiligung dem Volke in ver That zugeftanden worden, wenn biefelbe 
auch thatfählih unter Napoleons Regierung wenig genug zu bedeuten haben mochte; 
bald ging aud in Deutſchland vie gleiche Forderung in die allgemeine Ueberzeu- 
gung bes gebildeten Mittelftandes über, und biefer begann, ftatt wie bisher mit 
den gemwänfchten materiellen Reformen ſich zu begnügen, aud) einen formellen An- 
theil des Boll an der Staatsregierung in Anſpruch zu nehmen, Zunächſt freilich 
ſtellt fih auch viefes Begehren als ein rein boftrinäres dar. Die geringeren 
Stände, jedes Gedankens an politifhe Berechtigung längft entwöhnt, waren noch 
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immer geneigt, von dem Landesherrn und nur von ihm jede Beſſerung ihrer 
materiellen Nothftände zu erwarten; die privilegixten Klaſſen fuchten ihrerfeits 
durch die umterwürfigfte Hingabe an die Landesherrſchaft die noch immer fehr 
namhaften Weberrefte ihrer Standesvorrechte zu retten. Die Reformpartei felbft 
enblich entzog ihrem’ Programme dadurch, daß fie auch jett noch feineswegs bie 
Gentralifation aufgeben und einer organifhen Freiheit im öffentlichen Leben den 
Weg bahnen, vielmehr nur nad einem formaliftiihen Schematismus eine Volks— 
vertretung beftellt und von biefer in Verbindung mit dem Monarchen den vorher 
diefem allein zuftehenden Abſolutismus geübt fehen wollte, einen großen Theil 
jeiner Berechtigung und eine namhafte Zahl von Anhängern, die außerdem in 
den andern Ständen zu gewinnen geweſen wären. Immerhin lag indefien ſelbſt 
in dieſen bürftigen Anfängen bereits ber Keim einer gefunden Entwidlung. In 
einzelnen Staaten wurden in Nahahmung des franzöfiichen Muſters bereits zur 
Zeit des Nheinbumdes Konftitutionen gewährt, welche freilich während der Stürme 
der erften 15 Jahre viefes Jahrhunderts zu keiner rehten Wirkfamfeit gelangten, 
aber doch für die Zufunft Anfprüche gewährten (jo 3. B. in Bayern im Jahre 
1808); in andern (wie 3. B. in Württemberg) war die Erinnerung an bie land» 
—** Einrichtungen der früheren Zeit lebendig genug geblieben, um eben- 
falls nicht unbeadhtet gelaffen werben zu fünnen. 8) Der Erfolg, mit weldhem in 
den in angegebener Weife organifirten Staaten troß aller Reminiſcenzen aus 
früherer Zeit, die ihrer Berfafiung noch ankleben mochten, auf Berbefferung 
der materiellen Zuftände hingewirkt werben fonnte, während anderwärts bie re= 
aftionäre Strömung, welher die Regierungen nad Furzer Unterbredung durch vie 
Freiheitöfriege wieder verfallen waren, den gleihen Reformen hemmend in den 
Weg trat, ließ den Konftitutionalismus bald aud in ſolchen Kreifen populär 
werben, in welchen verjelbe Anfangs keine oder doch feine lebhaften Sympathieen ge= 
funden hatte. Unbefchadet mehrfacher Rückſchläge wußte deſſen Handhabung in 
den ihm zugethanen Staaten im Laufe langer und ernftliher Kämpfe zwiſchen Re= 
gierung und Kammern fich zu vertiefen und ernfter zu geftalten, während in ben 
übrigen deutfchen Landen das Streben nad deſſen Einführung mit Ausnahme 
etwa einer „feinen, aber einflußreihen Partei” ein allgemeines wurde. Der jlng« 
ften Zeit erft war e8 vorbehalten, dem Principe der neueren Berfaffungen zum 
Siege zu verhelfen und damit den Umbildungsproceß zu Ende zu bringen, wel— 
der bie mittelalterliche Yandeshohelt in den modernen Staat umzuformen beru— 
fen mar. K. Maurer. 
Landesfirche, ©. Kirhenboheif. 
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Das Wort Landfrieve fommt in unfern Rechtsdenkmälern erft um die Mitte 
des 13, Jahrhunderts vor; früher finden wir dafür die Ausdrücke Constitutio 
pacis, pacis institutio, pax instituta, jurata, oder auch kurzweg pax (erft fpäter 
mit dem Zufag publica)., Die Inftitution, welche damit angedeutet wird, reicht 
bis zum Anfang des 11. Jahrhunderts zurüd, indem damals die Könige und 
Fürften Deutfhlands anfingen, Anftalten zur Herftellung des Rechts uud der 
Ordnung, zur Sicherung des öffentlichen Friedens in der Art zu treffen, daß fie 


3, Bon denjenigen Staaten, in melden die alte fandftändifche Berfafiung mie z. ®. in 
Meflenburg) unverändert fortdauerte, ift bier natürficd nicht die Rede. 
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und alles Boll ſich eidlich verpflichteten, für eine beftimmte Zeit (2, 4, 5 Jahre 
u. f. w.) allen Fehden und Gewaltthätigkeiten zu entfagen, die Mörder, Morb- 
brenner, Räuber und Diebe als die häufigften und gefährlichften Friedensbrecher 
zu verfolgen, kurz jede Störung bes Friedens nicht allein felbft zu meiden, ſondern 
aud bei Andern nad Kräften zu hindern. 

Die beſchworenen Yandfrieven erfcheinen demnach als außerorbentlide Maß— 
regeln zur Aufrechthaltung der Rechtsordnung und öffentlichen Sicherheit. Die 
“ Borausfegung ift nicht, daß ohne jeme befonderen fFrievensanftalten ein Zu« 
ftand roher Willfür und Eigenmadt rechtliche Anerkennung gefunden hätte, viel» 
mehr wurden Gemwaltthätigfeiten und Verbrechen auch- außerhalb ver befhwornen 
Yandfrieden von dem Geſetz verpönt, und nur weil die herkömmlichen Redhtsinftt- 
tutionen gegen das überhanpnehmende Raub» und Fehdeweſen nicht ausreichten, 
ſuchte man eine Abhülfe in den beſchworenen Frietenseinigungen, 

In der Regel wurde bei Gelegenheit einer folhen Vereinbarung eine Frie- 
densurkunde, ein „Friedebrief“ erlafen, in welchem bie Fälle ver Friedensftörung, 
fowie die Verfolgung und Beftrafung der Friedensbrecher genauer beftimmt waren. 
Diefe Landfrievensfonftitutionen, obwohl meift nur für wenige Jahre vereinbart, 
nehmen ten Charakter von NReichegefegen an und werben bei der Menge krimi- 
neller Sagungen , proceſſualiſcher Verordnungen und polizeiliher Gebote, bie fie 
in fih aufnehmen, bie und da zu umfafjenden Reichskriminalgeſetzen und Reichs— 
polizeiorbnungen. 

Die wichtigften diefer Reichsfrievenskonftitutionen wurden von den ftaufifchen 
Herrfdern, von Friedrich J. und II. und dem Sohne des leßtern, Heinrich VIL, 
erlafjen (während uns aus ber früheren Zeit blos Bruchſtücke kaiſerlicher Land» 
frieden erhalten find). Bei den ftaufifchen Landfrieden tritt der Gedanke einer zeit- 
weiligen Vereinbarung in ven Hintergrund, und bie Friedensurkumden treten mit 
dem Anſpruche auf, ewig gültige Reichsgeſetze zu fein; gleihwohl fanden es aud) jene 
kräftigen Kaifer nöthig, ihre Frievensgebote von Fürften und Bolt beſchwören 
und ben Friedensſchwur von Zeit zu Zeit wiederholen zu laſſen. Und nad dem 
Untergang der ftaufifhen Macht mußte man vollends darauf verzichten, den fort 
während geftörten Frieden durch dauernde Gefege zu fihern; Rudolf von Habs- 
burg, den man oft ald Wieverherfteller des Landfrievens gefeiert, ging nur darauf 
aus, das Gefeg vom Jahre 1235 in einzelnen Theilen des Reichs immer wieder 
von Neuem für einige wenige Jahre befhwören zu laffen. 

Dei der fteigenden Schwäche der Neihögewalt und jver außerorbentlihen 
Mangelhaftigkeit des Reichsgerichtswejens mußten die auffommenden Territorial- 
gewalten darauf bedacht fein, felbft Neht und Ordnung in ihren Kreifen aufzu- 
richten. Aber nur wenige Fürften befaßen auf einem ausgedehnten Länderfompler 
eine fo durchgreifende Regierungegewalt, daß fie, wie die Bayernherzoge und Otto— 
far von Oeſterreich ſchon im Interregnum thaten, Iandesherrliche Friedensorbnuns 
gen mit Erfolg aufzurihten vermodten. Von ven zahllofen Heinern Gewalten 
fonnten nur auf dem Wege der Einigung zwiſchen benachbarten Fürften, Herren 
und Städten fir einen beftimmten Bezirk gemeinfame Landfrieven errichtet werben. 
In den Wirren des Interregnums fchreitet man am Rhein durch die Stiftung 
des rheinischen Stäbtebundes auf viefem Wege mächtig vor. Meift waren e8 aber 
engere Örenzen, auf welche fi bie immer erneuten Landfriedensbündniſſe be- 
ſchränkten. Ihr Hauptinhalt geht dahin, daß die Theilnehmer jever Fehde unter ein- 
ander eidlich entjagen und etwaige Streitigkeiten nicht mit den Waffen, fonbern auf dem 
Wege Rechtens vor vereinbarten Schiebsrichtern zum Austrag zu bringen verſprechen. 
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Diefen Einigungen gegenüber, in welchen ſich der Iodere Reichsderband nur 
noch als ein völferrehtliher Verein an fich felbftändiger Gemwalten darftellt, treten 
die kaiferlihen Reihslanpfrieren im 14. Jahrhundert ganz in den Hintergrund. 
Statt im ganzen Reich Frieden zu gebieten, konnten die Beherrſcher Deutſchlands 
nur no in einzelnen Theilen und für kurze Dauer Frieden oder richtiger Waffen- 
ftillftand vermitteln. 

König Wenzel machte den vergeblihen Verſuch (1383, 89, 98), das üppig 
wuchernde Einungsweſen in der Art zum Nuten des Landfrievend zu regeln, 
daß er ven Fürften, Grafen, Nittern, Herren und Städten gebot, fi) aller Se— 
paratbündnifje zu begeben und fi einer allgemeinen Einigung, die wieder in 
mehrere Landfriedenskreiſe zerfallen follte, anzufchließen, innerhalb deren alle Strei- 
tigfeiten durch ein aus erwählten Rathsmannen und einem Faiferlihen Obmann 
beftehenden Schiedsgericht beigelegt werden follten. Aber die widerſtrebenden Inter- 
efjen der Fürften und Stäbte, der großen und Heinen Herren, ließen dieſe Ent- 
würfe ſcheitern. Die Privatkriege wie die Separatbündniffe tauchten aller Orten 
immer von Neuem auf, und es ſchien, als ob die Kräfte des Reichs fid in den 
zahllofen Fehden aufzehren und Deutihland aus Mangel an Einheit ſchon damals 
eine Beute fremder Eroberer werden follte. Es war in der That im 15, Jahr» 
hundert mehr vie Angft vor den Huffiten und fpäter namentlid vor den Türken 
als eigene Friedensliebe, was unfere Fürften und Herren einer nothrürftigen Her- 
ftellung des innern Friedens geneigt machte, und man hielt felbft va, als bie 
fhlimmften Feinde ſchon deutſche Grenzländer verwüfteten, an dem foftbaren Privi- 
legium des Fauft- und Fehderechts nod mit einer Zähigfeit feft, wie fie nur ber 
deutſchen Natur eigenthümlich fein mag. 

Mit Mühe bradıte Sigmund 1431 wegen des unabweislihen Zugs gegen 
die Huffiten einen Landfrieden auf 1 Jahr zu Stande. Der wadere Albredt II. 
wollte die Sade der Reform gründlicher faſſen; fein früher Tod überhob ihn ver 
Erfahrung, daß die hartnädig wiberftrebenvden Elemente einer wahren Eini— 
zung nicht fähig feien. Für den langfamen Frievri III. aber reichte ſelbſt 
ein halbes Jahrhundert nicht hin, um etwas Dauerndes zu ſchaffen. Seine foge- 
nannte Reformation von 1442, fo wie die Landfrieden von 1467, 71, 74, 86 
waren Palliatiomittel, die felbft im Angeficht ver immermehr drohenden Türken» 
gefahr feinen allgemeinen und bleibenden Frieden herbeiführen konnten. 

Erft Marimilian brachte auf dem Wormfer Reichstage 1495 durch eine 
Einigung aller Reihsftände ven ewigen Landfrieden und in Verbindung 
damit eine wenn aud ungenügende Reichsreform zu Stande, Indem ein allge 
meiner Friede mit Ausschluß jeder Fehde und für immer verfünbigt wurde, 
warb zugleih das Reihsfammergericht eingefeßt und zur befiern Handhabung 
und Vollſtreckung bes Friedens eine jährlihe Verfammlung ver Reichsſtände ange- 
orbnet. Zur fräftigern Durchführung der neuen Orbnung wurde außerdem einige 
Jahre fpäter bald noch das Reihsregiment in's Leben gerufen, das aber ſchon 
unter Karl V. wieder aufgegeben ward, während die damit verbundene Einthei- 
lung Deutſchlands in Yand friedenskreiſe (Anfangs in 6, dann 8, zuletzt 10) 
beibehalten wurde. Daneben mußte aber während der Reformationszeit der ewige Land⸗ 
friebe noch oft genug von Neuem verkündigt werden, wobei man bas Gejeg von 
1495 zu Örunde legte, welches bald blos beftätigt, bald erläutert und ergänzt wurbe ; 
jo in den Reichsabſchieden von 1498, 1500, 1505, 1510, 1512; ferner 1521, 
1529, 1541 u. ff. bis 45; ebenfr im Jahre 1548 und in Berbindung mit bem 
Religionsfrieven und einer neuen Erefutionsorbnung in dem „NReligiong- und 
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Landfrieden“ von 1555. Bei dem letzten Landfrieden und ber ihm einverleib- 
ten Erefutionsorbnung blieb es bis zum Ende des Reichs; die Reichsabſchiede ver 
fpäteren Zeit find bloße Wiederholungen und Beftätigungen. 

Es beburfte, wie wir fahen, eines halben Jahrtauſends, bis die Gefchichte 
der Landfrieden in dem ewigen Landfrieven und den zu feiner Durdführung ge- 
troffenen Anftalten zum Abſchluß fam. Bei der Umgeftaltung, die während biefer 
Zeit die öffentlihen Berhältniffe Deutſchlands erfuhren, konnte auch der Inhalt 
ver Landfrieven nicht unverändert bleiben. Wir lernen ihn genauer kennen, wenn 
wir auf die Frage nah dem Landfriedensbruch eingehen. 

Die älteften Landfrieden waren Vereinbarungen zur Beobachtung des Friedens 
auf einige wenige Jahre. Friedensbrud war hier jeder gewaltthätige Angriff auf 
diejenigen Perſonen, Dertlichkeiten und Saden, denen man ben Frieden ausdrüd- 
li zugefihert hatte; in ben Friedensſchwüren werben als folde genannt: bie 
Kirchen und Frievhöfe, die geiftlichen Perfonen, die Frauen, die Kaufleute, Haus, 
Hof und Dorf, und envlih alle Diejenigen, welche ihrerfeits den Frieden zu 
Halten gelobten. 

Mit der Erweiterung der Landfriedensgeſetze unter den ſtaufiſchen Kaijern 
wähst aud die Zahl ver dur ven Landfrieven ausdrücklich verpönten Verbrechen; 
nody weiter geht man in ven Zuſätzen, welche zu dem oft wiederholten und im 
14. Jahrhundert fogar zu einem Nechtsbud verarbeiteten Yandfrieven von 1235 
gemacht wurden. Hier wird mande Handlung zum Landfriedensbruch, durch melde 
wenigſtens nicht der öffentliche Friede, auch wenn wir diefen Begriff in weitefter 
Fafjung nehmen, bedroht wird, und bie felbft nad) der altgermanifchen Anfhauung, 
welche die ganze Rechtsordnung als Frieden auffaßte und jeden Rechtsbruch als 
Friedensbruch betrachtete, kaum zu den eigentlichen Friedensbrüchen gerechnet wer- 
den könnten. 

Unter der Menge der möglichen Friedensbrüche wird aber Einer von allen 
Landfrieven ganz beſonders berüdfichtigt, nämlich ver aus Eigenmaht ober aus 
Rache oder aus bloßer Raubluft unternommene und mit Waffengewalt ausgeführte 
Angriff auf das Leben und die Habe Anderer. Zwar war nicht jede, felbft mit 
bewaffneter Mannſchaft ausgeübte, eigenmächtige Rechtsverfolgung gefeglih ausge 
ſchloſſen, die Fehde, oder das Recht, feinen Gegner mit den Waffen zu über 
ziehen, war vielmehr unter gewiffen Borausfegungen und Beſchränkungen von ber 
Eitte und dem Recht anerkannt; um fo nothwendiger aber wurbe es, den unver⸗ 
meidlihen Mißbräuchen eines foldhen Rechts entgegen zu wirken. 

Die Landfrieven verfolgen num vorwiegend den Zwed, der Fehde möglichft 
enge Schranken zu fegen. Es wurde daher vor Allem der Grundſatz betont, daß 
eine Verfolgung des Gegners mit Waffengewalt erft eintreten dürfe, nachdem man 
den Weg Rechtens verfudt, aber wegen Nechtöverweigerung oder nad burdhgeführter 
Klage wegen mangelnder Exekution fein Recht habe erlangen können. Sodann 
wurden die Formen eingejhärft, unter denen bie rechtlich zuläßige Fehde ausge 
übt werben follte. Namentlich follte man feinen Gegner nicht überziehen, ehe man 
ibm 3 Tage zuvor offene Fehde angelünbigt hätte. Würde nah Ablauf biefer 
Frift dev Kampf eröffnet, fo follten mwenigftens alle waffen- und wehrlofen Per- 
fonen, alle firhlichen Inftitute, Haus, Hof und Aecker aller Unbetheiligten, fo 


1) Bergleihe Wächter, Mevifion der Lehre von dem Verbrechen der Gewalttbätigkeit, im 
neuen Archiv des Kriminalrechts, Bd. 12 S. 341 ff. und befonders Wilda, Landfriedensbruch 
im Weiske's Rechtslexikon Bd. Vi. &, 261 ff. 
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wie aud die offene Straße vor Gewaltthaten bewahrt bleiben. Die von ver 
franzöfifchen Geiftlichkeit in’s Leben gerufene und auch in Deutfchland eingeführte 
treuga dei forderte außerdem, daß alle Waffenfämpfe vom Donnerftag bis Sonn- 
tag jever Woche, ferner an den riftlihen Feſttagen, fowie in ven Faften ruhen 
follten. 

Die Rauf- und Raubluft unferes Herren» und Ritterftandes bat alle viefe 
Schranken durchbrochen und das Recht der Fehde zu einem zügellofen Fauſtrecht 
ausgebildet. Die ohnmächtigen Kaifer und die traurige Reichsverfaſſung gewährten 
feinen Schub; nur im Bündnig mit dem Nahbar fanden bie einzelnen Glieder 
bes Reichs einige Sicherheit. Bon Seiten des Reichs gejhah eine lange Zeit hin- 
durch nicht mehr, als daß man ſolche Friedensbündniſſe förderte und im Uebrigen 
die alten Vorſchriften über die gehörige Ankündigung ber erlaubten Fehde in Er- 
innerung bradte. Erft feit König Wenzel tauchen vie Verſuche auf, von Reichs- 
wegen jede Fehde, wenn audy nur für einige Jahre, zu verbieten, und erft im 
ewigen Landfrieven wurde ein für alle Mal ver Grundſatz geſetzlich anerfannt, 
daß hinfort fein Privatkrieg mehr erhoben werben dürfe. 

Während man fid) bis dahin des Landfriedensbruchs nur dadurch ſchuldig ge= 
macht hatte, daß man ohne rehtmäßige Veranlaffung Fehde erhob oder diefe nicht 
in den gefeglihen Schranken ausübte oder aud irgend eine andere rechtswidrige 
Handlung beging, welde durch die Reihslandfrieven oder in kleineren Kreifen 
durch die Landfrievensbündniffe verpönt war, wurde feit dem ewigen Lanpfrieden 
jede eigenmäcdtige Anwendung von Waffengewalt, jedes Erheben einer auch früher 
erlaubten Fehde zum Landfrievensbrud. Dem eigentlihen Privatkriege wurde nur 
noch Raub und Brand infofern gleih behanvelt, als fie von dem Fehdeweſen 
unzertrennlih waren. Dagegen wurden bie alten Landfriedensbeftimmungen über 
zahlreihe andere Verbrechen und Vergehen nun nicht mehr wiederholt. Denn durch 
bie Neihsreform wollte man zunächſt nur das ärgſte aller Uebel, die Fehde, ein 
* alle Mal abſchaffen; dem Bedürfniß der Kriminalgeſetzgebung, dem die älteren 

andfriedensgeſetze in ihren mannigfaltigen Strafbeſtimmungen zu dienen geſucht 
hatten, ſollte mit dem Anfang des 16. Jahrhunderts vie peinliche Halsgerichts- 
ordnung genügen. Daß dieſe noch einmal die alten Grundſätze der Fehde troß 
des ewigen Landfriedens anerkannte, bleibt unerflärlih, bat aber auch für bie 
Praris ſchon deshalb feine Bedeutung, weil feitvem mit den Ernenerungen des 
ewigen Landfriedens auch das Verbot jeder Fehde oft genug verfünbigt worden ift. 

Nah dem Geſetz von 1495 wurde alfo nur derjenige als Landfrie— 
bensbrecher behandelt, der einen Andern befriegte, befehbete oder nad Kriegsart 
mit Raub und Brand verfolgte. Im 16. Jahrhundert aber erweiterte ſich nicht 
ohne Veranlaſſung der religiöfen Wirren der Begriff des Laudfriedensbruchs in 
ber Urt, daß der erneute Landfriede von 1548 anorbnete: nicht allein, „daß 
von Zeit der Verkündigung befjelben Niemand, weh Würben, Stande oder We- 
fens er fe, um Feinerlei Urfahen willen den Andern befehven, befriegen, be— 
rauben, fahen, überziehen, belagern“ folle, fondern auch, daß Niemand „eis 
nige verbottene Gonfpiration oder Bundniß wider den Andern aufrichten oder 
madhen; daß auch Keiner den Andern feiner Poffeffion, Inhabent oder Gewere, 
es wären Schloß, Stadt, Dörfer, liegend und fahrende Hab, Negalia, und 
aller andern Geredhtigkeiten, nicht? ausgenommen, mit gewehrter Hand umd ge» 
waltiger That frewentlih entfegen, nod feine Unterthanen abziehen oder im 
Ungehorfam wider ihre Obrigkeit bewegen, ober dieſelben ohmgemelveter ihrer 
Obrigkeit Willen und Willen in Schug nehmen, fondern fol ein Jever den 
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Anden bei den Seinigen beruhiglich und ungehindert bleiben, darzu des 
Andern Untertbanen, geiftiih und weltlih, durd feine Fürſtenthum, Land— 
Ihaften, Grafſchaften, Herrfhaften, Obrigkeit und Gebiet frei fiher und unge 
hindert wandern, ziehen und wäbern laflen, und ben Seinen keineswegs geftatten, 
diefelben an ihren Ehren und Freiheiten wider Recht mit gewaltiger That anzu- 
greifen, zu vergewaltigen, zu beleibigen, zu befchweren in feiner Weiſe.“ 

Die fpäteren Juriften haben dieſen erweiterten Begriff des Landfriedensbruchs 
nicht feftgehalten, fondern unter dem Einfluß der römiſchen Lehre von dem Crimen 
vis jenes Verbrechen nur überall da gefehen, wo unbefugter Weife von meh» 
reren bewaffneten Perſonen (niht von den Reihsftänden und nicht ohne 
Baffengewalt) der allgemeine innere Friede innerhalb der Landesgrenze durch 
öffentlihe Gewaltthätigkeiten geftört ift. 

Heute ift bei gänzlich geänderten öffentlihen Verhältniffen ein Landfriedens— 
brud im Sinne der fpätern Reihögejeßgebung faum zu fürdten, und daher dürften 
in ven Ländern des gemeinen Rechts die Beftimmungen über den Lanpfrieven 
wohl von felbft außer Hebung gekommen fein. In den neuern Strafgefeßgebungen 
ift auch der Name des Landfriedensbruchs meift verfhwunden nnd dafür hie und 
da ein Berbrehen der üffentlihen Gewaltthätigkeit ftatutrt. Das bayeriſche Straf: 
geſetzbuch aber kennt nod das alte Berbrehen im Sinne der Reihsjuriften. — 
Da vie Reihsadht, die Ältere und gewöhnliche Strafe, mit dem Untergang des 
Reihe aufgehört hat und bie Enthauptung, welde ſchon im 16. Jahrhundert 
beim Landfriedensbruch an die Stelle der Acht zu treten anfing, zu hart erfchien, 
fo haben die Kriminaliften eine Zuchthaus- oder Gefängnißftrafe für den Land» 
frievensbrud zweckmäßig erachtet. 

Literatur: As Hauptwerk über den Landfrieden ift noch immer Datt, 
de pace imperii publica libri V. ete. Ulm» 1698. fol. zu betrachten. Die 
übrige Literatur hat Wilda in feinem vortrefflichen Artikel über ven Landfrie— 
bensbrud in Weiske's Rechtslexikon, Leipzig 1845. Bd. VI ©. 248 ff. 
vollftändig verzeichnet. Seitdem ift nur nod die Frage der mittelalterlihen Fehde 
und der älteren Landfrievensgefege gefördert worden, fo von Wächter, daß 
Fauſt- unb Fehdereht des Mittelalters in den Beiträgen zur deutſchen Ge— 
ſchichte. Tübingen 1845. Hälfhner, Geſchichte des Brandenb.Preußiſchen 
Strafredhts. ©. 19 fe. H. Boehlau, Nove Constitutiones Domini Alberti 
d. i. der Landfriede v. J. 1235. Mit der Glosse des Nicolaus Wurm. Wei- 
mar 1858. Ueber die älteften Yandfrieven und die treuga Dei f. auch Kludhohn, 
Geſchichte des Gottesfriedens. Leipzig 1857. Bergl. auh Stobbe, Geſchichte des 
dentihen Rechts. Braunſchweig 1860. ©, 475 fi. u. Kluchohn. 
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}. Stellung ber’verfchiedenen Gemeindearten zu Il. Der Gemeinbehaushalt: 

den allgemeinen Freiheitsrechten. Insbejondere a) Kämmerei- und Gtiftungsvermögen , 

a) von ber Armenunterftügungspflicht ver Ge⸗ b) Gemeindebeſteuerung, 
meinden, c) Semeinveanlehen, 

b) von ver Sicherſtellung ver befonderen d) Kontrole des Gemeindehaushalte. 
Nugungsreihte der Gemeinden gegen bie IV. Innere Berfafjung der Land- und Gtabt- 
Bolgen ver Freizügigkeit. gemeinven in Bezug auf bie Behörben, 

11. Wohlfahrtspflege, Volizei, Gerichtsbarkeit der 

Gemeinden. 


Der Urtitel „Gemeinde“ (4. Bd., ©. 109 ff.) bat die Gemeinde fo viel- 
feitig und in fo völliger Uebereinftimmung mit unferen Anfhauungen befproden, 
daß uns für ven Specialartifel Land» und Stadtgemeinde nur Weniges, hauptſäch- 
lid über die innere Verfaſſung und die Bermögensangelegenheiten der verjchiede- 
nen Gemeindearten, zu fagen übrig bleibt. 

Die Berfafjung und die Finanz der Gemeinde find, wie ſchon ber Artikel 
Gemeinde im Gegenfag zu der Gemeindepolitik des aufgellärten Defpotismus und 
des früheren Liberalismus hervorgehoben hat, aus den Lebenszwecken der Gemeinde 
zu beftimmen, nicht dieſe dürfen unter eine Berfafjungsfhablone gezwängt oder 
aus dem Etat heraus bemefjen werben. Demgemäß wirb man aud zu ven rich— 
tigen Grundlagen ber fpeciellen Gemeindeverfafjung nur durch Auffaſſung ver ver- 
ſchiedenen Geftaltung der Gemeindeverhältnifje unter verſchiedenen Umftänden zu 
gelangen vermögen. Wir müſſen zuerft die verſchiedenen Gemeindearten den ver- 
ſchiedenen Gemeinbezweden gegenüberftellen, um dann bie Grundſätze ber Ge- 
meinbeverfaflung zu gewinnen. 

1. Bas die Stellung der Gemeinde und ihrer verfchiebener Arten zu den 
allgemeinen Freiheitsrehten der Staatsangehörigen, insbeſondere bezüglicy 
der Berufswahl, Nieverlafiung und Verehlichung betrifft, fo ift uns eine einläß- 
lichere Erörterung theils durch die Bemerkungen in Bd. IV. ©. 129 f. vorweggenom- 
men, theild durch Verweiſung auf den befondern Artikel „Niederlaſſung“ abge= 
ſchnitten. Es wirb jebod die Bemerkung geftattet fein, daß nach unferer Leber» 
zeugung der Staat den Schuß jener allgemeinen Freiheitsrechte nur auf dem 
Fundamente der Grundſätze ber vollen Freiheit des Erwerbes, der Niederlafjung 
und ber Verehlihung (für alle nad gejeglider Definition unbeſcholtene Per- 
fonen) ausreichend wird üben fünnen. Allerdings fegt die Durchführung dieſer in 
der modernen Staatsgemeinſchaft umentbehrlihen Grundrechte mit Bezug auf bie 
Gemeinden bie eg N einerſeits des öffentlihen Armenrechtes, andererfeitd den 
Schuß der öffentlihen Gemeindenugungen voraus, 

Das a) die Armenunterftügungspflidt der Gemeinde betrifft, fo 
muß ihr Umfang auf die nothdürftige Unterftügung der Armuth beſchränkt 
fein, e8 muß der Unterftügungspfliht ein Recht ver Dieciplin entiprechen, in 
prophylaktiſcher Beziehung durch Zwang zur Theilnahme an etwaigen Anftalten der 
Selbſthülfe, repreffiv purd Zwangsbeihäftigung. Bei richtigem Gebrauch dieſer ber 
Pflicht entſprechenden armenpolizeilihen Rechte verlieren die öfonomifchen Folgen 
jener Grundrechte ihr gefahrbrohendes Ausjehen, ja biefe Grundrechte werben, 
was fo wünfdhenswerth ift, zum Sporne einer auf tüchtigen fittlihen und wirth- 
f&haftlihen Principien beruhenden Armenpflezge werben. Allerdings kann auch bei 
ver Beſchränkung des Armenrechtes auf die nothbürftige Unterftügung und bei 
guter Führung der vorfehrenden und der reprejfiven Armendisciplin den Gemeinden 
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zeitweilig eine Armenlaft erwachſen, welde über ihre Ökonomifche Kraft und daher 
aud über dad Maß ihrer vernünftig verftandenen Berpflihtung geht. In ſolch 
außerorventlihen Fällen werden die Bezirks- und Kreisgemeinde und der Staat 
helfend eingreifen müffen, voransgefegt, daß nicht die Ueberbürbung auf einer un« 
billigen Bertheilung der Armenlaft unter den Gemeiuden beruht. 

Die billige Bertheilung der Armenlaft unter den Gemeinden ift aber eine 
Hauptaufgabe der Urmengefeßgebung und der Staatsverwaltung. Bei diefer Ber- 
theilung wird der Grundſatz maßgebend fein müffen, daß derjenige Gemeinverband 
(DOrts-, Sammt-, Bezirks⸗, Kreis⸗Gemeinſchaft) die Armenlaft trage, welhem und 
infoweit ihm der Arme mit feiner Eriftenz angehört. Diefer Grundfag wird nun 
bei den verſchiedenen Gemeindearten verſchiedene Geftaltung ber Armengemeinde- 
verwaltung herbeiführen. Die gewerblihe Stabtgemeinde ſchließt ihren Bürger faft 
feiner Geſammtexiſtenz nad in fich, ebenfo die gefchloffene Dorfihaft ven Bauern 
und Flidhanpwerker. Ihnen muß, fo weit Privatftiftungen (pia corpora) und Pri- 
vatwohlthätigkeit die Laft nicht zu tragen vermögen, bie Armenlaft im Wefentlichen 
aud ganz übertragen werben. Die Erfahrung bat gezeigt, daß eine irrationelle 
Bertheilung der Armenlaft auf weite Kirchfpielverbände bei gebrängtem Ortſchafts- 
leben, wie fie ungerecht ift, auch zu verfchleudernder Verwaltung führt; der erfah- 
rene Stüve (Weſen und Verfaſſung der Landgemeinden) warnt hievor. Anderer⸗ 
feits gibt es Fälle, in welchen die Armenlaft nicht auf zu Heine Gemeindentome 
firirt werben darf. Wo 3. B. gefchloffene, eine befondere Theilgemeinde (Marfung) 
bildende Latifundien mit den Arbeitsträften benachbarter Dörfer wirthichaften, 
ober wo Fabriken in diefer Weiſe ihren Arbeitsbevarf teden, da wäre es ebenfo 
ungerecht als auf die Dauer unmöglid, den Schwerpunkt der Armenlaft auf vie 
BProletariergemeinden und nicht vielmehr auf die Sammt- oder bei großen Fabrif- 
biftriften felbft auf die Bezirks- und Kreisgemeinde zu legen; ähnlich bei VBorftadt- 
dörfern, veren Verwaltung entweder zur Ortsgemeinfchaft der nahen Gewerbftabt 
gefhlagen, oder welde mit diefer zu einem Armenbezirk verbunden werben follten. 

Schon aus diefem Geſichtspunkt der billigen Vertheilung der aus der neth— 
bürftigen Armenunterftügnng entfpringenden Laften ergibt fi die Nothwendigkeit 
einer mannigfaltigen Organifation der Gemeinden. Die Landesgeſetze über Ge- 
meindewefen können nur die Kategorieen der für das Armenweſen tauglichen, ver- 
fchiedenartigen Gemeindegruppirungen aufftellen, ein Normalverbältniß und bie 
erlaubten Abweichungen; die erfte ober bie veränderte Einreihung in bie eine ober 
andere Kategorie ift Sache der Vereinbarung zwiſchen ven kollivirenden Intereffen 
unter dem unparteiifchen Rathe der Berwaltungsbehörven, und wo Streit bleibt, 
ift der Entſcheid einer etwa aus Staatsbeamten und Lanbtags-, Kreid- oder Be- 
zirfsdeputirten zufammenzufegenven ftändigen Sachverſtändigenkommiſſion zu über— 
geben, welche an Ort und Stelle Erhebungen pflegen und danach die Anwendung 
der allgemeinen Gemeindeordnung entſcheiden würde; eine ſolche Kommiffion würde 
auch noch für andere Funktionen (Kognition über die nur konkret befinirbare 
Stadt- und Landgemeinde und Gemeindeflaffen-Eigenfhaft felbft u. dgl.) ein treff- 
lihe8 Organ zur Berfühnung des gemeinen Rechtes und ber örtlichen Konfre- 
tion der Berhältniffe, zur Löſung des Konflittes der Gemeindeautonomie und des 
mißliebigen bureaufratiihen Auffichtswejens fein und namentlih auch jener wah- 
ren und beredtigten Staatsaufficht, wie fie ber Artikel Gemeinde (Bd. IV., 
©. 152 und 160) verlangt, durch Erziehung eines nicht blos aus den Akten und 
der Theorie, fondern auch aus dem Leben ſchöpfenden Staatsbeamtentbums dienen. 

Die richtige Vertheilung der Armenunterftiigungspfliht unter ven Gemeinden 
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unter der Geltung bes Grundrechtes der Nieverlafjungsfreiheit (Freizügigkeit) an 
allen Orten fest aber weiter vorans, daß das Heimat- und das Einwohnerfchafts- 
verhältnig einander in gewiſſem Abftande nachfolgen. Gewöhnlich ift das Recht auf 
nothbürftige Armenunterftügung mit dem Heimatrechte verknüpft. Es ift num ge— 
wiß ungereht, wenn eine Perfon, welde Jahrzehnte lang etwa in einer Gtabt 
oder fonft wo auswärts Dienfte leiftet, im Falle ver Verarmung der Heimatgce 
meinde zurüdgefchoben wird, ber fie inzwiſchen aud wirthidhaftli jo entfremdet 
worden fein kann, daß für fie eine rationelle Armenpflege in der Heimatgemeinde 
gar nicht möglich ift; wer- daher in felbftändigem (nicht al8 Gefinde u. dgl.) Haus- ' 
halt eine gewifle Zeit in einer Gemeinde gewirthſchaftet, follte ihr nicht blos als 
Einwohner, fondern auch heimatmäßig angehören, das Heimat- und das Ginwoh- 
nerfhaftsverhältniß follten verfnüpft werben. Für Stabtgemeinden wäre biefür in 
der allgemeinen Gemeindeorbnung vielleicht ein anderer Zeitraum ber neuen Nie- 
verlaffung als Borausfegung anzunehmen, als für Landgemeinden. Unter allen 
Umftänden wird die Armengemeindeverwaltung eine defto einfachere und liberalere 
werben fünnen, auf je weiterem Gebiete gleichartige Gewerbs- und Niederlaffungs- 
freiheit befteht. (Bgl. darüber und über die vorftehend erörterten allgemeinen Fra— 
gen meinen Auffag: Gemeinfame Ordnung der deutſchen Gewerbe- und Heimats- 
verhältnifje nah den Principien der Gewerbefreiheit und ver Freizügigfeit, deutſche 
V. J. Sch. 1859, 1. Quart.) 

Das Organ der Armenverwaltung, foweit fie die Gemeinde angeht, ift die 
Gemeinde= (beziehungsweife Sammt-, Bezirks-, Kreis-Gemeinde) Behörde. Allein 
die Armenverwaltung ift nicht blos Polizei- und Gemeindeſache, fondern in meift 
untrennbarer Weife nur in Gemeinſchaft mit den Organen der Milvthätigfeit und 
der Sittenpflege, mit Stiftungen, Vereinen, Kirche und felbft Schule denkbar. 
Auch hier erwähft der Gemeindeorganijation eine über die Monotonie binaustreis 
bende große Mannigfaltigkeit. Der Kern ver Armenbehörbe wirb zwar ber welt— 
liche Gemeindevorftand fein, aber er wird fih mit dem oder den Ortsgeiſtlichen 
dauernd oder für befondere Fälle zufammenorbnen (dauernd, wo nur Eine Kon— 
feffion herrſcht, wechfelnd, woferne die Gemeinde konfeſſionell gemifcht ift, mit dem 
Rechte des Berichtes oder der Citation für etwaige auswärtige Geiftlihe, welche 
die in der Gemeinde wohnenden Pfarrfinder in der Diafpora paftoriren); man 
wirb die Stiftungsvorftände, je nad dem Zwed und örtlichen Zuftande ver Stif- 
tungen, mehr oder weniger feft beranziehen, die Befugniß offen lafjen, um vie 
Borftände von mildthätigen Vereinen, Unterftügungsgefellihaften, legalen oder freien 
Erwerbsgenoffenfhaften (Innungen) für vie Gemeinde, Bezirks- u. f. w. Armen- 
verwaltung beizumählen. Hier ift ein Gebiet ftatutarifcher Autonomie, welches von 
dem allgemeinen Landesgemeinderecht nicht aufgefogen werben darf, ohne die na- 
türlide Ordnung des Gemeindelebens zu mißleiten; wenn bie Kontrole biefer Aus 
tonomie der oben bezeichneten Behörde übergeben würde, fo wäre ihre freie Uebung 
wohl eine gefahrloſe; gewiß ift, daß die jo wünſchenswerthe rationelle Betheili— 
gung der firdlichen und weltlihen Korporationen und Affociationen an ber Ge- 
meinde- namentlih am ber Armenverwaltung nur mittelft Anwendung der ftatu- 
tarishen Autonomie ausführbar ift. (Vgl. Bd. IV. ©. 128.) Insbefondere bei 
Abfaſſung der allgemeinen Städteorbnungen wird dies zu beachten fein. 

Was b) die Siherftellung der befonderen Nutzungs— 
rechte der Öemeinden gegendie Folgen ber Freizügigfeit 
betrifft, jo find fie gegen die Einfiger entweder unbedingt vorzubehalten, wenn die 
Gemeinſchaft ver Nutzungsberechtigten (Nugungsgemeinve, Realgemeinde) eine ftreng 


Land- und Stadtgemeinde. 241 


privatrechtliche, nur in gefeglicher Erpropriation auflösbare fpecielle Körperſchaft 
von Einzelnen und Familien ift, oder muß, wenn bie Nußung ein Recht des Bür— 
gers ift, der Gemeinde das Recht zugeftanden werden, Einfigern nur ein Bei- 
figer- und Armenheimatrecht, nicht die volle nugberedtigte Bürgerfchaft einräumen 
zu mäjjen, oder da dieſes ökonomiſch und foctal verberbliche Unterfchiede erzeugen 
wird, von den zu vollem Bürgerreht Einfigenden Einkaufsgelder erheben zu vür- 
fen. Dieſe dürfen nicht von der Gemeinde willfürlich feftgefett oder geändert wer- 
den, fondern fünnen nur auf Grund fpecieller Erhebung durch eine der oben er- 
wähnten Ausführungsfommiffion ähnlihe Behörde im Namen allgemeiner gejet- 
licher Beftimmungen hierüber auf Antrag der Gemeinde ausgemeffen, beziehungs- 
weife verändert werben. 

HM. Wohlfahrtspflege, Polizei, Gerihtsbarfeit. Das 
Gebiet der Gemeinde- und der Landespolizei ift fhon im Artikel „Gemeinde“ 
(Bd. IV., 130 ff.) auf eine mit unferer Auffaffung völlig übereinftimmenve 
Weiſe abgegrenzt und ebendort der Wunſch einer möglichft geringen Beläftigung 
ver Gemeindebehörden mit der Staatsgewalt angehörigen Funktionen, thunlichfter 
Beſchränkung des fogenannten übertragenen Wirkungsfreifes, begründet worden. 
Eine die beiderfeitigen unerläßlichen Anfprüche billig erledigende Auseinanverfegung 
zwifchen Gemeinde und Staat ift wirklih nur auf viefem Wege möglih. Mate- 
riel wüßten wir dem dort Gefagten nur etwa die Bemerkung bezüglich der Pflege 
des Krebites beizufegen, daß die Staatsbehörde beim Hypothekenweſen, namentlich 
bei der Taration, der Gemeindebehörde weniger überlaffe, als es in einigen Län— 
dern (3. B. Württemberg) der Ball ift; der nicht gemeindeangehörige auswärtige 
Gläubiger und das Intereffe des allgemeinen Kredites verlangen bies, wenn ein» 
mal die Hypothekengeſetzgebung mit Intervention des Staates und der Gemeinde 
über die bloße Intabulation und gerichtliche Rechtsvormerkung hinausgeht. 

Mit Beziehung auf den Unterſchied von Stabt- und Landgemeinden ift nun 
feftzuhalten, daß die Ausſcheidung der übertragenen Funktionen aus dem Beruf 
ver Gemeindebehörven in den Städten, wo die Unabhängigkeit des Gemeindevor— 
ftandes und die Gewinnung darakterveller, gebildeter Männer für die Borftand- 
Ihaft fo hochwichtig ift, faft durchaus und namentlih mit Beziehung auf vie 
Berrihtungen möglich ift, welche die Quelle von Konfliften werden und Gelegen— 
heit zum Drud von oben geben, und mit Bezug auf welde der Staat ftatt des 
Beftätigungsrechtes mit der bloßen eidlichen Verpflichtung fi begnügen kann. 
Nicht ganz fo verhält es ſich mit der Landgemeinde. Hier ift ver Schultheiß in 
mander Beziehung als erfte Inftanz ver Polizei aus Gründen nicht blos der 
Sparfamkeit, ſondern aud der fonfreten Sachkenntniß und Autorität unentbehr- 
lich; aber aud vie ftärfere aberbehördliche Einflußnahme auf Wahl und Amts- 
führung in ver Heinen Ortsgemeinde ergibt fih dann als unvermeibiihe Folge. 
Es ift gar nicht zu läugnen und im Artikel Gemeinde auch ſchon begründet, daß 
die Staatöverwaltung der ländlichen Ortspolizei, mit ihrer häufigen Yäffigkeit und 
Kraftlofigkeit, zu wehren häufig veranlaßt fein wird, Andererfeits ift es eine von 
Stüve a. a. D. wiederholt betonte Wahrheit, daß die ländliche Ortspolizeibehörbe, 
um zu wirfen, eines gewiflen Maßes finnenfälliger Autorität nicht entbehren fünne. 
Afo zumal der Ortsfhultheiß fleinerer Gemeinden muß, wenn er Willen zur 
Thätigkeit und Einfluß behaupten will, von der Nefurs- und Auffichtsbehörve in 
feinen Anordnungen, wenn fie überhaupt gefeglich find, geachtet, nicht wie fo häufig 
gefhieht formal gefchulmeiftert werden, er muß, wo er mit dem Staatsbeamten 
vor der Gemeinde erfheint, von dieſem geehrt, nicht zum Büttel herabgedrückt 
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werten; hier beruht weitaus das Wichtigfte auf dem Taft und der Bildung des 
aufſeheuden oder oberinftanzlihen Staatsbeamten, ein Moment, weldes bei ber 
Wahl ter Bezirksftaatsbeamten nur zu häufig, zum großen Nachtheil tes Ge— 
meintewejend und der Staatsgewalt, außer Acht gelaffen wird. 

Bezüglid der Sammtgemeinten, der aus Heinen zu jelbftändiger Eigenfunftion 
unfäbigen Theilgemeinden gebildeten Körper, ift den Theilgemeindevorftänden aud) 
nur die fie ausfchlieglic betreffende Berwaltung mit ihren Rechten und ökonomi— 
ſchen Pflichten zu übertragen. Natürliche Borftänte von Theilgemeinden werten, we 
große Gutslomplere oder Gefhäftsbetriebe eriftiren, die Gutsherren und Fabri- 
fanten, verfteht fih ohne Anfehen der nominellen Adelseigenſchaft, fein. Ihre per: 
ſönlich ftarfe Stellung auf dem Lebensgebiete ver Theilgemeinve ift natürlich gege— 
ben. Aber fie wird auch befonderer Garantieen, ſowohl für die eigentlihen Gemeinde— 
ald für die übertragenen Staatsfunktionen berürfen: alfo namentlid der civil- 
rechtlichen Verantwortlichkeit für Amtsüberfchreitungen vor Eivilgeridhten oder zuver— 
Läffigen Berwaltungsjuftizhöfen und Berufung an das Sammtgemeinde- beziehungs- 
weije an das Bezirfögemeindeorgan, weldes fi biefür nad Art und mit den 
Öarantieen der englifhen petty und Quarter sessions, mit VBorfig ber Bezirks— 
oder Kreisftaatsbeamten, Tonftituiren könnte. Unfere Zeit hat aus ökonomiſchen 
und politiihen Gründen (vergl. Rofcher, Syftem ver Volksw. Br. II., ©. 197 fi.) 
einen Zug zur Latifundienbildung und zur Bildung der Hof- an Stelle ber 
Dorfwirthſchaft, zur Auflöfung der Dörfer in die zerftreute Neihenwohnungsart, 
wie in England, ebenvamit aber zur Sammt- (Kirchfpiel-) Gemeindeverfaffung. 
Die Gefeggebung hat daher vie Anhaltspuntte naturgemäßer Berfafjung in einer 
freien Sammt- und Bezirfegemeindeorbnung darzubieten, in weider der Staats— 
beamte mehr eine vorfigende, berathenvde und geſchäftsleitende als eine maßregeinde 
und bevormundende Stellung einnehmen foll, Hier wäre der Boden, wo die Ariftofratie 
ver Öemeinde- und die der Staatöverwaltung ſich die Hand bieten, jene ihr Kor— 
reltiv vom Standpunkt der Staatsaufficht, dieſe ihre Schranke umd ihre Achtung 
und Kenntniß konkreter Gemeindeverhältnifie empfangen kann. 

Da die Bezirkögemeinde- und Provinzialverfafjung einem befonderen Artikel 
vorbehalten ift, fo konnten wir hier, von der Erwähnung der Sanımtgemeinde 
aus, nur flüchtig auf das wichtige Gebiet hinweifen, wo aller Wahrſcheinlichkeit 
nad) die lange vergeblich erftrebte VBerfühnung ver Gemeindefelbftändigfeit mit dem 
berechtigten Einfluß des Staates auf die wichtigfte und allgemeinfte Korporation 
gefunden werben wird. Ueber die Ausfcheidung deffen, was in einer Sammtge- 
meinte polizeiliche Aufgabe des Sammtgemeintevorftandes und was Aufgabe ter 
Theilgemeindebehörbe ift, fann etwas Allgemeines nicht gefagt werden. So groß 
wie vie Mannigfaltigkeit der Kulturzuſtände, wird hier das Miſchungsverhältniß 
ver partifularen und der befonveren Angelegenheiten fein. Das allgemeine Yandes- 
gemeindereht wird zwar nur weniger Abftufungen in feinem Rahmen bebürfen, 
um zwanglos bie verjchiebenartigen Verhältniſſe aufzunehmen; innerhalb dieſer 
Ubftufungen aber kann ver ftatutariichen Autonomie unter förderlicher Theil— 
nahme von oben ein weiter Spielraum gelaffen werben, und wenn das Sammt⸗ 
gemeinveorgan nur bie Zufammenrollung der Theilgemeindevorftände ift, jo wird 
bei der konkreten Berührung ver Partikular und der Sammtinterefien ein frieb- 
licher und billiger Vergleich für Berfaffung und Berwaltung der Sammtgemeinde 

aft immer gefunden werben; Stüve ijt davon fo überzeugt, daß er bei einem 
Suterefjenftreit in der Samtgemeinde, dringende Fälle für höhere Interimsanord- 
nung ausgenommen, jedem Theil das Recht einräumen will, die VBertagung bes 
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Endentſcheldes auf einen fpäteren Zeitpunkt zu beantragen, zur Verhinderung von 
Mojorifirungen. 

Die einzelnen Aufgaben der Wohlfahrtspflege der Gemeinden find im 
Artitel „Gemeinde“ ffizzirt, und ift dort gezeigt worden, wie ſehr in neuerer 
Zeit, fett Durdführung der Gemeinheitstheilung und der freien Fruchtwechfel- 
wirthſchaft, das Kulturleben aud der Landgemeinden zu größerer Freiheit fid) ent- 
bunden und ben Inhalt der Gemeinveaufgabe verändert hat. Gleihwohl ift für 
vie Landgemeinden die Wohlfahrtspflege eine verhältnigmäßig einfache, wenn nur 
einmal bie aus der gebundenen zur freien Landwirthſchaft führenden agronomiſchen 
Berbeflerungen, Berkoppelung und Gemeinheitstheilung, im Augenblick der Reife 
mit Glück durchgeführt find; das Gemeindeorgan, mit Zuziehung der SKirchen- 
und Schulvorftände für die befonderen Schul», Kirhen- und Armenangelegenheiten, 
wird daher der Bewältigung ver wohlfahrtöpolizeilihen Aufgaken gewachſen fein. 
Biel weitfchichtiger wird ſich der Organismus der ftädtifhen Berwaltung aus dem 
reihen Kulturinhalte des ſtädtiſchen Lebens heraus entwideln. Hier haben befonvere 
wohlfahrtspolizeilihe Aufgaben ihre befonderen Organe: die Feuerpolizei bie 
Feuerwehr, die Schule den Lehrerförper und die Schulinfpeftion, die Pflege von 
Gewerbe und Handel die gewerblihen Korporationen und Vereine. Hier wird für 
die Berfnüpfung der Organe der Specialintereffen mit dem Gentralorgan ber Ge— 
meinbeverwaltung dem Princip ber ftatutarifchen Autonomie eine weite und mannig- 
faltige Anwendung gegeben werben müffen, indem mittelft freier Kooptation ober 
mittelft Ernennung zum Ehrenmitglied oder mittelft fefter ftatutarifher Normirung 
die forporativen oder affociativen Organe der Specialverwaltungsaufgaben an das 
Gemeindeorgan herangezogen werben. 

Ueber die Rechtspflege der Gemeinden ift auf ben Artikel „Gemeinde 
zu verweifen. Die natürliche Begrenzung bes Gebietes der Gemeinderechtäpflege 
gegen die Juftiz des Staates liegt in der VBorausfegung, daß das in freiwilliger 
oder ftreitiger Weife zu pflegende NRechtsverhältnig den Perfonen und der Sadye 
nad innerhalb des Gemeinvelebens ſich abfchließe; wo namentlich die Gemeinde 
jelbft Partei ift gegen eine auswärtige Partei, da kann fie feine Gerichtskompetenz, 
weder eine freiwillige noch eine ftreitige, haben. Wo 3. B. die Rechtspolizei im 
Hypothekarkredit lediglih in die Hände der Gemeindeorgane gelegt worden ift, 
haben auswärtige Gläubiger oft ſchweren Schaven gelitten. Andererſeits ift vie 
Betrauung der Gemeinden mit ver unteren Rechtspflege innerhalb des eigenen 
Lebensgebietes feftzubalten. Namentlih vie Civiljuftiz und freiwillige Gerichtsbar— 
teit iſt theils wegen der erforberlichen Lokallenntniß und Specialerfahrungen, theils 
als Schule der Gerechtigkeit und Billigkeit für die Verwaltung der Gemeindean- 
gelegenheiten überhaupt ven Gemeinbeorganen zu überlaffen, felbftverftändlic unter 
Einrichtung högerer Inftanzen bei der ftaatlihben Rechtspflege. Die freiwillige Ge- 
rihtsbarkeit der Gemeinde bezüglich der amilienverbältniffe, der Armenverhält- 
nifje, Hoffhägungen, Erbihaftstheilung, Bormundfchaft kann, worauf Stitwve nad): 
drücklich hingewieſen hat, zu einem ber denkbar wirffamften Mittel der Erhaltung 
einer wichtigen Adervertheilung, im Wege der freien Berathung und der Tradi— 
tion, geftaltet werben, zu einem viel wirffameren, als die immer läftigen und be- 
engenven allgemeinen Geſetze zur Beſchränkung des freien agrariſchen Erbrechtes 
es in Zufunft je fein werden. Zur Belebung einer gemeindlich volfsthämlichen 
Rechtsverfaſſung, namentlich für Streitigkeiten über ben Befitftand ber Gemeinde⸗ 
mitglieder in Anſehung der Grenzen, Wege, Waſſerläufe und Feldordnung, müßte 
freilich auch der Rückbildung des Beweisverfahrens von juriſtiſchem Formalismus 
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und von dem Lurus ber Eide auf die Erfahrung und Billigkeit der Ortsbehörden 
und auf volksthümliche Kennzeichnung der Hagbaren Redtsverhältniffe ein gewiſſer 
Spielrgum wieder gegönnt werden. Woferne Vormundſchafts- und Erbiheilungs- 
weſen über die Kraft der Gemeindeorgane geht, etwa beim Dermögen eines Fabri⸗ 
fanten in der Landgemeinde und bei ähnlihen Fällen, könnte das höhere Gericht 
Befugniß haben, auf Anrufung ver Familie, der Betheiligten oder der Gemeinde 
ven Fall an fich zu ziehen. 

Wie alle Gerihtsübung, heifcht auch die ver Gemeinde Uebung und Tradi-— 
tion und daher eine gewiſſe Kontinuität der Beihäftigung. Je wechjelvoller daher 
nad der Berfaffung einer Gemeinde ver Perfonalverband gewählter Gemeinvebe- 
hörden ift, vefto weniger fann ihnen die Gerichtsfunktion mit Ruhe anvertraut 
werden. (Ohne die Bürgſchaft ver Kontinuität und der ftetigen Amtstradition 
wäre das engliſche Yriedensrichterinftitut ganz undenkbar.) Es ift eine von ben 
Praktikern oft wiederholte und auch leicht ertiärlihe Klage, daß die Huftarenjuftiz der 
Gemeindebehörben nit nur nicht ſich verbeffert, fondern ſich verjchledtert habe 
feit den hochliberalen Gemeindeorpnungen, welche ven Jahren der Revolution von 
1848 entjpreden; der Grund liegt — abgejehen von fach begrenzter, ungebörig 
erweiterter Kompetenz — insbejondere in dem oftmaligen Wechſeln des Perſonals 
der Gemeindebehörden, wie dies als Krone liberaler Gemeindeverfaflung früher 
erjtrebt und in ber genannten Zeit mehrfach durchgeſetzt worden ift. Indem nun 
diefer Wechfel in Landgemeinden felbft bei ver flüffigften Wahlordnung viel we» 
niger ein ſchneller ift, viel weniger der Tradition und Kontinuität der Rechts⸗ und 
Vermaltungsfenntnig Eintrag thut, indem dort überdies die Verhältnifje weit ein- 
faher und allgemeiner befannt find, ergibt fih, daß den Yandgemeinden eine ge= 
wifle Gerichtsbarkeit viel ficherer und ruhiger anvertraut werben kann, als ven 
Wahlbehörven größerer Städte, wo der perfonelle Wechjel häufiger und aud mehr 
in ben Berhältniffen begründet ift. Ueberbies häuft fi in dieſen Gemeinden bie 
Zahl ber niederen Proceffe jo fehr, daß fie in der Regel befondere techniſche Kräfte 
(Juriften) eigens beſolden müſſen, welde den Kern der Stabtgerichte bilden, aber 
verfaflungsmäßig ohne mitentfcheivende Befugniß find. Die Folge davon ift, daß 
man in ber ftäbtifchen Gerichtsbarkeit häufig weder erfahrene Magiftratsperfonen 
noch tüchtige Juriften, welche die würdigere Stellung im Staatsdienſte vorziehen, 
antrifft, und daß bie ſtädtiſche Juftiz häufig in üblem Geruche ift. Die naturge- 
mäßefte Abhülfe wäre bier wohl die, dem inftruirenden Juriften eine fefte Anftel- 
lung (durch Wahl ver Gemeindekollegien mit Staatsbeftätigung) und unabhängige 
Stellung, gejhäftsleitende und mitentſcheidende Funktion im Kollegium zu ge= 
währen, deſſen übrige Mitgliever entweber befonders zu wählen wären innerhalb 
oder außerhalb ber Oemeindefollegien für eine längere Amtsperiode mit alteniren> 
ven Austritt. Gewiß wäre biefe oder eine Ähnliche Organifation eine folde, wel- 
her auch Theile der in Städten befonders ſchwer ausjcheivbaren Kompetenz der 
unterften Staatsjuftiz anvertraut werden könnten, und melde dem Staate und der 
Gemeinde die Garantien der Unabhängigfeit und der Kontinuität der Rechtsver- 
waltung barbieten würde. 

11. Der Gemeindehaushalt. Ueber ven Gemeinvehaushalt find im Ar- 
titel Oemeinde die zwei Grundfäge entwideit worden: 1) daß nicht der Zweck 
der Öemeindeverwaltung nad) dem Haushalt, fondern diefer nach jenem feftzuftel- 
ien fei, und 2) daß die berechtigte Selbftändigkeit der Gemeindeverwaltung nicht 
durch eine bureaukratiſche Bevormundung und Beherrſchung der Gemeindeetats 
illudirt werden dürfe, (Die Illuſion jener Selbftändigfeit mittelft der Etatswirth- 
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ſchaft kommt nit blos in Bayern vor, Bd. IV., &. 153.) Beides trifft fowohl 
füc die Land- als für die Stadtgemeinde zu. 

Für den Haushalt der Gemeinden gelten analog bie Grunbfäge der Finanz: 
wifienfhaft, der Domänen- und der Steuerlehre. Auf die Artikel hierüber ift daher in 
ver Hauptfache auch bezüglich des Gemeindehaushaltes zu verweifen. Nur wenige 
befondere Bemerkungen find zu machen. Das zur Dedung der Gemeindezwede 
erforverlihe Einfommen wird entweder aus dem Stammpermögen ter Gemeinde 
(Kämmerei- und Stiftungsvermögen), oder aus dem Einfommen und Vermögen der 
Bürger und Einwohner im Wege der bireften und indirekten Befteurung, oder im 
Wege der Kredites, ver Gemeinveanlehen, aufgebradt. 

Das nun a) das Einfommen aus eigenem Stammvermögen 
(Grund⸗, Wald», Häufer-, Werthfapitalvermögen) betrifft, fo ift ein wohlbegrün« - 
detes Intereffe vorhanden, daß auf gute Bewirtbfhaftung hingewirkt und der Ber: 
fbleuderung vorgebeugt werde. Bezüglic guter Bewirthſchaftung wird der Staat 
in der Negel nit durch Gebot und Berbot einzumwirten haben, fondern durch 
Rath und Belehrung, welche feine mit techniſchem Beirath unterftügten Beamten 
wo immer perfönlihd und an Ort und Stelle ertheilen. Bezüglich der Bewirth: 
ihaftung der Forfte, welche theil® zur Erzielung hohen Einkommens, theils zur 
Bergütung der Berwüftung des Stammvermögens technifher Kenntniß und Ueber: 
wadhung bedarf, wird die Borfchrift genügen, daß die Gemeinde für ven Entwurf 
und die Ueberwadhung ihrer Yorftwirthichaft irgend eines durch den Staat ge 
prüften Technikers ſich beviene, welchem als abfolute Norm die Erhaltung ves 
Waldbeſtandes, bei aller fonftigen Anbequemung des Wirthſchaftsplanes an vie 
örtlichen Bedürfniſſe, unverbrühlih gegeben ift. Der Staat wird feinen Forſt— 
dienern, wo fie nicht zu ſehr im Staatsbienfte beläftigt find, die Mitbewirthſchaf— 
tung kleinerer Gemeinveforfte im freien Auftrag der Gemeinden geftatten, feine 
Diener aber der Gemeinde nicht aufoktroyren. Es fcheint uns, daß auf * 
Weiſe die ſehr berechtigte Aufſicht des Staates auf das Waldvermögen genügen 
geübt werden kann, ohne daß man im bie fo vielfach geübte gewaltthätige Staatt- 
bevormundung der Gemeindeforſtwirthſchaft zu verfallen braucht. — Dauemte 
und größere Rodungen, Veräußerung irgend eines Theiles des Stammvermögens 
für laufende Zwede wird in der Regel unftatthaft, von einer gewiſſen Werth— 
größe an ber Genehmigung der Staatsauffihtsbehörbe zu unterwerfen fein. Solche 
Beräußerungen follen Ausnahme fein, können aber in Folge Steigens der Grund— 
rente und der Kultur ökonomiſch zwedmäßig!) oder financiell eine Nothwentigteit ’ 
werben. Ihre Verweigerung wäre dann wiberfinnig; im Haushalte größerer Ge- 
meinden hat fi das Berfchwinden des Kämmereivermögens, wie ber gemeinen 
Markt, als eine faft ebenfo regelmäßige Erfheinung gezeigt, wie in ber Staats— 
finanzgefhichte das Abhandentommen des Domaineneinfommens. Der entgegenge- 
fegte al, wo zu großes Kämmerei- und GStiftungseinfommen der Gemeinde eine 
faule und träge Bevölkerung erzeugt, ift nur noch ein feltener Fall; eine Vermin— 
terung des Kämmereieinfommens kann unter biefer feltenen Borausfegung fogar 
nothwendig erfcheinen. Im Uebrigen wird das Erhalten des rentirenden Stamm: 
vermögens, ald des Mitteld zur Verminderung der empfindliheren Befteurung, 
als Norm foliven Gemeindehaushaltes aufrecht erhalten und beförbert, das Gegen: 
teil in dem angezeigten Wege durch den Staat verhindert werben müſſen. 


I) Bergl. über den wirtbfchaftlich zweckmäßigſten Feltpunft für Gemeinheltätbellung. Ver: 
lafien der Allmentwirtbfchaft, Roſcher a. a. O. Bd. 11, 6 Kapitel, inobeſ. S. 219 ff. 
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b) Die Gemeindebeſteurung ſchließt ſich nach Steuerobjeft und Erhebungs> 
modus naturgemäß und aus Gründen ver Wohlfeilheit in ber Regel an die Staats» 
befteurung an, die Erhebung wird mit der legteren nad befonverer Uebereinfunft 
oft verquidt und umgefehrt. Was von den Staatsſteuern gilt, gilt daher im Als 
gemeinen auch von den Gemeindeſteuern. Daher ift bier im Wefentlihen auf den 
Artikel Steuer, auch bezüglihd der Würdigung der ſtädtiſchen VBerzehrungsiteuern 
(Octrois), zu verweilen. Befondere Steuerquellen find u. U. vie Rekognitions- 
gebühr für das Bürgerrecht der auswärts wohnenden Bürger, welche bei mäßi- 
gem Anſatz gerechtfertigt ift und für bie nicht heimatberechtigten Anfäßigen am 
Wohnungsgeld oder einer fonftwie benannten Gebühr ihr Gegenftüd findet, ferner 
die Bürgerrechts⸗, Zuzugsgelver:, Verehlihungs-Gebühren, welche wir zumal bei 
hohem Anſatz verwerfli finden, foferne fie nit als Einkaufsgeld für befondere 
Nugungen, fondern als Befteurung und Schranke der Nieverlaffungs-, Zuzugd- 
und Verehlichungsfreiheit unbefcholtener Staatsbürger zu betrachten find. Die Steuer» 
pflidt ift, wie faum bemerkt zu werben braudt, für nicht heimatberechtigte 
Einwohner gerechter Weife viefelbe, wie für die heimatberedtigten; ein etwa ge— 
rechtfertigter Abzug wegen ihrer Nichttheilnahme am Armenrecht wird praktiſch 
faum durchführbar fein. Ginführung bauernder neuer Beftenrungsquellen, ober 
dauernde Abſchaffung alter ift ver Genehmigung der Auffichtsbehörbe vorzube- halten. 

eo) Die Aufnahme von Schulden wird von einem gewiffen Betrag 
an ebenfalls nicht ohne Genehmigung der Staatsbehörde zuzulaffen fein, woferne 
nicht jhon der Modus des Anlehens (3. B. Lotterieen) dieſe Genehmigung erfor» 
dert. Als gefeglihe Vorausfegung der Erlaubniß größerer Gemeindeanlehen wird 
vie Einhaltung eines orbnungsmäßigen Tilgungsplanes aufzuftellen fein, deſſen 
Mittel nicht durch fortgefette neue Anlehen beſchafft werben dürfen. 

d) Für den Gemeindehaushalt im Ganzen ift eine überfihtlihe Komp- 
tabilität, Buch- und Kaffenfühbrung, mit Deffentlichkeit im Wege ver 
periodiſchen öffentlihen Protofollauflegung oder im Wege ver Budgetbefanntma- 
dung durd die Prefje in größeren Städten, mit regelmäßiger oder periodiſcher 
und unvermuthetir Nehnungs- und Kaffenrevifion durd rehnungsverftäntige Or» 
gane der Staatsbehörte, eventuell der Bezirks- und Kreisausſchüſſe (vergl. Bo. 
IV., ©. 156), entſchieden und pünktlich feftzuhalten. Auch muß der auffehenden Be- 
börde das Recht gewahrt fein, jeden Augenblid über jeden Pünft tes Gemeinde» 
baushaltes authentiſche Einficht zu nehmen und daran freien Rath oder — inner» 
halb der gefeglihen Cinmifhungsfompetenz; — Vorkehrungen zu treffen. 

IV. Innere Berfaffung der land- und Stadtgemeindben 
in Bezug auf die Behörden. Bei aller Berfchiedenartigkeit des Lebens— 
inhaltes und daher ver Verwaltungsaufgabe der Gemeinden werden doch gemifie 
allgemein giltige Berfaffungsgrundfäge der Behörbenorganifation, wenigftens je für 
die Stabt- und je für die Yandgemeinven, gejeglih aufgeftellt werden müſſen, 
zwijchen deren Linien der ftatuarijchen und adminiftrativen Autonomie ein weiter 
freier Spielraum zu fonfreter Oeftaltung im Sinne des unter 1—3 Bemerften 
übrig bleibt. Als ſolche Grundfäge fcheinen uns bie folgenven gelten zu fünnen: 

1) Jede Gemeinde wählt als ausführentes, nad Außen handelndes, nad) 
Innen gejchäftsleitendes Organ einen Gemeindevorfteher, Schultheißen auf 
Vebensdauer. Die Continuität der Erfahrung und ver Gefchäftstenntniß, die Un- 
abhängigkeit gegen Einflüffe von unten wie von oben, feinen dies zu fordern. 
Die Dauer der Funktion fann um fo wentger bekämpft werden, je weniger der 
Schultheiß politifcher Funktionär ift (vergl. Artikel Gemeinde), und je mehr heut- 
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‚zutage eine übermächtige nachhaltige Effentlihe Meinung moraliiche Kraft genug 
befigt, einen unſähigen Vorſteher zu verdrängen, (Ueber das Verhältniß des Ge— 
meindevorfteherd zur Staatsbehörde vergl, Art. „Gemeinde“, bef. ©. 154.) 

2) Dem Schultheißen fteht berathend und beſchließend zur Seite: entweder 
bie verfammelte Gemeinde, was früher allgemeiner war, jest nur in klein— 
ften Dorf- und Theilgemeinven praftifch ift, oder die durh Ausſchüſſe vertretene 
Gemeinde. Diefe Ausſchüſſe beruhen für die Negel auf periopifher Wahl. 

3) Die Wahlperiode ift eine verfchiedene, woferne zwei ſolche Ausſchüſſe, 
ein mit dem Schultbeißen adminiftrirender (Gemeinderath) und ein kontrolirender, 
geld verwilligender (Bürgerausſchuß, Bürgerbeputirte) beftehen. Die Funktion des 
legteren als des Vertreters der Anfhanungen der Gemeinde hat eine üftere Er— 
neuerung des Vertrauens, der Wünſche und Stimmungen ber letzteren zur Bor: 
ausjegung,, weßhalb eine. öftere Wiederwahl (etwa hälftiger Austritt minbeftens 
von 2 zu 2 Jahren) am Plage ift. Hiegegen begründet bie für die Verwaltung 
nötbige Tradition und Uebung eine längere Amtsdauer für ven Gemeinderat (etwa 
bälftigen Austritt von 3 zu 3 oder 4 zu 4 Jahren), wenn nidyt etwa tem Ge» 
meindefollegium das Recht eingeräumt werden will, befonders tüchtige, wiederholt 
gemählte Mitglieder für lebenslänglihe zu erflären, fo natirlih, daß die lebens: 
länglihen Mitglieder einen Brudtheil (etwa 1/,) ver ftatutarifchen Gefammtmit 
glieverzabl nicht überfteigen dürfte. . 

4) Die Zahl ver Mitglieder der Ausſchüſſe vegelt fih nah dem Krtlichen 
Bebürfnif und ift Sade ftatutarifcher Feſtſetzung. 

5) Im Ausſchuß einer Sammtgemeinde figen die Vorſtände ber einzelnen 
Theilgemeinden, beziehungsweife die Gutsherren von eigener Theilgemeindes 
marfung. Die Organifationsfchwierigkeit, welche der große (insbefonbere ber 
früher eremte) Grundbeſitz bereitet, wird fih in vielen Fällen durch Erklä— 
rung feines Befiges zur Theilgemeinde einer- und Einfügung deſſelben in bie 
- Sammtgemeinbe anbererfeitd überwinden laſſen. Wenn jene Ausſcheidung nicht 
möglih oder tie Berhältniffe für eine Sammtgemeinve nicht angethan find, fo 
muß dem Inhaber eines Gutes, weldyes etwa bis 1/, aller Gemeindelaften trägt, 
entweder eine Birilftimme oder (und) das Recht eingerfumt werben, von allen 
Gemeindebeſchlüſſen Einfiht zu nehmen und gegen Ausbeutung fi zu Tchilgen 
vurh Berufung an die Staatsregierung oder an den Bezirksausſchuß (Bezirksge— 
meinde) ober an eine Kommiffion, welde nad ven im Eingang biefes Artikels 
ausgeſprochenen Gedanken organifirt wäre. Verhältniſſe, wie die feit 1849 in meh— 
reren Staaten herrſchenden, wonach frühere Gutsheren mit mehr ald ber halben 
Gemeinveftener belaftet, auf die Beſchlüſſe außerordentlicher Weg-, Kirchen, Schul⸗ 
u. vergl. Bauten fo wenig Einfluß hatten ald der geringfte Proletarier, find als 
unbaltbare Anomalieen und als fchreiende Ungerechtigkeit zu betrachten, wozu Die 
gutöherrlihen Sünden der Vergangenheit den Erklärungs- aber feinerlei Rechts— 
grund liefern. Daf vie befondere VBerüdfihtigung jedem Beſitzer des außerge— 
wöhntich belafteten Kompleres, alfo tem kürgerlihen wie dem abeligen Eigen— 
thümer, dem ftiftungemäßigen wie dem ſiskaliſchen Waldbeſitz, zukommen müßte, 
bedarf kaum der Bemerkung. 

6) Kleinere Gemeinden bedürſen nicht durchaus des Apparates zweier Aut» 
ſchüſſe, eines Gemeinderathes und eines Bürgerausſchuſſes. Die Bürger ſtehen den 
Gemeindeangelegenheiten ſo nahe, daß ſie der deputirten Kontrole des Gemeinde— 
rathes nicht bedürfen. In dieſem Falle werden indeſſen kürzere Wahlperioden fitr 
ven Gemeinderath angezeigt fein, unbeſchadet der Kontinuität der Verwaltungé— 
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fenntniß, va in Heineren Gemeinden bei Beſchränkung ver Auswahl tüdtige Männer 
der Wiederwahl fiher find. Eine ftrengere Rehnungsaufjiht von Staatswegen 
wird dann freilich ebenfalls am Plage fein. Einem Sımmtgemeinderathe gegenüber 
verfehen die Theilgemeinderäthe und ihre Borftände die Funktion der Kontrole 
ausreihenn. Wo die verfammelte Gemeinde mit dem Borftande berathet und be— 
ſchließt, ift felbftverftändlih ver Bürgerausfhuß wie der Gemeinverath überfläffig. 

7) Das Wahlrecht wird in Meineren Gemeinden von gleihartigen Kultur— 
verhältniffen und nicht zu ftarfer Ungleichheit in den Vermögensverhältniſſen, alfo 
namentliih in den Bauerfchaftsgemeinvden, von allen jelbftändigen Bürgern nad 
Köpfen geübt werben. Die Ariftofratie der Bauerfhaft wird troß der Gleichheit 
des Wahlredites ans Ruder gelangen. — Anders ſchon in Yand- und Yanpftadt- 
gemeinen, wo Bollhüfner, Halbhüfner, Häuslinge, Taglöhner, Kleinhandwerker 
je in fompaften Schichten durcheinander gelagert find. Eine Art ftänvifche Ge- 
meindeverfaffung freilich wird auch hier bei dem Ineinanderfließen biefer Schichten 
faum durdführbar fein; dagegen gibt ein Minimalcenfus nebft der Scheidung in 
Höcftbeftenerte, welche ein Drittel oder nach Umftänden die Hälfte ver Stimmen 
geben, und Niebrigbefteuerten, weldje den Reft der Stimmen durch Ernennung von 
Wahlmännern ausüben, die nöthige Sicherheit für ven Beſitz. Doch ift diefer 
Urparat nur für größere Gemeinden und foldhe gerechtfertigt, in melden jene 
Gegenſätze zwiſchen Arm und Reid, Vollbauer und Taglöhner, wirklich vorhanden 
und zu fürdten find. 

Für entſchieden unzwedmäßig halten wir das Syftem bes gleichen bireften 
Wahlrehtes in großen Stadtgemeinden. Wir reven aus Erfahrung, wenn wir 
fagen, daß bafjelbe in folden Gemeinden zur größten Zufälligkeit führt und bie 
jo wichtige Befegung der Gemeindeämter zu einem willtürlihen Spiel des Partei> 
geiftes, gleichuiel in welcher politiſchen Richtung, herabwürdigt. Die feit der Ge- 
meindenovelle vom 6. Juli 1849 diesfalls im Württemberg, zumal in feinen 
größeren Städten, gemadten Erfahrungen find feineswegs günftige zu nennen. 
Es möchte fi für die Statute dieſer Klaffe von Gemeinden folgende Norm eme 
pfehlen: Bildung eines Wählerförpers auf die Dauer Einer Gemeinderaths» und 
zweier Bürgerausfchußperioden zur Vornahme aller in diefen Zeitraum fallenden 
Wahlen, beftehend zu einem Drittbeil aus den Höchſtbeſteuerten, zu zwei Drit- 
theilen aus Wahlmännern, welche von den übrigen Steuerzahlern bis zu einem 
gewilfen Steuerminimum herab gewählt find. Diefe Einrihtung, welche von ber 
übergroßen Flüffigfeit und dem erfchlaffenden Yurus des Wühlens zu größerer 
Stetigfeit der Wahlgefichtspunfte zurückſtrebt, kann unferes Erachtens um fo weniger 
Deventen erregen, ſobald die Gemeindebehörbe aus ihrem gemijchten politiſch-kom— 
munalen Charakter mit größerer Reinheit auf das rein gemeinplide, 
politifh indpifferente Berwaltungsgebiet zurüdgeführt wirb 
gemäß dem im Artikel „Gemeinde“ ausführlih begründeten Principe. Cin Wähl- 
barfeitscenfus ift nicht wünſchenswerth. Ein folder liegt intireft fon in dem 
Charakter des unentgeltlichen Ehrenvienftes, welder dem beutihen Gemeindeleben 
in jo umfafjender Weife eigen iſt. Sehr wünfdhenswerth ift, daß Männer von 
allgemeiner höherer Geiftesbildung namentlich der ſtädtiſchen Verwaltung einver: 
leibt werden, Die allgemeine Erfahrung aber beweist, daß im Wege der freien 
Wahlvorſchläge folhe Männer, woferne fie ſich überhaupt zum Gemeinde- 
amt berbeitaffen wollen, aud wirklich dem Gemeindeamt zugeführt werden. Einer 
befonderen Beranftaltung bedarf es für dieſen Zwed nicht. Das Element ver formal 
juriftifchen Bildung namentlich ift vielfach nur zu ftark vertreten. 
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8) Die Herbeiziehung der Schule, der Korporatlonen, der Affociationen zur 
Gemeindeverwaltung, in fefter oder vorübergehender Berührung, muß ber ftatuta> 
riihen Autonomie nah Maßgabe der örtlichen BVerhältniffe vorbehalten bleiben. 
Höhftens für die Landgemeinden laſſen ſich über Herbelziehung ver Geiftlihen und 
Lehrer zur Gemeindeverwaltung allgemeine landesgeſetzliche Normen aufftellen, 

9) Dagegen muß e8 den Gemeindebehörden geftattet fein, die benöthigte techniſche 
Beihülfe durch Honorirung oder Befoldung befonderer Beamten zu gewinnen. 
Freilich darf dies nicht jo weit gehen, daß die Gemeinvefollegien blos im kuruli— 
fchen Sefjel fi wiegen und die wirflihe Arbeit ganz einer fommumalen Bureau» 
fratie übergeben; die Selbftändigfeit der Gemeinde wird fonft eine Unwahrbeit, 
nicht durd die Schuld eines von außen hereinregierenden Staatsbeamtenthums, 
fondern in Folge der den Gemeinderath hinausregierenden Gemeindeburenufratie. 
Infoweit übrigens techniſche Kräfte zu verwenden find, gilt es, vie beften zu ge» 
winnen durch gutes Honorar, anftändige Beſoldung und gefiherte Stellung. Im 
anderen Falle wird die Gemeinde nur den Abhub der Staatsdienftlandivaten 
anziehen und die Berforgungsanftalt der mißrathenen Kräfte werden. Dieſer 
Grundfag gilt a. au in Bezug auf die Gemeindevorſtandſchaft, welche nur 
in den einfaderen Landgemeinden zum Ehrenamt geftempelt werben kann. Für bie 
Stabtoorftandfhaft werben hervorragende Kräfte nur dann gewonnen werben, wenn 
eine ökonomiſch geficherte Lebensftellung zur vienftlihen Unabhängigkeit des 
Gemeindeamtes hinzulommt, welche legtere nur durch Ausfheivung aller übertra- 
genen politifhen Funktionen von delifater Natur gewonnen werden wird, (Bergl. 
den Art. Gemeinde) Unter diefen Borausfegungen ift die Leitung einer größeren 
Gemeinde für die beften Talente und Charaktere ein anziehender und lohnender 
Beruf, an Ehren und innerer Befriedigung reich), 

10) Ein großes Gewicht ift ehedem auf die Deffentlichkeit der Magiftrate- 
verhandlungen gelegt worden. Geit und wo fie eingeräumt worden, find bie Ber» 
bandlungsfäle gleihwohl faft immer leer. Wenn dieſes die relative Ueberſchätzung 
jener Deffentlichfeit beweist, fo wäre es dennoch thöriht, um deswillen dieſelbe 
ganz abihaffen zu wollen. Sie kann nützlich wirken. Andererfeits ift nicht zu läug— 
nen, daß gewiſſe Gegenftänvde beſſer bei geſchloſſener Thüre abgemadt werben. 
Das Princip der Deffentlickeit dürfte fohin zu wahren fein, aber als gehörig ge- 
wahrt betrachtet werden, wenn ſchon ein Bruchtheil des Gemeinbetollegiums (etwa 
ein Drittheil) das Recht hätte, äffentliche Verhandlung zu beantragen, abgefehen 
von den Fällen, wo die Geſchäftsordnung die Deffentlichfeit als Regel behandelt. 

Borftehenves betrachten wir als die Hauptgefichtspunfte, welche für die innere 
Berfafjung der Gemeinden neben den im allgemeinen Artifel „Gemeinde“ bereits 
entwidelten Principien zu beachten find. Bei Entwerfung der Stäbte- und Ge— 
meinbeordnungen im fpeciellen Staate wird freilih eine gründliche Statiftit des 
Gemeindeweſens die unerläßlice Vorarbeit fein. Erft wenn diefe den zu behans 
delnden Stoff aufgenommen bat, laſſen ſich fefte allgemeine Linien ziehen und fo 
mannigfaltig biegen, daß zwifchen ihnen verfchiedenartige Geftaltungen nad ven Be— 
türfnifjen des Lebens kraft ftatutarifher Autonomie ſich bilden können. 

Die Orenzlinien der Gemeinde gegen ven Staat und ber Staatsauffidt über 
tie Gemeinde hatten wir hier nicht zu ziehen; im diefer Beziehung ift auf ven 
früheren Artikel zu verweifen, mit deſſen Auffaffung wir auch in dieſer Beziehung 
faft völlig einverftanden find. Mit dieſem Artikel halten wir insbefondere aud 
daran feft, daß wie die Selbſtändigkeit der Gemeinde fo aud der entwidelnde 
Einfluß des Staates auf die Gemeinde in feiner Bedeutung zu achten fei. Um 
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Mifgriffe in der Gemeinbeverwaltung unbefchadet der freien Bewegung der legte- 
ren bei dem ſchützenden Einflujje höherer Aufſicht anzubringen, hat der genannte 
Artikel ven Gedanfen eines fommunalen Cenforenamtes angeregt. Wir halten dieſen 
Gedanken für fruchtbar und um fo näher liegend, je weniger bei der meift nur 
mittelbaren Bedeutung der Gemeindeangelegenheiten für ben einzelnen Bürger vie 
Belebung eines Popularklagegeiftes in Gemeindefadhen denkbar ift. Allein nicht blos 
von unten fol angebradt, ſondern auch von oben her foll frei berathend und in 
fortgefegter Einfihtnahme dem Gemeindeleben entgegengegangen werben. Diefes 
Entgegentommen fann ftattfinden, ohne in Bevormundung auszuarten, Allein vie 
Borausfegung hiefür ift eine veränderte Bildung der Yuffidts- 
beamten und eine Geſchäftsbehandlung, welde vie legteren in häu— 
fige unmittelbare, nicht blos aktenmäßige Berührung mit dem Gemeinde— 
leben bringt. Stüve legt darauf a. a. D. (S. 277 ff.) ein fehr bedeutendes Gewicht, 
gewiß mit vollem Rechte. „Bei ven Oberbehörbden, bemerkt Stüve u. A., ift es 
nothwendig, einen frifcheren Geift unmittelbarer Thätigfeit hervorzurufen. Das 
wird nur möglich fein, wenn man tie follegiale Yorm, die unvermeidlicd aus der 
unmittelbaren Anſchauung zum Abftraften, Allgemeinen binführen muß, möglichft 
beſchränkt und vie zum Handeln berufenen Perfünlichkeiten durch lebendigen 
Verkehr und Verhandlung mit nicht im Altenwefen erftarrten Männern von 
praftiihem Berufe in ter frifhen Anfchauung erhält. Dei Entjheidungen, wo 
weniger ber fonfrefte Fall als die abftrafte Regel herrſcht, mag immer vie Kolle- 
gialität bleiben, aber wo die Thatſache entfheiden muß, da ift es fein Gewinn, 
wenn man Relationen und Alten an veren Stelle jegt.“ Ganz im Sinne dieſer 
Bemerkung haben wir oben den Gedanlen einer eigenen gemijchten Dberbehörve 
für das Gemeindeweſen ausgefprohen, welche durch Erfahrung und Autopfie das 
Leben verftünde und immer wieder betrachten würde. In bemjelben Sinne müfjen 
die Bezirks- und Kreisbeamten durch gefhäftsleitende Stellung und durch 
Derkehr mit den Bezirks- und Kreisforporationen in Berührung mit ven praftifchen 
Vebensfragen der Gemeinden erhalten werden. Eine Inftitution, welde in Württem- 
berg zum Theil Ausgezeichnetes leiftet, der fog. Ruggerichtstag, ift in demſelben 
Geiſte koncipirt. Der Bezirtsbeamte begibt ſich periodifch in jede Gemeinde, ſtudirt 
alle Verbältniffe, hört im Durdgang aller Bürger und Funktionäre jedwede 
Klage an, ertheilt Rath, macht Ausftellungen u. f. w. Praftifer ſchreiben dieſem 
Inftitut die wohlthätigfte Wirkung zu, namentlid da, wo der Beamte human 
und einfihtig auf die Menjhen und Berhältniffe ſich einläßt, leutſelig mit ven 
Bürgern und den Behörden verkehrt, ftatt barſch die Ruggerichtsnormalien abzu- 
machen. Das Letztere weist allertings wierer auf die unerläßliche Vorausfegung 
friedlicher und fruchtbarer Wechfelbeziehung zwifhen Gemeinde und Staat hin, auf 
eine veränderte Bildung des Beamtenftandes. Bon der Formendreſſur, aus welcher 
falſche Devotion nad oben und quälerifches herriſches willfürlihes Wefen gegen 
unten erwädst, foll die Beamtenbildung einerfeits auf humane allgemeine Bildung 
und offenen Sinn für das Leben gerichtet werten. Wenn das Eine auf ädht wif— 
fenfhaftliher Ausbildung, ftatt auf Brodſtudien beruht, jo fann das Andere nur 
durd eine Geftaltung ver Sejhäftsbehandlung erzielt werben, welche ben Beamten 
in häufige unmittelbare Berührung und Anfhauung des Gemeinvelebens verfegt. 

Ein Abriß der geltenden pofitiven Städte- und Landgemeindeordnungen konnte 
bier des Raumes wegen nicht gegeben werben und wäre wertlos geweſen, da die— 
jelben nur aus ven Verhältniſſen je des Landes beurtheilt werben fünnen, welchem 
fie angehören, Wir verweifen daher auf die Hauptartikel über die einzelnen Staaten. 
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Die Literatur iſt unter dem Artikel „Gemeinde“ theils ſpeciell, thells unter 
Angabe jener Quellen, an welchen umfaſſendere Literatur nach Reihe (Anm. 17) 
zu finden find, b.veits bezeichnet. Bezüglich ver wirthſchaftlichen Faltoren in der 
Entwicklung des Landgemeindeweſens ift noch auf Roſcher a.a. O. Bd. II. und 
Landau (Territorien ꝛc. 1854) binzuweifen. Als vortrefflihe Duelle für das 
engliſche Gemeindeweſen ift der feit Abfaſſung bes Artikels „Gemeinde“ erſchienene 
11. Bd. des engliſchen Berfafjungs- und Verwaltungsrechtes von Rud. Gneiſt 
sch bejenders zu nennen. EHäjfte. 


Landſtände (gefchichtlich). 


Schwer ift es, einen feften Ausgangspunkt für die Gefchichte unferer Landſtände 
zu finden. Ungmweifelhaft zwar fteht feft, vaß von Alters ber in Deutichland dem 
Bolte eine gewiſſe Betheiligung an der Ausübung ter Staatsgemalt zukam; eine 
ganz andere Frage ift aber die, von welcher Zeit an diefe feine Mitwirkung in 
verjenigen fpeciellen Form geübt worden fei, welche uns von landftändifchen Ein- 
rihtungen zu ſprechen erlaubt. In der älteften Zeit entipreden ven Orts— 
gemeinten, den Hunbertihaften, dem Stanteverbande im Ganzen eigene Berfamm- 
lungen, zu weichen die Angehörigen jeder engern oder weitern Gemeinde zufanmen» 
treten. Dieſen Berfammlungen fteht, gleihviel ob ber einzelne Staat einen 
gemeinfamen König an ber Spite hat oder eine Mehrheit geborener oder gefore- 
ner Häuptlinge, nit nur ein beiläufiger Antheil an der Regierung bes betreffen- 
den Gebietes zu, jondern vie Vollgewalt feibft in demfelben, während jene Häupt- 
linge wejentlid nur als Bollzugsorgane der Gemeinde in Betracht fommen. Aber 
von Laudſtänden kann begreiflih in dieſer älteften Zeit noch in feiner Weife die 
Rede fein. Im fränfifhen Reiche, und ein Aehnliches gilt aud von den Rei- 
hen der Gothen und Longobarven, der Burgunder und Angelfachfen, konnten aller 
tings Bollsgemeinden im früheren Sinne des Wortes ſchon wegen des gefteigerten 
Umfanges des Staategebietes nicht mehr berufen werten, und bie alten Bezirks- 
gemeinden erhielten fi zwar, murben aber allmälig wenigftens im Großen und 
Ganzen auf bie Bedeutung von Gerichtsverſammlungen rebucirt. Auch damit wurde 
indejlen die Gewalt ver Könige feine unbejchränfte, vielmehr traten auch jet noch 
wenigftend vie mächtigeren Klaffen der Unterthanen zu Neihsverfammlungen zu- 
fammen, melde eine freilich zu verfchievenen Zeiten verfchieden weit reihende Kon- 
treffe über und Mitwirkung bei der Reichsregiernng übten. Die Zufammenjegung bie- 
fer Berfanmlungen, und darin unterfdeivden fie ſich von ven alten Volksgemeinden, 
mar eine vorherrihend ariftofratiihe, nicht demofratifche; aber auch fie bezogen 
fi auf den gefammten Staat und mögen darum zwar mit den Reichstagen, nicht 
aber mit den Yandtagen ver fpäteren Zeit in Verbindung gebracht werden. Achn- 
licher allerdings find ven Landtagen die Provinzialverfammlungen, welche ebenfalls 
bereits im Sranfenreihe vorlommen. Schon früh werben ſolche, zumal bei ven blos 
mebiatifirten Stämmen ber Baiern und Alamannen erwähnt; größere Verbreitung 
zugleih und Stätigkeit eriangen diefelben indeſſen erjt unter Karl dem Großen, 
im Anſchluß an das von ihm geordnete Inſtitut der königlichen Sendboten. Auf 
ihren Rundreiſen durch den ihnen angewieſenen Sprengel ſollten dieſe Berfamm- 
lungen halten, zu welchen nicht nur die Grafen und ſonſtigen Magnaten des Be— 
zirkẽ, ſondern auch eine beſtimmte Anzahl vom Grafen ernannter Schöffen oder 
fenftiger Vertreter der einzelnen Gerichtsgemeinden ſich einfinden ſollten; ähnliche 
Berfammlungen follten überdies auch im jenen Zeiten, da Jene nicht reisten, durch 
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die Grafen eines jeven missatieum abgehalten werben. Aber aud biefe Verſamm⸗ 
lungen zeigen in ihrer Zufammenfegung fowohl als in ver ihnen geftellten Auf- 
gabe noch fehr erhebliche Berfchievenheiten von den fpäteren Landtagen, wiemohl 
keineswegs geläugnet werben fol, daß fie mit deren Entftehung in einiger geſchicht- 
lihen Verbindung ftehen mögen. 

Die Auflöfung nämlich der Farolingifhen Monarchie ließ zwar das Inftitut 
ber missi dominici verfallen; aber die von ihnen abzuhaltenden Provinzialver» 
fammlungen dauerten fort, nur daß fortan die Herzoge der einzelnen Provinzen 
ftatt der föniglichen missi denfelben vorftanden. Aber freilich erlitten dieſelben nun— 
mehr eine zweifache Veränderung. Einmal nämlich ift nicht mehr in verfelben Weife 
wie vorbem von einer regelmäßigen Wiederkehr verfelben die Rebe, vielmehr deren 
Derufung ganz von dem Bedürfniſſe abhängig gemacht und in die Wilfür des 
Herzogs oder bes Königs geftellt; ſodann aber, und diefer Punkt ift noch weit er- 
heblicher, erſcheinen auf denfelben feine gewählten Vertreter der einzelnen Gerichte 
mehr, fondern nur nody die größeren geiftlihen und weltlichen Herren des Bezirkes, 
Dadurch verloren dieſe placita provincialia, communia terr® placita 
(fpäter auch Landdinge, Landtaidinge genannt) u. dgl. m. der einzelnen Her» 
zogthümer nothwendig das bemofratifche Element, das ihnen anfänglid mit inne» 
gewohnt hatte, und verwantelten ſich in ausſchließlich ariftofratifche Konvente; fie 
fallen darum fortan mit ven Ho ftagen oder Höfen, ten curiz, weſentlich zu> 
fammen. — Die Zerfplitterung ter alten Stammberzogthümer hinderte übrigens 
ven Hortbeftand diefer Berfammlungen nicht. Diejenigen Fürften, welde neben dem 
eigenen Territorium auch noch die Territorien einer Anzahl von freien Herrn ihrer 
Dbergewalt unterworfen fahen, konnten nad wie vor ſolche halten, und nach wie 
vor biefe freien Herren fowie die nicht gefürfteten Biſchöfe und Aebte zu venfel- 
ben entbieten; Heinere Fürſten, welde nur über ihr eigenes Gebiet die vordem 
berzogliche Gewalt erworben hatten, mochten wenigftens mit den angejebenern An- 
gehörigen viefes ihres Landes ähnliche Zufammenkünfte fortfegen. Ja ſogar in 
freien Herrſchaften konnte theils im Anfchluffe an die althergebrachten Yantgerichte, 
deren Beſuch und Gewalt fih ja nunmehr auf die größeren Grundbeſitzer be— 
ſchränkte, theils im Zufammenhange mit ven Lehnshöfen, theils endlich auch bles 
in Folge des thatſächlichen Bedürfniſſes einer öfteren Verftändigung mit ven ans 
gejeheneren Klaffen ver Landſaßen etwas Achnliches ſich ausbilden, und es verfteht 
fid) von felbft, daß das Beijpiel der von ten Fürften abgehaltenen Höfe auf die 
weitere Entwidlung derartiger Kleinerer Konvente vielfach beftimmenven Einfluß er- 
langen mußte. Es läßt fi nicht in jedem einzelnen Falle mit Beftimmtheit er- 
fennen, ob dieſe oder jene von Gefhichtfchreibern oder Urkunden erwähnte Ver— 
fammlung gerade auf diefen over jenen Ursprung zurüdzuführen fei; feft ftebt aber 
jedenfalls fo viel, daß auf folhen Tagen theils in peinlichen wie in bürgerlichen 
Sachen Recht geſprochen, theils freiwillige Gerichtsbarkeit geübt, theils endlich der 
Rath und die Zuftimmung der Berfammlung zu wichtigeren Angelegenheiten des 
Landes erholt wurde, und insbefondere wurde bereits im 13. Jahrhundert reichs— 
gejeglich feftgeftellt, daß weder ein Fürft, noch ein anderer Landesherr ohne bie 
Zuftimmung feiner angefeheneren Landſaßen neues Recht zu ſetzen vermöge. 1) 
Dod verloren diefe Verfammlungen theils in Folge des feftern Abfchluffes der Lan— 
deshoheit, theils aud im Zufammenhange mit andern Veränderungen im Bereiche 








%) Henriei VI. sentenlia de jure stataum terræ, a. 1231; Rudolfi I, conslitutio 
pacis a, 1287, c. 44, 


Candſtände (geſchichtlich). 263 


bes deutſchen Verfaſſungslebens, bald an Bedeutung. Die höhere Geiſtlichkeit, theils 
mit Erfolg beſtrebt, der Landeshoheit und fürſtlichen Obrigkeit ſich völlig zu ent- 
ziehen, theils wenigftens durch ihre kirchliche Stellung und das lanoniſche Recht 
in eine andere und günftigere Yage gebracht als die weltliche Ariftofratie, zog ſich 
von den Landdingen mehr zurüd. In einem ähnlichen Verhältniſſe befanden ſich 
auch diejenigen Grafen und Herren, welche zwar einem fremden Fürftenthume, aber 
doch noch nicht einer fremden Landeshoheit unterworfen waren; auch fie fuchten 
ſich zumeift von den Landesverfammlungen fern zu halten, deren Beſuch ja als ein 
Zeugnig ihrer Abhängigkeit gelten mußte. Antererfeits bob fih die Macht ver 
Städte, und konnten diefe, aud wenn es ihnen nicht gelang, fi von der Landes— 
boheit frei zu machen, body wenigftens innerhalb der Territorien nicht mehr un» 
beachtet gelafjen werden; während demnach bezüglich der Prälaten, dann der Gra— 
fen und Herren die Frage entftand, ob fie noch zu den Landdingen zuzuziehen, 
fragte es ſich bezüglich der Städte umgelehrt darum, ob fie ſchon auf dieſen zu— 
zulafien feien, und nur bie Ritterſchaft, welde aus ben größeren Grundeigen— 
thümern, aus ven-Bafallen und aus den Dienfimannen eben erft zu einem ein- 
beitlihen Stande zufammengewadhfen war, fand auf benfelben unzweifelhaft ihre 
Stelle. Immer mehr nahmen demnad die Landdinge den Charakter bloßer Ritter— 
tage an, obwohl bei bejonderen Beranlaffungen oder in beftimmten Territorien 
auch wohl daneben einerfeit8 der Herrenftand und die Prälatur, andererſeits vie 
Städte auf denfelben erſchienen; theils diefes Schwanfen in ihrer Zufammenfegung, 
theils aud das Fehlen jedes Anfages zur Bildung ähnlicher Berfammlungen in 
vielen, zumal kleineren Territorien, ließ diefelben aber auch vielfady ganz verfchwin- 
den oder fehlen. Ein ftändiges, landesherrliches Hof- oder Kammergericht über- 
nahm dann die gerichtlichen, ein fürftliher Rath die berathende Kompetenz der Yand» 
binge; aber freilid fo, daß einerfeits auch in diefen engeren Verſammlungen bie Ritter⸗ 
ſchaft, theilweife aud die Prälatur, vorzugsweije vertreten, andererjeits aber auch 
noch immer üblih war, in wichtigeren Fällen das Urtheil, den Rath, oder jelbft 
bie Zuftimmung jener apsgevehnteren Berfammlungen einzuholen. 

Die organifhe Fortentwidlung der alten Provinziallandtage war damit 
allerdings unterbrochen; indefjen war dieſe Unterbrehung body weder eine völlige 
noch von langer Dauer. Verſchiedene Umftände gaben bald wieder zu Verhandlungen 
Beranlafjung, welche die Intereſſen der höheren Klafjen innerhalb der einzelnen Terri- 
torien hinreichend nahe und binreihend tief berührten, um nicht mit dem bloßen 
Rathe geführt werben zu können. Zumeilen find es Erbfolgeftreitigfeiten innerhalb 
des lanbesherrlihen Haufes, welde eine Betheiligung und Bermittlung der mäd)- 
tigeren Landfaßen hervorrufen, und überhaupt läßt der Uebergang des Landes an 
einen neuen Herrn, in geiftlichen Xerritorien auch wohl fhon die bloße Wahl eines 
jolhen, nicht felten eine befondere Sicherſtellung der Rechte jener wünſchenswerth 
erſcheinen; andere Male, und zwar ganz bejonvers häufig, geben financielle Be- 
bärfniffe des Landesherrn dieſen zu einem ähnlichen Gingreifen den Anſtoß. Ge— 
wiffe Steuern zwar waren von Alters ber üblich gewejen, zumal im Anſchluſſe 
an die vogteiifhen Gerechtfamen der Yandesherren, und als ein mohlerworbenes 
Recht betrachteten diefe überdies die Befugniß, ihre eigenen Hinterfaßen zu befteuern ; 
im Uebrigen aber bildete den Grundftod ihrer Einfünfte eben doch nur ihr privat- 
rechtlicher Befig an Domänen, fowie der Ertrag, welden die Ausübung ber ihnen 
verliehenen Regalien ihnen abwarf, eine Pfliht dagegen der Unterthanen als ſolcher 
zu den Laſten der Landesregierung beizutragen, war voch keineswegs als zu Recht 
beftehend anerfannt. Dem privatrehtlihen Ausgangspunfte ver Yanteshoheit war 
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dieſer Stand der Dinge natlirlih volllommen angemeſſen geweſen; er ließ ſich aber 
nicht mehr aufrecht erhalten, ſeitdem viefe den Charakter und Beruf einer Staats» 
gewalt anzunehmen begann. Immer weniger wollten bie regelmäßigen Einkünfte 
ber Landesherren zur Tragung ber gefteigerten Laften ihrer Regierung wie ihres 
Hoflebensd genügen, und woher jollten viefelben ergänzt werben, wenn nit durch 
Beiträge ihrer Landſaßen? Für den Fall einer unzweifelhaften, außerordentlichen 
Landesnoth, oder aud eines unausweichlihen einzelnen Bebürfniffes ver Hofhal- 
tung wurde denn aud die Beitragspflidt dieſer legtern ohne Weiteres voraus» 
geſetzt und zugegeben; in folden Fällen erlaubt fich wohl der Landesherr eigen» 
mädtig Steuern zu erheben, und es ftellen ſich allenfalls fogar durd das Her- 
fommen beftimmte Vorausſetzungen ein für allemal feft, unter welchen ihm vie 
Befugniß biezu nicht beftritten werben fünne (3. B. Gefangenſchaft des Landes» 
heren, Berluft einer Hauptſchlacht, Römerzug. oder fonftiger Reichsdienſt im Heer 
oder am Hof bes Kaifers; Ausftattung einer Tochter, Ritterfchlag eines Sohnes). 
Wo dagegen ein foldyes unbeftreitbares Bedürfniß nicht vorlag, und es waren bies 
der Natur ver Sache nach die ungleich häufigeren Fälle, da fonnte von einem ein» 
feitigen Beſteuerungsrechte des Landesherrn feine Rede fein, und blieb, da jeder 
nicht geſchuldete Beitrag als eine freie Gabe des einzelnen Gebers erſchien, nichts 
anderes übrig als mit den einzelnen Landſaßen einzeln über vie von ihnen zu 
verwilligenden Summen zu verhandeln. Es verfteht fih von felbft, daß die Grenze 
zunächſt eine fortwährend beftrittene war; ber Landesherr pflegte in jevem Fall, 
da er Geld zu brauchen glaubte, ein unbeftreitbares Bebürfniß des Landes und 
fomit eine unbebingte Kontributionspflicht der Yandfagen anzunehmen, viefe Letzteren 
dagegen waren geneigt, felbjt in wahrhaften Bebürfnigfällen vie Steuererhebung 
an ihren Beihluß und ihre Berwilligung zu binden und biefe nur gegen reits» 
förmlich ausgeftellte „Schablosbriefe" zu gewähren, d. h. gegen urkundliche Berfiche- 
rungen, daß bie betreffende Steuer von ihnen aus gutem Willen gegeben, keines— 
wegs aber rechtlich geſchuldet ſei. Die Mittel aber zum Wiverftand gegen bie lan- 
desherrlihen Anforderungen und zur Behauptung nicht nur, fondern aud Aus» 
behnung der eigenen Befugnifje gewährte, zwar nicht allen, aber doch wenigftens 
ven höheren Klafjen ver Landſaßen, das Einigungswefen — Die Borfälle, 
welche zu Cinigungen ven Anftoß zu geben pflegten, waren fehr verfchievener Art, 
und ebenfo verjhiebenartig waren die Einigungen felbft, welde durch viefelben ver: 
anlaßt wurben. Zumeift waren bie erften Einigungen nur vorübergehenver Natur, 
fei es nun, daß fie nur auf beftimmte Zeit eingegangen wurden, oder nur zur 
Erreihung eines einzelnen, beftimmt abgegrenzten Ziele8 (3. B. der Ordnung eines 
ftreitigen Succeffionsfalles im landesherrlihen Haufe, der Führung einer Bormund- 
haft, ver Wahl eines neuen Landesherrn, der Verhandlung über eine Steueran- 
forderung u. dgl. m.); erft fpäter gewannen fie, wenn die VBeranlaffungen zu ges 
meinfamem Handeln und gemeinfamer Wahrung der gemeinfchaftlichen Interefjen 
fih häuften, größere "Dauer und bleibenden Beſtand. Gewöhnlich gehen biefelben 
überdies urjprünglid nur von einem einzelnen Stande aus, nämlich von dem 
Adel; erft fpäter pflegen dann etwa vie Prälaten (in Bayern 3. B. erft feit dem 
Schiuffe des 14. Jahrhunderts) und die Städte (in Bayern fhon zu Ans 
fang des 14. Jahrhunderts) zu ähnlichen Verbindungen fih zuſammenzuſchließen 
und als Korporationen, oder je nah Umftänden auch als Cinzelne mit jenen 
zu gemeinfamem Handeln zufammenzutreten. Nicht allenthalben find es ferner 
viejelben Stände, welche in der angegebenen Weiſe ſich zuſammenſchließen, und 
auch in diefer Beziehung zeigt fih auf Jahrhunderte hinaus noch ein nicht 
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unerhebliches Schwanken. In allen Territorien faft fand ſich eine Ritterfchaft 
vor, kräftig genug, um dem Landesherrn gegenüber eine felbftänbige Haltung 
zu bewahren. Regelmäßig kam eine Prälatur hinzu, die theils in ihrer kirchlichen 
Stellung, theild und hauptſächlich in ihrem gefreiten Grunbbefige die Mittel be- 
ſaß, in gleicher Weife ſich geltend zu machen. Als dritter Stand endlich treten in 
den meiften Territorien nody Städte, oder hin und wieder (wie 3. B. in Bayern) 
Städte und Märkte auf, und bringen neben dem ariftofratifchen Momente, wel- 
ces in jenen beiden höheren Ständen feine Vertretung findet, nod ein demofra- 
tifches Element zur Geltung. Zu dieſen drei am häufigften wieberfehrenven Stän- 
den fommt aber wohl hin und wieder auch noch ein weiterer hinzu. Nicht allerwärts 
haben die Grafen und Herren von der fürftlihen Obrigkeit fi frei zu machen 
gewußt, vielmehr erftarfte vieje vielfach umgekehrt zu einer vollen Landeshoheit; 
foldhenfalls nehmen auch fie an der Verhandlung der Landesangelegenheiten An- 
theil, fei e8 nun, daß fie (wie in Vayern) mit der Nitterfchaft zufammen nur 
einen einzigen Stand bilden, oder daß fie (wie iu Böhmen, Kurfachfen, Defterreich, 
Steiermark) als ein gefonderter Herrenftand neben ben Nitterftand, und vor bie- 
fen treten. Bon der Prälatur bat fih im einzelnen geiftlihen Territorien (wie 
3. B. in Hilvesheim) das Domkapitel als ein befonderer Stand ausgefchieven, 
welcher dann neben den landſäßigen Stiftern feine eigene Vertretung findet. End» 
ih nahm ausnahmsmeife in einer Reihe von Territorien auch noch der Bauern- 
ftand an den landſtändiſchen Rechten Theil, fei es nun, daß derſelbe (wie in 
Württemberg) mit den Städten gemeinfam vertreten, oder daß berfelbe, wie dies 
öfter vorkam, zu felbftändiger Wahrung feiner Rechte zugelaffen wurde; im Allge— 
meinen find hier theils folde Länder zu nennen, in weldhen der Bauer überhaupt 
fih freier und waffentüchtiger erhielt, wie namentlid die Küftengebiete an ber 
Nordſee (Friesland, Kehdingen, Hadeln, Dietmarfhen, Nordfriesland) und die Al— 
penlande ſammt Oberfhmwaben (Tyrol, Vorarlberg, Kempten, Bafel; aber auch der 
Breisgau, u. dgl. m.), theils ſolche, deren Kleinheit aud den Bauern beveutfam 
genug erfcheinen ließ, um ihm Rechte neben ven Pflichten zuzufchreiben, (Sayn, 
Reuß, Waldel u. dgl. m.). Umgefehrt kommt es aber aud vor, daß in einem 
einzelnen Territorium der eine oder andere ber fonft regelmäßig vertretenen Stände 
ausnahmsweiſe fehlt; die Reformation 3. B. ließ in vielen Territorien die Präla- 
tur ausfallen, im Mainzer Kurfirftentbume bildete dagegen das Domlapitel fogar 
allein den Landtag! U. dgl. m. Erft ſehr allmälig ftelen fi hiernach die Stände 
feft, welche überhaupt an den Landesangelegenheiten felbftthätig ſich zu betheiligen 
berufen erfcheinen, ſchließen ſich diefelben zu geortneten, dauernden Korporationen 
ab, treten dieſe Korporationen endlich unter fi in eine bleibende Verbindung, für 
welche zumeift vie Bezeichnung als „vereinigte Landſchaft“ üblich wird; erft 
wenn dieſer legte Schritt getham ift, läßt fich aber von Landſtänden im vollften 
Sinne des Wortes ſprechen. Es iſt Har, daß deren Entjtehung in einem völlig 
organifchen Zufammenhang mit den Provinzialverfanmlungen der ältern Zeit nicht 
ſteht; Mar aber auch, daß eine indirefte Berbintung zwifchen beiden Arten von 
Berfammlungen allerdings beftand, und daß bie fpäteren Landtage lediglich eine 
neue Form bildeten für vie fortwährende Ausübung der altherfömmlidhen Theile 
nahme der privilegirten Klafjen an der Landesregierung. Im 14—15. Jahrhundert 
vollzieht ſich aber der eben geſchilderte Entwicklungsproceß der Regel nad; es ift 
eine Ausnahme, wenn einzelne Territorien gar feine Landftände erhalten, over 
wenn in andern biefe erft fpäter zu ihrem Abſchluſſe gelangen. 

Die allmälige Entftehung der Landſtände aus urſprünglich unverbundenen 
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Theilen und deren Zufammenhang mit der privatrechtlichen Auffaffung ber zwiſchen 
Landesherrn und Landſaßen obwaltenden Beziehungen ift in ver äußern Organi- 
fation der Landtage nod deutlich erfennbar. So viele Klaffen von Landſaßen 
zur Vertretung gelangten, fo viele Kurien umfaßte die Landſchaft. Hin und wie- 
ver hielten dabei zwar die verſchiedenen Kurien gemeinfame Berfammlungen (wie 
in Württemberg); gewöhnlid aber verhandelte und beſchloß jede Kurie abgefondert 
für fih. Innerhalb jeder einzelnen Kurie pflegte der Grundſatz zu gelten, daß 
Stimmenmehrheit, und zwar abjolute Stimmenmehrheit, entſcheide; auf das Ver— 
bältniß der verſchiedenen Kurien zu einander fand zum Theil dasſelbe Princip 
Anwendung, und entſchied dabei bald die Mehrheit ver Kurien, bald die Mehr- 
beit der Einzelftimmen, die fi) bei ver Durdzählung durch alle Kurien ergab, bier 
wie dort allenfalls noch mit der Modalität, daß bei Stimmengleihheit dem Landes⸗ 
herrn ver Stichentſcheid zugeftanden wurde, — häufiger aber hielt man an der mehr pri» 
vatrechtlichen Auffaffung feft, daß das Votum jedes Standes nur ihn feldft verbinde, 
und daß fomit feiner durch die Mehrheit ver andern überftimmt werden könne. Die 
Berechtigung, innerhalb der einzelnen Kurie zu fiten, galt als ein perjönliches, 
wohlerworbenes Recht des Einzelnen, mochte tiefer nun eine phyſiſche oder juriftifche 
Perfon fein. Auf den Befig privilegirter Güter und Herrſchaftsrechte pflegte dabei 
die Landſtandſchaft begründet zu fein, und eben darum nur dem Adel, der Prä- 
latur und den Städten zuzuftehen, und felbft viefen Ständen nur injomweit als 
fie in angegebener Weife begütert waren; bald ftellte fih ein Gegenfag landtags— 
fähiger Güter und nit landtagsfähiger feft, und aud unter den Städten pflegte 
nur denjenigen die Standſchaft zugeftanden zu fein, welche fih von Alters ber in 
deren Befiß befanden. Es ift eine Ausnahme, wenn aud der Bauernftand, umd 
damit ber Befiger nicht privilegirter Güter zu den Landtagen zugelafien wird; eine 
Ausnahme aud, wenn entweder jeder Adelige als folder, unabhängig von dem 
Defige eines landſtändiſchen Gutes, oder wenn umgelehrt aud der nichtabelige 
Defiger eines folhen den Zutritt zum Landtage erhält. Der zum Site Berechtigte 
bat dabei diefen der Regel nad in eigener Perfon einzunehmen; vie Herren und 
Ritter haben demnad Mann für Mann zu erfheinen, und höchſtens wirb, zumal 
zu Gunſten ber Erfteren, die Sendung eines mit privatredtliher Vollmacht aus- 
gerüfteten Stellvertreters geftattet, — die Stifter werben durch ihre Prälaten, oder 
auch, zumal Frauenftifter, dur ihren Vogt oder einen Mandatar vertreten, — 
Namens der Städte pflegen die Bürgermeiiter oder andere ein für alfenal be— 
ftimmte Rathöverwandte zu erjcheinen; nur felten findet eine Deputirtenwahl ftatt, 
und aud dann nur eine Wahl durch den Rath. Die Berechtigung fowohl ver einzel- 
nen Theilnehmer ap einer und berfelben Kurie als auch der verfchievenen Kurien im 
Berhältniffe zu einander fonnte übrigens recht wohl aud eine ungleiche fein, und 
fonnten der einen Privilegien zufommen, welche der andern fehlten; neben ven allge- 
meinen Landtagen ferner kommen aud befonvere Zufammenfünfte vor, welche bie 
Angehörigen eines einzelnen Standes unter fi hielten, u. dgl. m. — In der 
Regel traten die Landtage auf landesherrlihe Berufung zufammen, je nachdem ein 
Bedürfniß hiezu fi) zu ergeben ſchien; feltener finden fi Zufammenkfünfte, welche 
in regelmäßigen Zeitfriften an ein für allemal gefeglich beftimmten Tagen gehal- 
ten werben, und fomit gar feiner befondern Ladung bebürfen. Unzweifelhaft 
ftand dagegen den Ständen von Anfang an das Net zu, auch ohne landesherr- 
lihe Berufung fi zu verfammeln, und oft genug fehen wir folhe Zufammen- 
fünfte von einzelnen Mitgliedern der Landſchaft einfeitig zufammengelaven ; fpäter 
erhoben fid) wohl Zweifel in Bezug auf diefe ihre Befugniß, zumal feitvem vie 
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Goldne Bulle Karls IV. ein Berbot aller Einigungen im Intereffe ver Landes · 
bern ausgeſprochen hatte, und von da ab ließen fich die Stände darum aud wohl 
ihr freies Berfammlungsreht ausdrücklich zufichern, wobei dann aud wohl nähere 
Beftimmungen über die Art getroffen wurben, in welder vasjelbe ausgeübt wer- 
den folle. Die Berufung pflegte durch befondere Einladungsſchreiben zu erfolgen, 
welche an die einzelnen Mitglieder erlaffen wurben; bie Nichterfcheinenvden pflegten 
ihre Ausbleiben jchriftlih zu entſchuldigen, und dabei auch wohl ausdrücklich ihre 
Zuftimmung zu ben von ber Mehrheit zu faſſenden Beichlüffen im Voraus zu 
erflären. Der Drt der Berfammlung wurde zumeift in den Einberufungsjchreiben 
beftimmt; feltener war ein folder ein für allemal durch das Herfommen des ein- 
zelnen Landes feftgeftellt. Anfänglid wurden vie Zufammenfünfte nah altem 
Braude unter freiem Himmel gehalten; fpäter zogen fie fi in Stäbte und Häu- 
fer zurüd, und im Zufammenhange bamit verlor ſich auch mit der Zeit bie 
Deffentlichfeit der Verhandlungen. Die Yeitung derſelben und der Borfig in ber 
Berfammlung ftand nicht felten einem ein für allemal beftimmten Mitglieve zu, 
und die Stelle des Landtagsmarſchalls oder Landſchaftsdirektors war zuweilen ſo— 
gar in einzelnen Familien erblih. Auch fonftige Beamte der Landſchaft kommen 
vor, nud zwar auch foldhe, weldye nicht ans deren eigenem Kreife entnommen, fon- 
dern von ihr beliebig gewählt und angeftellt wurben; beſonders häufig findet 
fih ein: Landſchaftsſyndikus als rechtöverftändiger Rath und Diener berjelben. 
Wichtiger noch waren die ftänbifchen Ausſchüſſe, welche theils zur Vorbereitung ber 
Berhandlungen im Plenum gewählt wurden, theils auch zur Ueberwadhung over 
Bejorgung des Vollzuges der hier gefaßten Beſchlüſſe, oder zur Vertretung ver 
Stände während ver Seit, da die Landtage nicht verfammelt waren; ein mächtiger 
und ftändiger Einfluß auf die Regierung des Yanbes konnte durch fie gebt 
werben, aber es lag auch andererjeits die Gefahr nahe, daß durch die dem Aus— 
ſchuſſe eingeräumten Befugniffe die Bedeutung der Landtage felbft und damit ber 
gefammten landftändifchen Berfaffung untergraben werden möge. An ven Berhand- 
lungen der Stände nahm zumeilen der Landesherr in eigener Perfon, häufiger 
durch feine Räthe, Antheil; die Beichlüffe verjelben beburften, um weiter als für 
die betreffenden Kurien felbft verbindlich zu werben, feiner Beftätigung, melde jehr 
häufig am Schluffe des einzelnen Landtages in ver Form eines Landtagsabſchiedes 
ertheilt wurbe. — Eigenthümliche Berhältniffe ergaben fih dann, wenn Länder, 
in welchen eine gemeinfame landſtändiſche Verfaſſung ſich ausgebildet hatte, getheilt, 
oder wenn umgekehrt Länder, in deren jedem eine geſonderte Landſchaft herange- 
wahfen war, zu einem Geſammtſtaate vereinigt wurben. Sehr häufig fanden im 
erfteren Falle die Stände ihr Intereffe dabei, trog der Spaltung der Regierungs- 
gewalt ihren einheitlichen Beftand forterhalten zu fehen, ſehr häufig hielten biefel- 
ben im leteren Falle umgekehrt an dem Fortbeftehen gejonderter Yandtage für 
die einzelnen vereinigten Lande feft; im einen wie im andern Falle pflegten fie 
fi dann die Fortdauer ver hergebrachten Landfchaftsverfaffung urkundlich zuſichern 
zu laffen. 

Wie in Bezug auf die Zufammenfegung und rechtliche Organifation derſelben, 
fo ift auch in Bezug auf die Befugniffe ver Landſtände zwijden ben ver- 
ſchiedenen Territorien fowohl als zwiſchen ven verſchiedenen Zeiten ein großer Une 
terfchied zu bemerken. Bon Anfang an hatte der Sag gegolten, daß neue Geſetze 
von Landesherrn nur erlaffen werden könnten, wenn meliorum et majorum terræe 
eonsensus dazu vorgängig erholt worden fei; von Anfang an war ferner aner- 
kannt geweſen, daß ein Beitrag zu den Koften ver Landesregierung, von dem Balle 
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einer unbeftreitbaren Landesnoth abgefehen, ven freien Ständen im Territorium 
nicht ohne deren vorgängige Berwilligung abgeforbert werben dürfe. Theilnahme 
alfo an ver Gefeggebung und das Recht ver Steuerverwilligung waren bie beiden 
urfprünglichften, wichtigften und allgemeinften Befugniſſe der Landſtände; aber ihre 
Ausübung gewährte denfelben einerſeits die Mittel zu einer viel weiteren Aus- 
dehnung ihrer Gerehtfamen, und anbererfeits war der Umfang felbft jener Befug- 
niffe ein fo unfiher begrenzter, daß fogar bezüglich ihrer noch immerhin eine fehr 
erheblihe Verſchiedenheit der Berechtigung gedacht werden konnte. — Das ftän- 
diſche Steuerbewilligungsredht, um von dieſem Rechte als dem widtigften 
zuerft zu fpreden, war feinem Urfprunge nad ein mehrfach beſchränktes gemefen. 
Dasjelbe konnte fi der Natur ver Sache nah nur anf die Verwilligung von 
Steuern aus bem eigenen Öute der Berwilligenden und aus dem ihrer Untergebe- 
nen beziehen. Demnach verwilligten die Stäbte die Steuern für ihre Eingefeflenen, 
der Adel und die Prälaten dagegen für ihre Hinterfaßen, ſowie für ihre in eige- 
ner Regie bewirthfchafteten Güter, ſoweit diefe legteren nicht etwa völlig fteuerfrei 
gelaffen werben wollten; feft ftand dagegen, daß diefe ihre Verwilligung fi weder 
auf die Hinterfaßen des Landesherrn felbft bezog, welche dieſer ganz ebenfo 
einfeitig zu befteuern fich berechtigt hielt, wie bie Stände vie ihrigen, noch auf 
die freien Leute, welche auf den Yandtagen nicht vertreten waren, und weldye ber 
Lanpesherr theils nad befonveren Verhandlungen mit den einzeinen Gemeinden, 
theils ohne foldhe, jedenfalls aber ohne Zuziehung der Stände befteuerte, und ftrei- 
tig mochte überdies (wie in Bayern) werben, ob fi die Steuerfreiheit des Adels 
und der Prälatur nur auf ihre Hinterfaßen, ober aud auf ihre Schußpflichtigen 
und die jonftigen freien Infaßen ihrer Gerichtsbezirke beziehe. Konfequentes Feft- 
halten an dem Gefihtspunfte ber vollen Freiwilligkeit jever Berwilligung mußte 
ferner dazu führen, daß in Steuerfragen nicht nur in Bezug auf das Verhältnif 
ber verſchiedenen Kurien zu einander, fondern aud in Bezug auf die einzelnen 
Angehörigen jeder einzelnen Kurie das Princip der Stimmenmehrheit als unan- 
wendbar zu gelten hatte. Wiederum ließ fich jener Gefihtspunft nur bei ber Ber- 
willigung direlter Steuern burhführen, nicht dagegen bezüglich ver Inbireften 
Steuern, bie feit dem 15. Jahrhundert nach dem Borbilde Frankreichs auch in 
Deutſchland aufzulommen anfingen. Endlich galt ja auch, wie oben bereits gelegent- 
lich zu bemerfen war, die Leiftung einer Beihülfe im Falle einer unzweifelhaften 
Landesnoth als nicht abzumweifende Pflicht aller Landſaßen, und konnte demnach auch 
nad) diefer Seite hin der Umfang des ven Ständen zuftehenden Steuervermilli- 
gungsrechtes gar vielfach beftritten werben. Nach allen diefen Seiten hin waren 
nun aber vie Landſtände beftrebt eine feftere Gewähr ihrer Rechte zu erlangen, 
und vielfältig mit dem günftigften Erfolge. Am leichteften gelang es zumeift von 
der zuletzt erwähnten Schrante fi) loszumachen, und zwar aus einleuchtenden Grün- 
den. Feſt genug waren die Interefien der mächtigeren Landſaßen mit deneu bes 
Territoriums bereits verflochten, daß jenen bei einer wirflihen Landesnoth faum 
mehr einfallen konnte, die erforderliche Beihülfe felbft bei unbeſchränkteſter Aner- 
fennung ihres Steuerverwilligungsrechtes zu verweigern, und der Landesherr ver- 
for fomit materiell nur wenig an feinen Rechten und Einkünften, wenn er jene An- 
erfennung förmlich ausſprach oder dod zu einer ausdrücklichen Specifilation ber 
wenigen Fälle ſich Herbeiließ, in melden ihm bie einfeitige Steuerausſchreibung 
zuftehen follte; andererfeits pflegten gerade in wahren Notbfällen zumeift alle 
Mittel zu fehlen, die Entrichtung einer Steuer einer etwaigen Renitenz der Stände 
gegenüber zu erzwingen, und mußte überdies bie Schwierigkeit der Konftatirung des 
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Bedürfnißfalles, oder doch die Notwendigkeit über die Höhe der Steuer und bie 
Art ihrer Auflegung mit denfelben fih zu einigen zu folden Weitwenbigfeiten 
führen, daß es gerathener erfhien durch Nachgiebigkeit in jenem mehr formalen 
Punkte ten guten Willen der Stände ſich zu erfanfen. Die invireften Steuern 
ferner, wie folde mehrfad von Getränfen, Salz, allem feilen Kaufe u. dgl. erho- 
ben wurden, fanden zwar Anfangs als eine Nemerung heftigen Widerſtand, em- 
pfahlen fi aber vod bald durch ihrer Einträglichfeit, und mehr noch durch bie 
Leichtigkeit ihrer Erhebung. Da ſolche zwar uicht blos von den gefreiten Stän- 
den und deren Angehörigen, aber doch auch von biefen zu tragen waren, ließ 
fi auch bezüglich ihrer das Verwilligungsrecht der erftern nicht füglich beftreiten, 
und man juchte fogar deren Abneigung gegen diefelben mehrfach dadurch zu bejei- 
tigen, daß man ihnen deren Erhebung überließ und allenfalls fogar für vie Mühe 
der Berception einen Antheil am Ertrage derjelben zugeftand; immerhin aber war 
damit bereits der urfprünglihe Umfang des ſtändiſchen Verwilligungsrechtes nicht 
unerheblich überfchritten, indem bie gefreiten Stände in folden Fällen bereits nicht 
nur für fih und ihre Untergebenen, ſondern aud für bie übrigen Yanpfaßen 
Steuern vermilligten. Aber auch bei tiefer, mehr beiläufigen, Erweiterung ihrer 
Befuguifje in Steuerfadhen blieben die Stände vielfach nicht ftehen. Auch an ver 
bireften Beftenerung der nicht vertretenen freien, ſowie der landesherrlichen Hin— 
terfaßen hatten biefelben ein jehr fühlbares Interefie, und zwar in zweifacher Rich— 
tung. Einmal mußte denjelben daran gelegen fein, zu jeder von ihnen felbft ver- 
willigten Steuer auch dieſe herangezogen zu ſehen, damit nicht ihre eigenen 
Angehörigen im Vergleiche zu jenen gegen alle Billigfeit beſchwert erfcheinen möch— 
ten; andererfeits lag es nicht minder in ihrem und ber Ihrigen Interejle, die— 
jelben nicht durch rüdfichtslofe Uebung des landesherrlichen Beftenerungsredhtes jo 
jehr bedrücken zu laffen, daß deren Steuerkraft zum Echaben des Landes und ihrer 
jelbft tauernd erfhöpft werte. Das unbeftrittene Net, für fich felbft Steuern zu 
verwilligen ober zu verweigern, gab aber das Mittel an bie Hand, nad beiben 
Seiten bin jene billigen Forberungen zur Geltung zu bringen. Man verwilligte 
eben die eigene Steuer nur gegen die beftimmte Zufiherung, taß auch die lan- 
vesherrlihen Hinterfaßen in gleihmäßigem Anſchlage zu derſelben beigezogen wer- 
den follten; man ließ ſich amdererfeits auch das Verſprechen vom Landesheren ge- 
ben, daß er feine eigenen Untergebenen nicht ohne Mitwirfung der Landſchaft 
weiter belaften wolle. Nicht allerwärts freilich erfuhren die ftändifchen Rechte dieje 
fetstere, weitgehende Ausdehnung, und während viefelbe z. B. in Bayern, im 
Braunſchweig⸗Lüneburg u. ſ. w. Plag griff, war dies in Scleswig-Holftein 
nachweisbar nicht der Fall; immerhin aber nahm allerwärtd das Gteuerver- 
willigungsreht der Stände eine Richtung, melde dasſelbe einer Vertretung des 
Landes im Ganzen fo nahe bradte, daß faft allerwärts wenigftens das Princip 
der Abftimmung nad Stimmenmehrheit im Widerſpruche mit den Konſequenzen einer 
fireng privatrechtlichen Auffafjung in Stenerfahen in ebendemfelben Umfange zur 
Geltung gelangte, in welchem dasſelbe bei Fragen der Geſetzgebung oder in andern 
zur Kompetenz ber Stände gehörigen Fällen Anwentung fand. Ueber das Recht 
ter Steuerverwilligung hinaus wußten die Stände zumeift ihre Befugniſſe aud) 
neh auf die Realifirung ihrer Verwilligungen auszubehnen, und zwar biente aud) 
bier wieder die Möglichkeit, die Verwilligung der Steuern an beliebig welche Be- 
dingungen zu fnüpfen, als das gefügigfte Mittel zum Zwede, Zunädft ift es bie 
Erhebung der Steuern, auf welde die Landſchaft zumeift mit Erfolg Einfluß 
zu geminnen trachtet. Die Städte, für welde der Natur ber Sache nad) ein an- 
17* 
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derer Beftenerungsmobus nothwendig war als für das flache Land, und deren Rath über- 
dies deſſen Feftftellung ſich felbft vorzubehalten liebte oder jelbft nur nad) vorgängigen 
Verhandlungen mit der gefammten Gemeinde folden feftzuftelen beredtigt war, 
pflegten gerne beftimmte Summen zu verwilligen, bezüglich deren ihnen dann überlafjen 
blieb, wie fie biefelben von ihren Eingejeßenen aufbringen mödten; Abel und Prä- 
latur dagegen verwilligten zwar zumeift eine beftimmte Steuergattung (meift Grund- 
ſteuer oder Viehſteuer) in beftimmter Höhe, aber auch fie behielten ſich vielfach 
wenigftens deren Erhebung durd ihre eigenen Beamten vor, und felbft wenn in- 
direfte Steuern beliebt wurben, fand, wie bereit8 bemerkt, vielfach dasſelbe Ver- 
fahren ftatt. Später (in Bayern feit ver Mitte des 15. Jahrhunderts) fam aud 
wohl eine andere und georbnetere Berfahrungsweife auf; man ließ bie vermilligte 
Steuer dur das ganze Land von ein und denfelben Beamten erheben, aber bie 
Ernennung diefer Beamten nicht mehr einfeitig von dem Landesherrn, fondern von 
ihm und den Ständen gemeinfam ausgehen. Weiterhin fuchen dieſe legtern aber auch 
die Verwendung der Steuern ihrer Kontrolle zu unterziehen. Vielfach zeigte 
fih nämlich, daß die verwilligten Steuern mehr als die bei der VBerwilligung ins 
Auge gefahte Summe eintrugen und daß folder Mehrertrag dann vom Landes— 
herrn willfürlich verbraudt und vergeudet wurde; hin und wieder fam es auch 
vor, daß die zu beftimmten Zweden verwilligten Gelver, wenn nur erft in bes 
Landesherrn Hand gelangt, zu ganz anderen als ben bezeichneten Zweden ver: 
wendet wurben. Um ſich gegen ſolche Mißbräuche zu fichern, behielten ſich die 
Stände nun aud wohl neben der Erhebung die gefammte Verwahrung und Ber- 
waltung ber Bewilligten Steuererträgniffe vor; die durch landſchaftliche Beamte 
erhobenen Gelder wurden folhenfalls in eine Landſchaftskaſſe gelegt, zu welcher 
etwa (wie in Bayern) Delegirte der verſchiedenen Stände je ihren befonderen 
Schlüſſel führten, und aus biefer Kaffe wurde dann entweder der verwilligte Be- 
trag an den Landesherrn abgeführt, während bie etwaigen Ueberfchüffe für künf- 
tige Fälle in der Kaſſe behalten wurden, oder es beforgten fogar ftändifche Ber- 
orbnete felbft die Berausgabung der eingegangenen Gelder zu ben beftimmten 
Zweden, oder wohnten doch als kontrollirende Auffihtsbeamte bei deren Beraus- 
gabung durch Iandesherrliche Diener bei. Neben dem Steuerwefen ziehen die Stände 
ferner auch nod ganz andere Zweige des territorialen Staatshaushaltes in ben 
Kreis ihrer Verhandlungen, vor Allem das Ianvesherrlihe Münzregal und das 
landesherrliche Schuldenwefen. Das Recht, Münzen zu fchlagen, aus des Kai— 
ſers Hand in die der Landesherrn übergegangen, wurde ſchon frühzeitig von die— 
fen mißbraudt, um einen möglichft großen Gewinn zu bringen; häufige Einziehung 
und Berrufung der Münzen einerfeits, allzu unterwichtige Prägung derſelben an- 
bererfeits mußten als Mittel zu diefem Zwede dienen. Bielfahe Klagen, zumal 
ber Städte, waren bie Folge, und vielfache Verhandlungen an ven Lanbtagen; 
das Ergebniß diefer legteren war aber regelmäßig eine fehr weitgreifende Beſchrän— 
fung des landesherrlihen Münzregals, fei es nun, daß der Münzfuß und Schlag- 
ſchatz durch gefeglihe Beftimmungen geregelt und etwa ein ftänbifcher Münzwarbein 
dem lanbeöherrlihen an bie Geite gefett wurbe, oder daß gar (wie in Braun- 
ſchweig · Lüneburg, und vorübergehend auch in Bayern gefhehen) das Iandesherr- 
lihe Münzrecht ganz und gar an die Stände, ober auch (wie in Brandenbnrg) 
fpeciell an die Städte abgetreten wurde. Hinwieberum war die Schulvenlaft, in 
welde die meiften Landesherrn ſich zu ftürzen pflegten, vielfach eine fo ſchwere, 
baß die Befreiung von derſelben ohne Zuthun der Landſchaft nicht mehr möglich 
erſchien; dieſe pflegte fih in folden Fällen denn auch der angefonnenen Hülfe- 


Landftände (geſchichtlich). 261 


feiftung nicht zu entziehen, wohl aber, um öfterer Wieberholung ähnlicher Anfor- 
derungen vorzubeugen, bie Entwerfung eines Schulventilgungsplanes fowohl als 
beffen Ausführung in bie eigene Hand zu nehmen, und allenfalls aud gegen bie 
fernere, leichtfertige Kontrahirung von Schulden Garantien fi gewähren zu laf- 
fen. Man fieht, von einer methobifhen Regulirung des gefammten Staatshaus- 
baltes durch die Stände, wie folhe etwa heutzutage in der Disfutirung und Ber- 
willigung eines Budgets liegt, ift zwar in jener früheren Zeit feine Rebe; allein 
die einzelnen Befugnifle, welche eine berartige Regulirung vorausfegt und anf wel- 
chen biefelbe fußt, lagen allervings in der Hand der Landſchaft bereit vor, und 
wenn jene wollendetere Ausprägung verfelben dennoch nicht erreicht wurde, fo lag 
der Grund hievon in der That einfach darin, daß es in jenen Zeiten eben über— 
haupt einen geordneten Staatshaushalt no nicht gab. — Mber weit über das 
financielle Gebiet hinaus wußten die Stände ihre mächtige Stellung im Terri- 
terium geltend zu machen, und mit derjelben Klugheit und Entfchloffenheit, mit 
welcher fie dort eine Befugnig um bie andere errangen, aud) auf alle andern Theile 
der territorialen Verwaltung beftimmenven Einfluß zu gewinnen. Daß die Theil- 
nahme an der Geſetzgebung den privilegirten Ständen von Alters her zuftand, 
ift bereit8 erwähnt worben; nad diefer Seite hin handelte es ſich alfo nur um 
die Bewahrung der hergebrachten Rechte, und allenfalls um deren genauere Feft- 
ftellung gegenüber dem Rechte des Landesherrn, durch einfeitig erlaſſene Verord⸗ 
nungen die Handhabung des beftehenden NRechtszuftandes zu fichern. Nur felten 
freilich ift in den Privilegien der Stände eine ausdrückliche Anerkennung dieſer 
ihrer Befugniffe zu finden; aber offenbar nit darum, weil man fle benfelben 
etwa nicht zugeftehen wollte, fonvern nur aus dem Grunde, weil biefelben als 
jelbftverftändlih von allen Seiten betrachtet wurden. Die mannigfachen Landes- 
orbnungen und Landrechte, welche gegen Ende des 15. und Anfang des 16. Jahr- 
hunderts abgefaßt wurben, famen demnach ihrer überwiegenden Mehrzahl nad un— 
ter eingehender Mitwirkung ber Landfchaften zu Stande, und daß auch zu Einzeln- 
geſetzen, felbft wenn fie nicht, wie dies z. DB. bei den Landfrievensgefegen der Fall 
war, bie jura singulorum direft berührten, deren Zuftimmung als erforberlich 
galt, zeigen am beutlichften die Verhandlungen der bayerifhen Landſtände. Auch 
auf die Rechtspflege erftredt fi der Einfluß der Landſchaft. Nur ausnahme- 
weiſe hat fich dieſe freilich felbft die Bedeutung eines ordentlihen Gerichtshofes 
erhalten, wie ſolche etwa früher den placita provincialia zugefommen war (jo im 
Erzftifte Bremen); weit häufiger aber pflegt diefelbe wenigftens außerordentlicher 
Weiſe Recht zu fprehen in Proceſſen von befonverer politiiher Bedeutung, ober 
in welchen ver Landesherr over eine ftändifche Korporation Partei ift. Noch öfter 
fehen wir endlich vie Stände für die gehörige Befegung und Amtsführung ber 
landesherrlihen Hofgerichte Sorge tragen, und allenfalls fugar die Ernennung 
ihres Berfonales ganz oder theilweife in ihre Hand befommen; auf dem Wege 
der Beihwerbeführung und vwermittelft ihrer Legislativen Thätigfeit wiffen dieſelben 
überdies ihre Sorgfalt auch ven untern Gerichten zuzuwenden. Hinſichtlich ber 
Verwaltung des Landes willen fi die Stände nicht felten das Berfpreden 
zu erwirfen, daß der Landesherr nur Inländer zu Beamten ernennen, und bie 
etwa bereit8 ernannten „Säfte von ihren Stellen wieder entfernen wolle; auf die 
Befegung des Iandesherrlihen Rathes insbefondere erlangten viefelben vielfach fo- 
gar einen noch viel weiter reichenden Einfluß, indem fie die Zahl feiner Meitglie- 
der feftftellen Liegen und vie als folhe zu ernennenden Perfonen felbft dem Yan- 
desherrn bezeichneten, wobei dann die Ergänzung des Kollegiums durch Tanbftän- 
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difche Ernennung oder durch Selbftwahl ausbedungen zu werben pflegte. Auch die 
Kompetenz viefes Nathes warte dann wohl geſetzlich georbnet, und fehr weit aus- 
gedehnt, jo daß derſelbe einerfeits geradezu ein Recht ver Mitregierung dem Lan⸗ 
desherrn gegenüber erlangte, während er andererſeits aus einem landesherrlichen 
Beamtenkollegium fi in wenig mehr als einen lanpftändifhen Ausfhuß verwan- 
delte. Aber auch in anderer und noch birefterer Weife griff die Landſchaft vielfach 
in die Landesverwaltung ein, Die Landespolizeiorbnungen bedürfen ganz wie 
andere Akte ver Legislation ihrer Genehmigung, und aud einzelne Verfügungen 
adıniniftrativen Charafterd wurden wohl unter ihrer Mitwirkung erlaffen; ver theil- 
weife wenigftens hieher gehörigen Regelung des Münzweſens wurde bereits gedacht, 
aber auch über im Intereffe des inländifchen Gemwerbsbetriebes zu erlaffende Ein: 
fuhrverbote wurben die Stände gehört u. dal. m. Ja fogar in kirchliche Verhält- 
niffe miſchten ſich dieſe vielfah ein, wie denn 3. B. in der Mark Brandenburg 
um die Mitte des 15. Iahrhunderts die maßlofe Ausdehnung der geiftlihen Ge— 
vichtöbarkeit und vie mißbräudlihe Anwendung des Kirchenbannes gelegentlich der— 
felben zum Gegenftand einer Verhandlung und eines Ablommens mit den Stän— 
den wurde; wie die böhmifchen Stände aus Anlaß ver hußitifhen Streitigkeiten 
weltliche mit geiftlihen Verhandlungen mifhten, darf ohnehin als allgemein be- 
kannt vorausgefegt werben. Wiederum find es nicht felten fragen der äußeren 
Politik, weldhe ten Landtagen zu thun geben. Zuweilen treten die Stände bei 
Streitigfeiten, welde ihre Landesherrn mit andern Fürſten haben, als Bermittler 
auf, zuweilen übernehmen fie wenigftens die Garantie der abgefchloffenen Verträge; 
es kommt auch bin und wieder vor, daß fih auswärtige Herren, charakteriftiich 
enug fir die Stellung der Landftände, wegen Beſchwerden bie fie gegen deren 
Fee zu haben meinen mit der Bitte um Abhilfe an viefe wenden. Wid- 
tiger noch ift, daß in manden Territorien die Landſchaft vie redhtsförmlihe Zu— 
fiherung erhielt, daß ohne ihre Mitwirkung weder ein Krieg begonnen, noch ein 
Bündniß oder Frieden geihloffen werben folle. Die urfprünglich fehr weit reichende 
Dienftpfliht der Landſaßen überhaupt und der Nitterfchaft insbefondere war durch 
Herfommen oder Freibriefe im jpätern Mittelalter meift in ſehr enge Schranten 
gewiefen worden, und nur mit ausprüdlicher Zuftimmung ber privilegirten Stände 
konnte ein biefe Grenze überfchreitennes Maß von Dienften gefordert werden. 
Theild hierdurch, theils vermöge ihres Stenerverwilligungsrechtes erfchienen bie 
Stände als diejenigen, welde zur Führung von Ariegen ihrem Landesherrn die 
Mittel beihafften, und daß vie ſchlimmen Folgen eines unglüdlihen Krieges auf das 
gefanmte Yand und fomit aud auf fie zurüdfallen mußten, iſt nicht minder far; 
von beiten Seiten ber erklären ſich Zugeftänpniffe der obigen Art, bezüglich deren 
noch überbies nicht unbeachtet bleiben darf, daß das hohe Maß von Selbſtändig— 
feit, deflen die Stände zu genießen pflegten, und bie dadurch bedingte geringere 
Veftigfeit des territorialen Verbandes biefelben vielfach geradezu als jelbftänpige 
Verbündete ihrer Landesherrn bei beren Fehden und Frievensfhlüffen betrachten, 
und fogar formell als joldhe behandeln ließ. Ein fehr erhebliches Interefje endlich 
pflegen die Stände an der Erhaltung der Einheit des Territoriums zu 
nehmen, fowie an der ordnungsmäßigen Succeffion in die lanbesherr- 
lie Gewalt über basjelbe, und in biefer wie in anderen Beziehungen verftehen 
fie es zumeift ihren Interefjen die Gewähr einer rechisförmlichen urkundlichen An- 
erfennung zu verfchaffen. Aus der privatrechtlichen Behandlung der Landeshoheit 
folgte an und für fi das Recht des Landesherrn, fein Territorium im Oanzen 
ober theilweiſe ganz ebenfo frei veräußern ober verpfänben zu bürfen, als ihm dies 
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bezüglich feiner Domänen frei ftand; hier wie bort waren natürlich etwaige Ein- 
ſprachsrechte der geborenen Erben, des Lehnsherrn, unter Umſtänden auch bes 
Königs als folden zu berüdfichtigen, von einem Einſprachsrechte der Landſaßen 
aber oder doch der privilegirten Klafjen von Landſaßen fonnte an und für ſich 
nit Die Rebe fein. Andererſeits war aber aud Kar, daß folde Beräußerungen, 
Theilungen und Berpfändungen des Territoriums für deffen Stände viel Bedenk— 
liches haben konnten, jei e8 nun, daß ihre Privilegien dadurch gefährbet erfchienen, 
oder daß die Kraft des Landes und zumal ber Betrag der landesherrlihen Ein- 
fünfte dadurch fühlbar gemindert zu werden brohte; überbies fonnte auch die Treue, 
welche biefelben nicht nur der Perfon ihres Landesherrn, fondern auch dem gefamm-* 
ten landesherrlihen Haufe ſchuldeten, fie recht wohl aud zum Einftehen für vie 
gefränften Rechte der Agnaten veranlaffen. Bon dem einen wie von dem andern 
Gefihtspuntte aus fonnten die Stände dazu fommen, fi) bei günftiger Gelegenheit 
reverfiren zu lafjen, daß Feine Veräußerung oder Verpfändung von Land und Leu- 
ten ohne ihr Mitwiffen und ihre Zuftimmung vorgenommen werben folle (fo 3.2. 
in Bayern, Würtemberg, Braunfchweig-Yüneburg); ja die Fürforge der Landſchaft 
für den Staatshaushalt im Territorium ließ hin und wieder folde Verfiherungen 
fogar auf die landesherrlihen Domänen, alfo wirklichen Privatbefig erftreden. Der- 
jelbe gedoppelte Geſichtspunkt mußte fih aber auch in allen den Fällen geltend 
mahen, da fih Schwierigkeiten hinſichtlich der Succeffion in die landesherrliche 
Gewalt ergaben; aud in folhem Falle war die Ruhe und ver Friede des Terri- 
toriums, und bamit das eigenfte Wohl der Stände in Frage geftellt, und auch in 
folhem Falle mußten diefe zugleih in ihrer Verpflihtung gegen das landesherr- 
lihe Haus eine Aufforderung zum Einfchreiten in deſſen Intereffe gefegt finden. 
Ergaben fi Streitigkeiten über die Erbfolge in Land und Leute, fo erfchien bie 
Landſchaft vor Allem berufen, eine gütliche Einigung oder auch eine Entſcheidung 
über vie rechtlihe Begründung ihrer Anſprüche unter ven mehreren Prätenventen 
zu verſuchen und ausgehen zu lafjen; nicht jelten wurde derſelben das Schieds— 
richteramt für folhe Fälle fogar ausprüdlic übertragen. In ähnlicher Weife grif- 
fen die Stände gar vielfady ein, wenn e8 galt, die Theilung eines Territoriums 
unter mehrere Erben zu regeln, ober wenn etwa das Territorium bereits im 
Erbgange getheilt oder mehreren Succefforen zu gemeinfamer Regierung zugefallen 
war, und nun unter biefen Streitigkeiten entftanden; nicht minder, wenn etwa das 
Recht für einen unmündigen Nachfolger die Vormundſchaft zu führen zum Gegen- 
ftande eines Streites gemacht wurde. In allen dieſen und ähnlichen Fällen moch— 
ten wohl auch vie oberften Neichsgerichte von ven ftreitenden Theilen angegangen 
werben ; aber auch wenn diefer Ausweg ergriffen wurde, äußerte fi) eine Betheiligung 
der Landſchaft wenigftens noch infoweit, als diefe bis zum rechtlichen Austrag ber 
Sache jede Anerkennung eines Regierungsnadfolgers zu verweigern, und von fid) 
aus für ein einftweiliges Zwifchenregiment im Territorium Fürforge zu tragen pflegte. 
Unter Umftänden erftredte fich aber die Berechtigung der Yandftände noch viel wei— 
ter, In manden Territorien war denfelben nämlih ein Wahlrecht eingeräumt, fei 
es nun, daß fie unter mehreren Söhnen oder fonftigen Agnaten des verftorbenen 
Fürften ihren neuen Heren fidh zu wählen befugt waren, ober daß ihnen wenig- 
ſtens das Recht zuftand für den Fall des Uhganges der regierenden Linie ein an- 
beres Haus nad) freier Wahl zur Regierung zu berufen (jo in Schleswig-Holftein, 
Draunfhweig-Lüneburg u. ſ. w.) Nicht minder fam e8 zuweilen vor, daß ben 
Landftänden für den Fall ver Unmündigfeit oder Abwefenheit des Landesherrn bie 
Sorge für vie Beftellung einer vormundfhaftlihen Regierung ein für allemal 
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überlaffen war (fo in Oeſterreich), over daß doch in einzelnen Fällen ihnen, ober 
dem von ihnen beftellten Nathe, oder endlich einzelnen Glievern der Landſchaft, 
3. B. einzelnen Städten, folhe Regierung befonders übertragen wurde. U. dgl. m. — 
Ales in Allem genommen erſchienen hiernach die Stände, unabbrüdig gar man- 
her und erheblicher Verfchiedenheiten im Einzelnen, zur Mitwirkung bei allen und 
jeven wichtigeren Landesangelegenheiten berufen, und da ihnen allenthalben wenig- 
ftens ein vollfommen unbefchränttes Recht der Beſchwerdeführung zuftand, 
waren fie im Falle, auch folhe Gegenftände, deren ihre Privilegien nit austrüd- 
lid) gedachten, jederzeit in das Bereich ihrer Verhandlungen ziehen zu können, 
Mochte die Landichaft nun mit dem Yanbesheren, ftatt des Lanbesheren oder 
gegen ben Landesherrn hanvelnd auftreten, immer fpielte fte in der Geſchichte 
ber einzelnen Territorien eine vielfach entſcheidende Rolle. Dabei verftand man es zu- 
nächft recht wohl, fich fir ven ganzen Umfang der allmälig gewonnenen Rechte nad 
haltige und verläffige Garantieen zu verfchaffen. Bei jever nur immer paßlichen Ge- 
(egenheit ließ man fih Beftätigungen der Landesfreiheiten ausftellen und zu- 
mal bei jedem Regierungsantritte eines neuen Landesherrn; vielfah huldigte man 
einem folden nur mit austrüdlihem Vorbehalte der eigenen Privilegien, oder man 
lieh fih aud wohl (wie in Bayern und Braunfhweig-Lüneburg) urkundlich zu- 
fihern, daß die Huldigung erft nach erfolgter Beftätigung diefer leßtern folle ge— 
fordert werben fünnen. Bündniffe der einzelnen Stände oder Standesangehöri- 
gen unter einander dienten als ein weiteres Schutmittel für die gemeinfamen 
Rechte; das Recht des Mittelalters geftattete ſolche, wie denn aus ihnen die ver- 
einigten Landſchaften felbft hervorgegangen waren, zu mehrerer Sicherheit aber ließ 
man fidh allenfalls auch noch die eingegangenen Bünbniffe vom Landesherrn ein- 
zeln beftätigen, oder das eigene Recht, ſolche frei einzugehen, ganz allgemein vever- 
firen. Das Recht des bewaffneten Widerftandes gegen jeven Verſuch einer 
Bergewaltigung war ben Ständen durch das geltende Necht, welches ja ben waffen: 
fähigen Perfonen und Korporationen nod immer das Fehderecht innerhalb gewiffer 
Schranken zugeftand, ebenfalls eingeräumt; aber auch dieſe Befugniß Tieß man ſich 
vielfady von Landesherrn zu allem Ueberfluffe noch ausdrücklich veverfiren, und 
bin und wieder wurbe (wie in Bayern, der Mark Brandenburg, Pommern) in 
diefer Richtung fogar fo weit gegangen, daß ben Ständen fogar der Uebergang 
an einen andern Landesherrn für den Nothfall geftattet wurde! Andere Male 
unterwarfen fih aud wohl Landesherr und Landſchaft bezüglich ihrer ſämmtlichen 
Streitigleiten mit einander einem ein für allemal angeorbneten Schiedsgerichte, 
und wurde au wohl ver fürftlihe Nath als ein folhes von beiden Theilen er- 
wählt und bezeichnet. In einzelnen Fällen endlich griffen die Stände fogar zu bem 
Mittel, daß fie neben der landesherrlihen auch noch die Faiferlihe Beſtäti— 
gung ihrer Rechte, oder doch einzelner befonders wichtiger Rechte ſich erbaten und 
erwarben, 
Solches war die Stellung der deutſchen Landftände zur Zeit ihrer höchften 
Blüthe. Man hat wohl die Frage aufgeworfen, ob denſelben ein repräfenta= 
tiver Charakter zugefchrieben werben fünne, und theils für die Bejahung, theils 
für die Berneinung derſelben mit einer Heftigkeit gekämpft, welche mehr von poli- 
tiſcher Erregtheit als von hiſtoriſcher Unparteilichfeit Zeugniß gibt; die richtige Ent- 
Iheidung aber dürfte in ver Mitte liegen und folgende fein. Faßt man jene Frage 
ganz formell, fo kann kaum einem Zweifel unterliegen, daß der repräfentative 
Charakter den Ständen im Allgemeinen abzuſprechen fei. Kraft perfönlichen, wohl: 
erworbenen Rechtes erſchien der Einzelne auf dem Landtage, nicht kraft irgend 
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welcher Delegation Seitens Anderer, und fein Eid verpflichtete ihn, bei ven Be— 
rathungen und Abſtimmangen das allgemeine Wohl mit Hintanfegung ber eigenen 
Sonderinterefien im Auge zu behalten. Ein Theil der Landſaßen ftand mit den 
privtlegirten Stänven in feinerlei bireften oder inbireften Beziehungen; wie hätten 
ſolche Leute von biefen mitvertreten werben follen? Endlich tragen auch die Ver— 
handlungen der Stände mit dem Lanbesheren durchaus einen privatrechtlichen 
Charakter; durch Privatverträge und gegen gutes Geld haben jene die meiften ihrer 
Privilegien erhalten, und im volften Sinne des Wortes mögen fie dieſe zumeift 
als ihre „thener erfauften” Freiheiten bezeichnen. Wenn wir aber vom formellen 
Standpunkte aus ben alten Landtagen bie Eigenfhaft repräfentativer Berfamm- 
lungen abſprechen müfjen, fo gelangen wir doch zu einem wefentlih anderen Er» 
gebnifje, ſowie wir ftatt des formellen einen materiellen Gefichtspunft für unfere Be- 
trachtung wählen, und zwar in zweifacher Beziehung. Einmal nämlih find bie 
Sonderintereflen und Sonderrechte der privilegirten Klaffen mit den Intereffen 
des gefammten Landes und feiner ganzen Einwohnerfchaft vielfach fo untrennbar 
verbunden, daß mit der Wahrung und Feſtſtellung jener eo ipso auch biefe mit— 
gewahrt und feftgeftellt find; infoweit mag dann allerdings auch bie übrige Ein- 
wohnerfchaft ihre Intereffen vertreten fühlen und glauben, während doch die Stände 
in der That nur für fich felbft forgen und ihren eigenen Bortheil ſuchen. Ein 
ſchlagendes Beifpiel diefer Art von Vertretung bietet das oben ſchon beſprochene 
Recht mancher Landſchaften, bei der Beftenerung der landesherrlichen Hinterfaßen 
und Bogteileute mitzuwirken; aber auch dann trägt das Auftreten verfelben feinen 
anderen Charakter, wenn es fih etwa um die Wahl eines Landesheren, die Be- 
ftelung einer Bormundfchaft, ven Beſchluß über Krieg und Frieden u, dgl. han- 
delt. Zweitens aber läßt fi auch nicht vertennen, daß wie in ber Landeshoheit 
von Anfang an in ber privatrechtlihen Hülle ein Kern von öffentlichen Rechten 
und Pflichten verborgen lag, fo auch in den landſtändiſchen Befugniffen der Keim 
zu einer ähnlichen Entwidelung gegeben war. Die Stände waren durch ihre meit- 
reihenden Privilegien in den Stand gefeßt, die Intereffen des gefammten Terri- 
toriums und feiner einzelnen Angehörigen mit Erfolg vertreten zu können; ihr 
eigenfter Privatvortheil mußte fie in Hundert Fällen dazu beftimmen, biefer Ber- 
tretung ſich wirflih zu unterziehen; von Alters her war eine Mitwirkung des 
Bolls, oder doch der angefehenern Klaffen des Volkes bei der Yandesregierung her— 
gebradht gewefen, und es handelte ſich ſomit nur darum, biefes alte Herfommen 
ben geänderten Zeitverhältniffen entſprechend in einer neuen Form zur Geltung 
zu bringen. Wie follte unter folhen Umftänden das Gefühl der eigenen Verant- 
wortlichkeit für das Wohl des Ganzen, das Bemwuftfein für dieſes handeln zu 
follen wie man für folhes handeln fonnte, nicht bei den Ständen felbft Wurzel 
faſſen? Geläugnet fann hiernach ein gewiffes repräfentatives Element in der Stellung 
dieſer leßtern in materieller Beziehung nicht werben; aber freilich ift deſſen Ver— 
hältniß zu der burdaus privatredhtlih formalen Behandlung ber ftändifchen 
Rechte noch keineswegs feftgeftellt, und es kann darum noch ebenfowohl vor- 
fommen, daß bie Stände ihre Stellung mißbrauden, um fi Privatvortheile 
zuzuwenden, umb 3. B. gegen bie Berwilligung einer Steuer ſich die Gerichts— 
barkeit innerhalb ihrer Hofmarken zu erfaufen (fo in Niederbayern 1311), als 
daß Diefelben andere Male die gemeine Wohlfahrt und bie Rechte des ge 
fammten Landes in ihren Schuß nehmen, oder fih auch wohl (wie bie 
braunfchweig-lüneburgifche Landſchaft, 1519) ausdrücklich als deſſen Repräfen- 
tanten bezeichnen. 
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Bei anderer Gelegenheit war bereits zu bemerken geiwefen?), daß bie mäch— 
tige Stellung ver Lanpftände unter Umftänden zwar dem Landesherrn recht- Läftig 
werden mochte, im Großen und Ganzen aber doch auf die Befeftigung des terri- 
torialen Berbandes, und damit aud) ver Yandeshoheit jelbft, den günftigften Einfluß 
äußerte, Nur vorübergehend macht fih etwa noch hin und wieder ein Streben 
einzelner Landſtädte, einzelner Ritterfchaften nach Reichsfreiheit bemerklich, und es 
ift eine bloße Ausnahme, wenn in Würtemberg, wenn im Trierfchen der Yandesadel jetzt 
noch aus dem territorialen Verbande ausſcheidet; im Allgemeinen hat gerade ber 
Kampf um die Stellung im Territorium den Bemühungen um eine Stellung 
außerhalb vefjelben am Wirkfamften ein Ende gemadt. Kaum war aber jener fe- 
ftere Abſchluß der Territorien eingetreten, als auch bereits ver Berfallper 
landſtändiſchen Korporationen, und ver heftigfte Angriff auf die— 
felben Seitens der Landesherrn begann, welde von jegt ab von benfelben Nichts 
mehr zu hoffen, wohl aber noch Vieles zu fürchten hatten. Die Gründe, welde 
biefem Angriffe Erfolg verfchafften und jenen Verfall in ftetig fortichreitendem 
Berlaufe fi vollziehen ließen, find fehr verfchievener Art. Die Einführung eines 
allgemeigen und ewigen Landfrievens (1495) entzog den Landſtänden eines ber 
Mittel, durch welche fie ſich Gisher fräftig bei ihren Rechten zu fchügen vermocht 
hatten, indem ihnen das Recht der bewaffneten Selbithülfe abgeſprochen wurde, 
welches doch der Landesherr als Inhaber der Staatögewalt ihmen gegenüber ſich 
erhielt. Die Reichsgerichte, an welde fortan die Landſchaften anftatt ver Selbft- 
hülfe gewiefen waren, gewährten denſelben zwar allerdings in manden flagranten 
Fällen Schub; aber doch war diefer Schug immerhin nur ein ziemlich problema- 
tiſcher und unzuverläfftger, ſelbſt abgejehen von der ſprichwörtlich gewordenen 
Langfamkeit jener Gerichte. Die Reichsgeſetze gedachten nur felten der Yandftänve, und 
ſprachen weder bie Nothwenbigkeit ihrer Eriftenz nod einen beftimmten Umfang 
ihrer Kompetenz aus; das römifhe Recht vollends, auf welches bie von jest ab 
fo einflußreichen Legiften doch zurüczugreifen pflegten, wußte von ſolchen nicht das 
Mindefte, und man glaubte darum deren Kompetenz auf dasjenige Maß von 
Rechten befhränfen zu follen, deren Befig dieſelben in unangreifbarer Weife auf 
Privilegien oder Herkommen zu fügen vermochten. Mißverſtändliche Theorien über 
die Natur der Autonomie und bes Gewohnheitsrechtes thaten ein Uebriges; be— 
deutſamer noch als diefe Mängel der Jurisprudenz war der durch die Schwäche ver 
Reichsgewalt bevingte Mangel an Nachdruck bezüglid der Exekution der reichsge— 
richtlichen Erkenntniſſe. Den fleineren Yandesherren gegenüber konnten dieſe aller- 
dings Hülfe gewähren; ven mädtigeren Fürſten des Reiches gegenüber mußte auch 
dieſes Schugmittel fih als ein trügerifches erweijen. Werner. Die Unabhängigkeit, 
welche zumal die größeren Reihsftände Kaiſer und Reid gegenüber zu erringen 
gewußt hatten, ließ fie nothwendig die gleiche Ungebunvenbeit num aud) im Innern 
ihrer Zerritorien erftreben, und gab zugleich diefem ihrem Streben den zum Gelin- 
gen erforberlihen Nachdruck. Alle Kraft ver Landeshoheit, welche bisher durch den 
Kampf mit der Centralgewalt im Reihe nod gebunden gemefen war, wurde durch 
vefien glüflihe Beendigung frei, und war fortan gegen das zweite Hemmniß 
des landesherrlihen Abfolutismus, gegen die Yandftände, verfügbar. Dazu boten 
fi eben jet zwei mächtige Stügen für dieſen dar, von welche die frühere Zeit Nichts 
gewußt hatte, ein wohlgefhulter und einflußreiher Beamtenftand, und ein ausſchließ— 


3) ©. den Art. „Randerhoheit”, 
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ih vom Landesheren abhängiges Heer. So lange bie lanbesherrlihen Truppen 
wefentlich aus dem in eigener Perfon dienenden Adel und aus den Kontingenten 
der Prälatur und der Städte zufammengefegt waren, konnte von einem gewalt- 
famen Borgehen gegen die Rechte diefer Stände in der Regel und für die Dauer 
nicht die Rebe fein; anders geftaltete fih aber die Sache, feitdem die Heere aus 
geworbenen Leuten ſich zufammenzufegen und ftehende Miligen ſich zu bilden be 
gannen. Auch jest noch gewährte freilich ihr Steuerbewilligungsreht ber Land« 
ſchaft einen fehr erheblihen Einfluß auf das Heerweſen des Territoriums; aber 
biefer Einfluß war weder ein fo unmittelbarer noch ein fo unbebingt verläffiger 
mehr als er vordem geweſen war. Andererfeits hatten die Aenderungen im Rechts- 
und Berwaltungsleben,, hatte zumal auch die durch feine ftänbifchen Befchwerben 
mehr aufzubaltende Reception des römifchen Rechts eine Beamtenklaffe entftehen 
laſſen, welche nicht mehr wie früher den höhern Ständen in unftändigerer Weife 
entnommen, aus allen Klaffen ver Landſaßen, felbft aus dem nieberften, ja vielfach 
fogar aus Landesfremden fich refrutirte, welche im lanvesherrlichen Dienfte ihr 
Brod fuchte und aus diefem Dienfte ven Beruf ihres Lebens machte, und melde 
theild aus biefem Grunde, theil® auch durch die unnationale Grundlage ihrer ge- 
fammten Bildung weit enger an den Landesherrn gefettet und den einheimijchen 
Meberlieferungen und Satzungen wejentlid entfremdet war. Ein ganz anders wirf- 
james und zugleich ganz anders gefügiges Werkzeug für feine Pläne mußte den Landes- 
berr in dieſen Leuten erwachſen als welches ihmen in ihren frühern Dienern 
jemals zu Gebote geftanden hatte, und aud gegen bie Intereffen ver Landfchaft 
mußten jene, zumal wenn bie Angriffe auf folde mit ihren eigenen Theorien 
übereinftimmten, fi unbevenklih brauchen laſſen, während dieſe nur allzu häufig 
gegen den Landesherrn auf die Seite der Stände getreten waren. Bon erheblicher 
Bedeutung war ferner der Einfluß, welden bie religiöfen Wirren bes 16. und 17. 
Jahrhunderts, welchen zumal der vreifigjährige Krieg auf den Berfall ver land⸗ 
ftändifhen Berfaffungen äußerten, indem durch folhe der Blid und das Intereſſe 
des Bolfs von den politifchen VBerhältniffen und Freiheiten abgelenft, ober auch 
die verfaffungsmäßige Ordnung durch außerordentliche Nothftände geftört, unter 
brochen, in Bergefienheit gebracht wurde. Aber in allen viefen und ähnlichen That- 
ſachen liegen zwar den Berfall des landſtändiſchen Weſens fehr entjchieden begün— 
ftigende Momente, vie legten Gründe dieſes Verfalles find jedoch nicht in ihnen 
zu fuchen; dieſe können vielmehr nur in der Haltung der Lanpftände felbft und 
in der Unverträglidkeit der geſammten hergebrachten Stellung ber privilegirten 
Klafjen mit einem fortgefchritteneren Staatsleben gefunden werben. 3) 

Ueber der jcdhranfenlofen Freiheit des Individuums, dann der einzelnen 
Stände, Genoffenfhaften und Gemeinden war unferem Mittelalter der Begriff des 
Staates und das Bewußtfein von der Nothwendigkeit fich ihm unterzuorpnen nahezu 
völlig abhanden gekommen. Dem Reiche gegenüber hatte dieſe Zerfahrenheit das 
Heranwachſen ver Lanbesherrihaften, ver freien Städte, ber reicheritterlichen Ge— 
biete verfchuldet, und in einer, nur noch nicht formell erflärten, Auflöfung des 
Reichsverbandes felbft ihr Ziel erreicht; in den Territorien drohte die Gelbftän- 
digkeit, mit welcher die einzelnen Glieder ver Landſchaft theils ihre eigenen Gebiete 
beherrfchten, theild auf die Hanbhabung ver Gentralgewalt im Lande einwirkten, 
zu einem Ähnlichen Ergebnifje zu führen. Im Reihe die verloren gegangene 
Staatsidee wiederherzuftellen, war bereits ein Ding der Unmöglichkeit geworben; 
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aber auch im Territorium konnte biefelbe nur unter der Vorausſetzung zur Geltung 
gebracht werben, daß die privatrechtliche Behandlung ber zwifchen dem Landesherrn 
und feinen Landſaßen obmwaltenden Beziehungen einer öffentlichrechtlichen Play 
mache. Ferner. Die Schranfenlofigfeit ver eigenen Freiheit, welche das höchſte Ziel 
der Wünſche Aller bilvete, konnte doch nur von vergleihsweife Wenigen erreicht 
werben, und von dieſen Wenigen nur auf Koften aller Uebrigen ; vem Uebermaße 
von Freiheiten, welche die privilegirten Stände in ihrer Hand zu vereinigen mußten, 
entfprach fomit ein Uebermaß von Laften oder doch faum minder empfinblihen Zu- 
vüdjegungen, von welhen die nicht privilegirten befhwert waren. Sollten nad) 
biefer Seite hin die Mängel ver beftehenden Zuftände gebefjert werden, fo mußte 
auf den Begriff einer allgemeinen Unterthanenpflicht einerſeits und der gemeinen 
Freiheit Aller andererfeits zurüdgegangen, und jenes Uebermaß von Freiheiten und 
Sonderrehten einzelner Stände abgethan werben; eine berartige Reform wurde 
aber um fo nothwenbiger, je fefter in Folge des Auffommens gelehrter Bildung 
und ber Ausbreitung pefuniärer Selbftändigfeit eine Klaffe von Leuten ſich znfam- 
menſchloß, welche als folhe zu ven privilegirten Ständen nicht gehörig, doch an 
Intelligenz und geiftiger Bedentung, ja zum Theil fogar an politifhem Einfluffe 
fi diefen überlegen fühlte. Der Landesherr mußte der Natur ver Sache nach ſich 
geneigt zeigen, jenen Worberungen der Zeit fo viel an ihm lag, entgegenzufommen., 
Die Einheit im Zerritorium war an feine Perfon geknüpft, und nur an dieſe; jede 
ftrengere Betonung der Unterorbnung der Einzelnen unter das Allgemeine war 
demnach, wie die Sahen einmal ftanden, feinen Mactverhältniffen günftig, und 
ihm wuchſen zunächft diejenigen Befugniffe zu, welche ven privilegirten Ständen 
durch die nothwendige Beichneidung ihrer Privilegien entzogen werben mußten. 
Ebenfowenig ftand einer größeren Ausgleihung der Stellung ber verſchiedenen 
Klaſſen von Landfagen irgend ein Interefje des Yandesheren im Wege; im Gegen- 
theil mußte auch diefe ihm fogar erwünjcht fein, da fie die auch für ibn drohende 
Uebermacht der privilegirten Stände zu brechen verfpradh, und bei der ganz natür— 
lich zwiſchen den privilegirten und nicht privilegirten Klaffen beftehenden Span- 
nung jede Stärfung dieſer legteren mittelbar audy dem Landesheren zu Gute fam. 
Ganz anders ftand dagegen die Sache bei den Landſtänden. Ihrer Zufammenfegung 
nad waren diefe zumeift nur ein Organ der privilegirten Klafjen; nur ganz aus— 
nahmsweife hatte der Bauernftand die Zulaffung zu den Landtagen erlangt, und 
felbft der Bürgerftand war, da viele Städte gar nicht vertreten zu fein pflegten 
und bie Vertretung der übrigen zumeift in ber Hand einer ganz verfnöcerten 
Stadtregierung lag, in wenig befferer Yage: die überwiegende Zahl ber gebilveten 
Leute zumal, der niedere Klerus alfo, die Beamten, die Gelehrten, Künftler u. dgl., 
waren trog aller ihrer Intelligenz und aller ihrer focialen Macht völlig außer 
Anja gelaſſen. Von dieſer Seite ber wenigftens konnte demnach vie Landſchaft 
als eine Repräfentation des gefammten Landes nicht gelten; aber aud in ven 
Rechten und Pflichten, welde verjelben beigelegt und .zugefchrieben zu fein pflegten, 
war deren repräfentativer Charakter nicht jo entſchieden ausgeprägt, daß nicht im 
Konflittfällen das Wohl des Landes und die Rechte der nicht vertretenen Ein- 
wohnerklaffen hinter den Bortheil und die Privilegien der Stände hätten zurüdge- 
ftellt werben fünnen. Mit der ganzen Strömung der Zeit, und fpeciell mit den 
Anfichten und Gefühlen aller nicht vertretenen Klaffen der Landſaßen, namentlich 
aber der gebilveten Leute mußten von hier aus die Landftände in Konflikt treten; 
ja ſogar unter den Ständen felbft ergaben ſich, da aud auf ihre Beziehungen zu 
einander jeme felbftfüchtige Auffafjung ver eigenen Stellung fi übertrug, vielfach 
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ähnliche Differenzen, indem zumal bezüglich der Befteurung jeder Stand dem andern 
bie größeren Koften zuzufhieben, und die Nitterfhaft wohl ſogar ihre jett durch 
feinen Ritterbienft mehr ausgeglichene volle Steuerfreiheit geltend zu machen fuchte. 
Die Heimlichkeit, mit welder die Stände alle ihre Berhandlungen zu umgeben 
pflegten, war nur geeignet, das Miftrauen des Landes gegen diefelben, oder body 
deſſen Theilnahmslofigkeit für viefelben zu fteigern; vie natürliche Folge aber war, 
daß die nicht privilegirten Klaffen alle ihre Hoffnungen auf den Landesherrn zu 
jegen fi gewöhnten, und an ihn um fo enger fi anſchloſſen, während biefer 
feinerfeits, jei e8 nun aus felbftfüchtigem Streben nad Vermehrung der eigenen 
Macht oder auch aus Harer Einfiht in die Bebürfniffe des Yandes, die ihm fo 
gebotene Stütze benützte, um deſto rüdfichtslofer gegen feine verrotteten Landſtände 
vorzugehen. Unfähig, ihre Zeit zu begreifen, nicht geneigt, deren bringenbften An— 
forderungen das geringfte Opfer zu bringen, allzu ſchwach endlich oder auch allzu 
feig, um den Angriffen der Landeshoheit mannhaften Widerſtand entgegenzujegen, 
zeigen dieſe legteren feit ber zweiten Hälfte des 17. Jahrhunderts zumeift nur 
das widerwärtige Bild des Fäglichften und verbienteften Verfalles. Statt durch ver- 
ftändiges Aufgeben unbaltbarer Privilegien und fräftige Wahrung ber Yandesrechte 
gegen den überhandnehmenden Abjolutismus fi eine würbige Stellung im Terri- 
torium und eine fefte Stüge in ber äffentlihen Meinung zu gewinnen, fuchen fie 
faft allerwärts umgekehrt durch die unterthänigfte Hingabe an den Monarchen den 
Fortbeftand wenigftens des pefuniär einträglicheren oder der äußerlichſten Eitelfeit 
ſchmeichelnden Theiles ihrer Sonderrechte zu erfaufen, und fallen eben darum ber 
Regel nah unrühmlih und unberauert. 

Die Wege, auf weldyen gegen bie Rechte der Landſtände vorgegangen murbe, 
waren fehr verſchiedene. Hin und wieder wurde ber Verſuch gemacht, vie Reichs» 
gefeßgebung gegen biefelben ins Feld zu führen, wiewohl ohne rechten Erfolg. 
Daß zur Erhebung der vom Reiche verwilligten Steuern keine befondere Bewilli- 
ung der Landftände erholt zu werben braude, wurde allerbings, nachdem ber 
Bunft bis dahin einigermaßen zweifelhaft gewefen war, im Anfange des 16. Jahr- 
hunderts bereits reichsgeſetzlich feftgeftellt, und nicht minder durch den Reichs— 
abjhied von 1654 ben Landſaßen die Verpflichtung auferlegt, zur Bejegung und 
Unterhaltung ber einem Reichsſtande gehörigen „nöthigen” Beftungen, Pläge und 
Garniſonen „hülflihen“ Beitrag zu leiften; als dagegen im Jahre 1670 durch 
Stimmenmehrheit ein Reichsgutachten dahingehend zufammengebradt wurde, daß 
unangefehen etwaiger entgegenftehenver Privilegien ven Landesherrn ein ziemlich 
uneingefhränftes Befteuerungsrecht ihren fämmtlichen Landſaßen gegenüber zuge 
ftanden werben folle, verweigerte der Kaifer hiezu feine Zuftimmung, womit das 
Projett eo ipso vereitelt wurde. Weit häufiger jegen ficdh die Yanbesherren, zunächſt 
in einzelnen bringenden Fällen und hin und wieder mit dem ausdrücklichen Ber- 
fpreben, daß baraus fein Präjudiz abgeleitet werben folle, thatfächlid über bie 
Rechte ihrer Landſchaft hinweg; oder fie fangen an ftatt mit biefer felbft nur mod) 
mit den Ausſchüſſen zu verhandeln, welche viefelbe für bie Zeit, da feine Yandtage 
faßen, zu ihrer Vertretung beftellt hatte, und in Bayern 5.8. ift feit dem Jahre 
1669 Fein Landtag mehr berufen, fondern lediglich mit dem Landtagsausſchuſſe 
verhandelt worden! Die geringere Zahl ſchon ihrer Mitglieder machte dieſe Aus— 
ſchüſſe für die Verhandlungen gefügiger, und tas ihnen vielfach zuftehenvde Recht 
der Gelbftergänzung ließ fie von ihren übrigen Stantesgenofjen vollends unak- 
hängig werben; mit ihnen ſich zu verftändigen, mußte den Lanbesherren auf bie 
Dauer um fo leichter fallen, je mehr jene durch die Ueberſchreitung ihrer Boll 
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machten felbft mit ihren Kommittenten ſich überwerfen und in eine ſchiefe Stellung 
gerathen mußten. Wider andere Male iſt es die möglichſt veftringirende Auslegung 
der landftändifchen Privilegien und die möglichfte Umgehung des biefelben ergän- 
zenden Herfommens, zu welcher die Yanbesherren, von ihren rechtẽgelehrten Räthen 
und Beamten unterftäßt, greifen, während fie daneben unbedenklich bei jeder ſich dar— 
bietenden Gelegenheit Revers um Revers über deren fortwährende Gültigkeit 
ansftellen ; aus einer beſchließenden ſuchte man vie Landſchaft zu einer blos 
berathenden Berfammlung herabzubrüden, ober aud gar manche ihrer Privilegien 
geradezu als unftatthaft, weil mit der Yandeswohlfahrt nicht vereinbar zu behandeln, 
Als fettes Mittel endlich ftand wenigftens den größeren Landesherren nod bie 
gewaltfame Unterbrüdung des Widerftandes offen, welhen etwa die Landſchaft 
ihrem widerrechtlichen Vorgehen entgegenzufegen wagte; fie wenigftens hatten ja das 
Einfhreiten der Neichögerichte, das rechtlich freilich unbeftreitbar begründet war, 
thatfählich wenig zu fürdten! Unter ſolchen Umſtänden durfte bereits in der zweiten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts der Untergang der landſtändiſchen Berfaffungen im 
Großen und Ganzen als entfchieden gelten. In einer Reihe von Territorien, zu- 
mal der Eleineren, war eine foldye überhaupt niemals entftanden, in anderen ſchon 
frübzeitig faft fpurlos verſchwunden (3. B. in Baden); wieder in anderen beftanden 
Landftände nur noch dem Namen nah fort (wie in ver Marf Brandenburg), oder 
fie ſchleppten fih doch höchſtens noch mit dürftigen Ueberreften ihrer früheren Be- 
deutung fort, in der Geftalt etwa eines Poftulatenlandtages, oder auch nur eines 
bloßen Landesausſchuſſes (jo in Defterreih, Bayern, Kurſachſen); nur ganz aus- 
nahmsweiſe erhielt fih in einigen wenigen Territorien (zumal in Württemberg, 
Braunfchweig-Lüneburg und Meklenburg) die Landſchaft im Wefentlichen ihre frühere 
Geltung. In dieſem legteren Falle mochte dann etwa die centralifirende und radi— 
tal reformirende Richtung der Zeit folhen Landftänden ven an ſich ihnen fremden 
Begriff einer Nationalrepräfentation im neueren Sinne des Wortes unterzuſchieben 
verfuhen, wobei aber freilich bald der Wiverfprud zu Tage treten mußte, in 
welcher deren ganze Zuſammenſetzung und bisherige Stellung mit viefer Auffaffung 
ftand; in ben bei weitem meiften Fällen dagegen hielt man fi, da landſtändiſche 
Einrichtungen überhaupt nit mehr oder doch nur nod in ganz verfnöcerten 
Ueberreften erhalten waren, an den Landesherrn und deſſen Beamte, und forberte 
von ihnen allenfalls ſogar die völlige Befeitigung jener beengenden Ueberbleibfel 
der vormaligen Landſchaft. 

Der Preßburger Friede, die Stiftung des Rheinbundes und bie 
Auflöfung des deutfhen Reiches wirkten verfchieven auf die Verfaffungs- 
zuftände ber verfchiedenen Lande. Einige Regenten, darunter zumal der König von 
MWürtemberg, glaubten mit ver neu erlangten Souveränität aud die freiheit von 
allen und jeden Rechten ihrer Landſtände erlangt zu haben, und hoben dieſe als 
eine für die Gegenwart nicht mehr paffende Einrichtung auf; andere, wie 3. B. 
ber König von Bayern, führten umgelehrt nad franzöfifhem Mufter angefertigte 
Berfaffungen neu ein, welche doch zu praktifcher Bedeutung vorläufig noch nicht ge= 
langten; in einigen wenigen Staaten, in Medlenburg zumal und in Sadjfen, 
blieben auch wohl die überlieferten landſtändiſchen Berfafjungen fortwährend in 
Wirkſamkeit. Gleichmäßiger und günftiger ſchienen fi dagegen die Verhältniife 
unmittelbar nad) dem Sturze ber napoleonifhen Herrſchaft geftalten zu wollen. 
Ale Regierungen waren darüber einig, daß ihren Ländern eine landſtändiſche 
Berfafiung gebühre, und wenn zwar, zumal in folge des von Bayern und 
Würtemberg gegen jede ftringentere Faſſung erhobenen Widerſpruches, Art. 13. ber 
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Bunde sakte nur bie berlichtigten Worte enthielt: „in allen deutſchen Staaten 
wird eine landſtändiſche Verfaffung ftattfinden,” fo war doch jener Widerſpruch 
nicht aus einer Abneigung gegen das landſtändiſche Weſen felbft, fondern nur aus 
einem Wivderwillen gegen jede Beſchränkung der Einzelfonveränität durch den Bund 
hervorgegangen. In der That wurde denn auch in einer Reihe von Staaten, 
darunter auch Würtemberg und Bayern, fofort theils mit der Einführung neuer 
Berfafiungen, theils mit der, mehr oder minder mobificirten Wiederherftellung ver 
älteren vorgegangen; bald aber wurde, wenn auch nicht von allen einzelnen Re— 
gierungen, fo do von dem Bunde der eingefchlagene Weg wieder verlaffen. Die 
Wiener Schlufafte vom 15. Mai 1820 enthält bereits in Art. 54—62 eine 
Reihe von Beftimmungen, welche unter dem Scheine einer weiteren Ausführung des 
Art. 13 der Bundesafte diefem einen völlig anderen als feinen urjprünglichen 
Sinn unterfhieben. Soviel zwar wurde nunmehr zugeftanden, daß jenes „wird“ bes 
Art. 13 nicht blos eine ins Blaue hinein gemachte Prophezeiung, fonvdern auch ein 
verpflichtendes Verſprechen, ein „soll“ enthalte; da aber für die Erfüllung diefes 
Verſprechens eine beftimmte Friſt nicht gefegt wurde, und wie fih aus wenig 
fpäteren Berhandlungen ergibt, nicht gefet werden wollte, fp war felbft damit 
praftifch Nichts gewonnen. Da ferner tie Art der Erfüllung ausdrücklich als eine 
innere Landesangelegenheit bezeichnet und in das Ermeſſen der einzelnen Regenten 
geftellt wurde, war aud nod von einer andern Seite her jenes Berfprechen illu- 
forifch gemaht, indem ja das Maß ver Rechte, welches ven neuen Landſtänden 
eingeräumt werben wollte, lediglich ver mwillfürlihen Beftimmung jedes einzelnen 
Landesherrn überlaffen blieb, ohne daß auch nur ein Minimum der zu beanfpru- 
chenden Befugniffe feftgeftellt worden wäre. Wenn man aber aus gebührender 
Achtung vor der Souveränität der einzelnen Bundesftanten ein folhes Minimum 
auszuſprechen fih fchente, jo nahm man doch feinen Anſtand, aus „höheren“ 
Rüdfihten umd zur Wahrung des „monardifhen Principes" ein Marimum von 
Rechten feftzufegen, über weldes hinaus felbft der fouveräne Regent feinen Ständen 
weitere Rechte nicht mehr follte zugeſtehen dürfen; Beſchränkung der Stände auf bie 
Mitwirfung bei der Ausübung beftimmter Souveränitätsrehte, Beſchneidung ber 
Deffentlichkeit der landſtändiſchen Verhandlungen, envlih Befreiung ver „bundes- 
mäßigen Berpflihtungen“ ver einzelnen Souveräne von jeder Einmifhung der 
Ständeverfammlungen bezeichnen die Hauptpunkte diefer ven Berfafjungen gezogenen 
Orenzen. Ein paar, wie bie Folge gezeigt hat, höchſt illuſoriſche Beftimmungen 
über den Schuß der „in anerkannter Wirffamfeit beftehenden“ oder vom Bunde 
beſonders garantirten Berfafjungen kompletiren endlich den einſchlägigen Inhalt ver 
bezeichneten " Akte, welcher ganz in vemfelben Geifte, ver bei ihrer Entftehung 
gewaltet hatte, durch eine Reihe fpäterer Bundesbeſchlüſſe weiter ausgeführt wurbe. 
Die durch die Iulirevolution aud in Deutſchland hervorgerufene Aufregung hatte 
zwar die Einführung von Berfafjungen in einzelnen Bundesftaaten, denen ſolche 
noch gefehlt hatten (Kurheſſen), und die Umgeftaltung ver bereits beftehenven 
Berfaflungen in liberalerem Sinne in einigen andern zur Folge (Braunſchweig, 
Hannover, Sahfen); aber au dieſen Fortfhritten folgte alsbald wieder eine um 
fo heftigere Reaftion, und auch diesmal wieder ftellte der Bund ſich an deren 
Spige. In den Bundesbeſchlüſſen von 1832, in den Beſchlüſſen der Wiener 
Minifterialtonferenzen von 1834, wurde fogar das Net der Stände auf vie 
Theilnahme an ver Gefetgebung und auf die Berwilligung der Steuern angetaftet, 
und das im leßteren Jahre eingeführte Inftitut eines Bundesſchiedsgerichtes war 
feiner ganzen Einrichtung nach wenig geeignet, dem gefährbeten Rechtszuftande eine 
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Gewähr zu bieten; die Bundesbeſchlüſſe vom 6. September 1838 und vom 
5. September 1839, welde jedes Einfchreiten gegen bie mit Verhöhnung alles 
Rechts unterm 1. November 1837 erfolgte einfeitige Aufhebung der hannöver'ſchen 
Berfafiung ablehnten, zeigten Har und beutlih, was und was nicht die fonftitutio- 
nelle Freiheit der einzelnen deutſchen Staaten von dem Bunde zu erwarten habe. 
Ungeachtet biefer vom Bunde aus gegen dasſelbe bewiefenen Feindfeligfeit, unge- 
achtet der ſehr erflärlihen Mißgunſt, mit weldyer dasſelbe regelmäßig von ven 
Regierungen der betreffenden Lande behandelt wurde, ungeachtet endlich der nur 
fehr vürftigen Wurzeln, melde vasfelbe anfänglich bei der Maffe ver Unterthanen 
ſelbſt ſchlug und bei feiner eigenen Unvolllommenheit ſchlagen konnte, gebieh 
indeſſen dennoch in einer Reihe von Einzelftaaten, und zumal in ven ſfüddeutſchen 
Königreichen das konftitutionelle Leben zu einem binreihend gefunden Wachsthume, 
um bie feftere Ausbildung oder aud neue Einführung auf Bolfsvertretung begrün- 
deter Verfafjungen, als die Stürme der Jahre 1848 und 1849 hereinbrachen, zum 
allgemeinen und allfeitigen Poftulate werden zu laffen; feitdem auch Preußen, wie- 
wohl erft in jpäter Stunde, das im Jahre 1815 gegebene Berfprehen erfüllt und in 
Defterreich wenigftens eine auf den gleihen Schritt ernfthaft binarbeitende Richtung 
fi Bahn zu breden begonnen hat, darf der Sieg der konftitutionellen Berfaffungss 
form in Deutſchland als im Principe wenigftens entfchieden betrachtet werden. Eine 
andere Frage ift freilich die, wie fi diefer unfer moderner Konftitutionalismus zu 
unferem älteren landſtändiſchen Weſen verhalte; ihre Beantwortung muß aber ebenfo 
wie die Schilderung der Ausprägung, welche jener erftere in den Berfafjungen unferer 
Gegenwart gefunden hat, den einihlägigen dogmatiſchen Aufjägen überlafien bleiben. 

Die Literatur über die Gefhichte der Landſtände in Deutſchland überhaupt, 
und zumal in den einzelnen deutſchen Territorien insbeſondere, ift eine jehr mafjen- 
bafte. Hier mag es genügen auf Unger’s Geſchichte der deutſchen Landſtände, 
zwei Bände, 1844, und auf Wilda’s Aufjag in Weiske's Nechtsleriton, Br. VL, 
©. 791—926 zu verweijen, wo man aud die wichtigeren Werte aus ver früheren 
Zeit angeführt findet. #8. Maurer. 
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Land» und Waſſerſtraßen find ein unentbehrliches Hülfsmittel des Perfonen- 
und des Güterverfehrs. Da der Verkehr der lebendige Proceß der Kulturentwid- 
lung felbft ift, fo erhellt audy die Bereutung der Yand- und Waflerftraßen für 
alle Seiten des Kulturlebens. Diefe Bedeutung bier ſchildern zu wollen, wäre ganz 
überflüffig. Allgemein und mit vollem Recht ift vie Entwidlung des Transport- 
und des Straßenweſens als Mafftab des in einem Lande herrſchenden Gefittungs- 
grabes anerkannt. Mit ebenfo großem Recht gilt daher gegenwärtig die Pflege des 
Straßenmefens als eine Hauptaufgabe der Staatsverwaltung in volfswirth- 
Ihafts- und allgemein fulturpolitifher Hinficht, und es ftellt daffelbe in mehrfacher 
Hinſicht fortvauernde Anſprüche an die polizeiliche Thätigkeit des Staates. Je zu- 
vüdgebliebener einerſeits die allgemeine Kulturentwidlung eines Staates und je 
wärmer andererfeitd dies Streben der Staatsregierung nad Stärkung des Kultur— 
lebens des Landes ift oder fein muß, defto intenfiver wirb die Förderung ber 
Straßenentwidlung fih geltend machen, deſto mehr werben große pofitive Auf- 
wendungen und Anftrengungen aus Staatsmitteln gerechtfertigt fein. Den Anftren- 
gungen 3. B., welche Oeſterreich und Rußland für ſchnelle Vollendung eines großen 
Eifenbahnneges in neueſter Zeit gemacht haben, liegt eine im Kerngedanken voll- 


:  Sand- und Wafferfirafen. 273 


fommen gefunde Politik zu Grunde. Nirgends weniger, als im Gebiete des Trans- 
portwejens, ift das Vertrauen auf das laissez faire, laissez aller, das Abwarten 
der Impulſe und der Ausführung von unten her das politifch allein richtige Ma- 
rime, jo ſehr man zugeben mag, daß auch bier eine ungefunde Treibhansentwid- 
lung von oben her ftattfinden fann, Ueber das richtige Maß und über die richtige 
Art der mittelbaren und unmittelbaren Betheiligung des Staates an der Entwid- 
lung und Pflege des Straßenwefens wird übrigens nad der financiellen ſowohl 
ald nad ber polizeilich-kulturpolitifhen Seite nur aus den nah Drt und Zeit 
befonderen Berhältniffen des einzelnen Falles geurtheilt werben können. 

Das Landſtraßenweſen ift ein dem Syſtem der Blutgefäße im menſchlichen 
Körper ähnliches Geäder, wobei auffteigend und abfteigend Markungsweg, Vi— 
cinalweg (von Ort zu Ort), Tandftraße (für die allgemeine Landeskommuni-— 
fation) und Internationale Wege (jegt hauptfächlic die Eifenbahnen) einander 
in Sammlung und Bertheilung des Güter» und Perfonenverfehrs bedingen. 

Die Pflege ver Markungswege ift nicht direlt Aufgabe des Staates, fon- 
dern der Markungseigenthümer und Gemeindegenoffenfchaften. Der Staat wird an 
dauernder Einflußnahme hierauf lediglich in den Grenzen und Formen feiner Wohl» 
fahrtöpflege ven Gemeinden gegenüber (f. Art. Gemeinde) ſich bewegen. Höchſtens 
daß er in allgemeinen Lanvesfulturgefegen die Anlegung und Erhaltung eines guten 
Feldwegsſyſtems nah einem billigen Majoriſirungsmodus ermögliht und für bie 
wirflihe und zwedmäßige Benugung dieſer Möglichkeit durch Heranbildung und 
Herleihung fpecieller techniſcher Kräfte und durch Ueberwahung im Sinne unpar- 
teiijher Ausführung (befondere Kommiffionen und Berufung an die landwirthichaft« 
lihen Gentralftellen) thätig wird. In demfelben Geifte wird feine Intervention zur 
Regelung des Bincinal- und Bezirkswegeweſens, nur mehr unter Beiziehung 
der Sammtgemeinden, Bezirkögemeinden und Amtstörperfchaften ftatt der Orts— 
gemeinden, ſich bewegen. Die technifche und polizeiliche Ueberwahung der Anlegung 
und Unterhaltung des örtlichen Wegewefens in Beziehung auf Sicherheit und Leich— 
tigfeit der Fuhren wird der Staat durd fein technifches Perfonal, im berathenden 
oder aufjehenden Berkehr mit den Gemeinden, ausüben lafjen. Finanzielle Beihülfe 
des Staates für BVicinal-, gefchweige für Markungswege, wird nur in YAusnahms- 
fällen mit dem allgemeinen Grund ber ftet3 vorhantenen Wechfelentwidlung ber 
Örtlihen und der Landeskommunikation gerechtfertigt werben fünnen. 

Lanpftraßen, die Wege für den Landes- und fir ven durchgehenden inter 
nationalen Verkehr, erfordern die unmittelbarfte, eingreifende Pflege durch bie 
Staatsverwaltung. Der Staat organifirt für ihre Herftellnng und Erhaltung ein 
beſonderes techniſches Perfonal, welches bezirksweiſe das ganze Landftraßenwejen im 
Stande erhält. Diefem Perſonal kommt es zu, die Fahrftraße ficher, leicht, folid 
nach dem jeweiligen Stand der Technik des Straßenbaumefens einzurichten und zu 
erhalten und bei Aufftellung ver Fahrpolizeiorbnung bie Regierungsbehörbe zu be 
rathen; Regeln aus dem Gebiet der Strafienbautechnit und über bie darauf ſich 
ftügende Fahrpolizeiordnung — alfo etwa über das Marimum ver Steigung, über 
das Chaufjeematerial, über Tiefe und Breite des Steinförpers, über Breite ber 
Radfelgen, über die Schutzvorrichtungen bei Böſchungen und Brüden u. dgl. — 
an biefem Orte aufzuftellen, wäre daher überfläffig und ungeeignet; der Staat 
pflegt hierüber nad) Umftänden des einzelnen Falles den Rath feiner Techniker. 
Die von den Landftraßen im engern Sinn, gilt viefe Bemerkung aud von ben 
Schienenwegen mit ihren techniichen Einrichtungen und polizeilichen Vorrichtungen, 
von den künftlihen und natürlichen Waflerftraßen, von Schleußen, Flußbauten, 
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Häfen, Quai's, Peuchtthitemen, Bögen, Balen, von Lootſenweſen u. f. w.; der 
Staat erfüllt feine fehr beveutfame Anfgabe auf diefem Gebiete durch techniſche 
Behörden und Specialadminiftrationen. Eine Hauptforge wirb ihm bier die Heran- 
bildung eines tüchtigen Perfonals fein müſſen. 

Bedeutſamer für den Geſichtspunkt des Staatswörterbudhes iſt bie Frage über 
die Wegbaulaft, beziehungsweife über Entgeltlichteit oder Unentgeltlichfeit ihrer 
Benugung. Wir unterfheiden mit Nüdficht hierauf Landſtraßen im engern Sinn, 
Eifenbahnen, Kanäle, Flüffe, Anlagen für die Seeſchifffahrt. Was a) die Yand- 
firaßen im engeren Sinne betrifft, fo geſchieht ihre Herftellung und Erhaltung in 
ber Regel auf öffentliche Koften, und ihre Benutzung ift in der Regel eine unent- 
geltliche. Beides wird gewöhnlich auch zmedmäßtg und geredytfertigt fein. In wel— 
her Proportion die Staatsfaffe und die an der Straße liegenden Gemeinde-, Be- 
zirks-, Kreis- und Provinzialförperihaften fi In die Koften ver Herftellung und 
Unterhaltung tbeilen, ift Sache bes einzelnen Falles und der fpeciellen Vereinbarung. 
Das gerechte Princip diefer Vertheilung der Weglaft ift das Antheilverhältniß an 
der Straßennutzung; fefte Maßſtäbe fir das lettere gibt es num freilich nicht, das 
Berhältniß ift aber im Weg ver billigen Vereinbarung unter ven intereffirten Kor- 
porationen durch einen gerechten und einfichtigen Verwaltungsbeamten nicht ſchwer 
zu normiren. Der Grundfag der unentgeltlihen Benutnung bat zu Rechtfertigunge- 
- gründen: bie Allgemeinheit des Intereffesg am leichte und mohlfeile Straßen, 
welche indireft dem Propuften-Abfag und der Bedürfnißbefriedigung auch berjenigen 
bienen, welche bie Straße nicht unmittelbar benugen; ferner die Erfparung ber 
ganz unprobuftiven Erhebungskoften ver Wegabgaben, die Befeitigung aller Hem- 
mungen und Verzögerungen ver Fuhren, die indirefte Vergütung ver Straßenfoften 
dur den Bortheil, welchen die belafteten Korporationen aus der größeren Frequenz 
unentgeltliher Straßen ziehen. Diefe Gründe gelten aud bezüglich ber Pflafter: 
und Brüdengelver, mie bezüglich ber allgemeinen Ehauffeegebühren. Doch beftehen 
nicht nur wirklich Ausnahmen von dem Princip der Unentgeltlichkeit der Straßen: 
benugung, fondern es können unter befonderen Umftänven befondere Gebühren 
fteuerpolitifch gerechtfertigt und volkswirthſchaftspolitiſch erträglich fein ; fir Kunftbau- 
ten 3. B., deren Herftellung und Unterhaltung beſonders koſtſpielig ift, können 
durchgehende Fuhren mittelft Gebühren zur Koſtendeckung beigezogen werben, 
namentlich wenn feine konfurrirende Linie zu fürchten ift. Wenn aber nur bei der 
Anlage des Straßenwefens mit Nüdficht auf ein wirkliches, ſchon beftehendes oder 
zuverläffig entftehendes Bedürfniß verfahren wird, fo wird die Unentgeltlidyteit ber 
Benutzung und die Bertheilung der ganzen Weglaft auf Staat und Korporationen 
das Regelmäßige und Mögliche fein, und fie wird fi indireft für die Belafteten 
vortheilbaft geltend machen; bie Straßengebühren aller Art follen eine Ausnahme 
fein. Sole beftehen übrigens noch in verfchiedenen Staaten und an einzelnen 
Drten faft aller Staaten. In Oeſterreich und Frankreih tragen die Wegmauthen 
dem Staate wenig ein, und von bem Bruttoertrag zehren der Verwaltungsaufwand 
oder die Pächter einen fehr großen Theil unprobuftiv auf. In England, wo ge 
wife Kunftftraßen (turnpikes) mittelft einer Art Aftienunternehmung (nad Spe- 
cialaften und unter den allgemeinen Beftimmungen ver general turnpike act, 3. 
a © IV. e. 126.) entftanben find, werben ebenfalls Weggelver von dieſer Art 
von Straßen erhoben; biefer ganze Berfucdy, mittelft der Form der Ermwerbögefell- 
haft die öffentliche Funktion der Yandftraßenverwaltung zu vollziehen, hat aber zu 
einer fehr verwidelten Verwaltung und zu vielen Beſchwerden geführt. — 
b) Eiſenbahnen. Die Eifenbahnen werben für die Regel nach dem lanbläufigen 
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Zins für ihr Anlagelapital zu ſtreben haben, dieſes Ziel aber auf eine für fie 
felbft fichere und auf bie für das allgemeine Berfehrsinterefie vortheilhaftefte Weife 
durch die Zarifpolitit tes größten Neinertrags durch Maffentransport in Folge 
niedriger Frachtſätze erreihen. Darauf wird der Staat, fei es, daß er felbft ven 
Bahnbetrieb übt, oder daß er die Schienenwege an Erwerbsgeſellſchaften überlafien 
bat, ftetö hinwirklen. Ueber die Frage: Staats- oder Privat-Eifenbahnbetrieb haben 
wir uns im Art. Handel (Bd. IV, ©. 646) bereits ausgefprogen. Die Frage 
darf nicht abjolut geftellt und nicht abfolut beantwortet werben. Obwohl wir aus 
den a. a. O. bezeichneten Gründen ben Privatbetrieb als Regel wünſchen und den— 
felben — bei vorfihtiger Abfafjung der Konceffionsberingungen, bei zweckmäßigen 
Borbehalten für ven Poftvienft, bei der Aufficht durch erfahrene Staatstechnifer, 
bei der dem Staat ftets zuftehenden Waffe des Expropriationsredhtes, bei Wahrung 
des Einflufjes auf ven Tarif von der Erreihung einer gewiſſen Rentenhöhe au 
oder in bolye ver Uebernahme einer Zinfengarantie, bei der Befugniß, Konkurrenz. 
bahnen zu fonceffioniren oder jelbft zu bauen, bei ftrengen Geldſtrafen für fahr- 
läffigen Betrieb, bei der Vorſchrift gewiſſer Befähigungsnachweiſe für das Betriebs- 
perjonal, bei zwedmäßiger Ordnung des Rechtes über Aktiengejellfchaften (j. Art. 
Anonyme Geſellſchaft), — für nicht gefährlih halten, jo wäre es doch ſehr einfei- 
tig, den ÖStaatöbetrieb ganz und überafl ausgefchloffen fehen zu wollen; um von 
firategij den Gründen ganz abzufehen, fo fann ein nadhaltiges voltswirthichafts- 
politiſches Intereſſe Eröfjnung und Betrieb eines Schienenweges felbft auf die Ge— 
fahr zeitweiliger Einbuße erheifchen, ja nicht felten wird ver politifhe Einfluß großer 
Geſellſchaften einer reinen Auffaffung der Eifenbahnpolitit mehr Eintrag thun, ale 
der bureaukratiſch-fiskaliſche Geiſt ver Stantseifenbahnverwaltung; es fommt bei 
Entjheidung der Frage gar fehr auf die fpecielen Berfafjungs- und Berwaltungs- 
zuftände des Staates an. Woferne nun im einzelnen Yalle der Staat den Eijen- 
bahnbetrieb jelbft übernimmt, ift es fehr zu wünſchen, daß nicht das Finanz⸗, jon- 
bern das Handels- oder das innere Minifterium die Eifenbahnverwaltung in 
feinen Refjort nehme; dort wird die Verwaltung viel eher nah beſchränkt fisfalr 
ſchen, bier nad weiteren vollswirthſchaftspolitiſchen Gefihtspunften aufgefaßt wer— 
den. Die Gefihtöpunfte, welche bei der Konceffion von Privatbahnen vie maßgeben- 
den find, haben wir foeben bezeichnet; der Staat kann fie in jedem einzelnen Fall 
veröffentlihen, um dadurch eine Konkurrenz verſchiedener Unternehmer zu veran- 
laffen. — ce) Kanäle bieten den Bortheil ſehr wohlfeiler Fracht und find für ven 
Transport ſchwerer Maflengüter vorzüglich wünſchenswerth. Gin beveutenderes 
Kanalfyftem muß jelbftverftänplic in einem vortheilhaften Fluß- oder Küſtenſyſtem 
eine natürliche Bafts haben; England, die Vereinigten Staaten, Frankreich, Norbitalien, 
China, ehebem Mefopotamien find und waren daher die fanalreichften Länder. 
Kanglanlagen find ein großes, fehr langſam ſich reproducirendes Kapital und daher 
nur in fehv fapitalreihen Ländern Gegenftand der Privatunternehmung unter Auf- 
fit des Staates, Die Kanalunternehmungen Englands und Amerila's haben übri- 
gens mehrfach die allerglängenpfte Rente erzielt. Wenn ver Staat die Kanäle anPri- 
datunternehmer überläßt, fo wird er ſich, abgefehen von nen Befugniffen ver fiherheits- 
polizeilichen Aufficht, vorbehalten, bei Erreichung einer gewifien Rente die Ermäßigung 
ver Ranalgebühren fordern zu dürfen; ift der Staat felbft Kanalunternehmer, fo 
wird er unter Umftänden mit fehr mäßiger Verzinfung fi begnügen, auf eine 
ſolche ſelbſt verzichten, wenn der voltswirthfchaftlihe Bortheil ver Bertehrsentwid- 
lung überwiegt oder die Konkurrenz ausländifcher Parallelftraßen dazu auffordert. — 
d) Flüſſe ind um fo nützlichere Fahrftraßen, je weniger fie eines Kapitalauf⸗ 
18* 
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wandes für ihre Schiffbarkeit bebürfen. In der Regel ift Übrigens ein folcher 
Aufwand erforderli: für Baggerung, Uferforreftion, Brüdendurdläffe, Leinpfade, 
Hafen, Lootfeneinrihtungen u. dgl. Eine Schiffsgebühr und Beihülfe der Hafen- 
gemeinden zur Dedung diefes Aufwantes ift volllommen gerechtfertigt, wogegen 
die zum Theil noch jetzt beftehenden Oftrois aus alter Zeit wie eine reine Durch— 
gangsbefteuerung, wie eine Strafe für tie Benugung des natürlicften aller Trans» 
portwege ſich varftellen. Deutjhland ift in diefer Beziehung zu feiner Schande mit 
der Miſere der Rhein, Elbe-, Nektar: und Main-Zölle noch immer belaftet, obwohl 
der Schifffahrt auf dieſen Flüſſen durch die Eifenbahnen eine Konkurrenz erwadh- 
fen ift, welde eine theilweife Uebernahme ver Sciffbarfeitskoften zu öffentlicher 
Laft rechtfertigen würde, Defterreih bat von 1850 ab in wenigen Jahren, Dank 
der Thätigkeit feines Handels- und Finanzminiſters v. Brud, die Schifffahrtshin- 
berniffe auf der öfterreihifchen Elbe, auf Po und Donau, weggeräumt. (S. Defterreichs 
Neugeftaltung von Czörnig.) — Die follivirenden Intereffen der Schifffahrt einer- 
feits, andererfeits ber Wafferwerfe und der Bewäſſerungsanlagen werben durch be— 
fondere Flußorbnungen nad Mafgabe der befonveren Berhältniffe von Schifffahrt, 
Induftrie und Landwirthichaft am zwedmäßigften verfühnt. — e) die größte Fahr: 
ftraße ift pas Meer, bezüglich deſſen das alte Dichterwort: Deus abscidit prudens 
oceano dissociabili terras zur völligen Unwahrheit geworben iſt. Für die See— 
ſchifffahrt forgt der Staat dur den Echug der nationalen Marine, durd Ein: 
führung humaner Grundfäge in das Geefriegsreht (Parifer Vereinbarung von 
1856, f. Art. Bölferrecht), für die See als Fahrſtraße durch Einrihtung guter 
Häfen, Unterhaltung von Leuchtthürmen, Bojen, Tonnen u. ſ. w. Die Koften dafür 
wendet der Staat rein auf, oder im Vereine mit den Hafengemeinden, ober unter 
theilweifer Dedung durch Schiffsgebühren, deren für alle Flaggen gleihmäßige 
(nit differentielle) Tarifirung, nah den im Art. Hanbelspolitif Bd. IV, ©. 655 
entwidelten Gründen, fehr zu wünſchen ift. Die Seeſchifffahrt, wie die Flußfchiff- 
fahrt, gibt dem Staat Anlaß zur Fürforge im Wege der internationalen Handels— 
ſchifffahrts verträge (f. ven betreffenden Art.): Durd einen allgemeinen internatio- 
nalen Akt ift (1856) ver Sundzoll aufgehoben werben; in ber Wiener Akte wurde 
das Princip der Schifffahrtöfreiheit für den Rhein, im Pariſer Friedensfhluß von 
1856 für bie Donau völkerrechtlich ftipulirt, Die früheren Hinderniffe ver Schiff: 
fahrt dur den Zwang der Rangſchifffahrt, durch Stapel- und Umfchlagsredhte 
einzelner Uferorte, find auf demſelben Wege befeitigt worden. 

Literatur: Allgemeine Literaturnachweiſe find zu finden in R. v. Mohl’s 
Polizeiwiffenihaft, 2 Br., und Rau, Volkswirthſchaftspolitil. — Ueber ein natio- 
nales Transportfyftem Fr. Lift, gefammelte Schriften. Weiter zu nennen find bie 
Monographieen von Knies über verſchiedene Kommunifationsmittel. Ueber Eifen- 
bahnen und Eifenbahnftatiftif die gehaltreihen Jahrgänge der Eifenbahnzeitung. Ueber 
Straßenverwaltung und Schifffahrtspolizei in England Gneift, Engl. Verf.» und 
Verw.- Recht II Bde.; über dasfelbe in Franfreih Blod, Dictionaire de l’admini- 
stration frangaise. — Ueber die Rheinſchifffahrt Vollſtändiges in Schirges 
„Rheinſtrom“; über Elbeſchifffahrt und Elbzölle f. die „Elbzölle, Aftenftüde und 


Nachweiſe 1814— 1859, Leipzig 1860". Vergl. auch Art. „Schifffahrt.“ — 
Schuffle. 
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Borbemerfung: Begriff. Pegrenzung ver Auf- D. Die Wahl ver Abgeorbneten. 
gabe. IV. Der allgemeine Beruf und vie Mechte ves 
Il. Quellen des lanpftänpifchen Verfaſſungsrechts. Landtage. 
II. Die gemeingültigen Beſtimmungen über die V. Von der Verſammlung der Stande. 
Nothwendigkeit und ven politiſchen Charakter A. Verjammlungsredt. 
der lanpftänpifchen Verfaſſung in ven beutfchen B, 3eit und Ort der Berfammlung. 
Bunbesflaaten. C. Eröffnung des Landtags. Legitimation ver 
IN. Bildung und organifche Zufammenfegung des Mitglieder. Präfiventen u. f. w. 


. Seichäftsorpnung. Ausſchüſſe. Gegenſtände 
der Verhandlung. 

. Deffentlichkeit ver Landtage. 

. Bertagung, Auflöfung und Schluß. 


lanpfländijchen Körpers: 

A. Die Grundlagen. 

B. Gin» und Zweikammerſyſtem 

C. Die Mitglieder des Landtags und beren 
politiſche Rechte als Ginzelne. 

Unter Landtag verftehen wir bier nicht blos die dem Herkommen oder 
der gefeglihen Beftimmung entfprehende Vereinigung (Sigung) ber Sand» 
ftände zur gejhäftsorbnungsmäßigen Verhandlung und Beihlußfaffung, fondern 
die gefammte rebtlihe Organifation der lanpftändifhen Korpora- 
tionen in ben beutfhen Bundesftaaten, fie mögen num noch auf der altftändifchen 
Bafis der Vertretung ihrer eigenen Rechte und Intereffen der Landeshoheit gegen- 
über beruhen, oder auf der grundverfchievenen Idee einer Repräfentation des 
Boltes, d. h. ver Gefammtheit der Unterthanen oder Staatsbürger‘, oder, wie 
man in Deutihland gewöhnlich gefagt hat, des Landes, alfo Land-Stände 
oder Landes-Stände, d. h. Vertreter des Landes im wahren Sinne des Wortes, 
fein. Wir umfaffen alfo hier in einer durch den Zwed des Staatswörterbuchs be- 
grenzten Betrachtung die ganze Lehre von der heutigen landſtändiſchen Ber: 
fajfung in ven beutfchen Bundesſtaaten, inſoweit fie nicht bereits in fpecielleren 
Artikeln behandelt oder foldhen vorbehalten ift. — Ausgeſchloſſen bleibt mithin bie 
biftorifhe Entwidiung oder Geſchichte der deutſchen Yandftände und Alles, was 
der Darftellung und Erörterung der Eonftitutionellen Inftitutionen überhaupt in 
dem Artikel über konftitutionelle Monarchie in Deutfchland zugemiefen werden muf. 

Werfen wir dabei zunächſt einen Blid auf 

I. die Quellen, . 
welhe dem deutſchen Staatsrecht die Normen für die landſtändiſche Berfaffung 
geben, fo find es theils bundesrechtliche 1), weldhe ven Charakter der Gemein- 


nm > 


*) Der unterzeichnete Berfaffer diefes Artifeld muß bei der Revifion des Drudes (Novbr. 
1860), wegen der inzwifchen eingetretenen Veränderungen, ausdrüdlih darauf hinweiſen, daft 
der Artikel bereit® Ende 1859 und Anfang 1860 gejchrieben worden ift. 

1, Dazu gehört vor Allem der Art. XIII der deutichen Bundesalte mit feinem lakoniſchen Auss 
foruh: „In allen deutſchen Bundesftaaten wird eine Sandftändifche Berfaffung 
ftattfinden.“ Die näheren Nachweifungen über die Entftehung Ddiefes in den Verbandlungen 
allmälig mehr und mehr zufammenfchrumpfenden Artikels |. in Klüber's Akten des Wiener 
Kongreffes Bd. 11, S. 424, Note *). Einen Kommentar zu diefem Artikel gibt dann in dem 
dur die Karlsbader Konferenz-Protofolle dofumentirten Geifte die Wiener Schluß-Afte von 1820 
Art. 5462. Der Geift der letztern ift offenbar nicht der der Bundesafte. Die Bundesafte wollte 
den deutjchen Untertbanen Rechte gewähren, und ganz fern liegt ihr die Abficht einer Nechts- 
beſchränkung, was insbefondere auch bei der Interpretation des Ausdruds „landſtändiſche“ 
oder „landesftändifche” Berfaffung (ef. Klüber’s Quellenſammlung S. 166 Note 1) feftzuhalten 
if. Die Bundesafte wollte ferner, nach dem Total-Eindrud, welchen die Verhandlungen jedem ln: 
befangenen gewäbren, die feit Auflöfung des Reichs tbatfächlich beftehende Fürften-Souveränetät, 
um einen Erfag für den den Unterthanen geraubteu Schuß der Reichögewalt zu geben, in den 
„beſondern“ Beftimmungen Art. Xır f. beſchränken und nicht den Unterthanen gegenüber als 
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gültigkeit für alle veutfchen Bunbesftaaten in Anfpruc nehmen, theils ſtaatsrecht- 
lie ver einzelnen Bundesſtaaten. Die neuefte und vollftändigfte Zufammenftel- 
lung ver legteren, nebft den hauptſächlichſten bundesrechtlichen Normen, enthält das 
Sammelwert des Unterzeihneten: „Die deutfhen Berfaffungsgefege der 
Gegenwart, einſchließlich der Orundgejege des deutſchen Bundes und der bas 
Verfaſſungsrecht der Einzelftanten direkt betreffenden Bundesbeſchlüſſe“ (XX und 
1242 ©. 8%, Göttingen, 1855, wovon bafelbft 1858 bereit# eine „Erfte 
Fortjegung* (231 ©.) erſchienen ift, in welcher vie feit der Hauptfammlung 
erfolgten Berfaffungs-Wenderungen, großentheild von ftark ausgeprägter reaftionärer 
Tendenz, enthalten find. Den meiften Raum nehmen dabei die auf das Jahr 
1840 zurüdgreifenden und theilmeife noch darüber hinausgehenden Umgeftaltungen 
ver ftänbifchen VBerfaffung in Hannover, demnädft die Yuremburger Oftroitrun- 
gen ein. (©. die Art. Hannover und Luxemburg.) Vorausgeſchickt ift ſowohl 
in der Harptfammlung als in der „Erften Fortfegung“ bei jedem Bunbesftaat 
eine biftorifhe Skizze der Entwidlung feiner Berfaffungsverhältnifie bis auf bie 
Gegenwart, auf welche bier zur Ergänzung der vie Einzelftanten betreffenden 
Notizen verwieſen werben fann. 

II Die gemeingültigen Beftimmungen über die Nothwendigkeit 
und den politifhen Charakter der lanpftänpifhen Berfaffung in den 
deutfhen Bundesftaaten. 

Hierbei kommen vorzüglich bie burdh Die Wiener Schlußakte von 1820 und 
fpätere Bundesbeſchlüſſe fanktionirten Feftfegungen in Betracht, turd welche vie 
deutfhen fonveränen Fürften wider die Ausdehnung der Rechte ver Stände über 
das fürftliher Seits für nothwendig gehaltene Maß, in der Form gegenfeitig 
oder gegen ben Bund felbft Übermommener Berpflihtung, einen Damm 
zu errichten und fi fammt und fonders den ungetheilten Beflt der Staats» 
gewalt zu verfihern geſucht haben. Wbgeleitet ift das Princip des Art. 57 
der Wiener Schlußakte, weldes in diefer Hinſicht für alle lanpftänvifchen 
Berfaffungen in Deutjhland den Ständen gegenüber die bundesrechtliche Grenze 
abgeftedt bat, aus der Bezeichnung der monardiihen Bundesgliever als 
„Jouveräne Fürſten“ in der deutſchen Bundesakte. Mit Unrecht. Denn es 
fteht unmiverleglih fett, daß die Aufnahme diefes, in den Entwürfen der Bun- 
desafte gar nicht vorkommenden, Beiworts blos beliebt wurde, um die äußere 


eine an fih unbefchränfte Gewalt garantiren. Die Gentz' ſchen Doftrinen aber, die auf dem 
Karlabader Kongreß Beifall fanden, kehrten das Verbältniß um und machten aus dem bundess 
rechtlichen Triebrad einen Hemmſchuh. — Die in fih unbegründete Konfequenz, welche der Art. 
57 der Wiener Schlufafte zog, mußte dann dem Bundesbeſchluß vom 28. Juni 1832 Art. If. 
(abgedr. in der angeführten Samml. der deutfchen ——— der Gegenwart S. 31 f.“ 
dazu dienen, um Daraus wieder neue KKonfequenzen zu ziehen. Dabei entfteht die Frage: „Gehört 
der Bundesbeichluß vom 28. Juni 1832 zu den fog. Ausnahmsgeſetzen?“ eine Frage, die 
vom Interzeichneten bereits 1850 öffentlih (Gonftitutionelle Zeitung Nr. 375 v. 10, Nopbr. 
1850) befprochen worden ift. Vergleiche darüber auch H. U. Zachariä’s deutfches St. u. B. R. 
DD. I, ©. 226 und oben den Art. „Ausnahmsgeſetze“ von Brater. 

Die Beftinnmungen der fog. Schlußakte der Wiener Miniftertals Konferenzen von 
1834, welche das Verhältniß — Regierung und Ständen betreffen, (Art. 1—3, Art. 15—27, 
Art. 33, 34 und Art. 58—60), ſ. bei Welder, Wichtige Urkunden für den Rechtözuftand der 
deutſchen Nation S. 368 f. umd in der „Sammlung der deutichen Berfaffungsgefepe der Gegen: 
wart“. ©. 34 f.) Sie gehören aus geheime Verabredungen der deutfchen Regierungen in feiner 
Weiſe zu dem geltenden Bundedrechte und können den beftebenden Yundesverfafiungen 
— gar feine rechtliche Bedeutung in Anſpruch nehmen. Deutſches Staatd« und 

undesrechi. Tb 1, $. 108, S. 563, 
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politifche Selbftänbigteit oder völferrechtliche Unabhängigkeit der Bundesgliever zu 
bezeichnen, in demſelben Sinne alfo, in welchem das Beiwort „frei“ bei ven 
vier deutſchen Republiten gebraudt war 2). Nehmen wir aber die bundesrechtlichen 
Sagungen, wie fie gegeben und, nad ber 1848 ftattgefundenen Unterbrehung, 
wieder in (von allen deutſchen Regierungen) anerfannte Wirkfamfeit getreten 
find, fo ergeben fi daraus folgende Hauptſätze: 

A. In allen deutſchen Bundesſtaaten foll eine landſtändiſche Verfaſ— 
fung ftattfinden und die Bundesverfammlung darüber zu wachen haben, vafı 
diefe Beftimmung in keinem Bunbesftaat unerfüllt bleibe. (Bundesafte Art. XIII. 
Wiener SHl.A. Art. 54.) Daß die Bundesverfammlung bei diefer Wade nicht 
befonders eifrig geweſen ift, gehört mehr zu ihrer Gefhichte, ergab fich aber mit 
Nothwentigkeit aus der Natur einer Inftitution, in welcher die beftellten Wächter 
zugleih vie zu Bewachenden waren 3). So kam es, daß, da die Bundesverfamms 
lung die Feftfegung eines Zeitpunftes für die Erfüllung des Art. XIII für ange 
meſſen nicht erachtet hatte, im Jahr 1848, alfo nad Ablauf von mehr ala 30 
Jahren, in einigen Bundesftaaten noch feine landſtändiſche Verfaſſung eriftirte, 
und daß in Defterreih, nad Befeitigung der reihsftändifhen Verfaſſung vom 
4. März 1849 durch die faiferlihen Patente vom 31. December 1851, ber 
Art. XIII der Bundesafte jelbft in Betreff ver Einrichtung von bloßen Provinzial 
ſtänden noch jest feiner Erfüllung entgegenfieht 9, — Kraft der durch den Bund 
verbürgten Souveränetät der Einzelftaaten mußte es (Art. 55 der Wiener Schl.A.) 
„den fonveränen Fürſten verfelben überlaffen bleiben, dieſe innere Yandes-Angelegen- 
heit, mit Berüdfihtigung fowohl ver früherhin geſetzlich beftandenen ftändifchen 
Rechte, als der gegenwärtig obwaltenden Verhältniffe zu ordnen”, — Hiermit war zwar 
jede Einwirkung des Bundes auf die Art und Weife ver Ausführung ausgefchlof- 
fen; allein fo viel mußte doch der Kompetenz deſſelben als vorbehalten betrachtet 
werben, daß er, im Fall einer an ihn gelangenden Beſchwerde (cf. Wiener Schl.A. 
Art. 53), ein Urtheil darüber zu füllen babe, ob die als Erfüllung des Art. XIII 
bingeftellte Einrichtung, nicht blos dem Namen ſondern aud der Sache nad, eine 
lanpftänpifhe Berfafffung im Sinne der Grundgefege des Bundes ſei? 

B. Im Begriff einer landftändiihen Verfaſſung liegt die ſtaatsrechtliche Be— 
ſchränkung des Staatsoberhauptes durch ein in feiner Eriftenz und öffent- 
lihen Wirkjamfeit gefichertes, freies und felbftändiges, aus den Beherrſchten 
bervorgehenves, reſp. die Gefammtheit derfelben dem Inhaber der Staatsgewalt 
gegenüber repräfentirendes, Organ gegeben. Dies folgt theild aus ver hiftori- 
hen Bedeutung der lanpftändiihen Berfaffungen zur Zeit des Reichs und, 
wo fie ſich erhielten, auch nad Auflöfung deſſelben, theils aus dem bei der Be— 
gründung des Bundes wiederholt ausgefprohenen Zwed, ben deutſchen Unter- 
tbanen eine Garantie gegen fürftlihe Willfür zu geben, theils aus der beftimmten 
Dispofition des Art. 56 ver Wiener Schl.A., wonad die in anerfannter Wirf- 


2) Val. Klüber’s Aften des Wiener Kongrefied Bd. II, ©. 344. ©. 402 f. S. 493 f. 
Mein Deutfhes Staatd: und Bundesrecht Th. I, S. 48. (2. Aufl.) 

3, ©, Näheres über die Verhandlungen der Bundeöverfammlung, ſowie der Karlsbader und 
Wiener Konferenzen in Betreff des Art. XIII der Bundesafte im deutichen Staats- und Bun— 
desreht Tb. I, F. 109. S! 558 f. 

4) Nachweifungen über die einzelnen Bundesftaaten ſ. im deutfchen Staats» und Bundesrecht 
ib. 1, 8. 51, S. 235 f. $. 110, ©, 365 f. Was binzugefommen oder geändert ift bis zum 
—* 1858, findet fi in der Sammlung: die deutſchen Verfaſſungegeſetze der Gegenwart ꝛc. dar⸗ 
geſtellt. 
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ſamkeit beftehenden landſtändiſchen Berfaffungen nur auf verfaffungsmäßigem 
Wege wierer abgeändert werben können 5), und baraus, daß felbft ver Art. 57 
eine Mitwirfung der Stände, an welhe der Souverän bei Ausübung der Staats: 
gewalt durch die Verfaffung gebunden ift, im Auge hat. Es bevarf daher kaum 
der Bemerkung, daß eine Einrihtung, deren Eriftenz, Zufammenfegung und Wirf- 
ſamkeit ledtglich vom Belieben des Souveräns abhängig wäre, und daß ein og. 
Landtag, deſſen Beſchlüſſe nur eine moralifhe, aber feine rechtliche Bedeutung in 
Anspruch zu nehmen hätten, wie dies bei einer Bejhränfung auf ein bloßes Votum 
eonsultativum der Fall ift, Feine dem Zwecke des Art. XIII der Bundesakte ent- 
ſprechende Inftitution genannt werben könnte. 

Ein geawiffes Minimum der ftändifchen Rechte zu beftimmen, wäre num 
freilich eine eben fo natürliche als nothwendige Aufgabe für das Grundgeſetz des 
Bundes gewefen, und dies war auch auf dem Wiener Kongreß ziemlich allgemein 
anerfannt 6); aus befannten Gründen gelangte man aber nicht zu einer ſolchen 
Teftfegung. An die Beftimmung eines Marimums der ftändifchen Rechte hat 
aber auf dem Wiener Kongreffe überhaupt Niemand gedacht; eben jo wenig wie 
daran, daß mit dem Ausdruck „landſtändiſche Verfaſſung“ den Bundesftaaten im 
Betreff ver Bildung des lanbftändifhen Organs eine Feſſel angelegt und damit ein 
ſcharf geſchiedener Gegenfag zum Nepräfentativfpftem oder einer fog. konftitutionellen 
Berfafjung bezeichnet werben folle 7). Aud der fog. Karlsbader Kongrek und 
die darauf folgenden Wiener MinifterialeKonferenzen haben, troß der darauf 
gerichteten v. Gentz' ſchen Expoſé's, ven ſchon beftehenven Berfaffungen im füdlichen 
Deutfhland gegenüber, im Bemwußtfein, damit einen unlösbaren Widerfprud 
in das öffentliche Recht der Gegenwart hineinzutragen, nicht gewagt, eine ſchola- 
ftifche Diftinktion zwifchen vepräfentativer und landſtändiſcher Berfaffung zu 
adoptiren, ſondern fi damit begnügt, ver von Bundeswegen für nothwenvig ge— 
baltenen Fefthaltung des monardifhen Princips in Deutfchland in ver Formu— 
lirung des Art. 57 ver Wiener Schlufakte einen Ausbrud zu geben, durd welchen 
allerdings der Ausdehnung des ſtändiſchen Rechts eine gewiffe Grenze geftedt, 
andererfeitd aber doch der weitern Entwidelung nah der fhon vorhandenen ver- 
fhiedenen Geftaltung vesfelben ein immer nod ziemlich freier Spielraum gelaffen 
wurde. Dies befundet insbefondere auch der Art. 55 der Wiener Schlufafte, wel- 
her ver Souveränetät der Bunbesftaaten dadurch die vollftändigfte Anertennung 
zu Theil werden läßt, daß er es ihr, oder dem Staatsoberhaupt, fernerhin überläßt, 
„diefe innere Landesangelegenheit, mit Berüdfichtigung ſowohl der früherhin geſetzlich 





5) Eine ausführliche Erörterung über den Art. 56 der Wiener Schlufafte hat der Unter: 
zeichnete im Art. „Staatsrechtliher Befitz“ oben Bd. II. S. 101 f. geliefert. 

6) S. das Nähere im deutjchen Staate- und Bundesrecht Tb. 1. S. 555 f. 

7) Daß man auf dem Wiener Kongreß ſowohl, ala fpäter felbft im Schooße der Bundes: 
verfammlung, die Ausdrüde: landſtändiſche DVerfaffung und Repräſentativ-Syſtem oder Verfaffung 
promiscue gebraucht hat, läßt fich durch eine Mehrzahl unverwerfliber Zeugniffe belegen, und nur 
die Blindheit einer auf Reaftivirung verrotteter Zuftände fich fteifenden Partei fann dies übers 
fehen und der Bundesafte den politifhen Unverftand beimefjen, ald babe diefelbe nur die alten 
Stände in ibrer Eigenſchaft als Vertreter ibrer eigenen oder Individualrechte reftauriren und eine 
an Be rn des Repräfentativfpfteme in der Monarchie verbieten wollen. 
Ein neuefter 2 diefer Art, mit längft abgenupten Gitaten ausftaffirt, liegt in einer Differ: 
tation von Ar. Guil. Waldemar Schulge vor, unter dem Titel: Statuum regni Borus- 
sici ordo num sit et quatenus sit legibus confe@derationis Germanic® consentaneus? 
Halae 1859, die fih, was die Anwendung des felbftfabricirten Maßftabes auf die Preußiſche 
Derfafjung von 1850 und die Bildung und Zufammenfegung des preußifchen Landtags betrifft, 
nur als eine politifhe Donquigoterie bezeichnen laͤßt. 
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beftanbenen ftänbifchen Rechte, als der gegenwärtig obwaltenden Berhält- 
miffe zu ordnen“. Wie weit dabei dem einen vor dem andern das Uebergemwicht 
-beizulegen fei, ift nicht beftimmt; jedenfalls Aber durch die Hinweifung auf „vie 
gegenwärtig obwaltenden Verhältniſſe“ der Nothwendigfeit ver Verwirklichung ber 
in der Gegenwart unabweisbaren Forberungen des Repräfentativfpftems genügende 
Rechnung getragen. Auh Hat die Bundesverfammlung denjenigen Staaten, 
weldhe, wie 3. B. Bayern, Württemberg, Baden und Heffen-Darmftabt, ihre 
Repräfentativ-Berfaffungen ald Erfüllung des Urt. XIII bei ihr zur Anzeige 
brachten, nicht den leifeften Einwand darüber entgegengeftellt, daß diefe Berfaffungen 
über die Linie einer lanbftändifhen Berfaffung hinausgingen. Daß nah Bun- 
desrecht die Bildung oder Zufammenfegung des Landtags nothwendig auf einer 
Gliederung der Stände (Prälaten, Ritterfhaft und Städte — höchſtens 
unter Hinzunahme des durch die Ablöſungsgeſetze freigewordenen Bauernftandes) 
beruhen dürfe, oder daß mit andern Worten die Begründung eines allgemeinen 
Wahlrehts, wie es 3. B. die noch geltende preußiſche Verordnung über bie 
Ausführung der Wahl der Abgeorbneten zur zweiten Kammer vom 30. Mai 1849 
ftatuirt und nad welchem jünmtlihe Staatsbürger, die der gefeglich beftimmten 
Eigenfhaften nicht ermangeln, in numerifch begrenzte Urwahlbezirke vertheilt find, — 
bundeswidrig fei, ift eine von den völlig bovdenlofen Behauptungen, in deren 
Aufftellung beſonders der durch Bundesfhluß von 23. Auguft 1851 niedergeſetzte 
Ausſchuß der Bundesverfammlung, namentlih in dem in der hannover'ſchen Ver— 
faffungsfrage abgeftatteten Bericht 8), das Möglichfte geleiftet hat. Uebrigens foll 
biermit einer Repräfentation nah blos numerifhem Berhältniffe nicht das 
Wort geredet fein. Auch wir halten eine auf den gegebenen dynamiſchen Berhält- 
niffen errichtete Berfaffung für die unbedingt den Vorzug verbienende Drganifa- 
tion, Nur foll man enblid aufhören, der Bundesafte Intentionen unterzufdieben, 
bie ihr völlig fremd find, und den deutſcheu Bund, der doch nad feiner Zwed- 
beftimmung nächft der Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſch— 
lands vie Unabhängigkeit und Unverlegbarfeit der einzelnen deutſchen Staaten 
garantiren wollte, auf die Linie einer das Patrimonialitäts-Princip ſanktionirenden 
fürftlichen Aſſekuranz-Kompagnie herabzubrüden und ihn tamit jedes moralifchen 
Haltes in dem Rechtsbewußtſein der deutfchen Nation zu berauben! — Nady unferer 
ſowohl Hiftorifh als rationell feft begründeten Weberzeugung ift eine landftän- 
difhe, oder, wie es eigentlich heißen fol, eine landesſtändiſche Verfaſſung 
eine folche, weldhe dem Lande dem Souverän gegenüber eine Standſchaft, Ver: 
tretung ober organifirte, mit gewiffen wefentlihen Rechten ausgeftattete Repräfen- 
tation gewährt. Diefe Repräfentation kann aud auf einer die gegebene ſtändiſche 
Gliederung berüdfichtigenten Organifation des landftändifhen Körpers beruhen und 


8) S. denfelben in der Sammlung der deutfchen Verfaffungsgefeße der Gegenwart, Erſte 
Fortfegung 1858. S. 47 f. Hier wird gegenüber dem Hannover'ſchen Wahlgefeß von 1848, 
welches doc noch dem fländiichen Princip infofern buldigte, als es die Vertretung der Stadte 
und Zandgemeinden wie bisher auseinanderbielt und gar nicht blos nach numerifche.n Verhält⸗ 
niß das Wahlrecht beſtimmte, gefant: „Wenn der Art. XIII der Bundesafte eine Landftändifche 
Verfaffung fordert, fo wird man eine Kammer, welche auf einem dem ‘allgemeinen (2) Wahlrecht 
fi fo ſehr nahenden (! Principe berubt, nicht (2%) hiermit in Einflang bringen können.“ Ueber— 
baupt überbietet diejer Bericht, nach Maßgabe deſſen fich das Land die einfeitige. Beftimmung 
feiner Berfaffung und ein Zurückwerfen felbit binter das Jahr 1840 hat gefallen laffen müſſen, 
abgefeben von dem Mar vorliegenden Kompetengmangel der Bundesverfammlung, Alles, was an 
teaftionärer Konfequenzmacherel von lepterer bis dato geleiftet worden war. Wenn irgendwo, fo 
ift Gier der Mangel eines nicht nach eintei en politiihen Maximen, fondern nach wahren und wirk⸗ 
lichen Rechtögrundfägen in Berfaffungsftreitigteiten kognoscirenden Bundesorgans fühlbar geworden ! 
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bleibt doch eine Nepräfentation des Volks oder der Gefammtheit der Unter- 
thanen, wie fie 3. B. die königlich preußiſche VBerorbnung vom 22. Mai 1815 
in Ausficht ftellte, wenn alle zur Betheiligung an dem Lebensprocek des Staats 
berufenen Klaſſen ver Unterthanen zur Mitwirkung bei der Bildung bes reprä- 
fentativen Körpers berechtigt find und nicht, wie es 3. B. bie preußif hen Geſetze 
von 1823 über die Einführung ver Provinzialftände 9) in einer dem Geifte der 
Berorbnung vom 22. Mai 1815 nicht entſprechenden, überbieß ganz unhiſtori— 
[hen und die auffallendften Widerſprüche in ſich fchließenden Weife zur Aus— 
führung brachten, dem einen Stande (bier der ſog. Ritterfchaft) ein ſolches Ueber- 
gewicht gegeben ift, daß die Repräfentation der Geſammtheit als eine reine 
Illuſion bezeichnet werben muß, oder 3. B. nur dem Grunpbefig ein politifhes 
Wahlrecht beilegt. 

C. Der Art. 57 der Wiener Schlußafte hat dem Kern des monardifhen 
Princips, db. 5. der begriffsmäßig nothwendigen Vereinigung der gefammten 
Staatsgewalt in der Perfon des Monarchen als Staatsoberhaupts, die Eigenfchaft 
einer bundesrehtlihen Satzung gegeben und bie weitere Beſchränkung hinzu— 
gefügt, daß der Souverän durd eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der Aus» 
übung beftimmter Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werben könne. 
Ja, der Art. 1 des interpretativen Bunbesbefhluffes vom 28. Juni 1832, deſſen 
formelle Verbindlichkeit als einer nur im engern Rath befchloffenen authentifchen 
Interpretation eines Orundgefeges dahin geftellt bleiben mag, — hat aus dem Art. 57 
fogar die allgemeine Konfequenz gezogen, daß hiernach ein deutſcher Sonverän 
als Mitglied des Bundes zur Verwerfung einer hiermit in Widerſpruch ftehenven 
Petition der Stände nicht nur berechtigt fei, fondern die Verpflichtung zu diefer 
Berwerfung gehe aus dem Zwecke des Bundes hervor; — eine Schlußfolgerung, 
bie nur dann einen Boden hat, wenn man der in der Zwedbeftimmung des Bundes 
allein ins Auge gefaßten völferrehtlihen Unabhängigkeit der im Bunde begrif- 
fenen Staaten die ftaatsrehtlihe Bollgewalt der Fürſten fubftituirt. Mag 
es aber mit ven Schlußfolgerungen, durch welche man die obigen Säge zu begründen 
fuchte, auch noch fo fchlecht beftellt fein, ver Hauptja des Art. 57 der Schlußafte 
ift nicht blos ratiomell der wejentlichfte Inhalt des Begriffs der Monarchie, fon» 
dern auch in unbeftreitbarer Weiſe als biftorifhes Recht Deutſchlands zu be— 
trachten. Denn auch die Landeshoheit befand fih im ausfchließlihen Be— 
fig der deutſchen Reihsfürften, und nicmals und nirgends find die beftehenven 
Stände Mitinhaber der Yandeshoheit überhaupt, oder der einzelnen barin enthal- 
tenen Rechte geweſen 19) und konnten mithin auch nah Auflöfung der Neichäver- 
verfafjung in Betreff der formell zur Sonveränetät und materiell zur vollftändigen 
Staatsgewalt erweiterten Landeshoheit fein ſtaatsrechtliches Kondomintum nad) realen 
ober ivealen Theilen in Anfprud nehmen. Auch war ja überhaupt der maßgebende 
Geſichtspunkt für das Verhältniß der Stände zum Landesherrn urfprünglih gar 
nicht der, daß die Stände zur Ausübung von Rechten der Yandeshoheit als 
j older zu fonfurriren gehabt hätten, als vielmehr ber, daß die Yandesherren ver- 


9 S. diefe z. B. in Guido v. Meyer's Korpus Gonftitut. Germaniä. Lief. 1 und 2. 
Frankf. 1845. S. 204 f. Alle diefe Geſetze liefern ein unbaltbares Mirtumcompofitum des alt 
ftändifchen umd repräjentativen Princivs, und nur die rückſichtsloſeſte Reaktion fonnte es unters 
nehmen, die Reaktivirung dieſer bereits faktiſch und rechtlich befeitigten Inftitutionen nad der ı 
Verfaffung vom 31. Jan. 1850 ins Werk zu ſetzen. Dal. bei. 8. v. Rönne, das Staatsrecht 
der preuf. Monarchie DD. 1. 1856.) $. 109. ©. 459 f 

10) Bütters Beiträge zum deutſchen Siam⸗ und Jurſſenrecht. Th. 1. No. VI. No. X, 
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möge ber den freien Ständen zur Seite ftehenven presumtio libertatis fic des guten 
Willens und der Zuftimmung derfelben erft verfihern mußten, wenn fie von ihrer 
Landeshoheit in einer in das Freiheitsgebiet ver Stände übergreifenden Weije Ge- 
brauch machen wollten. Mit Schlußfolgerungen aus dem Wefen des Staats, ber 
Staatsgewalt oder des monardhifchen Princips war den alten Ständen gegen- 
über nichts anzufangen, weil nit der Begriff des Staats als eines organi- 
fhen Gemeinweſens, fondern leviglih das durch das Herkommen begrenzte Recht 
die Norm gab, Gerade deshalb, muß man fagen, tft e8 aber auch reiner Unver— 
ftand oder Entftellung der Gefchichte, wenn zur Stütze der fürftlihen Madtvoll- 
fommenheit auf das alte Recht den Ständen gegenüber gepocht und der moderne 
Konftitutionalismus als mit dem fürftlihen Rechte unvereinbar begeifert, oder dem 
Gebraud der Austrüde Staat, Staatsgewalt, Staatsviener u. ſ. w. in der Gefeß- 
gebung der Bertilgungsfrieg erflärt wird, Denn wer, fragen wir, hat zunächft 
den größten Gewinn davon gehabt, daß auch dem deutſchen Territorialrecht der 
Begriff des Staats und vie rationelle Beftimmung der Beftandtheile und Rechte 
der Staatsgewalt, als einer mit dem Begriff des Staats gegebenen Bollgewalt, 
zur Grundlage gegeben worben tft? — Gewiß wird Niemand behaupten können, 
daß dies die deutfhen Ständeverfammlungen geweſen, die durch die Einführung 
der Principien des natürlichen oder philoſophiſchen Staatsrechts in das bentfche 
Berfaffungsredt gar manche unbeftreitbare materielle Rechte der alten Stände ein- 
gebüßt haben! Und fo beruht auch der Sat des Art. 57, daß der Souverän durch 
eine landſtändiſche Verfaffung nur in der Ausübung beftimmter Rechte an bie 
Mitwirtung der Stände gebunden fein Könnte, welcher die theoretifhe Aufftellung 
von der präfumtiven Unbefchränktheit des Inhabers der Stantsgewalt zur Bafls 
bat und das ftänbifche Recht nach Analogie des das Eigenthum befchräntenden 
Servitutsrehts behandelt, im Wefentlihen auf einer Adoption ber Principien des 
natürlichen Staatsrehts, während man nad der hiftorifhen Grundlage und Ent- 
wicklung der Landeshoheit und fo lange man nit den Staatsbegriff auf vie 
Territorien zur Anwendung bradte und das gefchichtliche Wggregat der Landes: - 
boheitsrehte zur Staatsgewalt erhob, umgekehrt fagen mußte: Die Rechtöver- 
muthung ftreitet für die Freiheit der Stände, und die Landeshoheit ift das 
befhränfende, im hergebrachten ober urkundlich anerkannten beftimmten Be- 
fugnifien beftehende Recht. Alfo nur rationell, d. b. nach dem Wefen der monar- 
chiſchen Staatsgewalt rechtfertigt fi die Beſchränkung der Stände auf Konkurrenz 
bei der Ausübung beftimmter Rechte der Staatsgewalt, und der Grund dafür 
ift der nämliche, welher auf privatrechtlihem Gebiet im Verhältniß der Servitut 
zum Eigenthum die beftimmte Begrenzung der erftern erheifht, weil ein unbe— 
grenztes, zur Ein- oder Mitwirkung in Betreff aller Ausflüſſe oder pofitiven 
und negativen Beftandtheile des Eigenthums berufendes Recht der Sache nach ſelbſt 
Eigenthbum oder Miteigenthum fein würde. 

Verſuchen wir e8 aber jetzt no, die michtigften Ronfequenzen zu ziehen, 
welche fi) aus dem bundesrechtlich fanktionirten Princip über das Verhältniß zwi- 
Ihen vem Souverän und dem Landtag im Allgemeinen für das deutſche 
Staatsrecht ergeben, fo find es hauptſächlich folgende: 

1. Der deutſche fouveräne Fürft ift ver alleinige und ausfchließ- 
lihe Inhaber der Staatsgemalt!!). Er theilt fie mit Niemandem, alfo aud) 


11) Die meisten deutfchen Verfaffungsgefeße der — ſprechen diefen Sap ausdrücklich 
aus, häufig auch mit dem den Landtag auf die Mitwirkung bei der Ausübung beſtimmter 
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nicht mit den Ständen ober dem Landtag. Hiermit iſt das Grundprincip 
des englifhen Staatsrechts oder des fog. parlamentarifhen Syſtems, wo- 
nad die aus König, Oberhaus und Unterhaus beftehende moralifhe Perfon over 
Korporation (ſ. Großbritannien, Verfaffung Bd. IV, ©. 444 f.) als der Inhaber 
der höchſten Gewalt zu betrachten ift, nebft allen feinen Konfequenzen vom Ge- 
biete des deutfhen Staatsrehts als ausgeſchloſſen zu betrachten. Die deutſchen 
Landtage find keine Mitfouveräine oder Mitinhaber der Stantsgewalt, weder im 
Ganzen noch in Betreff einzelner Beftantheile, zu deren Ausübung fie 
verfaffungsmäßig mitzuwirken berufen find. Unpaſſend ift es demnach auch, bei 
fonfequenter Fefthaltung viefes Grunbprincips des beutfhen Staatsrechts, von 
„töniglihen Prärogativen“, over insbefondere bei ver Gefeßgebung von 
mehreren „Faktoren“ verfelben und von einem „Beto“ des Fürften zu 
reden. Denn die „Prärogative" als Inbegriff von ausnahmsweise ausschließlichen 
Rechten des Staatsoberhaupts hat logifh die mit einem andern Subjelt gemein- 
ſchaftlich bejeffenen Rechte zum Gegenfag, die es nad deutſchem Staatsrecht 
gar nicht geben fann; und „Faltor“ im Sinne von Urheber oder Quell des 
Geſetzes ift nur der Souverän, von welchem allein die sanctio legis ausgeht, 
während, wem damit bios die faktifche Mitwirkung zur Entftehung des Gejeges 
bezeichnet werden wollte, der Souverän eben mehr als bloßer Faktor ift. Ein 
„Beto” aber ift begriffsmäßig nur da am Plage, wo es gilt, nad) ver Weife eines 
römifhen tribunus plebis dem Willen und der That des eigentlihen Rechts— 
inhabers Widerſpruch entgegenzujegen, was offenbar auf den Souverän als den 
Gefeggeber nicht paßt. Biel eher könnte nad) deutſchem Staatsrecht bei ven 
Ständen von einem Beto die Rede fein, obwohl «8 in anderer Beziehung, ins- 
befondere dem Zweikammerſyſtem gegenüber, auch wieder eine ungeeignete, zu un— 
richtigen Konfequenzen führende Bezeihnung des ftändifhen Zuſtimmungsrechtes 
fein würbe 12), 

2. Da der Landtag in feiner Weife als Mitfouverän zu betrachten ift, fo 
fann aud nit fein Wille, ſondern nur der des regierenden Für— 
ften als der maßgebende und entſcheidende inallen Staatsange- 
legenheiten betradtet werben, felbit da, wo verfaffungsmäßig nicht ohne 
Zuftimmung der Stände der fonveräne Wille zur verpflichtenven Norm werben 
fan. Die Stände können daher den Souverän weder direkt noch inbireft zur Ein- 
haltung eines beftimmten Regierungsfyftems, zur Adoption ihres Willens oder 
ihrer Meinung über das, was das Wohl des Staats erheifht, rech tlich nöthi— 
gen. Im Zuſammenhang hiemit fteht außer vielem Andern insbefondere: a. die 
rechtlich unbefchränkte Freiheit des Sonveräns zur Wahl und Beibehaltung feines 
Minifteriums aud einer Kammermajorität gegenüber; b. vie Beichränfung ver 


Rechte beichränfenden Folgeſatze Bayern Zit. 11. $. 1. Könige. Sachfen $. 4. Gannover 
Verf.Geſ. v. 1840. 8. 5, was auch 1848 unverändert fteben blieb. Württemb. $. 4. Baden 
$. 5. Rurbeifen $. 8. Großh. Deflen $. 4. Luremburg Verordn. v. 1856. (27. Nov.) 
Art. II. Nr. 10, Meiningen $. 3. Altenburg $. 4. Braunſchweig $. 3. Oldenburg 
Art. 4.8.2. Schwarzbürg-Sondershauſen (1857) 8. 8. Rudolftadt $. 1. Reuß 
j. 8. (Gef. v. 10. Juni 1856) $. 5. Walded $. 3. Nur die vreuß. Verfaſſung Art. 45. 62 
teblt wenigftens im Ausdrud, indem fie die Geſetzgebung als etwas zwiſchen König und 
Kammern Gemeinſames, und nur die Exefutive ald tem König allein zuftändig binftellt. 
Die Cob. Gothaiſche Berfaffung v. 1852 8. 3 und 104 ift zwar auch im Ausdrud nicht 
ganz Forreft, aber doch noch leichter mit dem allgemeinen Princiv in Einklang zu bringen. 

12), Doc laͤßt z. B. die K. Sächſiſche Verfaffungsurkunde $. 92 den Gefichtepunft des 
Veto durchblicken. 
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fog. Minifterverantwortlichkeit, imfoweit fie auf dem Wege des ſtändiſchen 
Klagrehts vor dem beftimmten Gerichtshofe geltend gemacht werben fol, auf 
eigentlihe Rehtsbrüde und Berfaffungsverlegungen; c. die Unzuläffigfeit, 
ihre Zuftimmung zu dem Nothwendigen von andern Konzejfionen oder von fremb- 
artigen Beringungen abhängig zu machen, was in Betreff ver Steuerbewilligung 
ber Art. 2 des Bundesbejchluffes vom 28. Juni 1832 ausdrücklich ausgefproden 
bat, und was aud im Princip des deutſchen Staatsrehts feine Rechtfertigung 
findet, jo ungeeignet der Zufag über die Anwendung ver Art. 25 und 26 ber 
Schlußakte auf ſolche Fälle fein mag. 

Dagegen fchliekt 

3. Das Princip des Art. 57 der Wiener Schlufafte eine Mitwirkung bes 
Landtags oder eines Ausſchuſſes vefjelben bei der Ausübung Feines beftimmten 
Rechtes der Staatsgewalt 13) aus, und wenn man als allgemeines Fonfti- 
tutiomelles Princip eine Beſchränkung der Stände auf die Geſetzgebung 
im Gegenſatz zur Exekutive binzuftellen pflegt, fo mag dies im Ganzen als 
eine politiſch rathſame Marime betrachtet werben, nicht aber als ein Kardinalſatz 
bes de utſchen Stantsrehts. Nur fo viel ift richtig, vaß fein Negierungs- 
alt von ihnen ausgehen fann, daß fie Feinerlei Befehls- ober 
Zwangs et (imperium) haben 14), und daß fie von feinem Objekt ver 
öffentlihen Verwaltung die Regierung völlig ausſchließen können. 15) Unverer- 
feits ift e8 ganz verfehrt, eine Fonftitutionelle Berfaflung im Gegenjak 
zu einer landſtändiſchen als unvereinbar mit den Grundprincipien bes 
beutfchen Staatsrechts refp. dem Bundesrecht zu proflamiren, was überhaupt nur 
dann einen Sinn haben fann, wenn man unter einer fonftitutionellen Verfaſſung 
eine foldhe verfteht, welche auf dem Princip ver Volfsfouveränetät oder einer wirk- 
lihen Mitherrfhaft des Organs der BVollsrepräfentation beruht. Abgefehen von 
den ephemeren Produkten der Bewegungsjahre 1848 und 1849, welde einer theil- 
weife wirklich berechtigten Reaktion haben weichen müffen, läßt ſich aber von feiner 
einzigen der beſtehenden Berfaffungen behaupten, daß fie ein mit den Orunpprin- 
cipien des beutfhen Staatsrehts unvereinbares Fonftitutionelles Syſtem adoptire 
oder den Ständen Rechte beilege, welche nit aud in ven ältern landſtändiſchen 
Berfafjungen vorgelonmen wären, mochten fie auch in biefen wegen des Mangels 
einer wirklichen Vollsvertretung theilweife eine andere Bedeutung haben. Ganz be 
fonders gilt dies von dem ftändifhen Zuftiimmungsreht zu allen Akten 


13) Es gibt allerdings Rechte, von denen man jagen kann, fie find in der Monarchie ihrer 
innern Natur nach der alleinigen verfünlichen Entichliegung des Monarchen ala vorbehalten zu 
betrachten, 3. B. Beanadigung (f. Bb. 1. S. 763 f.) Inde wird man doch von feiner Verlegung 
des monardifchen Princips reden fünnen, wenn einzelne deutjche Verfaffungen die Ausübung ents 
weder für gewiſſe Fälle ausfchließen, oder an die Zuftimmung der Kammern binden. 

14, In einem Gutachten der Göttinger Juriftenratultät vom Mai 1851 (abgedr. ald Anl, 
C in der Schrift: Der permanente landſtändiſche Ausſchuß in Aurbeffen vor dem Kreisgerichte 
Kaffel 1851) findet fich folgende hieher gebörige bemerfensmwertbe Stelle: „Als allgemeines chrraftes 
riftifches Unterſcheidungs zeichen awifchen der Thätigkeit der Neglerung und der der Stände dürfen wir 
bezeichnen, daß nur jener die Macht der unmittelbaren Lenkung und der die Pflicht des Geborfams 
mit fi führenden Verfügung und Anordnung zukommt, während die feßteren auf die, Diele 
unmittelbare Anordnung enthaltende, Tbätigfeit der Regierung einen verfaffungsmäßigen Einfluß 
auszuüben berufen find. Hieraus eraibt fih, daß — nur von der in dem Landesherrn zuſammen⸗ 
geſchloſſenen Regierung das an die Unterthanen und Staatöbeamten unmittelbar gerichtete Gebot 
und Berbot ausgehen, daß nur ihr und ihrem verfaffungsmäßigen Walten gegenüber eine Pflicht 
bes Gehorfams beſtehen kann, — —.“ 

15) Eine Anwendung bievon machte fon die Kaiſ. Wahlfapitulation Art. xV. $ 3. 
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ber Gefeggebung, gegen welches nad den bekannten Anfehtungen, die 3. B. in ver 
Schrift des Fürften Ludwig von Solms-Lich (Deutfhland und die Repräfen- 
tativ-Berfafjungen, Gießen 1838) gemacht wurden, noch jüngft völlig unbegrünbete 
Einwendungen erhoben worben find. 16) Zum Glück ift aber darauf zu vertrauen, 
daß dergleichen Berfuche, weldhe unter anderen Umftänden den vorhandenen Rechts- 
und Friedensftand zwifchen Regierern und Regierten in Deutſchland wohl in ver 
Art zu ftören geeignet fein könnten, wie e8 z. B. bie famöfe Maurenbres 
ch er' ſche Schrift „Die deutſchen regierenden Fürften und die Souveränetät” zu 
ihrer Zeit (1834) gethan hat, nad der in ben beiden größten fonftitutionellen 
Staaten in Preußen und Bayern glüdlic vollzogenen Wandelung des herr: 
chenden Syſtems und nachdem aud der größte, in diefem Sinne noch verfaffungs- 
loſe deuſche Staat feinen offenen und verftedten Kampf gegen bie Verwirklichung 
der Eonftitutionellen Principien in der Berfaflung der deutſchen Bundesftaaten auf- 
gegeben zu haben fcheint, — felbft in denjenigen Kreifen keinen Anklang finden 
werben, auf deren Beifall dabei vorzugsweile gerechnet werben konnte. Ein gleiches 
2 von dem neuejten Angriff auf vie Bereinbarfeit des ftändifhen Rechts ver 

inifteranflage mit dem Wefen des monardifchen Princips, welder mit 
ber fophiftifchen Beftreitung des ftänbifhen Zuftimmungsrehts in Verbindung ges 
fegt worden ift. 17) Näher hierauf einzugehen ift bier nit am Orte (f. auch oben 
„Geſetzgeb. Körper" und unten „Verantwortlichkeit“), da faft alle deutſche Berfaf- 
fungen dieſe Rechte, wenn auch unter mancherlei Mobififationen des Umfangs, an« 
erkennen, und bie wenigen Ausnahmen, welche nod vorhanden find, gegen bie 
durch jene befundete allgemeine Rechtsüberzengung von der Nothwendigkeit der An- 
erfennung biefer ftändifchen Rechte gar nicht in Betracht fonımen künnen. Jedenfalls 
hoffen wir, daß ver Verſuch, durch Aufwärmung ftuartifcher, von der Geſchichte 
längft gerichteter Principien, von Neuem einen Erisapfel zwifhen Regierung und 
Stände zu werfen, feine Nahahmung finden werde, 

Wenden wir uns jest, nad) biefer allgemeinen, nur das Wefentlichfte berüd- 
fihtigenden Betrachtung des Charakters der landſtändiſchen Verfaſſung in Deutfd- 
land überhaupt, zur 

II. Bildung und organifdhen Zufammenfegung bes 
landpftänpifhen Körpers, 
und faflen dabei 

A. die Grundlagen ind Auge, auf welchen viefelbe beruht, fo ift, 
abgejehen von den noch eriftirenden Reften altftänbifher Verfaſſung 3. B. in 
Medlenburg, und ven die altftändifche VBerfafjung nur modificirenden Berfaf- 
fungen einiger fleinerer Bundeöftanten, 3. B. im Lauenburg’fhen und 
Lippe'ſchen, das Princip des Repräfentativ-Syftems, wonad) der Landtag aus 


— 





16) Beſonders von Michaeli's in der Kritik von Held' s Verfaſſungsrecht in der Heidelb. 
krit. Zeitichr. Bd. V. Heft 6 und in der Abhandlung über Bluntfchli’s Derbältniß zu den 
Raatsrechtlichen Doftrinen und politifchen Problemen der Gegenwart in Schletter’s Jahrb. der 
deutfchen New. Bd. V. Heft 1. 

17) In der durch ihren Titel fih zur Genüge fennzeichnenden Schrift von Dr, Herm. 
Bifchof, „Minifterverantwortlichkeit und Gtaatögerichtöböfe in Deufchland. Beleuchtung des 
Uttrafonftitutionalismus in defien legter Garantie am Wendepunfte deutfcher ae 
In Linde’s Archiv f. d. öff. Recht des deutichen Bundes. Bd. 114. Heft 2. Gießen 1859. Das 
einzige Berdienft, welches wir diefer Abhandlung, die mit einer den jugendlichen Kräften des Ver— 
fafjers nicht entiprechenden Anmafung auftritt und auf Proferivtion jeder rechtlichen Verfaſſungs— 
— binausläuft, zuſchreiben, iſt die kompilatoriſche Zuſammenſtellung der poſitivrechtlichen 

eſtimmungen über Miniſterverantwortlichkeit in Deutſchland. 
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ver Gefammtheit ver Unterthanen als einem ftaatsrechtlihen Ganzen hervor⸗ 
geht, überall in Geltung. In Verbindung hiemit fteht ver in allen neneren deutfchen 
Berfafjungen anerfannte Grundfag, wonach auch die einzelnen Mitglieder, einſchließ— 
lich der perſönlich Berechtigten, nur als Repräfentanten ver Oefammtheit zu betrachten 
find, und nicht ala Bevollmächtigte der geſetzlich begrenzten Kreife oder Rorporationen, 
aus welden fie hervorgehen, wodurch zugleich die Verbindlichkeit jeder Inftruftion und 
die Zuläffigfeit einer Yimitation oder Revofation der fog. Vollmacht als ausgefchloffen 
zu betrachten ift. (f. den Art. „Abgeorbnete”.) Nichte defto weniger finden wir 
aber bei der Bildung und Zuſammenſetzung, ja theilmeife felbft noch in Betreff ber 
Wirkſamleit der Beichlüffe des Landtags, in den deutſchen Berfaffungen als maß- 
gebend anerfannt: 1) die verfchievenen materiellen focialen Interefjen, welche 
in der bürgerlichen Gefelfchaft bervortreten, namentlich der Bodenkultur, des Han- 
bels und Verkehrs, ver Gewerbe und des Fabril- und Manufakturweſens; 2) bie 
Interefien bes religiöfen Kultus, der Volksbildung und der Rechtspflege im Staate; 
3) bie beſtehenden Gemeindeverhältniffe insbefondere unter Fefthaltung des hiſtori— 
ſchen Gegenfages zwiſchen Stadt: und Landgemeinden; 4) die hiſtoriſch gegebenen 
verſchiedenen Geburtöftände des Adels-, Bürger- und Bauernftandes. In allen bie 
fen Beziehungen gibt es aber fein die Gefeßgebung der einzelnen Bunbesftanten 
bindendes Recht; d. h. die Gefeßgebung hat die unbefchränfte Machtvollkommen— 
beit, die beftehenven Repräfentationg- oder Standſchaftsrechte aufzuheben und durch 
andere zu erfegen. Nur muß dies bei einer in anerfannter Wirkſamkeit beſtehenden 
landſtändiſchen Verfaſſung im verfaffungsmäßigen Wege gefchehen. Eine Ausnahme 
macht nad) Bunbesredht nur das Standſchaftsrecht der Häupter der feit 1806 und 
feitbenn mittelbar gewordenen vormals reichsſtändiſchen, fürftlihen und gräflichen 
Häufer und ver in Betreff ver vormaligen freien Reichsritterfchaft anerfannte „Antheil 
der Begüterten an der Landſtandſchaft“. Wo aber überhaupt ven verfchiebenen 
Geburts- oder Beruföftänden Rechnung getragen wird, zeigt fi dies nicht blos 
bei der Feftftellung der aftiven Wahl und perfünlichen oder eigenen Standſchafts- 
rechte, fondern zum Theil aud bei den Beftimmungen über die paffive Wahlfähig- 
feit, infofern die Wähler auf Perfonen ihres Kreifes, ihres Standes oder ihrer 
Klaſſe beſchränkt find; ja in einigen Berfaffungen auch noch in dem, mit ben Kon- 
fequenzen des Repräſentativſyſtems freilich gar nicht harmonirenden, dem reichsftän- 
diſchen jus eundi in partes vergleichbaren, die Geltung des Majoritätsbeichluffes 
fuspenbirenden Votum separatum. !) Ganz befonders macht fidy aber das 
ftändifche Princip noch jet beim Zweikammerſyſtem geltend, infofern bei ver zweiten 
Kammer das Volk oder die Gefammtheit der Unterthbanen überhaupt, bei ber 
erften dagegen die hervorragenden abgefchloffenen Kreife oder Genoſſenſchaften, 
die Spigen der bürgerlichen Gefellfhaft und die hiſtoriſch privilegirten Individual⸗ 
rechte hervortreten. — Erbliche Landſtandſchaftsrechte weist natür- 
lich die Konfequenz des repräfentativen Princips entfchieden zuräd; und felbft bie 
lebenslängliden fönnen nur ganz ausnahmsweife auf Anerfennung An— 
ſpruch madyen. Sie finden fi aber beide aud nod in neuern landſtändiſchen 
Berfaflungen in verfchievenem Umfang. 

Was die Einzelverfaffungen betrifft, fo muß natärlih von Defterreid 
vor der Hand ganz abgefehen werben. Db die zum deutſchen Bunde gehörigen 
„Kronlande* eine landſtändiſche Verfaffung im wahren Sinne des Wortes erhal» 
ten werben, ift no ungewiß. In Preußen ftehen vie auf das Ältere ſtändiſche 





18, Mähered hierüber im bdeutfchen Staats: und Bundesrecht, Th. 1. 8. 112 Rote 6. 
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Princip gegründeten, vom Minifterium Manteuffel-Wefiphalen reaktivirten Pro- 
vinzialftände von 1823 mit der reihsftändifhen Berfaffung von 1850 in unver 
mitteltem Widerſpruch; in der legteren aber ift für bie Bildung ber Kammer ber 
Abgeordneten die Verorbnung vom 30. Mai 1849 mit allgemeinen, nur 
numerifch begrenzten Wahlbezirken und ven drei Cenſusklaſſen noch jett in Gel 
tung. Die erfte Kammer ober das feit 1855 fog. Herrenhaus ift in einer von 
ven Beftimmungen ver Berfafjungsurfunde (Art. 65—68) wejentlic abweichenden 
Weife auf das Princip der königlihen Berufung mit erbliher Beredti- 
gung oder auf Lebenszeit (Gef. v. 7. Mai 1853) durch die Verorbnung 
vom 12, Oktober 1854 gegründet worden. 19) — In Bayern hat aud das 
Jahr 1848 die Bildung der Kammer der großentheils erblihen Reichsräthe, wie 
fie die Verfaffungsurfunde von 1818 fanftionirt, nicht angetaftet; an bie Gtelle 
der dem ſtändiſchen Princip noch vielfach huldigenden Beftimmungen über die Bil- 
dung der Kammer der Abgeorbneten (Verf. Urk. v. 1818 Tit. VL $. 6 f.) ift 
das nur nad numeriſchem Verhältniß orbnende Wahlgefeg vom 4. Juni 1848 
getreten und noch jeßt in Kraft. 20) — Im Königreich Sachſen ift nad) der 
Befeitigung des proviſoriſchen Verfaffungsgefeges vom 15. November 1848 durch 
die fönigl. Verordnung vom 1. Juni 1850 eine vollftändige Reftauration der Be— 
ftimmungen ver Berfaffungsurfunde vom 4. Sept. 1831, $. 61—77 über vie 
Drganifation der Ständeverfammlung, mit ihrer Scheidung ber verſchiedenen 
Stände?!) und dem jogar ein Votum separatum anerfennenvden $. 129 er- 
bist — Sn Hannover gelten feit der, über Erwarten auch der Gegner bes 

erfaffungsgefeges vom 5. September 1848 gelungenen Reaktion von 1855 wie- 
der die Beftimmungen des Yanbesverfafjungsgefeges von 1840 über die Bildung 
beider Kammern. 2) Die erfte Kammer ift bier im Wefentlihen Repräfentation 
ber Provinzial Ritterfhaften, over Adelskammer; wenigftens fallen vie fon- 
ftigen Beftandtheile verfelben dagegen wenig ins Gewicht. Erblide Mitglieder find 
die Häupter der ftandesherrlihen Häufer, der hier noch vorkommende Erbland- 
marfhall und die vom Könige mit einer erbliden Virilſtimme begnadigten Majo- 
ratsheren. Die zweite Kammer beftehbt (außer dem ftänbifchen Kommiffarius 
für das Schulden und Rehnungswefen, 3 auf die Dauer des Landtags vom 
König wegen bes allgemeinen Klofterfonds ernannten Mitgliedern, 3 Deputirten 
der eigentlich geſetzlich aufgehobenen Stifter, 1 Deputirten der Univerfität, 2 Ber- 
tretern der evangelifhen Konfiftorien und 1 Deputirten des Domkapitels zu Hilves- 
heim) wozu demnädft wahr ſcheinlich noch 1 Deputirter des Domfapitels zu Osnabrüd 
fommen wird, — aus 38 Deputirten der einzelnen Städte und Fleden und 41 Depu— 
tirten der ländlichen Grundbeſitzer, alfo einer ziemlih gleihen, dem numerifchen 
Verhältniß gar nicht entfprehenden 23) Repräfentation von Stadt und Yand, bie 


19) ©. die deutichen Verfaffungsgefeße der Gegenwart. Seite 83 f. und erfte Fortiegung ©. 4 f. 

20, S. oben Bd. I. S. 719 f. Die deutichen Verfaffungsgefepe der Gegenwart. ©. 116 f. 
S. 126. ©. 135 f. . 

21), Abgeſehen von der erften Kammer, befteht hiernach die zweite Kammer (Verf. Urf. $. 68) 
aus 20 Abgeordneten der Rittergutsbefißger, 25 Abgeordn. der Städte, 25 Abgeordn. des 
Bauernftandes und 5 Vertretern des Handels: und Fabrikweſens. In Verbindung 
biemit ftehen die das fländifche Princip auch feftbaltenden Beftimmungen des Wahlgefepes vom 
24. Sept. 1831, — in Betreff der paſſiven Wahlfäbigfeit in dem einzelnen ftändijchen 
er Verfaſſungsgeſetze der Gegenwart ©. 170 f. ©. 183. 

22) ©. die deutfchen Berfaffungsgejeße der Gegenwart. Erfte Fortſetzung 1858. ©. 11 f. 
und oben den Art. „Hannover“, von Stüve. Bd. IV, ©. 689 f. bef. ©. 705 f. S. 723 f. 

23) Bol, oben Bd, IV, ©. 691. 
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nad dem ſtändiſchen Princip auseinander gehalten find. — Auch im Königreich 
Württemberg, wo ver 1849 befeitigte 9. Abſchnitt der Berfaffungsurkunde 
von 1819 durch die oftroiirte Verordnung vom 6. November 1850 wieder in Kraft 
getreten ift, Bietet die Bildung des Landtags, abgeſehen von ver bier vorzugs⸗ 
weife ftandesherrlidhen erften Kammer, in Betreff ver Be renzung bes afti- 
ven und paffiven Wahlrechts eine Miſchung des ftändifhen Principe mit ven 
Konfequenzen des Nepräfentativfpftems dar, Die zweite Kammer befteht bier aus 
13 Deputirten des ritterfchaftlihen Adels, die von diefem aus feiner Mitte 
gewählt werben, mehrern der proteftantifchen und katholiſchen Hierarchie angehöri- 
gen Mitgliedern, dem Kanzler der Landesuniverfität und aus den Deputirten ver 
befonder8 genannten Städte und fämmtlicher Oberamtsbezirfe. — Im Grofher- 
zogthum Baden find die Deputirten des grundherrlihen Adels mit den Stan- 
beöherren u. ſ. w., und bie beiden Univerfitäten in bie erfte Kammer geſetzt; für 
die Bildung der zweiten Kammer ift mehr das numerifche Verhältniß maßgebend, 
jevod jo, daß einer Anzahl Städte eine befondere, reſp. verftärkte Bertretung ein- 
geräumt ift 4). Ganz ähnlich find die Principien, auf welden das die Zufam- 
menfegung ber beiden Kammern betreffende, jest in Heffen- Darmftadt gel- 
tende Gejeg vom 6. September 1856 beruft; nur ift bier ber grundbeſitzende 
Adel in die zweite Kammer verwiefen 2). — In Kurheſſen hatte die Berfaf- 
jungsurfunde von 1831 dem ftänbifchen Princip in Betreff ber Bildung der Stände: 
verfammlung jede mit den veränderten Verhältniffen irgend vereinbare Rückſicht ges 
ſchenkt; nad ihrer durch ein factum nullo jure justificabile eingetretenen Befeiti- 
gung gelten num die Beftimmungen des proviforifchen Berfafjungsgefeges von 
1852 mit dem Zerrbild eines Zweifammerfyftems und dem ganz unbiftorifchen 
Miſchmaſch von ftändifhem und Zunftwefen bei ver Bildung ber zweiten Kammer, 
wobei von einer wirklichen Sandesrepräfentation faft gar feine Rebe fein fann 26), — 
Die ſtändiſche Vertretung des Herzogthums Tau enburg befteht aus dem erb- 
lien Landmarſchall, zwei Iebenslänglichen Landräthen, weldhe mit dem Lanbmar- 
Hal das Landestollegium bilden, und aus 15 gewählten Abgeorbneten, nämlich 
5 von ber Nitterfhaft, 5 von den Städten und 5 von ben Beſitzern bäuerlicher 
Güter 27); hat alfo in ber DOrganifation das ftändifche Princip bewahrt, ebenfo 
auch die Holftein’fche Provinzial-Berfaffung, nad welcher die Stänbeverfanm- 
lung aus dem jeveömaligen Beſitzer ber fürftlih Heffenfteinifhen Fideikommiß— 
gäter, 5 Abgeordneten der Geiſtlichkeit, 4 prälatifhen und ritterfchaftlihen Abge- 
orbneten, 9 Deputirten der größern Grundbefiger und 16 ver Heinern Landbefiger, 
15 der Städte und 1 der Univerfität Kiel zufammengefett wird 28), — für 
Luremburg hatte fhon die Berfaffung von 1841 das Princip des allgemeinen 
Wahlrechts mit nur numeriſch abgegrenzten Wahltollegien und relativer Beftim- 
mung ber Zahl der ftändifchen Deputirten aboptirt 29); die Verfafjung von 1848 
behielt dies natürlich, mit einigen das Wahlrecht erweiternden Mopifitationen, 
bei 30), und die oftrolirte Revifion vom 27. November 1856 bat an biefem 


3) ©. die deutichen Derfaff.Gefege der Gegenwart. S. 333 f. S. 346 und den Art. 
„Baden“ oben Bd. I. S. 645. 
25) S. die angef. Sammlung der Verfaſſ.Geſetze. Erfle Fort. S. 116 f. vgl, mit der 
Hauptſamml. S. 398 f. 

26, Verfaſſ.-Geſetze der Gegenwart. S. 357 f. 

27) Patent v. 20, Der. 1853. Die Verfaſſ.⸗Geſetze S. 419 f. 

28) Die Verfaſſ.Geſete der Gegenwart ©. 427 f. 

©. die Samml. v. Pölig, Fortf. v. Bülau (Leipzig 1847) S. 269 f. 
9) Die Verfaſſ.⸗Geſehe. S. 466. 


BD luntſqhli und Berater, Deutſches Staats-MWörterbud, VI. 19 
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Princip nichts geändert 3). — In den ſächſiſchen Landen weichen vie beftehen- 
den Berfaffungen jehr von einander ab. In Weimar war die Vertretung bes 
Landes nah dem Grumdgefeg vom 5. Mai 1816 ganz auf die hiftorifche Glie— 
derung der Stände gegründet — 11 von der Ritterfhaft, 10 vom Stande ber 
Bürger, 10 vom Stande der Bauern, mit votum separatum 32) —; das Wahl- 
gefeß von 1848 hob diefe ftändifche Gliederung auf, und das jetzt geltende vom 
6. April 1852 hat, abgefehen von ver Wiederherftellung ver befondern Vertretung 
der begüterten ehemaligen Reichsritterfchaft durch 1 Deputirten, nur mit Rückſicht 
auf die Größe des Grundbeſitzes und Einkommens die ftändifhen Rechte ver- 
theilt 33) (A Deputirte der Grundbeſitzer mit wenigftens 1000 Rthlr. jährlicher 
Grundrente, 5 Deputirte der Unterthanen, welche aus andern Quellen menigftens 
1000 Rthlr jährliches Einfommen haben, 21 aus allgemeinen Wahlen hbervor- 
gehende Deputirte ver das Bürgerrecht in einer Gemeinde befigenden Unterthanen). — 
Die Organifation des Landtags im Herzogthum Meiningen richtet fih im Wefent- 
lihen no nad den Beftimmungen des Grundgeſetzes von 23. Auguſt 1829, 
wonad die Abgeordneten aus den drei Klaſſen der großen Gutsbefiter, der Städte 
und der Lanbbewohner zu gleihen Theilen gewählt werben. Doch find einige Kon- 
fequenzen des ftändifchen Princips nad dem Geſetz vom 25. Sunt 1853, welches 
zwei (dem großen Grundbeſitz entzogene) Abgeorpnete durch den Herzog ernennen 
läßt, im Uebereinftimmung mit dem das ftändifche Prinzip ganz befeitigenden Wahl- 
gejeß vom 3. Juni 1848, aufgehoben geblieben A). — Im Herzogthum Alten- 
burg ift die durch die Geſetzgebung von 1848 ganz anfgehobene ftändifche Glie— 
derung durch das oftroiirte Gefeg vom 12. März 1855 ganz fo wieberhergeftellt 
worden, wie fie das Grundgefeg vom 29. April 1831 8. 167—198 aufgeftellt 
hatte, Der altenburgifche Yandtag befteht hiernach wieder aus 8 Deputirten ber 
Rittergutsbefiger, 8 der Städte und 8 des Bauernftandes 3), — Nur in den 
Herzogthümern Coburg und Gotha befteht zufolge des gemeinfchaftlichen 
Orundgefeges vom 3. Mai 1852 das Nepräfentativfuftem ohne ftändifhe Glie— 
berung, ſowohl in Betreff des gemeinfchaftlihen Landtags als der beiden Sonder- 
lanbtage, noch jegt in Geltung 3), — Ueber die Organifation des Landtags im 
Herzogthfum Braunfhweig fann auf die bereits oben 37) gegebenen Mitthet- 
lungen verwiefen werben. — In Naffau, wo bis 1848 die Zufammenfegung 
des Landtags (mit zwei Kammern) auf dem Patent vom September 1814 beruhte, 
ift unter Befeitigung des proviforifhen Geſetzes vom 5. April 1848, welches bie 
Stände zu einer Pandesverfammlung vereinigte, durch die oftroiirten Verordnungen 
vom 25. November 1851 eine neue zum Zweilammerfyftem zurüdtehrende Orga- 


3), Die Verfaſſ.Geſetze. Erſte Fortſ. S. 179, 

22) Deutfched Staatd- u. Bundesr, Th. 1. $. 112. Note 6.— Pölik, die europäiſche Ver: 
faſſung. Bd. 1. Abth, 2. S. 760 f. S. 770. 
) ©. die deutſchen Verfaſſ.Geſetze der Gegenwart S. 520. 

3%), S. die deutihen Verfaſſ.“Geſetze S. 534 f. 

35) D. Vetfaſſ.⸗Geſetze S. 612 f. ©. 642, 

36) Der Landtag für Koburg befteht aus 11, der für Gotba aus 19 Mitgliedern, die 
nad den Beſtimmungen des 8. Abichnittes des Grundgeſeßes aus einer entfprechenden Zahl von 
Wahldiftriften hervorgehen. Die Mitglieder des gemeinfchaftlichen Landtags werden von den Son 
derlandtagen aus ihrer Mitte gewählt, 7 aus Roburg, 14 aus Gotha. ©. die Verfaſſ.-Geſetze 
der Gegenwart ©. 661 f. ©. 673 f. 

7) Bd. I. ©. 239 f. ded Staatswörterbuchs. ©. auch die Verfaff.-Gefepe der Gegenwart 
En u rg dad Gejeg über die Zufammenfegung der Landesverſammlung v. 22. Nov. 
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nifation in Kraft getreten, welche, abgefehen von ven befonvern für die erfte 
Kammer anerfannten Stanvjchaftsrechten, auf dem Repräfentativfyftem ohne ftän- 
diſche Gliederung beruht #). — Für die beiden Großherzogthümer Medlenburg 
beſteht noch jegt die altſtändiſche Ritter- und Landſchaft, welde fih niemals zu 
einer Nepräfentation des ganzen Landes entwidelt hat und am allerwenigften ven 
jegigen,, ſei es auch beſcheidenſten Anforberungen an eine Landesrepräfentation 
entjpricht, zufolge des vie medlenburgifhe Berfafjungsfrage nad) Art eines privat- 
rechtlichen Streites entſcheidenden Spruchs des Sciedsgerichts zu Freienwalde vom 
12. September 1850, in anerkannter Wirkſamkeit 9). Der ftaatsrehtlihe Zuftand 
der mecklenburgiſchen Lande ift infofern einzig in feiner Art. Denn wenn auch 
fonft noch Refte des altſtändiſchen Weſens vorfommen, fo beftehen fie doch nicht 
in einer der mecklenburgiſchen Berfaffung entfprechennen Wirkfamfeit. — Im 
Großherzogthum Oldenburg, weldes überhaupt erft nah 1848 eine landftän- 
diſche Verfaſſung erhalten hat, ift der Organifation des Landtags die Rüdficht 
auf ſtändiſche Gliederung ganz fremd geblieben. Der Landtag ift zu einer 
Kammer vereinigt und befteht aus lauter gewählten Abgeorbneten, die aus den 
lediglich nah dem numerifchen Berhältnig abgegrenzten Wahlkreifen (1 Abgeord— 
neter auf 6000 Einwohner) hervorgehen 4%), — Was die anhaltifhen Her- 
zogthümer betrifft, fo fehlt e8 gegenwärtig Deffau und Köthen ganz an einer 
organifirten Landſchaft; fie haben aber Ausfiht, vurh eine mit Bernburg 
gemeinfchaftlihe Drganifation mit ftändifcher Olieverung beglüdt zu werben. 
In Bernburg dagegen befteht nod die „Volksvertretung“ nad) Maßgabe des Lan- 
besverfaffungsgefeges vom 28. Yebruar 1850 und Wahlgefeges de eod., derge— 
ftalt, daß dazu auf jeve Bollzahl von 3000 Seelen ein Abgeorbneter gewählt 
wird A), — Dagegen begegnet uns in ven neuen Berfaffungen ver ſchwarz— 


38) Die zweite Kammer beftebt aus 24 Abgeordneten, welche nad den im Wahlgefep ent 
haltenen Borfchriften in 24 Wahlkreiſen gewählt werden. Die erfte Kammer umfaht die Prinzen 
des regierenden Haufed, Standes» und Grundherrn, die kathol. und evangel. Biſchöfe, 6 Abgeordn. 
der böchft befteuerten Grundbefiger und 3 Abgeoron. der höchft befteuerten Gewerbtreibenden. ©. 
die deutichen Verfaſſ⸗Geſetze ©. 758 f. 

39) ©. die alten mecklenb. aeg Ihe und insbei. den landesgrundgeſetzl. Erbvergleih v. 
18. April 1755, aus dem ſich aber die Organifation der Nitter: und Landfhaft, troß feiner großen 
Weitläufizfeit und Detailbeftimmung, gar nicht erfennen läßt, in den deutſchen Verfaſſ.-Geſetzen 
der Gegenwart S. 771—898, 

#0, Didenb. Grundgefeß v. 22, Nov. 1852, Art. 112 f. ©. die deutfchen Verfaſſ.Geſetze 
©. 899 f, indbef. S. 921. 944 f. . 

41) S. die Berfafj@ejepe der Gegenwart S. 955 f. insbeſ. S. 967, 974 f. ö 

Zufag. Obiges war niedergefchrieben, che uns die inzwifchen publizirte „Landſchafts— 
Drdnung für die Anbaltifähen Herzogtbümer” d. d. Deffau 18. Juli u. Hoym 
den 31. Aug. 1859 bekannt fein konnte. Durch diefelbe hat Bernburg feine auf dem Landes— 
verf. Geſetz dv. 1850 beruhende ftändifche Neyräfentation, welche unbegreifliher Weile zugeftimmt 
bat, verloren. Nach diefer neuen Landſchafts-Ordnung „befteht (8 1) für die Anbaltifchen Herzog: 
tbümer eine Gefammt-Lundfchaft, welche entweder im ihrer Gefammtheit auf einem Ge: 
fammt-2andtage, oder für die beiden Herzogtbümer gefondert, auf Sondersfandtagen 
verhandelt.“ Der Gefammt-Landtag wird gebildet 1) durch 12 Vertreter der Nitterichaft, 2) 12 
Vertreter der Städte, 3) 12 Vertreter der Landgemeinden. Alles Nähere ift im fchönften Rococo- 
ſtyl ausgeführt, wozu 3. B. auch gehört, daß nur die Schulgen der Landgemeinden die Ver: 
treter derielben zu wählen haben. Nah $ 43 jo dieſe Sandfehafte-Ordnung unter die Gewähr 
des deutfchen Bundes geftellt werden, was inzwifchen auch in der Bundesverſammlung beantrant 
worden ift. Schrieben wir erft 1760 p. Chr , fo wäre gegen bie Uebernahme der Garantie 
nichts zu erinnern; im Jahre 1860 aber kann die deutfihe Bundeöverfammlung damit nicht 
viel Ehre einlegen. 
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burgifhen fFürftenthümer 42) wieder die ftändifche Gliederung in Rudol— 
ftadt in einer ganz vernünftigen, andern deutſchen Berfafjungen fonformen 
Weife 3); in Sondershanfen dagegen in einer Geftalt, die nur als eine 
politiſche Mißgeburt der blindeften Reaktion bezeichnet werden fann #). — Wegen 
ber übrigen zur 16. Oefammtftimme beim Bundestag vereinigten Staaten ver- 
weifen wir der Kürze und Raumerfparniß halber auf die Sammlung der deutſchen 
Berfafjungsgefege ver Gegenwart ©. 1034 f., und machen nur noch darauf auf- 
merffam, daß Reuß j. L. dur das in der „Erften Fortfegung” jener Samm- 
lung ©. 217 f. bereits mitgetheilte Gefeg über die Zufammenfegung und Wahl 
der Landesvertretung vom 16. Mai 1856 zum Syſtem ber ftänbifchen Gliederung 
zurüdgefehrt ift. 

B. Ein und Zweifammerfyfiem. Die Adoption bes fog. Zweikam— 
merfyftems, auf deſſen Vorausſetzungen, politiihen Werth, Zweck und Nuten bier 
nicht eingegangen werben foll (f. oben „Geſetzgebender Körper" Bd. IV, ©. 294), 
in einer Mehrheit von deutſchen Buntesftaaten beruht zunächſt augenſcheinlich auf 
einer Nahahmung der franzöfifhen Charte von 1814 #5), Daffelbe befteht gegen- 
wärtig in Preußen, Bayern, Sadjen, Hannover, Württemberg, Ba— 
ben, ben beiden Heffen und Naffau, und zwar fo, daß bie Umgeftaltungen, 
welche die erfte Kammer in Folge des herrſchend gemorbenen Grundſatzes von 
ber Befeitigung aller Standesvorrechte in mehreren biefer Staaten erfahren hatte, — 
in Württemberg war vorübergehend (1849— 1850) die erfte Kammer ganz ver- 
ſchwunden — der auf dem Wege ber Oftroiirung wieder in Kraft gefetten, fei 
ed unveränberten ober mobificirten, älteren Berfaffung wieder haben weichen 
müffen. Es würde zu weit führen, wenn wir hier im Detail die Zufammenfegung 
der erften Kammer (over wie fie fonft heißen mag: „Herrenhaus“ in Preußen, 
„Herrenbank“ wenigftens früher in Naffau, „Kammer ver Reihsräthe” in Bayern) 
in den einzeln Bundesftanten verfolgen wollten; auch ift gelegentlid ſchon vorhin 
unter A. mehrfadh dazu Gehöriges hervorgehoben 36), Zu bemerken ift nur im 
Allgemeinen, daß ſich weder eine burdigängige Uebereinftimmung in den verfchie- 
denen beutfhen Berfafjungen erkennen läßt, wenn aud gewiffe Beſtandtheile, wie 
3- B. das Kontingent der Stanbesherren, ſich überall finden, noch daß in ben ein- 
zelnen Verfaſſungen ein beftimmtes Princip, fei es das ber Pairs- oder hohen 
Adelskammer, oder das des Senats ober ber hervorragenden Kapacitäten, ober 
das der Bertretung ber wichtigften focialen Intereffen, ausſchließlich die Bildung 
ber erften Kammer geregelt hat und nad den gegebenen Verhältniſſen beftimmen 
tonnte. — Größere Uebereinftimmung herrſcht in Betreff der Auffaffung des 
Verhältniffes der beiden Kammern zu einander und in ihren Beziehungen zur 
Regierung und zum Lande. Ueberall bilden die beiden Kammern, im Ganzen mit 
gleichen politifchen Rechten neben einander beftehend, zufammen ven Ianpftändi- 


— — — 


42) Verfaff.s@eiehe der Gegenwart S. 980 f. 
+3) Verfaſſ.Geſehe der Gegenwart S. 1019. 
+) Die in den Verfaſſ.⸗Geſehzen der Gegenwart nebft ihren fpätern Abänderungen abgedrudte 
Verfaſſ.Urkunde v. 12. Dec, 1849 ift nämlich inzwiſchen durch das in der „Erften Fort.” unferer 
Sammlung S. 200 f. abgedrudte monftröfe Verfaſſ⸗Geſetz v 8. Juli 1857 verdrängt worden. 
Ganz befonders bemerkenswerth ift, daß nach demjelben ein Drittel des Landtags aus lebens 
länglicen vom Fürften ernannten Mitgliedern beftebt. 
+5) Auf Geſchichte und Erfahrung (die alte Gliederung der Stände) gründet die Notbwen- 
digfeit zweier Kammern der Freiberr von Stein. ©. dei. Leben v. Perg. Br. V. S. 35 f. 
6) S. Übrigens die betreffenden Verfaſſungen in der fchon oft angeführten Sammlung der 
deutichen Verfaſſ⸗Geſetze der Gegenwart. 
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fhen Körper, obwohl fie in ver Regel getrennt von einander berathen und be- 
ſchließen, und es muß hiernach als Orundfag feftgehalten werben, daß erft durch 
einen übereinſtimmenden Beſchluß beider Kammern die Anſicht oder der Wille der 
Stände einen verfaſſungsmäßigen Ausdruck erhält. Im Einzelnen zeigen ſich aber 
auch hier die mannigfachſten Modifikationen in den deutſchen Verfaſſungen, 
und es tritt eine ganze Reihe von Ausnahmen vom allgemeinen Princip 
in denſelben hervor, namentlich hinſichtlich der einſeitigen Legitimationsprüfung, der 
Entſcheidung über Petitionen und Beſchwerden, der Ausübung des Anklagerechts 
wegen Verfaſſungsverletzung #7) u. ſ. w. Auch treten hinſichtlich der Bertagung 
und Auflöſung, ſowie in Betreff der Erneuerung, der Ergänzung der wechſeln— 
den Glieder verſchiedene Normen in Betreff ver beiden Kammern hervor #8), Es 
ift daher immer das in Betracht kommende Verfaſſungsgeſetz einzufehen, um 
Sicherheit darüber zu erhalten, was pofitiven Rechtens fei. Beſonders bemerkens— 
werth ift aber noch, dag es nach mehreren Berfaffungen auch Yälle gibt, wo bie 
beiden Kammern vereinigt werden und — abgefehen von ihrer Vereinigung bei 
ven folennen Gröffnungs- und Berabfhiedungsaften 39) — auch formell nur einen 
berathenven refp. beihlußfaffenden Körper bilden, namentlid bei Verwerfung des 
Finanzgefeges von Seiten der einen Kammer (Baden, Württemberg, 
Heffen- Darmftadt), oder aud ohne folhe Vorausfegung für die Beſchluß— 
faffung über vie Steuerbewilligung (Naffau); ferner als legtes Mittel zur 
Vereinigung über einen von der einen Kammer zurüdgewiefenen Gejegentwurf 
(Heffen-Darmftadt) und nah der preußifhen BVerfaffung Art. 55, 57 aud 
zur Entſcheidung über die Nothwendigfeit des Cintritts einer Regentfhaft, ſowie 
eventuell zur Wahl eines Negenten. Der Konfequenz nad müßten alle Vorlagen 
ber Regierung gleichzeitig an beide Kammern oder überhaupt an ven Landtag 
gebracht werben. Indeſſen gilt diefer Sag nicht überall (f. z. B. k. ſächſ. Verf. Urk. 
8. 122), und mehrfach finden wir die Beſtimmung, daß das Finanzgeſetz zuerſt 
an bie zweite Kammer gebracht werden muß (Sahfen), und daß die erfte Kam- 
mer dann nur den Beihluß der zweiten im Ganzen annehmen oder ablehnen 
fann. (Preußen, Württemberg, Baden, Heſſen-Darmſtadt). Die wenig- 
ften und ihrer Bedeutung nach unerheblichften Ausnahmen vom Princip und deſſen 
Konfequenzen ftatuirt die haännover' ſche BVerfaffung. Die Beftimmung, daß, 
wenn vie eine Kammer nidt vollftändig zufammenfommt oder beſchlußunfähig 
bleibt, fie als einwilligend in die Beſchlüſſe der andern angefehen wird, finden 
wir in der württembergifhen und heſſen-darmſtädtiſchen Berfaffungs- 
Urkunde, dort mit dem Zufag, daß es in dieſem Falle den erfchienenen Mitglie- 
bern ber unvollzähligen Kammer freiftehen fol, den Situngen ver andern mit 
Stimmreht beizumohnen. Zur Ausgleihung von Meinungs- Differenzen oder 
Herbeiführung eines übereinftimmenden Beſchluſſes ift das natürlihe Mittel die 
Niederfegung gemeinſchaftlicher Deputationen. Schlägt auch biefes, beziehungsweife 
in einer verftärften Konferenz wiederholte Mittel, fehl, fo ift der Mangel eines 
übereinftimmenven Befchluffes der Regierung fund zu geben. Das Recht ver legtern 
den Ständen gegenüber beftimmt ſich aber dann darnach, ob es fih nur um ein 








47, Ueber das Recht jeder Kammer, für fih eine Adreſſſe an den Landesherrn zu erlaffen, 
f. oben Tb. 1. ©. 69. 

48) Val. die im deutjchen Staats nnd Bundesrecht Tb. I, $. 113. Note 4, 5 und 8 her⸗ 
vorgehobenen Beftimmungen der einzelnen Verfafjungen. 

9) Nach der preup. Verfaſſ. Art. 54 und 58 erfolgt auch die Eidesleiftung des Königs 
und des Megenten auf die Verfaſſung vor den vereinigten Kammern, 
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rathſames Gutachten der Stände, ob um Zuftimmung oder in Betreff ſchon vorliegenver 
Regierungsakte um nur nachträgliche Verwerfung oder Mifbilligung derſelben hanbelt. 

C. Die Mitglieder des Landtags und deren politiſche Rechte 
als Einzelne Die Mitglieder tes Landtags treten entweder kraft 
eigenen (angeborenen) Rechts, oder kraft ihres (Staate-, Kirchen- oder Gemeinde-) 
Amtes, Fraft befonderer Berufung oder Ernennung, oder ald Abgeord— 
nete im engern Sinne, kraft ber rite vollgogenen Wahl Seitens des dazu ein 
fiir allemal berechtigten oder für viefen Zwed beſonders gebildeten Wahlförpers 
in die Ständeverfammlung ein. Für alle bedingt aber der Befig gewiffer perfön- 
licher Eigenfhaften die Ausübung des ftändifhen Rechts, vergeftalt, daß wegen 
Mangels einer folhen Eigenfchaft entweder die Ausübung ruht, oder eine andere 
Wahl oder Ernennung erfolgen muß, aud dann, wenn der Defeft der nothiwen- 
digen Eigenfchaften erft fpäter während des Yandtags eintritt. Die allgemein, auch 
für die erblih Berechtigten zur Ausübung des ftändifhen Rechts erforderlichen 
Eigenfhaften 59) find befonders: a. männliches Geſchlecht; b. Volljährigkeit 
oder das befonders beftimmte Lebensalter (bei der erften Kammer zuweilen ein 
höheres als bei der zweiten); c. Selbftänpigfeit, Unbefholtenhbeit und 
Bollbefit der allgemeinen bürgerlihen und politifhen Rechte Sl). Andere 
auch noch vorfommenvde Bedingungen, um Mitglied des Landtags zu fein, find: 
Zugehörigkeit zu einer der anerfannten chriſtlichen Kirchen 2), Wohnfig im 
Lande oder wenigftens Staatsangehörigkeit (nad) mehreren Verfafjungen fchon 
feit mehreren Jahren), daß man nit in auswärtigen Dienften ftehe, daß man 
nicht felbft in Konkurs gerathen fei 8) Doch finden fih in Betreff der nicht 
die phyſiſche und moralifche Fähigkeit bedingenden Erfordernifje nicht jelten wieder 
Ausnahmen, namentlih in Betreff des erforderlichen Alters, des Wohnfiges, des 
auswärtigen Dienftverhältniffes zu Gunften der Prinzen des regierenden Haufes, der 
Standesherren und der Ritterfchaft 9). Für die Abgeordneten im engern Sinne, 
insbefonbere aud da, wo nur eine Kammer eriftirt und vielleiht nur aus Ab- 
georbneten befteht, finden wir außerdem öfters auch jett noch einen beftimmten 
Eenfus als Qualifikations-Bedingung aufgeftellt 5) und bei Staatsbienern bie 


50) Nicht alle Verfaffungen ftelen übrigens in der Art gemeinfchaftliche Erforderniffe für die 
Mitglieder der erften und zweiten Kammer auf, wie e& 3. ®. in der bannov. und württemb. 
Verfaſſ⸗Urkunde der Fall ift, fondern halten, wie 3. ®. Preufien und Bayern, die Qualifl- 
fationsbedingungen auseinander. 

5!) rüber findet fich diefes Erforderniß häufiger dahin ausgedrüdt, daß wer wegen eines 
Verbrechens beftraft oder zur Unterfuchung gezogen fei, ohne gänzlich freigefprochen zu werden, 
nicht Mitglied fein fünne. Neuere Berfaffungen ftellen es mehr darauf, dat man den Vollbefig 
Se Mechte in Folge rechtsfräftigen richterlihen Erfenntniffes nicht verloren baben 
dürfe, Das nftitut der bloßen absolutio ab instantia fpielte dort eine fehr bedenkliche Rolle. 
Deutiches Staats und Bundesrecht Ih. 1 $. 115. Note 8. 

5?) So noch jetzt nach dem wieder geltenden hannov. Randesverfafl. Geſetze von 1840. 8. 
93. (GBrgl. auch die württemb. Verfaff.-Urfunde 8. 135. Baden 8. 37. Nr. 1, aufgehoben 
durch Geſet v. 17. Februar 1849.) Meining. Gef, v. 1853. Art. 10, 

53) Bol. 3. B. bannov. Verfaff. v. 1840. $. 95. Sächſ. Verfafl. Wahlgefep $. 5. Würt— 
temb. Verfafellrkunde 8. 135. 

5) So 5. B. das bannov. Landesverfaff..Befep v. 1840. $. 93. Bol. andererfeit? über 
die Mitglieder der erften Kammer preufi. Verordn. d. 12. OM 1854. $ 7. 8 Baver. Verfafl. 
Urkunde Tit, VI 8. 5. 

. #) Hannov, Pandesverfafl.-Befep v. 1840, 8.89.90. — Sächſ. Verfaſſ. Urkunde $. 65. 70 
(bei den Abgeordneten der gg 6 — Baden Verfaſſ. Urkunde 8. 37. — Helfen: 
Darmftadt BDerfafj.-irfunde $. 55. Gejeß v. 6. Sept. 1856. Art. 12. Art. 13 f. — Mei: 
ing. Geſetz v. 1853, Art 10. Altenb. Grundgefep $. 196. 
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Berechtigung zur Annahme der Wahl von der Erlaubni oder dem Urlaub ber 
Regierung (vorgefegten Dienftbehörbe) abhängig gemacht, abgefehen davon, daß in 
manden Berfafjungen gewiffe Beamte (insbefondere die Mitglieder des Minifte- 
riums) entweder überhaupt ober wenigftens in ihrem Dienftbezirt nicht gewählt 
werden können, Nad dem Schlußprotofoll der geheimen Wiener Minifterialfonfe- 
renzen haben ſich die deutſchen Regierungen dahin geeinigt (Art. 23): „Man wird 
den Grundſatz fefthalten, daß Staatsbeamte zu ihrem Gintritt in ſtändiſche Kam- 
mern ber Öenehmigung des Landesherrn bedürfen” 56), Dffenbar in Folge hievon 
entbrannte dann ver vielbefprodhene fog. Urlaubsftreit in Baden, wo es fid 
bauptfählih um die Frage handelte, ob, beim Stillſchweigen der Berfaffungs- 
Urkunde über diefen Punkt, fi die Nothwendigfeit des Urlaubs für den Staatsbiener 
von felbft verftehe? Die 1848 zur Herrfchaft gelangenden Grundfäge befeitigten 
überall die Nothwenpigfeit des Urlaubs, was auch ausprüdlic in die neuen oder 
revibirten Verfaffungsurfunden und Wahlgeſetze überging. Später bat dann bie 
reaftionäre Strömung in den meiften deutſchen Staaten das entgegengefeßte 
Princip wieder zur Herrſchaft gebradt; man hat die Nichtnothwendigkeit 
des Urlaubs fogar zu einer Verlegung des monarchiſchen Princips geftempelt, und 
daraus felbft einen Berechtigungsgrund zu den ftattgefundenen Oftroiirungen ent= 
nommen 57), Ja man findet jegt die Nothwendigfeit der Regierungserlaubniß zur 
Annahme der Wahl auf Fälle ausgedehnt, bei denen von einer Rechtfertigung aus 
ber Rüdficht auf die Verwaltung des äffentlihen Dienftes gar feine Rede fein 
fann 58), und die Tendenz, dem herrſchenden Syſtem läftige over mifliebige Per- 
onen von der Ständeverfammlung auszufhließen, das allein Maßgebende ift. 
Nichtsveftoweniger dauert die vermeintliche Verlegung des monardifhen Principe 
in den beiden größten fonftitutionellen Staaten Deutfhlands, in Preußen und 
Bayern, aud jest noch fort, und hat ſchwerlich Ausſicht, hier ald ſolche aner- 
kannt zu werben 59). Wo es aber an einer Beftimmung fehlen follte, würden wir 
die Erlaubniß zur Annahme ver Wahl gar nit für nothwendig erfennen 


56, Daß die ganze Frage fich nur auf gewählte Abgeordnete und alfenfalla Bevollmäd» 
tigte von folchen, die fraft eigenen Nechts Mitglieder des Landtags find, bezieht, leidet wohl 
feinen Zweifel Den kraft eigenen Rechts Berufenen wegen des fonfurrirenden Staatödiener:Vers 
bältnifjes den Eintritt in die Ständeverfanmlung durch Verweigerung ded Urlaubs unmöglich zu 
machen, würde eine offenbare Nechtsverlebung fein, wenn fle auch der Form nah einer Urlaubs— 
bewilligung bedürfen und für die interimiftifche Verwaltung des Dienftes Sorge zu tragen haben 
würden. 

57) So beſagt 3. B. die Altenb. Verordn. v. 12. März 1855 (Samml. der Verfafſ. Ge- 
feße der Gegenwart S. 640), daß das Wahlgeſetz v. 3. Auguſt 1850 den bundesrechtlihen Nor: 
men infofern nicht entfureche, ala es ein allgemeines Wahlrecht ohne ftändiiche Gliederung feſtſetze 
und „den Eintritt der Staatsbeamten in die Landſchaft nicht von einer vor— 
gängigen Urlaubsertbeilung abhängig made.” 

53, 3. B. im Könige. Hannover durch die Ausdehnung des $. 96 des Landesverfafl. 
Gefeges auf penfionirte „König. Diener“. K. Verordn. v. 14. Jan. 1857. (Verfaſſ-Geſetze der 
Gegenwart. Erfte Fortſ. S. 105.) Auch in Heſſen-Darmſtadt wollte die Regierung die Aus- 
dehnung auf Penfionirte durchfegen. Es gelang aber nicht Der Art. 19 des Geſetzes v. 6. Sept. 
1856 fagt ausdrüdlih: „Aktive Großherzogl. Civil: und Mititärbeamte, Offiziere und Geiſtliche, 
welche zu Abgeordneten gewählt werden, bedürfen zum Eintritt in die Ständeverfammlung des 
Urlaubs der Staatsregierung.” 

59 Preuß. Verfaff. Urfunde Art. 78. „Beamte bedürfen feines Urlaubs zum Eintritt in 
die Kammer.” Richtiger ift wobl die Beltimmung des bayeriſchen Geſetzes v. 4. Juni 1848 
Art. 24: „Der Urlaub darf den gewählten Staatsbeanuen und öffentlichen Dienern nicht verwei- 
gert werden; ebenfo wenig den Offizieren und Militärbeamten, foferne nicht außerordentliche Vers 
Bältnife ihrer Entfernung vom Dienfte entgegenftehen.“ (Daß fich dieſe Ießtere Limitation nur 
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Ünnen, und einen Urlaub zur Theilnahbme am Landtag aud nur dann, 
wenn eine gänzliche oder theilweife Entbindung von den Amtsgefhäften begehrt wird, 
oder eine foldhe Entfernung vom Amtsfige damit verbunden wäre, zu welcher es nad) 
der Staatsdienftorpnung überhaupt eines Urlaubs bebarf. 

Bon der politifhen Stellung und den Rechten der einzelnen Mit- 
glieder des Landtags als folder f. den Art. „Abgeordnete (Br. I. ©. 1f.), 
wo hierüber aud in Betreff der deutſchen Berfafjungen bereits das Erforber- 
liche zufammengeftellt ift. 

D. Wahl der Abgeorpneten. Dauer des Abgeordnetenamts. 

1. Das Wahlrecht in ven deutſchen Bundesftaaten, wo überhaupt ein 
folhes in Betreff aller oder eines Theiles der Mitglieder der Ständeverfammlung 
befteht 6%), hat natürlich einen verfchienenen Umfang und eine verfchievene Bedeu— 
tung, je nachdem die VBerfaffung ein fog. allgemeines Wahlrecht ftatuirt, oder 
auf der Grundlage „tändifher Gliederung“ beruht 1), Weberall finden wir 
aber die Wahlberehtigung (fog. aktives Wahlrecht) vom Befig gewifier Eigen- 
haften oder der Abwefenheit gewiffer perfönlicher Mängel abhängig gemacht. Es 
gehören dazu wohl nad allen Verfaffungen oder Wahlgefegen vie oben (S. 294) 
in Betreff der Fähigkeit, als Deputirter gewählt zu werben (des fog. paffiven 
Bahlrehts), unter a bis c bemerften Cigenfchaften, zu welchen va, wo vie 
Bildung des Landtags auf ftändifcher Gliederung beruht, noch die Zugehörigkeit 
zu ber beftimmten Klaffe, mit ven das Wahlrecht in ihr bebingenden Qualitäten 
fommen muß. Auch das Bekenntniß der chriſtlichen Religion ift nad) einigen 
Berfaffungen (3. B. in Sachſen, in Altenburg, Meiningen, Rubolftadt, Reuf) 
wieder Bedingung für die Theilnehmer an ver Wahl geworben. Näher auf vie 
Beftimmungen der einzelnen Berfaffungen oder Wahlgeſetze in dieſer Hinficht ein- 
zugehen, ift nicht möglich, ohne den dieſer Darftellung gewidmeten Raum über: 
mäßig zu überfchreiten 62), Manche Gefege enthalten auch gar Feine Beftimmungen 
über bie nothwendigen Eigenfhaften der Wähler, infofern fie darüber vie betref- 


auf Offiziere und Militärbeamte beziehen läßt, ift zweifellos) — Einen Verſuch, die berechtigten 
Intereffen der Staatäregierung und der Stände mit einander zu vereinigen, bat das Oldenb. 
— Art. 121 gemacht, inſofern es hienach zur Verſagung des Urlaubs eines Einverſtänd— 
niſſes zwiſchen Landtag und Staatsregierung bedarf, — gl. übrigens deutſches Staats⸗ und 
Bundesrecht Tb. I. & 155. S. 600 f. 

60) Abgefeben von den noch exiftirenden altftändiichen Verfaffungen, insbefondere der Med: 
lenburg'ſchen. dürfte die Tiechtenfteiniiche Verfaſſ-Urkunde v. 1818 die einzige fein, die in 
Detreff der „Randmannfchaft“ gar fein Wahlrecht kennt, indem jene lediglich „durch die zeitlichen 
Vorſteher oder Richter und durch die Altgeſchwornen oder Sädelmeifter einer jeden Gemeinde vor: 
geftellt“ wird. Nur bei dem andern Gtand der Geiſtlichkeit fommen einige (3) auf Lebenszeit 
gewählte Deputirte vor. 

61, S, darüber oben III. A. (S. 286 f.) 

62) Bol. über den Umfang des Wahlrechts und die nothwendigen Eigenfchaften der Wähler: 
Preuß. Verfaſſ.Urkunde Art. 70. Wahlgeſetz von 1849 8. 8. Bauer, Wablgeſehz v. 1848. 
Art. 5. Sächſ. Berfaff.-Urkunde $. 73. 74. Wablgeſetz v. 1831 8. 5, Hannov. Wablgeſetz 
v. 1840 $. 26. 8. 32 f. Württemb. Verfaſſ.Urkunde 8. 135. 142. Baden. Verfaſſ.Urkunde 
ES 35. 36. Wahlordnung v. 1818 8.43. Rurbeffen. Berfaff.-Urfunde v. 1852 8. 50. Heffen: 

armſtadt. Geſetz v. 1856 Art. 5 f. Lauenb. Verfaſſ. v. 1853 8.8. 9. Holftein. Verordn. 
von 1834. 8. 8. f. Luxemb. Berfaff. v. 1856, Art. 52. Weimar. Geſetz von 1852. 8. 7. 
Meining. Gefeg von 1853. Art. 6. Altenb. Berfaff. v. 1831. 8. 169. Koburg: Gotha. 
Grundgeſetz $. 146. Braunſchweig. Wahlgeſetz v. 1851. 8. 4. 8. 5. 8. 6. Naffau. Geſetz 
v. 1851. $. 1. Oldenb. Wahlgefeg v. 1852. Art. 7. Anb. Bernb. Wahlgefep v. 1850. $. 
1. f. Sondersh. Wahlgefeh v. 1856. 8. 22. Rudolſt. Verfaſſ-Urkunde $. 14. Reuß. j. 
ri ı 1856. $. 3. Lippe. Verfaff.⸗Urkunde v. 1836. 8. 13 f. Walde. Wahlgefep v. 
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fenden Beftinmungen der Gemeindeverfaffungen über Gemeindeangehörigkeit reſp. 
Theilnahme an der Wahl der Gemeindevorfteher entſcheiden laſſen 63), 

2. Abgefehen von den von befondern Ständeflaffen und Korporationen (3. B. 
Ritterſchaft, Stiftern, Univerfitäten) zu vollziehenden Wahlen ift das Syſtem ver 
indireften Wahl das in den deutſchen Berfaffungen ausſchließlich geltende, 
d. h. die fog. Urwähler wählen in ihren Bezirken oder Wahlkreifen bios Wahl- 
männer, umb erft aus dem Wahlakt diefer geht der Abgeordnete hervor; ja es 
kömmt auch mehrfach, wenigftens bei der einen oder andern Abtheilung, ein drei— 
faher Wahlproceß vor, infofern die Urmwähler erft Bevollmädtigte oder Bor- 
wähler, biefe die Wahlmänner und ſchließlich die legtern den Abgeord- 
neten zum Landtag zu wählen haben 64), 

3. Ueber das Wahlverfahren, Ladung und Zufammentritt der Wähler, 
Drt und Zeit und Leitung der Wahl, Beſchlußfähigkeit des Wahlfollegiums, Art 
der Abftimmung, über Wahl von Stellvertretern oder Erfagmännern 65) u. f. w. ent- 
halten die neuern Berfaffungs- und Wahlgefetse oder Wahlordnungen ausführlichere Be- 
ftimmungen, bie wir hier aud nicht im Detail aufführen oder zufammenftellen können. 
Geſetz ift überall, daß alle Wahlberechtigten gehörig geladen werden müfjen; Regel, daß 
fie fi nur auf Berufung der dazu berechtigten Staatsbehörden verfammeln können; aus- 
drückliche Borfchrift öfters, daß fie ſich lediglich auf den Aft des Wählens, refp. Prüfung 
ver Fähigkeit des Gewählten, unter Ausſchluß aller Proteftationen und Referva- 
tionen, zu beſchränken haben. Die Leitung der Wahl hat entweder die betreffende 
Magiftratsperfon, oder ein beſonderer dazu beftimmter Wahltommiffär. Hinſichtlich 
des Wahlaftes felbft gelten entweber für die Wahl ver Wahlmänner und der Ab- 
georbneten dieſelben oder verſchiedene Beftimmungen; namentlich zeigt fi ein Un- 
terſchied in Betreff der erforberlihen Zahl der gegenwärtigen Stimmberedhtigten, 
und darin, daß bei jenen relative Mehrheit genügt, bei diefen dagegen abfolute 
Majorität gefordert wird, Die Abftimmung felbft ift entweder eine geheime 
(Ichriftliche) oder öffentlihe (mündliche), oder es ift das ine oder Andere in 
das Belieben der Wähler geftellt, welches letztere offenbar den Vorzug verbient. — 
Daß nad dem Geifte des Repräfentativfyftems das Wahlrecht zugleich die Bedeu— 
tung einer öffentlihen Pfliht Hat, wird nicht im Zweifel zu ziehen fein. Ohne 
beſondere gefegliche Beftimmung läßt fich aber daraus weder die Erlaffung von Straf- 
befehlen oder gar zwangsweife Vorführung, noch die Gültigkeit fog. Minori- 
tätswahlen rechtfertigen, wenn das Geſetz eine gewiffe Anzahl von Wahlberedh- 
tigten zur Bornahme der Wahl verlangt. 

Die Frage, ob und inwieweit Wahlmänner Diäten oder wenigftens eine 
Entfhädigung für Reifetoften und Verſäumniß in Anſpruch nehmen können, 
läßt fih nur nad den Beftimmungen der befondern Verfaſſung beurtheilen. Im 
Zweifel wird fich ein rechtlicher Anfprud darauf ſchwerlich durch andere Analogieen, 
. B. non ber Entſchädigung der Zeugen im gerichtlihen Berfahren, begründen 
laffen 66), 


63), Bal. übrigens deutfches Staatd: und Bundesrecht Tb. I. $. 115. 

6, ©. z 2. in Hannover und Braunfchweig bei der Wahl der Deputirten der Land» 
gemeinden. 

65, Die Wahl von Erfakmännern ift entweder fafultativ oder geleplich notbwendig. Ganz 
verwerflich tft jedenfalls die Beftimmung, daß Diejenigen, welche nach dem Gewählten die meiften 
Stimmen baben, der Reihe nach als Erſatzmänner eintreten. 

66) Bol. überhaupt in Betreff aller das Wahlverfabren betreffenden Kragen die nähern Ans 
führungen aus den deutfchen Verfaffungen im deutichen Staate: und Bundesrecht Th. 1. $. 118. 
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4. Regel ift, daß der Gewählte die auf ihn gefallene Wahl, ohne Angabe 
von Gntjhuldigungsgründen, abzulehnen beredtigt ift, Doch kommen Aus- 
nahmen von diefem Sate in einzelnen Berfaffungen vor, zum Theil aud mit 
einer Unterfcheidung zwifchen den gewählten Wahlmännern und den Abgeorbneten, 
Für die Erflärung über Annahme oder Ablehnung der Wahl ift öfters eine Prä- 
kluſivfriſt feftgefegt. Mit der Annahme der Wahl beginnt die Eigenſchaft bes 
Abgeordneten, deren rechtmäßige Zuftändigfeit durch bie fpätere Entſcheidung bei 
ber Yegitimationsprüfung nur fonftatirt oder als gar nicht vorhanden gewejen 
beflarirt wird, — und dauert fort, bis fie, fei es aus einem allgemeinen 
Grunde (Ablauf der Yandtagsperiode, gefeglihe Ausloofung, Auflöfung des Land— 
tags) oder aus individuellen Gründen erlifht. Zu den letztern gehört — abge- 
jehen vom Tode des Abgeorpneten — überall der Eintritt einer der Urfachen, 
welche das paffive Wahlrecht ausschließen icf. oben III. C.). Auch haben faft alle 
neuern Verfaſſungen den Saß recipirt, daß ber Abgeorbnete dieſe Eigenſchaft ver- 
liert und fi einer neuen Wahl unterwerfen muß, wenn er ein (befoldetes) Stants- 
amt annimmt, oder wenn dem gewählten Beamten eine Beförderung im Staate- 
bienft (höherer Rang over Gehalt) zu Theil geworben ift; für bie oft ftreitige 
Frage, ob im vorliegenden Falle wirklich von einer Beförderung im Staats- 
dienfte die Rede fein könne? läßt fih nur aus der fonkreten Organifation und 
Ordnung des Stantsvienftes die Entſcheidung entnehmen. 

IV. Der allgemeine Beruf und die Rechte des Landtags. 

1. Es ift entjchievener Grundfag des neuern Verfaſſungsrechts in Deutſch— 
land, daß die Stände in ihrer forporativen Geſammtheit das verfaffungsmäßige 
Organ zur Vertretung des Volkes bei und in Betreff der Ausübung der Staats- 
gewalt bilden, und als foldes berufen find, fowohl die Rechte des Landes im 
Ganzen geltend zu machen, als bei einer Berlegung des im öffentlihen Rechte 
anerkannten YFreiheitsgebietes der Einzelnen Seitens der Staatsgewalt oder durch 
die Organe derfelben die verfafjungsmäßigen Mittel zur Abwehr over Abhülfe zu 
gebrauchen. Hieraus folgt einerfeits, daß die Stände nicht als Repräfentanten des 
Staats weder in Betreff der äußern nod der innern Berhältniffe deſſelben 
betrachtet werden können 67), andererfeits, daß außer, neben oder hinter ihnen 
von feinem Subjeft von Rechten unter dem Namen des Volks oder des Landes 
die Rede fein kann, von weldem oder für welches Rechte politifher Natur in An- 
ſpruch zu nehmen oder geltend zu machen wären, oder deſſen angeblihem Willen, 
gegenüber dem des verfaffungsmäßigen Organs, irgend eine rechtliche Bedeutung 
beigelegt werben könnte 6%), Deshalb ift es auch rechtlich völlig unzuläffig, fih zur 
Anfechtung verfaffungsmäßiger Beſchlüſſe des Landtags auf die angeblich mißbilli— 
gende Meinung des Volkes zu berufen, mag nun, wie es freilid oft genug vor- 
gefsmmen ift, eine foldhe Berufung Seitens der Regierung, oder aus ber Mitte 
ber Bertretenen erfolgen. Denn einen rechtlich Eonftatirbaren Boltswillen außer- 
halb des legitimen Organs gibt e8 gar nit. Dadurch wird natürlih das kon— 


. — — — 


67) Deutſches Staats- und Bundesrecht Tb. 1. F. 111. S. 578. 

63) Etwas Anderes, dem Weſen jeder ſtändiſchen Verfaſſung ſchnurſtracks Widerſprechendes 
bat freilich der die Hannover’iche Verfaſſ.Frage 1855 begutachtende Bundestag sausſchuß 
in Betreff der vermeintlich ungültigen Aufbebung des $. 180 des Hannov. Landesverfaff.Wefehes 
in Kolge eines in völlia verfaffunasmäßiger Form erfolgten Beichluffes der Stände geltend ge 
macht. Indefien bat fich diefe, in ihren Konſequenzen ebenfo wie die Bolksfouveränetätätheorie; jede 
dauernde Staatsorbnung ausſchließende Anficht auch die Hannov. Regierung nicht aneignen mögen 
und die betreffende Deduftion bei der Veröffentlichung des Ausſchußgutachtens weislich weggelaſſen 
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ftitutionelle Recht der Regierung, welches aud alle veutfchen Nepräfentativ-Berfaf- 
fungen anerkennen, durd Auflöfung der Stände ein möglicher Weife ihren Be- 
ftrebungen günftiger geftimmtes Organ zu erhalten, in feiner Weife ausgefchloffen, 
obwohl aud dabei nad deutſchem Staatsrecht der Geſichtspunkt einer Appellation 
an einen im Hintergrund ftehenden Souverän als ausgefchloffen zu betrachten ift. 

2. Die Folgerungen, welche fih aus der auch bundesrechtlich Tanktionirten 
Geltung des fog. monarhifhen Principe für die Nechte oder die rechtliche 
Stellung der Stände in Deutſchland überhaupt ergeben, find bereits oben unter 
II. C. (©. 282 f.) hervorgehoben worden. 

3. Die Stände find in ihrer Sphäre infofern durchaus frei und unab- 
hängig von der Regierung, als von einer Verpflichtung, ven Befehlen oder Ver— 
boten verfelben in Betreff der Ausübung der verfaffungsmäßigen Rechte des Yand- 
tags und feiner einzelnen Glieder als folder Folge zu leiften, feine Rebe fein 
ann. Ein Berbrehen kann der Landtag im Ganzen, als Korporation, fo wenig 
wie eine andere juriſtiſche oder moralihe Perfon begehen. Die einzelnen Mit- 
glieder dagegen find und bleiben mögliche Subjefte eines Verbrechens, nicht blos 
außerhalb, fondern auch innerhalb ver ftändifhen Sphäre, und nur die Rückſicht 
auf die nothwendige Sicherung der politifhen Selbftänvigkeit der Inftitution 
hat aud in deutſchen Verfaſſungen zu Beſchränkungen der gerichtlichen Verfolgung 
geführt, welche bereit8 unter der Rubrif „Abgeordnete“ (Bd. I. ©. 3 f.) hervor: 
gehoben worden find. Demgemäß wird aber aud in Fällen, wo es in Betreff 
gerichtlicher Proceduren gegen einen Abgeordneten nad der Beftimmung des gel- 
tenden Berfaffungsgefeges auf Zuftimmung des Yandtags ankommt, der richtige 
Geſichtspunkt der Beurtheilung nicht fowohl der pofitive eines Erfenntniffes der 
rehtlihen Zuläfftgkeit, als vielmehr ver negative fein, daß feine Gründe zum 
Verdacht oder zur Annahme eines Mißbrauchs der richterlichen Gewalt gegen das 
betreffende Mitglied des Landtags vorliegen. 

4. Mehrere neuere 69) Berfaffungs-Urkunden ftellen ven allgemeinen Sag 
auf, die Stände könnten fih nur mit den im Orundgefeg ihnen zugewiefenen 
Gegenſtänden befhäftigen 70), Diefer Beftimmung, welche in ihrer Faſſung feines- 
wegs durch den im Art. 57 der Wiener Schlußakte ausgefprodenen Sat von 
der auf die Ausübung beftimmter Rechte der Staatögewalt befhränften Mitwir- 
fung der Stände getragen wird, ift nicht felten eine, das ftändifche Petitions- und 
Beſchwerderecht bei den widhtigften Intereffen des Landes ausſchließende oder illu- 
forifch machende Deutung gegeben worden. Auch hat man in einigen Berfaffungen 
daran die ausprüdliche Beftimmung gefnüpft, daß Über Rechtmäßigkeit ver Bun- 
dbesbefhlüffe die Stände feine Berathung pflegen und feine Beihlüffe fallen 
bürften 71), Es gehörte dies mit Anderem zu den Auswüchſen des unbeilvollen 
Syſtems, welches die veutjche Nation, der e8 im Ganzen an jedem repräfentativen 


69) Dal. über das ältere Mecht deutiches Staats: und Bundesrecht Tb. I. S. 604 f. 

20, Baper. Verfaſſ. Urkunde Tit. VII. $. 1. Badiſche Verfaſſ.Urkunde 8. 50. Heffen: 
Darmftadt. 8. 66. Sächſiſche $. 79. Braunfhmeig. $. 95. Dal. Staate: und Bundes: 
recht Th. 1. 8. 116. Note 4. 5. 

71, Dffenbar ift dies gefchehen in Folge der Beiglüffe der Wiener Minifterial:onferenzen 
von 1834 (Art. 17: „Die Regierungen werden nicht geftatten, daß die Stände 
über die Gültigkeit der Bundesbefchlüffe beratben und beſchließen.“). Aufge— 
nommen wurde dieler Sap 3. 2. in das Hannov. Landesverfafl.-Geleß v. 1840 $. 125. Das 
Verfaſſ⸗Geſetz v. 5. Sept. 1848 hat aber diefen $. gejtrichen, und er ift auch bei der Oftroiirung 
v. 1855 nicht wieder hergeſtellt worden, 
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Drgan bis auf den heutigen Tag fehlt, audy in ihren einzelnen Glievern zu einem 
abjoluten Schweigen für verpflichtet erklärte und weldes in dem alle gemeinfchaft- 
lichen Xoreffen oder Eingaben an die Bundesverfammlung in „Bundesangelegen- 
heiten" verbietenden Beihluß der Bundesverſammlung vom 27. Dftober 1831 
ven vollendeiften Ausprud gefunden hat. Wir bitrfen uns aber wohl der Hoff- 
nung bingeben, daß auf die Geltendmachung folder, nur das böje Gewiſſen be- 
fundenven, allgemeines Miftrauen und Unzufriedenheit mit den beftehenven Zu— 
ſtänden in Deutfchland erzeugenten Principien von ber Mehrheit der beutfchen 
Regierungen verzichtet worden ift. — Den fowohl hiſtoriſch begründeten, als durch die 
allgemeine Beftimmung der Stände geredhtfertigten Grundſatz fpriht für Han 
nover der noch geltende $. 75 des Berfaffungsgefeges vom 5. September 1848 
dahin aus: „Die allgemeine Ständeverfammlung ift berechtigt, in Beziehung auf 
alle Landesangelegenheiten, insbejondere über Mißbräuche und Mängel in ver 
Rechtspflege oder Verwaltung, ihre Beihwerben und Wünſche dem Könige vorzu- 
tragen. Weiter darf fie aber in die Yandesverwaltung ſich nicht einmifchen“ ; und 
es kann wohl feinem Zweifel unterliegen, daß zu den Yandesangelegenheiten aud 
die Beziehungen des Yandes zum deutſchen Bunde gehören, obwohl die Repräfen- 
tation des Landes beim Bunde bis jegt ausſchließlich durch den Souverän ver: 
mittelt wird. 

5. Die Rechte ver Stände haben dieß mit allem öffentlichen Rechte gemein, daß 
fie, im Öegenfag zu den von der Willfür des Berechtigten abhängigen Privat- 
befugniffen, nur in pflichtmäßiger Ausübung ihre Beftimmung erfüllen. Man kann 
fie in ordentlide und außerordentliche theilen, je nachdem fie zum regel- 
mäßigen Lebensproceß des Staats gehören, oder nur unter befondern Verhältnifjen, 
namentlih nur im Fall eines geftörten verfafjungsmäßigen Zuftandes eintreten. 
Für Auslegung und Anwendung dürfte aber viefe Unterſcheidung keine erhebliche 
Bedeutung in Anjprud nehmen können 72). Dafjelbe gilt von ver Unterfheidung 
zwifchen materiellen und formellen Rechten. Erftere umfafjen Alles, was eine 
Mitwirkung zur Ausübung der Staatsgewalt involvirt; als formelles, überall 
oder in allen Berfafjungen anerfanntes Recht ift vorzugsweiſe das Recht der Pe— 
tition> und Bejhwerbeführung beim Souverän, allenfalls aud) das durch 
die neuern Gefhäftsorbnungen mehr geregelte Recht der Interpellation den 
Miniftern gegenüber zu betrachten 73), 

Dasjenige Recht, welhes gewöhnlid an die Spige geftellt zu werben pflegt, 
ift das ftändige Recht zur Mitwirkung bei der Gefeggebung. Daffelbe bezieht 
fid) auf die Errichtung neuer und bie Abänderung beftehender Gefege. Auch 
wird jene Mitwirkung in manden Berfaffungen austrüdiih auf vie authentiſche 
Interpretation beftehenger Öefege bezogen, 3. B. {hen in dem mecklenburgiſch landes⸗ 
grundgeſetzlichen Erbvergleich von 1755, unter den neuern Verfaſſungen z. B. mit 
der richtigſten Bezeichnung in der heſſen-darmſtädtiſchen Verfaſſungs-Urkunde 
$. 72. Dieß verſteht ſich nach der Natur der authentiſchen Interpretation als eines 
neuen Altes der Geſetzgebung auch nad andern Berfafjungen, vie derfelben nicht 
ausdrücklich gedenken, ganz von jelbft, natürlich innerhalb der nach dem Gegen- 
ftande des Gefeges von der Verfaffung geftedten Grenze. Denn eine ganze Reihe 


72) Val. deutiches Staats: und Bundesrecht Th. 1. $. 116, 
73) Eine Klaififitation der ftändifchen Mechte nach den beiden bier bervorgebobenen Geſichts⸗ 
punften enthält dad Staats- und Bundesrecht des Unterz. a. a. O. 
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von Verfaſſungen 74) beſchränkt die Mitwirkung des Landtags auf folhe Gefete, 
welhe „Eigenthum und perfönliche Freiheit” der Unterthanen betreffen, — abge 
fehen von ven beſondern Beftimmungen über Errichtung oder Abänderung von 
Berfaffungsgefegen. Daß jener Ausprud die Grenze nicht ſcharf bezeichnet, 
liegt am Tage; in gar manden Fällen wird ſich darüber ftreiten laſſen, ob ein 
Gefe unter jene Rubrif gehöre oder nicht? Andere Verfaſſungsgeſetze machen da- 
gegen feinen foldhen Unterfchien und erkennen das Recht der Mitwirkung zu allen 
Geſetzen an 75), ven welchen fi aber auch hier die von der Regierung allein zu 
erlafienden Ausführungs-Berorbnungen unterfcheiden lafien (f. Berorbnung). — Was 
die Art der Mitwirkung betrifft, fo haben früher die meiften beutfchen Berfaf- 
fungen das Recht der fog. Initiative der Regierung vorbehalten, und man hat auch, 
obwohl mit Unrecht, behauptet, daß dies eine nothwendige Forderung bes monar- 
chiſchen Princips fei; dagegen erfannten die Berfaffungs-Revifionen und Aufftel- 
lungen von 1848 seg. das ſtändiſche Recht der Initiative, wenn auch theilmeife 
mit gewiffen Ausnahmen, 3. B. Verfaffungsänderung betreffend, durchgängig an; 
in mehrern Heinen und mittlern Staaten bat aber bie fpätere reaftionäre Strb— 
mung biefe Konceffion wieder weggeſpült 76), 

Regel ift nach heutigem deutſchen Berfaffungsreht, daß Geſetze überhaupt 
oder die ihrem Gegenſtande nah beftimmten Gefege nit ohne Zuftimmung des 
Landtags vom Souverän erlaffen werben können, woraus von felbft folgt, daß 
wo zwei Kammern find, biefe in ber Einwilligung, aber nicht etwa in ber 
Ablehnung zufammenftimmen müſſen. Im Einzelnen finden fih aber auch 
in diefer Hinficht manche Modifikationen, die hier nicht weiter verfolgt werben 
tönnen 77), Die ſchließliche Redaktion des Gefeger wird zuweilen ausprüdlic 
der Regierung vorbehalten, z. B. in den hannover'ſchen Verfaſſungsgeſetzen; 
für das ftänbifche Recht wäre dies eime bebenflihe Befugniß, wenn damit eine 
andere Wortfaffung, und nicht 6108 die Zufammenftellung und refp. Einfügung des 
mit den Ständen Feftgeftellten in ben vorgelegten Entwurf gemeint wäre. 

Das materiell widtigfte, faft alle Regierungsfunftionen bedingende, mei- 
ftens aud da, wo es fih um Ausübung fog. Kronrehte handelt (überall näm- 
ih, wenn Geld bazu nöthig ift), eingreifende Recht des Yanbtags iſt das fog. 
Steuerbewilligungsreht. Das Nähere über die Natur umd den Umfang 
biefes Rechts, weldes, wenn es überhaupt der Regierung gegenüber ein Recht 
fein fol, natürlich auch ein Steuerverweigerungsredht in fid fliegen muß, 
bleibt dem Art. Stenerbewilliguug vorbehalten. Da ed den nervus rerum 
gerendarum betrifft, fo ift erflärlih, daß ſich die deutfhen Regierungen, unter 
Benugung der blos von ihnen ausgehenden Bundesgefeggebung, den Ständen 
gegenüber möglihft zu deden gejucht haben. Den Anfang machte die Beftimmung 


74) Bayer. a erg Tit. VIL.$.2. Badifche 8. 65. Altenb. $. 201. Naſſau 
Ed. v. 1814. $. 2. Meining. Grundgefep $. 85. Weimar. $. 4. Note 6. 
75) Breuß. Berfaff.Iirkunde. $. 62, Würtemb. $. 88. 8. 124. Heffen-Darmftadt. 
8, 72. Kurbeffen. Verfaſſ⸗Urkunde v. 1831. $. 95. 8. Sächſ. $. 86. Hannov. Verfaſſ.⸗ 
Gefet v. 5. Sept. 1848. $. 65. 
6) Deutfches Staatd: und Bundesreht Tb, I1. $. 159. 
77), Deutfches Staats und Bundesrecht I. c. In einigen Verfafiungen wird nach dem Gegen 
zwifchen Beirath oder rathſamen Gutachten, und Zuftimmung unterjchieden , jo & B. in 
ecklenburg nach dem noch geltenden fandeägrundgejepl. Erbvergleih von 17555 in Braun: 
ſchweig und in Altenbur 8, Jetzt auch in der meuen Landihaftsordn. für die Anhalt’ichen 
8.f. 


Herzogthümer vd, 1859. $. 1 
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ver Wiener Schlufafte Art. 58, welche ſich aber blos auf bie zur Erfilllung ver 
Bundespflihten erforverlihen Mittel bezieht; darauf baute weiter fort ber 
Bundesbefhluß vom 28. Juni 1832 Art. 2, indem er ausſprach, daß „feinem 
beutfchen Souverän dur die Landftände bie zur Führung einer den Bundes- 
pflidten und ver Yandesverfaffung entſprechenden Regierung erforderlichen 
Mittel verweigert werden bürften”, und daraus wieder folgerte, daß „Fälle, in 
welhen ſtändiſche Verfammlungen die Bewilligung der zur Führung der Regie- 
rung“ (NB. bier ift „verfaffungsmäßig" weggelaffen) „erforberlihen Steuern auf eine 
mittelbare oder unmittelbare Weife durch die Durchſetzung anderweiter Wünſche 
und Anträge bevingen wollten, unter biejenigen Fälle zu zählen feien, auf welde 
die Art. 25 u. 26 der Schlufafte in Anwendung gebracht werben müßten”. Was 
dies fagen will, ift Har genug; eine ſtändiſche Steuerverweigerung, bebingte 
wie unbedingte, foll wıe Aufruhr ver Unterthanen behandelt werden; und welde 
beillofe Anwendung von dieſem Beſchluß gegen das unglüdlihe Kurheſſen, vefien 
Stände fi blos gegen die verfaffungswidrige Regierung des Haſſenpflug'ſchen 
Syftems zu ſchützen ſuchten, 1850 von der reaktivirten Bundesverfammlung ge- 
macht worden ift, braucht hier nur in Erinnerung gebradht zu werden. Auch ift 
fo viel gewiß, daß die bundesrechtlichen Beftimmungen in ihrer vollen Geltung 
fih jchwer mit dem Ausdruck der Berfaffungen über das ftändifhe Steuerbewilli- 
gungsreht in Einklang ſetzen laffen, abgeſehen davon, daß die legteren ebenfalls 
nicht erlauben, die Bewilligung von fremdartigen Bedingungen abhängig zu maden. 
Noch weiter in der Einengung der Rechte des Landtags in den Bundeeftaaten gingen die 
Berabredungen auf den Minifteriallonferenzen zu Wien im Jahre 1834. Es be- 
ziehen fi darauf die Art. 18—22 des betreffenden Schlukprotofolls vom 12. Juni 
1834, und aus ihnen erflärt fih das nach dieſer Zeit bervorgetretene Verhalten 
einzelner Regierungen den Ständen gegenüber in mehreren Bundesftaaten ; zum 
geltenden Bundesrechte können aber dieſe Beftimmungen, aus dem ſchon oben an- 
geführten Grunde, nicht gerechnet werben. Diefe Miniſterialkonferenz-Beſchlüſſe 
erflären ausdrücklich (Art. 18), daß die Beftimmungen des Bundesbefhluffes vom 
28. Juni 1832 aud auf ven Fall gänzlicher Verweigerung der Steuern zu be- 
ziehen feien; fie finden (Art. 19), daß unzuläffige Bedingungen aud nicht 
unter der Benennung von Borausfegungen oder irgend unter einer andern 
Form geltend gemacht werben Fünnten, und (Art. 20) daß das Recht der Steuer- 
bewilligung nit gleichbeventend fei mit dem Rechte, das Staatsausgaben- 
Budget zu regeln, woraus dann verfchievene Folgerungen abgeleitet werben, 
darunter aud bie den eigentlichen Nerv des ftändifchen Bewilligungsrechtes ſchwer 
afficirende: „Daß Ständen das Net, einzelne innerhalb des Betrags der im 
Allgemeinen beftimmten Etatsfumme vorfommende Ausgabepoften feftzufegen, oder 
zu ftreihen, nicht zuftehe, infofern ihre Zuftimmung dazu nicht ausbrüdlid durch 
Berfaffungen und Gefege vorbehalten ſei.“ Allerdings find Steuerbewilligung und 
Regelung des Staatsausgaben-Budgets begriffsmäßig verſchieden, was beſonders 
unter Borausjegung des patriarchaliichen Zuftandes einer Trennung zwiſchen Kam- 
mer= und Yandeshaushalt fichtbar genug in die Augen fpringt; wo es aber, wie 
in den meiften neuern Berfafjungen, nur einen ftaatsrehtlihen oder Staats- 
haushalt giebt, da ift doc ganz gewiß die Feftftellung der Ausgaben des Staats 
eine nothwendige Vorbedingung für die Feftjegung der dazu erforderlichen Mittel, 
und bie Prüfung des Betrags der Etatsjummen im Allgemeinen gar nicht möglich 
(wenn man fi nicht mit einer Abſchätzung in Baufh und Bogen begnügen will), 
ohne bie vorfommenven Ausgabepoften in Vetreff ihrer Nothwendigfeit zu prüfen, 
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wozu es Feines fpeciellen, ausdrücklichen Borbehalts in der Berfaffung be— 

dürfen fann, 

= V. Bon der Berfammlung ber Stände Landtag im engern 
inne. 

A. Berfammlungsredt. Nah ausdrücklicher Beftimmung der meiften 
deutſchen Berfaffungen haben die Stände fein fog. Selbftverfammlungs- 
recht 78), fondern können fiß nur auf lanvesherrlihe Berufung verfam- 
mein. Auch wird in mehreren Berfaffungsgefeten dic Uebertretung biefer Beftimmung 
ausdrücklich mit Strafe bedroht. Man hat diefelbe als eine nothwendige Konfe- 
quenz des monarhifhen Repräfentativfpftems 79) hingeftellt, und es ift richtig, 
daß ein unbefhränftes Selbftverfammlungsredht, eben fo wie die Permanenz ver 
Stände, eine bamit ſchwer vereinbare Einrichtung fein würde. Keineswegs kann es 
aber als unverträglid mit der Monarchie erachtet werben, wenn eine Berfaffung in 
einzelnen beftimmten Fällen das Selbftverfammlungsredht in der Bedeutung einer Ga— 
rantie der Verfaſſung anerkennt. Abgeſehen von ven bereits in ber Note 79 erwähnten, 
noch jetst beftehenden Berfaffungen, welche ein Selbftverfammlungsreht in ausgebehn- 
term Maße ftatuiren, hatte von den vor 1848 entftandenen Grundgefegen nur 
die kurheſſiſche BVerfaffungs-Urkunde von 1831 $. 82 die Beftimmung aufge 
nommen, daß bie Landftände bei einem Regierungswechſel (auch) ohne befondere 
Berufung am 14. Tage nad) eingetretener Regierungsveränderung zufammenfommen 
follten. Diefe Beftimmung aboptirte dann auch der $. 109 des hannover’fhen 
Berfaffungsgefeges vom 5. September 1848, ein Paragraph, der aber bei den 
mit bundestägliher Vollmacht vollzogenen Dftroiirungen von 1855 wieder geftrichen 
worden ift 8%) Bon andern feit 1848 errichteten oder revidirten Verfaſſungen, melde 
ein limitirtes Selbftverfammlungsredht der Stände anerkannten, find wohl nur die Be- 
fiimmungen des oldenburgifhen Grundgeſetzes Art. 171 und 227 in Geltung. 
Auh in Heffen hat das proviforifhe Berfaffungsgefeg von 1852 die Beftimmung 
des 8. 82 der Verfaffungs-Urfunde von 1831 befeitigt. Der Beweis, daß fie 
bundesredhtswidrig fei, wird aber erft nocd erbracht werben. 

B. Die Zeit der Berufung und der Berfanmmlungsort. Alle neuern 
Berfaffungen erkennen eine verfaffungsmäßig regulirte Beriodicität $1) der Land- 
tage an, d. 5. der Landtag muß ordentlicher Weife zu beftimmten Zeiten be- 


78) Bol. Th. IV. ©. 62. des St-Wörterb. 

79, Im Gegenfag zum Gharakter der altftändifhen DVerfaffung, die ihrer ganzen Grund 
fage nach in der That das Selbfiverfammlungsrecht im fich ſchloß. Doch fuchte man ſchon zur 
Zeit des Reichs Iandesfürftlicher Seits dasfelbe zu befeitigen, und die Kurfürften benupten ihr Adkapi⸗ 
tulationsrecht zu der bekannten Beftimmung der Wahlkap. Art. XV. $. 3, worin der Kaifer 
verſprach, ed nicht ende zu wollen, daß die Landftände, „obne des Landesfürften Vorwiſſen 
und Bewilligung. Konvente anftellten.” Deffenungeachtet erbielt fich das Selbftverfammlungdrecht 
in mehreren Sandesverfaffungen, tbeilweife nur mit der Limitation, daß es nicht ohne Vorwiſſen 
des Landesherrn ausgeübt werden follte. So der Mecklenb. landesgrundgefepl. Erbvergleich von 
1755. $. 201. 202, der noch jept gilt. Lauenb. Landesrec. v. 15. Sept. 1702, übergegangen 
auch noch in die Lauenb. Berfaff. v. 20. Dec. 1853. $. 15. Am weiteften gingen die braun: 
fhweig. landſchaftl. Privilegien v. 1710. Art. 7 und v. 1770. Art. 18. Unter Einfchränfung 
auf beftimmte Fälle auch noch anerfannt im braunfchweig. Grundgefeß v. 1832 $. 113. Bol. 
deutfches Staats und Bundesrecht 1. $. 119. Note 25. 

80) Bol. den hieher gehörigen Paſſus des gg er der Bundesverfammlung in der 
Hannov. Verfaffungsfrage in der Sammlung: Die deutſchen Berfafj..Gefege der Gegenwart. Erſte 
Fortf. Gött. 1858, ©. 52. 

- 81, Man erinnere fich biebei an die preuß. Kontroverfe von 1847 über die Periodicität des 
verein, Landtags. 


304 Landtag in den deutfchen Staaten. 


rufen werben, deren Feftftellung theilweife mit ben fog. Steuerperioden, ober 
ber gefeglihen Dauer der Bupgetbewilligung, im Zufammenhange fteht. Eine 
allgemeine, over in Ermangelung einer gejeglihen Beftimmung anwendbare, Regel 
läßt ſich aber nicht aufftellen. "Jedes Jahr müffen 3. B. die Stände berufen werben 
in Preußen, Naffau und Walved; alle zwei Jahre in Hannover 82) und 
Altenburg; alle vrei Jahre in Bayern, Sachſen, Württemberg, Baden, 
Kurbeffen, Großherzogthbum Hefien, Braunfhweig, Weimar, Mei: 
ningen 8), Dabei erkennen aber alle Berfaffungen das fi von felbft verftehenve 
Recht ver Regierung an, die Stände zu einer außerorbentlihen Diät zu berufen; 
mehrere kennen aber aud Fälle, wo ber Landtag (3. B. beim Negierungswechjel 
oder bei Anordnung einer Regentſchaft) außerordentliher Weife berufen werben 
muß. Insbefonvere gehört auch hieher die fid) auf die Folgen einer Auflöfung bes 
Landtags bezüglihe Vorſchrift, welche der Regierung die Berufung der Stände 
bier innerhalb einer gewiffen Zeit zur Pflicht mat. — Der regelmäßige Berfamm: 
lungsort ift meiftens die lanvesfürftliche Reſidenz. Zumeilen ift aber die Beftim- 
mung des Orts dem landesherrlichen Ermeſſen überlaffen. 

C. Eröffnung des Landtags. Legitimation der Mitglieder. Prä- 
ſidenten u. f.w. Die Eröffnung des Landtags erfolgt in der folennen, ber- 
tönmlichen oder verfaffungsmäßig beftimmten Weife, wenn die gefeglich erforderliche 
Zahl von Mitglievern beifammen ift, vom Landesherrn in Perfon oder durch 
einen dazu beſonders beauftragten Stellvertreter (ſog. Thronrebe). Hieran fließt 
fih die Beeidigung 9% der vorläufig für legitimirt zu erachtenden Mitglieber, 
und e8 folgt tann die Prüfung ver Vollmachten; wo zwei Kammern find, 
entweder von jeder für fi), oder fo, daß eine gegenjeitige Vollmachtsprüfung ein- 
tritt. Geleitet von der Rüdfiht auf die in dieſer Hinfiht nothwendige Selbftän- 
digkeit des Landtags, haben vie meiften deutſchen BVerfaffungen ver ftänbifchen 
Entſcheidung über beftrittene Wahlen und Bollmadten die Kraft einer definitiven 
beigelegt; während einige Berfafjungsgefege die enbliche Entſcheidung in die Hand 
ber Regierung legen 5). — As Vorſitzende oder Präfidenten des Landtags, 
mit dem Beruf zur formellen Leitung der Geſchäfte, insbefondere der mündlichen 
Verhandlungen, kommen in den ältern Berfaffungen gewöhnlich erbliche oder auf 
Lebenszeit ernannte Landſchaftsdirektoren, Landtagsmarfhälle vor, und wir finden 
fie aud in einigen noch beftehenden Verfaſſungen 36), In ver Regel ift e8 aber 








82) Das Staatsgrundgeſetz von 1833 beftimmte eine jährliche Berufung; das Landesverfajl.s 
Geſetz v. 1840 $. 106 alle zwei Jahre; das Verfaſſ.«-Geſetz v. 1848 $. 58 jedes Jahr; die Ver: 
ordn. v. 1. Aug. 1855 bat aber ohne irgend einen äußern Berechtigungägrund den $. 106 des 
Landesverfaſſ.«Geſetzes v. 1840 wieder hergeſtellt. 

33) Vgl. die Nachweiſungen im heutfähen Etaatd: und Bundesrecht 8. 119. Note 12. 

84) Vergl. den Art. Bolitiicher Eid, im Staatswörterb. Bd. It. insbe, S. 294. 

85) Zu den in der Befchränfung der ftändijchen Selbitändigfeit am weiteften gehenden Ges 
fegen gebört die hannover’fche Geichäftsordn. für die allgem. Ständeverjammlung v. 1840, 
deren Beftimmungen ($. 18—21), unter Aufbebung der entipredhenden 88. 23—26 der Ge 
fhäftsordnung v. 1850, durch die Verordn. v. 1855, offenbar obne bundestägliche Vollmacht, 
wieder bergefteiit worden find. Don einem Rechte der Stände, gewählte Deputirte, die von der 
Regierung nicht zugelaffen worden find, zu reflamiren, ift dabei merfwürdiger Weile gar feine 
Rede, fondern nur von einer Prüfung der Vollmachten der „von der Negierung für legitimirt 
erfannten‘ Mitglieder. Denn der $. 25 der Geichäftsordn. v. 1850: „Die Ständeverfammlung 
entfcheidet auch über die von der Regierung beanftandeten oder für ungültig erffärten Vollmachten“ 
ift bei der Oftroitrung von 1855 geftrichen worden. 

86) So hat die lauenburgiiche Verf. v. 1852 das Erblandmarfchallaınt der von Bülow 
beibehalten. In Medlenburg find die erblichen Landmarſchälle „die Anführer und Redner“ 
der Mitter und Landſchaft vor dem Landesheren, haben aber nicht das „Direktorium“ auf den 
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jegt ein Recht der Stände, ſich ihre Präfiventen und Vicepräſidenten, fowie das 
übrige zum „Bureau” des Landtags gehörige Perfonal für die Dauer der Diät 
felbft zu wählen 87), ober die in einer Mehrzahl gewählten Kandidaten der Prä— 
fiventur dem Landesherrn zur Auswahl zu präfentiren, infoweit nicht die Berfaffung, 
was namentlid in Betreff der erften Kammer fi erhalten bat, dem Souverän 
das Ernennungsrecht beilegt 8). Zumeilen kommen für Protofollführung, Revat- 
tions⸗ und Regiftraturgefhäfte aud noch befolvete, lebenslänglich angeftellte ftändifche 
Beamte vor, wie 5. B. die Öeneraljefretäre beider Kammern in Hannover 89), 
Landihafts-Syndici u. |. w. Die Theilnahme von landesherrliden Kommif- 
farien kömmt ſchon in ältern Verfafjungen vor; und ganz gewöhnlich gedenken ihrer die 
neueren Berfaffungen. Sie haben aber jo wenig wie die Minifter oder Minifterialvor- 
fände ein Stimmredt, wenn fie nicht zugleich wirkliche Mitglieder der Ständeverfamm- 
lung find. Daß die Kammer die Oegenwart der Minifter bei ihren Verhanblüngen 
verlangen könne, kommt in einigen neueren Berfafjungen vor, 3. B. auch in ber 
preußiſchen Art. 60. Diefelbe Beftimmung enthielt das hannover'ſche Ber- 
faffungsgejeg vom 5. September 1848 $. 52; fie ift aber bier bei der Oftroitrung 
im Jahr 1855 als eine angeblihd mit dem monardiichen Princip unvereinbare 
Beftimmung befeitigt worden, obgleich der Bundesausfhuß-Bericht, auf welchen ſich 
die Oftroiirung ftügt, fie gar nicht als bundeswidrig bezeichnet hatte. 

D. Gefhäftsorpnung Ausſchüſſe. Gegenftände der Ber- 
handlung. Der Inbegriff der objervanzmäßigen oder gefeglihen Beftimmungen 
über die Sigungen des Yandtags, über die Vorbereitung und Behandlung ber 
Gefchäfte, die Form und Leitung der Verhandlungen und die Aufrehthaltung ver 
Drbnung während berfelben, über Behandlung der Regierungspropofitionen, An- 
träge, Interpellationen, Revefreiheit, Abftimmung und Beſchlußfaſſung u. ſ. w. heißt 
die Geſchäfts ordnung. Dergleihen Geſchäftsordnungen gibt es jetzt überall und 
zwar abgefonvert von ber fog. Landſchaftsordnung, dem Grundgeſetz ober der Ver« 
fafjungsurtunde 9), weßhalb ihre Abänderung auch nit an bie erſchwerenden 
Formen bei Berfaffungsänderungen gebunden ift. Ueber mehrere jener Beftim- 
mungen der Gefhäftsorbnung ift ſchon in frühern Artikeln gehandelt worden, auf 
weldye hier verwiefen werben muß. ©. Abgeordnete, insbeſondere deren Rebefrei- 
beit Bd. 1. ©. 3; über Ahftimmung und die dabei entſcheidende Stimmenmehrheit, 


Randtagen, welches vielmehr vom Landrathskollegium geführt wird, In Hannover find 
die Grafen von Münfter die Erblandmarfchälle des Königreichs, find aber nicht die Präfiden- 
ten weder in der erften noch in der zweiten Kammer. 

87) Auch bier hat man die Behauptung aufgeftellt, daß das felbfländige Recht der Kammer 
mit ihrer Stellung zur Regierung oder zum Landesherrn unverträglich fei. Der Ungrund diefer 
Behauptung bedarf aber feined Nachweiſes. 

88), ©. die Nachweiſungen im D. St. u. Bundesr. Tb. 11. 8. 120. Note 8. Nach dem hat 
das ftändifche Ernennungsrecht (obne fandeäberrliche VBeftätigung) anerkannt: das fondershaus 
ſiſche Landesgrundgeſehß v. 8. Juli 1857 8. 595 aufgehoben wurde es dagegen in Luxemburg 
ef. Berf. v. 1848 Art. 61) durch die oftroiirte Verf. v. 1856 Art. 60. Später bat jedoch die 

egierung faktifch der Kammer das Wahlrecht wieder zugeftanden. Nach der beffensdarmft. Ge 
ftöorbnung dv. 8. Sept. 1856 ernennt der Großherzog den erften Präfidenten der erften 
Kammer; für den zweiten Präfidenten werden ibm drei Kandidaten von der Kammer zur 
Auswahl präfentirtz die zweite Kammer wählt ſechs Mitglieder, welche dem Großherzog zur 
Ernennung des erften und zweiten Präfidenten präfentirt werden. ® 
u 2 2 Geihäftsordn. f. d. allgem. Ständeverf. dv. 7. Febr. 1850 $ 4—6. $. 40, 50 
DJ, s A 

90) Nur der Landtag in Medlenburg lebt noch in dem ihm eigenen —— und 
verhandelt bis dato ohne eine regelnde Geſchaftsordnung. Es gebt daher auf demſelben auch nah 
neuern Erfahrungen oft fehr tumultuariich wie auf dem polniſchen Reichstag her. 

Bluntſchli und Brater, Deutihes Staatswörterbuch VI. 20 
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32.1.6. 17. (Bergl. aud) daf. ©. 338.) Bon andern regelmäßigen Gegenftänden der 
Gefchäftsordnung, wie namentlid den Präfidenten und andern flänvifchen Funk— 
tionärs, Landtagstommiffären, Prüfung der Legitimationen u. 4. ift bereits in dieſem 
Aufſatz das Erforderliche bemerkt worben. Gewöhnlich finden fi) in ver Gefchäfts- 
orbnung aud Beftimmungen über die Form ber einzelnen Sigungen, Protofollfüh- 
rung u. ſ. w. und über die Deffentlichkeit der Sigungen, von welder noch jpäter 
die Rebe fein wird; ferner über Ausfhüffe und Konferenzen, lebteres ba, 
wo zwei Kammern beftehen und bie einfachen ober verftärften Konferenzen 
das Mittel zur Ausgleihung der abweichenden Beichlüffe beiver Kammern bilden. 
Bei den Ausſchüſſen ift hier zumädhft nur an die vorbereitenden oder be— 
gutahtenpden Ausfhüffe zu denken, melde die Beftimmung haben, vie Gegen- 
ftände der Verhandlung zur Debatte und Beſchlußfaſſung reif zu maden und ihren 
Bericht nebft motivirtem Gutachten und beftimmt formulirten Anträgen an bie 
Kammer zu bringen. Ordentliche Ausſchüſſe heißen dann diejenigen, welde in 
der Regel mit der Eröffnung des Landtags zur Borberathung und Begutachtung 
beftimmter Gegenftände ber ftändifchen Thätigkeit für bie Dauer ber Sigungen 
nieergefeßt werben; wie z. DB. ein Petitions-, ein Rechtspflege-, ein 
Finanz-, ein Geſetzgebungs-Ausſchuß. Doch ift dies feineswegs überall in 
gleiher Weife der Ball; zuweilen (wie z. B. in Hannover) find nur ver Peti— 
tions= und der Redaktionsaus ſchuß (zur Prüfung der Fafjung der ftänbifchen 
Ausfertigungen) orbentlihe Ausfhüfle im obigen Sinne, während für alle übrigen 
Gegenftände nah dem Bebürfniffe befonvere Ausſchüſſe niedergefegt oder einzelne 
Borlagen oder Anträge an einen ſchon beftehenden Ausſchuß verwieſen werben. 
Verſchieden von dieſen berichterftattenden oder begutachtenden Ausfchüffen, 
welche zwar bei einer Bertagung möglicher Weife fortarbeiten fünnen, aber bei 
einer Auflöfung mit der aufgelösten Stänbeverfammlung zu exiftiren aufhören, 
find die ftellvertretenden fog. ftändigen ober permanenten (engern und 
weitern) Ausfhüffe, welde wir befonvers in ven Altern beutfchen landſtändi— 
jhen Berfaffungen finden, von denen aber auch bekannt ift, daß fie wefentlich dazu 
beigetragen haben, die allgemeinen Landtage in den Hintergrumd zu brängen ober 
ganz bei Seite zu ſchieben 1). Diefe Erfahrung einerfeits, und bie fonftitutionelle 
Theorie von der Unzuläffigkeit einer fortwährenden Betheiligung der Stände an 
Gegenftänden ver Verwaltung, insbefondere den Finanzen, anvererfeits, erflärt es, 
weßhalb bei der Einrichtung der neuern ftändifhen Verfaſſungen nad den Prin- 
cipien des modernen Konftitutionalismus die Einfegung folder permanenter Aus- 
ſchüſſe in mehreren Bundesſtaaten vermieden worben ift; — infofern mit Unrecht, als 
damit nad den Konfequenzen des Repräfentativfyftems, insbefondere nad einer 
Auflöfung der Stände, es dem Lande an jedem Organ zur Bertretung 
feiner Rehte oder zum Schug der Berfafiung fehlt 9%). Dod finden wir 
einen ſolchen ſtändigen Ausfhuß, wenn nicht immer dem Namen, doch ver Sache 


91) Vergl. über diefelben D. Staats- u, Bundesr. T52. 1. 1. S. 58641 f.— Ganz in 
der alten Weife findet fich noch der fländifche Ausihuß in Medlenburg. Landesgrundgef. 
Erbvergl. v. 1755 8. 176 f. Mehnlih auch in Lauenburg unter dem Namen des Lands 
ſchafskollegiums. Berfafj.-Urf. v. 1853 $. 3, 

. 9) Befonderd Hannover bat dies ſchwer empfinden müffen, nachdem das Staatsgrund- 
geſetz von 1833 für aufgehoben erflärt und die Knie Feypa a ie Ständeverfammlung aufge 
löst worden war. Das Landesverfaſſungs-Geſetz von 1840 verbefferte die Sache infofern, als es 
das ſog. Schapkollegium im $. 181 für berechtigt und —— erklärt, die nöthigen 
Schritte zur Aufrechthaltung der Verfaſſung zu thun und eventuell den Schuß des deutf 
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nad, allerdings aber aud wieder mit verfchievener Bedeutung und Kompetenz- 
Begrenzung — abgejehen von dem im gewiſſer Hinſicht aud hierher gehörigen, 
aber (namentlich durch das Iebenslärfglihe Amt der Mitglieder) eigenthämlichen 
bannover'fhen Schatzkollegium — in einer Mehrzahl der deutfhen Bundes— 
ſtaaten, fo insbeſondere zunächſt in der vollften Bebentung und mit fehr umfaf- 
fenden Funktionen in der württembergifhen BVerfafiungs-Urkunde von 1819 
8. 187—192, deren Beftimmungen offenbar in andern jpätern Orundgefegen als 
Mufterbild vorgeſchwebt haben und mehr oder weniger fopirt worden find. So 
namentlich in Weimar unter vem Namen des Yandtagsvorftandes (Grundgeſetz von 
1850 8. 12. 8. 14—16); in Meiningen (Landmarſchall und VBorfteher) Grund» 
gefeg von 1829 $. 53 f.; in Altenburg (Landesdeputation) Grundgeſetz $. 249 f.; 
in der furheff. Berfaffungsurfunde von 1831 8. 102 (wefentlic befchnitten in 
dem Berfafjungsgefeg von 1852 $. 121); in Braunfhweig, Grundgeſetz $. 118, 
nebft Gejeg vom 22. November 1851 $. 22; in Coburg-Gotha, Grundgeſetz 
8. 91—103; in Oldenburg, Orundgefeg Art. 166—178; in Schwarzburg- 
Sondershaufen, Berfafiungsgejeß von 1857 $. 72 f.; in Rudolſtadt, Grund» 
gefeß 8. 42; Neuß j. 2. Grundgeſetz $. 98. Viel fpecieller begrenzt, im Allge— 
meinen nur für die Mitwirkung bei einem Kriegsanlehen und Kriegspräftationen, 
ertennt auch die badiſche Verfaſſung $. 51 und 63 einen ftändigen Ausfhuß 
an, läßt ihn aber mit der Auflöfung der Stände feine Eriftenz verlieren, eine 
offenbar ganz zwedwibrige Beftimmung, die und auch bei der mit fehr ausge 
behnten Befugniffen ausgeräfteten Yanbesveputation in Altenburg begegnet. 

Zu den Gegenftänden ver Yanbtagsverhandlungen gehören nächſt ver Be- 
rathung Über die (im ver Negel die Thronrede beantwortende) ſog. Adreſſe 
(oben Bd. I. ©. 66 f.): 

1. Die Regierung s8-Propofitionen, welde ſich ſelbſtverſtändlich auf alles 
Möglihe, auf die Verfaffung oder Verwaltung, auf Juſtiz-, Polizei-, Milttär-, 
Finanzſachen u. f. w. beziehen fünnen. Allgemein, ſowohl in ältern als neuern 
Berfafjungen, anerfannter Grundfag ift, daß der Landtag verpflichtet ift, fie in 
geſchäftsordnungsmäßiger Weife zu behandeln, und daß fie vorzugsweiſe vor 
andern Gegenftänden berathen werben müffen 9), im Gegenfat zu andern An- 
gelegenheiten, bei denen es dem Ermefjen des Landtags überlaffen ift, ob und 
wann er fie berathen will. 

2. Die Anträge (Uranträge) der Mitglieder. Sie bedürfen nad mehreren 
Gefhäftsorbnungen, um überhaupt in frage zu kommen, zunächſt einer Unter: 
ftügung durch eine gewiffe Anzahl von Mitgliedern und unterliegen (jedoch nicht 
überall) nah ihrer Begründung oder Entwidlung durch den Antragfteller noch der 
Borfrage, ob fie der Beſchlußnahme unterzogen werben follen 9), 

3. Petitionen und Beſchwerden Einzelner (Individuen), Korporationen 
und Klaflen von Unterthanen. (S. den Art. Beſchwerderecht Th. I. ©. 91.) 

Zu allen Propofitionen und Anträgen (aud der berichterftattenden Ausſchüſſe) 


Bundes anzurufen. Wie traurig ed mit diefem Schut beftellt fei, bat man freilich auch 
bereitö aus der Art und Weife entnehmen fönnen, wie die Beſchwerde des Echapfollegiums über 
die Meberfchreitung der Bundesbefchlüffe v. 12. 19. April 1855 bei der Oftrolirung dv. 1. Aug. 
1855 von der Bundesverfammlung behandelt worden ift. Vergl. Die deutfchen Verfaffungsgefepe 
der Gegenwart. Erfte Kortf. Gött. 1858, ©. 21. 

9) CE. D. St. u, Bundesr. Tb. 1. $. 120. Ar. VI. 

9%) Man vergl. — die verſchiedenen Beſtimmungen der bannover’fhen Geſchäftsordn. 
v. 1850 $. 66. und das bayeriſche Gef. über den Geſchäftegang v. 1850 Art. 22 f. - 
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können Gegen- und Berbefferungsanträge und zu diefen wieder Unter-Amendements ge- 
ftellt werben, ohne an die bei 2. bemerften formellen Borausfegungen gebunden zu fein, 
Bis zur Abftimmung kann jeder Antragfteller feinen Antrag zurüdnehmen, womit 
auch die BVerbefferungsanträge befeitigt find. Doch kann der zurädgenommene 
Antrag von jevem Mitglied der Kammer in continenti wieder aufgenommen werben 
und gilt dann nicht als ein neuer Antrag. 

Bei gewiſſen Gegenftänden verlangen mehrere Gefhäftsorbnungen eine mehr- 
malige Abftimmung zur endgültigen Beſchlußnahme; auch finden wir überall, 
daß bei ver Berathung, oder wenigfteng bei der Abftimmung, eine gewiffe Unzahl 
der Mitglieder der Kammer zugegen fein muß, abgefehen von ben beſondern Be- 
ſtimmungen über gewifje Gegenftänve, wie z. B. eine Verfaſſungsänderung, betreffende 
Beſchlußfaſſungen. Bei der großen Verſchiedenheit der geſetzlichen Beftimmungen 
in ben einzelnen Bunbesftaaten ift es aber ohne Ueberjchreitung ber diefer Dar- 
ftellung nothwendig zu ftedenden Grenzen nicht möglich, auf das Detail der ein- 
zelnen Berfaffungen einzugehen. Vergl. oben Th. I. ©. 16, 17. 

E. Deffentlihleit der Landtage. Die fo lange mit Mifgunft be 
trachtete und von dem herrſchenden Regierungsinftem befämpfte 9) Deffentlid- 
feit der ſtändiſchen Verhandlungen ift ſeit 1848 in faft allen deutſcheu Bundesftanten 
gefetlich begründet, und man hat eingefehen, daß die früher gehegten Bedenken 
gegen die Deffentlichket völlig unbegründet find. (Daß die neue Landſchaftsordnung 
für die anhaltifhen Herzogthümer von 1859, f. oben Note 41, im $. 25 
die Deffentlichkeit ausfchließt, ift, wie das ganze Gefet, ein Anahronismus.) Doch 
fommen überall, wo die Deffentlichkeit grundfäglich befteht, Ausnahmen vor, 
nach welchen unter gewiffen Vorausſetzungen in einzelnen Fällen die Deffentlichkeit 
vorübergehend aus gefchloffen werden fann, und zwar theil® auf Verlangen ber 
Regierung oder ihrer Vertreter, theils auf Antrag des Präfiviums oder einer ge- 
wifjen Zahl einzelner Mitglieder 96), 

F. Bertagung, Aufldöfung und Schluf. Abgefehen von der hier aud) 
zu erwähnenven, in einigen neuern Berfaffungen vorfommenven theilmeifen 
Ausfheidung eines Theiles der Rammermitgliever und ber bamit verbundenen 
fucceffiven Erneuerung von Beftandtheilen des Landtags 97), Täßt ſich nach den 





95) Belege dafür liefern die Beſtimmungen der Wiener Schlufafte v. 1820 Art. 59, der 
Bundesbeihluß v. 16. Aug. 1824, der Bundesbefchl. v. 28. Juni 1832 Art. 5 und Art. 25 des 
geheimen Schluhprotofols der Wiener Konferenzen v. 1834. Es fommt aber auch vor, 
daß einer freifinnigen Negierung gegenüber, wie 5. B in Weimar unter Carl Auguft (1820), 
die Stände nichts von der Deffentlichfeit wiſſen wollten. Auch in Braunſchweig erflärten ſich 
die Stände noch 1832 bei der Errichtung des neuen Grundgeſetzes gegen die Deffentlichkeit 
ihrer Sipungen und felbft nur für eine beichränfte Veröffentlihung, ohne Nennung der Namen 
der Redner. — tg Weiſe haben in Mecdlenburg bei den Verhandlungen des lands 
täglichen Plenums — im Gegenfaß zu den Divektorial-®erathungen und der eigentlichen Delibe- 
ration und Abftimmung — von Altersber auch nicht landtagsfähige Perfonen Zutritt. Vergl. 
Hagemeifter, Mecklenb. Staater. Roſtock 1793. 8. 65, 

6) Bergl. 3. B. baverifhes >. den Geſchäftsgang des Landtages betr. v. 25. Juli 
1850, Art. 13. 14. Hannoverifche Gefhäftsordn. v. 1850. $. 88 — Heffen-darmit. 
Geſchafteordn. v. 1856. Art. 50. 51. S. überh. D. St. u. Bundesr. Tb. 1 $. 120. Nr. vIn. 

97, ine folhe Ausfcheidung eines Theild der Kammermitglieder durch Ausloofung findet 
fich noch jept im Könige. Sachfen Verf-Urk. $. 71; in Baden Verf-Ark. 8. 79; in Luxem— 
burg VerfArk. v. 1856, Art. 56 (übereinftimmend mit der Verf. v. 1848. Art. 57); in 
Altenburg Grundgefeß $. 1745 in Braunfchweig Verf-Geſetz v. 1851. 8. 18. Sie fand 
ich auch im bannnover’fchen Berf.Gejep vom 5, Sept. 1848. $. 39 in Betreff der erften 
Kammer, was jept keine Geltung mehr hat. 
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neuern 9) Berfaffungen binfihtlih der Unterbredung und Beendigung der Land: 
tagsverfammlungen Bertagung, Auflöfung und Schluß unterfheiden. (Ein 
Biertes, d. h. eine Entlaffjung der Stände, welche keines von biefen dreien wäre, 
gibt es nicht.) 

Allgemeine ſtaatsrechtliche Regel in Deutfchland iſt, daß die Dauer ver 
lanpftänvifhen Zufammenkünfte, daß Vertagung, Auflöfung und Schluß von ver 
landesherrlihen Beftimmung abhängig ift, und daß demgemäß die Stände nad 
eigenem Willen ihre Thätigkeit auch nicht unterbrehen oder beendigen Können, 
Dod kommen in manden Berfaflungen Ausnahmen vor, durch melde in ge- 
wiffer Weife entweder das landesherrlihe Recht beſchränkt, oder das ftänbifche 
Recht erweitert wird. Sie betreffen namentlih 1) die Dauer und die zeitweife 
Unzuläffigfeit einer lanbesherrlihen Bertagung, refp. die Unzuläffigfeit einer 
Auflöfung in gewiffen Fällen ohne Zuftimmung des Landtags 9); 2) das Recht 
der Stänbeverfammlung oder der einzelnen Sammer, eine Vertagung für fi zu 
befchliegen und in Ausführung zu bringen 190); 3) vie Verpflichtung der Regierung, 
im Falle ver Auflöfung, die Wahl neuer Abgeordneter und die Einberufung 
der Stände innerhalb einer gewiſſen Frift anzuordnen uud zur Ausführung zu 
bringen 191), Mit ver Verfündigung der Vertagung oder Auflöfung ift jede weitere 
Thätigkeit oder Verhantlung abgefhnitten, foweit nicht die Berfafjung, 3. ®. hin— 
fihtlih der nothwendigen Wahl des permanenten Ausjhuffes eine Ausnahme macht. 
Auch können während einer Bertagung die vorbereitenden Ausſchüſſe mit Zuftim- 
mung der Regierung ihre Arbeiten fortfegen, und öfters wirb gerade zu biefem 
Zwede eine Bertagung angeorbnet. Mit der Auflöfung verlieren alle gewählten 
ober nür für den einzelnen Landtag ernaunten Mitglieder dieſe ihre Eigenſchaft. 
Nah einigen Berfaffungen behalten fie dieſelbe aber mit Rückſicht auf das geſetzlich 
anerkannte Selbftverfammlungsreht bei, bis die Neuwahl erfolgt if. Auch vie 
erfte Kammer unterliegt diefer Wirkung der Auflöfung, infofern nicht die Berfaf- 
fung etwas Anderes beftimmt 102), oder die Art der Zufammenfegung der erften 
Ranımer aus lauter erblich oder perfünlich auf Lebensdauer Berechtigten die hauptſäch— 
lichfte Wirkung ver Auflöfung von felbft ausſchließt 103). Der Schluß des Landtags, 


98; In Betreff der ältern Berfaffungen vergl. D. St. u. Bundesr. Th. 1. 8.122. Nr. II. 

99) Vergl. 3. B. preußiiche Verf-.Urk. Art. 52. (Obne Zuftimmung der Kammer 
darf die Bertagung die Frift von 30 Tagen nicht überfteigen und während derjelben 
Seflion nicht wiederholt werden. Sächſtſche Verf.Urk. $. 116 (nicht über 6 Monate vertagen). 
Kurbeif. 1852. 8. 64. Luxemburg Art. 735 Weimar $. 345 Braunfdhweig $. 147; 
Oldenburg Art. 1495 Reuß j. 8. $. 975 Walded $. 54. 

100) Hannoverifches Verf Geſeß v. 5. Sent. 1848. $. 60. (Jede Kammer kann ſich 
auf 3 Tage vertagen) Walded 8.54. „Auch der Landtag kann fi auf 4 Wochen vertagen.“ 
(Streit darüber, ob er dies in einer Diät auch mehrmals thun fünne, was unter Bezugnahme 
auf die unmittelbar vorbergebende Beſchränkung des Landesherrn -in Betreff der Wiederholung 
der Vertagung geläugnet wurde; aber wohl mit Unrecht.) 

105) Breußen Art. 515 Bayern Tit. VI. $. 23; Sachſen $. 116; Württemberg 

. 1865 Baden $. 445 Kurbejien $. 645 Luxemburg Art. 74; Weimar $. 34; 

einingen $. 52; Koburg-Gotha $. 79; Braunfchweig $. 147; Oldenburg Akt. 

1505 Shwarzburg:Sondershaufen 1857. 8. 295 Rudolſtadt $. 215 Reuß j. 2. 
8. 97; Walded $. 52. 

102), So die fähfiihe VerfUrk. $. 116, Eine gleiche Beftimmung des bannoverijhen 
Verf..ßef. v. 1848. 8. 57 ift bei der Verfaffungsänderung von 1855 wieder in Wegfall gefommen. 

103) Dies findet jeßt, in Folge der Verordn. v. 12. Oft. 1854 über die Bildung der erften 
Kammer, in Betreff des preußiſchen Herrenbaufes ftatt, obwohl der Art. 51 der Verf.Ark., 
—— Kronrecht der Aufloͤſung ausdrüdlich auf beide Kammern bezieht, nicht abgeändert 
worden 
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auch wenn e8 bie legte orbentliche Diät einer ftändifchen Periode ift, hat diefe Wirkung 
an fich nicht. Hier muß man, auch mit Rüdfiht auf die Möglichkeit einer vielleicht noch 
nothwendigen auferorbentlihen Berufung, annehmen, daß die bisherigen Mitglieder 
des Landtags dieſe Eigenſchaft bis zur Vollziehung der neuen Wahlen behalten. Die 
beim Schluß eines Landtags bei ven älteren Ständen überall gebräudlihen Yandtags- 
abfhiede kommen aud in einer Mehrzahl neuerer Verfaffungen noch vor, ob« 
wohl ſich ihre Bedeutung, in Vergleich mit den ältern Landtagsabſchieden, geändert 
bat 1%), Wir finden fie namentlich in diefem Jahrhundert noch in den Verfaffungen 
von Bayern, Weimar, Heffen- Darmftadt, Kurheffen, Königreich Sach— 
fen, Braunfhweig und Oldenburg. Die ältern Landtagsabſchiede haben nad 
Form und Inhalt die Natur von Verträgen zwiſchen Landesherrn und Ständen. 
Auch hat fi die vertragsähnliche Form noch erhalten, 3.8. in Braunſchweig. 
Sonft haben fie jegt den Charakter eines lanbesherrlihen Erlaffes oder Geſetzes. 
Im Art. 15 des Schlufprototolld der Wiener Minifteriallonferenzen von 1834 
wird ihrer auch gedacht 105), Es heißt daſelbſt: „Wo Landtagsabſchiede üblich 
find, werben die Regierungen in ber bisherigen Form und Weife ver Abfaffung 
feine Abänderung eintreten laffen, welche ven lanvesherrlihen Rechten zum Nady- 
theil gereihen könnte.” Dies foll wohl fo viel heißen, daß aud bei der Abfaf- 
fung der Landtagsabſchiede Alles vermieden werben foll, was der Deutung, als 
feien die Stände Mitinhaber der Staatsgewalt, Nahrung geben a. 


. A. Zachariä. 
Landwehr. ©. Heer. 


Landwirtbichaft. 
J. Arrondirung. V. Extenſive und intenfive Kultur. 
11. Gebundenheit und Theilbarkeit der Landgüter. VI. Bferbe- und Schafzucht. 
II. Wiefenkulturgefege. VII.Landwirthſchaftliche Lehranftalten und Vereine. 


IV. Weideverbältnifie. 


Die ftantsgefeglihe Regelung der landwirthſchaftlichen Verhältniſſe gehört im 
Deutihland der Hauptfahe nad) den legten 100 Jahren und theilweife erft der 
jüngften Zeit an. Zuerſt handelte es fih um die Beſeitigung von Hinderniffen, 
welde dem landwirthſchaftlichen Betriebe entgegenftanden, um Firtrung beziehungs- 
weife Aufhebung bejonders drückender Bodenreichniſſe, um Schuß der Bodenerzeugniſſe 
“ vor Beihädigungen, gefeglihe Regelung der Jagdverhältniſſe. Allmälig fhritt die 
Gefeggebung zur pofitiven Begünftigung der dem neueften landwirthſchaftlichen 
Betriebe paffenpften Formen. Den Anforderungen ver Technik des Aderbaues ent- 
ſprechend förderte fie ven Uebergang von der Kisherigen Felveintheilung zur Bil- 
dung zwedmäßig gelegener größerer Aderflädhen, regelte das für die Landeskultur 
höchſt wichtige Waſſerrecht, ermöglichte und ficherte die gemeinfame Durdführung 
größerer Aulturunternehmungen durch gefeglihe Normirung des Genofjenihafts- 
weiens und durch Zwangsbeftimmungen gegenüber dem Widerfprucd einzelner Eigen- 
thümer. Faſt jeder landwirthſchaftlich technifhe Erwerbszweig wurde nicht minder 
wie ver Abfag der Produkte felbft, dann die Thierproduftion, bier insbefondere bie 
Pferde- und Schafzudt, Gegenftand ftaatlicher Fürforge und Pflege, die ihre Thä- 
tigfeit namentlich auch der Vermehrung landwirtbfchaftliher Kenntniffe durch Schulen 
und Bereine zuwandte. 


19) Vergl. D. St. u. Bundesr. Th. 1. $. 34. ©. 121. 
108) Dergl. Die deutfchen Verfaff.Gefege der Gegenwart ©. 35. 
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Es ergibt fi Hieraus die obige Ölieverung des zu behanbelnden Stoffes. 

I. Arrondirung. Die Zufammenlegung und neue zwedmäßigere Wie- 
bervertheilung der Örunpftüde, Arrondirung, aud Verkoppelung genannt, er 
fheint als ein hervorragendes Stadium der wirthſchaftlichen Entwidlung über 
haupt und läßt ſich nur unter einem Rüdblid über vie Geftaltung und den Berlauf 
bes deutjchen Aderbaues überhaupt entſprechend würdigen. 

Die Anſiedelung der jegt in Deutſchland lebenden Stämme fcheint im Allge- 
meinen jo erfolgt zu fein, daß eime freilich meift nur geringe Anzahl von Fami- 
lien fih an einem gemeinfamen Wohnplage nieverlieh. Jede Familie erhielt zunächſt 
nur einen verhältnigmäßig Kleinen Raum als volles Privateigenthyum, während aller 
übrige Boden urjprünglid als Gemeingut galt und lange Zeit hindurch nur 
gemeinſchaftlich benügt wurde. Die große Menge verfügbaren Bodens geftattete vie 
Erlangung einer Ernte auch ohne Düngung, indem der einmal ertraglofe Ader 
verlaffen und zu einem mit größerer Bodenkraft übergegangen wurde. Es bilvete 
fi das in Ungarn noch jest theilweife herrſchende Spftem ver Aderbeftelung da= 
bin, daß der Boden nad der Ernte ein Jahr unbearbeitet liegen blieb und nur 
als Weide biente, um dann im folgenden Jahre ohne Düngung eine neue Körner- 
ernte zu bringen. Bald aber genügte dieſe Ernte nicht mehr, und die Feldflur mußte 
zur Getreiveprobuftion in erhöhtem Maße in Anſpruch genommen werben. Zwei 
Jahre nad einander wurbe Getreide gebaut (Winter- und Sommergetreide) und 
das dritte Jahr die Area ruhen gelaffen. Die dem Pfluge unterworfene Markung 
war daher regelmäßig in drei Partieen (Felder) getheilt; und wenn aus dem ge- 
gemeinfamen Felde Jemanden ein Theil abgetreten wurde, fo erſchien es natürlich, 
daß man dem Genoflen in jever Flur einen Theil zumies. — War aber das zu 
tbeilende Land von ungleiher Beſchaffenheit, ſo wurde es wohl aud zunächſt in 
größere Stüde von, mehr gleichartiger Beihaffenheit (Gewanne) gelegt und jedes 
berfelben unter bie Geſammtheit vertheilt. Auh von jedem Neubruche wurde Jedem 
ein gleicher Theil zugewiefen. — Die Bearbeitung und Bebauung war nur auf 
Grund einer Theilung des Bodens in erhöhten Maße möglich; vie Beweidung 
der Grundſtücke forderte dagegen große Pläge, und e8 war daher der Entwidlung 
der Agrarverhältniffe volllommen entſprechend, daß das Privateigenthbum des Mart: 
genofien ruht, fobald es fih um gemeinfame Weidenugung handelt. Soweit 
daher die Aderaren zur gemeinfamen Weide auf Stoppeln oder je im britten Jahr 
auf der Brache möglich war, trat gemeinfame Weidenugung ein. Wo ſich die Arbeit 
auf den Boden in geringem Maße lohnt, ift Weidewirtbfhaft und Erlangung 
eines Ertrages ohne eigentlichen Arbeitsaufwand das rihtigfte Wirthſchaftsſyſtem. 
Das in viele Heine Stüde zertheilte Aderland einer Felpflur mußte daher — gleich— 
gültig ob nad Gefeg oder Herfommen — ſchon im Interefje jedes einzelnen Ader- 
bauers feldft gleichmäßig ‚bebaut werben, um jofort nad) der Ernte eine gemeinfame 
Weide zu ermöglichen. Darin findet denn auch der Flurzwang damaliger Zeit feine 
vollfte wirthichaftliche Begründung. — Dies dauerte fo lange, bis an ven Ader- 
bau höhere Anforverungen geftellt wurden, und insbefondere der Anbau von Futter- 
pflanzen im Intereffe einer erhöhten Thierproduktion und mittelft Berwendung eines 
befjern Düngers auch ver Getreidebau zu fördern gefucht wurde. So bejchäftigte 
der Anbau der Brachfelder durd Klee, dann die Vermehrung det „liebſamen“ Ge— 
treides die hurbayerifhe Geſetzgebung um das Jahr 1760, Die Brade follte 
bebaut werden dürfen, und viele ftrebjame Landwirthe machten von dieſer Kultur- 
freiheit fofort Gebrauch. Damit war aber auch das ganze, auf gleichzeitige und 
gleihförmige Felobeftellung and gemeinfame Weide der umbebauten Feldarea bafirte 
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Wirthſchaftsſyſtem erſchüttert. Bisher war es ziemlich gleichgültig, ob eine Parcelle 
innerhalb einer Feldflur groß oder klein war; bei der gleichzeitigen Beſtellung und 
Ernte konnte man ja zu jedem Grundſtücke ohne beſondere Wege gelangen, die 
Ueberfahrt über fremde Felder verurſachte keine weſentlichen Nachtheile, und die 
Bearbeitung mehrerer, wenn auch kleiner Parcellen, war mit keiner weſentlichen 
Schwierigkeit verbunden, fo lange von einer Parcelle über des Nachbars Grund— 
ftitd zur andern gegangen werben fonnte. Als aber dieſe einer genoſſenſchaftlichen 
Einigung der Bauern zur gemeinfamen Bodenbenügung entſchieden günftige Art ver 
Bebauung der Feldflur dem Drängen nah Kulturfreiheit weichen mußte, zeigt es 
fi bald, daß dem zerfplitterten Grundbeſitze gegenüber die Kulturfreiheit eine wahre 
Landplage werben könne, und feitens der Bauern wurde ihr daher auch lange Zeit 
der zähefte Wiverftand entgegengefetst. Da mit der Kulturfreiheit die Brache bebaut 
werben burfte, hörte die gemeinfame Weidenutzung des Bracfeldes auch 
für die Anhänger des bisherigen Wirthihaftsfyftemes fofort auf, ſobald nur einige 
Heine Parcellen der Feldarea bebaut waren. Die Bebauung mit andern als ben 
berfömmlichen Früchten erfchwerte vie gemeinfame Benützung der Stoppelweibe, 
während die Beweidung der einzelnen Parcellen in deren unbebeutendem Umfang 
ihr Hinderniß fand. Das Betreten fremder Aecker war nunmehr erfchwert, die Be- 
arbeitung der Heinen Parcellen durch bie bereits beftellten Adergrunpftüde bes 
Nahbars gehindert. Die Anhänger ver Kulturfreiheit konnten ihres Sieges felbft 
nicht recht froh werben. Ihr Wirthſchaftsſyſtem war darauf gegründet, durch An- 
wendung vermehrter Arbeit dem Boden einen erhöhten Roh- und Reinertrag ab- 
zuringen; ihre Arbeit konnte aber unmöglich lohnend fein, wenn fie die Kräfte auf 
die vielen zerftreuten Parcellen verwenden mußten; aud fie waren dem Einfluffe 
eines zerfplitterten Bodens in erhöhtem Maße ausgefegt und kehrten deßhalb häu- 
fig zum ortsüblihen Wirthſchaftsſyſteme zurüd. Dies entfprad aber in der That 
den Anforderungen der Gefellihaft am den Aderbau nicht mehr, und es bildete fich 
deßhalb allmälig das Beftreben, dem ungenügenven wirtbfhaftlihen Zuftande durch 
Bermirfderung der Parcellen und Bildung größerer Rulturflächen, welde ftatt der 
gemeinfamen, gleichzeitigen Beftellung eine felbftftändige Benügung ermöglichten — 
zu entgehen. Der durch die Kulturfreiheit allenthalben hervorgerufene unbefriedigende 
Zuftand bereitete die Gemüther ver Landleute vor, ihr lieb gewonnenes elterlicdhes 
Erbe gegen neue Orundftüde zu vertaufhen, der Drang nad) Vergrößerung der 
Parcellen erwachte überall, äußerte fih zunächſt durch Zufammentaufchen einzelner 
Objekte in berfelben Felpflur, dann im Bertaufhen von Grundſtücken verfchiebener 
Fluren und bie und da fogar im Zufammenwerfen und ber neuen Bertheilung der 
gefammten Area; diefes Streben wurde fofort von der Gefeßgebung unterftügt, 
aber aud da, wo bisher diefe Unterftütgung mangelte, 3. B. in Bayern, wurbe mit 
der Vergrößerung der Parcellen und der Zufammenlegung der Grundftüde rüftig 
fortgefahren, der befte Beleg, daß die Arrondirung ein bringendes Bebürfnif ver 
Zeit, ja ſogar eine wirtbichaftliche Nothwendigkeit fei. Die meiften Gefege und 
Berordnungen über Zufammenlegung und neue Bertheilung der Grundſtücke beru- 
ben faft durchgängig und nur mit geringen Abweichungen auf nachſtehenden Haupt- 
grundfägen: 

Wenn die Mehrheit der Grundeigenthümer einer Flurmarkung die Zufammen- 
legung und befjere Wiedervertheilung der Grundftüde beantragt, jo muß ſich die 
Minderheit hieran betheiligen. 

Diefe Mehrheit wird nach dem Umfange des betreffenden Areals und hie und 
da aud zugleich nad der Kopfzahl und dem Steuerbetrage bemeſſen. 
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Gewiſſe Grundſtücke find ausgenommen, alle übrigen aber in eine Mafle zu 
vereinigen, aus welcher jevem fein früherer Grunpbefig nad Berhältniß der Größe 
und Güte und zwar thunlichſt im Zufammenhange und in einer für vie Bewirth— 
fhaftung günftigen Lage, vorbehaltlich der Ausgleihung geringer Differenzen in Geld 
oder andern VBortheilen, wieder erjegt wird. Der Grund und Boden, den jeber ein- 
zelne Theilnehmer wieder erhält, nimmt die rechtlihe Natur der hiefür abgetretenen 
Grundftüde an. Es gehen daher alle Reallaften (Steuern ꝛc.) von dem vertaufd- 
ten auf das eingetaufchte Grundftüd über, ven in Anfehung des Grunpbefiges 
betheiligten Dritten fteht gegen vie Zufammenlegung fein Widerſpruchsrecht zu. 

Die meiften deutfchen Gefepgebungen haben hienach die Güter-Arrondirung 
bereit8 geregelt oder ftehen wenigftens zu deren Regelung im Begriffe. Als beach— 
tenswerth erfheinen insbefondere die vesfallfigen Gejege Preußens, Hannovers, 
Sachſens und Nafjau’s. In Preußen bat feit der Gemeinheitstheilungs-Orpnung 
vom 7. Juni 1821 und ber Verorbnung vom 28. Juli 1838 die Zufanmenlegung 
und nene Bertheilung der Orunpdftüde immer höhere Anerkennung Seitens ver 
Grumpbefiger gefunden, fo daß bis Ende 1853 ſchon 49,227,292 Morgen fepa- 
rirt, und von Gervituten befreit, fowie aud dem bei Weitem größten Theile nad) 
der Zufammenlegung unterworfen werben fonnten, Es wurde dort, wie auch anber- 
wärts, beobachtet, daß durch die Arrondirungen der Grundwerth, demnach auch bie 
Sicherheit „ver Hypotheken erhöht und der Anſäßigmachung Meiner Leute keinerlei 
Hinderniß in den Weg gelegt würde. — In Sachſen ift in Folge des Geſetzes 
vom 14. Juni 1834 durch zwedmäßige Arrondirungen die Ertragsfähigfeit und ver 
Werth des Bodens weſentlich erhöht worden. Im Königreich Hannover umfaf- 
ten bie von 1832—1851 ftattgehabten Specialtheilungen und Berfoppelungen ein 
Areal von 161,737 Morgen, und wenn aud bis borthin Zufammenlegungen 
größtentheild nur im jenen Gegenden zu Stande famen, wo fid gefchloffene 
Bauernhöfe befinden, fo hat doch die Erfahrung gezeigt, daß die Arrondirung felbft 
unter den unglinftigften Umftänden thunlic und vortheilheft fei. Im Herzogthum 
Nafſau find, abgefehen von ben Älteren Konfolivationen, — nad den Berorb- 
nungen von 1829 und 1830 bis zum Jahre 1853: 90 Gemarkungen ganz, 60 
theilweife tonfolivirt worden, während weitere 86 Gemarkungen in der Konfolida- 
tion begriffen find. Aud in Bayern ging man ſtets von der Anficht aus, daß 
ver beabfichtigte Zwed nur auf ähnlichen, gefeglihen Grundlagen zu erreichen fei. 
Die königlihe Staatsregierung fuchte daher im Jahre 1822 und 1827 in bem 
Entwurf eines Kulturgefeges die Arrondirung zu ordnen, und als die Erlaffung 
eines allgemeinen Kulturgefeged an den innern, in der Sade felbft liegenden 
Schwierigkeiten fcheiterte, legte fie dem verfammelten Yandtage im Jahre 1856 einen 
Gefeg-Entwurf über Zufammenlegung der Grundſtücke vor. Zwar gelangte biefer 
Gegenftand damals nicht mehr zur Erledigung; doch wurbe von dem Referenten des 
betreffenden Ausjhufjes ein umfaffender, dem Entwurf im Wefentlichen beiftimmen- 
der Bortrag erftattet und hierauf die Zwifchenzeit bis zum nächſten Landtage zu 
einer einläßlihen Revifion des urſprünglichen Elaborates benüßt. Möchte die nächſte 
Zukunft au in Bayern das Arrondirungsgefeg entftehen fehen, nachdem das Be- 
dürfniß eines die Arrondirung erleichternden Gejeges von der immenjen Mehrheit 
der Landwirthe erkannt ift! Allerdings find aud ohne ein bie Arrondirungen 
erleichterndes Gefeg, foldye bereits zu Stande gefommen. So hat der Bezirks-Geo- 
meter Wenglein in Münden allein 30 Ortfhaften mit 473 Yamilien einer 
Geſammtfläche von 23,807 Tagwerk A 40,000 Quadratfuß arronbirt. Die 570 Par- 
cellen des Dorfes Buch mit 16 Familien wurde in 16 zufammenhängende Kom- 
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plexe gebracht und bie 77 Familien ver Dörfer Kirch⸗ und Straßtrudering erhielten 
ihre 2659 Tagwerke umfaflende Fluraren, welche früher in 2069 Parcellen zer- 
fplittert war, nunmehr in 110 Kompleren. Solde Erfolge find gleihwohl nur 
möglich bei einem Pezirts-Geometer, der fi des unkevingteften Vertrauens einer 
intelligenten, thätigen und ftrebfamen Bevölkerung erfreut; aud) wird hiedurch meift 
nur ein fattifher, bie und da fogar höchſt bedenklicher Zuftand gefchaffen, ſobald 
nicht eine gefetlich zu orbnenve Bereinigung ber auf den Grund und Boden Be- 
zug babenden Redhtöverhältniffe, insbefondere der Orundlaften und Hypothelen 
damit Hand in Hand geht. 

Ueberall da, wo das Wirthihaftsinftem aud nad Eintritt der Kulturfreiheit 
die Bebauung in drei Feldern (Dreifelderwirthichaft) beibehalten hat, iſt dem In— 
terefie des Aderbaues häufig ſchon dann weſentlich genügt, wenn die Parcellen in 
jeder Flur möglihft vermindert und der Bau von Früdten in die Brache erleich- 
tert wird. Diefe felderige Arrondirung, welche gewöhnlih von den brei Ges 
fammtflähen der Dreifelderwirthichaft ausgehend jedem Befiger das Aderland zu 
je einer Parcelle in Sommer: Winter- und Brachfelder vereinigt, aber doch alle 
Felder in drei Gruppen vertheilt läßt, wird von ber flurliden unterſchieden, 
welche Felder und Wieſen ohne Rüdfiht auf das Wirtbihaftsfyften in je einem 
Kompler oder höchſtens in zwei vereinigt. Können dabei die Komplere radienförmig 
um bas Heine Dorf herumgelegt — und kann jeder Wirthſchaftshof an die Spite 
feines Rompleres geftellt werben, jo entfteht vie Totalarrondirung ver 
bunden mit ben Bortheilen, welche das fociale Zufammenleben bietet. Die Gefeg- 
gebung ſucht nah Verſchiedenheit der Berhältnifje beide gleihmäßig zu fördern. 

1I. Gebundenheit und Theilbarfeit der Landgüter. Mit dem 
Streben nad) Vergrößerung der Parcellen (Arrondirung) geht häufig eine Verklei- 
nerung der Landgüter felbft Hand in Hand; und findet bei normaler Bewegung 
alsdann gleichfalls ihre wirthihaftlihe und fociale Berechtigung; denn aud bie 
Gütergröße ift der Ausdruck der Nothwendigkeit innerhalb gegebener Zeit und 
gegebenen Ortes. Schon von der Mitte des vorigen Jahrhunderts an unterſchie— 
ben die bayeriſchen Kulturmandate ftrenge zwiſchen Parcellenver- 
größerung und Landgüter-Berkleinerung. So legten die Mandate von 1762 bis 
1808 ein vorzügliches Augenmerk auf die Aufhebung der bisherigen Gebundenheit 
der bäuerlihen Güter (des fog. Hoffußes) und auf die Zertrümmerung allzugroßer 
Komplere; ſchon das churbayeriſche Generalmandat vom 24. März 1762 beftimmt, 
daß bie größeren, in ganzen, halben und BVierteld-Höfen beftehenden Bauerngüter 
nicht nur zertrümmert werben bürfen, fondern daß — im Geifte der Gefeggebung 
damaliger Zeit — das Gut, wenn biefes mit dem vorhandenen Bieh nicht hin- 
länglid) bejdhlagen werben fünne, von der Grundherrſchaft oder ver Obrigkeit von 
Amtswegen zertrümmert und in Kleinere Güter vertheilt werben folle, jedoch ber- 
geftalt, daß jede Parcelle mit einem befondern Maier verfehen werde und dabei 
nicht viel minder als I/, Gut betrage. Die jogenannten Zubau-Güter, welde in 
ganzen Huben, Sölden u. dgl. einen eigenen Maier wohl tragenden Bauerngütern 
beftehen, follten fernerhin verboten fein, und namentlih dann, wenn fie der Eigen- 
thümer nicht „mit eigenem Rüden‘ befigen fünne oder wolle, verkauft werben. 
Gleichzeitig mit diefen Mandaten erfchienen andere, welche als Korrektiv für bie 
DBobenparcellirung den Umtaufh und die Zufammenlegung allenthalben -zerftreuter 
Gutsparcellen (Arrondirung) mit Nahdrud zu fördern fuchten und biebei felbft die 
Lauvemial-Erhebung nachſahen. Diefem Standpunkte ift Preußen um Bayern 
bis jegt volltommen treu geblieben; beide Staaten ſuchen ven dur die Entwir- 
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fung ver deutſchen Agrarverhäftniffe hervorgerufenen Mißſtänden der Parcellirung 
zu begegnen und bie dem neuern Stande der Wirthſchaftsſyſteme entfprechende 
Bergrößerung berfelben zu unterftügen, verbieten oder erſchweren jevoc keineswegs 
die Bebauung eines Heinen Gütchens. So fennt namentlich die preußiſche Geſetz⸗ 
gebung fein Berbot der Wiederabtrennung bereits arrondirter Grundftüde; ebenfos 
wenig der bayerifhe Entwurf. Beide gehen vielmehr von ver Annahme aus, daß 
bie arrondirte Area, fei fie groß oder Mein — den wirthſchaftlichen Anforderungen 
entfprehe und nur unter bringenden Umftänden von dem Eigenthlimer wieder zer- 
fplittert werbe, 

Andere Anfihten hierüber haben fih in Württemberg und Sachſen 
gebilvet. Die Zerfplitterung des Bodens ift nämlih in Württemberg theilweife fo 
weit gebiehen, daß Parcellen von Quadratklaftern fi finden; an ber Bebauung 
eines Heinen Stüd Feldes betheiligen fi häufig mehrerer Familien. Nah Seas 
bert betrug die Zahl der rein vom Feldbau lebenden Familien im Jahre 1846 
über 172,000, ferner zählt man 1853: 2737 Güter mit 50—100 Morgen, 
1163 Güter mit 100—200 Morgen, 1032 Güter mit 200 und mehr Morgen; 
die Familien mit 50—100 Morgen machten daher 1/g,, die von 100—200 Mor- 
gen 1/yyg, die mit 200 und mehr Morgen 1/;eg, fämmtliche über 50 Morgen 
bewirthſchaftende Familien 1/,, aller rein vom Feldbaue lebenden Familien aus, 
während bie übrigen 97 Procent ſämmtlicher nur Aderbau treibenver Familien je 
weniger als 50 Morgen in Bewirthſchaftung hatten; nad Sid beträgt die gefammte 
landwirthſchaftlich benutzte Fläche in Württemberg nahe an 4 Millionen Morgen; 
bie größeren Güter über 50 Morgen nahmen von der bebaubaren Area nur fo 
viel ein, daß über 31/, Millionen übrig blieben, von denen 200,000 Morgen bie 
Gewerbe treibende Lanpbevölferung einnahm, wornad die übrigen 167,000 Famt« 
lien 3 Millionen Morgen, oder 18 Morgen per Yamilie zu bebauen hatten, 
wobei dann freilih die Staats- Korporationd- und Adelsgüter ebenfowenig wie 
Weinberge, Weiden, Blumen-, Luft- und Baumgärten abgezogen waren. Es rech— 
net deßhalb Dinkel (bäuerlihe Krebitverhältnifje in Württemberg) 55,000 Fami- 
lien, welche je nur 9 Morgen befigen und nimmt an, daß weitaus die Mehrzahl 
der bänerlihen Familien im Nedar- und Schwarzwalbfreife nicht einmal die Hälfte 
bes obigen Durchſchnittes, alfo weniger als 9 Morgen lanpwirthfchaftlich benuß- 
barer Fläche befige, an oder unterhalb der Grenze eines Unterhaltminimums an- 
gelangt fei und ven Namen von Bauernwirthihaften nicht mehr verdienen, dem— 
ohngeadhtet aber doch felbftändige Ianbwirtbfhaftlihe Unternehmungen feien. Diefe 
Bildung fo vieler Heiner (lebensunfähiger) Bauernwirthſchaften wird von ben Einen 
als Folge ver freien Verfügbarkeit über Grund und Boden betrachtet und daraus 
ein Vorwurf gegen die Gefeggebung abgeleitet, die in andern Ländern durch gegen: 
theilige Beftimmungen mit. der Bobenzerfplitterung die Bildung eines bänerlichen 
Proletariats zu verhüten ſucht. In Sachſen namentlih wurde der Berfleinerung 
der Anmwefen entgegen zu wirken gefucht; dort beruhte die Gefchloffenheit des bäuer- 
lihen Grundbefiges urfpränglih auf einem mangelhaften Gefege von 1766, wel- 
ches fhon wegen der neuen Örunbdftener-Regulirung einer Aenderung bedurfte. 
Regierung ımd Stände ließen durch das Beifpiel Preußens und Süddeutſchlands 
fih nicht bewegen, vie freie Theilbarfeit des Grund und Bodens zu bekretiren. 
Die Hanptbeftimmung des vesfallfigen Gefeges liegt nun darin, daß 1/, won jeder 
geſchloſſenen Stelle, wie fie 1843 beftand, nad Steuereinheiten bemeſſen auf ein- 
mal oder nach und nad) abgetrennt werben bürfe, und dieſes Drittel beliehig wei- 
ter theilbar werde, während bie anderen 2/, für immer beifammen bleiben mäfjen, 
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Der Umſtand jedoch, daß gerade jene Orte, in welchen die Grundſätze der freien 
Bewegung in Grund und Boden früher anerkannt wurden, eben auch keine beſon— 
vers kleinen Güter zeigen, einzelne Gegenden, z. B. Niederbayern, trotz der Kul— 
turmandate große Güter befigen, möchte doch darauf hinweifen, daß die Güter 
größe nicht als Folge der freien Verfügbarkeit des Grund und Bodens aufgefaßt 
werben bürfe, fondern daß biefelbe vom Zuftande der Gefeggebung unabhängig fich 
geftaltet, und die Bewirthſchaftung fleiner Güter Rüdjhritt und Fortſchritt ver 
Nation fein könne. Die Größe der Güter ift der Ausdruck wirthſchaftlicher Noth— 
wendigfeit und von der freien Verfügbarkeit über Grund und Boden bei normalen 
wirtbichaftlichen Berhältniffen unabhängig. In ver Landwirthſchaft pflegt ſich der 
Eigenthümer neben dem niederften Zins für die in die Wirthichaft geftedten Kapi- 
talien noch den landesüblihen Lohn für feine und feiner Familie Arbeit zu berech— 
nen; jo bald ver lanvesübliche Taglohn dauernd niederer fteht, ald der bei Fleinen 
Gütern vom Eigenthümer für feine Arbeit berechnete Lohn, jo entfteht das Beſtre— 
ben nad dem Befige eines Gütchens Bis fi daher die Phrafe, Württemberg fei 
ein Aderbauftaat und bürfe die Induſtrie ungefcheut vernachläffigen, beim Mangel 
an Verdienſt in Fabriken recht klar in dem nieveren Taglöhnen ver Ackerknechte als 
unbaltbar erwies, war es jedem nahe gelegt, im jelbftftändigen Landbau etwas mehr 
als im Taglohne zu verdienen; die Bernadhläffigung der Fabrikinduſtrie wies auf 
Bebauung der KHeinften Güter, Diefes Streben wurde durch einzelne Partieen bes 
Landes unterftügt. Alle Thäler, welche eine Anwendung des Gefpannes ausjchließen 
oder erfchweren, zeigen eine Tendenz nad Heinen Gütern, fie find das geeignetfte 
Objekt, von dem aus bie Zwergmwirthichaften ſich ausbilden, da hier bei niederen 
Löhnen ver Zwergbauer mit vem Geſpannbauer der Ebene nody konfurriren kann. 
Berner wird die Bodenzerfplitterung auf höchſt thätigen Boden mit hohem Rein- 
ertrag fi finden, bei welchem die Anwendung eines großen Maßes Arbeit auf 
dem geringften Flächenraume fi lohnt, wie beim Baue des Tabaks, Hopfens, ver 
Karben und zum Theile der Zuderrübe. 

Kleine Güter treffen wir daher bei höchſt thätigem, dann bei einem mit Ge— 
jpann jchwierig zu bearbeitenden Boden, wo das Verhältnig der Menfchenarbeit 
zum Betriebötapitale zu Gunften des erfteren prävalirt. Wo tagegen bie vermehrte 
Arbeit ven Ertrag nicht erhöht, wie bei den Weinewirthichaften des Nieverrheins 
und Hollands, wird man nad) feinen Gütern vergeblich fuchen, felbft dann, wenn 
bei jedem Erbfalle Realtheilung einträte, Der Befiger einer Heinen Weidewirthſchaft 
fieht gar bald ein, daß er beim Mangel entſprechender Arbeitsgelegenheit zu viel ver: 
zehrt und beffer fein Gut an den Großbefiger veräußert. Der Getreivebau der 
Ebene und des mäßigen Hügellandes ift endlich der eigentliche Förderer der mitt- 
leren Güter. Der Aderbau hindert nämlich die lohnende Bewirthſchaftung eines 
etwa 9000 Fuß vom Hof entfernten Grunpftüdes viel mehr als deſſen Benugung 
zur Weide; überdieß fordert der Aderbau die ganze Kraft und Aufmerkſamkeit eines 
Wirthſchafters. Diefem wirthſchaftlichen Drange müſſen fogar die englifhen Grund— 
befigungen folgen, welche regelmäßig in Stüden zu 200 Acres verpadtet find. Eng- 
land braucht die felbftändige Bebauung Heiner Grundftüde keineswegs zu verbieten; die 
Natur der Sache verbietet dies felbft in einem Lande, in welchem die Induftrie vie Yöhne 
erhöhte. Wollte 3. B. in England eine württembergifche Zwergwirthſchaft eingerichtet, 
jeves Gefpann und Fuhrwerk abgefchafft, das Futter für die Kuh in einem Bündel nad 
Haufe getragen, der Dünger mit einem Karren hinausgeſchafft werben, jo würde ſich in 
den Aderbaupiftrikten kein englifcher Arbeiter dazu entjchließen können; denn va bei 
arrondirtem mittelgroßen Befigthum bei höchſt forgfältiger Aderbeftellung und ven 
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entſprechenden Wirthichaftsbetriebsmitteln auf etwa 14 preußifche Morgen ein Arbei- 
ter trifft, der in England per Tag faft einen Vereinsthaler (21/, Sb.) empfängt, 
jo wird biefer Arbeiter ſich unmöglich; mit der felbftänvigen Bewirthſchaftung von nur 
2 oder 3 Morgen im Öetreivebau, wo er den Reinertrag nicht erhöhen kann, befaf- 
jen können; er mürbe ja kaum 60 Thaler vom Morgen Rohertrag empfangen, 
und nad Abzug des Pahtihillings kaum 1/, Thaler täglich als Lohnvergütung 
fih berechnen fünnen. Wollte auch ein folher Afterpächter nur in einer Erbhöhle 
wohnen, außer feiner Arbeit an Betriebsfapitalien gar nichts aufwenden, fo würde 
er doch bald gewahren, daß er gegenüber dem Aderfnechte zu ſchlecht daran ift. 
Ebenfo in Ungarn, das in der Getreideregion bei normalen Berhältniffen 
große Mittelgüter zeigt. Auch dort ift der Verjuh nad) Gründung von felbftän- 
digen Zwergwirthſchaften fofort gefcheitert, und es erklärt fi hieraus, wie bie 
öfterreichifche Regierung in die Lage kommen konnte, vie fleifigen Schwaben, ftatt 
ihnen das biünnbevölferte Ungarn bereitwillig zu öffnen, an ver Grenze zurüd- 
zuweilen, da der fleine wirtbichaftliche Betrieb felbft nicht den genügfamften Mann 
zu ernähren vermocht hätte. Denn wenn 2 öfterreihiiche Joch 10 Malter Weizen 
bringen und 1/, Jod 20 Centner Klee, jo hat der Kolonift bei Weitem nicht bie 
Mittel, eine Kuh zu halten; die 10 Malter geben ihm, vom Weltmarkt entfernt, 
etwa 33 Thl., was niemals binreicht, feine Berürfnifje zu decken, felbft dann nicht, 
wenn ihm die Regierung den Boden ſchenkt und die Steuern erläßt. — Die 
Diftrikte des Getreivebaues zeigen daher Mittelgüter, an vie ſich Heine nur zur 
Ergänzung anfchliegen. Einen intereflanten Beleg für diefe Annahme bilden bie 
Pfälzer-Rolonieen am Niederrhein. Obgleich die Kultur des Tabals, dann ber 
Weinbau die lohnende Bewirthſchaftung aud eines Heinen Gutes geftatten und bie 
Pfälzer deßhalb vie Bebauung Meiner Gütchen lieb gewonnen haben, find die Pfälzer 
in Louifendorf und Pfalzvorf (Niederrhein) doc fofort von ver Bewirthſchaftung 
Meiner Gütchen abgegangen, als fie ſich in den Diftrikten des reinen Getreivebaues 
niederließen, und obgleih fie unter der preußifchen Herrihaft Niemand an ver 
Atomifirung des Bodens gehindert hätte, haben fie doch die größern Aderwirth« 
fchaften erhalten. — In der Region des Getreivebaues werben bie reinen Ader- 
wirthſchaften immer mittelgroß bleiben, fo lange nicht äußerft gebrüdte Löhne eine 
krankhafte Erfcheinung verurfahen. Wäre z. B., wie einige Zeit in Irland, ver 
Zaglohn in England ftatt 1 Thaler nur 1/, Thaler, fo wäre nad) obiger Annahme 
die Bewirthſchaftung Heiner Parcellen in Afterverpadhtung auch in England noch 
lohnend und eine um das Wohl ihrer Angehörigen beforgte Regierung könnte ihr 
auch mit Grund nicht entgegentreten. Wenn daher in Württemberg und theilmeife 
in Sadfen, dann in einigen Orten Bayerns die Bildung kleinſter felbftändiger 
Aderwirthichaften in bedenklichem Grabe vorgefchritten ift, fo deutet dies nur darauf 
bin, daß bie Entwidlung der Inbuftrie einen entſprechenden Fortſchritt nicht 
gemacht und bie Arbeitslöhne nicht entfprechenb gehoben hat. Die Bildung feiner 
Bauernwirthichaften in Getreivebau hängt nur von ber geringen Höhe des üblichen 
Taglohnes ab; der Zwergbauer befindet fi dann in Feiner bevenklichern Lage, als 
die Mehrzahl der übrigen Bevölferung auch, und das Land leidet dann eben im 
Allgemeinen an der Kalamität eines niedern Lohnes; die Zwergwirthichaft im 
Getreidebau führt erft dur den Umftand zu einem erhöhten Maße von Armuth, 
daß ber Zwergwirth namentlih in engen, das Geſpann ausſchließenden Thä— 
lern, ein Uebermaß von Arbeit aufwendet und ſich todt arbeitet, ohne ſich deſſen 
Mor bewußt zu werben. Denn während ber Arbeiter des Weidediſtriktes ſogleich feine 
Heimat verläßt, ſobald feine Dienfte nicht mehr genügend gezahlt werben, fehlt dem 
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Zwergwirth — mit der dauernden Arbeitsgelegenheit zufrieden, — das Bewuft- 
fein, daß feine Arbeitsgelegenheit nicht mehr lohnt, und nur infofern hatten bie 
wirthſchaftlichen Zuftände Wirttembergs in ven legten Jahren mit der Bodenzer- 
fplitterung zu thun. 

Hiemit will jedoch feineswegs der höchſt bevenkliche Einfluß dieſer Zwerg- 
wirtbfchaften geläugnet werben. Sie deuten regelmäßig auf wirthſchaftlich abnorme 
Zuſtände hin, nur ift die freie Verfügbarkeit über Grund und Boden nicht Urfache 
der Bopenzerfplitterung, im Gegentheil diefe nur ein Symptem kranker Zuftänve, 
wie fie namentlich in Württemberg in den verflofjenen Jahren hervorgetreten find. — 
Die erleichterte Anfärigmahung und Verehelichung, die in den Gemeinden dritter 
Klaffe nur den Nahmeis eines Vermögens von 400 fl. vorausjegte, dann bie 
Sleihgültigkeit gegen die Induſtrie — gegen Fabritwefen herrſcht wahre Erbitte- 
rung — drängte die Bevölkerung in die landwirtbfchaftliche Thätigkeit. Bon 1838 
bis 1848 ftieg die Summe der Unterpfantsfhulden jährlih um 4 Millionen, vie 
bei Ganten an die Gläubiger zur Vertheilung gefommene Summe von 1%/, Mill. 
im Jahre 1833 auf 83/,, Millionen im Jahre 1847, und erreichte im Jahre 
1848 die Summe von 14 Millionen; die folgenden Jahre wiefen nod höhere 
Ziffern aus, die Heinen Wirthichaften ohne Nebenverdienft geftatteten feine entjpre- 
chende Schuldentilgung, und als 1842 mit dem Mißwachs des Futters die Reihe 
der Fehlernten begann, welder 1845 Mißwachs des Getreides und der Kartoffeln, 
dann bes Weines folgte, jo daß in 10 Jahren nur eine einzige Ernte über Mittel 
eintrat, und im ©etreive allein ein Schaden von mehr als 50 Millionen bemerkt 
wurde, und im gleihen Zeitraum von 10 Jahren die Zahl der Rinder von 825 auf 
811 Tauſend, die der Pferde von 114 auf 95, der Schafe von 676 auf 458, ver 
Schweine von 178 auf 143 Taufend fiel, und nur „bie Kühe der armen Leute — 
die Ziegen fih um 25 Procent von 29 auf 42 Taufend erhöhte, und endlich bie 
Zahl der Ganten von 1062 (1840) auf 1895 (1846) — dann von da auf 2300 
(1847), 7582 (1852), 8536 (1853) ftieg und endlich 8813 im Jahre 1854 
erreichte, von denen gewiß 1/, auf die bäuerlihe Bevölkerung traf, da überzeugte 
man fid, wie wenig die einfeitige Ausbildung im Aderbau nüte und wie ſehr ſich 
die Bernadhläffigung der Induſtrie ftrafe; mittlerweile hat die Induftrie Württem- 
bergs außerordentlich Fortfchritte gemaht, und die Tage der Noth find auch an 
ben württembergifhen Landwirthen vorübergegangen. — Bon der einfachen 
Dismembration aus wirtbihaftlihen Erwägungen unterfheivet man die Hof- 
meggerei, welche ziemlich allgemein als verberblic bezeichnet wird. Diefem 
ſucht in Bayern das Geſetz über gewerbsmäßige Gutszertrimmerung entgegen zu 
treten. Dies Geſetz läßt die Frage, ob es nothwendig und gerathen fei, den natür- 
lichen Güterverkehr dur Feftfegung eines Abtrümmerungs-Minimums zu befhrän- 
fen, offen, und tritt nur jenen Zertrümmerungen entgegen, welde, ohne wirthichaft- 
lihe Motive veranlaßt, den Ankauf und vie Wiederveräußerung von Boden nur 
zum gewerbsmäßig ausgebeuteten Gegenftande gewinnjüchtiger Spekulation machen. 
Diefe Parcellirungen find aud in Bayern, trog der fonft allgemein anerkannten 
Freiheit des natürlichen Güterverfehrs, allenthalben als verwerflich bezeichnet wor- 
ben, weil fie den großen Grundbeſitz aud da vernihten, wo ein Bedürfuiß für 
feine Berminderung nicht befteht; fie machen Grund und Boden zum Gegenftand 
ber Handelsfpekulation und verrüden hiedurch die natürlichen Verbältniffe des Güter- 
werthes. Das bayerifche Gefeg von 1852 beftimmt vefhalb: Wer die parcellen- 
weife Beräußerung lanpwirtbfchaftlicher Gutstomplere gewerbsmäßig betreibt, 
deögleihen, wer folden Unternehmungen als Zwifchenhänpler in irgend einer Weife 
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gewerbsmäßig Vorſchub Teiftet, fol mit Gefängniß bis zu 3 Monat und mit einer 
Geldbuße von 100-1000 Gulden beftraft werben, welche Strafe ſich im Falle 
der Wiederholung bis zum Doppelten erhöht. Als gewerbsmäßig handelnd gilt ber, 
welcher ſich bei ver parcellenweifen Veräußerung von wenigftens 3 landwirihſchaft- 
lichen Ontsfompleren auf eine der vben bezeichneten Arten in gewinnfüd- 
tiger Abficht betheiligt. — Wir bezweifeln den innern Werth eines ſolchen Geſetzes; 
die Aderbau-Interefjen felbft werden das richtige Maß zwiſchen Befitlofigkeit und ſchäd⸗ 
lichen Latifundien halten. Schon findet das, eine freie Bewegung hindernde ſächſiſche 
Geſetz troß vielfachen Lobes auch feine Ankläger. So theilt Advokat Bernhard Miller 
in Dresden mit, daß zwar bereits 1637 die Zertheilung der Güter in ven fächfifchen 
Erblanden einer Beſchränkung und Beanffihtigung unterworfen worden fei, indem bei 
Hufengätern minbeftens 1/,, bei halben Hufen minveftens 1/,, bei ſchwachen Gütern aber 
minbeftens 1 Ader als konfolivirt betrachtet wurde. Diefe Mafregeln follen durch das 
Stemerintereffe hervorgerufen worben fein, weil dur bie Abtretungen nicht nur 
die Erhebung ſchwieriger, fondern auch eine geringere Solvenz folder Gutstomplere 
befürchtet wıtrbe. In der Oberlaufig beftanden dagegen gar feine gefeglihen Be— 
ſchränkungen der Dismembrationsfreiheit; diefe Beburfte nur der gutsherrlihen Ein- 
willigung. Die Landesverfaffungsurktunde von 1831 ficherte in 8.14 ebenfalls vie 
unbefhränfte, freie Gebahrung mit dem Eigenthume zu. Erſt der auf dem Land» 
tage 1842/43 eingebradhte Gefegentwurf beabfichtigte die Abtrennung der Barcellen 
vom Wirthfhaftshofe zu verhindern. Bis dorthin hatte man aber nur in fehr 
geringem Grabe über die ſpekulative Zerfhlagung ganzer Gutskomplexe zu 
Hagen gehabt. Die Dismembrationen waren zum großen Theile eine Folge ber 
überaus rafchen Vermehrung der Bevölkerung, weldhe auch ein Bedürfniß nad 
neuen Wohnplägen hervorrief. Die Zahl der alljährlich auf dem Lande neuentftan- 
denen Grundſtücke fol fih durchſchnittlich auf beiläufig 700 jährlich belaufen haben, 
Schon damals fürdtete man, daß durch die Erfchwerung der Theilbarfeit des Grund- 
befiters die Zahl der Befiglofen vermehrt werden würde. Nah B. Millers Annahme 
wäre num biefe Befürchtung nur zu begründet gewefen. 

II. Wiefenkultur-Gefege. Der interefjante Weg, den die agrarifche 
Entwidlung in Deutfhland durchſchritt, zeigt ſich insbefondere auch in der geſetz⸗ 
lichen Regelung ber Ent- und Bewäfferungsunternehbmun- 
gen. Der Strebung bes vorigen Jahrhumberts nach Kulturfreiheit und Auflöfung 
aller, eine Gemeinfamteit des Wirthſchaftsſyſtems bezwedenven Einrichtungen folgte 
gar bald die gefetliche Regelung ver Kulturthätigfeit durch Bildung freier, mit 
gemwiffen Rechten ausgeftatteter Kulturgenoffenfhaften. War Kulturfreiheit ſchon bei 
ver Zerfplitterung des Aderlandes ſchädlich, ſo hemmte fie geradezu jede Verbeſſe— 
rung der Wiesgrundftüde. Niemand konnte fih zur Herftellung einer Bewäfferung 
des Bodens entjchließen, fo lange er nicht gewiß war, daß fein Nachbar ihm ven 
Bezug und den Abfluß des Waflers auch immerhin geftattete. Die Parcellenbilvung 
erfolgte ohne Rüdfiht auf die Möglichkeit des Waſſerbezuges oder ber Wafler- 
ablettung; die Durchführung der Kulturen erforderte daher, wenn überhaupt ein Auf- 
ſchwung möglich fein follte, daß das Kulturobjeft als ein technifches Ganzes betrad- 
tet werbe und bie Eigenthümer ſich ſoweit als eine Einheit anfehen. Die agrarifche 
Geſetzgebung Deutſchlands fieht deßhalb mit Recht in der Bildung gefeglich berech— 
tigter Genoſſenſchaften ein vorzugsweife wirffames Mittel zur Beförderung ber Be- 
und Entwäfferungs-Unternehmungen, indem bie Durdführung der größern und 
wichtigern Kulturanlagen zunähft nur durch ein geregeltes Zuſammenwirken mehrer 
ver Orundeigentbümer möglih if. Schon das großberzoglih heſſiſche Wie» 
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ſenktulturgeſetz vom 7. Oftober 1830 ordnet deßhalb die Einigung der altiv 
Betheiligten und eine Vertretung berfelben durch Bevollmächtigte an. Das 
preußifche Gefeg über die Benugung der Privatflüffe vom 28. Februar 1843 geht 
hierin noch weiter, indem es ($$. 56—59) nit nur die freiwillige Bildung und 
Autonomie der Genoffenfhaften ausprüdlich geftattet, fondern auch beftimmt, daß 
bei jenen Unternehmungen zur Wafferbenugung, deren Bortheile einer ganzen Ge— 
gend zu gute fommen und nur durch gemeinfames Wirken zu Stande zu bringen 
und fortzuführen find, die Betheiligten zur gemeinfamen Anlegung und Unterhal- 
tung der erforderlihen Waſſerwerke durch landesherrliche Verordnungen verpflichtet 
und zu befonveren Genoſſenſchaften vereinigt werden fünnen. Sehr ausführlich find 
au die Beftimmungen über die Bildung der Genofjenfhaften in dem hanno— 
ver'ſchen Geſetze vom 22. YAuguft 1847 über Ent- und Bewäfferung der Grund- 
ftüde und Stauanlagen — wonad die Befiger jener Grunpftüde, deren Be- und 
Entwäfferung durch die Anlage bewirkt wirb, in der Regel zur Theilnahme an ber 
Genofjenfhaft verpflichtet find. Der württembergifche Entwurf eines Ge- 
feges über Be- und Entwäfjerungsanlagen vom Jahre 1843, fowie das badiſche, 
dann das bayerifhe Gefeg vom 28. Mai 1852 ftimmen bezüglih ber 
Bildung und Vertretung der Genofjenfchaften mit einander überein. Die Bildung 
der Genoſſenſchaften zu Zweden ver Landeskultur und die Regelung ihrer inneren 
Berhältniffe ift hienach frei, deren gültiger Beftand aber von der Prüfung und Ge- 
nehmigung bes Unternehmens abhängig gemadt, die Wahl des Ausihuffes an 
gewiffe, übrigens nicht allzu beengende Formen gebunden. So oft fih nämlich 
zum Zwecke der Herftellung einer gemeinfchaftlihen Be- oder Entwäflerungsanlage 
mehr als drei Grimbeigenthümer vereinigen, fo können biefelben jederzeit eine Ge— 
noſſenſchaft bilden; fie müſſen fih aber genofjenfchaftlid einigen, wenn- es fih um 
ein derartiges Unternehmen handelt, weldes einen unzweifelhaften, überwiegenden 
landwirthſchaftlichen Nuten gewährt, fih auf eine bedeutende Grundfläche erftredt 
und ohne Ausdehnung auf fremde Grunpftüde oder zwangsweife Entwehrung unbe- 
weglichen Eigenthums nicht ausführbar ift, wenn ein foldes Unternehmen von ver 
Regierung als ein Unternehmen für öffentlihe Zwecke erklärt werden fol. Die Wie- 
jengenoffen legen ihre Rechte in die Hände einer Borftandfhaft, welche unter Zu- 
ziehung von Wiefenbauverftändigen ven Waflervertheilungsplan entwirft, die Wier 
fenorbnumg unter Genehmigung der Verwaltungsbehörbe feftfegt und den Vollzug 
berjelben durch verpflichtete Wiefenaufjeher überwachen läßt. Die Aufnahme in. vie 
Genoſſenſchaft felbft und die Entlaffung aus derſelben müſſen im Interefje der Kul- 
tur zwar möglichft erleichtert werben; jedoch ift hier überall das anerfannte Be— 
dürfniß als maßgebend zu bezeichnen und dafür Sorge zu tragen, daß die Inter- 
effen der beſtehenden Genoſſenſchaften nicht gefährdet, bei fpäterm Hinzutritt 
ein angemefjener Theil an den Anlagekoften erfegt und ebenfo die durch die Auf- 
nahme oder Entlaffung verurfachten Auslagen refp. Mehrkoſten durch die Veran— 
laffenden vergütet werben, Nach viefen Direftiven beſtimmt denn auch das bayerifche 
Geſetz, daß jedes benachbarte Grundftüd auf Verlangen des Eigenthümers in bie 
Genofjenfhaft aufgenommen werben müfje, wenn dasfelbe feine Be- oder Entwäſſe⸗ 
rung auf die zwedmäßigfte Weife hiedurch erhalten kann, und die Anlage hinreicht, 
um ohne Nachtheil für die bereits vorhandenen Mitglieder dem gemeinfamen Be- 
dürfniß zu entſprechen, wobei dann das neu hinzugelommene Orundftüd einen an- 
gemefjenen Theil an den Anlageloften zu erfegen und — wenn die Aufnahme 
nur mittelft befonderer Einrichtungen oder Abänderungen in der Anlage bewirkt 
werben Tann, — bie hiezu erforberlichen Koften im voraus zu entrichten hat. Die 
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Ausscheidung aus der Genofjenihaft erfolgt in zwei Fällen, wenn ber einzelne 
Genoffe feinen Genofjenfhaftszwed gar nit mehr oder doch nicht fo gut als in 
einer andern Genofjenfchaft erreichen fann, dann wenn beffen Ausſcheiden im In— 
terefje der Gefammtanlage nöthig ift. Im erftern Ball haftet ver Austretende der 
Genoſſenſchaſt für feinen Antheil am ven entftandenen Anlage: und Unterhaltungs- 
‚toften, im legtern erfegt die Genoffenfhaft dem ausgeſtoßenen Genofjen jeinen 
Antheil an den Anlagekoften. Zur Theilnahme an folden gemeinfchaftlihen An- 
lagen können in Anfehung des benöthigten Areals und zur Tragung ber Herftel- 
lungs- und Unterhaltungsfoften die Eigenthümer von Grundftüden gezwungen wer- 
ven, wenn bas Unternehmen nur hiedurch zweckmäßig ausgeführt werben fann, und 
die Eigenthümer von wenigftens 2/z der gefammten Kulturfläche ſich für das Unter- 
nehmen erklärt haben. Die dauernde Lebenskraft folder Genoſſenſchaften ſichert die 
Geſetzgebung noch dadurch, daß fie die Hergtellungs- und Unterhaltungskoften als 
Reallaft der betreffenden Grunpftüde erklärt. 

Ein zweites Moment zur Hebung der Wiefenkultur lag in ver ge- 
fegliden Regelung der Waſſerrechte. So lange man nicht wußte, 
wen das Wafler gehört, Fonnte von einer Durdführung großer Unter 
nehmungen wohl nicht die Rede fein. An Kapital und Unternehmungsmuth hätte 
es in neuerer Zeit der Yanbwirtbichaft nicht gefehlt, tie beftehenden Eigenthums— 
verhältniffe boten aber unüberfteigliche Hinderniffe. Den Waflernöthen der Landwirth— 
ſchaft mußte in doppelter Beziehung abgeholfen werden einmal durd die Er— 
möglihung der Erlangung einer entſprechenden Borfluth bei 
Entwäfferung und ſodann duch Zumeifung des zur Bewäſſerung 
nothwendigen Wafjers. In eriterer Hinficht beftimmte vie frühere, in 
Deutfchland geltende, Geſetzgebung im Weſentlichen nur, daß die niedriger gelege- 
nen Grundftüde von den höher gelegenen jenes Waller aufnehmen müfjen, welches 
nad feinem natürlichen Laufe davon abflieft. Die moderne Agrar-Gejeßgebung 
ging hierin weiter und ermöglichte insbefondere tie Ableitung des Waſſers aud 
über fremde Grundftüde und wider Willen des fremden Grundeigenthümers. In 
Preußen ermöglidt ver durch das Gejeg vom 11. Mai 1853 auf Entwäfferung 
angewandte 3. Abfchnitt des Geſetzes vom 28. Februar 1843 die Durhführung 
großartiger Entwäfferungs-Anlagen. Für den Bezirf des Appellationsgerichts Köln 
und bes Juftiz- Senats Chrenbreitftein enthält der Gefegentwurf wegen Verſchaf— 
fung der Vorfluth die Beftimmung, daß jeder Grundeigenthümer, der feine Grund— 
ftüde entwäfjern will, in Fällen des überwiegenden Yantesktulturinterefjes gegen 
volle Entfhädigung vie Einräumung eines GServitutstrechts verlangen könne, nad) 
welchem er das Wafler von feinem Boden in offenen Gräben oder bevedten Kanä— 
fen über fremde Grundſtücke auf feine Koften abzuleiten im Stande ift. 

Nady dem Geſetz vom 28. Mai 1852 kann behufs der Entwäfferung zum 
Zwede der Bodenkultur in Bayern der Eigenthümer eines fremden Grundftüdes 
gezwungen werben, die Ableitung des Waflers über vasfelbe zu geftatten, wenn 
die Anlage einen wefentlihen landwirthſchaftlichen Nuten gewährt und für die Be— 
laftung vorausgehende Entſchädigung geleiftet wird. 

Dezüglih der Verwendbarkeit des Waſſers zu Zweden der Bodenkultur liegt 
dem preußifhen Landrechte ver Satz zu Grunde, daß jeder Uferanwohner 
in der Regel von dem angrenzenden Privatfluffe Miteigenthümer fei und das 
Waſſer nah Maß und Antheil feines Grundeigenthums im Verhältnifie zu den 
ſämmtlichen Uferanwohnern gebrauhen könne. Derfelbe Grundfag ift dem mehr- 
erwähnten Gefege über die Benügung der Privatflüjje zu Grunde gelegt, nachdem 
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ber urſprüngliche Sat des Entwurfs, daß das Wafler „nicht öffentlicher Flüſſe“ 
zur gemeinfamen Benugung aller Bewohner eines Thales zu dienen babe, fallen 
gelaſſen und nur bezüglich der althergebradhten Wäfferungen Siegens ftehen gelaf- 
fen wurde. Andere Gefeggebungen find aber davon abgegangen und haben in vem - 
BDeftreben, ven Waflerfchägen eine ausgedehntere Gemeinnügigkeit zu verleihen, fich 
zu bem Grundſatze hingeneigt, daß das Waſſer allen Bewohnern eines Thales ge 
höre. Wie Preußen vie hierin der Landeskultur entgegenftehenden Hinverniffe durch 
die Geſetzgebung vom 28. Februar 1843 befeitigte, jo that dies Bayern durch 
fein Gejeg über die Benugung des Waflerd vom 28. Mai 1852. 

Bir verfuhen in wenigen Sägen auf den höchſt bedeutenden Antheil an ver 
Denuzung des Waſſers hinzumweifen, welcher der hierin nahezu rechtlos gewefenen 
Landwirthſchaft von nun an eingeräumt worden ift. 

1. Jeder Ufereigenthämer fann das an feinem Grundſtück vorbeifließende 
Wafſer eines Privatfluffes beliebig benügen, unter ver Beſchränkung, 

a) daß fein einem Andern ſchädlicher Rüdftau oder Berfumpfung fremder 
Grundſtüche verurſacht werben barf; 

b) daß dem Wafler der Ausfluß in das urfprüngliche Bett des Fluſſes gege- 
ben werbe, ehe biefer das Ufer eines fremden Fluffes berührt; doch kann auch 
bievon — foferne e8 ohne Benadhtheiligung Dritter thunlich ift, dispenfirt werben, 

2. Dem Fiſchereiberechtigten fteht gegen Anlagen zur Wafjerbenügung fein 
Widerſpruch zu, vorbehaltlich der gerichtlichen Geltendmachung etwaiger Entjchäbi- 
gungsanfprüdhe, 

3. Fremdes Waffer oder deffen Gefäll kann jelbft für Grunpftüde in Anſpruch 
genommen werben, welde nicht am Fluſſe liegen, wenn jene, denen der Gebrauch 
des Waflers zufteht, es nicht felbft benügen. Die Zumwelfung folhen Waflers ge- 
fohieht unter den im Art. 62, Ziff. 1—4 genau normirten Vorausjegungen durch 
die Kreisregierung. 

4. Wenn durch zeitweife Benügung des einem Triebwerk zugehörigen Waf- 
ferd oder eines Theiles vesfelben benadhbarten Grundſtücken ein beveutender Vor— 
theil verfehafft werben kann, ohne daß dadurch für ven Gewerböbetrieb des Berech— 
tigten ein erheblicher Nachtheil erwähst, jo fol die Kreisregierung auf Anrufen 
ber Grumbeigenthlimer nad forgfältiger Erhebung aller Berhältnifje die Zeiten und 
die Wafjermenge für die Benügung feftjegen. 

5. Die Befiger von Mühlen, Triebwerken und Stauvorrihtungen find ver- 
pflihtet, die Mühlgräben, Waflerherve, Gerinne ꝛc. in folhem Stande zu erhal- 
ten, daß feine nuglofe Wafjerverfhwendung zum Nachtheile anderer ftattfindet. Wird 
eine folde nachgewieſen, fo ift eine angemefjene Frift zur Abftellung der Gebrechen 
vorzufegen und eventuell diefelbe auf Koften des Berpflichteten vorzunehmen. Bei 
Entſcheidung der Frage, ob und bis zu welhem Betrage das Wafler dem Nut- 
berechtigten entbehrlich fei, muß auf den Waflerftand in trodenen Iahren und bei 
Triebwerten auf eine entſprechende Waſſerreſerve Bedacht genommen werben. 

6. Der Ufereigenthimer, welcher zur Bewäfjerung feiner Grundſtücke ein 
Stauwerk errichten will, fann gegen vorgängige volle Entſchädigung von dem Eigen- 
thümer des jenfeitigen Ufers deſſen Benugung zum Anfchluß des Werkes in An- 
ſpruch nehmen. 

7. Wie zur Entwäfjerung, fo kann auch behufs der Bewäſſerung zum Zwed 
der Bodenkultur der Eigenthümer eines fremden Orundftüdes gezwungen. werben, 
die Buleitung des Waflers über basfelbe zu geftatten. 

Die Folge diefes Gefeges war die Entftehung von mehr als 60 Kultur- 
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genoſſenſchaften in einem einzigen Regierungsbezirte, die Aufftellung eigener Tech— 
niter für die Durchführung von Kulturunternehmungen, die erft durch die Wiefen- 
tulturgejeße ermöglicht worben ift. 

IV. Weideverbältniffe. Eine weitere intereflante Bewegung zeigt ſich 
in der Ügrargefeggebung der jüngftverfloffenen 100 Jahre im Streben nad 
Defeitigung der Weidewirtbihaften, dann der ſchädlichen Weide— 
fervitnten. Soweit e8 fi um Aultivirung der Weidegrunbftüde und deren 
Umwandlung in Ader-, Wies- oder Waldland handelt, hätte die Geſetzgebung 
füglich jedem Eigenthümer die Beftimmung des Zeitpunftes überlaffen können, an 
dem er zu eimer intenfiven Kultur übergehen würbe Die Möglichkeit derſelben 
hing ja doch zunächſt davon ab, ob die bienah anf den Boden verwendeten 
erhöhten Arbeitsleiftungen und Kapitalien in dem gefteigerten Werth ber Boden— 
probufte einen genügenden Erfag fänden. Es ift aber für die Kulturgeſetzgebung 
des vorigen Jahrhunderts harakteriftiih, daß fie vie Durchführung deſſen, was 
fie jelbft als nüglich erfannte, nicht der beſſern Einſicht des Landmannes felbft 
überließ, fondern fofort mit Befehlen — Kulturmandaten — vorſchritt. Es war 
daher der Geſetzgebung ganz angemefien, wenn fie ven Uebergang ber ertenfiven 
zur intenfiven Kultur, welche in der Mitte des vorigen Jahrhunderts bereits meh- 
fach Bertreter fand, zwangsweiſe vermitteln wollte. Sie verſuchte dies dadurch, 
daß fie die bisherige exrtenfive Kultur mittelft Weidenugung mit einer Abgabe 
beſchwerte, die in Aecker umgewandelten, einen höhern Ertrag liefernden Grund» 
ftüde aber fteuerfrei lief. So fuchten beifpielsweife die bayerifhen Kultur- 
mandate bie Ummanblung der Weide in Aderland durch 10jährige Befreiung 
von fämmtlihen Perfonal® und Reallaften, und fpätere Minderung derfelben auf 
jährlich 11/, Procent des Gutswerthes, dann durch 10- und nahmals 25jährige 
Zehentbefreiung zu förbern, wogegen bei fortgefegter Kultivirungs-Berweigerung 
die Einziehung der Grundſtücke angebroht wurde! — 

Berechtigter war ſchon das Streben der Geſetzgebung nad Befeitigung jener 
Kulturhinderniffe, weldhe im Wefen des Gefammteigenthbums lagen. Die intenfive 
Kultur mittelft Aufwendung erhöhter Arbeitsleiftungen ift regelmäßig nur bei Son- 
bereigenthum möglih; nur bier ift der Wirtbichafter des ganzen Nugens aller 
feiner Arbeitsleiftungen und feines Kapitalaufwandes ſicher. Die gemeinfame Bebauung 
erfcheint dagegen regelmäßig als Kulturhinderndes Moment ; deren Befeitigung tft 
daher in der That ein Förberungsmittel der Landeskultur. Die Geſetzgebung be- 
mächtigte fich diefes Gegenftandes mit dem voliften Eifer. — In Hannover 
Datirt das Streben nad Beförderung der Gemeinheitötheilungen von der Berorb- 
nung für das Fürftenthum Lüneburg (31. Auguft 1800), welcher eine vollftändige 
Gemeinheitstheilungs-Drbnung für biefe Provinz unterm 25. Juni 1802 folgte, 
die fpäter auf die übrigen Provinzen ausgedehnt worben ift. Hienad konnte, wenn 
mehrere Dörfer, Rittergüter ꝛc. gemeinfchaftlih eine Gemeinheit beſaßen, jedes 
Dorf, Rittergut ꝛc. feinen Antheil für fi) verlangen (Generaltheilung). Zur Special- 
theilung genügte die Hälfte der Stimmen, nad Grundbeſitz abgewogen, oder wenn 
das Nutzungsrecht nicht von einem Yänbereibefig abhängig war, nad Berhältnif 
des bisherigen Gemeinheitsrecdhtes. Welchen Anklang dieſe Beſtimmung allenthalben 
fand und welch wichtiges Förberungsmittel der Landeskultur darin erblidt wurbe, 
bezeugt der Umftand, daß bis zum Jahre 1853 die Specialtheilungen der Ge— 
meinheiten auf 1857 Feldmarkungen ganz und auf 527 theilweife zur Ausführung 

fommen find, während 521 Feldmarken damals unter Bearbeitung waren, 
fig geht mit der Gemeinheitstheilung die Verkoppelung (Arrondirung) Hand 
21 * 
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in Hand; beide Maßregeln haben ja denſelben Endzwech: Steigerung der land⸗ 
wirthſchaftlichen Produktllon. — In Bayern hatte fi nad den Ältern Kultur 
mandaten jede Gemeinde in bindender Art zu erklären, ven wievielten Theil ihrer 
öden Gründe fie alljährlich zu Wiefen, Wald over Ader kultivicen wolle; verlangte 
ferner ein Gemeinveglied eine felbftgewählte Parcelle des Gemeinveeigenthums zur 
Kultur, fo ging diefe in das freie Eigenthum des Kulturanten über, und zwar 
unbeſchadet feines Antheils bei einer fpätern durchgreifenden Gemeindegründethei- 
lung, die nah Kopfzahl, mit Ausflug der Renitenten und ſtets nur unter der 
BVorausfegung der Kultivirung, erfolgte. Ein fo heftiger Angriff gegen das Syſtem 
der gemeinjamen Benütung des Bodens in Form der Weidewirthſchaft fonnte 
nicht ohne Reaktion verlaufen. Viele Grunpftüde, welche beſſer Weide geblieben 
wären, wurden zu Aderland Eultivirt, fo daß in ber kurzen Periode von 1799 
bis 1804 in Bayern allein ein Areal von 336,241 Tagwerk Gemeindeweiden 
und Waldungen abgetheilt worben ift. Die Kalamität, melde in den zwanziger 
Jahren über die deutſchen Landwirthe aus Anlaß der Spottpreife der Bodenpro— 
dukte hereinbrach, hatte gewiß zum großen Theile in der von ber Gefeggebung 
veranlaßten Veränderung des Wirthſchaftsſyſtems mit ihre Begründung. Als neuere 
Phafe in der Entwiclung der Gemeinheitstheilungen fehen wir daher eine ftrengere 
Prüfung der wirthſchaftlichen Räthlichfeit und Nüglickeit; in Bayern namentlich 
bat man fich hier in der neueften Zeit zu der Anficht befannt, daß eine beffere 
Benügung der Gemeindeländereien auch ohne Theilung gar wohl möglich fei, und 
die neueften Erhebungen zeigen, daß die allmälige Kultivirung und beffere wirth- 
ſchaftliche Benützung ver Oemeindegründe im Wege eines länger dauernden Pachtes 
in der That möglid und nützlich ift. 

Genau in dem Maße, in welchem vie Angriffe gegen eine gemeinfame Boden— 
nugung nachließen, erftarkte auch die gemeinfame Weidenugung im Wege der freien 
Genofienfhaftsbildung wieder. Wo die Feldflur noch nicht mittelft Arrondirung 
zwedmäßig wiebervertheilt ift, kann die Stoppel- und Herbftweide regelmäßig nur 
gemeinfam genügt werben. Die Ylurgenoffen betrachten deshalb zu dieſem Zweck 
der Weidenugung auch jegt noch häufig die Feldflur als Einheit; jeder verzichtet 
für fih auf die Nugung, welche meift an Schäfereibefiger verpachtet wird. Im 
Südweften Deutſchlands ift die Schafhaltung regelmäßig auf dieſe Weidegemein- 
haft bafirt. Und obgleich beifpielsweife bie bayerifche Geſetzgebung den Beftand 
folder Genoſſenſchaften in feiner Weife rechtlich fichert ($. 37 des bayer. Weide: 
ablöfungsgejeges vom 28. Mai 1852), im Gegentheile bei allen Weidedienft- 
barfeiten, bei welhem keiner der Theilnehmer ein größeres Theilnahmsrecht auszu- 
üben bat, als ihn nad Berhältniß der Größe und Befchaffenheit feines biebei 
betheiligten Grundbeſitzes treffen würde, jedem einzelnen Theilnehmer (Weidegenofjen) 
zu jeder Zeit ohne Entfhädigungspfliht aus ber Weinegemeinfchaft auszutreten ge— 
ftattet und die vielfachen Vorzüge gemeinfamer Weidenugung in feiner Weife 
ſchützt, fo erhält fi gleihwohl an ven meiften Orten dieſe Gemeinfamfeit der 
Weidenugung. Die Verpachtung der abgeräumten (Stoppel-) Felder pflegt Seitens 
einer Flurdeputation unter Kontrole der Gemeinde zu erfolgen; der Pachtſchilling 
wird der Flurkaſſe zugewendet, aus welcher die Flurausgaben zu beftreiten find. 
Diefe Gemeinfamkeit der Benügung ift in ver Ueberzeugung von der wirtbichaftlichen 
Nüslichfeit derfelden und im Herkommen fo feft begründet, daß troß der beftimmteften 
Verordnungen, welche Jedem die unbeſchränkte Benügung feiner Grundſtücke geftatten, 
gleihwohl Jeder die zeitweife eigene Benügung der Brachweide — gegen Entrihtung 
des entjprechenden Beitrages in bie Flurkaſſa — als eine Vergünftigung betrachtet, 
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Mit diefer gemeinfamen Weidenugung von Kulturgenoffen find aber die ein- 
feitigen Weiderechte meift nur dem Namen nady verwandt; Weiderechte auf frem- 
dem Grund und Boden find in vielen Fällen geradezu kulturſchädlich, und bie 
Geſetzgebung bat deßhalb deren Befeitigung angebahnt. Died wurde dadurch 
ermöglicht, daß die Ausübung der Weide für gewiſſe Zeiten auf gewiffen Grund- 
ftüden ganz unterfagt wurde, für die andern Grundſtücke aber ven Pflichtigen die Ab- 
löfung geftattet wurde. So hebt das bayerifche Geſetz über die Ausübung und 
Ablöſung des Weiverehts auf fremdem Grund und Boden die Weide auf Aeckern 
während ihrer Fruktififation und auf Wiefen während ihrer Hegezeit ohne 
Entfhädigung auf. Die Fruftififation eines Aders beginnt mit dem Zeitpunft, in 
welhem verjelbe mit landwirthſchaftlichen Erzeugniffen beftellt wird, und fchließt 
mit deffen Aberntung. Die Hegezeit wurde auf die Dauer des 1. April bis zur 
Abräumung der legten Grummeternte feitgefegt. Diefes Geſetz wahrt die Inter: 
efien der Landeskultur ebenfo wie die in Belgien in Anwendung kommende 
loi rurale von 28. Sept. 1. Oft. 1791, welde, im Uebrigen auf fehr liberale 
Principien bafirt, gleihwohl die Weide nur von ben wirklich Beftellten, nit von 
den nur beaderten Grundſtücken ausſchließt. 

Andere deutfhe Gefeßgebungen geftatten ein Beweiden auch angebauter Felder 
unter gewiffen VBorausfegungen (Beweiden ver Kleefelder bei Winterfroft!) 

Soweit die einjeitigen Weideferpituten nicht geradezu fulturhindernd, fondern 
nur kulturſchädlich find, bat die Gefeßgebung deren Ablöfung dem Pflichtigen ge— 
ftattet. Die Intereffen der Schäfereibefiger und der Grundeigenthümer widerftreiten 
fi gerade bier; der Weidelompler des Berechtigten erftredt fi) regelmäßig über 
viele Gruntparcellen ; würde jedem Grundeigenthümer die Ablöfung feiner —* 
pflicht geſtattet, ſo wären vie wirthſchaftlichen Verhältniſſe des Berechtigten dauern— 
ven Schwankungen ausgeſetzt. Die Geſetzgebung betrachtet daher die Weidelom- 
plere als ein rechtliches Ganzes und geftattet die Ablöſung dieſer Weiderechte auf 
Antrag der Mehrheit der Grundeigenthümer nur für den gefammten Umfang bes 
als wirtbihaftlihe Einheit erſcheinenden Weidebezirkes. Hiebei wurde in mehrern 
deutichen Staaten (Bayern, Baden, Heflen zc.) den Wafferwiefen ein befonderer 
Schuß dadurch zugemendet, daß hier jeder Verpflichtete die Ablöfung der Weide: 
rechte für fi fordern konnte. 

V. Ertenjive und intenfive Kultur. Als die ftrengften Gegenfäe 
des landwirthichaftlihen Betriebes erfcheinen die Weidewirthichaften mit einfacher 
Biehprobuftion und jene freien Wirtbfhaften, bei welchen der Aderbauer, um 
beftimmte Syſteme unbefümmert, mittelft feiner Arbeit und feiner Kapitalien dem 
Boden die den jedesmaligen Anforderungen des Marktes am beften entiprechende 
Nugung abringt. Die wirtbihaftlihe Entwidlung durdläuft bier nicht felten alle 
Zwiſchenſtadien, um zulegt, in der That häufig im ihrer Bollentung — da, von 
wo fie ausgegangen ift, — bei der Weidewirthfchaft wieder anzulangen. Mit vem 
geringften Aufwande an Arbeit, ohne Verwendung von Saatkorn ift fie das Bild 
des ertenfiven Betriebes; allmälig ermöglichen die höhern Preife des Getreides 
und bie niedern Arbeitslöhne eine intenfivere Kultur; es treten Erſcheinungen ein, 
wie fie uns jedes Land auf höheren Stufen des Aderbaues zeigt: "Mäbhen 
gehen hinter ven Schafheerden, um den abfallenden Mift zu fammeln und pfund- 
weis zu verfaufen." Bald aber treten entfernter gelegene Länder in Mitbewerb, 
anfangs mittelft der im Bolumen verringerten, werthvollern Prapufte (Sped, 
Wolle, Häute!), vrüden ven Preis ver eigenen Aderprobufte, hindern zunächft 
das „Sammeln und pfundweiſe Verkaufen von Schafmift” und jeden immer nur bei 
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hohen Preiſen ver Bodenfrüchte lohnenden Aufwand; die Erzeugniffe ver entferntern 
Länder mit ertenfiven Wirthſchaften rüden mittelft der verbefferten Verkehrsmittel 
den Gentren des Weltmarktes, ven Sigen des intenfiven Aderbaues immer näher, 
der Ruf nad Schuß des Aderbaues wird lebhafter, die Gefeggebung, welde vie 
intenfive Kultur felbft anftrebt, gibt dem Drängen der Aderbauer nah, „da ja 
das Land ein vorzugsweife Aderbau treibendes fei und der Aderbau den vor- 
züglichften Schuß verdiene", und vereitelt die Vorzüge, welde fie durch Erbauung 
guter Wege und Uneinanderrüdung der Märkte anftrebte, durch Errichtung von 
Zolllinien wenigftens bei nievern Getreidepreiſen. Mittlerweile entwidelt fi) vie 
Induftrie, die gleich anfangs der billigen Wderbauprodufte dringend bedarf, und 
eine weitere Erhöhung der Eingangszölle auf Bodenprobufte hindert; die Blüthe 
der Induſtrie fteigert die Arbeitslöhne, die Kapitalien wenden fi den lohnenven 
Geſchäften derfelben zu, dem Landwirthe „fehlen vie billigen Hände und Kapi- 
talien”, und erheben fih Klagen „über Unbotmäßigfeit und Genußfucht der Dienft- 
boten”, die in ihrem Hange nad Zügellofigkeit in vie Fabriken eilen, und über 
die Mädchen, welche „ftatt ven Dünger pfundweife zu ſammeln und zu verkaufen“, 
in Spinnereien und Webereien das Zehnfahe des bisherigen Verbienftes erwerben 
wollen; dann über die Knechte, welche dem umfihern Erwerb in Landbau bie 
Beihäftigung bei Eifenbahnen ꝛc. vorziehen. Während dieſer Klage wirb bie 
menfhliche Arbeit durch Maſchinen zu erfegen verfucht, die Löhne werden aber 
no immer höher, der Induftrie gelingt die Befeitigung aller Eingangszölle auf 
Bopdenprodufte, und wir haben in natürlicher Yortentwidlung nur noch den Schatten 
der vielgerühmten intenfiven Kultur, die landwirthſchaftliche Intelligenz ift viel- 
mehr mitten unter einer verbefferten Graswirthſchaft angelangt, von ber fie vor 
etwa hundert Jahren ausgegangen ift. Diefen Zuftend trifft thatfächlid der 
Wanderer jhon jest häufig in England! In Folge der frühern Korngefege und 
ver größern Schwierigkeit im Bezuge des Maftviehes war die englifche Yandwirth- 
ſchaft ſchon zu einer Zeit auf intenfive Kultur hingewiefen, als ber deutſche 
Bauer — als Hinterländer des englifhen Marktes — erft feine ertenfive Kultur 
zu verbeffern begann. Die Schriftſteller über rationelen Aderbau haben daher 
neben Belgien feit Beginn diefes Jahrhunderts regelmäßig aud England fih zum 
Mufter genommen. Dennoch aber hat fi der intenfive Betrieb des engliſchen 
Aderbaues ganz anders entwidelt, ald der deutſche. Während beifpielsweife vie 
niedern Löhne Württembergd die Spate an die Stelle des. Pfluges treten ließen, 
und eine Reihe anderer, mit intenfiver Kultur verfnüpfter Geſchäfte (Anſammeln 
des Straßendüngers, Ausfahren der voluminofen Gülle :c.) geftatteten, war bem 
englifhen Aderbauer bei den vreifah höhern Löhnen ein derartiges Vorgehen in 
feiner Wirthihaftsführung geradezu unmöglih geworden. Wo ver Arbeitslohn 
fteigt, mindert ih — das Uebrige gleihgefegt — die Zuläffigfeit des erhöhten 
Arbeitsaufwandes; ebenfo bewirkt die Erhöhung des Futterpreifes ein Streben nad) 
Erfparniß an Zugthieren und eine Verringerung des Aderbaues; wenn daher 
vor 50 Jahren ein belgifcher Wechjelwirth für bankerott galt, weil er feine Kühe 
Sommers auf die Weide gehen ließ, fo gilt ein englifcher Viehzüchter jest erſt 
für recht rationell, wenn er in Bermeidung jeder nicht abjolut nöthigen Arbeit 
die Hälfte feiner Grundftüde zu Gras niederlegt und mit Vieh beweidet. Eng- 
land zeigt deßhalb nicht die ängftlih durchgeführte Stallfütterung, welder die hohen 
Transportkoſten des Grünfutters und des Düngers bei den bortigen hohen Preifen 
menſchlicher und thierijher Arbeit wiberftreiten, und während ber deutſche ratio- 
nelle Yandwirth bisher fein ſämmtliches Futter nah dem Wirthſchaftshofe ſchleppt, 
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um es in Form von Dünger dem Felde wieder zu bringen, hat ber noch ratio⸗ 
nellere englifhe Farmer feinen Aderbau auf Arbeitserfparung bafirt und der forg- 
fältigen Viehzüchtung ven Vorzug gegeben. — Es ift jehr wichtig, daß der Ent- 
widlung der Landwirthſchaft nicht durch Abhaltung fremder Konkurrenz eine 
einfeitige Richtung gegeben werde, weldhe, für vie Dauer unhaltbar, nur zu einer 
Bernihtung bedeutender, auf die Hebung des Aderbaues verwendeter Kapitalien 
führen fünnte. — Wenn wir aud bezüglich einer genauern Darftellung der ber 
treffenden Berhältniffe auf den Artikel Zollverein vermweifen müſſen, fo ift doch 
bier ſchon zu betrachten, inwiefern die Gefegebung des deutſchen Zollvereind einer 
gefunden Entwidlung der Landwirthſchaft Rechnung trägt. Vor vefien Entftehung 
wurbe in Anfehung der Getreivezölle der zweifache Geſichtspunkt verfolgt: Der 
a. eines mäßigen Schuges für ven inländiſchen Getreidebau, und 
b. einer entjprechenden Sicherung gegen Notbftand bei Getreivemangel. 
Diefer Schu wurde durch einen Ein- und Ausgangszoll mit beweglicher 
Stala in der Art einzuführen gefuht, daß die Einfuhr aus dem Auslande bei 
niedern ©etreivepreifen ftufenweife mit einem höhern Cingangszoll belegt, bie 
Ausfuhr aber zollfrei gelaffen, und umgefehrt bei höhern Preifen die Einfuhr 
niedriger oder gar nicht, die Ausfuhr aber höher beftenert wurde, Diefes Syftem 
ber Getreidezölle blieb für Bayern und Württemberg aud nad) der Gründung bes 
Zollvereind noch beftehen und wurde erft in Folge des Zollvereind-Erneuerungs- 
Vertrages vom 8. Mai 1841 auf den dringenden Wunſch ver übrigen Bereins- 
ftaaten aufgegeben. Bei ver fortjchreitenden Erweiterung des Zollvereins Brad 
fi) mehr und mehr die Ueberzeugung Bahn, daß das Princip eines ftakilen, mög- 
lichft niedern Zollfages für die Einfuhr mit völliger Freigebung der Ausfuhr ven 
Gefammtinterefjen am meiften entfpredhe; und demgemäß wurbe im Jahre 1856 
auf Grund alljeitiger Bereinbarung der Eingangszoll für Weizen und Hülfen- 
früchte vom preußifhen Scheffel auf 2 Silbergr., für Roggen, Gerſte, Haber, 
Dinkel auf 1/, Silbergr. ermäßigt, während durch den Zoll- und Handelsvertrag 
mit Defterreih vom 19. Februar 1853 die gegenfeitige freie Einfuhr von Ge— 
treide zwifchen dem Zollverein und dem Kaiferftaate feftgefett ift. Letzterer erſcheint 
in mehrfacher Hinſicht als das Hinterland des zollvereinsländifchen Getreivebaues, 
ebenfo wie Rußland für England; und die freie Konkurrenz wird zwar bie Ent- 
ftehung eines intenfioften, der Gartenkultur fi nähernden Aderbaues hindern, 
ebenfo aber aud eine Vergeudung der Arbeitskräfte unmöglid machen. Wo bie 
Induftrie blüht und die gefunde Entwidlung des Getreivebaues durch mäßige 
Konkurrenz geſichert ift, fann eine Verirrung der Arbeitskräfte im Aderbau, bie 
Bildung von Zwergwirthichaften bei Getreidebau nur vorübergehend fein. Und 
wenn in Württemberg längere Zeit die Entwidlung ber Agrarverhältniffe dur 
Bildung von Zwergwirthſchaften in der That einen bevenflihen Charakter ange- 
nommen haben jollte, fo werben vie höhern Löhne der Yabrikinduftrie und das 
billigere Getreide der Hinterlänvder ein ſolches Mißverhältniß gar bald ausgleichen. 
Derfelde Grunpfag freier wirtbihaftlicher Bewegung zwifchen dem Zollverein 
und dem Öfterreihifchen Kaiferftante ift bezüglich der lanpwirthichaftlihen Produkte 
außer Getreide nur noch bei Pferven anerkannt; für Ochſen iſt ver Eingengszol 
auf 21/2, für Kühe auf 11/,, Iungvieh auf 1 Thlr., und für gemäftete Schweine 
auf 20 Silbergr. feftgefegt, während ſchon feit 1. Jänner 1847 auf ber Grenze 
gegen Bayern und vie Schweiz der Eingangszell bei magern Ochſen auf 11/,, 
bei Zuchtſtieren und Kühen auf 1, bei Jungvieh auf 2/, Thlr. herabgefegt worden 
war. Gegen die übrige Zollvereinsgrenze ift der Eingangszoll für Pferbe zu 
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11/, Thlr. feit der Zollvereinigung unverändert geblieben; ebenfo befteht für 
Ochſen und Stiere im Allgemeinen ein Eingangszoll von 5 Thlr., für Kühe von 
3 Thlr., für Jungvieh von 2 Thlr., für gemäftete Schweine von 1 Thlr., magere 
Schweine 20 Gr., Hammel 15 Gr. 

Bon den wichtigern landwirthſchaftlichen Nebenprodukten ift Butter und Käfe 
per Gentner mit 3%/, Thlr., Spiritus mit 8 Thlr. Eingangszoll belaftet, Schaf: 
wolle freigegeben. Das Mißverhältnig, in welchem ver Eingangszoll für Käſe 
früher zu jenem für Bieh ftand, bat nunmehr im Wefentlihen gleichfalls feine 
Ausgleihung gefunden. Die unter den Zollvereinsregierungen (1. OH. 1851 und 
31. Oft. 1853) vereinbarten Tarife hatten nämlid den Gentner Käfe mit einem 
Zollfage von 32/3 Thlr. belegt und hiedurch eine befondere Begünftigung der zollver- 
einslänbifchen Käfereien angeftrebt; venn nad allgemeiner Annahme find 43 Gentner 
Heuwerth zur Produktion ver einem Gentner Käſe entfprechenden Milch erforder: 
lich, die hinwieder dem dritten Theile jenes Futters entfprechen, welches ein Rind 
bis zu feiner vollen Nugfähigkeit in Anſpruch nimmt; mit ver nämlichen Futter- 
menge, welche ein gutgenährtes Rind bis zum Augenblid feiner Nutzfähigkeit ver- 
braucht hat, können daher mehr als drei Gentner Käſe bargeftellt werden. Hätte 
man bie inländiiche Küfefabrifation nicht mehr als die Nachzucht ſchützen wollen, 
jo hätte der Eingangszoll für trädhtige Kalbinen, dem Zol von 3 Gentner Käfe 
entjprechend, wenigſtens 11 Thlr. betragen follen, während er in Wirklichkeit nur 
2 Thlr. betrug. Im Bereinszollgebiete bezahlte fi) daher der Centner Futter bei 
dem Käfe um 2 Silbergr. höher als bei der Nachzucht. Die intelligenteren Land— 
wirthe Sachfens bezogen nun — dur die Transporterleichterungen unterftüßt — 
ihr Jungvieh von den bayerifhen Gebirgen, wohin e8 aus dem benachbarten Zoll- 
vereinsausland zugetrieben war. Erft der Zollvertrag mit Defterreih brachte in 
das Berhältniß der Viehprodultion und Käfeerzeugung ein ziemlihes Gleichgewicht, 
indem der Eingangszoll für Jungvieh 1 Thlr., ver für 3 Gentner Käſe 3 Tplr. 
und die Zollvifferenz des gleihen Duantums an Heuwerth ftatt 9 nur noch 
2 Thlr. beträgt. 

In die Reihe landwirthſchaftlicher Produkte ift in den legtern Jahren nament- 
ih auch vie Runfelzuderrübe getreten. Die Ausdehnung der Rübenfultur hängt 
aber genau mit den Verſuchen zur Runfelrübenzuderfabrilation zufammen, 
die durch die Kontinentaljperre veranlaßt, zuerft um 1812 auftaudhten. Die Che- 
miler Barruel und Desrone nahmen fi damals der Sade an, und Frankreich 
verarbeitete 1812 über 98 Millionen Kilogramm Nüben in 40 Fabriken. Mit 
der Rontinentalfperre fiel aud ver befonvere Anreiz zur Rübenzuderfabritation 
weg. Im Zollgebiete ermöglichte tiefen Induftriezweig der urfptüngliche niebere 
Zollfag. Die Beftenerung der Nübenzuderfabritation innerhalb des Zollvereins 
befteht befanntlih in der Belegung der zur Zuderbereitung verwendeten Rüben 
mit einem beftimmten Sage nad dem Gewicht, unter dem Geſichtspunkt, daß 
einerfeits viefer Induftrie ein angemeſſener Schug gewährt und anderſeits die Kon— 
furrenz des ausländiſchen Zuders, welcher früher den ergiebigften Artikel der Zoll- 
einnahmen bildete, nit auf eine, die Zolleinkünfte und das Interefle ver Kon— 
jumenten geführbende Weile befhränft werten fol. Der urfprünglihe Steuerfag 
von N, Silbergr. per Gentner Rüben wurde in Folge der Ausdehnung, welde 
dieſe Induftrie im Zollvereine, und zwar hauptfächlic in Preußen, unter dem Ein- 
—— Schutzes allmälig gewann, ſeit 1. September 1858 auf 7!/, Silbergr. 
erhöht. 

Während indeſſen der Import des ausländifhen Zuckers unter biefen Ber-- 
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hältniffen derart zurückgedrängt wurde, daß fih das Zollerträgniß, weldes noch 
im Jahre 1845 mehr als 61), Millionen Thlr. abwarf, allmälig auf ungefähr 
680,000 Thlr, minderte, ift im neuerer Zeit aud die Zuderfabritation mit der 
Klage hervorgetreten, daß fie in Folge der gefunfenen Zuderpreife und ver höheren 
Beftenerung in. ihren Betriebsverhältniffen gefährdet fei, wenn fie für ihr Fabrikat 
nicht au den Markt im Auslande gewinnen fünne, was nur durch Gewährung 
der Steuerrüdvergütung für ihren in das Ausland gehenden Rübenzuder möglich 
fein würde. Diefe Forderung der Zuderfabrifanten erſcheint durchaus billig, nur 
— die Zollgeſetzgebung hüten, daß ſie nicht auch noch eine Ausfuhrprämie 
gemähre, | 

Als eines wichtigen Zweiges landwirthſchaftlicher Fabrikation haben wir noch der 
Branntwein-Erzeugung und bes ihr gewährten Zollfhutes zu erwähnen. 

Die hohe Bereutung der Branntweinbrennereien liegt in der Veränverung 
des Bolumens der Bovdenprodufte und der Transport-Erleichterungen; fo haben 
die Kartoffeln im Durchſchnitt etwa 16 Procent Stärfemehl und, mit ftidftoffhaltigen 
Nahrungsmitteln verzehrt, etwa 18 Procent Nahrungsbeftandtheile, die in einem 
großen Volumen inbifferenter Körper enthalten find; 5'/, Gentner Kartoffeln 
können daher bezüglich ihres Nahrungswerthes einem Gentner Weizen gleichgefegt 
werben; bei gleihen Transportmitteln befigen die Kartoffeln daher etwa nur 1/, 
Transportfähigfeit des Weizens, und wenn ſich viefer einen 200 Stunden ent= 
fernten Markt auffuhen fann und den Transport auf gewöhnlicher Wagenacfe 
erträgt, jo können die Kartoffeln nur 36 Stunden vom Markte konkurriren; 
weiter herbeigeholt, würden fie zu viel Transportkoften fordern, und ihr Preis 
würbe im Verhältniß zu dem des Getreives zu fehr gemindert. Der auf ven 
Kartoffelbau verwandte Arbeitslohn würde in größerer Entfernung vom Haupts 
markte fich nicht mehr bezahlt machen; etwa 96 Procent ſämmtlicher Grunveigen- 
thümer müßten auf den Kartoffelbau verzichten. Ganz anders verhält ſich jedoch 
beren Transportfähigfeit nad) techniſcher Verarbeitung, wenn die in Spiritus um: 
gewanbelten Kartoffeln 93 Procent ihres frühern Gewichts verlieren und die 
rädftändige Schlampe, an die Kühe verfüttert und in Käfe und Fleiſch verwan- 
beit, den größten Transport ertragen kann. Ueberdies geftattet fie, ſämmt— 
lihen Dünger ven betreffenden Feldern wieder zuzuwenden und erſcheint deshalb 
gerade in Gegenden mit geringer Graswirthſchaft als ein wichtiges Glied in ver 
Gefammtaderwirthichaft. Die Branntweinpropuftion ift dur einen Eingangszoll 
von 8 Thlr. gegenüber dem Zollvereinsausland geſchützt. Im Zollgebiete jeldft 
befteht eine verſchiedene Befteuerungsweife verfelben; Preußen und die meiften 
übrigen deutſchen Staaten haben eine nad dem Maiſchraume bemeſſene Propuf- 
tionsftener, während anberfeits in Bayern die Branntweinfabrifation nur joweit 
befteuert wird, als hiezu auffchlagpflichtiges Malz verwendet wird. Wie bei Wein, 
Tabak und Bier kennt die Geſetzgebung des Zollvereind auch bei Branntwein 
Uebergangs- (Ausgleihungs-) Steuern innerhalb des Vereinsgebietes felbft, die 
auf dem Grundſatze beruhen, daß jene Gegenftände, deren Erzeugung im eigenen 
Lande befteuert ift, bei dem Uebergange aus einem andern Bereinsftaate dorthin 
mit einer Abgabe belegt werben, welde als Erjag für die eigene innere Steuer 
dient und demnach von dem Bereinsftaat erhoben wird, an den die Verſendung 
erfolgt. Demnach zrhebt Bayern von dem aus Preußen eingeführten Branntwein 
per Eimer 1 Thlr., wogegen Preußen bie von den Fabrifanten entrichtete Pro: 
duktionsſteuer biefen wieder zurüdvergütet. In beider Hinſicht beftehen zunächft 
Preußen gegenüber fehr erhebliche Beſchwerden. Nah der preußifhen Maifhraum: 
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ſteuer werben per Quart zu 71/, Procent Tralles 12 Pfennige Steuer erhoben, 
wogegen die bei ver Ausfuhr nah Bayern gewährte Bonififation 11 Pfennige 
per Ouart, fohin 11/,, der Steuer beträgt. Bon den bayerifchen Probucenten 
wird nun behauptet, daß in Folge der durch die preußiſche Befteuerungsweife her- 
vorgerufenen außerorbentlihen Betrieböverbefferungen per Duart Maifkraum nicht 
71a, fondern 9 Procent Tralles gewonnen werden, und daß folgeweife von Seite 
Preußens durdfchnittlich bei weitem mehr an Bonififation ridvergütet, als effel- 
tive verfteuert werde, und hiedurch die Rüdvergütung fi in eine Ausfuhrprämie 
umwandle. Die Uebergangsftener felbft zu 1 Thlr. per Eimer wird als unzulänglid 
bezeichnet, weil fie dem wirklichen Verbrauche von verfteuertem Malze bei rationellem 
Betriebe und bei Erzielung höherer Produktionsgrade nicht entſpreche. Wir glaubten 
dies bier konftatiren zu müſſen ald Beleg, wie es Aufgabe ver Regiernug fei, 
den Probuftionsverhältniffen die genauefte Beachtung zuzuwenden. 

Nicht mit Unrecht bezeichnet man ald eines der beften Mittel, den Grad 
des lanpwirtbichaftlihen Fortſchrittes in einem Lande zu meſſen, die Beachtung 
ber Düngerbenügung. Die ertenfive Kultur geftattet jenen Arbeitsaufwand 
noch nicht, welcher mit einer fkünftlihen Mehrung und Anbringung der Nah— 
rungspflanzenmittel — dem Dünger — verknüpft ift. Yange Zeit hindurch war 
daher die Düngerpflege das Stieflind der Landwirthſchaft, wenn auch Lengerke’s 
Behauptung unwahr ift, daß man in Bayern froh war, wenn ber Nachbar die 
Jauche ald Servitut aufnahm, während gerade das bayeriſche Allgäu für ganz 
Deutihland das Mufter der Jauchebenützung bildete. Die Düngerbereitung hat 
erft die Schule der Rationellen zu Ehren gebradht und bier namentlid Thaer in 
feiner Lehre von der Statik. Die Früchte wurden in Bodenkraft zehrende, ſchonende 
amd Bodenkraft mehrende eingetheilt, ver annähernde Bedarf an Dünger für jede 
Ernte berechnet, und hierauf insbefondere die Vorzüglichkeit des Fruchtwechſel⸗ 
ſyſtems — d. h. der Abwechslung im Baue zwifchen Körner: und Blattfrüchten — 
gebaut. Freilih Hat der berühmtefte Agrikulturchemifer der Neuzeit, Freiherr 
v. Liebig, dem ganzen Syftem den Krieg angelündet, indem er fagt: „das euro- 
päifche Kulturverfahren, genannt die intenfive Landwirthſchaft, fei nicht vie rohe 
Beraubung des amerifanifhen Yarmers mit Mord und Todtſchlag des Feldes, 
fondern es fei ein feinerer Raub, dem man auf den erften Blick nicht anfieht, 
daß es Raub fei, es fei ver Raub mit Gelbftbetrug, verhüllt durch ein Lehr— 
fyftem, dem ber innere Kern der Wahrheit fehlte. Der einfachſte Bauernverftand 
fehe ein, daß man in einer Wirthichaft ven Klee, die Rüben, das Heu zc. nicht 
veräußern dürfe ohme den entſchiedenſten Nachtheil für bie Kornkultur; ebenfo aber 
beeinträchtigt die Kornausfuhr ven Kleebau; die Aſchenbeſtandtheile des Klee's, 
des Kornes ꝛc. feien die Bebingungungen zur Klee und Kormerzeugung und ben 
Elementen nad) identiih. Beide, Yuttergewächfe und Halmfrücdte, fordern zu ihrer 
Erzeugung eine gewiffe Duantität Phosphorfäure, Kali, Kalt und Bittererde; mas 
an Korn hieran ausgeführt werde, fei vem Boden entzogen, und um dieſe Menge 
mineralifher Nahrungsftoffe ſei derjelbe beraubt!" Die Lehre der Statik ift in 
der That nod das Stieftind der Nationalöfonomie, und es ift wohl kein Zweifel, 
daß Grund und Boden, welcher dem Nationalöfonomen nur ald Tummelplas, für 
Arbeitsleiftungen und Kapitalverwendungen gilt, an und für ſich fchon ein wich— 
tiges Medium des Bolfswohles bildet, und ein Bolt, weldes Phosphorfäure, 
Kali, Bittererde zc. in Form von Getreide ausführt, in der That ein höchſt be- 
denkliches Unternehmen durchführt. 

Die durch Schärfe der Ausprudsweife charalteriſirte Auffaſſung v. Liebigs 
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veranlaßte zwar eine Reihe von Entgegnungen, trug aber vor allem Anvern dazu 
bei, ber Frage ber wirthfhaftlihen Benügung der Latrinen ꝛc. erhöhte Aufmerk- 
ſamkeit zuzumenden, die Verwendung von geftampftem und mit Schwefelfäure 
aufgeſchloſſenen Knochenmehl anzubahnen und die Ausfuhr von Knochen nad 
England zu mäßigen. Imsbejondere aber wurde einem weiteren Satze v. Liebigs: 
„daß es für die Fruchtbarkeit unferer Felder und die ewige Dauer ihrer Erträge 
nur ein Recept gebe, welches, folgerichtig angewendet, ſich lohnenver erweife, als 
alles, welches vie Landwirthſchaft fi) erworben habe: Ein jeder Landwirth, 
ber einen Sad Getreidenadh der Stadt führt, oder einen 
Gentner Reps, follte, wie der chineſiſche Bauer, eben fo 
viel(wo.möglid mehr) von den Bodenbeftandtheilen fei- 
ner Feldfrüchte wieder aus der Stapt mitnehmen und 
bem Felde geben, dem er fiegenommen bat; er fol eine Kar— 
toffelfhale und einen Strohhalm nicht verachten, fondern daran venfen, daß bie 
Schale einer feiner Kartoffeln, und der Halm einer feiner Aehren fehlt." — Die 
Lehre v. Liebigs wurbe zwar früher ſchon mehr oder minder beachtet. In den 
meiften Stäpten wird von uralter Zeit her aller Klonfeninhalt zur Düngung ver 
jog. Stabtgärtnereien verwendet; Korn und Bieh der vom Markte entlegnern 
Drte kehren in Form von Auswürren wenigftens auf die Aecker und Wiefen der 
fterlien Stadtnachbarſchaft zurüd, um Korn, Vieh, insbefondere aber faft alle 
Milh, viel Heu und Stroh und endlich Gemüfe aller Art wieder zu bringen. 
Die Kultur in der Nähe ver Städte fchreitet daher raſch vorwärts, allerbings auf 
Koften der entfernter liegenden Grundſtücke. Diefen aber bieten bie vom Fluffe in 
der Alluvion gebüngten Wiefen und ber immer verwitternde Boden felbft eine 
Reihe von Nahrungsbeftanbtheilen. Dennoh haben ſich allenthalben Anftalten 
zur künftlihen Düngerbereitung aus dem Latrineninhalte gebilvet; deren Gebeihen 
fteht vor Allem das Schwanfen der Öetreivepreife entgegen, da bei niederm Stand 
verfelben fih der Ankauf der theuern Kunftvünger von felbft verbietet. Auch 
die Berfchlehterung des Inhalts durch Zufag von Waſſer oder anderer hetero: 
gener Stoffe ift ein großes Hinderniß. Dergleihen Fabriken haben daher bis jet 
regelmäßig ein befonderes Gedeihen nicht gezeigt. Wichtig genug aber ift eine 
entjprechende Verwendung des Latrineninhalts, wenn man weiß, daß 5 Menfchen 
mittlern Alters jährlih 3 Gentner Lufttrodner Poubrette liefern, bie zur erfolg- 
reihen Düngung eines Morgen Landes für Gerealien binreichen. 

VI. Pferde- und Schafzucht. 1. Pferdezucht. Es kann als Grund— 
ſatz gelten, daß vie Pferbezudt mit der politiihen Macht eines Landes, mit 
deſſen Bildung und Kultur in engem Zufammenhange ftehe, und mit dem 
Berfalle der politifhen Macht aud die Pferbezudt finte. Spanien, deſſen Anda— 
lufier zur Zeit feiner Blüthe von europäiſchem Rufe waren, ift jest arm an 
Pferden; ebenjo Italien, während England dem europäifhen Kontinente noch 
immer Luruopferde. Beſchäler und Stuten liefert, die zu enormen Preiſen bezahlt 
werben. In Deutſchland hat die Theilung in viele Heine, von einander unabhän- 
gige Staaten ein gemeinfames Streben und einen gemeinfam verfolgten Plan 
bezüglich der Pferdezucht nicht auflommen laffen. Jedes Land verfuchte vielmehr 
nad feinem eigenen Bedürfniſſe, den verfügbaren Mitteln und dem Gejchmade 
feiner Regierung gemäß die Hebung der Pferdezucht für fich rg Hiebei 
bat num zunächft im verfloffenen Jahrhundert Buffon durch falfche Lehre und 
Schrift den Regierungen und höher ftrebenden Landwirthen viel Uebels zugefügt. 
Nah jeiner Anficht war das Borbild des Schönen und Guten bei den Thieren 
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auf der ganzen Erde zerſtreut derart, daß ſich davon in jedem Klima nur ein 
Theil finde, der immer noch mehr ausarte, wenn man ihn nicht von Zeit zu 
Zeit mit andern aus der Ferne verbinde und kreuze; ebenſo ſollten die in eine 
andere Gegend verbrachten Thiere, dann Thiere durch Paarung innerhalb der 
Familie ausarten. (Fraas.) Dieſe Sätze genügten zur Durchführung der tollſten 
Kreuzungen. Das alte deutſche Pferd war, wie uns Chroniken erzählen, groß, 
ſtark und kräftig; es mangelte ihm an Eleganz, an Schnelligkeit und Biegjam- 
keit; allein dies erfegten reichlich Körpergröße und entſprechende Mustelfraft. Die 
Herbeiziehung von Beihälern aus faft allen Ländern Europa’s, dann aus bem 
Drient und neuerlid wieder von England bewirkten in Deutichland ein Gemiſch 
von Nacen, wobei das Streben, bios Militärpferde zu züchten, aud ver ge 
wöhnlihen Yandracen nit font; nur da, wo die Pferdezucht in der Hand ver 
Bauern war, die fi) den Neuerungen bekanntlich jehr ungern fügen, haben fich 
bie urjprünglichen Racen noch ziemlich vein erhalten, jo in ben Ardennen, dem 
Hundsrück, der Eifel,. dem linfen Ufer des Niederrheins und in den Gebirgen 
und fruchtbaren Thälern Süddeutſchlands. (Müller und Billeroy.) Vorzüglichftes 
Motiv der Sorge für die Hebung und Veredlung der Pferdezudt in Deutichland 
ift regelmäßig die Rüdfiht auf Landesvertheidigung. Die deutfhe Pferdezucht ſoll 
daher vor Allem den Anforderungen der Armee entfprehen, und da bier vie 
Züchtung des ſchweren und leichten Reitſchlages als wünſchenswerth erſcheint, 
kommt vie Pferdezucht mit den Wünfchen und Bebürfniffen ver Induftrie und ver 
Landwirthſchaft gar leicht in Widerſpruch. Die deutſche Pferdezucht ift hienach von 
ber englifchen fundamental verfchieden. In England wird das edle Thier reinge- 
züchtet. Neben ihm treffen wir oft auf der nämlichen Weide ven Galopper umd 
das ſchwere Karrenpferd; feinem Pfervezüchter füllt es ein, in Befolgung ber 
Buffon’ichen Theorie ven Karrengaul durd Kreuzung mit dem Vollblute verbej- 
fern zu wollen. Nicht blos bei Bollblut und bei dem Renner wird die Abftam- 
mung genau verzeichnet (Stud-book), ſondern mit berjelben faft ängftlichen Ge— 
nauigfeit auch beim Karrenpferbe; das jheinbar Unedle ift durch konftante Reinzucht 
in etwas in feiner Art Bollendetes umgewandelt, und e3 wird hieran bei der Bes 
urtheilung der wirthſchaftlichen Vorzüglichkeit der Mafftab des „edlen“ gelegt. 
Einer ſolchen Konfequenz können fid die deutſchen Pferdezüchter regelmäßig nicht 
rühmen, wozu die Einwirkungen der Regierungen felbft häufig nicht wenig bei— 
tragen. Wo nämlich die Pferdenachzucht mit Staatsbejhälern betrieben wird, muß 
jede Schwanfung in den Stammgeftüten und die Abweihung des Geſchmackes in 
den maßgebenden Organen, ein Wechfel in ver Wahl der aus dem Auslande ange: 
kauften Beichäler zc. jofort auf die gefammte Pferdezudt eines Yandes zurüdwirken. 
Hier wird vor Allem eine Erwedung des Affociationsgeiftes unter den Pferbe- 
züchten felbft dringend nöthig jein, um die ſchädlichen Einflüffe raſcher und un— 
motivirter Zühtungsihwantungen ferne zu halten und die Inzucht möglichft zu 
hräftigen. Einzelne, von den Regierungen ſelbſt ausgehende Verſuche des Schutzes 
einer ftetigen Entwidlung find uns von Hannover, Preußen und Bayern bekannt. 
Die Regierungen begnügen fi regelmäßig nicht, die Hengite ver betreffenden 
Landgeftüte dem Pfervezüchter zur Berfügung zu ftellen, ſondern behalten ſich auch 
das Recht vor, alle Beihäler der Privaten, mit melden das Beſchälergeſchäft 
gewerbsmäßig betrieben wird, zu prüfen und nad Befund. zurüdzumeifen. Die 
Entwidlung der Pferdezucht liegt bienad bier in ven Händen ver Regierung. Die 
Sicherung verjelben hängt von dem Maß der Theilnahme ab, welche den Land— 
wirthen bei der Prüfung der Privatbejhäler eingeräumt ift, Nach ver oftfriefifchen 
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Hengftföhrung mußte jeder Beihäler von einem beeidigten Köhrmeifter, der felbft 
feinen halten darf, alljährlich neu geprüft werben. In Hannover befteht die Prü— 
fungstommiffion aus zwei bis drei Yandwirthen, einem NReiterofficier und einem 
Thierarzte; in Bayern wird die Approbation der Privatbejhäler von dem In— 
fpektionsofficier der Yandgeftütsverwaltung, welcher die Landgeſtütsbeſchäler beforgt, 
vorgenommen ; dieſem ift zwar ein Thierarzt beigegeben, bei Meinungsverjchies 
denheit entjcheidet jedoch vie Anficht des Infpektionsofficiers. Hienach wäre mög- 
liherweife das landwirthſchaftliche Intereffe der Pferdezucht dem der Militärs 
geopfert. Die Regierung hat in diefem Gefühl Kreisberathungs-Romite’8 aus intel= 
ligenten Pferdezüchtern gebildet, die ſich alljährlich Über den Zuftand der Pferde— 
zudt äußern und deren Urtheil bei ven Fragen über Pferdezucht maßgebend ift. 
Die Stärkung der Pferbezüchter felbft, deren Emancipation von dem Einfluß ver 
Regierung in rein landwirthſchaftlichen Dingen, vie Sicherung der Nachzucht vor 
vorübergehenden Lieblingsiveen werden aud hier allein eine dauernd konſtante Ent- 
widlung zu förberu vermögen. 

2. Shafzudt Ein Feld, auf welchem ſich die Regierungsthätigfeit gar 
bald bewegte, bot in ver Landwirthſchaft die Schafzucht, deren Verbeſſerung und 
Berevlung nicht ohne Erfolg durchgeführt worden ift. 

Mehrere Jahrhunderte hindurch, jagt Menzel, dem wir hier folgen, genoß 
Spanien ven Borzug, faft ausfhlieglih ein Schaf zu befiten, aus deſſen Wolle 
vermöge ihrer aufßerordentlihen Weinheit, Geſchmeidigkeit und fonftigen guten 
Eigenſchaften die ſchöneren Befleivungsftoffe gefertigt werden konnten, Der Aus- 
fuhr ftanden große Schwierigkeiten entgegen, und die Zucht aus den wenigen 
wirklich nad Deutfchland verbradten Thieren mißlang, da Niemand deren richtige 
Behandlung verftand. Erft in der zweiten Hälfte des vorigen Jahrhunderts fanden 
zahlreiche Ueberfievelungen aus Spanien nad) Sachſen und Oeſterreich ftatt. Die 
Kaiferin Maria Therefin ließ, fpeciell für Ungarn, im Jahre 1775 eine Heerbe 
von 300 Stüd kommen und gründete damit die Stammfchäferei zu Marcopail, 
Im Jahre 1784 wurde auf Befehl Kaifer Joſephs eine fehr anſehnliche Heerbe, 
cirfa 1000 Stüd, in Spanien gefauft und damit die faiferlihe Stammfchäferei 
zu Mannersdorf gegründet. Dur einen neuen Ankauf von 2000 Stüd erwei- 
tert, wurde aus ihr die berühmte Stammfchäferei zu Holitih abgezweigt. Einen 
Theil des 1784 bewirkten Ankaufs fchenkte der Kaifer dem Fürften Kaunig für 
feine Befigung JIarmerig in Mähren, einen andern Theil dem Baron v. Koſchnitz 
auf Zoauned. | 

Faſt alle öfterreichifchen Züchter haben an der fräftigern, auf kräftigen Kör— 
pern gewachſenen Wolle feftgehalten und fomit vorzugsweiſe die Race-Eigenſchaften 
zur weitern Ausbildung gebracht, die wir den Negretti’8 beilegen. 

Nah Sachſen fam als Gefhent des fpanifchen Hofes an den ſächſiſchen 
bie erfte Merino’sheerve 1765, und zwar zunächſt nad Stolpen; bald zeigte fid) 
für diefe Böde großer Andrang, weßhalb die Regierung auf ihre eigene Rechnung 
Böde in Spanien anfaufen ließ. 1813 ließ der König in einer rein aus Spanien 
ftammenden piemontefiihen Heerde einen neuen Anfauf ausführen, 

Die ſächſiſche Regierung ließ mit großer Liberalität und financieller Uneigen- 
nügigfeit für die Verbreitung der Merino’s in Sachſen Sorge tragen. Zur Hebung 
des anfänglichen Widerwillens wurden die Domänenpädhter verpflichtet, Merino- 
böde zu gebrauchen. Böde wurden umentgeltlih verliehen; weiterhin ebenfo wie 
überzählige Schafe zu Außerft niedrigen Preifen an Inländer abgegeben. In das 
Ausland zu verkaufen, war anfänglich verboten, fpäter aber nachgelaſſen. Hienach 
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iſt Sachſen in dem einträglichen Betriebe der Schafzucht vorangegangen, und hat 
einem großen Theile von Europa das Material zu gleichen und endlich ſogar 
noch höhern Fortſchritten geliefert. Es wäre nur zu wünſchen geweſen, daß die 
Staatsſtammſchäfereien die Bahn der modernen Richtung nur zum Theil betreten 
und nebenbei von jedem Originalſtamme eine angemeſſene Zahl in der alten, aus 
Spanien mitgebrachten Eigenthümlichkeit rein erhalten hätte. 

In Preußen wurde zunächſt auf Hebung der Wollmanufakturen zu wirken 
geſucht, die hinwieder eine Hebung der Wollerzeugung veranlaſſen ſollte. 

Strenge Wollausfuhrverbote begünſtigten zwar die Manufalturen durch Be— 
ſeitigung jeder Konkurrenz und Herabbrüdung der Preiſe, die Schafzüchter litten 
aber unter biefen Berhältniffen deſto mehr; aud der Schafverfauf vor der Schur 
und jelbft das Aufgeben des ganzen, meift uneinträglihen Betriebszweiges war 
bei 1000 Dufaten Strafe verboten. Der größere Bezug fpanifher Schafe datirt 
vom Jahre 1785 und beftand aus 100 Böden und 200 Schafen, der jedoch 
feinen Zwed nicht fo erreichte, wie ein fpäterer von 1802. Im Jahre 1816 ge- 
nehmigte der König die in Paris bereits mündlich angeorbneten Ankäufe zur 
Hebung der vaterländiſchen Schafzucht, befahl vie Errichtung zweier Stammfchäfereien 
und übertrug bie Oberauffiht varüber an Thaer. Diefer gab dem ganzen hoch— 
wichtigen Kulturzweige die Weihe wahrer wifjenfhaftliher Behandlung. Preußen 
genießt neben der Erzeugung der vorzüglichften Wollen aud den Vorzug, daß 
feine Fabrikation von Tuchen binfihtlih der Qualität der keines andern Landes 


‚ nadfteht, in Betreff der Billigkeit der-Preife aber jedes andere Land beventend 


überflügelt. 

Dem Umfange nah hat die Provinz Schlefien in der Erzeugung der am 
meiften beliebten hochfeinen, fanften und kräftigen Wollen erfter Sortimente, ebenfo 
auch im Handel mit Zuchtvieh ven erften Rang eingenommen. Schleſiſche Wollen 
ftehen auf allen Märkten ver Welt im vorzüglichften Rufe. 

In Bayern batiren die Beftrebungen ver Staatsregierung zur Berbefferung 
und Bereblung der Schafzucht mittelft Begründung von Stammheerden auf ein: 
zelnen Staatsgütern (Schleifheim, Weihenftephan, Fürſtenried und Waldbrunn) 
hauptjählih erft vom Jahre 1808. Bon den Stammheerven zu Schleißheim und 
Weihenftephan aus follte die Verbeſſerung ver baheriſchen Schafzudht in ber 
Weiſe erfolgen, daß alljährlid 100 Widder an Beſitzer hiefür geeigneter, ſohin 
ſchon einigermaßen verebelter Schafheerben unter gewiffen Bedingungen zur Bes 
nügung unentgeltlid abzugeben wären. Die Nachfrage hienach war jedoch nicht 
jo groß, und in den erften 11 Jahren bis 1829 wurden deren nur 395 ver- 
langt. Später wurde die Vertheilung berjelben mit einem jährlichen Koftenauf- 


‚ wande von 1000 fl. bis 1200 fl. und fpäter wohl aud bis 1500 fl. auf Rech— 


nung der Gentral-Staatsfonds für Kultur in der Art feftgefeßt, daß biefelbe für 
bie füblihen Regierungsbezirte aus der Merino's-Stammheerde zu Schleifheim 
und vom Jahre 1851 für die drei fränkischen Kreiſe und die Pfalz aus der 
Negretti und refp. Infantabos-Stammberde zu Waldbrunn bei Würzburg erfolgte. 
Inzwiſchen hatte das Kreisfomite des landwirthſchaftlichen Vereins von Schwaben 
den Wunſch zu erkennen gegeben, daß ihm, unter Belaffung des bisherigen Zu: 
ſchuſſes aus Gentralfonds für Kultur, der Bezug und die Vertheilung der Zucht 
widder anheimgegeben werde. Bon dieſer Zeit an ift die Hebung der Schafzucht 
mittelft Staatszuſchüſſen an die landwirthſchaftlichen Vereinsorgane übergegangen, 
welhe aus ven beftrenommirten Heerden alljährlich eine namhafte Zahl edler 
Döde (Schwaben allein beifpielsweife 40!) an vie ftrebfamern Schafzüchter zur 
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or bringen. Die Staatszufchäfie hiefür betragen in Bayern zur Seit 
2210 fl. 

VII. 2andwirtbichaftliche Lebranftalten und VBereine. Die 
Landwirthſchaft fing gar bald an, ihre Principien aus den Naturwiſſenſchaften und 
der Nationalöfonomie zu entnehmen. Das Studium landwirthſchaftlicher Verhält- 
niffe ging daher mit den beiden Teßtgenannten Doftrinen häufig Hand in Hand 
und fand zunächſt an Univerfitäten hie und da ſchützende Pflege. Begreiflic geht 
man, um praftiicher Landwirth zu werden, felten auf Univerfitäten, namentlich 
wenn fie feine Praris bieten. Aber als Hülfswiffenfhaft für den künftigen Beruf 
ift die Kenntniß der Orundfäße des Aderbaues und feiner Technik gewiffen Be- 
rufstlaſſen (Iuriften und Theologen) von nicht unerheblihem Nuten. Im Allge— 
meinen iſt bier der Drang nad landwirthſchaftlichen Studien noch nicht gewedt; 
gleichwohl zeigen fich fhöne Anfänge In Preußen find zu Bonn und Greifs— 
walbe mit den Univerfitäten landwirthſchaftliche Inftitute verbunden, wie es ſchon 
frühzeitig aud zu Iena gefhehen war. In Defterreich wird der landwirthſchaft⸗ 
liche Unterricht auf Univerfitäten und Lyceen gepflegt, und beftehen Lehrkanzeln ver 
Landwirthſchaft zu Wien, Linz, Laibach, Klagenfurt, Prag, Königgräg, Budweis, 
Olmütz, Brünn und Gras. Neben dem landwirthſchaftlichen Unterricht an ben 
Univerfitäten hatten fi als wichtige Förderungsmittel landwirthſchaftlicher Intelli- 
genz landwirthſchaftliche Specialfhulen Geltung verfhafft. Nachdem Thaer 
ſchon 1798 in feiner Einleitung zur englifhen Landwirthſchaft einen Plan zur Er- 
rihtung einer Alademie des Aderbaues bekannt gegeben hatte, erfreute ſich zunächſt 
die Hofmyler Glementarbildungs-Anftalt für höhere Stände als landwirthſchaft— 
liches Inftitut eines böhern Rufes. Thaer felbft gründete in Preußen zu Möglin 
(Provinz Brandenburg) 1806 ein landwirthſchaftliches Inftitut, das nah Art ber 
fpätern Akademieen eingerichtet, ſich fehr bald hob, vorübergehend mit der Berliner 
Univerfität verbunden und von 1819 ab akademiſche Lehranftalt des Land— 
baues genannt wurde. — Für Württemberg gründete Schwärz 1818 bie 
lanpwirtbfhaftlide Schule zu Hohenheim mit 8 Zöglingen. Die Königin 
Katharina, der König felbft hatten neben dem landwirthſchaftlichen Bereine an 
defien Zuftandelommen das höchſte Berbienft; und noch jett erfreut ſich dieſe aus- 
gedehnte Anftalt der forgfältigften Pflege Seitens der württembergijchen Regie 
rung. — Thaers Schüler Schönleutner fam 1803 nah) Bayern, um eine 
forft- und landwirthſchafthiche Lehranftalt in Weihenftephan zu 
gründen; die Schule wurde 1822 in Schleißheim wieder errichtet und im Jahre 
1852 reorganifirt und abermal® nah Weihenftephan verlegt. — In Jena ver- 
band die Schule der Kameraliften mit der Univerfität Yanpgüter, um durch Bei: 
gabe landwirthſchaftlicher Praxis felbft mehr Halt zu befommen, und ftellte ſich 
bie Bildung angehenter Staats- und Landwirthe zur Aufgabe. In Eldena war die 
landwirthſchaftliche Anftalt ebenfalls mit kameraliſtiſcher Beigabe eröffnet. Auch zu Bonn 
verfolgte die preußifche Regierung daſſelbe Syftem der Verbindung landwirthſchaft⸗ 
liher Anftalten mit einer Univerfität, wo zu Poppelsdorf (bei Bonn) Schweizer 
feine Wirkſamkeit trefflich zu entfalten begann. — In Ungarifh-Altenburg 
befteht eine ver ältern landwirthſchaftlichen Lehranftalten, welche zunächſt (feit 
1818) vie Aufgabe hatte, im Vereine mit der erzherzoglihen Herrſchaftsverwal⸗ 
tung lernbegierigen Jünglingen in zwei Winterfurfen Unterricht zu ertheilen, deren 
Lehrplan ſich aber bald weiter ausbehnte. 

Ueber die ganze Einrichtung dieſer höhern landwirthſchaftlichen Lehranftalten 
bat namentlih v. Liebig im feinen chemiſchen Briefen (Leipzig und Heidelberg 
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1859) ven Stab gebrochen. Die Bereinigung ver Schule mit der Erlernung des 
praftifchen Betriebes oder des Handwerkes zerftöre ihr fo nützliches Wirken; fie 
feien weber das Eine nod das Andere, weder Bildungsanftalten des Geiftes noch 
gute Werkftätten; fie hätten von beiden Etwas und von keinem das Rechte. Um 
das Handwerk zu erlernen, müſſe ver Landwirth in die Yehre, und um feinen 
Geift zu bilden, in die Schule gehen. Auf den landwirthſchaftlichen Akademieen 
liege das Handwerk mit der Schule ftets im Streite, und wenn eine neue Säe— 
mafchine, ein Pflug oder ſonſt etwas probirt würde, jo feien die Hörjäle ver 
Chemie und Phyſik leer. Die Erfolge ver tüdhtigften Lehrer folder Anftalten 
würden durch das Handwerk beherrſcht, und von einem gründlichen Unterricte in 
den Naturwiffenfchaften fünne unter dieſen Berhältniffen gar nicht die Rebe fein. 
v. Liebig empfiehlt deßhalb für ein gebeihliches Studium ver Landwirthſchaft zunächſt 
den Beſuch einer Univerfität und dann ven einer landwirthſchaftlichen Unterridts- 
anftalt, wie etwa Weihenftephan, wo die Gruudſätze des Wirthſchaftsbetriebes 
im Großen erlernt werben und ſich zur Einübung des Handwerkes Gelegenheit 
findet. — Dieſes harte Urtheil wird durch vie Wirklichkeit nicht ganz gerechtfertigt. Man- 
gel an Vorkenntniffen, Streben nad) enchklopädiſchem Willen, bie leivige Verbindung 
und Vermiſchung von Theorie und Praris und noch andere Mängel werben einem 
befriedigenden Gedeihen höherer landwirthſchaftlicher Yehranftalten immerhin hindernd 
entgegenfteben, vie für Viele weder die Aufgabe der Schule no die der Erzie— 
bung zum Landwirthe erfüllen; gewiß aber bleibt, daß von ihnen aus die ganze 
landwirt hſchaftliche Reform getragen und zum allmäligen Durchbruch gebracht wurbe. 
Daf fie aber vem Bedürfniſſe nach Yänterung der allgemeinen Volksanſichten über 
landwirthſchaftliche Dinge nicht genügen könnten, ſcheint in Deutſchland ſchon ziem- 
li bald erkannt worden zu fein. Bon den meiften deutſchen Regierungen wurben 
daher noch zwei andere, in ihrem Wirken auf vie Mehrzahl der bäuerlichen Be— 
völlerung berechnete Anftalten ins Leben gerufen: bie landwirthſchaftlichen 
Mittelfhulen, deren Lehrkurſe parallel mit jenen ver Nealjchulen laufen und 
eine befontere Ausbildung landwirthſchaftlicher Doktrinen bezweden, dann die 
niedere Ackerbauſchule, welche auf praftiihe Uebung mit Elementarausbildung 
baſirt und auf Bauernföhne berechnet find. Diefe legteren bezweden, ber urfprüng- 
lihen Form der Aderbaufchulen getreu, die vor Allem nöthige Bildung der Maſſe 
der landwirthſchaftlichen Bevölkerung. Dies wurde zuerft in Preußen am beiten 
erfannt, dem die meiften üsrigen Staaten folgten. Uebrigens- ift im wirthſchaftlich 
höchſtgebildeten Lande (England) die Errichtung ſolcher Ackerbauſchulen nicht be— 
liebt; man hält dort, wie zur Erlernung eines andern Geſchäftes, auch für die 
Landwirihſchaft allgemeine Bildung für genügend; die richtigen wirthſchaft— 
lichen Maximen haben nämlich das ganze Volk bereits durchdrungen. Dagegen 
wird dort auf möglichſte Vollendung der landwirthſchaftlichen Arbeiten geſehen und, 
da man wohl erkennt, um wie viel größer ver Einfluß des wohlgeübten Wirth— 
fhafters gegen ven des bloßen Anechtes ift, werden bei Konkurrenzleiftungen Die 
Söhne der erftern häufig höher prämirt als die Knechte. In Deutſchland dagegen, 
wo durd Ertheilung von Stipendien an arme, fleifige junge Leute ver Beſuch 
von Aderbaufhulen ermöglicht wird, hat gerade dieſe Liberalität das Yebensglüd 
manches Menfchen vernichtet. Denn da gerade dem gewöhnlichen Bauern gegen: 
über das Anfehen in wirtbfchaftlihen Dingen ſich ziemlich genau nah ber Größe 
feines Grundbefiges berechnen läßt, jo bedingt der Mangel an Kapital regelmäßig 
auch einen Mangel wirthichaftliben Anſehens und hindert viele ftrebfame junge 
Männer, welche durch Stipenvien veranlaßt, fih zum Beſuche ver Ackerbauſchulen 
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entſchloſſen, fpäter wegen Mangels an entfprehenvem Kapitalbefige an einem ge- 
beihlihen Wirken. Es läßt fih daher vollfommen rechtfertigen, wenn einzelne 
Aderbaufhulen nur wohlhabende Bauernföhne als Zöglinge aufnehmen, denen fi) 
fpäter durch Bewirthſchaftung eines eigenen Gutes ein entſprechender Wirkungs- 
freis eröffnet. 

Landwirthſchaftliche Vereine. Die Affociatton der Landwirthe zur ſelb— 
ftändigen Vertretung ihrer gemeinfamen Intereffen lag nahe; die Durhführung 
der bee sing jevoh lange genug von den Regierungen felbft aus, die in der 
Hebung der Landwirthſchaft ein Mittel zur Vermehrung der Nationalfraft erblidten. 
In Franfreih machten die Stände ver Bretagne 1757 biezu den erften ernft- 
lichen Berfud. Früher (1723) entjtand in Schottland, fpäter (1736) zu Dublin, 
und 1753 in London eine landwirthſchaftliche Geſellſchaft. In Deutſchland ift vie 
Entftehung der landwirthſchaftlichen Vereine zumeift ebenfalls den Regierungen zu 
banken; in Defterreich erfolgte deren Bildung unter Maria Therefia, in Bayern, 
von der Regierung unabhängig, durch den Priefter Franz Xaver v. Hopfenbichl in 
Altötting, welder von einigen Freunden unterftügt 1765 die kurbayeriſche Landes— 
Dekonomiegefelfhaft zu Burghaufen gründete. — Die neuere Organifation ber 
deutfhen landwirthſchaftlichen Vereine ftimmt in der Negel darin überein, daß 
mehrere Bezirfsvereine ſich zu Kreisvereinen verbinden; ein charakteriſtiſcher Unter- 
ſchied ergibt fi in ihrer Organifation nur bezüglid) ihres Verhältniſſes zu den 
Regierungen. So befteht nah Böttcher in Defterreih ein eigentliches Centralorgan 
für die ſämmtlichen landwirthſchaftlichen Vereine nicht, die zumeift auf ihre eigene 
Thätigfeit angewiefen find und fehr beveutende Summen aus ihren eigenen Mit- 
teln zur Förderung ihrer Zwede verwenden. Der Thätigfeit und Wirkfamfeit 
diefer Vereine wird dadurch Vorſchub geleiftet, daß die Gründung und Leitung 
von Aderbaufhulen (freilich meift auf eigene Koften) in ihre Hand gelegt unb 
ihre äußere Stellung dadurch gehoben und gewiffermaßen bevorredhtet ift, daß fie, 
wenn gleich freie Gefellfhaften, fih k. k. Geſellſchaften nennen und den faifer- 
lihen Doppeladler in ihrem Siegel führen. Auch die Beftätigung der Präfipenten 
erfolgt, wenigftens bei einigen Gentralgejellihaften, unmittelbar durch den Kaifer. 

Dei einer andern Gruppe landwirthſchaftlicher Vereine find dieſe mit, den 
Staatsbehörven in eine mehr oder minder enge Beziehung gebracht. So vermittelt 
in Breußen das k. Landes-Defonomiefollegium die Gefchäfte zwifchen dem be- 
treffenden Minifterium und ven Vereinen. Diefe Innigfeit der Beziehung fheint 
ihren Höhepunft in Sahfen zu erreihen, wo die an ſich jelbftändigen land— 
wirthſchaftlichen Vereine in fünf Kreisvereinen verbunden find, deren Borfigende 
nebft je einem weitern Abgeordneten, dann Vertretern der Wiffenfhaft und bes 
Forftwefens, den Landestulturrath bilden; Sekretär viefes Landeskulturrathes ift. 
der Generalſekretär ver landwirthſchaftlichen Vereine Sachſens, welder als Regie- 
rungsbeamter die Aufträge des betreffenden Minifteriums vollzieht. In Bayern 
erfolgt deren Bildung nicht fo, daß von felbftändigen landwirthſchaftlichen Bezirks— 
vereinen die Rede fein fünnte, die Statuten kennen im Gegentheile nur Einen 
landwirthſchaftlichen Verein, deſſen geſammte Angelegenheiten durch die breifad) 
abgeftuften VBerwaltungsorgane (Bezirks-, Kreis-, Generaltomite) ohne jede Ein- 
mifhung der Behörden beforgt und vertreten werden. Dies ift dem Bermwaltungs- 
organismus des Staates nachgebilvet; jedes Bezirfstomite erſcheint als das techniſch 
beratende Organ ber betreffenden Berwaltungsbehörbe refp. Stelle; deſſen Verkehr 
mit der Verwaltung des Staates ift möglichft erleichtert, und die Vertretung aller 
landwirthſchaftlichen Angelegenheiten der betreffenden Bezirke im Wege des An— 
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trages und der Beſchwerde gefihert. Diefe Nachbildung Hat aber hinwieber ven 
Nachtheil, daß jedes innerhalb der engen Orenzen eines PVerwaltungsbezirfes ge- 
bildete Bezirköfomitd nur eine mehr oder minder befchränfte Mitgliederzahl befigt, 
deſſen Gelpmittel aus VBereinsbeiträgen allein regelmäßig nie zur Beftreitung ber 
Regieloften hinreihen. Derfelbe Mißſtand hat fih in Preußen gezeigt, wo bei 
dem bei weitem größten Theile landwirthſchaftlicher Specialvereine die eigenen 
Gelpmittel nur ausreichen, um ihre innern Berwaltungstoften, als Miethe, Hei— 
zung, Bureau- und Drudkoften ꝛc., zu beftreiten. Es ift deshalb auch der Schwer- 
punft ber Bereinsthätigfeit in die Areisvereine gelegt, deren Wirkfamfeit namentlich 
durd die Aufftellung von Generalfekretären verftärkt wird. So gewährt die preußifche 
Regierung zu dem Gehalte der Generalfetretäre einen Zufhuß von 3375 Thlrn. 
unter der Bedingung‘, daß die Vereine ihrerfeits die gleihe Summe aufbringen, 
Auch in Bayern ift auf die Einführung ftändiger, ven Bereinsgefhäften fih aus- 
ſchließlich widmender Sekretäre hingewieſen worden, vie fih ganz und ausſchließlich 
den Dienftgefhäften ihrer betreffenden Vereine widmen, als Vollzugsorgane der— 
felben die fchriftlihen Ausarbeitungen und Korrefpondenzen beforgen, den vor 
Allem wichtigen Verkehr mit ven Bezirksvereinen beleben und erhalten, endlich 
fih von dem wirklichen Stande der Sache in den einzelnen Bezirken perſönlich 
überzeugen, von wichtigen Unternehmungen und Einrichtungen an Ort und Stelle 
Einfiht nehmen. Erſt die Aufftellung dieſer Sekretäre wird die Maffe in ven 
landwirthſchaftlichen Vereinen in den gehörigen Fluß bringen und eine gebeihliche 
Entwidlung derfelben allenthalben ermöglichen. Nach einer Ueberſicht vom Jahre 
1853 wurde in Deutfhland alljährlid von den lanbwirthfchaftlihen Vereinen 
verwendet: Aus eigenen Mitteln ter landwirthſchaftlichen Vereine 106,799 Thlr.; 
aus Korporations-, Kreis: 2. Bonds 11,349 Thlr, aus Staatszufhüfien 
139,000 Thlr.; demnah in Summa 257,999 Thlr. Diefe Summe ift aber nod) 
zu nieder gegriffen und möchte jegt cirfa 300,000 Thlr. betragen, gegenüber dem 
landwirthſchaftlichen Bedürfniſſe immerhin nod wenig, für Vereine aber gewiß 
eine nicht zu unterfchägende Yeiftung. 

Die Ertheilung von Prämien harakterifirt regelmäßig den Anfang der land— 
wirthſchaftlichen Kuratel. Die landwirthfchaftlihen Vereine ſuchten demgemäß an— 
fangs gleichfalls zunächſt durch Prämien zu wirken, bie beifpielsmeife in Sachſen 
feit nahezu 100 Jahren in Anwendung find. Am wenigften ließe fich gegen die 
Konkurrenzprämien einwenden. Allein gar häufig werben ohne beftinnmte Richtung 
gleichzeitig Prämien für vie verfdievenften Zweige des landwirthſchaftlichen Be— 
triebe® gewährt. Sobald jedoch von einer Gentralifation in ver Gelomittelverwen- 
dung abgegangen wird, findet fid für jeve Provinz gar bald vie richtige Art der 
- Berwendung. So hat in Sachſen der Kreisverein zu Chemnig fofort nach Ueber: 
weiſung größerer Gelpmittel alle Prämirungen umterlaffen. In Batern ift im 
neuerer Zeit der Kreisverein für Unterfranfen ähnlich vorgegangen. Weberhaupt 
mag es für die jüngfte Periode der Thätigkeit landwirthſchaftlicher Vereine als 
harakteriftifch gelten, daß fie ben Fortfchritt nicht mehr durch Belohnungen (die 
fih im Betrieb felbft finden müffen, wenn fie Dauer haben follen), fonvern bie 
Unterftügung des wirthſchaftlichen Betriebes mittelft Aufftelung hiezu geeigneter 
Organe anftreben. Wir rechnen hiezu insbefondere die von den Vereinen aus- 
gehende Anftelung tüchtiger Wiefenbauer, die Herftelung ver Kulturpläne auf 
Bereinskoften zc., während ihre Thätigfeit gegenüber der Staatsregierung fih im 
Streben nach Befeitigung von Hinderniffen offenbart, welche bisher dem Iand- 
wirthſchaftlichen Betriebe entgegenftanden. 
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Herzogthum Lauenburg. 


Das Herzogthum Lauenburg, gering an Flächeninhalt und Einwohnerzahl, 
bietet dem Forſcher in Hiftorifher und ftaatewiffenfchaftliher Beziehung manche 
intereffante Frage und ift für Deutfchland von befenderer Wichtigkeit, eimerfeits 
durch feine doppelte politifhe Beziehung zum deutſchen Bunde und zur dänifchen 
Monarchie, andererfeits durch feine geographifche Lage, welhe ven Verkehr zwiſchen 
bedeutenden deutſchen Ländern und Hanvelsplägen vermittelt, aber auch — eben 
durch die politiihe Stellung des Landes — zu erfchweren und zu hemmen ges 
eignet ift. Nicht minder intereffant wird diefes Ländchen durch feine eigenthümliche 
innere Geftaltung, indem es — vier Jahrhunderte lang als eigenes beutfches 
Land von feinen eigenen Fürften regiert — nun feit reihlih anderthalb Jahr— 
hunderten mit größern beutfchen Ländern unter gemeinfamen Regenten vereinigt, 
fi dennoch eine gewiſſe ftaatlihe Selbftänvigfeit bemahrt hat. Diefer Zuftand 
wird von Vielen als ein befonderes Glück gepriefen, indem das Land, welches 
feinen Fürften eine verhältnigmäßig beveutende Nevenue bietet, bei nur mäßiger 
Belaftung eines gewiſſen Wohlſtandes ſich erfreut; doch iſt e8 wohl nicht zu ver- 
kennen, daß dieſe Abfonverung einer geveihlihen Entwidlung aller Kräfte hemmend 
entgegentritt, wie dieſes aud ver Stand der Gefetgebung zeigt, welche gegen 
faft alle deutſchen Länder völlig um ein halbes Jahrhundert zurüd ift. 

Geſchichte. Das heutige Herzogthum Lauenburg, in älteften Zeiten von 
dem mwendifhen Stamme ter Polaben bewohnt, ift ein Theil ober vielmehr ber 
legte traurige Ueberreft des zur Zeit der größten Madhtentfaltung für Deutſchland 
fo wichtigen großen Reichslehens Sach ſen. Zur Zeit ter ſächſiſchen und falifchen 
Kaiſer herrfchten hier vie Herzoge aus dem Billung’fhen Stamme und Fämpften 
für Verbreitung und Befeftigung deutfcher Volfsthümlichkeit, und gerade in ven 
Gegenden des heutigen Herzogthums Lauenburg wurden bie langdauernden Kämpfe 
gegen vie heidniſchen Wenden durch die billung'ſchen (Schlacht bei Schinielau 1006) 
und fpäter durch die welfiſchen Herzoge zu Ende gebradt. Als bald nad) ver 
Schlaht bei Schmielau der Sieger Magnus Billung geftorben und mit ihm fein 
Stamm erlofhen war, gelangte das Herzogthum Sachſen, dur die Heirath mit 
der Erbtochter des vorigen, Wulfhild, an den Herzog Heinrich den Schwarzen 
von Bayern, aus welfiſchem Stamme. Ihm folgten fein Sohn Heinrich der Stolze, 
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und fein Enkel Heinrich der Löwe, welcher Letztere das für die hiefigen Gegenden 
fo widhtige Bisthum NRageburg gründete und ven erften Biſchof Evermodus ein- 
fegte (1154). As Herzog Heinrich in tie Reichsacht erklärt und feiner Yänder 
beraubt war, belchnte der Kaifer Frietrih I. im Jahre 1180 den Sohn Albert 
des Bären, Bernhard von Ascanien, mit dem Herzogtum Sadfen, weldem 
Albert I. folgte. Die Söhne des Letztern, geftorben 1260, Johann I und Albert IL, 
theilten die ſächſiſchen Lande; Johann, der Aeltere von beiden, befam die nieder- 
fähfifhen Länder, er wurde der Stifter der Linie Sahfen-Lauenburg, Albert 
die oberfähfifchen und gründete die Linie Sahfen- Wittenberg. Die Rechte der 
Kur wurden anfangs von biefen beiden Linien gemeinfam ausgeübt, fpäter that- 
ſächlich allein von der jüngern wittenbergiichen Yinie, welches von ven Kaifer 
Karl IV., weil ver Herzog Rudolph von Wittenberg ihn begünftigte, während 
Ehrih I. von Lauenburg für deſſen Gegner Günther von Schwarzburg ftimmte, 
bei ter Königswahl feines Sohnes Wenzel feftgeftellt wurde. Als mit dem Herzog 
Albert III. die wittenbergifche Linie ausftarb, hatten die lauenburgiſchen Herzoge 
die nächſten Anfprühe auf die Belehnung mit den oberfähfiihen Ländern und 
ſuchten folhe geltend zu machen; fie wurden jedoch übergangen und Friedrich der 
Streitbare von Meißen im Jahre 1422 vom Kaifer Sigismund mit dem Her: 
zogthum Sachſen und der Kurwürde belehnt. Diefe blieb noch lange ein Gegen- 
ftand des Streites, indem die lauenburgiihen Herzoge fortfuhren, fih Kurfürft 
und Reihsmarfhall zu nennen, aud die Aurfhwerter im Wappen führten. Beides 
wurbe ihnen vom Kaifer und den Reichsgerichten, felbft bei Strafe, mehrfach un- 
terfagt, doch wurde es dem legten Herzoge dieſer Linie, Julius Franz, der dem 
Kaifer jelbft befreundet, in Böhmen große Güter und bei der Entfegung Wiens 
durch Sobiesty als Führer der faiferlihen Reiterei fi große Verbienfte erworben 
hatte, für feine Perfon geftattet, die Aurfhwerter im Wappen zu führen, wie 
man folde noch an dem alten Karlsthurme zu Lauenburg findet. 

Die Herzoge von Lauenburg, wie fie vom Kaifer genannt wurben, oder von 
Sadfen, Engern und Weftphalen, wie fie ſelbſt fih nannten, aus dem 
ascanifhen Stamme, regierten in ununterbrodener Folge von dem obengenannten 
Johann I. bis auf Julius Franz, welder im Jahre 1683 ohne Hinterlaffung 
männliher Erben ftarb. Sie waren ein unruhiges kriegerifches Geflecht und lebten 
in fortwährendem Kampfe mit den benachbarten großen Städten, mit geiftlichen 
und weltlichen Reihsfürften, ja mit ihren eigenen Bafallen. Noch mehr aber jda- 
beten fie ihrem Lande durch mehrfache Theilungen desjelben, durch blutige Kämpfe 
unter fi und durch fortvauernde Verpfändungen ihrer Befigungen, und verloren 
in Folge des Schuges, den fie abdeligen Wegelagerern auf ihrem feften Schloffe 
Bergedorf zu Theil werben liegen, Stadt und Amt Bergedorf — die reiche Yand- 
Ihaft Vierlande — für immer an Hamburg und Lübel, welche diefes im Jahr 
1420 eroberten. Bei dem Abfterben des letzten Herzogs Julius Franz waren außer 
dem durch Verpfändung vom Lande getrennt: an Lübeck die Vogtei Mallen, an 
Holftein die Aemter Steinhorft und Trunsbüttel. 

Bon den Herzogen aus ascanifhen Stamme find befonders hervorzuheben : 
Franz der Jüngere, welder nad langen blutigen Kämpfen in ter Familie 
zum unbeftrittenen Befig gelangte, unter weldhem im Jahre 1585 vie „einige 
Union der Nitter- und Landſchaft“, derjenige Bertrag, auf welchem vie fpä- 
tere Tandesverfaffung bauptfählih beruht, und von welchem Fürften aud bie 
lauenburgiſche Kirchenordnung — noch jetzt in vollſter Gültigkeit — mit Zuſtimmung 
der Stände erlaſſen wurde; Herzog Auguſt, Sohn des Vorigen, 1618— 1659, 


Herzogihum Lauenburg. 341 


welcher während des breißigjährigen Krieges fein Fürftenthum wor den Drang» 
jalen des Krieges mit Weisheit möglichft zu ſchützen wußte; und endlich der Letzie, 
Iulius Franz, jevenfalld einer der beveutendften, von dem mit Zuftimmung ber 
Stände im Jahr 1681 die noch gültige Hofgerichtorpnung — ein für jene Zeit 
vortrefflihes Proceßgeſetz — erlaflen wurde. Ein eigenes Schidfal waltete über 
diefer Familie; der Herzog Franz IT. hatte neun Söhne, die alle das reife Man— 
nesalter erreichten, und doch erloſch mit feinem Enkel diefer Stamm. Unter dieſen 
neun Eöhnen des Franz IL. war aud der in der Gedichte des breißigjährigen 
Krieges oft genannte Franz Albrecht von Sachſen-Lauenburg. Die Beihuldigung, 
daß er in der Schlacht bei Yügen ber Mörver des Königs Guſtav Adolph ge- 
weſen, ift durch neuere Forſchungen hinlänglic widerlegt; er blieb als Kaiferlicher 
General in einem Gefecht gegen die Schweden bei Schweidnitz im Jahre 1642, 
Nach dem am 18. September 1689 erfolgten Tode des legten Herzogs wurben 
von den verfchiedenften Seiten Anfprühe an ven Nachlaß erhoben, namentlich von 
Kurſachſen, weldes durch einen Kommiffär am 26. September förmlich Befig 
ergreifen und die Behörben fo wie die Garniſon ſich huldigen ließ. Am 1. Oftober 
f. 3. aber ließ der Herzog Georg Wilhelm von Gele vie Feſte Ratzeburg durch 
feine Truppen befegen, wie er dem Kaifer berichtete, als Rreisoberfter des nieder— 
ſächſiſchen Kreifes, im Grunde aber nur, um die Anfprüche des Haufes Braun— 
ſchweig⸗ Lüneburg zur Geltung zu bringen, Kommifjäre der medienburgifhen und 
anhaltiihen Fürſten, welche gleihfals Befighandlungen auszuüben verfuchten, 
wurden daran verhindert und mußten ſich mit Refervationen und Proteften be- 
helfen. In VBeranlaffung der von nem Herzog Georg Wilhelm gefhehenen ftarken 
militärifhen Befegung des Landes und der in Nageburg vorgenommenen neuen 
Befeftigungsarbeiten rildte der König Chriftian V. von Dänemark im Jahre 1683 
mit einem Heere von 12,000 Mann in das Lauenburgifhe, weldes unter dem 
Befehl des Feldmarſchalls von Werel am 12, Auguft vor Ratzeburg erfchien 
und am 21. bis 23. ſ. M. viefen Ort bombarbirte, welcher mit Ausnahme ver 
Kirche und zwei oder drei anderer Gebäude völlig in Aſche gelegt wurbe. Vertheidigt 
wurde Rageburg durch den enerallieutenant Boisdavid und nicht genommen, 
indem am 23. Auguft Abends ein Waffenftillftand und fpäter, am 26. September 
f. 3., ein Vertrag abgefhloffen wurde, wonach, unter Vermittlung mehrerer Mächte, 
die Gelle'fhen Truppen im Lande vermindert werden follten, der König aber in 
feine Yande zurüdzog und verfprad, ſich nicht ferner in den lauenburgifchen Erb: 
ftreit zu mijhen. — Die wohlfunbirten Anfprüde von Kurfachfen wurden fpäter 
von den braunfhweig-lüncburgifhen Herzogen durd eine vergleichsweiſe Zahlung 
von einer Million Thaler befeitigt und 1702 ver Yanvesreceh mit ver lauenbur— 
giſchen Ritter» und Landſchaft abgefhloffen, wodurch ver Herzog Georg Wilhelm 
als nunmehriger Yanvesherr anerfannt und die Rechte der Stände garantirt wur— 
den. Im Jahre 1728 wurde auch von dem Reichsfammergeriht das Herzogthum 
dem braunfchweigifch-lüneburgifchen Karhauſe zuerfannt und demfelben vom Kaifer 
die Belehnung ertheilt, wogegen den übrigen Prätendenten, namentlich den anhalt': 
hen Fürften, vorbehalten blieb, ihre Anſprüche in petitorio geltend zu machen. 
Während der folhergeftalt zu Stande gelommenen Vereinigung des Herzog- 
thums Lauenburg mit dem Kurfürftentfum Braunfchweig-füneburg wurden die 
durch Berpfändung abhanden gekommenen Yanvestheile, das Amt Steinhorft und, 
nah langen Verhandlungen und vorhergegangenen noch längern Proceffen, die 
Bogtei Malen wieder erworben. Die Stadt Mallen felbft war bereits im Jahre 
1681 unter Julius Franz von Lübeck zurüdgegeben, Im Uebrigen ging das ganze 
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18. Jahrhundert in faft ungeftörter Ruhe für das Herzogthum vorüber, welches 
nur während bes großen norbifchen Krieges, bei Durchzügen däniſcher, ſchwedi— 
fcher und ruffifcher Kriegsvölker, vorübergehend zu leiden hatte. Das Yand hatte 
fih im Allgemeinen einer wohlwellenden Regierung zu erfreuen und wurbe von 
derfelben vor den andern kurbraunſchweigiſchen Yändern in mander Hinſicht be- 
günftigt. Eine der wohlthätigften Veränderungen war die gegen Ende des Jahr: 
hunderts durchgeführte Berfoppelung der Dorfihaften, bei welcher durch das Kanı- 
merreffript als Hauptprincip vorangeftellt wurde, daß bei verfelben nur auf ben 
Wohlſtand der Unterthanen, nicht auf die Vermehrung der Domäneneinkünfte zu 
fehen fei. Anfangs fand — wie immer — aud diefe Berbefferung bei den am 
Alten Mebenden Bauern entfchiedenen Widerſtand; da aber aller Zwang vermieden 
mwurbe und die Kammer fich zu ſehr bebeutenden Begünftigungen verftand, aud 
foft alle Koften übernahm, fo kam dieſe Verbefferung zum großen Heile des Landes 
überall zu Stande. Abgefegen von den Städten und dem größern Lanpbefig, den 
adeligen Gütern und ven fehr bedeutenden Domänen, hat das Land jest ungefähr 
1000 Hufen Bauerftellen, von deren Ertrag je eine Familie in Wohlftand leben 
fan; außer denfelben etwa 500 Hleinere Landftellen, auf denen mit Hülfe eines 
Handwerks oder Gewerbes eine thätige Familie gleichfalls fortzulommen vermag. 

Die wichtigften in viefer Periode erlaffenen Gefege und Verordnungen, welde 
noch jett zur Anwendung kommen, find folgende: Die Verordnung über die Gül- 
tigfeit des Sachfenrechtes, von 1703; die Verordnung wegen Verſetzung der Guts— 
leute von 1718; die Göhrver Konftitution, von 1719, durch welche bei Belegung 
von Meierftellen das gerichtliche Verfahren ausgefchloffen ift; vie Regierungs— 
inftruction von 1731; die Kriminalinftructionen von 1736, und die Yandfhulorb: 
nung von 1757. 

Als im Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts große Begebenheiten ven 
Norden Deutjhlande aus langer Ruhe wedten, wurde auch das Herzogthum 
Lauenburg in diefen Strudel hineingezogen. Dasfelbe wurde 1801 vorübergehend von 
dänifhen, dann von preußiihen Truppen befegt. Im Juli 1803 wurde die han- 
noverifche Armee im Lauenburgifhen aufgelöst und viefes von den Franzofen 
offupirt. Im Jahre 1805 von Preußen in Befig genommen, dann von Schweden 
für Hannover befegt, gerieth das Land nad den Creigniffen von 1806 dauernd 
in die Hände der Franzoſen und wurde, nachdem aus ben Einkünften bedeutende 
Donationen an franzöfische Befehlshaber ertheilt waren, als Krondomäne von dem 
Intendanten d'Aubignosk verwaltet, bis e8 am 10. December 1810 dem franzöfi- 
hen Katferreihe einverleibt und tem Departement der Elbmündungen zugetheilt 
wurde. Als im Frühjahr 1813 die erften ruffifhen Truppen unter Tettenborn 
erfchienen, waren die Lauenburger die erften unter den Bewohnern der früher 
hannover'ſchen Lande, die gegen franzöfifche Herrfchaft fih erhoben. Sie leifteten 
verhältnigmäßig viel für die Befreiung Norddeutſchlands, hatten aber noch unendlich 
viel mehr zu leiden, indem feit dem Wiederausbruch des Krieges nah dem Waf- 
fenftillftande, 5i8 gegen Ende des Jahres 1813, das Herzogthum hauptfächlich 
den Schauplag des Krieges an der Niederelbe bildete. 

Im Jahre 1815 verbreiteten ſich zum Schred der Einwohner vie Gerüchte 
von der bevorftehenden Abtretung des Landes an die Krone Dänemarf und wurden 
freilich vorerft durch die feierlichften Berficherungen des Prinz-Regenten von Eng- 
land beſchwichtigt. Bald darnach aber wurde dieſes ächt deutſche Land ven Inter: 
efjen einer Heinlihen Politit geopfert und an einen nihtdeutfhen Fürften 
abgetreten, deſſen Truppen eben zuvor mit den Franzoſen als Feinde im Lande 


Herzogthum Lauenburg. 343 


geftanden hatten. Die wirkliche Uebergabe des Landes an Dänemark erfolgte am 
26. Juli 1816, die Huldigung am 1. Oftober 1816. Bei Hannover verblieb 
das Land Hadeln, feit Alters ein Annerum des Herzogthums Lauenburg, das 
auf dem rechten Elbufer belegene Amt Neuhaus und der am linken Elbufer be— 
fegene Theil des Amtes Lauenburg, mit den Gerichten Lüdersburg und Obermer- 
ſchacht; ein fehr bedeutender Theil des Herzogthums. Die medlenburgifhen und die 
anhaltifhen Fürften verwahrten bei der Bundesverfanmlung ihre Anſprüche am 
14. November 1816. Von ver Krone Dänemarf wurden bei Uebernahme des 
Landes ſämmtliche Privilegien, namentlid ver Landesrece von 1702, beftätigt 
und die Landesſchulden übernommen. 

Die Jahre 1848—1850 gingen nicht fpurlos an dem Lande vorüber. Die 
in Lauenburg ausgehobenen Truppen garnifonirten in Kiel und wirkten bei ber 
ohne Kampf erfolgten Befegung der Feltung Rendsburg für die fchleswigehofftei- 
nifhe Sache. Als das ſchwache, Bis dahin in Ratzeburg geftandene Detafchement 
gleichfalls nad) rg abgezogen war, erbat die bamalige lauenburgiſche Ne= 
gierung zum Schuß des Yandes eine Befegung von ter f. hannoverifchen Regie- 
rung, welche von dem König Ernſt Auguft bereitwilligft zugeftanden, von ben 
Lauenburgern mit Freuden empfangen wurde und das Yand vor manchem Unheil 
bewahrte. Im Juli 1848 erſchien auf den Wunſch der Landesvertretung ein Kom: 
mifjär des deutſchen Bundes (Welder), weldyer bis zur Herftellung bes definitiven 
Friedens das Land Namens des deutihen Bundes in Aominiftration nahın und, 
unter Vorbehalt der Rechte des Landesheren, aus drei ehrenwerthen, ven Wün— 
fhen des Landes entjprebenden Männern eine „Aominiftrations-Rommiffion” als 
interimiſtiſche höchſte Negierungsbehörde des Landes einfette. Diefelben Perfonen, 
nach dem Malmder Waffenftillftand von einer gemeinſchaftlichen Kommiffion, einem 
Reichskommiſſär (Stadtmann) und einem Kommifjär des Königs (v. Pleifen) als 
„höchſte Landesbehörde“, fpäter von einem Reichskommiſſär (v. Winzingerode) 
beftätigt, verwalteten das Land, bis vdasfelbe im Anfange des Jahres 1851 
in Folge befannter Greigniffe von öfterreichifhen Truppen beſetzt und darauf 
Namens des Königs Friedrich VII. dur den Grafen Reventlom-Eriminil wieder 
in Befig genommen wurde. Während diefer Periode war durch Verhandlungen 
mit der proviforifch erweiterten Landesvertretung ein auf demokratiſche Principien 
bafirtes Staatögrundgefeß zu Stande gekommen, weldyes unter Autorität des 
Reichskommiſſärs am 14. Mai 1849 publicirt wurde, wie auch früher ſchon bie 
in Frankfurt beichloffenen Grundrechte verfündigt waren. Nah Wiederherftel- 
lung der königlichen Autorität wurde dieſes Staatsgrundgefeg, fowie mehrere 
andere wichtige, im jener Periode erlaffenen Gefege formell befeitigt, wogegen 
manche wichtige Einrichtungen aus dieſer Zeit Beftand behielten. 

Für die Specialgefhichte des Landes jind zu benugen: von Robbe, Geſchichte 
und Landesbefchreibung des Herzogthums Lauenburg; von Dave, Mittheilungen 
zur näheren Kunde des Wichtigften der Staatsgefhichte und Zuftände der Be— 
wohner des Herzogthuns Lauenburg; Mafin, Geſchichte des Bisthums und Für- 
ftenthums Rageburg; in welhen Werken man auch die älteren Quellen ange 
führt findet. 

Das Land und feine Bewohner, Das Herzogthum Lauenburg, zwi— 
ſchen 530 21’ und 530 48° nörblicher Breite, und 270 40° und 280 38° öftlicher 
Länge belegen, enthält etwa 19 [Meilen Fläheninhalt, ift aber mehrfah durch 
Medlenburg-Strelig’ihe und Lübeck'ſche Enclaven unterbrochen. Die natürliche Boden— 
beſchaffenheit ift faft viefelbe, wie die des benachbarten Holftein und Medlenburg; 
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ber fruchtbarfte Theil vesfelben ift der nordweſtliche, das Amt Steinhorſt und vie 
an dasfelbe ftoßenden abeligen Güter. Die bedeutendſten Gewäſſer find: die Elbe, 
weldhe das Land im Süden begrenzt; die Delvenau und vie Stecknitz, erſtere bei 
Lauenburg in die Elbe, lettere in der Nähe von Lübeck in die Trave ſich ergießend. 
Beide find fhon im Jahre 1392 durd einen Kanal mit einander verbunden, wo— 
durch eine Waſſerſtraße zwifchen Oſtſee und Nordſee hergeftellt wurbe, einer ber 
älteften Schififahrtstanäle in Europa. Werner: die Bille, das Yand gegen Oſten 
begrenzend; ver NRageburgerfee und ter Schalfee, außerdem viele kleinere Land⸗ 
feen. Die Gewäſſer find ſehr fiſchreich, und im Schalſee wird die Mabäne (salmo 
mavaena) gefangen, ein fhmadhafter Fiſch aus dem Lachsgeſchlecht, welder in 
Norddeutſchland nur noch in einem medlenburgiichen Landſee vorkommt. 

Die Waldungen — einen reihen Wildftand enthaltend — find fehr bedeu— 
tend und bilden eine Haupteinnahmaquelle; die landesherrlichen Yorften betragen 
allein 54,284 Morgen. 

Eine Zählung vom Jahre 1855 ergab 49,475 Einwohner, davon in den 3 
Städten 8172, auf dem Lante 41,303. Am 1. Februar 1860 ift wieder eine 
Boltszählung vorgenommen, deren Refultat noch nicht befannt ift, doch ift die Zahl 
verhältnigmäßig bedeutend geftiegen. 

Die Bewohner find faft durchweg rein deutſcher, und zwar ſächſiſcher Abſtam— 
mung; nur in einigen wenigen im Norboften belegenen Dorfihaften mögen ſich 
ſchwache Reſte der früheren wendiſchen Bevölkerung finden, doch find dieſe won ber 
ſächſiſchen jegt nicht mehr zu unterfcheiden. Die Landbewohner nennen — im 
Gegenfag zu den Bewohnern angrenzender medlenburgifcher, holfteinifher und 
lübiſcher Diftritte — ſich felbft Sachſen, und wenn zwei Dörfer gleihen Namens 
durch eine Landesgrenze getrennt find, wird das lauenburgifche als fähfifch be- 
zeichnet. 3. B. ſächſiſch Hamfelde — däniſch (holfteinifh) Hamfelve; altſächſiſch 
Breitenfelde — neufähfifch (früher lübiſch) Breitenfelve. 

Hervorzuheben ift, daß im Herzogthume Yauenburg niemals, wie foldes in 
den benachbarten medlenburgifhen und holſteiniſchen Ländern bis in vie neueften 
Zeiten ber Fall war, die Leibeigenfhaft gegolten hat, fondern die Bauern zu allen 
Zeiten perſönlich freie Männer gewefen find. Es ift dieſer Umftand fhen zu An- 
fang des vorigen Jahrhunderts Hiftoriih nachgewiefen, und ſogar in contradic- 
torio gerichtlich anerkannt. Doch fteht den Bauern an ihren Meierſtellen nur ein 
bejhränftes Eigenthum zu, während das Obereigenthbum der Gutsherrfchaft, reſp. 
der Landesherrſchaft zufommt. 

Die Induftrie des Landes ift nicht bedeutend, der Handel, gleichfalls nur von 
geringer Wichtigkeit, hat durch die fehr verbefierten Verkehrsmittel, namentlid die 
das Feine Yand durchkreuzenden Eifenbahren, in neuerer Zeit fi beveuteno geho- 
ben. Den Haupterwerbszweig bildet die Landwirthſchaft in ihren verfchievenen Zwei— 
gen, welche auf ven größeren Befigungen nad bolfteinifcher Weife betrieben wir. 

Für die fpeciellere Topographie ift befonders zu empfehlen: „Topographie der 
Herzogthümer Holftein und Lauenburg ꝛc. von Schroeter und Biernatzky, 
Oldenburg 1855." Die braudbarften Charten des Landes find folgende: die von 
dem dänifchen Generalftabe für militärifche Zwede im Jahre 1844 herausgegebene, 
welche indeſſen namentlich hinſichtlich der Orenzbezeichnungen einige auffallende 
Unrictigteiten enthält; — die des Ingenieur Wollheim, von 1852, im Grunde 
nur eine Kopie der vorigen, in welcher jedoch die Unrichtigkeiten der erfteren ver- 
befjert find; — ſodann die von dem jegigen f. preußiſchen Hauptmann Geerg im 
Jahre 1845 herausgegebene Charte von Holftein und Lauenburg; — und endlich 
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die von demfelben mit anerfennenswerther Sorgfalt und unendlihem Fleiß im Jahre 
1858 ausgearbeitete Charte von Schleswig, Holftein, Lauenburg und der angren- 
zenden Länder. Der letteren, welche indeſſen für fpecielle topographiſche Zwecke, 
des kleineren Mafftabes wegen, weniger zu benugen ift, hat der Autor eine fehr 
enpfehlenswertbe Denkſchrift „Geſchichte der Bermeffungen und der Landcharten 
Nordalbingiens“ beigegeben. 

Derfaffung, Berwaltung und Finanzen. Die Berhältniffe dieſes 
beutihen Bundeslandes zu den übrigen unter einem Herrſcher vereinigten Landes— 
theilen, und zu der dänischen Gefammtmonardie find bis auf diefen Augenblid 
nicht feſt beftimmt und vefinitiv georbnet, weßhalb viefelben hier vworerft noch 
mmerörtert bleiben müſſen. 

In aller denjenigen Verwaltungszweigen, in welden für die ganze Mo— 
narchie gemeinfame Minifterien beftehen, ift das Herzogthum dieſen untergeord- 
net, in allen andern aber dem föniglihen Minifter für vie Herzogthümer Holftein 
und Lauenburg. Zur Erlaffung allgemeiner Gefege und Landesordnungen, fowie 
zur Auflegung neuer Steuern ift die Mitwirkung und Zuftimmung ver Lan— 
besvertretung erforderlich. Diefelbe wird von der Nitter- und Landfhaft ausgeübt, 
in welcher vor 1848 jeder Befiter eines landtagsfähigen adeligen Gutes, als fol- 
her, eine Stimme hatte, und ben brei Städten, melden, obgleidy fie jede zwei 
Deputirte zu den Berfammlungen zu fenden pflegten, jever auch nur eine 
Stimme zuftand; ſämmtliche Fleinere Yanvbefiger waren überhaupt nicht vertreten. 
Nah dem königlichen Patente vom 20. December 1853, erlajfen nad verfaflungs- 
mäßiger Kommunikation mit Ritter: und Landſchaft, befteht die ftänbifche Vertre— 
tung nunmehr: 1) aus dem Erblandmarfhall, dem jevesmaligen Befiger des Gutes 
Gudow aus der Familie von Bülow, und zwei für Lebenszeit aus den ritterfchaft- 
lihen Vertretern gewählten und vom Landesherrn beftätigten Landräthen. Diefe 
drei bilden das Landrathskollegium und als ſolches eine ftändige Deputation ber 
Nitter- und Landſchaft. 2) Aus 15 für eine fehsjährige Periode gewählten Mit- 
gliedern, nämlich: aus 5 von den Befigern bisher landtagsfähiger Güter gewählten 
Gutsbefigern; aus 5 Abgeordneten der drei Städte; und aus 5 von den Befigern 
bänerliher Grundſtücke gewählten Heinen Lanpbefigern Als deren Beamte find 
der Nitter- und Landſchaft ein Landſyndikus und ein Landſchaftsſekretär zuge- 
ordnet. 

Die von ver königlich däniſchen Regierung bei der Abtretung des Landes über: 
nommenen Landesſchulden find von berfelben der Nitter- und Landſchaft zu deren 
eigener Berwaltung übertragen, und ift vom Könige als fein Beitrag zur Berzin- 
fung und Abtragung diefer Schulden der Ertrag der Stempel und Erbſchafts— 
fteuer überwiefen, deren Durchſchnittsſumme jührlid 2140 Rthlr. betragen hat. 
Zu gleihem Zwede und zur Beftreitung einiger bejonderer Landesbedürfniſſe wird 
die erhöhte Kontribution und die Eremtenfteuer zufammen zum Betrage von etwa 
22,720 Rthir. erhoben, welche Einnahmen die Nitter- und Landſchaft durch bie 
landſchaftliche Steuerkaffe unter der Oberaufficht der füniglichen Regierung verwal- 
ten läßt. Am Schluffe des Jahres 1859 betrugen die Landesſchulden 281,000 Rthlr.; 
die dafür ausgegebenen Obligationen, obgleid) nur 31/, Procent Zinfen tragend, 
bilden ein fehr gefuchtes Papier und find nie unter pari zu haben, gelangen 
überhaupt eigentlich nicht auf den Geldmarkt. Unter dem Königlichen Minifterio für 
Holftein und Lauenburg fteht die königliche Regierung in Rageburg, vie obere Polis 
zei- und Berwaltungsbehörbe des ganzen Landes, welde für die Aemter auch bie 
obere Domanialbehörde bildet und aus dem Landdroſten und zwei Räthen befteht. 
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Das Königliche Hofgericht in Ratzeburg, gleichfalls aus drei Mitgliedern, dem Hof- 
vichter und zwei Raͤthen, beſtehend, bildet ala Gerichtshof die erfte Inftanz für alle 
mit dem höheren Gerichtsftande verfehenen Perfonen, die zweite Inftanz für ſämmt⸗ 
liche Untergerichte des Landes, und in allen Kriminalfahen das allein erfennende 
Gericht. Dasfelbe wurde in feiner jegigen Form durd das Patent vom 20. Juni 
1851 angeorbnet, und demfelben vie bis dahin zum größten Theile von der Re- 
gierung ausgeübte Gerichtsbarkeit ausfchließlih übertragen. Die höchſte richterliche 
Behörde für das Land ift das königlich holftein-lauenburgiiche Oberappellationsgeriht 
in Kiel. — Für alle Kirhen- Schul- und Eheſachen bildet das königliche Konſi— 
ftorium in Nageburg fowohl die oberauffehende als die rihterlihe Behörve, Das- 
jelbe befteht aus 6 Mitgliedern; dem Landproften, einem Regierungsrath, einem 
von der Ritterfchaft gewählten Beifiger, zwei Geiftlichen, und einem Abgeordneten 
der drei Städte. Dasfelbe verfammelt ſich dreimal jährlih, und find außer dieſen 
regelmäßigen Situngen nur drei Mitglieder, der Landdroſt, ver Regierungsrath 
und ber erfte geiftliche Beifiger, zugleih Superintendent, beftändig in Rageburg 
anmwejend. Allen drei genannten Kollegien ift das nöthige Bureauperfonal beige- 
geben. 

In der untern Inftanz ift die Verwaltung noch nicht von der Juftiz getrennt. 
Die Unterbehörden find folgende: Vier Ianvesherrlihe Aemter: Ratzeburg, Yauen- 
burg, Schwarzenbek, Steinhorft, welden außer der Juftiz und Polizei aud vie 
Berwaltung ver berrihaftlihen Domänen obliegt. Jedes derſelben ift mit zwei 
Beamten kollegialiſch Gefegt. — Drei Stabtmagiftrate, welche unter Leitung eines 
herrſchaftlichen Beamten die Juftiz und die Polizei in ven Städten, und mit Zu— 
ziehung deputirter Bürger — der Adhtmänner — das Kommunalvermögen ver: 
walten. Endlich 22 adelige Güter, in welden von den Befigern die Gerichtsbar— 
feit kündbaren Gerihtshaltern übertragen iſt. Doc find immer mehrere abelige 
Gerichte vereinigt, indem zur Zeit nur vier Gerichtshalter als foldhe fungiren, von 
denen zwei in Rageburg wohnende jett vefp. für 8 und 10 Gerichte die Juftiz 
verwalten. In kirchlicher Hinficht ift das Land in 29 Gemeinden getheilt, in denen 
31 Prediger angeftellt find, In Ratzeburg ift ein gutes Gymnaſium, welches, von 
ven Landesherrn und der Nitter- und Landſchaft gemeinſchaftlich dotirt, im Jahr 
1845 gegründet wurbe, nachdem bie feit uralten Zeiten mit der Rageburger Dom— 
fire verbunden gewefene Domſchule von der Mecklenburg-Strelitz'ſchen Regie: 
rung aus finanziellen Gründen aufgehoben wurde, An der in 5 Klaſſen getheilten 
Schule wirkten 7 Lehrer. 

Die Einnahmen der Ianvesherrlihen Kaffe (im Gegenfag zu der oben erwähnte 
ten landſchaftlichen Steuerkaffe) find für das laufende Rehnungsjahr vom 1. April 
1859/60 zu 380,000 Rthlr. pr. cour. veranſchlagt. Die bedeutendſteu Summen bilden 
bie ftehenden Gefälle aus den Wemtern 40,500 Rthlr., Zeitpadht von den Domä- 
nen 48,600 Rthlr., die Einnahmen aus den Forften und Möören 114,150 Rthlr., 
Elbzoll, Stednigzoll, Land- und Tranfitzoll 145,200 Rthlr., wogegen an bireften 
Steuern nur 17,000 Rthlr. in die berrichaftliche Kaffe fließen. Aus dieſen Ein- 
nahmen wird unter Peitung des Föniglihen Finanzminifterii ein verhältnißmäßiger 
Beitrag zu den Koſten des Minifteriums für Holftein und Lauenburg (4510 Rthir.) und 
bes füniglichen Oberappellationsgeridhtes (2067 Rthlr.), ſodann die fpecielle Berwaltung 
bes Yandes beftritten, namentlich werden daraus die Koften ver Juftiz, ver Geiftlichkeit 
und Schulen — foweit diefe ven Landesherrn treffen — die Polizei, die Aominiftration 
der Domänen, der Forften, ver Zölle, fowie Chauffee und Wegebauten und Pen- 
fionen, abgehalten, welche Ausgaben zufammen etwa 196,000 Rthlr. betragen. Der 
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Ueberſchuß von reichlih 180,000 Rthlr. wird unter den gemeinfamen Einnahmen 
der königlich däniſchen Gefammtmonarchie berechnet. Für das Rehnungsjahr 1858/59 
betrug derjelbe 182,516 Rthlr. pr. cour. 

Abgefehen von den unter den Einnahmen angeführten Durchgangs- und Land— 
zöllen geniekt das Land noch der Zellfreiheit, indem das däniſche Zollſyſtem nicht 
auf dasſelbe ausgedehnt ift. Ebenfo ift auch der dänische Münzfuß nit im Her: 
zog thum Yauenburg eingeführt, indem bier feit 1849 ver Vierzehnthalerfuß gefeg- 
mäßiger Yanbesmünzfuß ift. 

Die aus dem Herzogthum Lauenburg zur Aushebung gelangenden Wehr- 
pflitigen erfüllen ihre Dienftpflicht zum größten Theil in dem in Ratzeburg gar- 
nifonirenden 14. däniſchen Infanteriebataillon, dem einzigen deutſchen in ben 
Herzogthümern liegenden Truppentheile. VBerhältnigmäßig Wenige werden zur Rei: 
terei und Artillerie, nur Einzelne zur königlichen Garde ausgehoben. Für das lau- 
fende Jahr 1860 find ungefähr 240 Rekruten zum Dienft ausgehoben. 


Hantelmann 
Zebensmittelpolizei. 


In der Sorge des Staates und der Gemeinde für Sicherung der Griftenz 
ihrer Angehörigen —— oder Individualpolizei) nimmt die Sorge für aus— 
reichende und geſunde Lebensmittel eine hervorragende Stelle ein. Die Geſundheit 
(f. den Art. Geſundheitspflege, Geſundheitspolizei) iſt bier nicht ber überwiegende 
Gefihtspunkt, fondern die Eriftenz felbft. Auch bier kann man von ber eigentlichen 
Lebensmittel polizei, die mit gebietenver, verbietender und zwingender Gewalt 
auftritt, Mafregeln von blos pflegliher Natur unterfheiden, doch find in dieſem 
Gebiete die erftern vorherrſchend. 

Ausreihende Lebensmittel find Beringung der Erhaltung des Lebens. Man— 
gel derjelben ſchwächt die geiftigen und förperlihen Kräfte und veranlaft Elend, 
Krankheit und Tod. Bon jeher ift daher vie Sorge für die Nahrung des Bolfes 
als eine wichtige Staatsthätigfeit betrachtet worden. Wir erinnern nur an das 
Inftitut ver Wedilen im alten Rom. Im modernen Staate muß jevod auch bier 
der Grundſatz gelten, daß polizeiliche Hilfe nur dann eintritt, wenn bei größerer 
Allgemeinheit eines Berürfniffes auch die Unmöglichkeit vorliegt, daſſelbe mittelft 
Privatanftrengung zu befriedigen. In gewöhnlichen Zeiten wird fi daher die Po— 
lizei auf ein geringeres Maß von Thätigkeit befhränten, eingreifenvder wirkſam 
wird fie zur Zeit der Theurung, und bei förmlicher Hungersnoth müflen alle po- 
fitiven Rechte der unmittelbaren Erhaltung des Lebens Aller weihen. Es fommt 
dabei noch in Betraht, daß Theurungen von Geld- und Handelskriſen und 
von Herabtrüdung des Lohnes begleitet zu fein pflegen, und daß daher in 
folden Zeiten Umwälzungspläne eine Unzahl bereitwilliger Hände finden, fomit jede 
bebeutende Theurung große politifche Gefahr bringt. Das Jahr 1788/89 ift in 
Branfreih ein Hungerjahr gewejen, den Bewegungen von 1848 und 1849 ging 
bie legte, nody in Aller Erinnerung ftehende Theurung zur Seite. 

Das Hauptnahrungsmirtel des Menſchen ift und bleibt Brod. Daher find 
Getreide, Mehl, Brod die Hauptgegenftände der Lebensmittelpolizet, daneben Fleiſch, 
in neuerer Zeit auch die Kartoffeln, in manden Ländern noch das Bier als 
a nah allgemein daſelbſt herrſchender Anficht und Gewohnheit, unentbehriiches 

etränke. 

I. Das natürlichſte und wirkſamſte Mittel zur Beſchaffung und Erhaltung 
eines angemefjenen Getreidevorrathes ift ein lebhafter, Fapitalreiher und intelli- 
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genter Getreidehanvdel. Nur der Getreidehandel ift im Stande, den Ueberfluß 
guter und den Mangel ſchlechter Ernten, ven Ueberfluß ver einen und den Mangel 
ver andern Gegend gegen einander auszugleihen. Alle Befhränfungen viefes Han- 
dels, wie 3. B. das Verbot der Auffäuferei Überhaupt oder bei gewiffen Preifen 
und zu gewiffen Zeiten, bringen Störung in bie natürliche Wechſelwirkung des 
Angebotes und der Nachfrage und nöthigen das Gefhäft zu vergeblihen Trans- 
porten, die bei der Schwierigleit des Transportes der gerade hier in Frage fte- 
henden Waare den Preis bedeutend fteigern. Mit Unrecht bat man früher — und 
diefe Meinung ift nod nicht ganz verfhwunten — das Gewerbe des Kornhänd- 
lers als ein, namentlich zu Zeiten der Theurung, auf die allgemeine Noth ſpeku— 
lirendes in der öffentlihen Meinung gleichſam für unfittli angejehen und dadurd 
Kapital und Intelligenz von der Betheiligung an diefem jo wichtigen Gewerbe ab- 
gefchredt. Der Kornhändler wie jeder im Verkehre beſchäftigte Menſch fucht aller: 
dings zumächft feinen eigenen Bortheil, allein fein eigener wohlerwogener Vortheil 
ift zugleich der des Publitums. Bringt er zu viel und zu wohlfeil auf den Markt, 
fo hat das Publitum zwar augenblidiihd Genuß davon, nahher aber wird es 
ftatt der Theurung Hungersnot leiden. Bringt er zu wenig und zu theuer, fo 
behält er einen großen Theil des Vorrathes für fi, der im Folge der nächften 
Ernie faft preislos werden kann. Cine Verabredung der Kornhändler ift bei dem 
großen Kapitale, welches in biefem Handel ftedt, und bei der großen Menge von 
Menſchen, die in demfelben beſchäftigt find, höchſtens für ganz befchränkte Zeit- 
räume und Lofalitäten, zumal in armen, rohen und fehr ifolivten Gegenden venf- 
bar. Mit Recht fagt daher Rofcher, die Furcht des Volkes vor dem fogenannten 
Kornwucher fei in ver Regel nur eine Abart der Gefpenfterfurdt. 

1. Getreidemagazine des Staates oder der Gemeinden find nur auf 
den mittlern und niedern Stufen der Volkswirthſchaft gerechtfertigt. Privatunter- 
nehmer, weil fie unmittelbarer bei dem Erfolge ihrer Arbeit intereffirt find, pflegen 
die Marftverhältniffe richtiger zu beurtbeilen und das Berürfniß des Publikums 
nit blos forgfültiger, ſondern auch wohlfeiler zu befriedigen. Es könnte jedenfalls 
nur ein jehr Heiner Theil des Bedarfes durch öffentlihe Magazine gefihert werden, 
weil im Bergleiche zu ven zweifelhaften Nugen die Koften zu bedeutend find. Sie 
beftehen in den Zinfen der Anfauffumme, in dem Abgang durch Beihärigung von 
Mäufen, Kornwürmern, Näffe a. dgl., woran aud die ſchwer zu vermeidenden 
Beruntreuungen fih fchließen, in dem Aufwande, den die Aufficht, die Neinhaltung 
des Vorrathshauſes und das Umftechen der Vorräthe verurfaht und in ben Er- 
haltungsfoften der Gebäude. Roſcher berechnet, daß 150 Millionen Gulden erfor: 
derlid wären, um ben fünften Theil des jährlichen Bedarfes von Deutſchland 
aufzufpeichern, was alfo einen jährlichen Zinfenverluft von mindeſtens 6 Millionen 
ausmachen würde. Etwas geringer find die Koften allerdings bei Magazinirung 
von Mehl, die nad Breuning in Sadfen mit Erfolg gefchieht. Das Mehl wird 
in Fäſſern aufbewahrt, es find bei weitem Kleinere Lagerräume erforberlih, durch 
die verfchloffenen Fäſſer wird das Umftehen des Vorrathes überflüffig und vie 
Gefahr der Beſchädigung durd Würmer u. f. w. vermindert, und vie Verwaltung 
beſchränkt ſich lediglich auf die Annahme und Abgabe ver nad) Zahl und Gewicht 
numerierten Fäſſer. Wo man daher überhaupt noch magaziniren will, follte man 
Mehl- und nicht Getreivemagazine anlegen. In Deutſchland ſcheint aber die Zeit 
für alle derartigen öffentliben Magazine nationalökonomiſch vorüber zu fein. 

Ob vortheilhafter der Staat oder die Gemeinde magazinirt, barüber gehen 
die Anfihten ſehr auseinander, Wohlfeiler gefhieht es wohl jedenfalls von 
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* ber Gemeinde. Planmäßiger und konſequenter wird der Staat vers 
fahren. 

Eigentlid polizeilih wird die Einrichtung dann, wenn man die Yandwirthe 
verpflichtet, ein nad der Morgenzahl ihrer Yändereien zu beftimmendes Quantum 
Getreide bis zur nächſten Ernte aljährlih aufzubewahren und es auf obrigteit- 
liches Begehreu um einen gewiffen Preis abzuliefern. Die Ungeredtigfeit einer 
ſolchen Berpflihtung und die Schwierigkeit der Ausführung bezüglid der nothwen- 
digen Aufficht leuchtet ein. 

III. Mehr empfehlen fi bei ven heutigen Verkehrsverhältniſſen auswär- 
tige Getreideeinkäufe der Regierung zur Zeit ver Theurung. Aber nur 
bei fehr dringender Gefahr ift es ratbfam, daß dieſes natürliche Gefchäft der Korn- 
händler von der Regierung felbft beforgt wird. Noch bejjer wirten vielleiht Prä- 
mien, die für vie zuerft auf dem Marfte ankommenden auslindifchen Getreide: 
transporte ausgeſetzt werben. 

Zwedmäßig ift es, in wohlfeilen Zeiten nad und nad ohne befondere Belä- 
ftigung der Ginwohner die Fonds anzufammeln, die zu derlei Ausgaben in theurer 
Zeit verwendet werben follen. 

IV. Das Verbot der Kornausfuhr von Land zu Land, ja felbft von 
Provinz zu Provinz, galt im Mittelalter als ein regelmäßiges Mittel zur Erhaltung 
eines angemefjenen Vorrathes. Mit den obigen Grundfägen über ven Kornhandel 
verträgt fih ein foldes Verbot nicht. Man ift daher aud in neuerer Zeit mehr 
und mehr davon zurüdgelommen. Das auffallenpfte Beiſpiel aus neuerer Zeit ift 
das öfterreihifhe Ausfuhrverbot im Jahr 1847, währen die Zollvereinsftaaten 
fi, gewiß zum Segen ihrer Einwohner, nicht gegen einander abſperrten. Durd) 
folhe Sperren wird nicht nur der regelmäßige Kornhandel auf's Empfindlichſte ge- 
ftört und dadurch ein verberblihes Schwanten der Preife hervorgerufen, ſondern in 
der Regel auch Retorfion auf Seiten der benadhbarten Staaten hervorgerufen, wie 
3. B. im Jahr 1847 Bayern in Folge der öfterreichifchen Mafregel die Ausfuhr 
nad Tyrol verbot, woburd denn das Mifverhältnig noch ärger wird. 

Ebenſo find Kornausfuhrzölle zu beurtheilen, Selbft Lift, der Lobredner 
ver Gewerbefhußzölle, vermirft fie. 

Doch mag nicht in Abrede geftellt werben, daß hier auch politifhe Erwä— 
gungen maßgebend werden lünnen, welde der abjoluten Anwendung der Theorie 
entgegenftehen. Ein ausreichenver Getreidebau gehört zu den weſentlichſten Erfor- 
derniffen der Stantsficherheit. Ein Staat, der in ber auswärtigen Politif jelb- 
ftändig auftreten will, darf fi in Bezug auf das nothwendigfte Nahrungsmittel 
nie ganz von fremden Völkern abhängig machen. Auch der Reciprocitätsftanppunft 
fommt in Betracht. Aehnlich verhält es fih mit dem Scalafyftem, weldes ven 
Zoll beim Steigen der Kornpreife fallen, beim Sinfen ver Preije fteigen läßt. Den 
ausgefprochenen Zwed, tie Preife gleihmäßiger zu machen und auf der Höhe bes 
Normalpreifes einigermaßen zu firtren, bat diefes Syſtem erfahrungsmäßig voll- 
ftändig verfehlt. 

V. Der Prämien für Korneinfuhr zur Zeit der Theurung haben wir 
bereits unter Ziff. III. Erwähnung gethan. Nur in der dort bezeichneten Weife 
verbienen fie Empfehlung. In der Regel wird der in Ausficht ftehende Handels— 
gewinn viel höher fein als die Stantsprämie, alfo diefe wenig wirken und bod) 
viel Geld often, - 

Dagegen empfiehlt fi nah Mißernten die Aufhebung aller etwai- 
gen Einfuhrzölle auf Yebensmittel, wenigftend auf Kom und Mehl. 
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VI. Das Verbot des Berfaufes der Frucht aufdem Halmemag 
für Zeiten allgemeiner Noth und fieberhaft aufgeregter Spefulation einen vorüber: 
gehenden Werth haben; die Kurzfichtigfeit und augenblidlihe Noth der Prodncenten 
ſoll dadurd vor gewiffenlofer Ausbeutung gefihert werben, für gewöhnliche Zeiten 
würde durch ein ſolches Verbot eine im Allgemeinen unfhäpliche und für ven Ein- 
zelnen unter Umftänten fehr vortheilhafte Art der Wirthſchaft betroffen. 

VI. Obrigteitlihe Tarirung der nothwenpigften Lebensmittel, 
insbefonvere des Brodes und Fleiſches, ift wenigftens für Heinere Gemeinden zur 
Zeit noch faum zu emtbehren, foviel auch aus dem Gefihtspunfte vollftändiger 
Handels- und Ermwerbsfreiheit dagegen gefagt werden fann. In folden Orten ift 
eine Verabredung der wenigen Handwerker, welche viefe Gegenftände der erften 
Nothwendigkeit verkaufen, zum Behufe der Steigerung der Preife wohl denkbar, 
und zwar fowohl bei dem Syſteme ver Innungen und KRonceffionen als bei dem 
der Gewerbefreiheit, wenn auch bei letterm weniger. An manden Orten, wo man 
die Tare aufgehoben hatte, hat man fie wieder eingeführt, für große Städte ift 
fie eher entbehrlich. Die richtige Feftfegung der Tare hat allerdings, und gerabe 
in iheuren Zeiten am meiften, ihre Schwierigkeit; indeſſen ift ver Preis der Waare 
ja im Allgemeinen durch den freien Handel beftimmt, und die Tare bat eigentlich 
nur den fo frei ermittelten Preis für den Wiederverfauf im Kleinen feftzuftellen. 
Ganz unthunlich ift dagegen eine Tarirung des Getreides felbft, mie fie namentlich 
in Sranfreih zur Zeit des Konventes verſucht worden iſt. 

VII. Die Auffiht auf das Bäder- und Fleifhergewerbe fann fi 
noch weiter erftreden ale blos auf die Tarirung des Brodes und Fleiſches. Ins- 
befonvere gehört hieher das ſchon durch gefunpheitspolizeilihe Rüdfichten fi em— 
pfehlende Berbot frifches Brod zu verfaufen; es wird dadurch zugleih, was für 
theure Zeiten wichtig ift, eine bebeutende Broderſparniß erzielt, indem bie meiften 
Menſchen von friihem Brode mehr effen als von 24 bis 48 Stunden altem. 
Ebenfo ift hier zu nennen die Fleiſchbeſchau, vie fi ebenfo wohl auf das zu fchlach- 
tende Vieh als auf das zum Verkaufe ausgeftellte Fleiſch erftreden muß. Auch 
Borfhriften über die Bauart der Fleifcherbuden, die immer luftig und reinlich fein 
müffen, find zu empfehlen, und zur Erleichterung der Fleiſchbeſchau dient das poli— 
zeiliche Gebot, daß tie Metzger nur in öffentlihen Schlahthäufern ſchlachten dür— 
fen. Bon felbft verfteht fih firenge Auffiht auf das bei den Bädern zum Ber- 
faufe vorräthige Brod ſowohl hinfichtlich feiner Beichaffenheit als hinſichtlich des 
Gewichtes. Zur Erleichterung der Aufficht in Tetterer Beziehung dient die Vor— 
a daß das Brod nur in Stüden von gewiſſem Gewichte verkauft werben 
bürfe. 

Bon zweifelhafterer Ausführbarkeit ift die da und bort beftehende Anordnung, 
daß jeder Bäder zu jeder Zeit ein beftimmtes Dirantum Mehl vorräthig haben 
müſſe. Um viefe und ähnliche Mafregeln durchzuſetzen, ift man felbft in Frankreich, 
dem Lande die Gewerbefreiheit, zu faft unglanblicher Polizeimillfür gegen das 
Dädergewerbe vorgefchritten. Nicht nur kann vafelbft, wenigftens in größeren Stäb- 
ten, Niemand viefes ‚Gewerbe ohne fürmliche Konceffion betreiben, ſondern felbft 
die Niederlegung des Gewerbes muß bei anſehnlicher Gelpftrafe einige Zeit vor- 
her erklärt werben. Ia eine feit 1819 freilich aufgehobene Ordonnanz hatte vorge: 
ſchrieben, daß jeder Bäder, bei dem jener Borrath nicht vorgefunden wird, fo lange 
eingefperrt werben folle, bis ®r fid) denſelben verfchafft habe! 

Aehnliche Polizeiverorpnungen befteben in Frankrelch auch bezüglich ver Fleischer. 

IX. Auch das Müllergewerbe bedarf der Auffiht von Seiten ver Lebens— 
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mittelpoligei. Hieher gehört insbefonvere die fog. Mahlmetze, d. h. der aliquote 
Theil des in die Mühle gebrachten Getreives, welchen ver Müller für feine Be- 
mühung bei Ablieferung des Mehles zurüdbehält. Den hentigen Berhältniffen ent- 
fpricht eine Regulirung des Mahllohnes in Geld. Mühlen können wegen des in 
Anfpruh genommenen Waflerverbraudes auch in Ländern mit vollftändiger Ges 
werbefreiheit nicht ohne Konceffion errichtet werben. 

X. Die Sorge für ausreichende Befriedigung des Bedarfes an Trinkwaſ— 
jer gehört zu den wichtigften Thätigfeiten der Gemeinde, alfo bie Errichtung von 
Brunnen, Wafferleitungen u. ſ. w. Polizeilich ift dabei namertlih das Verbot 
der Derunreinigung der Brunnen und öffentlihen Waſſerbehälter. Nah Umftän- 
den fann es auch nothwendig werben, den Zugang zu den Brunnen und die Ver: 
theilung des Brunnenwaflers zu reguliren. 

XI. Auch die Milch gehört zu den notwendigen Lebensmitteln, auf welche 
die Polizei, insbefonvere die Marktpolizei, ihre Aufmerkjamfeit richten muß. Es 
gibt faum ein Getränk, das häufigerer Berfälfhung unterworfen iſt. Die Mittel 
zur Entdeckung folder Berfälfhungen ſcheinen aber nod einiger Bervolltonmmung 
zu bedürfen. 

XII. Die Beauffihtigung der Bierbrauerei ift in Ländern, wo biefes 
Getränke das vorherrſchende ift, in gefunbheitspolizeilicher Beziehung jedenfalls ge- 
boten. Dazu kommt, namentlich in Bayern, vie wegen der Beftenerung bes fog. 
Malzaufſchlages nothwendige Kontrole. Beiden Gefidhtspunften könnte aber wohl 
Rehnung getragen werben ohne obrigkeitliche Beftimmung des Bierpreiſes. So 
fomplicirt die biefür in Bayern zur Anwendung kommenden Normen find, fo fort- 
dauernd find dod die Klagen über ihre Unvolltommenheit. Wenn auch eine plöß- 
liche Aufhebung dieſer Normen nicht rathſam erfcheint, weil fie die allgemeine 
Meinung noch zu fehr gegen fih bat, fo muß fie doch als Ziel feitgehalten mwer- 
den, und es wird früher oder fpäter ficher dazu fommen. Cine Verabredung ber 
Producenten behufs unnatürlicher Preisfteigerung tft bei dem Biere, welches immer 
mehr ein wichtiger Berfehrsartifel wird, nicht jo leicht zu befürchten als 3. ®. br- 
züglich des Brodes. 

XIII. Wenn verlangt wird, daß das Fabriciren und fog. Galliſiren 
des Meines verboten werde, fo beruht ſolches Verlangen gewöhnlich weniger auf 
Nüdfichten ver Erhaltung des Lebens und ver Gefundheit des trinkenden Publi— 
fums als auf dem fr ven Wohlftand weinbauender Länder fehr wichtigen Gefichts- 
punkte den Ruf ver Weine zu erhalten. Die Kontrole eines folhen Verbotes ift 
ſehr ſchwierig. 

XIV. öndlich iſt noch der Getreide- und Viktualienmärkte Erwähnung 
zu thun. Ihre Errichtung unterliegt allenthalben adminiſtrativer Genehmigung, mit⸗ 
unter fogar ver des Staatsoberhauptes felbft. Die konkurrirenden Intereffen benach— 
barter Gemeinden laffen nicht zu, daß viefer Gegenftand der lokalen Autonomie 
anheimgegeben werde. Mafregeln einer guten Marftpolizei find: Feftfegung der 
Stunde des Anfanges und des Schluffes ter Käufe und Verkäufe; Abgrenzung des 
Plages, wo ver Markt abgehalten wird, und Berbot während des Marktes an 
anderen Plägen Marktgegenftände zu kaufen und zu verkaufen; Anweifung ver- 
ſchiedener Pläge für die verfchierenen Gattungen der auf den Markt fommenden 
Baaren; Sorge für freie Paffage; Anweiſung eines befonderen Plapes für das 
Fuhrwerk; Aufrehthaltung der Ordnung unter den Laſt- und Padträgern; Unter 
fuhung der feilgebotenen Waaren und Wegnahme und Bernihtung der gefälfchten, 
unreifen, faulen, überhaupt geſundheitsſchädlichen, Auffiht auf Maß und Gewicht 
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u. f. w. Bon fehr zweifelhaften Werthe ift die häufig vorfommende Anorbnung, 
daß vor einer gewiffen Stunde feine Händler oder feine auswärtigen Käufer auf 
dem Marfte kaufen bürfen, fondern nur die einheimischen Konfumenten: die Pro- 
ducenten verlaufen dann bis zu dieſer Stunde nicht oder zu hohen Preifen, ober 
fonımen erft um biefe Stunde. 

Ale viefe Mafregeln pflegen zunächſt ver Gemeindepolizei überlaffen zu fein. 

Fiteratur: Das Hauptwerk über Thewerungspolizei ift: Roſcher, über 
Kornhandel und Thenerungspolizei, dem wir im Obigen großentheils gefolgt find. 
In diefem Werke, Beil. 3, findet man and ein Verzeihnig der zahlreichen hieher 
einfhlägigen Werte. Wir nennen davon nur noch: Breuning, über vie Berbin- 
derung des Mangels an Brodgetreide, insbefontere durch öffentlihe Magazinirung, 
im Archiv der politifhen Oekonomie und Polizeiwiffenihaft von Rau und Hanffen, 
neue Folge Br. VI. Hft. 2. Gerftner, über vie bayerifche Bierpoligei, in ber 
‚Tübinger Zeitfchrift für Staatsmiffenfhaft 1859. Hft. 2. Außerdem vie befann- 
ten Werte von R. v. Mohl über Bolizeiwiffenihaft, von Rau, über National: 
öfonomie, . Mebicne. 

2ebensverfiherung, S.Berfiherungsanftalten. 


Legitimität. 


Es war ein diplomatiſches Meiſterſtück des Fürſten Talleyrand, als er das 
Wort Legitimität auf dem Wiener Kongreß von 1814 in Umlauf brachte. Der 
Glaube an die Ideen der franzöſiſchen Revolution hatte damals auch in ven Völ— 
fern keinen Halt mehr, und die imperatorifhe Autorität des „Emporfömmlings“ 
Napoleon, vor der ſich eine Zeit lang auch die alten Fürften gebeugt hatten, war 
in ven Vefreiungskriegen von ihrer Höhe in den Staub geworfen, Mit erneuertem 
Vertrauen erwarteten die Bölfer von ihren angeftammten Herrfhern die Herftel- 
lung der lange geftörten Friedensordnung. Man wollte zwar nicht die Rückkehr 
zu den alten Rechtszuſtänden, welde ber Sturm wie dürre Aeſte gefnidt und wie 
welle Blätter zerftreut hatte, aber man hoffte, in der Krone des Baumes ſei noch 
friſches Leben und der Saft des alten Stammes werde neue Zweige und Blätter 
hervortreiben. An der Stelle des verunglüdten Vernunft oder Naturredhts kam 
nun wieder das hiſtoriſche Net zu Ehren. Die Gedanken der Reftauration waren 
einigermaßen populär geworden. In folder Zeit und bei folder Stimmung mußte 
das Wort Legitimität eine zauberhafte Wirkung üben. Es erſchien den Mächtigen 
als die fiherfte Stüte ihrer Macht, und ten Regierten wie ein heiliges Princip 
der göttlichen Gerechtigkeit. j 

Man verftand unter Legitimität nicht, was das Wort beventet, Recht- 
mäßigleit, Gefegmäßigfeit überhaupt. Denn auch das nun geftürzte Kai- 
ferreih, und aud die Berfaffung ber Revolution behauptete, ein Ausprud des 
Rechts, und fogar der volllommenfte Ausprud des höchſten Rechts zu fein, und 
die Geſetzgebung war gerade in der vorangegangenen Periode vorzüglich thätig 
gewejen und batte ven umgefchaffenen Berhältniffen ihre ftaatliche Sanktion ertheilt. 
Sondern man verftand darunter das gefhihtlih überlieferte Recht ver 
alten Obrigkeit im Gegenfag zu den Umwälzungen einer neuerungsſüchtigen 
Neuzeit, und näher noh das Herrfherreht der Fürften nad den her— 
kömmlichen Grundjägen eines feften Thronfolgerehts, im Gegen- 


ſatz zu revolutionärer Entfegung oder ufurpatorifcher Verbrängung derſelben durch 
andere Gewalten, 
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Auch in dieſer befchränften Anwendung war das Princip nicht nen, Alle 
ariihen Völker legten von jeher auf den geſchichtlichen Zufammenhang 
des Rechts, auf die Rechtskontinuität einen Werth. Sogar die rationellen Römer, 
welche den Rechtsbegriff auf ven Willen des römifhen Volkes zurüdführten, be- 
achteten doch mit frommer Sorgfalt die hergebrachten Rechtsformen und fuchten 
das neue Recht in umumnterbrodener organifher Berbindung mit dem alten Rechte 
der Bäter zu erhalten, Diefe hiſtoriſch-legitime Anſchauung fträubt ſich Dagegen, 
eine Neuerung als Recht anzuerkennen, welche jene Achtung verlegt umd die Ver— 
bindungsfäden mit dem überlieferten Recht abgeriffen bat. Sie firäubt fih auch 
dann, wenn bie Neuerung fi auf ein höheres göttliches oder menſchliches Rechts— 
princip beruft. Wo immer ein feftes Erbrecht der obrigkeitlichen Autorität ent 
ftanden ift und anerfannt wurde, da verftand fih denn auch die ausſchließliche 
Beachtung des fürftlihen Geblütsrechts von felber, und wurde jeve Abmeldung 
von dem Erbgefeg als ein Bruch ver überlieferten Rechtsordnung verworfen. Da 
in Europa während des Mittelalters nah und nad in faft allen europätfchen 
Staaten ein erbliches Fürſtenthum entftanden und befeftigt worden ift, fo verfteht 
es fi, daß damals das Legitimitätsprincip im Sinne des fürftlihen Ge- 
blütsrechts als Folge und Ausdruck diefer Rechtsbildung zu Ehren gefommen 
ift. Dan braudt nur an den Streit der beiden Rofen in England zu benfen, 
am ſich die Bebeutung dieſes Yegitimitätsgebanfens im Mittelalter zu vergegen- 
wärtigen. 

Die Römer hatten die Legitimität noh rein ſtaatsrechtlich verftanden. 
Alle obrigkeitliche Gewalt wurde von ihnen auf ein Volksgeſetz zurüdgeführt. 
Wer durch diefes ermächtigt war, galt als legitimer König, Konful und fogar 
Kaifer; wer ohne dieſe Ermädtigung die oberfte Gewalt ergriff, als Ufurpator, 
Uber auch der Ufurpator wurde zur legitimen Obrigkeit, ſobald er die formelle 
Anerkennung des Senats und der Komitien erlangte. Als entfcheidendes Moment 
für die rechtliche Anerkennung wurde von den Römern nit die Religion be- 
tradhtet, obwohl in den Aufpicien bie Zuftimmung der Götter angefragt ward, 
noch das Geblüt, — fie verwarfen die Erbmonardie im Princip, wenn gleich fie 
thatfählic vorzugsweife aus den Föniglihen und ven kaiſerlichen Geſchlechtern ihre 
Monarchen wählten. Gewichtiger als beide war doch die reale Macht, und erwies 
ſich diefelbe als fiegreich, fo wurbe es ihr nicht fehwer, auch die formelle Anerfen- 
nung zu gewinnen. Für vie Rechtsivee ber Legitimität aber kam zulegt Alles 
auf biefe Rechtsform an, in der fih der römifhe Staatswille offenbarte, 

In dem germanifhen Mittelalter dagegen werben wir wie in andern Be- 
griffen bes öffentlichen Rechts fo aud bier eine Miſchung gewahr mit Religion 
und Familienrecht. Zwar in dem großen welthiftorifchen Vorgang der Verdrän⸗ 
gung ber merovingiſchen Könige durch die farolingifdhen Herzoge der Franken fehen 
wir noch, wie die kirchlichen und die weltlichen Autoritäten, der Papft und bie 
Nation, fi) darin einigen, die Umgeftaltung als eine wohlbegründete, von dem 
göttlichen wie von dem menschlichen Recht gutgeheißene zu billigen, obwohl nad) 
den fpätern Borftellungen von Legitimität ein unzweifelhafter Bruch ber Trabition, 
eine offenbare Mißachtung des Geblütsrehts und eine unläugbare Berlegung der 
äußern Rechtsform vorlag. Es wurde damals von allen moralifchen und juriftt- 
Shen Autoritäten anerfannt, daß das alte Recht einer entarteten Dynaſtie durch 
Nihtübung oder ungehörige Uebung, alfo aus Staatsgründen untergehen und bie 
tbatfächlihe Führung eines Volkes durch eine neue thatträftige Dynaſtie ihre Er- 
bebung und damit eine neue Rechtsbildung zu rechtfertigen vermöge. Mit andern 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staatswörterbud VI. 23 
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Worten: Es wurde damals allgemein anerkannt, daß auch das biftorifch beftbe- 
gründete alte Fürſtenrecht abfterben und neues Fürftenrecht auffeimen und zu 
voller Rechtsgeltung heranwachſen könne. 

Aber während die hinefifchen Weifen aus ver Ableitung aller obrigkeitlichen 
Gewalt von dem göttlihen Willen auf die VBeränderlichfeit der Dynaftieen ſchloſſen 
(Br. V. ©. 656), fingen bie mittelalterlidien Theologen an, die Unveränderlichkeit 
des dunaftifchen Rechts aus der Göttlichfeit desfelben zu begründen. Die erfteren 
erfannten wie in ber Erhebung eines fähigen Fürſten, fo aud in dem Gturze 
eines untauglihen die Offenbarung der göttlihen Gerechtigkeit. Diefe verehrten 
die von Gott begnadigte Dynaftie als eine geheiligte Ordnung, welde fein menſch- 
liher Angriff ftören dürfe, Die rationellen Chinefen vertreten bier merfwürbiger 
Weife die Bewegung und Wandelbarfeit der Geſchichte; und die hiftorifch gefinnten 
Ehriften des Mittelalters die unverbrüchliche Feftigkeit des beftehenden Rechts; zwei 
Wahrheiten, welche der Eifer der Einfeitigfeit zu den entgegengefegten Irrthümern, 
der revolutionären Empörungsluft und des tobten Stabilismus, verunftaltete. Das 
religiöfe Moment umgibt die Borftellung der Legitimität mit dem Sonnenglanze 
der Göttlichkeit und wirft vorzüglid auf das Bolfsgefühl. Das privatredhtliche 
Element des Familien- und des Geblütsrechts, weldes im Mittelalter zu demfelben 
hinzukam, löst die Legitimität zum Theil ab von ihrer ſtaatsrechtlichen Begrün- 
dung und regt das egoiftifhe Selbft- und Familiengefühl der Berechtigten auf. 
Diefe Mifhung verfchiedener Elemente ift hiſtoriſch zu erklären, aber logiſch nicht 
zu rechtfertigen und führt in der Praris zu folgereihen Mißgriffen. Inwiefern 
die Legitimität theofratiich verftanden wird, ift fie dem heutigen Rechtsbewußtſein 
der europäiſchen Staaten, die durchaus menſchlich find, fremd geworben, und inwiefern 
fie wie ein Privatrecht aufgefaßt find, widerſpricht fie dem national-politifchen 
Charakter des modernen Staats, der zwiſchen Landesherrſchaft und Grundeigen— 
thum, zwiſchen Fürſtenmacht und Sklavenherrſchaft, zwifchen verfafjungsmäßiger 
Staatsautorität und Privatwillfür ſcharf unterfcheidet. 

Die wahre Legitimität, wie fie für das Staatsrecht einen bleibenven 
Werth hat, läßt fi nur denken als Rechtmäßigkeit der Regierung. Sie hat 
feinen Sinn außerhalb, fondern nur innerhalb ver Staatsorbnung. Die legitime 
und die illegitime Regierung ftehen nicht außer und über dem Staate, fondern 
beide find Organe des Staats, Häupter des Staatöfdrpers; aber fie unterfcheiden 
fih dadurch, daß jene in Haatsrehtliher Form, mit verfaffungsmäßi- 
ger Begründung zu ihrer Gewalt gekommen ift, oder wenigftens im Verfolg 
der Zeit eine zureihende ftaatsrehtlihe Rechtfertigung erlangt hat, 
diefe dagegen nur als thatſächl iche Staatsmacht erfcheint. 

Dieſe ftantsrechtlihe Legitimität ift in monarchiſchen und in republifanifchen 
Staaten von großem Werth, Wo fie fehlt, da ift ver öffentliche Rechtszuftand von 
einem ſchweren Leiden betroffen, die Autorität der Regierenden dem Zweifel und 
der Bekämpfung ausgefegt, der Glaube der Negierten an das Recht überhaupt 
haltlos geworben, die allgemeine Rechtsunſicherheit und’ damit aud vie Gefahr, 
fei e8 neuer Ummälzung, ſei e8 defpotifcher Gewaltübung, unvermeidlich. Nur 
allmählig, mit Hülfe der heilenven Zeit kann der neue faktiſche Zuftand zu fittlicher 
Nothwendigkeit heranwachſen und legitim werben. In allen dieſen Beziehungen 
befteht nur der Unterfchieb zwifhen ven Erbherrfhaften — der Erb» 
monarchie und der Exbariftofratie im engern Sinne — auf der einen Seite und 
den Wahlregierungen — Wahlmonarhie, Wahlariftofratie und allen 
Arten der Demokratie — auf der andern Seite, daß dort bie Stätigfeit der obrig- 
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feitlihen Würbe und Autorität in Dynaftifhen Geſchlechtern eine fortwirlende per- 
fönlihe Vertretung und aud in ber Bevölferung einen vererblichen Anhang findet, 
bier aber die Eröffnung einer neuen Wahl die Aenderung in ben’ Berfenen be- 
günftigt und das Unrecht der Ufurpation oder der Empörung leichter und bälder 
gehoben werben kann. Die Erbmonarchieen erleiden daher eine tiefere Erſchütterung 
durch die Erhebung einer illegitimen Regierung, als tie Wahlmonarchieen ober dig De— 
mofratieen, weil bier nur das vorübergehende Recht einzelner Individuen, dert das 
als bleibend geordnete Recht ganzer Gefchlechter betroffen wird. Der Kampf ber 
ilegitimen Macht mit der urfprünglichen legitimen Dyuaftie wird daher gewöhnlich 
dort hartnädiger und nachhaltiger fein als hier. 

Wenn man aber das Princip der Yegitimität zu einem abfoluten, ewig- 
unveränberlidhen Rechte ver Dynaftieen outrirt, wie vie Partei der Legitimi- 
ften es thut, fo ift diefe Vorſtellung wiffenfhaftlih unhaltbar und praktiſch unbraug- 
bar. Das Eigenthum, weldes nur ein Recht des Individuums ift, läßt fih lange Fi 
behaupten, auch ohne wirklihen Befig, getrennt von ter realen Ausübung. Aber 
Regierung ift immer zugleih Pfliht und Recht, und ift ohne reale 
Macht unmöglid. Eine Regierung, melde nicht lebendiges Staatsorgen ift, 
welche nicht regiert und nicht regieren fann, meil es ihr an der realen Macht 
fehlt, Hat aufgehört, Regierung zu fein. Sobald man fi das Regierungsreht als 
ein bloßes von der wirklihen Regierung dauernd getrenntes Recht eines Indivi- 
buums ober einer Familie vorftellt, was dieſe für ſich haben fünnen, abgelöst von 
dem Staat und von dem Bolt, jo geht man über die Grenzen bed Staates hin- 
aus, in tem allein die Regierung denkbar ift, und verirrt fih auf das Gebiet bes 
Privatrehts, d h. man verwechſelt das öffentliche Recht und die öffentliche Pflicht 
mit dem Eigentum. Diefer Iogiihe Fehler wird durchweg vermieden, wenn man 
an Berfaffungen denkt mit gewählten Regierungen. Aber er begegnet uns öfter, 
wenn von der Erbmonardie die Rebe ift, weil bier die verfaffungsmäßige Thron- 
folge mit dem Geblütszufanımenhang und dem Familienrecht ter Dynaſtie ver- 
flochten ift, weil hier ein Stüd Staatsverfaffung an eine Inftitution ge— 
bunden erſcheint, die unzmeifelhaft aud abgefehen von dem Staate eine privat- 
rechtliche Eriftenz hat. Die Täuſchung wird dadurch erflärt, der Irrthum 
felbft niht gerechtfertigt; denn aud auf das Thronfolgereht hat Niemand in dem 
entwidelten Staate einen Anfprud als auf fein Eigenthum, fondern nur als auf 
fein öffentlihes Nedht. (Oben Band III. ©. 413.) Er hat es nidt für ſich, 
fondern für ven Staat. Es ift wie alle öffentlihen Rechte nothwendig von 
dem Beftand und von dem Leben det Staates abhängig, dem es 
als ein Glied und als ein Theil angehört. 

Wie unbrauchbar aber vie ftarre privatrechtlihe Auffaffung der Legitimität 
fet, hat die Gefhichte Europa’s vernehmlih genug gezeigt. Es gibt feinen Staat 
in Europa, der nicht Ufurpationen und Revolutionen in fi erfahren hat, feinen 
Staat, deſſen ganzes Gebiet in rein legitimen Rechtsformen erworbeu worben, 
feine Dynaftie, die nicht entweder illegitime Handlungen erlitten, ober auf illezi- 
timen Wegen ihre Herrfchaft erweitert hat. Wäre wirklich tie Legitimität, wie es 
manche Legitimiſten fich verftellen, ungerftörbar wenigftens fo lange, als ber wiber- 
rechtlich entthronte Regent oder die geftürzte Dynaftie noch fortlebt, ohne auf 
ihr Recht verzichtet zu haben, mit andern Worten: gäbe e8 feine ftaatsredt- 
lihe Berjährung, fo wäre halb Europa ohne legitime Obrigfeiten, und aud 
die andere Hälfte durch illegitime Gtaatszuftände befledt. Der abfolute Legi- 
timitätsgrandfag, von den Yegitimiften auf die Spite getrieben, würde fo ftatt 
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die beſtehende europäiſche Rechtsordnung zu vertreten, den allgemeinen Umſturz 
derſelben veranlaſſen und rechtfertigen. 

Deutſchland hat die älteſten und unangefochtenſten Dynaſtieen, und inſofern 
fann Deutſchland als der Hauptſitz der Legitimität — auch in der engen Faſſung 
des fürftlihen Geblütsrehts — betrachtet werden. Aber felbft da ift ein fehr erheb- 
(iher Theil ver öffentlihen Rechtsordnung anfangs ohne legitimen Rechtstitel auf 
dem Wege der thatjähhlihen Gewalt zu Stande gekommen und erft nachträglich) 
legitimirt worden. Die allmählige Verdrängung des deutſchen Königs burd bie 
deutſchen Fürſten und vie — ihres Amtes in dynaſtiſches Eigenthum 
war auch nach den Rechtsbegriffen des Mittelalters ohne Uſurpation nicht durch— 
zuführen: und als die neue Zeit den verfallenen Bau des heiligen Reiches um— 
warf, war die Säkulariſation der geiſtlichen Fürſtenthümer und Prälaturen durch 
die weltlichen Fürſten, die Mediatiſirung kleiner Fürſten und Herren durch die 
größeren, die Einverleibung der Reichsſtädte, die Unterwerfung der Reichsritter— 
haft, die Befeitigung ber landſtändiſchen Rechte u. f. f. von dem Standpunkt 
der Yegitimitätslehre offenbares Unrecht. Aber alle diefe Wandlungen wurden durch 
die Verjährung geheiligt, und e8 wäre Donquirotterie, bie in Folge derſelben ent» 
ftandenen Staatsorbnungen nicht als beftehende Rechtsordnungen anzuerkennen. 

Die Verjährung ift die Brüde, melde das Bedürfniß der Bölfer nad 
gefiherten Rechtszuftänden von dem alten Recht zu dem neuen über die Aluft hin- 
überfhlägt, welche durch die thatfächliche Gewalt dazwischen eingeriffen worben ift. 
Indem die Verjährung vie faktifhe Staatsorbnung zur Rechtsordnung verevelt, 
ftellt fie zugleich den hiſtoriſchen Zuſammenhang mit der ältern Entwidlungsftufe des 
Staatd wieder her. Sie bringt die fittlihe Natur des öffentlichen Rechts zu er- 
neuerter Anerkennung und hebt ven verberblihen Zwieſpalt auf zwiſchen realer 
Staatsmacht und idealer Autorität, von denen feine für fi allein im Recht ift, 
die nur in ihrer Verbindung zu Recht beftehen können. 

Die Trennung ber realen Macht und der ivealen Rechtsform kann dem- 
gemäß nur eine vorübergehende, nicht eine dauernde fein. Ift die alte Form ohn— 
mächtig geworben, fo ftirbt fie ab, und ber lebendige Grund alles Staatsrechts, 
ber Gemeingeift des zum Staate georbneten Volks erfüllt die neue Form mit fitt- 
lichem Rechtsgefühl und flaatlihem Rechtswillen. Diefe Wandlung kann aud) ver 
fortgefegte Proteft von Individuen oder Familien nicht dauernd hindern, denn 
auch die Individuen und Familien müfjen fi fehlieglih in ven Beziehungen bes 
öffentlihen Rechts der höhern Berechtigung des Ganzen, der Staatseriftenz felbft 
unterorbnen. Die Stuarts in England und die Bourbonen in Frankreid,, die Waſa's 
in Schweben haben lange zuvor aufgehört, legitime Könige von England, Frank— 
reih, Schweden zu fein, ehe fie abftarben oder verzichteten. 

Sobald der neue faktifche Zuftand von den lebendigen Organen des 
ftaatliden Gemeingefühls und Bewußtſeins anerkannt und zu— 
gleih die Möglichkeit einer Reftauration ver geftürzten Autoritäten ver- 
ſchwunden ift, ift für den Staat ver Beſitz zu Recht erwachſen. So lange aber 
es an jener Anerkennung fehlt, oder diefe Möglichkeit noch in ernfthafter Weife, 
nit als bloße dialektiſche Phrafe, droht, ift die Verjährung noch nicht zur Wir- 
fung gelangt. 

Die völferrehtliche Anerkennung der faktifhen Regierung dient dazu, die 
Unmöglichkeit einer Reftauration von außen ber zu fonftatiren, und ift infofern 
für die Bildung des neuen Rechtes erheblich. Aber das Wefen der Legitimität ift 
nicht völkerrechtlich, ſondern ſtaatsrechtlich, denn das Regierungsredht 
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wie bie Regierung felbft ift ein Theil der innern Stantsverfaffung. Es war fiher ein 
großer logiſcher und politiiher Fehler, als die Tontinentalen Großmächte anfingen, 
fih zu Garanten der legitimen Regierungen in allen europäifhen Ländern aufzu= 
werfen. Die Logik könnte nur dann eine foldhe Garantie verftehen, wenn vie 
Handhabung der gefammten innerz Berfaffungsredte und der Schuß 
der naturgemäßen Redhtsentwidlung, d. h. die Rechte und die Pflichten 
ber Fürften und der Unterthanen einem völferretlihen Tribunal unterworfen 
wären; nicht aber, wenn die Legitimität einer Regierung als ein einzelnes Recht 
aus dem Zufammenhang mit der ganzen Nechtsorbnung herausgerifien Schub ver- 
langte. Das politifche Refultat aber jener verkehrten Marime war, daß in ben 
einen Fällen bedeutende Opfer an Mannfhaft und Geld gebracht werben mußten, 
um einen doch unhaltbaren Zuftand in einem fremden Lande gewaltfam herzu- 
ftellen, und daß in den andern Fällen die Kräfte aud der legitimen Großmächte 
nicht ausreichten, um den Krieg mit der zunächſt illegitimen Regierung einer mäd- 
tigen Nation zu wagen. In jenen Fällen wurden bie Intereffen der interveniren- 
den Staaten verlegt, in dieſen die Ronfequenz des legitimiftiihen Princips gerade 
da preisgegeben, wo feine Bewährung am nöthigften gewefen wäre. (Siehe bie 
Artikel Intervention und Kongreß.) 

Eine Ueberficht der Literatur findet fid bei Help: Ueber Legitimität.... zur 
Beier des Doftorjubiläums von Mittermaier. Würzburg 1859.) vluntſchli. 


Lehnweſen. 


Eine der bedeutendſten Erſcheinungen in dem Leben ber europäiſchen Völker, 
von der größten Wichtigkeit für ihre politiſche und rechtliche Entwicklung iſt das 
Lehnweſen (auch Beneficial- oder Feudalweſen nach den in verſchiedenen Zeiten 
gebrauchten Ausdrücken genannt). Von kleinen, kaum merklichen Anfängen aus iſt 
es zu einer Macht herangewachſen, daß es Jahrhunderte lang das Staatsleben 
faſt vollſtändig beherrſchte, auf die ſocialen Verhältniſſe den größten Einfluß übte, 
zu einer umfaſſenden Rechtsbildung führte; ſeine Inſtitutionen dauern mancher Or— 
ten bis zur Gegenwart fort, wenn auch im Allgemeinen in der neueren Zeit es 
andern Bildungen Raum gemacht hat und ſeine Geltung als gebrochen angeſehen 
werden kann. 

Es iſt begreiflich, daß man ſich von jeher mit der Geſchichte einer fo groß- 
artigen Inftitution viel befhäftigt hat und unter verfchiedenen Gefihtspunften auf 
diefen Gegenftand zurückgekommen ift. Die Anfänge aber find mit einem Dunfel 
bedeckt, das ſich ſchwerlich je ganz wird befeitigen laffen. Es ift ja eine in ber 
Rechts⸗ und Verfafjungsgefchichte öfter wiederkehrende Erfheinung, daß die Grund» 
lagen und Anfäge einer Entwidlung, wo die Keime der fpätern Zuftände in einer 
Umhüllung liegen, die fie in ihrer Natur und Bedeutung ſchwer erkennen läßt, 
ſich der ſichern Ermittelung entziehen. Hier kommt dazu, daß offenbar verſchieden— 
artige Berhältniffe im Laufe der Zeit zufammengefloffen find, von bemen jebes 
bei der Erforfhung feiner Anfänge eigenthümliche Schwierigkeiten barbietet, daß 
auch ähnliche Erfheinungen früher oder fpäter bei verſchiedenen Völkern aufgetaucht 
find, die auf verwandten Grundlagen oder Trieben beruhen, bie aber doch nicht 
mit dem zufammengeworfen werben bürfen, was man unter dem Namen bes Lehn— 
weſens zu verftehen hat. 

Wie auf andern Gebieten, fo hat fi aud hier eine Neigung gezeigt, was 
im Mittelalter unter den germanifchen Völkern in großartiger Ausbildung bafteht, 
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an römifche Berhältniffe anzufnüpfen: die Anfänge oder Vorbilder zu ven fpätern 
Lehen folten in den Landanweiſungen der Römer an Veteranen ober andere, bie 
ſich zur Grengvertheidigung oder allgemein zum Kriegspienft verpflichteten, enthals 
ten fett. Sole Einrichtungen kehren auch bei andern Völfern wieder, haben aber 
mit dem Lehnweſen nur eine entfernte Aehnlichkeit. Einer andern Seite desſelben 
vergleicht es fi, wenn Provinzen oder andere Theile eines Reiches mit den wich 
tigftert Hoheitsrechten au Statthalter oder andere Große gegen Verpflichtung zu 
gewiſſen friegerifchen oder finanziellen Leiſtungen übertragen werben, ober «ud ur— 
fſptünglich unabhängige Herrfcher vie Oberhoheit eines andern anerfennen und ſich 
ibm gegenüber zu Tribut, Kriegshülfe u. dgl. verftehen. Solches ift früh ſchon im 
Orient und fpäter bei den verſchiedenſten Völkern vorgefommen. Es hat aber auf 
die Ausbildung des eigentlichen Lehnweſens feinen Einfluß gehabt. Dies hat nur dazu 
geblent, ſolchen immer wiederkehrenden Verhältniſſen einen beftimmten Charakter zu 
gebeit. 

Auf ber anderti Seite kann man das Lehnweſen auch nidt als etwas ur» 
ſprünglich Germaniſches, den Germanen von jeher eigenthümlich Angehöriges bes 
zeichnen. In der ältern Zeit findet fi nichts davon; jelbft ein unmittelbarer 
Zufammenhang mit dem alten Gefolgewefen ift in hohem Grade zweifelhaft; als 
eine einfache Fortbildung aus biefem darf es nicht angefehen werben. Weber bei 
den ſtatidinaviſchen Germanen noch bei den Angelfachfen ift e8 zur Ausbildung 
gefommen; auch bei ven gothifhen Stämmen und ten Langobarden finden fi nur 
gewiffe Anfäge. Der Boden, auf dem 28 tedht eigentlich erwuds und groß wurde, 
war das fränkiſche Reich. 

Da ift 28 eine eigenthümliche Miſchung römifher und germanifcher Berhält- 
niffe, bie ald Gtundlage für ven mächtigen Bau des Lehnweſens erfcheint. Aber 
fteillch auch das, was an fremde Gewohnheit ſich anfchließt, ift bei den Deutſchen 
alsbald etwas wejentlic anderes geworden, als es urfprünglic war; ein amderer 
Stan oder Gelft, kann man fagen, ift ihm eingehaucht, und damit dod) das Ent» 
iehttte zu einem Befigthum des Volks und feiner Geſchichte gemadht. 

Drei verfchiedene Berhältniffe aber find es, die hier in Betracht kommen, bie 
Beneficien, bie Baffallität, die Immunität. Die beiden erften fallen auf das engfte 
zuſammen; das dritte hat feine abgefonderte Bedeutung, aber doch auch auf die 
Ausbildung des Lehnwejens einen erheblihen Einfluß erlangt. 

Beneftcien find Berleihungen von Yard zu Nießbrauch, wie fie fhon in römi— 
ſcher Zeit vorgenommen wurden und fpäter in den germanifchen Reichen häufig 
vorkamen: fie hießen zuerft befonders dann fo, wenn fie nur mit geringem ober 
unter Umftänden audy gar feinem Zins verbunden waren, und alfo wie eine „Wohle 
that” betradjtet werden konnten; und jenes war namentlid dann nicht felten ber 
Fall, wert das fo verliehene Land früher Eigenthum des Empfängers geweſen, 
aber von ihm einer Kirche oder aud einem mächtigen Weltlichen gefhenft und dann 
in bet angegebenen Weile zum Nießbrauch zurücderhalten war, mitunter auf Le— 
bendgeit, mitunter auch für gewiffe Erben over die Erben überhaupt; römiſch wer: 
den foldhe Verleihungen auch precariae genannt, und es galten für viefelben be» 
ftintinte Rechtsgrundſätze, die aud im Allgenteinen wohl von ver Kirche und fonft 
feftgehälten find, aber doch einer großen Mannigfaltigkeit der Verhältniffe Raum 
ließen: ein Unterſchied zwifchen Precarien und Beneficien ift längere Zeit hindurch 
gar nicht zu machen, und wenn ein folder fpäter hervortritt, fo hängt es ſchon 
mit andern Verhälttiffen zufammen. Für Me Deutfchen war die Sache aber von 
befönberer Bedeutung, weil bei ihnen früher der Empfang fremden Landes fich mit 
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voller Freiheit nicht vertrug, fondern Hörigkeit begründete, während bier von einem 
folhen Einfluß nicht die Rede fein ſollte. Doc lag e8 dann in dem Charakter des 
Volls, ein ſolches Verhältniß auch nicht als ein rein privatrechtliches zu faffen, 
ſondern ihm eine Einwirkung auf die ganze Stellung der Perfonen zu geben: e# 
wurde eine Berbindung begründet, vie einen allgemein ethifchen Charakter an fich 
trug und gewiffe Verpflichtungen gab, dem einen zu Treue und Ergebenheit, dem 
andern zu Schuß und Hülfe. Gerade um dieſe zu erlangen, wurden in ver Zeit 
der Auflöfung und Verwirrung, die faft überall der Gründung der neuen germa- 
nifhen Reiche folgte, ſolche VBerhältniffe häufig begründet. — Bon eigenthümlicher 
Wichtigkeit waren aber Yandverleihungen, welde der König vornahm, an die, welche 
ihm gebient, ober die er fonft belohnen oder gewinnen wollte, zum Theil gewiß 
Mitglieder des alten Gefolges, ebenfogut aber auch andere verſchiedenen Standes 
und Hertommens. Es ift beftritten, welchen Charakter fie namentlich im fränfifchen 
Reih an ſich trugen. Während einige ſie anfehen als gegeben weſentlich gegen 
Berpflihtung zu beftimmtem Dienft, namentlich Kriegspienft, und dann aud bie 
Fortdauer eines wahren Cigenthbums des Königs an vem Gut behaupten, wollen 
andere feinerlei Beſchränkung in dem Recht des Empfängers zugeftehen: es feien 
nichts als gewöhnliche Schenkungen mit allen redtlihen Folgen einer ſolchen, aber 
ohne irgend welche weitere Verpflichtung ber beiden Theile gegen einander, gewefen. 
Richtiger ſcheint es anzunehmen, daß auch hier von jeher eine ſolche Verleihung eine 
nähere perjönliche Verbindung begründete, daß fie, gegeben als Belohnung von Treue 
und Dienft, wenigftens jene vorausjegte, daß aud nicht unbedingte Erblichkeit 
galt, fondern eine neue Beftätigung oder Anerfennung ald erforderlich angeſehen 
ward, ſowohl wenn der Inhaber wechjelte, wie aud, wenn die Herrihaft und das 
Recht an das Krongut auf einen andern übergingen. Auch haben dieſe Berhältniffe 
bei den Franfen fchon in der fpäteren merovingifhen Zeit eine große Bedeutung 
erlangt, indem fie einen Theil des Volks, namentlich die Bornehmen und Grofen, 
in befonvere Beziehungen zu dem König fegten, biefer ſich auch gebrängt ſah, fein. 
Gut immer mehr zu folden Verleihungen zu verwenden, daburd aber auch wieder 
von den Inhabern vesfelben abhängig ward, intem fo überhaupt die Bildung einer 
mächtigen Ariftofratie, einer weltlihen und geiftlihen, vie das Königsgut in Hän- 
den und abhängige Leute unter ſich hatte, befördert ward. Die kräftigen Herrſcher 
aus dem arnulfingifhen Haufe, das fi jpäter der Regierung im Frankenreich be- 
mächtigte, griffen in viefe Verhältniffe in ver Weife ein, daß fie zuerft nad Er- 
Ihöpfung des Kronguts das Kirchengut, das zum großen Theil felbft von ſolchen 
Verleihungen herftammte, für ihre Zwede verwandten, ihre Getreuen mit ganzen 
Stiftern oder aud mit einzelnen kirchlichen Beneficien bedachten, fpäter (Karlmann 
und Pippin) wohl einen Theil zurüdgaben, für den andern beftimmte Abgaben ein: 
führten, ohne dod) die Verfügung im Allgemeinen aus der Hand zu geben. Zu gleicher 
Zeit gefhah es, daß die alten Krongutverieihungen, die immer ſchon eine gewiſſe 
Aehnlichkeit mit ſolchen firdlichen Beneficien gehabt hatten, diefen nun faft ganz und gar 
gleihgeftellt und mit vemjelben Namen benannt wurben. Und es wurbe dann (na- 
mentli feit Karl dem Großen) darauf gehalten, daß alle, vie in folder Weife 
Land empfangen, die auf dem Grundbefitz überhaupt beruhende Verpflichtung zum 
Kriegspienft erfüllten und auch fonft dem Herrfher volle Ergebenheit zeigten. 
Dafür war dann die Berbindung mit der Bafjallität von entſcheidender Be— 
beutung. Sie wird meift für vie alte Gefolgfchaft gehalten, fei es, daß man biefe 
von jeher als eine Verbindung auch zwifhen Privaten anfieht, oder meint, fie 
babe, während fie früher nur zwiſchen den Fürſten oder Königen und andern 


360 Cehnweſen. 


Volksgenoſſen beſtand, jetzt eine Ausdehnung auch auf weitere Kreiſe erhalten. 
Doch muß ein ſolcher unmittelbarer Zuſammenhang beſtritten werden. Die 
Vaſſallität geht von niederern Verhältniſſen aus, einer Art von Clientelverbindun⸗ 
gen, wie fie namentlich auf gallifchem Boden fehr alt waren, fi unter ven Römern 
erhielten, dann zu den Deutfchen kamen, aber bier freilich fofort wieder einen an« 
dern Charakter annahmen, intem man ven Begriff des deutſchen Munbium, d. 6. 
einer der väterlihen Gewalt nachgebildeten Schuggewalt, zur Anwendung bradte. 
Durh die fombolifhe Handlung der Hanbreihung (manus dare) trat einer in 
den Schuß des andern (kommendirte fi), gelobte Treue, und hieß dann mit einem 
wahrfcheinlich keltiſchen Worte vassus oder vassallus, Das konnte bei Hohen und 
Geringen, bei Königen und Fürften, bei Geiftlihen und Weltlihen geſchehen. Die 
Berbindung war eine perfönlihe, auch nicht unlöslihe, wenn gleich ſpäter gegen 
ganz willfürlihen Wechfel manderlei ſchützende Beftimmungen getroffen mwurben. 
Es minderte nicht die perfönliche Freiheit, aber es hatte Einfluß auf die redht- 
lihen Berhältniffe. Den königlichen Baffen gab es ein gewiſſes Anfehen und Ehre, 
wie jede Verbindung mit dem König, aber nicht jenes höhere Wergeld, das bie 
Gefolgsgenofien Hatten. Auch verpflichtete es nicht zu einem ſolchen Zuſammen⸗ 
leben, wie e8 in dem Weſen ver Gefolgihaft lag. Häufig war es mit Landver— 
leihung verbumden, aber nicht nothwendig. Dagegen ift wenigftens in der Farglin- 
gifhen Zeit für die Ertheilung von Beneficien immer aud die Ergebung in bie 
Baffallität verlangt: die vorher allgemeine Verpflichtung, welche jene früher begrün— 
dete, bat dieſen ſehr beftimmten Charakter angenommen, Nur in ben nieveren 
bäuerlichen Berhältniffen fah oder fam man davon ab; und dann werben gerabe 
Landverleihungen zu Nießbraud mit Vaſſallität als Beneficten von andern, die als 
gewöhnliche Zinsgüter ausgethan find, unterfhieden, ohne daß darum aber bei 
jenen immer ſchon ein Zins ganz wegfiel, Erft eine fpätere Zeit beſchränkte fi 
auf andere Dienfte, den Kriegspienft, der auf dem Land als folhem ruhte, und 
einen Dienft bei der Perfon des Herrn (senior, dominus), der auf die Baffallität 
zurüdgeführt werben fann, und der mitunter auch allein dazu führte, daß ein Theil 
derer, die in dieſem Verhältniß ftanden, bewaffnet gehalten und von den Herren zu 
Schutz und Hülfe bei den perfönlicen Streitigkeiten und fonft verwandt war, 
während eine höhere Bedeutung der Sache doch nur da ſich zeigt, wo bie VBerbin- 
dung mit den Sandverleihungen, und namentlih den füniglihen, ftattfindet. Die 
große Wichtigkeit und Ausdehnung, welche diefe durch beſondere Umftände im frän- 
fiihen Reich erlangt haben, ift fiher der Hauptgrund, daß die ganze Entwidlung hier 
zu ganz anberen Erfheinungen führte, als fie bei anderen Stämmen entgegentreten, 
wo es zu Ähnlihen Anfängen, aber feiner irgend entfprechenven Weiterbildung fam. 

Dann aber ift eben im fränkiſchen Reich vie Baffallität bald aud auf andere 
politiihe Verhäftniffe angewandt: vie Stellung des bayerifhen Herzogs zu Pippin 
und Karl, die der flavijchen und bänifchen Fürften zu Karl und feinen Nachfol— 
gern ift fo behandelt worden: fie mußten die Treue eines Vaſſallen verfprehen und 
in eine ſolche perſönliche Abhängigkeit zu dem König treten. Aber auch die höheren 
Beamten, namentlich bie Grafen, eine Zeit lang felbft vie Geiftlihen, Biſchöfe und 
Erzbifhäfe, wurden den Empfängern von Beneficien gleichgeftellt, mußten wie biefe 
Treue fhwören und ſich fommenbiren. Dann hatte die Verleihung des Herzog: 
thums oder Amts eine gewiſſe Aehnlichkeit mit der Verleihung eines Beneficiums; 
bei den fremben Fürften glich die Unterwerfung ihrer Herrfchaft unter die Gewalt 
bes Kaifers der Auftragung von Gut an ein Stift oder einen mächtigen Welt 
liden, das man zu Beneficium wieder empfing. 
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Hier kommt aud in Betracht jene germanifche Art, ftantliche Rechte und Ber- 
hältniffe privatrechtlich zu behandeln, Hoheitsrechte, die Einfommen gewährten, nicht 
viel anders als ein Gut zu betrachten und in gleicher Weife darüber zu verfügen; 
und bier greift dann jene dritte Inftitution ein, vie auf die Ausbildung des jpä- 
tern Lehnweſens Einfluß gehabt hat, die Immunität. Diefe ift urfprünglich nichts 
als Steuerfreiheit, die nach römifhen Grundfägen bei allem Fiskalgut galt, aber 
aud dann beftehen blieb, wenn dies in andere Hände überging, und außerdem 
namentlid ven Kirchen für alle ihre Befigungen verliehen ward, und fid) alfo bei 
königlichen und kirchlichen Beneficien fand. Sie ift aber fo verftanden oder aus— 
gebehnt worden, daß die Beſitzer die Abgaben und Leiftungen, welche urfprünglic 
dem König gebührten, von den Eingefeffenen num für ſich erhielten, und dann auch 
die Rechte übten, welche mit denſelben in Verbindung ftanden, d. 5. namentlich bie 
Gerichtsbarkeit, die hier zunächſt aud von der financiellen Seite, ald Grund für 
bie Erhebung der Gerichtögefälle, in Betracht fam. So ift dieſe bald mit den Be- 
neficien verliehen, bald befonvers, aber aud in viefem Fall lieber wie ein Bene— 
ficium, denn zu Eigentum, immer nicht gleich in vollem Umfang, aber im Lauf 
ber Zeit in ausgedehnterem Maße. Und ebenfo verfuhr man mit anderen Hoheits- 
rechten, die Einkommen gewährten: wie man Kirchen und Abteien zu Benefictum 
gab, jo aud andere Sachen und Rechte, Fifcherei, Zölle, Brüdengelver u. dgl. 

Dies Hat es offenbar befördert, die Aemter felbft ald Beneficien zu behan- 
bein, d. b. fo, daß die Inhaber nun alle Rechte für fi übten, bie Einkünfte für 
fih erhoben, Gericht hielten, Mannfhaft zum Krieg aufboten u. f. w., und dem 
König dafür nur zu Treue und gewiffen Dienften, namentlich Kriegshülfe mit den 
Eingefefjenen des Amtsbezirks, verbunden waren, in derſelben Weife wie die Geift- 
lichen für ihre Befigungen, die gewöhnlichen Vaſſallen für ihre Güter. 

Diefe Umwandlung aber ift beſonders durch die Niederlaffungen der Nor- 
mannen in ber fpätern farolingifchen Zeit befördert worden. Diefe empfingen ganze 
Landfhaften in ver Weife, daß ihnen hier alle Hoheitsrechte, ja auch wirkliche Be- 
figrechte übertragen wurden, und fie dafür nur die Verpflichtungen von Baffallen 
auf fi nahmen. In der Normandie fteht nur der Herzog in einem unmittelbaren 
Berhältniß zum König; ift auch die Abtretung des Landes an die Gefammtheit 
erfolgt, fo vertritt doch jener diefelbe, und die Stammgenoffen, unter die bie ein- 
zelnen Befigungen vertheilt werben, treten wieder zu ihm in die Stellung von 
Baffallen, während die vorgefundene und im Land gebliebene alte Bevölkerung in 
niebere Abhängigfeitsverhältniffe ven neuen Herren gegenüber geräth. Eine ähnliche 
Stellung wie diefer normannifche Herzog nahmen nun aud die andern hohen Be- 
amten des weftfränfifhen Reichs in Anſpruch, und bei ver Schwäde ver legten 
Karolinger drangen fie damit im Wefentlihen durch. Nicht blos das Amt, man 
ann fagen der Amtsbezirk, das ganze Gebiet, auf das fi die amtliche Gewalt 
eines Herzogs, Grafen oder Vicegrafen bezog, foweit es nicht in andere Hände 
übergegangen war, wurde ald ein Beneficium behanbelt. 

Auch waren nun der Befig und das Recht regelmäßig erblich. Bei den ge- 
wöhnlihen Beneficien hat fi ver Mebergang auf die Söhne ober andere An- 
verwandte ſchon früh als Gewohnheit geltend gemacht. Auch bei den Grafen— 
ämtern war ſchon früher etwas der Art vorgefommen. ine allgemeine Neigung 
der Germanen zur Ausbildung erblicher Gewalten auch auf politiihem Gebiet ift 
da offenbar aud von Einfluß gewefen. In der That fam es dahin, daß die großen 
Vaſſallen, die haut-seigneurs, wie fie hier wohl genannt werben, ſich in einer 
weſentlich unabhängigen, erblihen Stellung befanden. 


362 £chnwefen. 


Als dann einer derfelben in Frankreich ſich felbft ver Krone bemächtigte, gab 
er bdiefer in feinem Herzogthum Francien eine neue ftarfe Grundlage. Aber 
den Inhabern der andern großen Lehnsfürſtenthümer gegenüber vermochte er bie 
Rechte der Oberhoheit, die ihm als König oder Herrn (senior) der Vaſſallen zu- 
famen, wenig ober gar nicht geltend zu maden. Und aud innerhalb der großen 
Herrſchaften, in Francien felbft wie in den anderen, gab es Vaſſallen, die auf ihren 
Befigungen alle wejentlihen Hoheitsrechte erlangt hatten und dieſe fo gut wie 
unabhängig übten. Sie heißen jett regelmäßig Barone, ein Wort, das mitunter 
aud) die höheren mitumfaßt; von ihnen fagt ein franzöfifcher Jurift des 12, Jahrhum- 
derts: Jeder Baron ift fouverän in feiner Baronie (castuns barons est sovrains 
en sa baronnie), Dabei wurben auch fortwährend einzelne Güter zu Beneficien 
gegeben; es bildeten fid außerdem weitere Unterfcheivungen nad der Stellung zu 
den Herren oder zu ven Untergebenen (Aftervaffallen), die wieder der einzelne hatte, 
oder nad) der Art ver Verpflihtung (man unterfchied die hommage lige und sim- 
ple). Für den Gegenftand der Verleihung aber fam feit dem 10. Jahrhundert 
der Austrud: feodum, feudum, auf, deſſen urfprüngliche Bedeutung und Ableitung 
zweifelhaft ift, ver fpäter aber allgemeine Verbreitung gefunden und das alte Wort 
beneficium verbrängt hat. Die eigentlih landbauende Bevölferung ſank faft 
überall in Abhängigfeitsverhältniffe den höheren oder niederen Herren gegenüber, 
wurde mit Abgaben und Laften verfchietener Art belegt, die an fich mit dem Feu— 
dalwefen nichts zu thun haben, die aber, weil fle unter feiner Herifchaft ſich aus— 
gebilvet, häufig als feudale Yaften bezeichnet worden find. Die ganze politifche und 
rechtliche Entwidlung diefer Zeit find die Franzofen gewöhnt als die des Feuda— 
lismus zu bezeichnen. Die Zeit feiner vollen Blüte ift das 11, Jahrhundert. Da 
durchdrang es alle Berhältniffe und führte zu der größten Fülle und Mannigfal- 
tigleit vechtliher und politifcher Bildungen, löste aber freilih aud den Staat in 
eine Reihe von Einzelherrſchaften auf, die nur in einem lofen Zufammenbang no unter 
einander fanden, Frankreich, das faft jede politifche Entwidlung am früheften und 
bis zu einem Ertrem bin durchgemacht hat, ift auch hier am weiteften vorgeſchritten. 

Etwas anders ift der Gang im deutſchen Neiche. Die verſchiedenen deut— 
fen Stänme haben das Beneficialmefen zugleih mit ver fränfifchen Herrſchaft 
empfangen, und es hat dafjelbe aud hier ſchon in farolingifher Zeit eine weite 
Berbreitung erhalten. Doch kann man nicht jagen, daß die Beziehungen des Kö— 
nigs zu den hohen Beamten gleih ganz auf diefe Grundlage zurüdgeführt find, 
Allervings fordern die Könige bei den auch hier wieder emporfommenden Herzo— 
gen die Kommendation, behandeln auch wohl vie Ertheilung der Aemter eines 
Markgrafen, Pfalzgrafen und Grafen, überhaupt Uebertragung der fogenannten 
Regalien, ähnlich wie die Verleihung von Beneficien. Doch unterfcheidet man dann 
noch das Amt und ben Amtsbezirk, giebt überhaupt ven amtlihen Charakter ver 
Stellung nicht auf; der König behält die Rechte des Herrfchers und Yehnsheren 
den Fürften und andern Bafjallen gegenüber, behauptet auch wenigftens eine fon- 
turrirende Gewalt innerhalb ihrer Gebiete; und auch die volle Erblichkeit wird 
keineswegs allgemein und im Princip zugeftanden, Erſt nad dem Gteigen ver 
fürftlihen Macht unter den Königen aus dem fränfifhen Haus und den Siegen, 
welde fie mit dem Papft verbündet gegen die Könige davontrug, dringen auch 
bier die lehnrechtlihen Grundfäge vollftändiger durch. Nun aber zum Theil im 
Intereſſe der Könige felbft. 

Ueberall, wo das Lehnwefen zur Ausbildung und Herrfhaft kam, haben fich 
für die Berhältniffe ver Herren und ver Vaſſallen beftimmte Rechtsgrundjäge aus: 


£chnwefen. 363 


bilden müſſen, die bei Streitigkeiten oder Zweifeln zur Anwendung kamen. Schon 
früh entwidelt fid eine Gerichtäbarfeit der Herren, die fi von der ihnen ala 
Beamten oder infolge verliehener Immunität zuftehenden abſondert, und theils 
nad) den in der Farolingifhen Geſetzgebung enthaltenen Vorfchriften, theils aber 
nad einer fi) geltend macenten Gewohnheit verfährt. Wenn fih in Frankreich 
aud bier die große Zerfplitterung und Mannigfaltigfeit der Verhältniſſe geltend 
macht und es zu der Ausbildung eines allgemeinen Lehnrechts nicht kommen, viel 
mehr nur, eine Menge verfchievener Coutümes entftehen läßt, fo find dagegen in 
Norditalien, wo das Lehnweſen aud mit der fränfifhen Herrſchaft eingezogen ift 
und zu Anfang einen ähnlihen Gang wie in Franfreih genommen hat, unter dem 
Einfluß ver bier auffommenden und durch die Bekanntſchaft mit dem römifchen 
Recht fo weſentlich geförderten mifjenfchaftlihen Beihäftigung mit dem Recht, auch 
die im dem Verhältniß zwiſchen Herren und Vaſſallen obwaltenden Regeln näher 
feftgefegt, gleihmäßiger und fonjequenter ausgebildet, zu einer gewiflen allgemei- 
nen Geltung gebracht. Und bei der engen Verbindung Italiens und Deutſchlands 
namentlih unter den ftaufifhen Kaifern übte. dies auch hier Einfluß, und wenn 
auch das fogenannte longobarbifhe Lehnrecht erft jpäter unmittelbar zur Anwen— 
bung fam, fo trug viefer Vorgang doch dazu bei, daß auch in Deutſchland mehr 
gleihmäßige Grundſätze in Geltung traten, einzelne wichtige Punkte durch Reichsgefege 
oder Rechtsſprüche entſchieden, außerdem wenigftens für größere Theile des Reiche 
Zufammenftellungen bes geltenden Rechts vorgenommen und bei der Gelegenheit 
überhaupt die gegenfeitigen Rechte und Pflichten näher feftgefegt wurben. Als weitaus 
bie bedeutendſten find da die Arbeiten über das ſächſiſche Lehnrecht zu nennen 

Diefer Ausbildung des Lehnrehts in Italien und Deutfchland parallel geht 
eben die Durchführung des Lehnweſens in allen politiihen Verhältniſſen des 
Reichs. Die alten Rechte des Königthums oder Kaiferthbums ſchienen dadurd nur 
einen mehr gefeftigten ober georbneten Charakter anzunehmen. Die Ertheilung des 
Fürſtenthums erfchien als Belehnung, der Kriegsvienft als Lehndienſt, vie Ge— 
richtöbarfeit nahm lehnrechtlihe Formen und Grundſätze an. 

Auch auf die ftändifchen Verhältniffe hat das Lehnweſen, in Deutſchland wie 
in Frankreich und Italien, einen bedeutenden Einfluß geübt, in Zufammenhang 
mit der Beränderung im Kriegsweſen, die zu befonderer Wichrigfeit des Roßdien— 
ftes und zur Ausbildung des Nitterwejens führte. Eben die Inhaber von Bene- 
ficten waren es, die jenen Dienft vorzugsweiſe leifteten, die fi dann überhaupt einer 
friegerifhen Lebensart widmeten und um deswillen als ein befonderer Stand denen 
gegenübßergeftellt wurden, die in andern Berhältniffen lebten, andere Berufsflaffen 
oder Stände ausmachten. Doch unterfhied man in Deutfchland die freien Bafjallen 
von den hörigen Minifterialen, und unter jenen wurben wieber verſchiedene Ab- 
ftufungen vorgenommen nah der Stellung, die der Einzelne zum König und 
Kalfer oder zu Andern hatte, die felbft wieder zum Pehnsverband gehörten; darauf 
beruht die freilich mehr theoretifh als praftiic wichtige Unterjcheidung der ver» 
ſchiedenen Heerſchilde. 

Während aber dergeſtalt die Lehnsordnung von den Fürſten abwärts eine 
ganze Reihe von einander abhängiger Gewalten umfahte, wurben fortwährend auch 
die Beziehungen abhängiger Herrfher und Könige zu andern hierauf zurücgeführt, 
wurde namentlih das Recht ober der Anſpruch des Kaifers auf eine Obergemwalt 
über die verfchievenen Herrſcher Europa’s hiermit in Verbindung gebracht. Und 
wenn dafjelbe auch feineswegs allgemein zur Anerkennung kam, fo betrachtete doch 
wenigftens die Theorie den Kaijer als das Haupt der feudalen Gliederung über- 
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haupt, von dem in langer Stufenfolge alle andern Gewalten abzuleiten feien; un 
nur darin zeigte ſich ein Zwiefpalt, daß kirchliche Schriftfieller noh ven Papft 
über ven Kaifer heben und diefen felbft wieder von jenem feine Gewalt empfangen 
ließen, während Andere nur zugeftehen wollten, daß die päpſtliche oder allgemein 
die geiftlihe Macht als eine befondere für fi vaftehe, und nit, wie es eine 
Zeitlang wohl verfuht war, aud der feubalen Orbnung eingefügt werben fünne. 
In dem einen Fall warb das Feudalweſen zu dem Band, das die ganze Chriften- 
heit umfaßte und zufammenhielt, in dem andern war es auf ftaatlihem ober welt: 
lihem Gebiet, was die Kirche zunächſt auf- — ſein wollte. 

So hat das Lehnweſen in höchſtem Grade Kraft, Biegſamkeit und Anzie- 
bungsfraft entfaltet. „Wie die Leihe die mannigfaltigften Gegenftände vom Für- 
ftenthbum bis zu geringen Gefällen hinunter ergreift, ohne fie doch zu bloßen Ber- 
- mögensftüden herabzufegen, fo kann aud das perfünliche Band Kaifer und Fürften, 
Fürſten und Lanpfaffen, und diefe unter einander ohne Schmälerung des Geburts- 
ftandes verknüpfen, fo mag man überhaupt ven Lehnsgedanken in früher be- 
gründete ſchwankende Verhältniſſe hineintragen, um ihnen fefte Geftalt zu ver- 
leihen“ (Homeyer). 

Auch die räumliche Ausdehnung ift eine immer weitere geworben. Und mit 
ihr find immer wieder neue Erfcheinungen und Wechfel der Formen verbunden. 
Sie geht aber theild von Deutſchland, theils und befonders von Franfreid aus. 

Bon Deutſchland hat der ffanbinavifche Norden und der flavifhe Dften 
wenigftens Einzelnes vom Lehnmwefen erhalten. Doch ift es dort wenig einge- 
drungen, und bier aud nur, wo wirklich deutſche Inftitutionen und zum Theil 
deutſche Bevölferung die alten Verhältniffe überwanven, zu rechter Geltung gelangt. 

Dagegen bringt nad den brittifchen Infeln, wo ſich unter der angelſächſiſchen 
Herrſchaft nur ſehr befchränft den fränfifhen Beneficien ähnliche Zuſtände aus- 
gebildet haben, das Lehnweſen die normannifhe Eroberung. Der neue Staat 
Wilhelm des Eroberer wird vollftändig als ein Feudalſtaat - eingerichtet: der 
König legt fi ein Recht am ganzen Lande bei, das er unter die großen Barone 
austheilt; dies und bie weitere Uebertragung an nievere Bafjallen wird die Grund: 
lage ter neuen Orbnung überhaupt. Dod war dann freilich die Stellung bes 
Königs bier eine ganz andere als in Franfreih oder auch in Deutfchland. Sein 
Reich vergleicht fi mehr den einzelnen Lehnfürftenthümern dort; die großen 
Barone Englands erlangen nie die Stellung der, Hautfeigneurs in Frankreich oder 
der Fürften in Deutfchland; alle Rechte des Königs als Yehnsheren werden ftrenge 
feftgehalten, auch Abgaben oder Leiftungen gefordert, die in diefer Auspehnung 
anderswo überhaupt nicht vorfamen oder wenigftens von den Künigen in dem 
Berhältnig zu den großen Vaſſallen nicht behauptet werden konnten. Dem gegen: 
über machten fi dann freilihd andere noch aus angelſächſiſcher Zeit herftammende 
und in ber alten Bevölferung fortlebende Elemente rechtlicher Ordnung geltend, 
bie im Lauf der Zeit wieder eine höhere Wichtigkeit erlangten. 

Achnlih find die Normannen in Süpitalien verfahren, wo ihr Staat ſich 
ebenfalls auf feudalen Grundlagen aufbaute, dieſe aber auch ein gewiffes, nur 
wefentlich anderes Gegengewidt in ven frühern Imftitutionen des Landes fanden. 
Und noch mehr ift dies in Spanien ver Fall, wo gleichfalls zunächſt normannifch- 
franzöſiſcher Einfluß lehnrechtliche Verhältniſſe einführte, aber dieſe doch nur zu 
bejhränfter Anwendung brachte. 

Dagegen haben die in ver Zeit der Kreuzzüge auf dem Boden des Orients 
begründeten Herrihaften dem Lehnweſen einen Boden zu befonders reicher Ent: 
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wicklung gegeben. Hier wurden die neuen Staatsorbnungen ganz nad feinen 
Grundfägen entworfen; es gab keinerlei von Alters her überlieferte Einwirkungen, 
die ihm beſchränkend entgegengetreten wären: es fonnte fomit zur vollften und 
reinften Ausbildung aller feiner Triebe fommen. Die Aufzeihnung der wirklich gelten- 
den Grundfäge in ven fogenaynten Assises de Jerusalem ift deshalb auch eine 
Hauptquelle für vie Erkenntniß des franzöfifhenormannifhen Lehnrehts geworben. 
Auch jenes lateinifhe Kaifertfum in Konftantinopel hat hiernady feine Einrich— 
tungen getroffen, und einzelne Ueberbleibjel haben ſich fpäter felbft unter ver wie- 
berhergeftellten griehifhen Herrſchaft erhalten. 

So ift der Lehnſtaat unter verſchiedenen Verhältniſſen zu ſehr verſchieden— 
artiger Ausbildung gekommen. Doch kehren immer gewiſſe Erſcheinungen wieder. 
Was als charakteriſtiſch entgegentritt, iſt namentlich Folgendes: 

1) ein größerer oder kleinerer Theil des Grundbeſitzes beruht auf beſonderer 
Verleihuug des Herrſchers; mitunter wird dieſer als Herr oder Oberherr des 
ganzen Grund und Bodens angeſehen und aller Beſitz von ihm abgeleitet; 

2) ein größerer oder kleinerer Theil des Volks befindet ſich in einem beſon— 
dern perſönlichen Verhältniß zum Herrſcher, nicht blos in dem allgemeinen Unter— 
thanenverband; 

3) ſtaatliche Leiſtungen und Pflichten nehmen einen perſönlichen, gewiſſer— 
maßen privatrechtlichen Charakter an; Kriegsdienſt, Abgaben u. ſ. w.; 

4) ftaatlihe Rechte werben mit dem Land oder auch einzeln für" ſich an Pri- 
vate übertragen; . 

5) ein Theil des Volks, regelmäßig der bei weitem größere, befindet ſich 
in einem näheren perjönlihen Verhältniß zu Anvern, die aud die ftaatliden 
Rechte über fie üben, fteht alfo in einem nur mittelbaren Verhältniß zum Herrfcher; 

6) die Angehörigen des Staats befinden ſich politiih und rechtlich in ganz 
verjchievenen Verhältniſſen, in weſentlicher Nechtsungleichheit. 

Der Lehnftaat ift eine Form des ariftofratifhen Königthums; er führt zu 
einer eigenthümlihen Theilung der Staatsgewalt, in einfeitiger Ausbildung einer 
Seite zu einer Auflöfung der Staatseinheit, faft des Staates felbft. Die Verfaf- 
fung erhält mitunter etwas von einem füberativen Charakter. Dod zum Bundes— 
ftaat kann der Lehnftaat niemals werben, wenn er nicht feinen Charakter gänzlich 
aufgibt. 

i Am weiteften ift die Auflöfung früher in Frankreich, fpäter in Deutfhland 
fortgeſchritten. Dort ward ihr Einhalt gethan und eine entgegengefegte Richtung 
erhielt das Uebergewicht. Hier unter dem Einfluß verſchiedenartiger äußerer und 
innerer Verhältniffe ging das Reich auf diefen Wegen zu Grunde. 

Auch die Fürſtenthümer waren hier wieder wefentlid Kleine Lehnftaaten. In 
ihnen wieberholten ſich zum Theil viefelben Berhältniffe, vie in biefen überhaupt vor— 
fommen: die Aemter, Schlöffer mit den dazu gehörigen Gebieten waren an Vögte 
oder Kaftellane oder Amtleute zu Lehn gegeben; die Angefehenen des Landes, 
aufer der Geiftlichfeit vie Ritter, hatten Gerichtöbarfeit und andere Rechte auf 
ihren Gütern, die großentheils Lehen waren, und von denen manchmal wieder Theile 
an anbere vergeben wurden, Wer felbft Baffall, hatte faft innmer wieder andere unter 
fi; viele befanden fih auch in Lehnsverbindung mit verfchiedenen Herren. Eine 
mannigfache wechjelfeitige Verkettung der Berhältniffe warb fo herbeigeführt, vie 
doch auch zu mandherlei Kollifionen der Pflichten und andern Verwicklungen führte, 

Ueberhaupt entftand eine Zerfplitterung und Auflöfung aller Berhältniffe, 
bie den ftantlihen Interefien vielfach Abbruch that. So großartig auf der einen 
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Seite das Lehnfyftem in feinem allumfaflenden Zufammenhang und feiner reighen 
Gliederung erfheint, fo Hleinlic find doch in anderer Beziehung oft die auf tem 
Lehnsorganismus beruhenden Gebilde, auf die ein Theil der ftantlihen Aufgaben 
übergegangen ift, ohme daß zugleich die rechte Kraft oder nur die Grundbedingung zu 
ihrer Erfüllung gegeben ift. Denn nur ein Bruchtheil des ftaatlihen Lebens konnte 
fich meift bis in dieſe Heinen und entfernten Körper verzweigen. Dazu fam eine 
Hemmung freier Bewegung, eine Pellelung der Menfhen und bes Landes zu— 
gleich, regelmäßig auch ein Drud ver geringeren, nicht dem Lehnsverband felbft 
angehörigen, aber ven feubalen Gewalten, nit dem Staat unmittelbar unterwor- 
fenen Bevölkerung. 

Und dies trat mehr hervor, je mehr die urfprünglichen I. der ganzen 
Entwidlung fih veränderten, Umbilvungen in dem geſammten Leben des Volls 
eintraten, mit denen jene Orbnungen fi nicht vertuugen ober bie ihnen body bie 
Bedingungen ihres Lebens entzogen. 

So konnte es nicht ausbleiben, daß ein Kampf gegen bie feudalen Inftitu- 
tionen begonnen ward. In England, wo allmählig die lehnrechtliche Abhängigkeit 
des Grumdbefiges verfhwand, die mit dem Vaſſallenthum zufammenhängenden Stan- 
desunterfchiete aufhörten, die ftaatlihen Orbnungen aus der Verbindung mit dem 
Lehnweſen, bie bier immer mehr nur eine Form gewefen war, gelöst wurden. 
In Franfreih, wo das erftarfende Königthum erft gegen die Unabhängigfeit ber 
feudalen Gewalten auftrat, die ftaatlihen Rechte wieder in dem Mittelpunft des 
Staats foncentrirte, fpäter die Revolution mit gewaltfamer Hand Alles aufhob 
und befeitigte, was es an Inftitutionen gab, die irgenpwie mit dem Lehnweſen 
in Zufammenhang ftanden. In Deutihland hat die fräftigere Fürftenherridaft, ver- 
bunden mit den reformatorifhen Anfichten des 18. Jahrhunderts, Aehnliches be— 
gonnen; entſcheidend aber wurden bie Ereigniſſe am Beginn des Jahrhunderts, 
der Fall des Reihe, die Proflamirung der vollen Souveränetät in ven Rhein- 
bundftaaten, die Durdführung neuer politiicher und ftaatsöfonomifher Grund» 
füge in der Geſetzgebung Preußens und anderer Staaten. Schon bie politifchen 
Theorieen des 17. und 18. Jahrhunderts, die den Staat auf Vertrag, auf freie Ber- 
einbarung zurüdführten und vie Erzielung over Beförterung von Wohlfahrt und 
Glückſeligkeit als feinen Zwed binftellten, waren im Widerfprud mit dem Lehn— 
wefen. Die Periode der Reftauration und einer angeblich Bifterifhen, aber inner: 
ih unwahren oder beſchräukten Staatslehre hat ihm kein wahres Leben wieder 
einhauchen fünnen. Einer organifhen Auffaffung des Staats als Darftellung der 
Boltseinheit und einer verfaffungsmäßigen Ordnung, die das Volk in feiner leben- 
digen Gliederung zur geordneten Theilnahme am Staatöleben heranzieht, wider: 
ſpricht, wie die Verhältniffe jest find, daſſelbe durchaus. So find es doch nur 
todte Refte, die fortdauern, wefentlid nur von privatredhtliher Bereutung, die 
vollftändig zu entfernen als Aufgabe einfichtiger Gefeßgebung erfcheint. Im deut— 
fhen Staatsleben erinnert in der Succeſſionsordnung und bie und da fonft Ein- 
zelnes an die lehnrechtliche Grundlage; aber auch viefes wird nur beibehalten 
werben können, infofern e8 unabhängig von biefer feine Entftehung und Anerken— 
nung gefunden oder eine innere Berechtigung aufzumweifen hat. 

Literatur: Roth, Geſchichte des Beneficialwefens von den äfteften 
Zeiten bis ins zehnte Jahrhundert. Erlangen 1850. 8 — Waik, Ueber bie 
Anfänge der Bafjallität. Göttingen 1836. 4. — Homeyer, Syſtem des Lehne 
rechtes der fächfifchen Rechtsbücher, in Sachſenſpiegel, Zweiter Theil, zweiter Band. 
Berlin 1844. 8. — Die Bücher über deutſche Staats und Rechtsgeſchichte, über 
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franzöftfche und engliſche Rechts- und Berfafjungsgefchichte, namentlih Laferridre 
und Hallam. — Ueber vie Refte des Lehnweſens in den veutihen Staaten, be- 
fonders Zahariä, Deutſches Staats- und Bundesrecht II, S. 454 fi. und die 
bier angeführten Schriften. G. Waitz 


Lehrfreiheit und Lernfreibeit. 


Zum Theil gehören die Tehrfreiheit und die Lernfreiheit, welche auch unter 
dem gemeinfamen Ausbrud der Unterrichtsfreiheit (oben Bd. III. ©. 743) zufam- 
mengefaßt werben, lediglich dem individuellen Geiftesieben an, zum Theil find 
fie in Berbindung mit vem ftaatlihen oder kirchlichen Gejammtleben, und im An- 
ſchluß an die öffentlihe Schule zu beftitimen. Im erfteren Sinne ift vie Un- 
terrichtöfreiheit — ähnlich wie die freie Meinungsäußerung und die Bekenntnißfrei— 
beit — als Privatrecht zu erfennen, in lesterem Sinne ald öffentliches Recht 
zu normiren. Aber auch die privatredhtliche Unmterrichtsfreiheit geräth doch, injofern 
fie mit der öffentlihen Schule fonfurrirt und mittelbar in ven Erziehungsplan 
des Staates eingreift, unter die Kontrole und unter ven Einfluß des öffentlichen 
Rechte. 

Der außeramtlihe Privatunterricht des Privatlehrers gegenüber dem 
einzelnen Privatſchüler bewegt fi ſchon deßhalb in voller Freiheit, weil das 
ganze Verhältniß auf dem freien Bertrage des Lehrers mit dem Schüler — bezie- 
bungsmweife mit deſſen Eltern — beruht, und eine üffentlihe Kontrole des per- 
fönlihen Verkehrs zweier Individuen unmöglid ift. Würde ver Staat 
auch in diefer Beziehung fi einmifhen, und etwa von dem Lehrer den Ausweis 
feiner Befähigung verlangen oder ihm gewiſſe Lehrmittel worfchreiben wollen, fo 
würde er bald erfahren, wie wenig feine Mittel ausreihen, um eine ſolche Kon- 
trole durchzuführen, und wie nahhaltig und erfolgreich das Selbftgefüihl der Fami— 
lien und Individuen fid einer derartigen Bevormundung widerfegen würde, 

Sogar dann, wenn ein Privatlehrer feinen Unterricht einer zufammengefaßten 
Anzahl von Privatfhiilern anbietet, und etwa vor einem größeren Auditorium 
wiffenfhaftlide Vorträge halten will, ift eine Cinmifchung des Staates 
- ebenfo wenig gerechtfertigt, ald vie Mittheilung der Lehre in Form ver Prefer- 
zeugniffe gehemmt werben darf. Es ift das immer noch Aeußerung der perfönlichen 
Freiheit in ihrem eigenften Bereiche, in ver geiftigen Urbeit und in dem geiftigen 
Berkehr. Der Lehrer verfündet fein Wiſſen, der Schüler empfängt die Mitthei- 
(lung und wird dadurch geiftig bereichert oder angeregt. 

Ein Bedürfniß und bie Bilice des Staates zur Kontrole und beziehungsmeife 
zur Beſchränkung ver Freiheit des Privatunterricts beginnt erft da, wo dieſer zur 
Stiftung von Privatihulanftalten fortfchreitet und daburd in das öffent- 
lide Erziehungsmwefen eingreift; denn für diefes hat der Staat — in reli« 
giöfer Beziehung auch die Kirche — eine ihm eigenthümliche Yebensaufgabe zu 
erfüllen. Iſt die Privatſchule leviglih auf Erwahjene berechnet, fo iſt auch bier 
bie volle Privatfreiheit noch die natürliche Regel; denn es ift feine Staatsanfgabe, 
bie Fortbildung der erwachſenen Bürger zu überwachen oder zu leiten. Diefe mögen 
für fi jelber forgen und mit eigener Wahl die Wege fuchen, auf denen fie ihre 
perfönliche Beftimmung, nad der Art und dem Beftreben ihres individuellen Gei— 
ftes am eheften zu erfüllen hoffen. Aber wenn die Privatichule die Kinder und 
die noh unerwadhfenen Öliever ver Gemeinfhaft zu erziehen und auszubilden 
übernimmt, dann thut fie in ihren Kreifen dasſelbe, was der Staat fei es in 
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gleichartigen ober in verwandten Kreifen durch feine Bffentlihen Schulen zu thun 
fich verpflichtet und berufen fühlt, und gerade deßhalb kann der Staat ſich folden 
Privatanftalten gegenüber nicht mehr ebenfo inbifferent verhalten, wie gegenüber 
den Unterrihtsanftalten für Erwachſene. Das Privatreht fommt nun mit dem 
Stantsreht in Berührung und in nähere Beziehung und muß fi daher der Ho- 
heit des letteren unterwerfen. 

Während im Mittelalter die Kirche die Leitung der öffentlihen Schule beforgt 
hatte, ift diefe Leitung in nenerer Zeit wejentlid auf den Staat übergegangen, 
für die religidfe Seite der Erziehung unter Beihülfe und Mitwirkung der Kirche. 
Die Schule ift in Folge diefer Umgeftaltung vielfeitiger, thätiger und frudtbarer 
geworben. Diefe Verbeſſerung, welde ber heutigen Civilifation entſpricht, dürfen wir 
nicht weder einer kirchlichen Reaktion in dem mittelalterlid-befhränkten Sinne zum 
Dpfer bringen, noch durch die radikale Vorftellung von abfoluter Schulfreiheit ver- 
wirren und verderben laffen. Es kann daher fein unbefchränftes Recht ver Kirche 
oder irgend einer anderen Gefellfhaft anerfannt werben, nad ihrem Belieben 
Schulen zu ftiften, welche die Staatsſchulen verdrängen und der Aufſicht bes 
Staates entzogen werben. 

Bielmehr ift der Staat berechtigt, Garantieen dafür zu fordern, daß die Er- 
ztehung in ven kirchlichen und in anderen Privatihulen nicht in einem ber bürger— 
lichen Geſellſchaft und der Stantsgemeinfchaft feindlichen Geifte geleitet werde, und 
daß fie ihrerſeits alle die Bedingungen erfülle, welde der Staat feinerfeits in ven 
öffentlihen Schulen für die allgemeine Ausbildung für nöthig erachtet. Der Staat 
fann nie auf fein Auffichtsreht auch über dieſe Schulen verzichten und hat im 
Intereffe ver Vollszugend und ihrer Beftimmung darüber zu wachen, daß bie Pri- 
vatlehrer fähig feien und Vertrauen verdienen, und daß ihre Wirkſamkeit in Har- 
monie bleibe mit den Anfprüchen ver heutigen Civilifation, In neuerer Zeit hat in 
manden Ländern ber Staat dieſe Pflicht in überfpanntem Vertrauen auf die Kirche 
oder auf die abftrakte Freiheit der Yehre zu wenig ernft erwogen und zum Schaben 
ber eg 3 Öenerationen wie des inneren, insbeſondere des konfeffionellen Friedens 
und der Bervolllommnung der Kultur vernadjläffigt. Uebt- er aber dieſe Sorge 
gewifienhaft, dann mag er aud ven Privatanftalten im Uebrigen Freiheit gewähren. 
Die Monopolifirung alles Unterrichtswefens in der Staatsſchule ift das eine, 
die Shulanardhie das andere Ertrem, das bier zu vermeiden ift, Eine harmo— 
nifhe Ergänzung aber ver öffentlihen Schulen durd Privatanftalten fann die La— 
ften des Staates erleichtern, die BVielfeitigfeit der Bildungsmittel ergänzen und ven 
Wetteifer der Lehrthätigkeit erhöhen. Die Staatsihulen müſſen demnach die Regel 
bleiben, die Privatſchulen ergänzend ihr zur Seite ftehen. 

Die Lehrfreiheit und die Lernfreiheit hat inveffen nicht blos außerhalb der 
Staatsfhule, fondern auch in diefer felbft einen Sinn. Die Wiffenfhaft ift nicht 
ein Werk der Staatögewalt, fondern der individuellen Arbeit des nah Wahrheit 
ringenden Menfcengeiftes. Sie ift daher wefentlih unabhängig von der Staats- 
autorität. Je mehr daher die Schule den Charakter der wiffenfhaftliden 
Thätigkeit annimmt, um fo mehr bedarf fie auch der individuellen Geiſtesfrei— 
beit ſowohl auf Seite der Lehrer ald auf Seite der Schüler. 

Demgemäß verengt oder erweitert ſich jene Unterrichtsfreiheit nad) dem Ver— 
hältniß der Schule zu der wifjenfhaftlihen Arbeit. Die größte Beſchränkung der— 
jelben rechtfertigt fi) daher auf den unterften Stufen ver allgemeinen Bolfs- 
ſchule, ver höchſte Grad von Freiheit wird auf der oberften Stufe der Univer- 
fitäten fi entfalten. 
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Die Lehrfreiheit darf zwar aud in der Vollsſchule nicht ganz verfagt wer- 
den, benn gerade bie tüchtigften Lehrer werben nur dann zu voller Wirkfamfeit ihrer 
Kräfte gelangen, wenn fie ihrer Cigenthümlichleit gemäß den Schüler fafjen und 
anleiten dürfen. Eine mechaniſche Drefjur und Abrichtung verdirbt aud den Geift 
der Bollsſchule. Aber da in der Volksſchule die Anfangsgründe der Bildung ge 
legt und nur die gemeinfame Bildungsjtufe für alle Volksklaſſen erreicht werben 
fol, fo find bier eine genaue Feftfegung des Lehrftoffs durch obligatorifche Lehrmit⸗ 
tel und eine möglichft gleichmäßige Lehrmethode wichtige Garantieen für die Er» 
reihung biefes Zieles. Noch weniger darf man hier der Lernfreiheit einen weiten 
Spielraum eröffnen; vielmehr ift eine Nöthigung ber Kinder, die Schule zu befu- 
hen und für diefelbe und im derfelben zu lernen, der fogenannte Schulzwang 
unerläßlih, wenn die hohen Interefjen der gemeinſamen Volksbildung gewahrt und 
die folgenden Generationen die überlieferte Kultur ver vorgehenven fortfegen und 
weiter entwideln follen. Es ift harakteriftifh für unfere Zeit, daß gerade auf dem 
freien Boden Nordamerika's in Maffahufets im Jahre 1648 und in Connec- 
ticut 1650 die erften burdigreifenden Gefege über allgemeine Schulpflidt 
gegeben wurden und heute noch in ben deſpotiſch regierten Ländern am menigften 
diefer Zwang geübt wird. Unter den europäiſchen Staaten zeichnen ſich vorzüglich 
die germanifchen des Kontinents durch die Sorge aus, welde fie der allgemeinen 
Boltsbildung zuwenden, Wo aber ausnahmsweiſe die Privaterziebung volle Garan⸗ 
tie für mindeftens biefelbe Stufe ver Schulbildung gewährt, auf welde die äffent- 
fihen Schulen führen, da mögen fih aud einzelne Ausnahmen rechtfertigen laſſen. 

Später trennen fi die Volksklaſſen je nach ihrem verfchievenen Lebensberuf, 
und-ba die freie Wahl des Berufs num "allgemein anerfannt ift, jo ift auch jeber 
direfte Zwang zu einer Schule, welche die Borbildung und Erziehung zu den ver: 
fhiedenen Lebenstreifen übernimmt, unzuläffig. Selbſt ver mittelbare Zwang, 
welcher ven Beſuch beftimmter öffentliher Schulen, 3. B. ber Lateinſchulen over 
Gymnaſien zur Bedingung macht für öffentliche Anftellungen, kann leicht übertrie- 
ben werben und geradezu ſchädlich wirken, wenn er ven Ausnahmen eines abwei- 
enden Bildungsganges nicht genügende Rechnung trägt und auf gelehrte Kennt- 
niffe, zumal in ven alten Sprachen, einen übermäßigen Werth auch für folde 
Berufsarten legt, fir weldhe die Einficht in die Natur des modernen Lebens und 
die Fähigkeit, den Bedürfniſſen desſelben zu genügen, allein entjcheivet. Den Be- 
ſuch fremder Schulen verfelben Gattung zu hemmen, hat der Staat in der Regel 
feinen Grund, und wenn e8 fih um Ausbildung zu einem Privatberuf hanvelt, 
aud kein Recht. Für die Erziehung zu öffentlichen Stellen aber mag er immer- 
bin — im Intereffe feiner Eigenthümlichkeit — ald Regel vorjhreiben, daß feine 
eigenen Staatsanftalten menigftens fo lange von den Aſpiranten auf öffentliche 
Aemter und Stellen befucht werden müffen, als nöthig erachtet wird, um jene 
Eigenthümlichkeit kennen zu lernen. Nur ift auch diefer Regel gegenüber, damit fie 
nit den pebantifchen Schlendrian begünftige und die Mannigfaltigfeit der indi— 
viduellen Entwidlung füge, für Ausnahmen Raum zu laffen. 

Innerhalb diejer mittleren und oberen Schulen ift ſchon um bes noch unrei« 
. fen Alters der Schüler willen, aus Gründen der Disciplin und ver Erziehung 
die gemeinfame Ordnung des Ganzen für ben individuellen Willen der Schüler 
bindend, und die Pflicht der Schüler, an ven Arbeiten fortwährend Theil zu neh— 
men, kann bier noch nicht durch die individuelle Freiheit erfegt werben. Da aber 
alle Erziehung nur infoweit als Zwang von Außen her wirken darf, als die Ent- 
widiung ber inneren Tüchtigkeit und Fähigkeit zu individueller Freiheit dadurch 
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angeregt, richtig geleitet und geförbert wird, fo verfteht es fi, daß in demſelben 
Maße, in welchem die Schüler reifer und ſelbſtbewußter werben und im fittlicher 
und wiſſenſchaftlicher Entwidlung Fortſchritte machen, ihnen noch größere Freiheit 
verftattet werden muß. 

Auf den höchſten Stufen der polytehnifhen Schulen und vollends ber 
Univerfitäten fteigert ſich die Lernfreiheit der Schiller zu voller Achtung ihrer 
felöftbewußten Perſönlichkeit. Sie werben nit mehr als eigentlihe Schüler, jon- 
bern als freie, junge Männer, als Shglinge und ald Studirende behan- 
beit, und nun wird ihrem eigenen Triebe nah Wahrheit und Bildung mehr und 
voller vertraut als allen Arten äußerer Nöthigung. 

Einzelne Anwendungen und nähere Beftimmungen dieſer höchſten Lernfrei- 
beit der Stubirenden find: 

a) Freie Wahl der lehranftalt. Kein Berbot fremder polytehnifcher Schu- 
fen oder Univerfitäten für die Yandesangehörigen und fein Zwang zum Beſuch der einhei« 
miſchen Anftalten. Insbefondere ftehen die deutſchen Univerfitäten — die ſchweizeriſchen 
inbegriffen — auf einem gemeinfamen Boden wiffenfchaftliher Kultur und find unter 
einander fo nahe verwandt, daß es in der Hauptfache für die deutſchen Staaten gleich" 
gültig ift, auf welcher dieſer Univerfitäten die Kandidaten zu den öffentlichen Aemtern 
und Stellen ihre Ausbildung fuchen und fogar nüglih wird, wenn mande Yan- 
besfinder ſich auch anderwärts umfehen. Kann ein Staat biefe Befuchsfreiheit Über- 
haupt nit ertragen, fo ift das ein Beweis, daß er ſich dem deutſchen wifjen- 
ſchaftlichen Leben entfremdet habe und hinter der GEntwidlung bdesjelben 
zurüdgeblieben ſei. Borbehalten bleiben immerhin im Intereſſe fei e8 ber Exiftenz 
und Blüthe einer Anftalt, fei e8 der Gigenthümlichkeit eines einzelnen Staates, 
Beftimmungen, welde den Kandidaten des üffentlihen Berufs als Bedingung 
einen zeitweiligen Beſuch aud ver Yandesuniverfität vorfchreiben oder doch mittel- 
bar durch die Staatsprüfung, die mit der Yandesuniverfität in Verbindung gebracht 
wird, die Mehrheit ver Studirenden veranlafjen, ver heimiſchen Anftalt ſich während 
einiger Stubienjahre zuzuwenden. 

Der wechelfeitige Verkehr der polytechniſchen Schulen ift erft in feinen An- 
fängen begriffen. Hier befteht aber nicht einmal eine nationale Schranke; theils 
weil die Barifer Anftalt ein Vorbild geworben ift aud für die deutſchen Anftalten 
der Art, theild weil die Mathematik und die Naturwiffenfhaften viel weniger als 
die Wiffenfhaften von den Menſchen und menfhlihen Dingen von dem National: 
geift erfüllt und durch die nationale Sprache bevingt find. 

b) Freie Wahl aud der einzelnen Lehrer und ber Kollegien. 
Die polytehniihen Schulen halten noch den Unterfdhiev von obligatorifden 
Kollegien und niht-obligatorifhen für ihre Eldven feft; und aud auf ein- 
zelnen Univerfitäten findet ſich zuweilen eine ähnliche Unterfcheidung wenigftens 
mittelbar durch die Staatsprüfungen gefhütt. Für die obligatorifchen Fächer wird 
dann nur die Wahl der Lehrer, wenn zwei oder mehrere vasjelbe Fach lehren, den 
Studirenden geftattet, aber das Fach jelbft, zumeilen auch vie Aufeinanderfolge ber 
Fächer für ein unerläßlices Bedürfniß des gefammten Studiums erflärt. Wird 
im Mebrigen alles vermieden, was an bie eigentliche- Schulbisciplin erinnert umd 
aud in jener Hinficht der Verſchiedenheit der Individuen und ihrer Bedürfniſſe 
ein offener Spielraum gelaffen, fo ift eine folde Einrichtung nicht überall zu 
tadeln. Sie kann dienlid fein, um bie von ben Bebürfnifjen der einzelnen Dis- 
ciplinen felbft geforberte Folge gegen eine verkehrte Wahl ber hierin noch uner⸗ 
fahrenen Stubirenden zu fügen und hindert doch Niemanden, daneben die verfchier 
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denften Wege befonderer Stutien zu verfuchen. Wo aber ber gute Rath ſchon als 
Regel ſich ausreichend bewährt, da ift es felbft bier beffer, die geſetzliche Nöthigung 
zu unterlaffen, damit nicht die falfhe Meinung beftärft werbe, daß nur bie obli- 
gatorifchen Fächer des Studiums würdig, die nicht-obligatoriſchen entbehrlich feien, 

ec) Kein Zwang zum Kollegienbefudh, und daher aud Feine 
fortgefegte Kontrolle vesjelben. Freilich find damit, wie mit aller Xern« 
freiheit, aud; Gefahren verbunden. Es gibt wohl auf allen Univerfitäten eine ziem- 
liche Anzahl von Studirenden, melde fih des Vertrauens, das man in ihren 
perfönlihen Eifer fest, nicht würdig zeigen und häufiger in ven Kneipen als in 
den Hörfälen zu treffen find. In den auffallenpften Fällen der Art, wenn fid) zeigt, 
daß ein fogenannter Student Überhaupt die Anftalt, die ihn zum Mitbürger auf 
genommen hat, nicht benutt, ſondern nur den Schein des Studenten annimmt, 
um ungehindert feinen Lüften zu willfahren, mag immerhin jener unwürbige Schein 
zerftört und ein folcher Wiltfang entlaffen werden. Dennod hat jene Freiheit als 
Regel einen fo großen Werth, daß fie die Gefahr des Mißbrauchs wohl ertragen 
fann. Sie fteht mit der Freiheit des individuellen Studiums felbft in einem un- 
auflöslihen Zufammenhang. Würde hier eine Art von Schulzwang eingeführt, fo 
würde auch die freie Geiftesarbeit unter dem Drude leiden. 

Gerade auf die befieren Jünger der Wiſſenſchaft wirft das Gefühl, nicht 
aus Änferem Zwang, fondern lediglich aus innerem Antrieb den Studien obzulie- 
gen, fo ſittlich ſtärkend, und gibt ihrem Geifte einen fo erhebenden Schwung, daß 
nur in folder Atmofphäre der Freiheit das wiſſenſchaftliche Leben aufblüht. Wer 
einmal in feiner Jugend diefe Luft der vollen Selbftbeftimmung und der Geiftes- 
freiheit jahrelang eingeathmet hat, ver hat die Taufe des heiligen Geiftes empfan- 
gen, welde den hocgebilveten freien Mann von dem abgerichteten Dienftmann 
unterfcheidet. 1) 

Analoge Entwidlungsftufen fteigt auch die Freiheit der Lehrer bis zu der höch— 
ften Stufe der Univerfitäten aufwärts, der Natur der wiffenfhaftlihen Thätigkeit 
gemäß. Auf den mittleren Schulen hören ſchon die obligatorifhen Lehrmittel auf, 
aber der Schulplan fest die Aufgabe des Lehrers doch nod in engeren Grenzen 
feft. Auf der Univerfität werben nur die Fächer ganz allgemein bezeichnet, für 
welche ber Lehrer berufen wird, aber ſowohl die Art, wie er dieſe Fächer vertritt, 
feinem eigenen Ermeffen vellftändig anheimgeftellt, als auch dem Lehrer überlaffen, 
feine Thätigfeit beliebig auf andere Fächer auszudehnen. 

Negativ bedeutet dieſe höchſte Lehrfreiheit: der Staat fehreibt weder 
beftimmte Lehraufgaben nod einzelne Lehrſätze, noch Lehrmethode vor; ihr pofi— 
tiver Sinn ift: Der Lehrer beftimmt felbft nad feinem eigenen Urtheil ſowohl den 
Inhalt feiner Fehre als die Form der Mittheilung. Beides ift Sache der wiſſen— 
ſchaftlichen Erkenntniß und der perfönlihen Befähigung und Arbeit. Mit größter 
Aufmerkſamkeit hat daher der Staat bei der Wahl der Brofefforen darauf zu adj 
ten, daß er nur Männer von erprobter Wifjenfchaftlichkeit anftelle. Aber dann 
muß er ſich befcheiden, daß ihm felbft feine wiffenfchaftliche Autorität zuftehe, welche 
dem Mann der Wiſſenſchaft irgend imponiren könnte. Wo daher no eine ftaat- 
liche Beengung des Univerfitätsunterricts durch kontrolirte Hefte der Profefioren 
ftattfindet, da bat man die Höhe der deutſchen Univerfitäten und des wiflenfhaft- 


1) Gute Bemerkungen darüber wie über die Lebrfreibeit auf Univerfitäten, unterftügt von 
Sengniffen anerkannter Autoritäten, finden fih in den jenaiſchen Blättern von H. Scheidler. Jan. 
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lichen Lebens nicht erſtiegen und hat ſich von den Anſchauungen der Abrichtung 
noch nicht frei gemacht. 

Auf den Vorſtufen der Univerſität, wo durch Geiſteszucht und ghmnaſtiſche 
Uebung die Fähigkeit zu wiſſenſchaftlicher Arbeit geleitet und geweckt werden ſoll, 
haben die Schranken der Freiheit noch einen Sinn. Aber wo der Studirende ſelbſt 
den Studien mit Geiſtesfreiheit ſich hingeben und der Lehrer ihm nur als Vorbild 
und Führer vorgehen ſoll, da muß der Lehrer mit dem ihm eigenen Lichte leuch— 
ten und fich felber wiffenfchaftlid zurecht zu finden verftehen, venn eben basfelbe 
ift auch je nad feiner individuellen Begabung die Aufgabe des Stubirenden. Der 
Univerfitätslehrer darf daher nichts als Wahrheit ausfprechen, was er nicht felber 
als Wahrheit erkennt, und hat vie Pflicht, auch feine Wahrheit zu verläugnen oder 
zu verbergen, welde ihm für das Verftändniß der Studirenden zugänglich und 
für die Studien derfelben erſprießlich erſcheint. Ohne freie Forſchung feine echte 
Wiſſenſchaft, und ohne vie Erlaubtheit des Irrthums feine Findung der Wahrheit. 
Die Meifter und die Jünger der Wiffenfhaft müfjen mit ven Mühen ver freien 
Forſchung vertraut fein und die Gefahren des Irrthums durch eigene Anftrengung 
beftehen. Weber der Staat noch die Kirche Finnen ihnen jene Arbeit und dieſen 
Kampf durd ihre Autorität erfparen. 

Indeffen wie jede menfhliche Freiheit auf Schranken ftößt, welche die menſch— 
lihe Natur und das Zufammenleben ver Menfchen gezogen bat, fo ift auch bie 
höchſte Lehrfreiheit an den Univerfitäten feine völlig ſchrankenloſe. Es kommt bier 
nur darauf an, feine mit der Art und ten Bepürfniffen ver Wiffenfhaft unver: 
träglihen Schranken aufzurichten. Selbftverftändlid muß aud der Univerfitätslehrer 
bie gemeine Rechtsordnung beadten. Er darf nit bie freie Rede des 
Kathevers dazu mißbrauden, um die Jugend zu Verbrechen anzureizen, nod dazu, 
um Andere zu verläumden oder zu befhimpfen, Begeht er ein Verbrechen oder ein 
Bergehen, fo ift er wie jeder Untere ftrafbar. 

Ferner liegt aud in feiner Betheiligung am einer öffentlihden Anftalt 
eine nothwendige Beſchränkung feiner indivinuellen Willkür. Er ift verpflichtet, das 
Fach, das ihm anvertraut worven ift, wirklich zu vertreten und bie Lehrfreiheit 
nit in die Freiheit nicht zu lehren zu verkehren, und er muß fich mit Bezug auf 
Drt und Zeit feiner Vorträge ven Anweifungen aud) der gemeinfamen Univerfitäts- 
orbnung fügen. 

Eine in gelehrten Kreifen gern gehegte Anficht will außer biefen beiden 
Schranken von feiner weitern wiffen, und jeder Billige muß zugeftehen, daß bie 
Befugniß des Staates, weiter zu gehen und aud gegen einen Lehrer einzufchrei« 
ten, weil der Inhalt feiner Lehre mit der Beftimmung ber Univerfität zugleich als 
Bildungsanftalt für öffentlihe Berufsarten zu wirken, oder weil die Yorm feiner 
Mittheilungen mit der fittlihen Würbe derfelben in einen ernften Widerſpruch ge- 
räth, jehr leicht zur Hemmung und Unterbrüdung der Lehrfreiheit mißbraudt 
werben fann. Jene Meinung bat größere Beſorgniß vor dem Mißbrauch der ftaat« 
lien Gewalt als vor dem Mißbraud der Lehrfreiheit. Die Gefchichte der beut« 
hen Univerfitäten ift allerdings voll von Beifpielen auch des erfteren Mißbrauchs, 
und die Gefahr ift um fo größer, je weniger jelbft in ven höheren Regierungsfreifen auf 
allgemeines Verſtändniß ver willenfhaftlihen Freiheit und je weniger auf Liebe 
zur Wiſſenſchaft gerechnet werben kann, und je öfter ſich dort die menſchlich-erklär— 
liche Neigung findet, durch Gebote und Verbote die eigenen Meinungen Andern 
anfzunöthigen, 

Aber fo groß auch die Gefahr des ftnatlihen Mißbrauchs fein mag, fie be— 
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rechtigt doch nur, für Einrichtungen zu forgen, welche biefelbe verhüten, aber nicht 
dazu, auch ben unzweifelhaften Mißbrauch ber Lehrfreiheit im 
Diverfpruch mit der Würde und dem Recht des Staates und mit ber Beftimmung 
feiner öffentlichen Anftalten zu dulden. Die mathematifhen ımd die Naturwifjenfchaf- 
ten werben bier weniger betroffen, als die fogenannten moralifhen und die Wiffen- 
fhaften vom Geifte. In beiderlei Wiffenfhaften kann wohl ein Lehrer durch lie- 
berlihe Frivolität und Obfcönität heftigen Anftoß erregen, und feine Wirkſamkeit 
zu einem Schmußfleden der Anftalt werben, aber die letztern Wifjenfhaften find 
- auch bei ernfterem Streben vorzugsweife der Gefahr ausgefegt, eine Richtung ein« - 
zuſchlagen, welche für vie öffentliche Wohlfahrt ſchädlich wird, und da ift die Zu- 
muthung an den Staat übertrieben, daß er die Hände in den Schoof lege und 
rubig zufehe, wie auf feine Koften und mit Benugung feiner Staatsautorität und 
Staatseinrichtungen ein Lehrer tie ihm vertrauende Jugend zum Angriff auf bie 
ganze Staats- oder die gefellfhaftlihe Ordnung vorbereitet, indem er z. B. nad 
Art der Kommuniften die Zerftörung des Eigenthums und der Ehe als die Auf- 
gabe der Zeit lehrt, oder die Revolution als das Staatfprincip der Zukunft ver- 
kündigt n. ſ. f. 

Die individuelle Lehrfreiheit des Privatmannes im feinen wiſſenſchaft 
lihen Schriften und felbft des öffentlihen Lehrers in feinen außeramt- 
lichen Werfen hat demnach einen weitern Umfang als die Lehrfreiheit an 
einer öffentliden Staatsanftalt. Die erftere ift nicht betingt und nicht be— 
ſchränkt durch die Rüdfiht auf die Beftimmung der Staatsanftalt, aber vie lettere 
ift es; und deßhalb kann der Staat, auch wenn er vie liberalften Grundſätze in 
Bezug auf Öeiftesfreiheit und Meinungsäußerung bekennt und handhabt, auf fein 
Recht nicht verzichten, die Beftimmung der Anftalt zu wahren, und muß aud) Lehrer, 
deren Wirkfamfeit für diefe verberblich zu werben droht, theils zurecht weifen, theils in 
äußerften Fällen entfernen können. 

Die eigentliche Schwierigkeit Tiegt hier, wie Welker mit Recht ſchon im Staats- 
Ieriton bemerft hat, weniger in der Ermittlung des rihtigen Princips als in ver 
Anordnung und Handhabung des richtigen Verfahrens. Durd das Berfahren 
muß dafür geforgt werben, daß nicht die Staatsgewalt mit roher Hand die wifjenfchaft- 
liche Freiheit antafte und die Freubigfeit und den Muth der Forfhung nad Wahr« 
heit ertöbte, aber aud dafür, daß nicht ein Lehrer fein Amt mißbraude zu fort- 
gefetster und intenfiver Schädigung der Bildungszwede der Anftalt. Dem Lehrer müf- 
fen Garantieen gegeben fein gegen einen unwürbigen Drud, und dem Staate Garan- 
tieen gegen gefährliche Richtungen. Diefe beiten Erforterniffe werben nur ba be 
friebigt, wenn in einzelnen Fällen für ein gründliches und unparteitf—hes Urtheil 
geforgt wird, an dem unbefangene Männer der Wiflenfhaft einen entſcheidenden 
Antheil haben, nicht aber da, wo bie Staatsgewalt, ohne den Angefchulbigten zu 
hören, auf Grund geheimer Denunciationen mit Willfür verfährt. In früheren 
Zeiten haben die Regierungen in manden Streitfällen das Gutachten ber Fakul- 
täten und der Senate eingeholt und darnach mit Necht entfchieden. Der neueren 
Drganifation entſpräche ein Geſetz noch eher, welches vie ftaatlide Beſchränkung 
eines Univerfitätslehrers durch Verbot gewifjer Kollegien, ober die Entfernung bed- 
felben von feinem Lehramt wegen verberblicher Richtung von dem Urtheile eines aus 
wiffenfhaftlich gebildeten Männern gebildeten Öeföwornengerichts abhängig 
machte. Bisher hat man es aber in den meiften und aud in den liberalften beut- 
ſchen Staaten vorgezogen, ſich thatfählih von jedem Eingriffe möglihft zu hüten 
und die Lehrfreiheit jo weit als möglich gewähren zu laſſen, als das Verfahren 
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in Mifbrauchsfällen zu ordnen. Um fo drückender und mwilltitrlicer dagegen — 
freilich mit fehr verſchiedenem Erfolge — find andere Regierungen gelegentlid ein- 
gefehritten, wenn einzelne Lehrer mißliebige Aeußerungen wagten, zuweilen jogar, 
wenn fie ſolche Aeußerungen außerhalb ihres Amtes als Privatperfonen oder als 
Abgeorbnete mochten, in dem Amte aber ihre Pfliht vollftändig übten, Das rechte 
Gleihgewicht in dieſen Dingen wird erft dann erreidht werben, wenn gute Juſti— 
tutionen zugleich die Freiheit jhügen und den unleivlihen Mißbrauch berfelben 
firafen, und wenn der Geift der freien Wiffenfhaft auf den Univerfitäten ſelbſt 
durchgedrungen fein und von dem Staate fo hoch geehrt wird, wie er es verbient. 


Blnutigli. 
Leibeigenſchaft. 
Die Leibeigenſchaft in Deutſchland. 


l. Das alte ſtrenge Recht ver Leibeigenſchaft. IM. Socialer Zuftand ber Leibeigenen, 
Il. Deſſen Milderungen, insbefondere durch ben IV. Schritte der neueren Befchichte zur Aufhebung 
Ginfluß der Kirche. ber Leibeigenſchaft. 

Die Leibeigenfhaft ift urſprünglich der härtefte Grab ter Unfreihett 1), ent» 
ſprechend ver römifhen servitus, Der Yeibeigene ift nicht Subjeft von Rechten, 
nit Perfon, er ift nur Objekt von Nechten feines Herrn, er ift Sade 2), fein 
Leib ift Eigenthum feines Herrn. Schon Tacitus berichtet von einem ſolchen völlig 
unfreien Stand, von servis, bei den Germanen 3). Er weiß, daß der servus von 
feinem Herrn verfauft, gezüchtigt (c. 24), getöpfet (ec. 25) werden kann. Er ift 
nicht Glied der Bolksgenoffenfchaft: bei dem Verband der fuevifhen Stämme 
fommt dem fuevifchen servus fo wenig als dem Nidht-Sueven die nationale Haar- 
trat zu. — Allein durd die Sitte war das frenge Recht gemilbert, und 
Tacitus hat den Gegenfat der Behandlung der Knechte bei ven Deutfchen zu der 
Lage ver römifchen servi deutlih empfunden. Es ift ihm aufgefallen, daß bie 
Kinder der Knechte mit denen ber Freien zufammen aufwuchſen (ec. 20). Mit Recht 
hat man in der Gemeinfamkeit ver Namen der Freien und Unfreien ein weiteres 
Zeihen davon gefunden, daß, wie dies in unmittelbaren Aulturzuftänden natür— 
lich, der Abftand zwiihen beiden Ständen, im Leben, in ter Sitte hier minder 
fhroff war als bei den Römern. Dody war immerhin die Verheirathung von 
Freien mit Unfreien durch Tod oder Verknechtung geftraft, und bei zunehmender 
Kultur ſchieden fih die Stände auch äußerlich fharf genug 2). Die größere rela- 
tive Unabhängigkeit des Knechts bei den Germanen hatte zum Theil ihren äußern 
Grund darin, daß derſelbe fehr häufig auf einem vom Herrn angemiefenen Stüd 
Land mit eigenem Haushalt lebte, fo daß bie Abhängigkeit zunäch ſt nur in dem an 
den Herrn zu entrichtenden Zins erſchien 5), und Tacitus verglid daher bie Lage 
folher Knete cher ven colonis als den servyis der Römer 9%. Es mochte da 


1) Dot. Eichhorn, Deutihe Staats- u. Rechts-Geſch. 5. Aufl. $. 15. und Rechtéalterthümer 
von Jatob Grimm p. 300, “ ſa * 

2) R.U. p. 342. 

3) Germania ed. Jac, Grimm c. 20, 24, 25, 38, 44. Ann. IV, 72, 

4) Dot. RA. 309. — In harakteriftifcher, nicht nur für den Norden gültiger Weife iſt 
das Berhaͤltniß der Unfreien zu Freien und Edeln in Erfcheinung, Beichäftigung und Lebensweife 
geſchildert in Rigemäl, einem der fhönften Lieder der ältern Edda. 

5) ©. 25; wenn auch das »servus hactenus parel« des Guten zu viel thut. 

6) Doc mag Tacitus zum Theil Halbfreie, leti, für servi genommen haben; jedenfalls 
hatten die Germanen neben diefen bäuerlichen Knechten wie die Römer auch servos descriptis 
per familiam ministeriis ; fiche unten. j 
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wohl der Herr im Zorn feinen Knecht, wie einen Feind freien Standes, erfchla- 
gen — freilidy feinen Knecht ohne Wehrgeld und Buße —, aber ſyſtematiſche 
Härte gegen den Unfreien war ber Sinnesart des Germanen fremd, und fo fonnte 
denn im ziemlich kurzer Zeit auh im Recht, wie ſchon früher im Leben das 
Chriſtenthum beveutende Milverungen der Lage ver Leibeigenen erwirken. 

Freilih war aud) bei den Deutſchen die Entwidlung von ber völligen Un— 
freiheit dur eine Reihe von milderen Zuftänten hindurch bis zur völligen Auf» 
hebung der Leibeigenfhaft eine nur jehr langjam fortſchreitende. Bon diefer reichen, 
durd die mannigfaltigften Einflüffe bedingten, auch nad) dem Unterſchied der Länder 
vielfah abweichenden Gedichte der Unfreiheit in Recht und focialer Stellung 
fann auf dem bier geftatteten Raum nur ein höchſt ſtizzenhaftes Bild entworfen 
werben. 

I. Das alte ftrenge Necht der Leibeigenfchaft. Der Leibeigene, 
d. h. völlig Unfreie 7), wird in den Stammredhten ganz als Sache, dem Vieh 
gleih, behanvelt: 3. ®. Lex Alam. II. 90: si quis res suas post alium 
homiuem invenerit, quidquid sit aut mancipia aut pecus. Bgl. addit. 
sap. ad L. Fris. t. 8. de rebus fugitivis. Siservus aut ancilla aut equus 
aut bos aut quodlibet animal fugiens dominum suum etc, Oder ein nor» 
diſches Beifpiel: enn Pat skal vera halfgilt fe, er fe spiller fe, horn ok hofs 
ok traels: „Das fol mit halbem Geld vergolten werben, wenn Vieh ſchädigt 
Bieh, Horn- oder Hufvieh oder Knecht“. Frostath. L. IV. 13. p. 67. nady Wilde, 
Strafreht der Germanen, dem id die Stelle entnommen. 

Die Entftehbungsgründe ®) der Unfreiheit waren: a) Kriegsgefan- 
genfhaft (nicht bloße Eroberung, die nur gelindere Abhängigkeit, Zinspflicht zc. 
zu begründen pflegt. Vgl. Eihh. 1. c. $. 15. RU. 320—323). b) Geburt 
von unfreien Eltern; oft genügt Unfreiheit nur Eines der Erzeuger zur Begrün- 
dung ber Knechtſchaft des Kindes nah dem Grundſatz: „das Kind folgt der 
ärgeren Hand“, der erft jpäter dem milderen Worte weiht: „das Kind folgt ver 
befferen Hand“. Bei Ehen von Eignen verſchiedener Herren entſchieden Verein— 
barungen der legteren („Kindgedinge”), eventuell folgt das Kind ver Mutter (vgl. 
RA. 323 — 326). ec) Freiwillige Ergebung in Knehtihaft, beſonders 
häufig an Kirchen, um Schuß ynd Aderland von ihnen zu erhalten, oft aud an 
ven König und an weltliche Große: fpäter häufig Ginftimmung der Erben vor- 
ausfegend. d) Zahlungsunfähigkeit (R.A. 329), beſonders wenn die ver- 
wirften Strafjummen nicht aufgebraht werben fünnen. e) Berfnedtung zur 
Strafe, befonvders nah Weftgothenreht. ) Heirath mit Unfreien (RU. 
326), zum Theil aus dem Gefichtspunft ver Strafe. g) „Unfreie Luft“, d.h. 
Berjährung: einfprudslofer Aufenthalt an blos von Unfreien bewohntem Ort 
während eines gewijien Zeitraums. — Der Entftehungsgrund der Unfreiheit war nicht 
ohne Einfluß auf die Behandlung des Knechts. — Die widtigften Wirkungen 
des Verhältniffes find folgende: Der Herr hat am den Peibeigenen volles Eigen- 
thum und kann fie folglich vinbiciren, verfaufen (Stellen bei Kindlinger $$. 29. 46. 


7) Die rang find ſehr mannigfaltig. Val RA. 300-320, Walter, Deutfche 
Rechtsgeſch. 2. Aufl. $. 385. Rür die ftrenafte Unfreibeit servus, mancipium, manahoupit, 
schalk, halseigen, nordifdh Ihraell; mildere Grade bezeichnen laetus, aldio, hörig. Das latei— 
niſche altinens cum corpore begegnet ſchon 1289, das deutfche Leibeigen erſt 1558, Vgl. Kind: 
finger, Geſchichte der deutichen Hörtgfeit, Berlin 1819, 8. 2, 21—27, 44, 

3) Stühle, über den Urfprung des Leibeigenthums, Münfter 1802, 
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NA. 343. Walter $. 387) verfchenfen 9) — mit oder ohne das Grunbdftäd, 
als deren Zubehör fie meiftens erſcheinen —, er Tann fie zühtigen und urfprüng- 
lich aud tödten. — Der Knecht hat dem Herrn alle Arten von Dienften 10) 
zu leiften und jährlihd — ohne Unterjdhied, ob er von dem Herrn ein Stüd Land 
erhalten oder nicht — beftimmten Leibzins 11) zu entrichten. Außerdem wurde 
im Mittelalter fehr häufig nod eine befondere Abgabe zur Anerfennung 
der Gewalt des Herrn unter ſehr verfchiedenen Namen gefordert (Gemaltbebe ꝛc. 
R.U.p. 374), oft auf ein Huhn ermäßigt (Vogthuhn, Dienfthuhn 2c.) oder ganz erlaffen 
(Walter 8. 390). — Da die Geburt von unfreien Eltern als Entftehungsgrund 
der Eigenjhaft gilt, jo hat der Herr über die Kinder feiner Knechte die gleichen 
Rechte wie über diefe felbft. — In doppelter Hinfiht erfheint bei den Leibeigenen 
eine Schätzung in Geld: einmal der gemöhnlihde Kaufwerth, ber natürlich 
nit nur nad der Brauchlichkeit ver Waare (worauf unter Anderm ber Bejig 
von Handwerksfertigkeit, die verläffige Verwendbarkeit zu häuslihen Dienften, ja 
auch die Nationalität von wichtigem Einfluß find), fonvern auch nad Sand und 
Zeit, nad) Menge und Kaufkraft des Zahlungsmittels fehr verfchieven war. So— 
dann das Wehrgeld, d. h. vie für die Schäbigung oder Tödtung des Knechts 
an den Herrn zu entrichtende Summe, melde, wie das Wehrgeld der Treten 
und im Berhältniß zu viefem, nad den Stammrechten und zu verſchiedener 
Zeit nicht minder verfhieren war (Walter $. 393), — Da der Anedht nicht 
Perfon, fondern Sade, ift auch feine Ehe nicht duch Volksrecht geſchützt: 
ber Herr kann nit nur die Einftimmung vor Abſchluß der Geſchlechtsverbindung 
feines Eigenen verweigern, ſondern dieſe, audy wenn mit feinem Willen eingegan- 
gen, willfürlih wieder löjen 12). Bei der Heirath von Unfreien verjchiedener 
Herren bedarf e8 ber Einwilligung beiver. Für Ertheilung der Ehebewilligung wird 
im Mittelalter eine Abgabe 13) entrichtet. Wird „ausgeheirathet”, d. h. auf einen 
fremden Hof, fo werden die Rechte besjenigen Herrn, welder ven Beſitz ver 
liert, vorzüglih vie Anfprühe auf den Nachlaß, befonders gewahrt. Die Ehe 
von Freien, ja aud nur von Halbfreien, mit Unfreien war dem fittlihen Gefühl ver 
Germanen fo empörend und eine jo fhwere Verlegung der ftändifhen Grundlagen 
der Rechtsordnung, daß fie mit den höchſten Strafen bebroht war. Nah deut 


— —— .—_— 


9, In Holftein wurden nach im vorigen Jabrhrhundert Yeibeigene verfchenkt: f. Archiv f. 
Staats- u Kirchengeſch. der Herzogth. Schlesw-Holſt. u. Lauenb. IV. p 599. 

40) Bol. Hüllmann, hiſtor. u. ftaatewifienich. Unterfuch über d. Naturaldienite d. Gutd- 
untertbanen nach fränkiſch-deutſcher Berfaffung. Berlin 1803. Wig and, die Dienfte, ihre Ent 
ftehung, Natur ıc, Hamm. 1828, 

1%) In Charakterifirung und Abftufung ſolcher Abgaben von völlig oder halb Unfreien bat das 
Mittelalter einen unüberfebbaren Reichtbum von Bildungen entwidelt und dafür zabllofe Formen, 
oft im Interefie des Schutzes des Pflichtigen, 5 ſolche Zinſe beſtanden in Früchten, 
Vieh, oft in Form von Zehnten, Geräth, Kleidern, Stoffen, Fabrikaten, ſpäter in Geld. Dal. 
RN. p. 358— 362. Walter $. 390, Kindlinger 8. 48. Der beſchränkte Raum geftattet bier 
feine Angaben dea meiſt höchſt charafteriftifchen Details. 

12) Nur das Meftgotbenrecht beichränft dies Mecht des Herrn auf Jahr und Tag. 

13) Maritagiam — wenn auf einen fremden Sof geheiratbet wird, foris maritagium. — Die 
deutfchen Namen find äufßerft mannigfaltig: Bettemund, Schürzengeld, Hemdſchilling x. Bol. 
Walter $ 394. Kindlinger 88. 31, 46. RA. 1. e. Runde d. Privatrecht 8. 544. Mitter: 
maier D. Privat: R. $. 77. Daß jedoch in Deutſchland das fogenannte jus prime noctis 
wirflih und de jure wie in Rußland, Schottland und einigen Gegenden Frankreichs in Anwen: 
dung gekommen, ſcheint umerweislih,. Dal R. A. p. 380 384. Grupen, de jure primz 
noetis im — de uxore theotisca p. 1—35. Weitere Literatur hierüber bei Mittermaier, 
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Net der Sachſen 1%), Langobarben 19) und Burgunven 16) wird die Ehe ber 
freien Frau mit dem fremden Knecht durch den Tod beider ober eventuell, je nad) 
Wahl der Sippe, mit Verſtoßung der Frau in öffentlihe Knechtſchaft (nach Weft- 
gothenrecht L. V. III, 2. c. 3 in Knechtſchaft der Sippe felbft) und Tödtung des 
Unfreien geahndet. Auch nah fränkiſchem Recht wird die Frau dem Herrn ver» 
knechtet, deſſen Eignen fie ohne Erlaubniß geheirathet, und ebenfo wird ber Freie 
für feine Ehe mit einer fremden Magd durch Verknechtung an deren Herrn ge- 
firaft. Die Ehe mit dem eigenen Knecht wirb durch Räderung bes Unfreien, mit 
Sriedlofigkeit der Frau, nah Weftgothenreht mit Verbrennung beider geftraft. 
Dagegen geftattet das Langobartenreht die Ehe mit der eignen, jedoch zuvor 
freigelaffenen Magd. — Von folder Strenge blieb im Mittelalter wenigftens noch 
die Nahmirkung, daß die Ehe mit vem Ungenoffen das Recht (insbefondere der höher- 
bürtigen Frau) in ven Stand des Gatten, alfo bei Ehe mit Unfreien bis in bie Knecht 
ſchaft herunter zog (jedoch die Wittwe des Unfreien wurbe wieder frei), nad} dem Grund: 
ſatz: trittft du meine Henne, wirft bu mein Hahn. (R. A. p.326. Walter $. 394—396.) 
_ Berner konnte der Anecht als Niht-Rechtsfubjeft fein Bermögensreht haben 17); 

noch im IX. Jahrhundert verfällt fogar Alles, was der freie im Augenblicke der 
Berkuehtung befigt, dem Herrn. Freilih führte das Bedürfniß bes praftifchen 
Lebens, ja das Intereffe des Herrn felbft, auch im beutjchen Recht zur Anerken- 
nung eines dem römiſchen peculium ungefähr entſprechenden, relativ geſchützten 
Eigenbefiges des Unfreien: allein auch dies DBermögen war de jure Eigenthum 
bes Herren und konnte deßhalb bei Veräußerung oder Freilaffung des Knechts 
zurüdbehalten werben. Demgemäß kann auch fein (aktives oder paffives) Erbredt 
des Unfreien beftehen: der gefammte Nachlaß, auch jenes peculium, erbt nicht auf 
die Sippe des Knechts, fondern wird von dem Herrn eingezogen. (manus mortua 
RU. p. 364— 374. Bgl. unten sub II.) Der Eigene fann ferner weder fid 
obligiren noch für ſich Obligationen erwerben: Geſchäfte mit Unfreien, ohne Willen 
des Herrn gefhloffen, find nicht blos nichtig, fondern ftrafbar: wer dem Unfreien 
leiht oder von ihm kauft, verwirkt Leihfumme oder Preis an den Herm 18), — 
Der Knecht ift ferner nicht Glied der Rechtsgenoſſenſchaft: er kann vor Gericht 
weder als Kläger und Bellagter, noch als Zeuge, Eivhelfer oder Bürge handeln. 
Der Herr muß ihn vor Gericht vertreten: er fann ſich der Haftung für Delikte 
bes Knechts durch Preisgebung (noxs® datio) deffelber entziehen und fordert ander- 
ſeits die Kompofition für Schädigung oder Tödtung des Unfreien für fi ein. 
Der Knecht kann wider den freien nicht zeugen, ift im Proceß an jhwerere Be— 
weismittel (oft primär an Gottesurtheil) gebunden, vom Kampf als Beweismittel 
ausgefhloffen und der Folter unterworfen, nur mit Vorbehalt der Entſchädigung 
des Herrn für Folterung des unſchuldigen Knechts. 

Im Strafredt und Strafprocef der Unfreien kommen fehr mannig- 
faltige Grundfäge zur Anwendung 19%). Vergehen des Unfreien gegen den Herrn 
oder gegen Mitfnechte ftraft der Herr felbft, urſprünglich nad Willkür, fpäter 
nach Hofrecht im Hofgeriht (f. sub II). Auf dem Herrnhof befand fih zu 





14) Rudolf. transl. s. Alex, oc. 1. Perg, Ser. 11. p, 675. 
15) L. Burg. 35. 2. 3, 

16) L. Rothar 193. 221, 

17, Eichh. 8. 62 a. $. 363. R. A. 349, 

18) Walter F. 396—98. 

9) Dal. Wilda p. 652—665. Walter $. 765—67, RA. p. 665, 677. 
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diefem Behuf das Knechtgefängniß für Unterfuchungshaft und Strafe ver Schul 
bigen mit dem Fußblock (eippus), bei dem beftimmte Höfe eine Wachreihe haben 
(mansi cippales. Walter $. 765). Vergehen der Unfreien gegen Auswärtige muß- 
ten jevoh nah Landrecht gebüßt, konnten nicht der etwaigen Konnivenz bes 
Herrn überlafjen werden. Die Sicherung konnte nun entweder darin geſucht 
werden, daß der Herr unbedingt, wie für fein Vieh, für feine Anechte haftbar 
erklärt, oder daß umgelehrt der Knecht immer unmittelbar felbft geftraft wurde. 
Andere Nechte ſuchen zwifchen beiden Syſtemen zu vermitteln, Direlter Bes 
fehl des Herrn macht den Knecht ſelbſtverſtändlich immer ftraffrei. Wenn einerfeits 
meift der Herr den pofitiven Schaden erjegen oder ſich durch Preisgebung des 
Knechts davon löſen muß, kann er anderfeits den Knecht dur Erlegung der Buße 
von der öffentlichen Strafe befreien. In das Detail kann bier nicht eingegangen, 
fondern nur einiges Wichtigfte diefer intereffanten Frage berührt werden. Wenn bie 
Konjequenz der Auffafjung des Knechts als einer Sache zur unbedingten Haftungspflicht 
des Herrn für den Knecht wie für fein Vieh brängte (L. Thoring. t. XVI. omne 
damnum quod servus fecerit, dominus emendet), fo nöthigte anderjeits die Ge— 
meingefährligfeit, aud) den Willen ter Unfreien zu berüdjichtigen und auf ihn 
zu wirkten. Es tritt der Gefihtspunft hinzu, den Herrn zu ftrafen für ungenü- 
gende Zucht und Aufjiht (Lex bajuv. VII. 2. pro eo quod servo suo discipli- 
nam minime imposuerit), und oft wird Ueberlaffung des Knechts an den Geſchä— 
bigten (nox® datio), nicht zur Yöfung des Herrn, jondern neben Erſatz und Buße, zur 
Strafe des Herrn, gefordert. — Sehr ftreng verpflichtet das Langobardenrecht 
den Herrn für einen vom Knecht begangenen Mord oder Diebftahl. Nah ſächſi— 
ſchem Recht dagegen braucht der Herr nur bie Buße, nit aud) das Friedensgeld 
für das Vergehen des Knechtes zu entrihten und diefen nicht auszuliefern: ja, 
wenn der Anccht flüchtig gegangen, ift der Herr aller Haftung los, ein gefährlicher 
Grundſatz, der aber gleihmwohl von Karl vem Großen aud für andere Provinzen 
anerkannt wurbe. In dem faliihen, ripuariihen, alamannijhen, bayeriſchen und 
burgundiſchen Necht bildete ſich übereinftimmend der bereits oben erwähnte Grunt- 
fat aus, daß der Herr zwar immer ben direften Schaden erjegen, aber feine 
Buße entrihten muß und außerdem zwar den Knecht zu körperlicher Strafe hin- 
geben muß, aber diefe aud mit Geld abfaufen darf. (Bl. Wilda ©. 656, 658, 
660.) Daß der Unfreie, der ja nicht Glied der Rechtsgenoſſenſchaft ift, noch 
viel mehr als der Privatredhte ver ftaatsbürgerlidhen darbt, verfteht fich 
von felbft. — Es ift begreiflih, daß die Eignen ſich ſehr häufig durch bie 
Blut der Härte eines graufamen Herrn oder der Unfreiheit überhaupt zu ent» 
ziehen ſuchten. Solche Fluchtverſuche bedrohten aber nicht minder bie öffentliche 
Sicherheit, als den Vermögensſtand der Herrn, und dieſe entlaufenen Anechte, 
ihre Verfolgung, Auslieferung, Beftrafung zc. befhäftigen daher jehr oft die Ge: 
ſetzaufzeichnung Ihon der Stammrechte wie die abminiftrative Sorge der Kapitu- 
larien und fpäterer Gefege. Eben das Zuſammentreffen der Sorge für die allge 
meine Sicherheit mit dem Vermögensinterefje der Eigenthümer führte bier fehr 
früh zu fo ſcharfen polizeilich » inquifitorifihen Mafregeln, wie fie ſonſt bem 
Geift jener Zeiten fremd. Die Obrigkeit foll ven Flüchtling verfolgen, verhaften 
und dem Herrn umentgeltlidy zurückſtellen. Berleitung, Nihtanzeige, Bergung, Förde— 
derung der Flüchtlinge wurde mit ſchwerer Strafe geahndet, dagegen Anzeige und 
Auslieferung gelohnt. Dem Herrn ftanden bei der Verfolgung feltene Eingriffe 
in fremdes Hausreht zu, und fein Anſpruch auf ven Flüchtling war feiner Ver— 
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jährung umterftellt 2%), Auf dem Rechtswege findet die Unfreiheit nur in ben nad- 
ftehenden Formen und Fällen ihr Ende: 1) durch Geſetz. Unter gewiffen Vor— 
ausfegungen wird bie Infreiheitiegung des Knechts durch das üffentliche Necht, 
ohne Rüdfiht auf den Willen des Herrn, verorbnet: bald aus dem Gefihtspunft 
ber Beftrafung des Eigenthümers, bald aus dem ver Belohnung des Unfreien. 
So wenn der Herr die Ehe, die geſchlechtliche Ehre oder das (ſpätere) Verbot des 
Verkaufs des Anechtes außer Pandes verlegt hat. Insbefondere das Weftgothen- 
vecht enthält viele folcher polizetliher Borfchriften. (3. B. Infreiheitfegung bes 
Knechts zum Lohn für Anzeige von Verbrechern, für Uebertritt ans dem Juden— 
tum zum Chriftentbum, zur Strafe eines Juden, ber einen hriftlihen Knecht 
befigt, zur Entfhäbigung für unverdiente Folter ꝛc.) Im Mittelalter befahl das 
Geſetz Infreiheitfegung bes Leibeigenen nur mehr für den Fall, daß ihn der Herr 
in unverſchuldeter Roth verlafien, feiner eventuellen Alimentationspflict nicht nach= 
gelommen ꝛc. 2) In fpäterer Zeit fonnte, insbefondere nah den Privilegien man- 
her Städte, duch Erfigung der Freiheit, nach neueren Rechten durch 
(30jährige) Verjährung der Vindikationsklage die Unfreiheit beendigt werden. (Bl. 
Eichh. 8. 339. Walter $. 409.) 3) Weitaus die wichtigfte Art der Beendigung 
der Eigenfchaft war jedoch natürlih die Freilaſſung, d. h. der Verzicht des 
Heren auf feine Rechte an dem Eigenen. (Vgl. Walter $. 410—416.) Da biefer 
Berziht ein mehr oder minder umfaſſender fein konnte, gab es jehr verſchiedene 
Arten der Freilaffung mit fehr reihen Wöftufungen ver Wirkung. Aber eben 
weil die Freilaffung nur ein Berziht des Herrn, fonnte fie urfprünglicd gewiß 
nur die Privatrehte des Eigenthümers an dem Knecht aufheben, keineswegs aber 
dieſem rechtlihe Gleichftellung mit Dritten gewähren, und es ift nicht glaublich, 
daß ſchon vor der Wanderung aud bie günftigfte Form ber Freilaffung den Knecht 
ben freien Männern der Gemeinde auch an politiichen Rechten hätte gleich 
ftellen können 21), wenn dieß auch fpäter, nachdem Freiheit und Unfreiheit über- 
haupt nicht mehr summa divisio der Berfaffung war, dahin gefommen ift. In den nad) 
ber Wanderung entftandenen Reichen laffen ſich mehrere deutſch-rechtliche Arten der 
Breilaffung unterſcheiden, neben welchen ſich die überhaupt nad) römiſchem Recht lebende 
Kirche bis ins 14. Jahrhundert der drei aus dem fpäteren römiſchen Necht ent- 
lehnten Formen der manumissio (in ecclesia, per epistolam und per testamen+ 
tum) bediente, welche jedoch lange Zeit nur libertas romana gewährten, mandherlei 
Borbehalt zu Gunften der Kirche als Patronin enthielten und ven fo Freigelaſſe— 
nen bem freien Germanen nicht gleih ftellten, Bon dem reichen Detail des Rechts 
der Freilaffung (vgl. R.U. 331— 339) kann wieder nur Andeutung gegeben wer- 
den. Bei den Franken 3.2. ftellte die ungünftigfte Form der Freilaffuug nur dem 
litus, dem Halbfreien, gleich: ver im folder Weife Wreigelaffene hat nur das 
halbe Wehrgelo des freien Franken und ift diefem gegenüber weder ebenbürtig zur 
Ehe, noch fähig zu Zeugniß oder Rechtsgeſchäft. Die zweite Art, durch Freibrief — 
eartae ingenuitatis, bei Yosfauf c. redemtionales —, am häufigften angewendet 
und am längften erhalten (vgl. Rindlinger $. 30), macht zum cartularius, ber 
zwar ebenfalls nur das halbe Wehrgeld, aber in Beräußerung und Bererbung 
feines Vermögens größere Freiheit hat ald der dem litus gleichjtehende. 





20 Daries, de jure vindie. servos fagit, Francf. 1764, Walter 8. 401. Eich. &. 339. 

R N. 3415—348, 
e fe Dal. Waitz, Deutfche Verfaſſ. Geſch, 1. p. 179. Tac. Germ, ©. 25 fpricht von faktiſchem 
nfehen, — 
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Die günſtigſte Form der Freilaffung iſt die eines Scheinlosfaufs vor dem 
König, wobei ein denarius aus ber Hand des Freizulaſſenden gefhlagen wirb (bie 
ins 11. Jahrhunderts); ein folder denarialis fteht aud im Wehrgelb, nur daß 
er in Ermangelung von Kindern vom König mit Auefhluß anderer Verwandten 
beerbt wird. (Der König hat überhaupt als allgemeiner eventueller Mundwalt 
Patronatrehte über die Freigelaffenen, wenn ſich ber Herr biefelben nicht aue- 
brüdlich vorbehalten hat.) Bei den Langobarben entjprehen ben brei fränfifchen 
Formen ungefähr die Abftufungen: aldio — fulfrea — amund. (Vgl. Eich. 
8. 51. Walter 1. c. RU. 332, 335. — Ausführliches bei Heineccius antiq. 
german. T. IL. P. 2. p. 5—44.) 

1. Milderungen des alten firengen Nechts insbefondere durch 
den Eiufluß der Kirche. Die im Vorſtehenden nad allen Seiten hin ffizzirte harte 
Lage der Leibeigenen hat fih num aber in biefer ganzen Strenge nicht lange erhalten. 
Schon frühzeitig mildert die Gefeggebung bie empfindlichſten Schroffheiten des 
alten Rechts, vie ſchlimmſten Konfequenzen der Nichtanerfennung ber Perfönlichkeit 
bes Knechts. Hier war der Einfluß des Chriſtenthums von höchſter Bebeu- 
tung. Denn eine Lehre, welche von ver Gleichheit aller Menſchen vor ber Liebe 
Gottes, von der göttlichen Ebenbilvlichkeit des Menfchen, von ber Gemeinfam- 
feit der Erlöfung durch den Tod Chrifti für alle von dem Taufbund umfchlof- 
fenen Seelen ausgeht, war im höchſten Grade geeignet, die Idee der Menfchen- 
würbe, der allgemeinen und unveräußerlichen, wenn auch zunächſt nur in religiös« 
ſittlicher Form zur Geltung zu bringen 2), So ungeſchichtlich in fehr vielen 
andern Gebieten die landläufigen Phrafen von dem frühzeitig mächtigen Einfluß 
bes Chriftenthums auf die Germanen fi bei unbefangener Prüfung der Duellen 
erweifen, hier ift, was fonft vielfach eine Nevensart, eine Wahrheit; und bie Lin- 
derung der Sage der Unfreien theils durch Milderung ber Sitten und Geſetze, 
theils durch Begünftigung der Freilaſſungen als gottgefälliger Werke ift eines ber 
banfenswertheften Berbienfte der mittetalterlichen Kirche. — Aus der reihen Ge- 
ſchichte dieſer Fortfchritte von der äußerſten Rechtlofigkeit zur völligen Gleichftellung 
mit ben freien können bier nur einige charafteriftiiche Stufen hervorgehoben wer: 
ben. — Mehr als mande Art des Mißbrauchs der Rechte des Herrn — gegen 
weldhen immerhin deſſen eigenes Intereffe fihherte, fiehe unten sub III. und IV. — 
war bie Uebung einer an ſich völlig zweifellofen Befugniß deſſelben praftifch darum 
höchſt befchwerlich für den Unfreien, weil gerade ver Vortheil des Herrn ſehr häufig 
dazu aufforberte, nämlich das unbefchränfte Recht, den Leibeigenen beliebig zu ver- 
äußern. Der Verkauf in die Fremde, an Heiden, an Niht-Germanen konnte 
ben Unfreien jeven Augenblid, wenn der Herr Gelegenheit zu vortheilhaftem Ver- 
fauf hatte, von feiner Familie, von feiner Scholle, von dem Schuß der Kirche 
und ber milveren germanifchen Sitte losreißen und plöglid einer unbeftimmten 
und völlig unbeſchraͤnkten Graufamteit preisgeben. Deßhalb wird jhon im Weft- 
gothenrecht und in ben Kapitularien Karls des Großen der Verkauf der Anechte 
außer Landes, insbefondere an Heiden (trans fines regni, ja felbft trans fines 
provincie, ad paganos) bei Strafe verboten und aud für Verkauf innerhalb des 
Reiches Zuziehung der Geiftlihen, der Obrigfeit oder unbeſcholtener Zeugen ge 


22) Val. 3. ®. Canon. 68. Caus. 12, Quast 2. quum redemior noster disrupto quo 
tenebamur captivi vinculo pristin®e nos restitueret libertati, salabriter agitur, si homines 
quos ab initio nalura liberos protulit et jus gentium jugo substituit servitutis in ea 
qua nati fuerant libertate manumissionis beneficio reddantur, 
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fordert, Die Kirche hatte dazu den erften Anftoß gegeben (Coneil. Cabilon. a. 649, 
ce. I nad) Walter $. 387) und verzichtete für ſich ſchon feit dem 11. Jahrhundert 
völlig auf das Net der Beräußerung Später wurde mwenigftens die Veräuße— 
rung ohne die Scholle verboten, was praftifch den größten Unterſchied machte. — 
Die Kirche ferner war es, welde, auf Grund ver Lehre von der Nächftenliebe 
und mit Bezug auf das fünfte Gebot, dem de jure allerdings beftehenven jus 
vite ac necis bes Herrn in feiner Anwendung zuerft Schranken z0g: das Afyl- 
recht trat ſchützend zwiſchen ven Zorn des Herrn und den flüchtigen Anecht, und 
grade die Sicherung des Lebens (und fogar der Glieder zum Theil) des Ver— 
folgten war ein Hauptzielpunft diefes Inftituts 3), Aber aud abgefehen von 
Berlegung des Aſylrechts ftrafte Die Kirche ſchon feit Anfang des 6. Jahrhunderts 
die eigenherrlihe Tödtung des Unfreien ohne Richterſpruch mit Erfommunilation, 
Die weltliche Geſetzgebung freilich taftete hierin erft fpät das uralte, in der Sitte 
feft begründete Recht des Herin an, mit Ausnahme des überhaupt anticipirenden 
Weftgothenrehts. Zur Zeit der Rechtsbücher aber wird das Tödtungsrecht dem 
Herrn bereits abgefprochen 4), wenn auch noch ftrengfte Züchtigung geftattet 
bleibt. — Eine weitere, praktiſch ſehr wichtige Milderung, weldye der Schwaben⸗ 
jpiegel ebenfalls ſchon kennt (ed. Lassb. 308) befteht in ver Beſchränkung bes 
Rechts, Leibeigene zu halten, auf die höheren Stände (wenigftens 
Mittelfreiheit wird geforbert), während früher feibft Halbfreie (ja ſogar Unfrete 
für ihren Herrn) Veibeigene halten durften. Es leuchtet ein, daß Behandlung und 
Lage des Knechts regelmäßig im Verhältniß ftand zu Bildungsftufe, Reichthum 
und Stand feines Herrn, weßhalb die Knechte auf Kron- und Kirhengütern von 
jeher am beften daran waren (fiehe unten snb III.). Damit ftand nun im Zu— 
fammenhang, daß tie Unfreien theild durch die häufigen Freilaffungen, theils durch 
die Privilegien vieler Städte, wonach die Luft den eingewanderten Eigenen in 
kurzer Frift frei machte (vgl. Eichh. $. 313), immer mehr aus den Städten ver- 
ſchwanden. (Nur Halbfreie, Hörige haben fi, befonvders in den Gewerken, lange 
Zeit in der ſtädtiſchen Bevölterung erhalten. Vgl. Eichh. $. 243. Wartinger 
leibeigene Stadtbewohner im 14. Jahrh. Steiermärf, Zeitfchr. VIII. p. 160.) So 
fam es, daß die Unfreien im Ganzen im Yauf ver Zeit zu einer beftimm-» 
ten Klafje der Landbevölkerung wurden (Eich. 88. 337, 448), als 
folde zwar an die Scholle gebunden, wofern nicht Freizügigkeit befonters ertheilt 
wurbe, aber eben dadurch aud gegen Losreifung von ihrem Grund und Boden 
dur willkürliche Veräußerung feitens des Herrn geſchützt. Zu Anfang des 16, 
Jahrhunderts ift e8 bereits in dem meiften Gegenden fo weit gefommen, und ſchon 
feit Anfang des 15. Jahrhunderts wird dies Verhältniß durch bie Geſetzgebung 
der erftartenden Landeshoheit, freilich nicht immer zu Gunften der Unfreien — 
(fiehe sub IV. — georbnet (vgl. Walter $$. 385, 389). — Die Lehre des Chri« 
ftenthums von der unverbrüchlichen Heiligkeit ver Ehe mußte fehr frühe vie Kirche 
dazu drängen, auch der Unfreien Eherecht zu fhügen, Doch leiftete aud hier das 
Interreffe der Eigenthümer zähen Wiverftand. So vermochte die Kirche lange Zeit 





23) Bol, im Allgemeinen: Helfredt von den Aivlen. Sof 1801. — 8, Dann in ber 
ee f. deutfches Recht 111. 327. — Wachter in d, Enchfl. von Erſch u. Gruber s. v. 
„Freiſtätten“. 

24) Schwabenſp. 73. Laßb. sver sin eigen Knecht ze tode sleht — man nimt im sin 
lip billicher danne ob er ein fremden slüge. — Glofje 3. Sachſenſp. 11. 32. wisse aber 
dass kein herr seinen Knecht loedten mag. — Walter $. 388, 
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nicht, die willfürliche Trennung der Ehe durch Berkauf von Seite des Herrn zu 
hindern, und mußte ſich begnügen, wenigftens die Wieberverheirathung der faktiſch 
getrennten Gatten ald Bigamte zu ftrafen (8. Jahrh.). Bald aber wurde wenigftens bie 
Unwiderruflichleit des von dem Herrn oder auch von zwei Herren einmal rechts- 
gültig ertheilten Ehefonfenfes durdgefest (9. Jahrh.). Erft fpät jedoch bob vie 
weltliche Geſetzgebung den Grundſatz auf, daß die Ehe mit Unfreien den Freien 
verfnechte; die Kicche aber konnte gerade bei diefer Frage am wenigften auf hal—⸗ 
bem Wege ftehen bleiben. Abgefehen von ven fittlihen Motiven, forderte ſchon vie 
dogmatifhe Auffaffung der Ehe als Saframent, daß auch die ohne und gegen 
Willen des Herrn gefchloffene Ehe als rechte Ehe und deßhalb als unauflöslich 
durch den Einſpruch des Herrn anerfannt werben mußte, was jeboch erft im 12. 
Jahrhundert durchgeſetzt wurde (von Habrian IV. + 1159. cap. 1. X. 4. 9, de 
conjug. servor. si contradicentibus dominis et invitis (matrimonia servorum) 
contracta fuerint, nulla ratione sunt propter hoc dissolvenda. Vrgl. Walter $.394. 
RU. p. 383.) In einem andern wichtigen Gebiete beburfte es weniger ver An- 
firengungen der Kirche, da bier das praftifche Bedürfniß des Verkehrs, ja der 
Bortbheil des Herrn' felbft in Sitte und Herkommen die Härten bes abftraften 
Rechts mildern mußte, nämlich im Gebiet ver Bermögensrehte ver Unfreien. 
(Bol. Eichh. 8. 62 a. S. 368.) Jenes oben befprodyene Analogon des römischen 
eeulium mußte faktiſch bald ein Nießbrauchsrecht des Knechts an Fahrniß und 
— des Herrn, die ihm dieſer überwieſen, herbeiführen. Schon zur Zeit 
des Tacitus war ein Maß für die Zinsgaben des servus an Getreide, Vieh, 
Kleidern ꝛc. feftgeftellt (G. e. 25), und fpäter orbneten bie Stammrechte zum Theil 
bie Veiftungen der Unfreien, Die Kirche ftellte die Einziehung des Sonderguts, 
bes peculium, des Knechts als Sünde dar 25), und ſchon im 7. Jahrhundert 
war die Belafjung deſſelben bei Freilaffungen, ja fogar die Annahme eines Löſe— 
gelds aus der Errungenschaft des Knechts, Negel und Sitte. Insbefondere bei den 
bäuerliden Unfreien wirkte ſchon das Interefie des Heren auf Geftattung ge 
wiſſer Vermögensrehte hin: ver Eifer für Steigerung der Ertragsfähigfeit des 
von dem Knecht bebauten Landes, die dann doch zulegt wieder dem Herrn zu 
Gute fam, hing natürlid von dem Grab ber Sicherheit in feinem und feiner 
Erben Befig an dieſem Boden ab. So wurde es frühzeitig Regel, ven Knecht 
nicht ohne Grund (d. h. wenn er feinen Pflichten und Peiftungen nicht gehörig 
nahlam) vom Hof zu treiben ober feine Laften millfürlih zu fteigern. 
Am mwichtigften für Gedeihen und relative Unabhängigkeit der Unfreien wurde 
jedoch, daß das angedeutete Intereffe des Eigenthümers vor Allem die Ber- 
erbung des Leihgutes vom Vater auf ven Sohn frühe zur allgemeinen Regel 
machte: war doch die Sicherheit biefer Vererbung der wirffamfte Sporn für Ber- 
beſſerung des Bodens und eifrigen Anbau. 

Für Belaffung des Gutes wurde dann freilich eine Abgabe entrichtet, und 
zwar fowohl in dem Fall, wenn ber frühere Herr dem Erben bes Knechts, ala 
wenn ber Erbe bes Herrn dem früheren Knecht das Gut beließ. Diefe Abgabe 
(lat. mortuarium, manus mortua) wurde oft von dem Herrn aus dem In— 
ventar des hörigen Hofes, meift aus dem Vieh :c. gewählt, und begegnet faft 
überall, wo urjprünglid ein Recht des Herrn auf ven ganzen Nachlaß vorlag 2%). 


25) Egberli confessionale add. c. 35. non licet pecuniam suam servo auferre quam 
ipse labore suo adquisiverit. Walter $. 396. 

26) Die deutichen Namen, die äußerft mannigfaltig find, ſiehe bei Kindlinger 8. 32—34, 46. 
Eich, $. 62 a, 8363. Runde deutfches Priv.N. 8. 549. R. A. p. 364—374. Die äufigften find: 
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Aber alles Bererbungsreht der Unfreien bewegte ſich lange Zeit nur innerhalb des 
Kreifes der Mithofleute, und der Erbſchoß, Abſchoß (gabella hereditaria ser- 
voram), d. h. ein ftarkes Abzugsrecht des Herrn an dem an einen Fremden, einen 
„Aushöfer" verabfolgten Nachlaß des Eigenen, hat fi in vielen Gegenden bis zur 
völligen Aufhebung der Leibeigenfchaft erhalten. (Bgl. Eichh. $. 368). Viel fpäter 
und jeltener als ein Inteftaterbredht ter Unfreien wirb natürlich Teftirfreiheit der— 
felben anerfannt. Dagegen nöthigte das Bedürfniß des Verkehrs ſchon frühe, eine 
gewille Fähigkeit ver Unfreien, m Rechtsgeſchäften mit Nebenhörigen und mit 
Freien fowohl den andern Kontrahenten als fidy jelbft zu obligiren, einzuräu- 
men, fofern dies zum Betrieb der Wirthihaft, der fie als Verwalter, oder bes 
Handwerks und Gewerbes, vefien fie als Meifter und Berfäufer pflogen, unent- 
behrlich ſchien. Konnten fie aber einmal in eigenem Namen Gläubiger und Schuld— 
ner, fo mußten fie alsbald aud in eigenem Namen Kläger und Bellagte werben, 
und die Strenge des alten Princips der Gerihtsunfähigfeit ver Unfreien 
fonnte um fo leihter durchbrochen werten, al® die uralten Grundlagen ver 
germanischen Rechtsgenoſſenſchaft längft von jüngeren Berhältnifien in Verfaſſung 
und Feben verdrängt waren. Gegen Unfreie wurden fie ſchon im 13. Jahrhundert, 
bald aud gegen Freie, zum Zeugniß zugelaffen, und feit dem 16, Sahrhundert 
erinnert an die alte Gerichtsunfähigfeit der Unfreien beinahe nichts mehr als vie 
Borfchrift der Einwilligung des Herrn, um als Kläger oder Bellagter vor Ge— 
richt erfcheinen zu können. — Daß nun aber dieſe ganze Entwidlung fo fidher 
und ftätig fortfchreiten fonnte, davon war juriftiih die wichtigfte Urſache ver 
Schuß, welden das Hofrecht (jus curie) den Unfreien gewährte 27), Während 
nämlih an fi) und urfprünglich bei ver Rechtloſigkeit des Knechts gegenüber ſei— 
nem Herrn lediglich die Willtür des Letzteren über fein Yeben und feine Lage ent- 
ſchied, bildete fich fehr früh ein beftimmtes Herfommen ſowohl über die Leiſtungen 
des Knechts als über die Strafgemalt des Herrn für die einzelnen Vergehen aus, 
So ftellte fid) neben das Volksrecht oder Landrecht allmählig ein Hofrecht, welches, 
wenn auch unficherer und härter als vie Rechtsnorm ver Freien, doch wenigſtens 
eine objektive Rechtsordnung und fomit eine Schranke der rein fubjektiven Willkür 
des Herrn war, Aber das Hofredyt ohne das Hofgericht würde wenig geſchützt 
haben. Gefichert wurde jene objektive Rechtsordnung in ihrer Anwendung dadurd, 
daß der Grundfag aller germanifchen Rechtspflege, daß der Gedanke des Genof— 
ſengerichts fih aud in dieſer unterften Sphäre germanifchen Lebens gel- 
tend machte. Wie ver freie Mann follte auch der Knecht nur von feines Glei— 
chen gerichtet werden, denn das Necht eines Jeglichen lebt in der Ueberzeugung 
feiner Standesgenoffen. Nicht alfo der Herr, fonvern die Mithörigen bringen das 
Hofrecht im einzelnen Fall zur Anwendung: dem Herrn blieb nur die formale 
Gerichtshoheit, die Hegung und Leitung des Gerichts und vie PVollzugsgewalt des 
Urtheils, ganz wie dem König oder feinem Grafen im Volksgericht 28). Darin lag 


Beitbaupt, Befttheil, Sterbiall, Todtfall, Seläh, Todtleib, Todtgans, Watmal, Theuerithaupt, 
Kurmede. Vgl. Bodmann, biftor, jurist. Abhandl. v. Beltbaupte, Mainz 1794, und Ar: 
noldi in d. Gnchflop. v. Erſch u. Gruber 1. 8. T. 9. p. 309. 

27) Bal. Eichh. $. 62 a. $. 86, 173, 303, 339, und Dird sub voce „Eigengericht“ in 
der Enchflop. v. Erfch u. Gruber 1, 8. T, 32. p. 183. Die meiften größeren Hofrechte find 
erit im 14. Jahrhundert aufgezeichnet worden, jo Das wichtige von Lohn a. 1363 (ed, Niefert 
Kösfeld 1819). Andere fiehe bei Kindlinger l. oc. Steinen, weſtph. Geſch. B. 111. u. V. 
und A Müller s. v. Sofrecht in der obigen Enchflop. 8. I1. T. 9. p. 322. 

28) Seifried, Geſch. d. ſtändiſchen Gerichtöbarkeit in Bayern, dann der Leibeigenfchaft, 
Dienitbarkeit x. Leipzig 1792, 
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natürlich auch materiell die ſtärkſte Garantie für die erworbenen Rechte, die beſte 
Ausſicht auf deren Erweiterung: dieſen ſelbſt hörigen Urtheilsfindern mußte Alles 
daran liegen, daß das Hofrecht, dem ſie ſelbſt unterworfen waren, möglichſt günſtig 
interpretirt, möglichſt gerecht und mild angewendet wurde. In Folge dieſer durch 
Hofrecht und Hofgericht geſchützten Entwicklung war nun der Unfreie in allen 
praktiſch wichtigen Dingen des Standes-, Proceß-⸗, Familien-, Vermögen⸗, Erb⸗ 
und Kriminalrechts dem zwar perſönlich freien, aber dinglich ſchwer belaſteten Hin- 
terſaßen, der ſeinem Gutsherrn ſchutzhörig und zinspflichtig war, völlig ähnlich 
eworden, ſo daß, da namentlich auch die Bezeichnungen für Perſonen und 
—— der freien und unfreien bäuerlichen Hinterſaßen in einander über— 
gingen, bei Aufhebung der Leibeigenſchaft oder ſpäter bei Ablöſung der Grundlaſten 
dieſe Verhältniſſe nur ſehr ſchwer und oft gar nicht mehr auseinander zu halten 
waren. 

III. Socialer Zuſtand der Leibeigenen. Wenden wir den Blick von 
dem Recht, d. h. von der Betrachtung der juriſtiſchen Stellung, zu dem 
Leben, d. h. zu der focialen Stellung ver Unfreien, fo erfennen wir leicht, 
daß fie, obwohl fie aller politifchen und lange Zeit auch aller Privatrechte darben, focial 
einen höchſt wichtigen Beftandtheil des Staates bilden, weil der größte Theil ver 
Arbeit vom ihnen geleiftet wird, fange Zeit ganz ähnlid wie von den Sklaven 
der Hellenen und Römer, nur daß bei dieſen jpäter das reich ausgebilvete Kultur» 
leben in Staat, Geſellſchaft, Wiffenfhaft und Kunft die Freigeborenen nod mehr 
von ber eigentlihen Erwerbsarbeit abzog, während das oben bereits erwähnte 
eddiſche Rigsmal ung den Freien nicht minder ald ven Knecht, nur in anderer 
Weile, arbeitend, und nur etwa ben Eveln, ven jarl, in einer ber hellenifchen 
Muße ähnlichen Lebensweiſe zeigt. 

Alle Arten von Dienft umd Arbeit werben von dem Unfreien für ven Herrn 
beforgt : Anechtsarbeit (opus servile) ift fein charafteriftiiches Merkmal. Zum 
Theil im Haufe des Herrn felbft, zum Theil auf entlegenen Landgütern als Auf- 
feher, Verwalter oder als niedre Diener, Arbeiter, Taglöhner in Haus umd Hof, 
in Stall und Garten, Feld und Wald, zum Theil als Meifter. oder Gefellen ver 
verfhiedenften Gewerke, die Weiber bald ald Mägde in Haus und Hof, bald als 
Dandwerferinnen, oft gemeinfam in den Frauenftuben (genitia von yuvauxeior) 
verfehen fie die meifte, wenigftens bie ſchwerſte eigentliche Erwerbsarbeit des 
Lebens. Schon darin liegt Möglichkeit und Veranlaſſung, hohen Einfluß, beveu« 
tendes Gewicht, reiches Vermögen zu gewinnen. Am niederſten ftehen natürlich) 
bie Berrichter der härteften Yelvarbeiten, höher fon die Hirten, am günftigften 
Künftler, Handwerker (Goldſchmiede, Waffenſchmiede) und vor Allem die Haus- 
biener, die in größeren Berhältniffen eben als Haus-, Hof- und (was bamals 
identiſch) Staats-Beamte erfchienen. Da fie num aud zur Berathung, Begleitung, 
Bedienung, zur Waffenfolge des Herrn im Krieg verwendet wurden (Eich, 
8. 194), mochten fie als Minifterialen und Ritter die Gemeinfreien bald 
mächtig überragen. Solche Unfreie legten dann faktiſch die Natur der Eigenſchaft 
ab. Länger und echter erhielten fich deren Spuren, wo der Knecht in Verbin— 
dung mit dem dem Herrn gehörigen Grundbeſitz blieb, was fpäter 
bie faft ausnahmslofe Regel warb und wobei der Leibeigene mit dem Halbfreien, 
mit dem Herabgefommenen armen Freien bis zur Unfenntlichkeit verſchmolz. Solche 
bäuerlihe Unfreie erfcheinen num in unerfhöpfliden Spielarten bis zur Zeit ver 
Aufhebung der Leibeigenfhaft: von dem reihen, angefehenen Erbpächter, der große 
Ländereien mit Schaaren von Knechten befigt, bis herunter zu dem armen, ver⸗ 
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achteten Köther, der ein dürftig Vorwerk des Herrn mit Einem Stüd Vieh wie 
ein Taglöhner beftelt. — Am günftigften waren, wie ſchon erwähnt, von jeher 
die Leibeigenen auf ven reihen Gütern, in ven wohlgeorvneten Haushalten ber 
Könige und der Kirchen daran (servi fiscalini, 8. ecelesiastici). Höheres Wehr- 
geld, glnftigere Stellung vor Gericht, Sicherung durch feftes Hofrecht famen ihnen 
früh zu Statten, und vie fiscalini zeichnete befonders vie Waffenfähigkeit aus: 
fhen unter den Merovingern fonnten daher die pueri regis — Unfreie im un- 
mittelbaren Dienft des Königs — hohe Reichsämter im Krieg und Frieden er- 
langen. — Wenn e8 fih nun darım Handelt, zu zeigen, wie beſtimmte Klaffen 
von Unfreien durch die Lebensverhältniffe, durch ihre geſellſchaftliche Stellung von 
dem Drudf der Eigenſchaft allmälig nit nur völlig befreit, fondern fegar zu 
folden Stufen von Madt, Ehre, Glanz und Reichthum empor gehoben wer- 
den fonnten, daß fie die Gemeinfreien weit überragten, fo bient hiezu am beften 
die Gefchichte derjenigen Klaffe von Eigenen, welche nicht nur im Leben, ſondern 
ſelhſt im Recht einen abgefhloffenen Stand mit beftimmten Stanbesredhten und 
«(Ehren gebildet haben, die wichtige Klafje ver Minifterialen, auf deren Be- 
deutung zu dem angedeuteten Zwede näher eingegangen werben muß 29). 

Der Name ministerialis bat in verfchiedenen Jahrhunderten eine fehr 
verfchiedene Bedeutung gehabt. Urfprünglich bezeichnete er niedere Beamte in ber 
Berfaflung des fpüteren Römerreiches (4. Jahrh.) und ging von da in das frän- 
kiſche Reich über. Schen unter ven Merovingern war Freiheit und Unfreiheit nicht 
mehr der mwichtigfte Unterfchied. Die veränderten politifhen und focialen Verhält- 
niſſe ſchoben andere Unterfcheidungen in den Borbergrunt. Nachdem das politifche 
Schwergewicht von der Bolfeverfammlung auf den König übergegangen, ift es 
vor Allem die Beziehung zu König und Hof, welche auszeichnet, welche auch den 
Unfreien, der in Amt, Schuß oder Gefolgſchaft des Königs fteht, der königliches 
Gut empfangen, hoch über den freien einflußlofen oder gar armen Mann erheben 
mag. Die freie Geburt war, wenn fie fi mit Hofdienft, Amt, Reichthum ver- 
band, ein Grund weiteren DVorzugs, aber an ſich hatte fie die alte Bedeutung 
niht mehr 30), So kam es bald, daß eine Klafje von unfreien Dienern, welche 
bie unmittelbare Begleitung und Umgebung des Königs bildeten, eben wegen bes 
Einfluffes, welche bie enge Verbindung mit dem Haupt des Reiches und die häufig 
daran geknüpften Reichthümer, Aemter ꝛc. gewährten, alle andern nit nur un— 
freien, ſondern felbft freien Männer des Neiches überragten, Das Staatsweſen war 
ja gewiffermaßen in vem Hof des Königs foncentrirt: und fo wurde der Name ber 
Hausdiener, der ministri, ministeriales für Staatsbeamte gebraucht. Der Herzog wie 
der mit der Scholle verſchenkte Bauer konnte damals ministerialis fein. Die wichtigen 
Erzämter des Marſchall, Senefhall, Scyent und Kämmerer wurden von M. bes 
fleivet. Der Herr hat mit Zuziehung von etwa fieben Genoffen Gerichtsgemwalt 
über den M., vie felbft über den höchſten geiftlihen und weltlichen Beamten fid, 
insbefondere wegen Treubruh, bis zur Todesftrafe erfiredt. An ſich ift damals 
noch die Minifterialität nicht erblich, fondern wird durch beſonderes Gelübde per- 
fönlih übernommen. Die Vortheile der M. beftanven: bei Geringeren in Zollfrei- 
heit, Waffenfähigkeit 2c., bei Vornehmeren in Aemtern, Einkünften, Landbeſitz, 


29) Bol. Die Minifterialen von A, Freib. v. Fürtb, Köln 1836 (und bei diefem die ältere 
Literatur p. I—XVI.), dem die nachfolgende Skizze größtentbeild entnommen. Val. ferner Kind- 
linger 8. 7—10. Walter $. 417, 418. Eichb. $. 49, 8. 259. 

30) Vgl. Waitz, D. Verf. Geſch. 11. p. 207. 


Bluntſchli un Brater, Deutſches Staats⸗Wörterbuch. VI. 25 
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Ehrengeſchenlen zc. Schon unter Karl dem Großen bezeichnet M. nicht mehr 
nur ben unfreien Hausbiener, fondern jeven Reichsbeamten. Als nad den Tode 
Karls die großen Herzoge, Grafen ꝛc. des Reiches ihre Aenıter in Lehen verwan- 
velten, geht der Name M. allmählig über in ven Namen Vaſall. Dies wieber- 
holte ſich in abfteigenver Linie bei dem Gefolge der Bafallen felbft, und M. be- 
zeichnet jet nicht mehr jeden Beamten, fondern nur unfreie Hausdiener, 
welche einem ver vier Erzämter zugetheilt waren. Insbefontere die Kirche gab aber 
ihre Yemter und Güter am liebften den verläffigen Unfreien zur Verwaltung, und 
diefe M. wurden nun den Freien, zumal durch das Waffenreht, das ihnen der Vor- 
theil der Herren überall zumandte, nahe gerüdt. Diefe M. vereinbarten bald felbft 
mit dem Herrn die Rechtönormen ihrer Berhältniffe und überwachten ftreng im 
Hofgericht die Anwendung diefes Hofrechts, in welches natürlich viele Be- 
ftimmungen ver Dienftrehte freier Mannen übergingen. Auh das Lehenweſen, 
bald mit Erbrecht, trat, wie in alle Gebiete, fo auch in den Kreis dieſer M., 
welche fih, nad dem allgemeinen Zug der Zeit, als eine Genoſſenſchaft fühlten 
und bald als beſondere Klaffe [darf von ten andern Ständen abhoben, fo daß 
die Minifterialen zur Zeit der Rechtsbücher erjheinen als ein befon- 
derer Stand unfreier waffenfähiger Hausdiener des Kaifers oder der Yürften, 
welde in einem erblihen, rein perfünlihen Abhängigkeitsverhältniß ftehen, nad 
befonderem Dienftreht beurtheilt werben und den Webergang von der Unfreiheit 
zur Freiheit bilden !). Sie erfheinen ald ordo ministerialium und fünnen 
die Ritterwürde mit allen Ehrenrechten viefes Standes (Siegel- und Fehde— 
reht, den Namen Herr, dominus, nobilis etc.) erlangen. Dod ftehen fie dem 
hohen Abel vielfah nad, fie fünnen nicht mit dieſem ebenbürtige Ehen fchließen 
und nicht Landeshoheit ausüben. Aber auch ven Freien, wenigftens den höchſten 
Klafien der Freien, ftehen die M. darin nah, daß fie denſelben vor Gericht un- 
ebenbürtig find. Dagegen dem geringften Freien ftehen die M. gleich (fpäter fogar 
höher), und als Ritter find fie auch dem freien Ritter zu Kampfrecht ebenbürtig. 
Bon andern Unfreien heben fih die M. (obwohl fie auch bomines proprii hei= 
gen) fharf ab, beſonders turd Befreiung von knechtiſchen Dienften und Abgaben. 
Nah dem Sachſenſpiegel heben die Dienftleute als Unfreie nur ven fiebenten Heer- 
ſchild; aber ſchon ver Schwabenjpiegel gibt ihnen ven fechsten, ven letten der 
eigentlichen Heerſchilde, ohne Borausfegung vergängiger Freilaffung: — fo fehr 
hatte fi inzwiihen die Bedeutung des Nittertbums gehoben. — Die nieverften 
Greien werben jegt dem unfreien M. nachgeftellt, und Freilaffung erhebt dieſe bis 
zum fünften Heerſchild, zu den Nitterbürtigen und Mittelfreien. Bald aber fiel 
aud das Erforverniß der Freilaffung weg, und der M. ftand jett als folder dem 
freien Nitterbürtigen gleih. — Bon den zahlreihen Gintheilungen der M. 
heben wir hervor die in M. des Neichs, der Kirche und des Adels. Grftere find 
entweder von jeher im Dienft des Reichs, oder fie find früher Unfreie des zum 
Kaifer gewählten Fürften geweſen. Sie find dem Reich zu befonverer Treue ver 
pflichtet, ftehen nur vor dem Kaiſer und ihren Genoffen zu Recht, befigen Neichs- 
gut und erſcheinen nad dem Untergang ber M. als edle, mit Reichsgut belehnte 
Ritter. Ihnen zur Ehe ebenbürtig find die M. der Kirche, als Mannen des Kir 
chenheiligen felbft angefehen und deßhalb beſonderer Ehre genießend, und gegen 
ihre Prälaten mit ftarten, häufig erzwungenen, Rechten geſchützt. Außer Kaifer 





9) Kürtb, $. 43, 
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und Kirche konnte nur noch der Abel M. halten, vie fi allmählig ven Erfteren 
gleich ftellten. Bon ihren Pflichten find die wichtigften die Heer-, Hofe und 
Gerichtsfahrt nad den Ruf des Herin, mit welchem fie Feindſchaften und Freund- 
fhaften, Würden und Ehren theilen. Dafür bat fie der Herr vor Gericht zu ver- 
treten, in jeder Noth zu unterftügen, und ein befonvers enges Band von Huld 
und Treue verbindet den Herrn und den M. in allen Dingen. Sie hatten 
faktifch fo mädtigen Einfluß, daß der Herr bei wichtigen Handlungen an ihre 
Einftimmung gebunden ift, ja daß fie ihm ben Gehorfam geradezu aufkünden 
tönnen. Unter einander durch Interefje, Standesreht und Standesehre verbunden, 
erfcheinen fie als eine Hofgenofjenfhaft — familia comministerialium 2) — 
und haben unter einander befonderen Frieden, Retrafts-, Näher- und Erbrechte. 
An den Fefttagen des Haufes verfammeln fie fih, mit Wappen und Farben des 
Herrn, in deſſen Burg. Fremden gegenüber theilen fie Anfehen und Ehre bes 
Herrn, welder ihnen befonvders in den von ihm abhängigen Stäbten hohe Frei- 
beiten, Rechte und Aemter verleiht, um die Bürger dadurch im Zaum zu halten. — 
Ein befonderer Eid, verſchieden vom Bajalleneid, verpflichtet fie dem Herrn zur 
Kriegshülfe wider Jedermann, außer Kaifer und Reid, bejonders zur Bewachung 
von Burgen. Sie haben mannigfahe Hausdienſte, aber nicht knechtiſche, nur 
ehrenvolle, zu leiften, die in Maß und Art genau geregelt find durd das zwifchen 
Landrecht und Hofreht die Mitte haltende Dienſtrecht. Diefe Dienftrechte 
wurden nicht vom Herrn einfeitig erlaffen, fondern mit den M. vereinbart, oft 
(wie Stadtrechte) die für Ginen Hof erlajfenen Statuten von einem andern ent- 
lehnt und die Urkunden forgfältig in Kirhen aufbewahrt. Diefe Dienftrechte gewährten 
den M., wenn fie auch der Gewehre nach Landrecht darbten, eine Gewehre zu Hof- 
reht an ihrem Eigenthum: Liegenſchaften befaßen fie häufig nah Amtrecht ober 
emäß einem von dem der Freien freilich formell wie materiell verſchiedenen Dienft- 
J——— Oft erhielten ſie vom Herrn beſtimmten Lohn in Naturalien, 
Kleivern, Waffen, Roſſen ꝛc. Freies Eigen zu freier Verfügung konnten fie nur 
mit Erlaubniß des Herrn, fonft nur innerhalb des Hofredhts Vermögen erwerben. — 
Die ritterbürtige oder gemeinfreie Frau tritt in den Stand des M., ven fie hei— 
rathet. Ehen zwiſchen M. verfhiedener Herren fuchten die Dienſtrechte zu hin- 
dern, weil fie die Treue der Dienftleute und die Erbredhte der Herren gefährbeten: 
oft ftraften fie folde Ehen mit Einziehung der Lehen. Ein maritagium ent- 
richten aber die M. regelmäßig nicht, weil der Herr nicht in diefem Punkt als 
Mundwalt gevadht wurde, und weil zur Zeit der Entftehung der Dienftrechte vie 
Form des Kaufs bei Eingehung der Ehe nit mehr vorfam. — Das Erbredt 
der M. konnte fih anfangs nur innerhalb der Hofgewalt des Herrn bewegen 
und war den Öegenftänden nad) (ererbtes, errungenes Gut, Amt, Lehen :c.) ſehr 
verſchieden. VBorausfegung der Erbfähigkeit war Ebenburt zu Hofrecht: im Uebrigen 
waren die Erbgründe wie nah Landrecht: Verwandtſchaft, Ehe, Bertrag, fpäter 
Bermächtnig. Wichtig waren jedoch hiebei die mannigfadhen Erbanſprüche des 
Herem. Wie der König oder fein Richter nach Landrecht bei freien, zieht der Herr 
nach Dienftreht bei M. ven Nachlaß in Ermanglung von (hofbürtigen) Erben 
ein. Bei Ausheirathen hat er ein fonfurrirend Erbrecht neben vem Gatten. Außer- 
dem hat er. vor allen Erben ein feftes Recht auf eine Quote des Nachlaſſes, manus 


©, Siehe Wahter sub voce »familia« in der Enchllop. v. Erſch u. Gruber S. 1, 
J ee 344 (wo veiches Material hierüber trefflich verarbeitet ifl) und „Dienftmannen“ ebenda 
1. T. % 42. 


25. p. 
25% 
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mortua, dextera manus), auf Alles, was von ihm ſelbſt herrührt (alſo auf 
Lehen und, zum Theil aus gleihem Gefihtspuntt, auf Heergemäthe). Wie 
nad Landrecht haben nad Dienftreht die Erben häufig ein Einſpruchsrecht bei 
Veräußerung von Liegenfhaften. — Im Strafrecht fteht obenan Trenbrud 
gegen den Herrn, wozu aud willfürliche Berheirathung gehört Beſondere Strafen 
find Entziehung der Rechte der Minifterialität, Verftoßung in die Lage ber ge- 
wöhnlihen Unfreien, Verwirkung der Gnade des Herren, Einziehung der Aemter 
und Güter, Ehrenftrafen (Hundetragen, Satteltragen ꝛc.), Haft, aber während 
andere Unfreie in ven Block gefchmiedet werden, Umziehung mit ſeidener Schnur 
auf Ehrenwort. Ueberhaupt milvert ver höhere Stand die Strafe, wenn aud 
der Bruch höherer Ehre die Buße ver M. erhöht. — Das Hofgeridht wird 
über die M. ganz nad Analogie des Landgerichts, nur ftatt im Namen des Königs 
im Namen des Herrn gehalten, oft muß ſich aber der Herr dabei vertreten laflen. 
Bei Streit zwiſchen M. verfchievener Herren entfcheiden doppelte Gerichte, oder 
das Dienftreht hat die Zufammenfegung eines Miſchgerichts vorgefehen. Die här- 
teren Gottesurtheile finden bei M. felten Anwendung, dagegen ftand ihnen wie 
Treien und Eveln das Kampfredt zu; oft war Berufung vom Dienft- an bas 
Landgericht geftattet. Beendet wird das Verhältnig 1) durch Uebertragung der Rechte 
des Herrn auf einen Andern, meift mit Belaffung der Güter, ja mit Nachlaß an 
Leiftungen, oft die Einftimmung der comministeriales vorausfegend und nicht 
eine eigentliche Uebertragung einer Gewehre, wie beim Berfauf anderer Unfreien 
enthaltend, 2) Dur Imfreiheitfegung zur Strafe des Herrn wegen Nicht— 
erfüllung feiner Hulvepflichten und wegen Verbrechen gegen Kaifer und Reid. 
3) Dur Verftoßung in gewöhnliche Unfreiheit zur Strafe des M. 4) durch Eintritt 
in den geiftlihen Stand und 5) Freilafjung durh den Herrn. — Man fieht, die 
Minifterialen waren den Bafallen fehr ähnlich geftellt, und die zum Untergang 
der M. führende Entwidlung befteht nun gerade darin, daß die M. mit ven 
freien Bafallen allmählig vollftändig verfhmelzem Wenn fie anfangs von 
den Bafallen die noch engere perfönliche Beziehung zum Herrn, das befonvere Dienft- 
recht, der befondere unfreie Stand unterfchier, fo mußten diefe Unterfchiede doch all- 
mäblig verſchwinden, ba faft alle M. zugleich auch Bafallen ihrer Herren, oft auch anderer 
Lehensherren, wurden, da bie Dienftrechte immer mehr ven Lehenredhten fich näher- 
ten, und dba die Spuren der Unfreiheit in der Yebensftellung ver M. fi faft ganz 
verloren hatten, nachdem jie alle Ehren des Ritterthums, Allodbeſitz außer Hof- 
recht, und als Rathgeber und DVertraute der Fürften und Herren höchſten Glanz 
und Einfluß gewonnen hatten. Diefer allmählige Uebergang ver Minifterialen in 
freie Bafallen hat fih von der Mitte des 13. bis zur Mitte des 14. Jahrhun- 
derts gleichzeitig mit der mafjenhafteren Entftehung des nieberen Adels in Deutſch— 
land vollzogen. 

IV. Schritte der neueren Gefchichte zur Aufhebung der Leib: 
eigenfchaft. Während fo ſchon frühe die Lage der Leibeigenen durd den Ein- 
fluß der Kirche, durch die überhaupt milder werdenden Sitten, durch die Ausbil 
bung von Hofreht und Hofgericht, durch ven fefteren, meift erblihen Zufammenhang 
mit der Scholle, durch Waffenreht und Miniftertalität ſich befferte, nahm auch bie 
Zahl berfelben immer mehr ab, Und zwar war e8 hier wieder die Kirche, welde, 
indem fie die Freilaffungen als Gott höchſt wohlgefällige gute Werke hin- 
ftellte, bewirkte, daß von frommen Seelen, insbefondere auf dem Tobtenbett, daß 
von Königen und Fürften bei großen Freudenfeften (Sieg, Hochzeit, Geburt von 
Erben ꝛc.) Veibeigene fehr häufig und in großen Maſſen freigegeben wurden. Sie 
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wußte aud das Recht der Freilafjung jelbft zu mildern, fo daß fpäter unter Be- 
feitigung ber früheren Unterfdiede in ber Wirkung jede Form der Freilaffung zum 
Bollfreien machte. Endlich wurde durch Herkommen und häufig aud durch Gefeg 
beftimmt, daß ber Herr die Freigebung gegen ein gewiſſes Röfegeld, das der Knecht 
oft jelbft aus feiner Errungenſchaft aufbringen durfte, oder fonft aus beftimmten 
Gründen (Eintritt in den geiftlihen Stand 3), in eine Gewerksinnung, in Staats- 
oder Kriegsdienfte, bei Erlangung von alabemifhen Graben) nicht folle weigern 
dürfen. 

Die Kirche felbft ging mit dem Beifpiel voran, ihre Eigenen in perfönlich- 
freie Schughörige und Zinspflichtige zu verwandeln (ſchon feit dem 11. Jahrhun⸗ 
dert), und aud weltliche Gutsbefiger erhoben von ihren Unfreien fpäter wenigftens 
jehr häufig feine ſchwereren Abgaben ald von ihren freien allerdings ſchutzhörigen 
oder fonft ftrenger abhängigen Pächtern und Zinsleuten. 34) 

Indeffen trat in dem im Allgemeinen günftigen Fortgang der Geſchichte bie- 
fer zu einem bäuerlichen Stande gewordenen Yeibeigenen doch auch manch' retar- 
direndes und feinvlihes Moment hervor, mehr freilich vie fociale Lage als das 
Recht derfelben verfchlimmernd. So hatte die erftartende Tandeshoheit und bas 
eindringende römiſche Recht nidt minder ungünftigen als andererfeits günftigen 
Einfluß. 

Wenn ſchon feit Ende des 13. Jahrhunderts freie und unfreie bäuerliche Zu- 
ftände oft bis zur Untenntlichkeit in einander fehillerten, fo Hatte das damals um 
ſich greifende fremde Recht für dieſe Halbfreiheit (mit Ausnahme des ziemlich un- 
praktiſchen Rechts der coloni und adseriptitii) feine rechte Form. Es kannte neben 
dem freien Eigenthum nur Zeitpaht und Emphyteuſis und räumte daher, wo fidh 
die Merkmale ver letsteren nicht fanden, dem Gutsherrn überall ohne Weiteres die 
Befugniß willfürliher Kündigung ein, das vom deutſchen Recht betonte dinglich e Recht 
des Bauern an dem Gut nicht achtend. Wenn fo das fremde Necht gerade die urſpünglich 
freien aber ſchutzhörigen Bauern benadhtheiligte, fam anvererfeits freilich den ur— 
fprünglih Unfreien die presumtio libertatis der römischen Juriſten zu ftatten. 35) 
Ebenjo wirkte die Entftehung der Yandeshoheit nad) zwei Seiten. Wenn biefelbe 
einerfeits einen gewiflen Schuß gegen graufamen Drud des Adels gewährte, Tonnte 
doch andererfeits das Zufammentreffen von fo vielen und fo ftarfen Rechten, wie 
politifhe Oberhoheit, Gutsherrlichkeit, Obereigenthum und bireftes Eigenthum an 
ver Perfon des Unfreien, in dem Landesherrn jet fo häufig vereint, nicht an- 


3) Kunſtmann, bifter. Nachrichten über die Freiſprechung leibeigener Priefter in Bayern, 
oberbayr. Archiv 1. p. 374. 

ss, Es iſt ir daß das Wort „Leibeigenſchaft“, welches überhaupt erft fange nach dem 
Verſchwinden der fchroffiten Härten des alten Rechts vorkommt, fehr häufig nicht die ftrengite 
Unfreibeit, fondern jene bäuerliche Halbfreibeit bezeichnet. Aber diefer Zuftand ift in ſehr vielen 
Fällen eben nur Ergebnih ver Milderung der alten völligen Unfreiheit, die hier zu befprechen 
war. Daß eine folhe wirklich in Deutfchland beftanden — was man vielfach in Abrede geftellt — 
(3.8. Geßner gefchichtl. Entwickl. d. gutöberrl. u. bäuerl. Verbältniffe Teutfchlande. Berlin 1820. 
p. 23.) beweist jeder Blick in die Stammredte. Mit Eichh. 8. 19. $. 49 anzunehmen, diefe 
bärteite Infreibeit fei erjt nach der Wanderung entftanden, verftößt gegen das Zeugniß des Zaci- 
tus und den ganzen Gang der Entwidlung. _ 

35) Dabei geriethen fie freilich oft in große Verlegenheiten und Widerſprüche. Zaſius (+ 1535) 
jagt: servi anonymi in nostra Germania homines proprii dieti nec adscriptitii nec coloni 
nec capite censi nec statu liberi nec liberti sunt, de omnium tamen natura participantes, 
Schard dagegen (+ 1572): quicquid in toto jure de servis sancitum est, id referendum 
est ad ruslicos nostri seculi, quatenus fert aequitas, similitudinem collegi. Dal. 
Died s. v. „Eigenleute“ in der Encykl. v. Erf u, Gruber 8. 1. T. 32. p. 189 


30. Ceibeigenſchaſt 


ders als die Laſten der Bauern mehren. Auch hier traf der Druck mehr noch die 
heruntergekommenen urſprünglich freien Bauern: denn im Zuſammenhang mit dem 
Uebergang der Unfreien in eine Klaſſe ber Landbevölkerung ſtand es, daß jetzt bie 
urfpränglidy nur von dem Unfreien geforderten Leiftungen von allen Bauern als 
folhen beanſprucht wurben. Die Unfreien ftiegen weniger zu den freien empor als 
diefe zu den Unfreien heruntergezogen wurben, und der Bauernftand als fol«- 
her im Gegenfag zu Priefter, Ritter und Bürger erfhien als das wahre Laſtthier 
des Staates. Dazu kaw, daß eine Hauptfhugmwehr des freien wie unfreien Bauern- 
ftandes, die Hofrechte und Hofgerichte, die Bauerrechte und Bauergerichte, von bem 
immer verberbliher um fich greifenden bureaufratifhen und abfolutiftifchen Geift 
des Staates jener Jahrhunderte verdrängt wurde. Der Gedanke des Genoflen- 
gerichts follte, wie jede Regung eines freien, ſich felbft regierenden Gemeindelebens 
erftidt werben. 36) An vie Stelle der felbftvereinbarten Hof- und Bauerrechte trat 
die Landesgejeggebung, welde vie Yeiftungen der Bauern und ihre Verhält- 
niß zu dem Gutsherrn vielfach von dem harten polizeilichen Geſichtspunkt aus 
ordnete. An die. Stelle der Hof- und Bauerngerichte trat der gutsherrliche Patri- 
monialrihter oder der landesfürſtliche Beamte, beide fremdes Recht mit 
unverftändlichen Formen handhabend. So hatte denn der Drud auf die Bauern, 
allerdings auf freie wie unfreie, zu Anfang tes 16. Jahrhunderts foldes Gewicht 
erreicht, daß die durch die neue Yehre der Reformatoren von der hriftlichen Frei— 
heit erhitzten Bauern anfangs nicht ohne Billigung Yuthers fih faft im ganz 
Deutſchland gegen ihre Zwingberren erhoben zur Wiedergewinnung, Vertheidigung 
und Erweiterung ihrer Rechte. 

Die wichtigften der von den Bauern geftellten Forderungen waren — dharal- 
teriftifch genug — folgende: Abihaffung der Unfreiheit als wider Gottes Gebot 
ftreitend, Zurüdführung aller bäuerlichen Laſten auf ihr durch Herkommen 
oder Bertrag beftimmtes Maß, Aufhebung des mortuarium, Abſchaffung der 
willfürlihden Geldbußen bei ber gutsherrlichen Rechtspflege, Nüdgabe ver ent- 
riffenen Gemeinbegüter, Antheil der Bauern an der gemeinen Mark, an Wald 
und Wafler, Wild und Fifh, getreue Verwendung der Zehnten zu wirklich kirch- 
lihen Zweden ꝛe. Die gemeinfame höchſte Gefährdung ihrer rechtmäßigen wie un- 
rechtmäßigen Anſprüche vereinte Fürften und Adel mit feltener Einmüthigkeit zur 
rofhen und blutigen Unterdrückung der merkwürdigen unter dem Namen bes 
Bauerntrieges bekannten Bewegung. 37) Die Lage der Bauern wurbe hierauf 
faft nirgends beffer, fait überall ſchlimmer als zuvor. Die veränderte Tebens- 
weife des Adels feit dem 17. Jahrhundert brachte dem Bauernftand — der un- 
freie ift jest hierin nicht mehr vom freien zu trennen — weitere Nachtheile. Wenn 
früher die Gutsherren ihren Eigenen vielfah Schug, Pflege, Theilnahme gewährt, 
wenn in Folge der fortwährenden perfönlihen Berührung der Herrſchaft mit ven 
Hörigen mannigfahe Rüdfiht und Schonung das Verhältniß gemildert hatte, fo 
mußte dies weſentlich anders werben als der Mel, zu bloßen Hofihranzen ber- 
abgefunfen, fortzog von feinen Schlöffern, Burgen und alten Yandfigen an bie 
Refidenzen der großen und Heinen Fürften, dort den dem Hofe von Verfailles nach— 


36) Merkwürdig ift das noch im vorigen Jahrhundert befchidte Eigengericht zu Oberwiefen- 
baujen in Heſſen. Vgl. Haltaus Gloflar s. v. Eigengericht. 

37) y = Sartorius, Verſuch einer Geſchichte des Bauernkrieges. Berlin 1795. Schrei« 
ber, der Bundſchuh. Freiburg 1824. Oechsle, Beiträge zur Geſchichte des Bauernfrieges. 
Heilbronn 1830. W. Zimmermann, allgem, Gefch. des — Stuttgart 1841. 
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geäfften Lurus mit feinen außer Berhältniß ftehenden Mitteln mitmachte und baher 
natürlich aus feinen Gütern viel mehr als ehevem erprefien mußte. Da wurde ber 
Bauer, befonders der unfreie, nur mehr ald Erwerbsmittel angefehen, und, ver Will- 
für harter Bögte preisgegeben, durch eine immer fteigende Laft von Zins- und 
Arbeit Forderung erbrüdt. 

Da konnte denn die Zeit, welche fi das „Iahrhundert ver Aufklärung” nannte, 
— das 18. — nit gleichgültig bleiben gegen die wachjende Noth der Landbevöllke⸗ 
rung. Die Regungen einer freieren Anfhauung von Staat und Staatsredht, die Be- 
tonung ber Menſchenrechte und Menſchenwürde mußten fi vor Allem gegen die Recht 
und Würde des Menfchen fo ſchreiend verlegende Leibeigenſchaft wenden, und fo finden 
wir denn ſchon feit der erften Hälfte jenes Jahrhunderts Literatur, Wiffenfhaft und 
Geſetzgebung bemüht, jene Zuftände zu mildern oder ganz zu befeitigen. — Es ift 
richtig, daß dabei vielfach mit flahem Nationalismus, mit aufräumender Gehäffigfeit 
gegen alles „Feudale“ d. h. am Ende gegen alles geſchichtlich Geworbene vorgefchritten 
wurde. Es ift wahr, daß bei Aufhebung der Leibeigenfchaft wie fpäter bei Ab- 
löſung der gutsherrlihen Rechte vielfah Privatrechte der Herren empfindlich ver- 
legt, daß beſonders andere, von der Leibeigenfchaft nicht Leicht mehr zu unterfchei- 
dende, Abhängigfeitsverhältniffe mit derſelben verwechſelt und die Entſchädigungen 
ber Herren deßhalb ſehr ungänftig bemeſſen und daß natürlich von diefen Härten 
vielfah Andere betroffen worben find als die Beranlaffer der Noth der Bauern 
oder ihre Erben. Es ift nicht minder richtig, daß die deutſche Leibeigenfchaft fal- 
tifh von jeher einen milveren Charakter als die römijche servitus getragen, und 
daß die Lage der plöglich von jedem Zuhammenhang mit der Herrichaft Losgerif- 
fenen und auf fich felbft gewiefenen Unfreien häufig eine harte war. — ber alle 
diefe Erwägungen können an ben einfachen Ergebniffen unferer Vernunft wie un- 
jerer Empfindung nichts ändern, daß die Leibeigenfchaft, wie fehr aud ihre Ent- 
ftehung und ihre lange Fortdauer geſchichtlich erflärlich, ein ſchreiender Widerſpruch 
war gegen das Wefen des Menſchen und gegen ben Begriff des Staates. Der 
Schuß, melden die mildere Ginnesart des Germanen faktiſch gewährte, mar bei 
ber durchgängigen Rohheit jener Kulturzuftände eine höchſt unfichere Schranfe, und 
die Gefchichte kennt Beifpiele genug davon, daß das harte Recht nicht nur ftreng, 
fondern graufam geübt wurde. Wenn man auch allen mildernden Momenten, ins: 
befonbere den Pflichten des Herrn gegen den Eigenen (Alimentation, Hülfe in Noth, 
Schuß ver Gericht ꝛc.) Rechnung trägt, fo ift doch nicht zu vergefien, baß bie 
Erfüllung dieſer Pflichten die längfte Zeit nur dem guten Willen des Herrn 
anheimgegeben war. Das patriarhalifhe Idyll, das man in jenen Zuftänten gefun- 
den hat, war gefhichtlic nicht die Regel, fondern die Ausnahme: der wirkfamfte 
Schuß für ven Knecht war wie bei aller Unfreiheit das eigene Intereſſe des Herrn, 
fofern Leidenfchaft und Dumpfheit des Sinnes e8 ruhig und Mar erkennen ließen. 
Am wenigften aber darf die Betradhtung der unmittelbar nah Aufhebung ber 
Eigenfhaft eingetretenen vorübergehend ungünftigen Lage der nun auf ſich ſelbſt 
gewiefenen Bauern bereuen laffen, daß man durch jene Aufhebung ein altes Un- 
recht gut gemacht. Denn wem ver burcaufratifch-abfolutiftifche, centralifirende Drud 
vieler Jahrhunderte den früheren Sinn genoffenfhaftliher Selbftregierung, wie 
die Rührigkeit der Einzelnen in eine dumpfe, noth- und hülfloſe Unfelbftänpig- 
feit verwandelt bat, jo läßt fi daraus vernünftiger Weife nur Eine olge- 
rung ziehen, nämlich tie Pflicht, durch Wieverbelebung des Gemeinfinns wie 
durch politifhe Bildung des Einzelnen jenen Uebelftänden ein Ende zu 
machen. Zum Schluffe eine kurze Zufammenftellung der Gefege, durch welde 
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in den verſchiedenen deutſchen Ländern die Leibeigenſchaft aufgehoben wor— 
den. #) 

In Preußen wurde vie Peibeigenfhaft auf den füniglihen Domänen ſchon 
von Friedrih I. aufgehoben. Dorforbnung von 1702. Friedrich II., ver 1763 
die harte Berrüdung ver Eigenen in Pommern mit eigenen Augen gefehen 
hatte, wollte, daß alle Yeibeigenfchaft in diefer Provinz „abjolut und ohne Raifon- 
niren“ abgefhafft werben follte, was jedoch der Adel durch Borgeben der Gefähr- 
dung der Refrutivung zu bintertreiben wußte. So murbe bie Leibeigenſchaft erft 
durch das Landrecht Th. IT. Tit. 7. $. 148 und die „Erbunterthänigfeit” erft 1807 
(Edikt v. 9. Okt.) für alle preufifchen Staaten aufgehoben, während zuerft in 
Deutihland Joſeph II. 1787, in Böhmen und Mähren durd Pat. v. 1. Nov. 
1781, dann in ganz Dentfh-Defterreich durch Pat. v. 20. Dec. 1782, darauf 
Markgraf Karl Frievrid in Baden, Verordn. v. 7, Aug 1783, diefen Schritt 
gethan. 

Darauf folgten: Schleswig-Holftein 1798 und 1805 (vgl. Ranzau, 
AUltenftüde zur Geſchichte der Aufhebung ver Leibeigenfhaft in den Herzogthümern 
Schleswig und Holftein. Hamburg 1798). Die Nheinbundftaaten: Weftphalen 
(Berortn, v. 23. Jan, 1808). Bayern (Erikt v. 31. Aug. 1808), Naſſau 
(Berordn, v. 1. Jan, 1808). Berg (Veroron. v. 12. Dec. 1808). Heſſen (Gef. 
v. 31. Aug. 1808). Aremberg (Berorn. v. 28. Ian. 1809). Yippe-Det- 
mold (Berorbn. v. 1. Jan. 1809), Schaumburg-Lippe 1810, die hanſea— 
tijhen Departements (franz. Defr. v. 9. Dec. 1811), Württemberg 
1819 (Bearfaff. II. $. 35). Medlenburg (Gef. v. 22. Feb. 1820). 

In einigen beutfchen Ländern wurde gar die unter der Herrſchaft Napoleons 
aufgehobene Yeibeigenfhaft nach deſſen Sturz wieder eingeführt (!), oder doch jeßt 
unter ungünftigeren Bedingungen abgefhafft, 3. B. in Divenburg, wo fie am 7. 
Juni 1808 aufgehoben war, durch Verordnung vom 7. März 1814. — Am läng- 
ften beftand fie in einigen Gegenten von Hannover, 3. B. Osnabrück (noch in 
den 20ger) und in ber ſächſiſchen Oberlaufig (no in den 30ger Jahren). 

Literatur. Außer den bereits angeführten Werfen: Potgieser de condit, 
et statu servorum apud Germ. tam veteri quam novo libri Ill. 2. Aufl. Yemgov. 
1736. — Waitz, Deut. Verf. Geſch. I. 184. f. II. 149. f. — Lezarditdre 
theorie des loix politiques I. pag. 93. f. 403 f. Paris 1844. — Pardessus. Loi 
salique Dissert VII. de l’esclavage d'après la loi salique pag. 517—532. — 
Gu&rard polyptique de l’abb& Jrminon I. pag. 277—420. — Mannert, 
Freiheit bei den Franken, Adel und Sklaverei, Nürnberg 1799. — Gaupp, Mifcel- 
len des deutſchen Nedhts 1830. — Hüllmann, Geſch. des Urfpr. der Stände in 
Deutihland 1830. — Montag, Geh. ver ſtaatsb. Freiheit 1812. — Erhard, 
über freiwillige Knechtſchaft ꝛc. Berlin 1821. — De Gourcy, Abhandlung über 
Freiheit und Leibeigenſchaft sc. Deutſch von Oeſterley. Göttingen 1788. — Benedey, 
Römerthum, Chriftenthyum und Germanenthum und deren Einfluß bei Umgeftaltung ver 
Sklaverei des Alterthums in die Leibeigenſchaft nes Mittelalters Frankfurta. M.1840.— 
Anton, Geſchichte ver deutſchen Panpwirtbichaft 1799, — E. M. Arndt, Verſuch 
einer Geſchichte der Leibeigenſchaft in Pommern ꝛc. nebſt einer Einleituug in das alte 
deutſche Yeibeigenthbum, Berlin 1818. — Runde, deutſches Privatrecht, Gött. 1817. 
$. 536—557 und bei dieſem die ältere Literatur $. 536. — Mittermeier, deut: 


38) In Frankreich 1779, 
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jches Privatrecht, Landshut 1830. $. 72. 82 mit ebenfalls fehr reihen Literaturnach⸗ 
weifen. — Ueber die weitere fehr reiche Literatur, befonders Abhandlungen in Zeit: 
fhriften und Enchklopätien, dann Monographieen über die Unfreiheitim Norden, in 
Bayern, Böhmen, Holftein, Yaufig, Medlenburg, Minden, Paderborn, Schlefien, 
Steiermart, Weftphalen, Württemberg, wie über die zum großen Theil einfchlä- 
gige Gefchichte des deutſchen Bauernſtandes die (freilich fehr unvollftändigen) Anga- 
ben bei Coſta, Bibliographie der deutſchen Rechtsgefhichte. Braunjchweig 1858. Nr, 
2225 —2228. Selig Dahn. 


Die SLeibeigenfchaft in Rußland. 


Die Leibeigenfhaft kann nad zwei Hauptarten unterſchieden werben: bie 
perfönlihe und die grundherrlidhe. Der Leibeigene ift entweder an ven 
perfönlihen Dienft des Herrn gebunden oder auf dem Boden anfäffig und zur 
Entrichtung gewiffer Frohnden und Abgaben verpflichtet. Bon beiden Arten war 
nur bie erfte uralt in Rußland. Knechte trıfft man ſchon in den früheften Urkun- 
ben. Die zweite wurde erft am Ende des 16. Jahrhunderts. zu Staatszweden 
eingeführt. 

Die Urſache dieſer merkwürdigen Erſcheinung wird uns klar, wenn wir die 
Verhältniſſe der mittelalterlichen Fürſten und ihrer Dienſtleute zu der Bevölkerung 
betrachten. 

Im weſtlichen Europa kamen die germaniſchen Eroberer maſſenweiſe nach 
Ländern, welche einen gewiſſen Grad der Kultur erreicht hatten. Durch die römiſche 
Herrſchaft waren ſchon feſte Verhältniſſe begründet. Die Bevölkerung war anſäſſig, 
zum Theil ſogar an den Boden gefeſſelt. Auch die Natur des Landes, aus Bergen 
und Ebenen gemiſcht, erſchwerte die Möglichkeit eines nomadiſchen Lebens und lud 
zur bleibenden Anſiedelung ein. So wurden bald die Eroberer anſäſſig. Sie nah— 
men ſich einen Theil des Bodens zu eigen, der Grundbeſitz ward die Stütze ihrer 
Macht, die Verhältniſſe wurden feſt und dauernd. Sowohl ver Lehns- als der 
Hörigkeitsverband nahmen den Charakter der Erblichkeit an, und natürlicherweiſe 
dehnte ſich die aus dem geſellſchaftlichen Zuſtande hervorgehende Leibeigenſchaft auch 
auf die Grundſaſſen aus. 

Anders war es in Rußland. Ein kleines Gefolge von Wariago-Kelten kam 
nach einem ungeheuer großen ebenen Lande, wo keine Spur von Kultur ſich fand, 
wo der Boden keinen Werth hatte, wo die Freizügigkeit außerordentlich leicht war 
und nichts zur Anſäſſigkeit einlud. Das Streben der erſten Fürſten war nach Konftan- 
tinopel gerichtet; der vierte Fürft, Swiatoslar, wollte fih ganz und gar in Bulgarien 
anfieveln. Und als ſich diefe Plünderungs- und Eroberungsſucht berubigte, als vie 
Fürften anfingen, das ruffiihe Land unter fi wie eine Privaterbihaft zu theilen, 
fo wurden fie noch lange Zeit nicht anfälfig. Das fürftlihe Geſchlecht betrachtete 
fi als eine Einheit. Der Aeltefte des älteften Stammes bekam nad der Regel bie 
Hauptftadt, Kiev, und vie übrigen Yänder wurden je nach ver Nähe der VBerwanbt- 
haft zum Stammbaupte vertheilt. Auf diefe Weife blieben die Fürftenthümer und 
Städte im Allgemeinen nicht im Befige einer einzigen Linie, fondern die Yürften 
rüdten beftändig von einer Stadt zur andern, ohne fid irgendwo bleibend feft- 
ufegen. 

Erft in der zweiten Hälfte des 12. Jahrhunderts gründen ſich im norböft- 
lihen Rußland Verhältnifje anderer Art. Anftatt nad) der Hauptftabt zu ftreben, 
finden e8 die dortigen Fürſten vortheilhafter, ſich einen dauernden erblichen Beſitz 
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zu erwerben. Aus führern eines efolges werben fie Patrimonialherren. Aber 
diefes Streben nad Anfäffigkeit theilte ſich keineswegs ihren Leuten mit. Die Lep- 
teren fuchten nicht ihre Macht auf feften Grundbeſitz zu ftügen; fie traten nicht, 
wie es im weftlichen Europa der Fall war, in einen erblihen Tehnsverband mit 
ihrem Oberherrn, fondern gingen beftändig von einem Fürften zum andern, und 
betrachteten dies als ihr theuerfted Recht. Bis zum Ende des 15. Jahrhunderts 
wurde in allen zwifchen ven Fürften gefchlofienen Verträgen vie Klauſel eingefügt: 
„Die freien Bojaren und Leute behalten den freien Zug.“ 

Unter ſolchen Unftänden mußte der höhere Stand vie Erweiterung feiner Macht 
in perjönlihem Dienfte ſuchen. Die vornehmen Leute hatten mitunter ein unge 
heuer großes Gefolge. So erfahren wir, daß im Anfange des 13. Jahrhunderts 
ein Bojar aus Kiev, Radion Nefterowitfh, mit 1700 Mann Dienerfhaft nad 
Mostau fi überſiedelte. So mußten auch die Hörigfeitöverhältniffe des niederen 
Standes zum höheren mehr einen perfänlihen als einen grumpherrlihen Charakter 
annehmen. Und in der That ſehen wir in Rußland eine weit verbreitete perfönliche 
Leibeigenfhaft, als von der grundherrlichen noch feine Rede war. 

Im älteften ruffiichen Rechtsbuche, in der Russkaia Prawda, finden fi aus- 
führlihe Beftimmungen über die Knechte (Cholopen). Darin werben folgenve 
Entftehungsarten ber Knechtfhaft erwähnt: 1) Kauf; 2) Heirath, wenn fein bejons 
berer Bertrag über die freiheit mit dem Herrn des Knechtes oder der Sklavin 

eſchloſſen war; 3) Eintritt ohne befonvern Vertrag in das Amt eines ländlichen 

Splüffelbewahrers oder Berwalters (tiun); 4) Flucht oder Verbrechen eines Pfand» 
dieners (f. unten); 5) infolvente Schuld; 6) Geburt von einer Sflavin. Außerdem 
war bie Kriegsgefangenfchaft eine reihe Quelle ver Sklaverei; auch verfaufte man 
fih wohl ſchon damals, wie fpäter, öfters freiwillig in die Leibeigenſchaft. So ent: 
ftand die Sklaverei beinahe aus allen Berhältniffen, welde einen Menſchen im bie 
perfönlihe Abhängigkeit von einem anderen bradten. 

Der Knecht hatte gar feine Rechte. Für deſſen Tödtung wurde fein Wehrgeld 
bezahlt, fondern nur eine Buße an den Herm für die Vernichtung feines Eigen: 
thums. Der Knecht befaß nichts zu Eigen, fondern Alles, was er hatte, gehörte 
bem Herrn. Der Leptere war auch für deflen Handlungen verantwortlid. Vor 
Gericht konnte der Knecht fein Zeugnif ablegen; nur in äufßerften Fällen waren 
die Hofvermalter der Bojaren zugelaffen. Ob aud der Herr das Recht über bes 
Sklaven eben und Tod hatte, wirb nicht erwähnt. Nur in einer Urkunde vom 
Ende des 14. Jahrhunderts leſen wir, es fei für kein Verbrechen zu halten, wenn 
der Herr feinen Knecht fchlägt und der Tor des Pebteren erfolgt. 

Neben der vollen Knechtſchaft finden wir in ver Russkaia Prawda einzelne 
Beftimmumgen über ein anderes Verhältniß, welches fpäter die Quelle einer befon- 
dern Art von Leibeigenfhaft wurde. Es ift das eines Pfanprieners (Sakup). 
Der Schuloner trat in den perſönlichen Dienft des Gläubigers, und damit war bie 
Zahlung der Schul oder der Zinfen mit dem Pfande bereinigt. Daffelbe Ber- 
hältniß konnte auch als Miethe angefehen werben, indem der Herr feinem Diener 
Geld lieh, was im Mittelalter, befonders beim Aderbau, nicht felten gefhah. Darum _ 
wird der Sakup aud Miethdiener genannt. Der Herr batte über ihn ausgebehnte 
Rechte: er konnte ihn fchlagen, war verantwortlich für deflen Verbrechen; in ein: 
zelnen Fällen konnte der Pfanddiener, wie oben gefagt, zum vollen Knechte wer- 
den. Aud war deſſen Zeugniß nur in unbedeutenden Rechtshändeln vor Gericht 
angenommen. Aber er hatte fein Eigenthum und Klageredht gegen ven Herrn. Er 
biteb ein freier Mann, obgleich in einer jehr abhängigen Lage. 
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Wir fehen aus den Beftimmungen ber Russkaia Prawda, daß die Reibeigen- 
[haft ganz vom Standpunkte des Privatredhts behandelt wurde. Anders konnte es 
nicht fein in einer Zeit, wo alle geſellſchaftlichen Verhältniffe vom Privatreht durd- 
brungen waren. Da eriftirte noch feine öffentlihe Macht, welche die Freiheit des 
Bürgers umter ihren Schuß genommen hätte. Nicht nur brachte die Gewalt ben 
Schwäheren unter die Macht des Stärferen, fondern freiwillig gab ſich der Menſch 
in die Willkür eines andern, um Schuß gegen die äußere Noth zu finden. Das 
einzige moralifche Gegengewicht gegen bie allgemeine Verbreitung der Knechtſchaft 
lag im religiöfen Gefühl. In Rußland, wie im weftlichen Europa, war es damals 
herrſchende Sitte, bei vem Tode feine Sklaven zu befreien. Jedes Teftament ent- 
hielt eine Klaufel der Art. Dies war Sorge für das Heil der Seele, an welches 
man faum während des Lebens dachte. Auch empfahlen die Kirchenlehrer ven Herren 
eine milde Behandlung ver Sklaven. Aber dies Alles hatte nur eine fpärliche Wir- 
fung bei ven ganz entgegengefesten Strebungen ber Gefellihaft. 

Ein wirkſameres Hinderniß fand die Yeibeigenfhaft im nomabifhen Leben, 
welches im alten Rußland eine allgemeine Erfheinung war. Wie tie Bojaren und 
Diener von einem Fürften zum anderen überfuhren, fo gingen aud die Bauern 
von einem Orundeigenthümer zum anderen über. Dazu hatten fie volles Recht; 
die einzige Beſchränkung konnte darin beftehen, daß ein Grundherr ſich verpflichtete, 
die freien Hinterfaffen eines anderen auf fein Gut oder in feinen Dienft nicht zu 
empfangen. Solhe Beftimmungen finden ſich in den Verträgen zwifchen ven mos— 
towifchen Fürften,; auch in den Schenfungs- und Gnadenbriefen über Ländereien, 
die damals befonders häufig an die Kirche gegeben wurden. Die Fürſten über- 
bäuften den Kirchenbeſitz mit Privilegien, deren unmittelbare Folge die Ueberftebe- 
lung der leiftungspflictigen fürftlihen Bauern auf die kirchlichen Güter fein mußte. 
Um viefes zu verhindern, wurden entweder die Freiheiten nur an bie alten Eim- 
foßen, bie gefauften Leute und die von anderen Fürſtenthümern übergeflommenen 
Bauern ertheilt, oder e8 wurde verboten, die freien fürftlihen Bauern auf das 
gefhenfte oder begnadigte Gut zu empfangen. Gleiche Beringungen in willkür⸗ 
licher Ausdehnung finden fi) in den Onadenbriefen ver Fürften an Dienftlente, 
endlich aud in ven Schenfungsurfunden der Privatleute an die Kirche. Es war 
ganz eine Privatfache, eine Verabredung zwifchen zweien Grundherren, welche ver 
allgemeinen Freiheit der Bauern feinen Eintrag machte. 

Anders wurde die Sache, als fi) aus der privatrechtlichen, zerftädelten, mittel 
alterlihen Geſellſchaft ein einheitlicher Staat bildete. 1) Da fühlte man die Noth- 
wendigfeit von Ordnung, von einer regelmäßigen Entrichtung der Abgaben und 
Dienfte. Die Berhältniffe ver Bauern murben zum Gegenftande einer allge 
meinen Oefeßgebung. Zwar blieb ihre perfönliche Freiheit fürs Erfte nicht aufge 
hoben, aber e8 traten allgemeine Beſchränkungen ein, welde befonbers vie Zeit 
bes Ueberganges betrafen. 

Solche Beftimmungen finden ſich ſchon in einzelnen Gnadenbriefen ver Fürſten 


1) Ich weiß nicht, warum man eine der Hauptgeftaltungen des Mittelalter häufig einen 
Patrimonialftaat nennt. Es find zwei Beariffe, die fi ausfehliefen. Der Staat gebt aus vom 
Principe des öffentlichen Rechts, welchen das Privatrecht immer untergeordnet iſt. Eine privat» 
rechtliche Erbiheilung eines Yandes nach mittelalterlicher Weiſe ift in einem Staate gar nicht denk⸗ 
bar. Eine Gemeinfhaft, welche fih auf das Privatrecht gründet, ift eine bürgerliche Geſellſchaft. 
Leptere kann entweder das Ganze der Mechtäverhältniffe in fich begreifen, wie im Mittelalter, und 
dann egiftirt fein Staat, oder fie fann einen untergeordneten Platz im Staate haben, wie ed in 
ber neuen Zeit der Kalt ift. 
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von Bieloofero aus ber zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts. Die im Jahre 1467 
verfaßte Gerihtsurfunde der Freiſtadt Pilov fegte den 14. November als geſetz⸗ 
liche Frift für den Uebergang der Bauern feft. Zur allgemeinen Frift für das 
ganze moskowiſche Reich warb aber im Gerichtsbuche des Großfürften Johann III. 
(1497) ver herbftlihe St.Georgstag (ven 26. November) mit einer vorgehenden 
und einer nachfolgenden Woche gemacht, und dies wurde aud im Gerichtsbuche 
bes Tzaren Johann IV. (1550) beftätigt. Beide Sammlungen enthalten noch 
andere Beftimmungen über die Bauern, deren widtigfte das Wohngeld betraf. 
Diefes warb vom Einfaffen an den Grundherrn entrichtet, wenn erfterer feinen 
Wohnort verließ. Die volle Summe, welche für Wald- und Feldgegenden ver- 
fchieden beftimmt war, mußte für eine vierjährige Anfäffigfeit bezahlt werben, Für 
einen fürzeren Aufenthalt zahlte man nad Berhältnig. Merkwürdig ift, daß ber 
Bauer, welder ſich in die Knechtſchaft verfaufte, weder die gejeglihe Frift zu 
beobachten, nody Wohngeld zu zahlen hatte. 

Die Urkunden des 16. Jahrhunderts erlauben uns, einen Blid auf die vama- 
lige Yage der Bauern zu werfen. Wir fehen daraus, von welchen Mißbräuchen 
ihr jährlicher Uebergang begleitet war. Wenn ein Gutsherr oder eine Gemeinde 
freier Bauern neue Anſiedler werben wollten, ſchickten fie gewöhnlich Leute in die 
umliegende Gegend, um die dort wohnenden Bauern zu ſich herüberzuloden, Nas 
türlihd wollten die Nachbarn ihre Einfaflen nicht herauslaffen, und oft brauchten 
fie dazu offene Gewalt. Die Bauern wurden gepfändet, in Eifen geftedt. Zu 
denſelben Mitteln griffen auch die Werber oder die nachbarlichen Grundherren felbft. 
Diefe fehr üblihen Plünderungen und Gewaltthaten, befonders von Seiten der 
Dienftleute, werben von Herberftein als die Urſache des armjeligen Zuftandes ber 
ländlichen Bevölferung angegeben. Aber aud die Bauern gingen nicht jelten fort, 
ohne vie gefegliche Frift zu beobachten und ihre Verpflichtungen erfüllt zu haben. 
Ueberhaupt muß der ganze Zuftand ein ziemlich gejeglofer geweſen fein. 

Die neuen Anfiedler jchloffen mit dem Gutsherrn einen oft ſchriftlichen Ver— 
trag, jeder für fich, in Betreff des von ihm zur Bebauung empfangenen Grund 
ftüdes. Keine Spur von dem jegt allgemeinen Gemeindebefige mit den Gemeinde- 
theilungen findet fi in ber Zeit. Wenn der Bauer einen ſchon errichteten Hof mit 
einer fertigen Wirthſchaft empfing, fo traten fogleich feine Verpflichtungen ein. Im 
entgegengefegten Falle wurben ihm Freiheitsjahre bewilligt, mitunter auch eine 
Summe Geldes als Hülfe für die Errichtung einer Wirtbfhaft und die Zuftande- 
bringung des Feldes, Oft befam er auch bei der Anfievelung ein Darlehn vom 
Gutsherrn, entwerer auf Zinfen oder auf Nehnung von Fünftiger Arbeit. Dies 
war für die Herren eines der Hauptmittel, die Bauern bei ſich aufzuhalten, denn 
legtere waren in der Negel kaum im Stande, ihre Schulden felbft zurüdzuzahlen. 
Deßwegen mußten gewöhnlich die Werber fie von dem vorigen Gutsheren ablöjen. 

Die Verpflichtungen der Baueru gegen den Gutsheren beftanven in Gelb: 
und Fruchtleiftungen, weldhe wir in einigen Urkunden auf die vierte, fünfte ufd 
jehste Garbe beftimmt finden. Außerdem in Frohnden und Fuhrweſen, welde von 
allen Bauern des Gutes zufammen nad dem Mafe ihres Befiges entrichtet wurden, 
entlid in verfciebenartigen Gebühren. Der Grundherr beſaß in der Negel das 
Gericht auf feinem Gute mit Ausſchluß des Blutbannes, welder die Verbreden 
von Raub, Mord und handhaftem Diebftahl begriff. Einzelne Theile des Letzteren, 
felten das Ganze, wurden auch zuweilen dem Gutsherrn vom Fürften geſchenkt. 
Das patrimoninle eben fo wie das fürftliche Gericht wurden nad) Grundfägen des 
Privatrehts ald Ernährungsmittel der Richter betrachtet. Daraus floß für die 
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Gerichtsuntergebenen die Pflicht, dem Richter jährliche Nahrung zu leiften, welche 
gewöhnlih an den großen Feiertagen entrichtet wurde. Außerdem mußte jever 
gerichtliche Akt bezahlt werben, woraus ein ganzes Syſtem von Gerichtsgebühren 
entjprang. Endlich famen dazu verfchievene Gebühren anderer Art, die entweder an 
den Richter, Berwalter oder andere Amtsleute gezahlt wurden, wie Heiraths-, 
Markt-, Handelsgebühren, Bußen u. f. w. 

Auf diefe Weife ftellte ſich ein jedes Gut wie ein Meines Fürftenthum dar, mit 
einem volftändigen Verwaltungsſyſtem, welches verfchievenartige Formen annehmen 
konnte. Wie die Fürften ihren Gemeinden, fo ertheilten auch im 16. Jahrhundert 
mande Grundherren Gerichts- und Abgabenfreiheiten an ihre Bauern. Aber weder 
in dem einen no in dem anderen Falle wuchſen dieſe zu firen ftänbigen Rechten 
hervor. Ihre Beibehaltung lag am Ende nur in der Willfür des Herm; die Regel 
für den Bauer war Gehorſam. So Iefen wir in den von den Großfürften gege- 
benen Schenkungs- und Belehnungsurfunden Aufrufe an die Bauern: „Und ihr 
Banern gehorchet ihm (dem Gutsherrn), pflüget feine Aeder und entrichtet ihm 
die Geld» und Getreiveleiftungen (nad) alter Gewohnheit, oter wie er es beftimmen 
wird), und er walte und richte euch nach diefer meiner Urkunde." Vor vollftändiger 
Unterwürfigfeit bewahrte die Bauern nur ihr Abzugsrecht; aber auch dieſes wurbe 
ihnen bald vom Staate genommen. 

Die Leiftungen der Bauern an die Grundherren waren nämlich mittelbar Pflichten 
gegen den Staat. Im 15. und 16. Jahrhundert hatte fid ein vollftändiges Be— 
‘ neficialfyftem 2) entwidelt. Jeder Dienftmann befam ein Landgut, von weldem 
er feinen Kriegspienft tragen konnte. Er felbft mit einer Anzahl Hofleute erjchien 
im Felde bei jedem Aufrufe der Regierung, während die Bauern durd ihre Frohn— 
den und Zahlungen ihm die Mittel zu feinem Unterhalte gaben. Es fonnte dem 
Staate nicht gleichgültig fein, ob lettere fiher eintraten, denn davon hing ja bie 
Erfüllung der Dienftpfliht ab. Waren die Bauern weggezogen, fo konnte aud) 
der Dienſtmann nicht im Felde erfcheinen. Außerdem hatten die grunpherrlichen 
Bauern bejonders feit dem 16. Jahrhundert eine Menge oft fehr drückender Ab- 
gaben unmittelbar an den Staat zu entrichten. Daher zogen fie bereitwillig nad) 
den privilegirten Gütern, wo fie eine größere ober mindere Befreiung von Ab- 
gaben fanden: folhe waren befonbers die kirchlichen. Um dieſem Uebel zu ſteuern 
und den Kriegsleuten zu helfen, welche über die Unmöglichkeit, ihren Dienft zu 
entrichten, Hlagten, wurben auf der Kirdhenverfammlung von 1584 die Privilegien 
der Kirchengüter abgefchafft. Leider fand dieſes Gefeg jo großen Wiberftand, daß 
es gar nicht erfüllt werden konnte. Die Regierung mußte nad anderen Mitteln 
greifen, und das erfte, welches ſich ihr darftellte, war die Abſchaffung ver Abzugs- 
freiheit der Bauern. 

Diefes war um fo leichter zu bewirken, als die andern Stände ſchon baffelbe 
Schickſal erfahren hatten. Zuerft büßten die Bojaren und Dienftleute ihre ehe— 
malige Freiheit ein. Als fih nämlich das moskowiſche Fürftenthum zu einem ein- 
heitlihen Staate fammelte, konnten fie nicht mehr von einem Kleinen Fürften zum 
anderen herüberziehen, Die Unzufrievenen gingen jetzt nad) Litthauen und anderen 
benachbarten Ländern. Nun fingen aber die Fürften an, viefes als Verrath anzu- 
ſehen. Indem fie nah Staatögewalt ſtrebten, forberten fie von ben einzelnen 


2, Eo überſehe ich das ruffiiche pomestie, weil beide Wörter ein unter Bedingung von 
Dienftrflichten gegebenes Gut bedeuten, obgleich das ruffiihe Verhältniß manche Eigenthümlid- 
feiten hatte. 
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Bojaren ſchriftliche Verpflichtungen, daß fie nicht abfahren würben. Es entftand 
zwiſchen beiven Theilen cin langjähriger verborgener Kampf, aus weldem bie groß- 
artige, aber graufame Thätigfeit Johanns IV. hervorging. Doch waren die Bojaren 
ihren Gegnern nicht gewachſen. Sie kämpften nit für allgemeine Standesvorrechte, 
fonbern nur für perfünlihe Unabhängigkeit. Ihr freies Leben hatte fie jenes Zu- 
ſammenhanges ſowohl unter ſich als mit dem Lande beraubt. Sie waren am ver- 
einzelte Kräfte gewiefen und konnten den Forderungen der Fürften nur Tüde und 
heimliche Abfahrt entgegenftellen. Deßwegen war aud die Folge des Kampfes nicht 
die gegenfeitige Abgrenzung der Rechte, fondern die volle Unterwerfung ber uns 
fiantlihen Freiheit unter die Staatsgewalt. Ohne ein allgemeines Geſetz, blos 
durch die Macht der Berhältniffe verwandelten ſich die Kriegsleute aus freien Die- 
nern in Knechte. Sie wurden zum lebenslänglihen Dienfte des Yürften ohne alle 
Bedingung verpflichtet. Sie fingen fogar an, ſich feloft als Knechte der Fürften 
zu ſchreiben, venn fie hatten feine andere Borftellung von Unterwerfung. Obgleid) 
ben forberungen der Fürften jhon eine Staatsivee zu Grunde lag, fo war dies doch 
keineswegs eine Hare Einfiht in die Staats- und Unterthanenverhältniffe. Kein 
römiſches Recht war da, um die bevorftehende Bahn zu beleudten. Das neue 
Weſen trat unter den alten Formen hervor. Die beftehenvden Berhältnifje waren 
die privatrechtlihen, und für eine vollfommene Unterwerfung war fein anderes 
Beifpiel da, als die ſchon eriftirende Knechtſchaft. 

So ging die Abzugsfreiheit ter Kriegsleute zu runde. Sie wurden zu 
Knechten der Fürften, lebeuslänglih und erblih an feinen Dienft gebunden. 

Jetzt fam die Reihe an vie leiftungspflidtigen Leute. So hießen bie 
auf den fürftlihen fogenannten ſchwarzen Ländern anfäffigen Bürger und 
Bauern. Die fürftlihen Domänen (welde alles Land, außer dem Eigenthum der 
Kirche und der Deenftleute, begriffen) theilten ſich nämlich in Hof» und ſchwarzes 
Land. Das erfte wurde in der Regel nach Art einer Privatwirthichaft behandelt und 
diente zum Unterhalte des fürftlihen Hofes; auf dem zweiten faßen freie Leute, 
welche vorzüglich zu Abgaben und Dienften verpflichtet waren. Hieher gehörten bie 
meiften Städte und eine Menge Dörfer. Im 16. Jahrhundert, als der Staat fid) 
‘orbnete, gab die Regierung diefen freien Gemeinden ausgedehnte Rechte und legte 
ihnen einen großen Theil der Apminiftration auf. Damit wurden fie auch ftrenger 
zur Zahlung der Abgaben verbunden. Nun war dieſes nicht möglich bei vem noma— 
bifchen Leben ver Bevölferung. Obgleih die Steuern auf dem Grunde lafteten, 
was bei ver Freizügigkeit unvermeidlich war, fo hatte dod der Boden gar feinen 
Derth für fih. Nur die Arbeitstraft machte ihn ftenerfähig, und auf dieſe 
konnte man niemals rechnen. Das einzige Mittel, regelmäßige Abgaben zu befom- 
men und die Berantwortlichfeit der Gemeinden zu einer wirffamen Bürgſchaft für 
deren Eintritt zu erheben, war, bie Arbeitskraft an den Boden zu fefleln. Diejes 
wurde im 16. Jahrhundert gethan. In einzelnen Freiheitsbriefen wird den Ge— 
meinden ausbrüdlic die Befugniß gegeben, ihre herausgetretenen Mitglieder zurüd- 
zubringen. Aber in ver Regel geſchah dieſes nit nur ohne fpecielle Beitimmungen, 
ſondern au ohne ein allgemeines Geſetz. Wir fehen nur, daß man im 16. Jahr- 
hundert die leiftungspflichtigen Yeute (Bürger und Bauern) wie zur Scholle ge- 
bunvene behandelt. Im 17. werben fhon allgemeine Maßregeln getroffen, um bie 
Herausgetretenen auf ihre alten Wohnfige zurüdzubringen, 

So blieben gegen das Ende des 16. Jahrhunderts die grunpherrliden 
Bauern die einzigen freien. Das war eine Anomalie in der damaligen Ge- 
ftaltung der Geſellſchaft, und fie mußte aufhören, denn ber Staat fonnte das 
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nomabifche Leben nicht dulden. Er forderte allgemeine Ordnung, allgemeine Unter 
würfigkeit unter bie Pflicht. Jeder mußte auf feinem Drte feinen Dienft tragen. 
Die Kriegsleute lonnten ven ihrigen gar nicht thun, der Staat auf feine beftän- 
digen Leiſtungen rechnen, wenn die Bauern freien Abzug behielten. So mußte 
legterer aufgehoben werden. Dies erfolgte unter dem Zaren Fedor Iwanowitch. 
Im Jahre 1592 wurden die Bücher angelegt, um Jedermanns Bauern einzu- 
fchreiben, und der fernere Uebergang wurde verboten. 

Gewiß mußten die Bauern diefe Mafregel als eine jehr drückende fühlen. 
Aber aud) fie hatte das freizligige Leben ganz vereinzelt gelaffen. Gegenüber den 
Örundherren und deſto mehr gegenüber der Regierung bejaßen fie feine Kraft des 
Widerftandes. - Zwar lieferten fie in den folgenden Verwirrungen des ruffifchen 
Reichs den gefeglofen Elementen eine beträchtlihe Zuthat, aber ihr eigentlicher 
Proteft gegen die Aufhebung ihrer Freiheit war weder Empörung nod Förderung 
von Rechten, fondern nur Flucht. Bon jetzt an wird es das große Geſchäft ver 
Regierung, die Entlaufenen zurüdzubringen. Je jchwieriger e$ war, einen Mann 
in dem ungeheuren wüften Lande aufzufinden, bei ben unverhältnigmäßig Heinen 
Berwaltungsmitteln, deſto nothwendiger war es für bie geſellſchaftliche Ordnung, 
jeden an feinen Ort zu feffeln. Während des ganzen 17. Jahrhunderts folgen ſich 
in Menge vie Berorbnungen über die Auffuhung ber entlaufenen Bauern. Damit 
wächst aud die Vorftellung von einem feften Hörigkeitsverbande. Denn anfangs 
fah die Regierung felbft das neugeftiftete Berhältnig nur als eine polizeiliche Maß— 
regel, keineswegs als ein den Örundherren verliehenes Recht an. Schon im Jahre 1601 
wurde den kleinen Dienftleuten, welche über Mangel an Arbeitern klagten, zeitweife 
erlaubt, einem vom andern die Bauern berüberzurufen, nur nicht mehr als einen ober 
zwei auf einmal und mit Beobachtung ber gejeglichen Frift (des St.Georgs-Tages). 
Im Jahre 1606 befahl ver falſche Demetrius, nur die in den legteren fünf Jahren 
entlaufenen Bauern zu verfolgen, und von biefen auch nicht die, welche während 
der Hungersnoth, von Armuth geplagt, ihre Herren verlaſſen hatten. Im folgenden 
Jahre, während der Regierung des von ber Bojarenpartei ermählten Tzaren 
Schuisty, erihien zwar eine Verordnung ganz entgegengejegten Inhaltes: weil 
nämlid die verfchiedenartigen Beftimmungen über die Bauern Verwirrung, Streit 
und Ungewißheit des Rechtes hervorgebracht hätten, wurde, um biefem ein Ende 
zu machen, die Unterthänigfeit der Bauern auf immer feftgefegt, und den Grund« 
herren die Befugniß gegeben, ihre Flüchtlinge nad den Büchern des Jahres 1592 
aufzufuchen. Uber unter dem Tzaren Michael Fedorowitch werben wieder gejegliche 
Jahre für die Auffuchung ver entlaufenen Bauern angenommen. Die beftändigen 
Klagen der Dienftleute über die daraus wachſenden Mißbräuche führten nur zux 
Erweiterung der Frift von 5 auf 10 Jahre. Dies dauerte fort, bis endlich bie 
Berorbnung vom 2. Januar 1649 jede gefegliche Frift aufhob und die Zuräd« 
forberung der Bauern nad) den Büchern des Jahres 1626 als beftändige Regel 
aufftellte. Bon da an ward die Hörigfeit feft, und die Strafen für den Empfang 
der Flüchtlinge wuchſen an Strenge. 

So verloren die Bauern ihre uralte Unabhängigkeit und traten in ein Ber» 
haͤltniß, welches fie mehr und mehr zur vollen Leibeigenfchaft führte. Dad Mittel- 
alter mit feinen Gemaltthätigkeiten, mit feinem Privatrechte hatte fie frei gelafien; 
der Staat mit feinen Forderungen von Pfliht und Ordnung machte fie zu Knechten. 
Es war gerade das Oegentheil von dem, was im weftlihen Europa vorging; man 
tann daraus ben Unterfhied in der Gefhichte der beiven europäiſchen Hemifphären 
erſehen. Im Weften fand ber neue Staat ſchon kräftige Lebensgeftaltungen vor, 
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weiche fih von felbft durch Gewalt und Bertrag gebildet hatten. Er mußte fie 
zerfchlagen, um fie zur Einheit zu Bringen, und da führte ver Wiberftand mehr 
- oder weniger zur gegenfeitigen Anerkennung und Abgrenzung der Rechte. In Ruß— 
land fand der Staat nur eine lofe, unzuſammenhängende Maſſe, welche er erft 
geftalten mußte, um ihr Kraft und Einheit zu geben. Je ungebundener vie Freiheit 
geweſen war, je weniger geneigt, fih an bleibende Verhältniffe anzufnüpfen, deſto 
weniger konnte fie Widerftand leiften, deſto tiefer warb jegt die Erniebrigung. 
Die Kraft ver Freiheit beruht nit auf dem Maße ber perſönlichen Unabhängig- 
feit, fondern auf der Macht der gejellfhaftlihen Elemente, vie fi) in ihr ver- 
förpern. Kein Recht ift feft imd dauernd, wenn es nicht zum Träger einer ftaat- 
lihen Beftimmung wird. Nur muß legteres nicht in Form einer aufgelegten Pflicht 
gefhehen. Aus Pflichten wachſen feine Rechte. In Rußland war der perjönlidhe 
Dienft zur allgemeinen Pflicht aller Stände gemacht, und die einzige Yolge war 
allgemeine Knehtfhaft. Auf den Trümmern der atten Freiheit blieb nur die unge— 
heure Macht des Staates, die feinen Widerſtand kennt. Es war ein hartes Jod), 
aber für Rußlands Größe unentbehrlid, denn tarin lag das einzige Mittel, Ein- 
heit und Ordnung zu fchaffen. Daraus wuchs tie Kraft des biegſamen Boltes, 
daraus gingen die Saamen der Kultur hervor und die Möglichkeit des Fortſchrittes. 
Mehr als irgenpwo war in Rußland der Staat Gründer und Erzieher der neuen 
Geſellſchaft. 

Gegen das Ende des 16. Jahrhunderts wurden wichtige Beſtimmungen auch 
über die Knechte getroffen. Wir haben oben das Rechtsverhältniß des Pfand— 
dienſtes erwähnt. Dieſes entwickelte ſich ſpäter als ein Dienſt für Zinſen. Um die 
Freiheit des Schuldners zu beſchützen, hatte das Gerichtsbuch des Jahres 1550 
verboten, derartige Schuldbriefe auf mehr als die Summe von 15 Rubel zu ver— 
faſſen. Jetzt aber, im Jahre 1595, wurde die Zurückgabe des geliehenen Kapitals 
von Seiten ſolcher Schulddiener gänzlich aufgehoben und als Erſatz dafür ihr zeit— 
licher Dienſt in eine Knechtſchaft während der Lebenszeit des Herrn verwandelt. 
Auch die Frauen und die während des Dienſtes geborenen Kinder waren zuſammen 
in dieſer Schuldbriefknechtſchaft mit begriffen. Und das war nicht Alles, ſondern 
jeder freie Diener, welcher auch ohne Schuldbrief ein halbes Jahr hindurch 
einem Herrn gedient hatte, konnte von dem letzteren als ſein lebenslänglicher 
Knecht eingeſchrieben werden. Endlich wurden im Gerichtshofe der Knechte 
beſondere Bücher abgefaßt und den Herren befohlen, dort alle ihre Titel auf Knechte 
zur Eintragung vorzuſtellen. In dieſen Beſtimmungen iſt die Abſicht klar, feſtere 
Verhältniſſe zwiſchen den Ständen zu knüpfen und in das Ganze mehr Ordnung 
zu bringen. 

Auf dieſe Weiſe kamen zwei Stände in die Hörigkeit des Herrn: die Knechte, 
welche ſich in erbliche, volle und lebenslängliche oder Schuldbriefknechte theilten, 
und die Bauern. Die Quelle beider Arten von Unterthänigkeit war verſchieden: 
die der Knechte war weſentlich privatredhtlic, die der Bauern ging eigentlih vom 
öffentlihen Nechte aus, denn fie war vom Staate für Staatszwede eingeführt. 
Berner war das Verhältniß der Knechte zum Herrn perfönlid, ob fie glei mit- 
unter auf dem Ader faßen; das ver Bauern grundherrlih, obſchon fie niht an 
die Scholle gebunden, ſondern geradezu in die Gewalt des Herrn gegeben worden 
waren, Endlich war die Knechtſchaft ein volles Unterwürfigfeitsverhältniß, während 
die Bauern nur zu gewiſſen Leiftungen verpflichtet waren, welche auch begrenzt 
fein konnten. Diefe ſchlagenden Unterfchiede wurden aber im alten Rußland nicht 
eingejehen, nicht von der Gefeßgebung, noch weniger in dem Leben, Staats- umd 
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Privatreht vermijchten fidy; fein Rechtsbewußtfein, keine Achtung für perjünliche 
Vreiheit waren vorhanden. Deßwegen fingen bald, ohne irgend eine gejegliche Be- 
ftimmung, bie Herren an, ſich über die Bauern dieſelben Befugnifie, welde fie 
über die Knechte Hatten, anzumaßen. Die Untergebenen von ihrer Seite leijteten 
feinen Widerſtand; fie verftanden es nicht, ſich in der Unbeftimmtheit der Berhält- 
niffe Rechte zu verfhaffen. Endlich griff die Geſetzgebung nur da ein, wo es fi 
um bie verſchiedene Pflicht der Bauern und der Anechte gegenüber dem Staate 
banbelte. 

Dben ift fhon gefagt worden, daß bie Letzteren den Kriegsmann ins Feld 
begleiteten, over auch allein zum Kriegsvienfte gezogen wurden, wenn ver Herr 
unfähig war, feine Pflicht zu erfüllen; die Bauern tagegen waren zum Unterhalte 
der Kriegslente und zur Zahlung der Staatsabgaben beftimmt. Außerdem bradte 
die Einrihtung des Dienftes ein verſchiedenes Recht des Grundherrn über feine 
Erb» und Beneficialgüter mit fih, was nur beſchränkte Befuguijie über die auf 
den legteren angeſeſſenen Bauern zur Folge hatte. So lange nun dieſe beiven Un- 
terfchiede feftgehalten wurden, ſehen wir noch vie Bauern und die Knechte als 
zwei verjchievene Stände behandelt, obgleich das Leben ſchon eine Menge Ueber— 
gangspunfte hervorgebracht hatte. Sobald fi aber die Unterfchieve verwiſchten, 
mußte aud bie Zufammenfhmelzung beider Stände erfolgen, unter der einzigen 
Benennung von Leibeigenen (Krepostnie — Befeftigte). 

Die Hauptzüge des im 17. Jahrhundert noch beftehenden Unterfchieres 
waren folgende: 1) Die Gefchäfte, weldhe die Knechte betrafen, wurden im 
Gerichtshofe der Knechte verhandelt, tie der Bauern im Gerichtshofe des Land» 
gutes. 2) War es verboten, in den officiellen Güterbefhreibungen die Bauern als 
Knechte anzuzeigen. 3) Verboten war es auch, von den Bauern Dienftfchulpbriefe 
zu nehmen und fie auf diefe Weife in Schulpbrieffnechte zu verwandeln. 4) Bei 
unabfihtlihem Morde eines fremden Knechtes oder Bauern von Geiten eines 
Herrn oder feiner Leute wurde im erfteren Falle einer feiner Auechte zur Knecht— 
ſchaft ausgeliefert, im zweiten ein Bauer zur bäuerlihen Anfäfligkeit. 5) Die Taxe 
für die auswärtige Heirath einer Sklavin war höher gejegt als die für ein Bauern» 
mädchen, weil die erftere mehr Werth für den Herrn hatte; im ©egentheil war 
bie Buße für ven Empfang eines entlaufenen Bauern höher al8 die für einen Knecht, 
weil bier auch die Steuern des Staates in Rechnung gebradyt wurden. 6) Auf 
den Beneficialgütern war e3 verboten, die Bauern freizulaffen und fie auf Erb- 
güter zu überfieveln, während die Befugnifje des Herrn über die Knechte feine 
folde Beihräntung kannten. 

Bon der andern Seite fehen wir aber die Befugniffe des Gutsheren über 
die Bauern bis zum vollen Verfügungsreht Über deren Perjon und Habe herauf- 
wachſen, fo daß ver rechtliche Unterſchied zwiſchen ihnen und den Knechten ſich 
gänzlich verwifhen mußte. 1) Durfte der Bauer nicht heirathen ohne Erlaubuiß 
des Herrn; oft geſchah es auch nad) defjen Gebot. 2) Konnte ter Herr feine Bauern 
von einem Gute nad) dem andern, mit ver oben befprodhenen Ausnahme, über: 
fieveln. 3) Wurten die Bauern von dem Herrn in feinen Hofvienft genommen, 
d. b. faktifh geradezu in Knechte verwandelt, obgleich fie juritifd immer nod) als 
Bauern gezählt wurden und fein Gefeg den Herren dieſes Recht geftattete. 4) Durfte 
der Herr feine Bauern austaufhen, verfchenfen, verkaufen. Auch bier ging tie 
Sitte dem Gefege vorher. Letzteres beftätigte nur in einzelnen Fällen, was ſchon 
im Leben allgemein geworden war; das Meifte blieb dennoch unbeftimmt. Auf 
diefe Weife verbreitete fi die Sitte, „die Yeute eingeln, wie Bieh, zu verkaufen“, 

Bluntfhli un Brater, Deutiches Staats-Wörterbud. VI. 26 
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um uns der Worte Peters des Großen zu bedienen, ſogar mit Trennung ver 
Familien. 5) Außer ven Kriminalfachen hatte der Herr volles Strafrecht über feine 
Bauern und Knechte; nur durfte er fie nicht unverfhuldet mißhandeln. Nach dem 
Zeugniß des Kotoſchichin 3) wandten die Gerichte in Fällen von Verftümmelung 
oder Todtſchlag eines Mannes von Seiten feines Heren den Grundſatz der Wie- 
dervergeltung an, aber dieſes war feine gefegliche Beftimmung, fo daß im 18. Jahr- 
hundert, bei gänzlihem Mangel an Geſetzen, die Gerichte gar nicht wußten, wie 
fie folhe Fälle behandeln follten. 6) Hafteten vie Bauern und Knechte perſönlich 
für den Herm; nämlich wenn letzterer vor Gericht oder auf dem Dienfte nicht 
erfhien, jo padte man einen feiner Leute und ftedte ihn ins Gefängniß, bis der 
Herr felbft ſich ftellte. 7) Ebenfo haftete das Eigenthum des Untergebenen für vie 
Schulden tes Herrn: wenn legterer eine geſetzliche Zahlung nicht leiftete, fo trieb 
man fie von feinen Leuten ein. Oft wurben fie aud perfönlih anftatt des Herrn 
auf die Schulpfolter geftellt. Daraus fieht man, daß 8) das Eigenthum der Bauern 
von dem bes Herrn geſetzlich nicht unterſchieden war. In einzelnen Fällen mar 
fogar ausvrüdlic vie fahrende Habe des Bauern als Eigenthum feines Herrn 
angefehen. Defwegen konnten auch 9) die Leitungen der Bauern gar nicht auf 
geſetzliche Beftimmungen gebracht werden. Zwar find uns im Anfange des 17. Jahr- 
hunderts einzelne Fälle befannt, wo die Bauern über die unrechtmäßigen Forde— 
derungen bes Herrn klagten; aber in der Regel wurden den Dienftleuten Güter 
gegeben nur mit der Beringung, daß fie von den Banern nichts über ihre Kraft 
fordern follten. Diefes war für ven Staat nothwentig, weil die Bauern aud 
ihre Steuern zu zahlen hatten und die Beneficialgüter außerdem fpäter in andere 
Hände kommen konnten, Defwegen wurten in Fällen von außerordentlichen Er- 
prefiungen die von dem Tzaren gegebenen Güter zurlidgenonmen. Aber die Un- 
beftimmtheit der Pflicht ließ ein offenes Feld für allerlei Mißbräuche, und bie 
fpäter vielmals beftätigten Mafregeln gegen Erprejjungen wurden in der Praris 
immer wenig befolgt. Envlid 10) führte gewöhnlich der Herr vie Rechtshändel im 
Namen feiner Leute. Aber aud bie legteren wurben nicht felten an des Herrn 
Stelle zur Antwort gezogen. Die Bauern führten außervem mitunter ihre Proceſſe 
felbft, im eigenen Namen. 

So blieb es bis zu den Zeiten Peters des Großen, welder das ganze 
ruſſiſche Staatswefen zu reformiren unternahm. Sein Zwed war aber dabei nicht 
fowohl, neue Grundfäge einzuführen, als vie fhon vorhandenen mit Bewußtſein 
und ſyſtematiſch anzuwenden. Alles wurde zum Beften des Staates gelenkt. Strenger 
wurden die Dienftpflichten gefordert, ftrengere Mafregeln gegen Müßiggang und 
nomadifches Leben genommen. Auch die Stände wurden fdärfer geſchieden: jever 
von ihnen bildete eine Einheit für fi. Dabei mußten die blos hiftorifchen Unter: 
ſchiede, welche für das Leben ihre Bedeutung verloren hatten, abgefchafft werben. 

Unter ſolchen Umftänden war e8 nicht um die Regelung ber Berhältnifje zwi- 
fhen den Herren und ihren Leibeigenen zu thun, fondern um bie beſſere Erfüllung 
der Staatspflihten von Seiten der leßteren. Die Bauern hatten fhon ihre bes 
ftimmten Pflichten, welche fie regelmäßig erfüllten; aber die Knechte bilveten, be: 
fonders feitvem die Errihtung eines ftehenden Heeres fie vom zeitlichen Kriegs— 
dienfte im Gefolge des Grundherrn befreit hatte, ein zahlreiches müßiges Gefinde, 
welches Peter zum allgemeinen Nuten anwenden wollte. Zuerft unternahm er es, 





3) Gin rwififcher Flüchtling im 17. Jahrhundert, Verfaſſer eines Bucher über Rußland. 


in Ruflland. 403 


aus ihnen Solbaten zu refrutiren, und da kümmerte er ſich weber um perfünliche 
Freiheit, noh um Eigenthum. Gleich bei der Formirung neuer Regimenter (1700) 
wurde befohlen, alle die bei dem Tode der Herren frei werbenden Schuldbriefknechte zur 
Schau zu ftellen und die dazu tanglihen zum Soldatendienſt einzuſchreiben; bie 
übrigen mußten fih nad alter Weife neue Herren aufſuchen. Ferner wurde ange- 
fündigt, daß alle Knechte, welde Soldaten werden wollten, fih nur anzumelden 
hätten, ohne jogar um die Erlaubniß des Herrn fragen zu müffen, und viefe Ber- 
orbnung wurbe mehrmald unter Peters Regierung wiederholt. 

Das waren aber nur vereinzelte Mafregeln; allgemeine Staatspflihten wurben 
auf die Knechte durch die erfte in den Jahren 1718—22 vorgenommene Revifion 
(Boltszählung) gelegt. Diefe wurde zur Ausfhreibung einer allgemeinen Kopfe 
ftener, welche die im 17. Jahrhundert eingeführte Hofftener erfegen follte, voll- 
zogen. Sowohl die Bauern als die Bürger wurden verpflichtet, jährlich 70 Kopecken 
zu zahlen, die Bürger und Staatsbauern außerbem 40 Kopeden als Erſatz für 
die Frohnden und Abgaben, welche die Privatbauern an ihre Herren zu entrichten 
hatten. Dabei erhob ſich die Frage, was mit den Anechten zu ihun fei? Peter 
ftellte fie mit den Bauern in eine Kategorie und legte ihnen biefelbe Steuerpflicht 
auf. Auch die Schuldbriefknechte mußten fi in vie Reviſion als ewige Knechte 
einjhreiben, jo dar auch dieſe Kategorie mit der vorigen zufammenfhmolz. Alle 
wurden in bie Volkszählung als zur Kopffteuer verpflichtete und einem gewiſſen 
Herrn gehörige Leute eingetragen. Endlich verſchwand mit der neuen Einrichtung 
des Staatsdienftes der Unterfchied zwiſchen ven Beneficial- und Erbgütern und 
damit ber Unterfchied der Befugniffe des Grundherrn über diefe und jene Bauern. 
Auf dieſe Weife geftaltete ſich ein Recht ver Leibeigenfchaft, welches zwar gejeglich 
ganz unbeftimmt blieb, aber durch die Berfchmelzung der verfchiedenen Kategorieen 
eine nod größere Ausdehnung der Befugniffe des Herrn zur Folge hatte, Faltiſch 
blieb wohl der Unterſchied zwifchen den Hofleuten und den Bauern, und biefes 
hatte wichtige Folgen, auf die wir zurüdtommen werben. 

Zur vollftändigeren Firirung der in die Reviſion eingefchriebenen Leute an 
ihre Wohnfige wurde 1724 das Pafwefen eingeführt. Kein Leibeigener konnte ſich 
jest von feinem Aufenthaltsorte entfernen ohne fchriftliche, mitunter auch förmliche 
Erlaubniß des Herrn. Diefe Berorbnung hatte fowohl die Regelmäßigkeit ver Zah- 
—— als die verminderte Möglichkeit ver Flucht und des freizügigen Lebens 
ur Abſicht. 
Der Staatszweck, welder die ganze Thätigleit Peterd des Großen leitete, 
batte noch eine andere Folge für den Stand der Leibeigenen. Died war die Ver- 
mebrung der an verſchiedene Einrichtungen gebundenen Bauern. Bei allgemeinem 
Mangel an Kapital und freier Arbeit fonnte ohne Frohnde keine beftändige Arbeit 
geleiftet werden. Wie das ganze Staatsweſen größtentheils auf perfönlibem Zwangs- 
dienfte der Stände ruhte, fo konnte aud) feine einzelne Einrichtung beftehen ohne 
befondere ihr zugefchriebene Bauern, und je mehr die Staatsbebürfniffe wuchſen, 
deſto größer wurbe die Zahl ver legteren. So entftanden bie ſowohl an Staats- 
wie an Privatfabrifen und Bergwerke zugefchriebenen Bauern; befondere Bauern 
wurben zur Fällung ver Wälder, zum Schiffbau verpflichtet u. ſ. w. Später be 
folgte man daſſelbe Syftem, und bis jest noch befteht eine Menge folder verſchie— 
denen Arbeiten zugewiejener Bauern. 

Endlich müffen wir einiger Geſetze Peterd des Großen erwähnen, welche vie 
Abſchaffung fehreiender Mißbräuche der Leibeigenfchaft beabfichtigten. Hieher gehörte 
das Berbot, die Leibeigenen zur Heirath zu nöthigen, die Einführung ver perjün- 
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lichen Haft des Schuloners anftatt deſſen Auslieferung an ven Gläubiger, das 
Verbot, die Leute an des Herrn Statt auf tie Ehulpfolter zu ftellen. Peter wollte 
au den vereinzelten Verlauf der Leute abſchaffen, aber dieſe Maßregel kam nicht 
zu Stanve, weil das Geſetzbuch, welches fie enthalten follte, nicht zu Ende gebracht 
wurde. Obne Erfüllung blieb auch die Berorbnung, welde den Statthaltern ber 
Provinzen gebot, die ihre Macht mißbrauchenden Herren unter Kuratel zu ftellen. 
Bon Katharina II. wurde fie verfchärft, mit wenig bejlerem Erfolge. 

Wie fih aus ven Beweggründen diefer Geſetze erjehen läßt, blidt and bier 
meiftentbeils der Staatszwed hindurch. Er blieb das leitende Princip für die Nach— 
folger Peters bis zu Katharina II. Es galt jest, die Befugniß zum Befige von 
Leibeigenen zu beftimmen. Die Bauern waren fon längft den Dienftleuten als 
Bedingung der Erfüllung ihrer Staatspfliht angewiejen. Nad ihrer Berjchmel- 
zung mit den Knechten wurde aud; der Beſitz der letzteren den zur Kopfftener ver- 
pflihteten Ständen unterfagt. So wuchs uach und nad ber Befig von Yeibeigenen 
zum ausſchließlichen Privilegium des Abels, 

Eine der letzteren Verordnungen biefer Periode ift harakteriftiih als ber Ieb- 
baftefte Ausorud des die perfönlihe Freiheit gänzlich verachtenden Staats- 
zwedes, In der Abfiht nämlih, Sibirien zu kolonifiven, wurde im Jahre 1760 
verfünbigt, daß die Herren die Befugniß hätten, ihre Leute eigenmächtig nad) 
Sibirien zu ſchicken, und dieſes wurde ihnen ſogar als Stellung eines Refruten 
gerechnet. Letztere Beringung fiel in ber Folge hinweg, aber das Recht ift bis auf 
unfere Zeit geblieben. 

Mit ver Regierung Katharina’s II, tritt eine neue Zeit ein: die bürgerliche 
Breiheit fängt an zu dämmern. Wie im alten Rußland die allgemeine Knechtſchaft 
mit der Unterwerfung der Dienftleute begann, fo entftehen im neuen Rußland 
Freiheit und Recht mit den Privilegien des Adels. Schon Peter III. hatte den- 
felben die Befreiung vom Zwangsdienſte bewilligt. Katharina beftätigte dieſes in 
dem Rechtsbriefe des Jahres 1785 und fügte mweitläufige Befugniffe der Selbft- 
verwaltung fo wie vollftändiges und freies Eigentyum auf Grund und Boden 
hinzu. Ein ähnliher Rechts und Freiheitäbrief wurde dem Bürgerthum gegeben, 
und wir wiffen, daß aud für die Bauern ein ſolches abgefaßt wurde. Letzteres kam 
aber nicht zu Stande. Nicht nur blieben die Bauern von ber allgemeinen bürger- 
lichen Freiheit ausgefhloffen, fondern die Leibeigenfchaft ward noch erweitert. Im 
Jahre 1782 wurden bie bis dahin freien Bauern in Klein-Rufland zu Leibeigenen 
gemadt. Eine Menge Kronbauern theilte die Kaiferin an Privatleute, Staatd- 
biener und Favoriten aus. Sogar die allgemeine Lage des Bauernftandes wurde 
verſchlimmert, weil die Peibeigenfchaft von nun an ganz und gar als ein Privat« 
recht behandelt wurde und deßwegen bie Beftimmungen ter vollen Gewalt aufe 
nehmen mußte. 

Die Staatsgeſchichte diefer Zeit ift nicht genug befannt, um einen vollftäne 
bigen Aufſchluß über diefe verfhiedenartige Politik zu geben. Doc ijt die Urſache 
dieſer Zurüdjtellung eines Standes gegenüber den andern nicht ſchwer zu errathen. 
Um die Lage ber Teibeigenen zu heben, mußte die Regierung viefelben unter ihren 
Schutz nehmen, ſich zwiſchen ihnen und ben Adel ftellen. Dazu fehlten ihr vie 
Mittel. Sie hatte nod Feine ihr untergebene Bureaukratie; ihre Diener waren 
jelbft die Befiger der Bauern. In den Händen berfelben war aud die Admini« 
ftration ber Provinzen; denn Katharina II, indem fie tie ganze Verwaltung neu 
organifirte, Eonnte nichts Anderes, als eine Art Selbftregierung der Stände mit 
einem großen Uebergewichte des Adels einführen. 
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Demnach, obgleih die Leibeigenen ihre Lage als eine ſchwere Laft fühlten, 
wie fib in ber graufamen Empörung des Pugatfchef zeigte, welche von einer allge» 
meinen Ausrettung der Evelleute begleitet war, ſchien die Zeit für die Aufhebung der 
Leibeigenfhaft noh nicht gelommen zu fein. Aber das Princip der bürgerlichen 
Freiheit war da, und ed mußte fi entwideln. Bon Katharina II. hebt eine Reihe 
liberaler Maßregeln an, welche endlih zur vollftänvigen Freiheit führten. Als erfte 
betrachten wir die Einziehung ber Kirchengüter, melde einer anfehnlihen Menge 
Frivatbauern ven Weg zur Freiheit bahnte, Ferner wurde durch die Verordnung 
des 28. Juli 1781 der freiwillige Eintritt in die Leibeigenfhaft gänzlich verboten. 
Ein freier Mann konnte von nun an niemals leibeigen werben. ine leibeigene 
Fran wurde durch Heirath mit einem freien Manne jelbft frei. 

Die Nachfolger Katharina’s betraten diefelbe Bahn. Im Manifefte des Jahres 
1797 fette Kaifer Paul drei Tage in der Woche als gefeglihe Norm ber Bauern- 
arbeiten feft, eine wichtige Beftimmung, weil fie die einzige ift, welche vie Willkür 
des Herrn einigermaßen begrenzt. Durch liberale Tendenzen zeichnete ſich befonders 
vie Regierung des Kaifers Alerander I. aus. Nicht nur hörte die Vergebung ver 
Kronbauern an Privatleute gänzlich auf, fondern es wurbe der Verſuch zur Er: 
rihtung eines freien Bauernftandes gemacht. Den Anlaß dazu gab bie Bitte des 
Grafen Sergius Rumlanzoff um die Erlaubniß, feine Bauern mit dem Grunde 
freizulafien. Bei diefer Gelegenheit wurde ein Geſetz verfaßt, welches den Stand 
der freien Adersleute ftiftete. Leider wollte die Regierung nicht zwangsmeife 
eingreifen. Die Freilaffung war dem guten Willen des Herrn überlaffen; dabei 
wurde fogar die leichtefte Art derfelben, vie teftamentarifche Freilaſſung, verboten. 
So hatte das Gefeg nur ganz nichtige Erfolge, und ver Liberalismus der Kaifers 
brachte nur einzelne unbebeutende Beftimmungen zur Verhütung ber gröbften Mif- 
bräude bes Herrenredhtes und zur Erweiterung der Befugnifje der Teibeigenen in 
Handelsſachen zu Stande, 

Kräftiger wurbe die Frage unter feinem Nachfolger aufgenommen. Obgleid 
Kaiſer Nitolaus der Freiheit abhold war, fuchte er in den niedern Klaffen eine 
Stüge gegen die liberale Richtung des Adels, welhe am 14. December 1828 zum 
offenen Aufſtande geführt hatte. Aber biefelbe war mit den Männern des 14. 
Decembers entflohen, und die Emancipationspläne bes Kaifers fanden in bem Abel 
und fogar in feiner eigenen Umgebung einen Widerſtand, dem er öfters weichen 
mußte. Als Vertreter der Befreiungsiveen trat zuerft Graf Kiffelof auf. Ihm 
wurde im Jahre 1836 das neuerrichtete Minifterium der Staatspomänen mit der 
Berwaltung von mehr als 20 Millionen Kronbauern anvertraut. Lettere waren 
bis dahin als Leibeigene des Staates und Theil der Domänen von den Finanz: 
fammern regiert. Jetzt galt es, ihnen die perſönliche Freiheit und eine regelmäßige 
Drganifation zu geben. Sie follten zugleih als Mufter für die Privatbauern bie 
nen, welche künftig, mit ber Cmancipation, eine ſchon fertige Orbnung des Standes 
vorfinden würben. Obgleid der Verſuch nicht als ganz gelungen bezeichnet werben 
kann, weil die gewöhnlichen Erpreffungen ver Beamten eine ſchlimme Lage ber 
Bauern herbeiführten, fo war dod dadurch ein bedeutender Schritt gemadt. In der— 
felben Richtung wurden auch Gefege über die Privatbauern verfaßt. Im Jahre 1842 
erfhien die Verordnung über die verpflichteten Bauern. Die Grundherren 
wurden eingeladen, mit ihren Banern Berträge über die gegenfeitige Regelung ver 
Verhältniſſe zu fchliegen, nad beftimmten, von ber Regierung herausgegebenen Nor: 
men. Aber auch jegt wollte die Regierung nicht zwangsweife eingreifen, und bas 
Geſetz blieb ohne Erfolg. Einzelne Berorbnungen über die Befugniß der Bauern, 
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ſich im Falle einer öͤffentlichen Verſteigerung des Landgutes abzukaufen, und andere, 
vermehrten nur die Gährung im Volle, ohne Wichtiges zu leiften. Es wurde klar, 
daß man entweder eine durchgängige Zwangsmaßregel ergreifen, oder bie ganze 
Sache zeitweilen fallen laffen mußte. Der Kaifer hatte fi für das Erſte entſchie— 
den, aber vie Ereigniffe des Jahres 1848 verurſachten eine plöglide Umkehr auch 
der inneren Bolitif in Rußland. Eine unbegründete Furcht ließ fogar das den 
Bauern vergönnte Abkaufsrecht zurüdnchmen, was mande Empörung bervorrief. 
Es war jedoch nur ein zeitlihes Stillftehen. Nach einigen Jahren wurde die Eman- 
cipationsfrage wieder aufgenommen, aber auf eine andere Weile. Zum Hauptver- 
treter der neuen Richtung warb jest der feineswegs liberale Bibikof, General- 
gouverneur von Kief und nachher Minifter des Innern. Durch ihn wurben in ven 
Gouvernements Kief, Wolhynien, Podolien Inventare eingeführt, welche die Ver: 
hältnifje ver Bauern zu den Herren in gefeglihe Normen bradten. Bald wurde 
diefe Ordnung auf alle weftlihden Gouvernements übertragen, und nah und nad) 
follte fie fi über das ganze Rußland erweitern, als ver orientalifhe Krieg aus- 
brach und der Frage wieder eine neue Wendung gab. Der Kaifer Nikolaus ftarb, 
ohne feinen innigften Wunſch vollbracht zu haben, und es trat eine neue Regie- 
rung ein mit einer andern Richtung. 

Der Krieg hatte Rußland einen ungeheuern Stoß gegeben. Alle Mängel der 
alten Politit, welche auf völlige Unterbrüdung der Freiheit und der Privatthätig- 
feit gegründet war, wurben auf einmal Har. Der Glaube an Ruflands innere 
Kraft und damit auch an die Güte ver beftehenden Verhältniſſe war verſchwunden. 
Die Gefelihaft wachte plöglih auf, der Liberalismus griff fiegreih um fich, umd 
dabei tauchte die wichtigfte innere Frage, tie Emancipation der Leibeigenen, 
natürlich auf. Bon ihrer Seite verfünveten die Maßregeln ver neuen Regierung 
eine Aera des gemäßigten Liberalismus. Beſonders war es die Durchführung ver 
Emancipation, welde der Kaifer zu feinem Hauptzwede machte. Es fchien, daß er 
hierin auf eine kräftige Unterftügung von Seiten der Gefellihaft rechnen konnte 
Aber die Interefien des Adels waren zu tief mit der Frage verflohten, um eine 
unparteiiihe Gejinnung zuzulaffen, während die Bauern auf einer zu niebrigen 
Bildungsftufe ftehen, um anders als durch Aufruhr zu wirken. Es zeigte fi, daß 
die aufrihtig Liberale Partei in Rußland eine Meine Minorität bildete. Freilich 
blieb der Adel ganz kraftlos zwijchen der ungeheuren Macht der Regierung und 
ber immer zur Empörung fertigen Maſſe des Volkes. Er mußte weichen, aber pas 
that er nicht ohne Widerftand. Die höheren Beamten fuchten dem Unternehmen 
allerlei Hinderniffe in ven Weg zu legen, bie zur Berathung berufenen Adelsaus: 
Ihüffe ftrebten das größte mögliche Maß der Rechte ven Grumpherren zu behalten. 
Wenn die Sache dennoch in einem liberalen Sinne geführt wird, fo ift nur ber 
perfönliche fefte Wille des Kaifers daran Schuld. Ihm allein gebührt die Ehre ver 
großen Maßregel, welde Rußland ein neues Leben bereitet. Wie überall in un— 
jerer Gefhichte, jo auch bier gehört dem Staate bie Initiative der Reformen. Die 
Geſellſchaft folgt nur Hinterbrein. 

Im Jahre 1857 waren ſchon längft Verhandlungen über die Emaneipations- 
frage angefponnen, leider ohne Erfolg, als der litthauifche Adel, von der Inven- 
tarenorbnung bebrüdt und lieber die gänzliche Aufhebung des Berhältniffes mit Be— 
haltung des Bodens wünſchend, eine Bitte dazu einreichte. Man ergriff biefe 
©elegenheit, um den Adel aller Provinzen zur Berathung der Frage einzuladen. 
Da biefer aber feine große Bereitwilligfeit zeigte, fo wurden von der Regierung 
Adelsausſchüſſe in jenem Gouvernement berufen, um Emancipationsprojefte zu bes 
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reiten auf folgenden Bafen: 1) Der Grundherr -bleibt Eigenthümer des Bodens, 
aber einen Theil deſſelben, jo viel für ihren Unterhalt nöthig ift, bekommen vie 
Bauern gegen beftimmte Leiftungen in ewigen Befig. 2) Die Bauern haben vie 
Befugniß, ihren Wohnort abzukaufen. 3) Dem Grundherrn bleibt die Polizei auf 
feinem Gute. Diefe Hauptpunfte wurben durch Girkularfchreiben des Minifters des 
Innern und an die Ausfhüffe ertheilte Inftruftionen näher beftinnmt. Eine ſechs— 
monatlihe Frift war für die Arbeiten der Ausſchüſſe gefegt, nad deren Beendi— 
gung bie Projekte dem höchſten, unter der Präſidenz des Katfers beftellten Aus: 
ſchuſſe zugefhidt fein mußten. Da aber der lettere meiftentheild aus Gegnern ber 
vorgenommenen Mafregel beftebt, fo wurbe zur Ueberſicht der verfchiedenen Ar- 
beiten und zur Berfertigung eines allgemeinen Projeftes eine beſondere Redaktions— 
fommifflon ernannt unter der Präfidenz des jet verftorbenen Generals Roftoftzef, 
welcher ganz in die Anfichten des Kaiſers eingegangen war. Hierher wurben vie 
tüchtigften und liberalften Lente in Rußland berufen. Gegenwärtig find fhon lange 
die Provinzialausfhüfle geſchloſſen, und aud bie Arbeiten der Kommiffion fommen 
bald zu Ende. Noch hat das Projekt ven höchſten Ausſchuß und den Staatsrath durch— 
zugehen. Dody erwartet man gegen Ende des Jahres die Berfündigung ver Mafregel. 

Bei diefer Lage ver Sachen fünnen wir nur bie wichtigften Fragen andeuten, 
auf die e8 bei der Nengeftaltung ver Verhältniffe anfommt. Um fie aber gehörig 
zu würdigen, müffen wir bie Hauptzüge des jegt noch beftehenden Rechts zufam- 
menfaffen. 

Die dem Evelmarn untergebenen Leute theilen fih, wie wir ſchon ge— 
jehen, in zwei Kategorieen: die Bauern und bie Hofleute. Die letteren bilven 
fein meiftens jehr beträchtliches Hausgeſinde, die erfteren find unfreie Aderleute. 
Der Uebergang von einem Stand in den anderen liegt aber ganz in der Willkür 
des Herrn. Die Bauern find nicht an die Scholle gebunden, fondern, ebenfo wie 
die Hofleute, perfünlih dem Herrn unterthan, welcher die Befugniß hat, fie will 
fürlic zu überfiedeln, auf feinen Hof zu nehmen, fie ohne Land zu verkaufen, zum 
Soldatendienft abzugeben, endlich fie nah Sibirien zu fhiden. Der Herr richtet 
und ftraft feine Leute, ausgenommen in Kriminalfahen. Doch eriftirt fein organi- 
ches Patrimonialgericht, ſondern es ift Alles ver Willfür überlaffen. Zufolge eines 
vor einigen Jahren erichienenen Geſetzes darf der Herr nicht mehr als 40 Ruthen- 
ihläge over 15 Stodprügel auf einmal abminiftriren, aber diefe zum Schutze 
ber Peibeigenen erlaffene Beftimmung ift ganz illuforifh. Auch die auf abminiftra- 
tivem Wege, mit vorläufigem Urtheil der Deputirtenverfammlung des Adels vor- 
zunehmende Stellung des Gutes unter Tutel wegen Mißbraud der Gewalt bleibt 
ein feltener Fall, da die gefegliche Unbeftinnmtheit des Anlafjes, die Schwierigkeit 
ver Unterfuhung und die Solivarität der Intereffen ver Grundherren jedes kräftige 
Eingreifen verhindern. 

Bei fo vollftändiger perfönlicher Unterwerfung fann natürlich fein Schuß bes 
bäuerlihen Eigenthums erwartet werden. Die Hofleute haben gegenüber dem Herrn 
gar Fein rechtliches Eigenthum. Der Baner wird zwar vom Geſetz angejehen als 
auf dem Boden anfäjfig und fomit als deſſen Befiger ; irgend ein Recht auf fein 
Grundſtück hat er aber nicht. Der Herr kann ihm geben, jo viel er will, er barf 
ihm auc Alles nehmen, er darf eine ganze Gemeinde ohne Land verfaufen. Sogar 
das bäuerliche Haus wird ausprüdlic als dem Herrn angehörig erklärt. Ein Geſetz 
vom Jahre 1848 ertheilt zwar den Bauern die Befugnif, eigenes Grumdeigenthum 
mit Erlaubniß des Herren zu erwerben, aber dies gilt nur für Dritte; gegen den 
Heren hat der Bauer fein Klagerecht und folglich feinen Schug. 
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Ebenſo unbeſtimmt find die Leiſtungen. Die Bauern theilen ſich in Frohnden— 
und Abgabenpflichtige. Die erſten bekommen einen Theil des Bodens zu eigenem 
Beſitz, während ſie einen andern Theil durch Frohndendienſt zum Nutzen des Herrn 
bearbeiten. Dieſes iſt das herrſchende Verhältniß in den ackerbauenden Gegenden 
Rußlands. Die zweiten beſitzen oft das Ganze des gutshertlichen Bodens, wofür 
fie dem Herrn jährlihe Gelvabgaben bezahlen. Dies gejchieht gewöhnlich bei Mangel 
an Boden oder bei ſchlechter Qualität vesfelben, beſonders in den inbuftriellen 
Gegenden Rußlands. Doc fann der Grundherr willfürlid) das eine oder das andere 
Verhältniß feftfegen und die Abgaben nah feinem Ermefjen beftimmen. In den 
gewerbtreibenden Provinzen werben die legteren meiftens von der Induſtrie bezahlt, 
jo daß fie als eine perſönliche Leiftung, keineswegs als eine Grundrente angejehen 
werben müſſen. Die Frohnden beftimmt zwar das Gefeg zu drei Tagen in ber 
Woche für alle ohne Unterſchied, aber in vielen Gütern wird auch diefe Norm 
nit beachtet, und wenn wir bedenken, daß die Quantität des den Bauern zu 
gebenden Landes ganz in dem Willen des Herrn liegt und biefelben Bauern nod) 
dazu mit Abgaben willfürlich belaftet werben können, fo erfcheint fie völlig illuſo— 
riſch. Die einzige Grenze der Habfucht bleibt hier das eigene Interefje des Grund- 
herren. Verarmte Bauern leiften ſchlechte Arbeit, zahlen feine Abgaben und müfjen 
fogar oft vom Herrn genährt und unterftügt werben. 

Faktiſch ift demnach vie Lage nicht überall fo ſchlimm, wie fie rechtlich erjcheint. 
Hreilih find die Beifpiele der Willkür und der Tyrannei feine Seltenheit, 
aber nit felten find auch Beifpiele von Wohlhabenheit, Bei den Abgabenpflid- 
tigen, wo ber Herr feine großen Zahlungen forbert und ſich in die Berwaltung nicht 
einmifcht, wird bisweilen bedeutender Reichthum getroffen. Das Herrenrecht dient 
ven Bauern ald Schu gegen die Bebrüdungen der Beamten. Das ift einer ber 
hauptſächlichſten Einwände, welhe die Grundherren gegen vie Aufhebung ver Leib- 
eigenjhaft vorbringen. Das Eine ift des Andern werth; nur muß man bemerken, 
daß es unmöglich ift, eine beſſere Verwaltung einzurichten, fo lange vie Yeibeigen- 
haft in dieſer Ausdehnung befteht und den Staat von Grund aus verbirbt. 

Diefe volle Unterwerfung des niederen Standes gilt es nun in Freiheit zu 
verwandeln. Im weftlihen Europa war dieſe Umwandlung die Sache von Jahr- 
hunderten. Ehe die Leiſtungen abgefauft wurben, beftanven ſchon längft geregelte 
Berhältniffe zwildhen den Orundherren und den Bauern. In Rußland muß der 
Uebergang viel ſchneller geſchehen, weil die bürgerliche Freiheit gegenwärtig ſchon 
zur abfoluten Forderung geworben ift. Deßwegen gibt es aud eine Meinung, 
welche vie fofortige Aufhebung des ganzen Berhältnifjes will, mit einer Entſchä— 
bigung der Grundherren für das den Bauern zu gebenve Land durch einen Auf— 
laß von Obligationen, welche durch jährlihe Zahlungen der Bauern zu tilgen find. 
Diefes wird nit nur vom ungebulbigen Liberalismus gefordert, weldyer behauptet, 
die Bauern hätten ſchon genug unter dem Joche gefeufzt, und von feiner weitern 
Abhängigkeit wiſſen will, ſondern diefelbe Meinung wird auch von manden Grunde 
herren gehegt, welche einen Zuftand von begrenztem Recht für ſchlimmer achten, 
als deſſen gänzlice Aufhebung. In Rußland ift Niemand an die Hebung begrenzter 
Rechte gewöhnt, weder die Herren, noch die Bauern. Diefe neuen Berhältnijie 
können eine Verwirrung hervorbringen, welde vie gänzliche Zerrüttung der öfono- 
miſchen Lage zur Folge Haben mag. Deßwegen wünſchten fie lieber gleidy ein Kapital 
— belommen und damit eine neue, auf freier Arbeit gegründete Wirthſchaft an— 
zufaugen. 

Dieſe Bedenken haben freilich Manches für ſich; dennoch ſcheint eine plötz!iche 
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Berwarblung der Leibeigenfhaft in volle Freiheit noch ſchlimmer, als der jeven- 
falls nicht ganz normale Uebergangszuftand. Vom Standpunkte bes Rechts ift die 
Gewöhnung an begrenzte Rechte eine umvermeidliche Vorſtufe zur Ausübung der 
Freiheit und das befte Mittel zur Hebung des Rechtsbewußtſeins im Volke. In 
politifher Hinfiht muß bie plögliche Aufhebung aller Hörigfeitsverhältnifje und 
vie Derfnüpfung der freigelafienen Bauern an den Staatsorganismus eine unges 
heure Erweiterung der Verwaltung nad ſich ziehen, wozu die Mittel des Staates 
faum gewachſen wären. Oelonomiſch kann der plötliche Uebergang von ber allge 
mein herrſchenden Frohndenarbeit zur freien Wirthfchaft eine nicht zu berechnende 
Zerrüttung des Aderbaues zur Folge haben. Endlich ift auch in financieller Hinficht 
ver Staat nicht in der Lage, um eine fo große Krebitoperation zu unternehmen, 
wie fie für bie Entfhäbigung der Grundherren geforbert wird. Deßwegen kann 
man es nur billigen, wenn die Regierung ſich zur Feftftellung einer Uebergangs- 
periode entſchloſſen hat. 

Nicht minder wichtig ift die frage wegen des Landes. Diefe betrifft nur 
die Bauern, feineswegs tie Hofleute, welche fein Land befigen. Müſſen die Bauern 
nur perſönliche Freiheit befommen, oder auch das Eigenthum der von ihnen be— 
feffenen Grundſtücke? Hierin herrſcht eine große Verfchiedenheit der Meinungen. 
In der Regel laffen fidy die Grundherren wohl die Abſchaffung ber Leibeigenſchaft 
gefallen, aber das Grundeigenthum wollen fie behalten. Dagegen möchte der Bauer 
lieber feine Freiheit empfangen, als des von ihm befeffenen Bodens ledig werben. 
Darin hat er au volles Recht; eine folche Freiheit wäre für ihn faum zu wün— 
hen. Im Allgemeinen hat er kein Kapital, und es ift nicht zu erwarteu, daß er 
ſich bald eines verfhaffe. Die ungeheure Menge der freigelaffenen Leibeigenen würde 
gänzlich in die Hände der Kapitale oder Land-beſitzenden Leute verfallen und fich 
aus einem anfäffigen Stande in einen Stand der Proletarier verwandeln. Nur 
Grundeigenthum fann dem Bauer feine Freiheit wirklich machen. Auch dem Staate 
ift es nicht gleichgültig, ob mehr ald 20 Millionen Bürger zu einem nomadiſchen 
Gefinde, oder zu einem anfäfligen Stande werden. Keine gefunde Politit, welche 
die Feftigleit des Staatsweſens erftrebt, kann fih anders als zu Letzterem ent- 
ſchließen. Es fragt fih nur, ob der Staat die Befugniß hat, eine fo große Expro- 
priation eines Standes zu Ounften eines andern zu unternehmen. Diefes wird 
nicht zu verneinen fein. Die Bauern find fattifh ein grundbefigender Stand; 
auch vom Geſetze werben fie fo angefehen. Nun gebietet der Staatszwed, dieſen 
faltiſchen Zuftand in einen rechtlichen zu verwandeln; das Letztere ift aber nicht 
anders möglich, als indem die Bauern ein Recht auf den Boden befommen und bie 
Grundherren dafür billig entfhärigt werden. Nur ver Staat kann mit feiner Voll- 
macht dieſes Zwangsverhältniß zwiſchen zwei Ständen auflöfen, wie e8 das Wohl 
des Ganzen fordert. 

Gegenwärtig ftrebt die Reform an, den Bauer nur zum ewigen ungeftörten 
Beſitzer feines Grundes zu mahen; das Eigenthum deſſelben bleibt nody dem 
Grundherrn. Wenn aber das Privateigenthum fo weit begrenzt ift, folgt das Ab— 
laufsrecht von jelbft. Auch jet wird es ſchon principiell eingeführt, indem es ven 
Bauern in Hinfiht ihrer Wohnfige zugeftanven wird. Diefes ift der Punkt, 
welcher ven größten Wiberftand hervorgerufen hat. Oekonomiſch laſſen fi dagegen 
mande Bedenken erheben. Abgeriſſen vom übrigen Lande hat das Eigenthum des 
Bohnfiges beinahe feinen Werth. Mber es ift ungeheuer wichtig, weil es umver- 
meidlich den Abkauf des übrigen Landes nad) ſich ziehen wird. Diefes wird auch 
als eine anerkannte Sache allgemein zugeftanden. Doch ſuchen die Grunpherren 
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ihr Eigenthumsrecht fefter zu begründen, indem fie die Veränderlichkeit der Lei— 
ftungen anftreben. Ob die Regierung ihnen biefe Konceffion maden wird, ift nicht 
befannt. Jedenfalls ift zu fagen, daß es ein großer politifcher Fehler wäre. Durch 
die Unveränderlichkeit der Leiftungen verwandelt fid) das Eigenthumsrecht auf den 
Boden von felbft in ein Recht auf eine Rente So geht der Hauptpunft der Oppo- 
fition mit einem Male unter; auch dies Verhältniß der Stände wird feft und Far, 
Im entgegengefegten Falle bleibt das Net immer ungewiß; bi: Unzufriedenheit, 
die Oppofition dauert fort, und der Wiverftreit der Stände wird unvermeiblid. 

Eine weitere Frage erhebt fi über das Maß des zugugeftehenden Landes. 
Es wird behauptet, daß wenn die Bauern das ganze Land zu eigen befommen, 
welches fie jetst befigen, fie fi der Müßigkeit ergeben und die großen Grund» 
eigenthümer ohne Arbeiter bleiben wiürben. Defwegen will man ihnen nur das 
Allernothwenbigfte lafjen, damit die Sorge für den eigenen Unterhalt fie nöthige, 
anderweitige Arbeit zu fuchen. Darauf ift aber zu antworten, daß eine ſolche Ver— 
fürzung des Bauernbefiges eine ungeheure Unzufrievenbeit und folglid eine allge: 
meine Zerrüttung der politifchen und ökonomiſchen Berhältniffe, wenn nicht einen 
ſchwer zu bezwingenden Aufftand des Bolfes hervorrufen wird, Diefes kann in 
feinem Falle zugegeben werben. Auch kann der Staat auf eine fo fürglide Aus— 
ftattung der Bauern nicht eingehen, wenn er fidh eine Stüge in einem tüdhtigen 
Stande von freien Gigenthümern bereiten will. Eine ſolche Lage würde vielleicht 
ihlimmere Folgen haben, als felbft die nur perfünliche Freilaffung. Darum bat 
fih die Regierung entſchieden, den jegigen Befigftand zu behalten, mir theilweifer 
Regelung nah einem für jeden Kreis beftimmten Marimum und Minimum. Was 
aber vie mögliche Neigung zum Müßiggang betrifft, fo ift diefem durch eine ftrenge 
Forderung ber Feiftungen zu fteuern. Das jegige Maß des Bauernbefiges genügt 
ihnen nur zum eigenen Unterhalte. Um vie jährlichen Zahlungen an ven Grund— 
bern zu entrichten, müſſen fie fih an vie dohnarbeit wenden. Auf dieſe Weife 
werben bie großen Landbeſitzer feinen Mangel an Arbeitöträften fpüren. 

Jedoch ift nicht zu läugnen, daß eine zeitlihe Verwirrung der ökonomiſchen 
Berhältniffe eintreten kann, beſonders wenn die Frohnden plöglic durch freie Arbeit 
erfegt werben. Letztere braucht Zeit, um ſich zu organifiren; eine auf fie gegrün- 
dete Wirthſchaft erfordert Kapital und Gewandtheit, um fich in ganz neuen Ber- 
hältniffen zurecht zu finden. An beidem ift großer Mangel bei ben ruffifchen Grund— 
befigern. Darum möchte eine rafhe Abſchaffung der Zwangsarbeit fhlimme Folgen 
für fie haben. Am wünfhenswertheften wäre ein ftufenmäßiger Gang, wobei vie 
freiwilligen Verträge nicht ausgefhloffen würden. Der erfte Schritt wäre die Auf: 
hebung der Leibeigenfhaft durch gefeglihe Regelung ver Verhältniffe, der zweite 
die Verwandlung der Frohnden in Geldzahlungen, wobei die Befugnifje ver Herren 
vermindert werben können, weil die Zwangsarbeit eine größere Gewalt zur Nöthi- 
gung fordert; der dritte endlich wäre die vollftändige Ablöfung durch Kapitalifirung 
der Feiftungen mit Hülfe eines Bankſyſtems. Gegenwärtig find alle diefe Maß: 
regeln Gegenftand der Kommiffionsarbeiten. 

Diefer Zuftand der Dinge erlaubt uns nicht, in fperiellere Fragen einzu: 
gehen, wie 3. B. über das Maß der Leiftungen, die Rechte ver Grundherren, die 
Art und Weife der Forderungen, die Organifation ver Schiedsgerichte, die Bes 
freiung der Hofleute u.f.w. Diefes Alles erwartet noch feine geſetzüche Beftimmung. 
Auch die vielbeftrittene Frage über die Borzüge des individuellen und des Gemeinde: 
befiges fünnen wir nicht berühren, weil fie die Leibeigenſchaft nur nebenbei betrifft 
und deren Auseinanverfegung uns zu weit führen würde. Nur ganz kurz können 
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wir bemerken, daß fih ver Hervorgang des ruffifchen Gemeindebeſitzes aus ber 
Leibeigenihaft und der Kopffteuer hiſtoriſch nachweiſen läßt. Das Land wirb ben 
Bauern als Mittel zur Entrichtung der Leiftungen vom Grundherrn oder vom 
Staate gegeben. Da die Yeiftungen perſönlich, alfo für Alle gleih find, fo muß 
Jedem dasſelbe Maß des Grunbbefiges gegeben werden, und wenn vie Bevölke— 
rung jo gewadfen ift, daß für die neuen Arbeiter kein Land mehr übrig bleibt, 
fo kann, bei Unzuläffigkeit der Meberfievelung, nur eine neue allgemeine Theilung 
zu Stande kommen. Was vie Unfreiheit geſchaffen hat, wirb die Freiheit auflöfen. 
Nur ift an eine gewaltfame Aufhebung einer feit zwei Jahrhunderten beftehenden 
Gewohnheit nicht zu denken. 

Ob endlich die ganze Sache einen frienlichen und regelmäßigen Gang behalten 
wird, ift freilich nicht mit Gewißheit zu fagen. Dod find alle Umftände bafür, 
Der Wille des Kaifers in dieſer Angelegenheit fheint feft zu fein; der Adel ift 
gar nicht im Stande, irgend einen Widerſtand zu leiften; die Bauern bleiben bisher 
in einer ruhigen Erwartung, und es wäre faum denkbar, daß Leute, deren Lage 
verbeffert wird, fi empören würden. Bereinzelte Aufftände mögen wohl ftattfinden, 
aber das ift auch jest fein ungewöhnlicher Fall. Doch ift die Schwierigfeit der 
Sache nicht zu verfennen. Die Leibeigenfcheft greift zu tief in alle Verhältniffe, 
in alle Intereffen ein. Das ganze Privatleben ift damit verflodhten Darum muß 
aud deren Abjchaffnng die beveutendften Folgen für Rußland haben. Alle politi— 
fhen, abminiftrativen und ökonomiſchen Reformen find nichts ohne diefe. Nur eine 
folhe durchgreifende geſellſchaftliche Umwandlung fann dem Bolfsleben einen ge> 
waltigen Stoß geben, überall die Thätigkeit und den Geift der Initiative weden, 
das Rechtsbewußtſein und eine Hare PVorftellung ver Intereflen verbreiten. Der 
Adel, welher einen Theil feiner Rechte und feines Beſitzes einbüßen muß, wird 
reichlich dafür bezahlt durch vie Möglichfeit eines freien Einfluffes auf die nieberen, 
minder gebildeten Stände, durch eine einträglihe Wirthſchaft und beffere Pflege 
feiner forporativen Angelegenheiten, welche in ver jetigen Yage ganz vernadläffigt 
find. Die Kluft zwifchen den Ständen muß verſchwinden, und Rußland wird ſich 
gänzlich zum modernen Staate geftalten, nach dem Principe der bürgerlichen Freiheit. 

8. Tſchitſcherin. 


Leibnig. 


Gottfried Wilhelm Yeibnig wurde am 3. Juli 1646 in Leipzig geboren, wo 
fein Bater Profefjor ver Moralphilofophie war; er erhielt in der Nicolaifchule den 
damals üblihen Jugendunterricht, legte aber zugleich fhon als Knabe den Grund 
zu feiner fpäteren Polpbiftorie, indem er bie reiche Bibliothek feines früh (1651) ver- 
ftorbenen Vaters planlos verſchlang; im Jahr 1661 begann er an ber Univerfität 
feiner Baterftadt das Studium der Jurisprudenz, womit er jevoh auch Philofophie 
und Mathematik verband, fiir welch’ letztere Wiflenfchaft er aud (1663) in Jena 
durch Weigel die größte Anregung empfing. In Leipzig fchrieb er zum Behufe des 
philofophifhen Baccalaureats (1663) Disputatio metapbysica de principio indi- 
vidui (welche nicht etwa die Keime der Monavenlehre enthält, fondern den Nomi— 
nalismus und Realismus betrifft), fowie als Magifter-Differtation (1664) Spe- 
eimen difficultatis in iure s. qusstiones philos. ex iure collectz, und hierauf 
(1665) zur juriftifchen Baccalaureats-Prüfung De conditionibus und Specimen 
certitudinis in iure, und außerdem (1666) unter dem Titel: „Ars combinatoria* 
einen Verſuch tabellarifcher Spftematifirung aller Wiffenfchaften. Da aber nun 
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feine juriſtiſche Doltorpromotion durch Intriguen in der Falultät hintertrieben wurde, 
verließ er Leipzig (für immer) und promovirte (5. Nov. 1666) in Altdorf mit 
einer Differtation De casibus perplexis fo rühmlich, daß ihm dort fofort eine 
Profefjur angetragen wurde. Er ging jedoch nach Nürnberg, wo er (durch einen jpaß- 
haften Betrug) in einem Aldhymiftenverein die Sefretärftelle erhielt, aber zugleich 
die für fein ganzes Leben entſcheidende Bekanntſchaft Boineburgs, des furfürftlich 
Mainz'ſchen Erminifters, machte. Er begab fih nun jelbft nah Frankfurt und nad) 
Mainz, mwofelbft er feine (auf der Reiſe geichriebene) Methodus nova iurispru- 
dentise (1667) dem Kurfürften Iohann Philipp dedicirte und alsbald zu den dor» 
tigen Reformbeftrebungen in der Gefetgebung beigezogen, gemeinſchaftlich mit Dr. 
Laſſer Ratio corporis iuris reconeinandi ausarbeitete, ſowie in jene Zeit das „Bedenfen, 
weldergeftalt den Mängeln des Juftizwefens in theoria abzuhelfen“ fällt. Die 
Hauptfahe aber war, daß dort der erft 22jährige Leibnig in das Getriebe ver 
Staatenpolitif nicht blos einen Einblid that, fondern auch felbft mitwirfend einzu- 
greifen begann. An Boineburg nämlih, welder über Franfreid anders dachte 
als der Mainz'ſche Kurfürft, wendete fih auch der Pfalzgraf Philipp Wilhelm 
von Neuburg als Prätendent der polnifhen Königskrone, und für Boineburg, 
welder zum polnifchen Reichstage abging, ſchrieb (1668) Leibnig unter dem ent- 
ftellten Namen Georgius Ulicovius Litbuanus das Specimen demonstrationum 
politicarum pro rege Polonorum eligendo (gebrudt in Danzig 1669), und während 
er zur gleichen Zeit auch theologifhe Schriften (Confessio nature contra atheistas, 
1668, und Defensio trinitatis, 1669, theils gleihfall® dur den frommen Boine- 
burg, theils durd den damals nod; in Mainz lebenden Spener veranlaft), fowie 
eine philoſophiſche Arbeit (Antibarbarus s. de ratione philos. Nizolii, 1669) und 
auch Phufifalifches (Hypothesis physica nova, 8. theoria motus, 1670, und No- 
titia oplice promotz, 1670) veröffentlihte, blieb er den politifchen Ereigniffen 
fo wenig fremd, daß er aud bei der Ehwalbader-Konferenz der Kurfürften von 
Mainz und von Trier als literarifher Gehülfe Boineburgs beigezogen wurde, und 
bort fchrieb er 1670 das „Bedenken, welcher Geftalt securitas publica interna_et 
. externa und status presens im Reih auf feften Fuß zu ftellen“, wozu 1671 eine 
Yortjegung desfelben fam. In Bezug auf die Lage Europa’s und die Gefahren 
Deutfchlands hatte Leibnig, welcher unterbefien (1670) am oberften Gerichtähofe 
in Mainz angeftellt worden war, ſchon feit einiger Zeit den Plan gefaßt, die Thä- 
tigfeit Ludwig XIV. auf eine Eroberung Aegyptens zu lenken, und nachdem er 
denfelben mit Boineburg näher erörtert hatte, zugleih aber aud des Kurfürſten 
Anſchauungen fi etwas geändert hatten, ging Leibnig wirklich (März 1672) in 
geheimer Sendung nad Paris, mit Hinterlaffung einer an den Kurfürften gerich- 
teteten Denkſchrift „Consilium Aegyptiacum*, In Paris fand er neben feiner 
balb-viplomatifhen Stellung aud Muße zu Studien verfdiedener Art, lernte Huy- 
gend und Malebrande fennen und benügte die Oelegenheit, mit dem dortigen 
Mainz'ſchen Gefandten nad London zu gehen, wo er Dlvenburgs Bekanntſchaft 
machte; nod in die legten Monate feines Parifer Aufenthalts fällt die vielbefpro- 
hene Erfindung der Differentialrehnung, über welche er fpäter befanntlidh einen 
widerlihen Prioritätöftreit mit Newton durchzukämpfen hatte. Im Jahre 1676 ver» 
ließ er Paris, um einem wiederholten Rufe des Herzogs Johann Friedrich nad 
Hannover zu folgen; auf der Nüdfehr durch Holland traf er im Haag mit Spinoza 
zufammen. In Hannover, wofelbft er (1679) zum Hofrath und Bibliothefar ernannt 
wurde, finden wir ihm wieder mit chemiſchen und geologijhen Studien beſchäftigt 
(Historia inventionis pkosphori, 1677, und ein Manuftript „Protogea“), zugleid 
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aber verfaßte er umter dem Namen Cæsarinus Füerstenerius eine Staatsſchrift 
De iure suprematus ac legationis principum Germanie, 1677, worauf nad) 
dem Frieden von Nimwegen (1679) auch zmei Denlſchriften an Ludwig XIV. 
folgten, fowie einige Jahre fpäter, zur Zeit der Belagerung Wiens durch die Tür- 
fen, der anonym herausgegebene Mars christianissimus (1683), womit wieder 
eine Schrift über Zinfenberehnung (Meditatio iurldico-mathematica de in- 
terusurio) gleichzeitig ift. Hierauf erjhien in den von Menken (1682) gegrün- 
deten „Acta Eruditorum Lips.* Leibnigens erfte philofophifche Arbeit: Me- 
ditationes de cognitione, veritate et ideis, und zugleihd Nova Methodus pro 
maximis et minimis, 1684. Nun wurde er im Jahr 1687 von Herzog Ernſt 
Auguft beauftragt, die Gefhichte des Haufes Hannover zu fhreiben, und begab 
fid) behufs der nöthigen Borarbeiten auf Reifen; er ging durch Schwaben und 
Bayern vorerft nad Wien, woſelbſt er das Manifeft verfaßte, mit welchem Kaifer 
Leopold (18. Dft. 1688) die Kriegserflärung Ludwigs XIV. beantwortete; hierauf 
durdpreiste er Italien, überall mit den hervorragendſten Perfönlichkeiten in Be— 
rührung tretend und mit den mannigfaltigften Studien befhäftigt; in Rom, wo 
ihm felbft die Bibliothefarftelle an der Vaticana angeboten wurde, falls er zur 
fatholifhen Konfeffion übertreten wolle, betrieb er eifrig aud das Studium ber 
hinefifhen Literatur und gab die Anregung zu dem Werfe „Novissima Sinica*, 
während er gleichzeitig an einem dyadiſchen Syſteme der Arithmetik arbeitete; in 
ben Ardiven von Modena machte er eine Entdedung bezüglicd der Verwandtſchaft 
des Braunfhweig’shen und des Eſte'ſchen Haufes. Bei feiner Rüdtehr nad Han 
nover im Jahre 1690, um welche Zeit er aud bereits in ven Reichsfreiherrenftand 
erhoben worven zu fein fheint (— nicht erft durch Karl VI. —) beſchäftigte ihn 
neben der Obhut über die Wolfenbüttel'ſche Bibliothef vor Allem die damals vielbefpro- 
dene Frage über Vereinigung des Katholicismus und Proteftantismus, und nicht 
blos ein handſchriftliches Systema theologie (1690), fondern auch ein längerer 
Briefwechſel mit Peliffon und beſonders mit Boffuet, fowie eine Schrift De la 
tol&rance et des diflerens de la religion (1691) waren die Folge bievon. So— 
gleih aber im Jahr 1692 führte ihm vie Erhebung Hannovers zur (neunten) 
Kurwürde wieder zu ſtaatsrechtlichen Studien und diplomatiſchem Briefwechjel über 
diefe Angelegenheit, woran fih die Monographie „Ueber ven Unterſchied des Reichs— 
banners von der Würtembergifhen Sturmfahne” (1692) anfnüpfte. Nachdem hierauf 
Leibnitz als Frucht feiner hiftorifchen Studien den Codex iuris gentium diplomaticus 
(1693), mit deſſen rechtsphiloſophiſcher Vorrede vielleicht in der Abfafjungszeit das 
dentjch gefchriebene Brudftüd „vom Naturrecht“ zufammenfallen mag, veröffent- 
lit und das Manuffript der Annales imperii occidentis Brunsvicenses (her- 
ausgegeben von Per& 1843) vorgelegt hatte, erjdhienen ſodann in rafcher Folge feine 
philoſophiſchen Schriften: De prims® philosophie emendatione (1694), Systeme 
nouveau de la nature (1695) und hiezu drei Eclaircissement du nouveau systöme 
(1696), Reflexions sur l’essai de Locke (1696), fowie gleichzeitig mit den Lek« 
teren bie Historia et commendatio lingus characteristic® universalis (1695) und 
als Fortſetzung der hiftorifhen Arbeiten: Lettresurla connexion ancienne des maisons 
de Brunswiec et d’Este (1695), fowie hernach Historia arcana s.de vita Alexandri VI. 
pape (1697), Accessiones historice (1698) und Mantissa codicis iur. gent. 
dipl. (1700). Daneben aud noch ſchrieb er „Unvorgreiflide Gedanken betreffend 
die Ausübung und Berbefferung ber teutfhen Sprache" (1697, gebrudt in Eccarb’s 
Collect. etymol. 1717), womit bie „Ermahnung an die Teutfhen, ihren Ver— 
ftanp und Sprache beffer zu üben“ (herausgegeben von Grotefend, 1846) und die 


414 Ceibniß. 


Gründung einer deutſchen Zeitſchrift „Monatliher Auszug neuer Bücher” (1700) 
zufammenhängt. Untervefien aber hatte Yeibnig, welcher (1696) zum geheimen 
Juſtizrath ernannt worden war, im Jahr 1698 durch den Tod des Kurfürften 
Ernft Auguft feinen Gönner verloren, und er fuchte nun durch bie Tochter des— 
felben, Sophie Charlotte von Preußen, in Berlin fid eine Stellung zu begrün- 
den, wobei ihm ſowohl die yolitifche Tendenz einer VBerfühnung bes hannöverifchen 
und bes brandenburgijchen Hauſes, als aud der Zwed, für tie Union ver Luthe- 
raner und ber Neformirten zu wirken, vorfchwebte, in meld’ legterer Beziehung er 
ſchon feine „Kurze Vorftellung der Einigkeit und des Unterſchiedes bei den Pro- 
teftirenden” (1697), fowie im Zufammenhange mit Speners Beftrebungen bie 
„Via ad pacem* (1698) und das „Tentamen irenicum“ (1698) veröffentlicht 
hatte, Diskuffionen, durch welhe er aud auf Bekämpfung des Nationalismus 
(Adnotatiuneule ad Tolandi librum de Christianismo, 1701) geführt wurbe; 
außerdem fällt in dieſe Zeit ver Brief an Molanus, „Monita ad Pufendorfium“ 
enthaltend, fowie die gegen Cocceji gerichtete Schrift Observationes de Prineipiis 
juris (1700). Im Jahr 1700 fievelte %. auch wirklich nad Berlin über, wo nun 
bekanntlich in Folge feiner Vorſchläge die Akademie der Wiſſenſchaften (11. Iuli 
1700) gegründet und er jelbft zum Präfiventen verfelben ernannt wurde; vie 
Erridtung einer Akademie in Dresven, worüber Yeibnig eine Denkſchrift an König 
Auguſt richtete, wurde durd die Ariegsereigniffe gehindert, Noch in demſelben Jahre 
ing 2. in Angelegenheit der Kircheneinigung nah Wien und machte dort, als bie 
dachricht vom Tode Karls II. von Spanien eingetroffen war, die Studien zu jener 
Staatsjchrift, welche unter dem Titel Manifeste contenant les droits de Charles III, 
roi d’Espagne im Jahr 1704 erſchien. Sofort bei feiner Rückkehr nad Berlin 
war es die Erhebung Preußens zum Königreiche, welde ihn (1701) zur Abfafjung 
der „die neue preußifche Krone angehenden Schriften“ veranlafte, woran fich betreffs 
der oranifhen Erbſchaft amreihte: Information sommaire touchant le droit in- 
eontestable de S. M. le Roi de Prusse A la succession de son Grand-pöre etc., 
1702. Neben erneuerten Arbeiten über bie Einigung der Konfeffionen (4. B. gegen 
Winklers Arcanum regium, 1703) nahm ihn nun hauptfächlich jener literarifch- 
pbilofophiihe Umgang in Anſpruch, in welchem er mit der Königin Sophie Char- 
lotte in Lugenburg (Charlottenburg) ftand; auf ihre VBeranlaffung und zu ihrer 
Beruhigung betreffs des Bayle'ſchen Manichäismus arbeitete er die „Theodiede* 
aus (gebrudt erft 1710); zur gleichen Zeit jehrieb er Nouveau essai sur l’enten- 
dement humain (1703) und Examen du sentiment de Malebranche (1706). Im 
Jahr 1705 ftarb die Königin, und L.'s Stellung und Anfehen in Berlin änderte 
fih in mander Beziehung; er trat noch einmal in einer Staatsfchrift über Preu- 
ßens Anfprücde auf Neuenburg und Balangin auf (TraitE sommaire du droit de 
Fred@rie I, Roi de Prusse, à la souverainet@ de Neufchatel et de Valangin en 
Suisse, 1707), kehrte aber im Jahr 1707 nad Hannover zurüd, in welchem Jahre 
er auch noch in geheimer Sendung Karl XII. von Schweben in feinem Yager in 
Altranſtädt bei Yeipzig befuchte. Nun nahm er neben einem ausgebehnteren Brief- 
wechlel mit Ernft Keftner (rechtsphiloſophiſchen Inhalts) feine hiſtoriſchen Arbeiten 
wieder auf, und es erfchienen die Scriptores rerum Brunsvicensium (1707—11), 
die Ausgabe der Annales Boie Adlzreiters (1710) und Brevis designatio medi- 
tationum de origine gentium (1710); aud; fallen in jene Zeit die Anfänge des 
literarifchen Procefies über die Differential» Rechnung, im welchen bie London 
society in ungerechter Weife für Newton Partei nahm. Im Oftober 1711 traf 
L. in Torgau mit Peter vem Großen zufammen und folgte im nädften Jahre 
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einer Einladung des Kaiſers nad Karlsbad, um denſelben noch bis Dresven zu 
begleiten; Vorſchläge über Juſtiz- und Sinanzreformen, fowie über Gründung einer 
Akademie in Rußland bildeten den Inhalt jener denkwürdigen Beiprehungen, in 
Folge deren 2. aud eine anfehnlihe Penfion von Peter dem Großen erhielt. Bon 
Dresden aus ging %. (1712) auf eigenen Antrieb nah Wien, wo er gleichfalls 
eine Akademie zu gründen verfuchte, aber hierin der Oppoſition der Jeſuiten wei- 
hen mußte; hingegen wurde feine Mitwirkung bei ven Bräliminarien des Utrechter 
Friedens (1713) in Anſpruch genommen, woneben er zugleih vom hannöverifchen 
Hofe Aufträge bezüglich der lauenburgifhen Angelegenheit in Wien zu vertreten 
hatte. Zum faiferlihen Reichshofrath (1713) ernannt, arbeitete er Gutachten über 
die tosfanifhe Erbfolge aus (1714) und wurde aud über die Abhülfe der öfter- 
reihifhen Finanznoth zu Rathe gezogen. In Wien aber war er aud) in ein näheres 
und faft inniges Verhältniß zu dem nun dort weilenden Prinzen Eugen von Sa- 
vopen getreten, fiir welchen er fein letztes philoſophiſches Hauptwerk, die Monado- 
logie, verfaßte (fie erſchien franzöfifh 1714, lateinifh unter dem Titel Principia 
philosopbie in den Actis Erudit. 1721). Als aber im Jahr 1714 Georg I. den 
Thron von England beftieg, wurde 2. dringend nad Hannover zurüdgerufen; dort 
befämpfte er nod eine auf bie englifhen Berhältniffe bezüglihe Oppofitionsfchrift 
(Anti-Jacobite, ou faussetös de l’Avis aux propri6tairs Anglais, 1715) und 
veröffentlichte gleichzeitig De origine Francorum (1715) und Prineipes de la 
nature et de la grace (1715); Ötreitigfeiten nämlih mit Clarke über Newton 
natürliche Theologie trübten noch die legten Monate feines Lebens. Er ftarb am 
14. November 1716 an der Gicht. — Näheres über fein Leben bei ©. E. Guh— 
rauer, Gottfr. Wil. Freiherr v. Leibnitz. Breslau 1842, 2 Bde. — Ausgabe der 
Leibnig’fhen Werke von Lud. Dutens, Genf 1768, 6 Bände, 49. (die juriftifchen 
Schriften finden fi dort im 4. Bde.). Epistole ed. Kortholt. Lips. 1734—42, 
4 Bände 8%; Opera philosophica ed. Erdmann, Berol. 1840. 49; Leibnig's 
deutſche Schriften herausgeg. von ©. E. Guhrauer, Berl. 1838—40, 2 Bänbe. 
Bon der neuen Pertz'ſchen Gejammtansgabe find bisher (feit 1843) 11 Bände 
erſchienen (Erfte Folge, Gefchichte 4 Bde, zweite Folge, Philofophie 1 Bd., dritte F, 
Mathematit 6 Be). 

Schon diefe gebrängte — wenn auch dem Anſcheine nad hinreihend lange — 
Skizze von L.'s reihem politifchen und literarifchen Leben zeigt uns, daß wir bier, 
wo die mathematifche, phyſikaliſche, Hiftorifche, linguiſtiſche und felbft die eigentlich 
philofophifhe Thätigkeit des großen Mannes nicht in Betracht gezogen werben 
kann, denſelben nicht blos als Rechtsphilofophen, fondern auch als Publiciften im 
höhern Sinne des Wortes beſprechen müſſen. 

Faffen wir zunächft den letzteren Gefihtspunft ins Auge, fo erjcheint uns L. 
vor Allem als ein Vertreter der edelften deutſchen Gefinnung. So wie er, ber faft 
Alles in lateiniſcher oder franzöftiher Sprache ſchrieb, dennoch der Begründer ber 
deutſchen Philofophie ift und nad) feinem eigenen Geſtändniſſe die philofophifchen Ge- 
danken vorerft deutſch faßte, um fie fobann in das fremde Gewand zu übertragen, 
fo liegt ihm auch tie Förderung der deutſchen Sprade, in welder er das wahre 
Lebendorgan der deutfhen Nation erblidt, am Herzen, und während er über ben 
„Miſch-Maſch“ Hagt, welcher zu feiner Zeit in unferer „Haupt und Helden-Sprache“ 
eingeriffen fei, vabei aber auch vie Verkehrtheit eines unbebingten Purismus richtig 
erfennt, legt er es den Deutſchen als die größte Pflicht Außerfter Anftrengung auf, 
ihre eigene Sprache zu heben umd zu pflegen („Unvorgreiflihe Gedanken ꝛc.“ und 
„Ermahnung an die Teutſchen“). Aber auch in politifcher Beziehung gilt ihm Deutfch 
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land als das „Herz Europa's“, ja gerade wegen bes heiligen römijchen Reiches 
erblict er (f. weiter unten) in den Deutfhen bie bevorzugte Nation des chriftlichen 
Abendlandes, welche dereinft wieder, wie in früheren Jahrhunderten, der Schreck 
aller Nachbarn werben mäffe. Nur in Folge der Uneinigkeit habe Deutſchland viefe 
ihm gebührende Stellung verloren, und fowie den deutſchen Fürſten Nichts un— 
möglich fei, ſobald fie fih unter Einer Führung vereinigen (Borr, 3. Nova metho- 
dus), jo „werde Deutjhland nit aufhören, feines eigenen und fremben Biutes 
Materie zu fein, bis es fi einmal gefammelt und geeinigt, habe” (Bedenken w. 
securitas ete.). Bon foldem Standpunkte erfcheint es ihm nun auch bezüglich der 
polniſchen Königswürde von entſcheidender Wichtigkeit zu fein, daß fie einem bent- 
ſchen Reichöftande übertragen werde, indem hierin aud Polens eigener Selbfterhal- 
tungstrieb mit dem Intereffe Deutſchlands zufammentreffe, und felbft für Europa 
e8 vortheilhaft fei, daß Polen als eine Bormauer der Bildung gegen die äftlichen 
Barbaren gewonnen werbe (Spec. demonstr. pr. r. Polon. elig.). Bor Allem aber 
mußte ſich 2.8 Blid auf die von Frankreich her drohenden Gefahren richten, und 
in Erwägung der furdtbaren Macht des Gegners hielt er (Bedenken w. securitas) 
einen Auſchluß der rheinifhen Kurfürften an die Trippelallianz (Schweden, England, 
Holland) nicht für rathfam, fondern bezeichnete e8 als einen weit richtigeren Staats- 
ftreich, wenn die nähften Nachbarn Franfreihs mit demfelben in gutem Vernehmen 
blieben; hingegen follen die deutſchen Fürſten felbft unter ſich in eine Partikular- 
union fi vereinigen, in welche der Kaifer nicht als Kaifer, wohl aber mit feinen Erb- 
ländern eintrete, und deren Zweck hauptfählih in der Garantie des weftphälifchen 
Friedens und der vollen Durdführung der in ihm begründeten religiöfen und poli— 
uſchen Unparteilicjteit liegen müfle, woran dann als Nebenfolgen fid) von feibft 
eine Berbefierung der Reihsverfaffung,und des Juftizwejens, ja felbft die Errich— 
tung von Provinziale oder Nationalſynoden anreihen könnte. Eine folhe Einigung 
werbe den Schein einer gegen Frankreich gerichteten Konfpiration vermeiden, aber 
Deutſchland innerlih ſtark machen, zumal wenn aud die Deutſchen überhaupt fich 
entfchlöffen, in Bezug auf Sprache und Sitte den fremden Einflüffen zu entfagen. 
Infofern aber Ludwig XIV. nichts Oeringeres, als das arbitrium rerum in Europa 
anftrebe, werbe eine Koalition der Seemädte am wirkfamften fein; wenn hiedurch 
„Frankreich wie eine Schnede die Hörner einziehen und in ihr Haus kriechen müſſe, 
dann werde Europa wieder aufathmen“. Für den fiherften Ausweg aber und 
zugleich für die würtigfte Aufgabe Frankreichs hielt e8 2, in Anbetracht des dro— 
benven Fortjchrittes der Türken, daß Ludwig XIV. die hriftlihen Waffen in den 
Drient und nach Aegypten führe; „Frankreich folle Konftantinopel und Kairo haben“, 
denn hiedurch werde einerjeit8 die Gefahr von Holland und mittelbar von Deutfch- 
land abgewendet, und andererfeitd dem europäiſchen Chriftentbume ver Gieg über 
die Ungläubigen verfchafft werben. Und als ſodann die wirklichen Creignijje ſich 
freilich ganz anders geftaltet hatten, tritt aud 2, ſchärfer hervor in dem ironifch 
unter der Masfe eines Germanus Gallo-Grecus (d. h. eines Yranzofenfreundes) 
gefchriebenen Mars Christianissimus; gegen Ludwig XIV., fagt er, welder ven 
Ninmeger-Frieden zum Heile Europa’s hätte benügen können, erhebe fih nun in 
Deutſchiand ein gerechter Racheruf, da durch Frankreichs Intriguen und mit fran- 
zöſiſchem Gelde die ungarifhe Rebellion angezettelt worden; Ludwig XIV. feine 
nad dem „l’un aprds l’autre* wohl zunächſt mit ven Chriften beginnen zu wollen, 
um dann vielleicht erft gegen die Ungläubigen zu ziehen. Ia in dem Manifefte 
Kaifer Leopolds vergleicht 2. den König Frankreichs ausprüdlih mit Attila, und 
an die ausgeiprohene Zuverfiht, daß der Kaiſer den „Vertragbrüchigen“ wohl 
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noch bereinft zu Boden werfen werbe, zumal wenn das vereinte Deutfchland 
fi erhebe, knüpft fih die Bemerkung, daß nicht Defterreih in freiheitsfeind- 
licher Tendenz bie Deutjhen von Frankreich entfremben wolle, fondern Frankreich 
es fei, welches Zwietracht ſäe, um feine Unterjohungspläne zu fördern. Und als 
2. abermals in ter Angelegenheit tes fpanifhen Thrones im Dienfte der anti- 
franzöſiſchen Koalition wirkte, ſchilderte er in dem hierauf bezüglihen Manifefte mit 
edler Entrüftung, wie Frankreich in Sittlickeit, in Religion und in innerer Politik 
in Berfall gerathen fei. 

Die Einſicht in die für unfer Baterland gefahrprohende Stellung Frankreichs 
ift e8 auch, welde bei L.'s ſtaatsrechtlichen Arbeiten, foweit fie die inneren Ber: 
hältnifje Deutihlands betreffen, als mitwirkend auftritt. So begründet er in jener 
pfeudonymen Schrift (Ces. Fuerstenerius, de iure super.) feine Anficht beziglich 
der Harmonie und des Gleihgewichtes zwifchen Kaifer und Fürften bireft auf die Noth— 
wenbigfeit der Abwehr franzöfifher Eingriffe; und in den Gutachten über die han- 
növer’jhe Kurwürde äußert er, daß mögliher Weife noch die Errichtung mehrerer 
KAurfürftenthlimer nöthig werden könne, damit nicht Franfreih durch Uebermadht 
am Rheine ein Uebergewicht im Kurfürftenkollegium äußere, ja wie eine Prophe- 
zeiung flingt es, wenn er fagt: „fowie Frankreich den Rhein erobere, fei ein Theil 
bes Kollegiums abgeihnitten und der Reichskörper werde dann zerfallen”. Dem 
deutſchen Intereffe will er überall dienen, und biefe Beziehung gibt er auch feinen 
hiſtoriſchen Studien, denn in der Einfiht, daß die Veröffentlihung der Urkunden 
auch praftifch für die Diplomatie einen Werth habe, will er durch feine Forſchungen 
„in dem Reihe und für "das Reich“ arbeiten (Borr. 3. Cod. dipl.). Da er aber bie 
volle ftaatsrechtliche Verwirklidung der Principien des weftphälifchen Friedens wün—⸗ 
fhen muß, jo durchſchaut er richtig die Bedeutung, welche fir Deutfchland die 
Hebung proteftantifcher Staaten haben mußte, und diefer Gefihtspunft tritt nicht 
blos in den Erörterungen über die neunte Kurwürde, fondern insbefondere bei ber 
Erhöhung Preußens zum Königreiche, gegen welche bie römifche Kurie proteftirte, 
auf das Nahbrudjamfte hervor, und L. konnte die Wichtigkeit, welche dieſes Ereignif 
für die Zukunft Deutſchlands haben werde, nicht unterſchätzen. 

Dabei aber verfliht L. in feine publiciftifhen Schriften erflärlicher Weife auch 
die Auffaffung ftaatsrechtliher Grunpfäge theils allgemeinerer Art, theils fpeciell 
Deutihland betreffend. Er erblidt in bürgerlicher Freiheit und Fürſtenmacht nicht 
Gegenfäge, fondern gerade nothmwendige Korrelate, welche ſich mechjelfeitig ergänzen 
und verftärfen, indem nicht blos jede Schmälerung ber Freiheit eine Schmälerung 
der Sicherheit enthalte, fondern überhaupt das Princip des Staates derartig in der 
„rechtlichen Macht“ liege, daß das Wohl des Machthabers mit dem Wohle bes 
Ganzen identiſch fei (Spec. pr. r. Polon. elig.). So erörtert er aud im Anhange 
gi den Schriften über die neue preußifche Krone die Frage, „was nad heutigem 

ölferrechte zu einem König erfordert werte”, und beantwortet fie dahin, daß in 
jenem fpeciellen Falle wohl die Auftorität des Kaifers der Grund der Äußeren 
Anerkennung des neuen Königreiches fei, überhaupt aber betreffs eines Königs ber 
Name die Sache fei; denn wenn auch, wie z. B. beim Dofterate oder beim Ritter- 
fohlage, ebenfo beim Könige vorher ſchon alle Erforberniffe dazu da waren, fo ift 
Jemand erft dann ein Doktor oder ein Ritter oder ein König, wenn er fo genannt 
wird, d. h. wenn ber Name als Komplement der Natur dazu kömmt, — kurz 
„König ift, wer König heißt“, wohl aber ift, um König zu heißen, ein genügendes 
Maß von Macht erforberlih; „Heine Diamanten find zwar aud Diamanten, aber 
wenn fie allzu Mein find, werben fie zu Diamantenpulver” ; will demnach ein Fürft 
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ſich ſelbſt zum Könige machen, ſo muß er vorerſt frei ſein, d. h. es muß nach 
Innen im Territorium ſelbſt die Erhebung als eine rechtmäßige durch Nichts ge— 
hindert ſein, und ſodann muß er Macht haben, um nach Außen, ſobald er ſich 
König nennt, für dieſen Namen Anerkennung zu finden. In Bezug auf Deutſch— 
lands ftaatsrechtlihe Form ſelbſt ftellt ſich Y. allerdings mehr auf einen ivealifti- 
{hen Stanppunft, welder gleihjam auf einer Umfegung des heiligen römiſchen 
Reiches in eine fpekulative Idee beruht. Schon bei einer früheren Gelegenheit 
‘(Spec. pr. r. Polon. elig.) hatte L. ven Begriff des Bundesftaates gegenüber dem 
eines Stantenbundes hervorgehoben, indem er darauf, daß das Reich fein Staaten- 
bund, fondern Ein Staat fei, das Untertbanenverhältnig der Neihsftände begrün- 
dete, aber eben binzufügte, daß der Neicheftanp nicht dem Kaifer, fondern nur dem 
Neiche, d. h. ven Reichstagen und Reichsſtänden, und hiemit wieder ſich felbft un- 
terworfen fei. Und diefe Auffaffung führte er dann in jener Schrift, welche ſchon 
burd den fingirten Autornamen die gleichzeitige Berüdfihtigung des Kaiſers (Casa- 
rinus) und der Reichsfürften (Fuerstenerius) anfündigt, derartig aus, daß er den 
deutſchen Fürften aud das Recht zuerfannte, Geſandte mit Repräfentationsredt an 
fremde Höfe zu ſchicken; er ſucht dabei die faiferlihe Oberhoheit mit der Souve— 
ränität der Fürften zu vereinbaren, indem ber Reihsverband nicht eine Konföde— 
ration, fondern eine Union fei, durch welde die Suprematie der Fürſten jo wenig 
gehindert werde, daß aud Verbindlichkeiten, die der Fürft gegen das Reich hat, 
feine Schmälerung der Souveränität enthalten. Und wenn er jagt, es fei gar nicht 
richtig, daß die germaniſche Freiheit den Verfall der Faiferlihen Macht bevinge, fo 
erhält dies die fpefulative Erklärung, daß, fowie das bloße Recht der einzelnen 
Glieder ald Recht auf atomiftifche Gleichheit führe, ebenfo vie bloße Macht als 
Macht des fittlihen Haltes entbehre, hingegen aber nur „bie Ehrfurdt vor einem 
Höheren“ die an fi felbftändigen Beſtandtheile fittlih und harmoniſch zu einem 


Ganzen verbinde. So fpielt hier bei L. das philoſophiſche Ideal des Reiches Gottes 
herein, weldes ihn auch am einen völkerrechtlichen chriſtlichen Senat aller Völker 
denken läßt, und ſich in den Ausſpruch koncentrirt, daß das Verhältniß des deut— 


ſchen Reiches zu den Reihsftänden eigentlich dasſelbe fei, in welchem aud bie 
allgemeine Kirche (d. 5. natürlich nicht etwa die Hierarchie einer fpeciellen Konfef- 
fion) zu den weltlihen Regenten ftehe. Somit erſcheint in ber jpefulativen Idee 
des Bundesftantes das Princip einer fpirituellen Theofratie, und der deutſche Kaifer 
ift „jener Anwalt ver ivenlen Gerechtigkeit, welcher die Chriften gegen die Ungläu- 
bigen führen, auch Schismen beilegen, furz Sorge tragen foll, ne quid detrimenti 
respublica et ecclesia capiant*. 

So leitet uns die publiciftiihe Thätigkeit L.'s von felbft in die Philofo- 
phie vesfelben hinüber, welche wir jedoch hier nur nad ihrem allgemeinften Ge— 
halte in Kürze charakteriſiren können, ohne auf das Einzelne ihrer Ölieverung over 
auf die Stadien ihrer Entwidlung einzugehen. Leibnig nämlich, deſſen Schriften 
ſämmtlich Gelegenheitsfchriften find, erfaßte in allen Zweigen vorerft völlig auto- 
didaktiſch irgend einen principiellen Gedanken und baute hierauf, bald fortfpinnend, 
bald nad) längeren Unterbrehungen, mit Beiziehung eines ftaunenswerthen gelehrten 
Materials, allmälig weiter, fo daß ſich nicht ein allfeitig abgerundetes Syſtem ge- 
ftaltete, fondern nur gleichſam der einheitliche Genius des vielfeitigen Denkers ven 
gemeinfhaftlihen Grundton oder das umfchlingende Band darbietet. Hiebei aber 
wäre es vielleicht fehr wohl möglih, daß gerade das Rechtsſtudium, weldes ja ber 
erfte Gegenftand war, an dem ſich der univerfelle Geift L.'s rieb, einen ſtill und 
nachhaltig fortwirfenven Einfluß ausgeübt haben könnte, 
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Leibnitz zeigt ſich uns als ein Zögling ſeiner Zeit, inſoweit er jedem eigentlich 
ſubjektiven Impulſe eines philoſophiſchen Princips noch völlig fremd iſt und nur 
in der Auffaſſung einer objektiven Ontologie verweilt, womit ſich ſehr merklich ein 
gewiſſes theoſophiſches Element verflicht. In ſolchem Sinne iſt es der von Spinoza 
und Carteſius her vielbeſprochene Begriff der Subſtanz, welcher den innerſten Kern 
der ganzen L.'ſchen Philoſophie bildet. L. erblickt das entſcheidende Merkmal ver 
Subſtanz in der thätigen Kraft, welche ſich ſelbſt treibend zwiſchen Möglichkeit und 
Wirklichkeit ſteht und zu ihrer Aeußerung nur der Wegſchaffung des Hemmniſſes 
bedarf (daher ſo häufig das Beiſpiel vom elaſtiſchen Körper); ſo iſt die Subſtanz 
mehr als bloße Exiſtenz, denn fie trägt den Grund der Veränderung in ſich und 
ift ſchwanger mit der Zukunft. Eben darum aber ift die Eubftanz ein Einzelnwefen 
(prineipium individuationis), denn in ber Selbftthätigfeit Liegt ausſchließende Thä- 
tigfeit oder Repulfion und biemit das Princip des inbividuellen Unterfchiedes, und 
ein ſolch' individuelles Wefen oder eine Monas fann es nur geben, wenn es aud) 
andere von ihr zurücdgeftoßene Monaden gibt. Diefe Wechſelbeziehung aber, nad) 
welder in jedem Einem ein Bieles ausgedrüdt ift, heißt Vorſtellung (perceptio), 

“und fo ift jede Monade ein vorftellenves Weſen und drückt durch ihre vorftellenvde 
Natur (nature representative) vie Dinge außer ihr aus; jede Monade ift ein 
Spiegel des Univerfums, aber ein Spiegel aus eigener Kraftthätigkeit. Eben aber 
die Wechielbeziehung, welche hiebei waltet, bringt mit fi, daß der Monade zugleich 
eine Baffivität anklebt, ohne welche tie Monaden unterſchiedslos einander glei) 
wären, daher Gott felbft, welcher allein vie reine Aktivität befigt, die Monaden 
von dieſem Stoffe der Vielheit nicht befreien fann. Und gegenüber nun biefer 
Paffivität erjcheint die Thätigfeit der Monade als ein Streben (tendance), ftets _ 
mehr und ſtets reiner vorftellend zu fein, ein Streben, mit weldyem fie nie ganz 
zu Ente kommen fan; vaher, während wohl jede Monas Alles reflektirt, ſich durch 
die Verſchiedenheit derjelben eine Grababftufung ergibt, infofern die Art der Bor- 
ftellung bald eine verworrenere, bald eine beutlichere ift. Die unenblid vielen Ab- 
ftufungen aber müfjen die erfchöpfte Möglichkeit aller Unterſchiede überhaupt dar— 
fielen, und biemit wird die Unvollfommenheit der einzelnen Subftanzen in ver 
Totalität aller Subftanzen wieber in eine von vornherein nothwendige Harmonie 
(harmonie predtablie) der erſchöpften Möglichkeit zurüdgenommen, in welder als 
der abſchließenden Vollkommenheit der Endzweck aller Monaden liegt. So war vor 

Gott (devant le dieu) ein Wettftreit der Möglichkeiten, Gott verglidy fie und 
brachte, da er das Befte wählen muß, das vollkommenſte Wirkliche hervor, over 
„le eoneours de toutes les tendances au bien a produit le meilleur“; vies tft 
die metaphyſiſche Mechanik. (Der Zwiefpalt zwifchen den Begriffen „Gott“ und 
„präftabilirte Harmonie” fpringt bei näherer Betrachtung allerdings in die Augen, 
denn fo gefaßt verjagen fi die beiden Begriffe gegenfeitig, und 2, ſpricht das 
wirklih Folgerichtige in jener Einen Stelle, Considerations sur le prineipe de la 
vie etc. Opp. ed. Dutens, IV, 1, p. 40 f., aus, wofelbft er vie präftabilirte Har- 

monie fofort als Gott bezeichnet, wohingegen hauptfählih in ber Theodicee, ent- 
ſchieden feiner fhwächften philoſophiſchen Schrift, der theologiſche Gottesbegriff das 

Uebergewicht erhält.) 

Sp gewinnt 2. wohl ven Begriff ver realen Möglichkeit (compossibilite) im 
Gegenſatze gegen das blos logiſch Möglihe, aber er geräth bezüglich des kon— 
freten Dafeins der Dinge in einen Spiritualismus, durch welchen wieder ähnlich 
wie bei Spinoza das natürliche Sein verflüchtigt wird, nur war e8 dort die ftarre 
Eine Subftanz, während hier es die unenvlich vielen Monaden find, in welche ſich 


27 * 


420 £eibniß. 


die Materie fublimirt. Es foll nämlih nur jene niederere verworrene Borftellung 
pie Urfache ver Annahme einer Materie fein, infoferne wir mehrere einfahe Sub— 
ftanzen als zugleich eriftirend uns vorftellen, während in Wirklichkeit der Körper 
nicht in Ausdehnung, fondern nur in dem Widerftande mehrerer Monaden berube; 
kurz die Materie wird als ein Ding der Imagination, als ein Phänomen bezeich- 
net, vergleihbar dem Regenbogen, welcher als Regenbogen vom Stanppunfte des 
Beihauers abhängt, nad feinem wirklihen Weſen aber aus Waflertropfen befteht. 
Infofern aber die Verworrenheit der BVorftellung eine nothwenvige Folge obiger 
Paffivität ver Monaten ift, muß die Materie als ein wohlbegründetes (bene fun- 
datum) Phänomen bezeichnet werden, und aud wir Menfchen find durch ein fo zu 
verftehendes Materielles in Wechfelbeziehung mit dem Univerfum gefegt. 

Infoweit nämlih in einem Wggregate von Monaden, welches wir uns als 
Körper vorftellen, Eine Monade alle übrigen fo deutlich percipirt, daß biefelben 
ihr gegenüber als überwiegend paſſiv befradhtet werben müſſen, nennen wir eine 
foldhe herrfchende Monade die Entelehie over die Seele des Ganzen, wornach L. 
die damals vielbefprochene Frage über die Einwirkung der Seele und ihres Willens 
auf ven Leib, fowie umgefehrt, folgerihtig durch tie präftabilirte Harmonie er- 
febigt, infofern eine förmlihe Einwirkung gleichfalls dem Scheine (einem „als ob“) 
anheimfalle, in Wahrheit aber die verbundenen Monaden in ihrer Thätigfeit koin— 
cidirend fi) ergänzen. Steigert fih aber innerhalb jener Gradabſtufung ver Bor- 
ftellungsmweifen die herrfhende Gentralmonade im Menſchen zur überwiegenden 
Aktivität — „Apperception” —, fo tritt fie hiedurch als denkende und als wollende 
Geele auf. In erfterer Beziehung, im Denken, bringt fie dur ihr „Streben“ 
dasjenige aktuell zum Vorfchein, was in ihr ala einem Spiegel bereits vorlag (wie 
durch das Schleifen die Adern des Marmors hervortreten), und fo konnte L. zu 
dem fenfualiftiihen Worte „nihil est in intelleetu, quod non ante fuerit in sensu“ 
die inhaltsihweren Worte „nisi intellectus ipse* hinzufügen. Die Denkthätigkeit felbft 
grändet ſich ſonach einerfeits auf die Möglichkeit einer widerſpruchloſen Einheit in 
der Apperception ſelbſt (verit@s du raisonnement), und andererfeits auf das real 
Wirkliche, welches percipirt wird (vérités de faits), und an letzteres knüpft ſich, da 
für die Wiffenfhaft die fümmtlihen Data der Thatſachen zur Hand fein follen, 
bei 2. das Beftreben nad) einer wiſſenſchaftlichen Univerfal-Zeichenfpradhe, mit deren 
Hülfe eine allgemeine Mathematik das gefammte Wifjensmaterial bewältigen folle, 
und ebenfo liegt hierin das innere Motiv, durch welches L. zur Gründung von 
Akademieen ſich getrieben fühlte. In völlig entſprechender Weife geftaltet ſich 
die Auffafjung ver Seele als einer wollenven, d. h. auf das Handeln gerichteten; 
bie herrſchende Monas ift als wollende ſowohl in fich felbft als auch zugleich 
durch die Übrigen Monaden, welde fie in fich abfpiegelt, determinirt, und das Han- 
bein fümmt ebenfowenig ohne die Triebe zu Stande, als das Willen ohne die 
Thatfahen. Der Menſch hat keine reine Freiheit ver Willensentſchließung, da er ja 
auch nicht reine Aktivität ift. Wenn Spinoza den ſich für frei haltenden Menfchen 
einem gejchleuderten Steine gleihftellte, fo verglich ihn L. mit der fih nad Norden 
wendenden Magnetnabel, welder das Bewußtfein über dieſen Zug aufgeht, ein 
Gleichniß, welches Kant dadurch parodirte, daß er foldhes die Freiheit eines auf: 
gezogenen Bratenwenders nannte. Ziel und Zmwed aber aller handelnden Thätigfeit 
der Seele kann nirgend anders liegen, als daß fie durch eigene Kraft ſich felbft 
vervolllommne und hiedurch an der Vollkommenheit, welche durch die präftabilirte 
Harmonie für das Univerfum vorgezeichnet ift, im möglichft erreichbaren Maße 
tbeilnehme; und fowie L. in das Gefühl diefer Seldftvervolltommnung die wahre 
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Gtlücfeligfeit verlegt, und hinwiederum das Beftreben, den Beftand dieſer Freude 
zu fuhen, als wahre Weisheit bezeichnet, fo ſchlägt er auch den fittlidhen Werth 
der Liebe, als der Freude an der Glüdfeligkeit Anderer, auf das höchſte an, und 
gewinnt hiedurch eine Brüde zur Auffaffung des Chriftentbums als der Welt- 
religion der Liebe. Die präftabilirte Harmonie, gleihjam das metaphyſiſche Princip 
ber Liebe, hebt ihn auch über die ragen bezüglich der Herkunft und Bedeutung 
des Uebeld hinweg, infofern. das metaphufiihe Uebel, nämlich die Paffivität der 
Monaden, von vornherein unerläßlih, und das phyfifche Uebel, die ſchmerzerregende 
Beſchränkung des Wirkens, eine Folge des metaphyſiſchen ift, das moralifche Uebel 
aber als eine Beſchränkung des wahren Wollens, d. b. als Abwefenheit der Voll- 
fommenheit, im Weltganzen zugelaffen fein fann, damit es bort wie bie nothwen- 
digen Schatten eines Gemäldes oder wie die nothwendigen Diffonanzen in ver 
Mufit ſchließlich harmoniſch fi auflöfe. 

Bei einer ſolchen philofophifhen Weltanfhanung, welche in der präftabilirten 
Harmonie das fortwährende Band zwiſchen Makrokosmus und Mikrokosmus beſitzt, 
und bei einer derartigen Auffaffung der menſchlichen Thätigkeit darf es uns nicht 
wundern, daß L. den Umkreis des Rechts nad) feiner ſpecifiſchen juriftifchen Seite 
nicht ausgeſchieden Hat, fondern das Recht im allerweiteften Sinne verftand und 
jo auf vie göttliche Gerechtigkeit al8 auf ein Weltprincip begründete. Indem er 
aber überhaupt das Göttlihe von dem Standpunkte einer „natürlichen Theologie” 
aus behandelte, ftand er dabei denjenigen, welche zu feiner Zeit das Recht auf bie 
unmittelbare hriftlihe Offenbarung zurüdführen wollten, ebenfo ferne, als ihm 
anbererfeits aud die übrigen damals vorliegenden Naturrchtslehren als verfehlt 
ober einfeitig erjcheinen mußten. So befämpft er auch in ver That nicht blos das 
fenfualiftiihe Motiv des Hobbes, fondern aud das Socialitätsprincip des Hugo 
Grotius, umd die äußerlich formale Wendung, welche demſelben Pufendorf gegeben 
hatte, und ebenfo ſehr aud vie Wohlmollens-Moral Eumberlanbs. 


Leibnig ift nämlich, wie ſich von ſelbſt verfteht, wohl hinreichend juriftifch ger 


bildet, um auch den Begriff des „Rechtes” zu erfaffen, aber als Philofoph ftellt 
er ben Begriff des „Gerechten“ oder der „Gerechtigkeit“ derartig an die principielle 
Spige, daß ihm das Recht durchweg nur als eine Erſcheinung und ein Er— 
zeugniß der Gerechtigkeit gilt, und während er fo einen nicht juriftifhen Stand» 
punft einnimmt, welden das ganze Mittelalter von den Stoifern geerbt hatte und 
mit Umfegung in chriſtlich Theologiſches fortfpann, verfteht er diefe Anſchauung im 
Sinne der natürlihen Theologie, d. h. feiner präftabilirten Harmonie, und fann 
num bie reihe Entfaltung der menjhlihen Rechtswiſſenſchaft als das Abgeleitete 
neben dem primitiven Göttlihen als der Duelle des Rechtes berüdjichtigen. 

Was das Erftere, die Rechtswiſſenſchaft, betrifft, ſo müſſen wir in 2, einen 
Vorläufer fpäterer Richtungen und Beftrebungen erbliden, wenn er in ver Nova 
methodus (welche übrigens eine ziemlich fhablonenmäßige Encyklopädie aller Wiffen- 
ſchaften enthält) die Iurisprudenz in vier Zweige theilt, indem bie „poſitive“ in 
den authentifchen Rechtsbüchern vorliege, die „Hiftoriiche” den Urfprung und bie 
Veränderungen ber pofitiven Geſetze entwidle, die „exegetiſche“ die gefammte Technik 
ber Interpretation (auch die fog. juriftifche Logif, wovon die Schrift De casibus 


— 


perplexis eine Ausführung enthält) an ven authentiſchen Büchern zur Anwendung _ 


bringe, und endlich die „polemiſche“ die in ben Gefegen nicht vorgefehenen Fälle 
nad Bernunft und Analogie zu erörtern habe. Dabei aud) fühlt fi 2. von dem Corpus 
iuris, deſſen Ordnung ſich zu einer richtigen Methode wie sus ad Minervam ver- 
halte, vielfach abgeftoßen, und ſowie er im Intereffe reformatorifcher Beftrebungen 
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ben Wunſch ausſpricht, daß bei einer neuen Kobififation vie einheimiſchen Rechte 
und die Billigfeit als Baſis benützt werben follen, das Corpus juris aber über- 
haupt feine Geſetzeskraft haben möge, ſondern nur theoretiſch gleichſam als Lehrer 
betrachtet werben fünne (Epist. ad Kestn. Opp. IV, p. 269), fo verfuchte er felbft 
einen Entwurf, in weldem ver geſammte Inhalt der römifhen Rechtsbücher nad 
einem anderen Plane, im Ganzen nad ber fog. Pandekten-Ordnung, konfequent 
vereinigt fein follte (Ratio corp. iuris reconc.), und wünjchte auch, daß zur Ber- 
meldung des Zwiefpaltes zwiſchen theoretifher Kompilation und praftiih Thatfäd- 
lihem ein ganz kurzer Ueberblid bes Rechtes nad Art einer Landkarte entworfen 
und in einem Nucleus ber möglichft präcife und kompendiöſe Wortlaut der Geſetze 
zufammengefaßt werde (Bedenken weldengeftalt d. Juftizwefen ꝛc.). 

Während aber 2. die Methode ver Rechtswiſſenſchaft nah ihren mejentlichen 
Unterfchieden zu glievern verfucht, ift e8 gerade bie einheitliche Definition der Juris- 
prubenz ſelbſt, welche uns bei ihm auf das metaphyſiſche Princip zurücklenkt, und 
die rehtsphilofophifhe Anfhauungsweife, welde L. ſchon in feinen Erftlingsarbeiten 
(Spec. diffieult., Spec. certit., D. cas. perpl., ja aud) Ars combin.) beurkundet, 

"indem er ſchon damals das „Naturreht” als letzte Quelle aller Entſcheidungen 
’ bezeichnete, durchzieht in allmälig reicherer Fülle und ſchärferer Durchführung auch 
feine fpäteren Schriften. Nämlich bereit$ in der Nova methodus befinirt er bie 
Jurisprudenz als die Wiſſenſchaft desjenigen, was in einem beftimmten vorliegen- 


| den Falle Recht ift, oder allgemeiner als die „Wiffenfchaft der Handlungen, infofern 


fie gerecht oder ungerecht heißen” (scientia actionum, quatenus iuste vel iniust® 
: dieuntur); und wenn fodann ald „gerecht und ungerecht” vasjenige bezeichnet wird, 
„was öffentlich nützt oder ſchadet, nämlich öffentlih, d. h. erftens der Welt oder 
‘ Gott ihrem Negierer, zweitens dem Menſchengeſchlechte, und drittens dem Stante“, 
und diefen Sinn num auch die alte Eintheilung in göttliches, menfchliches, bürgerliches 
„Recht erhält, jo befinden wir uns hiemit lediglich auf dem philofophifchen Standpunkte 
8.’8, und verftehen ſchon, wie er feinerfeit8 e8 meinen konnte, wenn er fagt, das Natur- 
ı recht folle aus der innerften Philofophie und den Handlungen ver Völker abge 
leitet werben (Vorr. 3. Cod. dip).), oder wenn er klagt, daß beim Naturredhte fo 
Wenige das innere Princip ver Philoforhie beigezogen hätten (Brief an Maglia- 
bed, Opp. V, 118). Er faßt ja die „allgemeine Öerechtigteit" ind Auge, welde 
nicht etwa blos in den äußerlichen Handlungen oder in ven Befehlen eines Herr- 
hers ober überhaupt nur in Zwang und in Nedhtsgefegen, fondern in ber Natur 
der Sache, d. h. in der unveränberlihen Natur der Dinge oder, mit andern Wor- 
ten, in ben ewigen göttlichen Ideen liege, und wenn fo das Bernunftgebot eine 
allgemeine göttliche Gerechtigkeit enthalte, dürfe man das Innere des Menſchen nicht 
blos ald Sahe der Moraltheologie bezeichnen, fondern gerade die innere Vernunft 
fei Gegenftand ver allgemeinen Philofophie (Monita ad Pufend.), — furz in folder 
Beziehung müſſen auch die inneren Handlungen nad dem Rechtsgebote vollbradt 
werben (Epist. ad Kestn. Opp. IV, ©. 262). Alle Tugenden, foweit fie fih auf 
Mitmenfhen beziehen, gehören zur Gerechtigkeit, und fo ift „vie Gerechtigfeit bie 
bie Gemeinfchaft erhaltende Tugend”(Def. eth., Opp. phil. ed. Erdmann, ©. 670), 
wobei natürlih 2. die volltommenfte Gemeinſchaft, d. h. das Univerfum oder bie 
präftabilirte Harmonie im Auge hat, und daher auch fagen kann: „Gerecht ift;ver 
Menih, wenn er aus vernünftiger Liebe fein und feiner Nächſten Wohl auf die 
göttlihe Bollfommenheit bezieht, durch welche Gott das Beffere wählt” (ebend.), 
ober in dem nämlichen Sinne: „erechtigteit ift die der Weisheit konforme 


‚ Volltommenheit, fofern eine Perfon im Verhältniffe zum Wohl und Weh anderer 
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Perſonen ſteht“ (Epist. ad Kestn. ©. 261); am deutlichſten aber iſt bie Beziehung 
auf das innerfte philofophifche Princip ausgefprodhen in ven Worten: „ber praftifche 
Theil der natürlihen Theologie ift eine gewiſſe göttliche Jurisprudenz“ (ebend.). 
Liegt ſonach der Unterfchied zwifchen Ethik und Jurisprudenz nur darin, daß erftere 
die Tugend jelbft, lettere aber ven „Nuten“ ver Tugend lehrt (ebend.), fo haben 
beide die gleiche einheitliche Duelle, welche in ver natürlichen Theologie wurzelt, 
und L. kann ausdrücklichſt ſagen, daß das Naturrecht durch die bloße „natürliche 
Bernunft”, aud ohne unmittelbare göttlihe Offenbarung gewußt werde (Mon. ad 
Pufend.), fowie er ſelbſt betrefis einer kirchlichen Gemeinfhaft die Offenbarung 
nicht als eine wejentliche Bebingung, fondern nur als verftärtendes Band betrachtet 
(Fragm. „B. Naturrecht“). Hiemit aber fteht 2. auch in der That auferhalb jener 
einfeitigen Standpunfte, von welchen aus zu feiner Zeit jene heftigen Streitig. 
keiten über Socialität und insbefondere über die Integrität (Zuftand vor und nad) 
dem Sündenfalle) zwiſchen Pufendorf, Alberti, Mevius, Rachel, Sedenvorf, Bed- 
mann u. U. geführt wurden, denn nad der Univerfalität feines Principes trifft 
ihm die Rechtserkenntniß felbft ſchon mit dem Allgemeinften, nämlich mit dem abfo- 
Inten Harmonismus oder der in demfelben liegenden Kaufalität Gottes zuſammen. 
„Der Bernuft gehorchen und Gott gehorden ift das nn 

Sonach alfo hat das Naturrecht zu feiner Urfahe das Ticht der ewigen Ver- 
nunft, welches in uns ift, zu feinem Gegenftande Alles, was in unferer Freiheit 
des Hanbelns liegend fih auf Andere bezieht, d. h. die Intereffen Anderer und 
unfere Macht, zu feinem Zwede aber die Bewahrung des Wohles derjenigen, welche 
8 befolgen (Mon. ad Pufend. und Nova meth.). Die „Gemeinſchaft“ jelbft nun, 
in welder auf folhe Weife das Recht feine Wirkfamfeit äußert, iſt als volllom- 
menfte im höchſten Sinne das Univerfum, ald natürliche aber auf Erben, befteht 
fie zwifhen Mann und Weib, zwijchen Eltern und Kindern, zwifchen Herr und 
Knecht (diefe jedoch nicht im Sinne der ariftoteliihen Redtfertigung der Sfla- 
verei, denn eine ſolche Verbindung beftehe eigentlih nur zwiſchen „Mann und 
Vieh“), ferner in ver Haushaltung überhaupt als der Bereinigung der vorgenannten, 
fodann in der bürgerlichen Gemeinſchaft, jei e8 Gemeinde oder fei es Staat, und 
enblih in der Kirchengemeinfhaft. Außerdem ift zu unterfcheiden, ob eine Gemein- 
[haft nur auf einen befonderen vorübergehenden Zwed beſchränkt fei, oder unbe- 
ſchränkt auf das ganze Leben fi erftrede, und indem jede ber beiden wieder ent« 
weder eine Gleichheit oder eine Ungleichheit der Macht und der Rechte enthält, 
ift, um von ber unbefchränften gleihen Gemeinfhaft, d. h. der Freundſchaft abzu- 
jehen, für vie Gerechtigkeit die wichtigfte Gemeinſchaft die unbeſchränkte ungleiche, 
welche bei jedem Berhältnifie eines Herrihens und Beherrſchtwerdens befteht und 
durch alle obigen Arten der Gemeinfhaft ſich hindurchzieht (Fragm. „B. Natur- 
recht"). Bezüglich der völkerrechtlichen Gemeinfhaft liegt der Begriff ver Perfon 
in der Unabhängigfeif und dem Rechte der Waffen, vie Verträge aber find das 
Einzige, was zwifchen freien Bölfern als „Geſetz“ zu betrachten ift. (Cod. diplom.) 

Aus jenen allgemeinen Grundlagen aber bezüglich des NRechtsprincipes folgt 
die Entwidlung des Einzelnen, melde 2. am ausführlichften in der Nova methodus 
gibt; daß er jevod das dort Gefagte auch in reiferen Jahren im Ganzen noch für 
richtig hielt, erfieht man daraus, daß er den hauptfählihften Inhalt ebenfo in der 
Borrede zum Codex diplomatieus wieverholt. Der Kern ift folgender: die mora- 
lifche Möglichkeit heißt Recht, und die moraliihe Nothwendigkeit heißt Pflicht; 
Segenftand aller Rechte und Pflichten kann fein der Körper des Subjeftes ober 
eine Sache oder eine britte Perfon, und das betreffende Recht heift im erften Falle 
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Freiheit, im zweiten Vermögen und im dritten Macht. Die Natur an ſich ſchon 
iſt Urſache der Freiheit, in welcher als ihr Moment des Nothwendigen die Pflicht 
liegt, Andere nicht zu hindern; die Handlung hingegen iſt die Urſache ſowohl des 
Vermögens als auch der Macht, etwas zu thun oder zu leiden; und zwar iſt die 
Handlung entweder Beſitz, welcher auf die Dinge gerichtet iſt, oder Beleidigung, 
aus welcher Krieg und Verbrechen folgt, oder Uebereinkunft, in welcher die Quelle 
aller Verträge beruht; aus den Verträgen fließt, da jeder Unterthan dem Staate 

Gehorſam gegen die Geſetze verſpricht, ſowohl das öffentliche Recht, als auch Kri- 

minalrecht und das gefammte Proceßrecht, welches in allen gefällten Urtheilen eine 

‘ Berwirflihung des Moralifhen bezwedt. Allen auf diefen gefammten Umfreis fi 
erſtreckenden Rechtsbeftimmungen liegt das Naturreht in einer breifahen Grab» 

- abftufung zu Grunde; nämlich zunächſt ift e8 das eigentliche Recht im engeren 
Sinne, ius strietum, entſprechend der ariftoteliichen ausgleihenden Gerechtigkeit 
und bemjenigen, was Hugo Grotius facultas genannt hatte, und indem auf biefer 
Stufe das Recht des Krieges und des Friedens beruht, enthält fie das Gebot, 
Niemanden zu verlegen (neminem ladere), damit eben nicht das Kriegsrecht ein- 
trete; ſodann aber in zweiter Stufe entfpridt das Recht der austheilenven Gerech— 
tigkeit des Wriftoteles und der aptitudo des Grotius, und tritt als Billigkelt 
(equitas) in dem Gebote auf, Jedem das Seinige zu geben (suum cuique tribuere), 
woburd die Harmonie und der allgemeine Nugen pofitio bergeftelit werben; und 
endlich in britter Stufe ift das Recht als Pietät (pietas) die „allgemeine Gerech— 
tigfeit“, welche in dem Gebote, ehrbar zu leben (honeste vivere), ebenfo ſehr alle 
Tugend umfaßt, als fie auf dem Willen eines höheren, nämlich auf dem natür« 
lihen Willen Gottes, beruht und hiedurch das wahre „phyſiſche Band“ enthält, 
welches den beiden erften Stufen noch mangelte. Und fowie ber je höhere ber brei 
Grade auch der je volltommenere ift, fo empfangen alle Grade erft durch die Pietät 
ber allgemeinen Gerechtigkeit ihre Vollfommenheit und hiemit ihre Wirkung. So 
fallen der Nuten des Menfhengefhlehts und die Harmonie der Welt mit dem 
göttlihen Willen zufammen, und Princip aller Gefeggebung ift jener Nuten des 
Staates, welder für ihn das Nämliche ift, was die göttliche Gerechtigkeit für den 
univerfelen Weltftaat ift, daher aud das Recht es nicht bebarf, feine verbindende 
Kraft erft durch Äußeren Zwang zu erhalten, fondern der Zwang fhon an fich im 
Weſen des Rechtes liegt, weil eben das Recht in feinem tiefften Base das Weſen 
des Menjchen felbft ausmacht, welcher in feinem engeren Kreife die göttliche Ge— 
rechtigfeit des Univerfums nahahmend varftellt. 

So jholaftifh nun hiebei die Beziehung auf die drei fog. preecepta iuris Klingt, 
fo hat 2. durd die Art und Weife, wie er fie auffaßt und ſchließlich in das theo- 
fophifhe Moment der präftabilirten Harmonie fublimirt, doch einen Standpunkt 
gewonnen, welder ihn für die Rechtsphilofophie ebenfo fehr über vie Einfeitigfeiten 
ber jenfualiftiiben Annahme eines Krieges Aller gegen Alle und ver fentimental 
idealiſtiſchen Hypotheſe des Wohlmwollens hinaushebt, wie auch der Kern feines philo— 
ſophiſchen Syftems, die Monadologie, den Gegenfag empirifher Individualität und 
transcenbenter Idealität durch eine außerhalb beider eingenommene Stellung auf: 
zulöfen verfudht. 

Die präftabilirte Harmonie des Univerfums ift der verfühnende Grundgedanke, 
in welhem fid für 2. jeder Zwiefpalt löst, und fo konnte es aud nicht anders 
fommen, als daß er da, wo ein ſchneidender Zwiefpalt in die Wirklichkeit und vor 
Allem in das ftaatliche Leben eingriff, mit Hingebung an Bermittlungsplänen ſich 
betheiligte. Es hat einen tieferen Grund, daß 2. im bie damaligen Beftrebungen, 
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Katholicismus und Proteftanttismus zu vereinigen, felbftthätig eingriff 1); das im 
weftphälifhen Frieden liegende Princip der Gleihberehtigung beider Konfeffionen 
hat er gleihfam in die metaphyſiſchen Anſchauungen umgefegt im fi getragen, 
und fo läßt er in allgemein fpefulativer Beziehung die Dogmenunterfchiede fallen, 
wiberfteht aber eben darum jeder an ihn gerichteten Zumuthung, perjönlih durch 
Konverfion e8 zu beurfunden, daß er vie Konfeffionen gleichftele. So fpridt 2. 
von einer „inneren Kommunion“, in welder man fid mit einer beftimmten kon— 
feffionellen Kirche befinden fünne, während man aus guten Gründen bie äußere 
Kommunion meide, und indem ihm ver Partifularismus einer jeden Alleinfelig« 
madhungslehre miberfteht, venft er an eine „allgemeine, d. h. wirklich katholiſche 
Kirche”, welche auch die Proteftanten umfafje, und fowie ihn hiebei das philofo- 
phiſche Motiv der im Harmonismus waltenven Liebe leitete, fo hegt er auch den 
idealiſtiſchen Wunſch, eine ſolche Einheit in der Erfcheinung verwirklicht zu fehen, 
und hieraus fließt jene gleihfam romantifhe Auffaflung des Papftes als eines 
„direeteur® aller Bifhöfe und Priefter der gefammten ungefpaltenen Chriftenheit, 
womit ihm wieder von ber. ftaatlihen Seite her der itealifirte Begriff des Heiligen 
römifchen Reiches übereinftimmt. Und wenn endlich L. aud für vie Vereinigung 
der Proteftanten und ter Reformirten unter fi thätig war, fo waltet dabei in ber 
Hauptſache das gleiche Motiv, nur in einem engeren Kreife und zugleich durch bie 
konkreten politifchen Verhältniffe Deutſchlands bedingt, infofern namentlich feit dem 
Uebertritte des Kurfürften von Sachſen zum Katholiciemus ein einheitliches Gegen- 
gewicht des Proteftantisnus in Hannover und Preußen gegen die katholiſchen 
Staaten als erforberlih erichien. 

Literatur: Ueber L.'s Philofophie im Allgemeinen die größeren Werfe 
über Geſchichte ver Philofophie von Erbmann (3. Band) und H. Ritter (12. Band); 
dann Ludwig Feuerbach, Darftell. u. Kritif d. L'ſchen Pilof. Lpzg. 1840. Kuno 
Fiſcher, ©. W. Leibnig u. feine Schule, Mannh. 1855 (bei großer rhetorifcher 
Gewandtheit nicht ohne bedeutende Mißverftänpniffe). Specieller über die Rechts— 
philoſophie: Hinrichs, Geſchichte der Rechts- und Staatd-Principien, 3. Band 
Epzs. 1852). Yrantl. 


Leſſing. 


Die politiſche Bedeutung Gotthold Ephraim Leſſings, von der allein 
das Staatswörterbuch zu reden hat, wird gewöhnlich unterſchätzt, weil ſie uns nicht 
in unmittelbarer Erſcheinung aus feinen Werfen entgegen tritt. Leſſing bat feine ein- 
zige Schrift von ſtaatswiſſenſchaftlichem Inhalte oder direkter politifcher Tendenz 
herausgegeben nnd trotzdem eine tiefer gehende und nachhaltigere politifche Wir- 
fung auf die deutſche Nation ausgeübt, als alle deutſchen ſtaatswiſſenſchaftlichen 
und politifhen Schriftfteller feines Jahrhunderts, denn vor allen andern ift Leſſing 
al8 der geiftige Befreier feiner Nation zu ehren. 

Wie faft alle Heroen der meueren deutſchen Literatur ift auch Leſſing von 
bürgerliher Abkunft. Er wurde zu Kamenz in der Oberlaufig als der Sohn 
eines lutheriſchen Stabtpfarrerd am 22. Januar 1729 geboren und ftarb am 15. 
Februar 1781 zu Braunſchweig, als Biblisthefar von Wolfenbüttel. Sein ganzes 
Leben hindurch Hatte er mit ökonomiſchen Schwierigkeiten zu kämpfen, welde 


1) Ein Auffag von Julian Schmidt in den „Brenzboten” 1860 Rr. 44 u. 45 fügt zu dem 
hierüber ſchon Bekannten vieles intereffante Neue hinzu. * 
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einer fo feinen und auch wechfelnder Genüffe bebürftigen Natur befonders un— 
fetolih wurden. Seine Eltern beſaßen nur ein ganz geringes Vermögen, aber fie 
hatten eine zahlreiche Nachkommenſchaft, für deren Unterhalt das mäßige Einkom— 
men des Baters nur ſpärlich forgen konnte. Als er farb, beburfte es fürftlicher 
Vorſchüſſe, um feine Leiche dem Range gemäß zu beftatten, ven er damals behaup- 
tete. Die Gunft des Bublitums war ihm faft immer zugethan; die beften Männer 
ehrten in ihm ihren Führer; zumeilen wurde fein Leben durch den hellen Glanz 
großer literarifcher Erfolge beleuchtet; aber nie warb ihm das Glüd einer forgen- 
freien Lage und eines behäbigen Hausftantes zu Theil. Die öffentliche Stelle, für 
welche er vorzugsweife fi berufen fühlte und dem Könige Friedrich dem Großen 
vorgefhlagen warb, erhielt ein franzöſiſcher Benediktiner — von vieler Gelehrfam- 
feit aber ganz beſchränktem Verſtand, nicht Leſſing, ven beffer zu würdigen ber 
geiftreihe König zu befangen und zu eigenfinnig war. 

Nicht einmal der Segen bes YFamilienlebens war ihm gegönnt. Als es ihm 
nad vieljährigem Warten endlich gelungen war, die Frau feiner Wahl in fein 
Haus einzuführen, ftarb fie ihm bald darauf mit dem Knaben, den fie ihm ge= 
boren hatte. Wie tief ihn dieſer Verluft verwundet und mie empfindlich gefchmerzt 
babe, fühlt jeder Lefer aus den Briefen mit, die er damals gefchrieben: „Ich 
wollte e8 auch einmal fo gut haben, wie andere Menfchen, aber es ift mir jchlecht 
bekommen.“ — „Meine ran ift tobt; und diefe Erfahrung habe ih nun auch 
gemacht. Ic freue mid), daß mir viel vergleichen Erfahrungen nicht mehr übrig 
fein fönnen und bin ganz leicht. — Du wirft mid) nie wieder fo fehen wie Mo— 
jes mich gefehen, fo ruhig und zufrieden in meinen vier Wänden. Wenn ih mit 
der einen Hälfte meiner übrigen Tage das Glüd erfanfen könnte, die andere mit 
ihr zu verleben, wie gern wollt’ ich es thun.“ 

Das Schidjal belud ihn mit Mühſal aller Art und Half ihm nur wenig 
nad. Er hatte eine glänzende Austattung von Gemüthskräften und geiftigen 
Fähigkeiten von der Natur empfangen, aber im Uebrigen war jeber Fortichritt 
feines Lebens vornehmlich feiner eigenen Anftrengung und Arbeit zu verbanfen, 
In ftetem Kampfe mit den Wiverwärtigkeiten und Hemmniffen, die ihn umgaben und 
ihm auf jedem Wege entgegen traten, mußte ſich der Abel feines männlichen Charafters 
ausbilden und bewähren und die ſcharfe Schneide feines Geiftes ihre Macht erproben. 

Leffing gehört ganz und gar dem modernen Peben an, dem er in Deutſchland in 
feiner bürgerlichen Art als Literat im beften Sinn des Worts ebenfo Bahn gebrochen 
bat, wie Friedrich der Große als Staatsmann und Gefetgeber. Wenn ihn aber Ger- 
vinus „Das Revolutionsgenie feiner Zeit” nennt, fo paßt biefe Bezeichnung wenig 
zu feinem Charakter und Wirken. Allerdings räumt er gewaltig auf mit ben her— 
gebrachten Borurtheilen und Mißbräuchen, er fürchtet ſich nicht, jede Autorität 
nad den Gründen zu fragen, auf bie fie fich zu ftügen fucht, und wenn viefe 
Gründe überhaupt nicht oder nicht mehr Beſtand und Kraft haben, die Autorität 
zu verwerfen; er läßt fidy weder durch den Heiligenfchein des herkömmlichen Glau— 
bens Blenden, noch durch hohes Alter oder Vornehmbeit imponiren. Bon Grund 
aus ſchneidet er die traditionellen Irrthümer aus und wirft fie ohne: Erbarmen 
weg. Aber in alledem verfährt er nie mit nabenhafter Zerftörungswuth ober 
Leichtſinn. Immer prüft er mit gewiffenhaftem Ernft und bemüht fih aufrichtig, 
den nod gefunden Kern zu retten, während er vie überreife Schale ablöst und 
bejeitigt. Deßhalb ift feine Kritik fo fharf und zugleih fo fruchtbar. Sie reinigt 
und fürbert mehr als fie verneint. Er ift ein feltenes Beifpiel eines entſchiedenen 
tiberalen, ver fih von allem Radikalismus rein hält. 
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Der ftärkfte Trieb in Ihm ift das Streben nah Wahrheit, das nad 
feiner Meinung von höheren Werthe für die Menſchen ift als ver ruhige Beſitz 
der Wahrheit felbft: „Denn nicht durch den Beſitz, fendern durch die Nachſu— 
Hung der Wahrheit erweitern fich feine Kräfte, worin allein feine immer wach— 
fende Bolltommenheit befteht. Der Befig madıt rubig, träg und ftolz. Wenn Gott 
in feiner Rechten alle Wahrheit und in feiner Linken den einzigen inneren unb 
regen Trieb nad Wahrheit, obſchon mit dem Zufag wieder immer und emig zu 
irren, verfchloffen hielte und fpräde zu mir: wähle! ich fiele ihm mit Demuth in 
feine Linfe und fagte: Vater, gib! die reine Wahrheit ift ja doch nur für dich 
allein.“ An dem Vorbilde Leffings kann die veutfche Jugend Achte Kritik lernen und von 
feinem Beifpiele fi zu männlicher Wahrhaftigkeit ermuthigen und anleiten Laffen. 

Schon als Studirender auf der Univerfität durchbrach er die engen Schranfen, 
in denen ihn bie elterlihe Sorge feftzuhalten fich vergeblih bemühte. Sein Um- 
gang mit Komddianten war für die Ängftlihe Mutter ein Schreden und felbft 
für den verftändigen Vater fehr bevenflih. Er behauptete das Recht feiner indi— 
viduellen Natur, einen andern als den väterlichen Beruf zu erwählen, mit Ent- 
ſchloſſenheit und Ließ ſich's nicht nehmen, Alles zu thun, was für die Entwidiung 
feiner Eigenart nöthig und zuträglic erſchien, auch wenn es ven etwas philiftro- 
fen Gewohnheiten feiner Baterftabt und feines heimatlihen Haufes miderftritt. 
Aber auf dem gefährlichen Wege, ven er ging, verſank er nicht in gemeine Lie— 
berlichfeit und bewahrte auch die Pietät gegen die Eltern unverfehrt. Durch feine 
ernften Arbeiten bewies er, daß er nicht aus Leichtfinn, fondern ven Anforderungen 
feiner Natur gemäß die gewöhnliche Landſtraße ver Ausbildung verlaffen habe. 

In derfelben Weife befreite er fih von dem Hochmuth und der Pedanterei 
bes gelehrten Zopfs. Er durfte der gelehrten Bornirtheit fpotten, weil er gelehrter 
war ald die Meiften und zugleih der Welt offenbaren Tonnte, daß das wiſſen⸗ 
ihaftlihe Denken und künftlerifhe Zeugung einen höhern Werth haben als alle 
bloße Gelehrſamkeit. Er fpottete nicht, um die eigene Trägheit und Unwiffenheit 
zu entſchuldigen. Sein Spott dedte die vorhandenen Mängel und Schwächen auf 
und fpornte zur Befferung an. Sein Wit ift nicht ein eitles Spiel mit Worten, 
fondern würzt den fittlihen Exrnft, den er begleitet und dem er eine willfommene 
Aufnahme fichert. 

Die ein frifher Oftwind,, der die Nebel zerftrent und die Dünfte verjagt, 
bat fein Kampf mit dem hamburgifchen Paſtor Göze gewirkt. Die ftarr gewordene 
verdbammungsfüchtige Orthodorie hielt damals noch die Theologie auch der Prote- 
ftanten gefangen. In den Wolfenbüttler Fragmenten von Reimarus, die Leffing 
herauszugeben den Muth Hatte, legte er den Theologen eine Reihe von wifjen- 
ſchaftlichen Problemen vor, die fie nicht zu löfen wußten, und die fie doch nicht 
mehr umgehen konnten. Es half auch ver geiftlihe Zorn nicht, der zu ben Bann— 
ſtrahlen der Berlegerung griff. In einem Prachteremplare der orthodoren Bornirt- 
beit und des unchriſtlich-kirchlichen Eifers geißelte Leſſing mit ſchwer treffenden 
Hieben die ganze verbreitete Gattung folder Paftoren. Er nöthigte zur Prüfung, 
zum Denken. Luther hatte den alten Kirhenfagungen gegenüber vie lebendige 
Slaubenskraft wieder erwedt und die Quellen des religiöfen Gemüthslebens ge- 
reinigt. Leſſing aber befreite die wifjenfchaftliche Geiftesarbeit von den Banden ber 
herkömmlichen Kirdhenautorität und reinigte die Erfenntniß durch feine kritiſche 
Unterfheidvung von dem Wufte überlieferter Irrthümer und Unklarheiten. Die 
Göze find freilich auch jegt noch nicht verfhwunden, aber fie find feit Leffing 
ungefährli geworben. 


428 £effing. 


Auch in den theologifhen und religiöfen Dingen wirkte Leffing nur refor- 
mirend, nicht revolutionär. Er unterfchied fih darin fehr von ver vamaligen Ber- 
liner Schule, welde unter dem Schuge Friedrichs II. in falſchem Aufklärungseifer 
die Kirchenlehre durch ein neumodiſches Bernunftchriftenthbum zu verbrängen fuchte, 
bei dem man nad Leſſings Ausprud „nicht abjehen konnte, weder wo ihm vie 
Vernunft noch wo ihm das Chriftenthum eigentlich fige". 

Die ganze proteftantiihe Theologie war damals noch in einer knechtiſchen 
Berehrung der Bibel befangen. Zwar hatte jhon vor Leſſing Semler e8 unter 
nommen, auch den biblifhen Kanon einer „freien Unterſuchung“ zu unterwerfen. 
Aber Leifing, obwohl er von der Aechtheit der Evangelien überzeugt war, brachte 
zuerft wieder den Unterfchied zwijhen einem Bude und einer lebendigen Religion 
zur Klarheit, und indem er zeigte, daß bie hriftliche Religion nit durch die Schrif- 
ten des neuen Teftamentes begründet worden noch von benfelben abhängig jei, 
ftürzte er das ganze Gebäude der damaligen Theologie um, aber wies zugleich 
auf die Lebenskraft des Chriftentbums hin, deſſen tiefere Erkenntniß zu einer 
neuen befjern Theologie führe. Heute noch verfpricht feine Kritif neue wifjenjchaft- 
liche Früchte, die Arbeiten find nod lange nicht vollzogen, zu denen er den Anftoß 
gegeben hat. Wie wichtig ift der Unterfhied, den er hervorhob zwiſchen „ver Reli= 
gion Chrifti d. h. derjenigen Religion, die Chriftus als Menſch ſelbſt erfannte 
und übte und ber hriftliden Neligion, welche Chriftus zu einem Gegenftande 
ver Verehrung macht“; und heute noch wie wenig begriffen. (Vgl. oben ven Art. Chri⸗ 
ftenthum.) Wie folgenreich ift der Sa, ven Leſſing ausſprach: „Geſchichtswahr— 
heiten (alfo audy die Offenbarung) können der Beweis von nothwendigen Ver— 
nunftwahrheiten nie werben ;" und wie wenig heute noch beachtet. 

Weit über das Gebiet der Theologie hinaus muß die Entknehtung bes willen- 
ihaftlihen Denkens führen, die wir Leſſing vornehmlid verbanfen, wenn er bie 
Theologen von dem geiftlähmenden Buchſtabendienſt befreite. Lag nicht 
die Philologie und die‘ Jurisprudenz im ähnlichen Buchftabenvienft gefangen? 
Waren nit bie Philologen gewohnt, die alten Haffifhen Schriften mit ebenfo 
ftumpffinniger Demuth zu betrachten, wie die Theologen die Bibel? War e8 ven 
Juriften eher Kar, daß die Gefege mehr noch der Ausprud des lebendigen Rechts 
als deſſen Grund und Quelle feien, als ven eiftlihen gewiß, daß das 
Chriſtenthum nicht das Werk ver heiligen Schriften fei? In allen dieſen Bezie- 
bungen bat ver Anftoß, den Leifing gegeben, noch nicht das Ende feiner Wirf- 
ſamkeit erreicht. Wir müffen fort und fort daran erinnern, welche noch ungebahnte 
Wege er dem Wahrbeitöftreben eröffnet hat. 

Bei alledem war es Leffing nicht um die Gelehrten zu thun. Er arbeitete 
für die geiftige Erwedung, Befreiung und Bereblung feines Volks, und weiter 
nod für die Yortbildung der Menſchheit. Defhalb bemühte er fi, die größten 
und frudtbarften Wahrheiten in eine gemeinverftändlihe Form zu faffen und für 
Jedermann zugänglid und anfhaulih zu machen. Er fprad fie in kurzen flaren 
Sägen in Profa aus, und er fügrte fie in vem reihen Schmud der Poefie dem 
Volke vor. 

As die „Erziehung des Menſchengeſchlechts“, dieſe reiffte 
und ebelfte Frucht der Leſſing'ſchen Wiſſenſchaft, zuerft erſchien (1780), wurde fie 
nur wenig beachtet und noch weniger verftanden. Heute wird es nur wenige ge— 
bildete Männer in Deutfchland geben, welche fie nicht kennen und nicht durch die— 
jelbe geiftig angeregt worben find. Yeffing wußte wohl, vaß er ziemlich einfam auf 
der Höhe fland, von ber aus fid) ihm eine „entzüdende Ausſicht“ eröffnete. Den 
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Gedanken, die religiöfe Offenbarung als Erziehung des Menſchengeſchlechts zu 
fafien, hatten aud ältere Denker vor ihm gehabt, aber er zuerft hat dieſen Gedan- 
ten mit dem Fleiße ausgebildet und mit der Energie ausgeſprochen, durch weldye 
eine geiftreihe Bemerkung in eine leuchtende Wahrheit verwandelt wird. Indem 
er auf dieſe Weiſe die dauernde melthiftorifche Bedeutung aud des Chriftenthums 
und ber Kirche gegenüber den Verächtern beider ſchützte und gleichzeitig dem Irr— 
thum terer entgegentrat, welche das reifere Lebensalter der Menfchheit noch unter 
die Gefege ihrer Kincheit und Jugend einzwängen wollen, ſchaute er im Geifte 
ihon vie Nähe des „neuen ewigen Evangeliums”, meldes ven 
Neuen Bund ebenfo übertrifft, wie der neue Bund den alten Bund, in welchem 
ber erzogene Menfchengeift feine Pflicht felbft erfennt und üben Iehrt. 

Ihren glänzenpften Triumph bat vie religiöfe Humanität Leſſings in dem herr- 
lihen Drama „Nathan der Weife“ gefeiert. Damals (1779) fagte Leffing: 
„er kenne feinen Ort in Deutfhland, wo biefes Stüd ſchon jest aufgeführt wer- 
den könnte,“ und rief „Heil und Glüf dem Orte zu, wo es zuerft aufgeführt 
wird”. Es mußte vorher nod die Revolution Europa erſchüttern und umgeftalten, 
bevor es im Theater gegeten ward. Dann nod mußte bie liberale Kühnheit Schil- 
lers und die Empfänglichfeit des Hofes von Weimar fih zufammen finden, um 

— diefes edelfte deutjhe Drama dem Volke vorzuführen. Gegenwärtig gibt e8 feinen 
bedeutenden Ort in Deutjchland mehr, wo Leffing gehindert würde, bie Kanzel 
ber Bühne zu befteigen und in dem Nathan zum Aerger aller Zeloten feine präch— 
tige Predigt gegen bie religiöfe Eitelkeit und Selbftgefälligfeit und gegen ven kirch— 
lihen Berkegerungseifer vor allem Volke zu halten. 

In der religiöfen Duldſamkeit ift alle andere edle Duldfamfeit enthalten, in 
der Achtung der Glaubensfreiheit alle übrige Geiftesfreiheit inbegriffen. Indem 
Leffing für jene feine Siege erfoht, verfchaffte er auch biefer Anerkennung. Auch 
Boltaire, der etwas ältere Zeitgenoffe Leſſings, hat in dieſer Richtung befreiend 
gewirkt; aber wenn der Franzofe und der Deutfhe an Verſtand und Wit einan- 
ber ebenbürtig und an literarifhem Ruhm bei ihrer Nation vergleihbar find, fo 
ift doch Leifing durch feinen Charakter und feine Wiffenfchaftlichfeit dem genialen 
Boltaire fehr überlegen. Auf die Frivolität und Lieberlichkeit, mit der Voltaire bie 
religiöfen Vorurtheile und die kirchliche Autorität angriff, mußte die Revolution 
folgen, ver fittlihe Ernft und die Wahrhaftigkeit, welche Leffing in feinen Käm- 
pfen bewährte, fonnte die Hoffnung erweden, daß Deutſchland durch die Reform 
gereinigt werbe. 

Die einzige allgemein befannte Schrift, in welcher Leffing den Staat und die 
bürgerliche Gefellfchaft näher befpricht, obwohl er fogar da auf einem Ummege das 
Ziel anftrebt, find „Ernft und Falt, Gefpräde für Freimau— 
rer”. (1778—1780.) Nicht die einzige freilich, melde er verfuchte. Schon eine 
feiner erften Jugenvarbeiten, die Bearbeitung der Tragödie Henzi — Henzi wurde 
im Jahr 1749 zu Bern hingerichtet und fofort nahm der Jüngling Leffing dieſen 
gleichzeitig erlebten Stoff in Angriff — hatte eine eminent politiiche Bebeutung. Er 
wollte barin, nad feiner eigenen Ausfage: „ven Aufrührer im —— mit dem Pa⸗ 
trioten und den Unterdrücker im Gegenſatze mit dem wahren Oberhaupte ſchildern. 
Henzi iſt der Patriot, Ducret der Aufrührer, Steiger das wahre Oberhaupt und die— 
fer oder jener Rathsherr der Untervrüder.” Auch über die „deutſche Freiheit” und 
über die Reihsverfaflung hat er Studien gemadt, die unter andern äußern Umftän- 
den wohl zu foftbaren Werken geführt hätten. Aber es fah damals in dem verweſenden 
heiligen römiſchen Reiche fo ganz elend aus, es fehlten fo völlig die Bedingungen zu einer 
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politifhen Reform, daß auch ein Mann, wie Leffing, es vorzog, eher noch ven reli- 
giöfen als den politifhen Fragen feine Zeit und Kraft zu widmen. Woran follte 
er fih halten, an den Kaifer und das Reich, die nur als mittelalterliche Ruinen noch 
ein Interefje hatten, oder an bie Ariftofratie ver Landesherrn, welche ſich felbftfüch- 
tig in das zerrifjene Reich theilten und den fremden Höfen bienftbar waren — in 
der Emilia Galotti ſchilderte und zichtigte er die fittenlofe Wirthſchaft ver 
Heinen Tyrannen —, oder an den Abel, deſſen mittelalterliche Grundlage eingeftürzt 
war, ober an die Bürgerfhaften der Städte, die chne alle politifche Bildung und 
ohne politifhes Streben waren, von den untern BolksHaffen zu ſchweigen, die in 
ftumpfer Unwiffenheit und Unterwürfigfeit ihr Leben zubrachten. Der einzige deutſche 
Staat, den ein großer Staatsmann und König nad den Bedürfniſſen ver neuen 
Zeit einrichtete, und deſſen Kämpfe auch Leſſings Theilnahme anzogen, gewährte 
dem bürgerlich felbftänbigen Geifte Leffings feinen Raum. Der franzöſiſch gebilvete 
König ftieß ihn, den energifchen Streiter für deutſche Weife gegen den franzöfiren- 
ben Uebermuth, zurüd, und für feine deutſche Gefinnung war das fpecifiihe Preußen- 
thum zu enge und zu einjeitig, als daß er ſich damit hätte iventificiren Fönmen. 
Der Schmerz über Deutſchlands Ernievrigung und Ohnmacht trieb ihm zuweilen 
ein zürnendes Wort hervor. Er gab fi alle Mühe, die Deutfchen zur Selbftadh- 
tung zu erziehen. Aber er fannte feine Nation gut genug, um zu wiflen, daß erft 
ihre religiöfe und geiftige Befreiung vorhergehen müffe, bevor ihre politifhe Er- 
bebung möglidd werde. Daher arbeitete er mit aller Anftrengung für jene und 
hinterließ den fpätern durch ihn erzogenen Geſchlechtern vie Pflicht, vie politifche 
Aufgabe zu löſen. 

Mit dem herrſchenden Abfolutismus feiner Zeit befreundete er ſich nie. Hätte 
er es gethan, fo hätte ihn die Gunft ver Mächtigen auf eine höhere Stelle des 
änßern Lebens gehoben und reicher belohnt. Wir haben- ein Fragment, worin er 
im ſchroffen Wiverfprud zu den damaligen Berfaffungszuftänden in Deutſchland fid 
für die Theilnahme auch des Volks an der öffentlichen Autorität mit Wärme aus- 
fpricht. Den Untergang der Landtage bezeichnet er als eine umgerechte Verände— 
zung und macht auf bie hiſtoriſche Wahrheit aufmerffam, daß die Deutfchen in 
den alten und in ben mittlern Zeiten niemals ihren Fürſten eine unbegrenzte 
Macht zugeftanden, fonbern immer, fei e8 in ver Bolfsverfammlung, fei es auf 
den Landtagen zu allen wichtigen Angelegenheiten des Gemeinweſens mitgeftimmt 
und mitgewirkt haben. Er mahnt die Schriftfundigen und des Wortes Mächtigen 
an ihre Pflicht, gegen die Mißbräuche der Gewalt zu proteftiren und das gute 
alte Recht zu vertreten. 

Obwohl 2. vorzugsweife die deutſche Nationalität wieder zu Ehren gezogen hat 
und in mandhem Betracht ald der Deutjhefte unter unfern Haffiishen Schriftitellern 
erjcheint, obwohl er die Herrfchaft ver Fremden, insbefondere der Franzofen, über 
die deutfche Literatur gebrodhen hat, fo hält er ſich doch von ber beſchränkten 
Deutſchthümelei vieler Späteren ganz frei. Er tft nicht blind gegen vie Vorzüge 
der andern Kulturvölfer und nit undankbar für ihre Verdienſte; er fucht nicht 
die Schwächen nnd Fehler des deutſchen Weſens zu verheimlichen, ſondern bemüht 
fi, viefelben zu korrigiren. Er vergißt- nie über der deutſchen Nation die größere 
Menſchheit, deren bloßer Theil jene ift, und orbnet ven Anforberungen ver Huma- 
nität ohne zu zögern oder zu marften, willig die Anfprücde feines Volkes unter. 
Er ift, wie feine jüngern Zeitgenofjen Herder, Göthe, Schiller mehr noch Welt- 
bürger als veutjcher Patriot. „Das Lob eines eifrigen Patrioten,” ſchrieb er an 
Gleim 1758, „ift nach meiner Denkungsart das allerlegte, wonad) id) geizen würde, 
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des Patrioten nämlich, der mic, vergeflen lehrte, daß ich ein Weltbürger fein follte.“ 
Er „weiß genau, wo Patriotiemus Tugend zu fein aufhört.“ 

Das zweite Gefpräd über die Freimaurer beleuchtet die unvermeidlichen Uebel, 
die mit dem menfchlichen Staatsweſen verbunden find, obwohl tiefes felbft ein Gut 
fei, um daraus das Bedürfniß der Freimanrerei nachzuweiſen. Diefe Betrachtung 
nötbigt ihn, zu erflären, mas er unter dem Staate verſtehe. 

Darin zeigt er fi ala echten Deutſchen, daß es ihm ſchwer wird, den Staat 
zu begreifen, daß das unerreihbare Ideal feiner Seele eine Geſellſchaft aller Ins 
dividuen ift, deren jedes „fich felbft zu regieren weiß" und vie defhalb wie bie 
Republif der Ameifen „ohne Regierung beftehen können." Aber weil er einfieht, 
daß dieſes Ideal unerreihbar ift, aus praftifchen Gründen ſucht er ben Staat. 
Der Staat macht ed möglid, daß tie Menfchen, obwohl nicht jeder fich felbft zu 
regieren weiß, in Ordnung und Freiheit mit und neben einander leben. Der Staat, 
ober die Staaten? Wieder wäre er geneigt, die Menfchen zu Einem großen Gan- 
zen zu vereinigen. Aber wieder find die praftiihen Schwierigkeiten im Wege. „Ein 
jo ungehenrer Staat würde feiner Verwaltung fähig fein. Die Trennung in 
mehrere, in viele Staaten ift daher unvermeidlih und fie wie die Trennung in 
Religionen, in Stände u. ſ. f. find ungertrennlih von ſchädlichen Folgen auf den 
Berkehr der Menſchen. 

2. hat wie Wenige den innern Zufammenhang in der Völfergefhichte und in 
der Entwidlung des Menfhengefhlehts erfannt und vie Einheit des Menjchen- 
geſchlechts und bie relative Einheit feiner Theile, der Völker, begriffen. Trogvem 
bat aud L. nicht vom Ganzen aus den Staat zu begründen gewußt, fondern wie 
foft Alle in jener Zeit in den Staaten nur Summen von einzelnen Menfchen 
gefehen, die Beftimmung des Staates nur in der Bereinigung dieſer einzelnen 
Menſchen erfaßt, „vamit bdiefelben ihren Theil von Glückſeligkeit defto beſſer und 
fiherer genießen können." Deßhalb erfhien ihm ver Staat nur als ein Mittel 
für die (einzelnen) Menſchen, nicht als das Biel der Menfchheit; aber aud) 
mit Recht als ein Mittel menfhlider Erfindung, und daher ohne An- 
ſpruch auf Unfehlbarfeit. . 

In allen diefen Dingen dachte er ganz mobern. Er war zwar menfchlid 
und wenn man will freimaurerijd über die Ioee des Geſellſchaftsſtaats 
hinaus gekommen, aber nicht ſtaatswiſſenſchaftlich. Aber aud in dieſer Beſchrän— 
fung bat er goldene Worte geſprochen. Der Staat ift ihm doch nicht ein Ding 
von 5108 ſinnlicher und leiblicher Bebeutung. Er hat es eingejehen und ausgefpro- 
hen, daß das geiftige Teben der Menfchen nur durd den Staat möglid gemacht 
werbe, „Wenn die bürgerliche Gefellihaft auch nur das Gute hätte, daß allein 
in ihr vie menjchliche Vernunft angebaut werben kann; ich würde fie auch bei 
weit größern Uebeln noch ſegnen.“ Darin liegt ein merfwürbiger Keim für bas 
jpätere Verſtändniß des Staats, als eines auch geiftigen Wefens, 

Literatur: Gotthold Ephraim Leifings Werfe. (Ausg. v. Lachmann.) 
Leffings Leben und Werke von Th. W. Danzel und G. E. Guhrauer. II Bde. 
Leipzig 1849 und 1853. Ab. Stahl: Leſſing. Sein Leben und feine Werke, 
II Thle. Berlin 1859. Bluniſchli. 
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Die Fürſten von Liechtenſtein, eines der älteſten und reichſten öſterreichiſchen 
Adelsgeſchlechter, deren Beſitzungen in Oeſterreich, Preußen und Sachſen einen 
Flächenraum von 100 Quadratmeilen umfaſſen, find nebenbei regierende Herren 
des fouveränen Fürftenthums Liechtenftein, welches, von Vorarlberg und dem Kanton 
Oraubündten begrenzt, auf 2,90 Quadratmeilen eine Bevölkerung von 7150 Seelen 
fatholifher Konfeffion zählt. 

Ein Oberamt, an deſſen Spike ver Landvogt, leitet die Staatsgefhäfte und 
verfieht die Verwaltung ſowie die Juftiz in erfter Inftanz, die Berufung geht an 
Öfterreichifche Gerichte, wie auch die Öfterreichifche bürgerliche und Strafgefeßgebung im 
Lande eingeführt ift. Die Roheintünfte belaufen fih auf 55,000 fl., ebenfo hoch 
die Ausgaben, eine Staatsſchuld ift nicht vorhanten. Die Bevölkerung des gebir- 
gigen, von dem obern Rhein befpälten Yandes nährt fi) größtentheils von Ader 
bau, Viehzucht und Weinbau. 

Der Fürft, ver in Wien zu refiviren pflegt, ift Mitglied des deutſchen Bun- 
des und nimmt im engern Rathe an ver 16. Stimme Theil; fein Kontingent 
beträgt 70 Mann. 

Zur Erfüllung des 13. Artikel der Bundesafte wurde dem Lande am 
9. November 1818 eine „VBerfafjung nad dem Mufter ver in den deutſchen öfter 
reichiſchen Staaten beftehenden" zu Theil. Die Landſtände, aus Geiftlihen, Ge- 
meinbebeamten und aus anderen Unterthanen gebilvet, die einen Steuerſatz von 
2000 fl. nachweiſen und „verträgliher Gemüthsart“ find, werben einmal bes 
Jahres berufen, um die Mittel zur Dedung des ihnen vorgelegten Stantsbebarfs 
zu beiilligen. Auf die Prüfung des Voranfchlages felbft erftredt fi ihre Zuftän- 
digkeit nicht, „da Wir davon nichts für uns behalten, fonvern lediglich jene Aus- 
gaben darunter begreifen werben, welche zur innern Verwaltung und rüdfihtlid ber 
äußern Verhältniſſe erforberlih find“. Bei ver Einführung neuer Abgaben follen 
bie Stände gehört und „in gerehten und billigen Fällen” ihre Anträge 
genehmigt werben. 

Die Jahre 1848 und 1849 brachten auch in Liechtenſtein Umgeftaltungen bes 
Verfaſſungsrechtes, die Aufhebung gruntherrlicher Paften, die Zufiherung eines 
Behentablöfungsgefeges und die Ueberweifung landesherrlicher Gefälle an die Staats- 
kaſſe. Durch Erlaß vom 20. Juli 1852 erklärte jedoch der regierende Fürſt Alois 
Joſeph, um hinter dem Beiſpiel der Mehrzahl aller Bundesregierungen nicht zurüd- 
zubleiben: „daß die Verfaffungsbauten jemer beiden Jahre kein ſchirmendes Dad) 
bieten könnten“, daß daher bie Landesverfaffung vom 9. Noveniber 1818 bis auf 
Weiteres ihre Gültigkeit zu „behalten“ habe, wogegen die oben erwähnten wirth- 
ſchaftlichen Reformen unangetaftet blieben. 

Der gegenwärtig vegierende Fürft Johann, geboren 1840, fuccebirte feinem 
Vater am 12, November 1858; er ift in dem gothaifchen Hoffalender zugleich als 
t, f. Lieutenant bei Karl Liechtenftein-Uhlanen vorgetragen. 


Lippe. 


Das Fürſtenthum Lippe, faft ganz von dem preußiſchen Regierungsbezirte 
Minden eingefchloffen, theilmeife — heſſiſche, hannöveriſche, walded'ſche Ge— 
bietstheile, jowie nördlich am vie Weſer grenzend, bildet mit Ausnahme zweier 
Heinen preußifchen Enflaven ein wohl arrondirtes Gebiet von ungefähr 201/, 
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bis höchſtens 22 Ouabratmeilen 1) mit 106,086 Einwohnern, welche in 7 Heinen 
Städten (die Reſidenzſtadt Detmold zählt mit der Garnifon nur 5232 Einwohner) 
und etwa 160 Fleden und Dorfidaften leben. 

Zur Römerzeit war das Land von Cheruskern bewohnt, war Schauplatz ber 
Barianifhen Niederlage und der Kriege Karls des Großen gegen die Sadjen. 
Es bat feinen Namen erhalten von dem alten Dynaſtengeſchlechte der Evelherren 
zur Lippe (nobiles domini de Lippia), welches felbft feinen Namen von dem 
am fünlihen Fuße des Teutoburger Waldes entfpringenven Fluſſe „Lippe” ableitet, 
an deſſen Ufern in der Nähe von Lippftabt. feine älteften Stammbefigungen lagen. 
Unter feinen älteften Ahnherren zeichnet ſich beſonders Bernhard II. als ein 
ächt mittelalterlicher Helv aus, Er erweiterte zuerft feine Befigungen nad Norden 
zu im jesigen Bereiche des Landes, erbaute vie Falfenburg im Teutoburger Walde 
(damals Dsning), Lippftabt an der Lippe (1196) und wahrfcheinlich auch Lemgo, 
die beiden Ältejten Städte des Yandes, fämpfte mit Auszeihnung für Heinrid ben 
Löwen, legte dann die Regierung nieder, trat in bem von ihm mitgegrünbeten 
Klofter Marienfeld in ven geiftlihen Stand und zog nad Tiefland zur Belehrung 
der Heiden, wo er Abt von Dünamünde und Bifhof von Semgallen wurde. Auch 
feine meiften Söhne erwarben Bifhofsfige. Sein Sohn Hermann II., welcher ihm 
in der Regierung folgte, fiel 1229 im Kriege gegen bie Stedinger als Anführer der 
Truppen feines Bruders, des Erzbifchofs von Bremen. In dem nämlichen Jahr— 
hundert wurden noch zwei neue lippifhe Städte, Blomberg und Horn, gegründet, 
und im folgenden vie Stätte Detmold und Salzufeln. Die Burg zu Anger mit 
ihrem Gebiete, der alte Stammſitz Wittelinds, und die Herrſchaft Rheda, fowie ein 
Theil der Grafihaft Schwalenberg und die Herrfhaft Steruberg wurden dem lippi— 
hen Gebiete hinzugefügt, erftere beiden aber nur vorübergehend. Rheda fiel in 
Folge einer nnglüdlihen Yanvestheilung zwifchen ven Brüdern Bernharb V. und 
Dito (1344) an den mit der Tochter des Erftern verheiratheten Grafen Otto von 
Tedlenburg, worüber fit) mit dem Sohne des Letztern, Simon III. zur Lippe, 
eine 3Ojährige Fehde entjpann. Während dieſer Fehde gerietb Simon in tedien« 
burgifhe Gefangenſchaft und verpfändete, um das Yöfegeld aufzubringen, die Stadt 
Lippftadt an die Grafen von der Mark (1376). 

Simon II. erlangte dagegen durch eine Erbverbrüberung mit dem Grafen 
Hermann von Averftein an der Wefer (1404) Anſpruch auf deſſen Gebiet, wurde 
aber dadurch in eine Fehde mit dem Herzog Heinrih von Braunſchweig verwidelt, 
welchen ev nad einer fiegreihen Schlacht bei Hameln gefangen nahm und in bie 
Falkenburg führte. Der Herzog erfaufte ſich die Freiheit, bezahlte aber das ver- 
ſprochene Löſegeld nicht, fonvdern bewirkte, daß die Edlen Herren zur Lippe von 
Kaifer und Papft in Acht und Bann gethan, von mächtigern Nachbarn überfallen 
und ihre Land verwüſtet wurbe Gin Theil des Landes wurde dadurch Pader— 
borner Lehen. 

Die erwähnte Verpfändung Pippftabts führte fpäter (1445) zur Abtretung der 
halben Stadt an ven Herzog Adolf von Eleve 2) und zu einem Bündniß mit Yegs 


I, Die Größenangaben varliren, Grome: Geogr.statift. Darft. (1827) gibt 24 Duadrat:: 
meilen an, Andre 23; nach Lecoq 20,6, nah Licchtenitern 25,5. Eine neuere Vermeſſung bat 
nicht ſtattgefunden. 

2) Diefe Theilung der Stadt: und Sammtregierung zwiſchen Lippe und Preufen (ala Nach: 
folger von Gfewe) hat bis 1851 fortbeftanden, wo die Hoheiterechte gegen eine jührliche Rente zur 
Eniſchaͤdigung für das Steuerrecht von ungefähr 10,000 Rihlr. definitiv an Preußen abgetreten 
wurden. 
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term, wodurch Bernhard VII. zur Lippe mit dem Beinamen Bellicofus in bie 
Soefter Fehde gegen ven Erzbiſchof von Köln verwidelt wurde. Legterer rief ein 
Heer von Huffiten zu Häülfe, welde den größten Theil des lippifchen Landes ver- 
heerten und brandſchatzten (1447), aber vor den Mauern ter tapfer vertheidigten 
Lippftadt zurüdweichen mußten. Nichtsdeſtoweniger gelangte Bernhard durch glüd- 
lihe Fehden und enge Berbindung mit Fürften in der Nähe und ferne (darunter 
aud Karl der Kühne von Burgund) zu großem Anſehen, hielt einen glänzenden 
Hof zu Blomberg und gründete und botirte in feinen fpätern Lebensjahren Kirchen 
und Klöfter. : 

Unter feinem friebliebenden Nachfolger Simon V., welcher zuerft ven Grafen⸗ 
titel führte, breitete fi die Reformation im Lande aus, zuerft in ven Städten Lipp- 
ftabt und Lemgo, fand aber nad oben hin vielen Wiverftand, bis fein am heffi- 
ſchen Hofe zu Kaffel erzogener Sohn Bernhard VIII. (1536) zur Regierung gelangte 
und fi zur Intherifchen Lehre befannte. Er zog ſich aber durch treue Anhänglich- 
feit an feinen Lehnsherrn, Landgrafen Philipp den Großmüthigen, ven Zorn Kaifer 
Karls V. zu, welcher nad) dem Siege bei Mühlberg vie proteftantijchen Fürften 
demüthigte und ihre Länder brandſchatzte, und fo aud das lippiſche Land feine Radye 
ſchwer empfinden ließ. Bernhards Sohn Simon VI. (1565—1613) nahm fpäter 
die reformirte Lehre an, welde er feit 1604 auch in feinem Lande einzuführen 
ſuchte, jevodh in der Stadt Lemgo ohne Erfolg. Er ftand mit Kaifer Rudolf II. 
in Prag in engfter Verbindung, führte für denfelben zahlreihe Kommiffionen in 
den Niederlanden und dem norbweftliden Deutfdhland aus, wurde von ihm zum 
Reihshofrath und vom niederrheinifh-weftphälifchen Kreife zum Oberften ernannt, 
Er entwidelte während feines ganzen Lebens eine raftlofe Thätigkeit, fowohl im 
Innern, als weit über die Grenzen feines Landes hinaus. Er ſchuf eine volftändig 
neue Organifation des Yandes und .führte es gleihfam von mittelalterlihen Zu- 
ftänden in die moderne Zeit hinüber. Er baute aus den verfallenen Burgen neue 
Schlöſſer im Renaiffanceftyl, er foncentrirte die zerftreuten landesherrlichen Befigungen 
zu Meyereien, nahm ſich zuerft der Forſtkultur an, betrieb Bergbau, orbnete die 
Verwaltung der Regalien und fonftigen Finanzquellen und hat ſich vorzugsweife 
durch die Ordnung des Juftizwejens unvergeßliche Verdienfte erworben. In legterer 
Beziehung ift befonderd das von ihm gegründete (1595) und mit einer für bie 
damalige Zeit ausgezeichneten Gerihtsorbnung verfehene Hofgeriht wichtig. Das 
Land gebieh unter ver Regierung biefes merkwürdigen Mannes zu großer Blüthe, 
feinem Haufe hinterließ er aber eine brüdende Schulvenlaft, und fein Teſtament 
wurde die Quelle endloſer, bis auf unfere Zeit fortwuchernder Streitigkeiten. 

Sein ältefter Sohn Simon VIL folgte ihm in ver Regierung und machte von 
nun an Detmold zur dauernden Refidenz. Bon den übrigen Söhnen, mit Gebiets- 
theilen reich appanagirt, ftiftete Otto die Nebenlinie zu Brake, weldhe 1709 aus- 
ftarb, und Philipp die zu Alverbiffen 3). Die Nachkommen beider find unabläffig 
bemüht gewejen, ihre Paragialämter zu felbftändigen Gebieten zu erheben, ſich die 


3) Diefer Graf Philipp erwarb nad dem Ausfterben der Grafen von Schaumburg (1640) 
einen Theil diefer Grafſchaft, welche zwifchen ihm und Heſſen getheilt wurde. Zum Unterjchiede 
von dem heſſiſchen Theile nannte Philipp fein Land Schau nbnra=Eippe, indem er feinen 
Gefhlehtenamen mit dem des Landes verband, Hierdurch berichtigt ſich der vielverbreitete Irr⸗ 
thum, als egiflirten zwei durch Theilung entftandene Länder Lippe, welde man 
faͤlſchlich als „Lippe-Detmohd“ und „Lippe-Bückeburg“ bezeichnt, während in Wirklich 
feit nur ein einziges Fürſtenthum Lippe exiftirt, welches mit dem getheilten Schaumburg 
in feiner Verbindung ftebt. 
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dem regierenden Herrn refervirten Hoheitsrechte und fonftige Prärogative anzueig- 
uen, weßhalb denn zwei Jahrhunderte hindurch Hader aller Art und reichsgericht⸗ 
liche Proceffe zwiihen den verſchiedenen Linien fein Ende nahmen. Nod) in neuefter 
Zeit wurde für das Paragialamt Blomberg von einer Nebenlinie die Souveränetät (!) 
beanſprucht, aber durch austrägalgerichtlihe Entfheidung aberfannt (1838). 

Durd den jüngften Sohn Simons VII. zweigte ſich die Nebenlinie zur Lippe— 
Biefterfeld ab, welde ebenfalld mit anfehnlihen Paragiagpefigungen dotirt wurde. 
wodurch ähnliche Streitigkeiten wie die ber ältern Nebenlinten mit dem regierenden 
Haufe veranlaßt wurden, bis letzteres jene Befigungen (1763) für eine Gelvapanage 
anfaufte. Seitdem haben die Mitglieder diefer und der wieder von ihr abgezweigten 
Linie Lippe-Weiffenfeld ihr Stammland verlaffen und fi) in verſchiedenen vent- 
[hen Staaten weit ausgebreitet. 

Nah Simon Ludwigs Tode (1637), welder nur fehr junge Söhne und eine 
junge Wittwe, Katharina von Waldeck, hinterließ, erwachte auch in veffen Brüdern 
das Theilungsgelüft. Katharina aber vertheidigte unter fchweren Kämpfen und mit 
Hülfe kaiferliher Truppen, melde das Reſidenzſchloß (1640) offupirten und befegt 
bielten, vie Rechte ihres erftgeborenen Sohnes Simon Philipp, welcher, mit der 
Tochter des Grafen Holzapfel verlobt, 1650 in Florenz ftarb. Während des innern 
Krieges im Refivenzihlofie wurde draußen das Yand durch den 3Ojährigen Krieg 
furdtbar zerrüttet und ausgefogen, und namentlih die bis dahin durch Handel 
und Gewerbe blühende Stadt Lemgo entvölfert und ruinirt. 

Neuen Drangfalen ging das Yand unter der Regierung Simon Heinrichs ent= 
gegen, indem ver kriegeriſche Biihof von Münfter, Bernhard van Galen, unter 
vem Vorwande einer Cinquartierung feine undisciplinirten Horden eine Zeit lang 
darin haufen ließ (1675), bis es gelang, durch eine Allianz mit Braunfchmweig bie 
fäftigen Gäfte abzuwehren. Sein Nachfolger Friedrich Adolf ahmte an Bradıt- 
liebe und Lurus feinem Zeitgenofien Ludwig XIV. nad, legte Parts und Luft- 
ſchlöſſer an, führte ein glänzendes, nad franzöſiſchem Muſter dreſſirtes Hofleben 
und ftürzte fich in fchwere Schulden. Sein Leibarzt war der durch feine Reifen und 
durd fein Werk über Japan berühmt gewordene Engelbert Kämpfer aus Lemgo. 
Die Luxuswirthſchaft im Bunde mit abfolutiftifcher set dauerte aud) 
wtter dem Nachfolger Simon Heinrih Adolf und der Regentſchaft feiner Wittme 
bis 1747 fort und ruinirte das Iandesherrliche Domanialvermögen und die Finanz- 
fräfte des Landes, bis endlich mit dem Regierungsantritt Simon Augufts ein neuer 
Geift erwachte, ein frievlichered Verhältniß zu den Landftänden eintrat, eine 
verftändige Sparfamkeit am Hofe eingeführt, ven zahlreihen Mißbräuden der Ber: 
waltung abgeholfen und die Interefien des Landes mit patriarhalifher Fürforge 
gefördert wurden, 

Der Nachfolger Simon Auguſts wurde 1789 in ben Reihsfürftenftand er- 
hoben und vermählte fi 1796 mit der Princeffin Pauline von Anhalt: 
Bernburg, welche nah dem frühen Tode ihres Gemahls von 1802—1820 bie 
vormundfchaftlihe Negierung übernahm. Diefer Zeitraum gehört trog bes auf ganz 
Deutſchland laftenden unerträglihen Druds ber Fremdherrſchaft und der verzehren» 
den Kriege zu dem fegensreichften Perioven der lippiichen Geſchichte, denn es gelang 
biefer ausgezeichneten geiftreihen Yürftin, unter ven — Berhältniſſen durch 
Muth, Talent und raſtloſe Thätigkeit das ihr anvertraute Land vor äußern Stür— 
men zu bewahren und im Innern feine Kräfte zur vollen Blüthe zu entwideln, 
Ihre Herrſchaft war eine patriarchaliſche im beften und evelften Sinne des Wortes, 
das Glück des Landes und feiner Bewohner war ihr höchſtes Ziel, welchem fie 
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mit felbftaufopfernder Fürſorge zuftrebte. Dabei beſaß fie die unfhägbare Regenten- 
iugend, für ihre guten Zwede auch die rechten Werkzeuge zu finden. und überall 
auf ihre Umgebung anregend zu wirken. 

Neben den Wohlthätigkeits: waren es befonders bie Unterridhtsanftalten des 
Landes, welchen fie das lebhaftefte Intereſſe zuwandte. Unter ihr gedieh das Unter- 
richtsweſen, insbefondere die Elementarfchulen, zu einer Blüthe, mit welder damals 
ſchwerlich ein anderer deutſcher Staat zu rivalifiren vermodte. Ihr Name ift im 
lippiſchen Lande unvergeßlich und weit über deſſen Grenzen hinaus berühmt ges 
worden. — Die von ihrer Hand gelegten Keime wurben unter der milden Regie> 
rung ihres Sohnes Paul Alerander Leopold (1820—1850) weiter gepflegt und 
entwidelt. Selbft in den Stürmen des Jahres 1848 find die wohlthätigen Beftre- 
bungen biefes humanen Fürften nie verfannt worden, Die Reaktion trat erft nad) 
feinem Tode ein.. 

Die Berfaffung bes Landes bat ſich im ähnlicher Weife wie in den meiften 
deutſchen Staaten entwidelt. Ihren Grundftein bildet das fog. paetum unionis 
von 1368, wodurch Simon III., belehrt und gewarnt durch die Folgen der Thei- 
lung von 1344, mit feinen Nittern und Mannen fid) dahin verband, daß bie Herr» 
ſchaft Lippe auf ewig ungetheilt bleiben und nur in eine Hand hulvigen, und daß 
berjenige von feinen Erben, weldem die Städte Lippſtadt und Lemgo fich zuwenden 
würden, Regierungsnachfolger werben folle. Daraus hat fih das Primogenitur- 
princip aud in Lippe fo früh entwidelt und fi im Laufe der Jahrhunderte fo 
unverlegt wie in wenigen Ländern erhalten. Der Unionsvertrag ift fpäter von den 
Kaifern häufig beftätigt worden und hat in Streitigkeiten des Hauſes bis auf den 
heutigen Tag ftetS den Ausſchlag gegeben. Seit dem Reformationszeitalter kamen 
die Konvente der Landſtände, d. h. ver Nitterfchaft und der Abgeorpneten der ſechs 
alten Stäbte, in Gebrauch, aus welchen fi fpäter die regelmäßigen Yandtage 
entwidelten. Bon ver Wirkfamkeit der Lanpftände, welche in eine ritterfchaftlihe und 
ſtädtiſche Kurie getheilt, meiftentheild nur engherzige Standesintereffen verfolgten 
und erſt feit ber Dlitte des 18. Jahrhunderts anfingen, fih als Yandesvertreter zu 
fühlen und in eine gemeinnügige Wirkfamfeit einzulenfen, ift wenig zu fagen. Für 
die übrigen Landesbewohner war eine ſolche Verfaſſung faft ohne Jntereſſe, und 
ihr Untergang im Jahr 1805 konnte im Lande faum Beachtung finden. 

Nach den Freiheitätriegen erwachte aber wie überall auch bier das Bedürfniß 
nad zeitgemäßen Reformen und lebensfräftigen politiſchen Oeftaltungen. Diefem 
Bedürfniß fuchte die Fürftin Pauline (1819) durch eine von ihr felbft entworfene 
Berfaffungsurfunde entgegenzufommen, welde, wenn aud farg in ven ftändijchen 
Rechten, doch auf einer zeitgemäßen Bafis, einer eigentlihen Repräfentation, 
beruhte, indem alle Klafjen der Unterthanen zu ver Wahl ver 21 Yandesabgeorbneten 
fonkurriren follten. Auch ver Bauernftand, welcher feit 1808 vom letten Nefte 
des Leib» und Öutseigenthums gefeglich befreit worden und als ber eigentliche Kern 
der Bevölkerung betrachtet werden darf, gelangte dadurch zum vollen Staatsbür- 
gerrechte. Allein auf die von einigen Mitgliedern der alten Stände beim Bundes- 
tage angebradte und von Schaumburg-Lippe unter dem Vorwande der Gefährbung 

agnatiſcher Rechte unterftügte Beſchwerde wurde die junge Berfaffung im Keime 
Herſtickt. Erft nad langwierigen mühjamen Berhandlungen zwifhen ver Regierung 
und ben alten Ständen, welche fich befonders gegen Betheiligung des Bauern- 
ftandes am Landtage fträubten, fam im Jahre 1836 eine neue Berfaffungsurkunde, 
eine Zufanmenftüdelung der alten und der Paulinifchen Berfaffung, zu Stande. 

Die Rüterſchaft, welche aus den theils adeligen, theils bürgerlich Beſitzern 
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von 28 zum Theil ziemlich Kleinen landtagsfählgen Gütern beſteht, wählt aus ihrer 
Mitte 7 Abgeorbnete, 5 abelige und 2 bürgerliche, welche die erfte Kurie bilden, 
die Städte und das fog. platte Yand wählen durch indirefte Wahl aus den Grund« 
befigern 14 Abgeorbnete zur zweiten Kurie, Auf dem Lanptage gefchieht die Ab- 
ftimmung — von GSteuerfragen abgefehen — in getrennten Kurien, und ba 
zu einem Landtagsbefchlufje die Zufammenftimmung beiver Kurien gehört, fo geben 
4 abelige Outsbefiger in der Legislative den Ausſchlag, was man wohl nicht mit Unrecht 
eine Karrifatur des Zweilammerſyſtems nennen fann und am meiften zu ver Gleichgül⸗ 
tigfeit des Landes gegen feine Berfaffung beiträgt. Da man fi) über die den neuen 
Ständen zu gemährenden Rechte nicht einigen konnte, fo wurde in diefer Beziehung 
auf die alte Verfaſſung verwiefen, wonad ben Ständen das Recht der Stener- 
bewilligung, die Theilnahme am Generalhofgerichte, an ver Adminiftration der Land⸗ 
Faffe und während ver Minberjährigteit des Regenten an der Landestutel (nad) dem 
paetum tutorium von 1667) zuftand. Alle 2 Jahre wird der Landtag berufen. 
In der Zwiſchenzeit vertritt ein aus 3 Mbgeoroneten der 3 Stände beftehenter 
Ausſchuß die ſtändiſchen Rechte. Der alte Streit, ob den Ständen eine nur bes 
rathende oder eine entſcheidende Stimme bei der Geſetzgebung zuftehe, konnte damals 
zu feiner Entſcheidung gelangen. In nenefter Zeit hat der Fürft den Stänben eine 
entſcheidende Stimme bei der Geſetzgebung, jedoch nur fir den Landtag als foldyen, 
angeboten, ta aber die Nitterfhaft das Zugeſtändniß nur für jede einzelne Kurie 
annehmen wollte, fo mußte e8 die Regierung im wahren Interefie des Landes 
zurüdziehen. Im Jahre 1849 wurden bie beiden mefentlihften Mängel der Ber- 
faffung durch ein neues Wahlgefeg auf breiterer Grundlage und Aufhebung des 
Kurienwefens befeitigt, aber im März 1853 bie Berfaffung von 1836 einfeitig 
wieder hergeftellt. Die bagegen beim Bunde erhobene Beſchwerde ber Landſtände 
blieb ohne Erfolg. Die traurigen Zuftände ber nächſten Jahre charakterifiren ſich 
von felbft durch den Namen des neuen Kabinetsminifters „Dannibal Fifcher”, deſſen 
wüſte Wirtbfchaft ihn in den wenigen Jahren feines Regiments bei allen Klafien 
ver Bevölkerung gründlich verhaftt machte. Sein Nachfolger befhäftigt fi haupt- 
ſächlich mit der Reaktion auf kirchlichem Gebiete, welche indeß durch ben gefunden 
Sinn der Bevölferung zu einer Danaidenarbeit wird. 

Unter den neuern Produkten der äußerſt thätigen Geſetzgebung verbienen her- 
vorgehoben zu werben: die Geſetze wegen Ablöfung der Grunblaften (1838), bes 
Lehnsverbandes (1847), der Weibefervituten (1850), die ziemlich freifinnige Stäbte- 
orbnung (1843) nebft Landgemeindeordnung und Heimatsgefeg, ein vortreffliches 
Kriminalgefeubudy (1843), ein Geſetz über die Ansgleihung der Grundfſteuer (1843), 
wodurch aller Grundbeſitz des Landes, Domanial- und Kirhenvermögen ausgenem- 
men, gleicher Beftenerung unterworfen, jedoeh zur Entihäbigung für die bisherige 
Steuerfreiheit des Arels ein Drittel des zeitigen Steuerbetrags als ablösliche Rente 
auf die Steuerkaſſe übernommen wird; ferner vie Gefege Über Staatsvienft, Volks: 
ſchulweſen (beide fpäter revidirt), über Einführung einer Klaffenfteuer, Kommunal- 
wegbau, Ziegelgewerbe, Verjährung, Bergbau und namentlih eine Reihe von Ge— 
fegen über die Reform des Juftizwefend von 1859. 

Das Land ift in 13 Verwaltungsbezirke (Aemter) eingetheilt, welche zugleich 
eine Amtsgemeinde, vertreten durch einen von den Örunbbefigern gewählten, unter 
Borfit des Beamten berathenden ©emeinverath, bilden. Die Städte haben ihre 
eigene Berwaltung und Polizei. An der Spite ber Yanbesverwaltung fand bis 
1853 ein Regierungstollegium (bis 1822 zugleih als DObergericht), ſeitdem ein 
Kabinetsminifter. Die Regierung bildet zugleih die Lehnkammer, fowie die oberfte 
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Behörte für das Medicinalwefen und den Wegbau, wogegen die eigentlichen Dtti- 
tärfadhen in neuefter Zeit davon getrennt und einem zu biefem Zweck errichteten 
Militärkollegium überwiefen worden find. Das Korfifiorium ift Berwaltungsbehörbe 
für die kirchlichen und Schulangelegenheiten und Gerichtsſtand für Geiftliche und 
Vehrer, Ehe- und Verlöbnißſachen. Die Rentkammer verwaltet das ſämmtliche Do— 
manialvermögen, einfhließlid der Ginfünfte von der Galine, von nußbaren 
NRegalien, Gewerben x. Geit 1855 ift die Berwaltung ver Forften, Jag— 
den und Fifchereien davon getrennt und einer befonvdern Forfipireftion über: 
wiefen worben. 

Das höchſte Gericht war früher das braumfchweigifche Oberappellationsgericht 
in Wolfenbüttel, gegenwärtig das hannöveriſche in Celle. Die beiden Obergerichte 
des Lantes mit ziemlich konkurrenter Jurisdiktion find die Juſtizkanzlei und das 
Hofgericht. Die Gerichte der erften Inftanz find, außer dem Militärgeriht, Hof: 
marfhallamt und Konfiftorium, die 7 Stadtgerichte und 13 Aemter, welchen aud) 
die polizeiliche Strafgeridhtsbarkeit zufteht, während die kriminelle von dem Krimi: 
nalgerichte (Lemgo und das Amt Blomberg haben eigne Kriminalbehörden) und 
in zweiter Inftanz durch eine verftärfte Behörbe, das fog. Plenum, ausgeübt wir. 
Die Gerichte der 7 Städte, des Amts Blomberg und des Guts Iggenhaufen find 
Patrimonialgeridhte, die Übrigen fürftlihe. — Neben dem Partikularrechte gilt das 
fog. gemeine Recht. Die Entwürfe zu einer zeitgemäßen Reform des Juftizwefens 
(Deffentlichkeit, Münplichkeit, Geſchworene) von 1849 find mit vielen andern da- 
maligen Plänen gefcheitert. Das Kriminalverfahren bewegt fih noch ganz in den 
alten Formen des Inquifitionsproceffes. Der Civilproceß ift allerdings durd bie 
Geſetze von 1859 weſentlich verbefiert worben, aber ver ganze Gerichtsorganismus 
laborirt noch an manden alten Schäven (Bereinigung der Juftiz und Verwaltung 
bei den Aemtern, Dualismus ver Obergerichte, fogar noch perſönliche Eremtionen, 
übergroße Anzahl der Anwälte, 40), Das für Heine Staaten faft unentbehrliche 
Inftitut ter Aktenverſchickung befteht feit alter Zeit. 

Aud die Finanzverwaltung leidet trog wiederholter Reformverfuhe nod au 
den Mängeln geſchichtlich erwachſener Zuftände. Noch immer ift die fog Trennung 
des Staatd- von Domanialhaushalte eine ungelöste brennende Frage. Es beftehen 
zwei Hauptlaffen, die Yandrentei- und die Land- oder Steuerkaſſe. Grftere 
wird durch die Einkünfte des fog. Kammerguts, nämlid ver fürftlien Do— 
mänen und Forften fowie der Saline zu Ufeln, und andererfeits durch gewifle hobeite- 
rechtliche Revenüen (von Negalien, Zöllen, Strafgelvern, Gerihtsfporteln, Juden, 
Mühlen und fonftigen Gewerben) fowie die hergebrachten Zuſchüſſe aus ver 
Landfaffe gebildet. Die Gefammteinnahme betrug im Jahre 1848 ungefähr 220,000 
Rthlr. ohne die Zuſchüſſe aus der Yandkaffe, darunter von Meyereien 65,000 Rihlr, 
von den Forften 30,000 Rthlr., von Rentgefällen 45,000 Ntbir,, von ver Sa— 
line 20,000 Rthlr. infl. der Salzfteuer. Diefe Eimmahmen werden theils für 
die Bepürfniffe des Hofhaushalts, für Appanagen u. dergl., theils für die fog. 
Regierungstoften (Gehalte der Staatsbeamten und theilweife der Geiftlichen und 
Lehrer, Penfionen ꝛc.) verwandt. Die Schulden betrugen damals 311,776 Rtihlr. 
Diefe Kaffe wird ausſchließlich von der fürftlihen Kammer ohne alle landſtändiſche 
Kontrole verwaltet, dagegen die Landkaffe von dem ſtändiſchen Ausſchuſſe unter 
Direktion eines Negierungsmitgliedes. Die Einnahmen der letztern betragen nad) 
tem letten Etat rund 221,000 Rthlr., darunter etwa 140,000 Rthlr. Antheil an 
den Revenien des Zollvereins (intireften Steuern); ferner an Grundſteuern brutto 
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41,577 Rhle.%, Mlaffenfteuer brutto 32,000 Rthlr., Schulfteuer 8463 Rthlr., Stempel« 
fteuer 3000 Rthlr. Daraus werben beftritten: die Koften des Militärs und der Gen- 
darmerie cirfa 75,000 Rthlr., des Chaufjeebaues 23,000 Rthlr., der Schulen 
24,100 Rthlr., zur Kammerkaſſe (Sublevatione-, Herrengelver ꝛc) 30,000 Rthlr., 
zur Bundesmatrifularfafje 2000 Rthlr., für Gehalte und Penfionen, Mebicinals 
weſen, Strafanftalten und verſchiedene antere öffentliche Inftitute, fowie die Zinfen 
der ungefähr 332,000 Rthlr. betragenden Schuld. Bapiergeld eriftirt im Yanbe 
gar nit. Die Steuern waren bis 1849 fehr geringfügig und find felbft jest, un» 
er der feit 10 Jahren eingetretenen Steigerung ver Staatsbedürfniſſe, im 
erhältniß zu andern Staaten fehr mäßig zu nennen, 

Sehr viel ift in neuerer Zeit für den Wegbau, beſonders den Bau der Kom- 
munalwege, geſchehen. Die Länge aller dauffirten Wege betrug im Jahr 1856 
über 75 Meilen, Das Land ift noch ohne Eifenbahn. Das Poſtregal ift dur 
einen Bertrag von 1845 auf 25 Jahre dem Fürften von Thurn und Taris über: 
laffen worben und trägt, außer einem Averfum für Chauſſeegeld, dem Lande nichts 
ein. Seit 1841 gehört das Land dem deutſchen Zollverbande an und befigt in 
Lemgo ein Hauptfteueramt. 

Das Bundesfontingent beträgt 1200 Dann. Die Dienftzeit dauert 51/, Jahr. 
Die Unterhaltungstoften des Militärs find feit 1847 von 30,000 Rthlrn. auf 
70,000 Rthlr. geftiegen. 

Das Medicinalmefen des Landes mit einem Fonds von jährlic 3300 Rthlr. 
ift fehr gut georbnet und verwaltet, insbefondere Hebammenwefen, Apotheken, 
Irrenanſtalt, Landkrankenhaus. Die in neuerer Zeit bedeutend erweiterte Irren- 
anftalt zu Brake gehört zu ben Älteften Deutſchlands. 

An der Spige ver in drei Klaffen getheilten Geiftlichteit fteht ein General- 
fuperintendent (zugleih Mitglied des Konfiftoriums) und zwei Superintenbenten. 
Das Land befigt 45 reformirte und 3 lutheriſche Pfarrftellen. Die reformirte Kirche 
war bis 1854 die herrſchende. Seitdem ift ver Pfarrzwang aufgehoben und find bie drei 
chriſtlichen Konfeffionen einander gleichgeftellt worven. Die kirchlichen Berhältniffe 
ver hauptfählih im Amt Schwalenberg wohnenven, nur 2433 Seelen betragenven 
Katholiten find durd eine Verordnung (nit Konkordat) vom Jahre 1854 geord⸗ 
net, und dem Bijchofe von Parerborn tie Diöcefanrehte Übertragen worden. Die 
Juden, deren Zahl 1070, alfo 1 p&t. ver Benölferung beträgt, bilden eine bejon- 
dere Korporation und genießen mit wenigen Ausnahmen volle ſtaatsbürgerliche 
Rechte. 

’ Das Volksſchulweſen, weldes feit ven Tagen der Fürftin Pauline fomohl in 
geiftiger als materieller Beziehung mit befonverer Vorliebe gepflegt worben ift, 
fteht fortwährend in hoher Blüthe. Das Heine Land befigt 108 Elementarſchulen 
mit etwa 15,500 Schülern, an welchen über 160 Lehrer angeftellt find (von mel- 
hem die Hauptlehrer an baarem Gehalt 150—500 Rthlr., vie Nebenlehrer min- 
beftens 110 Rthlr. beziehen). Jedes Amt bildet einen befondern Schulbezirt mit 
einem gewählten Schulvorftande. Außerdem exiftiven 4 fog. Rektorfchulen in ven 
Städten, Töchterfchuie und Taubftummenjhule in Detmold und 2 Gymnaſien, beite 
mit Realfhulen, in Detmold und Lemgo, welche unter einer beſondern Scholar— 
chatskommiſſion ftehen. Die wünfhenswerthe Vereinigung der beiden höheren Lehr- 


%) Dazu kontribuirt der adelige Grundbeflg 2106 Rihlr., der ftädtifche 6429 Rthlr., der 
Nee 33,042 Rihlr. Diefe Zahlen geben einen Mafftab für die finanzielle Bedeutung der 
drei Stände. 
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anftalten ift bisher auf Hinderniffe geftoßen. Die VBollsfhullehrer werben in bem 
Zanbesfeminar zu Detmold auögebilvet, mit weldem früher zugleid eine fog. 
Pflegeanftalt für bejahrte Arme verbunden war. 

Das Armenmwefen der Städte und Amtsgemeinden ift, ebenfo wie die in ber 
Hand der Regierung liegende Öeneralverwaltung deſſelben, wohl georbnet. Gleiche 
Anerkennung verdienen die beiden Strafanftalten in Detmold, bie eine, das Straf- 
werthaus, vorzugsweife Arbeitshaus für Bettler und Landſtreicher, die andere für 
Kriminalgefangene. Bon fonftigen unter der Leitung ber Staatsbehörven ftehenden 
nützlichen Inftituten verbienen nod Erwähnung die Brandafjeturang für alle Ge— 
bäube des Landes, die Hagelaffefuranz (beive auf Reciprocität gegründet), ferner 
die Wittwen- und Waiſenkaſſe ſowohl der Staatsdiener und Geiftlihen als die der 
Lehrer, beide freilich in fehr Heinem Maßſtabe, und bie gewiffermaßen bie Stelle 
von Banken vertretenden Krebitinjtitute: Leihkaſſe und Lanvesfparkaffe. 

Die Bevölkerung des Landes, welde im Jahre 1776 nur 50,000 Köpfe 
betrug, ftieg von 1788 bis 1812 um 15 pCt., bis 1828 desgl., bis 1835 um 
8 p6t., bis 1843 um 6,4 pCt., bis 1846, wo fie den höchſten Stand (108,236 
Einw,) hatte, nur um 1,6 pCt. In den nächſten Jahren ſank fie (wozu auch bie 
Auswanterung beitrug) und hat jegt, wenn die Ausſcheidung von Lippftabt berüd- 
fihtigt wird, den frühern Stand wieber erreicht. Auf die Quadratmeile kommen, 
je nachdem man das Areal zu 201/, oder 22 Quadratmeilen annimmt, 5171 ober 
4819 Einw. Die relative Bevölferung iſt alfo auffallend ſtark, zumal wenn 
man bie größtentheils waldige und aud fonft mäßig frudtbare Bodenbeſchaffenheit 
und den Mangel größerer Städte dabei berüdfichtigt. 

In geognoftiicher Beziehung ift im ganzen Lande die Keuperformation vor« 
herrſchend. Unter den verfchlevdenen Gebirgen, weldye das Land durchziehen und in 
dem Köterberge bis zu 1500 Fuß Meereshöhe ſich erheben, verdient namentlid) 
bie breite, größtentheils breifadhe, aus Hilsfanpftein, Muſchelkalk und Kreidefalf 
beſtehende Bergkette Erwähnung, welche gewöhnlich der Teutoburger Wald (ehemals 
Dening) genannt wird, darunter die 1200 Fuß hohe Grotenburg mit dem Her- 
mannsdenkmal bei Detmold. Faft alle Berghöhen des Landes find mit prächtigen 
Eichen- und Buchenwäldern bevedt, melde ibm bejonders ſeine landſchaftliche 
Schönheit verleihen. Schünere Buchenbeftände als bier bat faum ein anderes deut» 
ches Land aufzumeifen. Allein die zu dem Domanium gehörigen fürftlihen For— 
ften, ohne die bedeutenden Privatwaldungen, haben ein Areal von ungefähr 72,680 
Morgen, von weldhen nur etwa 7000 mit Nadelholz, aber 41,000 mit Buchen 
und 12,000 mit Eichen beftanden find. In den berrfchaftlidhen Forften, welche in 
11 Berwaltungsbezirfe von verfchievener Größe zerfallen, ift faft durchgängig der 
Hochwaldbetrieb eingeführt. Der Holzertrag ift, die Forſtblößen mitgerechnet, auf 
341/, Kubiffuß pro Morgen (faft doppelt fo hoch als in Preußen) berechnet wor⸗ 
ben, ungeachtet ein großer Theil der Forften noch jet mit den Eulturhinderlichen 
Waldſervituten belaftet ift. — Die oft wiederholten Schürfungsverfude nad Me— 
tallen und Steinfohlen find erfolglos geblieben. 

Die Landwirthſchaft ift bei weitem das wichtigfte Gewerbe des Landes, und 
in neuerer Zeit gefördert durch einen landwirthſchaftlichen Verein, in raſchem Auf: 
blühen begriffen. Sie befriedigt die Berürfniffe der Bevölkerung und liefert noch 
einen Ueberſchuß zur Ausfuhr. Beſonders gedeiht die Pferdezucht, für deren Ver— 
edelung durch das bekannte „Sennergeſtüt“ und das damit in Verbindung ftehende 
Landgeftüt geforgt wird. Den Stand der Viehzucht werden folgende Zahlen daral« 
terifiren. Im Jahre 1858 gab es im Lande 8394 Pjade, 34,108 Stid Rind- 
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vieh, 51,762 Stüd Schafe, 41,829 Schweine, 20,876 Ziegen. — Eigentliche 
Babrifen eriftiren, der reihlih vorhandenen Waflerkraft und niedrigen Taglöhne 
ungeadhtet, fehr wenig, dagegen wird die Leinwanpfabrifation durch Handſpinnerei 
und Weberel, ungeachtet der Konkurrenz des Mafchinenfabrifats, befonders als 
Nebengewerbe der Heinen Bauern fehr ftarf betrieben. Ein großer Theil der fog. 
Bielefelder Leinwand ift lippifches Fabrikat. Eine andere, gröbere Sorte fommt 
unter dem Namen „Leggelinnen” in den überfeeifhen Handel. — Ein fehr wid- 
tiger und in gewifier Beziehung dem lippifchen Lande eigenthümlicher Inpuftriezweig 
ift die Ziegelfabrifation, welde in der Art betrieben wird, daß die Arbeiter 
im Frühjahr die Heimat verlaffen und ſich auf den zahlreichen Ziegeleien der Nord— 
und Oftfeeländer (früher befonders Holland und Friesland, dann weiter Hannover, 
Divenburg, Preußen, gegenwärtig ganz Dänemark ‚bis Schweden, Norwegen, 
Rußland, auch deutiche Binnenländer) zerftreuen, um vor dem Winter mit ihrem 
Gewinne wieder heimzukehren. Dieſe fchon feit Mitte des 17. Jahrhunderts 
tropfengleih begonnenen Arbeiterzüge find befonders in neuerer Zeit ftromartig 
angefhwollen. Die Zahl ver wandernden Arbeiter betrug fhon im Jahre 1844 
über 6000, und ihr Gewinn wurbe auf faft 400,000 Rtblr. jährlich berechnet. 
Gegenwärtig ift die Arbeiterzahl auf 8=, 9=, aud 10,000 Mann geftiegen, und ver 
Schauplatz ihrer Thätigkeit fcheint noch fortwährend an Terrain zu gewinnen, Der 
ganze Gewerbsbetrieb ift gefeglih regulirt, wird durch angeftellte Agenten fontrolirt 
umd vermittelt und fteht unter der Leitung der Negierung. — Der Betrieb der Hand- 
werfe leidet nod) fehr durch Zunftzwang und veraltete Einrichtungen. Ein neues 
Gewerbegeſetz ift bis jett Projekt geblieben. ” daltmanu. 
Liſt. S. Handelspolitik. 
Liedland. S. Oſtſeeprovinzen. 
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geboren den 29. Auguſt 1632 zu Wrington bei Briſtol in England (fein Vater, 
Jurift von Profeffion, diente im Heer des Parlaments als Hauptmann), ftudirte zu 
Drford Medicin 1651 und wurde, durch ſchwache Gefunpheit von der ärztlichen 
Laufbahn abgezogen, erft durch die Werke des Cartefins mit der Philofophie be— 
freundet. Seine naturwiſſenſchaftlichen Kenntniffe vermittelten 1666 feine Bekannt» 
fhaft mit Lord Aſhley, fpäter (1672) Graf Shaftesbury, der, Groffanzler des 
Reihe unter Karl II., fein Freund und Schüter wurde und ihm die Erziehung 
feines Sohnes übertrug. Als Shaftesbury mit mehreren anderen Lords vom König 
Karl II. die Provinz Carolina in Nordamerita als Lehen erhielt, übertrug man 
Tode die Aufgabe, eine Verfaffung für die Provinz zu entwerfen. So entftand 
feine Fundamental Constitution of Carolina 1669. (Works London 1801. X. 8.) 
Er wurde darauf (1672) Sekretär für die Ernennung zu geiftlihen Würden 
[secretary of the presentation to benefices]. Mit Shaftesbury trat aud Locke aus 
dem Staatstienft 1673 und begleitete fpäter jenen in die Verbannung nach Hole 
land, 1682 Er wurde wegen dieſer Treue von Karl IT. und Jakob IT. verfolgt, 
“ans der Zahl ver Mitglieder des Christ-college zu Oxford ausgeſchloſſen und feine 
Auslieferung von den Öeneralftaaten verlangt, fo daß er fi einige Jahre in den 
Niederlanden bei Freunden verborgen halten mußte. Dort begann er feine Briefe 
über Toleranz 1685. 1690. 1692. W. B. VI] Nad ver Revolution kehrte 
er nad) England zurüd, 168%, und befleivete wieder mehrere Aemter. 1689 erſchien 
fein ſchon früher begennener essay concerning human understanding, fein philo- 
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ſophiſches Hauptwerk über vie Erkenntnißlehre, une im use Jahre die zuerft 
anonym herausgegebenen two treatises of government (W. B. V. ©. 209—485.] 
Im Jahre 1700 legte er fein zuletzt verwaltetes Amt, das Kommiffariat des Han- 
dels und der Kolonieen, nieder und zog fi nad Date? in ver Grafihaft Eſſer 
zurüd, wo er am 20. Oktober 1704 ftarb. 

Die größere Bedeutung Lodes liegt auf dem Gebiet der Lehre von der menjdh- 
lihen Erkenntniß, auf welche hier nicht ausführlih eingegangen werben kann. Es 
genüge die Erinnerung daran, daß Lode, wie fo viele feiner Landsleute vor, mit 
und nad ihm, die Erfahrung allein als Duelle der Erkenntniß annimmt. Er ver 
wirft daher vie Lehre des Carteſius von den angebornen Ideen, den idee inna- 
t®, connate und bie Annahme von unmittelbaren Wahrheiten und Grundſätzen 
a priori. Bielmehr entftehen alle unfere Gedanken durch Erfahrung, aber nicht 
nur durch äußere Erfahrung, Wahrnehmung (sensation), wie Hobbes meint, fon- 
bern auch burd innere Erfahrung (reflexion). Aeußere und innere Erfahrung, 
sensation und reflexion, find die beiden ausſchließlichen Quellen aller Erkenntniß 
von Gott und Welt. Sie entfteht, indem wir unfere Vorftellungen verfnüpfen, wenn 
und fofern fie übereinftimmen, und auseinanderhalten, wenn und fofern fie einan» 
ber wiberfprehen. So ift die Wahrheit nur die korrekte Verbindung oder Tren⸗ 
nung von Borftellungen, jenachdem bie Gegenftände derſelben übereinftimmen oder 
nicht übereinftimmen. [S. im Allgemeinen ven Eſſah. W. Bd. I—IH.]) — Bon 
einem ganz ähnlichen Princip geht nun Locke in dem Gebiet aus, welches uns hier 
allein angeht, dem Ethifch-Politifchen, und für welches er nad mander Richtung 
ebenfalls von großer Bedeutung ift. Er gehört im Allgemeinen zu der Gruppe 
von englifhen Denkern, welche, nachdem bie religiöfen und kirchlich-politiſchen Kri- 
fen der Reformation bereits, wie in Deutſchland, Holland und Frankreich, auch in 
England die träg dahinſchleichende Staatsphilofophie plöglih zu Iebhaftefter Thä- 
tigteit fortgeriffen hatten, praftiih burd die nationale Revolution zu erfolgreichem 
Kampf gegen die alten ſcholaſtiſchen, feudalen und einfeitig konfeſſionellen Grund» 
lagen ver bisherigen Geſellſchaftslehre getrieben wurben. Er bildet in mander Hin- 
fidht ein merkwürdiges Geitenftüd zu Hobbes (f. den Artikel). Wenn auch diefer den 
Abjolutismus, Lode die Volköfreiheit vertritt, — fie find die Söhne Einer Zeit und 
ftehen auf dem gleihen Boden: dem des modernen, von ber Kirche und von religiö- 
fer Grundlage fic gelöst fühlenden Staates. Hobbes fah in einem aufgellärten 
Defpotismus, Lode in einem aufgellärten Liberalismus, in einer Art Repräfenta- 
tiofpftem das neue Heil: Hierin alfo find fie heftige Gegner, aber einig find fie 
barin, daß fie beide der ſcholaſtiſchen Rechtsphiloſophie den Rüden kehren. 

In Uebereinftimmung mit feiner Auffaffung des Wahren und Unwahren, 
erffärt Tode au das Gute und Böfe als Uebereinftimmung over Nichtüber- 
einftimmung: nämlich mit einem dreifachen Geſetz, dem göttlichen (veligiös-ethi- 
ſchen) bürgerlichen (juriftifchen) und dem ber öffentlihen Meinung (ethijhen). Es 
ift nun aber bezeichnend für den ganzen Charakter der feit dem Anfang des 16. 
Jahrhunderts mwahrzunehmenden neuen Strömung in der Staatsphilofophie, daß 
fie ihre Beranlaffung und Anregung in den praftifc-politifchen Fragen der Zeit 
findet. So fpridt auch Locke den praktiſchen konkreten Zwed feiner Unterfuhung 
beftimmt aus: er will in dem großen durch die Revolution berbeigeführten Kampf 
ber Parteien feine Ueberzeugung geltend machen, feine Sache vertreten. Es ift bie 
Sache der Boltsfreiheit und des liberalen Königs Wilhelm, welche er gegen ben 
Abjolutismus der Stuarts und deren literarifhe Parteigänger führen will. 

Seine erfte Abhandlung iſt vemgemäß eine Wiverlegung bes berüchtigten 
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Patriarcha“ von Robert Filmer (+ 1680; das Buch erfchien 1665), welcher die 
abfolute Monarhie auf die Lehre von der Entftehung aller politischen Gewalt aus 
det Yamilienautorität des Hausherren und Hausvaterd begründet hatte. Elterliche 
und königliche Gewalt find iventifh: und das unbeſchränkte Königthum hat feinen 
von Gott eingefegten Anfang in Adam. Dagegen richtet nun Rode feine erfte Abhand- 
“Jung, die zweite enthält die eigne Staatsphilofophie Lodes, und das ganze Unter- 
nehmen bat den Zwed, die Handlungsweife König Wilhelms und des englifchen 
Volles in der Revolution zu rechtfertigen, wie er ausbrüdli in der Vorrede fagt. 
[Vol. V. pag. 210.) Die Wiverlegung Filmers, deren Detail bier füglich über- 
gangen werben mag, war feine ſchwere Aufgabe: Locke löst fie, indem er ſich völlig 
auf den Standpunkt feines Gegners einläßt, daher ums heutzutage feine Argumen- 
tation gegen bie abjolute Monarhie Adams fo poffierlic vortommen muß wie bie 
Anftrengungen feines Gegners für diefelbe. Er bekämpft nady einander alle Redhts- 
titel Adams auf die Souveränität, mögen fie fih auf die Schöpfung le. II. ©. 
222— 227], over eine Schenkung Gottes [c. IV. S. 22 7— 244], oder bie Unter- 
werfung Evas [c. V. ©. 244— 249], oder Baterfchaft [e. VI. S. 249— 267], oder 
Eigenthum [c. VII. ©. 267—273] gründen, indem er beſonders den Unterſchied 
zwiſchen väterliher und fönigliher Gewalt betont [e. II. ©. 215— 222] und vie 
Bererbbarkeit von Adams Autorität beftreitet. fe. IX— XI. ©. 273-—292.] 
Die zweite Abhandlung nun geht aus von dem Naturftand vor Begründung 
des Staat und der bürgerlihen Geſellſchaft [c. II of the state of nature ©. 
339— 347). In diefem find alle Menſchen gleih und frei und nur an das Ge— 
fe der Natur gebunden [S. 340], dies Geſetz fordert aber die Erhaltung (preser- 
vation) nicht nur des eigenen Lebens, ſondern and der Mitmenfchen: jenes, weil 
das Gefhöpf feinem Schöpfer gehört, dieſes, weil alle Menſchen Theil haben an ber 
gemeinfamen Natur [S. 341]; deshalb hat im Naturftand jever das Recht, auch 
einem Dritten angethbane Schädigung zu ftrafen fl. e.). Wegen diefer Erhaltungs- 
pfliht ifi aber der Naturftand ein Zuftand des Friedens, nicht wie Hobbes lehrt, 
ein Krieg Aller gegen Alle. Der Kriegsftand ift alfo von dem Naturftand zu fchei- 
ven [c. III. Shaftel state of war ©. 347--351]; in diefem waltet natürliche Frei⸗ 
- beit, d. 5. die Unabhängigkeit von jeder menſchlichen Autorität und allen Geſetzen 
außer dem Naturgefeß; die Freiheit in ver Gefellfchaft aber, im Staat, ift nicht 
mehr die Fähigkeit, zu thun was man will, fondern die Unabhängigkeit von jedem 
Geſetz, dem man nicht felbft beigeftimmt. Sklaverei aber ift der zwiſchen einem 
Sieger und einem Beſiegten nah dem Kampf fortgefegte Ariegszuftand [c. IV, of 
slavery ©. 352]. In dem Naturftand befteht urjprünglich fein Sondereigen, benn 
Gott hat den Menjhen die Erde insgemein gegeben: aber bald hat das Bepürf- 
niß den Einzelnen zur Arbeit, zur Specififation, und dadurch zur Begründung bes 
ausſchließenden Privateigenthums geführt: deshalb ift rechtmäßig (just) nur jolde 
Auspehnung und Berwendung des Eigenthums, welche vom Bedürfniß gefordert 
wirb: [e. V. of property c. 3652—367]. Im Naturftand gibt e8 nun zwar verſchie⸗ 
bene Arten von Gefellihaft (zwifhen Mann und Weib, Eltern und Kind, Herr und 
KAnedht), aber noch feine politiſche Geſellſchaft. Namentlich ift das Verhältniß von 
Bater und Kind, begründet durd das Naturgefeg auf Schu und Ehrerbietung, 
feine ſolche und nicht der Urfprung des Staates: väterlihe uud politiihe Gewalt 
find verfchieven nad; Urſache, Weſen und Zmwed [e. VI. of paternal power ©. 
367—383 bei. ©. 378]. Diefe entfteht erft, wenn bie Einzelnen der Unficherheit 
und anderer Nachtheile des Naturftandes müde, ihre natürlichen Rechte der Ge: 
ſammtheit übertragen und bieje einen Richter und Souverän ernennet zum Schutz 
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des Lebens und Eigenthums und aller andern Güter und Rechte. Daraus folgt 
nun aber, daß die abfolute Monarchie dem Begriff des Staates und dem Zweck 
widerfpricht, um beswillen bie bürgerliche Gefellichaft begründet wurde. Denn nicht 
dazu haben vie Menfhen den Naturftand verlaffen und auf ihre urſprünglichen 
Rechte und Freiheiten verzichtet, um vie Fülle diefer Macht und Gewalt Einem 
Einzelnen zur Ausübung über fie Alle in die Hände zu geben. Der Monarch ift, 
wie der ganze Staat, nur Mittel zum Zweck ver Freiheit und Sicherheit der Rechte 
; Aller. Der abfolute Monarch fteht zu feinen Unterthanen im Naturftand, denn er 
‚ erkennt kein Gejeg, feinen Richter über fi, er ift Richter in eigner Sache. [c. VIT. 
of political ar civil society ©. 383—394 , bef. ©. 390). Dieſer Abſchnitt ift 
eine glänzende Widerlegung der Lehre von Hobbes und dedt den logiſchen Haupt- 
fehler in deſſen Gedanfen ganz auf [f. den Artifel S. 196). Nicht alfo in der ab» 
folnten Monarchie liegt die wahre Sicherheit ver Rechte, fondern in ber freien 
BDeftellung einer Korporation zur Ausübung der gefetgebenden Gewalt, heiße fie 
Senat oder Parlament oder wie immer: erft baburd werben alle Staatshürger, 
auh König und Geſetzgeber felbft, Unterthanen des Gefetes [l. c. ©. 393. 394]. 
Diefer Zuftand aber und alle bürgerliche Geſellſchaft entfteht durch den ftillfchwei- 
genden Bertrag, durch welhen eine Gruppe von Einzelnen auf ihre natürlichen 
Greiheitsrechte zu Gunften ihrer Geſammtheit verzichtet und ſich der Entſcheidung 
der Mehrheit zu fügen befchließt. [c. VIII. of the beginning of political 
societies. ©. 394—411, bei. ©. 395.) Der Einwand, daß die Gefchicdhte keinen 
Hal einer folhen Entftehungsmweife der Staaten berichte, wird damit zurüdgewie- 
fen, daß die Anfänge der Gefellihaft aus dem Gedächtniß ſchwinden, ganz wie 
der Einzelne von feinen erften Lebenstagen nichts weiß, und vie Behauptung, daß 
die in einem Staat gebornen Menſchen an die von ihren Ahnen eingegangenen 
politifhen Verpflichtungen gebunden feien, dadurch entfräftet, daß die Vererbbar—⸗ 
feit folder Berpflihtungen geläugnet wird. [1. ce. ©. 396. 406.) Die Zwecke der 
Staatenbildung find, wie erwähnt, Sicherung aller menfhlihen Güter: der Menſch 
tritt fein Recht der Gelbftbeftimmung an das Geſetz, das Recht der Strafe jeder 
Schädigung an die ausführende Gewalt ab le. IX. of the ends of political 
society and government ©. 411—415], das gemeinfame Gefeg für alle fyormen 
ber Staatenbildung, Monarchie, Oligarchie und Demokratie, [e. X. of the forms ' 
‚of a comonwealth) ift die Bewahrung der Geſellſchaft. Deßhalb darf aud ver 
Staat nur erhalten, bewahren, nicht zerftüren, da feine Rechte nur die Summe 
ber Rechte der Einzelnen im Naturftand find und Fein Einzelner in viefem Zu— 
ftand Leben over Eigenthum feines Nächften ſchädigen darf [e. XT. of the extent 
of the legislative power. ©. 416—424). Dies ift nur gegen Tyrannifirung ber 
Unterthanen gerichtet: bie gegen die Tovesftrafe und Krieg daraus zu zichenven 
Konjequenzen werden umgangen. Die Gewalt des Staates ift breifah: vie gefet- 
gebende, ausführende und „föderative“ d. h. die Gewalt, das Verhältniß zu andern 
Bölkern (Krieg, Friede, Bündniß 2c.) zu beftimmen: zu biefen fteht der Staat an 
fih d. h. bis zur Abichliefung von bejonderen Berträgen im PVerhältnig des 
Naturftandes, eine feit dem 16. Jahrhundert häufig begegnende Auffaffung. [e. XII. 
of the legislative, executive and federative power of the comnmionwealth ©. 
424— 426.) Der gefetgebenven find alle andern Gewalten untergeorpnet, aud) die 
ausübende, wenn gleich fie das Recht der Berufung des Parlaments hat. Aber 
Zwed und leitenves Princip des Staates ift immer das Wohl des Volkes [salus 
populi suprema lex heißt e8 hier (S. 432) wie bei Höbbes), und wenn daher 
der Geſetzgeber dieſes verlett, wenn Sicherheit und Freiheit bebroht werden, fo 
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macht das Bolt von feinem Selbſterhaltungsrecht auch gegen den Geſetzgeber Ge⸗ 
brauch — aus dieſen Sätzen weht uns der Geiſt entgegen, der damals in Eng: ; 
land bie Stuart geftürzt hatte. [e. XIII. ©. 426—434 of the subordination 
of the pawers of the commonwealthb.) Die ausführende Gewalt lerhält durch das 
Bolt vie Befugniß in vom ©efeg nicht vorgefehenen Fällen nad eigenem Gut⸗ 
dünken, aber immer im Sinne des öffentlichen Wohles, zu entfcheiven. Das tft tie 
Prärogative der Krone [c. XIV. of prerogative ©. 434—440], dieſe hat alſo 
in Folge derfelbeu entfernt nicht eine deſpotiſche Gewalt: eine foldye befteht über- 
haupt nur gegen Kriegsgefangene zu Recht, fonft iſt fie weder durch die Natur, 
wie die väterlihe, nod durch Bertrag, wie bie politifhe Gewalt, begründet [c. 
XV, of paternal, political and despotical power considered together ©. 440— 
443]. Eroberung kann alfo niemals Grund eines Staates fein, fo wenig als das 
Nieverreipen eines Haufes das Erbauen eines andern iſt [e. XVI. of conquest: 
©. 443]. Der Eroberer kann gereht fein, wenn er feine Gewaltthätigfeit nicht 
auf Nicptlombattanten ausbehnt, der Ufurpator dagegen hat nie das Recht für ſich, 
denn die Ufurpation — ein domestie conquest während bie Eroberung ein foreign 
usurpation — ift ja gerabe Anmaßung fremden Rechtes, [c. XVII. of usurpation 
©. 455]. Tyrannei aber ift — der Maßftab im Jahre 1690 war ftreng in Eng« 
land! — fon jeder Gebrauch der Regierungsgewalt nicht zum Heil des Bolfes, 
fondern des Regenten allein, jeve Handlung nad dem fubjeftiven Willen ftatt 
nach dem Gejeg, jede Handlung, bie nit bie Förderung des Volkes, fondern vie 
Befriedigung eigener Leidenſchaft bezwedt. [e. XVII. of tyranny ©. 457.) Was 
bie Auflöfung der politifhen Bande betrifft, jo muß man wohl unterfcheiden ziwis 
ſchen der Auflöfung nur einer Regierung und der Auflöfung ver Gejellfchaft ſeibſt. 
Das erftere wird herbeigeführt, 3. B. wenn der König die Wahlgefete des Bars 
Iaments verlegt ..oder wenn die Minifter die Geſetze nicht ausführen — in biefem 
Tall hat das Volk feine Freiheit wieder und fann ohne Weiteres eine andere Ne ' 
gierung einfegen. Aber nicht blos die Regierung, der Staat felbft, die ganze bilr— 
gerlihe Gejelihaft wird aufgelöst, wenn König oder Parlament gegen ihre Ber 
trauensaufgabe handeln [c. XIX. of the dissolution of government ©. 469 act 
eontrary to their trust], wenn fie durch einen Staatsftreih Leben, Freiheit over 
Eigentyum des Bolfes verlegen; dann tritt der Kriegsſtand gegen fie ein und das 
Bolt hat das Recht kraft feiner urſprünglichen Freiheit eine neue gefeßgebenvde und 
regierende Gewalt einzufegen. Die ganze Abhandlung athmet den Geift eines ftar- 
ten männlihen Unabhängigkeitsfinnes und wird durch bie theild geradezu ausge— 
ſprochenen theils leicht heranszufühlenden Beziehungen auf die Zeitgefchichte befon- 
vers lebendig gefärbt. Die gleich fortgeſchrittene politiſche Anſchauung leitet Lockes 
Auffaffung des Verhältniſſes von Staat und Kirche, wie er fie in feinen berühm- 
ten Briefen über Toleranz niedergelegt: bier ift der Bruch mit der Scholaftit faft 
noch mehr entfhieven. Die Offenbarung, meint er, darf nimmermehr vie Ver- ' 
nunft und deßhalb auch nicht die von ihr unzertrennliche Freiheit des Menſchen 
unterdrücken. Darum ift nicht nur jede religtöfe Gefellfhaft in ihrem Kult, und 
wär’ er Gögendienft, vom Staat zu dulden und zu jhügen, ſondern der Staat, 
ber vom ber Kirche abfolut verfhieden und getrennt ift, darf der Religionsverfchies 
denheit keinerlei Einfluß auf das Maß der politiihen Nechte feiner Bürger ges 
tten. 
m Diefe Grundfäge, um berentwillen Lode ſelbſtverſtändlich von den Rehtgläu- 
bigen mit großer Heftigkeit angefeindet und mit dem Namen eines Atheiften, der 
ſchon bald zum Ehrennamen aller unabhängigen Deuter geworben ift, gebrant- 
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markt wırde, find num aud in die Fundamentalverfaffung von Carolina überge- 
gangen, auf welde wir zum Schluß einen raſchen Blid werfen. Von ven 120 
Artikeln derſelben befhäftigen fich die erften 27 mit der Eintheilung der Provinz 
in counties, signories, baronies, precinets und colonies und ber Abftufung der 
Rechte der englifchen Herrn. Darauf folgt die Einrichtung der Parlamente, Mini» 
fterien, Regierungstollegien, Gerichtshöfe, Militär- und Civilbehörden, Geihwor- 
nengerichte (mit Verzicht auf Einftimmigteit a. 69. Vertheidigung gegen Geldlohn 
wird verpönt a. 70). Alle zwei Jahre tritt ein neues Parlament zufammen : paffive 
Wahlfähigkeit für dasfelbe fegt 500 acres, aktive Wahlfähigfeit 50 acres freien 
Grundbefig im Wahlbezirf voraus (a: 72). Kommentare zur Konftitution find ver- 
boten (a. 80), großes Gewicht wird auf die Führung der Eivilftandregifter gelegt 
(a. 84— 90). Am intereffanteften find aber für und die Beftimmungen über bie 
Religionsverhältniffe (a. 95—110). Alle freien Infaßen von Carolina haben an- 
zuertennen bie Eriftenz Gottes, die Nothwentigfeit feiner öffentlichen Verehrung 
und bie Pflicht der Eidesleiftung ald Anrufung feines Zeugniffes. Unter einziger 
Borausfegung diefer Principien fann jeve Gemeinfhaft von 7 Menjchen, feien fie 
Chriften, Juden oder Heiden, eine vom Staat anzuerfennende Kirche bilden: jede 
Kränkung von Andersgläubigen um ihres Glaubens willen ift unterfagt und ins- 
befondere bie Eingebornen follen nur etwa durch Beifpiel und Lehre befehrt wer» 
den dürfen. Zu diefen Grunbfägen pafte e8 nur fehr wenig, wenn einer der Lords 
gegen Lodes Willen die Anerkennung ber Kirche von England als der einzig 
wahren und orthoboren und ber Gtaatsreligion wie von allen anderen britifchen 
Befigungen auch von Carolina durdfegte (a. 106). 

Faflen wir das Urtheil über die Hier fligzirte Staatsphilofophie Todes im 
Kürze zufammen, fo werben wir zwar eine richtige Abgrenzung des Ethifhen vom 
Juriſtiſchen vermiffen und die Lehre der Entftehung des Staates durch Vertrag 
anftatt durch organifchehiftoriihe Entwidlung des menschlichen Weſens verwerfen, 
im Uebrigen aber die Klarheit, Unabhängigkeit und gefunde Gebiegenheit dieſer 
Anfhauungen nicht verkennen. 

Quellen und Literatur. Lockes ſämmtliche Werke find wiederholt her— 
ausgegeben. Hier wurde bie zehnte Ausgabe, London 1801, in ten volumes benützt, 
und für fein Leben die dort beigedruckte Biographie. Außer feinen bereits erwähn- 
ten Schriften find hier noch hervorzuheben feine thougts on education Bd. IX. 
reasonableness of christianity Bd. VII. — Zwei fehr gute Darftellungen feiner 
Lehre bei Hinrihs Geſchichte der Rechts- und Staats-Principien feit der Refor- 
mation bis auf die Gegenwart I. Bd. Teipzig 1848 ©. 216— 240; und Schärer, 
John Lode, feine Berftandestheorie und feine Lehren über Religion, Staat und 
Erziehung. Leipzig 1860. p. X. und S. 300. Beliz Dahn. 

Lombardei. ©. Defterreih, Sardinien, 

2otto. ©. Regalien. 

Lübeck. S. Hanfeitädte. 

Louis Philipp. S. Frankreich. 


Zudwig Der Vierzehnte. 


Die ſouveräne Majeftät des abfoluten Königthums in feiner unbegrenzten 
Machtfülle Hat ſich feit ven Zeiten der römifhen Kaifer wohl nie glängender ge» 
zeigt, als in der Erſcheinung des Königs Ludwig des Vierzehnten von Frankreich. 
Er jelbft war ſich deſſen wohl bewußt, und mit innerer Befriedigung wählte er bie 
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leuchtende Sonne zu feinem Embleme. In feiner ganzen äußern Haltung, in feinen 
Reden und in feinen Anforverungen an die Nation, die er beherrfchte, wie an bie 
übrigen Staaten ift dieſes überfhwänglihe und doc gehaltene Selbftgefühl wahr- 
zunehmen. Er verehrte die Majeftät in ſich felber, wie ein Brahmane die göttliche 
Erleuchtung feiner Seele. In Manhem war er nachgiebig, aber niemals, wem bie 
Ehre oder der Glanz feiner Würde in Frage ftand. 

Ludwig der Bierzehnte wurde von feinem Volle faft wie ein Gott gefürchtet 
und geehrt. Die Literatur und bie Künfte verherrlichten ihn als ihren größten Be— 
fhüger und Gönner. Er ift das ivenle Borbild geworben faft aller Fürften, welche 
vie abfolute Gemalt anftreben. Sogar ein fo freier Geift wie Friedrich der 
Große, obwohl er ihm ein paar große Fehler vorwarf, fprach nie anders als 
mit Bewunderung von ihn. 

Indejlen fbon zu feiner Zeit waren nicht alle politiihen Männer felbft ver 
franzöfifhen Nation von feinem Glanze geblendet. Der Erzieher feines Sohnes, 
des früh verftorbenen Dauphins, der Biſchof Fenelon, ſprach Anſichten aus, 
welche das Trügerifche dieſer Erſcheinung andeuteten. Die fpätere Kritik hat feinen 
Ruhm fhonungslos angegriffen. In neuefter Zeit hat der Engländer Budle in 
feiner Gedichte der engliſchen Eivilifation fein Bild von dem hoben Piebeftal herab- 
gerifien und mit heftigen Streichen zu zerjchlagen geſucht. Vielſeitiger und unpar- 
teiifcher, aber weniger energiſch hat ihn faft gleichzeitig Ranke in feinen Borzügen 
und in feinen Mängeln gejchilvert. 

Es kann nicht die Aufgabe des Staatswörterbuhs fein, einen Abriß feiner 
Geſchichte zu geben. Uns intereffirt nur die Bedeutung besfelben für die Beurthei- 
lung der abfoluten Monarchie, als deren vornehmfter Repräfentant er’ allgemein 
anerfannt wird. 

Fragen wir voreft nah ben Urfahen, welde in feiner Perfon zufammen- 
wirkten, um ihm biefe ungeheure Staatsmacht zu verfhaffen, wie fie vor ihm fein 
franzöfifher König bejefien hatte, fo finden wir folgende Momente: 

1) Borbereitend hatten die Karbinäle Rihelien und Mazarin ge 
wirft, welche als erſte Alles leitende Staatsminifter, gleichſam als Vezire ver „aller 
hriftlichften Könige” den Kampf mit der mittelalterlihen Ariftofratie unternommen 
und mit Hülfe der königlihen Beamten, vorziglid ber Intendanten, und unter« 
ftügt von den Gerihtshöfen, den Parlamenten, die Staatsgewalt in Paris kon« 
centrirt und ihre Herrſchaft allmälich über die Provinzen ausgebreitet hatten. Sie 
waren beide als römiſche Kirhenfürften von den Ideen ber göttlihen Herrichaft 
erfüllt, und als Staatsmänner geneigt, das römiihe Princip der abfoluten Herr- 
ſchaft auf ven Staat überzutragen. Ludwig der Bierzehnte fegte ihr Wert in 
erhöhter Potenz fort, indem er perfönlih als König in vie Lüde eintrat, die ber 
Tod feines erften Minifters offen gelaflen hatte. 

2) Die franzdfifhe Nation lernte fich erft unter feiner Herrfchaft einiger- 
maßen als Einheit fühlen. Aber fie hatte die Rihtung zur Einheit und in 
der Hauptftatt Paris ein belebtes Centrum ihrer Gemeinſchaft. 

Alle Stände waren von diefer Richtung inftinftiv oder durch ihre Intereffen einge- 
nommen. Die Nation war freilid damals nody ftändifch nad) der Art des Mittelalters 
gefpalten und provinziell getrennt. Ihre vier Stände waren der Klerus, der Adel, 
ver höhere Bürgerftand als dritter Stand, die Bauern und bie untern Klaſſen 
der Städte. Bon dem vierten Stande fprad man noch nit und er hatte keine 
politifhen Rechte. Aber um fo ſchwerer laftete auf ihm das Steuerfyftem und vie 
Kriegslaft. Ihnen war nur durch den Staat zu helfen, denn zur Selbſthülfe waren 
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fie zu ſchwach und zu unfähig. Ste waren in keiner Welfe zu politiſcher Freiheit erzogen, 
noch in derfelben geübt. Aber der König kam ihren Wünfchen entgegen. Wie alle 
diktatoriſchen Monarchen von jeher, ftügte er ſich vorzugsweiſe auf dieſen vierten 
Stand. Er fügte fie vor dem Drud und der Tyrannei der Heinen Herren, er 
wedte in ihnen die Hoffnung auf Berbeflerung ihrer Lage, er bezauberte fie durch 
die perfönlihe Theilnahme an ihrem Schickſal und durd den Glanz feiner Werte 
und Thaten. Auch den dritten Stand, der am meiften [don national gefinnt 
war, verftand er. an ſich zu ziehen, obwohl biefer Stand ſchwerer zu befriedigen 
war und fich kritifher verhielt. Bor allen Dingen, indem er mit der Hülfe Colberts 
(fiehe ven Artikel) Ordnung in das Finanzwejen brachte, für die Inbuftrie und den 
Handel im Sinne der Zeit ſich lebhaft von Staats wegen intereffirte, indem er bie 
Nechtspflege durch gefeßgeberiihe Reformen von Mißbräuchen reinigte und verein 
fachte, dann indem er die Literatur und die Künfte begünftigte und aus dem dritten 
Stande einzelne talentvolle Männer zu wichtigen Aemtern emporhob, Die Selb» 
ftändigfeit des Adels war bereits gebroden. Er machte fid) den Adel des Reiches 
geradezu bienftbar, indem er ihn burd Stellen und Penfionen in Abhängigkeit 
brachte und an den Hof fefjelte. Am vorfictigften verfuhr er mit dem Klerus, 
der noch eine große Gewalt über die Gemüther beſaß, in dem aber von Alters ber 
neben den römifchen auh gallifhenationale Neigungen fortlebten. Mit dem 
Papfte freilich ftand der König felten auf gutem Fuße, er jcheute in ihm eine 
rivale Gewalt. Wo die Religion als eine Äußere Macht auftrat, wie in ver 
römischen Kurie, fuchte er ihren Einfluß aus Staategründen zu beſchränken. Aber 
geradezu verhaft war fie ihm, wo fie als innerlide Glaubensmacht feiner 
Autorität “entgegentrat, wie in den Junjeniften und heftiger in den Refor- 
mirten. Er hatte dafür kaum ein Verſtändniß und legte auf die Uniformität 
aud in Glaubensfahen den größten Werth. Dagegen ſuchte er die Priefter und 
das kirchlich gefinnte Volk zu gewinnen, indem er feinen katholifchen Glauben bis 
zu wüthender Verfolgung aller Kegerei fteigerte, und bie franzöfifchen Biſchöfe an 
fih zu ziehen, indem er ihre gallikaniſchen Freiheiten ausbilvete und 
jhüsgte und das Nationalgefühl aud in den lirchlichen Würbeträgern neu belebte. 

3) Die Staatsideen des Jahrhunderts waren ihm günftig. Er ging mit, 
nicht wider den Zeitgeift. Das ganze Jahrhundert hat einen abjolutiftiihen Zug, 
dem außer der engliichen Nation kein Volk Europa’s wiberftand. Die herrfchen- 
den Staatsiveen waren die theologifche und die juriftifche; und beide waren 
römifhen Urfprungs, beide völlig abfolut. Die Theologen leiteten die Madht- 
fülle des Königthums von der abfoluten Herrfhaft Gottes ab, die Juriften begrün- 
deten fie aus dem Abfolutismus des römifhen Staats und des alt⸗römiſchen Kaifer- 
thums. Die Beſchränkung des mittelalterlihen Lehensftantes ward damals von dem 
Volke nur als ein Hinderniß der foctalen Berbefferung empfunden und war als bie 
Zuflucht der ariftofratiihen Privilegien verhaßt. 

4) Wenn aber die äußern Motive no fo jehr auf eine cäfarifche Gewalt 
bindrängen, fie vermögen es nicht, biejelbe hervorzubringen. Es muß die geeignete 
Perjon hinzukommen, welde die günftigen Bedingungen zufammenfaßt. Die 
abſolute Monarhie hat nur da Wahrheit, wo fi der abfolute Monard) dazu 
findet, d. h. ein Mann, welcher die Fähigkeit befigt, einen Staat felber zu 
regieren, und feine Arbeit fcheut, um dieſe Herrfhaft zu üben. Sie wird noth- 
wendig zur Lüge, wenn es ver Perfon des Monardyen an den erforberlichen Geiſtes— 
und Willenskräften fehlt, oder wenn berfelbe fid) ven ſchweren Arbeitspflichten nicht 
mit Ausdauer unferzieht. Da äußerſt felten in einem Menſchen beides zufammen- 
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trifft, fo ift ein wahrhaft abfoluter Monarch eine pfychologifhe Seltenheit, und 
vie Regierung geht an Günftlinge oder Maitrefjen über, d. h. der Schein ber 
Majeftät und die Ausübung ihrer Rechte trennen fi, und ihre Lebensbedingung, 
die centrale Einheit, ift zerftört. Eine fo feltene Natur aber war Ludwig der 
Bierzehnte wirklich. Sein Geift war fo umfaffend, fo ſcharf- und weitblidenv, fein 
Wille fo energiih, daß fein ftolzes Herrichergefühl nicht bloße Eitelkeit und Selbft- 
überhebung, ſondern Wahrheit in iym war. Er glaubte an fi felbft und an feine 
Miffion, und er hatte Grund zu dieſem Glauben. Jenes allbefannte Wort: Ich 
bin der Staat, war in feinem Munde bo nicht ganz fo ungereimt und nicht 
ganz fo unverfhämt, als wenn es ein Anderer geſprochen hätte. In der That, ver 
Staat war in ihm perfonificirt. Er meinte damit gar nicht, daß der Staat 
ein Spielwerf fei feiner Laune, fondern daß das gefammte Stantsgefühl und Staats- 
bewußtſein von Frankreich in feiner Perfon ven höchſten, Alles zufammenfaflenden 
Ausprud habe. 

Er mußte fehr gut, daß damit ebenfo gut feine Staatspflicht wie fein 
Staatsreht ausgeſprochen fei. Er forderte jeine Minifter auf, wenn fie je 
bemerfen follten, daß ein Liebesverhältnig zu einer Frau Einfluß auf die Gefchäfte 
gewinnen follte, es ihm zu fagen, und er verfpradh, fih binnen 24 Stunden davon 
loszureißen. In der That, feine Liebſchaften, denen er ſich leidenſchaftlich hingab, 
hatten wenig Einfluß auf feine Politit. Sogar die fromme Frau v. Maintenon, 
mit der er in feinem reifern Alter in einer heimlichen Ehe lebte, wirkte mehr auf 
feine religiöfe Gefinnung als auf die Staatsgefhäfte. 

Eigentlihe Günftlinge hat er nicht gehabt, und im Ganzen bewährte fich fein 
Herrſchertalent au in der Wahl feiner Minifter und feiner Generale. Nur vie 
Mißachtung des Prinzen Eugen von Savoyen fam ihn theuer zu ftehen. Aber fo 
fehr er einzelne große Talente zu benugen wußte, er überließ die öffentlichen An- 
gelegenheiten nie ganz ihrer Leitung. Er ſah felber zu und arbeitete felber mit 
eifernem Fleiße. Bon dem Volle ſchloß er ſich nicht ab, fo ftrenge er auf der Eti- 
quette hielt. Jedermann hatte Zutritt zu feinen Audienzen und fonnte ihm per— 
ſönlich feine Bitten vortragen. 

Was aber war die Wirfung diefer unermeßlichen Gewalt? Das Schidfal ver- 
ftattete ihm ein fehr hohes Alter, eine ungewöhnlid lange Regierungsperiode. In 
feiner Familie traf ihn wohl ſchweres Unglück. Er überlebte den Sohn und bie 
Enkel. Aber er blieb bis zum Ende feiner Tage in dem ungeftörten Befig des 
durch ihn vergrößerten Reiches. Er hatte wohl ven Wechſel des Kriegsglüds erfahren, 
aber nie einer innern Nevolution weichen müflen. Seine Feinde waren zufrieden, 
wenn es ihnen gelang, ſich feiner Uebermadt zu erwehren, In Frankreich war er 
nie ernſtlich gefährbet. | 

Trog alle vem konnte er felber am Abend feines Lebens nur mit Beforgniß 
in die Zufunft fehen. Er hinterließ dem Urenkel ein Reich, deſſen Kräfte erfchöpft, 
beffen Finanzen zerrüttet, deſſen Inbuftrie und Handel barniederlag, deſſen Leitung 
nun in die Hände eines lieverlihen und lafterhaften Fürften überging. Als er ftarb, 
athmiete die Nation auf, wie ein Gefangener, der in bie freie Luft geführt wird. 
Gr hatte die Uniformität eines ftreng katholifhen Glaubens als ein Hauptziel feiner 
Innern Politit verfolgt und in diefem Streben feinem glänzenden Namen unaus« 
(öfchliche Fleden eingebrannt, und nun erhob fid) wider die künftlich gepflegte und 
gewaltfam erzwungene Orthodorie ver unglänbige Eifer einer antilichlihen Welt- 
anfhauung mit einer Gewalt, wie niemals, feitvem Europa hriftlich geworben war. 
Er hatte alle Staatsgewalt fo vollſtändig In dem Haupte geeinigt und die Theil- 
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nahme des Volks an den Öffentlihen Dingen fo entſchieden zurüdgehalten, daß 
nun, als das Haupt unfähig und ſchwach warb und bie Unzufriedenheit gährend 
die Bürger ergriff, eine Revolution folgte, welde feine Dynaftie entthronte und 
ganz Europa erſchütterte. 

Das Bild Ludwigs des VBierzehnten ift nicht dazu angethan, einen verftändigen 
Fürften zur Nahahmung zu reizen. Er follte eher eine Warnung fein vor dem 
Berverben eines maflofen fürftlihen Ehrgeizes. Bon allen venen, vie wie er — 
und meiftens unter weniger günftigen VBorausfegungen und mit geringerem Talent — 
vie abfolute Majeftät nah ihm amftrebten, bat feiner auch nur ähnliche Erfolge 
errungen, und alle haben ihre Staaten und fchließlih ihre Dynaftieen in ähnliches 
Berderben geführt. 

In jenem religiös-mpftiichen Zuge der abfoluten Monarchie, wie Ludwig ver 
Bierzehnte an fie glaubte, ift etwas entſchieden Unreines und Unfittlices. Aus 
diefem Elemente erflären fi die größten Wehler, die er beging, fogar die Ber- 
breden, mit denen er feinen Ruhm befledte. Dem Menſchen tft e8 nicht verftattet, 
und am wenigften in reinsmenfchlihen Beziehungen, Gott zu fpielen. Er fol ſich 
feiner menfhlihen Beſchränkung und feiner mwefentlichen Gleichheit mit den andern 
Menſchen bewußt bleiben, indem er die gemeinfamen Intereffen ver Völker zu leiten 
unternimmt. Es ift nicht überflüffig, wenigftens an einem Beiſpiel aus der Ge— 
ſchichte Ludwigs des Bierzehnten diefe Wahrheit zu erläutern. 

Bon allen politifchen Fehlern, die ihm zur Laſt gelegt werden, der größte war 
die Aufhebung des Evifts von Nantes, auf welchem ver fonfeifionelle Friede in 
Frankreich beruhte. Er beraubte damit fein Yand eines großen Theils feiner beften 
wirthſchaftlichen und geiftigen Kräfte und verbreitete namenlofes Elend über reiche 
Provinzen und Stätte. Und das ſchwerſte Verbrechen, deſſen man ihn befchulvigen 
fann, find die wiederhelten, über alle Maßen graufamen und barbarifhen Berfol- 
gungen der Neformirten, deren Ausrottung er unternahm. Die entfeglihen Gräuel, 
welche nit etwa nur momentan und nur durch übereifrige Vollftreder des könig— 
lichen Befehls, fondern mit ſyſtematiſcher Konfequenz und zäher Ausdauer verübt 
wurden, fallen vornehmlich dem Könige felbft zur Laft, denn am wenigften fann 
ein abjoluter Monard) die VBerantwortlichkeit für vie öffentlihen Handlungen feiner 
Diener vor der Geſchichte von feiner Perſon abwälzen, da er ja alles öffentliche 
Leben von feinem Willen abhängig gemacht hat und feine Diener nur die Wert: 
zeuge find, durch die er feine Befehle ausführt. Aber womit entfchuldigte denn 
Ludwig der Bierzehnte vor fi felbft dieſe Miſſethaten? Was verführte ihn zu 
folden Freveln und Gräueln ? 

Wohl war der König ein aufrichtiger Verehrer des Tatholifchen Glaubens, in 
dem er erzogen war. Uber er war doch nicht fo blindefanatifh, um die Ausrettung 
der Keterei Überhaupt für eine unabmweisbare Gewiffenspflicht zu halten. Das be— 
weijen nicht blos feine mißtrauifche und eiferfüchtige Haltung gegen den päpftlichen 
Stuhl, fondern unmwiderleglic feine gleichzeitigen Bündniſſe mit den „Kegern“ im 
Deutfchland und in Holland. Bon der tollen Wuth eines pfäffiſchen Ketzerrichters 
hatte er doch nichts in fih, dazu war er zu gebildet und eine zu politiihe Natur, 
Eher lieh er die Rüdfiht auf die Wünfhe des katholiſchen Klerus auf ſich wirken, 
den er gewinnen wollte und ben er durch die Verfolgung der Andersgläubigen am 
fiherften gewinnen konnte. Allein auch dieſe Rückſicht hätte ihn für ſich allein nie jo weit 
mißleitet, denn nie hatte er Luft, ſich zum Diener klerikaler Tyrannei zu erniebrigen, 
und ed war für die weltliche Autorität doch gefährlich, dem Klerus fo fehr zu 
Willen zu fein. Er wollte aber, daß ver Klerus ihm diene. Den Ausfchlag zu 
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feinem Entſchluß gab wiederum jener myſtiſche Glaube an feine eigene Stants- 
majeftät. Es war ihm unerträglih, daß ein Theil der franzöfifhen Nation fich 
beharrlich dem entziehe und widerſetze, was er der Stellvertreter Gottes im Staat 
für wahr erfläre. Er fah darin eine Auflehnung gegen ven franzöftfchen Geift, eine 
unleivlihe Spaltung der franzöfifhen Nation, eine Empörung wider ben Staat 
und gegen ihn, das Oberhaupt des Staates. Die überfpannte Stantsidee, der un- 
natürliche Begriff von abjoluter Majeftät mit feinem myſtiſch-religiöſen Elemente 
verblendete ihn jelbft und verführte ihn, die Staatsmacht ba zerftörend zu ges 
brauchen, wo er kein Recht dazu beſaß, und eine Freiheit gewaltfam zu vernichten, 
die vor Gewalt zu fügen fein wahrer Beruf war. 

Sogar die wirflihen Verdienſte Ludwigs des DVierzehnten um die franzöfifche 
Nation wären weit” fruchtbarer geworben, wenn er nicht in jenem Glauben an die 
Göttlichkeit der Monarchie gehandelt hätte. Seinen zahlreichen Reformen in ven mate- 
riellen Dingen, in ter Verwaltung, in der Rechtspflege, fehlt jede Einrichtung, fie 
vor Mißbräuchen zu bewahren und fie in fortichreitender Bervolltommmung zu 
erhalten. Ohne eine Kontrofe ver Stände und ver öffentlichen Meinung ift das 
nicht möglich, und biefe Kontrole wollte er nicht, weil er thörichter Weife fih und 
dem jeweiligen Monarchen vie Einfiht und tie Kraft zutraute, diefelbe entbehrlich 
zu machen. Er erzog fein Volt nicht zur Freiheit, er wollte es nur beherrfchen. 

Durch nichts hat er einen glänzenderen Nachruhm erworben, als durch feine 
Förderung der Wiffenfhaft und feine Begünftigung ber Literatur. Und fogar dieſer 
Lorbeerfrang wäre länger grün und friich geblieben, wenn er fid wie ein anverer 
Sterblicher dabei benommen hätte. Aber er wollte, daß Wiſſenſchaft und Literatur 
vor allen Dingen ihm huldigen und ihn preijfen. Er liebte fie nicht um ihrer felbft 
willen. Mag im Gegenſatz zu Nanfe, der dieſe Beftrebungen des Königs über 
alles Lob erhaben findet, Buckle zu weit gehen, wenn er Ludwig ven Bierzehnten 
geradezu als ven Verberber der Wiſſenſchaft und der Literatur bezeichnet. Das 
fann nicht geläugnet werden, daß bie reihe Gnade, die er ven franzöfifchen Ge— 
fehrten und Schriftitellern zuwendete, bie Wiffenfchaft und die Fiteratur weit mehr 
geförvert hätte, wenn er ihre Freiheit beffer geehrt und fie nicht durch höfiſche Zu— 
muthungen und firdlichen Geiftesprud verborben hätte. Es ift doch nicht ohne 
feine Schuld dahin gelommen, daß ſowohl vie Wiffenfhaft als vie Literatur frifcher 
und reicher ſich entfaltete, als er in feiner Jugend nod weniger fi ihrer annahm, 
und als nad) feinem Tode dieſer Schuß ganz aufhörte, als während er im vollen 
Genuß feiner überfhwänglihen Macht war. i 

So verbirbt vie abfolute Gewalt (ſ. Bd. I. ©. 8) nit allein den Staat, 
fie wird auch zum Unfegen für den bevorzugten Mann, der fi ihrer anmaßt und 
fie übt, Blnmtihn. 


Luther. 


Unter den Reformatoren hat keiner eine größere Macht über die Gemüther 
erlangt und geübt als ver Doktor Martin Luther, und niemals hat in ver 
ganzen deutſchen und in der europäifchen Geſchichte vie geiftige Kraft des Wortes 
und der Schrift gewaltigere Wirkungen fofort hervorgebracht, ald in ber großen 
Grfhütterung und Bewegung des 16. Jahrhunderts, die von Luther ihren Anftoß 
befam, Weber die Autorität der kirchlichen Hierardyie, welche im Mittelalter die 
Seifter beherrſchte, ftand ihm hitlfreidy zur Seite; im Gegentheil, gegen diefe ange: 
jehenfte Autorität wagte ver einfache Doftor ver Theologie anfangs ganz allein ven 
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furchtbaren Kampf auf Tod und Leben. Noch war das weltlihe Schwert bes 
Staates dem Profefjor der Univerfität Wittenberg zu Dienften, er felbft warf jedes 
Anerbieten eines juriftifchen und gar militäriſchen Zwanges als in biefen Dingen 
unerlaubt und verberblid und vor allen Dingen als undpriftlic weit weg. Er ver- 
traute ganz und gar der Hülfe des göttlichen Geiftes, der vie menſchliche Geele 
ergreife und lenke. Die einzige Waffe, mit der er den Angriff und vie Verthei- 
digung führte, mar das geſprochene und das gefchriebene Wort. Diefe Waffe ver- 
ftand er aber mit genialer Meifterfchaft wirkſamer als jeder Andere zu handhaben. 
Gr war einer der unermüblichften Nebner und einer ber fruchtbarſten Schriftfteller, 
die e8 je gegeben. Ueber feine Zeitgenoffen ragte er vor Allem durch die Energie 
und durch die Boltsthümlichkeit feiner Spradhe weit hinaus. Erasmus hatte einen 
- gebilveteren und feineren Geſchmack und Styl, aber Erasmus wirkte nur auf bie 
Gelehrten, Luther auf alles Volk. An gebrungener Kraft des Auspruds und an 
keckem Muth konnte der einzige Ritter Ulrih Hutten fi ihm vergleihen, an 
fünftlerifher Begabung und Geſchick übertraf ihn der gefrönte Dichter, aber vie 
Wirkfamkeit des fränkifchen Ritters ging doch nicht weit über die mehr oder weniger 
gebildeten Kreife hinaus, welche ven Bewegungen der neuen Literatur mit Anfmerf- 
famfeit folgten, während die Predigten und Schriften Luthers alle Schichten ber 
Nation, die Fürften und die Nitter, vie Geiftlihen und die Bürger und nicht am 
wenigften die aufhorhenden Bauern in ver Tiefe ihrer Seelen ergriffen und hin⸗ 
riffen. Der ganze reihe Sprahihag des Volks war ihm erfchloffen wie Keinem 
vor ihm und faft Keinem nad ihm, und er nußte den Reichthum desſelben mit 
freigebiger Hand. Auch wo er ruhig fpricht, fährt das Schiff feiner Rede mit voller 
Fracht ftattlich beladen dahin, und Jeder findet Kernfprüche darin, die ihm fhmeden. 
Aber wenn er mahnt und zürnt, da wirkt die Gewalt feines Wortes wie ein Ge— 
witter, dann wehen die Stürme feines erregten Gemüthes mit anfchwellender Macht 
und beugen bie zagenden Geifter, dann bligen und leuchten die Gedanken feines 
genialen Geiftes, und e8 fallen vie vernidhtenden Strafworte wie eleftrifche Schläge 
betäubend auf den Gegner. Unferer Bildungsftufe ift die maßlofe und bäuriſche 
Derbheit in feinen Schriften fremd und zuwider, aber die damalige Zeit nahm 
viel weniger Anftoß daran, und gerade dieſe rückſichtsloſe vollsmäßige Derbheit 
brachte ihn dem Bolfe nahe und weckte überall das Verſtändniß. 

Seine theologifhe Lehre und der religtöfe Gehalt feines Glaubens kümmern 
uns bier nit. Aber um feine fortwirkende Bedeutung auch für das Staatsleben 
zu charakterifiren, war e8 nöthig, auf den feltenen Geiftesmuth des Mannes und 
auf feine wunderbare Sprahgemwalt hinzumeifen. Mag man feine Ueberzeugung von 
der Kraft des Glaubens und der Ohnmacht der Werke gut heißen ober nicht, mag 
man feine Lehre, daß ver freie Wille des Menſchen nichts und die göttlihe Gnade 
Alles fei, für wahr halten oder verwerfen, mag man feinem unerſchütterlichen Glau⸗ 
ben, daß im Abendmahl das Blut und der Leib Chrifti von den Gläubigen ge— 
noffen werbe, theilen ober mißbilligen, das zu erörtern und darüber zu ftreiten, ift 
in feiner Weife eine Aufgabe dieſes ftaatswiffenfchaftlihen Wertes. Wir unferer- 
ſeits halten, auf dem Rechtsboden des Staates ftehend, nur daran feft, daß bie 
Verſchiedenheit der Meinungen über diefe Dinge, worüber Theologen und Philo- 
fophen, Gläubige und Ungläubige fi Dank ver fortfchreitenden Bildung nur noch 
mit Worten und nicht mehr mit Schwertern und Feuerbränden ftreiten, den Staat 
und deſſen Rechtsordnung nicht betreffen. Aber ver Muth, den Luther im Kampfe 
gegen die Kirchliche Autorität an den Tag legte, wirkte befreiend auf den Geift 
ber deutſchen Nation, und die deutſche Sprade befam dur ihn das gemeinver- 
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verftändlihe nationale Gepräge, damit fie diefem Geifte zum Ausdrucke diene, 
So entſchieden Luther ſich felbft nur eine religiöfe, Keine politifhe Miſſion zu« 
fhrieb, fo wirkte doch feine religiöfe Reform mittelbar fehr erheblih aud auf die 
Entwidlung des Staates ein, Die kirhliche Reform gedachte das urfprüngliche Chris 
ſtenthum von den Mißbräuchen zu reinigen, die fi im Laufe der Jahrhunderte 
wie Wucherpflanzen an den heiligen Fruchtbaum angefogen hatten; und fie be— 
reitete, ohne es zu willen, den modernen Staat vor. 

Die kirchliche Doktrin des Mittelalters hatte ven Klerus ven Laien ent» 
gegengejegt und übergeorbnet. Darin lag ſchon im Princip die Erniebrigung bes 

taates und feine Knechtſchaft gegen bie herrſchende Kirche. Indem Luther, obwohl 
felbft ein Geweihter des Herrn, dieſe Ueberhebung des Klerus verwarf und bie 
weientlihe Gleichheit des geiftlihen und des weltlichen Standes, welde zu- 
fammen den Einen Körper der Chriftenheit bilden, vertheibigte, ftellte er, fo viel 
an ihm lag, die Laienehre wieder her und entzog ber kirchlichen Erhebung über 
den Staat das Fundament, auf das fie gebaut war. Hatten bie Kanoniften bisher 
gelehrt, daß die weltlide Obrigkeit niht über die Geiftlihen gejegt 
fei, fo widerlegte Luther auch diefe Anmaßung bes Klerus: „Das ift eben jo vil 
gefagt, die hand fol nit dazu thun, ob das aug groß noth leidet. Iſt's nit 
unnatürlih, ſchweig undriftlih, daß ein glied dem andern nit helfen, feinem ver- 
berben nit weren fol? Ja je edler das gliedmaß ift, je mehr bie andern ihm helfen 
follen. Darum fag ich, dieweil weltlih gewalt von gott georbnet ift, die böfen zu 
ftrafen und vie frommen zu fhügen, fo fol man ihnen ihr ampt laßen frei gehen 
und ungehindert durch den ganzen körper der Chriftenheit, niemands angejehen, 
fie treff Papft, Biſchof, Pfaffen, Mönd, Nonnen over was es ift. — Wer ſchuldig 
ift, der leide. Was geiftlic recht dawider gefagt hat, ift lauter erbichtet römiſch 
vermeßenheit, denn alfo fagt fanct Paul allen Chriften: Ein iegliche feele (ich halt 
des babfts auch) fol unterthan fein der oberfeit, denn fie treyt nit umfonft das ſchwert, 
fie dienet Gott damit." (An den chriftlihen Model.) 

Zwar ift diefe theologifchechriftlihe Begründung der Rehtsgleihheit zwi- 
fhen Prieftern und Laien und der ftaatlihen Unterorbnung Aller unter die obrig— 
feitlihe Gewalt für den Juriften und den Politifer nicht zureichend, denn bieje 
leiten jene Säge nit davon ab, daß die Chriftenheit Ein Körper ſei, fon» 
bern vielmehr davon, daß der Staat Ein Körper fei, weßhalb viefelben 
ebenfo von den Nichthriften wie von den Chriften gelten und in dem heidniſchen 
Römerftaat nicht minder anerfannt waren, als in dem neuern Staat der hriftlichen 
Bölter; aber mit dem Refultat der Iutherifhen Beweisführung konnten die Juriften 
und bie Staatsmänner fih wohl befriedigt erflären. Auch die katholiſche Kirche 
tonnte bald nicht mehr mit Erfolg gegenüber dem wachſenden Staatsbewußtfein 
ihre früheren Privilegien behaupten. 

Obwohl L. alle äußere Gewalt ver Kirche als undhriftlic verwirft und ben 
Bereich der ftaatlihen Autorität in weiterm Umfang willig anerfennt, fo hat für 
ihn der Staatsbegriff doch nur einen untergeorbneten Werth. Das religiöfe Leben 
erfüllt ihn fo ganz, daß ihm für das politifhe nur wenig Neigung und Ber- 
ſtändniß übrig bleibt. Er theilt die Adamskinder in zwei Klaflen: die einen ge- 
hören zum Reihe Gottes, die andern zum Reihe der Welt. 

Die erften „find alle rechten Gläubigen in Chrifto und unter Ehrifto, denn Chri- 
ftus ift der König und Herr im Reiche Gottes”. — Diefe Leute bebürfen feines welt- 
lichen Schwertes noch Rechts. Würde alle Welt aus rechten Chriften beftehen, fo brauchte 
fie keinen Fürſten und Herm. Denn vie den heiligen Geift im Herzen haben, bie 
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leiven fröhlih Unredht und thun felber Niemanten Unrecht. Da iſt fein Zank, 
Hader, fein Gericht und feine Strafe Noth, Dem Gerechten ift kein Gefeg gegeben, 
fouvern dem Ungerechten, denn der Gerechte thut Alles aus ſich felbft, mas das 
Recht fordert. Ein guter Baum bedarf feiner Lehre noch Rechts, daß er gute Früchte 
trage, fondern feine Natur gibt's, daß er Früchte trägt, wie feine Art ift, Alfo 
find ale Chriften durch den Geift und Glauben fo geartet, daß fie von Natur 
recht thun, mehr als man fie mit allen Gejegen Ichren kann.‘ 

Die alte katholiſche Kirchenlehre ging wohl von einer ähnlichen Idee aus, als 
fie den Klerus, in welchem fie vorzugsweiſe die rechten Chrijten erkannte, von der 
Staatögewalt und dem weltlichen Rechte frei erklärte. Aber %, kounte fi mit der 
formalen Scheidung zwifchen Klerus und Laien nicht befriedigt fühlen. Er adhtete 
vorzugsweiſe auf bie innere Religiofität und fuchte feine rechten Chriften — vie 
feltenen Vögel, wie er fügte — unter der Übrigen Maffe ver Geiftlihen und ver 
Beltlihen, welche auf diefe Bezeichnung im vollen Sinne des Worts feinen An- 
fprudy haben und daher ſämmtlich des weltlichen Rechts bevürfen, 

Zum Reid; der Welt gehören nach L. vie, welhe nicht Chriften find in. diefem 
fpecifiiben Sinne. Da nur Wenige in Glauben und Leben wahre Chriften find, 
fo bat Gott außer dem ottesreih nod ein anderes Negiment aufgerichtet, das 
weltlide Regiment, und biefem das Schwert gegeben, vie Böſen zur Ordnung 
zu nöthigen. Für biefen meltlihen Stand ift das Geſetz gegeben. Chriftus regiert 
ohne Gejeg, allein durch ten Geiſt, aber das weltliche Regiment [hügt den Frieden 
mit dem Schwert. Auch tie wahren GChriften, obwobl fie feiner um ihrer jelbft 
willen nicht bevürfen, leiften doch auch dieſem Regiment willig Gehorfam, aus 
Liebe zu den andern Menfhen, vie feiner bedürfen. Auch ein Chrift darf dieſes 
Schwert führen, wenn er bazu berufen ift, damit der Friede unter den Menfchen 
erhalten und das Unrecht gezüchtigt werde. Auch tiefe Gewalt, die Gottes Dienerin 
ift, wie Paulus jagt, ift nöthig und gut, wie jeder andere weltliche Beruf. (Schrift: 
„Bon meltlicher Ueberkeit.“) 

Der Staat ift alfo nah 2. eine mindere Ordnung, nidht auf ven 
chriſtlichen Olauben, fonvern auf das Bedürfniß und die Schwäde ver 
menfhliden Natur, aber ebenfalls von Gott gegründet. Ihr allein gebührt 
die Gewalt. Nur in ihr ift eine Obrigkeit. Die Priefter und die Biſchöfe find 
feine Obrigkeit. Sie haben feine Gewalt, jondern einen Dienft, fein Schwert, 
fondern ein Amt. Sie follen lehren und beten, nicht richten. Was der moderne 
Staat als fein ausſchließliches Recht behauptet, Geſetzgebung, Negierung, Gericht, 
worin er feine Konkurrenz ber Kirche anerkennt, das hat ihn 9%. — wenn gleid) 
aus religiöfen Motiven — zugeftanden. Er ſcheidet fortwährend, wie es das Augs— 
burger Bekenntniß thut (Art. 28), die Autorität der Kirche und die Madıt des 
Staates umd unterwirft diefer legtern vollftändig alle äußern Dinge. Seine Vor- 
ftelung vom Staat erhebt fi nur wenig über den beſchränkten Bereid der Rechts— 
pflege. Er folgt hierin den altteftamentlichen Ueberlieferungen. Seine ganze Denkweiſe 
ift fortwährend gebunden an bie Autorität und an die Darftellung ver Bibel, in der er 
bie Quelle feines religiöfen Glaubens gefunden hat. Sein Staat ift nicht viel mehr 
als eine unentbehrlihe Zucht» und Friedensanſtalt. Aber fo ungenügend und lüden- 
haft diefe Borftellungen aud find, jo war diefer theologifche Neformator doch ehrlich 
genug, zuzugeftchen, daß das weltliche Recht nicht auf dem Chriſtenthum beruhe, 
und fo befheiven, um die allgemeine Wirkfamteit des ſtaatlichen Geſetzes zu achten. 
Die geiftige Bedeutung des Staates war ihm noch dunkel, vie fittlide Natur 
aber des Staates hob er mit gläubigem Nachdruck hervor. 
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In biefem fittlih-religiöfen Sinne verftand er denn auch den Paulinifchen 
Say: Alle Obrigkeit ift von Gott. Er verftand darunter keineswegs eine 
befonvere göttlihe Würdigkeit der Fürften, durch welche fie über die andern Men- 
fchen emporragen. Die Götzendienerei und Schmeichelei war ihm in allen ihren 
Formen verhaßt. Er fieht in den Fürſten feine göttlichen Wefen, fondern fchlichte 
Menſchen, mit Schwächen und Mängeln behaftet wie ihre Unterthanen auch; nicht 
Statthalter, fondern Diener und Handwerker Gottes. Bor den Perfonen der Mäch— 
tigen auf der Erde hat er feinen fonverlichen Refpelt. Die erfchredende Grobheit, 
mit der er feine Meinung gegen den Papft und die Kardinäle ausfpridt, verſchont 
aud vie weltligen Fürften nidt. „Von Anbeginn der Welt“, fchreibt er in dem 
Büchlein über vie weltliche Obrigkeit, „ift ein Huger Fürft ein gar feltfamer Vogel 
und ein frommer Fürft nod viel feltfamer.” Er erfrecht fich, beizufügen: „Sie find 
gemeinigli die größten Narren oder die ärgften Buben auf Erben“, und meint 
gar, Gott habe ihnen in feinem Zorn bie Gewalt gegeben. 

Die hriftlihen Fürſten mahnt er eindringli an ihre göttlihe Pflicht. 
„Ste follen alle ihre Sinne dahin richten, wie fie ihren Unterthanen dienlich und 
nüglich fein können, Keiner von ihnen denke: Land und Leute find mein, ich wills 
machen, wie mirs gefällt, fondern Jeder denke: Ich bin des Landes und der Leute 
und id ſolls machen, wie e8 ihnen nutz und gut ift. Er foll nicht fuchen, wie er 
hochfahre und herrſche, fondern wie Land und Leute mit gutem Frieden beſchützt 
und vertheidigt werden.“ Der Einwendung: „wer wollte denn Fürft fein, wenn 
nur Mühe, Arbeit und Unluft das Loos des Fürften ift ?* entgegnete er: „Wir lehren 
nicht, wie ein weltliher Fürft leben foll, ſondern wie ein weltliher Fürſt ein 
Chrift fein fol, vamit er in den Himmel komme.” Er will feine Staatslehre, fon- 
bern eine Chriftenlehre geben, kein Geſetz verfünden, ſondern zu frommer Pflicht- 
erfülung mahnen. Er ift in allen Dingen Theologe, nicht Jurift, Prediger und 
Geelforger, nit Staatsmann. 

Gegen die Männer des Rechts und des Staats ift er fehr mißtrauiſch. 
Er hält fie mit überaus feltenen Ausnahmen für „ſchlechte Chriſten“ und fchlägt 
in feinen Tifchreden gern auf tie „filbernen Inriften” los. Seiner Frau ſchrieb 
er einmal (1546) kurze Zeit vor feinem Tode, als er wider Willen genöthigt wor» 
ten, an Necdhtöverhandlungen Theil zu nehmen: „Ih bin nun auch Juriſt wor: 
den. Aber es wird ihmen nicht geveihen. Es wäre beffer, fie ließen mich einen 
Theologen bleiben. Käme ich unter fie, fo ich leben fol, ich möcht’ ein Poltergeift 
werben, der ihren Stolz durch Gottes Gnade hemmen möchte." Aber das hindert 
ihn doch nicht, fie auf ihrem weltlihen Gebiete mmangefochten gewähren zu laffen; 
er hütet fih vor pfäffifcher Einmifhung in die Dinge, bie er nicht verfteht, die 
nicht feines Amtes find. Das tabelt er am jhärfjten von den Mächtigen feiner 
Zeit, daß die geiftlihen Fürften weltlich regieren und daß die weltlichen Fürſten 
geiſtlich herrſchen wollen. „Der PBapft und vie Biſchöfe follten Gottes Wort pres 
digen, das lafjen fie und find weltliche Fürften worden, Sie follten innerlid bie 
Seelen regieren durch Gottes Wort und regieren auswendig über Schlöffer, Stübte, 
Land und Leute und martern die Seelen mit umfägliher Mörderei. Alfo jollten 
bie weltlichen Fürften äußerlid regieren, das laſſen fie, indem fie die Leute ſchinden 
und fhaben und feine Treue noh Wahrheit achten und wollen nun gar geiftlid) 
zufahren und über tie Seelen regieren." (Bon weltliher Obrigkeit.) 

Das Recht der weltlichen Obrigkeit, obwohl er es von ‚Gott ableitet, ift 
ihm kein abfolutes. Er ift der Schranfen vejlelben, eben weil fie dem weltlichen 
Rechte angehören, nicht überall bewußt. Aber mit beiligem Ernſt eifert er aus 
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Gründen der Neligton und der heiligen Schrift gegen jede Ausdehnung viefer Ge— 
walt auf den Glauben der Menfhen. Das weltliche Geſetz darf ſich nad) feiner 
Anficht nicht weiter erftreden als über Leib und Gut und was Äußerlih auf 
Erden. „Denn über die Seele fann und will Gott niemand regieren laffen 
als ſich felbft. Wo weltlid Gewalt ſich vermißt, der Seelen Geſetz zu geben, va 
greift fie Gott in fein Regiment und verführt und verbirbt nur die Seelen. Gott 
bat den Menſchen feine Gewalt gegeben über die Seelen, ver Menſch fann keine 
Seele tödten noch lebendig machen, weder gen Himmel nod in die Hölle führen. 
Jede Gewalt kann nur da handeln, wo fie fehen, erfennen, richten, urtheilen, wan- 
deln und ändern kann. Da der Menſch nicht in die Herzen fieht, und die Gebanten 
der Seele ihm nicht offenbar find, fo fann er bier weder gebieten noch richten. 
So wenig als ein anbrer für mid in die Hölle oder in den Himmel fahren fann, 
fo wenig fann er für mich glauben ober nicht glauben, und fo wenig er mir 
Himmel oder Hölle aufs oder zufchließen Tann, fo wenig kann er mid) zum Glauben 
oder Unglauben treiben. Aller Zwang kann nur die Schwachen zur Lüge und zu 
falfchem Bekenntniß zwingen, aber ihren Sinn nicht ändern.* Der Einwenbung, 
daß bie weltlihe Gewalt nit zum Glauben zwinge, wenn gleich fie äußerlich ber 
Ausbreitung ver Ketzerei wehre, entgegnet er: „Das follen die Bifchöfe thun, nicht 
bie Fürften. Denn der Kegerei fann nimmermehr mit Gewalt gewehrt werben, 
Dazu gehört ein andrer Griff, es ift das fein Handel mit dem Schwert. Gottes 
Wort fol bier fireiten; wenn es das nicht ausrichtet, fo wirds wohl unausgerichtet 
bleiben von weltlicher Gewalt, ob fie glei die Welt mit Blut erfüllte, Keterei 
ift ein geiftli Ding, das kann man mit feinem Eifen hauen, mit feinem euer 
verbrennen, mit feinem Waſſer ertränfen. Yieber willft du Kegerei vertreiben, fo 
mußt du den Griff treffen, daß du fie vor allen Dingen aus dem Herzen reißeft 
und gründlich mit Willen abwendeſt. Gottes Wort erleuchtet die Herzen, und 
damit fallen denn von felbft Irrthum und Keterei aus dem Herzen.“ 

Freilich fam L. felbft gegenüber der wild erregten Leidenſchaft ver religiöfen 
und kirchlichen Parteien ins Gebränge mit feiner Berehrung der Glaubensfrei- 
heit, und blieb nidyt immer fonfequent. Er gab zu, daß die offenbaren Irrlehrer 
verbannt, aber nicht, daß fie getöbtet werben. (Brief an Pink vom 14. Juli 1528.) 
Aber fo viel 88 ihm irgend möglich fchien, hielt er doch an einem Grundſatz feft, 
den erft fpätere Zeiten mit vollwirffamem Rechtsſchutz ausgerüftet haben. Zu ber 
freieren Auffaffung, der Rultusfreiheit, welche ber heutige Staat gewährt, 
fonnte er ſich nody nicht erheben. Was ihm als „Götzendienſt“ erjchien, wollte er 
fo wenig als bie offenfundige „Blasphemie” geduldet wiſſen. (Bgl. Brief an Spa— 
latin vom 12. Nov. 1525.) 

Weit weniger intereffirte er fich für die Befchränfung der obrigkeitlichen Gewalt 
innerhalb der weltlihen Dinge, aus Gründen des Staatsrehts oder des Pri— 
vatrechts. Die Autorität der Bibel verlich ihn bier, und er bemerkte wohl, daß 
bas eher Fragen für die Rechtsgelehrten als für die Theologen feien. Er war als 
Ehrift, der auf die Außerlihen Dinge wenig Werth legte und den fein Glaube zum 
Gehorfam gegen die Obrigfeit mahnte, geneigt, in folden Dingen ohne nähere 
Prüfung zu gehorchen, und auch Audern Gehorfam zu previgen. Aber fein natürliches 
Rechtsgefühl vertrug ſich aud bier nicht mit einer abfoluten Gewalt ver Obrig- 
feit, obwohl er ihre Grenzen nicht zu beftimmen wußte Wir haben oben fon 
eine Stelle mitgetheilt, in welcher er die Fürften davor warnte, ihr obrigkeitlicyes 
Recht mit dem Eigenthum an Land und Leuten zu verwechſeln. In feinen veiferen 
Jahren verwendete er fich mit großem Exnft für feine näheren Landsleute, welche 
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von ber Tyramnei des Grafen Albrecht von Mansfeld vielfältig geplagt und gedrückt 
wurben. Er ſchrieb deßhalb an ihn felbft und an feine Bettern und ermahnte fie, 
das Unrecht abzuftellen: „Denn daß mein gn. Herr Graf Albrecht vielleicht ge= 
denkt, die Herrſchaft und alle Güter feien fein eigen, da fagt Gott nein dazu und 
wirds nicht leiden. Denn Bauer, Bürger, Adel haben eigene Güter, doch unter- 
worfen mit Lehen nad) kaiſerlichen Rechten, jo von Gott beftätigt ift, und habens 
alfo ans göttlihem Recht. Wer nun alfo will die Güter zu fich reifen — da ift 
Gottes Gnade und Segen nicht, heißet auch geftolen und geraubet vor Gott. Ener 
Gnaden haben es zu bevenfen, wann fol Exempel follte einreißen ven Unterthanen 
zu nehmen, was ihr eigen ift, fo wirb ein jever Oberherr den Unterherrn auf- 
frefien und wie der Edelmann ven Bauer, alfo der Fürft ven Edelmann und Grafen. 
Was will dann zulegt werben, denn ein Regiment ärger denn ber Türke hat, ja 
ein teuflifch Regiment.” (Brief von 1542.) 

Der ganze Kampf Luthers war in der Kirche wider „vie Menfhenfagungen” 
gerichtet und für Herftellung des „lauteren Gottesworts“. Das innere religiöfe 
Leben wollte er weden, vie Zuverfiht des Glaubens erneuern, von ver Tiefe des 
Öotterfaßten Gemüthes aus das Chriftenthum zu Ehren bringen. Bon einem folden 
Mann darf man nicht erwarten, daß ihm Recht und Staat befonders am Herzen 
liegen. Auch darin ftrebte er dem leuchtenden Vorbilde von Chriftus nad, daß er 
fi) um das Rei der Welt wenig kümmerte und feinerlei Staats» und Redıts- 
gefege gab. Demgemäß -verwarf er das ganze kanoniſche Reht, wie es zu 
feiner Reit auf den Univerfitäten gelehrt und in dem geiftlichen Gerichten gehand- 
habt wurde, ganz und gar. Auch das corpus juris canoniei opferte er mitſammt 
ber päpftlihen Bulle den Flammen, um damit feine Losfagung von der bisherigen 
Autorität zu erflären. In der berühmten Schrift an den Abel deutſcher Nation 
(1520) fagt er der beutfchen Nation, was er davon halte: „Es wäre gut, das 
geiftlih Recht von dem erften Buchftaben bis auf ven legten von Grund auszu— 
titgen, beſonders tie Defretalen. Es ift uns übrig genug in der Bibel gefchrieben, 
wie wir uns in allen Dingen halten follen. So hinvert foldyes Studiren nur bie 
heilige Schrift. Auch ſchmeckt das mehrere Theil varin nah Geiz und Hoffahrt; 
und obſchon viel Gutes darin wäre, fo follte es doch billig untergehn, weil ber 
Papſt alle geiftlihen Rechte in feines Herzens Kaften gefangen hält. Heut ift geift- 
lih Recht nicht das in den Büchern fonvern was in des Papftes und feiner 
Schmeichler Muthwillen fteht. Dieweil denn ver Papft und bie feinen felbft das 
ganze geiftlihe Recht aufgehoben und nit achten, fo follen wir ihm folgen und 
die unnügen Bücher aud verwerfen." 

„Das weltlihe Recht, ift aud eine Wildniß worden. Wiewol es viel 
beſſer, künftlicher und reblicher ift als das geiftliche Recht, fo ift fein doch viel zu 
viel geworben, Fürwahr, vernünftige Regenten neben ber heiligen Schrift wären 
übrig Recht genug, wie fanct Paul fagt: Ift niemand unter euch, der da mag 
feines Nächſten Sache richten, daß ihr vor den heidniſchen Gerichten müßt hadern?“ — 
Seine religiöfe Natur reizt ihn wieder dazu, das Bedürfniß des Nechts überhaupt 
zu beflagen. Dann aber faßt er fi raſch wieder und beruhigt ſich tabei, daß „bie 
faiferlihen gemeinen Rechte (das römische Recht) doch nur zur Noth gebraudt 
werben, indem die Landrechte und Pandesfitten vorgehen”, und fügt den nationalen, 
aber noch immer nicht erhörten Wunſch bei: „Wollte Gott, e8 würde jedes Land 
wie es feine eigene Art und Gaben hat, aud mit eigenen kurzen Rechten 
regiert, wie e8 war, bevor man fold fern gefuchtes und weitläufiges Recht gefun- 
ten und damit die Leute befchwert hat." 
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Das „Recht der Liebe”, welches alles Recht des Geſetzes entbehrlich machte, 
war nur befhalb nach Luthers Meinung auf der Erde unzureichend, weil vie Liebe 
nicht in Allen Iebendig war. Unter der Borausfegung eines vernünftigen Richters 
zog er daher das „natürliche Recht der Vernunft" allem nad Rechtsbüchern ge- 
fhriebenen Rechte vor und verlangte, daß man „bie gefchriebenen Rechte unter 
der Bernunft halte, aus ber fie gefloffen find als aus dem rechten Brunnen 
und nicht umgekehrt die Vernunft mit Buchftaben gefangen führe”. Soweit viefe 
Mahnungen nur ven Vorzug des wirklichen, in den natürlichen Verhältniſſen 
ſichtbaren und fittlihen Volksrechtes im Gegenfaß zu dem bloßen Budftaben- 
recht und Schreibſtubenrecht bezweden, dürfen wir uns dieſelben auch heute 
noch wohl gejagt fein laffen. Aber 2. verftand doch den Begriff des wirklichen 
Rechts nicht, indem er benfelben nicht genug von ver übrigen Moral abhob, und 
war fehr geneigt, die orientalifhe Willkür eines moralifh bewegten Gemüthes für 
das Ideal der Rechtspflege anzufehen. So führt er mit großem Wohlgefallen 
folgendes Beifpiel einer ächt fultanifhen Rechtspflege an: Ein Edelmann fing in 
der Fehde feinen Feind. Der Frau des Gefangenen, welche ihren Mann zu. löfen 
fam, verfprad) er, ven Mann zu geben, wenn fie zuvor ihm felber zu Willen fei. Die 
Frau berieth ihren Mann und gab fih dem Sieger hin, um jenen zu löfen. 
Darauf ließ der Edelmann feinem Gefangenen den Kopf abfchlagen und gab ihn 
fo tod ver Frau. Die wandte fih an den Herzog Karl von Burgund um Gered)- 
tigfeit. Der forderte von dem Edelmann, daß er die Wittwe nun zur Ehe nehme; 
ließ ihm dann, als der Brauttag aus war, aud ven Kopf abſchlagen und fette 
bie Frau in feine Güter ein. „Siehe, folh ein Urtheil hätte kein Papft, kein 
Juriſt noch fein Bud geben mögen, fonvern es ift aus freier Vernunft über aller 
Bücher Recht gefprungen.” (Bon weltliher Obrigfeit.) 

Eine Menge von Theologen und aud) mande Rechtsgelehrte haben aus dem 
Pauliniſchen Sag: Alle obrigkeitlihe Gewalt ift von Gott, die Folgerung einer 
unveränderliden und unzerftörbaren Legitimität gezogen, Obwohl 
die hiſtoriſche Wiſſenſchaft Luthers fih nur auf ein enge begrenztes Feld erftredt, 
fo weiß er dod von der Gefhichte der Bölfer und ber Staaten genug, um bie 
Unwahrheit diefer Behauptung zu erfennen. Als ein verftändiger Ausleger der Schrift 
überfieht er aud) nit, vaß Paulus alle und nicht blos die legitim entftandene obrig- 
feitliche Gewalt, insbefontere auch die Gewalt der römifchen Kaifer über Paläftina für 
göttlih erklärt. Seine religiöfe Denkweiſe Täft ihn in der Erhebung und in dem 
Sturze der Mächtigen und ver Fürften gleihmäßtg die weltleitende Hand Gottes 
erkennen. So fagt er: „Öott dem Herrn iſt es ein Hein Ding, Neih und Für- 
ftentbum bin und her zu werfen. Zumeilen gibt er einem böfen Buben ein 
Königreih und nimmt es einem Frommen, zuweilen dur Verrätherei böſer Men— 
ſchen, zuweilen durch das Erbrecht. Er hat Gewalt in allen Reichen ver Menſchen, 
fie zu geben welchem er will.“ 

Den Deutſchen redet er ins Gewiſſen, daß aud das Kaiſerthum nicht auf 
rehtmäßigem Wege an fie zefommen fe, denn der Papft habe fein Recht gehabt, 
das Neid) dem rechten griehijhen Kaifer in Konftantinopel zu rauben und es an 
die Deutfchen zu verſchenken. Er meint, die Deutſchen haben feine fonderliche Ur— 
fache, ſich deſſen zu rühmen, denn vor ven Augen Gottes fei die Gabe eines neuen 
Reiches gar gering, und näher bejehen, haben wir folches römiſches Reich viel zu 
iheuer mit deutſchem Blut und mit deutſcher Freiheit bezahlt. „Wir haben des 
Reiches Namen, aber der Papft Hat unfer Gut, Ehre, Leib, Leben, Seele und 
Alles was wir haben, Die Päpfte haben Kaifer werben wollen, und da ſich das 
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doch nicht ſchicken mochte, jo haben fie die Deutfchen getäufcht, und indem fie ten 
Deutihen das geraubte Kalſerthum gaben, haben fie ſich über vie Kaifer gefest. 
Da wir vermeinten Herren zu werben, find wir ver allerliftigften Tyrannen Anechte 
geworden. Wir haben den Namen, Titel und Wappen des Kaiferthums, aber ven 
Schatz, Gewalt, Recht und Freiheit vejjelben hat der Papſt. So frißt der Papft 
ven Kern, fo fpielen wir mit den ledigen Schalen.” Im Uebrigen meint L., da 
wir das Reid nun haben, fo follen wird nicht fahren laffen, fondern in Gottes 
Furcht reblic regieren, bis Gott es wieter nimmt. (An den hriftlichen Adel.) 

In der „Ermahnung zum Frieden auf die XII Artikel der Bauerſchaft in 
Schwaben“ (1525) wendet er fich gleichzeitig fomwohl an die Fürften und Herren 
ald an vie Bauern, Den Erftern führt er zu Gemüthe, daß der Aufruhr vie 
vertiente Strafe für fle fei, ven Letztern empfiehlt er Gehorfam der Obrigkeit. Zu 
jenen fagt er: „Das follt ihr willen, liebe Herrn, Gott ſchafft es alfo, daß man 
nicht kann noch will no foll eure Wütherei länger dulden. Ihr müßt anders 
werden und Gottes Wort weichen. Thut ihre nicht durch freundliche willige Weife, 
jo müßt ihrs thun durch gewaltige und verberblihe Weile. Thuns diefe Banern 
nicht, jo müſſens andere thun. Und ob ihr fie alle ſchlüget, fo find fie noch un— 
geihlagen. Gott wird andere erweden, denn er will euch fchlagen und wird eud) 
ſchlagen.“ Aber auch die Bauern bedroht er mit dem Zorne Gottes, weil fie gegen 
das göttliche Gebot, ſich der Gewalt frevelhaft unterwinven und undriftlicen Auf 
ruhr treiben. 

Es ift weltbefannt, wie unabläffig und wie eifrig L. wider den Aufruhr 
geprebigt und gefchrieben bat. Auch das bat er nicht mit dem Rüſtzeug des Rechts, 
fondern mit den Gründen der chriftlichen Religion gethan. Die Frage: Wenn ein 
Fürft Unreht hätte, ob ihm fein Volk zu folgen ſchuldig fei? beantwortet er noch 
nit nein, denn wiber das Recht gebührt Niemanvdem zu thun. Gott will das Recht 
haben, daher geherdht man Gott, wie man dem Recht gehorcht. Aber wenn bie 
Unterthanen ungewiß wären, ob ber Fürft Recht habe over nicht, dann ermahnt 
ex fie, im Zweifel zu thätigem Gehorfam. Aber da der wahre Chrift wohl Unrecht 
leivet, aber nicht Unrecht thut, und der Apoftel den Gehorſam empfiehlt, jo kommt 
er als Theologe von dieſer religiöfen Anſchauung aus nicht Über den paſſiven 
Widerſtand gegen die Tyrannei hinaus. (Val, d. Art. „Gehorfam“ Bd. IV. 
©. 83.). Nicht einmal in folhen Dingen, die ihm ganz befonders am Herzen liegen. 
Es war ihn aud da rechter Ernft damit. 

As er fürdtet, daß der Kaiſer mit Gewalt wider die evangelifhen Stände 
einfchreiten werde, mahnt er die Fürſten dennoch ab, dem Kaifer mit den Waffen 
entgegen zu treten, Er meint: Weil Karl ver V. Kaifer fei, fo müſſe ver Sprud) 
Ehrifti gelten: „Gebet dem Kaifer mas des Kaifers ift”, und wenn er auch alle 
Gebote Gottes überträte. Nicht blos den gütigen und frommen, auch ven böfen 
und ungeſchlachten Herren foll der Chrift unterthan fein, und nimmermehr ſchicke 
es fi, daß die Fürften, die des Kaifers Untertanen feien, mit Gewalt gegen 
ihn ftreiten. Die Kurfürften Können ihn wohl abfegen, dann fei er nicht mehr 
“ Kaifer. Aber fo lange er Kaiſer fei, dürfe man feine Rotterei und Aufruhr wider 
ihn erheben. (Brief an den Kurfürften Johannes vom 6. März 1530.). Er felber 
ift bereit, fi dem Kaifer perfünlich zu ftellen, wenn er e8 durchaus fordere. (Brief 
an benfelben vom 28. Nov. 1529.), Indefjen viefe Ermahnung zu blos paſſivem 
Widerſtand gegen ven Kaifer ftand mit dem Nechte der Fürften und der Stände, 
wie es während: des ganzen. Mittelalters: beitand, in jo heftigem Wiperfprud und 
bie michtigften Intereffen fonnten dabei fo wenig beftehen, daß die damaligen 
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Zuriften ſich mit aller Macht gegen jene theologiſchen Schlußfolgerungen wehrten. 
Es kam zwiſchen Juriften und Theologen zu ernften Erörterungen, und am Ende 
mußte auch 2. zugeftehen, daß jene berechtigt feien, ihr weltlihes Recht anzuwen- 
Yen, und daß, wenn biefes ben aktiven Widerftand geftatte, der Kaifer, der ja ber 
Urheber des weltlihen Rechtes fei, ſich denfelben gefallen laſſen müfje. Den juri- 
ftifhen Sprud: Vim vi repellere licet wollte er freilih nicht gelten lafjen, und 
mit gutem Grund, denn ber pafle nicht auf das Verhältniß von Obrigkeit und 
Unterthanen. Aber wenn, meinte er, vie Juriften behaupten künnen, das kaiferliche 
Recht geftatte, in offenbar ungerechten Dingen fein Mares Recht aud mit Gewalt 
zu verfehten, jo habe er als Theologe dagegen nichts zu fagen. Da mögen bie 
Juriften zufehen, und auf ihre Berantwortung bin handeln. (Briefe v. 15. Jan. 
und 15. Febr. 1531.) 

Später ift er in biefer freieren Richtung noch entjhiedener geworben. Im 
Januar 1539 erlaffen die Theologen Martin Luther, Juftus Jonas, Martin Bucer 
und Philipp Melanchthon ein gemeinfames Gutachten, in welhem die Öegenwehr 
fehr beftimmt vertheidigt wird. Die erfte Frage lautete: „Ob die Obrigfeit ſchuldig 
fei, fih und ihre Unterthanen wider unrechte Gewalt zu fügen, wider gleiche 
Fürften und wider den Kaifer, befonvers in dieſer Religionsfahe?" Das Belennt- 
niß der Theologen bezeugte: „daß nicht allein die Defenfion zugelafen, ſondern 
auch wahrhaftiglihd und ernftli einer jeven Partei jeder Poteftat geboten fei, daß 
fie Gott diefen Dienft fhuldig find, fih zu wehren und zu ſchützen, fo fid jemand, 
Obrigkeit oder andere unterftünde, fie zu zwingen, Idolatrie und verbotene Oottes- 
bienfte anzunehmen , item fo jemand unrechte Gewalt an ihren Unterthanen zu 
üben vornähme.“ Es findet fih darin der wichtige Sag ausgefprohen: „Wie das 
Evangelium der Obrigkeit Amt beftätigt, alfo beftätigt e8 auch natürlihe und ge= 
fette Rechte. — Und ift nicht Zweifel, ein jever Bater ift ſchuldig, nad feinem 
Bermögen Weib und Kind wider öffentlihen Morb zu fhügen. Und ift kein 
Unterſchied zwifhen einem Brivatmörder und dem Kaifer, foer außer 
feinem Amt unreht Gewalt und befonders äffentlih oder notorie unrechte 
Gewalt vornimmt, denn öffentliche violentia hebt auf alle Pflihten zwi— 
fhen dem Unterthan und Oberherrn, jure natur." 

Dean fieht, das deutſche männliche Rechts- und Freiheitsgefühl ift aud in v. 
zum Durchbruch gelommen, und es ift ein arger Mifbraud feiner Autorität, wenn 
bie fpäteren und nod die neueften Abfolutiften feine fromme Ehrfurdt vor Gottes 
Macht, die auch in der obrizkeitlihen Gewalt zur Erjheinung kommt, zu knech— 
tifher Unterwürfigkeit unter jeglihe Tyrannei fälſchlich ausdeuten. 


Bluntigli. 
Zugemburg und Limburg. 
Ginleitung. IV. Segenftände ver Bolizeibobeit. 
A. Örofherzogthum Luremburg. V. Steuergeſetzgebung und Finanzen. 

1. Staats- und Verfaſſungsgeſchichte. Vi. Militärhoheit. 

U, Segenwärtige Staatsverfaffung. VI. Auswärtige Berhältnife. 

III. Organijation der Regierung, Berwal- VIII. Statiſtiſche Notizen 

tung und Juſtiz. B. Serzogthum Limburg. 


Das Großherzogthum Luremburg und das Herzogthum Lim- 
burg find zwei geographiich, ftaatsrehtlih und in gewiffem Sinne aud national 
von einander gejhiedene Beftandtheile des beutfchen Bundesgebiets, die nur infofern 
zufammen genannt zu werden pflegen, weil fie basfelbe Staatsoberhaupt haben 
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und im Berhältniß zum deutſchen Bunde, feit der Orbrtung der fog. Ruremburger 
Frage im Jahre 1839, Folleftiv alle — Rechte und Pflichten haben, welche 
vor der Lostrennung bes einen Theiles von Luxemburg mit dieſem Großherzogthum 
allein verbunden waren. (Bundesbeſchluß v. 5. Sept. 1839.) Wir werben fie daher 
auch, abgefehen von dem Bunbesverhältniß, bei der Darftellung von einander zu 
ſcheiden haben, und beginnen babei mit der nähern Betrachtung bes 


A. Großherzogthums Luxemburg. !) 


Daffelbe ift nur ein Theil des auf dem Wiener Kongreſſe unter gleicher Be— 
nennung dem König der Niederlande zur Entſchädigung für die Fürſtenthümer 
Nafiau- Dillenburg, Siegen, Hadamar und Diet zugemiefenen deutſchen Bundes» 
ſtaats, mit der Stadt Luremburg als Bundesfeftung. (Art. 67 der Wiener Kon- 
greßakte vom 9. Juni 1815.) Die Grenzen zwiſchen ihm und dem an Belgien 
abgetretenen Theil des bisherigen Großherzogthums Luremburg 2) beftimmt genau 
der Art. 2 des Londoner Vertrages vom 19. April 1839, welcher durch Beſchluß 
ber deutſchen Bundesverfammmlung vom 11. Mai 1839 die Genehmigung und 
Ratifitation des deutfhen Bundes erhalten hat, und vie in Bollziehung des Lon— 
doner Vertrags zwiſchen Luremburg und Belgien abgejchlofiene Grenztonvention 
vom 7. Auguft 1843. 

I. Staatö: und Berfafiungsgefchichte. 

In Betreff ver ältern Geſchichte des Landes, welches von feiner Haupt- 
ftabt Luremburg (früher und richtiger Lügelburg) den Namen führt 3), ift nur wenig 
bier zu regiftriren. Als Gründer des alten Haufes Luremburg wird Siegfried, 
Sohn eines Grafen der Arbennen, genannt, welcher das Kaftellum Luxemburg mit 
Umgegend, im Jahre 963, dur Austaufh gegen feine Beſihungen zu Beulen, von 
der Abtei Marimin zu Trier an fih bradte 9) Der Mannsftamm der alten 


— 


1) Don den gedruckten Werfen über Luxemburg beſonders geſchichtlichen Inhalts find her⸗ 
vorzubeben: Histoire ecclösiastiqgue et civile du duch& de Luxembourg et comis de 
Chiny, par Berthold. 8 Vol. in 4°, Precis bistorique et chronologique du pays de 
Luxembourg, par Christiani, 1 Vol. in 12%. — Bertels, Historia Luxemburgensis. 
Colon. 1605. Neue Aufl. Qugemburg 1856. — Dictionsire gdographique de Luxembourg, 
par Vandermaelen et le docteur Meisser, 1 Vol. in 8%. — Tableau analylique et 
chronologique des principaux falts de l’'histoire du Grand-Duche6 et de la ville de Luxem- 
bourg, par M. Ulveling. in 4%, — Die Frage der Luxemburger Geſchichte von 
3. Paquet. 1 Bd. in 8%, — M. S. 3. Müller, Berfuh einer hiſtoriſch-ſtatiſtiſchen Erds 
befhreibung des Herzogtbumd Luxemburg und der Grafihaft Chiny; in 40, und in 120, — 
©. aud Publications de la sociélté pour la recherche et la conservalion des monuments 
historiques dans la Grand-Duch6 de Luxembourg, institude par arr&id du Roi Grand- 
Duc en date du 2, Sept. 1845, 15 Bände in 49%, Xerner: Recueil d’ödits, ordonnances, 
declarations et reglements, concernant le duch& de Luxembourg et comt& de Chiny ; 
in 40, und die Note 7a und 23 angeführter Schriften. 

2) Man und die® in Luxemburg die dritte Theilung des Landes zu nennen. Die erfte 
vollzog der pyrendͤiſche —— vom 7. Nov. 1659 Art. 38, durch welchen der ſüdliche Theil des 
Lande? an Frankreich abgetreten wurde. Die zweite Theilung erblickt man in der Wiener Sons 
greßakte von 1815, Art. 68, durch welche alle auf dem rechten Mofels und linfen Saarufer 
legenen Ortſchaften, faft das ganze Arondifjement Bittburg und der Kanton St.Beit 2c. mit mehr 
ala 50,000 Einwohnern an Areußen überwiejen wurde. 

3, Die Schreibart ift in verfchledenen Jahrhunderten eine fehr verfchicdene. Lüpelburg, i. e. 
Meine Burg, aber die etymologiſch richtigſte. Aus Lucelburg, Ruceliburg, Lucemburg ift dann 
Lugemburg geworden. 

s) Seine (des Grafen Siegfried) Herrfchaft erſtreckte fi über das Gebiet zwifchen Longmd 
und der Semoy weftlich, Vernfaftel, der Kyll, und der Salm öſtlich, Thionville, Neufirden 





462 Curemburg und Limburg. 


Grafen von Luxemburg erlofh 1136. Die Grafſchaft fiel num an ven Grafen 
Heinrich von Namur, als nächſten vescendentifhen Kognaten. Deſſen Tochter Erme— 
finde vermäblte ſich mit Wallram, Herzog von Limburg, und aus diefer Ehe ging 
das neuere Luremburger Orafengefhledyt hervor, aus welchem das deutſche Reich 
hen einmal in der erften unb forttauernd in ber zweiten Hälfte des 14. bie in 
das vierte Decennium des 15. Jahrhunderts hinein feine Kaifer empfing. Heinrih IV., 
Graf von Luremburg, war ber deuiſche Kaifer Heimih VII. (1308—1313) 5). 
Sein berühmter Sohn, Johann der Blinde, wurbe von ihm mit ter Krone Böh— 
men, als erledigtem Reihsichn, nad dem Wunſche der böhmiſchen Stände, be- 
liehen. Auf Johann folgte in Luxemburg deſſen zweiter Sohn Wenzel, während 
ber ältere, Karl, Böhmen erhielt ©), und als Karl IV., zuerft als Gegenlönig 
Ludwigs von Bayern (1346), dann eine kurze Zeit (1349) mit dem Gegenkönig 
Günther von Schwarzburg, nad deſſen Tode aber allein (1349—1378) das 
deutſche Reich beherrſchte und beffen erftes umfaſſenderes Grundgeſetz, Die (vorzugs- 
weife) fog. goldene Bulle, auf ven Neihstagen zu Nürnberg und zu Meg (1356) 
errichtete. Die unter feiner Regierung zuerft häufiger vorfommenve Verleihung bes 
Titeld von höhern Neihsämtern fam aud Luremburg zu Gute. Bon einer Oraf- 
ſchaft wurde es 1354 zum Herzogthum erhoben, zu welchem unter Wenzels 
Regierung noch die Graffhaft Chiny erworben wurde — Auf Wenzel, der finder 
108 ftarb, folgte fein Neffe, Wenzel IT, Sohn Karls IV., König von Böhmen und 
deutſcher Kaifer (geft. 1419), und auf biefen fein Bruder Siegmund (+ 1437), - 
ber 1383 aud die ungarifche Krone erheirathet hatte und ver legte Kaiſer aus 
dem Iuremburgifhen Haufe war. Das Iuremburgifche Gebiet ging nun auf Gieg- 
munds Tochter Elifabeth über, melde mit dem Erzherzog Albreht von Defter- 
reich (als deutſcher Kaifer Albrecht II.) vermählt war. Die Streitigkeiten, welde 
danach zwiſchen verfchiedenen Prätendenten ausbrachen, wurben 1444 dahin erledigt, 
daß Philipp der Gute, Herzog von Burgund, als Befiger des Iuremburgifchen 
Landes anerfannt wurde, Bon dieſer Zeit bildete daſſelbe einen Beſtandtheil zu— 
nächſt der burgundiſchen Staaten, dann 1503—1714 der habsburgiſch-ſpaniſchen 7) 
und 1714—1795 ver habsburgijh-öfterreihifhen Monarchie, unbeſchadet feines 
Berhältnifjes zum deutfhen Rei. Im Jahre 1795 gerieth das Land unter fran- 
zöfifche Herrfhaft und blieb bis 1814 Frankreich inforporirt. 1814—1815 ftand 
es unter der im Namen der alliirten Mächte eingejegten proviforifchen Regierung. 
Der Dispofition des Wiener Kongrefjes über daſſelbe und des Eintritts des 
nunmehrigen Großherzogthums in den deutſchen Bund ift fhon oben im Allge— 
meinen gedacht worben. Näher betrachtet, läßt fie erkennen, daß es ganz in das 


und der Kaftel füdlih und der Sauer nördlih, — jedoch vielfach durchkreuzt durch die Be 
fipumgen feiner Brüder und geiftlicher KRorporationen, — 

5) Seine Wabl ging hauptſächlich aus der Furcht der Meichöftände vor der Hausmacht der 
Habsburger bervor, deren Aueſchluß vom Kaiſerthron über ein Jahrhundert lang (nach Albrecht 1. 
Tode) der leitende politifche Gedanke für die Mehrzahl der Reichsſtände blieb. Diefer Politik vers 
dankte das Haus Luremburg feine Große und feinen vorübergehend großen LZänderbefig im deuts 
fehen Reiche. Peter Aichfvalter, Kurfürft von Mainz, ein Luxemburger, vereinigte deshalb 
(27. Nov. 1308) alle Stimmen für Graf Heinrich von Luxemburg, „aus einem berübmten, aber 
wenig begüterten Haufe“. K. Fr. Eihborn, deutiche St. u. Rechtsg. Th. II. $. 387 f. 

6) Vekannt ift, daß Karl IV, 1373 auch die Mark Vranderburg erwarb, die König Wenzel 
1378 feinem Bruder Siegmund überließ, welcher fie 1411 dem Burggrafen Friedrich von Hohen— 
zollern verpfändete und 1415 ala Reichslehn ganz übertrug. Auch die Markgrafſchaft Mäbren 
war im Befik des luremburgifchen Hauſes. 

?) Ueber den in diefe Zeit fallenden pyrenäiſchen Frieden f. oben Note 2. 
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Ermeflen des Königs der Niederlande geftellt wurde, das Verhältniß des Grof- 
berzogthums zur niederländifhen Monardie und zu feiner Familie zu beftimmen 3), 
Die Abficht des Königs Wilhelm J., in Luremburg eine Sefundogenitur zu errichten, 
kam aber nit zur Ausführung. Prinz Friedrich, der zweite Sohn des Königs, 
verzichtete gegen eine fpäter buch Gefeg vom 25. Mai 1816 mit ben General» 
ftaaten vereinbarte Entfhädigung in bolländifhen Domanialgütern auf feine des» 
fallfigen Anfprüde. Das Großherzogthum wurbe dem Königreich der Niederlande 
durd das Gruntgefeg vom 24. Auguft 1815 zu einem ſtaatsrechtlichen Ganzen ver- 
bunden und nur bie durch die Kongreßakte geficherte völkerrechtliche Beziehung zum 
deutfhen Bunde dabei vorbehalten. In dieſem Verhältniß blieb Luremburg bis zum 
Jahr 1830, wo in Folge ber beigifhen Revolution eine faktiihe Vereinigung des 
ganzen Landes, bis auf die Bunbesfeftung und deren Rayon, mit Belgien erfolgte, 
ohne daß ber deutfhe Bund, wie e8 feine Pflicht gewefen wäre, dem feines Be- 
fies entfegten Bundesgliede die ſchuldige Hülfe geleiftet hätte. „In Luremburg“, 
jagt bie preußifhe Denkſchrift vom 20. November 1847 fehr wahr, „mußte Guropa 
erfenuen lernen, daß einem deutſchen Bundesgliede durch keinerlei diplomatiſche 
Verhandlungen auch der geringſte Theil ſeines Gebietes entriſſen werden könne, 
daß die Bundesgrenze unter keinem Vorwande angetaſtet werden dürfe.“ Der Bund 
gab aber zu dieſer Erkenntniß keine Veranlaſſung und wurde auch durch die öffent— 
liche Stimme nicht dazu gedrängt, weil fie überhaupt damals machtlos war, und 
die Nothwendigkeit, Deutſchland megen einer „nieverländifchen Provinz” in einen 
Krieg zu verwideln, dem gemeinen Berftande nicht einleuchten wollte. Der belgi- 
hen Offupation, deren jährige Dauer ein wefentlihes Moment für die Beurtheis 
lung ber fpätern politifhen Kämpfe und Schwierigkeiten bildet, wurde in Betreff 
des an feinen rechtmäßigen Herrſcher zurüdfehrenden (deutſchen) Theiles des Groß— 
herzogthums 9) durch ven ſchon erwähnten Yondoner Traftat vom 19. April 1839 
ein Ziel geftedt. In Folge einer von König Wilhelm I. ſchon am 31. December 
1830 abgegebenen Erklärung, kraft der Beftimmungen der Wiener Kongreßakte 
das Großherzogthum unterfhieven und abgefonvert vom Königreich der Niederlande 
regieren zu wollen, wurbe ber nidt an Belgien abgetretene Theil vom König: 
Großherzog am 11. Juni 1839, ohne jede Intervention ber nieverländifchen Re— 
gierung, wieder in Beſitz genommen und ift feitvem als ein vollkommen felbftän- 
biger, vom Königreid ber Niederlande völlig unabhängiger Staat regiert worben 10), 


8) Acte fin, du Corgres de Vienne Act. 67: »Le souverain des Pays-Bas ajou- 
lera ä ses titres celui de Grand-Duc de Luxembourg et la faeulté est reservde äà 5. M. 
de faire, relatirement ä la succession dans le grand-duche, tel arrangement de famille 
entre les princes Ses ls, qu’Elie jugera conforme aux intördts de 8a monarchie et ä 
Ses intentions palernelles.« 

9, Nicht der ganze deutiche Theil des frühern Großherzogthums iſt zurückgegeben worten. 
Belgien hat die Stadt Arlon und außerdem verfdiedene Landgemeinden mit einer Bevölkerung 
ven etwa 32.000 Einwohnern — alle deutjcher Zunge — behalten. S. Publications de la 
societ6 historigue de Luxembourg. T. XV. p. i5 seq. 

10) Ueber die Negierungsperiode von 1839—1848, in welcher anfangs der befannte Haffens 
plug von König Wilhelm I. an die Spiße der Givilverwaltung geftellt war, verbreitet ſich eine 
Heine beachtenswertbe Brofchüre ven J. Ulveling, Recueil methodique de renseignements 
ei de noles sur ls periode de 1839 ä 1848 de I’histoire du Grand-Duch6 de Luxem- 
bourg. 2. Edit. Laxemb. 1857. Dafelbft ift p. 7 zu lefen: »On l’ä dejä dit, les premiöres 
anndes du rögime inaugurd en 1839, élalent hörissedes de diflicultös. D’abord, les nou- 
veaux Administraleurs ne connaissaient pas bien le terrain. De lä des divergences de 
vues dans les affaires, des acles impopulaires et malädroits, des conflits et des plaintes 
en 1839-1841. Le Roi Guillaume II, fit cesser ces reclamalions et rassura le peuple 
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Mit ver äußern politiſchen Gefchichte der neueren Zeit fteht vie Geſchichte 
der Berfaffung, Gefetgebung und Organifation tes Landes in naher Berbindung. 
Als Beſtandtheil des Königreichs der Niederlande in den Jahren 1815—1830 
nahm Luxemburg ganz Theil an veffen Berfaffung und deſſen Kammern oder fog. 
Generalftaaten. Auch verftand ſich hiernach die Herrichaft der in diefer Zeit ber- 
vorgetretenen niederländiſchen Gefeßgebung für Yuremburg ganz von felbft. Die 
im Jahre 1839 erklärte und zur Ausführung gebradhte Selbftändigfeit des Grof- 
herzogthums legte aber dem König-Großherzog die Verpflichtung auf, gemäß des 
Art. XIII der deutſchen Bundesakte, dem Lande eine beſondere landſtändiſche 
Berfaffung zu gewähren, bie Luremburg auch ſchon früher, noch unter äfterreichi- 
ſcher Herrihaft, gehabt hatte. Dies gefhah durch die am 12. Dftober 1841 von 
König Wilhelm II. publicirte Berfaffungsurfunde 11), Sie ift fein vie öffentlichen 
Rehtsverhältniffe überhaupt beftimmendes Grundgefeg, fondern nur eine ſog. Land» 
Ihaftsorbnung, ein die Organifation und Rechte der Lanbftände normirendes 
Geſetz. Im Einzelnen mandes Gute enthaltend und jedenfalls vie Konfequenzen 
des monarchiſchen Principe auf das vollftändigfte wahrend, fonnte fie doch den 
Unfprüden ver Zeit an eine freie repräfentative Verfaſſung nicht als genügend 
erfcheinen und deshalb aud dem Sturme des Jahres 1848 nicht widerftehen 12). 
Daß man dabei in das andere Ertrem verfiel und eine Verfaſſung aufftellte, weldhe 
in einer Mehrzahl von Beftimmungen mit den Grundfägen des deutſchen Staats- 
rechts über die nothwendige Koncentration aller Rechte der Staatsgewalt in ber 
Perfon des regierenden Fürften nicht harmonirte, erflärt ſich theils aus der herr- 
ſchenden demokratiſchen Strömung, theils aus ver durch bie jahrelange Verbindung 
mit Belgien natürlichen Nahahmung des Mufterbilves ver belgifchen Konftitution 13),— 
Die im Lande ausbrehende Bewegung veranlafte den König- Großherzog bereits am 


en remeltant l’admingstration à des Luxembourgeois « Haffenpflug erhielt die (übrigens 
geforderte) Entlaffung ſchon am 21. Oktober 1840, nachdem König Wilhelm I. am 7. Oftober 
1640 abpdicirt hatte. 

11) Diefelbe ift abgedrudt in der Pölig’fchen Sammlung der europätichen Verfaſſungs⸗ 
urfunden, fortgefegt von Bülau. Abth. III. ©. 269 f. 

12) Um nur an die Hauptbeſtimmungen derfelben zu erinnern, mag bier hervorgehoben wer: 
den: Die Etändeverfammlung ınur eine Kanımer) wird zufünftig durch indirefte Wahlen gebil⸗ 
det; bie * Ernennung der Abgeordneten ging aber vom König-Großherzog aus. Das Präfte 
dium der Ständeverfammlung führt der Gouverneur ald Chef der Negierung. Die Sitzungen 
find nicht Öffentlich und können nicht über einen Monat erftredt werden. Den Ständen find alle 
gefeglichen Anordnungen vorber zur Begutachtung vorzulegen; nur bei Straf: und Eteuergefeßen 
baben fie das Mecht der Zuftimmu na; die Aufftellung des Staatebudgets unterlieat ihrer 
Mitwirkung; die Civilliſte ift für die Dauer der jepigen Regierung mit * feſtzuſtellen. 
Die Landesverwaltung iſt einem Kolleglum von 5 —— übertragen, deſſen Präfident den 
Titel Gouverneur führt. Eine Aenderung der Verfaſſung kann nur ftattfinden mit Zuſtimmung 
der in dopvelter Zahl berufenen Landſtände. 

13) Eine Dergleihung der Berfafjung vom 9. Juli 1848 mit der befgifchen Konftitution vom 
25. Februar 1831 ergibt, abgefeben von einigen Aenderungen der Anordnung und ben fpecififch 
lugemburgifchen Beftimmungen, in der großen Mebrzahl der Artikel eine gang wörtliche Ueber 
einflimmung. Insbeſondere gilt dies a von den unter Note 20 und 21 bervorgehubenen Art. 5 
(beig. Art. 80) und Art. 45 (belg. 78). Ja, in Beziehung auf die Bildung der Vollövertres 
tung gebt diefelbe weit über das beigifche Vorbild hinaus: In Belgien, neben der Repräfentan- 
tenfammer, ein auf dem großen Dermögen berubender Senat — in Luxemburg nur eine Kam⸗ 
mer obne Gegengewicht für die Bildung der Voltsfammer, in Belgien ein Deputirter auf 40,000 
Seelen — in Luxemburg einer auf 3000 Seelen; in Belgien ein Genfus von 20 @ulden — 
in Luxemburg, verfaffungsmäßig, gar feine Beichränfung und nach dem Wahlgeſetz ein Genfus 
von nur 10 $ranfen. In Vighn Wahlbezirke von 40—100,000 Seelen — in Luxemburg 
Wahlbezirfe von 15,000 Seelen. 
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20. März 1848, die Laudſtände in doppelter Anzahl behufs einer Revifion ber 
Verfaflung zu berufen und am 31. deſſelben Monats dem Regierungsfollegium, 
namentlih in Bezug auf die Feſtſtellung der neuen Verfaffung, unbefdıänfte Voll— 
macht zu verleihen, ja fogar zu verfprehen, alle Entjcheidungen des Kollegiums 
genehmigen zu wollen. Am 25. April trat der Landtag zufammen, leiftete aber 
den verfafjungsmäßigen Eid erft dann, nachdem die Regierung erflärt hatte, daß 
alle zwifcen ihr und den Ständen vereinbarten Beftimmungen vefinitiv in Kraft 
treten würden. Von einer dazu niedergeſetzten ftändifhen Kommiffion wurde jetzt 
bie neue Berfaffung entworfen, raſch disfutirt, am 23. Juni nebft vem neuen Wahl» 
gefeg angenommen und am 9. Juli durch den König-Großherzog fanktionirt, auch 
ber vorgefchriebene Berfaffungseid von König Wilhelm II. der zu biefem Zwed 
im Haag erſchienenen ſtändiſchen Deputation gegenüber abgeleijtet 1%). 

Die befonders feit dem Jahre 1851 in Deutihland gegen die Geftaltungen 
des Jahres 1848 hervortretende und bis zu einem gewijfen Grade allerdings 
berechtigte Reaktion konnte auch an Luxemburg nicht fpurlos vorübergehen. Wenn 
aber in einer Mehrheit anderer Bundesftaaten die Träger und Leiter der Reaktion 
in thörichter Selbftverblendung nichts mehr als gerade das monarchiſche Princip, 
was fie vertheidigen zu müſſen vorgaben, für die Zukunft gefährbet haben, indem 
fie e8 mit einer auf Willkürherrſchaft hinauslaufenden Konſequenzmacherei zu einem 
Zerrbild verunftalteten, — fo läßt fi diefer Vorwurf, wenn man unparteiiſch 
und nicht blos nad) einfeitigen Zeitungsberidten urtheilen will, wenigftens was die 
materiellen Verfaffungsänderungen betrifft, nicht gegen den Souverän und die Re— 
gierung von Luremburg erheben, wenn man aud in Betreff der Form zugeben 
will und muß, daß am Ende des Jahres 1856 der Staat fih noch nicht in einer 
folden Nothlage befand, um dem Videant Consules eine völlig gerechtfertigte An— 
wendung zu ſichern. Nur darf man dabei nicht vergeffen, daß an ver, niemals 
gleihgültigen und, unjeres Eradtens, in ihren Konfequenzen und als verfüh- 
reriſches Beifpiel unter veränderten Umftänden aud nad der andern Seite be- 
denflihen Verlegung der verfaffungsmäßigen Form auch die Oppofition durch 
ihr nicht blos unpolitiiches, ſondern zum Theil rechtswidriges, den Berfaffungs- 
revifions- Vorlagen der Regierung gegenüber beobachtetes Verfahren einen nicht 
geringen Theil der Schuld zu tragen hat. — Es fann nicht unfere Abficht fein, 
bier eine ausführlihe Darftellung des in öffentlichen Blättern faft nur in einfeitiger 
Weile befprohenen Berfafjungsftreites in Luremburg zu geben !5); wir müffen uns 
darauf befhränfen, ven Verlauf und das Refultat im Allgemeinen zu bezeichnen. — 
Bereits im Jahre 1853 hatte der inzwifchen zur Regierung gelangte König Wil- 
helm III. das bisherige Minifterium entlaffen und feine Abſicht, eine den legitimen 
Einfluß des Souveränd auf den Gang der Regierung und die öffentliche Autorität 
fihernde Ordnung des Staatsweſens herzuftellen, zu erkennen gegeben. Erft im 
Oftober 1856 trat aber die Regierung den Ständen gegenüber mit einem Antrag 
auf Revifion der Verfaffung hervor, wobei die Bezugnahme auf die aus dem Bun- 


14) ©. einen vollftändigen Abdruck diefer Verfaffung, deutfch und franzöſiſch, nebft den ihre 
Sanktion und eidliche Bekräftigung betreffenden Urkunden in 9. A. Zacdhariä, bie .. 
er angeln: a Gött. 1855. ©. 454 f. Vergl. auch die dafelbft gegebene furze 

erfaffungsge te. 

15) ©. eine Zufammienftellung der darauf bezüglichen Haupttbatfachen und Dofumente in 
9. A. Zahariä, die deutichen Berfaffungsgefeße der Gegenwart, Erfte Fortich. Gött. 1858, 
S. 167 f. — Die Stattbalterfehaft war, gemäß der betreffenden Berfaffungäbeflimmung, 1850 
dem Prinzen Geinrich, Bruder des Königs Wilhelm III., übertragen worden, 


Bluntfhli un Brater, Deutſches Staats. Wörterbuch VI. 30 
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desbeſchluß vom 23. Auguft 1851 16) refultirende politifche Nothwendigkeit mit 
einer offenen Darlegung der Motive und des Endzweds der in verfaffungsmäßiger 
Form zu bewerfftelligenden Revifion der Berfaffung verbunden war. Unerquickliche 
Debatten folgten; nad verfchiedenen vergeblihen - Annäherungsverfudhen verlangte 
endlic die Negierung mit Beftimmtheit, daß menigftens ver durch die beftehenve 
Berfaffung jelbft dem König zuerfannten Prärogative ihr Recht werde und daß ber 
im Namen des Königs vorgelegte Entwurf zu der in der Geihäftsorbnung aus» 
drücklich vorgefhriebenen Berathung in der Abtheilung gelange, unbefchadet des 
Nechted der Kammer, die beantragten Beftimmungen zu modiſiciren oder zu ver- 
werfen. Diefer Antrag konnte aber vermöge des von ber Oppofition eingehaltenen 
Berfahrens nit zur Abftimmung gelangen. Die Oppofition verlangte vor Allem 
eine zweitägige Vertagung und brachte auch einen fürmlihen Antrag in biejem 
Sinne ein. Bei der Abftimmung über venfelben ſprachen ſich 24 Stimmen für vie 
Bertagung und 25 dagegen aus. Alsbald verlieh nun die Oppofition in Maſſe 
den Situngsfaal und erfhien auch trog dreimal wiererholter Einladung nit wie- 
ter, fo daß vie Kammer beſchlußunfähig blieb. Es erfolgte nun am 20. November 
1856 der Schluß der Seffion und am 27. deſſelben Monats, gleichzeitig mit ber 
Auflöſung der Kammer, eine Königliche Verordnung, melde die Nevijion der Ber- 
fafjung auf Grundlage des der Kammer vorgelegten Entwurfs defretirte und dem 
König bis zum Zufammentritt der neuen Ständeverfammlung die geſetzgebende 
Gewalt vorbehielt 17); ein Vorbehalt, von weldem die Regierung in der Zwiſchenzeit 
mehrfach, bejonders auch zum Zwed einer (vorzüglich getadelten) Modifikation des 
oftroiirten Wahlgefeges Gebraud machte. Seitens ter deutſchen Bundesverfamm- 
fung, bei welcher vie luremburgifhe Regierung von den auf die Verfaſſung bezüg- 
lichen Vorgängen Anzeige madte, wurde am 29, Januar 1857 nicht blos feine 
Mißbilligung des eingehaltenen Berfahrens ausgefproden, fondern vielmehr die 
Erklärung abgegeben, wie fie „mit Befrierigung“ erſehen habe, „daß tie Fünigl. 
großherzogl. Iuremburgifche Regierung den Bundesbeſchluß vom 25. Auguft 1851 
zur Geltung gebracht habe”. Im Lande aber und Seitens der neuen Stänbever- 
fammlung, deren Mitglieder ſämmtlich den Eid auf die nene Verfaſſung ableifte: 
ten, trat bie revidirte Verfaffung ſchon 1857 vollftändig in anerfannte Wirkjamfeit 
und bildete die unbeftrittene Grundlage des öffentlichen Rechtes des Großherzog: 
thums, Nur gegen die proviforifhen Gefege erhob fich, abgejehen von dem Streit 
über das fogenannte permanente Budget, befonders auf dem Landtag von 1858 
heftiger Widerſpruch. In anerfennungswerther Weife bot aber vie Negierung feltft 
vie Hand zur Verſöhnung, indem fie nah dem Austritt eines ihrer Mitglieder 
vie Ständeverfammlung zu einer aufßerorventlihen Sitzung berief und ihr babei 


16) S. diejen Bundesbefchluß in der (Mote 14 angeführten) Sammlung der deutſchen Verfaſ⸗ 
fungsgefeße S. 48. Daß diefer Bundesbefchluß die Beobachtung der verfafjungsmänigen Form 
bei den für notbwendig erklärten Berfaffungsrevifionen nicht ausfisließen wollte und von Rechte: 
wegen nicht konnte, betrachten wir als ſelbſtverſtändlich. 

17) Ein Abdruck der Füniglichen Verordnung und der danach modificirten Verfaſſungeurkunde 
findet fich in der „Eriten Fortſetzung“ der Sammlung der deutfihen Verf.Gef. der Gegenwart 
S. 176 f. Eine Bergleihung mit der Verfaflungsurfunde von 1848 ergibt, daß der größte Tbeil 
derfelben beibehalten und nur diejenigen Beſtimmungen abgeändert worden find, te die Mes 
gierung der Kammer als mit den beftchenden Verſfrägen und mit dem Bundesrecht unvereinbar 
bezeichnet hatte, Für die Rechtsfrage ift aber felbftwerftändlich der Umfang der Oktrolirun 
gas irrelevant und zweifellos, wenigſtens nach der Anficht des Unterzeichneten auch fo viel, DaB 


Manches unter den Titel der Bundeswidrigkeit gebradıt worden ift, mas gar nicht darunter ſub— 
fumirt werden kann. 
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das Augeftänpniß machte, ihren Präfidenten jelbft zu wählen. In diefer Seffion kam 
num ein Vergleich zu Stande (Geſetz vom 15. Juli 1859), wodurch einerjeits bie 
Stände das von der Regierung vorgelegte permanente Budget annahmen, die Re— 
gierung aber ihrerfeits in fehr erhebliche Mopififationen der erlaffenen Ordonnanzen 
einwilligte, namentlich des Preßgefeges, des Wahlgefeges, der Geſchäftsordnung für 
die Ständeverfammlung, der Berorbnung über die Rechte und Pflichten ver Be— 
amten und gewiffer mißliebiger Beftimmungen über die Geridhtsanmälte, die Rech— 
nungskammer und das Notariat. Mit diefem Geſetze vom 15. Juli 1859 wurde 
ver Yanbtag gefchlofien und den Hauptbefhwerden der Oppofition damit Abhülfe 
ewährt. 

s 11. Gegenwärtige Staatöverfaffung. Luremburg gehört zu den kon— 
ftitutionell-monarhifhen Staaten Deutſchlands. Die Krone ift erblih 1ad den 
Beitimmungen des Erbvereins des Haufes Dranien-Nafjau von 1783 18), alfo mit 
Ausfhluß der kognatiſchen Erbfolge, welche das niederländiſche Grundgejeg ftatuirt. 
Nach demjelben Hausgefeg beftimmt fi das Recht der Regentſchaft. Die Volljährigkeit 
des Thronfolgers tritt mit dem vollendeten 18. Jahre ein. Der König: Großherzog 
kann fi in der Regierung bes Landes durch einen Prinzen des königlichen Haufes 
vertreten laſſen, welcher ven Titel eines föniglichen Statthalters führt, im Groß- 
berzogthum refidirt und den Eid auf die Berfaffung leiftet. Er übt die volle könig— 
lihe Gewalt aus, nur die auswärtigen Angelegenheiten und Orbensverleihungen 19) 
find dem König vorbehalten. In Ermangelung einer aus Domänen beftehenven 
Krondotation bezieht der König- Großherzog eine Civillifte, welche bis 1848 150,000 
Gulden betrug; nun wurde fie auf 100,000 Franfen, alſo auf weniger als ein 
Drittel berabgefett und etwas fpüter dem Prinzen-Statthalter eine jährliche Do— 
tation von 60,000 Franken bewilligt. Bei der Berfafjungsrevifion von 1856 wurbe 
eine Erhöhung der Eivillifte beantragt, dieſelbe jedoch nit, wie man fälſchlich 
behauptet hat und wie e8 anderswo wirklich gefchehen, auf dem Wege ver Oftrotirung 
bewerfftelligt, fondern der Bereinbarung mit den Ständen vorbehalten, Diefe ift 
erfolgt durch das für einen Beſtandtheil der Verfaſſung erklärte Gefeg vom 15. 
Januar 1858, welches die Civillifte, einschließlich der Dotation und Koften der 
Statthalterfhaft, auf 200,000 Franken, alfo nicht ganz zwei Drittel der vor 1848 
beftandenen Eumme, firirt. 

„So bald wie möglich” nad der TIhronbefteigung hat ver König-Öroßherzog 
den vorgefchriebenen Berfafjungseid zu leiften 20). Der Hauptforderung bed monar: 
chiſchen Princips, wie fie Art. 57 der Wiener Schlußaktie ausjpridt, wonad bie 
gefammte Staatsgewalt in dem Oberhaupte des Staats vereinigt bleiben muß, ift 
durch die Berfafjung von 1856 Genüge geleiftet und damit ber direkten Verlegung 
jenes Princips in der Berfaffung von 1848 und ben daſſelbe beeinträchtigenden 


' 


18) Micner Kongrehafte Art. 71: »Le droit et l’ordre de succession, &labli entre les 
deux branches de la maison de Nassau par l’acte de 1783, dit Nassauischer Erb- 
verein, est mainlenue et Iransförd des quatre principautds d’Orange-Nassau au Grand. 
duche de Lusembourg.« 

19), Außer dem, mit Naffau gemeinfchaftlichen, Hausorden vom goldenen Löwen bat Köni 
Wilhelm 11. noch einen befondeın lugemburgiichen Orden der Eichenfrone in fünf Klaffen, nebſt 
Verdienftmedailtien geftiitet. 

20) Nach der Verfafjung von 1848 Art. 5 follte der König-Großberzog erft nach geleiftetem 
Verfafjungseid vom Throne „Beſiß ergreifen“ können. Als „bundeswidrige” Beflimmung 
wurde dien 1856 abgeändert; jedenfalls war die Autdrudsweile eine das Recht der Erbmonarchie 
verlegende. Vergl. übrigens 9. N. Zachartä, deutiches Staat: u Vundeör 2. Aufl. Tb. I, 
8. 56, Note 7. 

49 * 
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Konfequepzen derjelben die nothwendige Abhülfe gewährt 21). In ver Ausübung 
der Rechte der Staatsgewalt ift aber der Großherzog auch nah der Berfaffung 
von 1856 infofern bejhräntt, als a) alle Gefege nur mit Zuftimmung der Yand- 
ftände erlaffen werten können; b) die Ausübung der Rechtspflege auf die Gerichte 
übertragen ift und e) alle Erlaſſe des Staatsoberhauptes oder feines Statthalters 
der minifteriellen Kontrafignatur bevürfen, auch die dadurch geficherte rechtliche Ber- 
antwortlichkeit der Minifter dur keine Verfügung des Stantsoberhauptes aufge: 
hoben oder befhränft werben kann. Beſonders bemerfenswerth ift dabei in Betreff 
der Geſetzgebung, daß bie luremburgifche Berfaffung feinen ſolchen, das ſtändiſche 
Mitwirkungsreht gefährdenden DOktroiirungsartitel enthält, wie ihn die meiften 
deutſchen Grundgeſetze enthalten, welde ver Regierung für fog. Nothfälle das Recht 
geben, aud ohne ftändifhe Zuftimmung Verordnungen mit Geſetzeskraft zu erlaflen. 
Denn das bei der Berfaffungsänderung im Jahre 1856 dem Großherzog interi- 
miftifch beigelegte Recht der Gefetgebung hat mit dem Augenblid, wo die Stände 
wieder in Wirkfamfeit getreten waren, aufgehört. Eine Suspenfion des landftän- 
diſchen Zuftimmungsredhtes kann nur eintreten im Fall einer Suspenfion ber 
Berfafjung, welche ihrerfeitd nah Art. 113 der revidirten Verfafjung nur ftatt- 
finden kanu im alle des in Gemäßheit des Gefeges verfünveten Belagerungs- 
zuftandes. Das Verordnungsrecht, innerhalb feines auf Ausführung und Handhabung 
ver beſtehenden Geſetze beſchränkten Begriffs, ift aber natürlich ein felbftverftänd- 
liches Recht der großberzoglihen Regierung, und dabei nad einem auch nod in 
Belgien gültigen Gefeg vom 6. März 1818 anerfannt, daß Kontraventionen. wider 
ſolche Verordnungen mit Gelpftrafe von 10—100 Gulden und Gefängniß bis zu 
14 Tagen beftraft werden können. Die fog. Initiative fteht nicht blos der Re— 
gierung, fondern auch ver Ständbeverfammlung zu, und zur authentiſchen Juter— 
pretation bedarf e8 eines Gefeges. Was andere Verfaffungen an fog. Schranfen 
ver Staatsgewalt, aud in der Form der Legislation, oder an Oarantieen in Ber 
treff der Freiheit der Perfon und des Eigenthums, des religiöfen Kultus, der Pref- 
freiheit, der Rechtsverfolgung, der richterlihen Selbftändigfeit und Unabhängigkeit 
u. f. w. enthalten, gewährt die beftehende Verfaſſung aud) ven Luremburgern, und 
haben ſich diefelben jedenfalls über feine Zurüdjegung in Vergleich mit den Bür- 
gern ber meiften andern beutfhen Bundesſtaaten zu beflagen. Daſſelbe gilt von 
den der Ständeverfammlung der Regierung gegenüber anerkannten Befugniffen, die 
jedenfalls dasjenige Maß erfüllen, welches die liberaleren deutihen Verfaſſungen ven 
Ständen im Ganzen und den einzelnen Mitgliedern zur Sicherung ihrer freien 
und ungebinderten Wirkſamkeit innerhalb der ſtändiſchen Sphäre gewährleiften. 
Näher auf die Detailbeftimmungen einzugehen, verbieten die diefem Artikel äußerlich 
geftedten Grenzen. 

Die Ständeverfammlung, nur eime Kammer bilvend, befteht nach ber 
gegenwärtig gültigen gefeglihen Organifation aus 31 Mitgliedern, deren Mandat 
6 Jahre dauert, jedod fo, daß alle 3 Jahre eine Erneuerung der Verfammlung 


21) Direkt verlepend war die Beitimmung von 1848, Art. 45: „Der König-Grofberzog bat 
feine andere Gewalten, als die ibm ausdrüdlich durd die Verfaffung und bejondere 
verfafjungsmäßige Geſetze zuerfannten * Zu den Konfequenzen gehörte, daß im Zweifel gegen 
die Zuftändigkeit eines Mechtes der Staatögewalt, z. B, Ertbeilung einer Amneftie Seitens des 
Großherzogs, interpretirt werden mußte. Manches Andere dagegen, was bei der Verfaſſunge⸗ 
revifion von 1856 auch als unabweisliche Forderung des monarchiichen Princips geltend gemacht 
worden iſt, fünnen wir nicht zu den Rorderungen rechnen, die durch die wahren Grundfäße des 
deutſchen Staaterechte getragen würden. 
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zur Hälfte ftattfindet. Bon fog. ftändifher Gliederung, die in andern Bundes- 
ſtaaten als burd das Bundesrecht geboten dem Lande wieder aufgevrangen worden 
ift, weiß aud die Verfaffung von 1856 nichts. Die blos numerifche Verthei— 
lung des Wahlrehts (der wir felbft freilich eine ven beftehenden Verhältniſſen ent— 
fprechende dynamiſche vorziehen würden), wie fie die Verfaffung von 1848 fant- 
tionirte, ift um fo mehr beibehalten worden, als auch die Berfaffung von 1841 
von einer ftändifchen Gliederung abftrahiren mußte. Nur der Mafiftab ift etwas 
verändert worden. Die revidirte Berfafjung beftimmt nämlih das Marimum ver 
Mitglieverzahl auf 36 (ungefähr 1 auf 5000 Seelen), während bie Berfaffung 
von 1848 1 Mitglied auf 3000 Seelen zulieh. Dem jetigen geſetzlichen Beſtande 
nach befteht die Berfammlung aber nur aus 31 Mitgliedern (ungefähr 1 auf 6000), 
welhe aus indireften Wahlen, wie nad der Berfafjung von 1841, hervorgehen. 
Stimmberedhtigt und wählbar ift, wie nad ver Berfaffung von 1848, jeder Yurem- 
burger, ver 25 Jahre alt ift und wenigftens 10 Fr. direkte Steuer zahlt. Jede Gemeinde 
ernennt ihre eigenen Wahlmänner im Verhältniß von 1 auf 500 Seelen, worauf 
von den am Hauptorte des Kantons verfammelten Wählern vie Abgeorbneten des 
Kantons erwählt werben, Die VBollmadten verfelben prüft die Ständeverfammlung 
und entfcheivet allein über bie vesfallfigen Streitigkeiten; ebenfo wie über Urlaubs- 
gefuche, über Austritt der Mitglieder, Erlöfhen des Manbats, z. B. durch An— 
nahme eines befolvdeten Staatsamtes, und über fog. Infompatibilitäten. Die Ver— 
fammlung handhabt die Polizei der Sitzung, zunächſt durch ihren Präfidenten, in 
oberfter Inftanz, hat das Recht der Unterfuchung (enquäte) in der durch das Gefeg 
beftimmten Weife, die Befugniß, die Anmefenheit der Regierungsmitglieder zu ver 
langen, viefelben zu interpelliren und Anklage wider biejelben zu beſchließen, über 
welche das Obergericht entjcheidet. Ein verurtheiltes Regierungsmitglied kann nur 
auf Antrag der Stände begnadigt werben. Die Gefhäftsordnung kann nur im 
Eiiverftänpnig mit der Regierung (durch Gefeß) feftgeftellt oder abgeäntert werben. 
Der Landesherr hat die Befugniß, die Ständeverfammlung aufzulöfen, welchen» 
falls vie Neuwahlen binnen 3 Monaten ftattfinden müſſen. Das Recht der Ber- 
jammlung, fidh wiederholt zu vertagen, erfennt die BVerfaffung von 1856 nicht 
mehr an. Die Dauer eines Landtags ift verfaffungsmäßig auf 40 Tage be- 
ichränft. Der König- Großherzog ernennt den Präfiventen over überläßt bie Wahl 
deſſelben der Ständeverfanmlung, wie es auf den beiden legten Landtagen ver Gall 
ewefen ift. 

; UI. Organifation der Negierung, der Verwaltung und Juftiz. 
Gefegbücher. Bis 1848 war die Regierung und bie Yandesverwaltung einem 
Negierungstollegium von 5 Mitgliedern übertragen. Außerdem beftand im Haag 
eine Staatsfanzlei, deren Borftand feine feftbeftimmten Attribute hatte, faktiſch aber 
ver oberfte Rathgeber der Krone und Minifter der auswärtigen Angelegenheiten 
war, Die Berfaffung von 1848 hob die Staatskanzlei auf und beftimmte, was 
aud in die veränderte Verfaſſung übergegangen ift, daß der Sitz der Regierung 
im Lande fein müſſe und zwiſchen ver Regierung und dem König: Großherzog feine 
Mittelbehörbe beftehen ſolle. Nur zur Beglaubigung der königlichen Unterjchriften 
ift dem Kabinet des Königs ein Sefretär für die Iuremburgifhen Angelegenheiten 
beigegeben. An die Stelle des Regierungskollegiums fegte die Verfaſſung von 1848 
fünf in ihren Departements felbftändige Generalapminiftratoren, gegen deren Ver 
waltungshandlungen und Entſcheidungen fein Rekurs zuläffig war. Die revidirte 
Verfaſſung überläßt die Organiſation der Regierung dem Landesherrn und gewährt 
durch die Einrihtung des Staatsraths gemügende Oarantie gegen Willfür umd 
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Irrthum. Die in Folge der VBerfafjungsänderung vom König-Öroßherzog eingeſetzte 
— —— beſteht aus einem Präſidenten (mit dem Titel Staatsminiſter) und 2 
oder 3 Mitgliedern (mit dem Titel Generaldirektor). Der Regierung ſind 3 Räthe 
beigegeben. Jedes Regierungsmitglied bat die Leitung eines miniſteriellen Departe- 
ments, Es find aber alle zur Entſcheidung des Königs gehörigen und alle Ange» 
legenheiten von allgemeinem Interefje im Gonfeil zu berathen. Jedes Regierungs- 
mitglied kann ferner Sachen feines Departements der Entſcheidung des Confeils 
unterbreiten, und der Staatéminiſter hat das Recht, jete die Regierung berührente 
Angelegenheit vor das Gonfeil zur Entfheitung zu ziehen. Die Entfheidungen im 
Gonfeil erfolgen nad Stimmenmehrheit. Die VBerantwortlichkeit trifft alle Mit- 
gliever, welde dafür votirten; frei davon find diejenigen, welche ihren Diffens zu 
Protokoll erflärten. 

Der Staatsrath befteht aus 9—15 vom König ernannten Rüthen, welche 
nicht zugleih Mitglieder der Regierung und der Ständeverfammlung fein können. 
Den Präfidenten ernennt der Großherzog aus ihrer Mitte. Die Staateräthe haben 
feinen firen Gehalt, jondern beziehen fog. Präfenzgelver. Der Staaterath ift theils 
blos berathendes, theild entſcheidendes Kollegium; jenes in Betreff aller 
Sefegentwürfe und allgemeinen NReglements für Berwaltung und Polizei, diefes 
als Rekursinftang in Aominiftrativ-Streitfahen, in SKompetenztonfliften und in 
Streitigkeiten über bie Geſetzmäßigkeit allgemeiner Beihlüffe und Reglements. Für 
dieſe Entſcheidungen befteht ein befonteres KomitE von 5-7 Näthen, die dazu 
alle zwei Jahre vom König-Großherzog bezeichnet werben. 

Die Kontrole der Staatseinnahmen und Ausgaben ift einer Rechnungs— 
fammer übertragen, welche aus einem Präfiventen und 2 Rüthen befteht. Die 
Rathöftellen werben durch den Landesherrn aus 3 durch die Ständeverfammlung 
vorgefhlagenen Kandidaten befegt. 

Für gewiffe Verwaltungsgegenftände beftehen berathende Kollegien, eine Unter- 
richtskommiſſion, ein Medicinalfollegium, eine Handelskammer, Aderbaufommilfion, 
ftatiftifhe Kommiſſion. Andere Zweige haben einen Chef, weldem die Direktion 
des Perfonals und des Dienftes, jowie die Ausführung der von der Regierung 
ausgehenden Verfügungen obliegt: insbefondere die Steuern, die Domänen, vie 
öffentlihen Bauten, die Poften, die Forſten. Die Zollverwaltung ift einem auf 
den Borfhlag Preußens durch den König-Großherzog ernannten Tireftor über» 
tragen. Zur Kontrole der Oemeindeverwaltung ift das Großherzogthum in 4 
Diftritte eingetheilt; jedem derſelben fteht ein Diftriktstommiffär (Landrath) vor. 

. Im Betreff der ftaatörechtliben Stellung der Gemeinden folgt bie be 
ftehende Berraffung dem belgischen Syſtem. Die Biltung der Gemeinden, tie Ber 
ftimmung bes Hauptortes einer jeven Gemeinde, die Organifation und die Befug— 
niffe dev Gemeindebehörden find Gegenftand der Gefeßgebung. In jeder Gemeinde 
befteht ein bireft dur die Einwohner gewählter Gemeinderath, zu deſſen Kompetenz 
Alles gehört, was das Gemeindeinterefje berührt. Nur in den gefeglid) vorgefehenen 
Fällen unterliegen feine Befchlüffe der Genehmigung der Staatsbehörde. Gemeinde» 
abgaben fünnen nur mit Zuftimmung des Königs-Öroßherzog eingeführt oder auf» 
gehoben werben. Die Civilftandsafte gehören ausschließlich zur Kompetenz der Ge— 
meindebehörben. Der Gemeinderath befteht je nach der Bevölkerung aus 7—15 
Mitgliedern. Der König hat das Net, ihm aufzulöfen und eine neue Wahl 
anzuordnen. Die Erefutive hat das fog. Schöffenkollegium, gebildet aus dem Bür— 
germeifter und zwei von der Regierung ernannten Mitglievern des Gemeinderaths. 
Zur Theilnahme an ven Gemeindewahlen find alle Gemeindeglieder berechtigt, 
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weiche 10 Franken Steuer entrichten, 25 Jahre alt und am 1. Januar des Jahres, 
wo tie Wahl ftattfindet, fhon in der Gemeinde anſäſſig waren. Die Teilnahme 
an den Oemeindenugungen ift durch einjährigen Aufenthalt, der Anfprud auf 
Unterftägung durch vierjährigen Aufenthalt bedingt. Uebrigens herrſcht im Groß— 
berzogthum das Syſtem voller Freizügigkeit und freien Niederlaffungsrechtes ber 
Etaatsangehörigen, ohne daß es einer Aufnahme oder der Zahlung eines Eintritts- 
geldes bedürfte. 

Was den Staatspienft betrifft, welcher für alle Luxemburger, aber, vor— 
behältlich gejeglih beftimmter Ausnahmen, aud nur für dieſe zugänglich fein fell, 
und zwar ohne daß Stand oder religiöfes Belenntnig ein Hinvderniß fein kaun, 
jo findet aud in Luremburg ein Unterfchied zwiſchen richterlihen und anderen Be- 
amten ftatt. Die Mitgliever der Bezirksgerichte und des Obergerihts fünnen nur 
durch richterliches Urtheil vom Amte entfernt und nur mit ihrer Einwilligung ver- 
fett werden. In Betreff der anderen Beamten beftimmte fhon früher die Verfaſ— 
fung, daß fie (mit Ausnahme der Negierungsmitglieder) nur auf gefeglihem Wege 
ihrer Stellen, Ehren und Penfionsrehte verluftig geben können. Bis zur Revijion 
der Berfaffung im Jahre 1856 fehlte e8 aber an einem die Beamten gegen will- 
kürliche Entlaffung fihernden Gefege. Eine nad Revifion der Berfaffung erlaffene 
Berorbnung bat dieſe Lücke theilweije ausgefüllt. Diefelbe ftelt den Grundſatz auf, 
daß Beamte nur wegen Dienftvergehen in ihrem Einkommen gefhmälert, in ges 
ringere Stellen verfegt oder ihres Amtes verluftig erflärt werden können, und daß 
die Konftatirung des Dienftvergehens im Wege eines kontradiktoriſchen Verfahrens 
erfolgen muß. Daß auch hiernach der Willtür noch ein ziemlich weiter Spielraum 
bieibt, ift offenbar. Denn der Begriff des Dienftvergehens ift jehr dehnbar und 
unfaffend, und es fehlt aud in anderer Hinfiht an der nähern Feſtſtellung ber 
Bedingungen, von weldhen nad) den Gefegen anderer deutſchen Staaten die Ent— 
laffung im abminiftrativen Wege abhängig gemadt ift. Uebrigens joll nad ver» 
jelben Verordnung auch Niemand vefinitiv zum Staatsdienſt zugelaffen werden, 
als nachdem er durch ein Examen die erforderlihen Kenntniffe und durch ſuper— 
uumerären oder fonftigen Dienft auch praftifch feine Tauglichkeit bewiefen hat. 

Die gefammte Rehtspflege ift ven Gerichten übertragen, welde das Recht 
im Namen des Königs fprehen und ihre Entfheidung im Namen deſſelben voll: 
ziehen. Streitigkeiten über Civilrechte gehören ausſchließlich zur Kompetenz der Ge— 
richte; ebenfo, was als Eigenthümlichkeit beſonders bemerkenswerth ift, auch Strei- 
tigfeiten über politifhe Rechte, vorbehältlid der etwa im Wege des Gefeges aus- 
geiprohenen Ausnahmen. Ale Strafen (au bei fog. Polizeiveliften) können nur 
von den Öerichten erkannt werben. Die Gerichte entſcheiden auch über die Geſetz— 
lihteit von Semeindeverorbnungen. Dagegen gehören Streitigkeiten über die Ge— 
feglichkeit lantesherrliher VBerorpnungen und Kompetenzkonflifte zwiſchen Juſtiz— 
und Berwaltungsbehörden nad) der revivirten Verfaſſung zur Kompetenz des Stants- 
rathes, wogegen die VBerfafjung von 1848 die Eutſcheidung den Gerichten über- 
ließ. Bis jegt fol nod kein Fall vorgelommen fein, wo der Staatsrath berufen 
gewefen wäre, über eine folde Frage zu entſcheiden. Die Organifation der Gerichte 
ift Gegenftand des Geſetzes, ebenfo die Feftftellung des Gehaltes der Nichter. Die 
Situngen der Gecichte find öffentlih, das Gericht kann aber die Deffentlichkeit im 
einzelnen Fall ausjdließen, wenn es Gefahr für tie Ordnung oder Sitte erfennt. 
Die Gerihtsorganifation ift ver franzöſiſchen nachgebildet. Es beftehen im 
Großherzogtum ein Obergericht, zwei Mittel» oder Bezirksgerihte und zwölf 
Unter» oder Friedensgericdhte, Das Obergeriht in ver Hauptftadt Luxemburg bat 
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2 Präfidenten, 5—7 Räthe, 1 Generalprofurator und 1 Generaladvokat, 1 Ges 
richtsfchreiber und 1 Gehülfen. Bon ven beiden Bezirksgerichten Hat das eine, für 
eine Bevölkerung von etwa 110,000 Seelen, feinen Sig in der Stabt Luxem⸗ 
burg und beftehbt aus 2 Präfidenten, 4 Richtern (Unterfuhungsridter mit inbe- 
griffen), 1 Staatsanwalt und 1 Subftitut, 1 Gerichtsſchreiber und 2 Gehülfen; das 
andere, für eine Bevölkerung von etwa 80,000 Seelen, ift zu Diefird mit etwas 
geringerem Perfonal. Die Frievensgerichte, je eins für jeden Kanton von durchſchnittlich 
15,000 Seelen, beftehen aus 1 Friedensrichter, 1 Gerichtsfchreiber und 2 unbe- 
folveten Stellvertretern des Richters. Die Kompetenz und Inftanzverhältnifie der 
Gerichte find gefeglich fomohl für Civil: als für Straffadhen genau beftimmt, und zwar 
in einer im Wefentlihen mit ber franzöfifhen Gefeßgebung übereinftimmenven 
Weiſe. Das Obergeridht ift, mit Ausnahme der Zuchtpolizeifachen gegen richterliche 
Beamte und Beamte der gerichtlichen Polizei, nur Berufungs- und Kaflationshof. 
Schmwurgerichte beftanden in Luremburg zur Zeit der franzöfiihen Herrſchaft. Kraft 
der niederländifchen Geſetzgebung, welche biefelben bekanntlich bejeitigt hat, ceffirten 
fie (mit Ausnahme der belgischen Ofkupationszeit) auch für Yuremburg und find 
bis jet nicht eingeführt worten. Zwar beftimmte die Berfaffung von 1848, daß 
bie Jury wenigftens für politifche und für Preßvergehen gebildet werben folle; vie 
Beftimmung war aber bis 1856 nicht einmal durch eine Geſetzvorlage für die 
Ausführung verbreitet und ift bei der Berfaflungsrevifion als „bundesgefegwidrig" 22) 
befeitigt worden. Es entſcheidet demnach aud über die Schuldfrage bei crimes der 
aus rechtsgelehrten Richtern gebildete ſog. Alfifenhof, nachdem die Sache durch die 
(aus 3 Richtern gebildete) Anklagelammer des Dbergeriht3 zur Verhandlung vor 
venfelben gewiefen ift, und zwar fo, daß jene Entſcheidung glei dem Verdikt der 
Jury unanfehtbar ift. Der Alfifenhof tritt alle Monate zufammen. Er befteht aus 
6 Ridtern, und zwar 2 oder 3 Mitgliedern des Obergerihts und 4 oder 3 Mit- 
gliedern ver Bezirksgerichte. Sämmtliche Mitgliever werden durch das Obergericht, 
und zwar jebesmal auf 3 Monate, bezeichnet. — Einen befreiten Gerichtsſtand 
in Straffahen haben nur die im aktiven Dienft ftehenden Militärperfonen, — 
Beſondere Handelögerichte beftehen nicht im Großherzogthum. Das Verfahren in 
Civil- und Handelsfadhen ift das der franzöfifhen Geſetzgebung (Code de procé- 
dure civile und Code de commerce); legterer auch in Wechſelſachen geltend, fo 
daß Luremburg noch jest in Betreff der Oeltung der allgemeinen deutſchen 
Wechſelordnung leider eine Ausnahme madt. Das Strafreht ift durch verfchiedene 
Novellen vervollftänpigt, refp. gemildert. Durh die Berfaffung find abgefhafft: 
die Todesftrafe bei politifchen Verbrechen, der bürgerlihe Tod, die Vermögens— 
fonfisfation und die Brandmarkung. Einer Abſchaffung ver Prügelftrafe bedurfte 
ed 1848 nicht, weil fie im Großherzogthum jedenfalls ſchon durch die franzöfifche 
Geſetzgebung ausgefhloffen war. 

IV, Gegenftände der Polizeihoheit. In Betreff des Rechtes und 
der Berhältniffe ver Fremden oder Ausländer, d. h. aller Nicht-Luxemburger, 
gelten im Ganzen feine befonvere oder von denen des übrigen Deutſchlands 
wefentlih abweichende Grundſätze. Nur tritt das Streben oder die Neigung zu 
ftrengerem partifulariftiihen Abſchluß, auch Untertanen anderer teutfhen Staaten 
gegenüber im Wiverfprud mit dem Geifte des Art. 18 der deutſchen Bunbesafte, 


— — — 


72) Die Bundesgeſetzgebung verbietet Bons die exceptiviſche Bebandlung der Preßvergehen 
in Diejer Hinſicht; in Betreff ter politifhen Verbrechen Fonnte man ſich ale nicht auf das 
Bundesrecht ftüpen, 
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infofern hervor, als „Fremde“ nur in Gemäßheit eines beſondern Geſetzes 23) 
zu Civil- und Militärämtern zugelaffen werden und durch die Lanbesgefege auch 
von der Advolatur, ſämmtlichen auf bie Heilkunde bezäglichen Profeſſionen und ter 
Befugniß zur Errichtung mittlerer und höherer Unterrichtsanſtalten ausgefchloffen 
find. Was die Heimatsverhältniffe betrifft, fo ift auch Yuremburg dem bekannter 
Gothaer Bertrag vom 1. Januar 1852 wegen gegenfeitiger Uebernahme Aus- 
zuweiſender beigetreten. — Hinfichtlih der PBreffe und des Vereinsrechts 
garantirt zwar die Verfaſſung im Allgemeinen veren Freiheit; die Geltung ter 
darauf bezüglichen Bundesgefege vom Juli 1854 ift aber feit ver ftattgefundenen 
Berfaffungsrevifion außer Zweifel. Danach bedarf es aud zur Ausübung der Ge— 
werbe eines Buchdruckers, Buchhändlers u. ſ. w. der obrigfeitlihen Konceffion, 
vie fonft nur aus Rüdfichten ver Sicherheits- und Gefunpheitspolizei zur Anlage 
beftimmter, geſetzlich bezeichneter Etabliffements erforderlih ift. Einmal ertheilte 
Konceffionen können nur durch den Staatsrath wieder entzogen werben, Die Ent- 
ziehung des Rechts zur Gewerbeausübung konnte früher durch die Gerichte, wegen 
gewerböpolizeiliher Kontraventionen, ausgeſprochen werden. Mit ver 1848 erfolgten 
Aufhebung der Patentfteuer und ber biefelben betreffenden Gefeßgebung ift diefe 
Beftimmung weggefallen und nur für die Gaft- und Schenkwirthſchaften durch ein 
fpecielle8 Gefeg wieder eingeführt worben. Eine vorgängige Prüfung wird erfordert 
zur Ausübung der Advokatur, fämmtliher auf vie Heilfunde bezüglicher Profef- 
fionen (Uerzte, Thierärzte, Apotheter und Droguiften) und zur Ertheilung des 
Pimärunterrihts, fowie zur Errichtung von Anftalten des mittlern und höhern 
Unterrichts. Der Privatunterricht ift frei, fofern nicht Schüler von mehr als brei 
Bamilien vereinigt werden. Das mit beftandener Prüfung erworbene Recht der Aus- 
Übung fann nur wegen Dieciplinarvergehen oder Gefeteöverlegung und nur burd) 
gerihtlihe Entſcheidung entzogen werben. Eine Patentftener zur Ausübung der 
— beſteht ſeit 1848 nur noch für den Hauſirhandel und ven Wirthſchafts— 
betrieb. 

Was das Unterrichtsweſen des Großherzogthums betrifft, ſo iſt der 
Primärunterricht in einer, auch den Reſultaten der allgemeinen Volksbildung nach, 
befriedigenden Weiſe durch Geſetz von 1843 regulirt. Die Verpflichtung zur Un— 
terhaltung eines ununterbrochenen elementariſchen Primärunterrichts ruht auf jeder Ge⸗ 
meinde; die Regierung bewilligt aber bedeutende Subſidien. Die Aufſicht über die 
Schulen führt in jedem Kanton ein Inſpektor, die Oberaufſicht die ſog. Unter— 
richtsklommiſſion, welcher mit jährlichem Wechſel entweder ver Chef des katholiſchen 
Kultus oder das vom Landesherrn bezeichnete Civilmitglied vorſteht. Eine zwangs— 
weiſe Anhaltung zum Schulbefuch befteht nicht, wohl aber ein Zwang zur Ent- 
richtung des Schulgeldes Seitens der zahlungsfähigen Eltern ſchulpflichtiger Kinder. 

„Es beftehen verzeit im Großherzogthum 526 permanente und 17 Winterfchulen. 
Die Gehaltverhältnifie ver Schullehrer find geſetzlich gefihert. Zur Ausbildung 
terjelben beftehen in Luremburg zwei anf Staatstoften unterhaltene Anftalten, in 
welchen der Unterricht unentgeltlich ertheilt wird und für deren Beſuch außerdem 
Stipendien bewilligt find. Für den höheren und mittleren Unterricht beftehen fol- 
gende Staatsauftalten: 1) Das Athenäum in Luremburg ; vaffelbe begreift einen 
höhern Kurfus über die Materien ver Univerfitätsfurfe des erften Jahres, einen 
volftändigen Gymnaſialkurſus und eine Gewerbſchule mit 5 Klaflen; 2) das Pro» 


23) Eine ſolche, die Zulaffung geitattende, geſeßliche Ausnabme beſteht nur für die Profeſſur 
an den höhern Unterrichtsanſtalten, bat jedoch bis jetzt noch feine Anwendung gefunden. 
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gymnaſtum der Stabt Diekirch; 3) die mittlere Gewerbfhule der Stadt Echter 
nad, und 4) feit 1856 vie theoretiihe und praktiſche Aderbaufhule zu Echternach. 
Der Univerfitätsbefuh ift, was die Wahl des Ortes betrifft, verfaffungsmäßig ganz 
frei. Es werben von der ftudirenden Iugend auch deutſche, hauptſächlich aber fran— 
zöfifhe und belgiſche Univerfitäten befudht. Für die höhern Prüfungen in allen 
Fakultäten find in Luxemburg Prüfungsjury's eingefegt, welde Kandidaten und 
(mertwürbiger Weife) auch Doktordiplome ausftellen. Ueber die Zulaffung zum Kan: 
didaten und zum Doftoreramen beftehen beftimmte gefeglihe Vorſchriften. 

Die verfaffungsmäßig garantirte Religionsfreiheit und Unabhängigkeit 
der bürgerlihen und politiihen Rechte der Einzelnen vom religiöſen Bekenntniß 
kömmt auch den beftehenten Kirhen- und Religionsparteien im Ganzen zu Gute. 
Unabhängigkeit der Kirche in ihrer Sphäre vom Staate und refp. des Staats von 
der Kirche ift anerkanntes Princip; daher Anerkennung der Civilehe und Führung 
ver Civilftandsregifter dur die Gemeindebehörden einerfeits und Verzicht tes 
Staats auf Köntrole des firhlichen Verkehrs und auf Einmifhung in die innern 
Angelegenheiten der Kirche andererfeits. Die Verwaltung des (katholiſchen) Kirdyen- 
vermögens ift den geſetzlich organifirten fog. Fabrikräthen übertragen. Zur Erridy- 
tung von Klöftern und kirchlichen Kongregationen bevarf es feiner Genehmigung ; 
vie Verleifung von Korporationsredhten aber ift ein Alt der Geſetzgebung. Die 
Bevölkerung ift mit geringen Ausnahmen fatholifh. Die Gehalte und Penſionen 
der Kultuspiener find verfaffungsmäßig Laften des Staats und werden durd das 
Geſetz geordnet. Die Gehalte allein betragen verzeit für den katholiſchen Kultus 
. 300,000 Fr. und für einen Rabbiner 2000 Fr. Der Dienft der evangeliichen 
Givilgemeinde in Luremburg ift freiwillig vom preußifchen Garmifonspreviger über 
nommen. Unter ver nieverlänbifchen und belgiſchen Regierung gehörte das Groß— 
berzogthum Luremburg zum Bistum Namur, Ein päpftlihes Breve vom 2. Juni 
1840, genehmigt vom König am 18. Juli deſſ. I., erhob es zu einem felbjtän- 
digen apoftoliihen Vikariat. Konfordatsverhandlungen, bie auch auf Errichtung eines 
bejondern Bisthums Luremburg abzielen, find eingeleitet worben, aber bis jegt 
noch nicht zum Abſchluß gediehen. 

Das geſammte öffentliche Bauweſen ſteht unter der Kontrole der Regie— 
rung, und für alle Staatsbauten werden im jährlichen Budget die erforderlichen 
Summen bewilligt. Für Land- und Waſſerſtraßen iſt beſonders ſeit dem Jahre 
1839 ſehr viel geſchehen. Die Vicinalwege find von den Gemeinden zu unter 
halten; doch find auch dazu von ber Regierung beträchtliche Subſidieu gewährt 
worben. Geit 1855 ift an eine durch franzöfifche Kapitaliften gebildete Geſellſchaft 
ein Eifenbahnneg von 161 Kilometer Entwidlung koncedirt, welches von der Haupt- 
ftabt Yuremburg ausgehend, 1) im Süden an die franzöfifhe Bahn von Met» 
Thionville, 2) im Weften an die belgische Bahn Namur-Arlon, 3) im Dften an 
tie Saarbrüden-Trierer Bahn anfhließt, und 4) nah Norden zu das Grofber- 
zogthum feiner ganzen Länge nach zu durchſchneiden beſtimmt ift. Die beiden erften 
Bahnen find feit einem Jahre volenvet, ebenſo eine ſpäter Eonceffionirte Zweig» 
bahn nad) dem fo reihen Eifenerzbaffin Eſch. Die Trierer Bahn wird fpäteftens 
in 1 Jahre vollendet fein und nad deren Vollendung die Nordbahn in Angriff 
genommen. Die Regierung bewilligt ver Gefellfchaft eine Subvention von 3 Mil- 
lionen Fr. und hat außerdem die fehr bedeutenden fortifitatoriihen Ausgaben, 
jowie bie Verbindung der Oberftadt Luremburg mit dem Bahnhof zur Hälfte über- 
nommen, 


V. Steuergefeggebung und Finanzen. Die haupiſächlichſten Quellen 
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der Staatseinnahmen find bie folgenden: 1) Grumdfteuer, berubend auf ber franzöſi— 
ſchen Geſetzgebung. Diefelbe beträgt 10 pCt. des Kataftraleintommens, welches 
jevoh weit unter dem wirflihen Einkommen feftgeftellt ift und nur in feltenen 
Fällen die Hälfte deſſelben erreicht. Gefammtertrag 600,000 Fr.; etwa 3 Fr. per 
Kopf. Sieben Procent von diefem Ertrage werden an die Gemeinden abgegeben. 
2) Mobiltarftener, eingeführt im Jahre 1849, an Stelle der frühern Einfommen- 
und Patentftener. Sie beträgt 2 pCt vom abgefhägten Mobiliareintommen jeder 
Art und 1 pEt von allen Gehältern. Sie foll wenigftens 140,000 und höchſtens 
160,000 Fr. einbringen; die Steuerrollen werben alſo nad Umftänden erhöht over 
rebucirt. 3) Cinregiftrirungs- und Stempelfteuer, beruhend auf der franzöſiſchen 
Geſetzgebung. Durchſchnittlicher Ertrag: 760,000 Fr. 4) Erbſchaſtsſteuer, von ver 
nieberläntifhen Geſetzgebung herrührend. Durchſchnittlicher Ertrag: 60,000 Fr. 
5) Acciſen⸗ (Bier-, Branntwein- und Weinftener) und Uebergangsfteuer: 100- bis 
140,000 Fr. 6) Wirthſchaftsſteuer: cirfa 40,000 Fr. 7) Salzregie, eingeführt im 
Jahre 1839, ungefähr 270,000 Fr. Reinertrag. 8) Zollverein: 500—550,000 Fr. 
gewöhnlicher Ertrag, mit Abzug von 30—40,000 Fr. Ausgabe für.die Zollvireftion 
in Suremburg. 9) Chauffeegelver — cirfa 100,000 Fr. 10) Poften, deren Ertrag 
ungefähr die Ausgaben dedt A). — Die gewöhnlihen Gefammteinnahmen des 
Großherzogthums belaufen fih auf cirfa 3 Millionen Fr. (800,000 Rthlr.). Das 
durd die revidirte Verfaffung von 1856 eingeführte permanente Budget beläuft 
fih auf zirka 21/, Millionen Fr., fo daß nur der Ueberſchuß von 500,000 Fr. 
und bie nicht unerheblichen jährlihen Erfparniffe Gegenftand des ftänbiichen Be— 
willigungsrehts im jährliben Budget find. Sie werben verwendet zu verjchievenen 
Subfidien für das Mevicinalwefen, Handel und Gewerbe, öffentlichen Unterricht, 
Künfte und Wiffenfhaften, Religionstultus, Armenpflege, Gemeindebauten, im Bes 
trag von 250—300,000 Fr., ferner zu Neubauten-im durchſchnittlichen Betrag von 
300,000 Fr. — Zur Aufbringnng der dur die Eifenbahnanlagen veranlaßten 
Ausgaben von ungefähr 4 Millionen Fr. ift Ende 1858 mit der Yuremburger Bant 
und den Häufern Rothſchild und Erlanger ein Anlehen kontrahirt, welches in 56 
Jahren amortifirt werben fell. — In Bezug auf die Finanzlage des Landes ver- 
vienen folgende Daten angeführt zu werben: a) tie Staatsrehnung von 1848 fon» 
ftatirt einen Ueberfhuß von 400,000 Fr. b) Die Staatsrehnung von 1853 ſchließt 
mit einem Deficit von 31,000 Fr. c) Die Staatsrehnung von 1858 ergibt wieder 
einen Ueberfhuß von 680,000 Fr., fo daß die außerorbentlihen Koften der Mobi- 
lifation von 1859 ohne jegliche Belaftung ver Staatsangehörigen gededt werben 
fonnten. Auch darf nicht unbemerkt bleiben, daß die Periode von 1848 — 1853 
außer dem vorgefunbenen Ueberfhuß von 400,000 Fr. noch cirfa 600,000 Fr. 
Erlös aus verkauften Staatstomänon abforbirt hat; während die Givikifte zuerft 
um 200,000 $r., dann um 140,000 Fr. gegen früher reducirt und die Gehalte vieler 
Deamten bedeutend herabgefegt waren. In der Periode von 1853—1858 ift die 
Givillifte um 40,000 Fr. erhöht, es find die Beamtengehalte durchgängig wieder 
hergeftellt, vejp. erhöht worben, chne daß Subfivien over Neubauten irgend eine 
Verminderung erfahren haben. Außer der Wirtbichaftsftener ift feine nene Abgabe 
eingeführt, feine beftehende Abgabe erhöht worden. 


. *) Die Poſt wird unter Aufficht umd Kontrofe der Regierung durch eine Direktion geleitet. 
Kür die Brieſpoſt beftchen außer dem Hauptbureau zu Luxemburg 15 Poititellen mit den nötligen 
re Die Fabrpoft ift Privaten mittelſt Konzefionen unter Aufiht der obern Behörde 
überlaſſen. 
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VI. Die Militärbobeit befhräntt fi in ihrer Ausübung auf das, was 
zur Erfüllung ver Pflichten gegen den deutſchen Bund erforderlich ift. In Folge 
des die Befagung der Bundesfeſtung Luremburg 25) betreffenden mit ber Krone 
Preußen abgefchloffenen vom Bunde genehmigten Vertrages vom 17. November 
1856 hat das Großherzogthum nur noch die auf fein Hauptfontingent fallende 
Infanterie von 1217 Dann zu ftellen. Diefe Mannſchaft ift in zwei Bataillone 
eingetheilt und garnifonirt in Frievenszeiten in den Städten Diefird und Echter- 
nad. Zur Kriegszeit gehört fie zur Befagung ter Feftung Luxemburg, fowie auch 
das Neferve-Kontingent zur Difpofition des Militär-Gouvernements der Bundes» 
feftung geftellt ift. In Betreff der Milizpflichtigfeit gilt noch die niederländiſche 
Geſetzgebung. Es herrſcht das Konffriptionsfyftem mit Stellvertretung. Die Milt- 
tärpflichtigfeit beginnt mit dem vollendeten 19. Lebensjahr und währt 8 Jahre. 
Alle Standesvorrechte ceſſiren auch hier; namentlih werden auch Unterofficiere zu 
Dfficieren beförvert, wenn fie dem vorgefchriebenen Eramen genügen. 

VII. In Betreff ver auswärtigen Verhältniſſe ift nur Folgendes zu 
bemerfen. Die im Haag am nieverländifhen Hofe beglaubigten fremden Gefandt- » 
ſchaften Forrefpontiren in Iuremburgifhen Angelegenheiten mit dem luxemburgiſchen 
Staatsminifter. Mit Ausnahme der durch Yuremburg und die Niederlande für 
Limburg gemeinfhaftlih beftellten, befolveten und inftruirten Bundestagsgefandt- 
ſchaft 2%) und des in Amfterdam beftehenvden Iuremburgifhen Konfulats, hat das 
Großherzogthum keine biplomatifhen Agenten. Die Intereffen der luxemburgiſchen 
Negierung und ber Luremburger im Auslande werden auf Veranlafjung bes Königs- 
Großherzogs, durch die Agenten der niederländifhen Diplomatie vertreten, mit wel— 
den der luxemburgiſche Staatsminifter in der Regel direkt Forrefpoudirt. Im deute 
ſchen Zollverein, welchem das Großherzogthum feit 1842 angehört, wird dasfelbe 
dur die preußifche Regierung vertreten. Für das Bundesverhältniß ift noch jetzt 
maßgebend der unten bei Limburg näher zu erwähnende Bundesbefhluß von 5. 
September 1839. 

VIII. Statiftifhe Notizen. 27) Die Oberflähe des Landes beträgt 
ungefähr 130 [JStunden zu 25 auf den Grad. Der Boden ift größtentheils 
hügel- und wellenförmig , in Betreff der Fruchtbarkeit unterfcheidet man das ſog. 


25) Die nähere Darftellung der Verhältniffe diefer Bundesfeftung gehört zur deutfchen Buns 
besfriegsverfaffung. Es beziehen fih darauf Art. 67 der Wiener Kongrepafte, die Konvention vom 
8. Nov. 1816 (vergl, Deutiches Staats- u, Bundesrecht. Tb. 11. 8. 292) und ver im Texte 
erwähnte neuere Vertrag vom 17, Nov. 1856, nebit Bundesbefchluß vom 26. Febr. 1857, wos 
nach die Kriedensbefagung nur von Preußen geftellt wird und dieſes auch die auf Luxemburg 
fallenden Specialwaffen übernommen bat. 

25) Die verichiedene Stellung, welche Lugemburg und Limburg bei der Reaftivirung der Buns 

desverjammlung im Jahre 1850 und bei den Dresdener Konferenzen einnabm, kömmt jegt nicht 
weiter in Betracht Auch ſpäter kömmt es übrigens bei einzelnen Bundesverbandlungen vor, daß 
für Limburg bejondere Erklärungen und refp. Vorbehalte — auf Grund feiner durch den Buns 
desbeſchluß von 1839 genehmigten ftaatsrechtlihen Verbindung mit dem Königreich der Nieder 
lande — gemacht werden, Vergl. unter Note 40, 
27) Eine ftatiftifche und topograpbifche Beichreibung des Großherzogthums f. in dem Kleinen 
Handbud der Geograpbie von Zak. Ad. Blaiſe, Oberlebrer. Luxemburg 1857. ©. 14—60. ©. 
auch Die oben Note 8 erwähnte Brofchüre von Ulveling und „Verſuch einer ftatiftifhegeograpbiichen 
Beſchrelbung des Großb. Luxemburg“ vom Profeffor Glomes, im Programm des Luxemburger 
Atberäums für das Schuljahr 1839—1840; ferner: E. Fischer, Notices historiques sur 
la situation agricole du Grand-Duche de Luxembourg. 2, Aufl. Luxemburg 1860. Die 
oben im Texte ſich findenden neuern Angaben beruhen auf ganz zuverläifigen Mittheilungen. Wir 
bejchränfen uns dabei auf einige Hauptgegenftände der Statiftik. 
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gute Sand und das Desling. 3) Das Klima 29) ift fehr gefund; vie Sauptprotufte 
find Getreide 30) und Wein, 31) Baumobft und Gemüfe. Für das Oesling bildet 
die Viehzucht 32) den Haupterwerbszweig; das Wild ift in ven vielen und großen 
Waldungen fehr zahlreih. Die Waldungen find theils Privat: theils Gemeinde— 
eigenthbum. Das Land ift reih an Mineralien, befonders an Eifenerz. 3) Die 
Hauptflüffe find vie Mofel und vie Sauer, mit einer Mehrzahl Fleinerer ober 
Nebenflüffe, wie bie Dur, Alzell, Eiſch u. a. Die Fortfegung des großartigen 
Unternehmens des Maas: und Moſelkanals ift durch die belgifche Revolution unter- 
broden worden. An guten Strafen war das Großherzegthum bis 1839 arm; es 
befaß feine 40 Stunden an Staatd- und Bicinalftraßen. In Folge der Fürforge 
ver großherzogliden Regierung, weldie von 1840—1858 eine Gumme von 
3,956,630 Fr. für neue Staatsftraßen und Brüden verausgabte, entwideln ſich vie 
neuen Straßen in einer Yänge von 358 Kilometer oder 72 Stunden; das Grof- 
herzogthum hat daher jest im Ganzen 540 Kilometer oder 108 Stunden Staats: 
firaßen. Im Interefje der ſchiffbaren Flüſſe, der Leinpfade und der Schifffahrt 
überhaupt wurbe von 1840 bis 1857 eine Summe von 409,898 Fr. ausgege- 
ben, unbefhabet derjenigen Summen, weldhe Preußen an den Stellen, wo bie 
Mofel und Sauer tie Grenze bilven, zu bemfelben Zwedk verwenvet hat. Für neue 
Pilanzungen längs der Staatsftraßen wurben während berfelben Periode über 
121,000 Fr. verausgabt. 

Die Bevölkerung des Großherzogthums Keträgt nad der Zählung von 
1858 192,196 Ceelen, in 39,234 Familien. Hiervon fommen auf ven Diftrikt 
Luremburg 67,607, auf den Diſtrikt Diefird, 51,561, auf Orevenmader 43,249, 
auf Merſch 29,779 Seelen. Im Vergleich mit dem Jahre 1846 hat fich die Be- 
völferung um 6236 vermehrt, im Bergleih mit 1852, wo fie 192,639 Seelen 
betrug, um 443 vermindert. Dei der Zählung von 1855 ergab fi eine Abnahme 
von 3152, welche hauptfählid den Auswanterungen zugefchrieben worben ift. Eeit 
1855 bat alfo wieder eine Zunahme von 2716 ftattgefunven. Bon den 192,196 


28) Nach tem im Jahre 1856 aufgeftellten Katafter beträgt der Geſammtflächengehalt des 
Randes 258,589 Hektares. Hiervon kommen unter Anderen auf Ackerland 109,675 9.; Gärten 
3322; Wiefen 24,779; Waldungen 58,033; Lobhecken 21,063; Rodhind 27,878; Obftgärten 
672; Weinberge 831: bebautes Eigentbun 933; Strafien und Wege 5977. 

29) Luxemburg liegt zwifchen 490 35° und 509 16° Breite und zwiichen 230 25° und 
240 8° Länge. Meteorologifche Beobachtungen in den fünf Jabren von 1853—1858 ergeben 
im Durchſchnitt 103 heitere, 89 gemifchte, 173 trübe Tage. Die Zahl der Negentage beträgt im 
Durchſchnitt 152, die der Schneetage 31. 

30, Der Getreidenerfauf bildet einen der beträchtlichften Handelsartikel mit dem Auslande, 
befonders mit dem beigiichen Luxemburg. Man baut alle Arten von Getreide, in dem Desling 
hbauptfählih nur Roggen, Bucweizen, Hafer und febr viele und guie Kartoffeln. 

3), Der Weinbau wird befonders von den Bewohnern des linken Mojelufers von Schengen 
bis Waſſerbillig, in einer Strecke von ungefähr 8 Stunden Weges, betrieben. Der Ertrag ift 
nach den Jabren ſebr verfchieden, 4. B. 1855: 23,475 Heftol.; 1856: 25,010; 1857, 70,812; 
1858: 73,407 ; 1859: 63,407 Heftol. Die meiften Weinbauern feben leider mehr auf die Quan— 
tität als auf die Qualität. 

2) Viebftand im Jahre 1859: Pferde 20,193; Hornvich 70,140; Schafe 47,398; Schweine 
70,877; Ziegen 13,696, Mit frühern Angaben verglicken ergibt ſich eine bedeutende Verminder 
rung der Schafzucht. j 

33, Zu Gunften des Bergbaues gilt (franz. Gef, v. 21. April 1810) eine Ausnahme von 
dem Grundfag, *— das Eigenthum des Bodens auch das Eigenthum an allem über oder unter 
‚ ber Erdoberfläche Belegenen nah fih zieht. Die Ausbeutung der Minen fann nur ftatthaben 
in Folge landeöherrlicher Koncejfion, durch welche ein für fich beftchendes, übertragbare®, voll: 
fommenes Gigenthum an der Mine begründet wird. 


478 Suremburg und Limburg. 


Seelen des Jahres 1858 waren 95,830 männlichen und 96,366 weiblichen Ge— 
ſchlechtes. In den Städten Ieben 30,320, in Dörfern und Höfen 161,876. Bon 
den Städten hat eine mehr als 10,000 Einwohner (Luremburg 13,150); eine 
mehr als 4000 (Echternach 4360); zwei mehr ald 3000 (Diekirch 3127 und 
Wiltz 3245); zwei mehr als 2000 (Grevenmadern 2712 und Remid 2246) und 
eine mehr ald 1000 Einwohner (Bianden 1480). Das Jahr 1857 zählt 6145 
Geburten, 1317 Heirathen, 1 Eheſcheidung und 3947 Sterbefälle, Die Zahl ver 
unebelihen Kinder betrug 150 und hat gegen 1856 um 14 abgenonmen. Im 
Bergleih mit 1856 zählt das Jahr 1857 mehr: an Geburten 11, an Heirathen 
124, an Eheſcheidungen 1, an Sterbefällen 220. — Die Religion ber Lan 
besbemohner ift die fatholifche. Im Jahre 1838 befanden fi im ganzen Groß» 
berzogthum nur 26 Proteftanten und 141 Juden. Die Luremburger Landes— 
fprade ift eine Art plattveutfh, befonders in ben Städten werten häufig 
franzöfifhe Wörter mit dem deutſchen Idiom vermengt. Für die Kirhe und Pri- 
märſchulen ift die deutſche Sprade allein gebräudlid. In den höheren Unterrichts- 
anftalten hängt ber Gebraudy der deutſchen oder franzöfifhen Sprade von der 
Mahl des Lehrers ab. In der Verwaltung, fowie in der Juftiz herrſcht faft aus- 
ſchließlich die franzöfifhe Sprache, weil die Geſetzgebung und deren Literatur fran- 
zöftfdy find und die Beamten, Advokaten und Richter vorzugsweiſe in Belgien und 
Tranfreih ihre Studien machen. Nur die Steuerzettel werben in deutſcher Sprache 
ausgegeben, Verfaſſungsmäßig ift der Gebraud) beider Sprachen fafultativ und darf 
nit beſchränkt werben. 

Die Kriminalftatiftif gewährt, befonvers in neuefter Zeit, für ben firtlichen 
Zuftand des Landes günftige Refultate. Während früher das Mittel der in Ge 
fängnifjen Inhaftirten 200 betrug, ift basfelbe nun auf 150 herabgeſunken. 3) 
Auch die Bevölferung des im Jahre 1846 errichteten fogenannten Bettlerdepots 
zu Luxemburg und des, eine Abtheilung desfelben bildenden (1855 eröffneten), 
Gentraihospizes zu Ettelbrüd ift eine verhältnigmäßig geringe. 3) 

Die freie Verfügung über das Eigenthum unterliegt feiner gefetlihen Be— 
ihränfung. 36) Dasfelbe ift unbedingt theilbar und es gibt feine zwangsweife Zu- 
ſammenlegung. Dod find die Bauern theilweife dem alten Landesbrauche getreu 
geblieben, wonady das Gut dem älteften Kinde, gegen eine Abfindung der Geſchwi— 
fter übertragen wird, Man benugt dabei die Beftimmungen des Code civil über 
bie elterlihen Theilungen zu Bamilienablommen, Es gibt im Großherzogthum 


— — — — 


34) Am 1. Jan. 1860 befanden ſich 1) im Gefängniß zu Luxemburg: in präventiver Haft 
14 (10 Männer, 4 Weiber); in Anklageguftand 5 Männer ; zuchtpotizeilih Berurtbeilte 79, dar: 
unter 19 Weiber; Sriminal-Verurtbeilte 27, darunter 5 zu lebenslänglicher Zwangsarbeit vers 
urtheilte Männer, 4 zu zeitiger Zwangsarbeit verurtheilte Weiber; wegen Schulden inbaftirt 1. — 
2) Im Gejängniß zu Diekirch: in präventiver Haft 12 (1 Weib); zuchtpolizeilich VBerurtheilte 9 
(1 Weib); Ariminal-Berurtheilte feiner. 

35) Am 1. Jan. 1860 befanden fih im Pettlerdepot zu Lugemburg 24 Perfonen, 20 Weiber 
und 4 Männer; im Gentralbofpiz zu Ettelbrüd 87 Perſonen, darunter 36 Kinder unter 12 
Jahren, 11 Epileprifche, 27 Geiſteskranke. 

36) Auch das Jagdrecht ift mit dem Eigentbum an Grund und Boden verfnüpft, fann aber 
verpachtet werden, nicht von der Gemeinde, area durch freie Vereinbarung ſämmtlicher Eigen: 
thümer der Mark. Zehnten, Obereigentbum und fümmtlihe Reudallaften find ſchon jeit der frans 
göfichen Reoolution abgeihafft. Die nicht aufgehobenen Grundrenten find unbedingt in Geld ab: 
ösbar, Nutzungsrechte in Maldungen Fünnen dur ein Kantonnement, d. b. durch Abtretung 
eines Waldtheils zu vollem Eigenthum, auf Antrag beider Theile, abgelöst werden. Zu Gunften 
der Drainage und der Bewällerungen find durch Gefeg vom 26. Dec. 1855 einige neue Prädial- 
ferpituten eingeführt worden. 
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63,320 Grundeigenthümer, welde weniger als 10 Heftaren befigen, 2143 mit 
einem Befig von 10—30 Heftaren, 1501, deren Grundeigenthum zwiſchen 50 
und 100 Heltaren umfaßt und 729, vie ein Beſitzthum von mehr ald 100 Het. 
taren haben. 

Im Intereffe des Grundbefiges ift der im Jahre 1855 konceſſionirten inter- 
nationalen Bank zu Luremburg die Berpflihtung aufgelegt werben, eine Hypothe- 
lentaſſe zu errichten, melde bis zum Betrag des 20, Theiles des eingezahlten 
Attienfapitals, vermehrt durd ven Betrag der durch die Bank ausgegebenen Dar- 
lehensohligationen, Hypothekar-⸗Darlehen bewilligt, welche durch Rentenzahlung 
getilgt werben. 


B. Das Herzogthum Limburg. 


Das Im Jahre 1839 geſchaffene und dem deutſchen Bunde als Entſchädigung 
für den an Belgien abgetretenen, aus dem Bundesverhältniß entlaffenen Theil des 
Großherzogthums Luremburg überwiejene Herzogthum Limburg, an der Maas 
zwiſchen Aachen und Nymmegen, darf weder mit ver alten Grafſchaft Linkurg, 
welche feit 1277 mit Brabant vereinigt war, iventificirt, no mit der Provinz 
Limburg verwechjelt werten, welde bis 1830 einen Beftandtheil des im Jahre 
1815 vom Wiener Kongreß als Bormauer gegen Frankreich gebilveten Königreichs 
der Niederlande ausmachte. Denn dieſe Provinz Limburg umfaßte (verglihen mit 
dem Territorialbeftand von 1794) lüttich'ſche, öſterreichiſche, holländiſche, preußiſche, 
pfälzifhe und andere Gebietstheile. Der ganze nördliche Theil des jegigen Her- 
zogthums Limburg, bieffeits und jenfeits der Maas, gehörte zu dem (feit 
1713 preußifchen) Herzogthum eltern und die nörblihe Spige zu Eleve. In 
Betreff Maaftrichts, welches eben fo wie Venlo, nicht zum deutſchen Bunde gehört, 
war bie Yandeshoheit zwifchen Lüttich und den Generalftanten getheilt. Bon dent 
jenigen Theil des jegigen Herzogthums Limburg, welcher auf dem linfen Maas— 
ufer liegt, war nur ein Heiner Diftrift bei Kefiel, etwas ſüdlich von Venlo, alt- 
niederländifh. Die öftlihe Grenze des Herzogthums Limburg, wo es mit ben 
preußiſchen Rheinlanden zufammenftößt, ift ganz diejenige, welche die Wiener Kon- 
greßalte Art. 24 und Art. 66 in einer für Deutfchland wenig günftigen Weife 
zwiſchen Preußen und dem Königreich der Nieverlanve gezogen hatte. Die ſüdliche 
Weftgrenze bildet die Mans gegen Belgien; bie nördlichere Weftgrenze, welche es 
vom übrigen Königreih der Niederlande ſcheidet, ift theils eine fogenannte künft- 
liche Linie, theils ganz uörblid) wieder die Maas. 

Wie es gelommen tft, daß durch Ueberweifung dieſes Herzogtums Limburg 
bie Grenzen des deutſchen Bunbes bis an die Maas und refp. darüber hinaus 
erweitert, etwas mehr ſüdlich aber (bei Luremburg) verengert worben find, kann 
bier nur kurz angedeutet und in ben Hauptpunften vofumentirt werden. — Die 
belgifhe Revolution von 1830, welde die ven Fatholifhen Niederlanden verhaßte 
ftaatliche Verbindung mit Holland aufhob, Hatte auch die Provinz Limburg und 
Luremburg ergriffen. Beide Länder wurden mit Ausnahme ver Feftung Maaftricht, 
welde im Befig der Holländer blieb, und ver Bundesfeftung Luxemburg und beren 
Rayon, worin fid) die deutſche Bunvesbefagung behauptete, von den Belgiern 
offnpirt und abminiftrirt. In Betreff des Großherzogthums Luxemburg, als eines 
Beſtandtheils des deutfhen Bundes, nahm der König der Niederlande, wie es fein 
zweifelloſes Recht als Glied des deutſchen Bundes war, die pflihtmäßige Hülfe 
des letztern in Anfpruch; ein Berlangen, weldem aud das ftammverwandte ora- 


480 Luxemburg und Limburg. 


niſche Haus Noffau adhärirte. Diefe Hilfe wurbe ihm aber, im Widerſpruch mit 
den Grundbeftimmungen der Bundesafte und der Artifel 36 und 39 der Wiener 
Schlußakte, nit zu Theil. Der Bund ließ fi die, Seitens einer auswärtigen 
Macht eingetretene, faktiihe DOffupation von Bundesgebiet gefallen und verzichtete 
aud auf eine felbftänvige, aktive Vertretung bei den in Lonton ftattfindenden 
Konferenzen der Großmächte. So wurde die fogenannte Separationsafte vom 15. 
Dftober 1831, welche aud die Abtretung ber weftlihen Hälfte des Großherzog- 
thums Luremburg an Belgien defretirte, ohne birefte Betheiligung des deutſchen 
Bundes abgeſchloſſen. Erit am 30. Mai 1832 wurden bie darauf bezüglichen 
Erklärungen und Aftenftüde von Defterreih und Preußen, als ven Gejhäftsführern 
des Bundes bei den Londoner Konferenzen, der bentjhen Bundesverfamn- 
lung vorgelegt, wobei fi letztere, unter Mittheilung der Aftenftüde an bie 
Bundesregierungen, vorläufig beruhigte. Obwohl aber ver König der Niederlande 
in der 48. Sigung vom 14. November 1833 die Erklärung abgegeben hatte, daß 
er einen Theil des Großherzogthums an Belgien abzutreten gezwungen werde und 
daß er dem beutfchen Bunde eine Territorialentihädigung zu leiften nicht im 
Stande fei, wurde Seitens des Bundes dod das Recht auf eine Entſchädigung 
beanſprucht und feine Zuftimmung zur Abtretung des fraglichen Theiles des Grof- 
herzogthums von der Gewährung einer folgen Entſchädigung abhängig gemacht, 
audy in dem Bundesbeſchluß ter 13. Sigung vom 18. Auguft 1836 als Grunt- 
fag ausgeiprohen, daß das für den abzutretenden Theil des Großherzogthums 
Luremburg in ganz gleider Weiſe mit vem Bundesgebiet zu vereini- 
gende Territorium (Hinfichtlih deſſen auf die im Art, 4 der Separationsafte 
vom 15. Oktober 1831 bezeichneten Diftrifte der Provinz Limburg bingewiefen 
wurde), wenn es aud nit einen im Areal und ber Bevölkerung gleihen Erfatz 
zu bilden vermöge, doch in Beziehung auf Kontiguität umd Bertbeidigungs- 
linie den Interefjen des Bundes möglihft zufagen müſſe.“ Nachdem 
dann enblih am 19. April 1839 der definitive Traktat über bie Trennung 
Belgiens von dem Königreih der Niederlande 37) zu Stande gelommen war umd 
die deutſche Bundesverfammlung am 11. Vai 1839 die Genehmigung zu dieſer 
in ihrem Namen mitvollzogenen Urkunde ertheilt hatte, aud ihrem Verlangen, 
weitere Eröffnungen in dieſer Angelegenheit Seitens ver königl. niederländifhen 
Geſandtſchaft für Luremburg zu erhalten, in der 16. Sigung vom 16. Auguft 
1849 entiproden worden war 3), erfolgte in ver 19. Sigung vom 5. September 


27) Diejer Traftat beftimmt im Art. 1 die Provinzen, welche Beftandtbeil des Königreichs 
Belgien bilden jullen. Dazu wird auch die Provin Bear gezählt, jedoch mit Ausnahme 
der im Art. 1V bezeichneten Diftrifte derfelben. Der Art. 11. zieht die Grenze zwiſchen dem 
beigifchen und dem deutjchen Theile von Luxemburg, und Art. Il fanktionirt für den König 
der Niederlande an Stelle des abgetretenen Tbeils des Großh. Luxemburg eine Territorial- 
entſchädigung in der Provinz Limburg. Diefe Entfhädigung wird ibm (Art. IV) zugemiefen 
»soit dans sa qualit6 de Grand-Duc de Luxembourg, soit pour &tre reunis ä la Hol- 
lande«, und im Art. V die noch notbwendige Derftändigung zwifchen dem König Großherzog 
mit dem beutfchen Bunde und den Agnaten des Hauſes Naſſau über die Anwendung der Eti- 
pulationen des Art. 111 und IV vorbehalten. 

38) In diefer Erklärung werden zunächſt die Schwierigkeiten hervorgeboben, welche aus dir 
Kollifion verfhiedener Rechtsanfprüche (der niederländijchen Krone, des Hauſes Najjau und des 
deutfchen Bunpes) bei diefer Angelegenheit erwachſen waren. Diefen Schwierigkeiten ſei nun bes 
gegnet durch den Beſchluß Sr. Majeftät: 1) daß die im Art. IV des Londoner Vertrags bezeib: 
neten Gebieistheile für ewige Zeiten mit der niederländijchen Krone vererbt werden follten; daß 
viele Gebietstheile ungetrennt bleiben und ald Herzogtbum Limburg wieder bergeflellt wer⸗ 
den jollten, wogegen das Königreich der Niederlande im Befig der beiden Städte und Feflungen 
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1839 derjenige Beſchluß der deutſchen Bunbesverfammlung, welder das ftaats« 
und bundesrechtliche Berhältnig des Herzogthums Limburg definitiv regulirte und 
in biefer Hinfiht bis auf den heutigen Tag maßgebend geblieben ift. Anftatt einer 
bloßen Relation des Inhalts ziehen wir es, aud wegen ber möglicher Weife ver- 
ſchiedenen Auffaffung feines Sinnes, vor, ihm feinem Wortlaut nad bier eine 
Stelle zu geben: 

„Die BE SE mit Befriedigung in ber von Sr. Mai. 
dem König der Nieverlande, Großherzog von Luremburg, gefaßten Entſchließung, 
an die Stelle des durch ven Art. II. des zu London am 19. April I. 3. abge 
ſchloſſenen Staatsvertrag an Belgien abgetretenen Gebiets im Großherzogthum 
Luremburg, mit dem ganzen, eine Bevölkerung von 147,527 Seelen in fi begrei- 
fenden, neugebilveten Herzogthum Limburg dem deutſchen Bunde beizutreten, eine 
genügende Erfüllung derjenigen Bedingung, unter welcher allein ver Deutfche Bund, 
vermöge bes in ber 13. Sigung vom Jahr 1836 gefahten Beichluffes, zu der 
Abtretung eines bisher demfelben einverleibten Gebietes feine Einwilligung geben 
zu wollen, erflärt hat. — Somie daher ver Deutiche Bund von nun an das 
Herzogthum Limburg als zum ———— gehörig betrachten wird, ſo bleiben 
auch dem nunmehrigen Großherzogthum Luxemburg und Herzogthum Limburg kollektiv 
alle diejenigen Rechte und Vorzüge vorbehalten, welche bisher mit dem Großher— 
zogthum Luremburg allein verbunden waren. — Belangend das matrifularmäßige 
Berhältnig für Mannfhaftsftellung und für Geldleiſtungen, fo ift daſſelbe verfaf- 
fungsmäßig durch die von den Bundesgliedern angegebene Volkszahl beringt, und 
es wird daher, nad dem von Sr. Maj. dem König-Grofherzog in der Erklärung 
vom 16. Auguft 1. 3. angegebenen Zahlenverhältniß, tie Bundesmatrifel berichtigt 
werden. — Die Bundesverfammlung findet übrigens in der Erflärung Sr. Majeftät, 
daß, unbefchadet der mit dem Königreich ber Niederlande gleichen Berfafjung und 
Verwaltung des Herzogthums Limburg, die Anwendung der Bundesgeſetze auf das 
Herzogthum Limburg in feiner Weife beeinträchtigt werben folle, die ficherfte Bürg- 
haft dafür, daß die Weisheit Sr. königl. Majeftät Maßregeln treffen werbe, 
weldhe geeignet find, den Unzukömmlichkeiten vorzubeugen, tie fonft möglicher Weife 
aus dieſen Berhältntffen enttehen könnten. — Die bei diefem für ganz Deutſch— 
land wichtigen Anlaffe, aud in der Eigenjhaft als König der Niederlande, dem 
Deutihen Bunde fund gegebenen wohlwollenden Gefinnungen von Freundſchaft 
und nachbarliher Zuneigung zu jeder Zeit zu erwiedern, wird der Bund ſich ftets 
fo bereit als verpflichtet finden." 

Demnad bildet das Herzogthum Limburg, was fein ftaatsrehtlihes Ver— 


Maaftriht und Venlo, mit ihren Rayons, verbleiben werde. 3) „Se. Majeftät beabfichtigen, 
an die Stelle des durch den 11. Artitel des Londoner Vertrags abgetretenen Theils des Groß- 
berzogthbums Luxemburg, mit dem ganzen Herzogtbum Limburg, jo wie ed jetzt von Alferböchftibnen 
Penn worden, dem deutfchen Bunde beizutreten, und wenn auch Allerböchitdiefelben bei Diefer 

rflärung fi vorbehalten 57 nach Maßgabe der oben angedeuteten 
Berbältniffe, das Herzogtbum Limburg unter diefelbe Berfaifung und Ber» 
waltung mit dem Königreich der Niederlande zu ftellen, fo verbinden Se. 
Majeſtät doch damit die Zufiherung, daß diefer Umftand die | der 
deutfhen Bundesverfaffung auf das erwähnte Herzogtbum in feiner Weife 
hindern ſoll.“ Dabei wird noch angegeben, daß zufolge der angeftellten Berechnungen die Bes 
völferung des abgetretenen Theiled des Großberzogtbums Luxemburg 149,572 Seelen betrage, 
während derjenige des Herzogtbums Limburg fi auf 149,527 belaufe, alfo eine ganz unbedeus 
re Differenz vorliege. (Ueber den — reſp. gegenwärtigen Stand der Bevoͤlkerung ſ. 
unten.) 
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hältniß betrifft, einen integrivenden Beftandtheil des Königreichs der Niederlande und 
unterliegt als folder verfelben Verfaſſung und Verwaltung, wie denn aud das im 
Jahre 1848 revidirte Grundgeſetz des Königreihs der Niederlande (vom 14. Oft. 
Art, 1) e8 in dieſer Eigenfchaft als Provinz des Königreihs aufführt 9). Aus 
diefem Grunde fann von einer Darftellung feiner Verfaſſung und Berwaltungs- 
organifation hier feine Nede fein. Wir müßten fonft die des Königreichs der Nie 
verlande ſchildern. Wie die übrigen Provinzen dieſes Königreichs bat auch das 
Herzogthum Limburg feine Provinzialftände, die für die Apminiftration des Landes 
ihre befondere Bedeutung haben. Die Anwendbarkeit der auf die lanpftänbifchen 
Berfaffungen bezüglichen Beftimmungen der Orundgefege des deutſchen Bundes auf 
diefe Provinzialftände, oder gar auf das Verhältniß ber, aud vie limburgiſchen 
Abgeordneten umfafienden, Generaiftaaten zur Krone laffen wir als eine gegen- 
wärtig fein praftijches Intereſſe darbietende, jedenfalls ſchwierige und intrifate, 
Trage bei Seite liegen. — Ebenfo feft wie das ftaatsrehtliche fteht aber 
anbererjeits das bunde srechtliche Berhältnig von Limburg. Das Herzogthum 
bildet einen unzweifelhaften Beſtandtheil des beutihen Bundbesgebietes, 
und der König der Nieverlande hat als Herzog von Limburg viefelben Rechte und 
Pflichten, welche die Grundgefege des deutſchen Bundes als weſentlich gleiche für 
alle Glieder des Bundes ftatuiren. Limburg bildet aber weber einen bejonvern 
Bundesftaat, da es keine beſondere limburgifhe Souveränetät gibt, noch aud 
bundesrechtlih ein beſonderes Bundesglied, da auf ihm und dem nunmehrigen 
Großherzogthum Luremburg „kollektiv“ alle diejenigen Rechte und Pflichten 
ruhen, welde bis 1830 ober 1839 „mit dem Großherzogthum Luremburg allein 
verbunden waren“. Beide zufammen kommen daher aud, was die Vertretung in 
der Bundesverfammlung betrifft, nur als ein Bundesglied in Betracht, haben im 
engern Rath nur eine Stimme und im Plenum zufammen drei Stimmen, 
ohne daß von einem befonvern Stimmrecht für Yuremburg oder Pimburg die Rede 
fein Konnte 9); und es gibt in der Bundesmatrifel mur ein zum 9. Ärmeelorps 
gehöriges Iuremburg-limburgifhes Kontingent #1) und nur einen luremburg-limbur- 
giſchen Matrikularanſchlag, wenn auch in Betreff des erftern eine verfchiebene 


(39 Eine Aenderung des Berhältniffes wurde im Jahre 1848 erftrebt und dabei von der 
deutſchen Nationalverfammlung in den auf bie Berbältniffe Limburgs bezüglichen Befchlüffen vom 
19. Juli und November 1848 der Standpunkt eingenommen und — *8 daß die intendirte 
deutſche Bundesftaatd: oder Reichsverfaſſung in jeder Beziehung auch auf dad Limburgiſche An- 
wendung finden müſſe. Vergl. die nähern Nachweiſungen im Deutſchen Staats- u. Bundesrecht, 
2. Aufl. Tb. 11. $. 245. Note 15. S. 630 f., wo ſelbſt auch die damals erſchienenen Broſchüren 
von Steifenfand, Keller und van Scherpenzeel-Heuſch, fowie die derzeit von nieder: 
ländifher Seite ausgegangene „Denkſchrift über die DVerbäftniffe des Herzogthums Limburg‘ 
angeführt find. 

40, Dadurch wird freilich nicht ausgeſchloſſen, daß z. B. bei der Auftimmung zu einem Bun 
desbeſchluß in Betreff Limburgs und in Rolge der vom Bunde anerkannten ftaatsrechtlichen Ver— 
bältnijfe diefes Landes, ein befonderer Vorbehalt gemacht werde; wie ja auch jedes andere Bun— 
desglied in Betreff eines einzelnen Landestheiles mit Rückſicht auf deffen befondere Verhältniſſe 
möglicher Weife einen ſolchen Vorbehalt machen fünnte. — Daß Limburg nicht zum deutichen 
Zoll, Poft: und Heimatsverein gebört, wie das Großherzogthum Luxemburg, fann jedenfalls gar 
nicht als eine bundesrechtliche Anomalie betrachtet werden. 

#1, Durch neuere Bundesbefchlüffe, wodurch einerſeits zwiſchen Niederfand und Naffau und 
andererfeits zwifchen Preußen und Luxemburg abgefchlofiene Konventionen ausdrücklich gebilligt 
worden find, ift feftgefegt worden, daß das Iimburgifche Kontingent gegenwärtig blos in Ka⸗ 
vallerie geftellt wird und zur zweiten Brigade Naffau-fimburg) der zweiten Divifion des neunten 
Bundesarmeekorps nebört, — während das bios aus Infanterie beftebende luxemburgiſche 
Kontingent lediglich zur Kriegsbefagung der Bundesfeftung Zugemburg verwendet werden fol. 
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Berwendung der kuremburgifhen und limburgiſchen Kontingentmannfchaft eintreten 
und, was die Vundesverſammlung koncedirt hat, bei Einzahlung der Matrikular- 
beiträge von der Bundeskaſſe befondere Quittungen für die auf das Lurembur- 
giſche und auf das Limburgiſche fallenden Raten ausgeftellt werben. 

Da, wie jhon bemerkt, über das Verfaſſungs- und Verwaltungsrecht Lim— 
burgs, als identiſch mit dem nieverländifchen, bier feine weitere Ausführung ge- 
geben werben kann, jo beſchränken wir uns auf einige bie Bevölkerung des Her- 
zogthums betreffende ftatiftifche Notizen 42). Nah den ftattgefundenen officiellen 
Zählungen betrug die gefegmäßig bomicilirte Bevölkerung des Herzogthums am 
31. December 1857 im Ganzen 208,033 Seelen, und zwar 104,730 männlichen 
und 103,303 weiblihen Geſchlechts. Davon wohnten 51,130 in den Stäbten 
und 156,903 in den Landgemeinden. Am Schluß des Jahres 1858 hatte fich dieſe 
Bevölferung im Ganzen um 1680 Berfonen vermehrt; fie betrug 209,713 See- 
len, 717 mehr in den Städten, 963 mehr in den Landgemeinden. Bon den Stäbten 
hatte Maaftriht am Ende des Jahres 1828 25,283 und Venlo 7244 Einwohner 
(die von der in die Bunvdesmarrifel einzurechnenden Bevölkernng abgehen); Boer— 
monb 7748; Weert 6872, Sittard 4700, Unter den 120 Landgemeinden hatte 
ein Ort (Heerlen) über 5000 Seelen ; in mehrern (Bergen, Kerkrade, Maasbree, 
Neeverweert, Benray) überftieg die Summe der Bevölkerung die Zahl 4000, im 
andern (Et, Horft, Vaals und Witten) die Zahl 3000. Bon fieben Land— 
gemeinden zählte jeve über 2000 Einwohner; 46 hatten über 1000. Die Zahl 
der lebendig Geborenen betrug 3344 männlihe und 3247 weibliche; darunter 169 
unehelihe und 88 Zwillings- und 2 Drillingsgeburten. Es ftarben im Jahre 1858 
im Ganzen 4910 (2442 männlihen und 2468 weiblihen Gejchlehts), wovon 
2634 unverheirathete und 1332 verheirathete Perfonen. Heirathen fanden ftatt: 
1518, aber feine Eheſcheidung und feine Trennung von Tifh und Bett. — Die 
große Mehrzahl der Einwohner gehört der römiſch-katholiſchen Kirche an; doch 
gibt es ein paar Taufend Reformirte (theils niederdeutſche, theils franzöfifhe) ins- 
bejondere in den Städten Maaftricht, Boermond und Venlo, und einige Hundert 


Angehörige der lutheriſchen Kirche, Die Zahl der Juden beträgt zirka 1400. 
9. A. Zachariui. 


Luxus. 
1. Der Begriff des Lurus und feine Begrenzung. Il. Die kulturgeſchichtliche Beveutung des Lurus, 
1. Der Einfluß der wirtbichaftligen und Kul« IV. Zurusgefeggebung. 


turverbältniffe auf das Hervortreten und bie 
Geftaltung des Lurus. 


I. Der Begriff des Lurus und feine Begrenzung. 


Die mit der geiftigen Entwidlung aus der Beſchränktheit des menſchlichen 
Auffaffungsvermögens ſich ergebende Nothwenbigfeit, das Gefammtgebiet des Stu: 


2), Sie find entnommen dem neueften gedruckten officiellen Bericht über das Jahr 1858: 
Verslag van den toestand van het Hertogdom Limburg over 1858, door de gedepu- 
teerde Staaten aan de Staten van dat gowesigedaan, in de zomervergadering van 1859, 
Maastricht, van Osch-America en Cie, Drukkers van het Provinciaal Blad. 1859. 
Diefer mit großer Sorgfalt und Genauigkeit ausgearbeitete Bericht (506: ©, 8%.) enthält in 17 
Hauptftüden die detaillirteften Nachweifungen und Zufammenftellungen in Betreff der Bevölke— 
rung des Herzogtbums überhaupt, des Auftandes und der Wirkfamkfeit der Provinzialftaaten, des 
Haudhaltes der Gemeinden, der Geſundheitspolizei, der Nationalmiliz und Schutterijen, der firdy 
lichen Berhältniffe, über Schulen, Kunft und Wiflenfhaft, Zuftand des Armenweiens, Anftalten 
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diums und der Erkenntniß in Fleinere Abtheilungen zu zerlegen, in beren Bear- 
beitung ſich die Männer der Wiffenfhaft zu theilen haben, mit einem Worte, das 
unumgängliche Zerfallen der Wiſſenſchaft in eine Reihe jelbftändiger und jede ein- 
zelne für ſich volle Arbeitskraft in Anſpruch nehmender Disciplinen ift aud von 
eigenthümlihen Nachtheilen begleitet, und viefe müſſen fih vorzüglid bei ver Be— 
handlung verjenigen Erſcheinungen äußern, welche gerade auf der Örenzlinie zweier 
wiffenfchaftliher Gebiete liegen. Hier wird es häufig vorfommen, bald daß ein fol- 
her Gegenftand vernadhläfjigt wird, mweil von den Bebauern der verfdiedenen 
wiſſenſchaftlichen Felder, zu denen er in Beziehung fteht, ein Jeder es ablehnt, ihn 
in den Kreis feiner Beſchäftigung hineinzuziehen, und ihn dem Nachbar überweift, 
bald daß umgekehrt jede jener verſchiedenen Disciplinen ſich feiner bemächtigt, aber 
indem jede ihn nur unter ihrem eigenthümlichen Gefichtspunfte betrachtet , ihm 
aud nur eine einjeitige Behandlungsweife angebeihen läßt, in welder feine volle 
Bedeutung nicht zur Öeltung kommt und in der er nur zu einer Veranlafjung 
offenen Haders oder ftiller Entfremdung zwiſchen ven Bebauern der verſchiedenen 
Wiffensgebiete wird. Dieſes Letztere beftätigt fih auch am der wiſſenſchaftlichen 
Behandlung der auf der Grenze zwiſchen vem Gebiete ver wirthſchaftlichen und 
der ethiſchen Wiſſenſchaften liegenden Erfcheinungen, weldhe man unter der Bezeich- 
nung des Luxus zufammenzufafen pflegt. 

Bon Alters her haben ſich die Sittenlehrer, Theologen und Philofophen mit 
venfelben abgegeben, und nicht minder hat die Wirthſchaftslehre, ſeitdem fie fich 
überhaupt zu einer ſelbſtändigen Wiffenfhaft ausgerundet hat, diefem Gegenftande 
ihre wiederholte Aufmerkſamkeit zugewendet; aber beide Arten von Unterfuhungen 
gehen ziemlich unabhängig neben einander her. Die Philofophen fümmern fi) dabei 
wenig um die Defonomifer und diefe nicht viel mehr um jene. Wenn das Ergeb- 
niß, zu weldhem die Einen und die Andern gelangen, gleihwohl in neuerer Zeit 
mehr und mehr zufammenftimmt, fo ift das offenbar viel weniger die Folge unmittel- 
barer gegenfeitiger Belehrung, als die Einwirkung theils einer beffern wiſſenſchaft— 
lichen Methove, theild des Einfluffes der geiftigen Zeitftrömung im Allgemeinen, 
welchem Beide gleihmäßig ausgefegt waren. Und dennod kommt, wie wir und im 
Folgenden nadyzuweifen bemühen werben, der Oegenftand nicht zu feinen vollen 
Rechte, wenn man bei der wiljenfhaftlihen Behandlung vesjelben nicht wirthichaft- 
(ie und moralifhe Geſichtspunkte gleihmäßig berüdfichtigt. 

Die angeveuteie Uebereinftimmung befteht übrigens zum großen Theile nur 
in der Befeitigung von Wortftreitigfeiten, Wenn früher die Gegner des Lurus 
ihre Anficht meiftens vadurd begründeten, daß fie die Bezeihnung nur auf ſchäd— 
liche Lebensgenüffe einfhränften, jo faßten fie den Begriff offenbar weit enger als 
der allgemeine Sprachgebrauch, und ihre Folgerungen fünnen daher nicht für eine 
Menge von Erſcheinungen gelten, die man doch allgemein als dem Luxus ange- 
börig betradyten wird. Wenn auf der andern Seite dem Lurus damit das Wort 
geredet wurde, daß man alle höhern, iiber das abjolut Nothwenbige hinausgehen 
den Berzehrungsarten ihm unterſchob, bergeftalt, daß es feinen die fnappfte und 
rohefte Befriedigung des finnlihen Bedürfniſſes überfteigenden Genuß gab, ver 
nicht Lurus fein follte, fo dehnte man damit diefe Bezeichnung weit über die vom 
Sprahgebraud gezogenen Grenzen aus und machte es ſich damit freilich Leicht, 


für öffentliche Sicherheit und Gefängnißweſen, Staatafteuern, Domänen und Poften, Wafjerbau- 
weien, Straßen und Wege, Landbau, Jagd und Fiicherei, Fabrikweſen, Handel und Schifffahrt, 
Map und Gewicht, Verkehr zu Wafler umd zu Kante, Eifenbabnen u. |. w. 
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die Nothwendigkeit und Heilfamkeit des Luxus zu zeigen, nur daß ein großer Theil 
der als heilfam und nüglich anerkannten Verzehrungen Niemandem im gemöhn« 
lihen Leben als lururids galt und darum aud nichts für das dort unter Luxus 
Berftandene beweifen fonnte. 

Sollte ver Wirrwarr der Streitenden überhaupt zu einer Verftändigung füh« 
ren, fo mußte der Begriff in forgfältigerer Anpafjung an bie allgemeine Sprach— 
weife befinirt werben, was zugleid eine engere Begrenzung der zulegt erwähnten 
Auffaffung gegenüber und eine Erweiterung im Vergleich zu der zuerft bezeichneten 
Erklärungsweije in fi ſchloß. Hierburh aber wurde man dann zweifach meiter 
geführt. Fürs Exfte ftellte ‚fi heraus, daß nicht alle als Lurus zufammengefaßten 
Borgänge gleihmäßig heilfam eder nachtheilig, löblich oder verwerflich feien, und 
man war damit auf eine Unterfheidung zwifchen fhärlihem und nütlichem, ge— 
rechtfertigtem und ungerechtfertigtem Luxus hingewiefen. Sodann, zweitens, ließ ſich 
nicht überfehen, daß eine VBerzehrung irgend welder Art unter gewiffen Umftänden 
als Lurus erfheinen kann, unter andern nicht, daß es mithin für die Entſchei— 
dung der Frage, ob etwas Luxus fei oder nicht, auf die Verhältniffe der bei dem 
Borgange Betheiligten ankommt. Mit andern Worten, e8 trat die Relativität des 
Lurus ans Licht. Bis zu diefen beiden Punkten reicht im Allgemeinen vie Ueber- 
einftimmung der Moraliften und der Oekonomiker der Gegenwart, und fie konnte 
erzielt werben, ohne daß fi Beide um einander zu befümmern braudten. Darüber 
hinaus aber zeigt fi) alsbald der Gegenſatz der Anſchauungen fowohl in ber Be: 
griffebeftimmung, als bei der Frage der Nützlichkeit oder Schädlichkeit der luxu— 
riöfen Verzehrungen. Die Wirthſchaftsgelehrten find meiftens geneigt, das daraf- 
teriftifche Merkzeichen des Luxus nur in der Entbehrlichkeit bes betreffenden Aufwandes 
zu erbliden; was aber entbehrlich fei und was nicht, dafür ſuchen fie die Entjchei- 
dung weniger in einem objektiven -Maßftabe, als in ven fubjeftiven Anſchauungen 
der gerade in Betracht kommenden Einzelnen, Stände, Völker und Zeiten. Die 
Moraliften legen gern in den Begriff des Lurus eine Beziehung auf dem gefelligen 
Genuß. Die Wirthſchaftsgelehrten ftellen den Luxus vorzugsweife in Gegenjag 
zur Berwendung der Güter für Zwede der Probuftion, zur Kapitalifirung; die 
Moraliften zur unmittelbar mwohlthätigen oder gemeinnügigen Berzehrung. Die 
Wirthſchaftsgelehrten beurtheilen vie Berechtigung des Luxus hauptſächlich nad dem 
Einfluſſe, den verfelbe auf die allgemeinen, insbefondere die wirthihaftlihen Zus 
fände auszuüben geeignet ift; die Moraliften vornehmlich nad den Motiven, auf 
welchen er beruht, und nach dem Erfolge, ven er für das innere Leben Derjenigen 
hat, von denen die betreffenden Verzehrungen ausgehen oder bie an ber letteren Theil 
nehmen. — In der That läßt ſich zu einer vollftändigen Würdigung des Wefens und 
der Bedeutung des Luxus nicht anders gelangen, als wenn man von der Scheibelinie 
abfieht, welche herkömmlicher Weife zwifchen moralifhen und politiihen Wiſſenſchaften 
gezogen wird, denn die Thatfahen, auf welde man zurüdgreifen muß, gehören 
theil8 dem einen, theil® dem andern dieſer Gebiete an. Es verhält ſich aber damit 
in folgender Weife. 

Im Kreislaufe des wirthfchaftlichen Lebens pflegt ſich vermittelft der Pro- 
duftion ein Ueberſchuß über dasjenige Maß der Güter zu erzeugen, welches zur 
Fortführung der Eriftenz in der bisherigen Weife erforberlih ift. Diefer Ueber: 
ſchuß — und man lafje dabei nicht außer Augen, daß die Form, in welcher er 
erſcheint, meiftens ſchon durd die Verwendung, welche man ihm zu geben beab- 
fihtigt, beftimmt wird — kann dann fowohl zurüdgelegt und zur Erweiterung 
der Produftion benugt, Fapitalifirt, als unprobuftiv verwandt werden, Im nor 
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malen Berlauf der Dinge wirb regelmäßig bei Bölfern mie bei Einzelnen Beides 
zugleich ftattfinden: ein Theil jenes überfchäffigen oder freien Eintommens wird 
zur Vermehrung des probuftiven Bermögensftammes, ein anderer zur Erweiterung 
der Pebensgenüffe dienen; das Verhältniß aber, in welchem biefe Vertheilung auf 
beide Zwede ftattfindet, wird je nach ben Umſtänden ein fehr verfciebenes fein. 
Bald wird man mehr das Berürfnif empfinden, feine Produftivfraft zu fteigern, 
und deßhalb einen größern Theil des bisponiblen Einfommens zur Kapitalbildung 
beftimmen; bald wird die Neigung, die Eriftenz genußreiher und glänzender zu 
geftalten, lebendiger hervortreten und zu biefem Behufe einen größern Antheil von 
jener Gütermenge in Anfprud nehmen. An fih fann natürlich die Verwendung 
in ber einen Art ebenfo gerechtfertigt fein, wie in der andern. Neben der Spar: 
famfeit Hat auch die Erweiterung ver Lebensgenüffe ihr Recht, und wie es eime 
unfittlihe, verihwenderiiche Verzehrung gibt, fo nit minder ein umvernünftiges 
Auffparen. Bom Standpunkte Derjenigen, welde die Entfheidung zu treffen haben, 
wird biefe bald als das Ergebniß erfolgreiher Abwägung aller dabei in Betracht 
fommende Rüdfichten und in Folge deſſen als eine ſittlich gebotene, bald als eine 
fittlich gleichgültige erfcheinen. Fällt fie in dem legtern Falle zu Gunften der un- 
probnftiven Verwendung aus, fo ift die Verwirklichung derſelben eben diejenige 
Erſcheinung, die wir als Luxus bezeichnen. R 

Der Lurus ift mithin nichts Anderes, als die als etwas ſittlich Gleichgültiges 
vorgenommene unprobuftive Verwendung des freien Einkommens. Er ift unpro- 
buftive Verwendung, und das unterfcheidet ihn von den Verwendungen, bie eine 
Produktion zum Zwede haben; er ift Verwendung zum Behufe eines entbehrlichen 
Genuffes, denn nur unter diefer Vorausfegung ift e8 möglich, ihn als etwas fitt- 
lich Gleichgültiges aufzufaflen, und hierdurch tritt er in Gegenfat zu den Berwen- 
dungen, welde nur die im Hinblid auf die Natur des Menfchen wie auf ven 
jeweiligen Stand der Civilifation und das durch benfelben bedingte Herkommen 
für nothwendig eradhteten Bedürfniſſe zu befriedigen beftimmt find; er ift endlich 
Berwendung freien Einkommens, was ihn von der Verſchwendung unterſcheidet, 
die, um überflüffige Ausgaben zu machen, die Mittel verwendet, welche zur Be— 
treibung der Produktion oder zur Beftreitung der unentbehrlihen Bedürfniſſe erfor- 
verlih find. In diefen drei Merkmalen befteht feine öfonomifhe Signatur, Seine 
moralifhe Signatur liegt in der Gefinnung, von welder man bei der Verwendung 
geleitet ift, nämlich in der Meinung, mit der legtern etwas ſittlich Gleichgültiges 
zu thun. 

Wir wiffen wohl, aud dieſe Erklärung ftimmt nicht ganz mit dem Sinne, 
in welchem das Wort überhaupt gebraudt wird. Nicht felten, wendet man ven 
Ausdruck Lurus auf Vorgänge an, welde nur die oben bezeichneten ökonomiſchen 
Merkmale haben, ja man zählt aud die einfach verſchwenderiſche Konfumtion mit 
unter ben Begriff und läßt die Gefinnung, welde dabei im Spiele ift, ganz außer 
Frage. Allein die Thatſache ift einfach die, daß der Spracdgebraud bes gewöhn- 
(ihen Lebens, wie in fo vielen andern Fällen, fo auch bier nicht konfequent und 
daher nicht dazu gemacht ift, eine wiſſenſchaftliche Begriffsbeftimmung auf ihn zu 
bauen. In den weitaus meiften Fällen, in welchen der Ausdruck gebraucht wird, 
bat verfelbe offenbar eine moralifivende Nebenbeveutung, und wenn wir beren 
Sinn in unferer Erflärung richtig getroffen zu haben vermeinen, fo haben wir 
dazu einen doppelten Grund. Denn fürs Erfte wird auf diefe Weife eine Reihe 
von Erjdeinungen ausgefondert, die wegen ihrer gemeinfamen Eigenthümlichkeit 
und wegen ihrer Bebeutfamfeit eine Zufammenfaflung wirklich erheiſchen, und 
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ſodann findet auf ſolche Art die fo vielfach ſich kundgebende Neigung und bie doch 
dabei hervortretende Unentfdiedenheit, mit dem Worte Lurus die Idee von etwas 
moraliſch Verwerflichem zu verbinden, ihre volltommenfte Erklärung. 

Denn in der That erfcheint num der Luxus als der Ausprud einer Unvoll- 
tommenheit, welche die Menfchen zu überwinden berufen find, während bie natür- 
liche Trägheit fih nur allzu gern und allzu häufig von dieſer Aufgabe abwendet. 
Die höchſte Forderung geht unzweifelhaft dahin, daß wir, wie in unferm ganzen 
Leben, fo aud im unferer Bermögensverwaltung, nichts als fittlich gleichgültig an- 
jehen, ſondern in jedem einzelnen Falle im Stande fein follen, das Richtige, d. h. 
das vom Gittengefege Gebotene, was immer nur Gines fein kann, zu erkennen 
und zu befolgen. Statt deffen find wir Häufig in großer Unfidherheit, und nicht 
allein das, fondern dieſe Unficherheit ift uns wohl aud ein willfommener Bor- 
wand, um ohne weitere Unterfuhung unfern natürlichen Gelüften nachzugeben und 
babei body vor uns felbft gerechtfertigt zu erjcheinen. Das „erlaubt ift, mas ge- 
fällt”, findet in Aller Bruft einen geheimen Wiverflang. So ift denn der Lurus, 
auch da, wo er fid nicht in abjolut ſchädliche Bahnen wirft, in gar vielen Fällen 
das Ergebniß eines Mangels an- fittlihem Ernfte, und vielleicht ift es nicht zu 
weit gegangen, dies als Regel zu bezeichnen, Jedenfalls liegt dieſer Abweg überall 
nahe. Das Mißtrauen, die Mißgunft, mit welden ihn fittenftrenge Perfonen bes 
tradhten, wird hierdurch vollftändig erflärlich. 

Und dennoch läßt es fich nicht verfennen, jenes Ideal ift nirgends zu errei⸗ 
hen. Wie in andern Beziehungen des Lebens, fo gelangen die Menfchen auch in 
Betreff der Verwendung folder Vermögenstheile, die ihnen über ven für noth» 
wendig angefehenen Bedarf zufließen, nimmermehr dahin, unter allen Umſtänden 
das abfolut Richtige herauszufinden; vielmehr werben fih in der Regel dem Geifte 
eine Reihe verjchiedener Verwendungsmöglichkeiten barftellen, die alle gleichmäßig 
berechtigt erſcheinen und zwijchen venen die Wahl daher als ein fittlich gleichgül« 
tiger Akt erfcheint. Es liegt in der Natur des Menſchen, daß dabei die Entſchei— 
dung vorzugsweife häufig zu Gunſten folder Verwendungen ausfallen wird, melde 
eine unmittelbare Bermehrung der Lebensfreuden bezweden, und fo erfcheint 
denn der Lurus al® der regelmäßige, wenn aud bald in größerem, bald in ges 
ringerem Umfange bervortretende Begleiter der Wirthihaft, fobald und fo oft 
diefe die Mittel gewinnt, über die Befriedigung ver Lebensnothourft hinauszu- 
gehen. Die Frage aber, ob er fittlich gerechtfertigt fei oder nicht, bleibt dabei 
eine offene, nicht im Allgemeinen, fondern nur nad) ver Beſchaffenheit des einzelnen 
Falles zu entſcheidende, und das Nämliche gilt von ver andern Frage nad) feiner 
Nützlichkeit oder Schäblichkeit. 

Dir fagen: von ber andern Frage. Denn aus dem Vorhergehenven ergibt ſich, 
daß beide Fragen, die man häufig mit einander verwechſelt, in ber That nicht 
identifch- find. Ein Lurus kann ſittlich gerechtfertigt fein, wenn Diejenigen, melde 
ihn treiben, dabei in gutem Glauben und nad gewifjenhafter Prüfung verfahren, 
und doch ſchädlich, wenn das Ergebniß, zu dem fie dabei gelangen, ein irriges ift. 
Und umgefehrt kann ein Luxus nur der Ausdruck einer fittlihen Schwäche fein 
und doch zum Nugen ausfchlagen, wenn er zufällig vie richtigfte oder wenig» 
ſtens eine in irgend einer Weife dem wahren Wohle förverliche Verwendung trifft. 
Die Beurtheilung eines Lurus vom utilitarifhen und vom ethifhen Standpunkte 
aus kann daher fehr verfchienen ausfallen und doch von jedem aus zutreffen. Nur 
fo viel ift richtig, daß biefe Disharmonie in der Regel verfhwinden wird, wenn 
der Luxus längere Zeit fortgefet wird, Denn erweist fi ein Lurus, auf den 
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man anfangs leichtfinnig eingegangen war, auf die Dauer als heilfam, fo wird 
er ſchließlich auch das Gewifjen mit fi verfühnen. Und andererfeits muß ein Luxus, 
der fortdauernd auf unfittlihen Borausfegungen beruht, ſchließlich auch übermwie- 
gend nachtheilige Folgen ans Licht bringen. 

Noch ein Punkt ift bier zu berühren. Man könnte geneigt fein, die Beden- 
tung ber aufgeftellten Begrifjsbeftimmung des Luxus für die politifhe Betrachtung 
in Zweifel zu ziehen. Nach unferer Definition follen, damit ein Aufwand als Lurus 
anzujehen fei, nicht blos gemiffe äußere ökonomifhe Borausfegungen erfüllt fein, 
fondern e8 muß aud noch eine beftimmte innere Auffaflung, eine beftimmte Ge— 
finnung binzutreten. Nun fei es, könnte man fagen, ſchon den Einzelnen gegen- 
über fhwer, das Vorhandenſein jener Gefinnung zu ermitteln, da man dem Men— 
ſchen nicht ins Herz fehen könne; wie viel mehr bei ver Betrachtung der Böllfer 
im Großen und Ganzen, wie fie Sade der Politit fei. Es bleibe daher nichts 
übrig, als fih einfah an vie äußern wirthſchaftlichen Merkmale zu halten und 
vorauszufegen, daß, wo dieſe fi finden, aud die fraglice Gefinnung zu Grunde 
liege. So komme man fchließlih doch wieder auf den einfeitig wirthſchaftlichen 
Standpunkt zurüd, Allein mit dem legtern Satze geht dieſe Argumentation zu 
weit. Allerdings muß man als Regel die Nothwendigkeit zugeben, fi mit der 
Konftatirung der äußern wirthſchaftlichen Erſcheinungen zu begnügen und daran 
die Präfumtion der fraglihen Gefinnung zu knüpfen. Der Bolitifer, darf man 
fagen, bat im Allgemeinen ein Recht, diejenigen Borgänge für Luxus zu erklären, 
welde den Bedingungen feiner äußern Erſcheinung entſprechen. Jedoch es bleibt 
babei der Vorbehalt beftehen, ein ſolches Urtheil zu berichtigen und einzufchränfen, 
fobald und fo oft genügende Anzeichen vorhanden find, daß jene Präfumtion in 
Betreff ver Gefinnung thatfählih nicht zutrifft. Und dieſer Vorbehalt ift nicht 
beveutungslos. Dies ergibt fih, wenn man fi des unausgefegten Wechſels ter 
Anfichten über diejenigen Ausgaben, die zu den Lebensnothwendigfeiten zu rechnen 
feien, erinnert. 

Die Umgeftaltung der öfonomifhen und Kulturverhältniffe verjchiebt fort- 
während die Grenzlinie zwijchen dem Nothwendigen und dem Entbehrlicen. Bei 
einem fortjchreitenden Zuftande der Geſellſchaft erweitert ſich unausgefegt der Kreis 
derjenigen Aufwände, die für nothwendig gelten. Genüffe, vie fih anfangs nur- 
Wenige und ausnahmsweije geftatteten, find ein oder ein paar Menfchenalter weiter 
zur täglihen Gewohnheit Vieler geworben. Die fortſchreitende Civilifation ver- 
mehrt, wie man fi auszubrüden pflegt, Zahl, Umfang und Energie der Be- 
bürfniffe. Dem entjprehend hört Manches, was früher unzweifelhaft als Lurus 
gelten mußte, auf, ein folder zu fein, Nun ift aber der Uebergang vom Lurus- 
aufwanb zur ———— offenbar ein in ſehr leiſen Uebergängen ſich 
vollziehender: was heute noch Luxus iſt, kann unmöglich ſchon morgen Yebensnoth- 
wendigkeit ſein; und was heute Lebensnothwendigkeit iſt, das konnte geſtern und 
vorgeſtern nicht mehr Luxus fein. Und hiermit zeigt ſich denn die Nothwendigkeit 
deſſen, was wir nur eben als eine Korreftur des Urtheils bezeichneten, welches 
alle Borgänge Luxus nennt, die tie Äußeren ökonomiſchen Bedingungen deſſelben 
erfüllen. Nicht alle aus dem freien Einkommen beftrittenen entbehrlichen Genüffe 
werben biefem zuzurechnen, jondern diejenigen auszunehmen fein, bie bereits un= 
verfennbar auf dem Wege find, zu Lebensnothwendigkeiten zu werden. Mit andern 
Worten: das Gebiet des Lurus und das der Nothburft ift nicht durch eine ſcharfe 
Örenzlinie geſchieden, fondern zwiſchen beiden liegen mannigfaltige Bermögensver- 
wendungen, bie weber unter das eine noch unter das andere fallen. Wirft man 
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biefelben mit den wirklichen Lurusausgaben zufammen, fo gelangt man unaus- 
bleiblih zu einer fchiefen theoretiihen Auffafiung und zu einer unfihern, wenn 
nicht verkehrten praftiichen Behandlung der Dinge. Freilich ift die Beurtheilung 
im einzelnen Falle, ob ein Aufwand ſchon auß dem Bereiche des Lurus hinaus - 
und in dieſes Uebergangsgebiet eingetreten fei, immer von Schwierigfeiten be— 
leitet, und es laſſen ſich Feine burchgreifenden allgemeinen Regeln dafür anfftellen. 

ie Hauptpunfte, an die man fi in diefer Hinficht zu halten hat, werben aber 
in der größern oder geringern Rafchheit der Verbreitung des betreffenden Auf- 
wanbs, in feiner Bernünftigkeit und in feinem Zufammenftimmen mit dem bisherigen 
Entwidlungsgange der in Frage kommenden gejellihaftlihen Körper ju fuchen fein. 

II. Der Einfluß der wirthſchaftlichen und Kulturverhältniffe 
auf das Hervortreten und die Geftaltung bes Luxus. 

Die vorftehende Auseinanderfegung hat ſchon eine in der fortfchreitenden Eivi- 
lifation wirffame Tendenz auf Beſchränkung des Gebietes des Lurus gezeigt. Die 
Bermögensverwendungen, welche urfprünglich diefen ausmadhten, bleiben, aber ein 
größerer oder geringerer Theil berfelben hört eben auf, Lurus zu fein und wirb 
zu unumgänglichen Gewohnheiten. In derfelben Richtung wirkt auch noch ein 
anderes Moment. Das ift die zunehmende Einſicht in die wahren Bepürfniffe 
und bie wachſende Gefchidlichkeit, da8 vorhandene Vermögen für diefe auszunngen. 
Der wilde Jägerftamm fchwelgt in der Beute eines glüdlichen Jagdzuges und ver- 
tilgt fie augenblidlih. Das wird zum großen Theil aufhören, wenn fein geiftiger 
Blick, fi erweiternd, aud die fommenden minder glüdlichen Tage mit umfaßt, 
für die ebenfall® geforgt fein will, und wenn er lernt, das heute Gemwonnene 
längere Zeit vor Verderbniß und Berluft zu fohligen. In unfern Berhältniffen 
verfagt fih mander Arbeiter einen augenblidlihen Genuß, feitdem ihm die Mög- 
lichleit geboten ift, auch den Meinften Ueberſchuß in einer Weife anzulegen, durch 
die er fih für Zeiten der Bedrängniß ſicher ftellt. Auf der andern Seite liegen 
im Fortfchritte der Eivilifation doch wiederum überwiegende Momente, welche der 
Ausdehnung des Lurus günftig find. Einmal die zunehmende Ergiebigkeit ver Wirth: 
haft, durch melde fich deſſen Bafis, das freie Einfommen, vergrößert. ferner bie 
wachſende Leichtigkeit, dieſem lettern jede Yorm zu geben oder es in jeve Form 
umgufegen, auf welde die genußfüchtige Phantafie verfällt. Man weiß, wie tu 
reinen Aderbauländern der Lurus der größern Grundbeſitzer ſich zu entfalten pflegt, 
fobald für ihre Produkte fih ein regelmäßiger Abſatz nad einem hochentwickelten 
Induftrielande eröffnet. Endlich die Ausgeftaltung des Lebens zu immer größerer 
Mannigfaltigkeit ver Bezüge und Anregungen. Wo fi gleichzeitig fo vielerlei 
Gelegenheiten varbieten, einen Bermögensüberfhuß in genußbringenver Weife zu 
verwenden, wie auf höhern Kulturftufen, da wirb nicht nur die Neigung, eine 
ſolche Berwendung zu treffen, mächtig befördert, fondern es erfcheint auch — das 
charalteriſtiſche Kennzeichen des Luxus — die Wahl zwiſchen ven verſchiedenen Ge- 
nüſſen, die ſich varbieten, gar oft fittlich gleichgültig. Die Mannigfaltigteit des 
Genuffes führt dahin, ven Genuß an fih zu fuhen, ohne auf vie bildende und 
fördernde Kraft der verfchiedenen Genußmöglichkeiten eine eingehende Erwägung zu 
richten und ben entſcheidenden Nachdruck zu legen. So läßt fi denn wohl als 
allgemeines Ergebniß binftellen, daß ver Lurus in der Regel mit fortfchreitender 
Eivilifation abfolut genommen an Inhalt und Ausvehnung zunimmt, während er 
relativ genommen, d. h. in Bergleihung einestheils mit der Maffe des werbenden 
Vermögens, anderntheild mit den unproduftiven VBermögensverwendungen anderer 
Urt, an Bedeutung zurädtritt, 
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Indeſſen wird ſchon aus dem Vorhergehenden klar geworden ſein, daß für 
den Umfang und die Bedeutung des Luxus die Höhe der erreichten civiliſatoriſchen 
Entwidlung nicht allein, ja nicht einmal hauptfählih maßgebend if, Es find 
vielmehr daneben noch andere Verhältniffe von eingreifender Wichtigkeit. Fürs Erfte 
die größere oder geringere Nafchheit des Fortſchrittes der Civilifation. Wie der 
Einzelne in den vorzugsweife fogenannten Entwidlungsjahren in der Regel weniger 
Sinn für ven Luxus bat, eben weil er mit feiner Entwidlung vollauf beſchäftigt 
ift und gern alle Güter, die ihm zur Verfügung kommen, zu diefer in fördernde 
Beziehung jest, fo kann aud bei einem raſch fortſchreitenden Volke der Luxus 
feine große Bedeutung haben. Die Triebkraft in folgen Berhältniſſen beruht 
wefentlih darauf, daß die Bebürfniffe, die Anforderungen an vie Geftaltung ber 
äußern und innern Welt ven vorhandenen Mitteln vorauseilen. In demſelben 
Maße, ale neue Mittel flüffig werben, finden fie daher gewöhnlich ihre angewie— 
jene Berwendung, d. h. fie dienen eben nicht dem Luxus. Das ſich Geltendmachen 
biefes ericheint vielmehr ald Symptom, daß die Entwidlung in einen langfamern 
Berlauf eingetreten if. — Sodann der Charakter des Fortſchrittes. Die Entfal- 
tung des wirtbichaftliden und des Kulturlebens geht felten ganz gleihmäßig vor 
fih. Meiftens wechſeln Perioden, wo der wirthſchaftliche Fortſchritt überwiegt, mit 
jolhen ab, wo die Ausbildung der Kulturintereſſen in den Borvergrumd tritt, und 
es läßt fich nicht verfennen, daß die legtern dem Yurus günftiger fein müflen, 
wie die erfteren, weil während dieſer die Nothwendigkeit, Kapital zu bilben, mit 
überwiegender Stärke fich zur Geltung bringt. — Envli die Art der Bermögens- 
vertheilung. Daß großer Reihthum in einzelnen Händen koncentrirt den Luxus 
befördern muß, bebarf feines Beweiſes. Aber aud eine große Gleichmäßigkeit der 
Vermögensverhältniffe begünftigt ihn, wenn gleich eine andere Art deſſelben. Dort 
find es bie raffinirten, bier die einfachen Lebensgenüffe, in denen man ihm hul— 
bigt. Denn wie fchon oft bemerkt wurde, eine durchgängige Vermögensgleichheit lähmt 
den Eifer für den Fortfchritt und ftärkt die Inbolenz. Das freie Einkommen wird 
daher größtentheils für Genufzwede verbraudt, wobei man fi hauptſächlich blind 
von Gewohnheit und hie und da von augenblidlihen Einfällen leiten läßt. Man 
denfe einerfeits an die Feftichmanfereien und den Kleiderluxus einer ftationären 
Bauernbevölferung, andererfeit3 an bie nicht feltenen Beifpiele, wo unter ſolchen 
Verhältniffen einzelne glänzende Lurusgegenftände fi vorfinden, die zu ber ein- 
fachen Umgebung aufs feltfamfte abftehen und deren Vorkommen auf biefem Boden 
man fid) nur dur einen Zufall erklären fann. 

Politifh wichtiger als der größere oder geringere Umfang des Luxus, von 
bem wir bisher geſprochen haben, ift feine qualitative Verſchiedenheit. Es ift eines 
ber vielen Berbienfte Rofchers, den verfchievenen Charakter des Luxus auf verfchie- 
denen Kulturftufen forgfältig erörtert zu haben. Der Lurus höherer Kulturftufen 
pflegt fih von dem roherer Zeiten vor Allem durch feine größere Vieljeitigfeit und 
feinen geiftigeren Charakter zu unterſcheiden. Je niedriger ein Volk noch fteht, 
defto geringer ift die Zahl der Genüffe, für die es überhaupt empfänglich ift, 
und ein befto materielleres Gepräge haben dieſe. Welcher Gegenfag liegt darin, 
wenn die Befchreibungen mittelalterliher Fefte immer nur von den mafjenhafteften 
Konfumtionen von Biltualien und Spirituofen zu erzählen wiſſen, auf den Rech— 
nungen neuerer Feſtmahle dagegen vie Ausgaben für Ejjen und Zrinfen immer 
mehr zurüctreten hinter ven Ausgaben auderer Art. Früher vechnete man für jene 
in England die Hälfte ver Gefammtausgaben, unter Georg III. nur nod ein 
Drittel. Bei dem Mahle, weldes die Londoner City im Jahre 1855 dem Kaiſer 
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Napoleon gab, betrugen fie nur ein Biertel der Geſammtkoſten, während drei Viertel 
für Nebenausgaben aufgingen, darunter fiir die Arrangements der Tifhe und Site 
1860 Pfund Sterling, die Deloration des Naumes 1750 Pf. St., die Beleud- 
tung 1000 Pf. St. u. ſ. w. Die größere Bielfeitigfeit des Luxus zeigt fich aber 
nicht blos darin, daß man fid eine größere Zahl von Genüffen zu bereiten fucht, 
fondern aud darin, daß man für jede Art veffelben vie möglichite Mannigfaltig- 
feit der Befriedigungen erftrebt. Es ift kaum nöthig, in diefer Hinficht an bie 
große Reihhaltigkeit umferer Speife- und Weinfarten, an bie mannigfache Ber 
ſchiedenheit unferer Kleivungsftüde und Möbeln, an unfere Sommer» und Winter- 
wohnungen und die Verſchiedenheit der Räume, welche fie enthalten, zu erinnern, 
Mehr no als den Umfang fucht man die Intenfivität des Genuffes zu fteigern, 
und der Lurus nimmt fo mehr einen qualitativen, als einen quantitativen Cha- 
rafter an, Eine andere auffallende Eigenthimlichkeit des Luxus höherer Kultur- 
ftufen ift ferner größere Gleihmäßigfeit. Der Yurus des täglichen Lebens, der grofen- 
theils eigentlich fein Lurus mehr ift und für den daher auch eine eigene Bezeichnung als 
Komfort gebräudlicd geworden ift, gewinnt immer entfchievener die Oberhand über 
den Luxus der feftlihen Veranftaltung. Hiermit hängt ein Anderes zufammen. In 
einem Lurus, welchen man ſich täglid gewährt, pflegt man nicht nur in ver Regel 
richtiges Maß zu halten, wie fih das fowohl bei Speifen und Getränfen, ala 
auch 3. B. beim Putze zeigt (wer fih nur für Feſttage ſchmückt, pflegt fich viel 
häufiger zu überladen, als wer dies einen Tag wie ben andern thut), ſondern bie 
Rüdfiht auf Zweckmäßigkeit, Bequemlichkeit und-Solivität muß hier auch vor ver 
auf bloßen Glanz tas Uebergewicht gewinnen. Wenn man einen Aufwand nur aus— 
nahmsweife macht, mag man vorzugsweife daran benfen, wie er fi in ven Augen 
Anderer darftellt; handelt e# fi) dagegen um eine Verſchönerung und Bereiche— 
rung des täglichen Lebens, dann muß die Rüdficht auf das eigene Behagen, das 
durch die betreffenden Güter vermittelt werden fol, entſchieden in den Vorber- 
grund treten. 

Noch ein weiterer Gegenfag ift der, daß auf höheren Kulturftufen ver Luxus 
mehr einen pofitiven, auf niedern mehr einen negativen Charakter hat. Das heißt: 
bort ift das Ziel vorwiegend die Erweiterung und Steigerung der Lebensfreuden, 
bier das fih Erfparen von Anftrengungen und Unannehmlichteiten. Dort befteht 
er hauptfüchlich in der Verwendung von Gütern, bier in dem Unbenugtlaffen von 
Produftionsmitteln, deren Ausbentung eine Anftrengung vorausfegt. Dort verzehrt 
er vornehmlich, hier vergeubet er. Das höher ftehende Volk fteigert feine Genüffe, 
das niedriger ftehende faullenzt. Ienes raffiniert mit feinem Weberfluffe, diefes läßt 
ihn umkommen. 

Nicht ganz fo einfach ift ver Gegenſatz des Lurus verfchievener Kulturgrade 
in einigen andern Beziehungen. Zunähft, was das größere ober geringere Her- 
vortreten der Selbftjucht bei vemfelben betrifft. Der Luxus niederer Kulturftufen 
ift in hohem Grade mittheilfam; es liegt das in feiner Einfeitigkeit, feinem finn- 
lichen und quantitativen Charakter. Für die Genüffe, welde bier in Betracht kom⸗ 
men, iſt ja dem Einzelnen in feiner natürlichen Beichaffenheit ein jehr eng be- 
grenzte® Maß geſetzt. Darüber hinaus ift eine Erweiterung kaum anders möglich, 
als daß er aud Andere daran Theil nehmen läßt, was durch bie Unentwideltheit 
der focialen Gegenſätze noch beſonders begünftigt wird. Daher eine ausgedehnte 
Saftfreiheit. Je mehr der Luxus jene Eigenthümlichfeiten verliert, vefto mehr wird 
er die Richtung nehmen, ſich auf die Perſon Derer zu beſchränken, welche ihn trei- 
‚ben, Uber aud das findet wiederum bei weiterer Entwicklung feine ae. Je 
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geiftiger und vielfeitiger die Genüffe werben, deſto weniger häufig iſt man ge 
nöthigt, die Mittel, welche ihnen dienen, an der eigenen Perfon zu erfchöpfen (dem 
Beſitzer eines guten Buches, eines Kunſtwerkes Beeinträchtigt e8 nicht, auch Andere 
e8 mitgenießen zu laſſen); deſto näher ift e8 gelegt, den Genuß durch Gemein- 
famfeit zu fteigern. Die Freuden einer feinern Gefelligkeit find nur die Blüthe 
einer höheren Kultur. Und nit blos an einem engern reife mitgeniefender 
Freunde genügt es dieſer; fie bringt ihren Ueberfluß auch der vollen Deffentlichfeit 
dar. Den Reihen ift e8 nicht mehr genug, ihre Wohnungen im Innern prächtig 
und geihmadvoll auszuftatten, auch nad außen wollen fie Ehre mit ihnen ein- 
legen und ſchmücken fie biefelben angemeffen aus. Ihre Kunftfammlungen, ihre 
Bibliotheten, ihre Parks öffnen ſich dem allgemeinen Gebrauch; und in weiten 
Umfange läßt fih hier die Infchrift anwenden, welche den Eingang der römijhen 
Billa Borghefe ziert: exteris magis hec parantur quam hero. 

Eine ähnliche Bewandtniß hat e8 ferner mit der Richtung des Luxus auf 
private und auf öffentlihe Zwede. In den erften Anfängen zwar ift ver Luxus 
fiher regelmäßig privativer Art. Es ift das individuelle Gelüft, welches zuerft 
nad; Befriebtgung ftrebt. Aber fobald ein äffentliches Leben überhaupt ſich geltend 
macht, wird fi der Luxus auch ſogleich vorzugsweife an dieſes heften, und das 
um fo mehr, je mehr die Bebeutung der Perfönlichkeit zurücdtritt und je aus— 
fchließlicher Herrfhende und Beherrfchte nur dur das Band der Autorität zufam- 
mengebalten werben. &8 ift die Kirche mit ihrem Kultus, es ift vie politifche Macht 
in ihren finnlichen Lebensäußerungen, um welche ver Lurus kryſtalliſirt. Ie mehr 
nun im weitern Berlauf der gefhichtlihen Entwidlung der Individualismus ſich 
wieder zur Geltung bringt, deſto lebhafter wird er auch hiergegen reagiren, Der 
Schwerpuntt des Lurus verlegt fih aus dem öffentlihen in das Privatleben, ins- 
befondere ftellt fi vie Auffafjung immer allgemeiner feft, daß der Staat als ſolcher 
überhaupt jeden Lurus zu unterlaffen habe. Indeſſen auch die Einfeitigkeit, bie 
hierin liegt, wird ſich ſchließlich fühlbar machen. Cine puritanifhe Einfachheit des 
Öffentlichen Lebens bei einem ausgedehnten und intenfiven Luxus des Privatlebens 
bildet ein Mifverhältnig, das feinen Beſtand haben kann. Man muß fi ent- 
fhließen, Manches von dem, was bei Privaten einfach als Luxus erfcheint, im 
öffentlichen Leben einfach als eine Nothwendigkeit, als eine unerläßliche Fordernng 
der Staatsflugheit oder des Anftandes anzuerkennen. Man venfe 3. B. an ven 
fogenannten Standesaufwand der Beamten, an bie Deforirung öffentlicher Ge: 
bäude u. vergl. Allein es zeigt fi dabei das Eigenthümliche, daß vielfach bie 
Öffentlihen Yurusausgaben unmittelbar von Privaten beftritten werben. Nicht 
fowohl der Staat und die Kirche als ſolche treiben Luxus, wie in ber Periode 
der politifchen und kirchlichen Allmacht, ſondern bei Erfüllung ihrer Aufgaben wird 
ihnen der Luxus von Privaten dargeboten. Koftbare Altarveden und -Geräthe, 
geichnigte Kanzeln und Ehorftühle, bunte Glasfenfter und reiche Meßgewänder find 
freiwillige Geſchenke ver Gläubigen. Mittelft freier Schenkungen entftehen Ge— 
bäude für öffentliche Zwecke und füllen fich mit reihen Sammlungen, erheben ſich 
auf den Marftplägen eherne Standbilder und fhmücden ſich vie öffentlihen Hallen 
mit farbenglänzenden Wandgemälven. Die regelmäßige Berpflegung erhalten bie 
Berwaisten und Verarmten wohl aus öffentlihen Mitteln, aber vie Privatwohl- 
thätigkeit übernimmt es, ihnen von Zeit zu Zeit aud einen Fefttag zu bereiten, 
und läßt es ſich nicht nehmen, ihnen alljährlich ven Chriſtbaum anzuzünden. Im öffent- 
lichen Dienfte felber opfern die Wohlhabenden vielfach aus eigenen Mitteln, um ihm 
ben Ölanz zu geben, den fie ver Würde des öffentlichen Wefens für angemefjer halten, 
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Endbdlich ift noch auf die Einwirkung hinzuweiſen, welche die Höhe der Kultur- 
entwidlung auf die mehr oder minder konſumtive Richtung des Lurus ausübt, 
Auf niedern Kulturftufen fteht ein Außerft raſch und vollftändig verbrauchenver 
Lurus unvermittelt neben einem fo fonfervativer Art, daß man ihn geradezu als 
eine Hauptart der Erfparung anfehen fann. Auf der einen Seite findet ſich eine 
maffenhafte Bergeubung einfaher Konfumfibilien, wie Fleiſch, Getreide, Holz zc., 
auf der andern ein Prunten mit der Abnugung faum ausgefegten Gütern von 
foncentrirtem Werthe, wie Silbergefhirr, Juwelenſchmuck u. vergl. Offenbar ift 
aber bei legtern die Verwendung für den Gebraud; mehr eine zufällige Form; 
die Hauptfadhe ift die Anfammlung von Vermögen in einer bie Aufbewahrung 
leicht geftattenden, im Notbfalle ſchnell realifirbaren, Verbergen und Transport er- 
leichternden Geſtalt, wie denn aud der Formwerth der betreffenden Güter gegen 
deren Stoffwerth gänzlid im Hintergrunde zu ftehen pflegt. Mit fortfchreitender 
Kultur verwiſchen ſich diefe Gegenfäge immer mehr. Einerfeits wird aus dem zulegt 
erwähnten Sceinlurus immer mehr ein wirklicher Gebrauchsluxus, der ſich aber 
eben deßhalb in befcheidenere Dimenfionen zurüdzieht; andererfeits treten neben bie 
eigentlihen Verbrauhsgüter in immer wachjender Bedeutung Güter, die einem 
länger fortvauernden und nur mehr oder minder langjam abnugenden Gebraude 
zu dienen beftimmt fine. Je mannigfaltiger, feiner, foftbarer dieſe Güter werben, 
defto mehr macht ſich zugleich die Nothwendigkeit einer ſchonſamen Behandlung 
fühlbar. In Folge davon verwahfen die Befigenden enger mit den einzelnen 
Segenftänden ihres Befiges; die Dauerhaftigkeit wird viejenige Eigenfhaft, auf 
welche fie bei venfelben vorzüglihen Werth legen. Aber auch diefes Stadium ber 
Entwidlung pflegt nicht anzuhalten. Nah und nad gewinnen nit nur, nament« 
(ih wenn eine Periode rafhen wirtbichaftlihen Aufihwunges einfällt, bie raſch 
fonfumirenden Lurusgenüffe wieder einen großen Umfang — es fei in dieſer Be- 
ziehung nur an ven Luxus ber Reinlichkeit, der Beleuchtung, der Vergnügungsreiſen 
erinnert —, fondern der Luxus erhält aud dadurd ein fonfumtiveres Gepräge, 
daß man ein befonderes Gefallen an einem rafheren Wechſel ver Gebrauchsgüter 
findet. Die Mode dehnt das Reich ihrer Herrfhaft immer weiter aus. Zum Theil 
freilich ift die dur den Modewechſel herbeigeführte raſchere Konjumtion nur eine 
ſcheinbare; die Güter verfhwinden nur an den Olanzftätten des Lebens, um an 
minder auffälligen Orten noch langfam aufgebraudt zu werben. Im Ganzen aber 
wird fi) doch jchwerlich bezweifeln laffen, daß auf dieſe Weife die Schnelligkeit 
der Konfumtion eine größere wird. 

Es ergeben fi biernad als die vornehmften Kennzeihen des Lurus eines 
blühenden Volkes Vernunftmäßigkeit, Vielfeitigfeit, Gleichmäßigkeit, Zweckgemäßheit, 
Streben nad) BVergeiftigung ber materiellen Genüſſe, Mittheilfamfeit, ein harmo- 
niſches Verhältniß zwijchen der Richtung auf private und auf öffentlihe Zwede, 
auf finnlihe und auf geiftige Freuden, auf ſchnellen und auf langjamen Berbraud). 

Was die Zeiten betrifft, im welchen berfelbe vorzugsweife heroortritt, fo ift 
fhon oben erwähnt worben, daß im Wechfel zwifchen Perioden, welde den Fort: 
ſchritt vorwiegend auf dem Gebiete der Wirthichaft, und folden, welche ihn vor- 
wiegend auf dem Gebiete des unmittelbar perfönlihen Lebens, der Kultur zeigen, 
es insbeſondere die legteren find, in welchen ver Luxus fich glänzend entfaltet, da 
die Zeit des raftlofen Erwerbens nicht wohl zugleich die Zeit der Ausbildung ge 
Ihmadvollen Geniefens fein kann. Freilid aud die Zeiten der raſchen Bereiche 
rung haben ihren eigenthümlihen und befonders üppigen Lurus, aber diefer, der 
mit dem wirthſchaftlichen Schwindel emporſchießt, ift ſchon nicht jowohl mehr als 
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der normale Begleiter eines blühenden Zuftandes, wie ald das Zeichen einer Ten- 
benz zum Berfalle anzufehen. Denn, wie ſchon angedeutet wurde, liegt allem Lurus 
die Gefahr, zu entarten, fortwährend nahe; nur das Borwalten fittliher Mächte 
bewahrt ihm feine unſchädliche Eigenthümlichkeit; jedes Nachlaſſen fittlicher Kraft 
macht entftellende Züge an ihm fichtbar. Und ebenjo läßt umgelehrt jede Ent- 
artung deſſelben auf eine mehr oder minder vorgefchrittene Schwächung der mora- 
liſchen Energie fließen. Nicht immer folgt zwar auf eine Entartung des Lurus 
der Berfall eines Volkes, indem dieſes ſich wohl redytzeitig wieder zujammenrafft ; 
aber jede Erſcheinung diefer Art muß doch als das Symptom beginnenden, wenn 
auch vielleicht noch wenig vorgefchrittenen und leicht wieder aufzubaltenden Ber- 
falles gelten. 

Die Entartung zeigt ſich aber hauptfählid in doppelter Weile. Nämlich ein- 
mal in dem Uebergange des Lurus in Verſchwendung, wenn nicht mehr blos das 
freie Eintommen für lururidfe Ausgaben verwandt, fondern dafür aud ein Theil 
der zur Befriedigung nothwendiger Lebensberürfniffe beftimmten Ginnahmen, ja 
wohl felbft der zur Fortführung der Produktion erforberlihen Mittel zum Opfer 
gebracht wird, dergeftalt, daß die Yebensweife im Ganzen genommen troß des grö- 
gern äußern Glanzes eine fchlechtere wird, — „glänzendes Elend“ — und bie 
wirthſchaftlichen Grundlagen ver Eriftenz ſich erſchüttert finden. Und ſodann in der 
Richtung des Lurus auf vernunftwidrige, gefhmadlofe, unfittlihe Ziele. Beides 
geht zwar bis zu einem gewiffen Grave regelmäßig Hand in Hand, doch pflegt 
gewöhnlich vie eine oder vie andere Weiſe der Entartung entſchieden zu über- 
wiegen. Die erftere ift die bei weitem minder bedenkliche, weil hier mit größerer 
Sicherheit auf das rechtzeitige Eintreten reagirender Momente gezählt werben fann, 
Individuen und einzelne Gefellfhaftsflaffen mögen fi öfter durch Verſchwendung 
ruiniren, ein ganzes Bolf felten. Das Einreißen verſchwenderiſcher Sitten erſcheint 
mehr ald das Symptom einer akuten Aranfheit eines im Uebrigen gefunden Volls— 
körpers; es harakterifirt insbefondere die Perioden, wo die wirtbfchaftliche Entmwid- 
lung der geiftigen und moralifhen vorausgeeilt ift, und beutet auf bevorftehende 
wirtbihaftlihe Kriſen hin. Begünftigt wird e8 durch eine Art ver Bermögensver- 
theilung, welche gerade fonft als eine beſonders glüdlihe anzufehen ift, nämlich 
durd das Borhandenfein fehr verfhieven abgeftufter Vermögen. Aber wie hierin, 
fo lange der Sinn vorzugsweife darauf gerichtet ift, fih emporzuarbeiten, ein be— 
fonderer Sporn für Anftrengung und Erjparung liegt, fo aud, wenn die Genuf- 
ſucht das Uebergewicht gewonnen hat, ein befonderer Anreiz, mit den Ausgaben 
über das richtige wirthſchaftliche Maß hinauszugehen. Ungleich ſchlimmer tft ber 
zweite all. Er verräth eine chroniſche Störung der Gefunpheit des politifchen 
Drganismus; in ihm tritt ver eigentliche Verfall ver Völker zu Tage. Das auch 
in anderer Hinfiht jo bevenflihe Gegenüberftehen einzelner enorm Reicher und 
einer durch eine weite Kluft von ihnen gefchievenen armen Maffe muß dieſer Ent- 
artung des Luxus vorzugsweife förderlich fein. Wenn unter folhen Berhältniffen 
die Reihen in den Genüſſen, welche fie fuchen, fi immer mehr von der Natur 
entfernen; wenn fie fchlieklih mur nocd in dem leeren VBoraushaben und der Koft- 
ipteligkeit ihrer Konfumtion ihre höchſte Befriedigung finden; wenn daneben, ftatt 
in ber geiftigen Anregung, nur nod in dem Kigel der Sinne der Genuß von 
ihnen gefudht wirt; wenn namentlich vie erfchlaffenden Anregungen ver niebern 
Sinne, des Geruchs und Geihmades, mit Vorliebe von ihnen gepflegt werben ; 
wenn immer egoiftiiher aller Genuß nur auf die eigene Perfon bezogen wird, 
wenn bie reine Luft, auch Andere an den Freuden des Lebens Theil nehmen zu 


furus. 495 


laflen, nirgends mehr hervortritt, fondern nur noch bie Eitelfeit und die Furcht 
dahin führt, der Menge Genüffe zum Beften zu geben, vie leviglih auf die Be- 
friebigung ihrer voheften Gelüfte, ihrer niedrigſten Leidenſchaften berechnet find; 
wenn anbererfeits dieſe Menge, des Dankes bar, ohne Scham und Map fi auf 
das Dargebotene ftürzt — dann zweifeln wir nicht länger, daß wir es mit einem 
dem Untergange geweihten Volke zu thun haben. Wir ſehen in diefer Art des Luxus 
das umverfennbare Zeichen des eingetretenen Berfalls, und wir find daher bered- 
tigt, aud die erften Anzeichen einer folhen Richtung mit ängftlihem Mißtrauen 
zu betrachten. !) 

II. Die fulturgefhihtlihe Bedeutung des Lurus, 

Nah diefen Auseinanderfegungen läßt fi die fulturgefhichtliche Bedeutung 
des Yurus mit wenigen Zügen feftftellen. Daß die Entwidlung der Völker zu grö« 
Berm Reichthum, höherer Bildung und edlerer Gefittung auch von einer fortſchrei— 
tenden Erweiterung, Bermannigfaltigung und Verfeinerung der Genüffe begleitet fein 
muß und fein foll, bedarf bier ficherlic, feines Beweifes. Ein Volk oder Stand, welches 
geihichtlich eingreift, jagt Schleiermacher, darf feine ivyllifchen Sitten haben. Und Hir- 
her hebt mit Recht hervor, daß die Mehrung der Annehmlichkeit und Schönheit 
des irdiſchen Dafeins, gleichwie eine Folge überhaupt der menſchlichen Kultur, fo auch 
eine taufendfache Förderung berfelben ift. Vom wirthſchaftlichen Geſichtspunkte aus ing- 
befondere verbient noch die Sicherung hervorgehoben zu werben, welde in der Ge— 
wöhnung an reichere, das Maß des abjolut Unentbehrlichen überfteigende Genüffe 
gegen augenblidlihe Nothſtände liegt. „Jeder vernünftige Luxus“, fagt Roſcher, 
bildet eine Art von Refgrvefonds für fünftige Notbfälle. So vor Allem verjenige, 
der fih in der Anfhaffung von Nugfapitalien äußert. Wo es Sitte ift, daß jede 
Bäuerin eine goldene Müte, jeder Handwerksburſche eine Schaumünze befitt, da 
ift den niedern Ständen immer ein Notbpfennig erhalten. Aber auch ver Luxus 
der rafchen Berzehrung tenvirt dahin. Wo die Mehrzahl der Bevölkerung von 
Kartoffeln Tebt, wie in Irland, wo fie folglich auf das geringfte Nahrungsmittel 
fhon rebucirt ift, da bat fie im Falle einer Mifernte gar feine weitere Suffucht 
mehr. Ein weizeneffendes Volk dagegen kann zu NRoggenbrot, ein roggenefjenves 
zu Kartoffeln übergehen. Das Korn, das in guten Jahren zu Branntwein ver- 
braucht wurde, kann bei Thenerungen zu Brod verbaden werben, ver Hafer, ven 
die Luxuspferde verzehrten, fann zur Menfchennahrung dienen. Luftgärten mögen 
als ein Landnothpfennig des ganzen Volkes betrachtet werben.“ 

Wenn man unter Luxus jede Ausdehnung der Genüffe über das Unentbehr- 
liche hinaus verfteht — mag man bei dem legtern Ausbrud an das abfolut durch 
die menfhlihe Natur Gebotene oder auch an das mit Nüdficht auf die jemweilig 
gegebenen Berhältniffe als unerläßlih Erjcheinende denken — , liegt daher deſſen 
Bedeutung auf ver Hand. In diefem Sinne gefaßt ift ver Lurus nichts Anderes, 
als der Ausprud einer fortgefhrittenen Gefittung nad der receptiven Geite des 
äußern Lebens bin, ein Ausprud, der feinerfeitd auf die andern Seiten des Lebens 
fhügend und fördernd zurüdwirken muß. Dieß ift indeffen, wie wir und zu zeigen 
bemüht haben, nicht die Bedeutung, weldhe dem Worte Lurus zulommt. Wir mitffen 
vielmehr jagen: der Lurus befteht in ven taftenden Berfuchen, dem Yortfchritte 


1) Ein abſchreckendes Beifpiel diefer Art bietet befanntlih namentlich das alte Rom unter 
den Kaifern. Eine glänzende gedrängte Schilderung des damaligen Luxus bei Rofcher, in der 
unten anzuführenden Abhandlung S. 63 ff. 
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der civiliſatoriſchen Entwidiung aud auf dem Gebiete des Genuſſes — ber recep- 
tiven Seite des äußern Lebens — einen angemeflenen Ausdruck zu verleihen. Je 
uaiver die Zuftände eines Volkes überhaupt noch find, deſto unbefangener wirb 
auch der Lurus auftreten; je felbfibewußter das Bolfsleben wird, einen deſto 
refleftirteren Charakter wird und foll auch er tragen, deſto mehr wird man von 
ihm verlangen dürfen, daß er fich nicht blindlings auf Genüffe werfe, deren Un- 
verſtändigleit und ſchließliche Schäplichkeit fi bei einigem Nachdenken leicht abfehen 
ließe. Wenn die Wilden Amerifa’s den Berfuhungen des Feuerwaſſers nicht wider⸗ 
ftehen, fo wird man fie entfhuldigen dürfen; aber mie anders würbe man bie 
europäifchen Völker beurtheilen müflen, wenn fie ſich z. B. dem Genuffe des Opiums 
ergeben wollten. Hierin liegt nun, wie gejagt, eine Tendenz den Luxus zu über 
winden, denn eine Erweiterung und Vertiefung des Genießens, auf welche man 
mit dem vollen Bewußtfein eingeht, dadurch eine höhere Gefittungsftufe zur Dar— 
ftellung zu bringen, hört eben damit auf, Luxus zu fein. Nichtsveftoweniger Liegt 
es in der Unvolltommenheit der menfhlihen Natur, daß der Fortſchritt auf diefer 
Seite des Lebens bis zu einem gewiffen Grade immer nur taftweile und unbe 
wußt vorgenommen werben wird. Wenn ein Genußartifel neu oder in neuer befjerer 
Oualität an den Markt gebracht wird, fo denken Erzeuger und Importeure in der 
Regel wenig daran, hiermit zur Berfhönerung, Erfüllung, Erhebung des natio« 
nalen Lebens beizutragen, fondern fie fpefuliven einfach auf die Genuf- und Prunk⸗ 
ſucht Derer, welden fie ihre Waare anzubieten beabfichtigen. Und nicht minder 
haben die Käufer meiftens nichts Weiteres im Sinne, ald einem vagen finnlichen 
Gelüfte und oft nur der Eitelkeit genug zu thun. Es zeigt ſich das z. DB. in 
dem nicht felten bei den höhern Ständen hervortretenden Aerger, wenn Genüſſe, 
die fie bisher voraus hatten, bei zunehmender VBerwohlfeilerung aud unter den ärmern 
Klaſſen ſich verbreiten, worüber jene fih doch nur freuen follten. Erft nachträglich, 
wenn die neuen Genußmittel ſich allgemeiner verbreitet haben und mehr und mehr 
in die Lebensgewohnbeiten übergegangen find, enthüllen fie vielfadh ihre civilifa- 
toriſche Bedeutung. 

Ueberbliden wir die ganze Reihe der Güter, welche heutzutage den Komfort 
ver höheren und mittleren, ja felbft ver niederen Stände ausmaden, fo finden 
wir, daß meitaus bei ven meiften ven Menſchen es erft nachträglich aufgegangen 
ift, wozu fie eigentlich gut find, Ober war der Befig einer Taſchenuhr, an deſſen 
praktiſcher Wichtigkeit jet Niemand mehr zweifelt, urjprünglic mehr als eine Be— 
friedigung der Pradtliebe? Ift nicht erft, feitvem die fogenannten Bergnügungs- 
reifen allgemeiner geworben find, deren belebenver und fittigender Einfluß zur un« 
beftrittenen Anerkennung gelangt? Ift es uns nicht erft mit der Gewöhnung klar 
geworden, welde Bedeutung die gejellige Ausfhmüdung unferer Wohnräume, die 
Behaglichkeit unferes Familientiſches, die Neichlichkeit unferer Wäſche, die zwed- 
mäßige Mannigfaltigkeit unferer Kleidung für unfer ganzes Leben und Zufam- 
menleben befigt? Beruht es nicht großentheils hierauf, daß man Güter meiftens 
um fo viel jhwerer entbehrt, wenn man fie erft-eine Zeitlang genofien hat? Es 
ift beſchämend für ven Menſchen, aber es ift fo: er hat fich, foweit fein Genießen 
in Frage kommt, großentheild blindlings zu höheren Gefittungsftufen heraufge- 
taftet. Indem er bier feinen natürlichen Antrieben gefolgt ift, ift er erft nadhträg- 
id inne geworben, daß er fid dem ihm vorgeftedten Ziele wirklich genähert hat, 
wie er im manden antern Fällen ebenfo nachträglich fi hat überzeugen müflen, 
von jenen irregeführt worben zu fein. Und obwohl mit dem Fortfchritte der Civi— 
Iifation hierin zunehmend eine Uenderung zum Beflern zu erwarten fein mag, 
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welche dem Anſpruch des Menfhen auf Selbſtändigkeit mehr entfpricht, fo wird 
doch immer etwas von jener Blinpheit, von jenem nachträglich zur Erkenntniß 
Kommen übrig bleiben, und darin liegt die dauernde civilifatorifhe Bedeutung des 
Lurus. Er ift das Mittel, deſſen ſich die Weltorbnung bedient, um das Leben ber 
Bölfer aud auf dem Gebiete des Genießens auf höhere Stufen der Gefittung zu 
erheben, jo lange und fomweit jene nicht im Stande find, diefe Erhebung auf ver 
Orundlage freier Selbftertenntnig und freier Selbftbeftimmung zu erreihen. Ein 

Lurusaufwand ift daher in bemfelben Maße heilfam, als er wirklich geeignet ift, 
dieſen Zwed zu erreihen, und verliert um fo mehr an Berechtigung, je weniger 
in folher Hinfiht von ihm zu erwarten ift. Er ift entſchuldbar, fo lange die Per- 
fonen, mwelde ihn maden, in gutem Glauben find, dabei nad jenem Ziele hinzu- 
treiben; er wird verwerflid, ſobald fie fi dabei von legterm losfagen, ihm mohl 
felbft geradezu entgegentreten. 

Die praktifche Forderung, welche ſich hieran jchließt, geht dahin, die einzelnen 
Aeußerungen des Lurus im Bolfsleben fortwährend genau zu beobadten um 
unter dem Gefichtspunfte zu prüfen, ob fie auch wirflic in jener Richtung liegen 
oder nicht. Als ein wichtiges Merkmal für die Entfcheidung muß e8 dabei namentlich 
angefehen werben, ob ſich denfen läßt, daß ein folder Aufwand ohne Nachtheil 
und ohne an Anziehungskraft zu verlieren, allgemein werben könnte. Ein Aufwand 
ift um fo verbächtiger, je mehr Diejenigen, welche ihn machen, deſſen Bedeutung 
in feiner Exkluſivität ſuchen. Im Uebrigen wird man fi aber, ehe man ein allfäl- 
lige8 Urfheil abgibt, nit nur daran zu erinnern haben, daß Geſchmacksrichtungen, 
Empfänglichkeiten und Widerſtandsfähigkeiten fehr verfdhieden unter ven Menfchen 
vertheilt find, ſondern auch nicht vergefjen dürfen, daß man immer nur einen 
unfihern, weil von dem bereits Dagewejenen entnommenen Mafftab anzulegen 
vermag. Ein neuer Aufwand mag uns nutlos und unfruchtbar erfcheinen, weil 
wir vom Standpunkte unferer bisherigen Erfahrung aus Teinerlet wirkliche Be— 
reiherung des Lebens in demſelben erbliden, und doch ſich ſchließlich als in hohem 
Grade förderlich ermweifen. Gibt es doch kaum einen Artikel unter den hentzutage 
für unentbehrlich eradhteten, oder eine Berbefferung irgend welder Art, vie bei 
ihrer erften Erfheinung nicht als eine unnütze Weberflüffigfeit over als in irgend 
einer Hinfiht ſchädlich denuncirt worben ift. (Mac Culloch.) 

IV. Lurusgefeggebung. 

Die fogenannten Lurusgefege find Berfuhe, gewiffe Arten von Aufwand, 
weldye ſich allgemeiner verbreitet haben und in denen man eine Verſchwendung, 
eine Berlegung der guten Sitten oder eine orbnungswibrige Ueberhebung einzelner 
Klaſſen erbliden zu müſſen glaubt, von Obrigkeitswegen vermittelt Verboten und 
Strafandroßungen zu unterbrüden, bezüglich in die gebührenden Schranfen zurück— 
zuweifen. Vornehmlich fpielen fie in der Periode eine große Rolle, in welcher ein 
Boll aus der Starrheit und der naiven Genügfamteit mittelalterliher Zuftänve 
fi zu regerem Berfehr und größerem Reichthum berausarbeitet und dabei unter 
einer gefräftigten Staatsgewalt nah einem den veränderten Berhältniffen ent» 
ſprechenden neuen Ausorud feiner focialen Gliederung ringt. Die Regierungen, 
von der Borftellung beherrſcht, im weiteften Sinne für eine georbnete Wirthichaft- 
lichkeit wie für die Reinheit der Sitten ihrer Unterthanen einftehen zu milffen, 
halten ein Eingreifen in diefer Richtung für unerläßlich, wobei fie bald im Geifte 
des Fortſchritts den aus frühern Zeiten überfommenen rohen Ausfhweifungen ent- 
gegentreten, bald vom Fonfervativen Gefihtspunfte aus fich einem Abgehen von 
den ‚bisherigen einfahern Lebensgewohnheiten und einem Bermwifchen rer alten 

Bluntſchlhi und Brater, Deuties Staats-Wörterbud. VI. 32 
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Standesunterfhiede widerjegen. Kein irgend bebeutfamerer und einigermaßen in 
die Deffentlicgkeit fallender Aufwand pflegt ihrer bevormundenden Fürforge zu 
entgehen, doch find es, wie Roſcher richtig herworgehoben hat, hauptſächlich der 
Pub, die Schmaufereien und die Begräbniffe, welde fie unter fejte Regeln zu 
bannen fucen. 

Indefjen erweifen ſich folde Bemühungen, die dem natürlichen Zuge ber Ent- 
widlung entgegentreten, meiftens als vergeblich, wie fih ſchon daraus ergibt, daß 
die meiften Verbote dieſer Art, weil fortwährend verlegt, in kurzen Zwiſchen—⸗ 
räumen erneuert werben. Hier und da gelingt e8” freilih, eine beftimmte Art des 
Aufwandes zu unterprüden, aber da Verbot und Strafe nur die Form der Aeuße— 
rung des Genuftriebes, nicht dieſen felbft treffen, fo pflegt der legtere alsbald an 
einer andern Stelle und oft in bei weitem bebenflicherer Weife hervorzubreden. 
In dem Maße, als ſich eine veränderte Anſchauuug theils über bie Schädlichkeit 
oder Harmlofigfeit ver einzelnen Genüſſe, theils über die Nothwenpigfeit und ven 
Nugen einer äußern Abfonderung ver verfchiedenen Stände, theild über den Um— 
fang der Aufgaben der Regierung durchſetzt, läßt man fie mehr und mehr fallen. 
Namentlich gibt man diejenigen Verbote auf, für die das Motiv ein ausſchließlich 
Öfonomifhes war. Ungleich ſchwerer fagt man fi von der Anficht los, die guten 
Sitten auf diefe Weife fhügen zu müffen, und nod heute haben wir in faft allen 
Staaten mannigfache Ueberbleibjel diefer Auſchauung, 3. B. in der Konceffions- 
pflitigkeit und der fpeciellen polizetlihen Reglementirung und Beauffichtigung ber 
Schenfen und Bergnügungslofale. Auf dem Wege der Geldbußen und der Dispens- 
ertheilung von einzelnen Verboten entwidelt ſich allmälig eine regelmäßige Ber 
fteuerung folder Genüffe und Genußmittel, welche als luxuriös angefehen werben, 
Dabei tritt die Abficht, durch die Belaftung von der betreffenden Konfumtion ab: 
zufhreden, regelmäßig mehr und mehr in ven Hintergrund gegen die Tendenz, 
den financiellen Ertrag möglichſt hoch zu bringen, und damit ift natürlich meiften- 
theils eine bedeutende Abminderung ver Steuerſätze angezeigt. So fallen die be- 
treffenden Zölle und Steuern immer mehr aus dem Gebiete der Luxusgeſetzgebung 
heraus, wie denn andererfeits, je ergiebiger fie in Folge der zunehmenden Ber- 
breitung der belafteten Konfumtion werben, dieſe leßtere um fo weniger noch als 
Lurus betrachtet werben kann. 

Eine neue Ausdehnung haben die Luxusgeſetze öfter in Perioden gewonnen, 
wo fid die Anzeihen nationalen Verfalls in Beſorgniß erregenver Weife kund— 
gaben. Dahin gehören zahlreihe VBorfchriften aus der Zeit des römiſchen Kaifer- 
thums. Sie erweifen ſich aber bier ebenſo nußlos, wie in jenem früheren Zeit- 
raume. Wo ein Bolf ſich wieder emporrafft, da ift viefes Ergebniß gewiß nicht 
ſolchen polizeilihen Verboten zuzufchreiben, und wo der nationale Auflöfungsprocek 
ſchon weiter vorgefhritten ift, wie das eben in Rom der Fall war, da fchafft man 
mit ſolchem Kuriven auf die äußern Symptome feine Hülfe. Roſcher ſucht zwar 
die Luxusgeſetze jener erften und diefer legtern Periode als heilſam zu vertheidigen, 
aber, wie wir meinen, mit Unrecht. Wenn wir uns nicht täufchen, hat er fich im 
biefen Falle verleiten. laſſen, die Erklärung der Erfheinung mit ihrer Rechtferti- 
gung zu verwecjeln, Wenigftens kann das, was er zur Begründupg feiner Anficht 
anführt, ſchwerlich befriedigen. In der erftern Periode foll jedes Geſetz, welches 
bie Exceſſe des Mittelalters beſchränkt, von Nugen fein, weil es den ſchönen Luxus 
der nationalen Blüthezeit herbeiführen heife; in der legtern Periode könne die Ge— 
ſetzgebung wenigftens dahin wirken, daß die grellften und fittenlofeften Aeußerungen 
der Schwelgerei im Dunkel bleiben, und ihre Verführungskraft fomit verringern, 
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Allein ven erften Punft anlangend, fehlt der Beweis dafür, daß bie Derbrängung 
eines rohen Lurus durch einen feinern durch Verbote und Strafandrohungen gegen 
jenen wirklich geförbert wird; und was ben zweiten Fall betrifft, jo fcheint es denn 
doch jehr fraglich, ob die Berhüllung eines raffinirten Yurus, namentlich wenn fie, 
wie dag faum zu vermeiden, doch immer eine jehr unvellfommene und durchſichtige 
bleibt, wirflih befhwichtigend und nicht vielmehr aufregend und anreizend wirkt. 
Am eheften laſſen fih noch folde Berbote rechtfertigen, welche der Neigung ber 
Einzelnen nicht zuwiderlaufen, fondern nur ſolche Einfhränfungen fanktioniren, vie 
ven Betheiligten felber willfommen find, die fie fid jedoch ſcheuen auf eigene Hand 
eintreten zu laffen. Indeſſen haben aud) viefe Verbote den Nachtheil, dadurch, daß 
fie der Entwidelung der freien Entſchließung der Ginzelnen vorgreifen, die Selb- 
ftändigfeit der Bevölkerung zu ſchwächen und verweidhlichend zu wirken. So muß 
eö denn wohl bei der allgemeinen Berwerfung, welche die ältern Wirthſchaftslehrer 
über bie — ausgeſprochen haben, ſein Bewenden behalten. 

Aus der Literatur begnügen wir uns hervorzuheben als Behandlungen 
des Gegenſtandes: 1) Vom ethiſchen Standpunkte aus: Schleiermacher, die 
chriſtliche Sitte, ©. 667 ff., und Beilage ©. 47. Rothe, theologiſche Ethik III. 
8. 1140 (mit zahlreichen Literaturnachweiſen) Werner, Spftem ver hriftlichen 
Ethik, Bo. III. 88. 80, 102, 103. Borländer, in der Zeitfchrift für die ge— 
fammte Staatswiffenfhaft, Bd. XII. ©. 535 ff. Br. XIV. ©. 50 ff. — 2) Bom 
wirtbichaftlihen Gefichtspunfte aus: Hume, Essays (in ver Ueberfegung von Kraus) 
Bd. VII, und vermifchte Schriften, ©. 32 ff. Der Auffak ließe fich feinem Inhalte 
nad) übrigens ebenfogut unter 1) aufführen. J. B. Say, Cours complet, 1. 1. 
ch. 14. 1. VII. ch. 11.1. VIII. ch. 2. Rau, über ven Luxus, 1817, und Yehr- 
buh, Bo. I. $. 343 fi. Roſcher, in Rau u. Hanfiens Arhiv, N. F. Br. I. 
©. 48 fff, und Syftem ver Volkswirthſchaft, Bo. I. Bch. 6. Kap. 2. Lejenswerthe 
Bemerkungen audh bei Prittwiß, Andeutungen über die Grenzen der Civili— 
ſation. ©. 253 ff. v. Mangoldt. 


Lykurgos. 


Lykurgos kann ebenſo wie Theſeus und Numa oder wie Orpheus und Ho— 
mer von dem beſonnenen Geſchichtsforſcher nur als eine halbmythiſche Perſönlich— 
keit betrachtet werben, indem bie hiſtoriſche Thatſache allgemeiner Zuftände oder 
weitgreifender Erjcheinungen durch die Sage in die handgreiflichere Geftalt eines 
Individuums umgefegt, oder an eine wirklich eriftirende, an ſich aber weniger be= 
deutende, Perfon angefnüpft wurde, Auf vie gleiche Weife verwandelte fih auch 
der Zuſammenhang, welcher zwifchen der fogenannten Infurgifchen Gefeßgebung und 
den politifhen Inftitutionen der Infel Kreta ſicherlich befteht, fofort in das kon— 
frete Bild einer Reife, welche Lyfurgos dorthin unternommen haben fol, um bie 
Geſetze des Minos zu ftudiren; ja auch ver Zeitpunkt, welchem bie gefcyichtliche 
Grundlage der fo ausgefhmüdten Erzählungen angehört, läßt fi nur annähernd 
auf das lette Drittel des neunten Jahrhunderts (zwifchen 830 und 800 v. Chr.) 
feftfegen. Vollends aber wird das Ganze durch die unkritiſche Geſchichtſchreibung 
des fpäteren Alterthums bis zur Unkenntlichkeit entftellt, indem dort alle und jede 
ſpartaniſche Inftitution furzweg dem Lykurgos zugefchrieben wird. 

Verſuchen wir aber, mit Weglaffung der anefvotenmäßigen Erzählungen, was 
Wlurgos vor und nad der Geſetzgebung, welche unter Auktorität des delphiſchen 
Orakels erfolgte, gelitten ober gethan habe, auf ven Kern der Sache einzugehen, 
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ſo zeigt ſich uns, daß der lykurgiſchen Geſetzgebung eine Zeit des Zwieſpaltes und 
der Kämpfe vorherging, in welchen theils der ganze Peloponnes zu zerfallen drohte, 
theils ber urfprünglihe Beftand der Lehensfürften (f. Niebuhr, Bortr. über alte 
Länder und Völkerkunde, ©. 57 f.) in Lakonien vernichtet oder wenigftens ge- 
ſchwächt wurde, Es handelte fi denmad für Sparta um Stärkung des Staates 
nah Innen und Außen und um Einrichtungen, welche eine Verſöhnung und Ber- 
mittlung herbeiführen fonnten, und fowie zu Letzterem die Gründung der olym« 
pifhen Spiele und ber elifche Gottesfriede bienten, weld beides Lykurgos einige 
Jahrzehnte vor der Geſetzgebung bewerkftelligt haben foll, jo war es in erfterer 
Beziehung eben jene Geſetzgebung felbft, durch melde die altangeftammte borifche 
Sitte wiederhergeftellt und für die Zufunft befeftigt werben follte. Wever Fremd- 
artiges noch eigentlich) Neues wurde dabei eingeführt, ſondern es trat nur eine Firi⸗ 
rung des urjprünglichen helleniſchen Vollsgeiſtes ein, welcher durchweg der doriſche 
war, und wir erfennen bei dem Vergleiche mit Plato's Ipealftaat in den Iykur- 
iſchen Einrichtungen wohl mit Recht jenen plaſtiſch abrundenven und geftaltenden 
rieb der Griechen, weldyer bei ihnen fih aud auf denjenigen Gebieten geltend 
machte, in welchen er nicht an feinem Orte ift. Denn um felbit abzufehen davon, 
daß die fpartanifche Berfafjiung überhaupt nur bei fehr primitiven Zuftänden und 
für Heinliche Dimenfionen ausführbar fein fann, liegt eine erfchredende Einfeitig- 
feit in dem gänzlihen Mangel eines jeden Sinnes für Freiheit des Individuums, 
und aus dem urfprünglicen Grundzuge, daß die Griechen die Ethif nur politiſch 
aufzufaffen vermochten und fomit betrefis des Staatslebens ausfhlieglih auf einen 
etbiihen Politismus oder eine politiiche Ethik geriethen (f. d. Art. „Ariftoteles‘ 
Dr. I, ©. 344 f.), ergaben fi, gerade wo das Princip am reinften bewahrt ift, 
Karrifaturen des Staates wie die fpartanifche Berfaffung und der platonifche Ideal⸗ 
ſtaat. Was der äfthetifhe Schwärmer vielleicht für einen harmonifchen Drganis- 
mus halten könnte, das muß bier der Polititer als einen ftarren und hemmenden 
Mechanismus bezeichnen, und aud der Geift des Gehorfams und die Macht ber 
Gewöhnung haben eine Seite, in welder fie an die Drefjur ftreifen. 

Die Einrichtungen, welde den Namen des Lykurgos tragen und nur als 
ungefchriebenes Geſetz vorlagen (fhriftlihe Firirung war ausprüdlic verboten), 
beruhen vor Allem auf dem Berhältniffe zwiſchen ven befiegten Urbewohnern 
des Pandes und den borifhen Eroberern, infoferne erftere, die Heloten, von jedem 
Genuſſe ftantsbürgerlicher Rechte ausgejchloffen blieben und als Unfreie zum Feld— 
baue und Handwerke verwendet wurden; lettere aber zerfielen nur in bie eigent- 
lihen Spartaner und in die ummwohnenden Lakedämonier, Peribken 
genannt, derartig, daß das engere Gebiet der Stadt Sparta den vierten Theil des 
ganzen Landes ausmachte. Sparta war ver politifche Mittelpunkt, und vort lag 
das entjheidende Gewicht auf dem Rathe der Alten, ver Gerufia, d. 5. einem 
Senate von 28 Mitgliedern, welde das 60. Lebensjahr überfchritten hatten, Daß 
von einem Demos, etwa im Sinne der athenifhen Verfaſſung, in Sparta feine 
Rede war, hat Niebuhr (Bortr. über alte Gefhichte Bo. I, & 311) gewiß fehr 
richtig bemerkt, denn die Boltsverfammlungen, zu melden Niemand unter 30 Jahren 
Zutritt hatte, wurden vollftändigft von der Geruſia geleitet, jo zwar, daß weber 
Debatte noch Amendement geftattet war, noch aud eine orbentliche Abftimmung 
ftattfand, fondern die Vorlagen nur durch allgemeines Geſchrei einfah genehmigt 
ober einfady verworfen werden fonnten. In dieſer rohen Weife legte die Regierung 
allertings Alles vor, nämlich Kriegserflärungen oder Friedensſchlüſſe, Thronftrei= 
tigfeiten der Könige, Gefeße, Wahl ver Behörden, Todesftrafen, Freilaffung ein- 
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jener Heloten u. f., und man konnte dem Volle auch bie täufchende Freude 
gönnen, daß alle officiellen Erlaffe mit ven Worten „vie Lakedämonier befchloffen“ 
begannen; bie höchſte Staatsgewalt war ja dennoch effektiv in den Händen des 
Senates, welder dur fol formlofe Wahlen auch unfchwer ſich feine Selbftergän- 
zung fihern konnte. Das nah dem Rechte der Erftgeburt erblihe Königthum 
war vermöge feines göttlihen Urfprunges (von Herakles her) Gegenftand religiö- 
fer Adhtung und wurde wohl durch mannigfache Ehrenrechte mit äußerem Glanze 
ausgeftattet (Genuß von Staatsländereien, Antheil an den Opferthieren und ber 
Kriegsbente u. dgl.), hatte aber politifch eine fehr geringe Bebeutung; die Könige, 
welche in der Gerufia eine einfache Virilſtimme und äußerlich ven Vorſitz hatten, 
leifteten monatlich einen Eid, nah den Gefegen regieren zu wollen, und als ihre 
einzige Prärogative läpt fi die Jurispiktion im Familienrechte (3. B. befonvers 
über Adoption) bezeihnen; aud wenn der König in den Krieg zog, war er nur 
in feiner Eigenfhaft des oberften Feldherrn unbeſchränkt, hingegen Frievensfchlüffe 
ober das Schickſal eroberter Städte unterlagen wieder durch den Senat der Ge— 
nehmigung des Volkes. Das Inftitut der Ephoren endlich, melde aus dem Volke 
en wurben, war in ben lykurgiſchen Zeiten entſchieden nur eine Polizei- und 

erihtsbehörve, und erft in ben folgenden Jahrhunderten traten die Ephoren poli- 
tifch beveutfamer zum Schute des Volkes gegen Uebergriffe ver Könige, auf. 

Was aber nun die Bürger felbft betrifft, jo war das wefentliche Augenmerk 
ber lykurgiſchen Gefetgebung (wie im Idealſtaate Plato’8) darauf gerichtet, jebe 
individuelle Eigenthümlichkeit und perfönliche Freiheit des Menſchen zu erftiden, bamit 
an dem Einzelnen ſchlechthin nur die Angehörigfeit an den Staat übrig bleibe. 
Hiezu mußte vor Allem die Kraftäußerung des individuellen Willens in ver bing- 
lihen Sphäre gelähmt oder vielmehr vernichtet werben, d. 5. das Eigenthum follte 
aufhören, Objekt des Einzeln-Willens zu fein, und außerdem mußte ber fittliche 
Gehalt der freien Familie getilgt werben, da für einen folhen Staat das Gefchledhts- 
verhältniß keine andere Bedeutung hat, als jene, welde ihm in einer Stüterei ober 
in einem Fohlenhofe beigelegt wird. So war Grund und Boden in gleiche, und 
zwar untheilbare und unveräußerliche Loofe getheilt, wornach Ein Loos bei Einer 
Bamilie verbleiben mußte, deren männlihe Mitglieder in der wunderfamften Levi⸗ 
rats-Ehe lebten, da oft vier bis fünf Brüder eine gemeinfchaftlihe Frau hatten ; 
die Gemeinve-Aelteften forgten für Erhaltung der Looſe und der Familien, indem 
z. B. dem ohne Leibeserben Geftorbenen von Staats wegen ein Adoptivſohn oder 
ein Schwiegerfohn fubftituirt wurde; natürlih hingen hiemit Berbote der Ehelo- 
figfeit und fürmlihe Prämien für gelungene Kinvererzengung zufammen. Uebervöl- 
ferung war, wie ſich von felbft verfteht, bei folder Organifation nicht zu befürch— 
ten, und die fonjervative Tendenz zeigte fi dur ten Erfolg gekrönt, daß in 
mehreren Jahrhunderten vie Zahl der Spartiaten die gleiche blieb. Vollſtändige 
Gleichheit in allen äußeren Gütern, welche zwar nie ganz erreichbar ift, war wenig— 
ftens angeftrebt und in Bezug auf Hunde, Pferve, Geräthichaften und felbft Vor— 
räthe bes Pebensunterhaltes gefetzlich vorgeſchrieben; am tiefften aber einſchneidend 
wirkte biefes Princip zugleich mit Bernihtung des Familien-Sinnes in den gemein- 
ihaftliden Mahlzeiten der Männer (Spifitien), welche durch beftimmte gleiche Bei- 
träge Aller hergeftellt wurben und den Mann auch in viefer Beziehung ausfchlieh- 
lich nur als Glied einer politifhen Korporation erfcheinen ließen. Dem gleichen 
Mehanismus diente es, daß Reifen in das Ausland nicht geftattet waren, und ba 
Gewerbe, Künfte, Handel und Schifffahrt als unwürdige Beihäftigungen galten 
(der Gebrauch von Silber- und Gold-Münzen war verpönt), jo widelte ſich das 
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Leben aller Spartaner tagtäglich in Leibesübungen, Jagd, Syſſitien, Theilnahme 
an Bolksverfammlungen und Opfern, ab, Bor Allem aber endlich wurde der ganze 
einfeitige Zwed des Lebens durch eine eiferne Staats-Pädagogif realifirt, weldye 
von der Geburt begann (Ausſetzung ſchwächlicher Kinder, tägliches Faltes Bad u. 
dgl.) und den Knaben in geiftiger Beziehung farg genug durch muſikaliſche Lyrik, 
überwiegend aber förperlih durch gymniſch-kriegeriſche Uebungen in Zucht nahm, 
um fi ſodann noch durch das ganze Leben hindurchzuziehen, denn nicht blos das 
ftrenge georbnete Heerweien, fondern auch — um modern zu fpredhen —, eine 
Unzahl von Eingriffen der Polizeigewalt in die Privatfphäre (Häuferbau, Kleidung, 
Haare und Bart, Schmud, Zudt der Frauen, Mufit u. dgl.) beruhte auf dem 
Mechanismus einer gleichmachenden politiihen Erziehung der Jugend fowie ber 
Erwachſenen. 

Literatur: Ottfr. Müller, Dorer, Bd. J, ©. 94 ff. und Br. II, ©. 
14 ff. 8. H. Yahmann, Spart. Staatsverf. Breslau 1836 (Hypothefenreich). 
Tittmann, grieh. Staatöverf. ©. 89 fi. Shömann, Antiqu. iur. publ. Graec. 
©. 104 ff. 8. Fr. Hermann, griech. Staatsaltertfum Bd. I, ©. 61 ff. Kor: 
tüm in Scloffers und Bercht's Ardhiv Bd. IV, ©. 154 ff. Grote, History 
of Greece (Fond. 1846) Bd. II, ©. 451 ff. Vrauil 
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Sir Thomas Babington Macaulay wurde geboren 25. Oft. 1800 
zu Rothley Temple, vem Site feines Oheims Babington Macaulay iu ver Graf: 
ſchaft Yeicefter. Sein Bater war Zacharias Macaulay, einft Kaufmann auf den 
Hebriden, von fchottiicher Abkunft, Presbyterianer und reiher Mann; feine 
Mutter die Tochter des Briftoler Buchhändlers Mil und uäferin; jener 
in nahen Beziehungen zu dem Sklavenbefreier Wilberforce, diefe eine Freundin 
von Hannah Moore; beide Eltern echt religiös geftimmt. In dieſem Geifte wurbe 
ver Sohn erzogen; der humane Sinn und bie Liebe zur Freiheit haratkerifirten 
auf immer ben geborenen Whig. Frühe Reife, ungewöhnliches Gedächtniß und leb— 
hafte Phantafie zeichneten den Anaben aus. Mit 18 Jahren trat er 1818 in das 
Trinity College zu Cambridge ein, e8 war bie Pflanzftätte ver freieren Richtung 
in Staat und Kirhe. Nachdem er in Lincolns Inn das Recht ftubirt, wurde er 
1826 Anwalt an diefem Gerichtshof. 

Er ift frühe als Schriftfteller aufgetreten. Zuerft als Dichter führte er ſich 
beim Publikum ein; wie er als Knabe feine Verſe gemacht und in der Familie 
vorgetragen hatte, fo ſchilderte er jett in poetiihen Bildern das griechiſche und 
römiſche Leben, dichtete im Tone des franzöfifhen und englijchen Bürgerfrieges. 
Aber auch andere Arbeiten legten Zeugnig von feiner geiftigen Beſchäftigung ab: 
Arbeiten, die aus den Stubien hervorgingen, die ihn zum Juriften und Rebner 
ausbilden jollten, aus Haffifcher Yeltüre und der Beihäftigung mit Dante, Eine 
mit ſich felbft fertige Art der Betrachtung der Dinge, lichtvolle Klarheit und Leben- 
digkeit in ihrer Darftellung zeichnen ihm ſchon jegt aus, nur daß feine poetiſche 
Ader mehr dem Kopfe als dem Herzen entfprang, mehr Gefhid ver Nahahmung 
als der Erfindung zeigte, 

Bon bebeutenverem Erfolg war aber erft die ſchöngeiſtige Abhandlung über 
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Milton in der Edinburgh Review Auguft 1825; daß der Gegenftand in feiner 
Tiefe erfaßt fei, läßt ſich nicht fagen, aber bie geiftvolle Art flug ein. Im März 
1827 erfhien dann der Auffag über Machiavelli, im Mai 1828 die Abhand— 
lung über Geſchichtſchreibung, und nod im September die über Hallam's Ber: 
faffungsgefchichte. Die whiggiſtiſche Zeitfchrift hatte feinen Ruf begründet, die whig- 
giftifche Partei ſuchte den talentvolen Mann in ihre Dienfte zu ziehen, 

So wurde er Parlamertsmitglied, für ven Flecken Calne in Wiltfhire, im 
Frühjahr 1830, felbft kaum 30jährig. Unter dem Minifterium Grey erhielt er eine 
Anftellung als Sekretär des Banfruttgerihtshofs,‘ und wirkte für die Neformbill 
im Sinne feiner Partei, die I. Ruffel dabei als Führer anerkannte. 1832 traf 
ihn eine neue Wahl in der Stadt Leeds, umd eine neue Anftellung als Sekretär 
des Kontrollehofs. Er kämpfte num gegen den Repeal und für die bürgerliche Eman— 
cipation der Juden. Eine leichte Sache hatte es ihn gebünft, ben indiſchen Ge— 
bieten ein neues Strafgeſetzbuch zu ſchenken, veffen fie beburften; man ernannte 
ihn mit 10,000 Pfund St. zum Mitglieve und Rechtsbeiſtand des oberften Gerichts- 
hofs fir Indien, und beehrte ihn mit jenem Auftrag. Im Februar 1834 verließ 
er England, aber feine legislatorifhe Arbeit in 26 Kapiteln erſchien mehr ſchön 
als brauchbar; wenig entſprechend dem wirklichen moralifhen und focialen Zuftand 
der Eingebornen ; wie man fagt, ging fie den anfäffigen Engländern viel zu meit 
in Begünftigung ver erfteren. Um fo beffer gebiehen auf jenem berühmten Boden 
die Anfänge der trefflihen Arbeiten über Lord Clive und Haftings, und noch von 
Indien aus ließ er die Eſſay's über den erften Theil des Lebens des ältern Pitt, 
über Jakob Madintofp und über feinen Lieblingsweifen Lord Bacon in feinem 
Blatt erfcheinen. 

Die zwei folgenden Jahre widmete fih Macaulay einem blos Literartfchen 
Wirken. Er hat felbft gejagt, daß dieſes überhaupt feinem Gefhmad und feiner 
Stimmung weit beffer entfpredhe als das Geräufch des politifchen Parteienkriege. 
Bereits fammelte er Materialien zu feinem großen Werke, der Geſchichte Englands, 
Als ihn aber die Wähler von Evinburgh im Mai 1839 ins Parlament riefen, 
wurde er wieder Politifer, und bald Kriegsfetretär in dem Whig-Miniftertum 
Melbourne bi8 September 1841, wo ihn der Sturz des Kabinets in die Reihen 
der Oppofition führte. Zugleich feste er feine literarifche Thätigfeit fort als Dich 
ter und als Biograph. Bon Neuem trat er ins Amt als Generalzahlmeifter des 
Heeres mit Rufjel 1846, aber nicht für lange; er verlor feine Stellung ſchon zu 
Ende d. 3. 1847, als ihm feine Wähler ein Mißtrauensvotum zugehen ließen, 
weil er für vie erhöhte Staatsunterftügung des Maynooth College zur Erziehung 
der katholiſchen Geiftlichkeit in Irland geftimmt hatte. Als er in Evinburgh 1847 
durchgefallen war, ſchien es zu Ende zu fein mit feiner öffentlichen Wirkfamfeit. 
Er trat nicht mehr als Kanditat auf. Da er aber 1852 ungefucht von Neuem 
das Bertrauen eben dort erhielt, nahm er wieder an, nur insg Amt wollte er 
nicht mehr, und auch feine parlamentarifhe Wirffamfeit wurbe eine ftillere. 

Seit 1841 hatte er ſich mit feiner englifhen Geſchichte beſchäftigt; 1849 erſchie— 
nen die 2 erften Bände, die Regierung und Vertreibung Jakobs IT., mit einer 
umfaffenden und glänzenden Ginleitung über vie frühere Zeit. In 6 Monaten 
erlebte er 5 Auflagen. Neben andern Ehren erhielt er auch eine Profeffur ber alten 
Geſchichte an der königlichen Afademie. Die biographifchen Artikel für die Ency— 
clopãdia Britannica hemmten den Förtfchritt des großen Werkes nit; 1855 erfchien 
der 3. und 4. Band bis 1697. Um ſich ausfchließlich feinen literarifchen Neigun- 
gen widmen zu können, und die große Arbeit zu vollenden, bie fi, nad) ben Wor- 
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ten der Einleitung bis in die Zeit erftredfen follte, welche noch in ver Erinnerung ber 
Jetztlebenden wäre, gab er feinen Parlamentsfig im Februar 1856 auf. Noch wurde 
er 1857 als Baron von Rothwell zum Peer ernannt, aber er hat nie Gebraud von 
biefer Eigenſchaft gemacht. Er ftarb an einem Herzfehler 28. December 1859 und 
wurde Montag den 9. Januar 1860 im Poet’8 Comer der Weftminfterabtei bei- 
gefegt. Das Gerücht von einem 5. und 6. Bande, früher verworfen, hat ſich neuer— 
dings beftätigt. 

Macaulay als Staatemann konnte fib mit Recht rühmen, daß er immer die— 
felben politifchen Anfichten gehabt habe. Die Gefchloffenheit feines Denkens und vie 
Treue feiner Gefinnung hatten gleichen Antheil daran. Tief find feine Anfhauungen 
dabei nicht, es fehlt an ber principiellen Auffaſſung. Ein Empirismus, wie er ihn 
aus Bacon und Hobbes gefhöpft, beherrſcht ihn. Er mißtraut allen allgemeinen 
Theorieen von der Regierung. Den Regierungszwed findet er darin, daß die Men: 
ſchen geſchützt werben in ihren Beftrebungen ſich reich zu machen: alle Gefeßgeber 
follen den Menjhen vie freiheit verfhaffen, ihren Fleiß zu ihrem beften Vortheil 
anzuwenden, follen ihnen Sicherheit bereiten im Genuß deſſen, was fie burd 
ihren Fleiß erworben haben. Der Utilitätsgrundfag ift das Erfte. Ihm ift es nicht 
erlaubt, beftimmt zu behaupten, daß es irgend eine Berfaffungsform gebe, vie nicht 
unter gewiſſen venfbaren Umftänden bie beftmögliche fein würbe. Er würde das 
allgemeine Abſtimmungsrecht jelbft für England darum nod nicht verwerfen, wenn 
deſſen fhlimmfte Wirkung darin beftänve, dem Lande ftatt einer Königin und eines 
Haufes der Lords einen gewählten erften Beamten und einen Senat zu geben. Das 
war bei ihm aber von feiner praftifchen Bedeutung. Er war und blieb ein fon- 
ſervativer Whig. Er will fonfervativ fein, aber nidt, um alles zu erhalten, was 
alt und Hiftorifch ift; er will reformiren und befjern, um bie alt gewortenen Ein- 
richtungen ben neuen Verhältniſſen anzupaffen und fo zu erhalten, was gut ift; 
er will jedoch ein Syſtem, weldes lange beftanden und nur gute Wirkungen ge: 
äußert bat, darum noch nicht verändern, weil es mit einem abftraften Grundſatz 
nicht in Einklang fteht. Aber er will wirken für bürgerliche und religiöſe Freiheit, 
mit der Partei, welche die Abfhaffung des Sflavenhandels und der Sklaverei in 
ben Rolonieen, die Ausbehnung der Bolfserziehung, die Milverung der Strenge ver 
Strafgefege bewirkt hat; er will gleiche Gefege, wahre Union Irlands und Groß: 
Britannien, Freiheit und Ordnung, vor Allem Gewifjendfreiheit, eine mit Gnade 
gepaarte Rechtspflege. Es find bie Grunbfäge, in deren Luft er aufgewachſen war; 
wie fie foftematifh zufammenzubringen, das zu unterfuhen und dieſe Unterſuchung 
zu löfen war nicht feine Sade. Er war gegen bie Krongefege, weil feine Volks— 
Haffe vor der andern begünftigt fein fol durch die Art ver Befteuerung. Er war 
für die Wahlreform, weil die Bertheilung des Stimmrechts auf gewiſſe Gebiete 
und Wahlförper ihm eine ungleihe und darum ungerechte ſchien; viefes Recht ſoll 
ausgedehnt werden auf weitere Klaffen von Bürgern, fo weit dies ohne Gefahr 
für Friede, Gefeß und Ordnung gefhehen kann, nicht bis zur Allgemeinheit, vie 
erfahrungsmäßig (wie in Frankreich) feine Gewähr gegen Aufrichtung einer Gewalt- 
herrſchaft bietet und Englands Verderben fein würde, doch bis zu dem Grabe, daß 
die Abftimmungen des Unterhaufes die Meinung des englifchen Mittelftandes getreu 
barftellen. Den Chartismus hat er darum eifrig beftritten; deſſen Sieg wäre ber 
Sieg des Kommunismus, das allgemeine Stimmredht ift unvereinbar mit allen 
Regierungstormen, ſowie wit Allen, um deſſentwillen Negierungsformen eriftiren, 
unvereinbar mit dem Eigenthum und demzufolge aud unvereinbar mit ber Civili- 
jation, Nicht durch Kopfzahl, fondern durch Befig und Intelligenz fol die Nation 


Mlacaulap. 505 


regiert werben, darum follen Alle Theil nehmen, vie dieſe Gründe für ſich haben, fo 
wird eine große Zahl von tüchtigen Männern ins Unterhaus fommen. Nie aber darf das 
veligiöfe Belenntniß ein Grund zur Entziehung von Rechten fein, fo wenig als es 
zur Verfolgung in Form von unmittelbaren Strafgefegen Veranlaſſung geben darf; 
aud den Juden foll fomit das höchſte politifche Recht nicht verweigert werben, am 
wenigften von Chriften, die Niemanden etwas zufügen dürfen, was ihm Schmerz 
bereitet. Die iriſche Staatskirche ift eine unbillige und unzwedmäßige Inftitution, 
die erhöhte Unterftügung des Maynooth College ift eine gerechte und zweckmäßige 
Maßregel. Irland foll frei fein in kirchlicher Beziehung, es foll das englifche 
volfsthümlihe Municipalfuftem genießen, nur der Repeal ift gänzlich zu verwerfen, 
die Unien unaufldslid feftzuhalten, weil ihre Auflöfung die politifchen und focialen 
Uebel Irlands nicht befeitigen, ſondern faft jedes berfelben verfchlimmern würde, 
eine Trennung der Parlamente aber und zugleich bleibende Vereinigung ber bei- 
den Kronen auf der unftatthaften theoretifhen Scheidung von Legislative und Ere- 
futive beruht, während fie in der Praxis binnen fehr wenig Jahren entweder den 
Bürgerkrieg oder den Scheinparlamentarismus zur Folge haben muß. Gerechtigkeit 
alfo fol ver freien Bewegung Irlands werden, aber auf der Grundlage bes 
Beftehenven. Es find biefelben liberalen Gefihtspunfte, wie fonft, von denen aus 
er die anglo-indifhen Berhältniffe geordnet wiffen will. Es foll fein Eingeborner 
wegen Yarbe, Abftammung oder Religion von Aemtern ausgefchloffen fein — ein 
freilich erſt allmälig zu erreihendes Ziel, aber nothwendig zu erftreben, die Ein- 
— ſollen zur Freiheit erzogen werden, auch auf die Gefahr hin, daß das 
and reif und endlich unabhängig würde, — ein Ruhm für das engliſche Volk einzig 
in ſeiner Art, größer, als wenn man die Inder auf Koſten der Bildung in fort— 
währender Abhängigkeit erhalten könnte. Die Engländer ſollen in dieſen unterwor— 
fenen Gebieten feine gerichtlich privilegiite Klaſſe gegenüber den Eingebornen bil- 
den. Cine repräfentative Berfafjung ift bei dem Zuftande der Bevölkerung freilich 
unftatthaft, und das englifche Parlament kann fih von Europa aus unmöglih mit 
allen den entlegenen Dingen invifher Verwaltung abgeben, aber eine wirkliche 
Schranfe für die Autorität der englifhen Regierung fann die KRompagnie felbft 
bilden, weil fie von Regierung und Parteien unabhängig ift. Wenn alfo gleich ver 
Krone ein gewiſſer Einfluß auf Indien eingeräumt werden muß, fo ift es doch 
wünfchenswerth, die Kompagnie als Form des intifhen Regiments beizubehalten, 
und in der That leitet fie jenes Land fo gut, als dies irgend eine andere Regie: 
rung unter den dortigen Berhältniffen nur thun könnte, da fie mit ihrem eigenen 
Interefie an dem Glüd der Unterthanen betheiligt ift. 

Die Reden, in denen Macaulay biefe politiihen Anſchauungen entwidelt, 
berechtigen nicht zu dem Ausſpruche, den ein Beurtheiler gethan, daß nämlich 
Macaulay’8 politiſche Gedanken ein ſchöner Geift philofophiiher Staatsweisheit 
belebe. Gerade in der principiellen Grundlage find fie ſchwach. Die Emancipation 
ber Juben foll eingeführt werden, weil das Gegentheil den Juden ſchmerzlich ift! 
Der Bolldunterriht für die niederen Klaffen foll vom Staate ins Auge gefaßt 
werben, weil er die Pflicht hat, für Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums 
zu forgen, dieſe Sicherheit aber durch jenes Bildungsmittel verbürgt wird! Es 
gibt fein natürliches Erbfolgereht, das Älter wäre und eine höhere Autorität hätte, 
al8 irgend ein menschliches Geſetzbuch: denn da diefes Naturreht nur Eines fein 
fann und in den Befigungen der Königin von Großbritannien 20 Arten der Erb- 
folge beftehen, fo wären dies lauter Mißbräuche, die erft entfernt werben müßten! 
3a das Gefeg felbft, welches das Eigenthum erzeugt, fann nur aus dem Grunde 
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vertheibigt werben, daß es ein ven Menfchen wohlthätiges Gefeg ift! Aber wenn 
die Begriffe nicht ſcharf und tief find, fo ift ihre Anwendung doch durch und durch 
praftifh; wenn die Beweisführung oft eine ſehr zufällige ift, oder auf blofer 
Konſequenzmacherei ruht, fo verfehlt fie doch felten ihren Eindruck. Der Begriff 
ift da, aber eingewidelt, er ſchlummert hinter dem Fluſſe ver Rebe, die Konkretion 
überwuchert ihn. Der Rebner kennt die Kraft einer Karen Difpofition ohne fie den 
Hörer merken zu laſſen. In feiner Dialektik ift weniger Entwidlung als Barallelis- 
mus; nicht fo fehr läßt er Gründe aus Gründen auffteigen, als er fle im eng 
gefchloffener Reihe neben einander ftellt, und immer wieder in verwandelter Geftalt 
vorführt. Er ift reih an Bildern und Beilpielen, die entlegenften geſchichtlichen 
Parallelen find ihm immer zur Hand, und jo, während er zu Überzeugen fucht, 
elingt es ihm ſchon halb, weil er durch Unterhaltung und Belehrung feflelt. Auch 
ronie und Spott ftehen ihm zu Gebote, und er handhabt fie um fo fidherer, je 
ruhiger er felbft zu bleiben fcheint. Das Pathos, das er fennt, ift lebhaft, aber 
nicht hinreißend, nicht erbebend, nicht erwärmend. Seine advokatiſche Temperatir 
fennt aber do die Flamme, die in dem Gefühle für Wahrheit lovert und für 
Net. Er hat aud im Parlament immer Aufmerkfamkeit erregt, wenn er ſprach; 
er wirft unftreitig im feinen Reven noch kräftiger, wenn man fie liest. Wo man 
nicht überzeugt wird durch feine Gründe, traut man doc) feiner Perfon, Ueber 
rebnerifche Triumphe in großen Berfammlungen fpricht er ſich ziemlich geringihäßig 
aus. Ihm felbft fehlten zu einem großen Redner die natürlihen Mittel, fein Wuchs 
und feine Stimme eigneten fi nicht dazu, nur fein ftrahlennes Auge half ven 
unaufhaltfam ohne Athemholen vahinfliefenden Sätzen nad. Er hat feine Neben 
wörtlich auswendig gelernt; fo entbehrten jie ver Ummittelbarfeit der Empfindung. 
Bo er aus dem Stegreif fprad, haben wir zwar weniger Kunft zu bewundern, 
weniger hiftorifhe Anfpielungen und treffende Beiipiele, weniger Antithefen und 
Parodorieen, aber mehr freie Natur und einprudsvolle Friſche. Berühmt waren 
feine Tifchreden im erzählenven Fade, er galt für den größten table-talker feiner 
Tage, den Troubadour der Speifezimmer. 
Der Didter, Staatsmann und Redner diente aber in ihm dem Hiftoriter, 
Die literarifche Wirkfamkeit hielt er für feine wichtigfte Aufgabe. Und hier glängte 
er befonders in den englifchen Reviews durch feine Eſſays, Aufſätze, melde Tages» 
fragen in weiterem Umblid, wiffenfchaftlihe Gegenſtände mit befonvderer Rückſicht auf 
die Bepürfniffe der Gegenwart behandeln, freier in Auswahl und Begrenzung des 
Stoffs, gewöhnlich anknüpfend fpeciell an eine oder überfihtlih an mehrere im 
Gegenftand zufammenhängende neuere Produfte der Viteratur, und von ber friti- 
ihen Analyfe derſelben fortichreitend zu einer weiten felbftändigen Beſprechung 
des Gegenftandes, durch welche verfelbe in feiner Entwicklung gefördert, oder in 
welcher dod neue leitende Geſichtspunkte zu deſſen Förderung aufgeftellt werben. 
Es ift bei Macaulay mit Recht ein Unterichien aufgeſtellt worden zwiſchen ben 
bebattirenden, polemifchekritifchen Effays des Advokaten und Staatsmannd auf ber 
einen und den biftorifhen und biographiſchen des politiihen Geſchichtſchreibers auf 
der andern Seite. Siud jene weniger befriedigend, jo glänzt er um fo mehr in 
biefen, und bie leßteren eben find meift Vorarbeiten für vie Geſchichte Englands. 
Für den Pefer ift die Abwechslung zwifchen der epifchen und kritiſchen Stimmung 
wahrhaft hinreigend. Niemand hat Macaulay darin übertroffen. Das lähgft Ge: 
ſchehene gefchieht wieder, wir find mitten darin, wir erleben es von Neuem. Es 
find farbenreiche Skizzen, deren Verfertiger daneben fteht, fie geiftvoll zu erläutern; 
und jo arbeiten wir mit ihm, während wir mit ihm genießen. Daher kommt es, daß 


Mlacaulay. 507 


man niemald müde wird, ihm zuzuhören, felbft da, wo ihn eine gewiffe Neigung 
zum Uebertriebenen nahe an die Karikaturmalerei binführt und wo man fühlt, 
daß das Bild fein umfaffendes ift. Biographieen wie die von Clive und Haftings 
werben immer binreißend wirken, und felbft in der von Samuel Johnfon wird vie 
frifche Farbe der Dinge und Menſchen tröften über die Ungewißheit, in der man 
über deſſen literarifches Verdienſt und äfthetifche Bedeutung bleibt. 

Der Geſchichtſchreiber Englands war allerdings für feine Aufgabe fehr glüd- 
lid) ausgeftattet. Bon allen weſentlichen Erforderniffen des Hiſtorikers beſitzt er 
feinen Antheil, Kritik, Fleiß, Methode, Styl, politifhe Reife, felbft philofophifche 
Neigung. Aber er befist faft jeves einzelne diefer Erforderniffe nur in mäßigem 
Grade. Und gerade dies macht ihn fo genießbar für Alle. Seine natürliche Schrante 
war die Beringung feines Glücks. 

Er hat felbft eine Theorie der Hiſtorik aufgeftellt in feinem Aufſatz vom Jahre 
1828. Das Gebiet der Geſchichtſchreibung gilt ihm als ein ftreitiges Land, als 
ein Örenzgebiet unter der Gerichtsbarkeit zweier feindlichen Mächte, ver Vernunft 
und Phantafie; fie ift bald Theorie, bald Dichtung; fie feheitert entweder in ber 
Erzählung oder im fpefulativen Theil ftatt gleichmäßig zwifchen beiden Seiten repar- 
tirt zu fein. Sie beginnt meift mit dem Roman und enbigt mit dem Effay. Ein- 
mal fann fie fo wenig wie die Dichtung ganz wahr fein. Es ift mit ihr wie mit 
der Porträtmalerei. Beide können nicht alles Wirkliche wiedergeben, weil bies 
unendlich vieles tft, aber fie gerathen am beften, wenn fie uns folhe Theile ber 
Wahrheit wieder geben, welche am nächften die Wirkung des Ganzen bervorbringen, 
wenn auch vielleicht mit einer leichten Einmifhung von Karikatur oder einfidhts- 
voller Anwendung von ein wenig Uebertreibung. Es kommt dabei auf die Kunft 
ver Auswahl und Anoronung an; die Gefhichte hat ihren Vordergrund und ihren 
Hintergrund, und die hiftorifchen Künftler unterfcheiden fih von einander haupt: 
fählic in ver Behandlung ver Perfpeftive, in der Art wie vie Schilverung gedrängt 
oder ausführlihd wird. Sodann aber ift die Geſchichtſchreibung nicht blos nach— 
ahmend, nicht blos Kunft; fie muß die Erjcheinungen aud erklären, die abftrafte 
Wahrheit auffinden, welche in ven Thatfachen verborgen liegt. Dies gibt ihr ihren 
höheren Werth, dies ift die Philofophie der Geſchichte ober die Darftellung des 
theoretifchen Gehaltes der Begebenheiten, ver politiihen und fonftigen moralifchen 
Grundgevanten. Darin find die Modernen den Alten voraus: im Generalifiren, in 
der Ableitung allgemeiner Fundamentalſätze aus den Thatfadhen, mit einem Wort 
in der Spekulation. Aber es wäre faljch, fi eine Theorie zu bilden, indem man 
einige Erfcheinungen betrachtet, und die andern verkürzt oder verdreht, um fie in 
bie fertige Theorie hineinzubringen. So aber macht e8 ein guter Theil der Modernen, 
fie find Advokaten und bieten alle Künfte der Kontroverfe auf, vernadhläffigen dabei 
aber in tranriger Weife die Kunft der Erzählung, die Kunft, Sympathie zu erregen 
und ber Phantafie Bilver zu liefern. Das Verweilen bei den Einzelheiten, weldes 
den Zauber ver Biographieen ausmacht, die Hervorhebung harakteriftifcher und 
interefianter Umftände darf keineswegs verachtet werben um einer eingebilveten 
Erhabenheit ber Geſchichtſchreibung willen. Freilich muß fi die Auswahl des Stoffes 
nad feiner Wichtigkeit richten, dieſe Wichtigkeit beruht aber darauf, ob wir im 
Stande find, uns daraus richtige Schlüffe in Beziehung auf die Zukunft zu bilden, 
fowie auf der Größe des Einfluffes, den bie betreffenden Berhältniffe auf das 
Glück des Menſchengeſchlechtes gehabt Haben. Es kommt nicht darauf an, daß 
Hunderte von Folio-Seiten mit Abfchriften von Staatspapieren. gefüllt werben, 
worin diefelben Behauptungen und Gegenreden wieverholt werden, bis der Lejer von 
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Mattigkeit überwältigt wird. Ein Geſchichtswerk kann mit Schlachten, Verträgen und 
Erſchütterungen gefüllt fein und ift doch unnüg, es kann jebes einzelne Ereigniß 
richtig erzählen und im Ganzen doch falſch fein. Wichtig für das Glück der Menſch— 
heit und fomit für die Geſchichte find befonders die Veränderungen in Gewohn: 
beiten und Sitten, ber Uebergang von ganzen Staaten aus Armuth zum Reichthum, 
vom Wiffen zur Unmifjenheit, von Wilcheit zur Bildung; und dies find meift 
geräufchlöfe und von den Hiftorifern wenig beadhtete Ereigniſſe. Somit endlich ift 
derjenige ein vollendeter Hiftorifer, in deſſen Werk der Charakter und Geift einer 
Zeit in Miniatur vargeftellt ift: er erzählt Feine Thatſachen und legt feinen Per- 
fonen keine Ausprüde in den Mund, welde nicht durch hinreihendes Zeugniß 
bewahrbeitet find, aber er gibt durch zwedmäßige Auswahl Verwerfung und Anorb- 
nung ver Wahrheit ven Zauber, welcher fi die Dichtung unrehtmäßig angeeignet 
bat. In feiner Erzählung findet fi eine gehörige Unterordnung beobachtet, einige 
Vorgänge treten in ben Vordergrund, andere in den Schatten. Aber das Berhält: 
niß, in welchem er fie darftellt, wird gefteigert oder verringert nad) dem Grabe, 
in welchem fie den Zuſtand der Gefellihaft und die menſchliche Natur erläutern, 
das Wirken der Geſetze, der Religion, der Erziehung, den Fortſchritt des menfd- 
lichen Geiftes und befonders das Glüd ber Völker und Individuen bezeichnen, mit 
einem Wort: er wird der Kulturgefchichte erhöhte Aufmerkfamteit ſchenken. Und 
dabei werben uns bann die Menſchen nicht blos gefchilvert, fondern genau befannt 
gemacht, Veränderungen in ten Sitten nicht nur durch allgemeine Angaben, fon- 
dern durch Bilder angezeigt. Ein foldes Geſchichtswerk würde nicht minder die 
Phantafie als den Berftand anregen, würbe im Herzen eingebrannt fein; auch würde 
man viele Wahrheiten lernen, welche man auf andere Weife nicht lernen ann. 
Eine genaue Kenntniß der innern Geſchichte der Völker ift nöthig zur Vorausſicht 
politiſcher Ereignifle, um bei Zeiten an Rettung venfen zu können. Ein Geſchicht⸗ 
jchreiber, der dies alles verftünde, würde freilich ein intelleftuelles Wunder fein, 
aber die Betrachtung eines folhen eingebilveten Ideals kann wenigftens Befferung 
bewirfen. 

Niemand wird läugnen, daß dieſe Theorie der Geſchichtſchreibung wenigſtens 
einen Deutſchen durch ihre Oberflächlichkeit erfchreden muß. Hier ift fein Mafftab 
für den Werth der Ereigniffe, Fein Rahmen für die äfthetifhe Einheit ihrer Dar- 
ftellung. Denn die Wirfung auf das Gemüth des Lefers und die Frage nad ihrem 
Beitrag zum Glück der Menſchheit (d. 5. ihrer Nüslichkeit) vermag den Mangel 
nicht zu erfegen, der in ber Abweſenheit ver Idee liegt, deren Erzeugniß bie 
Dinge und Begebenheiten find und aus welcher heraus fie vargeftellt werden müſſen. 
Es frägt ſich nicht, zu was bie Idee gut ift, fie ift an und für fi das Interefie 
der Geſchichte, weil fie das höchſte Menfchliche in ihr ift. Allerdings wird biefer 
principielle Mangel bei Macaulay tbeilmeife erfegt durch die fchöne und edle 
Begeifterung des whiggiftifchen Gefhichtfchreibers für die humane Entwidlung unferer 
Gattung, durch feinen unerſchütterlichen und redlichen Glauben an den endlichen Sieg 
der Vernunft und der Freiheit, durch feinen kräftigen Patriotismus und fein bei aller 
dur die Rüdficht auf Zeit und Umſtände begründeten Milde doch geredhtes mora- 
lifches Urtheil. Aber wo es fid um bie tieferen Gründe ver VBerhältniffe handelt, da 
begegnen und nur zu oft Gemeinpläge, die man eben nur ihm verzeiht, ober ein 
ziemlich gewöhnlicher Pragmatismus, den die deutſche Gefchichtihreibung glücklich 
überwunden bat. Es kann doch wahrlich nicht genügen, wenn bie Reaktion ber 
öffentlihen Meinung in England, die auf den Enthufiasmus bei der Thronbeftei- 
gung Wilhelms III. folgte, ftatt aus den ewigen Gejege der fluftuirenden Bewe— 
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gung von Stoß und Öegenfof, einfach daraus erflärt wird, daß die Menfchen 
eben immer unzufriebene Leute find, wie die Jeraeliten, als fie ſich nad) den Fleijch- 
töpfen Egyptens zurüdjehnten, und wenn erflärt wird dem Einfluffe diefer Neigung 
zur Unzufriedenheit auf das Gefhid großer Gemeinfhaften möchten vie meiften 
Revolutionen und Gegenrevolutionen zugefhrieben werden, von denen die Gefchichte 
zu erzählen wife, — erft wo ber Autor wieder auf die fonfreten Berhältnifie, die 
Bereinigung und darauf von Neuem erfolgende Trennung der großen Parteien, 
die veränderte Stimmung und bie fpeciellen Urſachen davon zu reden kommt, wird 
er wahrhaft groß und im beften Sinne bedeutend. Es ift wahr, feine Berbienfte 
um bie Hebung des hulturgefchichtlihen Elementes find nicht gering. Aber es liegt 
in jener Bernadläffigung ver iveellen Momente, daß er oft genug in ber Nütlich- 
feit fteden bleibt, daß das Glüd der Menfhen in der Behaglichkeit ihres äußeren 
Dafeins, ihr Hortfchritt in dem Anwachſen des Reihthums gefucht wird, durch den 
ſolche Behaglichkeiten gefhaffen werden, — wie der Menfh wohnt, wie er ift und 
trinkt und wie er Handel treibt, um befjer zu wohnen, zu effen, zu trinken, das tritt 
weit mehr hervor als was für die geiftigen Intereffen geſchehen ift, und wie bie 
Geſellſchaft fich intelfeftuell gehoben, ihre Kunft und Literatur ſich entwidelt hat. 
Wir find in Deutfhland gewohnt, die Entfaltung der menfhlihen Kulturverhält- 
niſſe zu betrachten unter dem umfafjenden und tiefen Gefichtspunfte, daß fie eben 
fo viele Stufen find, auf denen fi) der Proceß der Bergeiftigung der Natur, der 
Einbildung des Idealen ins Reale, der Erhebung des Seins in das Denken voll» 
zieht, und damit ftellen wir unferem Geſchlecht feine Hiftorifche Aufgabe, faffen es 
mitten in feiner Zufammengehörigfeit mit ver Welt, und gewinnen den feften fitt- 
lichen Maßſtab für feine Leiftungen und Erfolge. Macaulay freilich wird es leichter, 
darüber hinwegzufommen. Spefulaionen, auf überfinnlihe Dinge gerichtet, find bie 
Sade geſcheidter Kinder und unvolllommen gebilveter Männer. Die Metaphyſik ift 
ihm feine fortjchreitende, feine des Fortſchritts fähige Wiffenfhaft, fo wenig als 
natürliche Theologie und geoffenbarte Religion. Es gehört nur Wahrheitsliebe und 
. natürliher Scharffinn dazu, um über die legten Gründe der Dinge zu fpefuliren, 
und der Schwarzfuß-Indianer ift fomit glei günftig für deren Erörterung geftellt 
wie der hochgebildete Europäer. Nur die mathematifhen und induftiven Wifjen- 
fhaften find fortfhreitend. Damit verfällt venn auch die ſchöne Literatur ihrem 
Gerichte. Die größte Feindin der Poefte fheint ihm gerade die Bildung zu 
fein, welde iventifch ift mit der Erweiterung des mathematiſchen und induk— 
tiven Willens. Die Poeſie muß mit dem Fortfchreiten der Bildung nothwendig 
finten; Niemand, fo meint er, könne ohne eine gewiſſe krankhafte Beichaffen- 
beit des Geiftes ein Dichter fein oder an Dichtung Genuß finden. Anders ift 
es doch aber mit der „moralifchen Wiffenfhaft”, die e8 mit Staat und Gitte zu 
thun bat; fie bat im der neuen Zeit entſchieden gewonnen dur die vergrößerte 
Zahl von Experimenten, fie ift inbuftives Wiffen. Und unter diefer Form allein 
fennt M. den geiftigen Fortſchritt: er ift immer nur Vervielfältigung und Ber- 
mehrung des Gewußten und Berbreitung dieſer Kenntniffe unter den Vielen wie 
die Anhäufung von Reihthümern das Ziel der inpuftriellen Entwidlung ift. Beſitz 
von Kenntniffen aber ift nüglih, denn er macht zu aller Arbeit und zu jedem 
Erwerb gefhidt. Der Stoff, an weldem der Geift ſich bildet, ift ziemlich gleich- 
gültig, und wenn zu diefem Zwede Alchymie gelehrt würde, fo müßte fich eben 
derjenige junge Mann im Allgemeinen als überlegen bewähren, der für die Ent- 
dedung des Steins der Weifen den meiften Eifer verriethe; niht wie und was 
einer wife, fondern daß er viel wiſſe ans der unendlichen Mafle von Wahrheit, 
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politiſchen Schriften desſelben forgfältiger ermogen Hat, trat jene Schrift mehr 
in ben Hintergrund, und warb man genöthigt, die Meinung aufzugeben, daß M. 
ein Liebhaber und Förderer der Tyrannei fei. Die Seele M.'s war doch nicht fo 
ſchwarz, als man ſich's eingebildet hatte; und man mußte mit Beihämung einge 
ftehen, daß die abfolutiftifchen Neigungen der Fürften und ihrer Minifter, welche 
in feinem Buche Ermuthigung und Belehrung fuchten, viel fhlimmer und gefähr- 
(iher waren, als die Intentionen des Schriftftellers felbft, und daß es mehr noch 
ein Fehler ver folgenden Geſchlechter als des Autors war, wenn fie die großen und 
fruchtbaren Wahrheiten überfahen, die M. ausgefprochen hatte, und die hohen Ziele 
nicht beadhteten, auf die er hingewiefen hatte. In unfern Tagen, in denen wir bie 
italienifhe Nation von dem Streben nad Befreiung von der Fremdherrſchaft und 
nad freier Biltung eines einheitlihen Staates begriffen fehen, konnte man ſich 
freilich der Wahrnehmung nicht länger verfchließen, daß das ganze Denken und 
Wollen M.'s dieſem großen Ziele gewidmet war, j 

Es kann nicht die Aufgabe des Staatswörterbuchs fein, die ohnehin ſchon 
übermäßige Machiavelliliteratur durch eine neue Erwägung des vermeintlichen Wi— 
derſpruchs in den Schriften M.'s zu vergrößern. Wir können in dieſer Beziehung 
auf die umfaſſende Abhandlung Rob. von Mohls verweiſen und begnügen uns, 
die harafteriftifhen Züge feiner ſtaatswiſſenſchaftlichen Bebeutung in einer kurzen 
Skizze zu zeichnen. 

Selten war ein Mann von der Natur fo ganz und ausſchließlich auf ven 
Staat angelegt, wie M. Wie das Waffer für den Fifh und die Luft für ven 
Bogel das Element tft, in dem allein er fi bewegen kann, fo konnte M. nur im 
Staate leben. Er ift ein Staatsmann im vollften Sinne des Wortes. Er fühlt 
ſich berufen, eine politifche Rolle zu fpielen und kann nicht leben ohne Politik. 
Seine Talente, feine Gedanken, feine Neigungen find dem Staate zugewenbet. Er 
fiebt den Staat mit Leidenfhaft und ift bereit, alle feine Kräfte im Dienfte des 
Staates anzufpannen. Er opfert ihm feine Ruhe, fein Vermögen, feine Freunde, 
ſich felbft, fogar feine Ehre und fein Gewiſſen. Politifhes Handeln ift ihm 
das Höchſte, was er fennt und anftrebt. Erft in zweiter Reihe fteht ihm vie po— 
litiſche Wiffenfhaft Er fchreibt viel lieber einen Geſandtſchaftsbericht, von 
dem er eine unmittelbare Wirkung hofft, als einen Diskurs über eine politifche 
Lehre. Die vierzehn Jahre 1498—1512, vie er als Stantsfefretär der Republit 
Florenz an den Gefhäften einen thätigen Antheil nahm, waren bie glüdlichften 
feines Lebens, obwohl ibm Manches nicht nah Wunſch ging und er eime befchei- 
denere Stellung inne hatte, als feine ungewöhnlichen Fähigkeiten verdienten. Es 
war für ihm äußerſt fchmerzlih, daß er im feinem kräftigſten Mannesalter — er 
war 1469 geboren — in Folge einer Staatsummälzung und ber Erhebung bes 
Fürften Lorenz von Medici aus feinem Amte entlaffen und: genöthigt wurde, als 
bloßer Privatmann zu leben. Er fann dieſe unfreiwillige Muße nicht ertragen. Wie 
rährend find feine bittern Klagen, die er feinem Freunde Vettort anvertraut. Wie 
elend kommt er fi vor, weil ihm die politifche Thätigfeit verfchloffen ift, wie un- 
fruchtbar und armfelig erfcheint ihm Alles, was er treibt. Er weiß faum, wie er 
der Langeweile entrinnen fol. Er wird des Bogelfangs bald überbrüffig, dem er 
fih eine Zeit lang Hingegeben hat; die Lektüre der Dichter, oder die Reize ver 
Natur erheitern ihn nur kurze Zeit, im Unmuth verbringt er bie Stunden bes 
Nachmittags mit Karten und ZTriftat in der Geſellſchaft von Wirth, Metzger, 
Müller und Ziegelbrenner. Aber des Abends Foncentrirt fich fein Geift. Da legt er 
das gemeine und ſchmutzige Alltagstieiv ab und ziebt fein Staatelleivd an. Da 
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bildet er fi einfam auf feinem Stubirzimmer ein, wiederum Staatsmann zu fein, 
führt heimlich Geſpräche mit den Stantsmännern vergangener Zeiten, legt fich felber 
politifhe Probleme vor und übt fi in ihrer fung. Da er nicht wirkliche Ge- 
ſchäfte vollziehen kann, fo beſchäftigt er fidh mit gedachten Gefhäften. Aus Noth 
treibt er nun politifhe Wiſſenſchaft. In ihr fucht er des Innern Dranges los zu 
werben, der fich lieber in politiihen Handlungen fund gäbe. 

Ein fo gearteter Mann mußte die Wiffenfhaft der Politik vollftändig los— 
reißen aus der erbrädenden Umarmung der Theologie, welde fie während bes 
ganzen Mittelalter8 umſchloſſen und beengt hatte. Seine ganze Grundanfhanung 
ift fo völlig weltlih, fo durch und durch menſchlich, die Erhabenheit und Gelb- 
ſtändigkeit des Staates ift ihm fo unzweifelhaft, daß er ber mittelalterlihen Ab- 
bhängigleit des Staates von der Kirhengewalt und Kirdyenlehre kaum anders als 
mit fouveräner Beratung gedenkt. Obwohl die politifhe Praris in Italien ſchon 
vor M. fi von der kirchlichen Leitung emancipirt hatte, fo haben feine Schriften 
doch zuerft die Wiſſenſchaft der Politif von der Bevormundung der Theologie frei= 
gemacht. E8 war das auch eine bedeutende bahnbrechende That, wenngleich zunächt 
in theoretifher Form, 

Diefe ganz weltlih-menfhlihe Begründung und Richtung feiner Politik 
tritt um fo entfchiedener in allen feinen Schriften hervor, je tiefer in ihm bie 
Ueberzeugung wurzelt, daß das politifhe Unglüd Italiens vornehmlich der Einwir- 
fung des römischen Papfttbums zugufchreiben ſei. Wer kennt nicht die zwei Vor— 
wäürfe, welche er in jener befannten Stelle der Diskurfe zu Livius (I. 12.) gegen 
die römifhe Hierarchie ſchleudert: 1) Das ſchlechte Beifpiel des römifchen Hofes 
habe Italien um alle Gottesfurcht und um alle Religion gebracht und deshalb 
unzählige Uebel verurfacht, und 2) ohne Einheit des ganzen Landes fünne Italien 
unmöglih glüdlih werben, das größte Hinverniß aber dieſer Einheit fei der Papft, 
der nicht mächtig genug fei, um felbft Italien unter feiner Herrihaft einigen zu 
fönnen, und doch nicht fo ſchwach fei, um nicht mit Hülfe der Fremben jeden 
andern Fürſten an der Einigung behindern zu fünnen, 

Auch diejenigen mittelalterlihen Staatsweifen, welde gegenüber der Kirche 
eine relative Selbftändigfeit des Staates behaupteten, geftanden doch willig ver 
Religion eine höhere Autorität und eine geiftigere Bedeutung zu als der Po- 
litik. Auch dieſe Anfhauung ift M. ganz fremd. Zwar tft er überzeugt, daß bie 
Zuftände und Erlebniffe der Völker und ber Staaten nicht ausſchließlich von 
den Menſchen abhängen, fondern daß aud „das Schidfal” eingreife und daß 
„der Himmel“ feine Macht über die Menfchen vielfältig bewähre. Die Menfchen 
fünnen wohl nad feiner Meinung das Schidfal unterftügen, aber nicht mit Erfolg 
bemfelben widerftehen. Sie können feine Fäden zufammenweben, nicht fie zerreißen. 
Er fieht in der Geſchichte der Welt fo wenig ein bloßes Spiel des Zufall als 
eine blos willtürliche That der Menfchen. Aber er verzichtet darauf, die Pläne 
einer höheren Weltleitung zu ergründen, und hält es für nüglih, wenn bie Men- 
hen fid) anftrengen, das Zwedmäßige zu thun und dann die Hoffnung nie auf- 
geben, daß aud das Glüd ihnen hold fein werde. (Exe. II. 29). Ganz in ber 
antiten Weife der Römer betrachtet er die Religion mit Vorliebe von ihrer po- 
litiſch⸗ wirkſamen Seite. Sie erſcheint ihm befonders wohlthätig, wenn fie im Dienfte 
des Stantes iſt. Er ſchätzt die Klugheit ver Fürften und der Obrigfeiten fehr, 
welde die religiöfen Gefühle des Volls benugen, um ihren Einridytungen ben 
Glanz der Heiligfeit zu verleihen, und gibt den Rath, aud den Aberglauben nicht 
zu verjhmähen, wenn er die Anhänglichkeit und die Ehrfurcht der unwiſſenden 
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Klaſſen bewahren Hilft. (Exec. J. 11. 12) Da die chriſtliche Religion mehr bie Lei⸗ 
dens⸗ als die Thatkraft empfiehlt, und weniger dem Staate, als der Kirche dient, fo- ift 
diefelbe für feine Zwede nicht eben fo braudbar, wie die alte heidniſche Religion, 
welche nur Feldherrn und Staatsmänner erhob und den weltlihen Ruhm heiligte. 
Er wirft dem Chriftentbum oder wie er fi verbeffert der Art, wie das Chriften- 
thum verftanden und geübt wurde, vor, daß es „bie Menfhheit entmannt und ben 
Himmel entwaffnet” habe, und erflärt diefe religiöfe Richtung für eine Haupturfache, 
daß es weniger Republifen und weniger Freiheit gebe als in der alten Welt (IL..2). 
Aber zugleich fucht er auch dem Chriftenthbume, weldes bie Erhebung und Ber- 
theidigung des Baterlandes empfehle, eine nüglide Wirkung für den Staat abzu- 
gewinnen und meint, die Staaten wären um Vieles glüdlicher, wenn man. bie.ur- 
fprünglihen Satungen des GStifters der chriſtlichen Religion bejjer verftanden und 
geübt hätte, (I. 12.) 

Man fieht, die antite — vorzüglihd die römifhe Weltanfhauung zieht ihn 
gewaltig an und lebt in ihm wieder auf. Er ift in biefer Hinfiht von der großen 
Strömung der Renaiffance ergriffen, welde damals von Italien aus bie ftrebfamen 
Geifter aller europäifhen Völker mit fortriß. 

In einer wejentlihen Beziehung aber überfhreitet er die Schranten, welche 
die Römer noch — freilich mehr in der Theorie ald in der Praris — beachtet 
hatten. Seine Politif ift eben fo wenig von dem Recht oder von der Gittlid- 
feit als von der Religion bedingt. Aeußerſt felten ſpricht er von Redtsinftitutionen, 
nirgends gründet er feine Erwägungen auf das Fundament einer natürlichen oder 
biftorifhen Rechtsordnung. Wenn er der Gefege oder der Einrichtungen gedenkt, 
fo fieht er darin nur politifhe Mafregeln, deren Werth leviglih nad dem Grabe 
ihrer Zwedmäßigfeit für die politifhen Ziele zu bemeffen if. Für vie Idee ber 
Gerechtigkeit hat er kein Auge. 

Man kann diefe Scheidung der Politif vom Nedt fir einen wiffenfchaftlichen 
Fortſchritt infofern halten, als die Erfenntnif des Staates durch die abgefchloffene 
und Foncentrirte Aufmerffamfeit auf die Eine Seite des ftantlihen Lebens und 
Strebens im Gegenfage zu der andern unterläglihen Seite des. ftaatlihen Be— 
ftandes an Klarheit gewinnen mochte, wie fie durd die Mifhung von Recht und 
Politik getrübt werden konnte. Die Einfeitigkeit ver Betrachtung fand leicht wieder 
ihre willenfchaftlihe Ergänzung und ihre Korrektur in dem Hinzutritt der Rechts— 
wiffenfhaft. Ie mehr Fleiß auf dieſe bisher verwendet und je weniger bie Politik 
als Wiſſenſchaft gepflegt war, um fo verbienftliher war es, dieſen Mangel zu 
verbefjern, und das konnte faum anders als im” einfeitiger Richtung gefchehen. 
Aber man muß zugleich anerkennen, daß in diefer Scheidung, wenn fie aud in 
der Praris vollzogen wurde, eine große Gefahr lag, Wenn die politifhe Theorie 
die Mächtigen in der Neigung beftärfte, bei ihren Ba ober Unterlafjungen 
ebenfo einfeitig nur durch Gründe der Zwedmäfigfeit ſich beftimmen zu lafjen und 
fi nichts um das beftehende Recht zu befümmern, fo wurde bie Lehre verderblich. 
Man kann M. nicht von der Schuld freifpreben, daß er biefem böfen und ſchäd— 
lihen Irrthum der Praxis nicht entgegen gewirkt, daß fogar er felber nit davon 
frei geblieben fei und feine Nachfolger eher dazu mifleitet als davor gewarnt habe, 

Noch gefährlicher und noch ſchädlicher wirkte die Ablöfung und Trennung der 
Politit von den fittlihen Grundbedingungen und Zielen ber Völker. 
Sie war aud wiſſenſchaftlich nicht zu rechtfertigen, denn Politik und Sittlich— 
keit find nicht wie Recht und Politik zwei verfhiedene Seiten des Staates, fon- 
dern wie bie gefunde Bolitif von fittlihen Kräften bewegt wird, fo verfolgt fie 
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auch fittliche Ziele. Indem ver fittlihe Zuſammenhang abgeriffen und vie mora- 
lifchen Elemente ausgeſchieden werben, wird bie ethiſche Natur und Beftimmung 
des Staates verfannt und der Charakter der Politik dem Verderbniß Preis gege- 
ben. Eine fittlicheindifferente Mlugheitslehre verdient nicht mehr den Namen ber 
Politik, da fie eher noch für eine Räuberbande oder Diebsgenoſſenſchaft als für den 
Staat paßt. 

M. gibt zwar der Tugend an fich den Vorzug vor dem Lafter. Er weiß es zu ſchätzen, 
daß die Tugend geehrt werde und das Laſter Schande bringe. Über da die Menſchen im 
Durchſchnitt böfe feien, fo meint er, könne auch der Fürſt nicht immer tugenphaft fein, und 
da manchmal der Schein ver Tugend ihm nüglicher fei als die wirkliche Tugend, fo habe 
er mehr darauf Bedacht zu nehmen, daß er biefen Schein wahre als die Tugend 
jelber übe. Defter aber ift das Laſter förberlicher, und wenn das fo ift, dann räth er, 
die zwedmäßige Miffethat auszuüben, Betrug, Treubrud, Berrath, Graufamteit, fogar 
der Mord find ihm als Mittel, um Herrfhaft zu gewinnen oder zu behaupten, un- 
tabelhaft. Im feinem perfönlihen Leben war M. eher moralifcher als die meiften 
feiner Zeitgenoffen, ein aufrichtiger Liebhaber ver Wahrheit, eim treuer Freund, ein 
begeifterter Patriot. Aber man kann es nicht leugnen, daß er mit Vorliebe bie 
beiden unfittlichften aber Hug berechnenden Fürften feiner Zeit, ven Bapft Wlerander 
VI. und feinen Sohn Cäſar Borgta rühmt umd ihre ſcheußlichen Verbrechen infofern 
entſchuldigt, als viefelben ala Mittel der Herrſchaft dienen. Allerdings find das nicht 
die höchſten Ideale großer Männer, die‘ er fennt. Er ftellt die tugendhaften Heroen 
der Geſchichte höher und beflagt fein verborbenes Zeitalter, das geflöthigt fei, auch 
ruchloſen Führern zu folgen. Aber er verhält fi doc äußerſt unempfindlih und 
gleihgältig für eine moralifche Beurtheilnng der politifchen Handlungen. Die Zwed- 
mäßigfeit ver Mittel ift ihm ver einzig entſcheidende Mafftab, und die fluge 
Anwendung diefer Mittel gilt ihm als die preiswürbigfte Eigenſchaft des Staats- 
mannes. In allen biefen Dingen fprict er im Grunde nur die Anfichten aus, 
welche in feinem Baterlande die herrfhenven waren. Aber weil er benfelben in 
einer glänzenden Profa einen bleibenden Ausdruck verliehen hat, fo ift er zum Re- 
präfentanten und Träger auch der fittlicheverfommenen Weltanfhauung feines Volks 
und feiner Zeit geworben, unb ber verdiente Ruhm feiner lihtoollen Einfiht und 
feiner patriotifhen Gefinnung kann doch nit die dunkeln Flecken feiner Lehre 
reinigen. 

Man darf übrigens die politifhen Schriften M.'s nicht als eine allgemeine 
Staatslehre verftehen. M. hat fein politiſches Syftem gefchrieben. Er war überhaupt 
fein ſyſtematiſch-wiſſenſchaftlicher Geift. Die Beweglichkeit und Drehbarteit feiner 
Natur macht ihm jede harte Folgerichtigkeit unmöglid. Die allgemeinen Säge, bie 
er aus einzelnen biftorifhen Erfahrungen wie die Biene den Honig aus den Blüthen 
ausſaugt, erfcheinen ihm freilich als Wahrheiten, und er verfündigt fie als politifche 
Marimen. Über er kümmert ſich doch weniger um ihre innere Begründung und 
ihre logiſche Rechtfertigung, als um ihre Brauchbarkeit, und er ift jeden Augenblid 
bereit, im einzelnen Fall auch anders zu handeln umb das Gegentheil ver em- 
pfohlenen Marime zu beachten, wenn das Gegentheil gerade nützlicher iſt. Ob— 
wohl er den Lehrmeifter fpielt, fo ift er doch der am wenigften boftrinäre Lehrer, 
ben es jemals gegeben hat. In feinen Schriften finden fi gelegentlih auffallenve 
Wiverfprühe, zuweilen ganz nahe beifammen, fogar in demſelben Kapitel, Das 
genirt ihm nicht, Ein fo gewandter Logiker er ift, fo muß auch die Logik ihm nur 
als Mittel für die wechfelnden Bedürfniſſe des Moments dienen. 

Bon feinen beiden politifhen Hauptjchriften, ven „Diskurfen zum Livins“ und 
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„dem Fürſten“, iſt bie erſtere umfangreichere auch die vorzüglichere. Seine wahre Mei- 
nung tritt im ihr vollſtändiger und freier an's Licht. Die zweite kürzere Schrift 
war zu fehr auf ven Fürſten berechnet, dem er fie in ber wergeblihen Hoffnung 
widmete, daß fie ihm das Thor zum praftifhen Staatsbienft wieder eröffne. Er 
wollte dem Mediceer durch dieſelbe Mar wachen, wie groß das politiſche Talent ſei, 
das er brach liegen laffe, und wie geneigt er wäre, auch der Macht zu dienen, gegen 
die er vorher gefämpft hatte, Unter folhen Borausjegungen find fonft die Fürften 
geneigt, den alten Gegnern zu verzeihen und fie als neue Werkzeuge zu gebrauchen. 
Wenn Lorenz Medici den großen Schriftfteller doch nicht zu Gnaden aufnahm, fo 
waren ficher nicht die fittlihen Mängel der Lehre und ihres Urhebers die Urſache 
ſolcher Ungunft, auch ſchwerlich die Unfähigfeit des Fürften, das feltene Talent zu 
ſchätzen, fondern wohl eher ein tiefes Miftrauen gegen deſſen tiefer liegende Be- 
firebungen und die Beſorgniß, der geiftig überlegene Mann möchte als Fürften- 
diener auf die Erneuerung der Republif hinarbeiten. Liest man die Bemerkung M.’s 
(Diet, III. 2) über die Berftellung des Brutus und erwägt man feinen Rath, 
daß ber freund ber Freiheit, der zu ſchwach fei, den gehaften Fürften offen zu 
befämpfen, feine Freundſchaft durch alle Kunftmittel gewinnen müſſe, um in Gider- 
beit für die Befreiung arbeiten zu können, fo fann man jene Beforgniß nicht ganz 
ungegrändet finden, wenngleich es ehrenvoller für den Fürften gewefen wäre, ihn 
feinen Kräften gemäß zu befchäftigen. 

Auch M. hat politifche Ideale, obwohl feine ganze Lehre überwiegend rea=- 
liftifch if. Immer wieder dringt er darauf, man mäffe in ver Politit die Men- 
fhen und die Zuftände nehmen, nicht wie fie fein follten, fondern wie fie find, und 
darnad alle Mafregeln richten. Weil die Menfhen großentheils ſchlecht und bie 
Zuftände verborben feien, jo denkt er, fünnen aud die politifhen Handlungen, um 
wirkſam zu werben, von dieſem Verderbniß fih nicht rein und frei erhalten. Aber 
ber kalt berechnende Realismus feiner politifhen Mittel, ven er zuweilen bis zur 
Nieverträchtigkeit fteigert, bintert ihn doch nit, ideale Ziele mit aufopferndem 
Ernfte anzuftreben. Obwohl er aud den Tyrannen nüglihe Maximen in Umlauf 
fett, fo ift fein Geift doch erfreut, die Vorzüge der Freiheit zu ſchildern, und lieber 
nody fucht er die Mittel auf, bie Freiheit zu behaupten ober bie verlorene wieder 
zu gewinnen, Er weiß ſehr wohl und fpridt es aus, daß bie freien Länder in jeber 
Boltsmohlfahrt größere Fortſchritte machen als die vienftbaren Länder, und daß je 
härter die Knechtſchaft fei, um fo tiefer das Volk in jedem Elend verfinte. (Disk. 
11. 2.) Er hebt hervor, daß die Völker dankbarer zu fein pflegen, als bie Fürften 
(1. 29), und behauptet im Widerſpruch mit der gewöhnlihen Meinung, daß bie 
Bölker beftänbiger und weifer feien als die Fürften (I. 58.) Er macht dabei bie 
feine Bemerkung: „Die unglnftige Meinung gegen bie Bölfer entfteht daraus, daß 
Jeder frei und ohne Schen ihnen übles nachſagen fann, auch während fie regieren, 
von den Fürſten hingegen immer vol Furdt und mit taufend Rüdfichten gefprodyen 
wird.” Er findet, daß zwar Fürften und Republifen, wenn es nöthig erfcheint, ihre 
Mianzen und Verträge brechen, aber daß die Fürften fi doch leichter als die Re— 
publifen entſchließen, dieſe Treue zu bredden (I. 59). Den Stiftern von Republifen 
bietet er den ſchönſten Lorbeerkranz des Ruhms, er fest fie über vie großen Feld— 
herrn und zunädhft den heiligen Grünbern der Religionen. Die Zerftörer der Re— 
publifen umd die Gründer der Tyrannei gibt er dem Abjchen Preis. Sogar ven 
großen Cäfar haft er deshalb mit dem Hafle des Nepublifaners Brutus, der ihn 
ermorbet, weil Cäfar die Republit Rom zerftört hat. (1. 10.) Diefes Urtheil über 
Eifar in dem Munde eines Autors, der das Bud vom Fürften geſchrieben und 
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den Cäfar Borgia gefeiert hat, wird nur erffärlih, wenn man ficdh erinnert, welche 
leivenfchaftliche Liebe zu der Freiheit Italiens das Herz des Mannes erfüllt, und 
wie fehr geneigt er ift, in ver antiken Republit Rom, welche durch Gäfar ihren 
Abſchluß erfahren Hat, das Borbild aller gefunden italienifhen Politit und vie 
Duelle der politifhen Weisheit zu erkennen. 

Er bewegt ſich oft mit feinen Bemerkungen in den Grenzen eines Meinen 
Fürftenthbums oder eines Staates. Italien war damals fo zerbrödelt und zerflüftet. 
Die Mittel, die er in Bewegung fegen möchte und vie er berechnet, find daher oft 
Heinlih, und die Darftellung wird deshalb zumeilen enge und befchräntt. Aber er 
verliert trotzdem das weitere Ziel nit aus den Augen, das ihm als das Ideal 
der Zufunft vorſchwebt. Alle feine Mittel follen doch zulegt nur die Erreihung 
dieſes fernen Zieles ermöglichen und förbern. Er will fein Bolt erziehen zur 
Tapferkeit und Kriegstüchtigkeit, die ihm fehlt, damit es der fremden Söldner und 
Hülfstruppen entbehren könne und die fremden Herrn vertreiben lerne; er will — 
mit den graufamften Mitteln — die Heinen Tyrannen befeitigen, indem er fie ven 
rößeren Tyrannen zur Speife vorwirft, damit ein größerer Staat heranwachſe. 
ai dieſem Endzwed will er felber dem neuen Fürften dienen, der an dem großen 
Werk der Befreiung und der Einigung Italiens entfchloffen arbeite. Jedes 
Mittel ift ihm gerecht, welches diefem nationalen Zwede dient. So ift M. der Ber: 
treter der Nationalität als eines neuen Staatöprincipes, wenn auch zumächft 
nur für Italien geworden. Wie in feiner ftumpfen Gleichgültigkeit für den fitt- 
lihen Werth der Mittel die Schwähe und vie Gefahr feiner Schriften zu erfen- 
nen ift, fo ift die veformatorifhe und nationale Bebeutung feines ernften 
Strebens fein bleibender Ruhm. Wie das Chriftenthbum dem viele Sünden ver- 
gibt, der viel geliebt hat, fo find die Bölfer geneigt, auch dem viele Frevel zu 
verzeihen, welcher viel gethan hat, um ihre Freiheit und ihre nationale Erhebung 
zu fördern. 

Ausführliche Nachmeife über die „Machiavelli-Literatur“ find hei R. 
v. Mohl Gefhichte und Piteratur der Staatswiffenfchaften. III. ©. 521. ff. zu 
finden. vluniſchu. 
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Jakob Madiſon, der Sohn eines reichen virginiſchen Pflanzers, geb. 1751, 
begann ſeine lange öffentliche Laufbahn 1776, indem er in die Legislatur ſeiner 
Heimath gewählt wurde; von 1777—1779 war er Mitglied des Staatsrathes, und 
von 1780—1783 faß er im Kongreß. Er fpielte hier ſchon feine unbedeutende 
Rolle; wichtiger noch wurde fein Wirken für das allgemeine Baterland in den fol 
genden Jahren, indem er wieder in das Unterhaus von Birginien ging mit der 
Abſicht, für eine Reform der Bundesartifel thätig zu fein. Er brachte den Antrag, 
welchen fein Landsmann Monroe vergeblih im Kongreß geftellt hatte, diefer Kör- 
perfchaft die Leitung des Handels zu übergeben, vor die Legislatur: als aber eine 
große Mehrheit ein ſolches Recht nur auf dreizehn Jahre dem Kongreß überlaffen 
wollte, hielt es M. für beffer, vie Zurüdnahme des gefakten Beſchluſſes zu be- 
wirken und von weiterer Erfahrung und jelbft von Mißgeſchick eine größere Ge- 
neigtheit zu Zugeftändniffen zu erwarten, um nicht durch vorübergehende Mafre- 
geln einer ausreihenden Reform in den Weg zu treten. Jedoch bald darauf, im 
Januar 1786, gelang es, die Zuftimmung des Haufes zu einer VBerfammlung von 
Abgeordneten aller Staaten, die über einen gemeinfhaftlihen Tarif berathen foll- 
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ten, zu erreichen, und M. ſelbſt wurde zu dieſem Zweck mit zwei andern Män- 
nern nach Annapolis geſendet. Weil aber nur wenige Staaten hier vertreten waren, ſo 
empfahlen die Anweſenden eine neue Zuſammenkunft von Abgeordneten aller Staaten, 
jedoch nicht mehr, um einen Zollverein zu gründen, ſondern um an die geſammte 
Bundesverfaſſung die beſſernde Hand zu legen. M. wirkte nun eifrig mit, um die 
Theilnahme Virginiens an dieſer Verſammlung, dem Generalkonvent von Phila— 
delphia, zu gewinnen, und wurde ſelbſt unter die Zahl derer aufgenommen, welche 
dahin gehen ſollten. Als die meiſten Staaten den Beſchlüſſen von Annapolis bei- 
getreten waren, forderte M. den Gouverneur Randolph auf, einige leitende VBor- 
ſchläge zu entwerfen, da dergleichen wahrſcheinlich von den Abgeorbneten Virginiens 
erwartet werben würben. Diefem gebrady es aber an ber nöthigen Mufe; daher un- 
terzog ſich M. felbft dieſer Aufgabe; denn er hielt es nicht für gerathen, von der 
alten Bundesakte, den fogenannten Konföberationsartifeln, auszugehen. Als Ziel der 
Neform gab er mit rihtigem Gefühl für das Erreihbare eine Bermittelung zwifchen 
Unabhängigkeit und Verſchmelzung der einzelnen Staaten an und war befonbers 
bemüht, Mittel aufzufinden, um Uebergriffe der legtern unmöglid zu maden; daher 
verlangte er für den Bund unter anderm das Recht, ein Beto gegen Gefege ber 
Staaten einzulegen. 

Seinen Einfluß erkennt man in den fünfzehn Vorſchlägen, welde von ven 
Abgeorbneten Virginiens nachher dem Generallonvent gemadt und von biefem zur 
Grundlage der Berathung genommen wurden. Bon ben Berbandlungen, bie nun 
folgten, verdanken wir ihm allein eine ausreihende Kenntniß; denn er arbeitete mit 
ausharrendem Fleiße, wenn eine Sitzung beendigt und der Eindruck noch frifch 
war, nah ben gemachten Bemerkungen feinen Beriht aus, und es traf ſich fo 
glücklich, daß ihn kein Unfall und feine Abhaltung zu Berfäumniffen zwang. Er 
feste durch diefes Werk den vortrefflihen Männern, welde die gegenwärtige Bun- 
desverfaffung geſchaffen haben, und damit zugleich ſich felbft ein ehrendes Denkmal; 
denn niemand nahm öfter und eifriger Theil an dieſen Berathungen, ale M., 
feines Stoffes Meifter, mehr an ben Berftand fi wenden als an das Gefühl, 
‚ohne die Andersdenkenden zu verlegen, liberal und fonfervativ, jenes um die Ein- 
heit zu ftärfen, dieſes um bie Freiheit zu begrenzen und dadurch ihren Beftand 
zu fichern. 

Als endli das große Werk beenbigt und dem Bolfe zur Annahme vorgelegt 
worden war, half M. die öffentlihe Meinung aufllären, indem er im Bunde mit 
Hamilton (f. diefen Art.) und Jay in einer Neu-Morker Zeitung die neue Ber- 
faffung erläuterte und gegen bie vielfachen Ausftellungen, welche gemacht wurden, 
vertheidigte. Diefelbe Pfliht erfüllte er in feinem engern Baterland, als bafelbft 
eine befondere Berfammlung über den Beitritt dieſes Staates entſcheiden follte. 
Groß war bier die Zahl der Gegner und bebveutend das Talent ihrer Führer; 
aber M. erfoht aud hier den Sieg, unterftügßt durch die Gefchidlichkeit feiner 
Mitftreiter, ven moralifhen Einfluß Washington’s und die Nothwendigfeit ber 
Dinge. Dennoch war die antiföveraliftiiche Gefinnung in ver Legislatur von Vir— 
ginien mächtig genug, feine Wahl in den Bundesſenat zu vereiteln, und aud in 
das Haus ver Abgeorbneten lam er nur gegen das Berfprechen, Aenderungen zu 
befürworten, 

So lange Washington Präſident war, blich M. im Kongreß, Bo er Anfangs 
bie ac übernahm und im föderaliftifchen Sinne wichtige Fragen über die or- 
ganiſchen Gefege zu entjcheiden beitrug; aber in Bezug auf die Herftelung des 
Krebites wich er von den Vorſchlägen ab, welche ber Staatsſekretär Hamilton 
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machte, und näherte ſich ben Antiföberaliften oder Republilanern, mit weldher Partei 
er, vielleiht unter dem Einfluffe feines Freundes Jefferfon, allmälig ganz ver- 
ſchmolz. Ia, ver Mann, welder im Generaltonvent von Philadelphia wiederholt, 
wiewohl vergeblich, für die Befugniß des Bundes, ein Veto gegen Geſetze der Staaten 
einzulegen, aufgetreten war, ging eilf Jahre fpäter ven entgegengefegten Weg und 
verfoht 1798 im Bunde mit Iefferfon (f. den Art.), wenn auch maaßvoller im 
Ausorud, die Lehre, daß die Staaten das Recht hätten, in Fällen, wo fie ſich durch 
Bundesgejege beeinträchtigt glauben, „dazwiſchen zu treten, um den Fortgang des Uebels 
zu hemmen und innerhalb ihrer Grenzen die ihnen zukommenden Gewalten, 
Vreiheiten und Rechte aufrecht zu Halten.” Wis mehrere Staaten dieſe Anfichten 
verwarfen, vertheidigte fie M., ver indeß felbft im die Legislatur von PBirginien 
gekommen war, gab ihnen aber eine Erklärung, die ihren Sinn einigermaßen 
abſchwächte. 

Durch Jefferſon wurde M. 1801 in das Kabinet berufen, wo er bis 1809 
die Stelle des Staatsſekretärs bekleidete und ber vornehmſte Rathgeber des Präſi— 
denten wurde. Die ſchwierige Lage, in welche die Politik Jefferſons die Vereinigten 
Staaten gebracht hatte, beſtand noch ungemindert fort, als M. nun ſelbſt an die 
Spitze der vollziehenden Gewalt des Bundes trat. Napoleon und England hatten, 
jener die britifhen Infeln, diefes das franzöfifhe Reich und die Länder feiner Ber- 
bündeten für blofirt erklärt und dadurch den amerifanifchen Handel ſchwer getroffen, 
die Gegenmaßregeln ver Bundesregierung aber fi als unzulänglich erwiefen. M. 
verſuchte nun eine Unterhandlung mit dem englifhen Geſandten Ersfine; man 
gelangte zu einem Einverſtändniß fowohl über den der Fregatte Chefapeafe ange- 
thanen Schimpf (j. den Art. Calhoun) als über die britifhen Verorbnungen vom 
Jan. und Nov. 1807; aber das Kabinet von London verfagte diefer Uebereinkunft 
die Beftätigung, weil Ersfine feine Inftruftionen überſchritten hätte, Letzteres war 
allerdings gejchehen und infoweit das Minifterium gerechtfertigt; aber wenn Jef— 
ferfon einen großen Fehler begangen, als er ven von Monroe (f. den Art.) ge- 
ichloffenen Bertrag verworfen, jo lud jest das Londoner Kabinet eine eben fo 
ſchwere Schuld auf fi; denn die Erneuerung des früheren Handelsverkehres wäre 
für beite Länder gleich vortheilhaft geweſen und cin unnüger Krieg unterblieben. 
So wuchs die Mipftimmung in den Vereinigten. Staaten; unter den Republifa- 
nern, die mit ihren Sympathieen nod immer zu Frankreich neigten, obwohl bie 
Amerilaner von Napoleon kaum eine befjere Behandlung erfuhren, bilvete ſich, 
beſonders aus ben jüngeren Männern, eine Partei, welche für die Rechte der Neu- 
trafen mit England kämpfen wollte; bei ven neuen Wahlen erlangte fie im Kon- 
greß die Mehrheit und zwang den Präfiventen, durch die Drohung, daß er fonft 
nicht würde wiedergewählt werben, eine Kriegserflärung zu empfehlen, die dann 
auch vom Kongreß gegeben wurde (18. Juni 1812). 

Um die nämliche Zeit (23. Juni) nahm das Londoner Kabinet, wiederholt ge- 
drängt durch Brougham und Baring, die anftößigen Verordnungen zurüd, und 
damit fiel der eigentliche Grund des Krieges hinweg. Allerdings gab es noch einen 
anbern Beichwerbepunft, über ben fchon zu verfchierenen Malen zwifchen beiden 
Ländern verhandelt worden war; die Engländer behaupteten, das Recht zu haben, 
defertirte Matrofen, die geborene Briten wären, von amerifanifhen Schiffen zurüd- 
zuverlangen und im Nothfall fi ihrer mit Gewalt zu bemächtigen. Es läßt fi 
nicht läugnen, daß eine folche Forderung , felbft wenn man von ben dabei vor- 
fommenven Mißbräuchen abfieht, ein ernftlicher Uebelftand war. Aber während 
Washington und Adams, ohne das Recht zuzugeftehen, ſich begnügt hatten, durch 
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die Freundfhaft mit England die mildefte Ausübung dieſes Unfpruches zu erlangen, 
der, wie fie zuverfichtlich hofften, mit dem frieblihen Wahsthum der Macht ber 
Union von felbft erlöfchen würde: verwarf Jefferfon einen Vertrag allein deshalb, 
weil viefes Recht darin von Seiten Englands im Princip nicht aufgegeben war, 
und M. ließ jetzt nur um biefes Grundes willen die begonnenen Yeindfeligfeiten 
fortfegen, jo umvorbereitet aud die Bereinigten Staaten für ben Arieg waren. 
Sie zählten damals über fieben Millionen Seelen, wovon beinahe zwei Millionen 
Sklaven waren; fie befaßen ein Heer von 10,000 Mann, die Hälfte davon rohe 
Rekruten, und ihre Seemadt beftand aus 5 Fregatten, 3 Kriegsfhaluppen, 5 
Briggs und 170 Kanonenböten. 

Dennod gewannen dieſe Schiffe Einzelfiege, welche vie Engländer erfchredten, 
die erftaunte Welt überrafchten und den Amerifanern zeigten, was eine Flotte 
geleiftet haben würde, wenn bie kurzſichtige Politit der republifanifchen Partei den 
Bau einer folden nicht ftets gehindert hätte, Dagegen erlitt das Landheer viele 
Unfälle; allmälig verminderten ſich auch die VBortheile zur See; die Küften wurden 
blofirt, und der auswärtige Handel hörte faft ganz auf; in dem Einkommen von 
11 Millionen, auf weldes ver Schagfelretär für das Jahr 1815 rechnete, waren 
die Ginfuhrzölle, die in gewöhnlichen Zeiten die Haupteinnahme bilden, nur auf 
1 Million angefegt. In Neu-England, das bierunter am meiften litt, vermehrte 
fih die ſchon lange beftehende Unzufriedenheit mit der Politit der Regierung auf 
eine bevenklihe Weife; am 24. December 1814 trat in Hartforb ein Konvent von 
26 Männern zufammen und erinnerte durch feine Beichlüffe den Präfiventen ſehr 
ungelegen an die Rolle, die er 1798 in Birginien gefpielt hatte. Mit einem Wort, 
die Lage der Dinge war äußerſt beunruhigend. 

Auch M. verzweifelte, das Hauptziel des Krieges zu erreihen. Im Mai 1813 
hatte er erklärt: Wenn die Engländer jenen Anſpruch nicht aufgäben, hätten vie 
Vereinigten Staaten vergeblih an die Waffen appellirt; im Anfange des folgenden 
Jahres Tauteten die von ihm ertheilten Verhaltungsbefehle noch eben fo. Fünf 
Monate fpäter wies der Präfivent die nad Europa geſchickten Bevollmächtigten 
an, dieſe Angelegenheit ganz fallen zu laffen, wenn fie nicht anders Frieden 
fließen könnten. Und fo geſchah es denn aud. In dem Vertrage von Gent (24. 
December 1814) war weder hiervon noch von ben Rechten der Neutralen bie 
Rede. Bald darauf (Ianuar 1815) gewann Jadfjon (f. d. Art.) bei Neu-Drleans 
einen jhönen Sieg, der freilid die Friedensbedingungen nicht änderte, immerhin 
aber dazu diente, die Berlegenheit der republifanifchen Partei zu mindern und bas 
gefunfene Anfehen der Vereinigten Staaten in ver öffentlichen Meinung Europa’s 
wieder zu heben. Mehr noch beförberte letzteres das energiſche Vorgehen ver Ber- 
einigten Staaten gegen Algier, welches ihnen fhon vor einigen Jahren den Krieg 
erflärt hatte, weil der Dey nicht die richtigen Geſchenke bekommen hätte. Commodore 
Decatur nahın kurz hintereinander zwei Fahrzeuge, von denen das eine das größte 
Schiff in der Flotte diefes Raubftaates, eine Fregatte von 74 Kanonen, war, und 
erihien dann vor Algier. Der erſchreckte Dey beeilte fih aber nad ſolchen Bor- 
gängen, Frieden zu fließen; er lieferte alle gefangenen Amerikaner aus, zahlte 
ſogar nod eine bedeutende Geldſumme und entfagte fortan gegenüber ven Ber- 
einigten Staaten allem Tribut. Auch Tunis und Tripolis fahen ſich genöthigt, 
für amerifanifhe Fahrzeuge, die unter den Kanonen ihrer Forts von britiſchen 
Kreuzern genommen worden waren, eine Entihädigung zu zahlen. 

Am 4. März 1817 machte M. feinem Landsmann Monroe Plag und zog 
fi in das Privatleben zurüd. Er erlebte noch, wie die Nullififationstheorie 
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ſeines indeſſen dahin geſchiedenen Freundes Jefferſon, durch Calhoun aus ihrem 
dreißigjährigen Schlummer aufgeſtört, die Vereinigten Staaten tief erſchütterte. 
Ganz richtig ſchalt er fie jetzt ein tödtliches Gift und bemühte ſich, fie von ber 
nahe verwandten Lehre, die er 1798 ber Legislatur von Virginien in ven Mund 
elegt hatte, forgfältig zu fcheiden. Er war glücklich, daß die Gefahr vorüberging. 
Im Jahr 1836 ſchloß er feine lange irvifhe Laufbahn. 

giteratur: The papers of J. Madison, publ. by Gilpin. New-York 
1841, 3 Bde. Vgl. mein Buch: die Ver. Staaten v. Norbamerita im Uebergange 
vom Staatenbund zum Bunbesftaat. Hildreth, hist. of the United States. 
Alison, hist. of Europe from 1789 to 1815 ®b. X. Thiers, hist. du Con- 
sulat et de l’Empire Bo. XV. Benton, thirty years’ view. ®b. I. Rives, 
hist. of the life and times of J. Madison, bis jest ein Band, Reimann 
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Die Magvaren. 


In der Mitte des neunten Jahrhunderts, ungefähr in verfelben Zeit, da ſchon 
mit den franzöfifchen Königen die langen Kämpfe um den Befig ver rheinifchen 
Gegenden begonnen hatten, bie Küften des Norvens bis tief in das Innere von 
normannifhen Heerhaufen überfluthet und vermüftet wurden und an der öſtlichen 

je die Slaven eine drohende Stellung einnahmen, fam zu ben fon 
genannten ein bisher unbefanntes Wandervolk, weldes bie inneren Gegenden 
Deutfhlands plündernd durchzog. Dies geſchah / zum erftenmale im Jahre 862, 
während der Regierung Ludwigs des Deutfhen, und jenes Boll wurbe ſchon 
damals von den Zeitgenoffen die Ungern (Ungri) genannt. 

Dasfelbe hatte, geſchichtlich nachweisbar, bereits dreißig bis vierzig Jahre vor 
dem bezeichneten Zeitpunfte feine Wohnfige in den unteren Gegenden der Donau. 
Es wird in den Berichten Leo's des Grammatikers mit dem Namen ver Turfen 
bezeichnet; doch heißen diefe Turken bei dem nämlichen Schriftfteler auch Hunnen 
und Ungern, unftreitig wegen mancher ihrer Cigenthümlichkeiten, welche an bie 
Grundzüge des großen erobernden Volkes im fünften Jahrhundert erinnerten. Diefe 
Turken waren zugleih Freunde und Bundesgenofjen der Bulgaren und wohnten 
nahe venfelben in ven Weibetriften, welche fi durch Beſſarabien über dem heutigen 
Odeſſa bis Eherfon Hinzogen. Da nun die Bulgaren in der damaligen Zeit vie 
Herrſchaft bis in die pannonifhen Gegenden und das heutige Nieberungarn aus- 
gebehnt Hatten, jo wird vollkommen begreiflih, wie jene Turken, Hunnen ober 
Ungern unter dem Schirme bes ihmen befreundeten Volkes ihre Heerfahrten bis 
an den mittlern Lauf der Donau ausdehnen und von da ſtromaufwärts bis in bie 
inneren Gegenden von Deutfchland fortfegen konnten. 

Das freundliche Berhältnig zu den Bulgaren aber wurde geftört; denn bie 
ſchlauen Byzantiner wußten die Ungern ködernd in ihr Interefje zu ziehen und 
benugten ſodann bie Berfeindung verfelben mit ven Bulgaren, um dieſen eine 
fchwere Niederlage beizubringen. Die Bulgaren fannen nun auf Rache, und bie 
Gelegenheit dazu bot ſich Bald. Aus dem fernen Often wälzte fih das wilde Volt 
der Petfchenegen, dur biutige Siege Schreden verbreitend, gegen bie Grenzen des 
byzantinifchen Reiches heran. Sie ftießen zunächſt auf die Chazaren, weldhe den 
Ungern im Often wohnten. Bergeblic hatten byzantinifche Feldherren und Apmirale 
durch Anlage von Schanzen und Feften in dem Lande berfelben dem Fortgange 
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des feindlichen Volles zu wehren gefucht: bie Ehazaren wurden von ben gemwalt- 
jam vorbringenden Petſchenegen nievergeworfen und beinahe zermalmt. Sofort ftellten 
fich die erbitterten Bulgaren auf vie Seite der Petfchenegen und verbanven ſich 
mit biefen zum Untergange ber zwifchen beiden eingeflemmten Ungern. Diefe 
erfannten bald, daß ihre Lage vollftändig unhaltbar geworben fei, beſchloſſen, mit 
dem ganzen Volke in der Ferne neue Wohnfige aufzufuchen, und braditen diefen 
Plan rechtzeitig zur Ausführung. Sie wendeten ſich gegen Norden dem einzigen 
Ausgange zu, der ihnen übrig geblieben war, und gelangten durch bie Ebenen bes 
ſüdlichen Rußlands bis Kiew. Bon bier aber zogen fie wieder rüdwärte, überftiegen 
die Karpathen, jchlugen ihr Felblager bei Hurfgvar und Munfäcs auf und bevrohten 
von dort aus die weiten Ebenen der Theiß. Sie ftanden fomit an dem Eingange 
des Landes, das der Schaupla ihrer taufenpjährigen Geſchichte werden follte, 

Bon jest an verfhwinden die Namen Turfen oder Hunnen aus ven geſchicht, 
lichen Angaben, und Elos ver Name Ungern oder Hungarn bleibt, und berfelbe 
wurde nachmals felbft auf das von ihnen eroberte Land und die verſchiedenen bafelbft 
angefiedelten Stämme übergetragen. Die Ungarn felbft aber haben ſich in ihrer 
eigenen Sprache nie anders ald Magyaren genannt, und bie von ihnen gegrün- 
dete Herrſchaft Magyarorszäg oder das Magyarenreich. Ueber ven Urfprung diejes 
Namens ift von den Gefchichtfchreibern des Volks viel gefprohen und auch gefabelt 
worben; body bleibt feine Bedeutung, felbft nad zahlreichen, einläßlichen und zum 
Theil von übermäßiger Gelehrfamfeit gefhwängerten Unterfuhungen, nod immer 
dunfel und zweifelhaft. Das alte Stammland aber, aus dem ver erfte Aufbruch 
gefhah, nannte der Kaijer Konftantinos Porphyrogennetos, der feinen Bericht über 
die Hunnen aus unmittelbaren Mittheilungen dev Magyaren fhöpfen fonnte, Atel— 
kuzu, welchem Ausdrucke das magyarifche Etelköz, von weldem vie geſchichtlichen 
Sagen des. Bolfes erzählen, vollkommen entfpridt. Da nun Atil oder Atel ver alt- 
tatarifche Name der Wolga ift, fo weist jene Bezeihnung auf die urſprünglichen 
Wohnfige des Bolfes an dem genannten Fluffe zurüd. Bon dort ift er offenbar, 
zugleich mit dem Volke, in die Gegenden nad) ver Donau hin ausgewandert. 

Gerade um dieſelbe Zeit, als die Magyaren in dem nördlichen Ungarn 
anlangten, war der beutfche Kaifer Arnulf von Swatopluf, dem mähriihen Könige, 
bedroht, der ſich auch des weftlichen Ungarns bemächtigt hatte, und auf dem Punfte 
ftand, die ſüdlichen mit den nördlichen Slaven zu einem einzigen großen Reiche 
zu verbinden. Gegen dieſen rief Arnulf die Magyaren zu Hülfe In der That 
ward Swatopluf von der Zeit an nachgiebiger gegen Arnulf; da ihn indeſſen bald 
der Tod ereilte, fo ermuthigte died die Magyaren um fo eher, fich feines Landes zu 
bemächtigen. Rafch zogen fie die Theiß abwärts, drängten fi mit ihrer Haupt- 
macht in ven weiten Pußten auf beiden Ufern viefes Fluffes zufammen, und brachen 
von dort aus in den Rücken des Gegners hervor. In kurzer Zeit war die Heeresd- 
macht der unter fi uneinigen Söhne Swatopluks gebroden. Das große mährifche 
Reich ſchwand aus der Geſchichte, die Berbindung zwifchen den nördlichen und 
füdlihen Slaven war für immer zerriffen, und die Magyaren hatten ſich bereits 
des ganzen ungarifchen Yandes bemächtigt, ehe noch Arnulf ſich an dieſen Begeben- 
beiten zu betbeiligen vermochte. 

Diefer rafhe und entſcheidende Sieg war eine Folge der überlegenen Kriegs— 
einrichtung des Volkes. „Die Magyaren — fo berichtet der Kaifer Leo — find 
rei) an Männern und frei. Wenig nah Schägen begierig, gehen fie vor allem 
darauf aus, dur die Stärke ihres Muthes den Feind nieverzumerfen. Sie ftehen 
unter der Führung eines Einzigen, und ihre Vorgefegten beftrafen die Schuldigen 
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in unerbittliher Welfe. Mit aufgewedtem Sinne unternehmen fie alles und ver- 
bergen forgfältig ihre Pläne, Bortrefflih wählen fie aus, zu welcher Zeit fie irgend 
etwas thun follen, und fuchen ven Feind nicht ſowohl durch regelmäßige Schlachten, 
als durch unvermuthete Ueberfälle, durch Abſchneiden der Zufuhren und mandherlei 
Kriegsliften zu überwältigen, Ihre Waffen find Schwert, Bruftharnifh, Bogen 
und Speer; des Bogens insbefondere bebienen fie fi mit großer Gewanbtheit, 
wenn fie von dem Feinde verfolgt werben. Auch tragen nicht nur fie felber einen 
Bruftharnifh, fondern aud der Vordertheil der Reitpferde ihrer Bornehmen wird 
durch Eifen over ftarfes Leder gevedt. Da fie von Jugend auf an das Reiten 
gewöhnt werben, fo befteht ihr Heer nur aus Reiterei, und ihre Kriegsübungen 
zielen barauf bin, daß fie felbft im geftredtem Galopp fi mit Sicherheit des 
Bogens bevienen können. Ihre Kriegführung unterſcheidet ſich von der griechifchen 
darin, daß fie das Heer nicht in eine dreifache Schlachtordnung, fondern in Heinere, 
in geringer Entfernung aufeinanderfolgende und aus je taufend Reitern beftehenve 
Heerhaufen theilen, wodurch fie im Stande find, mit Umgehung ver Gefahren einer 
übermäßig ausgedehnten VBorberlinie, eine gefhloffene und gebrängte und nad Be- 
bürfniß tiefe Schlachtordnung herzuftellen. Außer dem Hauptheere haben fie noch 
einen Rüdhalt, der dazu dient, entweder ben Feind zu neden, oder ihm einen 
Hinterhalt zu legen, oder die eigenen Reihen zu unterftügen. Das Kriegsgeräthe 
wirb zur Seite des rechten oder des linfen Flügels, und in einiger Entfernung, 
ven einer Meinen Schugwadhe gehütet. Durch Hinterhalt oder Weberflügelung 
den Feind zu umgehen, mit verftellter Flucht ihn an ſich heranzuziehen, dann 
plöglih umzuwenden und feine Reihen nieverzumwerfen, ift eine bei ihnen be— 
liebte Rampfweife. Und wenn fie den Feind in die Flucht gefchlagen haben, fo 
verfolgen fie ihn vaftlos und nicht Täffig, wie die Griechen und andere Völker, . 
welche ſich mit Plünderung begnügen, ſondern unausgefegt, bis fie ihn gänzlich 
vernichtet haben.“ 

Diefe anziehende Schilverung vergegenwärtigt uns nicht blos die Grundzüge 
des Bolfes, die fih an der Hand feiner Geſchichte nah allen Seiten hin zu einem 
Gefammtbilde erweitern ließen, ſondern fie macht uns auch gerade die Eigenfchaften 
kenntlich, weldhe ihm eine geraume Zeit hindurd über die Kriegsſchaaren dama— 
liger Zeit eine fo große Ueberlegenheit gaben und feinen Namen zum Schreden 
aller europäifchen Völker machten. Während eines halben Jahrhunderts dehnten 
die Magyaren ihre Friegerifchen Heerfahrten nad Italien, Frankreich, fogar nad) 
Spanien aus; am häufigften aber wenveten fie fi gegen das Innere von Deutſch- 
land, und nur vorübergehend und fehr vereinzelt gegen das byzantiniſche Neid, 
mit dem fie meift auf freundfchaftlihem Fuße fanden. Sachſen und die benach— 
barten flavifhen Länder wurden ihnen zinspflihtig, und die geängftigten Völker— 
haften verftanden fi, wie einft fogar römifche Kaifer zum Schuge ihrer bedrohten 
Örenzprovinzen, zu freiwilligen Beiträgen, um dadurch plöglichen Ueberfällen und 
einer traurigen Berheerung ihrer Länder zu entgehen. Da faßte König Heinrich I. 
den großen Gedanken, die erlittene Schmach zu rächen und fünftiger Unbill zu 
begegnen, und führte ben reif durchdachten Entwurf in aller Stille, aber mit that- 
kräftiger Umficht durch. Die Anlage fefter Burgen und bie in biefelben geworfenen 
Befagungen bedrohten den Rüden der Feinde, wenn fie ſtürmiſch vorbrangen; er 
ſchuf neben dem bewährten deutſchen Fußvolke eine tüchtige Neiterei, und brachte fo 
auf den Feldern von Merfeburg den Magyaren im Jahre 933 die erfte große 
Niederlage bei. Als fie fpäterhin, durch innere Zwiftigfeiten in Deutfchland ver- 
lodt, eine nochmalige Einmifhung in die Angelegenheiten biefes Landes verfuchten, 
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wurden ihre nach außen gerichteten Anläufe in der Schlacht auf dem Lechfelde 955 
durch Otto den Großen für immer gebrochen. 

Dieſe Niederlage biſdete zugleich einen bedeutſamen Wendepunkt in ver Um— 
geſtaltung ihrer inneren Angelegenheiten. Durch die beſtändigen Kriegszüge und 
Raubfahrten waren die geſellſchaftlichen und ſtaatlichen Verhältniſſe der Magharen 
vollſtaͤndig aus den Fugen gewichen, eine Erſcheinung, welche an bie großen Ver— 
änderungen erinnert, welche die Berfafjung aller germanifhen Stämme während 
ihrer vieljährigen Heerfahtten nad den Gebieten des römiſchen Reiches erfuhren. 
Bei der in die Mitte civilifirter Staaten vorgefhobenen Lage des Bollee 
tonnte fi dasſelbe auf die Dauer unmöglid einer neuen Bildung erwehren, Die 
heimiſchen Borftellungen und Sitten waren fihtbarlidy unterhöhlt; neue Bedürfniſſe 
wurden fühlbear, und mit ihnen bahnten fi) neue Ipeen den Weg. Schon von 
Byzanz her war das Chriftenthbum in griechifcher Form unter die Magharen einge- 
brungen; mit nod größerem Erfolge aber arbeitete der bifhöfliche Stuhl von Paſſau 
im Namen ber römifhen Kirhe an ihrer Belehrung. Schon der Fürſt Geiza 
fhwanfte unter dem Gewichte aller diefer Einflüffe; aber erft fein Nachfolger 
Stefan der Heilige (997—1038) führte die nothwendig gewordene Ummwälzung 
mit folgerichtiger Thatfraft durch. Diefer große Fürft befeftigte das Chriſtenthum bier 
mit Gewalt, dort mit der Macht der Ueberzeugung, und gab feinem Volke zugleich 
eine neue politifche Berfaffung, in welcher er die volksthümlichen Beftandtheile 
durch ſcharfſichtige Benugung der abendländiſchen Staatsformen zu neuer und 
lebendiger Geftaltung brachte. Er fette fich zugleih mit dem römifchen Stuhle in 
Berbindung, nahm den von dort aus genehmigten Königstitel an, und verlich 
dadurch feinem Volke einen Mittelpunkt, um welchen fi die fo verfdiedenartigen 
Beftandtheile feines Reiches fortwährend zu ſchaaren vermochten. 

Die gefhichtlihe Entwidelung der Verfaſſung Stefans des Heiligen und ber 
daraus erwachjenen Redhtsverhältniffe kann erft da paffend erörtert werben, wo 
von Ungarn und dem ungarifchen Reiche im Ganzen die Rebe fein wird. Dagegen 
ift ſchon hier der Drt die hervorragende Stellung der Magyaren ald Bolksftanmes 
in dem von ihmen gegründeten Neiche etwas beftimmter hervorzuheben, und 
namentlih die Punkte zu verbeutlichen , weldye ven von ihnen gegebenen Einrich— 
tungen eine mehr als achthundertjährige Dauer verliehen und politiſche Wirkungen 
hervorgerufen haben, welche auch jest noch nicht aus dem Leben ver ungariſchen 
Boltsftämme gewichen find. 

Die erfte Urſache des feften und zufammenhangenden Yortbeftandes des ma- 
gyariſchen Volkes lag in ver Beichaffenheit der Gebietstheile, vie dasſelbe von An- 
fang an eingenommen und fortwährend behauptet hat. Als dasſelbe erobernd in 
Ungarn auftrat, fand es feinen Stügpunft in dem hohen Gebirgswalle, ver fi 
von der Unghvarer Gefpanfhaft über Marmaros bis Braffo (Kronftabt) hinzieht, 
' und in ber nörblichen Hälfte des ſiebenbürgiſchen Hochlandes, das ebenfalls von 
ihm bejet wurde. Bon ba aus breiteten fi die Magyaren, im Rüden gefichert, 
in den weiten Ebenen oder Pußten zu beiden Seiten der Theiß aus, drängten 
fih zwifchen Peſt und Székes Fehervär (Stuhlweißenburg) über die Donau hinüber, 
in einem mächtigen Keile bis Soprony (Devenburg) und Vasvär (Eifenburg.) Auf 
diefe Weife gelang es ihnen ganz von felbft, zunächſt die an ben fühlichen Ge— 
hängen ver Karpathen und in den bortigen Ebenen ſich ausbreitenden Walladhen 
und Serben zu übermwältigen, dieſe fowie die Kroaten von den nörblihen Slaven 
zu trennen, und die im Weften zerftreuten deutſchen Anfievelungen mit ſich zu 
vereinigen, Diefe anfänglid nur ftrategifche Stellung wurde zugleich bie große 
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Heerftraße, auf welcher im Laufe der Zeit die magyarifchen Niederlafjungen fich dicht 
an einander anfchloffen, während auch in die nörblichen, weftlihen und füblidhen 
Gegenden bes Landes vereinzelte Kolonieen eindrangen, welche vie Haltpunfte für die 
Behauptung der dortigen Herrfchaft wurden. Die Gegenden an ver Theiß aber, vornehm- 
lic die Geſpanſchaften Szathmar, Bihar und Szabolcs, mit Debreczen in der Mitte, 
bildeten den großen Mittelpunkt des magyarifchen Volkes. Mit Recht konnte dasfelbe 
biefe Gegenden als feine alte, ihm allein zuftändige Heimath bezeichnen ; denn e8 
hatte fie nicht blos mit den Waffen in der Hand behauptet und erobert, fondern 
auch dafelbft die erften Nieverlaffungen, die je in dieſen Gegenven entftanden, mit 
feinen Angehörigen gegründet. Das vermodte nur ein Volk, welches Jahrhunderte 
hindurch an nomadiſche Lebensweife gewöhnt und durch viefelbe abgehärtet, in dieſen 
weitläufigen, holzarmen und fteinlofen Weidetriften der Härte des Klima's Trotz 
zu bieten vermochte. Hier erhielt ſich der kriegeriſche Geift des Volkes; hier befand 
ſich die durch die Yebensweife der Einwohner felber gegebene Vorſchule der trefflichen 
Neiterei, welche jeberzeit und bis auf die Gegenwart herab die Zierbe der unga- 
rifchen Heere gewejen ift. So oft audy äußere Drängniffe und Einflüffe die Grund- 
feſten der Verfaſſung erfhüttern und insbefondere die Herrfhaft des magyarifchen 
Stammes bedrohen mochten — in diefen innern Gegenden erfrifchte und ftärkte 
fi) der Bolksgeift immer aufs neue. So ift e8 denn gefommen, daß fi) die magya- 
rifhen Elemente in Ungarn fortwährend vermehrt und ausgedehnt haben. Die an 
den Rändern des Landes zerftreuten Anfievelungen fanden an dem innern Kerne 
des Landes ftets einen mächtigen Rüdhalt, und vie auslänpifchen Koloniften, bie 
man in ven Bereih des legtern einführte, um "einer fremben Nationalität vie 
Wege zu öffnen, wurben zulegt vollftändig magyarifirt; denn die Natur der Dinge 
und bie darauf gegründete Macht gefchichtlicher Ueberlieferungen erweifen ſich jeder— 
zeit mächtiger, als die höhere Kultur, welche jene Anſiedler vorübergehenv zu be— 
baupten vermodten. 

Das örtliche Uebergewicht des magyarifhen Volkes wurde durch feine innere 
Berfaffung völlig befeftigt. Als die Magharen den ungarifhen Boden betraten, 
beftand als oberfte Behörde noch die große Volksverſammlung (ösgyülds), unter der 
Leitung des Fürſten oder Fejedelem. Da aber das Bolt aus ſieben Horben oder 
Stämmen beftand, und diefe von ihren Oberhäuptern, ven Fönökök, geleitet wur- 
den, welche zugleih an der Spige der zahlreihen Gefchlechter der einzelnen Stämme 
ftanden, jo war vie Macht des Fejedelem eine fehr befchränkte, und jelöft die Wirk— 
famfeit ver Volksverſammlung wefentlih durd die Fönökök beftimmt. Diefe Ber 
fafjung blieb aud nad Befignahme des Landes noch längere Zeit beftehen, und 
wurde folgerichtig auf die neuen Berhältniffe angewendet. Demgemäß waren alle 
liegende Gründe entweder Eigenthbum des Königs, als des Borftandes der Volks— 
gemeine, oder des Stammes, der fie dur das Drgan eines Stammeshauptes, 
unter Vorbehalt des oberhoheitlihen Rechtes, an die Gefchlehter zu bloßer Bes 
uugung überwies. Dieſe Einrichtung, welche nur eine geregeltere Fortfegung des 
nomabifhen Lebens war, wurbe langfam zwar, aber mit folder Sicherheit unter- 
graben, daß aus deren Trümmern eine feftere Geftaltung des Staatsweſens er- 
wuchs. Die erfte unſcheinbare Beranlaffung dazu gaben ſchon die Zeiten ver erften 
Befignahme des Landes. Um die gemachten Eroberungen mit Teichtigkeit behaupten 
zu können, legte Arpäd, der erfte Fürſt (894— 907), Schritt für Schritt an ge- 
eigneten Orten neue Burgen an, oder nahm die ſchon beftehenden in Befiß. Die- 
jelben wurden mit entſprechenden Befagungen verfehen, und dieſen des Lebensun- 
terhaltes wegen die nöthigen Ländereien im Umfange ver Burgs zugewiefen. So 
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entſtanden bie erſten Baͤrmegyét oder Burggebiete der Magyaren, deren Zahl unter 
den nachfolgenden Fürften fortwährend vermehrt wurde. Ald nun Stephan ber 
Heilige nad Einführung des Chriſtenthums die Nothwendigkeit erfannte, die Stamm- 
verbindungen vollftändig zu breden, weil von den Stammmeshäuptern jede Reform 
des Staatswefens hartnädig befämpft wurbe, richtete er fein Augenmerk auf die 
weitere Ausbildung und zeitgemäße Umgeftaltung der Varmegyék. Dies war nicht 
möglich ohne forgfältige Berüdfihtigung der gejellihaftlihen Rangftufen jener Zeit. 
Schon damals hatten fid) nämlich die erften Keime des Unterfchiedes zwiſchen einem 
höheren Adel, der aus verhältnigmäßig wenigen Mitgliedern beftand, und einem fiber 
das ganze Land verbreiteten und zahlreichen niederen Adel, oder wie die Magha— 
ven in ihrer Sprade es ausdrücken, zwiſchen Herren und Gefchlechterlichen (urak 
€s nemesek) gebildet. Stefan gewann num die legtern dadurch, daß er die ihnen 
bisher zu bloßer Benutzung verliehenen Güter in freies Gigenthum oder nad) 
germanifchen Rechtsbegriffe in Allodien nmmandelte, und durch anderweitige Ber- 
fügungen war dafür geforgt, daß der Zufanmenhalt dieſer Allovien in dem Man- 
nesftamme der Geſchlechter aufrecht erhalten wurde. Den auf foldhe Weife felbft- 
ftändig geftellten nievern Adel, die Nemeficg, brachte er nun mit den Bärnegyek in 
die engfte Verbindung, und machte die Burgfige berfelben, wie ſchon früher für 
Kriegsangelegenheiten, jo nun auch für bürgerliche Verwaltung und Gerichtsweſen 
zu Rittelpunften ber dazu geſchlagenen Gebiete. Uber auch vie großen Herren der 
Länder, bie Uraf, wurden in das Intereffe gezogen, indem Stefan aus ihrer Mitte 
die oberften Vorfteher der Bezirke wählte. So erhielten die Magyaren in kleinen 
und überfhaubaren Grenzmarken ein feftes Beſitzthum und eine Klare geſellſchaft— 
liche Stellung, welche beide fie enge an dieſe Heimath nüpften; fie hatten Theil 
an dem öffentlihen Leben, wodurch die dauernde Liebe zum Baterlande gewedt 
und erhalten werben mußte. Der oberfte Vorfteher eines jeden Varmeghék ober 
Burggebietes war der Gröf (vom deutſchen Graf), auch Ispan genannt (von 
dem jlavifchen Cupan), woher in ververbter Weife die deutſchen Ausprüde „Geſpan“ 
und „Geſpanſchaft“ entftanden; die bei den Ausländern übliche Bezeihnung des 
Burpgebietes aber wurde das lateiniſche „Comitat“. Ueber allen dieſen Comitaten 
ftand die königliche Gewalt, welche fie zufammenhielt, und Stefan hatte ſich den 
königlichen Rath (a kirälyi tandcs) zur Seite geſetzt, ver einftweilen die Stelle ver 
verfchollenen Urverfammlung oder ösgyüles vertrat, und als erfter Anfat zu ber 
jpäteren Vertretung in den beiden Tafeln des Landes betrachtet werden muß. Die 
innere Entwidlung dieſer Rathsverfammlung, fowie die fernere Ausbildung des 
Eomitates, womit die wachjende Befeftigung der magyariſchen Nationalität gleichen 
Schritt hielt, muß einem fpätern Artikel über Ungarn vorbehalten bleiben, 

Wenn es unbeftritten ift, daß eine Nationalität nur infoweit ſicher geftellt 
ift, als e8 ihr gelingt, die urfprängliche Sprache feftzubalten, ober eine angenom- 
mene auf fefter Grundlage felbftändig zu entwideln, fo wird man nicht in Ab- 
rede ftellen können, daß bie beiden vorbenannten Beftandtheile des magyariichen 
Lebens ganz befonders geeignet waren, dieſem dritten Momente mächtigen Vorſchub 
zu leiften. In der That ift e8 den Magyaren gelungen, inmitten eines unfäglichen 
Sprahengemwirres und troß ihrer Losgeriffenheit von allen verwandten Bolfe- 
ftämmen, ihre Sprache nicht blos rein und unverfehrt zu erhalten, fondern auch 
fremde Beftanbtheile in das Eigenthum verfelben zu verwandeln und fie zur Dar- 
ftelung aller modernen Ideen und Begriffe gefhidt zu machen. Diefelbe gehört 
dem finnifchetatarifhen Sprachengeſchlechte an und iſt zunächſt dem finnifchen 
verwandt. Reih an alterthümlichen Wurzeln, bietet fie zunleich zahlreihe Sproß- 
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formen, mit der Befähigung, aus dieſen neue Wortarten zu bilden, fo daß aus 
einem Zeitworte leicht ein Adjeltiv oder Subftantiv, aus biefen wieder ein Zeit- 
wort, und aus diefem ein abermaliges Subftantiv gebildet werben kann. Sie theilt 
mit der beutfhen Sprache ven Borzug der Zufammenfegungen, gelangt da— 
dur zu einer Reihe kraftvoller Ausprüde, artet aber auch wie jene leicht in 
Schwerfälligkeit aus. Wie in den morgenländifhen Sprachen ift die dritte Perſon 
in ber Einheit der Gegenwart die Grundform des Zeitwortes. Strenge durchge— 
führt ift der Gebraud, ſowohl die Befigfürwörter als die Vorwörter den auf fie 
bezogenen Subftantiven nadfolgen zu laſſen, bald durch unmittelbare Anhängung 
in der Yorm von Suffiren, bald durd getrennte Nachfegung in der Form von 
Poftpofizionen. Reid und mannigfaltig ift die magyariſche Sprache in der An- 
wendung ihrer Participien und Gerundien; ihre gebrungene Kürze drüdt Gedan— 
fen aus, welche andere Spraden in vollftändige Site zu verwandeln haben. In 
der Regel fteht das Präpifat ober Zeitwort an dem Scluffe des Sages und faßt 
fo die ganze Reihe ver von ihm abhangenden Gliederung zufammen, und es ift 
eine Befonberheit der magyarifhen Sprache, die Beziehungen der einzelnen Worte 
unter einander durch Feinere Formen noch beſonders auszubrüden. Es ift ſchwer, 
gerade dieſe legtere Eigenthümlichkeit zum Berftänpniß zu bringen, und wenn Schott 
irgendwo bie magyariihen Worte: Sok borivästoli borzalom roszsz durch den 
nachfolgenden deutſchen Sag veranfhauliht: „viel weintrinken-aus-iger schauder 
übel ist* ftatt „ein aus vielem Weintrinfen entftehender Schauder ift übel”, fo ift 
die Wirkung auf uns faft eine poffierlihe, und die in dem Magyarifchen felber über 
den ganzen Sat ausgebreitete Feinheit der Verbindung wird gänzlich verwifcht. 
Die magyarifhe Sprache vermeidet alle Anhäufung der Mitlaute, fie wirb kraft— 
voll und wohllautend zugleich dur maßvolle Berbindung derſelben mit Selbft- 
lauten; eintönig find nur die Beugungsendungen af, of, ef, öf, üf, naf, nef, oknok, 
efnef, jof, jet, jüt u. a. m., die in unzähligen Verbindungen wiederfehren. Endlich 
befist die magyariſche Sprache noch eine Eigenfchaft, die ven meiften europäifchen 
Spraden abhanden gelommen ift. Während biefe in der Zeitmeffung beinahe aus- 
jchlieglih auf ven Accent verwiefen find, Hat fid jene and die Geltung ter 
Duantität ver Silben erhalten; fie wird dadurch ganz vorzüglicd geſchickt, vie an- 
tifen Bersmaße in ihrer Urfprünglichkeit wieder zu geben. Eine Sprade von einem 
fo markigen und gedrungenen Bau, gehalten durch den inneren Zufammenhang des 
Boltes, getragen und entwidelt durch ein ununterbrochenes öffentliches Leben, mußte 
nothwendig allen Verſuchen mwiderftehen, vie auf ihre Zernichtung gerichtet waren; 
fie wird, den übrigen Bruchtheilen gegenüber, in Ungarn wenn fhon nicht die ein- 
zige, doch ſtets die vorherrſchende und überwiegende bleiben. 

Die Literatur über die Urgefhichte der Magyaren ift maffenhaft, und 
ich begnüge mich darum nur einzelnes anzuführen: Constantinus Porphy- 
rogennetus, de administrando imperio, c. 39 etc. etc. Leonis impera- 
toris tacticorum c, 18. Anonymi Belae regis notarii de gestis Hun- 
garorum liber. Hartvici episcopi vita S. Stephani regis. S. Stephani regis 
decretorum libri duo. Horvät Jstvän, Raizolatok a magyar nemzet’ legre- 
giebb tört@neteböl. — Den gefammten Stoff findet man in vortrefflider Weife prag- 
matiſch zufammengeftellt in dem Were: Magyarorszäg tört@nete Szalay Läszlö 
ältal. Tom. J. P. 1—126. Rlegter. 
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Graf Joſeph de Maiſtre wurde geboren zu Chambéry in Savoyen am 
1. April 1754. Er war ſchon durch feinen Urſprung wie auserſehen das zu wer- 
den, was er wart: ein Haupt der europälfhen Reftaurationspartei. Entſproſſen 
aus einer ver Familien des einheimifchen hohen Gerichtsadels, in einem Lande, 
deſſen Aipenthäler wie unberührt von dem Strome der Meinungen geblieben, lernt 
er durch den ftrengen und ftrammen Bater die Autorität, dur die fromme Mutter 
den glühenven Eifer für die Kirche; umd den ſchon in der ariftofratifhen alten 
Familie traditionell geworvenen Sinn für Prieſterthum, Papſtthum, Iefuiten tonnte 
die Erziehung durch die legteren in dem jungen Grafen nur fefter machen. Er 
hatte in Zurin die Rechtswiſſenſchaft ftudirt und rüdte 1788 als Senator von 
Savoyen in die höchſte Gerichtsbehörbe des Landes ein, deſſen uralte Verfafſung 
in ihm einen lebhaften Beſchützer gegen die Uebergriffe der piemontefifhen Beamten 
fand. Als die franzöfifche Revolution ausbrad, als Savoyen bejegt warb, trat der 
Wendepunkt feines Lebens ein; das Unglüd, das ihn traf, warf ihn zugleich in 
die Bahn feiner europäifhen Berühmtheit. Er verließ im December 1792 das 
Land und begab fi mit feiner Familie nad Aoſta, dann nad Lauſanne (bis 
1796). Mit den Gütern der übrigen Emigranten wurde auch fein Vermögen kon⸗ 
fischrt. Er dachte „darum nicht fchledhter zu ſchlafen“. 

Mit edlem Stolz ertrug er fein Schidfal. Sein eminentes praftifches Talent 
hatte jest den richtigen Boden gefunden, im Kampf gegen die neuen Ideen fonnte 
er feine Studien verwerthen. Nach einigen Gelegenheitsſchriften über die Berhältnifie 
Savoyens fehrieb er feine Betrachtungen über Frankreich, Laufanne 1796. Er 
hoffte damit die erneuten Ausfichten des alten Königthums zu unterftügen, das 
Direftorium zu untergraben. Man ſprach in ganz Europa von ihm. 

Noh 1796 kehrte er nah Turin zurüd, flüchtete dann 1798 zum zweiten- 
mal vor den Franzofen und lebte zu Venedig in bitterfter Noth und ohne alle 
Ausfiht. Erft die Berufung zum Kanzleipräfiventen ver Infel Sardinien enthob 
ihn diefer fümmerlihen Lage. Im September 1802 wurbe er Gefandter in 
St. Petersburg, wohin er im März 1803 abging. Bon Ulerander hoffte Viktor 
Emanuel Unterftügung in feinem Verlangen nad Entſchädigung für Savoyen, 
Nizza und Piemont. Unter den fhwierigften Verhältniffen, in ber bürftigften Lage, 
mißtrauifh und mürriſch felbft von dem Herrn behandelt, dem er diente, vertrat 
de Maiftre bier lange die Interefjen feines föniglihen Haufes, mit grenzenlofer 
Hingebung und vollendeter Treue, das Ideal eines ritterlihen Charakters. Sein 
Haß gegen Defterreih, das unter Jofeph II. feine Lieblingsiveen befämpft hatte, 
war gewachfen, als veflen Abfichten auf Piemont laut wurden und biefe Macht 
fih im venetianifhen Feftlande nieberließ. Er vertrat dagegen die Nothwendigfeit 
eines felbftänvigen Italiens, das Bedürfniß eines kräftigeren Staates in den Po- 
Gebieten, die diefer zufammenfafjen follte, um fo Defterreih und Franfreid zu— 
gleich die Stirne zu bieten und die ſüdlichen Staaten ver Halbinfel mit fi in 
eine unabhängige Haltung fortzureißen. Aber fo günftige Aufnahme die Perjon 
des Diplomaten bei dem ruffifchen Monarchen fand, jo wenig waren feine Abfid- 
ten durch die Berhältniffe begünftigt. Nach der Darniederwerfurg Preußens hätte 
er fih damit begnügt, für feinen Herrn das Venetianiſche durch Defterreih zu 
gewinnen, und dafür Oeſterreich felbft in dem Befige von Mailand und Piemont 
zu jehen. Ja er würbe ſich in der Verzweiflung der Lage gern an Napoleon jelbft 
gewendet haben, er dachte durch eine perfönliche Unterredung unter vier Augen 
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etwas zu erwirken: wenn ihn Napoleon nur vorgelaſſen hätte. So hoffnungslos nun 
aud die Sache feines fürſtlichen Haufes ftund, er gab fie nicht auf; fo übel ihn die 
Ungnade Biltor Emanuel traf, er fuhr fort, ihm zu dienen, als er ven Wunfd 
feines Königs ſah, der ihn trog feiner Bitten nicht entlaffen wollte; fo glänzende 
Unerbietungen ihm Kaifer Alerander machte, er wies fie zurüd, um feinem Heren 
treu zu fein in Hunger und Kummer: „er hatte ihm ja nicht mit der Bedingung 
Treue gefchworen, daß es ihm gut gehe in feinem Dienfte.“ 

So wenig er nun auch wirken konnte, fo interefjant find dod die Aufzeich- 
nungen feiner Beobachtungen, da er in der Lage war, mehr zu fehen als mancher, 
und mehr Wahrheitsliebe befaß als die meiften. Er wandte ſich wieder der Literatur 
zu wie in feiner Jugend, und feit 1810 arbeitete er an den Schriften, mit denen 
er dann an der Spige ber europäijchen Reftaurationspartei geglänzt hat. Im Anfang 
d. 3. 1812 jchrieb er gegen den Erzbiihof Methovius von Twer, der das Alter 
und die Wirkfamfeit des päpftlihen Primats beftritten hatte, Er befhäftigte ſich 
mit den Schriften über ven Papft, über die gallifanifche Kirche, über die Zöges 
zungen ber göttlichen Gerechtigkeit, an den Abenden von St.Petersburg und ber 
Kritil Bacons. Es war nit ohne Erfolg, daß er den Iefuiten in Rußland das 
Wort redete, ja der Gedanke eines katholiihen Einfluffes auf Alexander felbft muß 
ihn fehr lebhaft befhäftigt haben, vie Tendenz feines Buches „Bom Bapft" kann 
feine andere geweſen jein. 

Als aber Alerander zu Ende d. I. 1812 von St. Petersburg abging nad 
dem Weften, da hörte mit der perfönlichen Berührung aud der Einfluß auf, den. 
De Maiftre auf ihn gehabt. Bald wurden ver Geſellſchaft Jeſu trog feiner Protef- 
tion allerlei Schwierigkeiten gemacht, und als 1815 die Unterzeihnung der hei— 
ligen Allianz zwifhen ven drei Monarchen evangelifher, katholifcher und griedhi- 
ſcher Kirche erfolgte, fo erfannte der ftrenge Eiferer darin den Sieg des Inpifferen- 
tismns über die Kirchlichkeit und beflagte viefen Bund fo ſchwer wie die Liberalen 
ihn beklagten, Als nun aud nah Alexanders Rückkunft vie Jeſuiten von einem 
Schlag um ven andern betroffen wurben, ba dünkte ihm feine Stellung in 
St.Petersburg nicht mehr haltbar. Er verließ die Stadt zu Anfang d. 3. 1817, 
und der wieberhergeftellte König von Sarbinien „berief ihn zu einem ber erften 
Aewter feines Reichs. Bon dort aus durfte er es erleben, daß Alerander 13, Mai 
1820 die Ausweifung ver Iefuiten aus feinen Reichen und die Konfisfation ihrer 
Güter verfügte. 

De Maiftre diente nun in feiner Heimat ver fiegreihen Reftauration, deren 
Zukunft er lange vorbereitet und lange vorausgejehen hatte. Seine Schriften 
erſchienen in raſcher Folge und erhöhten die Fluth der neuen Strömung. Aber 
er bat die erorbitanten Lächerlichkeiten der Wiedergeburt des alten Sarbiniens 
lebhaft befämpft, man hörte nur nicht auf ihn. Es war bie gerechte Strafe ber 
Berirrungen biefes bedeutenden Geiftes, daß die Durchführung feines Princips in 
feinem Heimatlande ven Fluch der Mitlebenden, das unauslöſchliche Gelächter ver 
Nachwelt auf ſich zog, daß er noch fehen mußte, wie die Wogen der revolutionären 
Bewegung auch nad Piemont brangen, während er bereits erfannte, daß die von 
der Regierung erwogenen Reformen zu fpät kämen: Die Erbe bebt, meine Herren 
(fo fprad er), und Sie wollen bauen. — Mit troftlofen Ausfihten in die Zukunft 
—* Landes beſchloß er ſein Leben am 26. Februar 1821, in einem Alter von 
67 Jahren. 

Was ihn als Schriftſteller empfahl, das iſt nicht die Tiefe ſeiner Anſichten 
und ihrer Begründung, ſondern ihre Beſchränktheit, die ihn zum Wortführer der 
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Bartei befähigte, und ihre Oberflädhlichkeit, die ihm allgemein verftändlid machte; 
Was ihm Erfolg zu verheigen ſchien, das war die Gabe, Dinge geiſtreich zu 
jagen, die man bisher blos in dem Programm der geiftlofen Gewalt geſehen ober 
aus dem Munde elender Objkurantiften vernommen hatte. Die mittelalterlichen 
Feen, für die er tritt, erſchienen plöglic nicht mehr jo abſchreckend in dem - 
zenden Style des modernen Literators, aber fie waren darum nur deſto gefähr- 
licher. Wenn er die Schwächen der franzöſiſchen Umfturzparteien, die Plattheit des 
aufklaͤreriſchen Gereves des vorigen Jahrhunderts richtig erfannte, jo war Gefahr 
vorhanden, daß es ihm gelinge, auch das wirklich Berechtigte jever liberalen und 
humanen Lebensrihtung als Produkt orbinärer Geifter, als Meinung ſeichter Den: 
fungsart zu verdächtigen und mit jeiner kauſtiſchen Galle zu vergiften. Ihn ftügte 
die ganze praftijche Strömung der Partei, der er die Schlagworte gab, die Gluth 
feibfterlebten Hafies, das Bewußtſein überlegener Bildung und die gründlichſte 
Verachtung des trivialen gefunden Menfchenverftandes der gegnerifhen Kreife, 
diefer gut findet, erweist fi vegelmäßig nicht nur als falſch, ſondern als vers 
verblih. Es ift wie wenn er es abſichtlich verfhmähte, logiſch zu reden weil es 
vor diejen ſpießbürgerlichen Dummköpfen gar nicht nothwendig ift; ein Paradoron 
mit favaliermäßiger Kedheit hingeworfen, als ob es Niemand einfallen dürfte, deſſen 
Wahrheit zu bezweifeln, eine ercentrifhe Behauptung, die nur deßhalb Feines Be- 
weijes bedarf, weil fie feinen erträgt, eine Beweisführung jelbft, deren jchlotterichter 
Gang nothdürftig durch die umgehängten Yappen redneriſchen Schwungs verbedt 
wird, das find die Mittel, mit denen er wirkt, und die aud das Gute und Blei⸗ 
bende am feinen Aeuferungen unerträglich machen. Man hat ſchon bemerkt, daß 
er es nicht verfhmähte, von der dialektiſchen Taktik Boltaire’s zu lernen, Er ſpricht 
ſich fehr naiv dahin aus, daß man, um einen Irrthum mit Erfolg zu lehren, ftets 
von einer Wahrheit ausgehen müſſe, und er felbft geht regelmäßig aus von unbe 
wiejenen Borausfegungen; er redet mehr zu feinen Gefinnungsgenofjen als zw den 
andern, er will mehr anfeuern als überreden, man hört mehr die tönenbe und 
berausforvernde Stimme des Herolds als den befrievigenden Ton ſachlicher uud 
fahhgemäßer ruhiger Erörterung. 
Daß es nichts fei mit der individuellen Willfür, das ſchien ihm das Ber- 
hängniß der Leiter der revolutionären Bewegung in Frankreich zw lehren, die 
gleihfam von einer” unfeligen Nothwendigkeit getrieben wurden. Es iſt nidt ſo 
leicht einen Staat, eine Staatsverfaffung zu machen. Menjchen können es nid, 
es ift eine höhere Fügung, es ift die Hand Gottes. Er hat ſich ſelbſt die Bildung 
der Souveränetät vorbehalten, und er zeigt uns dies am, indem er niemals ver 
Menge die Wahl ihrer Herren anvertraut, Gott und die von ihm eingeſetzte Welt» 
ordnung ift der Grund aller Staaten und Staatöverfafjungen. Es ift dies immer 
fo, dar er einen Einzelnen und veffen Gefchleht mit der Kraft des Herrſchens 
ausrüftet. Erft eine ſolche von Gott eingefegte Souveränetät mag darauf den 
Untertbanen Rechte einräumen, und nur jo fünnen diefe Nechte und ihre Ausübung 
Beſtand haben. Daneben pflegt dann Gott eine Reihe Hleinerer, aber in ähnlicher 
Weiſe ausgezeichneter Racen zu jegen, auf ihnen ruht die breitere Entwidlung bes 
ganzen Volks, und die ſchlimmſte Vergiftung der Nation tritt ein, wenn gerade 
der Abel feines göttlihen Schöpfers vergigt und der angeftammten Religion den 
Rüden kehrt. Das aber ift feit hundert Jahren in Frantreih gefchehen, das if 
die eigentlihe Quelle ver Revolution, und jo wird nad vollbrachter Sühnung 
und Reinigung die Stärkung ber katholiſchen Religion und Kirche auch der legte Ab⸗ 
ſchluß des großen Trauerjpiels fein. 
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Die kirchliche Autorität nämlich ruht weſentlich auf denfelben Grundlagen 
wie die politifche. Indem die Kirche die Gewiſſen regiert, ift fie eine Macht, eine 
fouveräne Gewalt, und was fonft der Souveränetät eigen ift, das trifft auch hier 
zu; die Einheit ift die Bedingung ihres Dafeins, die Untrüglichkeit ihre Voraus: 
fegung. So folgt die päpſtliche Macht mit Nothwendigkeit aus dem Begriff ber 
Kirde. Sie muß den Widerſpruch felbft verbieten können. Sonft gäbe es feine 
firhlihe Geſetzgebung, feine Kirchliche Regierung mehr. 

Bon diefer Grundlage des Souveränetätsgedanfens aus wirb dann freilich 
mit Recht gegen bie modernen Gefeggebungs- und Verfafiungserperimente gelämpft, 
bie von dem abftraften Menfchen ausgehend alles Haltes in den realen Berhälte - 
niffen entbehren, das hiſtoriſch Gewordene nach der Schäblone einer hohlen Theorie 
zurechtſchneidend niemals im konkreten Bollsgeifte Wurzel faffen fünnen und mit 
ber Zauberformel eines Stüd Papiers niemald etwas Bleibendes zu ſchaffen ver- 
mögen. Das war richtig, aber nicht neu. Und dann hat unfer Politifer mit dieſer 
Anſchauung denfelben Mißbrauch getrieben, wie er heute mit den „biftorifchen 
Individualitäten” getrieben wird. Gerade weil das Zeitalter gelehrt und gebilvet 
ift, darum ift ed unfählg zur Geſetzgebung, zum Fortſchritt; das Beftehende muß 
erhalten werben, weil — nicht weil es gut, fondern weil es ein Geworbenes ift. 
Je augenfälliger und handgreifliher ein Mißbrauch, um fo ehrwürbiger ift er, um 
fo nothwendiger feine Erhaltung. Wenn gleihwohl, bei aller Begeifterung für foldye 
Erhaltung, bei der ausſchließlichen Richtung auf vie legitime Verfaffung des alten 
Staats, die reine Defpotie verworfen wird, wenn alle Steuern durch die Stände 
genehmigt werben follen, fo geſchieht das nur, weil dieſe Rechte ver Stände das 
biftorifche Aiter für fih haben, weil fie gottgeorbnet find, weil die menſchliche Seite 
ihrer Entftehungsgefchichte nicht unterfuht wird; und wenn die Eröffnung ber 
Aemter für das perfönliche Verdienſt gefordert, die Untauglichfeit der Männer bes 
ancien r&egime, der Emigration, erfannt wird, fo find. das mehr unmwillfürliche 
Wirkungen jenes verworfenen gefunden Dienfchenverftandes, der ſich doch mit feiner 
gewohnten Hartnädigkeit unter die bunten Phantafieen des Romantifers einge: 
ſchlichen hat. 

Aber noch ift nichts zu fürdten, noch gibt es eine Schranke für die unfdid- 
lihen Denfverfuche der nafeweifen Kanaille, nod gibt es ein Bollwerk für bie 
bedrohte monarchiſche Ordnung. Es iſt das Papftthum, das von jeher für bie 
menſchliche Gefittung und Bildung von größtem Nuten gewefen iſt. Das Recht 
des Wirerftandes gegen Unterbrüdung ift tie Urfache der Revolution, das Gegen- 
theil die des Defpotismung. Daher muß es der Monardie jelbft erwünſcht fein, 
bei einem Febhltritt nicht von wilden Pöbelhaufen, fondern von einem geiftlichen 
Herrſcher fontrolirt zu werben, eine höhere Behörde über ſich zu haben, welche 
die vernünftigen Wünſche der Völker und die Rechte der Fürften ausgleiht. Um 
den Rachen ver Revolution zu fließen, muß die höchſte Autorität der Kirche über 
allen weltlihen Gewalten aufgerichtet werben. Von der Auflehnung gegen fie datirt 
alles Unheil Europa’s, die Lehren Luthers und Galvins haben die Revolution in 
die Welt gebradt, und alle teufliihen Grfindungen der Freidenker, der Deiften, 
der Männer der Toleranz. Seitdem die Macht der höchſten Autorität in den Ge— 
müthern erſchüttert wurde, haben auch die andern Autoritäten ihr Anfehen verloren. 
Ja die Wurzel des Uebels Liegt eigentlih nod weiter zurüd, nod über jenen 
Mönd hinaus, der, dem Wein und der Wolluft ergeben, in feinem Hohmuth bie 
Kirche fpaltete, um eine Nonne heirathen zu können, fie liegt ſchon in dem Auf- 
leben ver Wiſſenſchaften im 15. Jahrhundert, Darum muß die Wiljenfchaft überall 
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in die zweite Stelle zurüdtreten, fonft erwachſen uns unberechenbare Uebel, wir werben 
durch die Wiffenfchaften verthiert werden, und das ift die ſchlimmſte Art der Ber- 
thierung. Man fieht es an den deutſchen Univerfttäten, fie find wahre Höhlen 
des Lafters und der Dummheit. Um foldhe Uebel von der Menſchheit ferne zu 
halten, dazu find die Väter der Geſellſchaft Jeſu ganz geeignet. Ihre Erziehung 
führt zur Sittlichkeit und Unterthanentreue, fie predigen den unbedingten Gehorſam 
gegen ven Monarchen. Ueberhaupt die Menfhen zu leiten, die Nationen zu 
belehren über das, was gut und was fhledht ift, das muß die Sache priefterlicher 
Prälaten und dann ber Evelleute und ter hohen Beamten fein, die Andern haben 
nicht das Recht, Über dieſe Dinge nachzudenken. Sie haben ja bie Natur- 
wiſſenſchaften, um ſich die Zeit zu vertreiben — worüber könnten fie ſich beklagen? 
Die Wahrheit bedarf nicht eines felbftändigen Denfens des Menſchengeiſtes, fie 
ruht in dem bloßen Befig einer überlieferten Offenbarung. Wer ſpricht ober 
ſchreibt, um einem Volk einen nationalen Glaubensfag zu nehmen, der muß gehängt 
werben wie ein Dieb, und die Inquifition ift unter Umſtänden ein recht zwed⸗ 
mäßiges und lobenswerthes Inftitut. — Freilich wer die Rettung nur in ber 
Rüdkehr zum alten Adelsſtaat und zu der alten Kirche fieht, der darf ſich auch 
vor feinen Konfequenzen nicht fcheuen. Daß De Maiftre mit rüdhaltlofer Dffen- 
beit zu Werte geht, liegt in feinem ehrenmwerthen Charakter, aber fon fein Bei- 
fpiel hat gezeigt, daß ein gewiſſer Cynismus dabei ſchwer zu vermeiden iſt. Allein 
wenn er der Nitter einer traurigen Sache war, fo blieb er bo der Mann von 
edler Geftalt und fteht immer im Andenken ver Geſchichte weit über ben poffen- 
haften Marktfchreiern, die feine Schlagworte zum Befremden der Nation auf 
deutſchem Boden einzubürgern verſucht haben. 

titeratur: L. Binaut, Rev. de deux Mondes 1. Dec. 1858 und 15. 
Aug. 1860; H. v. Sybel, hiſtor. Zeitfchrift 1859. Heft I; Preuß. Jahrb. 1860. 
DH. Neu erfchienen von Le Maiftre: Lettres u. opuscules inedits I. II. Paris 
1851; Lettres inedites, S. P£tersbourg 1858; Quatre chapitres inedits sur 
la Russie, Paris 1859; Me&moires polit. et correspondance, avec explications 
et commentaires historiques, Paris 1858, I. BWetsfüder. 
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Jever Staat, gleichviel weldes die Form feiner Berfafiung, over fein Umfang 
und das ihm gefhichtlich zufommende Prädikat fei, hat Anſpruch auf Adytung feiner 
Perſönlichkeit fowohl nad innen, als nah aufen, und zwar fommt ihm bie 
höchſte Würde, die Hoheit ober die Majeftät zu. Demgemäß ſprach aud 
das römiſche Recht von der „majestas rei publicae“, und von der „majestas Po- 
puli Romani“; ja felbft die Magiftrate, die im Namen des Volkes handelten, 
hatten Theil an biefer Majeftätl. 

Mit vem Untergang der Republif änderte fi die Auffaffung infoferne, als nun 
der Kaiſer als die Perfonifitation der Hoheit und Würbe des Staates die Majeftät 
zunächft für fich allein in Anfpruc nahm; er wurde nicht blos mit biefem Worte 
von britten Perfonen angerebet, fondern er nannte fich jelber fo. Aus dem römifchen 
Reiche ift wohl der Ausdruck in die fräntifhe Monarchie Übergegangen, wo 
er insbefondere feit Karl dem Großen in Uebung fommt. Durd die Karslinger 
verpflanzt ſich der Gebrauch biefes Titels auch nad Deutſchland, und im Mittel- 
alter wird derſelbe ausfchließlih für den Kaifer in Anſpruch genommen. Erſt 
feit dem 16. Jahrhunderte fangen auch die europäiſchen Könige an, den Maje- 
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ſtäts⸗Titel anzunehmen, wenn auch anfänglich mit Widerſpruch von Seite bes 
Kaifers und Reichs; feit dem weſtphäliſchen Frieden erft wird er allen gekrönten 
Häuptern — Kaifern und Königen, aber auch nur biefen unbeanftandet beigelegt. 
Nur im Innern des Reichs behielt der Kaifer allein ven Titel und das Recht ber 
Majeſtät; den Reihsftänden und Landesherren wurde es nicht zugeftanden. Zur 
bebienten ſich diefelben in ihren Ausfertigungen wohl der Formel „nostra majeg- 
tas“, aber wie uns berichtet wird nur in Gnadenſachen, die in ihrer Willfür und 
Gewalt ftanden, nicht in Rechtsſachen oder Verträgen und insbefondere nicht in 
folden Angelegenheiten, wo fie mit Kaifer und Reich in Berkehr traten. Nur ber 
Kurfürft von Brandenburg machte, feitbem er zugleich König von Preußen war, 
bievon eine Ausnahme. Kaifer Karl VII. hatte ihm durch ein befonveres Refkript 
vom 8. December 1743 den Majeftäts-Titel zuerkannt. I) 

Seit diefer Zeit befteht ſonach ein erheblicher Unterfchieb zwifchen dem „Rechte 
ver Majeftät" und dem Titel „Majeftät”; jenes fommt in ber monarchiſchen 
Staatsform jedem zu, der Monarch ift, gleichviel ob er das Präbifat Kaifer ober 
König oder blos das von Großherzog oder Herzog u. f. w. führt; dieſer gebührt 
nur den gefrönten Häuptern (Kaifern und Königen), nur mit der aus ber Na- 
tur der Ehe entjpringenden Mopififation, daß auch die ebenbürtigen Gemahlinnen 
berfelben an dem Titel Theil nehmen. Immer aber wird, um ihn anfpredhen zu 
lönnen, der wirkliche Befig der Krone vorausgefegt. Er fteht daher an ſich dem— 
jenigen nicht zu, der früher im Beſitze der Krone ſich befunden, denſelben aber 
aus irgend einem Grunde verloren hat. Weber derjenige, welder bie Krone frei- 
willig niedergelegt hat, 2) noch derjenige, welder fie in Folge innerer Aufitände 
ober eines Äußeren Krieges eingebüßt hat, fann demnach auf den Majeftäts-Titel 
von Rechtswegen noch Anſpruch machen, e8 müßte denn ein ausdrücklicher Vorbe— 
halt gemacht und von den Betheiligten angenommen ſein, wobei ſich von ſelbſt 
verſteht, daß dieſer Vorbehalt für Dritte nicht bindend ſein könnte. — Daß das 
Recht der Majeſtät nur den wirklich regierenden gekrönten Häuptern zulomme, 
liegt fo ſehr in der Natur der Sache, daß eine weitere Ausführung als über 
fim ſig erſcheint 

Dem Reichsverweſer oder Regenten kann weder das Recht noch der Titel der 
Majeſtät beigelegt werden, da er nicht ſelbſt Souverän iſt, ſondern nur die Rechte 
desſelben ausübt. Dagegen muß wohl beides dem Mitregenten zugeſtanden werben, 
ber in dem Befig der Krone ſich befindet und nicht in frembem, fondern in ei- 
genem Namen hanbelt. 

Die republifanifhen Staaten der neueren Zeit machen weder das Recht nod 
den Titel der Majeftät für fich geltenn, wenn aud ven größeren und mächtigeren 
Republiten „Königliche Ehren” im völkerrechtlichen Verkehre nicht vorenthalten werben. 
Daß das römische Staatsreht hierin von andern Grunvfägen ausging, haben wir 
ſchon oben angedeutet. 

Die Berlegung der höchſten Ehre, die dem Monarden als Oberhaupt bes 


i) Vergl. hierüber Ar. v. Mofer, Meine Schriften Bd. VI. S. 162 und 151. Derfelbe 
führt (S. 26) eine Aeußerung von Pasquier an, worin fich dieſer insbefondere darüber tadelnd 
äußert, daß man ſich des Majeftätsritels nicht blos bei der Anrede des Könige, fondern aud 
dann bediene, wenn man in der dritten Perion von ihm ſpreche, — ein Gebrauch, der erft unter 
Heinrih I1., insbeiondere feit 1559 aufgefommen jei. Zahlreiche geichichtliche Notizen über den 
a ya j. bei Preffinger, Vitriarius illustratus Bd. I. ©. 383 ff. 
©. Fr. v. Mofer führt biefür Beiſpiele aus der Geichichte an, — Meine Schriften Bd. VI. 
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Staates gebührt, wird im umferen Strafgefeten als ein befonderes Verbrechen, 
nämlich als das Verbrechen der „Majeftätsbeleidigung” behandelt und in viel firen« 
gerer Weife beurtheilt und beftraft, als bie gleichartige Handlungsweiſe, wenn fie 
gegen eine Privatperfon verübt wird. Man nennt mit Rüdfiht hierauf feine Per- 
fon heilig und umverleglid — beides im juriftiihen Sinne des Wortes. 3) 

Des PVerbrediens der Majeftätsbeleitigung, das im deutſchen Rechte anders 
aufgefaßt wird, als in dem neueren römifhen Rechte, ?) macht fich derjenige ſchuldig, 
welcher ohne hochverrätherifche Abfiht den Monarchen thätlich mißhandelt, ober 
Beleidigend an ihn Hand anlegt, oder wer ihn durch Beihimpfung, berabwürbi- 
genden Spott oder Belmefjung verächtlicher Handlungen oder Gefinnungen belei- 
bigt, oder ihm durch Worte oder Zeichen Verachtung bezeigt. Die Beleidigung 
der Gemahlin des Monarchen oder der Mitgliever des regierenden Haufes fällt 
an ſich nicht unter den Begriff der Majeftätsbeleivigung, da ber erfteren zwar ber 
Titel, aber nit das Recht ver Majeftät zufommt, ven letteren aber weder bas 
eine noch das andere gebührt. 5) 

Als äußere Zeichen ver Majeftät erfcheinen gewiſſe Infignien, vie dem 
Monarhen beim Antritte der Regierung überreicht werben und welche er. bei feter- 
lihen Anläffen zu führen bat, wie insbefondere die Krone, das Schwert, ber 
Scepter Das neuere Staatsreht macht freilih davon feine redhtlihen Wirkungen 
mehr abhängig. Die feierliche Krönung, Salbung u. ſ. w. ift fein Aft, ver zur Erwer- 
bung der Souveränetät als nothwendig erachtet würde, fondern wo fie etwa nod) 
vorgenommen wird, geſchieht fie aus —— vor einer altherkömmlichen Tradi— 
tion, welche in den Augen des Volkes noch Werth und Bedeutung hat. 

Damit der Souverän, dem die höchſte Würde zukommt, auch demgemäß 
äußerlich auftrete, umgibt er ſich mit dem Hofftaat, und für ben Verkehr mit 
ihm ift befonderes Ceremoniell feftgefegt. Der Hofftaat befteht theil® aus Per— 
fonen, denen gewifje Würden erblicdy verliehen, theils aus den eigentlichen Hof» 
beamten mit dem erforverlihen Unterperfonale. Die erblihen Würden haben fid 
in den meiften Staaten, wo fie noch vorfommen, als geſchichtliche Ueberlieferungen 
erhalten, auf deren Ausbildung die Einrihtungen der fräntifhen Monardie, bie 
ihrerfeitö die gemeine Dofverfaffung nachgeahmt Hatten, von weſentlichem Einfluffe 
gewefen find. Die in der unmittelbaren Umgebung des Kaiſers befinvlihen Hof- 
beamien waren nämlih: der Marfhall, der Kämmerer, der Truchſeß und ber 


3) Das ältere Staatsrecht verband mit der „Heiligkeit“ der Majeftät einen anderen Be: 
riff; fie ftand mit der Krönung und Ealbung von Eeiten der Kirche in Verbindung. Im neuern 
Rechte gilt dieſe Firchliche Heiligung nicht mehr als notbwendig, und daher erflärt es fih, daß 
mebrere Verfaffungsurfunden den Monarchen nur als unverleglich, nicht auch als heilig bezeit- 
nen. Das leptere thut z. B. die preußiiche Verfaffungssllrfunde vom 31. Jänner 1850 in Art. 
43 „die Perſon des Königs ift unverleglich;”“ die luremburgifche vom 9. Juli 1848 Art. 4: 
„Die Perſon des Königs-Großherzogs ift unverletzlich.“ In andern Grundgefepen wird die Perſon 
des Monarchen „beilig und unverleglich“ genannt, wie 4. B. in der bayeriichen Verfa)- 
fungsurfunde Tit. 11. 8.1, in der württembergiichen vom 25. Sept. 1819 $. 4, in der badi— 
fchen vom 22. Aug. 1818 8. 5, in der ſächſiſchen vom 4. Sept. 1831 8. 4, in dem Grundge 
fe für das Großbergogtbum Dfdenburg vom 22. Nov. 1852 Art. 4 $. 3 u. a. Daraus erbellt 
wohl aud, dan in dielem Punkte ein Ünterſchied zwifchen katholiſchen und vroteftantiihen Län— 
dern nicht zu ftatuiren fein dürfte; denn das proteftantiiche Oldenburg bat in jeinem der neueften 
Zeit angehörenden Grundgefege die Formel der baveriichen Verfaſſungs-Urkunde beibehalten. 

) Vergl. darüber Berner, Lebrb. des deutſchen Strafredts. Leipzig 1857. S. 513. 

5) Es ift exceptionell, wenn einzelne Strafgejeße die Majeftätebeleidigung weiter ausdehnen 


und wie z. B. das bayeriſche die Handl n die Söniain mi ey age, 
Eine Linie ftellen, beriihe die Handlungen gegen die Königin mit denen gegen de g auf 


Majeſtät, Majeſtäterechte. 535 


Mundfchent; unter fic war der ganze Hofbienft vertheilt. Der Marſchall beforgte 
ben Marftall, die Gejtüte, Fouragen oder Weiden und begleitete ven Monarchen 
auf feinen Reifen. Dem Kämmerer lag die Bewahrung der Reichskleinodien, bie 
Sorge für Kleidung, Feuerung und Beleuchtung ver föniglichen Reſidenzen 
ob; ver Truchſeß hatte die königliche Tafel, der Mundſchenk ven Keller zu beftellen. 
Was am Hofe des Kaifers eingeführt war, fand an ven Höfen ver Landesherren 
Nahahmung, und mie die genannten Würden dort allmälig erblih wurden, fo 
geihah dasſelbe auch hier. Die Träger dieſer erblihen Würden treten übrigens 
nur bei befonders feierlichen Gelegenheiten, bei welchen es gilt, den Thron im fei- 
nem vollften Ölanze zu repräfentiren, in Wirkfamfeit. 6) Den gewöhnlichen Dienft 
bei der Perfon des Fürſten verfehen vie eigentlichen Hofbeamten, vie namentlich 
dann, wenn ihnen öffentliche Rechte Über ihre Untergebenen zufommen, als Staats: 
diener zu betrachten und zu behandeln find, 7) 

Zum Hofftaate gehörte auch die Yeibgarde, die unter einem eigenen Kome 
- mande unmittelbar die Perfon des Souveräns umgibt, nicht blos im Interefle 
feiner Sicherheit, fondern ebenfofehr zur Erhöhung der Würde und des Glanzes 
ber Krone, 8) 

Was das Ceremoniell betrifft, jo fommt vasfelbe zur Anwendung 

a) bei tem perfönlichen Berfehre der Souveräne oder der Mitglieder von 
regierenden Familien unter fi, fei verfeibe ein unmittelbar münblicher oder ein 
ſchriftlicher (Kabinetsſchreiben und eigenhändige Schreiben); 

b) beim diplomatischen Verkehr, fowohl dem perſönlichen als dem fhriftlichen; 

e) bei der Korrefpondenz der inneren Behörben verſchiedener Staaten unter 
einander; 

d) bei dem Berkehr zur See, — wozu nod) 

e) das eigentlihe Hofceremoniell fommt, das als rein innere Angelegenheit 
jeves einzelnen Staates refp. Hofes erjcheint, während über das völkerrechtliche 
Geremoniell zunähft die etwa beftehenden Staatsverträge und das Herkommen 
entjcheiben. >) 

Der Charakter der Monardie bringt e8 mit fi, daß dem mit Majeftät be- 
fleiveten Staatsoberhaupte die äußeren Güter nicht fehlen, von deren Befig ber 
Glanz der Krone bedingt if. Der Monarch muß in der Lage fein, überall zu 
fpenven und zu helfen, wo es gilt, menſchliche Noth zu heben und die Talente 
feines Volks zu weden. In welcher Weife viefes Berhältniß in ben verfchiebenen 
Staaten Europa’s fi) geftaltet habe, davon war bereits oben (Bd. II. ©. 515 ff.) 
in dem befonberen Artikel „Civillifte” ausführlicher die Rebe. 

Als vechtlihe Eigenſchaften, welde dem Träger der Staatögewalt in ber 
Monarchie gewiffermaßen als Ausflüffe der Majeftät beigelegt werden, nennt man 
folgenve: 


6) Ueber die desfallſigen Einrichtungen in den deutichen Staaten vergl. v. Nönne, vreuß. 
Staatsrecht Bd. 1. S. 273, Pözl,.bader. Verfaftungsrecht (HIT. Aufl) S. 349. R. v. Mohl, 
württemb. Staatsreht Bd. 1. S. 248 und noch Al über, öffentliches Recht des deutichen 
Bundes und der Bundesſtaaten &, 726. 

7, Dal. hierüber H. A. Zachariä, deutiches Staat» und Bundesrecht Bd. U. S. 18. 

8, Eine andere Bedeutung bat es, wenn einzelne Theile des ftebenden Heeres ald „Leib: 
Page oder „Garde“ bezeichnet werden, wenn man von „Leib-“ oder „Garde-Regimentern“ 
ipriht u. 1. w. — eine Maßregel, die ſowobl vom politifchen wie vom militäriihen Standpunft 
gewichtige Bedenken gegen fich hat. 

9 Das Nähere hierüber ficbe in dem Artikel „Ceremoniell“ Bd. II. ©. 412. 
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1. Die Inappellabilität der Entfliefungen, die vom Souverän aus- 
geben. Da viefe indefien als Willenserflärungen eines Menſchen nicht auf Un- 
fehlbarteit Anfpruch maden, vielmehr auf Irrthum oder Unkenntniß ver thatſäch · 
üchen Verhältniffe beruhen können, fo muß es geftattet fein, bagegen Borftellun- 
gen zu machen, um eine freiwillige Abänderung berfelben herbeizuführen. 

2. Die Unverletzlichkeit d. i. der befondere Schub, ven die Geſetze bem 
Souverän gegen Beleidigungen gewähren, und von dem ſchon oben gefprodhen 
wurde, — Eine Folge diefer Unverleglichkeit der Perfon des Souveräns ift es, 
daß er 

3. als unverantwortlich erflärt wirb, d. i. er kann wegen feiner Hand» 
lungen und Unterlaffungen, auch wenn fie fonft gefegwibrig find, nit vor Ge- 
richt geftellt und wegen berfelben mit Strafe belegt werben. 

Denn da der Monarch die höchſte Gewalt inne hat, fo kann es feine Ge— 
walt im Staate geben, die ihn zur Rechenſchaft ziehen könnte, oder wie Dahl⸗ 
mann (Politit $. 129) die Unverantwortlichteit begründet: „das Strafrecht fünnte 
die Perfon des Königs nicht treffen, ohne mit der föniglihen Würde bie Regie 
rung felber zu verlegen.“ — In dieſer Motivirung liegt zugleih bie nähere Be— 
ftimmung der Örenzen und ber rechtlichen Natur ber dem Souverän zukommenden 
Unverantwortlichteit. Es foll nämlich 

a) nur das Strafreht ihn nicht treffen; er fol wegen Handlungen, bie 
durch die beftehenden Geſetze mit Strafe bebroht find, nicht vor Gericht gezogen 
werben können, nicht darum, weil er Fein Unrecht thun kann, fondern weil es 
politifch räthlich erfheint, das von ihm begangene Unrecht ungeftraft zu laffen. 

Die Gründe der Uinverantwortlichteit fallen hinweg, wenn es fih um Gel« 
tenpmahung von privbatrehtlihen Anfprüden gegen den Monarden handelt; 
fie find nicht gegen die Perfon, fondern nur gegen das Vermögen berfelben ge 
richtet, und politifhe Bebenten, welche gegen vie Zulaffung einer Strafgerichtsbar- 
keit über den Souverän ſprechen, find bier überall nicht vorhanden. Bebenft man, 
daß der in den neueren Staaten durchweg durch die VBerfaffung anerkannte Grund- 
fa der Sicherheit der Privatrechte, die in der Regel ausprüdlih garantirt find, 
nicht weiter beſchränkt werben dürfe, als dieſes durch ausdrückliche Öefebe geſche⸗ 
hen iſt, ſo erſcheint es als ſelbſtverſtändlich, daß im Zweifel überall eine Klage 
zuläſſig und die Kompetenz der Gerichte begründet ſei, wo ein Privatrecht ver- 
folgt wird. 19) Nur die Bollftredung des richterlihen Urtheils unterliegt den Mo- 
bififationen, melde durch die Natur ver Sache geboten find; es muß dabei jeder 
Zwang gegen die Perſon des Souveräns ausgefchlofien bleiben. 

b) Nod weniger kann von einer Unverantwortlichkeit des Souveräns im 
Gebiete des Bölterrehts die Rebe fein. Die Pflichten, melde entweder jevem 
Regenten gegenüber den Regenten anderer Staaten obliegen, oder welche auf be- 
fonderen Berträgen beruhen, müfjen erfüllt werben, und wenn es zur Zeit feinen 
Richter gibt, der im Hal der Weigerung angegangen werben fünnte, um ein Er- 
tenntniß zu fällen und dasfelbe zu erequiren, fo zweifelt doch Niemand mehr ba- 
ran, daß diefes wahre Rechtspflichten feien, zu deren Geltendmahung äußerften 





19) Ein neuerer Schriftfteller (Held, Syſtem des Verf.-Rechted B. IL. S. 35) hält eine 
Cwiltlage gegen den Negenten für unzuläffig, weil diefes mit dem Princive der Eonftitutionellen 
Monarchie und feinen noͤthwendigen Konſequenzen im Widerfpruche ftebe (!?). Wir meinen aber, 
gerade in dieier Sphäre müſſe der Satz, den die römiſchen Imperatoren aufftellten, zur Anmen- 
dung ſich eignen: Digna vox est majestate regnantis, legibus obligatum se principem pro- 
fiteri; adeo de auctoritate juris nostra dependet auctoritas. 
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Falls diejenigen Zmangsmittel in Anwendung gebracht werden, bie das Böller- 
fennt. 


Um ben Gefahren, welche die Unverantwortlichfeit des Regenten dem Beftanb 
von Geſetz und Berfaffung bereiten könnte, zu begegnen, hat das neuere Staatd- 
recht ihr den Grundſatz zur Seite geftellt, daß die Minifter, als bie oberften 
Räthe umd Bollftreder der Befehle des Souveräns, in allen Regierungsakten mit- 
zumirten haben, wenn biejelben überhaupt giltig fein follen, und daß diefelben für 
deren Gefeg- und Berfafiungsmäßigkeit verantwortlih ſeien. — Doch da das 
Staatswörterbud ſowohl über die Unverantwortlichfeit des Staatsoberhauptes, als 
über die Berantwortlichkeit der Minifter und Staatsbeamten eigene Artitel zu 
bringen verfpricht, fo müfjen wir ben Lefer wegen des Näheren auf biefe ver- 
weifen 


Das was wir bisher „Majeftätsrechte" genannt haben, find Ausfläffe des 
Befiges der Staatsgewalt ober geite perfönlihe Dualitäten , beziehungsweife 
Rechte, welche dem Inhaber der Staatsgewalt als foldem zukommen. Der Aus- 
drud kommt übrigens in ber Literatur bes öffentlichen Rechtes noch in einem an- 
dern Sinne vor, der Übrigens von ber obigen Darftellung nur quantitativ, nicht 
qualitativ verſchieden if. Man bedient ſich desfelben nämlih aud, um damit bie 
in der Staatögewalt von felbft enthaltenen Regierungs- oder die fogenannten we⸗ 
fentlihen Hobeitsrechte zu bezeichnen, oder e8 werben bie Majeftätsredhte mit dem, 
was man bie Prärogative ter Krone genannt hat, als fhnonym genommen. 
Da aud hierüber das Staatswörterbuh fi in eigenen Artikeln anspricht, fo 
find wir einer eingehenden Erörterung überhoben. — Im einem viel engeren Sinne 
findet fi enblih das Wort „Majeſtätsrecht“, „jus majestaticum* gebraudt, 
um den Inbegriff derjenigen Befugniffe zu bezeichnen, mwelde dem Souverän als 
foldem gegenüber ven im Staate beftehenden Religionsgefellfhaften zuftehen, und 
es ift dann gleihbeveutend mit dem jus circa sacra, oder ber Kirchenhoheit, wo⸗ 
von in dem Artikel Kirchenhoheit bereit8 bie Rebe war. 11) vbzl. 


Maria Therefia. S Deſterreich. 
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Zwei hervorragende Jeſuiten mögen hier ihre gemeinſchaftliche Beſprechung 
finden, inſoferne dieſelben nicht blos Zeitgenoſſen ſind, ſondern auch in der ſchroffſten 
Durchführung oder Ausbeutung Eines Geſichtspunktes, welcher der Lehre der Je 
fuiten angehört, zufammentreffen. 

Der Eine ift der als Berfafjer einer Geſchichte Spaniens allgemein befannte 
Juan Mariana, welher im Jahre 1537 in Talavera (in der Diöcefe Toledo) 
geboren war, 1554 in ben Orben eintrat, dann als Lehrer der Theologie in Rom 
(1561), in Sicilien (1564) und in Paris (1569) wirkte, und hierauf (1574) in 
fein Baterland zurüdgelehrt eine außerorbentliche Thätigkeit im Dienfte der Ingui- 
fition entwidelte, womit aud eine Schrift über den Jefuiten-Orben „De las 
enfermedadas de la compania de Jesus“ (auch in franzöftfcher, italienifcher und 
lateiniſcher Sprache gebrudt) im Zufammenhang fteht. Er ftarb 1624 in Toledo. 
Um abzufehen von dem Geſchichtswerke (Historia de rebus Hispani®, Tolet. 1592 


11) Das Reichöftaatsrecht nannte die kaiſerl. wo im Gegenfaße zu den Rechten der Stände 
und Landesherrn das »jus majestatis«; vergl. darüber Ertl, praxis aurea S, 759 ff. 
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ff., im ſpauiſcher Ueberſetzung von des Verfaſſers eigener Hand, ebend. 1601 ff.) 
gehört hieher Mariana's Buch De rege et regis institutione, Tol. 1598 (mit 
Heinen Aenderungen Mogunt. 1605 und Frauecof. 1611), weldes in Paris im Jahr 
1610 durch Parlamentsbefhluß vernichtet wurbe. 

Der Zweite, Franciscus Suarez, ift geboren im Jahr 1548 in Granada, 
flubirte in Alcala, Salamanca und Rom, lebte dann längere Zeit in Zurüdgezo- 
genheit, trat hierauf als Profeffor in Coimbra auf und ftarb 1617 in Liſſabon. 
Dei Weitem die größere Maſſe feiner Außerft zahlreihen Schriften (Gefammtaus- 
gabe Mogunt. 1621 in 21 Folio-Bänden, und Venet. 1740 in 23 Bänden) 
gehört ver Iefwiten-Theologie und -Philofophie an, und aus biefem Umfreife, in 
welchem er fi ven Beinamen Papa Metaphysieorum erwarb, mag bier nur bie 
Schrift: Opus de tripliei virtute tbeologica beigezogen werben; hingegen jene 
Berbienfte, vermöge deren er zugleih auch Ancora Papistarum genannt wurde, 
liegen einerfeits in ben Tractatus de legibus ac deo legislatore (Antwerp. 1617 
fol. u. Mogunt. 1619 fol.) und andererſeits in einem ebenfo ausführlichen als 
wüthenden Bamphlete, welches er betreffs nes Katholileneides gegen König Jacob I. 
von England und gegen Barclai im Jahr 1613 unter dem Titel: „Defensio fidei 
estholice et apostolice adv. anglicane sect® errores“ (Coimbr. 1613 u. 
Mogunt. 1619) richtete, ein Buch, welches fpäter (1674) in Paris das gleiche 
Schidjal erfuhr wie die eben erwähnte Schrift Mariana’s. 

Bezüglich der allgemeineren Orundlage der Lehre vom Staate, auf welder 
Mariana und Suarez ftehen, können wir auf dasjenige verweifen, was Bd. II, 
©. 39 ff. über Bellarmin, ven Zeitgenoffen beider, welcher gleichfalls an bie 
damaligen Zuftände Englands anfnüpfte, bemerkt wurde. Der Kern liegt in ber 
Erhebung ver geiftlihen Gewalt über vie weltliche, und wenn bie legtere ſchon bei 
Bellarmin als eine nur „mittelbar aus der göttlihen Anordnung folgende Eins 
richtung auf ven Willen der „Menge“ geftügt war, jo wird biefe Auffaffung bei 
Moariana auf tendenziöfe Weife bis ind Aeußerfte gefhärft; ja das Bud De rege, 
welches nah Iefuiten-Manier ſehr rhetoriih gehalten und mit einer Menge von 
Beifpielen aus historia sacra und profana angefüllt ift, macht überhaupt weit 
mehr den Eindruck einer publiciftiihen als einer philofophifhen Schrift. 

Zu Unfang (I, 14) beiprigt Mariana ten urfprängliden Naturzuftand 
ber Menfhen, weicher bald zu Uneinigfeiten und dann vermöge des Gefühles ber 
Schwähe und der Hülfsbevürftigkeit zu einer Vereinigung unter Gefegen und 
unter einem ſchützenden Herricher geführt habe. Die monardifche Form wird als 
bie natürliche (die Natur kenne überall nur Gin herrſchendes Glied, wie z. B. im 
Körper das Herz es fei) und als die zwedmäßigere bezeichnet; in Folge des le: 
teren blos praktiſchen Motives erhält, da Einer nicht Alles überfehen fann, ber 
König einen Senat der beften Bürger ald Beirath zur Seite, und lebiglih aus 
dem gleichen Grunde erklärt fih Mariana aud für die Erbmonardie, da durch 
Wahllämpfe ver Staat jevesmal erfchüttert werde und ein erblider Regent felbft 
im eigenen Intereſſe befjer regiere; bieran Mmüpft fi dann im Berlaufe der In- 
balt des Uebrigen, was über Jugendberziebung und Heranbildung bes künftigen 
Regenten bemerkt wird. Aber bei al viefem erinnert Mariana unabläffig daran 
(bef. I, 8 u. 9), daß ver Monard feine Herrihaft nur von den Unterthanen jelbft 
empfangen habe und daher nicht unumfchränft walten könne. „Nicht fo hat ber 
Staat feine eigenen Rechte auf den Fürften übertragen, daß er nicht ſich felbft vie 
größere Macht zurücbehalten hätte” (1, 3), oder „Wie könnte ja auch das Kind 
ftärfer fein als der Vater, der Bach ftärfer fein als feine Duelle?” (I, 6), und 
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auch ausdrücklich „das Volk hat in feiner Zeit das Recht verloren, auch eine Erb- 
monardie zu äntern“ (I, 4). 

Sodann aud wird dieſe Theorie der Bollsfonveränetät durch bie in ber 
Schultradition geläufige (ariftotelifche) Unterfcheidung zwifchen rex und tyrannus 
(I, 5) derartig beleuchtet, daß und der wahre Zielpunft des Jeſuiten bereits ficht- 
licher hervortritt. „Die fürftliche Gewalt ift nur rechtmäßig, jo lange fie nah dem 
Willen des Bolfes empfangen ift und ausgeübt wird." „Tyrann ift auch jener, 
welcher die nach dem Bolkswillen empfangene Herrfchaft gewaltfam ausübt." „Es 
ift nicht zu dulden, daß ein Tyrann das Geſetz, weldes in unfere Seele gefchrieben 
ift, verletze.“ Ja die Erörterung, ob es geftattet fei, einen Tyrannen zu befeitigen, 
beginnt (I, 6) mit der Ermortung Heinrihs III. von Frankreich durch Jakob 
Element (1. Aug. 1589), bei welcher Mariana in ausführlichfter Erzählung und 
mit fichtlihem Wohlbehagen verweilt I), um nah Erwähnung ber rhetorifchen 
Schulbeifpiele von Harmodius und Brutus die Lehre daraus zu ziehen, daß das 
Bolt den tyrannifhen Fürften in öffentlicher VBerfammlung entweber auf ven Weg 

"des Rechts zurüdführen oder aber als Staatöfeind erflären dürfe, und daß, falls 
eine foldhe Berfammlung verhindert werde, der Staat als unterbrüdt zu betrachten 
und biemit unmittelbare Selbſthülfe erlaubt ſei; kurz das Refultat ift: „ver Tyrann 
kann von Jedwedem der Herrfhaft und des Lebens beraubt werben” (ebend. ©. 
76) und „es ift ein heiljamer Gedanke, daß die Fürften nicht blos mit Recht, 
fondern auch zum Lobe und Ruhme (des Thäters) getöbtet werben können.“ 
(S. 77). 

Der Höhepunkt aber raffinirter Scheuflichkeit liegt in den Unterfuchungen, 
anf welche Weife der Tyrann zu töbten fei (I, 7); derſelbe ſolle nämlih nicht 
zum aktiven GSelbfimorde getrieben, noch aud durch Speife over Trank vergiftet 
werben, da felbft hiebei eine Aktivität feinerfeit® mitwirfe, fondern beffer fei es, 
wenn er bei völliger Paffivität durch ein vergiftetes Kleid oder einen vergifteten 
Stuhl ein Opfer des Todes werde. Nach dem Erfurfe über ven in Paris veräbten 
Königsmorb hatte Mariana eigentlih ed gar nicht nöthig, oft genug durchblicken 
zu lafien, daß aud jener Fürft ein Tyrann fei, weldher die „wahre Religion“ 
unterbrüde oder felbft nur nicht unterftüge. Ohnedies ja folgt eine Erörterung 
(I, 10) über die Suprematie der geiftlihen Gewalt und die Ohnmacht der Fürften 
in veligiöfen Dingen (jedoch ſpricht Mariana im Unterſchiede von anderen Jefniten 
häufiger und lieber von der Gewalt der Geiftlihen überhaupt oder der Biſchöfe, 
als fpeciell von ver Macht des Papftes); vor Allem aber werben uns die Augen 
geöffnet durch den Schluß des Ganzen (ITI, 17, — das in Mitte Liegende betrifft 
bie Erziehung des Regenten und ift gewöhnliche Jefuitenpäbagogit —), denn wenn 
dort entwidelt wird, daß die wahre Religion nicht eine falſche neben fi beftchen 
laſſen könne, und daher ver Fürft eine Verſchiedenheit ver Religion feiner Unter- 
thanen nicht dulden dürfe, jo kehrt hiemit ver Verfaſſer auf feinen Ausgangspuntt 


1) 1, 6 (ip. 65 ed, Tolet.) »Nuper in Gallia monimentum nobile est conslilulum .. 
insigne ad memoriam atque miserabile..... quo principes doceanlur, impios ausus 
haud impune cadere«..... (p. 6*) »Sic Clemens ille periit, aetlernum Galliae decus, 
simplici juvenis ingenio neque robusto corpore, sed maior vis vires el animum con- 
firmabat,«e Auch von Guiſe beißt es (p. 66): »in eius et familie virlute spes et forluns 
Gallie site erant.« Uebrigens ließ Mariana in der 2. Auflage (Mogunt ) jene Worte »zter- 
num Gallie decus« Müglich binwer. Außerdem beachte man folgende Worte (p. 67): Cle- 
mens... cognito a theologis, quos eral sciscilalus, Iyrannum jure interimi posse, 
aecoptis litieris ab iis ete, 
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zuräd, und indem bie Nutzanwendung auf franzöftfche und engliſche Zuftände nahe 
enug liegt, könnten wir fagen, das Ganze fei ein Aufruf zu Empörung und 
ttentaten katholiſcher Unterthanen gegen proteftantifdhe oder tolerante Fürften. 

Ein derartiges Handbuch des Königsmorbes hat nun allerdings Suarez 
nicht verfaßt, doch reicht die Theorie vesfelben inhaltlich genau ebenfo weit. Sein 
ausführlicher Tractatus de legibus ift ein Erzeugniß einer ſehr ausgebehnten 
theologiſchen und juribifhen Gelehrſamkeit, melde er in zahlreihen Kontroverfen 
bis ins Meinfte Detail durch Eitate aus der bamaligen Literatur beurkundet; im 
theologifcher Beziehung find Thomas v. Aquin und Bellarnin feine Führer, in juri- 
diſcher ſchließt er fich befonvers gerne an Covarruvias an. Die erften zwei Bücher 
handeln über Geſetz und Recht im Allgemeinen, das britte über pofitives menfd- 
liches und das vierte über fanonifches Recht, worauf im fünften das Strafrecht, im 
fehsten Erörterungen über Interpretation und Difpenfation, im flebenten vas 
Gewohnheitsrecht (natürlic im Sinne der damaligen Kanoniften und Romaniften), 
im achten die Privilegien, im neunten uno zehnten das pofitive Offenbarungsredht. 
In reichem Maße find überall, namentlich im — Theile und beim Straf- 
rechte, Grörterungen eingeflohten, welche dem Gebiete der Ethik (v. h. bier ver 
jefuitifhen Moraltheologie) angehören. Die philofophifhe Grundlage ift jene des 
Ludov. Molina, f. o. Bd. II, ©. 40, wenn auch Suarez fi bemüht, faft alle 
möglichen Eintheilungen des Rechtsgebietes unter fih in Einklang zu bringen 
(I, 8. n. U, 17 ff) 

Die weltlihe Gewalt wird, wie bei Bellarmin und Mariana, aus dem Willen 
der Menge abgeleitet und in gleicher Weife der monardifhen Form der Vorzug 
gegeben (III, 4); das Hauptgewicht aber fällt aud bier auf bie Ueberorbnung der 
geiftlichen Gewalt (III, 6 und VIII, 8), und es wird nicht blos darauf gebrungen, 
daß ein weltliches Gefe der „wahren Religion“ widerſprechen bürfe (III, 12), 
fondern auch erfährt die kirchliche „Coercitiv-Gewalt“ Bellarmins (oben Bd. II, 
©. 42) bier die größte Schärfung, da der Papft über getaufte Fürſten eine birefte 
Gewalt befite, welche bis zur Entthronung fich erftrede (III, 10). Diefe Auffaffung, 
welche Suarez gleihfalls, wie Bellarmin die feinige, aus dem Bibelfpruhe „Weide 
meine Schafe u. f. f.“ ableitet, bricht auch an vielen Stellen der Schrift De tripl. 
virt. theol. hervor, wofelbft außer den Beweifen für die Obergewalt ver Kirche 
(1, 9—20, III, 13) auch die politifchen Folgen der Exkommunikation eines Fürften 
beiprodhen werben (I, 18 u. 22); insbejondere aber wird uns bort, wenn wir bie 
Unterfuhungen über Begünftigung der Keterei (T, 24) bevenfen, vie Tragweite 
jenes Abfchnittes Mar, welchen Suarez dem Kriegsrechte widmet (III, 13); bie 
Unterfheidung zwiſchen Offenfiv- und Defenfiv-Arieg, ſowie die Erörterungen über 
legitima et justa causa belli u. dgl. gehören der gewöhnlich üblichen Theorie an, 
hingegen beadhtenswerth ift, was über den Krieg „zwifchen Fürft und Staat“ 
gefagt wird. Derfelbe tritt dem „Tyrannen“ gegenüber ein, und zwar barf, wenn 
der Tyrann dominio ſich als foldhen zeigt, Jeder ihn tödten, da dann das Recht 
der Nothwehr zu üben ift; wenn hingegen regimine die Tyrannei erfheint, fo 
nimmt die Gefammtheit des Volkes kraft ihrer urfprünglihen Souveränetät bie 
dem Regenten verliehene Herrſchaft zurüd. 

Diefe Theorie des Revolutionsrechtes ift es nun, welde in der publiciftifchen 
Schrift Defensio fidei cathol. bereits ziemlih nahe an die Praris gerüdt wird. 
Nicht ohne beftimmte Abficht nämlich ift dort vie Lehre von der Volksfouveränetät 
(I, 2) und von der Suprematie ver Kirdhe (III, 5 u. 22), dur welche Fürften 
entthront werben können (III, 23), wieberholt, denn es wird nun ausdrücklich 
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fowohl ver Unterthanen⸗Eid, welcher der „wahren Religion” nicht widerftreiten 
bürfe (VI, 1), vom Outbünfen des Papftes abhängig gemadt (VI, 7), als aud 
unummunben berjenige Fürſt ald „Iyrann“ bezeichnet, welcher ver wahren Reli 
gion ſchadet (VI, 10). Hiedurch ift die Grundlage gewonnen, auf welder die Lehre 
erwächsſst (VI, 4), daß zwar ein princeps legitimus, qui tyrannice gubernat, nicht 
von Jedem getödtet werben bürfe, außer im Falle der Nothwehr, daß aber hin- 
gegen ein rex aggrediens civitatem von Jedwedem nicht blos ungeftraft, ſondern 
auch cum publico bono ermorbet werben bürfe, denn ein foldher Regent ſei hostis 
und habe darum überhaupt feine auctoritas. Wenn aber dann hinzugefügt wird, 
daß ein folder Fall befonders dann eintrete, wenn ein König post legitimam 
depositionem dennoch fortfahre zu regieren, (VI, 4, 14, pag. 415 ed. Mogunt.), 
jo ift es folgerichtig, daß die praftiihe Ausübung des Revolutionsrechtes nur von 
der päpftlichen Willensäußerung abhängt (ebend. 17, pag. 416). 

Böllig verftändlicd aber werben uns dieſe hochverrätheriihen Ausartungen 
der katholiſchen Staatslehre nur dann, wenn wir ben bamaligen religiöfen und 
politifchen Fanatismus der Parteien, unter welchen bie Jefuiten feine der ſchwächſten 
waren, erwägen und bie ftaatlihen Stürme im Auge behalten, welche in Europa 
in jener Zeit wütheten. Daß einerfeit8 Mord und Gift zu ven beliebten Waffen 
gehörten, zeigen außer ver Bartholomäusnaht und der Ermordung Coligny’s 
(1572) vie Attentate gegen Elifabeth von England (1584), die Pulver-Verſchwö—⸗ 
ung, der Tod des Prinzen von Condé und hinwiederum die Ermordung Guiſe's 
(1588), vor Allem jene Heinrich III. durd Jakob Element, und hierauf, nachdem 
ein früheres Attentat (1593) mißlungen war, der Morvanfall Jean Chatels gegen 
Heinrih IV. (1594), fowie zulegt veffen Ermorbung durch Ravaillac (1610). Aber 
andererſeits war das Entſcheidende die Verbindung, in welcher die Politik des auf 
Frankreich und England lüfternen Philipp II. mit dem päpftlichen Hofe ftand; 
Philipp II. und Gregor XII. triumphirten über die Parifer Bluthochzeit, und 
während man in Rom. die That Elements mit dem reigniffe der Inkarnation 
verglich, behaupteten franzöfifhe Theologen, der Dolch fei demſelben von Chriftus 
oder vom heiligen Geiſte in die Hand gegeben worden; ja aud die Sorbonne 
erhob gegen Heinrich III. und gegen Heinrih IV. die Theorie betreffs ber „trem- 
(ofen Könige”, und als Sirtus V. gegen leßteren milder auftrat, fuchte Philipp 
II., deffen Truppen in Paris fanden, ven Papft felbft hinwiederum durch eine 
drohende Haltung des Klerus einzuſchüchtern. Auf das Aeußerſte aber waren bie 
Jefuiten gereizt, als nad Chatels Attentat das Parlament fi) ermannte und bie 
Bertreibung des Ordens aus Frankreich durchſetzte 2); jedoch noch unter Heinrich 
IV. kehrten fie (1603) wieder zurüd. 

An viefe Dinge und alles, was mit ihnen zufammenhängt, müfjen wir uns 
erinnern, um zu verftehen, daß die jefuitifche Lehre von der Volksſouveränetät nur 
den Zwed hatte, die weltliche Macht jhon ihrem Urfprunge nach gegenüber der 
göttlich-geiftlichen nievriger zu flellen, fowie daß bie hierauf beruhende Begründung 
des Revolutionsredhtes nur dazu diente, Fürſten, welche ver katholiſchen Kirche 
nicht willfährig genug zu fein ſchienen, nöthigenfalls durch Volks-Fanatismus befei- 
tigen zu können. So ift es aud erflärlih, daß gerade in Spanien, deſſen dama- 


2) Eine Infchrift, welche das Parlament im Jahr 1595 am Orte des Attentated anbringen 
ließ, entbielt die Worte: Perniciosissims factionis heresi pestifera imbutus, qu® nuper 
abominandis sceleribus pielalis nomen obtendens unctos domini vivasque ipsius imagines 
occidere populariter docuit 
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lige Regierung in gewiffem Sinne dem Vorwurfe ber Tyrannei wahrlich nicht 
entgehen kann, dennoch berartige Kundgebungen gebuldet wurben; bie Lehre vom 
Tyrannenmorde war ja in ihrer inneren Tendenz nur gegen Keger gerichtet, und 
im Kampfe gegen alatholifche Fürften gingen die Intereffen Philipps LI. und der Päpfte 
Hand in Hand. Darum lafje man fi auch nicht dadurch täuſchen, daß Mariana felöft 
(De rege, I, 8, p. 88) das Verfahren Philipps II. gegen die Aragonefen tadelt und 
entſchieden (ebend. p. 89) auf das Recht ver Stenerbewilligung hinweist; denn es ift zu 
bebenten, daß jene Schrift unmittelbar nad dem Tode des Königs (13. Sept. 1598) 
an Philipp III. gerichtet ift, welcher hiemit gleihfam eine Verwarnung erhielt, den 
nöthigen Beiftand des Volkes nicht zu verfcherzen; auch zeigt Das Bud) De las enferme- 
dadas zc., baf dem Mariana auch nur die Zwede des Ordens als die höchſten galten 
Ferner endlich ift auf dieſe Weife es nicht auffallend, daß theil® in der Be-. 
urtheilung der Ermordung Heinrichs III. ober des Chatelſchen Attentates, theils 
überhaupt in der derartigen Lehre vom Tyrannenmorde viele Jefriten ſich ein- 
ſtimmig äußerten, und fomit Mariana und Suarez nur als hervorragendere Reprä- 
fentanten folder Anfhauungen betrachtet werben können. Es können in biefer Be- 
ziehung außer dem unbelannten Berfafjer einer Schrift „De justa reip. christian 
in reges impios auctoritate* (Antw. 1610) genannt werben: Petr. Ribadeneira 
(Trat. de la religion y virtud, Antw. 1597, 8, p. 90), Ant. de Herrera (ver 
Biograph Philipps II., geft. 1625) ſowohl wegen feiner Hist de los sucesos de 
Francia (1598, p. 53 und 344) als aud wegen ber fpanifchen Ueberfegung bes 
„Le Catbolique Anglois* von Ludwig v. Orleans (Sarag. 1592), ferner der 
befannte Franz Toletus (geft. 1584), Summa casuum conscienti®. Lugd. 1630, 
8, p. 653, Emman. Sa, Aphor. confessar. (Duac. 1627, s. v. Tyrannus), 
während Andere, wie Joh. Dforius (Cone. d. Sanetis, Lugd. 1597, 8. III. p.:70) 
oder Alph. Salmeron (Comment. in $. Script. IV, p. 411 cd. Colon.) wenig- 
fiens dem Papfte das Recht, Fürften zu entthronen, vindiciren. Als aber bei 
Ravaillacs Unthat im Hinblide auf Stellen, welche man bei Vertreibung des Ordens 
in den Papieren des Jefuiten Guignard gefunden hatte, von mehreren Seiten 
auch die Ermordung Heinrichs IV. unmittelbar den Jefuiten zugefhrieben wurde, 
und die Bernihtung der Schrift Mariana’s in Paris erfolgte, entbrannten bie 
heftigſten literartihen Kämpfe (3. B. Ant. Le Clere, Defense des puissances de 
la terre, Par. 1610. 8, over Michel Roussel, Antimariana, Par. 1610. 8), welde 
felbft der Ordensgeneral Aquaviva vergebens durch das Gebot, die ganze Sache 
auf fi) beruhen zu lafien, beihwichtigen wollte. Wenigftens trat nod ein Jefuit 
in Münden, Jac. Keller in einer Schrift „Tyrannicidium, seu scitum catholi- 
corum de tyranni internecione adv. iniquas Calviniani ministri calumnias in soc. 
Jesu jactatas, Monach. 1611, 4, auf das Heftigfte zu Gunſten Mariana’s auf; 
klüger wenigftens war hingegen ver Ingolftänter Jeſuit Conr. Vogler, welder 
zwar eine Summa aus Suarez' Werf De legibus (Jngolst. 1738, 4) und beö- 
gleichen eine Summa aus besfelben Defensio fid. cath. (ebend. 1737, 4) heraus- 
gab, aber bei letterem Werke gerade das fehste Bud, welches betreffs des Katho- 
liten-@ives jene obigen verfänglihen Grundfäge enthält, hinwegließ. 
titeratur: Car. Labitte, De jure politico quid senserit Mariana. 
Paris 1841, 8 (höchſt unbeveutend ift I. Leutbeher, ver berühmte Jefuit 
Mariana :c. Erlangen, 1830, 8). Ueber die gefchichtlihen Zuſtände jener Zeit 
f. Zeop. Ranke, Fürften und Völker von Süd-Europa, Br. I (D. Osmanen und 
die ſpaniſche Monarchie) u. Bd. IT (die Päpfte), desgl. franzöf. Gefchichte im 16. 
u. 17, Jahrh. Br. I und IT. Reinh. Bauli, Geſchichte v. Ungland, es IV. 
anti. 
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Das Sultanat Mogrib ul Akſa, d.h. bei den nordafrikaniſchen Arabern 
der Außerfte Weiten, in Europa das Reih von Marokko genannt, ift ber 
nordweftlichfte Theil des Kontinents zwifhen 23—36 9 nörbliher Breite und 
6— 170 öftliher Länge und wird im Norden durch das Mittelmeer und die Straße 
von Gibraltar, im Weften durch den atlantifhen Dcean auf einer Strede von180 
Meilen, im Süden durch den Staat des Sivi Heſchum und die Wüfte Sahara 
begrenzt; ald Oſtgrenze beftimmte ver Friedensſchluß mit Franfreih vom 18. März 
1845 eine Linie, die öftlih von der maroffanifhen Daje Figuig beginnt und 7 
Meilen weftlih von den franzöfifhen Boften Nemours das Mittelmeer erreicht. 
Dies würde ein Areal von 13,714 Quadratmeilen, fo viel als Spanien und 
Portugal zufammen und etwas mehr als das Franfreihs, umfaffen; aber bei dem 
Berfalle der maroffanifhen Macht mag ihr wenig über ein Drittel mehr als nur 
nominell unterworfen jein. 

Der Atlas, ver bier feinen höchſten Gipfel, ven 10,700' hohen Miltfin bat, 
durchzieht das Yand von Südweſten nad Nordoften, nad beiden Seiten Seiten- 
arme ausfendend, die an der Küfte viele Vorgebirge bilden. Die Oberfläche zer 
fällt daburh in 4 Zonen, die auf die ethnographifchen wie auf die Kulturver- 
bältnifje den entſchiedenſten Einfluß geübt haben. Zunächſt am Meere ift ber 
maroffanifhe Rif, eine 8 Meilen breite, maritime Gebirgszone, die 3000° nicht 
viel überfteigt, zweitens ſüdlich davon eine ebene, lange, fruchtbare Zone, die vom atlan- 
tiihen Ocean raſch in Zerraffen auffteigt, jo daß die Höhe einzelner Punkte der 
bes größten Theiles des Rif nicht nadhfteht. In ihr liegen die meiften größeren 
Städte des Reichs Uſchda, Taza, Alfar, Afar el Kebir, Meknes, Fez (Fas) und 
Maroffo. Sie reiht bis an den Fuß des hohen Atlas. Die Stadt Marokko liegt 
bereits 1341’ hoch und in der Nähe find nod 800‘ höhere Hügel. Trog der 
großen Küftenausbehnung befigt aber das Land nur wenige und meift ſchlechte 
Rheden und Häfen. Die vritte Zone ift bie des Atlas. Schon am VBorgebirge 
AUferni erhebt er fih 2895° hoch und erreicht ſüdlich von Marofto im ſchon 
erwähnten Miltfin, der indeß nicht mit ewigem Schnee bebvedt ift, die größte Höhe. 
Der Atlas ift ein fehr vauhes, unwegſames Gebirge, das dem Innern zu raſch 
in die dortigen Ebenen abfällt. Südlich und füpöftlih vom Atlas ift dann viertens 
die maroffanifhe Sahara mit ven fruchtbaren Dafen Figuig, Tafilelt, Pezerin, 
Tebelbelt u. |. w. An Flüffen und Bächen, bie der Atlas nad beiden Seiten 
entfenvet, ift das Land rei, und fie tragen zur Fruchtbarkeit deſſelben weſentlich 
bei; find aber fonft unbeveutend und nicht ſchiffbare Gebirgsftröme, die zu Zeiten 
ungemein wafjerreih find, periodifh aber ganz verfiegen. Die Mulvia, die im 
Mittelmeere mündet, hat einen Lauf von 87 Meilen. Das Klima ift eines ber 
ſchönſten und gefundeften auf Erden, gefunder ald das von Wlgier und Tunis, 
außer an wenigen jumpfigen Stellen. Die Temperatur ift verſchieden nad) ber ver» 
fhiedenen Erhebung über den Meeresipiegel. An der Küfte mäßigen fie die See— 
winde, die vom atlantifhen Dcean kommen, und fie nähert fi) der von Andalufien 
und Süpportugal (4—28° R.). Viel heißer ift e8 im Innern; obwohl der Atlas 
den Zutritt der heißen Winde aus der Sahara hindert, fteigt der Thermometer 
im September doch bis 509%. Beſonders angenehm und gefund ift das Klima in 
der bergigen Provinz Sus, ſüdlich vom Atlas; fehr heiß und troden im füpöft- 
lihen Theil. Im Winter dagegen gehen ganze Karamanen beim Ueberſteigen bes 


544 Marokko, 


Gebirges zwifchen Tafilelt und Fez (Fas) im Schnee zu Grunde. Bom Oktober bis 
März ift die regnerifche, die übrigen Monate die trodene Jahreszeit. Der Boden 
ift fruchtbar; der Atlas felbft mit viden Urwaldungen bevedt. Durrah, Mais, 
Reis, Bohnen, Erbfen, Safran, Seſam, Südfrüchte, namentlihd Mandeln, Del- 
bäume, Zabaf, Hanf, Baumwolle, Hennah, verſchiedene Harze find die Haupt- 
probufte des Landes; Pferde, Schafe, Rindvieh, Mäuler, Ziegen in Menge und 
vortrefflih. Affen und wilde Schweine verheeren die Aeder; Antilopen und Strauße 
werben gejagt. Die Gebirge und Wälder find voll wilder Thiere. Bienen liefern 
föftlihen Honig und vorzüglides Wachs; verheerend find oft die Heuſchrecken⸗ 
jhwärme. Die Flüffe und Seeküſten find reih an vortrefflihen Fiſchen; aber See 
fiihfang treiben die Maroffaner gar niht, nur die Spanier und Portugiefen an 
der Nord» und die Ganarier an der Weftküfte. Eifen, Blei- und Kupfererze finben 
fih in Menge, aud Silber, Gold in Körnern und Schwefel; Salz liefert die 
Küfte überall, im Innern auch die Salzſeen. 

Die Zahl der Bevölkerung wirb meift nah Graberg zu 81/, Millionen 
angenommen. Jadjons !) Annahme von 14,886,600 Einwohner gilt für zu body, 
obwohl jene Summe nur 650 Seelen auf die Meile gäbe. Sie zerfällt nad Ora- 
berg, den Didier 2) abjchreibt, in 2,300,000 Amazirghen oder nördliche Berbern, 
1,450,000 Schillukhs oder fünliche Berbern, 3,550,000 Mauren, 740,000 Araber, 
340,000 Juben, 120,000 Neger, 300 Chriſten und 200 Renegaten; der Neger 
mögen aber viel mehr fein. Die beiden erftern find die Urbewohner und ſprechen 
bie Berberſprache in verfchievenen Dialeften, die fo auseinander gehen, daß beide 
Stämme ohne Dolmetſcher ſich nicht verftehen. Die erfteren bewohnen den Rif und 
den nörplihften Theil des Atlas, unabhängig unter eigenen Häuptlingen oder 
Heine Republiten bilvend, und leben in ihren Dörfern oder Höfen von der Rind» 
viehzucht; häufig mit den Maruffanern in Krieg, ftreifen fie räuberifh nicht jelten 
in das Flahland. Andere find in die Ebene bereits herabgenrungen und leben dort 
in fteinernen Häufern und befeftigten Dörfern. Sie haben im Allgemeinen eine 
weiße Hautfarbe und europäifhe Gefichtszüge. Die Schillukhs im fünlichern 
Marolko find dunkler, leben in fürmliden Häufern, Dörfern und Städten und 
treiben mehr Aderbau und Induftrie als Viehzucht. Die andern Stämme find 
eingewanbert. Die Mauren, meift in den Städten, find mit Eingebornen gemifchte 
Araber, fprehen ven unghrebinifhen Dialekt des Arabifhen, nur minder rein als 
die Araber. Habfucht, Geiz, Feigheit, Trägheit, Treulofigkeit, Graufamteit, Rad- 
ſucht, Wolluft brandmarken fie. Dennoch zieht die Regierung aus ihnen ihre 
Beamten. Die Araber treiben Viehzucht und Aderbau, die Juden unter großem 
Drude und in großer Beratung Handwerke und Handel. Die Neger bilden bie 
Hauptftärte des Heeres. Den Europäern war nur in einigen Geeftäbten ein 
dauernder Aufenthalt geftattet. Bis auf diefe und die Juden find ale die bigotteften 
und intoleranteften Muhamedaner. 

Da der Sheriff Sultan zugleih Oberhaupt der Kirche wie des Staates ift, 
fo ift die Verfafjung unumfchränft deſpotiſch. Ohne Erftgeburtsredht vererbt das 
Reich in der männlichen Linie; daher verheeren faft bei jevem Regierungswechſel 
Bruberkriege das Land, Es gibt weder ein Korps von Ulemas, no einen Divan 
oder Mufti oder minifterielle Departements, nur eine Art Staatsrath (Endſchelle) 


1) An account of Ihe empire of Marocco, and the districts of Suse and Taßlelt etc. 
by James Grey Jackson; London 1814 49 p. 28, 
2) Promenade au Maroc; Paris 1844. p. 241. 
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und ein Bezir oder Schreiber ver Befehle (Ralebzel-auramir) beforgt die Geſchäfte 
mit den fremden Konfuln. Der Koran ift einzelnes Geſetzbuch und viermal in der 
Woche ertheilt der Sultan zu Pferde, um Recht zu fprechen, öffentliche Audienzen, 
wobei Niemand ohne Geſchenke erjcheinen darf. In ven Städten und Provinzen 
ſprechen die Kadis mit Hülfe ihrer Schreiber (Kaliben) und der öffentlichen Notare 
Net. 1822 gibt Graberg (p. 155) die Staatseinkünfte zu 2,600,000 Piafter 
an. Die Hauptpoften find der Naturalzehnte (Aſchra), eigentlich 1/,, der Erzeug- 
niffe des Bodens und ber Heerben, 450,000 P.; vie direkte Steuer von Arabern 
und Beduinen (Naiba) 280,000 P., der Judentribut (Dſchazia) 30,000 B.; bie 
ſtädtiſchen Abgaben von Nahrungsmitteln, Kramläden (Etankés) 950,000 P., aus 
dem Münzrecht 50,000 P., dann Zölle in den Seeftänten 303,000 P., Mono- 
pole 25,000 P., Einnahme aus den Staatsdomänen (Kera) 40,000 P., aus Kon— 
fiöfationen u. f. w. (Dejat) 150,000 P., Geſchenke von Gouverneuren, fremden 
Mächten und Konfuln (Hadeja) 225,000 P. Die Ausgaben wurben nur auf 
990,000 P. angefchlagen. Den größten Theil ver Summe nahmen die Landtruppen, 
nämlih 650,000 P., meg, die Marine koftete 30,000 P., die Eivillifte, Apanagen 
u. f. w. 110,000 ®., der Unterhalt ver kaiſerlichen Paläfte, Gärten u. f. w. 
65,000 ®., ebenfo viel erforberten die Gefchenfe nad Mekka und die Mofcheen; 
50,000 P. der Sold der Gouvernenre, 15,000 die Konfuln in fremden Ländern, 
5000 die Eouriere. Der Kaifer follte jährlih 11/, Millionen erübrigen und fie 
in feiner Schagfammer nieberlegen. Die ganze Armee wurde nur 15—16,000 
Mann ftark gefhägt, darunter 7—8000 Neger; 2000 Artilleriften waren meift 
Renegaten, darunter viele Spanier. In Kriegszeiten bringt man indeß leicht eine 
Miliz von 100,000 Mann meift Reiter auf. Das Seewefen Marokko's, früher 
ſehr bedeutend, ift jest gänzlich heruntergelommen und der Sultan bat nur nod 
wenige unbebeutende Schiffe. 

Aderbau und Viehzucht find die Hauptbefhäftigungen der Bevölkerung, dem⸗ 
nähft Handel und ver Betrieb einiger Gewerbe, die aber, wie der Aderbau, beim 
Mangel ver Sicherheit der Perfonen und des Eigenthums, bei der Raubfucht der 
Regierung, den räuberifhen Einfällen ver Amazirghen und ver Unwiffenheit des 
Volkes auf einer fehr niedrigen Stufe ftehen. Berühmt aus alter Zeit find no 
bie von dem Drte, wo fie gefertigt werben, Fas (Fez) genannten Feze, das find 
mit Kermes vorzüglich gefärbte rothe orientalifche Mügen, die koftbaren, mit Gold 
durchwirkten Leibgürtel, die Jumwelterarbeiten, die nah Maroffo genannten Maro- 
quins, und die nad) einem frühern Hanptausfuhrplage Aſaffi oder Saffia genannten 
Saffiane. Noch mande andere Probufte liefert der Handel, darunter vorzitgliche 
Gewehre. Der Erzbergbau kann nur verftohlen oder in ven von ber Regierung 
unabhängigen Bergländern betrieben werben, da fie, um das Reichwerden der Unter- 
thanen zu hindern und die Gelüfte europälfher Mächte nah dem Lande nicht 
zu erweden, ihn verboten hat. Beim 2öfältigen Ertrage des Weizens und 
2—300fältigen der Durrah mit 2—3 Ernten im Jahre könnte unter einer ver- 
nünftigen Regierung ganz Europa von hier aus verproviantirt werben, während 
dies jet nur mit Gibraltar ver Fall if. Man baut nur fo viel als der Ver— 
brauch der Bevölkerung erfordert, indem das Verbot des Koran, nicht muhames 
banifhe Länder aus muhamebanifhen mit Lebensmitteln zu verfehen, mit geringen 
Ausnahmen ftrenge aufrecht erhalten wird. Doch hatte der legte Herrſcher in 
neuerer Zeit ſchon viele Ausfuhrverbote aufgehoben ober ſtark modificirt, wodurch 
der Handel mit Europa fehr zugenommen hatte. Der Außenhandel geht nad 
drei Richtungen: Erftens der nad) Europa für den Norpweften über ven Hafen Tand- 

Bluntfpli un Brater, Deutſchet Gtaats-Wörterbuß, VI. 35 
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ſcher (Langer), für Fez und Meknes über den Hafen Sale, mit Rabbat, fir vie 
Stadt Marokko und den Süden über Mogator. Die Hauptausfuhrartifel waren 
außer den gewöhnlichen Sudanwaaren: Goltftaub, Elfenbein, Straußfedern, Wolle 
(4000 Etr.), Wachs (2500 Etr.), Rinderhäute, Ziegen (15,000 Dugend), Nameele, 
Gummiarabifum (4300 Etr.), Kupfer, bittere Mandeln (über 6000 Etr.), Del 
(2500 Etr.), Korkholz, Datteln, Reis u. ſ. w. Bon der Geſammtausfuhr Maroffo’s, 
die auf 2 Millionen Piafter mit den Eutanprobuften geſchätzt wurde, lieferte aber 
Marofto felbft nur für 900,000 Biafter. Die Einfuhr befteht in weißen Baum: 
wollenftoffen (Guineen), Leinwand, Tuch, Seidenzeugen, Kolonialmaaren, Zucker, 
Kaffee, Thee — den die Marokkaner vor allen Drientalen lieben —, Pfeffer, 
Ingwer, Spezereien, Arzneimitteln, Eifen in Stangen und verarbeitet, Zinn, 
fupfernen Näpfen, Gläfern, Spiegeln, Porzellan, Korallen, ſpaniſchen Piaſtern 
u. |. w. Der Gefammtwerth ver Einfuhr wurde auf 750,000 Biafter geſchätzt. 
1831 landeten in ben verfchiedenen Häfen 64 europäiſche Schiffe von 3870 Laften, 
und 98 von 5819 Laften liefen aus. Der Zollfas hängt von ver Yaune des 
Sultans ab und ift faft in jedem Hafen verſchieden. Europäiſche Schiffe zahlen 
5 P. Ankergeld, 10 P. Einfuhrzoll und bei ver Abfahrt noh 1 P. dem Hafen: 
fapitän und die Konfulatsgebühren. Zweitens gehen Karawanen von 16—20,000 
Kameelen meift von Fer aus nah dem Sudan, Alle großen Kauflente vom Fez 
haben ihre Sukfurfalen zu Timbuctu und Dſchinnin. Die Neiienden von Tetuan, 
Dez und Marofto jammeln fih in Tafilelt und ziehen dann vereinigt nad Tatta 
und Alfa im Südweſten. Am Rande der großen Wüfte verfehen fie ſich mit Salz und 
vertaufchen dies und den Tabak, tie türfifhen Dolce, die Gürtel, blauen Tücher, 
Mäntel und kleinen Spiegel, die fie aus dem Norden mitbringen, in Timbuetu 
und am Niger mit ungeheurem Gewinne gegen Glfenbein, Rbinogeroshärner, 
Weihrauch, Goldſtaub und Goldſtangen, Straußenfevern, Gummi-Copal, Baum» 
wolle, Kardamom, Aſſafötida, Indigo und ſchwarze Sklaven. Solcher Karawanen 
gehen 6 in jedem Jahre ab und für 1 Million Piafter nad vem Sudan geführter 

aaren bringen fie für etwa 10 Millionen Piaſter Waaren zurüd. Im Winter 
und im Frühling laſſen die Stämme, melde dieſe Karamanen führen, nad 
Thomafiy 3) ihre Kameele am Rande der Wüfte weiden. Gegen Enve des Früh— 
lings laden fie die Waaren der Dafen an der Grenze der großen Wüſte und 
bringen fie mit Datteln und andern rohen Stoffen nad dem Tell im Atlas, wo 
dann Ernte ift, und vertaufhen ba die Produkte der Sahara gegen Korn, Wolle, 
Schafe und Butter; gegen Ende des Sommers kehren fie in Heinen Tagreiſen nach 
Süden zurüd, um Mitte Oktober biefe zu erreihen, va bier dann vie Datteln in 
der Dafe reifen, bie fie dann wieder mit den Geweben aus Wolle und Kameel- 
baaren, die ihre Frauen fabriciren, gegen Korn, Gerſte und die Wolle des Nor 
dens vertaufchen. Die Waaren werben in Magazinen niedergelegt und die Heerben 
dann auf die Weide geführt, bis im nächften Jahre der Kreislauf des Handels ſich 
erneuert. Drittens wird der Handel mit ber Levante, früher faft einzig an bie große 
Pilgerfaramane nah Mella gebunden, vie in Fez ſich fammelte und von da zu 
Lande durch Algier und Tunis und nur zum MHeinften Theile feewärts von Tanger 
und Tetuan nad Alexandrien ging, feit der Befegung Algiers durch die Frans 
zofen nah Thomaſſy p. 37 immer mehr Seehanvel, da vie wohlbabenderen Mekla— 
pliger jet gerne den kürzeren und gefahrloferen Weg zu Schiffe wählen, ſeit ver 
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Karowanenweg durch das füdliche Algier wegen der inneren Unruhen vor Abb: 
el⸗Kaders Gefangenfchaft Jahre lang faft ganz verfperrt war. Sie bedienen ſich 
dazu europätfer Schiffe, die fiherer und fohneller gehen. Die Kaufleute, vie auf 
den Transport und ‚Unterhalt der Pilger rechneten, können jegt nicht mehr fo 
große Karawanen bilden. Da bie Kriege mit Abd-el-Kader fie von Algier abzogen, 
geht die Pilger-Rarawane unter dem Emirsel-Harfchi jest jedes Jahr über ben 
Heinen Atlas durch die Wüfte Angad, Algier und Tunis linfs liegen laſſend, nad 
Tripolis dur die Wüfte von Barca über Aegypten und den Ifihmus und erreicht 
nad einer Reife von 2000 franzöfiihen Meilen Mekla. Nach dem Orient führt 
man Straußenfevern, Cochenille und Indigo und bringt dafür befonders indiſche und 
perfiihe Waaren und Stoffe zurüd, die in der Heimat mit großem Gewinne 
abgejett werden. Poften und regelmäßige Eouriere fehlen gänzlih: Für Infolvente 
müfjen nad der Verordnung von 1817 veren Berwanbte auffommen; können fie 
es nicht, fo erhält ver Schuldner Morgens — täglih die Baftonade.! . 

Bon den ehemals berühmten Schulen und Bibliothefen des Landes, befon- 
ders der Stadt Fez, ift feine Spur mehr vorhanden. Jene lehren nur das aus 
dem Koran abgeleitete Recht, jomie die muhamedaniſche Theologie. Die Heilfunde 
blühte im Mittelalter. In Bezug auf ausländifche Literatur und Geſchichte herrſcht 
die lächerlichfte Unwiffenheit; die Buchbruderei ift noch nicht eingeführt. Die Stadt 
Marotto ſoll 100,000, nad andern nur 30,000; Fez 85,000, nad andern nur 
30—40,000 Einwohner haben; Tetuan nad frühern Angaben 12,000, nad 
Harbmann ©. 234 aber 30—35,000 Einwohner, Rabbat und Sale je 25,000, 
Zanger 4—6000, Mogabor und Tafilelt je 10,000, Tarudant 22,000 Ein- 
wohner. Die Angaben find aber wenig zuverläßig. 

In die Gefhihte Maroflo’s künnen wir nicht näher eingehen und ber 
merken daher nur, daß fie bis zum Ende des 15, Jahrhunderts ‚mit der der garizen 
Berberei eng verbunden war, Um dieſe Zeit wurden die Meriniven von den San— 
diten geftürzt, denen im Anfange des 16. Jahrhunderts die Scherife von Tafilelt 
folgten. Unter ihnen blühte das Reich, umfaßte aud den weftlihen Theil von Als 
gier und reichte im Süden bis Guinea. Die Portugiefen wurden damals aus 
ihren Befigungen vertrieben und ihr König Sebaftian erfchlagen. Aber nad dem 
Tode Ahmeds, des mädhtigften dieſer Scherife um 1603, zerfiel das Reich bei ven 
fortwährenten innern Kämpfen unter feinen Nachfolgern immer mehr, fo daß es 
um bie Mitte des 17. Jahrhunderts vem Mulei Scherif, einem Nachkommen Ali’s 
und der Fatime, leicht wurde, die Dymaftie zu ftürzen und tie jegige, bie ver 
Aliden oder Hofeini, zu gründen. Unter feinen Nadjolgern regierte Mulei Is— 
mael 1672— 1727 nicht ohne Glanz, indem er den Spaniern Tanger und El: 
Ariſch abnahın, im Innern war er aber der größte Wütherih und foll nad ein- 
ander 8000 Frauen genommen und mit ihnen 825 Söhne und 342 Töchter er- 
zeugt haben! Innere Kriege und Thronftreitigfeiten brachten das Land in Berfall, 
nur die Regierung Mulei Sidi Mohamed's 1757—89 und Mulei Soliman’s 
1794—1822 brachte beffere Zuftänte, Nah ihm folgte Mulei Abderrahman, bem 
e8 gelang, der Empörung der Gebirgsftämme ein Ende zu maden, und auf biefen 
ber jegige Sultan Sivi Mohamed nit ohne Widerſpruch. 

Aber die Beſitznahme Algiers durch die Franzoſen und die Aufwiegelung der 
maroflanifchen Volksſtämme durch Abbzel-Kader, der, von Marfhall Bugeaud ge- 
ſchlagen, fih auf das maroffanifhe Gebiet zurüdzog, wo er offen von ber dor: 
tigen Bevölferung unterftägt wurbe umb eim bedeutendes Heer fammelte, brachte 
ſchon den vorigen Sultan Mulei Abverrahman mit Frankreich in Konflikt, der 
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Ende Mai 1844 in einen fürmlichen Krieg ausbrach, als er Anfprüche auf Oran er 
bob. Eine franzöfifhe Flotte unter tem Prinzen Joinville bombardirte den 6. 
Auguft 1844 Tanger, den 15. Auguft Mogader und ein Landheer unter Marſchall 
Bugeaud überfchritt die maroffanifche Grenze und ſchlug den 14. Auguft beim Fluſſe 
Jsly das große Heer des Sultans unter dem Befehle eines Sohnes desſelben. 
Das ganze feindliche Lager fiel in die Hände der Gieger. Bereits am 10. Sep- 
tember wurde darauf der Friede zu Tanger gefchloffen, der Abp-el-Ravder aufer 
dem Gefeg erklärte und die alten Grenzen Maroffo’8 gegen Algier anerkannte. 
Aber Abd-el-Kader kümmerte fih nicht darum, fanatifirte die Völker und fann auf 
den Stutz des Sultans, Im Oftober 1845 ftand er ſchon wieder fampffertig da. 
Differenzen des Sultans mit Spanien wegen Ermordung feines Konfular-Agenten 
Tarmon wurden durch Englands Vermittlung im Frieden zu Madrid ven 4. 
September 1844 beigelegt, jo aud der Zwiefpalt mit Dänemark und Schmeben, 
bie fi) weigerten den bisherigen Tribut aud ferner noch zu bezahlen, Frankreich 
und England vermittelten e8, daß der Sultan den 5. April 1845 auf biefen 
verzichtete. Den 18. März war die Grenze gegen Algier feitgeftellt; doch mnften 
3 franzöfifche Kriegsfhiffe vor Tanger erft die Ratififation erzwingen. Als nun 
aber Abp-el-Kader von Neuem zu einem heiligen Krieg aufforderte und bie Fran- 
zofen abermals mit Meberfchreitung ber maroffanifchen Grenzen trohten, mußte der 
Sultan eine beveutende Truppenmadt gegen ihn aufbringen und die Statthalter, 
die ihm Vorſchub gethan hatten, abjegen. Bon den maroffanifhen Grenzſtämmen 
unterftütt, hielt fi aber der Emir, bis der Sultan Frankreich gegen ihm zu Hülfe 
rief. Bon Lamoricidre eingefhloffen, ergab ſich Abd⸗el-Kader den 22, December 
1847 den Franzofen. Bis 1849 hatte nun Marofto Ruhe, da bradte die Be 
feidigung des franzöfifhen Gefhäftsträgers Roche und die Gefangennehmung und 
Mißhandlung eines franzöfifhen Couriers wieder einen Zwiefpalt hervor. Das Er: 
fheinen der franzöfifhen Fregatte Pomone bewog indeffen den Sultan Genug- 
thuung zu leiften. Die Plünderung eines an der maroffanifchen Küfte gefcheiterten 
Schiffes, wofür der Sultan, wie gewöhnlid, die Genugthuung verfagte, führte 
zu neuen Beſchwerden; doch das Bombarbement der Stadt Saleh durch den Eon- 
treabmiral Dubourbieu den 25. November 1851 und fein Erſcheinen vor Tanger, 
um die Forderungen des franzöfifhen Gefhäftsträgers zu unterftügen, führten zur 
Beilegung biefer Zerwürfniffe ven 23, März 1852; der Sultan gewährte Ge- 
nugthuung. 

Wir haben nur noch des neueſten Streites mit Spanien?) zu ge 
denken. Die Spanier befigen in Marofto feit mehreren Jahrhunderten 4 ftarfbe- 
feftigte Pläge (Prefivias), die ihnen als Verbannungs- und Straförter dienten, 
fonft aber ohne allen Nuten waren, da fie von den Marokkanern bis an bie 
Mauern ftreng blofirt waren, umd gar feinen Verkehr mit dem Innern hatten. 
Sie kofteten daher Spanien mehr als fie einbradhten. Es find Ceuta (Sebta), 
eine ftarke Feftung, gegenüber dem nur 121/, M. entfernten Gibraltar, auf einer 
feinen Halbinfel, mit einem feinen fhlehten Hafen und 8000 Einwohnern nad 
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Harbman (pag. 17), dann Penon di Belez, ein feftes Schloß, auf der Spike 
eines fteilen Feifens, auf einem Heinen Eilande zunächſt der Norbfüfte bei Babis; 
Alhuzemas, Fort mit einer Meinen Stadt von 600 Einwohnern auf einer 
Heinen Infel, gegenüber der maroffanifhen Stadt Hadſchar und Neccos, und 
Melilla mit 2300 Einwohnern und einer Paquetverbindung mit Malaga. Der 
Anlaß des Krieges Spaniens gegen Maroffo waren bie Feindſeligkeiten, welche 
die Maroffaner gegen Ceuta begangen hatten. Der fpanifhe Konful zu Tanger 
zog fi zurüd und verlangte die Auslieferung der ſchuldigen Mauren, im Wei- 
gerungsfalle würde fih Spanien Genugthuung verfhaffen. Später (Auguſt 1859) 
verlangte Spanien als Koncejfion aud noch die Ausdehnung des Gebiets von 
Genta. Da dem nicht entfprochen wurde, führte e8 eine für feine Verhältniffe be- 
deutende Armee hinüber. Zu einiger Ruhe gelangt, regte ſich der kriegeriſche und 
religiöfe Sinn der Nation, und die Unternehmung wurbe mit Begeifterung im Lande 
aufgenommen. Aber die Eiferfudht Englands, der Ausbruch der Cholera und zulett die 
Ausfiht auf einen doch nur geringen Gewinn bei großem Aufwand von Menfchen und 
Geldmitteln bewogen nad) mehreren glüdlihen Kämpfen und ver Einnahme von Tetuan - 
Spanien bald, den Frieden anzunehmen, um welhen Marofto bat. Die fpanifche Armee 
in Afrika beftand außer der Referve aus 3 Korps, im Ganzen von 44,740 Mann 
mit 78 Kanonen unter dem Oberbefehl des Marſchalls D’Donnel, Grafen 
von Lucene. Man meinte, die Maroffaner würden 100,000 Mann aufbringen 
Können, fie hatten aber nie über 40,000 Mann beifammen. In mehreren Schar- 
mügeln ven 25. und 30. November, den 9. und 12. und 15. December fiegten 
die Spanier. Sie liefen dann 10--12,000 Mann zurüd und zogen gegen Tetuan. 
Der Bruder des Sultan Mulei befehligte die Maroffaner. Seine Macht wurde 
auf 35,000 Mann gefhätt, darunter 10,000 Reiter. Nach einer Niederlage des- 
jelben am 31. Januar 1860, bei welher das feinvliche Lager erbeutet wurde, 
fonnten die Spanier ohne Kampf in Tetuan einziehen; an 60 Kanonen waren 
erbeutet und die Armee der Mauren floh in Unordnung und Schreden. Mulei 
Abbas ließ vie Häupter der Kabylen zur Strafe enthaupten. Indeß verzweifelte 
er an einem erfolgreihen Rampfe. Den 8. Februar rüdte General O'Donnel auf 
der Straße nah Tanger vor; aber ſchon den 11. Februar bat Mulei Abbas um 
Frieden und wiederholte das Gefuh am 23. Februar. Da die Unterhandlungen 
ohne Erfolg blieben, fam e8 am 11. März noch zu einem Gefecht. Die Spanier 
hatten zuerft große Forderungen gemadt: 400 Millionen Realen oder 4 Millionen 
2. für Kriegskoſten, Abtretung alles eroberten Landes mit Tetuan, einen Hanbels- 
vertrag mit Spanien auf dem Fuß der meift begümftigten Nation, vie Reſidenz 
eines ſpaniſchen Gefanbten und ein Miffionstolleg zu Bez; fie liefen indeß bald 
nad. Der Lanpbefig hatte keinen Werth für fie, das Heer meinte, e8 habe in 3 
Monaten hinreihend durh Klima und Krankheiten gelitten und Ruhm genug ge- 
erntet, indem es in 20 Schlachten und Scharmügeln nit ein einziges Mal be 
fiegt worben jei. Den 23. März wagten die Maroflaner nod einmal den Kampf. 
25,000 Dann ftarf rüdten die Spanier aus, fiegten aber auch diesmal, obwohl 
fie 1260 Todte und Berwundete zählten. Der Friede wurde nun den 25. März 
abgeſchloſſen. Die Maroflaner verſprachen die 400 Millionen Realen Kriegskoften 
zu zahlen und ließen, bis dies gefchehen, ven Spaniern Tetnan. Die Spanier 
dagegen verſprachen nad Bezahlung obiger Summe Tetuan wieder zurüdzugeben 
gegen einen Hafen an ber Weftküfte Marotto's und begnügten fi mit einem 
Gebiete um Genta innerhalb der jegigen fpanifchen Linien, und einem Strich um 
Melilla von ver doppelten Entfernung, die ein 24 Pfünder erreicht. In Fez können 
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fie einen Konful halten, in Tanger und Tetuan eine Miffion, ein günftiger Han⸗ 
belsvertrag foll abgefchloffen werden, und bei Angriffen der Kabylen können fie 
biefe zurüdichlagen, ohne daß es dem Frieden mit Maroffo Eintrag thun fol. 
Die Bezahlung ver Kriegstoften hat Schwiertgfeiten gemacht. 

Literatur. Wir haben manderlei Werte über Marokko. Außer ven ſchon oben 
angeführten nennen wir: ©. Höft, Nachrichten von Maroffo und Fes, im Lande 
felbft gefammelt in ven Jahren 1760—1768. Aus dem Dänifchen überjegt, Kopen- 
hagen 1781. 4. J. Graberg di Hemso. Specchio geographico et statistico dell’ 
imperio di Marocco. Genova 1834. 8.; auch deutſch: das Sultanat Mogh rib- 
ul-Aksa oder das Katferreih Maroffo, überfegt von U. Reumont. Stuttgart 
1833. 8°, Manuel del oficial en Marruecos, 6 Cuadro geografico, estadistico, 
historico, politico y militar de aquel imperio por Don J. Calderon. Madrid 
1844. 80, v. Auguftin, Marofto in feinen geographiſchen, hiſtoriſchen, religiöfen, 
politifhen Zuftänden. Peſth 1845. 80%. E. Renou, Description geograpbique 
de l’empire de Maroc. Paris 1846. 8°, in ter Exploration scientiique de l’Al- 
gerie. T. 8. John M. Drumond-Hay Western Barbary; its wild tribes 
and savage animals. London 1846. 80, deutſch: Maroffo und feine Nomaden- 
ftämme. Nach dem Engl. Stuttgart 1846. 8%. X. Durrieu. The present state 
of Morocco, a chapter of Mussulman civilisation. London 1854. 8%, Dann 
bie Reifen nah Marofto von John Windus (1721) 1725.; St. Amant 
1736; Jean Potocki 1729; W. Lempritre 1791. Olof Agrell 1796; 
H. Haringman (1788) 1803; M. Keatinge 1817; G. Beauclerk (1826) 
1828; Ar. de Capell Brooke 1831; v. Augustin (1830) 1838; Prinz 
Wilhelm zu Yöwenftein 1846; D. Urquhart (1848) 1850; J. Richardson 
(+ 1851.) Travels in Marocco. London 1860 in 8°, Blath. 
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Georg Friedrich Martens, geboren in Hamburg ben 22. Februar 
1756, von bürgerliher Herkunft, ftubirte in Göttingen, hielt fi einige Zeit zu 
feiner Ausbildung in Weslar, Regensburg und Wien auf, erlangte 1780 zu 
Göttingen die Doktorwürde und warb tafelbft Privatvocent, 1783 außerorbent- 
licher, 1784 orbentliher Profeffor ver Rechte und Beifiger des Sprudlollegiums, 
geabelt 1789, von 1808 bis 1813 K. weftphälifcher Staatsrath, feit 1814 8. 
Hannover’iher Geheimer Rath und feit 1816 Bunbestagsgefandter, ftarb ven 21. 
Februar 1821. 

Die dauernde Bedeutung dieſes Mannes kiegt nicht in feiner fpäteren praf- 
tiſch biplomatifhen Thätigkeit, fonvern in feiner Wirkfamfeit als Lehrer umb 
Schriftfteller. 

Seine fhriftftellerifche Laufbahn eröffnete er mit einer Diss. inaug. De foro 
S. R. J. Prineipum cum subditis suis litigantium, Gotting. 1780. Alsvann gab 
ein Umftand, ver zu einem Stillſtande ver Reichtagsgeſchäfte beigetragen hatte, 
ven Anlaß zu einer zweiten Heinen Schrift, die Martens, feiner von ihm felbft 
erklärten Neigung für die franzöſiſche Sprade folgend, franzöſiſch ſchrieb. Es war 
nämlich bei dem Reichstage die Frage aufgeworfen worden, ob ver Reichstags- 
geiandte ver fränkiſchen Grafen, ein Herr von Fiſcher, nad dem Ableben des 
vorigen Direktors des Kollegiums eine neue Vollmacht beibringen müſſe. Martens 
bewies nun, daß diefe Frage durch bie Obfervanz hinlänglich entfchieven ſei und 
daß es einer neuen Vollmacht nicht bedürfe, in feiner Schrift: Essai sur la lögi- 
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timation des Envoyds de la part des Comtes de l’Empire à la didte de Ratie- 
bonne, partienliörement de l’Envoy& d’aujourd’hui du Collöge des Comtes de 
la Franeonie, apr&s la mort du Direeteur de ce Collöge, Gottingue 1785. 

Neben dem Bölterrechte lehrte er das deutſche Staatsrecht, das Staatsrecht 
der vornehmften europäiſchen Staaten, das Handelsrecht, beſonders das Wechfel- 
recht und das Seerecht. Mit feinen dogmatiſchen Borlefungen über das Völkerrecht 
verband er nahahmungswerthe praktiſche Uebungen, durch bie er feinen Zuhörern 
Anleitung zur Behandlung auswärtiger Gefchäfte, zu Vorträgen und Auffägen gab. 
Es wurden wöchentlich zwei Uebungsftunden abgehalten. In der einen wurbe An« 
feitung zu deutfchen, in ber andern Anleitung zu franzöfifchen Arbeiten ertheilt. 
Die innere Einrihtung der beiden Uebungsſtunden, ihr Zweck und die Art ber 
Ürbeiten waren biejelben; doch waren bie Fälle, deren Bearbeitung aufgegeben 
wurde, allemal andere, um biejenigen Tcheilnehmer, bie beide Uebungsſtunden 
befuchten, nicht durch Wiederholung zu ermüden. Es wurde flufenweis von leich⸗ 
teren zu ſchwereren Arbeiten aufgeftiegen, und Martens legte dabei gute Mufter 
aus ber völferrechtlichen Praris zu Grunde. Er wählte zwedmäßig Fälle, die fich 
entweder ſchon zugetragen hatten, ober bie fi) doch bei der Geftalt der Zeitum⸗ 
ſtände leicht zutragen fonnten, befonders Staatenverträge, Memoiren ver Höfe oder 
Geſandten, diplomatiſche Rundſchreiben, Noten u. f. w. Bald ließ er aus merf- 
würbigen Staatenverträgen are und überfichtlihe Auszüge anfertigen, bald Ber- 
gleihungen mehrerer Staatenverträge anftellen, bald Gutachten über völkerrechtliche 
Fälle ablegen, bald Entwürfe zu Verträgen, zu Staatsfchriften aller Art auffegen. 
Auch in die Chiffrirkunft fuchte er feine Zöglinge einzuweihen. Zu ben mündlichen 
Vorträgen wurben den Theilnehmern furze Debuftionen über völferrechtliche Gegen- 
ftände im Voraus mitgetheilt, umd ber Vortrag mußte dann diejenige Haltung 
und Form zu gewinnen fireben, bie etwa in einem Staatsminifterium ober im 
Kabinet eines Fürften angemeffen gewefen fein würben. Bei der Beurtheilung ber 
ſchriftlichen und mündlichen Leiftungen wurde nicht blos auf den Inhalt, fonbern 
auch auf die Form, befonders auch auf die Beobachtung bes Geremoniells gefehen. 
War eine aus der internationalen PBraris entlehnte Urſchrift ale Muſter ver Be- 
arbeitung empfohlen worden, fo gab ber Bergleidh der von dem Zögling gelieferten 
Arbeit mit der Urfchrift Gelegenheit zu Iehrreihen Bemerkungen. Eine herrliche 
Schule junger Diplomaten, wie fie wohl feit Martens nicht wieder eriftirt hat! 

Schon 1785 erſchien diejenige Schrift, in der Martens fein völferreht- 
lihes Syftem darlegte, unter dem Titel: Prims lines juris gentium Europe- 
arum practiei, zum Gebrauch für feine Zuhörer. Diefer lateinifhen Darftellung 
des Völlerrechts folgte eine franzöfifche, das berühmte Precis du droit des Gene 
moderne de l’Europe, ſondé sur les Traitds et l’Usage, Gottingue 1789. Beach- 
tenswerth ift das fchon mit dem Zitel gegebene Programm, wonach Verträge 
und Hertommen als Grundlage des Werkes angelünbigt werben, wie er benn 
auch bei der Ankündigung feiner Borlefungen das von ihm vorzutragende euros 
päilhe Völkerrecht ausprüdlihd das pofitive nannte, Die franzöſiſche Bearbeitung 
geht über ven Umfang ver lateinifchen weit hinaus, ift auch fo weſentlich verbefiert, 
daß der Berfaffer ven Anſpruch erheben durfte, fie nicht als eine Ueberfegung, fon- 
dern ald eine ganz neue Ürbeit aufzunehmen. Die Anordnung bes Stoffes blieb 
freilich faft dieſelbe. Martens handelt zuerft von den Subjekten des Völkerrechts, 
vd. h. von den Böltern felbft, deren Rechte und Pflichten den Gegenſtand bes 
Völkerrechts bilden; er zeigt, aus welchem Geſichtspunkte man bie Staaten Euro 
pa's als ein großes Ganze betrachten lann, und wie fich biefelben in Macht und 
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Würde, in der Verfaffung, auch in der Religion ihrer Unterthanen unterſcheiden 
Dann geht er fort zur den Dbjelten bes Völlerrechts, d. h. zu den internatio- 
nalen Rechten und Verbindlichkeiten; er zeigt 1. wie dieſe Rechte und VBerbinlich- 
keiten entftehen, 2. worin fie beftehen, und 3. wie fie vergehen. In ven 
Anmerkungen bewaffnet er fein Buch durch zahlreihe Beifpiele aus dem völfer- 
rechtlichen Leben und erhöht dadurch tie Anfchaulichkeit feiner Lehren. Er weiß 
gar wohl, daß die Anführung einzelner Beifpiele nicht genügt, um bie Allgemein- 
gültigfeit eines Brauches zu bemeifen; er ift fih aber aud gar wohl bewußt, daß 
in ber Praxis oft eim einziges Beifpiel mehr Gewicht hat, als bie ſchlagendſte 
Debuftion aus allgemeinen Bernunftgründen. Auf die Kunft der Staatenpraris 
nimmt er gleichfalls Rüdficht umd bat dabei feine ihm am Herzen liegenden pral⸗ 
tifhen Uebungen im Auge, für welde das Preeis als Vorbereitungsmittel dienen 
fol, Im Jahre 1796 gab er vasfelbe in deutfher Bearbeitung heraus als 
„Einleitung in das yofitive europäiſche Völkerrecht, auf Verträge und Herkommen 
gegründet.” In der Anordnung änderte ſich nichts; es wurden nur zwei Abfchnitte 
binzugefügt. Die einzelnen Materien wurden aber faft ſämmtlich durch nähere 
Beftimmungen und Zufäge bereichert. Der Berfaffer fpricht aus, daß er für pie 
Herausgabe feines Werkes gern die Ruhe und Muße der Zeit eines allgemeinen 
Friedens abgemwartet hätte. Daß aber viefer Friede uns ein ganz neues Völkerrecht 
bringen werde, ftellt er mit Entfchiebenheit in Abrede und ereifert fich nicht wenig 
über das befannte Projekt, das Gregoire im April 1795 „unter heftigen Aus- 
fällen gegen vie vielle Diplomatie” dem Nationalfonvent in 21 Sägen, bie eine 
Declaration du droit des gens fein follten, überreichte. Gregoire war ein frei- 
finniger, überzeugungstreuer, echt chriftliher Mann, einer der erften Geiftlihen, 
ber zum britten Stande übertrat, einer der erften Rebner für vie bürgerlichen 
Rechte der Juden, einer der tüchtigften Kämpfer für Abſchaffung der Negerſkla— 
verei und ber Tobesftrafe, kühn genug ven Abfall vom Katholicismus im verhäng- 
nigvollen Jahre 1793 laut zu mißbilligen und auf ven unerfeglihen Schaven hin- 
zuweiſen, ben ber Terrorismus den Künften und Wiſſenſchaften zufüge. Bor einem 
folden Manne muß man den Hut abziehen, darf ihn aber nicht wie einen lockeren 
Vogel und Träumer behandeln. Martens fpricht überdies, um ven Gregoire als 
Träumer zu fennzeichnen, von der Unmöglichkeit mancher Dinge, die eine Humanere 
Zeit doch ſchon möglih gemacht hat, z. B. von ver Unmöglichkeit ver Abſchaffung 
ber Kaperei; es fcheint ihn der Selbfterhaltungsinftintt des Schriftftellers, der feine 
Schriften gegen die tödtlihen Angriffe neuer Ideen fihern will, zu ſtark in Har- 
niſch gebracht zu haben. In der zweiten, 1801 erfchienenen franzöſiſchen Ausgabe 
weist er darauf hin, wohl nicht ohme eine gewiffe Genugthuung, daß es denn doch 
mit dem neuen franzöfifchen Völkerrecht ein eigenes Ding zu fein, und baß bie 
franzöfifhe Republit ihre Eroberungen keineswegs ausſchließlich im der Abficht, 
nur überall Freiheitsbäume zu pflanzen, gemacht zu baben fcheine. Die alte An- 
ordnung der Materien ift in diefer, wie auch in der 1821 erfchienenen dritten 
franzöſiſchen Ausgabe ftehen geblieben. Martens hatte fih einmal feft an biefelbe 
gewöhnt und hielt fie für fehr geeignet, um ſich über das Material des Völker— 
rechts zu orientiren und den Stoff zur Beantwortung der einzelnen Fragen auf- 
zufinden. Er benugte bei den neuen Ausgaben, denen er die Ergebniffe feiner 
eigenen neuen Forfhungen einverleibte, auch die Arbeiten ver neben ihm auftau- 
enden neuen Größen der völterrechtlihen Literatur, die Arbeiten von Saalfeld, 
Schmalz, Schmeling, und namentlih von Klüber, veffen ausgedehnte Piteratur- 
fenntniß er rühmend anerkennt. Gern hätte er feinen 1801 zu —* erſchienenen 
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Cours diplomatique (T. I—IIT), zu dem das Preeis als Einleitung dienen follte, 
noch umgearbeitet, wenn ihn ber Tod nicht abgerufen hätte. Sein Precis ift zu 
einem Gemeingut ber gebildeten Menfhheit geworben und bat einen reihen Schag 
beutfcher Gelehrfamfeit allen Völkern zugeführt; es bilvet immer nod einen leben- 
bigen Beftandtheil ver völferrechtlihen Literatur. 1795 erfhien es im einer eng⸗ 
liſchen Ueberfegung von William Cobbet zu Philavelphia, unter vem Titel: 
Summary of the law of nations, founded on the treaties and customs 
of the modern nations of Europe. 1831 und 1846 veranftaltete der geiftreiche 
portugiefifhe Staatsmann Pinheiro- Ferreira zu Paris neue franzöfifhe Aus» 
gaben des Werfes von Martens, mit Noten, in denen er den hochverdienten Mar⸗ 
tens oft auf eine ganz ungebührliche und ärgerliche Welfe ablanzelt, oft aber auch 
eine ganz berechtigte Kritik übt. Martens weiß mit großem Geſchick aus dem pofl- 
tiven Stoffe die allgemeinen Grundfäge bervorzuziehen; doch fehlt ihm bie tiefere 
pbilofophifhe Grundlage und die freie Kritit des Pofitiven, welche letztere durch 
die Ausgaben von Pinheiro-Ferreira nachgeholt worden iſt. Im Jahr 1858 hat 
ber Pariſer Advokat Berge dur eine zweibändige Ausgabe das Martensö'ſche 
Precis noch einmal zum eben erwedt. Wir flimmen ihm gern bei, wenn er 
Martens unter den völferrehtlihen Schriftftelern noch immer den erften Rang 
einräumt, und deſſen Précis al® die Harfte und fauberfte Darftellung des Bölter- 
rechts rühmt. Der Franzoje fügt dem Texte von Martens die Noten von Pin- 
heiro-$erreira bei, gibt daneben Auszüge aus manden neueren Schriften, liefert 
eine geiftreiche felbftändige Vorrede und einige felbftändige Anmerkungen, ermangelt 
aber nicht, das Bud von Anfang bis Ende durch zahlreihe Drudfehler in den 
Bücherangaben zu illuftriren. 

Unter allen völkerrechtlichen Sammelwerfen nimmt ben erften Rang ein bas 
von Georg Friedrich von Martens gegründete, in allen Welttheilen benutte 
Recueil des principaux traites d’alliance, de paix, de tr@ve, de neutralit$ ete., 
von 1761—1819, veröffentlicht zu Göttingen von 1791—1820, 15 Bände. Bon 
biefen 15 Bänden bilden 4 Bände „Supplements“, in denen man aud) ältere, 
aber in ben älteren Sammlungen nicht abgebrudte Verträge findet. Die 4 erften 
Bände der Sammlung, umfafjend die Verträge von 1808 bis einſchließlich 1819, 
erfhienen 1817—1820 in einer verbefferten Ausgabe unter dem Titel: Nouveau 
recueil. Nah dem Tode von G. %. von Martens veröffentlichte fein Neffe Karl 
von Martens von 1826—1831 die Fortfegung der zweiten Ausgabe bes 
Reecueil, ſowie zwei Bände Fortfegung des Nouveau recueil de traites (von 1809 
bis 1819 einfchlieglih). Später wurde die Urbeit fortgefegt von F. Saalfeld, 
darauf von Murhard, ſodann von Pinhas. Sehr erfchwert wird der Gebraud 
dieſes unentbehrlihen Werkes durch ven Mangel cronologifher Ordnung, durch 
ben verwirrenden und finnlofen Wechfel bes Titels der Bände und durch ben 
koloffalen Umfang, der dadurch entftanden ift, daß man eine Menge von Schrift: 
ftüden aufgenommen bat, die ganz außerhalb des Gebietes der Berträge liegen. 

Unter den zahlveihen Schriften don ©. F. von Martens heben wir noch 
hervor: Erzählungen merkwürbiger Fälle des neueren europäiſchen Völkerrechts, 2 
Bände, Göttingen 1800-1802. Cours diplomatique, ou tableau des relations 
exterieures des puissances de l’Europe, 3 vols. Berlin 1801. Grundriß einer 
biplomatifchen Geſchichte ver europäiſchen Staatshändel und Friedensſchlüſſe jeit 
bem 15; Jahrhundert, Berlin 1807. 

Seinen Neffen, Karl von Martens, kann man nur mit einer wichtigen 
Klaufel ihm zur Seite ftellen. Es wäre fehr ungehörig, von beiden Männern wie 
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von Diosluren der Böllerrechtswiſſenſchaft zu veben. Karl von Martens bat ber 
Wiſſenſchaft feine Thätigleit gar micht zugewendet. Wohl aber if er als 
Sammler und burd fein Streben, die praftifhe Vorbereitung junger Di- 
plomaten zu fördern, in vie Furftapfen des berühmten Obeims getreten. Den oben 
gerügten Uebelſtänden des durch G. 5. von Martens gegründeten Reeweil ſuchte 
Karl von Martens abzubelfen dur fein in Gemeinfhaft mit Ferbinand von Euffi 
beransgegebenes Recueil manuel et pratique de traites, conventions et autres 
actes diplomatiques, sur lesquels eont &tablies les relations aujourd’hui exi- 
stantes entre les divers Etats souverains du globe, depuis l’annde 1760 jus- 
qu’& l’&poque actuelle (1847), Leipzig 1846—1849, 5 vols. Durd genaue . 
chronologiſche Ordnung und durch Ueberfichtlichkeit ift hier in der That Manches 
gewonnen worben; doch reicht ein foldes Wert in der völferrechtlichen Praxis jo 
wenig aus, als in ber privatredhtlihen Praris eine abgefürzte und unvellftändige 
Geſetzſammlung ausreihen würde. Karl von Martens ließ außerdem erfcheinen: 
Causes celöbres du droit des gens, 2 vols. Leipzig 1827. Nouvelles causes 
c@löbres etc., 2 vols. Leipzig 1843. Manuel diplomatique, Leipzig 1823, 
neu bearbeitet im Guide diplomatique, 2 vols Leipzig 1832. Der Guide di- 
lomatique ift eine ſehr braudbare Anleitung zur diplomatiſchen und konſularen 

ätigfeit. Es ift eines ber verbreitetften und faßlichſten diplomatischen Handbücher. 
1851 erſchien er in einer vierten, durch Yerbinand von Wegmann („Membre de 
la Legion d’honneur) veranftalteten Ausgabe. Die Causes cdlöbres find für bie 
Beleuchtung völterrechtlicher Lehren zwedmäßig gewählt; doch hat es bie Aritif mit 
Recht ſcharf getabelt, daß Karl von Martens großentheils ſchon anderweitig mit- 
etheilte, und zwar in der erften Sammlung fogar faft zur Hälfte bie ſchon vom 

beim mitgetheilten Fälle wiedergibt. 

Im zweiten Biertel unſers Jahrhunderts bat vie Völkerrechtswiſſenſchaft, die 
nur zu lange träg hinter dem Gange ber Greigniffe und hinter ber fortgefchrit- 
tenen Gefittung zurüdgeblieben war, biefjeits und jenfeit8 des Weltmeeres einen 
neuen frifhen Aufſchwung genommen. &8 find zahlreihe gute Arbeiten von Mit- 

lievern der verſchiedenſten Nationen geliefert worden. Aber es fehlt ein Georg 

riebrid von Martens, der Deutſchlands alte hervorragende Stellung in ber 
Bearbeitung des Bölferrehts durch eine gleich lichtvolle Darftellung der Ergebniſſe 
der Wiſſenſchaft und durch eine gleich umfafiende Beherrſchung dee pofitiven Ma- 
teriald aufrecht erhalten könnte. Möge die Zukunft ihm uns bringen! Berner. 


Maß und Gewicht. 


Die Entwidelung der Maf- und Gewichtſyſteme zeigt fih zu allen Zeiten 
und bei allen Bölfern von zwei Momenten abhängig, von dem Bedürfniß des 
materiellen Verkehrs und von dem Bedürfniß der exakten Wiffenfhaften. Das 
eine drängt zur Annahme gleicher Einheiten und gleicher Syſteme in ben Unter- 
abtheilungen, das andere zur eraften Feſtſtellung der einmal gewählten Einheiten 
und zur Aufftellung der Methoden, nad welden die treueften Kopieen der Urmaße 
erhalten werben. 

Es find Linien, Flächenräume, Körperräume und Gewichte, um deren Meſſung 
es ſich handelt, es ift aber nicht erforverlid, eine gleiche Anzahl Mafeinheiten zur 
Ausmeſſung diefer Größen aufzuftellen. Die Flächenräume und Körperräume werden 
durch Linien ausgemefjen, und zur Gewichtseinheit fann das Gewicht des Waflers 
gewählt werben, welches eine Raumeinheit bei einer feftgeftellten Temperatur faßt. 
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Cs fieht hiernach aus, als reiche die Aufftellung einer einzigen Einheit, bie ber 
Längeneinbeit, zur ——— al ber bezeichneten Größen hin. Man muß fich 
aber erinnern, daß dann bie Gemwichtseinheit nur im einer Definition gegeben tft, 
nnd daß bie, nad berfelben in einem Metallftüd ansgeführte, Gewichtseinheit 
genau ebenfoviel von der Wahrheit abweicht, wie bie Technik ver Phyſik hinter 
der Schärfe einer Definition zurüdfteht. Jede Ausbildung jener Technik würde 
reell zu einem andern Gewichtsſtück führen, welches nach der gegebenen Definition 
als die Gewichtseinheit zu bezeichnen wäre. Sind die Schwankungen, denen man 
biemit ausgefegt ift, bei dem jetzigen Zuſtand der technifchen —* auch nur 
gering und für die Anwendungen der Gewichte im gewöhnlichen Verkehr geradezu 
unmerfbar , fo find fie für den wiſſenſchaftlichen Gebrauch noch groß genug, und 
jebenfalls widerfprechen fie der Idee eines Normalmakes. Man hat alfo in jedem 
Mapiyftem zwei Urmaße aufzuftellen, eines für vie Längeneinheit und eines für 
die Gewichtseinheit. 

Das Berürfnig nah der Feftftellung folder Einheiten macht ſich in allen 
geſellſchaftlichen Zuſtänden geltend. Da aber vie Wahl der Einheiten volllommen 
frei fteht, und feine einen abfoluten Borzug vor der andern befigt, fo ift bie große 
Zahl der gebrauchten Einheiten erfiärlih und im Grund nur ein anderer Ausbrud 
der Kleinheit und Abgefchloffenheit des Verkehrs vergangener Zeiten. In dem 
Annuaire du Bureau des longitudes für das Jahr 1832 werden 215 verſchiedene 
Fußmaße aufgeführt, die in Italien nur allein beim Feldmeſſen im Gebraud find, 
und in Deutſchland waren bi8 zum Jahr 1828 allein im Großherzogthum Baden 
beinahe ebenfo viele verfchiedene Getreidemaße im Gebraud als das Yand Gemeinden 
zählte. Die Größe des Staates, feine politifhe Entwidelung und fein hiermit 
fteigender innerer und äußerer Handelsverkehr find die nahe liegenden Urfachen, 
auf gleiches Maß und Gewicht Bedacht zu nehmen. In England trat deshalb 
diefes Beftreben früher hervor als in Franfreih, und bier früher als in ben 
andern emropätfchen Staaten. Demungeadhtet ging das jett verbreitetfte Maß- und 
Gewichtſyſtem nicht von England, fondern von Franfreih aus. Es liegt dies nicht 
daran, daß bie dem franzöfifchen Maßſyſtem zu Grunde liegende Einheit zwed- 
mäßiger gewählt, over daß biefelbe gar, wie man im Anfang behauptete, ein Natur- 
maß fei, das wegen feiner Unvergänglichfeit von allen civilifirten Nationen ange 
nommen werben müfle, ſondern es liegt leviglih an ver bequemeren und ſyſtematiſch 
durchgeführten Decimaltheilung, welche die Rechnungen, wenn auch nicht erjpart, 
fo doch wefentlid vereinfacht. 

Gäbe es ein Naturmaf, d. h. gäbe es einen Körper, den die Natur in unver- 
änderlihen und immer gleihen Dimenfionen bervorbrädte, jo würbe unzweifelhaft 
die hiervon entnommene Einheit vor allen andern den Vorzug befigen. Die Idee 
eines Naturmaßes ging nicht von einem franzöſiſchen Forfcher, jondern von dem 
berühmten nieberländifhen Geometer Huyghens aus, der in feinem Oseill. horolog. 
im Jahr 1673 die Länge des Sekundenpendels zur Maßeinheit vorſchlug. War 
gleih darauf durch den Aftronomen Richer entdedt, daß die Länge tes Selunden- 
pendels eine von der geographiihen Breite abhängige Größe ift, fo glaubte man 
dennoch die Ibee fefthalten und als Naturmaß die Ränge bes Selkundenpendels 
in einer beftimmten geograpbifchen Breite, in ver von 459 als einem leicht erreich- 
baren Orte, bezeichnen zu fünnen. Die mächtigen focialen Erſchütterungen ber 
franzöfifchen Revolution gaben auch den Anftoß zu einem neuen Maf- und Gewicht: 
fofteme. Auf einen Antrag von Talleyrand vom 8. Mai 1790 beſchloß die Natio- 
nalverfammlung: den König zu bitten, mit England in Verbindung zu treten, und 
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durch eine Rommiffion, beftehend aus Mitgliedern der Akademie und aus Mit 
gliedern der Londoner königlihen Societät, berathen zu laflen, ob für bie Breite 
von 45°, oder für welche andere, die Länge des Sekundenpendels als umverän- 
derliche Einheit für Maß und Gewicht feftzuftellen fei. Die aus Bocda, Lagrange, 
Laplace, Monge und Eondorcet gebildete Kommiſſion erflärte ſich aber fofort gegen 
die Annahme der Länge des Sekundenpendels als YTängeneinheit, indem fie geltend 
machte, daß zur Beftimmung verfelben eine neue Größe, die ver Zeit, heranzuziehen 
fei. Ste flug dagegen vor durd Gradmeſſungen die Entfernung des Pols vom 
Aequator zu beftimmen, und deren zehmmillionften Theil als Maßeinheit feftzu- 
ftellen und mit dem Namen „Meter“ zu bezeichnen. Es ift einzufehen, daß bie 
fo gewonnene Einheit nur unter ber boppelten Borausfegung als ein Naturmaß 
bezeichnet werben könnte, wenn eimerfeits bie Geftalt der Erde volllommen unver 
änderli wäre, und wenn anbererfeits nicht erft diefe Größe ausgemefjen werben 
müßte. Man hat fhon jest Grund zu behaupten, daß die Geftalt der Erbe nicht 
fo unveränderlich ift, wie man damals glaubte, und die Schwierigkeiten, bie eraften 
Meffungen fich entgegenftellen, bringen es mit fih, daß unvermeidlih Abweichungen 
in den Enbrefultaten der Meffungen auftreten. Sie werben Heiner mit der Ber- 
vollfommnung der Theorie und mit der Vervollkommnung der Meßinftrumente, 
fie werben aber nie ganz verſchwinden. Wiederholte Gradmeſſungen werben aljo 
nie zu abfolut gleicher Länge des Erbquabranten führen, und die daraus abgeleitete 
Längeneinheit ift alfo nicht eine unveränderliche Größe. Es blieb aud in der That 
nah allen mit großem Aufwand von geiftigen und materiellen Mitteln ausge- 
führten Orunbmeflungen, bie für die Phyſik der Erde und für die Aftronomie 
ihren bleibenden Werth behalten, nichts übrig, als die neue Längeneinheit, 
das mötre vrai et definitif, nad dem in den Gradmeſſungen gebraudten Fuß— 
maß auszubrüden. Diefem liegt vie Toise du Pérou zu Grunde, wie diefelbe für 
bie Grabmefjungen in Peru im Jahr 1735 von der Afademie feftgeftellt wurde. 
Der ſechste Theil derfelben ift der alt franzöfifhe Fuß, und das Meter ift in 
folgender Weife in dem rapport du 6 flordal an 7 gefeglich definirt: 

Cette unit6 nommée mötre, qui est la dixmilliondme partie du quart 
du meridien revient selon les anciennes mesures A 3 pieds 11,296 lignes, 
en employant la toise du Perou & 13 degres du thermomötre à mercure 
divisde en 80 parties. i 

Das Meter ift alfo kein Naturmaß, es ift ein geſetzlich beftimmter Theil ber 
Toife. An fi ift dur daſſelbe nichts gewonnen, im ©egentheil, es find hiermit 
bie zahlreih vorhandenen Mafeinheiten noch um eine neue vermehrt. Demunge- 
achtet ift es der verbreitetfte Maßftab geworben. Zunächft war es der Drang der 
Revolution, die nichts Altes mehr dulden und überall mit ueuen Organifationen 
beginnen wollte, und die hiermit zur Befeitigung ter alten Maße führte; fpäter 
fam das Geſetz zu Hülfe, aber doch waren Jahrzehnte nöthig, bis endlich ber 
neue Maßftab in Frankreich praftiich Geltung gewann, und erft langfam und mit 
MWiderftreben erkannte man ven Bortheil an, ber in der Decimaltheilung bes 
neuen Maßſyſtems geboten ift. Die Grundzahl 10 ift nämlich, wie in der Arith- 
metif, die Norm für die Unterabtheilungen und für die Bielfahen. Die Nomen- 
klatur ift aus dem Griechifhen entnommen. Der zehnte, hundertfte, tauſendſte 
Theil eines Meters heißen ein Deci-, ein Genti», ein Millimeter, und das Zehn-, 
Hunbdert:, Tauſend-, Zehntauſendfache eines Meters heißen Dekameter, Hectometer, 
Kilometer, Müriameter. — Die Flächeneinheit ift ein Quadrat von 10 Meter 
Seite, und heißt Are, ein Quadrat von 100 Meter Seite heißt Hektare. — Ein 
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Würfel von 1 Meter Seite heißt Stere und iſt die Kubileinheit für die Maße 
trodener Körper wie Holz, Kohle, Steine x. Ein Würfel von 1 Decimeter Seite 
heißt Liter und bilvet die Einheit für Flüffigkeits- und Getreidemaße. Das Gewicht 
des Waflers, welches bei ver Temperatur von 49 0. einen Würfel von 1 Eenti- 
meter Seite füllt, ift die Gewichtseinheit und heift Gramm. Seine Unterabtheilungen 
find das Decigramm, Gentigramm, Milligramm. Taufend Gramm, oder das Ge— 
wicht von 1 Kubik Decimeter Wafler, heißt Kilogramm. — Endlich ift der Frank 
zu 5 Gramm feftgefett und befteht zu neun Zehntel aus Silber und zu einem 
Zehntel aus Kupfer. Seine Unterabthetlungen find Decimen und Gentimen. Die 
Definition, die in diefem Syftem von der Gemwichtseinheit gegeben ift, genügt nicht 
zur Auffindung der umveränderlichen Gewichtseinheit. Es ift ſchon im Eingang 
bemerkt, daß der jeweilige Zuftand der techniſchen Phyſik hiebei von entſcheidendem 
Einfluß wird, Man würde, wenn man jegt genau nad der gleichen Definition 
ein Kilogramm in einem Metallftüf ausführen wollte, nicht ein Gewicht erhalten, 
welches eraft mit einem vor 60 Jahren darnach ausgeführten Kilogramm über: 
einftimmt. Man würde um ben ganzen Betrag des Fortfchritts in Meflungen und 
Wägungen genauer fein. Es ift aljo gerade fo wie mit der Pängeneinheit. Die 
Gradmeſſungen, die in diefem Jahrhundert ausgeführt wurden, gaben in ber That 
für den Onabranten, alfo aud für den zehnmillionften Theil desfelben, eine nicht 
mehr eraft mit der von den franzöflihen Forfchern erhaltenen Größe Man hat 
aber durch einen noch vorhandenen Platinftab vie Yänge des Meters damals 
bezeichnet, und jede Zweiveutigfeit für die Einheit des Längenmaßes erfcheint 
befeitigt. Ebenfo hat man ein Platingewicht, welches ver gegebenen Definition 
möglihft nahe fam, bergeftellt, und hat dieſes als Kilogramm bezeichnet. Dies 
ift alfo das Urmaß der Gewichte und wird immer als ſolches zu betrachten fein, 
aud wenn es möglich fein follte, ſich jest in ber techniihen Ausführung meit 
genauer an die Definition anſchließen zu können, als dies früher ver Fall war. 
Das metrifhe Maßſyſtem breitete fi bald über die Grenzen von Frankreich 
aus, In wiffenfhaftlihen Unterfuhungen ift es, England ausgenommen, überall im 
Gebraud, und felbft in England breitet es fih von Jahr zu Jahr mehr aus. Für 
den gewöhnlichen Verkehr ift es in Belgien, Holland, Sardinien, Spanien, Por- 
tugal, Griechenland, und in mehreren central- und fübamerifanifhen Staaten 
angenommen. 3 ift vorausjufehen, daß das metriihe Maßfuftem bald ebenfo 
ausnahmslos von allen civilifirten Nationen adoptirt fein wirb, wie dies mit ben 
arabifchen Zahlzeichen ver Fall ift, in deren Annahme Niemand eine Verlegung 
ver Nationalität erblict. Die Frage nad einem paffenden Maßſhſtem ift ja in ver 
That feine nationale, jondern eine internationale; man würde, auch wenn nicht die 
bequemere Decimaltheilung dafür fpräche, fi) doch immer für das metrifche Syſtem 
als jenem erflären müffen, welches den größeren Markt gewonnen bat. 
Hält man das metrifhe Maßſhſtem feft, fo ift zum Verſtändniß anderer 
Maßſyſteme nur erforberlich, deren Einheiten nah dem Meter-Maf auszudrüden, 
Das engliihe Maß hat zur Pängeneinheit den Yard. Der britte Theil des- 
jelben iſt ein Fuß, diefer ift in 12 Zoll, und ber Zoll in 12 Linien getheilt. Die 
Bergleihung des englifhen Maßes mit dem Meter ergibt: | 
1 Yard — 0,964403 Meter, 
1 Fuß engliſch — 0,304801 Meter, 
1 Meile engliſch = 1,609331 Kilometer. 
Zur Gewichtseinheit dient das rain, deren 5760 ein Troy Pfund, und 
deren 7000 das Avoir du poids Pfund bilden, Als Normalpfund dient ein, im 
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Haufe der Gemeinen aufbewahrtes und als „Imperial Standard Troy Pouad* 
bezeichnete, Pfunpftüd. Seine Vergleihung mit dem Grammen ⸗Gewicht ergibt, 
daß ein Troy Pfund gieih 373,243 Grammen ift. 

Die Maßeinheit für Flüffigkeiten ift ver Gallen. Er ift gleih 4,543 Liter 
und wird in 4 Quart, die Quart in 2 Pinten getheilt. 

Die BVergleihung der Feldmaße ergiebt, daß 1 Ürcres engl. = 0,404 
Heltare ift. 

In Deutihland machten fi vie biftoriihen Individualitäten, wie in andern 
Dingen, jo au in dem Maf- und Gewichtsſyſteme mehr als in andern Ländern 
geltend. Nicht allein jedes Land, fondern jeve Provinz und jede Stabt der Pro- 
vinz hatte lange hin ihr eigenes Maf- und Gewichtsſyſtem. Auf die Herftellung 
der Urmaße und auf deren Unveränderlichfeit war nirgents die nöthige Sorgfalt 

erichtet, umd die Kopien waren mit fo geringer Vorſicht genommen, daß erneuerte 

erorbnungen zur befieren Regulirung überall erforberlid waren und nah Hun- 
berten aufzuzählen find. Erft nady den napoleonifdhen Kriegen war, angeregt durch 
die Arbeiten franzöfifcher Geometer und hervorgerufen durd das Bedürfniß ver 
neu fonfolidirten Staaten, eine größere Sorgfalt auf das Maf- und Gewichtſyſtem 
verwendet. In Preußen wurde durd eine Verordnung vom Jahr 1816 der rhein- 
ländifche Fuß zu 139,13 Linien der Toife von Peru als Yängeneinheit feſtgeſetzt, 
und. in Wien mwurbe in dem gleichen Jahr vie Klafter, als eine Länge vom 
1,8966 Meter, zur Yängeneinbeit beftimmt. In Baden, Heflen und Naſſau ſchloß 
man fih an das metrifhe Spftem fo weit an, daß der Fuß in decimaler Unter- 
abtheilung als Längeneinheit gefeglih angenommen und in Baden und Naffau zu 
300 Millimeter, in Heflen zu 250 Millimeter definirt wurde. 

Der Zollverband forderte unabweislidd) wenigftens eine Einigung über bie 
Gewichtseinheit. Für viefe ift das Zollpfund zu einem halben Kilogramm zur 
Geltung gefommen. Es erhielt dasſelbe auch als Handelsgewicht fucceffiv in allen 
deutſchen Ländern, mit alleiniger Ausnahme von Bayern und von Defterreith, ge- 
feglihe Geltung. Zu bedauern ift freilich, daß in ven Unterabtheilungen des Ge- 
wichts die Inbividualitäten fich bereits ſchon wieder geltend machen. Im Südweſten 
von Deutſchland iſt die Theilung in 32 Lothe beibehalten, in Preußen und Sachſen 
ift eine Theilung des Pfundes in 30 Pothe, und in Hannover, Oldenburg und 
den Hanfeftäbten in 10 Lothe mit dekadiſchen Unterabtheilungen beliebt worden. 

In jüngfter Zeit wurde durch den veutihen Bund auf einen Antrag von 
Bayern eine, aus Fachmännern gebildete, Kommijfion nah Frankfurt berufen, um 
wegen eines einheitlihen Maf- und Gewidt-Spfiemes in Berathung zu treten. 
Preußen bat ſich vorläufig an dieſen Konferenzen nicht betheiliget, ſich aber bereit 
erllärt, beizutreten, wenn es ſich zeigen follte, vaß auf dieſem Wege eine Eini- 
gung zu erreichen ift. Die Konferenz ift bereits zum Abſchluß gelangt. Sie ging 
von ber Anfiht aus, daß es in der Aufftellung eines einheitlihen Maßſyſtems 
fi wejentlih um die Löſung einer internationalen Frage handle. Man konnte 
daran benfen, eines der in Deutſchland gebräudlihen Fußmaße als Maßeinheit 
vorzufchlagen, ohne Zweifel wäre hiermit für ven Verkehr der deutſchen Staaten 
unter einander jhon viel gewonnen. Doch abgejehen davon, daß es bier ſchwer 
wäre, eine Einftimmigfeit für eines ber Fußmaße zu erzielen, da in der That 
feines vor dem andern einen innern Vorzug befigt, jo würde für den Berfehr, 
ber über die Grenzen von Deutſchland hinausreidt, ein Verſtändniß nicht erzielt 
fein. Es fieht in ver That darnach aus, als fei die Zeit gefommen, in ber es 
ih darum handelt, ſich ſchlüſſig zu machen Über das Maß, welches Ausficht hat, 
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Weltmaß zu werben. Dann fann aber nur von zwei Mafen bie Rebe fein, dem 
engliihen und dem franzöfifhen. Beide haben bis hieher ein ziemlich gleich aus— 
gebehntes Gebiet gewonnen. Das metrifhe Syſtem mit feiner tecimalen Gliebe- 
rung und mit feiner Berbintung der Yängeneinheit und ver Gewichteinheit hat 
Borzüge vor dem englifhen Syſtem. Ueberdies find in Frankreich die Urmaße ver 
Längen und die Gewichtseinheit ſchon vor längerer Zeit mit wiſſenſchaftlicher 
Eraktheit feftgefett, während vies in England im Grund bis zur Stunde nod 
nicht ter Fall ift. Es hatte dies zum Erfolg, daß in wiſſenſchaftlichen Arbeiten 
das Metermaß beinahe ausjchlieglih zur Anwendung fam, und dies bewirkte rüd- 
wärts, daß es fein Kulturland mehr gibt, im welchem nicht der Metermaßftab und 
das Kilogramm befannt und gebraudt find. Für das englifhe Maß läßt ſich das 
Gleiche nicht geltend maden. Die Vorzüge des metrifhen Shftems einerfeits, umd 
das Bebürfnig nad einem Weltmaß andererfeits find es offenbar, bie in Eng- 
land bereits im Jahre 1854 den Anftoß zur Biltung einer fogenannten interna- 
tionalen Kommiffion gaben, einer Kommiſſion, bie es fih ausprüdlih zur Aufgabe 
macht, aud in England dem metriihen Maß für den Handelsverkehr Eingang zu 
verjchaffen. Die Frankfurter Konferenz hat hienadh wohl mit gutem Grund gleich 
in der erften Sitzung fid für das Meter und das metrifhe Syſtem erflärt. So— 
bald man über vie Einheit und über das Syſtem einig ift, find alle übrigen 
Tragen nur Detailfragen, über tie das Syſtem in feiner konſequenten Gliederung 
bereit3 ſchon vie Antwort enthält. Es ift bier nit ver Drt in das Technifche 
folcher Fragen einzugehen, nur eine Bemerkung über einen Punkt mehr princi- 
pieller Natur mag bier Plag greifen. Es ift eine neue Einheit, es find neue Un- 
terabtheilungen, es find in Folge davon neue Flähenmaße, neue Getreidemaße, 
neue Flüffigkeitsmaße in Antrag gebracht, begreiflich find auch für alle diefe Maße 
Namen aufzuftellen. Dan mußte fich entſcheiden: ob man deutſche oder ob man 
die griechifchelateinifhen Benennungen, wie fie in Frankreich üblich find, in Vor— 
ſchlag bringen wolle. Gewiß ift es bei tem lofen Zufammenhang deutſcher Staa- 
ten gerechtfertiget, auf Wahrung deutſcher Nationalität in allen Richtungen Bedacht 
zu nehmen, doch wird man von anderer Seite fih auch vor Deutſchthümelei hüten 
müfjen. Die Originalbenennungen haben in Deutſchland bei einigen Gewerbtret- 
benven, bie fid des Metermaßes ver größeren Bequemlichkeit halber ſchon feit 
längerer Zeit bebienen, bereit8 Eingang gefunden. Die fremden Benennungen 
baben bei viefer Klafje ver Bevölkerung ebenfo wenig Schwierigkeiten erzeugt, wie 
die Namen Barometer, Thermometer, ꝛc. Entſcheidend bleibt aber, daß es fid 
barum handelt, ein Maßſyſtem aufzuftellen, welches auch dem internationalen Ber 
fehr dienen foll; wegen eben dieſes Gefihtspunftes hat man bei Aufitellung des 
metriſchen Maßes in Frankreich fih für die griechiſch-lateiniſchen Benennungen 
entſchieden. Unzweifelhaft war dies ein glücklicher Griff. Es wäre ein Nachtheil, 
wenn man davon abgehen wollte, denn es würde hiedurch der Werth des neuen 
Mapiyftems für den internationalen Verkehr weſentlich abgeſchwächt. Die Frank— 
furter Konferenz bat in Uebereinftimmung mit dieſer Auffafjung fi für bie in 
Frankreich übliche Nomenklatur entſchieden. 

Mit diefen Konferenz-Berathungen ift zunächſt nur ein Entwurf und nur 
ein Antrag gewonnen. Die praftiihe Turhführung wird felbft beim beften Willen 
Jahre in Anſpruch nehmen. Die leicht erregbaren und leicht zu begeiftenden Fran⸗ 
zojen hatten über 40 Jahre nöthig, bis das metrifche Syſtem im praftiihen Ber- 
fehr Geltung erreichte. In Deutihland findet die Einführung eines neuen Maß- 
ſyſtems eine Erleichterung und eine Unterftägung durch bie im Allgemeinen befier 


660 Großherzogthümer Mecklenburg. 


entwistelten Vollaſchulen, aber eine Erfhwerung in dem Mangel einheitlicher 
Peitung. 8b. Jony. 
Mauren, ſ. Neger. 
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Natürliche Befchaffenbeit des Landes, Die Großherzogthlimer Med« 
lenburg bilden ein — mit Ausnahme von zwei unbedeutenden Enklaven in der Mark 
Brandenburg — in ſich zufammenhängendes Gebiet, welches zwiſchen 530 4° und 
540 22° N.Br. und zwifchen 280 16° und 310 31° O. L. gelegen ift und 
293,31 Duadratmeilen enthält, wovon 244,12 auf Medlenburg- Schwerin und 
49,19 auf Medienburg-Strelig kommen. Begrenzt wird Medlenburg gegen N. 
durch die Oftfee, gegen D. und ©. turd die preußiſchen Provinzen Bommern und 
Brandenburg, gegen W. durch Hannover, von weldem es theilweife durch die Elbe 
gefhieden wird, durch Sachſen-Lauenburg und das Gebiet der Stabt Lübeck. Streitig 
zwifchen Medienburg und Pommern ift die Landeshoheit über das Gut Wolve, 
welches in Folge deſſen von Steuerzahlungen, Mititärpflicht und fonftigen Leiftungen 
an den Staat frei ift. 

Das Land ift vorherrfhend flach, wirb aber in ber Richtung von S.D. nad 
N.W. von einem niedrigen und breiten Landrücken mit einzelnen Seitenverjwei- 
gungen durchzogen. Zu den fih no fortwährend erzeugenden Alluvialftoffen des 
Bovens gehören: Torf, Moder, Wieſenkalk und Rafeneifenftein, Bon den Diluvial- 
probuften find bie Lehm» und Mergelihichten zu erwähnen, welche in vielen Gegen- 
den mit Geröllfteinen erfüllt find, die aud oben auf dem Felde, zum Theil in 
großer Menge und in mächtigen Felsblöcken, vorkommen. Die Tertiärformation 
befaßt: Sand, Thon, Alaunerde, Braunfohlen, Sandftein, Kreide. Bei Lübtheen 
findet fich ein Gypsſtock und an andern Orten Salzquellen und eifenhaltige Quellen, 
Der Boden ift, je nachdem er aus Sand over Lehm oder einer Mifhung von 
beiden befteht, in den verfchievdenen Gegenden des Landes an Fruchtbarkeit fehr 
ungleich. Etwa drei Viertheile ves ganzen Flächeninhalts werben für ven Aderbau 
and zwar meiftens für den Kornban benußt. Auf die Nieverungen und Wiefen 
rechnet man 20 Quadratmeilen. Die Größe ver Waldungen (vorzüglid Buchen, 
Eichen und Tannen) wird auf 32 Duadratmeilen veranfchlagt, wovon 25 auf bie 
Domanialwaldungen (17 in Medienburg- Schwerin, 8 in Medlenburg-Strelig) und 
7 auf die Nitterfhaft, vie Städte und die Klöfter fallen. 

Der erwähnte Landrücken ſcheidet das Land in ein nörblides und ein ſild⸗ 
liches Stromgebiet, welchem legteren auch die Mehrzahl der vielen Landfeen ange 
bört. Man zählt in Medienburg- Schwerin 329, in Medienburg-Strelig 132, 
zufammen aljo 461 Landfeen von mindeftens 200 Ruthen Länge, Der Flächen. 
inhalt der Gewäfler wird in Medienburg- Schwerin allein auf 121/, Ouadratmeilen 
veranschlagt. Unter den Seen verdienen der Mürig- und der Schweriner See her 
vorgehoben zu werben, jener 2,42, biefer 1,11 Duabratmeilen groß. Bon ben 
Flüſſen find im nördlichen Gebiet die Wareow, im füplichen die Elde und bie 
Havel die beveutendften. 

Das Klima ift im Ganzen feucht und verhältnißmäßig milde, Die mittlere 
Jahrestemperatur beträgt 6,340 R,, die des Winters 0,07, vie des Frühlings 
5,57, die des Sommers 13,05, bie des Herbftes 6,799, Die Kälte überfteigt fel- 
ten 20, die Hige felten 250, MWeftlihe Winde mwehen an mehr ald 200 Tagen, 
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öftliche etwa 120 Tage. Die Regenmenge wirb zu 20 Zoll angenommen. Wolkenlos 
ift der Himmel an 47, bevedt an 105 Tagen; gemifchte Tage gibt es 212, Regen- 
tage 134 (darunter 25 Tage mit Schnee), Nebeltage 79. 

Zerritoriale Entwidelung. Nah einer germanifchen Urperiode war bie 
Bevölferung zu Karls des Großen Zeit eine ausſchließlich ſlaviſche (wendiſche). 
Ihre Unterjohung und Belehrung warb von ben angrenzenden Germanen mehrere 
Jahrhunderte lang mit wechſelndem Erfolge betrieben, bis dur Herzog Heinrid 
den Löwen ber Sieg bes Germanenthums und Chriftenthbums dauernd begründet 
ward. Niklot, Fürft der Obotriten, ver Stammvater des jetigen Fürftenhanfes, 
von deffen Burg Medlenburg (Mitilinburg) das Land den Namen erhielt, fiel 
als letzter Vertheidiger des heidnifhen Slaventbums im Jahr 1160. Sein Sohn, 
Pribislav, ward, nachdem er Alles im Kampfe verloren hatte, durch ben guten 
Willen Heinrichs des Löwen wieder in die Herrſchaft über das Obotritenland ein- 
gejeßt, von welchem nur ein Theil abgezweigt und unter dem Namen ber Graf- 
haft Schwerin einem deutſchen Bafallen des Herzogs von viefem zu Lehen 
gegeben war. Im Jahre 1170 nahm Kaiſer Friedrich I. die Fürften und das Land 
in feinen Schug. Das flavifche Element warb von ben zahlreichen deutſchen Ein. 
wanberern nicht blos in den neu gegründeten Städten, ſondern auch auf den Dörfern 
an die Seite gebrängt und endlich vollftändig abforbirt. Nur auf den Ritterfigen 
behauptete ſich noch eine größere Anzahl wendiſcher Geſchlechter in gleihem Rang 
mit den deutſchen; doch fonformirten auch diefe ſich bald den deutſchen Sitten und 
nn 

ie däniſche Lehensherrſchaft über die medlenburgifhen Lande, welche unter 
Katfer Friedrich IT. mehr thatſächlich als rechtlich fi einführte, warb zuerft durch 
die kühne That des Grafen Heinrih von Schwerin, welder ven däniſchen König 
Waldemar II. gefangen nahm (1223), dann durch den entjcheidenden Sieg über 
die Dänen bei Bornhöved (22. Juli 1227) wieder befeitigt. Medlenburg kehrte 
unter bie Faiferliche Lehensherrlichkeit zurüd und verblieb hinfort ohne Unterbrechun 
ein Theil des deutſchen Reihe. Im Jahre 1229 theilten die vier Söhne Heinri 
Borwin II, eines Enteld von Pribislav, das Land unter fi, wodurd die Herr 
haften Medlenburg, Werle (Wenden), Roftod und Rihenberg (Par- 
him) entftanden. Die Herrfchaften der drei jüngeren Linien fielen nah und nad) - 
an die Linie Medlenburg zuräd, welche ihre Herrfchaft im Laufe der Zeit auch 
auf die übrigen Theile des jegigen Landes ausbehnte. Im Jahre 1261 warb die 
Richenbergifche Linie, in Folge von Streitigkeiten, außer Befig gefegt, und ihr 
Land zwifhen ven Herren von Medienburg und von Werle und den Grafen von 
Schwerin getheilt. Heinrich II. von Medlenburg erwarb im Jahr 1299 als Mit- 
ift von feinem Schwiegervater, Markgraf Albrecht, das Land Stargard, deſſen 
efig ihm zwar fpäter wieber beftritten, doch nach dem Sieg der medlenburgifchen 
Waffen über den Markgrafen Woldemar bei Granfee (1316) ihm von letterem 
lehensweiſe überlaffen ward. Heinrid, II, erwarb auch die Herrfchaft Roftod, 
bie von dem legten Sprößlinge der Roftoder Linie dem König Erih von Dänemark 
zu Lehen aufgetragen war, von biefem anfangs als Pfanplehen, dann (1223) als 
erbliches Lehen. Am 16. Oktober 1347 erhob König Karl IV. das Land Stargard 
und alle andern Länder, welche die Herren von Medlenburg bis dahin von ven 
Brandenburgern zu Lehen getragen, zu einem unmittelbaren erblichen Reichslehen, 
und bald darauf (8. Juli 1348) verlieh er ven Herren Albrecht und Johann von 
Medienburg die Herzogswürbe. Im Jahr 1358 gelangte Herzog Albreht von 
Medienburg theild in Folge eines Erbvertrages, theils duch Kauf in den Befſitz 
Bluntſchli und Brater, Deutſches Gtauts-Börterbug. VI. 36 
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der gefammten Grafihaft Schwerin. Nah dem Erlöſchen des Hanfes Werle 
(1436) fielen deſſen Befigungen, das Fürftentbum Wenden, gleichfalls an bie 
Medienburgifche Linie. Die hieraus entftandenen Streitigkeiten mit dem Kurfürften 
von Brandenburg fanden ihre Erledigung durd den Bertrag von Wittftod (12. 
April 1442), in welchem ben legteren und feinen Nachfolgern die Eventual-Succeffion 
in Medienburg zugeftanden ward. Bon den beiden Zweigen, in weldhe das Medlen- 
burgifche Herrfcherhaus durch eine Erbtheilung im Jahr 1352 zerfallen war 
(Schwerin und Stargard) erlofh das Haus Stargard im Jahre 1471, fo daß 
nun alle Gebiete in einer Hand vereinigt waren. 

Neue Lanvestheilungen erfolgten 1520 und 1621 und begründeten die Her- 
zogthümer Medlenburg- Schwerin und Medlenburg-Güftrow. Im Jahre 1628 er- 
langte Wallenftein, zuerft pfandweife, dann faufmweife, vom Kaifer die Herzogthümer 
Medienburg. Jedoch kehrten die Herzoge im Jahre 1632 in ihr Land zurüd und 
wurben als deſſen rechtmäßige Herrjcher wieverum anerkannt. Durd den Wet- 
phälifhen Frieden warb die Stadt und Herrfhaft Wismar mit den Aemtern Neu- 
kloſter und Pöl als Reihslehen an Schweven abgetreten. Als Ausgleihung für den 
Berluft diefer Gebietötheile erhielt der Herzog von Medlenburg- Schwerin die Bisthü- 
mer Schwerin und Rateburg ald nunmehr weltliche Fürftenthümer, die ſäkulariſirte 
Iohanniter-Komthurei Mirow und zwei Kanonikate zu Straßburg im Elſaß. Die 
Johanniter-Romthurei Nemerow warb dem Herzogthum Mecklenburg · Güſtrow beigelegt. 

Im Jahr 1695 erloſch die Güftrower Linie. Wegen der Erbſchaft erhob ſich 
ein Streit zwifhen Herzog Friedrich Wilhelm von Medienburg- Schwerin 
und einem jüngeren Bruder des verftorbenen Vaters dieſes Herzogs, Adolph 
Friedrich, welcher zugleich der Schwiegerfohn des legten Herzogs von Medlen- 
burg-Güftrom war. Zufolge der in dem Medlenburgifhen Haufe geltenden und 
fatferlic beftätigten Erbfolgeorbnung hätte das erledigte Herzogthum an Friedrich 
Wilhelm fallen müflen. Allein Adolph Friedrich behauptete, daß diefe Ordnung 
nur für das Herzogtum Medienburg- Schwerin, nicht aud für das Herzogthum 
Mecdlenburg⸗ Güſtrow Gültigkeit habe. Unter Vermittelung einer faiferlihen Kom— 
miffion warb biefer Streit durch ben Hamburger Vergleich (8. März 1701) dahin 
gefhlichtet, daß dem Prätendenten Adolph Frievrih von dem Herzogthum Medlen- 
burg-Güftrom der Stargarbifche Kreis nebft ven Komthureien Mirow und Neme- 
rom und aufßerbem das Fürſtenthum Nateburg abgetreten ward. So entftanden 
bie Linien Schwerin und Strelig, welhe noch gegenwärtig in bie Regierung 
des Landes fich theilen. 

Durd den Reichsdeputations-⸗Hauptſchluß vom 25. Februar 1803 erhielt 
Medienburg- Schwerin, zur Entfhäpigung für die beiden fhon im Jahre 1681 an 
Frankreich verlorenen Straßburger Kanonifate und zur Abfindung feiner Anſprüche 
an den Priwall eine Anzahl Lübeder Hofpitalbörfer und eine Rente von 10,000 fl. 
aus dem Rheinfhifffahrts-Dktroi. Medlenburg-Strelig, welches im Reihsfürftenrath 
bis dahin nur eine Stimme für das Fürſtenthum Ratzeburg geführt hatte, erhielt 
nun eine ſolche aud für das Land Stargard. 

Pfandweife erwarb Medienburg- Schwerin durd den Bertrag vom 26. Juni 
1803 mit dem Könige von Schweben fir 1,250,000 Rthlr. hamb. Banko Stabt 
und Herrihaft Wismar und bie Aemter Neuklofter und Pl, unter dem Vorbehalt 
der Wiedereinlöfung nach 100 Jahren Seitens der Krone Schweven. Die Reluitions- 
fumme warb dahin beftimmt, daß zu bem Kapital ein Zprocentiger Zins und 
BZinfeszins Hinzugefügt werben folte, was die zu zahlende Summe auf cirfa 24 
Millionen Rıplr, bringt. 
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Im Jahre 1806 warb Medienburg- Schwerin im Auftrage des Kaifers Napoleon 
von dem General Michaud wegen angeblihen Neutralitätsbruhs in Befig genom- 
men. Erft der Friede von Tilfit (9. Juli 1807) feste den geflüchteten Herzog 
Friedrich Franz wieder in die Regierung ein. Der Beitritt Medlenburgs zum 
Rheinbumd erfolgte für Strelig am 18. Februar und für Schwerin am 22. März 
1808. Am 17. Junt 1815 warb durch den Wiener Kongreß beiden Herzogen bie 
Großherzogliche Würde mit dem Präpifat „Königliche Hoheit” verliehen. 

Der Titel beider Großherzoge tft ganz gleichlautend, fogar mit Ausfhluß 
eines auf Schwerin oder Strelig hinweiſenden Zufages: Großherzog von Medlen- 
burg, Fürft zu Wenden, Schwerin und Rageburg, auch Graf zu Schwerin, ver 
Lande Roftod und Stargard Herr. Die Prinzen und Prinzeffinnen führen wohl 
als Nachklang des alten gemeinfamen Succeffionsrechtes ver erfteren ben Titel 
„Herzog“ und „Herzogin”, und das Prädikat „Hoheit“. 

Wolitifäe Berfaffung. Die Prälaten, Mannen und Städte ver Medlen- 
burgifchen Rande vereinigten fih im Jahre 1523 zu einem Bündniß, der fog. 
Union, um ihr gemeinfames Recht mit vereinigter Hand zu ſchützen und etwaigen 
Landestheilungen gegenüber fich als geſchloſſene Einheit zu behaupten. Durch Rever- 
falen und Verträge wurden die Rechte der Stände, aus denen in Folge der Kirchen- 
reformation der Prälatenftand ausſchied, anerkannt und weiter entwidelt. Beſonders 
nugbar für die Erweiterung der ſtändiſchen Rechte erwiefen fich ftets die Fälle, wo 
Seitens der Landesherrſchaft auferorbentlihe Gelvhälfen beanfprudt wurden. Die 
bei weiten mwichtigflen Reverjalen find die aus dem Jahre 1572 und 1621. Während 
ber erften Hälfte des 18. Jahrhunderts warb von den Ständen ein harter Kampf 
gegen bie fürftliche Macht, welche darauf ausging, das Ständeweſen zu Boden zu 
werfen, mit großer Ausdauer und flegreihem Erfolg geführt. Den Abſchluß diefes 
Kampfes bildet der am 18. April 1755 zwifhen der Schwerin’schen Landesherr— 
fhaft und den Ständen vereinbarte „landesgrundgefegliche Erbvergleich“, welder 
in 25 Artikeln und 530 Paragraphen die zwifhen Fürft und Ständen und ven 
Ständen unter fi ftreitigen ober einer fhriftlihen Faſſung bebürftig erfcheinenden 
Punkte genau und erfhöpfend feftzuftellen ſuchte. Das Streliger Haus trat dieſem 
Bergleih durch die Agnitions-Afte vom 30. September 1755 bei. Die Fatferliche 
Beftätigung erfolgte unter dem 14. April 1756. 

Als im Jahre 1808 der Herzog von Medlenburg- Schwerin aus ber durch 
den Beitritt zum Rheinbunde erlangten Souveränetät verfchievene Folgerungen 
ableitete, welche für den Fortbeftand der ftändifhen Berfaffung höchſt bedrohlich 
erſchienen, mußten die Stände die Gefahr noch durch einige Konceffionen finan- 
cieller Natur abzuwenden. Dagegen mußten vierzig Jahre fpäter die Stände den 
weiter gehenden Anforderungen der Lanvesherren weichen. Der Großherzog von 
Mediendurg- Schwerin erklärte es in einer Proklamation vom 23. März 1848 
für eine „Rothwenbigfeit, daß Medlenburg in die Reihe ver konftitutionellen Staaten 
eintrete”, und für feinen „ernften Vorſatz, daß dieſer Schritt unverzüglich gefchehe". 
Eine Erklärung ähnlichen Inhalts veröffentlichte der Großherzog von Medlenburg- 
Strelig. Unter Zuftimmung der Stände warb nad einem von ihnen gleichfalle 
genehmigten Wahlgefeg eine Abgeorbneten-VBerfammlung aus beiden Großherzog- 
thümern gebildet, um für jedes won beiden ein Tonftitutionelles Staatsgrundgefet 
zu vereinbaren. Diefe Vereinbarung erfolgte jedoch nur fir Medlenburg- Schwerin, 
während Medlenburg-Strelig fih gegen Ende der Verhandlungen von dem Ber- 
einbarungswerfe zurüdzog. Unter dem 23. Auguſt 1849 warb bas vereinbarte 
Staatögrundgefeg von dem Großherzog von Medlenburg- Schwerin vollzogen und 
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das Gelbbniß, dasſelbe feft und unverbrüchlich zu halten, abgeleiftet. Die Publi- 
fation erfolgte, in Berbindung mit ver formellen Auflöfung der alten Landſtände, 
unter dem 10, Ofiober 1849, und vie erfte auf Grund der neuen Tonftitutionellen 
Staatsverfaffung berufene Medienburg- Schwerin’ihe Abgeordneten ⸗Kammer trat 
am 27. Februar 1850 zufammen. 

‚Inzwifchen aber war ein Theil der Nitterfchaft, von Reue über das Zuge- 
ſtändniß von 1848 ergriffen, in Berbindung mit Medlenburg-Strelig, weldes 
durch die verfehlte Vereinbarung in einen Zuftand der Verfaffungslofigfeit gerathen 
war, aus welchem es einen Ausweg fuchte, für eine Wieverherftellung ver alten 
gemeinfamen medlenburgifhen Landesverfaſſung thätig geworben. Unter Herein- 
ziehung des preußifchen und des öfterreichifchen Gouvernementd und der aus ben 
Kommiffarien beider zufammengefetten proviforifhen Bundes-Eentral-Kommiffion 

elang es, den Großherzog von Medlenburg-Schwerin zu bewegen, daß er, unter 

inſetzung eines neuen Minifteriums und faktifher Sufpenfion des Tonftitutionellen 
Staatsgrundgefeßes, die Entfheivung über die Rechtsbeftändigfeit des letzteren 
einem Schiedsgericht zu überweisen ſich entſchloß, welches nach Anleitung einer das 
Berfahren in Streitigfeiten mit den früheren Lanpftänden normirenden Verord— 
nung, aber felbft mit dem Inhalt diefer — durch die Aufhebung der altftändi- 
fen Berfafjung außer Gültigkeit gefegten — Verorbnung nicht in genügender 
Uebereinftimmung, durch Delegirte des Großherzogs und des Magenden Theiles ber 
ehemaligen Nitterfchaft gebilvet ward. Die Schiedsrichter erflärten das fonftitutio- 
nelle Staatsgrundgefeß vom 10. Oktober 1849 und die damit verbundene Auf- 
hebung ber alten landſtändiſchen Verfaffung für nicht zu Rechte beftehend. Auf 
Grund diefes Spruches ward durch Verordnung vom 14. September 1850 das 
— — außer Wirkſamkeit geſetzt und, unter Anwendung von polizeili— 
lichen Gewaltmaßregeln gegen die Mitglieder der Abgeordneten-Kammer, die alte 
Verfaſſung wiederhergeſtellt, welche ſich ſeitdem in faktiſcher Wirkſamkeit zu erhalten 
gewußt bat. (I. Wiggers, das Verfaſſungsrecht im Großherzogthum Mecklen⸗ 
burg⸗ Schwerin. Berlin 1860.) 

Die mwenigftens für Medienburg- Schwerin bereits gewonnene Staatseinheit 
ging mit dem Sturz des konftitutionellen Stantsgebäudes wieder verloren, und 
es trat an ihre Stelle wieder der alte zerriffene patrimonial-ftändifhe Privilegien- 
ftaat mit der Dreitheiligkeit von Landesherrſchaft, Nitterjchaft und Stäbten und 
jenem bunten Gemifch verfchievenartiger Rechte, jenem naturwüchſigen Syſtem fünft- 
liher und ſchwerfälliger Formen, welche jedem politifhen und wirthſchaftlichen 
Fortſchritt die größten Schwierigkeiten und häufig unüberfteiglihe Hinderniſſe 
bereiten. Zwar fonnten die Forderungen ber Zeit nicht ganz zurüdgemwiefen werben, 
und es ſetzte fi an ven Inhalt der Paragraphen des landesgrundgefeglicen Erb- 
vergleih8 im Laufe der Zeit mancher neue Anbau an; aber bei ver Spröbigfeit 
ber alten Landesverfaſſung konnten die Einrichtungen und Gefege, welche von den 
Regierungen, die durch die ftändifche Verfaſſung faft gezwungen werben, Reprä- 
fentanten der Fortſchrittstendenz zu fein, den Ständen abgerungen wurden, mit 
bem alten Syftem nirgends in organifche Verbindung treten, und bienen daher 
nur dazu, die Unförmlichfeit und Unzulänglichkeit des Grundbaues in ein um fo 
helleres Licht zu ſetzen. 

Die Landſtände bilden eine Korporation, das „Korps” ber Nitter- und 
Landſchaft, welches der Landesherrſchaft als eine die ſtändiſchen Rechte ausübende 
Einheit gegenüberftcht. Das Korps der Nitter- und Landſchaft zerfällt wieder in 
das Korps der Ritterfchaft und das Korps der Landſchaft. Beide Stände gliedern 
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fi weiter nad zwei Herzogthümern — Schwerin und Güſtrow — und, zufolge 
einer andern Eintheilungsweife, nad brei Kreifen — dem medlenburgifchen, wen- - 
bifchen und ſtargardiſchen —, von denen der erftere mit dem Herzogthum Schwerin 
zufammenfällt, während bie beiven legteren zufammen das Herzogthum Güftrom 
bilden. Innerhalb jedes biefer Herzogthümer und Kreife findet wieder eine Glie— 
derung nad Ständen ftatt. Die Ritterfchaft bilten die mit einem Rittergut 
(Hanptgut) in den Herzogthlimern ——— ungefähr 700 an der Zahl; die 
Landſchaft die Deputirten aus den Magiſtraten der 38 mecklenburgiſch-ſchwerin'- 
ſchen und von 7 mecklenburg ſtrelitz'ſchen Landſtädten. Eine Sonderſtellung inner: 
halb der Landſchaft, zu welcher ſie nur im weiteren Sinne gehört, nimmt die See— 
ſtadt Roſtock ein, deren ſtaatsrechtliche Verhältniſſe noch durch eine Anzahl von 
Berträgen mit der Landesherrſchaft (1573, 1584, 1748, 1788, 1827) geregelt 
find. Zur Ritterfchaft gehören auch fehs in ten Beſitz ritterfchaftlicher Güter 
gelangte Bauernfhaften, welche durch ihre Schulzen vertreten werden. Bon dem 
abeligen over bürgerlichen Stande ift die Mitglievfhaft fo wenig bedingt als von 
ber Eigenfhaft des Guts als Lehen oder Allovium. Die Gutsbefiger im foge- 
nannten Roftoder Diftrift werben durch die Stadt Roftod mitvertreten. Außerhalb 
bes landſtändiſchen Verbandes fteht, feit ihrer Abtrennung von Medlenburg durch 
den weftphälifchen Frieden, die Seeſtadt Wismar, veren Berhältnifje zur Yandes- 
herrſchaft in lanvesherrlihen Berleihungen und in Verträgen ihre Grundlage haben. 
Die Nitterfchaft des Fürſtenthums (Stifts) Schwerin warb im Jahre 1774 ber 
medlenburgifchen Nitterihaft inforporirt; im Jahre 1851 folgte dieſem Akt vie 
Intorporation der beiden Städte bes Fürſtenthums in die Landſchaft. Dagegen 
gehören bie Eingefeflenen des Fürſtenthums Ratzeburg nicht zur Ritterfchaft, und 
ebenſo ift die erft im Jahre 1733 mit Stadtrecht bewidmete Reſidenzſtadt Neu- 
ftreliz ohne landſtandſchaftliches Recht. 

Landtage werden alljährlich im Spätherbft, abwechſelnd in den Stäbten Stern- 
berg und Malin, gehalten und dauern in ver Regel vier bis fünf Wochen. Ueber 
biefen orbentlihen Yandtagen können aber auch außerordentliche von der Landes— 
berrfhaft berufen werben. Nur die perſönlich erfcheinenden Ständemitglieder find 
zur Theilnahme an ven Beichlüffen berechtigt. Die Mitglieder ver Ritterfchaft 
beziehen den Landtag auf eigene Koften, wogegen die Mitglieder der Landſchaft, 
da fie nicht aus eigenem Recht, fondern als Repräfentanten ftäbtiiher Kommune 
erſcheinen, aus Kommunalmitteln Diäten und Reifeloften erhalten. Die formelle 
Leitung der Landtagsgeſchäfte führt ein Landtagspireftorium, zu welchem acht Yand- 
räthe (vier aus jedem Herzogthum), drei Erb-Lanbmarfhälle (einer aus jedem 
Kreife) und ein deputirter Bürgermeifter der Stabt Noftod gehören. Die Yand- 
räthe werben aus drei von der Nitterfchaft repräfentirten „im Lande angefeflenen 
Perſonen von dem eingeborenen oder rezipirten Adel” durch vie Landesherrſchaft 
erwählt; das Landmarſchallamt ift an den Beſitz gewiffer Güter gebunden. In 
Fällen von Minverjährigfeit oder fonftiger Behinderung werden Vice-Landmarſchälle 
von der Landesherrſchaft beftellt. Das Plenum hat das Recht, in einem befondern 
Total, wo e8 von dem Direktorium getrennt ift, zu „beliberiren“, und unterläßt 
daher nicht, zu Anfang jedes Landtages durch einen Beſchluß zu beftimmen, daß 
es nur eitra consequentiam im Direftorialzimmer verhandeln wolle. Auch erwählt 
das Plenum für die Lanbtagsverhandlungen aus feiner Mitte einen Protofollviri= 
genten. Wie weit das Direktorium berechtigt ift, einem Beſchluſſe des Plenum vie 
Sanktion zu ertheilen oder zu verweigern, und über bie rechtliche Bedeutung einer 
ſolchen Weigerung, darüber ift wiederholt Streit gewefen, Eine Geſchäftsordnung 
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für bie — des Landtags ift nicht vorhanden. Der birizirende Land⸗ 
vath proponirt die Berhandlungsgegenftände in der ihm beliebigen Reihenfolge und 
ohne daß die Mitglieder der Verfammlung früher erfahren, was zur Verband» 
lung fommen wird, als in dem Augenblick, wo die Verhandlung darüber beginnt. 
Eine geregelte Diskuffion ift der Yandtagsverfammlung vollftändig fremd, und es 
fommt täglid vor, daß mehrere Mitglieder gleichzeitig ihre Meinung vortragen. 
Die Verhandlungen zwiſchen ven Landesherren und ben Ständen werben durch 
landesherrlihe Kommiffarien — zwei von Schwerin, einen von Strelig —, welde 
am Orte anmefend, indeffen nicht beredtigt zu perſönlicher Anmwefenheit in ven 
Berfammlungen find, daher nur fchriftlih geführt, wobei bie Landmarſchälle die 
Funktion von Boten üben. Jeder Landſtand ift zur Stellung von Anträgen bered- 
tigt, und dies kann auch nod auf dem Landtage felbft —— nur daß bei 
ſolchen Anträgen, welche eine Verfaſſungsänderung oder eine Geldbewilligung bezielen, 
ver Brauch eine vorgängige Intimation unter Vermittlung des ſtändiſchen Engern 
Ausſchuſſes vier Wochen vor dem Beginn des Landtages erfordert. In jüngſter 
Zeit bat,ver Engere Ausſchuß und ebenſo das Landtagsdirektorium ſich eine Aus- 
ſchließung derjenigen Anträge von der Intimation und Verhandlung erlaubt, melde 
ihm dazu nicht geeignet erjcheinen. Die Berechtigung dazu ift jedoch bisher nicht 
nachgewieſen. Abgeftimmt wird in der Pandtagsverfammlung nur, wenn man fid 
ohne dieſes Mittel über einen Beihluß nicht einigen kann. Das numerifche Ueber: 
gewicht der Nitterfchaft über die Landſchaft hat in der itio in partes ihr Gegen⸗ 
gewicht, wo dann jeder Stand fein Votum felbftänbig faßt und abgiebt. 

Außerhalb Landtags wirb Nitter- und Landſchaft durch ein ftänbiges Kolle- 
gium repräfentirt, welches, im Jahr 1622 aus einem größeren, für einen vor» 
übergehenden Zweck niedergefegten ftändifchen Ausſchuß hervorgegangen, daher ben 
Namen „Engerer Ausſchuß“ erhielt und durch den landesgrundgefeglihen Exb- 
vergleih von 1755 als ein die Gefammtheit der Stände repräfentivendes Kolle- 
gium anerfannt wird. Der Engere Ausihuß befteht aus zwei Lanbräthen (einem 
aus jedem Herzogthum), zwei Deputirten der Ritterfchaft (einem aus jedem Kreife), 
einem Magiftrats-Deputirten der Stadt Roſtock und drei Magiftrats-Deputirten 
ver Städte Parhim, Güſtrow und Neubrandenburg, welche unter dem Namen 
„Borberftäbte” in ben drei Kreifen an ber Spite der Landſchaft fteben. Die 
Unterzeihnung ift: Landräthe und Deputirte von Ritter- und Landſchaft ver Her- 
zogthümer Medlenburg zum Engern Ausfhuß. Der Engere Ausſchuß bat zu Ro- 
ftod feinen Sitz, wo aud die unter feiner Aufficht ftehende Verwaltung ber ftän- 
diſchen Kaffe (des „Landkaſtens“) und des ftändifchen Schuldenweſens fich befindet. 

Neben den Landtagen kommen „Konvofationstage” vor, zu welchen jeder ber 
beiden Landesherren die Stände feines Landesantheils verfammelt; ferner „Lommifja- 
rifhedeputatifche" Zufammenfünfte, in welchen landesherrliche Kommifjarien mit 
ftändifchen Deputirten, die für den einzelnen Fall erwählt find, in Verhandlung 
treten. Die Ratififation der in diefen Zufammenfünften abgegebenen ftändijchen 
Bota bleibt dem Landtage in allen Fällen vorbehalten, wo die Deputirten nicht 
ausprüdli zur Eingehung bindender Beſchlüſſe bevollmädhtigt find. 

Außerdem halten die Stände unter ſich „Komvente”, theild allgemeine, theils 
befonvere. Ein allgemeiner Konvent — Landeskonvent —- wird regelmäßig zwei« 
mal im Jahr, im Frühling und im Herbft, gehalten und vom Engern Ausſchuß 
ausgeſchrieben. Er befteht aus ben Landräthen, den Landmarſchällen, ven Mitglie- 
dern des Engern Ausfhufjes und der Deputirten der ritterfchaftlihen Aemter, in 
welde der mecklenburgiſche und wendiſche Kreis zerfällt, und der Ritterfchaft des 


Grofherzogthimer Mecklenburg. 567 


Stargarbifchen Kreifes, endlich einer gewiſſen Anzahl Deputirter aus dem Korps 
der Landſchaft. Ieder Stand hält aud für fih Zufammenfünfte, die Ritterfhaft in 
den Aemtern, die Landſchaft in den zu jevem Landesantheil gehörigen Kreifen, 
beide auch als Gefammtheiten aus allen vrei Kreifen. 

Ohne Zuftimmung der Stände barf feine ihre Privilegien berührende Ver— 
ordnung ergehen. Jede Steuererhebung, die nicht im vertragsmäßigen Wege ein 
für allemal feftgeftellt ift, bebarf ver vorgängigen ftändifhen Bewilligung, und 
ſelbſt für die feftgeftellten Steuern ift die jährliche Wiederholung der Bewilligung 
formell erforderlich. Auch ift Nitter- und Landſchaft zur Bewilligung felbft 
dieſer feftgeftellten Steuern nur fo lange verbunden, „als biefelbe und ihre 
Hinterfaßen bei dem Ihrigen ruhig wohnen und veflelben zu ihrem Unterhalt 
und Behuf genießen können." Bei Gefegen, welche zwar das ganze Land betreffen, 
aber in die ſtändiſchen Privilegien nicht eingreifen — „gleihgültige” Geſetze 
er — ift das „rathſame“ Bedenken der Stände einzuhslen. Dagegen ift bie 

andesherrfhaft in der Geſetzgebung und VBeftenerung, foweit Beides nur das 
Domaniım ‚angeht, völlig unbeſchränkt. Bon ver lanvesherrlihen Einwirkung auf 
ihre Angelegenheiten und Beſchlüſſe, welche durch das Mittel der in fürftlichen 
Dienften ftehenden Mitglieder ver Ritterfchaft, der „antici*, geübt werben möchte, 
bat die Stände ein nad) längeren Streitigfeiten mit ven antieis (24. Oft. 1789) 
geſchloſſener Vergleich befreit, in welchem viefe auf die Wahl zu ftändifhen Aem— 
tern und auf bie Theilnahme an Beihlüffen in Sachen von unmittelbarem lan- 
desherrlichen Interefje verzichten. Bei der Befegung der höheren Landesgerichte — 
des Oberappellationsgerihts und der Juftizlanzleien — fowie des Kriminaltolle- 
giums üben die Stände daburd einen wichtigen Einfluß, daß ihnen für gewiſſe 
Rathöftellen ein Präfentationsreht zufteht. An einer großen Anzahl von Ber- 
waltungsbehörben find fie durch Deputirte betheiligt. Auch haben fie ein Bertre- 
tungsrecht, vermöge deſſen fie theilg — in Fällen von Juftizverweigerung — bie 
Eröffnung des Rechtöweges erzwingen, theils — in Fällen von Berlegung eines 
ftändifhen Rechts — jelbft den Rechtsweg gegen den Landesheren in Vertretung 
des einzelnen Berlegten übernehmen können. Ob dieſes Vertretungsrecht auch auf 
fürftliche Diener und Domanialinfaffen anwendbar fei, ift ftreitig. Das Gericht 
und das Verfahren für einen Nechtöftreit ver Stände gegen bie Landesherrſchaft 
wegen Berlegung eines ftändifhen Rechts, welchen bie erfteren in eigener Sache 
ober in Vertretung einer fremben unternehmen, wirb durch bie Patentverorbnung 
vom 28. November 1817 beftimmt,_welde von der Bundesverfammlung in ben 
fie angehenden Punkten genehmigt und beftätigt worben ift. Der $. 1 vieler 
Berorbnung lautet: „Sollte zwifhen Uns und Unferen getreuen Landſtänden, fei 
e8 bie gefammte Nitter- und Landſchaft, oder mit einem von beiden allein, ent- 
weder unmittelbar oder bei einer ihrer landesverfaſſungsmäßig zuftehenden Ver— 
tretung, über Landesverfaſſung, Landesgrundgefege, ſonſtige öffentliche Verträge, 
bie Auslegung und Anwendung verfelben, überhaupt bei der Ausübung ber lan- 
desherrlichen Gewalt eine Verſchiedenheit ver Anſicht entftehen und ein ftreitiger 
Tal fid ergeben: fo ſoll zwar nah wie vor ber Weg der Befeitigung durch 
unmittelbare gütlihe Unterhanblungen aufrichtig, redlich und ernftlih ver- 
ſucht, im Entftehungsfall aber, und fobald unfere Landſtände darauf antragen 
werben, der Gegenftand auf fompromiffariihem Wege zur Entfheidung gebracht 
werben." 

Die Stadt Roftod befitt außer vielen andern Privilegien, melde ihr einen 
hohen Grad von Unabhängigkeit verleihen, auch noch gewiſſe Hoheitsrechte: das 
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Münzrecht, das Recht der Begnabigung und Strafmilderung hinſichtlich aller über 
ihre Angehörigen erfannten Kriminalftrafen mit alleiniger Ausnahme der Todes- 
ftrafe und ber Iebenslänglihen Zuchthausſtrafe, und das Recht der Volljähigleits 
ertheilung. 

Innerhalb ber Nitterfchaft hat fich feit dem vorigen Jahrhundert ein Unter- 
ſchied zwiſchen vollberechtigten und minderberechtigten Mitglievern herausgebilbet, - 
welcher zu wiederholten Malen Anlaß geworden ift, daß die Landtage fi mit 
fhallendem Streit erfüllten. Der Streit betrifft hauptſächlich die Theilnahme an 
der Berwaltung und der Beneficien der drei Landesklöſter (Dobbertin, Malchow, 
Ribnig), welhe im Jahr 1572 zum Zwed riftlicher Auferziefung inländifcher 
Jungfrauen den Ständen gegen Uebernahme landesherrlicher Schulden überwiefen 
wurden. Während die Ritterfhaft die Landſchaft auf einen geringfügigen Theil 
ver Klofterbeneficien zu beſchränken wußte, bildete fi innerhalb der Ritterfchaft 
und über deren Grenzen binausgreifend ein gefchloffener Kreis von adeligen Yami- 
lien, welcher fih ein ausjchließliches Recht auf die Klöfter vindicirte und mit biefem 
Recht zugleich die Befugniß, andere adelige Yamilien in feine Mitte zu recipiren 
und dadurch besfelben Rechtes theilhaftig zu machen. 

Der urfprünglige Name der landfäßigen Bafallen in Medlenburg war 
„Mannen”. Als im 13, Jahrhundert das Inftitut der Ritterwürde auch nad 
Medienburg fi verbreitete, nahmen viele Mannen die Nitterwürde an. Diefe 
verlieh ihnen aber Fein neues politifhes Recht, noch bedingte fie die Zugehörigkeit 
zur „Mannfhaft”. Nah wie vor war jeber freie Mann fähig, ein Lehengut 
eigenthümlich zu erwerben und trat damit in alle Rechte und Pflichten des Lehens- 
mannes ein. In der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts kamen als Bezeichnung 
der „Mannſchaft“ die Namen „Adel“ oder „Ritterſchaft“ in Gebraud, hergenommen 
von dem Umftand, daß die „Mannen“ zu einem großen Theile ritterlichen Ge« 
ſchlechtes waren. Allmälig verbrängte biefer neue Name den alten gänzlich. Aber 
fortwährend blieb der Befig und bie Lebensweiſe, nicht die Ritterbürtigkeit, das 
entſcheidende Merkmal dieſes Adels. Wer einen mit Landſtandſchaft verbundenen 
Orundbefig erwarb, warb als Begründer eines abeligen Geſchlechts dem Abel bei- 
gezählt und nahm an deſſen politifchen Rechten vollen Antheil. Allerdings gab es ſchon 
durch das ganze Mittelalter hindurch auch bürgerliche Gutsbefiger, aber nicht in 
einem auf den Geburtsſtand reflektirenden Sinne des Wortes. Es waren dies 
Bürger, welche ohne ihr Bürgerrecht aufzugeben und bürgerlihem Erwerb zu ent- 
jagen, fih im Befig von Landgütern befanden. Solange fie in diefer Stellung 
blieben, wurden fie nicht zur Mannfchaft gerechnet und zur Ausübung ber poli— 
tifhen Rechte derfelben nicht zugelaffen. Die Güter des „Roftoder Diſtrikts“ büßten 
aber darüber, daß fie fi) meiftens in den Händen von Roftoder Bürgern befanden, 
ganz die landſtandſchaftlichen Rechte ein und geriethen fo unter die politifche Bor- 
mundſchaft der Stabt Roftod. 

Im Laufe der Zeit aber fonderte fi) der Adel zu einem gefchloffenen Ge- 
burtöftande aus, in welchen neue Mitglieter num nicht mehr durch bloße Yanbfäffig- 
feit, fondern nur noch mittelft Taiferliher Verleihung eines Adelsbriefes Eingang 
fanden. Im Zufammenhange damit trat im 17. Jahrhundert innerhalb ver Ritter 
ſchaft die Anſicht auf, daß ver Adel als Geburtsftand zur Ausübung der an ben 
Grundbeſitz fih Mmüpfenden politifhen Rechte erforderlich fei. Der Gegenfat von 
abeligen und bürgerlichen Grundbeſitzern hatte ſich jetst in einen durch den Geburt: 
ftand bedingten Gegenfag verwandelt. Zwar ging ber Adel nicht fo weit vor, bie 
bürgerliden Gutsbefiger geradezu aus der Ritterſchaft anszubrängen; aber man 
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befchräntte fie in der Ausübung ihrer Rechte, was um fo leichter gelang, als die. 
felben bis zum Jahre 1755 und noch fpäter, wegen ihrer geringen Anzahl und 
mangelnden Verbindungen, fi fehr wenig um ftändifche Intereffen kümmerten. 
Im Jahre 1703 gab es nicht mehr als 30; an der Unterfchrift des Erbvergleichs 
vom 18, April 1755 betheiligten ſich 19 bürgerlihe Gutsbefiger. 

Der exkluſive Geift, welder den Unterfchiev zwifhen Adel und Nicht-Adel 
in die Ritterfhaft einführte, bewirkte aud) die Entftehung einer Unterſcheidung zwi- 
fben altem und neuem Abel. Nach dem 30jährigen Kriege war eine nicht umbe- 
deutende Menge von Landgütern in die Hände frember Einwanderer gekommen, 
‚ meiftens früherer Dfficiere, welche zum Theil adeligen Standes waren, zum Theil 
auch wohl nur als Dfficiere ein Recht zu haben glaubten, ſich viefelben zu vin- 
dieiren. Im Lande fremd, mit ven einheimifhen Verhältniſſen unbefannt, zu ben 
alten einheimifhen Adelsfamilien erft nah und nad in engere Beziehung tretend, 
ftanden fie einem geſchloſſenen Kreife innerhalb der Ritterfhaft gegenüber, ber mit 
ftändifchen Angelegenheiten vertraut, im Befig ihrer Leitung und fehr wenig 
geneigt war, fie mit den neuen Ankömmlingen zu theilen. Der „eingeborne” Adel 
wies biefen fremden, fofern er nicht die Reception erfaufte, im biefelbe minderbe- 
rechtigte Stellung wie die bürgerlihen Gutsbefiger. Im Erbvergleih von 1755 
wird das Wort „Adel“ theils gleichbedeutend mit „Ritterfchaft" gebraucht, theils 
bezeichnet es die Mitgliever der Ritterfchaft, welche adeligen Geburtsftandes find, 
theils ſchließt es aud die nicht mit Gütern angefefjenen Adeligen mit ein. An 
einer Stelle werben auch „vie im Lande angefefjenen Perſonen von dem einge- 
borenen oder recipirten Adel”, aus denen die Landrathsämter befegt werben follen, 
erwähnt. Der bier nod nicht näher beftimmte Begriff des „eingebornen Adels“ 
ward buch diejenigen, welche ſich dazu rechneten, ſeitdem weiter entwidelt. Die 
erfte Oppofition erwachte auf Seiten mehrerer nicht zum „eingebornen Adel“ 
gehörigen abeligen Outöbefiger. Ihnen warb durch landesherrliche Refkripte vom 
7. März 1789 und 18. November 1793 kräftige Unterftügung gewährt. Doc 
ſchloß der „eingeborne Adel“ nur einen Vergleich mit den nichtrecipirten abeligen 
Eingefefienen, vie „Bereinsatte” vom 3. December 1795. Später warb bie 
Streitfrage noch mehrmals von Seiten bürgerlicher Gutsbefiger angeregt, am leb⸗ 
bafteften in ven Jahren 1838— 1848. Der Streit hat fi auch nad) der Reftauration 
der alten Berfafjung wieder erneuert; fein Intereffe wird aber jegt durch den viel 
wichtigeren Gegenfag zwifchen den faftifch geltenden altlandftändifchen und ver recht⸗ 
lich geltenden konftitutionellen Berfaffung zurüdgebrängt. (Laſpeyres, die Rechte des 
medienburgifhen eingebormen Adels. Halle 1841. Zahariä, Rechtsgutachten. Hei- 
belberg 1841. Erftes bis zehntes Senpfhreiben nebft Ertraſendſchreiben. 1840 bis 
1846. 3. Wiggerd und M. Wiggers, Gefchichte der drei mecklenburgiſchen Landes⸗ 
flöfter. I. Roft. 1848). 

Die Beziehungen ber beiden Großherzoge zu den Ständen und bie burd das | 
Berhältniß der von einander unabhängigen feit 1808 auch fouveränen Landesherren 
zu den gemeinfamen Ständen hervorgerufenen gegenfeitigen Beziehungen ver erfteren 
finden in dem Hamburger Bergleih vom 8. März; 1701 und. dem „Erläuterungs“- 
Bertrag vom 14. Juli 1755 ihre Norm. Mit Unrecht gibt man der zwiſchen ven 
Landftänden im Jahre 1523 abgefchloffenen und im Erbvergleih von 1755 wie- 
derholt anerkannten und beftätigten Union eine Deutung, welde bie Begrenzt- 
beit der darin gegebenen ſtaatsrechtlichen Einheit auf die ftänbifhe Verfaſſung 
außer Acht läßt. Rechtsfubjelte ver Union find lediglich die Landſtände. Die Lan- 
desherren werden von dem Unionsverhältnig nur fo weit berührt, als dies eine 
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Folge ihrer landesherrlichen Beziehungen zu den Lanbftänben iſt. Es lag die Noth- 
wenbigfeit vor, die Konkurrenz der beiden Lanbesherren in Bezug auf Berufung 
und Schliefung ver Landtage u. ſ. w. auf gewiſſe Regeln zu bringen, und bies 
fonnte nicht geſchehen, ohne den einen derſelben hinter dem andern etwas zurüd- 
zuftellen. Der Großherzog von Medlenburg-Schwerin allein fteht zu der Gefammt- 
beit ver Stände in einem hoheitlihen Berhältniffe, ver Großherzog von Medlen- 
burg-Strelig nur zu den Ständen des Stargardiſchen Kreifes. Der erftere ift überall 
verjenige Theil, welcher die Initiative, „die Propofition und das Direltorium“ hat, 
ber lettere ift varauf beſchränkt, für feinen Kreis den auf die Gefammtheit der 
Stände bezüglihen Handlungen des Schwerin’ihen Landesherrn 3. B. der Eröff⸗ 
nung und Schliefung der Landtage, zu accediren. Diefes ungleiche Berhältniß zu 
den Ständen begründet aber fo wenig eine Unterorbnung bes einen Landesherrn 
unter ben anbern als eine Union in ber Landesherrſchaft. Die Union ift ebenfo 
wenig eine Union der Staaten. Die den Ständen zugefiherte Gleichförmigfeit der 
Gefepgebung in allen drei Kreifen befaßt dieſe drei Kreife nur fo weit als fie 
unter ftändifcher Einwirkung ftehen. Auf der einen Seite dur die Umabhängig- 
feit des Domaniums und einzelner fonftiger Theile Medlenburgs von der ver- 
faffungsmäßigen Einwirkung der Stände, auf der andern durch die Statthaftigkeit 
von Konvofationstagen zur Verhandlung über die befonderen Angelegenheiten bes 
einen Landestheild, warb die Konformität der ftaatlihen Einrichtungen und Ge— 
fege geſchmälert und verringert. Auch war es nicht ganz felten ver Fall, daß auf 
allgemeinen Landtagen in Sachen, welche die Rechte und Pflichten der gefammten 
Nitter- und Landſchaft betrafen, die Stände ber beiden Landestheile bifferente Be- 
ſchlüſſe faßten. In Folge deſſen beftehen denn aud in beiden Ländern rüdfichtlid 
des Kontributionswefens, der Gefeßgebung u. f. w. wefentliche Berfchievenheiten. 
Soweit nicht ftändifche Rechte hinderlich find, ift jedem ber beiden Landestheile 
eine freie, bie Einführung der ihm zwedmäßig erfcheinenden Einrichtungen geftat- 
tende Bewegung gefichert. Auch wird ber Einwohner bes einen Yandestheils in dem 
andern als Ausländer angefehen, wenn nicht eine Ausnahme davon fpeciell durch 
Geſetz oder Vertrag begründet iſt. Die hiernach der Union gezogenen Grenzen 
wurben noch bazu in ber Praris nicht einmal inne gehalten. ’ 

Ein von beiden regierenden Häufern angenommenes Hausgefeg vom 23. Juli 
1821 ift nicht an bie Deffentlichkeit gelangt. Es ſoll hauptfählih die Apanagi- 
rung ber Prinzen u. ſ. w. betreffen. In der Regierungsfolge gilt jegt in beiden 
Häufern unbeftritten das Primogeniturreht in der männlihen Linie. Im Falle des 
Ausfterbens des Mannesftammes beider Häufer iſt durd den fpäter mehrmals 
erneuerten Bertrag von Wittftot vom 12. April 1442 dem brandenburgifchen 
(preußiſchen) Regierhaufe die Succeffion zugefichert. 

Dbere Berwaltungsbebörden. In Medlenburg- Shwerin ift aus 
der Fonftitutionellen Zeit die Einrihtung von Departements-Minifterien üßrig 
geblieben, deren Borftände jest den Titel Staatsminifter mit dem Prädilat 
„Ercellenz“ führen. Es gibt vier folder Minifterien, von denen jedoch zwei in 
einer Hand vereinigt find. Gewiffe Gegenftände find jedoch zur Eollegialiichen Be- 
handlung der Minifter vorbehalten, welche zu dieſem Behuf vereinigt das „Staats- 
minifterium“” bilden, deſſen Wirfungstreis, auf Anhalten ver Stände, durch bie 
Berorbnung vom 4. April 1853 eine erhebliche Erweiterung erfahren hat. 

Zur Kompetenz des Staatsminifteriums ftehen: die gefanmte Geſetzgebung; 
ber Verkehr mit den Ständen in Bezug auf deren politifhe Gerechtfame im All- 
gemeinen; alle Veränderungen in ber Organifation der Landesverwaltung; Vorbe ⸗ 
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über die Beſetzung höherer Beamtenftellen und über Entlaffung von 
Beamten ans disciplinarifhen Gründen; Entſcheidung von Rekurſen in Streitig- 
teiten ber Stabtmagiftrate mit den Bürgervertretungen über beider verfafjungs- 
mäßige Befugnifie, in Hypothelen- und Fideilommißſachen; ferner die Beftätigung 
erlannter Todesſtrafen; bie Beſchlußnahme über die wichtigeren Beziehungen des 
Landes zum deutſchen Bunde und über wichtige Maßregeln ver auswärtigen Bolitif; 
die hausvertragsmäßigen Kommunilationen mit Medlienburg-Strelig. 

Die übrigen Gegenftände ber Verwaltung vertheilen ſich unter vie Departe- 
ments-Minifterien wie folgt: 

Minifterium der auswärtigen Angelegenheiten, für die politifchen Be 
ziehungen zum deutſchen Bunde umb zu den einzelnen Bunbesftaaten, für ben 
diplomatifchen Verkehr mit dem Auslande, die Abſchließung von Staatsverträgen 
und die Beftellung von biplomatifhen und Hanbeld-Agenten. Gefanbte und biplo- 
matifche Agenten werden in Frankfurt, Wien, Berlin, Paris und Hamburg umter- 
halten; bie Zahl der Konfuls beläuft fih auf 128. 

Minifterium für das Junere, hat die Oberaufficht über die Eivilobrigkeiten, 
bie Handhabung der Ianbesherrlichen Polizeigewalt und die Oberaufficht über alle 
poligeilihen Behörden und Inftitute, fovann die ftaatsbürgerlihen und bürgerlichen 
Berhältniffe der Juden, die Aufnahme in den Unterthanenverband und vie Entlafjung 
aus demjelben, die Auswanderungsfahen, die auf das Militärweſen bezüglichen 
Geſchäfte ver Eivilverwaltung, die Privilegirung der Stabt- und Amtsmufilanten, 
Frohner, Schornfteinfeger und Viehverſchneider. Auch ftehen unter diefem Mini- 
fterium: das Staatsarhiv, das Regierungsblatt, das ftatiftifche Bureau, das Kar- 
tendepot, die Verwaltung des Staatstelegraphen, die Regierungsbibliothel, ber 
Staatslalender und die Nihungs- und Warbirungsbehörbe. 

Minifterium für die Finanzen, bat die Leitung des Finanz und Schulden: 
weſens, die obere Auffiht und Leitung der Verwaltung ver Abgaben, Steuern 
und Zölle, ver Domänen und Forften (mit Ausnahme der für ven großherzogli= 
hen Haushalt beftimmten), das Poftweien, die Wahrnahme der Ianbesherrlichen 
Patronatrechte in Bezug auf das Kirchenvermögen, die Berwaltung ber nugbaren 
Regalien, der Saline zu Sulz und bes Gypswerks zu Lübtfeen u. ſ. w., die Lan- 
deslotterie, alle Onavenbewilligungen und die öffentlichen Bauten. 

Minifterium der Juſtiz, mit welchem für jegt in beſenderen Abtheilungen bie 
geiftlihen Angelegenheiten, das gefammte Unterrichtsweſen und die Medici— 
nalfadhen verbunden find. 

Die Militärangelegenheiten werden durch das Milttärbepartement verwaltet, 
defien Borftand bei Berathung militärifher Gegenftände Sig and Stimme im 
Staatsminifterium bat. 

Der Minifter des Auswärtigen ift zugleich mit der Führung der Angelegen- 
heiten des großherzoglichen Haufes, foferne fie nicht zum großherzoglichen Haus- 
2 gehören, beauftragt. Dem großherzoglihen Haushalt fteht ein befonderer 

ef vor. 

Eine Eintheilung des Landes in Verwaltungsbezirke ift nur in Bezug auf 
einzelne Angelegenheiten, nicht aber im Ganzen vorhanden. Die Domanialver- 
waltung wird unter Leitung des Finanzminifteriums durch das Rammer-Kollegium 
und, was bie Forſten betrifft, durch das Forft-Rollegium geführt. Unter dem 
Kammer-Kollegtum ftehen in vier Diftriften als nievere Berwaltungsbehörben die 
—— unter dem Forſt⸗Kollegium in drei Diſtrikten die Forſt⸗Inſpel⸗ 

en. 
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In Medienburg-Strelig fteht eine Landesregierung mit kollegialiſcher 
Berfaffung, beftehend aus einem Staatsminifter und zwei Regierungsrätben, an 
ber Spige der Verwaltung. Die Angelegenheiten des großherzoglihen Hanfes und 
die Beziehungen nah Außen find dem großherzoglihen Staatsminifterium über- 
tragen, welches durch denſelben Stantsminifter, ver an der Spige der Lanbesregie- 
rung fteht, vepräfentirt wird. Sonftige höhere Berwaltungsbehörben find bie Lehen- 
Kammer, die Geheime Kommiffion (für das Schuldenweſen) und die Finanz- 
Kommiffion, ſämmtlich unter dem Präfivium des Staatsminifters, endlich bie 
Rentei. 

Bertheilung von Grund und Boden. 

I. Medienburg- Shwerin (Morig Wiggers, zwei Vorträge, gehalten auf 
ben volkswirthſchaftlichen Kongrefien zu Frankfurt a. M. und Köln. Leipzig 1860). 
Bon dem Flächeninhalt von 244,12 (Meilen fallen auf das Domanium 105,67, 
anf die Nitterfchaft 103,43, auf die Städte und ftähtifhen Güter 26,45, auf 
bie im Privatbefig befindlichen LTandgüter des „Rofloder Diſtrikts“ 0,63, auf bie 
brei Landesklöſter 7,94 DMeilen. Bei dem Domanium find bier die „inkame— 
rirten”, d. h. ehemals ritterfchaftlichen, feit vem Jahre 1748 von der Yandesherr- 
[haft erworbenen Güter (8,47 [ Meilen), welde in ftaaterechtlicher Beziehung 
noch immer zur Ritterfchaft gehören, mit angejegt, während das Gebiet der Ritter- 
haft ohne die Inkamerata beredynet ift. Bon ven 26,45 [Meilen der Städte 
fallen auf vie Landſtädte 20,76, auf Roftod 4,52, auf Wismar 1,17 Meilen. 
Der Fläheninhalt des Domanium beträgt nad den obigen Angaben 0,433, ber 
Nitterfchaft 0,423, der Städte 0,108, der Lanbesflöfter 0,033, der Privatgüter 
des „Roftoder Diſtrikts“ 0,003 Theile des ganzen Landes. 

Die Bolkszahl vertheilt ſich mie folgt: Domanium 204,949, Ritterjhaft 
136,665, Kloſtergüter 9039, Städte 176,818, ſtädtiſche Kämmereigüter 13,924, 
Summa 541,395 Seelen. 

Die Zahl ſämmtlicher Ortfhaften ift cirfa 2700. Darunter befinden fih 40 
Städte, 8 Flecken, über 1200 Dörfer und über 1400 Landgüter mit ihren Per- 
tinenzen. 

Die Städte werden in Geeftäbte (Roftod und Wismar) und Landſtädte 
getheilt. Roftod hat 24,740 Einwohner und 2676 Häufer, verfichert zu 8,581,160 
Rthlr.; Wismar 12,821 Einwohner und 1333 Häufer, verfichert zu 2,974,041 Rhtlr.; 
die 38 Landftäbte haben zufammen 139,257 Einwohner und 15,891 Häufer, ver- 
fihert zu 30,768,400 Rthlr. Die angegebenen Berfiherungsfummen befaflen nur 
bie in den betreffenden feeftäbtiihen und landſtädtiſchen Afjekuranz-Anftalten ver- 
fiherten Werthe. Von den Landſtädten ift die größte die Reſidenzſtadt Schwerin 
mit 22,003 Einwohner; 3 Städte (Güftrow, Parhim, Warne) haben zwifchen 
5000 und 10,000 Einwohner; 19 zwilhen 2500 und 5000, 9 zwiſchen 2000 
und 2500 und 6 zwilhen 1400 und 2000 Einwohner. An Aderland haben vie 
Landſtädte auf ihren Feldmarken 31,4811/, Morgen (& 300 Quadratruthen) und 
von ihrem Wieſenland verftenerten fie im legten Jahre 75403/, vierfpännige und 
50931/, zweifpännige Fuder Heu. 

Abgefehen von dem auf den ftäbtifhen Feldmarken eriftirenden Grundeigen- 
tyum gehört alles Grundeigenthum theils dem Landesheren, theild ven Mitglie- 
bern ber Ritterſchaft (mit Einjhluß der Privateigenthümer im „Roftoder Diftrikt”), 
teils den ftädtifhen Kommunen, theild den Stiftungen. 

Die Größe des länvlihen Grundeigenthums wird nad Hufenzahl beftimmt. 
Die Hufe ward in älterer Zeit zu 300 Scheffel Ausfant angenommen, befaßt aber 
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feit 1809, wo bie bisherige Steusrfreiheit für bie eine Hälfte ber ritterfchaftlichen 
Hufen aufhörte, 600 Scheffel. Bei der Bonitirung warb das Aderland in 6 Klaffen, 
von 75 bis 300 Duadratruthen auf den Scheffel, das Wiefenland in 4 Klaflen, 
von 100 bis 300 Quadratruthen auf ein Fuber Heu (gleich 2 Scheffel Ausfaat), . 
und das Weideland in 6 Klaffen, von 100 bis 500 Quadratruthen gleich) einem 
Sceffel Ausfaat getheilt. Die Waldungen famen nur nad ihrem Graswuchs und 
ihrer Weidenugung zur Bonitirung. Der Anfelog blieb fhon um bie Zeit der Ber- 
mefjung (1756— 1778) bei Weitem hinter der Wirklichkeit zurüd und fteht in Folge 
der ſeitdem eingetretenen Verbefferung und Erweiterung des Kulturlandes jest noch 
weniger. mit verfelben in Einklang. Die durchſchnittliche Größe einer ritterfchaft- 
lihen Hufe beträgt 85483,37 medlenburgifche oder 130646,125 preußiſche Qua— 
bratruthen, oder 725,81 preußifche Morgen (zu 180 preußifcher Ouabratruthen). 
Auf die Laft Ausſaat von 96 Scheffel rechnet man 6000 medlenburgifhe Dua- 
dratrutben. 

Für das Domanium ift ohne vorherige Bonitirung der Hufenftand zu 26061/, 
Hufen (mit Einfluß der Herrfhaft Wismar zu 26841/,, Hufen) angenommen, 
weldhe einen Flähreninhalt von 225,149,157 Duabratrutben haben. Außerdem hat 
der Großherzog noch einen Befig von 2401/, Hufen an infamerirten Gütern. 
Dei der Abfonderung des Staats: von dem Domanial-Bermögen im Jahr 1849 
warb, außer einem Forftareal von 1,662,369 Duabratrutbhen, ein Kompler von im 
Ganzen 2293/, Hufen aus den Domanial- und infamerirten Gütern als groß- 
berzoglihes Hausgut Fonftituirt, deſſen abgefonderte öfonomifhe Berwaltung 
ungeachtet der Aufhebung des Staatsgrunngefeges von 1849 beibehalten ift, ohne 
daß diefe Unterſcheidung auf dem Boden ber patrimonial-ftändifhen Landesver- 
Taflung irgend eine ftaatsrechtliche Bedeutung hat. 

er Hufenftand der Nitterfchaft medlenburgifben und wenbifchen Kreiſes 
beträgt 3405 Hufen 14429/,, Scheffel, mit Einfhluß von 193/, Pfarrhufen zu 
je 300 bonitirten Scheffeln. Dazu kommen die Güter der brei Fandestläfter mit 
160 Hufen 60 Sceffel, die Güter des „Roftoder Diftrifts" mit 131 Hufen 
2512/33 Sceffel, die Kämmerei- und Dekonomiegüter mit 47 Hufen 12412/5, 
Scheffel. Die ganze Summe beläuft fi hienach auf 3744 Hufen 28011/,, Scheffel. 
Nicht mitberechnet find in diefer Summe die Wismar'ſchen Landgüter, deren Hufen- 
ftand proviſoriſch zu 205/,, Hufen angenommen ift. 

Im Domanium gibt es 254 Pahthöfe, 1283 Erbpactftellen, 4165 Bauer» 
ftellen, 7209 Büdnereien, 2244 Häuslerftellen und etwa 750 Mühlen, Schmiede 
und Krüge, melde theild im Erbpacht-, theils im Zeitpachtverhältniß ftehen und 
mit Grundbefig verbunden find. Etwa die Hälfte des Domanial-Grundes ift in 
Händen Heinerer Beflger und davon ungefähr ein Drittel im Erbpachtbeſitz. Auf 
bie Quadratmeile kommen durchſchnittlich 138 grumdbefigende Familien. Eine Bauer- 
hufe bat 300 Sceffel Ausfaat. Man nennt die Bauern (Hauswirthe) Voll-, 
Halb», Drittel, Biertel-, Achtel-Hufner, je nachdem fie eine ganze, halbe zc. Hufe 
befigen. Die Biertel- und Adtel-Hufner führen ven Namen Koffaten. Die Boll- 
hufner find meiftens Erbpäcter geworben. Die Bündner find Heine Erbpächter. 
Die wenigen Groß-Büpner haben 2—4000, die Klein-Büdner gewöhnlich 800 bis 
1200 Duabratrutben. Die Häusler haben nur Haus und Hof und außerdem 
Heine Zeitpachtländereien. 

Die Ritterfhaft, mit Einfhluß der Roftoder Diftrifts-, Kämmerei-, 
Dekonomie- und Kloftergüter, zählt 659 Gutsbefiger mit 1004 Hauptgütern, 
darunter 6201/, Lehen⸗ und 3831/, Allovial-Gütern, Die Gutsbefiger find: bie 
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Landesherrichaft mit 67, 2 fürftliche Familien mit 9, 31 gräfltche Familien mit 
74, 267 freiherrliche und adelige Familien mit 353, 323 bürgerlihe Familien 
mit 368, 12 geiftlihe Stiftungen mit 84, 17 weltlide Kommunen mit 42, 6 
Bauerfchaften mit 6 Gütern. Dazu ein heimgefallenes Lehengut. Die meiften 
ritterfhaftlihen Güter haben ein Areal von 2—400,000 Quadratruthen. Es gibt 
aber auch Güter, welche eine halbe bis 1 Quadratmeile groß find, wogegen ein- 
zeine Güter faum die Größe einer Bauerhufe haben. 

Neben dem großen Grundeigenthum findet ſich im Ritterſchaftlichen nur ein 
unbebeutender Heiner Grundbefig. Man zählt etwa 1200 Erbpacht- oder Zeit- 
pachtbauern, deren Stellen meiftens nicht über 5000 Quadratruthen Ader haben. 
Nur der fünfzehnte Theil des rittterfchaftlihen Grund und Bodens gehört Hei- 
neren Befigern. Bon diefen kommen durchſchnittlich nur 27 auf die Duadratmeile, 

Der ritterfchaftliche große Grundbeſitz hat fih auf Koften des Bauerſtandes 
gebildet. Im Mittelalter nugten die Grunpherren ihre Ländereien nicht felbft, fon- 
der gaben fie ven Bauern gegen Leiſtung von Pacht und Dienften bin, woraus 
ſich ein erbliches Untereigentbum der Bauern (Bauerlehen) entwidelte. Die Bauern 
batten eine freie Gemeindeverfaffung und ein eigenes bäuerliches Gericht. Ihre 
Gehöfte waren verfäuflih und verſchuldbar. Diefes Rechtsverhältnig ward aber nad 
und nad in Frage geftellt und zulegt vollftändig bei Seite gefhoben. Die Ritter- 
{haft wußte es durchzuſetzen, daß in den Neverfalen von 1621 den Grundherren 
das Recht zuerfannt ward, die Bauern, welde nicht ein Erbzinsrecht nachzuweiſen 
vermodhten, nad voraufgegangener Kündigung von ihren Hufen zu vertreiben. Der 
3Ojährige Krieg beförderte die Verringerung der bäuerlichen Bevölterung. Im 18, 
Jahrhundert gefhah die „Legung” (Einziehung) und Berkleinerung der Bauer- 
ftellen in fehr großem Umfange. Der Erbvergleih von 1755 beftätigte die Beftim- 
mungen ber Neverfalen und erkannte ein „lambfittliches Eigenthumsrecht“ ver 
Outseigenthümer „über ihre leibeigenen Gutsunterthanen und deren innehabenbes 
Aderwert und Gehöfte" an. Nur die Nieverlegung ganzer Dörfer follte nicht 
eigenmächtig, fondern nur nad eingeholtem landesherrlichen Konfens geſchehen 
bärfen. So fam es, daß bie Zahl der ritterfchaftlihen Bauern, welche zwanzig 
Jahre nach dem Ende des ZOjährigen Krieges noch 12,000 betrug, zulegt bis auf 
den zehnten Theil davon zuſammenſchmolz. Erft nad der im Jahre 1820 erfolgten 
Aufhebung der Leibeigenfhaft fuchte die Regierung die Bauern mehr ficherzuftellen. 
Sie vindicirte fi das Recht der Einwilligung in jede einzelne Bauernlegung und 
ſuchte fih mit den Ständen über neue Srunbfäge in Betreff der Bauernlegung 
zu vereinbaren. Allein diefer Verſuch ſchlug fehl, weil, wie die Regierung jelbft 
es ausbrüdt, „vie Ritterfchaft immer noch neue Bortheile auf Koften des Bauern- 
ftandes zu erhalten fuchte und immer neue, theils wefentlih nachtheilige, theils 
ins Kleinliche gehende Abänderungen verlangte." Erft auf Antrag der Abgeorb- 
netenfammer ward ein Gefeg zum Schuß ver Bauern erlaffen (16. Auguft 1849), 
indefien auf Betrieb von Nitter- und Landſchaft am 17. November 1851 wieder 
aufgehoben. Bon den 35 Millionen Quadratruthen (gleih 53 Millionen preuß. 
Duadratruthen oder 300,000 preußifhe Morgen), welche feit 1755 theils mittheils 
ohne Konſens der Landesherrſchaft eingezogen find, fommt nur ein geringer Theil 
auf bie Zeit des fiebenjährigen Krieges. Auch ohne alle Äußere Drangjale find 
noch in den legten 30 Jahren allein mit Konfens der Regierung 31/, Millionen 
Duadratruthen, und blos in den legten zehn Jahren nad ungefährer Schägung 
im Oanzen gegen 2 Millionen medlenburgifher Quadratruthen an Banernländer 
veien eingezogen, 
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Die Lehengüter find, mit Ausnahme von 4 Kunkellehen, Iandesherrliche Mann- 
lehen. Sie find, foferne fie nicht auf den legten Augen ftehen, veräußerlich und 
verfhulbbar und fallen durch Konkurs aus der Familie. Zur Konfervirung des 

roßen Grundbefiges dienen beſonders die Fideifommiffe, deren es jegt 82 (in 50 
ehengütern und 32 Allovien) gibt. Diefelben bilden ven zwölften Theil- aller 
vitterfhaftlihen Güter und den zehnten Theil aller im Privatbefis befindlichen 
Güter. Am 16. Juni 1842 warb eine eigene Fideikommißbehörde eingefegt, welche 
die Ueberwahung und Erhaltung der vorhandenen und die Förberung neuer Stif- 
tungen dieſer Art zur Aufgabe bat. Andere Beſchränkungen der ritterfchaftlichen 
Güter Hinfichtlich des Eigenthums find folgende. Bei 38 Gütern befteht ein Ian» 
desherrliches Borfaufsrecht, bei 80 eine lanvesherrliche Refervation der hohen Jagd, 
bei 51 eing Verpflichtung zur Erneuerung der Lehenbriefe oder der Allovialitäts- 
erflärung in allen Befigveränverungsfällen, bei 83 eine jährliche Abgabe für Allo- 
dialitäts-Refognition an die großherzoglihe Kammer. Um ver Thetlung des ritter- 
ſchaftlichen Grundbeſitzes vorzubeugen, erwirkte die Ritterſchaft die Berorbnung vom 
6. Februar 1827, durch welche beftimmt wird, daß Güter von weniger als zwei 
Hufen nichts zu Erbzins weggeben, größere Güter minveftens zwei Hufen behalten 
und Güter von vier und mehr Hufen nicht mehr als zwei Hufen zu Erbzins 
weggeben ſollen. Außerdem ift bei Lehengütern für den Fall der Weggabe von 
Theilen des Gutes zu Erbzins der lehensherrlihe und agnatifche, bei allen Gütern 
aber ver kreditoriſche Konſens erforverlih. Denfelben Zwed verfolgt das Geſetz 
vom 17. April 1837, durch weldes die Abtrennung eines Nebenguts oder von 
Theilen eine® Hauptguts von letterem nur unter der Vorausſetzung geftattet fein 
fol, daß das urfprüngliche Gut mindeftens die Größe von zwei Hufen behält und 
das davon abgezweigte Gut hinter diefer Größe nicht zurüdbleibt. ‚ 
Domanium ift, unter Einwirkung financieller Rückſichten, das Beftreben 
auf Konfolivirung des Bauerftandes gerichtet geweſen und außerdem die Ent- 
ftehung Heineren ländlichen Grundbeſitzes begünftigt worden. In Folge dieſes Stre- 
bens haben ſich die Pachthöfe, melde feit 1805 an ven Meiftbietenden verpadhtet 
werben, von 271 im Jahr 1847 auf 254 im Jahr 1859 vermindert. In dem— 
felben Zeitraum verminderte fi) zwar aud die Zahl der Bauerftellen von 4586 
auf 4165, dagegen vermehrte fi die Zahl der Erbpaditftellen von 832 auf 1283, 
die der Büpnerftellen von 6669 auf 7209 und vie ver Häuslerftellen von 3 auf 2244. 

Die Bauern find aud im Domanium infofern zu Zeitpächtern herabgebrüdt, 
als fie jeve Veränderung mit ihrer Hufe zu jeder Zeit ſich gefallen laſſen müſſen, 
und nad Ablauf jever, meiftens vierzehnjährigen Pachtperiove, die dem Grundherrn 
beliebigen Pachtbebingungen ſich gefallen laſſen müſſen. Der Pachtkontrakt wird . 
ihnen „verliehen”. Wenn ber Bauer nad) Anfiht der vorgefegten Verwaltungs— 
behörde fchlecht wirthſchaftet, jo fann er auch „abgemeiert“, d. h. feiner Stelle 
entjegt werben, im welchem alle auch feiner Defcendenz ein rechtlicher Anſpruch 
auf die Nachfolge im Gehöftbefig nicht zugeftanden wird. Neben dieſer Unficher- 
beit und Abhängigkeit der bäuerlihen Befigverhältniffe, die nur durch neuerbings 
eingeführte VBerwaltungsgrundfäge gemildert wird, hat fi aus ver alten Zeit 
unter den Bauern ein eigenthümliches Erbe und Yamilienreht erhalten: die Ge— 
böftsfolge des Erftgebornen mit Borzug des Sohnes vor der Tochter, die Ausfteuer 
und Iebenslängliche Alimentation der Nahgebornen auf dem Gehöfte, das Altler⸗ 
theil, die Interimswirthſchaft im Halle der Minderjährigfeit des Erben, das 
Trauerjahr, die Leihe-Dualität der Hofwehr (mit Ausnahme eines etwaigen Super 
Inventarium) u. ſ. w. 
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Die Bererbpahtung von Bauerftellen warb feit dem Jahre 1815 ein- 
geführt, zuerft im Domanium, dann auch in ben Klofter- und Kämm . 
fowie auf ritterfhaftlihen Gütern. Der Erbpächter entridtet, außer dem bö« 
und Kaufgelve, einen jährlihen Kanon, ber nad den Durchſchnittspreiſen bes 
Roggens berechnet wird, jedoch unter Feftjegung eines Minimum, Alle zwanzig 
Jahre hat der Erbpähter im Domanium von dem Betrage des Kaufgeldes und 
des Kanons, auf alle Jahre zufammengerechnet, die Kammergebühr von 11/, Pro« 
cent zu zahlen. Er ift verpflichtet, feine Gebäude in gutem Stande zu erhalten 
und bat zu Neubauten oder Veränderungen die Genehmigung der Baubehörbe ein- 
zuholen. In der Einrichtung und Einziehung von Mietbswohnungen iſt er an bie 
Genehmigung der Behörde gebunden, ohne welde er auch fein Grunbftüd weder 
parcelliren noch mit einem andern zufammenlegen darf. Auch findet fi in Erb» 
padıtlontraften die Beftimmung, daß der Erbpädter wohnungslos gewordene 
Familien ſich von der Grundherrſchaft in feine Behaufung legen laffen muß. Das 
Grundſtück ift zwar veräußerlid und verjhulbbar, in Beräußerungsfällen aber 
genießt die Kammer ein Vorkaufsrecht. Bei Veränderungen in der Landesregierung 
oder in der Perfon des VBefigers iſt eine neue Konfirmation einzuholen und dafür 
die Laudemialgebühr zu entrichten. Gründet fih bie Befigveränderung auf Kauf 
oder Taufh, fo ift für die Konfirmation 1 Procent des Werthes zu entrichten, 
Iſt der Erbpädter mit drei Vierteljahrsraten des Kanons im Rüdftande, fo hat 
die Kammer die Befugniß, die Erbpadhtung für heimgefallen zu erklären ober eine 
Berwaltung einzufegen, fowie diefelbe auch das Vorrecht eines bejchleunigten Ere- 
futionsverfahrens bei Verzögerung der Zahlung genießt. Die bisher beſtandene 
römifcherechtlihe Inteftat-Erbfolgeorpnung ift durch Verordnung vom: 25. Jannar 
1860 in mehreren Punkten durch Beftimmungen erſetzt worden, welde ber bäuer- 
lihen Erbfolgeorbnung angehören Eine Hypothefenorbnung für bie Erbpadtgrund- 
ftüde in den Domänen, welche zugleich die Büdnereien und Häuslereien umfaßt, 
ift unter dem 2. Januar 1854 erfchienen. 

Die Büdner führen ihren Urfprung auf das Jahr 1754 zurüd. Ihre 
Einfegung hatte ven Zwed, Gelegenheit zu häuslicher Nieverlaffung zu fchaffen 
und daburd der Auswanderung entgegenzuwirken. Die Büdnereien find von ben 
bäuerlihen Erbpachtſtellen im Wefentlihen nur der Größe nad verfhieden. Die 
Büdner zahlen Kaufgeld und Grundfteuer; ihr Befig ift nach den Grundſätzen bes 
gemeinen Rechts verſchuldbar, veräußerlid und vererblid. In Fällen der Beräuße- 
rung bat jevod die Grundherrſchaft das Vorkaufsrecht, weshalb in jedem foldyen 
alle die Beftätigung des neuen Befigerd bei ber Behörde nachgeſucht werben 
muß. Bon ver neuen Inteftat-Erbfolgeorvnung für Erbpächter werden die Büdner 
nicht ergriffen. Die Klein-Büdner find webenbei Handwerker oder Taglöhner. 

Der jüngfte Zweig der Erbpädter- Familie find die Häusler (feit 1845), 
Zagelöhner, vie ein erbliches Eigenthum an Haus und arten haben. Es darf nur 
bauen, wer verheiratbet tft, Ländereien von der Kammer in Zeitpacht hat, Ver 
mögen nachweiſen fann und dann Erlaubniß bei Anweifung eines beftimmten Platzes 
erhält. Der Häusler darf fein Haus nur mit feinen Eltern, nicht mit andern, 
bewohnen, und es nur mit Genehmigung der Behörde veräußern. 

Die Künftlichkeit aller diefer nicht frei entfproffenen, fondern auf bureaukratiſche 
Anweifung entftandenen Heinen Befisthümer und der Drud, unter welchem fie im 
rechtlicher und wirthfhaftlicher Hinficht ftehen, erklärt es, wenn fie weder ihrem 
nächſten Zwede genügen, noch dem Ganzen förverlich find. 

Die unterfte und zahlreichfte Klaſſe der Ländlichen Bevölkerung bilden bie 
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Tagelöhner. Sie find theils. Hoftagelöhner, welche auf den Domanialpachthöfen 
und ben ritterfchaftlihen Gütern wohnen und hier in einem feften Dienftlontraft 
ſtehen, theils Dorftagelöhner, welche gegen perfönliche Dienfte, die fie den Bauern 
und Büdnern an einer gewiffen Anzahl von Tagen leiften, von viefen ein Stüd 
Land angewiefen erhalten und bei vefien Bebauung unterftügt werben, theils „Ein- 
lieger”, welde bei Bauern und Büdnern nur zur Miethe wohnen, ohne durch 
ein anberweitiges Tontraktliches Verhältniß auf Arbeit fichern Anfprud zu haben. 
Unter den Einwirkungen des Jahres 1848 geſchahen verfchievene Schritte, um bie 
Lage der Zagelöhner zu verbeffern und dadurch die damals ſehr aufgeregten Ge- 
müther „thunlicft zu beruhigen". Die Kammer erließ am 11. April 1848 bie 
Berfügung, daß alle Tagelöhner, welche nicht ſchon beſſer geftellt wären, fortan 
jeder 100-200 Quadratruthen Kartoffeln und Teinland und nad Möglichkeit 
Weide für eine Kuh und etwas Wiefe erhalten follten. Durch ein mit Ritter- und 
Landſchaft vereinbartes Gefeg vom 15. Mat 1848 wurde die Einfegung von 
Scievstommiffionen *angeorbnet, welche bei Streitigfeiten zwifchen Gutsherren und 
Tagelöhnern auf Antrag der Betheiligten das Maß gegenfeitiger Leiftungen 
beftimmen follten. Beide Geſetze waren augenblidiihe Nothbehelfe und unvermö— 
gend, eine dauernde Hülfe zu fchaffen. Durch das letztere warb ſogar in eine kommu— 
niftifhe Bahn eingelenft, da hier ein Eingriff in Recht und Vermögen des Ein- 
zelnen geftattet warb, freilihd ohne daß man bis zu ber Konfequenz vorzugehen 
wagte, bem Gutsherrn die Kündigungs-Befugniß zu entziehen, wodurch erft dem 
Ausſpruch der Schiedskommiſſtion Nachdruck gegeben werben könnte. 

II. Medienburg-Strelig. In Mecklenburg-Strelitz finden ſich im Wefent- 
lichen biefelben Bertheilungsverhältnifie von Grund und Boden. Das Land ent 
bält (nad der legten Zählung von 1851) auf ven 42,42 Quadratmeilen ver Herr- 
haft Stargard (nah neuerem Sprachgebrauch: des Herzogthums Medienburg- 
Strelig, over Strelig) 83,276 Einwohner, und auf den 6,77 Duabratmeilen 
des Fürſtenthums Rageburg 16,352 Einwohner, im Ganzen alfo 99,628 Ein- 
wohner, welche in 9 Stäbten und einem Antheil der Stadt Ratzeburg, 2 Marft- 
fleden, 220 Gütern ober Höfen (mit Einfhluß ber Meiereien oder Nebenhöfe), 
und 230 Dörfern und Heinen Gehöften, zufammen alfo in etwa 460 Ortſchaften 
wohnen. 

u Unter den 9 Stäpten haben 3 zwiſchen 5 und 8000, 3 zwifchen 2 und 
3000 und 3 zwifchen 1500 und 2000 Einwohner. Die 8 in der Herrihaft Star- 
gard belegenen Städte haben 3323 Gebäude mit 7503 Wohnungen, und 30,794 
Einwohner. Die Städte befigen in ihren Yelomarfen und Gütern einen Flächen- 
inhalt von 51/, Quadratmeilen. 

Das großherzoglihde Domanium, mit Ausfhlug des Kabinetsamts, hat 
einen Fläheninhalt von 24 Quadratmeilen in der Herrfhaft Stargard, (darunter 
2 — an inkamerirten Gütern) und 6 Quadratmeilen im Fürſten⸗ 
tum Ratzeburg. Die Domanialgüter der Herrihaft Stargard, wiederum mit Aus- 
ſchluß des Kabinetsamts, haben 3249 Gebäude mit 6220 Wohnungen, und 
33,947 Einwohner. Das Kabinetsamt zählt 1164 Einwohner. Das Fürftenthum 
Ratzeburg befteht, bis auf die amtsſäßige Stabt Schönberg und 3 Rittergätern 
-(Allovien) ganz aus Ianvesherrlihen Domänen; von den 16,352 Einwohnern Des 
Fürſtenthums fallen auf die Domänen 13,702, auf die Ritterfhaft 521, auf bie 
.Stäbte 2129 Einwohner, 

Die Ritterfhaft, mit Ausfhluß der inkamerirten Güter, umfaßt einen 
Flacheninhalt von 11 Duadratmeilen mit 17,371 Einwohnern in 1458 Gebäuden 
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und 2972 Wohnungen. Hauptgüter gibt e8 100, darunter 88 Lehengüter und 
12 Allodien. Unter den Befigern befinden fi die Lanbesherrihaft mit 22, 2 
gräflihe Familien mit 6, 32 adelige Familien mit 46, 22 bürgerlihe Familien 
mit 23, 1 geiftliche Stiftung mit 1, und 1 weltliche Kommune mit 2 Gütern, 
Die Hufenzahl beträgt 4711/, Hufen 602%/,, Scheffel, wovon auf bie intame- 
rirten Güter 82 Hufen 61 Seffel und auf ftenerpflichtige Pfarrländereien 231/, 
Hufen 25 Scheffel fallen. Bäuerliche Grunbbefiger, meiftens Erbpächter, gibt es 
in ber Ritterfchaft nur 83. 

Die Domänen des ftargarbifhen Kreifes zählen in 237 Drtfchaften 73 Pacht- 
böfe und Metereien, 100 Erbpaditftellen, 257 Bauern, 61 Kofjaten und 1245 
Hauseigenthümer (Heiner Büdner). Im Fürſtenthum Rageburg hat fi ein fehr 
zahlreicher, freier und wohlhabender Bauernftand erhalten. 

Bevölkerungsverhältniſſe. Die Bevölkerung ift dünner als in irgend 
einem anbern Lande. In Medlenburg- Schwerin fommen nur 2219 Einwohner auf 
die Quabratmeile, im Domanium, für fi) betrachtet, nur 1936 und in ber NRitter- 
fhaft nur 1316; in Medlienburg-Strelig nur 2012 Einwohner und in ber Herr- 
[haft Stargard nur 1951 Einwohner, 

In Medlendurg- Schwerin hat die jährliche Vermehrung ver Bevölkerung 
von 1840, wo fie 1,2 betrug, bis 1850, wo fie auf 0,8 gefallen war, relativ 
abgenommen, und feit 1851 iſt fogar eine abfolute Verminderung um 1942 Ber- 
fonen eingetreten. Die Geburten haben fi ſchon feit 1835 vermindert: im Jahre 
1835 fam eine Geburt auf 27,5, im Jahr 1845 auf 28,5, im Jahr 1855 auf 
30,6 und im Jahr 1859 auf. 29,5 Perfonen. Die umehelihen Geburten verhielten 
fih zu den ehelihen: im Jahr 1780 wie 1:17,35; 1796 wie 1: 16; 1808 bis 
1817 wie 1:12; 1818—1827 wie 1: 9,6; 1828—1837 wie 1: 7,7; 1838 bie 
1847 wie 1 : 5,3; 1848—1857 wie 1 : 4,02; 1858 wie 1 : 3,95; 1859 wie 
1: 3,87. Im Jahr 1855 kam eine Trauung auf 130 Einwohner; 1840 auf 
135,5; 1850 auf 140,5; 1859 auf 148. In den zehn Jahren von 1849— 1858 
bat das Land 58,665 Menfhen durch Auswanderung verloren, da ver Ueberſchuß 
ber Geborenen über die Geftorbenen in dieſem Zeitraum 66,419, der Zuwachs 
der Bevölkerung aber nur 7754 beträgt. In dem Zeitraum von 1811—20 fiel 
jährlih ein Selbftmorb auf 15,011 Seelen, 1821—1830 auf 11,030, 1831 bis 
1840 auf 9028, 1841—1850 auf 7300, 1859 auf 5884 Geelen. Die Ber- 
brechen vermehrten ſich in einer die Zunahme der Bevölkerung bei Weitem über- 
bietenden Progreffion. Die Zahl der beftraften Verbrechen ftieg von 950 in den 
Jahren 1827—1838 auf 1171 in ven Jahren von 1839—1850; darunter bie 
Fälle von Raub von 13 auf 32, VBrandftiftung von 29 auf 59, Todtfchlag von 
12 auf 34, Mord von 8 auf 16, Kindsmord von 25 auf 45, Nothzucht von 8 
auf 14, Blutſchande von 11 auf 26. Beſonders bemerfenswerth ift auch das Um— 
fihgreifen der Holzfrevel. Im Jahr 1853 kamen in den fchwerinifhen Domänen 
14,447 Holzfrevel, darunter 23 Jagb- und Wilpfrevel, und in den Städten mit 
größeren Forften 2330 Holzfrevel, darunter 2 Jagd» und Wilpfrevel, zur Anzeige. 
2. u“ der Frevel betrug in den Domänen 3900, in den Stäbten 

thlr. 

Landwirthſchaftliche Kultur. Seit dem Jahr 1700 fing man auf den 
Rittergütern an, die alte Dreifelderwirthſchaft mit der holſteiniſchen Koppelwirth- 
Ihaft zu vertaufchen, wobet der Ader meiftens in fieben Schläge eingetheilt ward. 
Hiedurch fowohl als durch verſchiedene andere zufammeniirtende Umftände am bie 
Landwirthſchafi namentlich feit dem Jahr 1776 fehr in Flor, und fie fteht gegen- 
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wärtig ertenfiv auf einer jehr hoben Stufe der Ausbildung. Der Werth ver Hufe 
bat nad einem Söjährigen Durchſchnitt jährlih um 12/,, Procent zugenommen. 
Der Betrag ber intabulirten Schuld der Rittergäter in Medlenburg- Schwerin war 
von cirfa 24 Millionen Thaler im Jahr 1834 auf cirfa 36 Millionen Rthlr. im 
Jahr 1849 geftiegen. Die Hypothefenorbnung für vie Rittergüter hat eine mufter- 
hafte Einrihtung. Ein im Jahr 1819 geftifteter ritterfchaftlicher Krebitverein, 
vefien firenge Targrundfäge im Jahr 1859 eine Veränderung erfahren haben, bei 
welcher der volle Werth der Güter mehr zu feinem Rechte kommt, umfaßt gegen- 
wärtig 104 Güter mit 5241/, Hufen, deren Werth auf 9,714,225 Rthlr. Et. 
geihägt if. Den landwirthſchaftlichen Interefjen dient daneben in Medlenburge 
Schwerin ver patriotifche Berein (feit 1798) mit über 1000 orbentlihen Mitglie- 
bern, in Medienburg-Strelig der landwirthſchaftliche Verein zu Neubrandenburg 
(jeit 1848). In beiden Großherzogthümern beftehen Landgeftüte und mehrere Pri- 
vatgeſtüte. Thierfhauen, Pferverennen, Ausftellungen von Mafchinen und Pro- 
buften, Wollmärfte u. f. w. beleben ven Eifer der großen wie der Heinen Land» 
wirtbe. 

Unter den fultivirten Feldfrüchten ftehen Weizen und Noggen obenan, obgleich 
fie erft im neuerer Zeit, der legtere erft feit 30 Jahren, gebaut werden. Außerdem 
werben Roggen, Öerfte, Hafer, Buchmeizen, Hülfenfrüchte, Kartoffeln, Futterkräuter, 
Taback, Flachs, Hanf u. f. w. fultivirt. Der Biehftand ift nach einer Aufnahme 
aus dem Jahre 1854 der nachftehende: in Medienburg- Schwerin: 62,128 Pferde, 
269,975 Haupt Rindvieh, 1,181,083 Schafe, 128,373 Schweine, 9393 Ziegen; 
in Medlienburg-Strelig: 31,924 Pferbe, 43,501 Haupt Rindvieh, 236,197 Schafe, 
34,455 Schweine, 4021 Ziegen. 

Bon den Bauern ward früher in Kommunion gewirthſchaftet; doch ift in 
neuerer Zeit vie Separation der Bauerhufen faft allgemein vurchgeführt und dadurch 
eine erhebliche Verbeſſerung der Kultur eingetreten. 

In der Forfttultur find die Lehengüter gewiſſen Beſchränkungen unterworfen. 
An Eichen dürfen jährlich höchſtens 12 und an Buchen nicht mehr als 50 zum 
Verkauf gefällt werben, Für größere Holzfällungen ift Iandesherrliher Konjens 
erforderlih und dafür 1/, Procent vom Kaufpreife zu entrichten. Das Eichenholz 
bildet etwa den fünfzehnten Theil, das Buchenholz etwa den fünften Theil, das 
Nadelholz etwas über die Hälfte und das weiche Laubholz (Birken, Erlen ꝛc.) 
etwa ven jechsten Theil der Waldungen. Die Domanialwaldungen enthalten in 
Mediendburg- Schwerin gegen 50 Millionen, darunter an beftandenem Holzboden 
43 Millionen Quadratruthen; in Medlenburg-Strelig über 20 Millionen Dua- 
dratrutben. 

Gewerbe und Induſtrie. Das Gewerbe fteht fehr hinter dem land- 
wirthſchaftlichen Betriebe zurüd. Der Aderbau treibende Theil der Bevölkerung ift 
viermal jo groß als der Handel und Gewerbe treibende, In den Heinen Städten 
probucirt der Handwerker wenig, da er als Nebengefhäft, welches häufig genug 
zum Hauptgefhäft wird, Aderbau und Viehzucht treibt. 

Die Urfahen ver Berlümmerung des Handwerks liegen vorzüglih in ben 
Inftitutionen, welde bie freie Bewegung hindern und die hinlängliche Verwerthung 
ber Arbeitskraft unmöglich machen. Der Gewerbebetrieb ift gebunden, theils durch 
Zunftverfafjungen und Zunftprivilegien mit ihrem Gefolge von Kontraventionen, 
Procefien ꝛc., theils durch Beſchränkung der Gewerbe auf die Stadt. Das Ber- 
hältnig von Stadt und Land in Bezug auf den Gewerbebetrieb wird durd folgende, 
fpäter nur ganz unmefentlih und in einigen wenigen Punkten abgeänderte Beſtim⸗ 
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mungen des Erbvergleichs von 1755 geregelt. Die Inhaber von Krügen Land⸗ 
Wirthshäufern) müfjen ihr Bier aus den Städten und zwar jeder aus berjenigen 
Stabt entnehmen, welche das Herfommen dafür nachweiſen kann, unter Feftfegung 
einer Biertare dur eine ftäptifche Kommiffion. Die Bauern und fonftigen Land— 
bewohner, mit Einfhluß der Schmiede, Müller, Küfter und Schulmeifter, dürfen 
nur zu eigenem Gebraud, nicht zum Verkauf brauen. Das Mähen und Brauen 
fteht ver Kammer, ver Ritterfchaft und ven übrigen Landbegüterten (Klöftern u. f. w.) 
auf den Gütern frei, nur daß fie das Malz weder in den Städten noch auf dem 
Lande verkaufen bürfen. Eben viefelben und ihre Pächter dürfen auch Branntwein 
brennen. Die Gutsbefiger und übrigen Lanpbegüterten dürfen den Branntwein 
audy auf dem Lande in Gebäuden verkaufen, aber nicht in vie Städte. Den Städten 
wird vorbehalten, die Krüge im Domanium mit Branntwein zu verfehen. Leute, 
die „Kaufmannſchaft, Krämerei und Höderei” treiben, werben auf dem Lande nicht 
gebuldet. Hinfichtlih der Handwerker beftehen folgende Sagungen. Außer ven Glas- 
hüttenmeiftern, Zieglern, Kalkbrennern, Müllern, auch Sägern, Dedern, Lemen— 
tirern oder Klemern und bergleihen follen Feine Handwerker auf dem Lande 
gehalten oder geduldet werben, ausgenommen auf jedem Gut: ein Grobſchmied mit 
einem Gefellen; ein Grob-Ravemader, zur alleinigen Berfertigung der zur Land— 
wirthihaft nöthigen Bauer- und Bauwagen, ohne Gefellen; ein Grob-Reine- 
weber mit drei Tauen; ein Bauerfchneiver ohne ©efellen; ein Maurer obne 
Gefellen oder, ftatt deffen, ein Zimmermann mit einem Gefellen; ein Tiſchler ohne 
Gefellen; ein Schuhflider ohne Gefellen, und mit dem Verbot der Anfertigung 
neuer Schufterarbeit. Die Schmiede, Maurer, Zimmerleute und Tiſchler auf dem 
Lande follen zu einer ftäptifchen Zunft gehören. Den länvlihen Handwerkern ift 
unterfagt, Arbeiten aus ben Stäbten zu übernehmen. Die Stadtobrigteiten ſollen 
beftens dafür forgen, daß die von Landleuten in den Städten beftellte Arbeit „vor- 
züglichft beförbert, tüchtig verfertigt, zur abgereveten Zeit geliefert, auch deren Preis 
nicht über die Gebühr gefett werde”. Der Ritterfchaft bleibt frei, Alles was ihre 
eigenen Unterthanen und Leute, ohne ein Handwerk gelernt zu haben, verfertigen 
fönnen, durch diefelben für fih machen zu laffen, fowie auch jedem Landbegüterten 
erlaubt ift, einen Schneider ald Bedienten zu halten und ihm fpäter das Niever- 
laſſungsrecht zur Fortfegung feines Handwerks zu gewähren. Alle die aufgeführten 
für die Ritterfhaft geltenden Beftimmungen haben aud ihre Geltung für das 
Domanium. Nebenher befteht noch ein Bannredht einzelner Städte, welches für 
einen gewilfen Umfreis den ländlichen Gewerbebetrieb felbft in den bier geftedten 
Grenzen unterfagt. Die Stadt Roſtock handhabt das ihr zuftändige Bannrecht mit 
folder Strenge, daß fie felbft in dem unter ihrer Jurispiftion und Botmäßigkeit 
ftehenden, 1700 Einwohner zählenden Hafenort Warnemünde feinen Kaufmann, 
Bäcker, Schlachter, Müller, Schiffer u. ſ. w. vuldet und die Warnemünder auf 
die Wahrnehmung der Seefifcherei, des Lootfen- und Matrofenbetriebes „als ihre 
eigentlihe Beſtimmung“ Hinweist. Manche Städte treiben auch Gewerbe für Red« 
nung ber Kommune, namentlih Müllerei; auch gibt es ſtädtiſche Ziegeleien. Roftod 
hat fi bei dem Unternehmen einer regelmäßigen Dampfſchifffahrt nady Petersburg 
mit einer hohen Summe betheiligt. Auch ift vafelbft Privaten die Anlage neuer 
Mühlen unterfagt, damit die Pachtaufkünfte der Stadtmühlen nicht Schaden leiden, 
und aus berjelben Rüdficht ift einem dortigen Müller für die Erlaubniß zur Anlage 
einer Dampfmafchine in feiner Mühle eine jährliche Konceffionsgebühr von 500 
Rthlr. auferlegt. 

Zu diefen Einengungen des Gewerbebetriebes kommt dann noch der Stand 
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ber Geſetzgebung über bie Heimatsverhältniffe hinzu. Die Ortsangehörigkeit wird 
theils durch Geburt, theils durch obrigkeitliche Verleihung begründet. In Ießterer 
Beziehung übt nur die Beforgniß vor Verarmung neurecipirter Gemeindeglieber 
den Einfluß, daß jeder Ort nad Möglichkeit gegen den andern ſich abſchließt, und 
daß in ber Regel nur folhen Petenten die Aufnahme gewährt wird, welche durch 
nachgewiefenes Vermögen die Beforgniß wegen Verarmung nit auflommen laſſen. 
Sehr ſchlimm find daher die vom Lande gebürtigen Handwerker daran, welche zur 
Ausübung ihres Betriebes des Nieverlaffungsredts in einer Stadt bebürfen. Im 
Jahr 1851 angeftellte amtliche Ermittelungen haben ergeben, daß in ven voraus: 
gehenden 10 Jahrer nur 1100 Bewohner des platten Landes als Gewerbetrei- 
bende in ben Städten aufgenommen wurben, während in bemfelben Zeitraum 
7038 Angehörige des platten Landes als Lehrburſchen und Gefellen bei ftädtifchen 
Meiftern ein und ausgefchrieben find. Der Ueberfhuß wandert aus oder friftet 
im Lande eine fümmerlihe Eriftenz. Im Jahr 1851 waren im Domanium allein 
mehr als taufend nieberlaffungsfähige Handwerker ohne Unterfommen. Auf die länd⸗ 
lihe Tagelöhnerbevölferung hat die Schwierigkeit, außerhalb ihres Heimatsorts ſich 
nieberzulaffen, den Einfluß, daß die im Jahr 1820 erfolgte Aufhebung der Leib- 
eigenf&haft fie nur formell von der Scholle gelöst hat. Sie haben zwar die Kün- 
bigungsbefugniß, gerathen aber, wenn fie von derſelben Gebrauch machen und 
anderswo nit aufgenommen werben, in bie bebrängnißvolle Lage eines Armen. 
In diefelbe Lage kommen fie, wenn der Grundherr von feinem Kündigungsredit 
Gebrauch maht und fie an einem andern Orte die nachgefuchte Aufnahme nicht 
finden. Im Domanium ift zwar Freizügigkeit für die Angehörigen deſſelben ein« 
geführt, wird aber durch den großen — illuſoriſch gemacht. 

Die wichtigſten Gewerbezweige find: Tuchweberei, Gerberei, Brauerei, Schiff, 
Maſchinen- und rg Eifengießerei, Fabrikation von Tabad, Cichorien, 
Papier, Del, Seife, Licht, Ejfig, Branntwein, das Gewerbe ver Tifchler, der Riemer 
und Sattler. Auch gibt e8 viele Theer- und Kaltöfen und Ziegeleien, eine Saline, 
ein Gypswerk, ein Braunfohlenwerf. Die Zucht von Seidenraupen wird von 
mehreren Lofalvereinen, die theilmeife zu einem Gentralverein zufammengetreten 
find, betrieben. 

Die Zahl der zünftigen und nicht zünftigen Handwerker, Fabrikanten, Rünftler, 
Dierbrauer und Branntweinbrenner in den Medlenburg Schwerin’shen See- und 
Landſtädten und dem Flecken Lubwigsluft betrug im Jahr 1849: 11,923. Auf 
dem platten Rande zählte man zwei Jahre früher: 692 Schmiede, 311 Rademacher, 
334 Tifhler, 26 Maurer, 14 Zimmerleute, 1340 fonftige Handwerker, 139 
Schulmeifter mit Handwerk (legtere faft ſämmtlich im Ritterfhaftlihen), zufammen 
2856 Handwerker mit 1937 Gefellen. 

In vielen Städten gibt es Gewerbevereine und Gewerbefchulen. Letztere erhalten 
(feit 1836) eine Unterftügung aus öffentlichen Mitteln, welche je nad der Größe 
der Stäbte jet zwiſchen 100 und 200 Rthlr. nebft einer gleihen Summe zur 
erften Einrichtung beträgt. Die Gründung eines Eentral-Gewerbevereins ift nad) 
langen Verhandlungen von der Schwerin’fshen Regierung genehmigt worben, indeſſen 
unter fo beichränfenden Bedingungen, daß es zweifelhaft erfcheint, ob das Projekt 
nicht wieder aufgegeben wird. Periodifche allgemeine Gewerbeausftellungen geben 
von der Strebſamkeit des Handwerkerftandes Zeugniß. In mehreren der größeren 
Städte find Gewerbehallen theils ſchon errichtet, theils vorbereitet. In Schwerin 
befteht eine Behörde zur Hebung inländiſcher Induftrie und ein allgemeiner Inbu- 
ſtriefonds zur Beförderung größerer inbuftrieller und fommercieller Unternehmungen, 
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aus welchem namentlich ven Tuchmacherzünften in einzelnen Städten Unterftügungen 
in Form von Anleihen zu niebrigen Zinſen gugeftoften find. Nenerbings hat der 
Gewerbeftand burd; Begründung von Vorſchuß-Vereinen mit folidarifcher Haft aller 
Mitglieder und durch Affociationen für Einfauf von Robftoffen fi felbft zu helfen 
begonnen. Es eriftiren bereits acht folder Vorfhuß-PVereine, außer mehreren älteren 
Borfhußtaffen, die no auf dem Princip der Wohlthätigfeit ruhen. 

Handel, Berkehr: und Areditanftalten. Bon größerer Bedeutung 
als die gewerbliche Inbuftrie ift der Handel. Derfelbe wird durch die Rage de 
Landes und durch natürliche und fünftlihe Kommunifationsmittel begünftigt, dagegen 
freilich dur eine den Verkehr hemmende und den Inländer zu Ounften des Aus- 
länvers bedrückende Steuergefeßgebung eingeengt und in Folge mangelnder Indu—⸗ 
ftrie und ber durch den beutfhen Zollverein bewirkten Jfoltrung auf die Ausfuhr 
der landwirtbfhaftlihen Produkte und die Einfuhr des Landesbedarfs beſchränkt. 

Die Herftellung einer Wafferverbindung zwifhen Oft- und Norbfee ift 
öfter in Anregung, aber nicht zur Ausführung gelommen. Dagegen ift bie Elbe mit 
dem Schweriner und dem Müritfee mit Hülfe ber Elde und der Stör und durch 
Kanalbauten in Berbindung gebradht worden. Die Schiffbarmahung der Elde— 
gewäfjer murbe (1831— 1837) durch eine aus öffentlichen Mitteln unterftügte Aftien- 
gejellihaft zugleih mit der Schiffbarmahung der Stör und der Havel und mit 
der Verbindung ber letteren mit der Müritz vollendet. Nah dem Bankerott der 
Atiengefellfhaft wurden (1858) dieſe Flußbauwerke von den beiden Landesherren 
übernommen. 

Der EChauffeebau begann erft im Jahre 1826 mit der Mediendurg durdh- 
ſchneidenden Berlin-Hamburger Chauffee. Im Jahr 1830 wurden für in beiden 
Lanvestheilen no zu bauende 100 Meilen Chauſſeen 10,000 Rthlr. für bie 
Meile von den Ständen bewilligt, und dieſe Landeshülfe im Jahr 1834 auf 
15,000 Rthlr. für die Meile erhöht, wovon in furzer Zeit in Medienburg- Schwerin 
82 und in Medlenburg-Strelig 18 Meilen erbaut wurden. Seitvem hörte die 
Kommunion auf, und im Jahr 1844 wurde für Medlenburg- Schwerin allein bie 
Landeshülfe für weitere 50 Meilen bewilligt, die gleihfalls fhon gebaut find. Die 
Bewilligungen gefhehen jett für jeden einzelnen Fall und werben öfter durch einen 
Zufhuß von 5000 Rthlr. auf vie Meile noch erhöht. Medlenburg- Schwerin hat 
jest cirfa 150 Meilen, Medlenburg-Strelig 35 Meilen Chauffeen, von denen aber 
feit der Konkurrenz der Eifenbahn viele Streden fo wenig rentirten, daß bie Unter: 
haltungsfoften nicht gebedt und die Chauffeen deshalb von ven einzelnen Gefell- 
ſchaften, melde fie erbaut hatten, im Stiche gelaffen wurben. Ein zwiſchen dem 
Landesherrn und den Ständen wegen der Lebernahme ſolcher Chaufjeen erwachfener 
Streit, welcher ſchon damit endigen zu wollen fchien, daß die herrenlos gewordenen 
Chauſſeen gänzlich ihrem Schickſal überlaffen blieben, ift ſchließlich dadurch beendigt 
worden, daß Landesherr und Stände viefelben gemeinfchaftlid übernahmen. 

Der Eifenbahndbau begann mit der im Jahr 1846 ihrer ganzen Aus- 
dehnung nad dem Verkehr übergebenen Hamburg-Berliner Bahn, von welder auf 
Medlenburg- Schwerin 10 Meilen kommen. Im Jahr 1850 ward die medlenbur- 
giihe Eifenbahn, von Roſtock über Schwerin auf Hagenow laufend und bier in 
bie Hamburg-Berliner Bahn einmündend und mit Berzweigungen nah Wismar 
und Güftrow, ihrer ganzen Länge nach eröffnet. Beide Bahnen find durch Aftien- 
gefellihaften gebaut; doch haben ſich Landesherrſchaft und Stände an ber erfteren, 
und die Landesherrſchaft auch an der letzteren ſtark betheiligt. Die Länge ber 
medlenburgifhen Bahn mit Einfluß der beiden Zweigbahnen beträgt 19,4 Meilen, 
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Sie beförberte im Jahr 1858 279,703 Perſonen und 2,213,076 Gentner Güter. 
Die Einnahme belief fih für erftere auf 200,712 Rthlr., für legtere auf 209,230 
Rthlr., im Ganzen unter Hinzurehnung ber Einnahmen für Gepäd, Vieh zc. auf 
431,561 Rthir. 

Nachdem ſchon im Jahr 1853 die Berwaltung der medienburgifhen Eifen- 
bahn einen elektro-magnetifchen Telegraphen in Betrieb geſetzt hatte, warb im Jahr 
1854 ein Staatstelegraph errichtet, welcher jegt in Medlenburg-Schwerin 10 
und in Medlenburg-Strelig 2 Stationen bat. Medlenburg ift ein Glied des 
deutſch⸗ oſterreichiſchen Telegraphen-Bereins ebenfo mie des bentfch-öfterreichifchen 
Boftvereins. Das Poſtweſen, weldes in Medlenburg zu den Regalien gehört, hat 
eine hohe Stufe ver Ausbildung erreicht. 

Der gefammte See- und Landhandel von Medienburg-Schwerin betrug 
im Durchſchnitt der Jahre 1854 bis 1856 jährlich 1,886,604 Gentner an Ein- 
fuhr und 2,503,788 Gentner an Ausfuhr. Im Jahr 1857 warb diefer Durch⸗ 
fehnitt bei der Einfuhr um 546,875 Gentner und bei der Ausfuhr um 258,953 
Gentner übertroffen. Bei der Einfuhr fallen im Durchſchnitt der vier Jahre 1854 
auf Berzehrungsgegenftände 27, auf Robftoffe 61 Procent, während Halbfabrifate, 
Manufalturwaaren und Kunft- und Inbuftrieerzeugniffe zufammen nur 12 Procent 
des Gewichts der Einfuhr bilden. Bei der Ausfuhr fallen auf Berzehrungsgegen- 
fände 801/,, auf Noftoffe 171/, Procent. Das Verhältnig, in welchem bie fünf 
Hanbelswege bei Einfuhr und Ausfuhr in den Jahren 1854—1857 konkurrirten, 
ſtellt ſich in folgender Ueberficht nach Procenttheilen des Gewichtes dar: 

Einfuhr 1854 1855 1856 1857 


1) zur See über Roftod 33 33 32 37 
2) zur See über Wismar 20 25 23 25 
3) per Elbe und Elde 22 16 16 11 
4) per Eifenbahn 22 21 26 24 
5) per Landfuhre 3 5 3 3 
Ausfuhr: 
1) zur See von Roftod 29 23 17 27 
2) zur See von Wismar 7 7 5 6 
3) per Elbe und Elde 19 15 17 15 
4) per Eijenbahn 42 53 56 49 
5) per Landfuhre 3 2 5 3 


Bei den vorftehenden Angaben ift der Hanbel mit Vieh noch außer Anſatz 
geblieben. Der Ueberſchuß der Ausfuhr über die Einfuhr betrug im Jahr 1857: 
ar Pferde, 2627 Stüd Rindvleh, 896 Kälber, 67,411 Schafe und 43,159 

weine, 

Bom Einfuhrhandel betrug in demfelben Jahr die Einfuhr zur See von Eng- 
fand 39, von Schweben und Norwegen 14, die Gejammteinfuhr von Hamburg 
16!1/, Procent, aus den Zollvereinsftanten 21 Procent; die Ausfuhr zur See nad) 
England 25 Procent, die Gefammtausfuhr nah Hamburg 57 Procent, nad ven 
Zollvereinsftanten 61/, Procent. Bei der Einfuhr zur See iſt Roftod mit 60, 
Wismar mit 40 Procent, bei der Ausfuhr zur See ift Roftod mit 83, Wismar 
mit 17 Procent beteiligt. 

Hauptausfuhrartitel ift Getreide, befonders Weizen, nebft Hülfen- und Del- 
früchten. Der Werth dieſer Ausfuhr wird auf jährlih 6 Millionen Thaler gefhäst. 
An Butter werden durchſchnittlich 50,000 Eentner und an Wolle 30,000 Gentner 
ausgeführt. Unter ven Einfuhrgegenftänden find Kaffe, Häringe, Reis, Salz, 
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Zuder, Syrup, Wein und Spirituofen, Tabat, Eifen und Steintohlen hervor- 
uheben. 

Sowohl die Einfuhr als die Ausfuhr zur See fteht unter der Beſchränkung 
des GStapelrehts, welches die beiten Geeftäbte genießen und mit Beftreitung der 
foftfpieligen Hafenbauten aus den Kommunalfaffen bezahlen. 

Rheverei und Schifffahrt. Roftod hat eine Handelsflotte von 351 Schiffen 
mit cirfa 44,000 Yaft zu 6000 Pfund (3 Tons); Wismar hat 48 Schiffe mit 
cirfa 5000 Laſt. Die gene ver Schiffe hat fi in den letzten 30 Jahren ver- 
doppelt, und ihre Tragfähigkeit hat ſich verdreifacht. Die Einrihtung des Rheberei« 
weſens in ven beiden Seeſtädten bewirkt indeflen, daß biefe ſcheinbare Blüthe der 
Rheverei dennoch nur für Wenige einen Ertrag abwirft, während das in bem 
Schiffen ftedende Kapital (Über 6 Millionen Thaler) fih im Ganzen nur ſchlecht 
verzinst. Die Schiffe find, da ber eigene Handel Medlenburgs fie nur zum 
geringften Theile beſchäftigen fann, hauptfählid darauf angewiefen, den Geevertehr 
zwifchen fremden Hanvelsplägen zu vermitteln und baher über alle Meere, bis 
nah DOftindien und China hin, zerftreut. Neben ver medienburgifhen Flagge führen 
die in Roftod und Wismar anfäffigen Schiffer eine befondere Roftoder und Wis- 
mar’ihe Flagge. Handels- und Scifffahrts-Verträge, auf dem Princip der Gleich- 
ftellung mit den eigenen oder mit ven Schiffen und Ladungen ber meiftbegünftigten 
Nationen ruhend, find feit vem Jahr 1823 mit Norwegen, Preußen, Norvamerifa, 
Franfreih, Belgien, Rußland, Lübeck, Hannover, Portugal, Dänemark, Defterreich, 
Schweden, Bremen, Brafilien, Holland, Hamburg, Guatemala, Tostana, Grie 
henland und Chili abgefchloffen. Dampfſchiffslinien beftehen zwifchen Wismar und 
Kopenhagen und zwiſchen Roſtock und Petersburg. 

Flußſchifffahrt wird beſonders auf der Elbe und den mit ihr verbundenen Flüflen, der 
Elve, Störund Havel, betrieben. Die Zahl der aufder Elbe fahrenden Schiffe beträgt 293. 

Unter den Inftituten für den Geloverfehr nimmt die im Jahr 1850 landes- 
herrlich Lonceffiouirte Roftoder Bank die erfte Stelle ein. Sie ward mit einem 
Atienfapital von 1 Million Rthlr. in 5000 Wktien begründet, von welder 
anfänglih nur die Hälfte ausgegeben ward. Sie erhielt, außer Porto- und Stem- 
pelfreiheit, das Recht zur Ausgabe von Noten bis zum Betrage des Stammtfapi- 
tals. Nach Ablauf der Konceffion am 1. Januar 1860 ward dieſelbe unter etwas 
weniger günftigen Bedingungen auf weitere 25 Jahre prolongirt. Die Porto- und 
Stempelfreiheit hat feitvem aufgehört, und für die Annahme der Noten in ben 
lanvesherrlihen Kaffen ift fortan eine Gebühr von 10—20 Procent vom Rein- 
gewinn, je nach der Größe des leteren, zu entrichten. Die Geſellſchaft verpflichtet 
fi), das Stammkapital binnen 5 Jahren auf 2 Millionen Rthir. zu erhöhen, 
wobei eine Vermehrung der Noten über ihren jetigen Betrag von 1 Million Rthir. 
nicht ftattfindet. Der J——— der Bank betrug im Jahr 1855: 24,847,635 
Rthlr. und war im Jahr 1858 bis auf nahe an 37 Millionen Rthlr. vorge= 
ſchritten, und ber Refervefond in dem genannten Jahr auf 98,865 Rthlr. ange- 
wachſen. Die Aktionäre erhielten, außer einem Jahrzins von 4 Procent, im Jahr 
1852 eine Dividende von 1 Procent, im Jahr 1853 von 49/, Procent, im Jahr 
1854 von 15/, Procent, im Jahr 1855 von 33/, Procent, im Jahr 1856 von 
33/, Procent, im Jahr 1857 von 4 Procent, im Jahr 1852 von 11/, Procent. — 
Die Tebensverfiherungs- und Sparbank zu Schwerin, im Jahr 1853 
begründet, vermittelt außer dur Annahme von Berfiherungen und Spareinlagen 
ben Geldverlehr aud im anderer Weije und mit fehr günftigen Erfolgen. Ueber 
bie Grenzen ihrer ftatutenmäßigen Befugniffe entftand ein Konflitt mit dem Mini- 
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fterium, welder zu einer Revifion der Statuten und zu einzelnen Beränberungen 
- in denfelben führte. — Eine hervorragende Stellung im Geldverkehr nehmen bie 
Sparkafſen ein, deren es jetzt in Medlenburg- Schwerin 27 gibt, von melden 
die zu Schwerin (begründet 1821), NRoftod (1825) und Wismar (1826) die älteften 
find. Die Gefammtjumme ver Einlagen belief fih am 1. Januar 1859 auf 
5,987,112 Rthlr., wovon auf Schwerin 2,281,286, auf Wismar 1,240,728, auf 
Roftod 951,709, auf Grabow 366,046, auf Pardhim 272,356, auf Güftrow 
157,813 Rthlr. fallen. Die eingelegten Rapitalien werben von den größeren Spar- 
laſſen meiftens in ritterfhaftlihen Gütern belegt und tragen nicht unweſentlich 
dazu bei, das Geld für viefelben wohlfeil zu machen; die Heinern Sparkaſſen ftehen 
unter Verwaltung der ftäptifhen Obrigkeiten und werben zur Abbürdung von 
Kommunaljhulden benugt. Die großen in den Sparkaffen zufammengefloffenen und 
nur zu 2 bis höchſtens 31/, — unter verſchiedenen anderweitigen Verlür⸗ 
zungen verzinsten Summen beweiſen, wie wenig Verwendung das Kapital für 
inbuftrielle Unternehmungen findet. — In Medlenburg-Strelig beftehen Sparkaſſen 
zu Neuftrelig und Neubrandenburg mit einem Einlagenbeftand von refp. 393,629 
Rthlr. und cirka 100,000 Rthlr. 

Steuer⸗ und Zollweſen Die beſtehenden vertragsmäßigen Steuern ver- 
gegenwärtigen das Bild des Patrimonialſtaats in ſeiner ungetrübten Reinheit, und 
nur in den ſeit dem Jahre 1809 hinzugetretenen außerordentlichen Steuern hat 
der Staat einen Anſatz gemacht, den Uebergang aus der Sprödigkeit des alten, 
in ber Vielheit der Sonderintereſſen befangenen in die Einheit und Gefchloffen- 
heit des neuen Staatsweſens zu gewinnen. Diefe neuen Steuern find aber nur 
eine frembartige Zuthat, welde dem alten Stenerfyftem fortwährend als ſolche 
gegenüberftebt. 

Eine Pfliht der Stände, für allgemeine Bedürfniſſe zu fteuern, fannte man 
früher nur in Bezug auf Neichs- und Kreisfteuern. Zwar übernahmen fie von 
Zeit zu Zeit die Schulden des Landesheren, aber bo immer nur aus gutem 
Willen und meiftens gegen das Yequivalent erweiterter Privilegien. Durch ben 
Erbvergläih von 1755 gingen die Stände eine Berpflihtung zur Aufbringung ei- 
nes jährlihen Steuerquantumg ein, welches als ftänbifher Beitrag „zu Garnifons-, 
Fortififations- und Legationskoften, zu Reichs», Kreis- und Deputationstagen, auch 
Kammerzielern" entrichtet und niemals erhöhet werben follte. Es war bies eine 
Averfionalzahlung, bei welcher die Anfchauung feftgehalten wurde, daß bie Prin- 
eipalpflicht zur Beftreitung der Ausgaben für öffentliche Zwecke der Landesherr- 
haft obliege. Bon der Nitterfhaft warb überbies die Steuerpfliht nur für bie 
eingezogenen Bauernhöfe übernommen. Als folhe follte, bei der Schwierigkeit, bie 
Zahl verfelben im einzelnen Falle zu beftimmen, vie Hälfte ber ritterfchaftlichen 
Hufen gelten, während die andere Hälfte fteuerfrei bleiben follte. 

Die „orbentlide Kontribution” wirb jährlih auf einem öffentlichen 
allgemeinen Landtag verfünbigt und darauf mittelft Ianbesherrlihen Eviktes aus- 
gefchrieben. Zur Bezahlung verfelben ift Ritter- und Landſchaft nur fo lange ver- 
bunden, „als diefelbe und ihre Hinterfaffen bei den Ihrigen ruhig wohnen und 
bafjelbe „zu ihrem Unterhalt und Behuf genießen können." Sie zerfällt im Do- 
manium und in ber Ritterfhaft in einen Hauptmodus (Hufeftener) und einen Ne— 
benmodus (Kopfftener) und befteht in den Städten aus verfchievenen Arten von 
direlten und indirekten Stenern. 

Im Domanium ift der Hufeftener neuerdings ‚die Yorm einer von ber 
Pachtſumme zu entrichtenden Quote gegeben worben. Die Nebenftener im Doma- 
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nium wird von ben Leuten erhoben, welche ber Hufeftener nicht unterworfen find, 
und umfaßt Grund», Bieh- und Perfonalftenern. Mittelft Zwanges zur Abnahme ' 
einer beftimmten Quantität Salz aus ver großherzoglihen Saline zu Sülz wird 
von den fhwerinfhen Domanialinfafien aud noch eine Salzſteuer erhoben. 

* Die Ritterfhaft mit Einfluß der Klofter-, Roftoder Diftrifts-, ſtädtiſche 
Kämmerei- und Delonomiegüter bat im Schwerinſchen (feit 1809) 25 Rthlr. 32 
Schill., im Streligfhen 11 Rthlr. 39 Schill. Et. von der Hufe zm zahlen. Die 
außerhalb ver Hufen in den Gütern und Dörfern wohnenden Leute zahlen bie 
Nebenfteuer, welche hier eine reine Perfonalfteuer if. Die Nebenftener wird von 
der Grundherrſchaft erhoben. Beide, die Hufen- und die Nebenfteuer, werben an 
die ftändifche Gentralfaffe, den Lanpfaften, in Roſtock eingefandt und von hier an 
die großherzoglihen Rentereien zu Schwerin und Neuftrelig abgeliefert. Die Hu- 
fenfteuer wird aud von ben infamerirten Gütern an den Landkaſten geſchickt; hin⸗ 
fihtlich der Nebenfteuer aber normirt der Domanial-Modus. 

Die ordentliche Kontribution der Landſtädte ift aus verſchiedenen Steuer- 
arten zufammengefegt und wird in jeber Stabt von einer großherzoglichen Behörde, 
der „Steuerftube”, erhoben. Die Oberbehörbe ift in Schwerin das Steuer- und 
Zolldepartement. Für ftäntifhe Zwede wird ein Zuſchlag erhoben, welcher ven vier- 
ten Theil ver Anfäge beträgt und daher ber „fünfte Pfennig" genannt wird. Auch 
zahlt der Landesherr am bie einzelnen Kämmereifaffen fünf Procent des Steuer- 
vertrages ber Stabt. Die einzelnen Steuern find: Die Haus-, die Länderei- (Ader- 
und Wiefen-), die Bieh-, die Schlacht, die Mahl-, die Handels und die Erwerb» 
und Nahrungs-Steuer. Die Schlacht- und Mahlſteuer find meiftens im Wege ver 
Bereinbarung auf eine gewiſſe Anzahl von Jahren, in Grundlage des durchſchnitt · 
lihen Ertrages, firirt. Die Handelsftener hat ver Kaufmann von dem Einlaufs- 
preife der Waaren unter Hinzurehnung ber Transportloften und ber unterwegs 
erlegten Zölle, zu entrichten. Nichtkaufleute find von biefer Steuer frei, daher 
auch Künftler und Handwerker für alles, was fie an NRobftoffen u. f. w. für ven 
Betrieb ihrer Profeifion beziehen. 

Die Aufkunft aus der ritterfchaftlihen Hufeftener beträgt in Medlenburg- 
Schwerin 95,892 Rthlr., in Medlenburg-Strelig 4748 Rthlr. aus der ritterfchaft- 
lichen Nebenfteuer refp. 11,000 und 1500 Rthlr. Nach der legten Spectalüberficht 
(aus bem Jahr 1850) betrug in Medlenburg- Schwerin die Aufkunft aus den land» 
ftäptifhen Steuern, ohne ven fünften Pfennig: an Hausftener 8309 Rthlr., an 
Ländereifteuer 2810, an Biehftener 2338, an Scharren-Schladhtfteuer 6890, an 
Haus-Schlahhtfteuer 1292, an Mahlfteuer 34,304, an Handelsfteuer 48,347, an 
Erwerb: und Nahrungsfteuer 17,140, Summa 121,530 Rthlr. In den fpätern 
Jahren hat fi der Ertrag noch erhöhet; er beläuft fi jest auf 170—180,000 
Rthlr. In Medlenburg-Strelig bringt die landſtädtiſche Steuer cirfa 30,000 Rthlr. 

Die Stadt Roftod hat ihr abgefondertes Steuerweien und fteht in biefer 
Beziehung dem übrigen Lande als Ausland gegenüber. Die in Roftod verfteuerten 
Waaren müſſen, wenn fie von ba in die Lanbftäbte gehen, die Hälfte der Han- 
belsfteuer erlegen, und bie in den Landſtädten ſchon verfteuerten, nad) Roftod ge- 
henden Waaren müffen bier fogar die volle Steuer entrichten. Die Roftoder Steuer 
(bier Acciſe genannt) befaßt vier Steuerarten: 1) eine Abgabe von zur See aus⸗ 
und eingehendem Getreide; 2) eine Acciſe von zu Lande oder zu Wafler ein- oder 
ausgehenden Waaren; 3) eine Mahl-, 4) eine Schlachtfteuer. Der Gefammtertrag 
ift in den legten zehn Jahren won cirfa 60,000 auf cirfa 80,000 Rthlr. geftiegen. 
Aus demjelben wird jährlich am die Stabt die Summe von 14,400 Rthlr. gezahlt. 
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Diefelbe erhebt außerdem auf alle dieſe Steuerarten für eigene Rechnung einen 
Zuſchlag, deffen Anfäge der Hälfte der Anfäge ber großherzoglichen Acciſe gleich- 
fommen. 

In der Stadt Wismar wirb außer vem fogenannten Staatsgelde (3150 Rtälr.) 
ein Seezoll unter dem Namen Licent von ber Landesherrſchaft erhoben, ver jährlich eirka 
15,000 Rthlr. abwirft. Dem Binnenlande gegenüber fteht Wismar noch abgefchlof- 
fener als Roftod da, indem bei Verſendung von Waaren, bie in Wismar ver- 
ftenert find, im die Landſtädte bier der volle Betrag der landſtädtiſchen Stenern 
zu entrichten ift. Die ſchwediſchen Güter find vom Licent frei. — Für eigene 
Rechnung erhebt die Stadt eine Waarenaccife von allen eingeführten und von 
ben zu Waller ausgeführten Waaren, auch eine Schlaht- und Mahlfteuer. 

Für allgemeine Lanbes- oder ftändifhe Zwede werben auferbem gewiſſe Bei- 
träge erhoben, melde den Namen „Landes-Anlagen” führen und infofern zu ben 
Steuern gehören, als fie von der Nitterfhaft entrichtet werden. Die für allge 
meine Landes-Zwede dienenden Beiträge werben von Domanium, Ritterfchaft und 
Landfhaft nach dem Terzquotenfyftem aufgebradt; vie für ſtändiſche Zwecke bie- 
nenden von Nitterfhaft und Landſchaft allein. Die Beiträge gehen, die landes— 
herrlichen nicht ausgefchloffen, in ven Landkaſten, und werben bier nach ihrer ver- 
fhiedenen Beftimmung in gefonderten Kaffen, Balancen genannt, gefammelt und 
. verrechnet. Die Beiträge des Domanium werden aus landesherrlichen Kaffen, bie 
ber Landſchaft aus der dur Erhebung des fünften Pfennigs gebilveten fogenannten 
Steuererhöhungstaffe geleiftet, nur die Nitterfhaft bringt ihre Beiträge durch eine 
Hufenfteuer auf. Die Beiträge aus den Klofter-, Roftoder Diftrikts-, ftäptifchen 
Kämmerei- und Delonomiegütern werben beiden Ständen auf ihre Quote zu Gute 
gerechnet. Für die Beiträge Roftods normirt, ſoweit nicht Averfionalfummen ver- 

lichen find, das Berhältnif der Duodez. Wismar zahlt nur zu einigen Balancen 

eiträge, erfennt aber eine Verpflichtung dazu nicht an. Die Zahl der Balancen 
für die Landes-Anlagen tft 15; von dieſen umfaſſen die 8 erften: die ordentlichen 
und bie außerorbentlihen Neceffarien (Ausgaben für ven engern Ausſchuß, für 
gemeinfame ftändifche Deputationen, Proceſſe u. f. w.), die Bebürfniffe ver Ritter- 
und Landſchaft medlenburgifhen und wendiſchen Kreifes, die der Ritterſchaft aller 
brei Kreife, die Belträge zur Unterhaltung des Ober-Appellations-Gerihts, zum 
erhöheten Etat der drei Medlenburg-Schwerinfhen Juftiz-Kanzleten, zur Unterhal- 
haltung des Kriminal-Kollegiums und bes Landarbeitshaufes, und zur ftänbifchen 
Bibliothef; die 3 folgenden: bie Unterftügung Hülfsbebürftiger; die vier legten 
das ſtändiſche Schuldenweſen. 

Nach dem Terzquotenſyſtem wird auch die Prinzeſſinſteuer — in Fällen, wo 
die Tochter eines der beiden Landesherrn ſich vermählt — aufgebracht. Sie be— 
trägt 20000 Rthlr. Roſtock zahlt dazu den ſechszehnten Theil des Geſammtbetra⸗ 
ges. Alle Beiträge, auch die der beiden Landesherren, fließen in den Landkaſten, 
und da bei der Unbehülflichkeit des Modus bei der ritterſchaftlichen Hufenſteuer 
und der für dieſen Zweck zur Anwendung kommenden landſtädtiſchen Häufer- und 
Länderei-Steuer leicht zu viel zufammengebradht wird, fo werben in folhem Falle 
jedem Theile, ver mehr als feine Duote aufgebradt hat, die Ueberſchüſſe dem— 
nächſt zurückgezahlt. 

Zur Dedung des Koſtenaufwandes, welcher in Fällen ber Lungenſeuche des 
Rindviehs zur Entfhädigung der Beſitzer für getöbtetes Rindvieh erforderlich if, 
wirb eine verhältnigmäßige Abgabe von allem Rindvieh beider Landestheile nad 
ber Kopfzahl aufgebradtt. 
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‚ > Zum Zwecke des Abtrags von Schulden, welde als gemeinfam erfannt waren, 
warb im Jahr 1809 in Medlenburg- Schwerin eine alle Einwohner des Landes 
ergreifende „außerordentlich Landeskontribution“ eingeführt. Die Dauer derſelben 
war auf höchſtens 30 Jahre berechnet; da jedoch neue Schulden und Bebürfnifje 
binzutraten, fo ward fie auch nad Ablauf jenes Zeitraumes jährlih von Neuem 
gefordert und bewilligt und ift jest als nicht mehr entbehrlihe Ergänzung bes 
alten Steuerfyftems anzufehen. Für ihre Einfammlung ward die unter ftändifcher 
Mitverwaltung ftehende „Allgemeine Yandes-Recepturkafje” errichtet. Die einfache 
Erhebung heißt Simplum, und folder Simpla werben gewöhnlich 21/, oder 3 für 
jedes Jahr bewilligt. Im Domanium und in der Ritterjdhaft iſt dieſe Steuer theils 
Hufen-, (4716 Sch. pro Huf.) theild Perfonalfteuer; in den Städten: Grund», 
Perfonal-, Handels⸗, Gewerbe- und Biehfteuer. Die Beamten zahlen eine Ein- 
fommenftener und die Kapitaliften eine Zinfenftener. In die Recepturkaffe fließen 
außerdem eine Stempelfteuer (für Kalender, Spielfarten und ſchriftliche Ausferti- 
gungen mannigfachfter Art) und eine Kollateral-Erbftener, beide gleichfalls im 
Jahre 1809 eingeführt. Später fam als neue Steuer noch die „Probeweiter 
Steuer” und der „Branntwein-Impoft” Hinzu. Die Einnahme der Recepturkaffe 
für 1860/61 warb auf 353,430 Rthlr. veranfhlagt, darunter aus 21/, Evikten 
290,000 Rthlr., Kollateral-Erbfteuer 15,000 Rthlr., Papierftempel 40,000 Rthir., 
Spielfarten- und Kalenderftenipel 3430 Rthir. Nach dem Ausgaben: Etat fommen davon 
bireft Durch die Recepturfaffe zur Verwendung 38,000 Rthlr., (barunter: PBenfionen für 
Militärs aus den Jahren 1813—15, Beiträge zur Hebammen-Unterrichts-Anftalt, 
zum Taubftummen-Inftitut, zur Erhaltung der Gendarmerie), 80,000 Rthlr. werben 
auf die Schuldentilgungstaffe, 58,000 Rthlr. zur Berzinfung und Tilgung einer Schuld 
von 1851, 155,000 Rthlr. auf die Chauffee- und Waſſerbaukaſſe und 20,000 Rthlr. 
auf den Abtrag der Abfindungsfumme für den aufgehobenen Sundzoll verwanbt. 

In Medlenburg-Etrelig befteht, ald Parallele zu der auferorventlihen Kon» 
tribution in Medlenburg-Schwerin, feit 1822 eine Steuer unter dem Namen: 
„Beiträge zur Unterhaltung des Militärkontingentes," welche an die Gentralfteuer- 
bireftion zu Neubranvenburg eingeliefert wird und cirka 40,000 Rihlr. abwirft. 
Stempel- und Kollateral-Erbftener beftehen in Medlenburg-Strelig nidt. 

Eine andere Klaſſe der Abgaben bilden die Zölle. Sie find theils Lands 
und mit dieſen gleihftehende interne Waſſerzölle, theils Tranfitzölle Die Yand- 
zölle, ihrem Urfprunge und Wefen nad die mittelalterliche Geleitsgelver, werben 
von Waaren, Probuften, Vieh u. f. w., welde die Zollftelle paffiren, nad Ge— 
wicht, Maß oder Stüdzahl erhoben. Die Zollftellen, deren es mit Einfluß ber 
Neben: und Wehrzölle in Medlenburg-Schwerin 55 und in Medlenburg-Strelik 
38 gibt, liegen theils an ben Grenzen, theild bunt und regellos durch das Land 
zerftreut. Für die Erhebung normiren an verfhiedenen Stellen verſchiedene Tarife 
(„Zollrollen“), welche theilweife no aus dem 15. Jahrhundert ftammen. Keine 
Zollrolle ift unter 250 Jahren alt. Eremtionen von der Zollentrihtung beftehen 
für die Mitglieder der Ritterfhaft und deren Pächter, für die Bürger der Stadt 
Roftod, und, in Anfehung ihrer eigenen Zollftellen, für die Einwohner einiger 
Städte. Die Aufkunft beträgt für Medlenburg- Schwerin cirka 60,000 Rthlr., für 
Medlenburg-Strelig cirfa 6000 Rthlr. 

Es befteht auch eine Anzahl Damm- und Brüdenzölle, weldhe zum Theil 
Kommunen oder Privatperfonen gehören und nicht überall als bloße Wegegelber 
aufgefaßt werben können. Namentlih hat ein von der Stadt Roftod erhobener 
Dammzoll ganz den Charakter eines Wanrenzolls angenommen, 
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Tranfitzölle werben auf der Hamburg-Berliner Eifenbahn, an ver Elbe und 
in den beiden Seeftäbten erhoben. Der Eifenbahn-Tranfitzoll gründet ſich auf den 
Bertrag, welcher zwiſchen den mit ihrem Gebiet betheiligten Regierungen im Jahr 
1841 abgeſchloſſen ward. Er beträgt 2 Schill. für den Etr. von allen tranfiti- 
renden Waaren, mit Ausnahme von Gteintohlen. Die Auffunft bob fich von 
53,000 Rthlr. im Jahr 1847/48 auf 227,000 Rthir. im Jahr 1856/57, ift aber in 
den beiden folgenden Jahren auf refp. 183,000 und 171,000 Rthlr. herabgegangen. 
Der Elbzoll wird mit dem Normalfag von 1 Sgr. 2 Pf. für die Bergfahrt und 
1 Sgr. 1 Pf. für die Thalfahrt erhoben. Die Einnahme aus dieſem Zoll ward 
durch die Konkurrenz der Eifenbahn beträchtlich gefhmälert. Sie betrug im Jahr 
1845/46: 263,468 Rthir., 1847/48: 168,591 Rihlr., 1856/57: 135,818 Rihlr., 
1857/58: 91,890 Rthlr., 1858/59: 84,933 Rıhlr. — Die Tranfitabgaben in ben 
Seeſtädten find im Jahr 1851 für diejenigen Waaren, welche von Ausland zu 
Ausland gehen, ſehr ermäßigt worden. Die Folge davon ift, daß 3. B. preußifche 
Städte mit bei weiten geringeren Unkoften ihre Fabrikate über Roſtock und 
Wismar verfenden können als mecklenburgiſche Landſtädte. s 

Man ift längft allgemein zu der Ueberzeugung von der Verwerflichkeit des 
beftehenven Steuer- und Zollweſens gekommen. Ein landesherrliches Refcript vom 4, 
November 1846 entwirft folgende Charakteriftif ver medlenburgifhen Steuern und 
Zölle: „Fehlerhaft im Princip, gegen die erften Regeln ver Staatswirthſchaft ver- 
ftoßend, hemmen und beläftigen fie in ber Anwendung den inlänvifhen Handel 
und Berfehr zur Prämie des Auslandes, drüden den geringeren Mann, während 
der Wohlhabenve, ohne dem Geſetz entgegenzuhandeln, fi ihnen zu entziehen 
vermag, erfchweren den Export der Landesprodukte, bedingen unverhältnigmäßig 
hohe Erhebungskoſten und begünftigen nichtsveftoweniger in ausgezeichnetem Grabe 
die Defraude. An fih unflar und unbeftimmt, führten vie beftehenvden Steuer: 
und Zollgefege zu Zweifeln und Differenzen über die richtige Art ihrer Anmen- 
‚bung, welde, langjähriger Verhandlungen ungeachtet, bis auf ven heutigen Tag 
noch nicht Haben befeitigt werben fünnen; auf Sitten und Zuftände berechnet, 
welche im Laufe ver Zeit einen gänzlihen Wandel erfahren haben, liegen fie im 
dauernden Konflift mit den Bebürfnifien der Gegenwart.” Ungeachtet dieſes ge— 
rechten, von dem Landesherrn felbft ausgefprochenen und von allen Einfichtigen ge- 
theilten Berwerfungsurtheild hat es den angeftrengteften Bemühungen, welde ſchon 
im Jahre 1824 begannen, bis dahin nicht gelingen wollen, eine Reform des 
Steuerweſens durchzuſetzen, weil man fi nicht entjchließen mochte, die Sache bei 
ber Wurzel, der ftänvifchen Berfafjung, anzugreifen, (I. Wiggers), das Medien- 
burgifhe Steuer- und Zollwefen. Wismar 1859. (Proſch), die Grund-Uebel des 
Medienburgifhen Steuerweſens. Roftod 1860. 

Binanz- und Schuldenweſen. Da die Landesherrſchaft über Einnahme 
und Ausgabe Keinem Rechenſchaft fhuldet und ihre Nevenuen, fo weit nicht ein- 
zelne Steuern zu beftimmten Zwecken entrichtet werben, nad ihrem Ermefjen und 
ohne irgend eine Kontrole verwendet, fo fann von einem Staatsbudget nicht tie 
Rede fein. Die Einnahme des Grofherzogs von Medlendurg-Schwerin, aus 
welcher außer dem Großherzoglihen Haushalt die Bebürfniffe der gefammten Lan- 
deöverwaltung zu beftreiten find, fofern nicht für einzelne derſelben noch fpecielle 
Bonds beftehen oder befondere Hülfsbeiträge geleiftet werden, beläuft ſich nad} einer 
anſcheinend zuverläffigen Schägung aus neuefter Zeit auf 4 Millionen Thaler. 
Diefelbe refultirt aus den Domanial-Revenüeen mit 2,240,000 Rthlr. (56 pCt.), 
den Durhgangsabgaben mit 320,000 Rthir, (8 pEt.), den Steuern. und Zöllen mit 
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1,000,000 Rtbhir. (25 p&t.) und aus fonftigen Einnahmsquellen (Poftregal, Landes- 
Iotterie u. f. w.) mit 440,000 Rthlr. (11 pCt.). Einen fehr anfehnlihen Theil der 
Ausgabe nimmt das Militär und ein zahlreiher und in feinen obern Ehargen ſehr 
hoch befolveter Beamtenftand in Anſpruch. Die drei Minifter und der Chef ber 
Berwaltung des „Hausguts“ erhalten jeder ein Gehalt von 8000 Rthlr. und freie 
Dienftwohnung. Das Hoftheater erforbert einen jährlichen Zufhuß von 50,000 Rthir. 

Die Einnahme des Großherzogs von Medlenburg- Strelig beträgt aus 
Domanium und Forften cirfa 500,000 Rthlr., aus Steuern, Zöllen und Regalien 
cirfa 82,000 Rthlr. und unter Hinzurehnung fonftiger Einnahmen im Ganzen cirfa 
600,000 Rthlr. 

Eine eigentlihe Staatsihuld eriftirt, in Ermangelung einer Staatseinheit, 
nit. Die öfgentlihen Schulden find Schulden der einzelnen Faltoren des 
patrimonial-ftändifhen Staats, des Landesherrn und der Stände, und biefelben 
zerfallen in folde, für welche diefe Theile gemeinfhaftli verhaftet find, und in 
folde, für welche nur einer diefer Faktoren für fich verhaftet ift. 

Die gemeinfamen Schulden beider in Medlenburg- Schwerin ftehen unter 
Berwaltung der Schulventilgungs-Kommiffion, welche aus 3 landesherrlihen Kom- 
miffarien und 2 ftändifhen Deputirten zufammengejegt ift. Diefelbe ift beftimmt: 
1) zur Leitung der Berzinfung und bes Abtrags einer Anleihe für ven Bau der 
Berlin-Hamburger Eifenbahn, welche im Jahr 1843 im Betrage von 1,875,000 
Rthlr. kontrahirt ward, und zur Verwaltung ber übernommenen Aktien dieſer Bahn; 
2) zur Ausftellung der Schuldverfhreibungen über die Anleihen, welhe ver Land⸗ 
taften für Chaufjee- und Wafjerbauten kontrahirt; 3) zur Verwaltung einer Ans 
leihe von 750,000 Rthlr. aus dem Jahre 1851. Die Paffiva aus dieſen drei An» 
leihen belaufen fich jest auf rejp. 1,625,750 Rthlr., 1,302,341 und 240,650 Rthlr. 
Summa 3,168,741 Rthlr. Die Aktiva beftehen in aufgefauften Obligationen der 
Eifenbahnanleihe und in Berlin-Hamburger Eifenbahnaftien, im Gefammtbelauf 
von cirka 1,740,000 Rthlr, jo daß ber Ueberfhuß ber Paffiva über vie Aktiva 
1,428,741 Rthlr. beträgt. 

Durd den Bertrag wegen der Sundzollablöfung mit Dänemarf warb eine 
Schuld von 280,247 Rthlr. kontrahirt, weldhe von den Ständen als gemeinfame 
Schuld übernommen worben ift, Der Abtrag bat am 1. Dftober 1857 begonnen 
und erfolgt durch eine vie Zinfen mitbegreifende halbjährlihe Zahlung von 10,245 
Rthlr. auf 20 Jahre, 

. Die Mittel zur Verzinfung und zum Abtrag der gemeinfamen Schulden lie- 
fert die allgemeine Landes-Receptur-Kaffe. 

Die landesherrlihen Schulden find auf gewiffe Domanialämter und 
auf den Elbzoll radicirt. Sie werben von ber „Reluitiond-Rommiffion” verwaltet, 
welche aus einem Präfidenten und drei Kommiffarien (darunter 2 Landräthen) be- 
fteht. Die Schulden betragen jetzt 5,878,358 Rthlr. Außer den Reluitions-Raflen- 
Schulden laften auf vem Domanium noch cirfa 1,500,000 Rthlr. an fonftigen lan⸗ 
beöherrlihen Schulden, im Ganzen aljo 7,378,358 Rthlr. 

Die Schulden der Stände zerfallen in Schulden ver Ritterfhaft und 
Schulden der Landſchaft jedes der beiden Landestheile. Sie werden auf dem Land⸗ 
faften verwaltet und betragen für die Stände bes fhwerinfchen Landestheiles cirka 
160,000 Rthlr., für bie bes ftreligifchen cirfa 40,000 Rthir. 

Hienach belaufen ſich die gemeinfamen Schulden mit Einfluß der noch re 
flirenden Sundzollſchuld auf cirka 1,650,000 Rihlr., bie landesherrlihen Schulden 
auf cirta 7,400,000 Athlr., bie ſtändiſchen Schulden auf 160,000 Rthlr, Summa 
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9,210,000 Rthlr. Für die Schulden der Landesherrſchaft ift in dem Domanium eine 
Hypothel vorhanden, welche mindeftens den 16fachen und noch einer großen Stei- 
gerung fähigen Werth repräfentirt. Nah Abzug ber landesherrlichen Schulven 
bleibt an gemeinfamen und an ftändifhen Schulden nur die Summe von 1,810,000 
Rthlr. übrig, was auf den Kopf der Bevölkerung noch nicht ganz 32/, Rthlr. beträgt. 
Der Schuldenabtrag allein auf diefen Theil der Schuld beläuft fich jährlich auf 
cirfa 225,000 Rthlr. 

Die Iandesherrlihen Schulden in Medlenburg-Strelig werben von ber „Ge 
heimen Kommiſſion“ verwaltet und belaufen fi auf cirfa 1,000,000 Rthir,, für 
deren Berzinfung und Abtrag jährlih 56,254 Rthlr. ausgeſetzt find. 

Gemeindewefen. Politiihde Gemeinden gibt es mur in den Städten. Auf 
dem Lande ift die Grundherrſchaft Alles in Allem. Die Bauern, Büdner, Tage 
löhner u. f. w. verhalten ſich, was die Zwecke betrifft, welde fonft durch bie 
Kommunen verwirklicht werben, entweder nur paſſiv oder doch höchſtens inſofern 
aktiv, als fie Zahlungen oder Dienfte leiften müfjen. Bei der Armenpflege gilt 
der Grundſatz, daß jeder Ort für feine Angehörigen zu forgen hat. Auf dem rit- 
terſchaftlichen Gütern liegt daher die Erfüllung diefer Pflicht dem Gutsbeſitzer 
ob; doc; gibt es über das Maß feiner Leiftungen und vie zu forvernden Gegen» 
leiftungen feine ausreichenden Vorfhriften. In ben Domanial-Hemtern beftehen 
Armenkaſſen für ven Amtsbezirk, In einigen Yemtern hat man nenerbings ben 
Verſuch gemacht, die Bauern zur aktiven Betheiligung an der Verwaltung bes 
Armenweſens heranzuziehen. Die Verarmung der Domanialbewohner ift in fteter 
Zunahme begriffen, und bie ſchwer belafteten Armentaffen reihen faum zur Ge- 
währung der nothwenbigften Unterftügung hin. Die Lokalpolizei auf dem Lande 
wird gleichfalls von der Grundherrſchaft geübt, Den einzelnen Dorfihaften fteht 
ein Schulze als von der Grundherrſchaft abhängige Lofalpolizeibehörde vor, 

Die Stadtverfafjungen find in den einzelnen Städten fehr verſchieden. 
In der Mehrzahl der Lanpftänte ift das Bürgermeifteramt mit dem Stadtrichter- 
amt verbunden. In 23 Medlenburg-Schwerinihen Landſtädten wird der Bürger 
meifter vom Landesherrn ernannt; unter den übrigen 15 Städten, wo berjelbe 
—* die ſtädtiſchen Organe gewählt wird, iſt auch noch eine gewiſſe Anzahl, wo 
die Landesherrſchaft ein Beſtätigungsrecht übt. Durch den Ausſchluß der Eximirten 
Großherzoglichen Beamten u. ſ. w.) von der Bürgerſchaft wird den Stadtvertre⸗ 
tungen eine Menge intelleftueller Kräfte entzogen, den Erimirten ſelbſt aber eine 
oft drüdende und zu mannigfahen Berwidelungen führende Ausnahmftellung an- 
gewiefen. Seit dem Jahre 1830 nahm die Medienburg-Schwerinfche Regierung in 
einer großen Anzahl von Städten Reorganifationen der Stabtverfaflungen vor, 
durch welche befonders der Einfluß der Magiftrate auf die Wahl der Bürgerrer 
präjentanten bejeitigt und ber Bürgerſchaft eine allgemeinere Theilnahme an ber- 
felben zugeftanden ward, wodurch in der Stadt Schwerin und vielen andern Stäbten 
auch die Juden fih den Zugang zum — — eröffnet ſahen. Indeſſen 
widerſprachen die Stände der Befugniß des Landesherrn, ohne Einwilligung der 
Magiſtrate und Kommunen Veränderungen in den Stadtverfaſſungen zu treffen, 
und erlangten durch ihren Widerſpruch im Jahre 1840 Siſtirung der eingeleiteten 
ferneren Regulirungen. In den Jahren 1848 und 1849 aber wurden wieder manche 
Umgeſtaltungen durch die Regierung eingeführt. Ein Verſuch, dieſelben durch ein 
allgemeines Normativ für die Wahl und Wirlkſamleit der Bürgerausſchüſſe zu be— 
—* welchen das Miniſterium ſogleich nach der Reſtauration der ſtändiſchen 

besverfaffung unternahm, ſcheiterte an dem Widerſpruch der Staͤnde, denen 
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das in dem: Gefegentwurf aboptirte Dreiflaffen-Cenfuswahl-Syftem und die Nivel- 
firung aller Stabtverfaffungen nicht zufagte. Das Minifterium machte nun auf 
eigene Hand einige der in die Stabtverfafjungen eingebrungenen Neuerungen wieder 
rüdgängig. Im Ganzen aher blieben diefelben von Beſtand. 

Ueber die Stellung der Landſtädte zur Landesherrfhaft gilt der Grundfag, 
daß das innere Regiment und die felbftändige Verwaltung des Stabtvermögens 
den Städten zufteht und das lanvesherrlihe Oberauffihtsreht nur zur Verhütung 
und Abhülfe von Mißbräuchen zur Anwendung kommt. Die Stadtrechnungen 
werben alljährlich zur Revifion an die Regierung eingefandt. Hinfihtlih der Ver— 
tretung der Kommunen auf dem Landtag und fonftigen ftändifchen Konventen be» 
fteht jest die Praris, daß die Städte durch ihre Bürgermeifter und nur aus— 
nahmsweife dur ein anderes vom Magiftrat aus feiner Mitte erwähltes Mit- 
glied repräfentirt werben, während früher die Wahl auch auf Mitgliever ber 
Dürgerfhaft fallen konnte. In einigen Städten bat ſich bei dem Bürgerausfhuß 
nod das Redt der Inftruftionsertheilung erhalten. Im Widerſpruch mit der ur- 
fprünglihen Anfhaunng, daß die ſtädtiſche Kommune, nicht der Magiftrat, durch 
den ftädtifhen Vertreter an den Landesangelegenheiten ſich betheiligte, beftreitet 
neuerdings die Regierung den Bürgerausfhüflen das Recht, Landesangelegenheiten 
in den Kreis ihrer Verhandlungen zu ziehen. 

Bei Einführung neuer oder Verärderung alter Kommunalfteuern ift in 
den Landſtädten die Einholung der landesherrlihen Genehmigung erforderlich. 
Die Landpolizei wird von den Magiftraten geübt. Für den Umfang der Befug- 
niffe ver Polizei fehlt es beinahe an allen näheren Vorſchriften. Es hängt daher 
faſt ganz vom Polizeidireftor ab, wie weit er feine Gewalt erftreden will, zumal 
da gefetlich der Polizei das Recht der Erkennung und Bollftredung felbft von ſchwe⸗ 
reren Strafen zufteht und in Bezug auf Hausfuhung und Verhaftung feine feften 
Regeln eriftiren. Für das Armenmwefen beftehen in den größeren Stäbten bejon- 
dere Urmenkollegien, in welchen auch die Erimirten, die binfichtlih der Armen- 
ftenerpflicht den Bürgern gleichftehen, vertreten find. Die Ertheilung des Nie 
dberlafjungsrehts hängt von dem Ermeflen des Magiftrats einer jeden 
Stadt ab. Grundbeſitz an einem Ort für fih allein gibt noch nicht Anſpruch auf 
Reception. 

Früher eriftirte das Medienburgiihe Staatsbürgerredht nur in Form der Orts- 
angehörigkeit. Jeder Magiftrat und jede Grundherrſchaft verlieh mit der Ertheilung 
des Heimats- und Nieverlaffungsrehts an Nichtmedlenburger dieſen bamit das 
medlienburgiihe Staatsbürgerredht. Im neuerer Zeit aber ift die Verleihung des 
Staatsbürgerrehts an Ausländer zu einem befondern von der Ertheilung des Hei- 
matsrechtd ganz unabhängigen Akt der Regierung erhoben worden. 

Das Heimatsreht kann aber felbft für Medlenburger, wenigftens im Grof- 
herzogthum Medlending- Schwerin, wieder verloren gehen. Dies geſchieht, wenn 
Jemand feine Wohnung nah von ihm ausgegangener Küntigung aufgibt und den 
Drt verläßt. Findet er nun an einem andern Orte feine Aufnahme, fo wird er 
heimatlos. Für folde Heimatlofe ift das Lanvarbeitshaus zu Güſtrow, meldes 
aus lanvesherrlihen und fländifhen Mitteln gegründet ift, der traurige Aufbe- 
wahrungsort. Für Medlenburg-Strelit befteht ein Landarbeitshaus zu GStrelig, 
welches zugleih Zuht- und Irrenhaus ift. 

Beſondere Stabtverfaffungen haben Roftod und Wismar. Die Roftoder Bürger- 
repräfentation ruhet auf dem Zunftwefen und befteht aus zwei Körperfchaften, 
Quartieren genannt, von denen das erfte 50 Deputirte der Kaufmannszunft und 
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das zweite 50 Deputirte der zünftigen Handwerksämter zählt. Das alte Selbft- 
ergänzungsrecht des Magiftrats ift in neuerer Zeit aufgegeben und den Ouartieren 
ein gleiher Antheil mit dem Rath an den Ratbsherrenwahlen eingeräumt worden, 
Wismar hat feit 1830 feine alte Stabtverfafjung mehrmals reformirt und mit 
den Forderungen der Zeit in Einklang zu bringen geſucht. 

Die Sicherheitspolizei im Lande wird im Medienburg- Schwerin durch ein 
Korps Genvarmen zu Pferde und zu Fuß, melde an ven Stationsorten unter 
landesherrlihen Special-Kommiffarien ftehen, ausgeübt. In Medlenburg-Strelig 
befteht für denſelben Zweck ein Korps Diftriftshufaren und Gendarmen zu Fuß. 
Hinſichtlich der nicht hauffirten Landftraßen gilt ver Grundfag, daß jeder Grund» 
befiger die über feine Grunpftüde führenden Wege in fahrbarem Stand zu er- 
halten hat. Die Befolgung wird durch Wegebefihtigungsbehörven gefidhert, deren 
es in Medlenburg- Schwerin 31 gibt, jede aus einem Iandesherrlihen Kommiffartus 
und zwei ftändifchen Deputirten beftehenv. 

Kirchenwefen. Das evangelifch-Iutherifche Bekenntniß errang im 16. Jahr- 
hundert den Sieg über das römifch-fatholifche und die Alleinherrfchaft im Lande. Erft 
im 17. Jahrhundert fam reformirter und römifch-fatholifher Gottespienft an wenigen 
Punkten auf. Gegenwärtig befteht eine reformirte Gemeinde zu Bütow (168 Seelen) 
und zwei römifchefatholifhe zu Schwerin und Ludwigsluſt (900 Seelen). Grie- 
chiſcher Gottesdienſt wird, in Folge von VBermählungen medienburgifcher Prinzen mit 
ruſſiſchen Pringeffinnen, nur in zwei fürftlichen Kapellen (Ludwigsluſt und Rem- 
plin) von Zeit zu Zeit gehalten. Die Israeliten verfchwanden gegen das Ende 
des 15. Jahrhunderts, wo die Rabbiner, wegen einer finftern Kriminalprocebur 
gegen eine große Anzahl Juden, Medlenburg in Bann thaten, faft auf 200 Jahre 
lang gänzlid. Gegenwärtig zählen fie in Medlenburg-Schwerin 3150 Seelen in 
43 Gemeinden, in Medienburg-Strelig 450 Seelen in 4 Gemeinden, 

Das Kirhenregiment über die lutheriſche Kirche wird, vermöge einer dyophyh— 
fitifchen Theorie vom Berhältnig des Summepiffopats zum lanbesfürftlihen Amt, 
von jedem Großherzog durch eine eigene, von der oberften Staatsbehörde unab- 
hängige Oberlirhenbehörbe, in Schwerin durch den Oberfirhenrath, in Neuftrelig 
durd das Konfiftorium, geübt. Das Recht zu biefer, erft in den Jahren 1849 
und 1850 erfolgten Abfonderung, welche in Medlenburg- Schwerin in Widerſpruch 
mit dem damals in Wirkfamkeit ftehenden Fonftitutionellen Staatsgrundgefeg und 
mit darauf bezüglichen Zuficherungen vorgenommen ward, wird aud von ben 
Ständen beftritten, welchen bei der Kirchengefeggebung wie bei ver Kirchenvifitation 
grundgefeglich eine fehr umfaſſende Theilnahme zufteht. Das zu Roftod beftehenve 
großherzoglihe Konfiftorium hat nur die Funktionen eines Kirchengerichts mit einem 
in neuerer Zeit auf die Doftrinal-, Ceremonial- und Disciplinarfahen beſchränk— 
ten Wirkungskreife. Für die Stadt Roftod felbft werben diefe Funktionen von dem 
Geiſtlichen Minifterium”, ver Geſammtheit der Roftoder Geiftlihen, geübt. Die 
hauptſächlichen Kirchengeſetze find: die Kirhenorbnung von 1602 (neu publicirt 
1650, neu abgebrudt 1855) und die Konfiftorialordnung von 1570, 

Die Landeskirche zerfällt in Superintenventur-, dieſe wieder in Präpofitur- 
kreije. In Medlenburg- Schwerin ftehen die Superintendenten, deren es, abgejehen 
von Roſtock und Wismar, fünf gibt, unter der Oberkirchenbehörde: in Medlen- 
burg-Strelig ift der Superintendent zugleich Borftand des Konfiftoriums. Die 
Gemeinden haben nur in Bezug auf Berwaltung des Kicchenvermögens eine Or- 
ganifation. In Medienburg- Schwerin gibt es außer der Hofgemeinde, mit 1 Kirche 
und 1 Prediger, und der Roftoder Gemeinde mit 5 Kirchen und 9 Previgern, aber 

Bluntſchli und Brater, Deutſches Staats-Wörterbud VI. 38 


594 Grofherzogthümer Mecklenburg. 


mit Einſchluß der reformirten Gemeinde, in 36 Präpofituren 475 Kirchen, 330 
Pfarrer und 836 Prediger proteftantifher Konfeſſion, außerdem no eine Anzahl 
Hülfspreviger. Die Zahl der Kandidaten ber Theologie hat in neuerer Zeit fo jehr 
abgenotttmen, daß eine Menge von jungen Theologen ans den Nachbarländern zur 
Belegung der Pfarren haben herangezogen werden müſſen. Für bie erfte und zweite 
Prüfung beftehen zwei vom Oberkirchenrath beftellte Kommiffionen. Bon den 330 
Pfarren ftehen 192 unter landesherrlihem, 94 unter ritterſchaftlichem, 8 unter 
ftäptifehem, 27 unter gemifchtem Patronat. In der Herrfhaft Stargard gibt es 6 
Präpofituren (Synoben) mit 37 Pfarren landesherrlihen und 17 ritterfchaftlichen 
oder ſtädtiſchen Patronats; die Geiftlichteit im Fürſtenthum Ratzeburg bildet eine 
befondere Propftei (Synode Rageburg), zu melden 8 Pfarrer, ſämmtlich landes- 
berrlihen Patronats, gehören. Prüfungsbehörbe fir die Kandidaten ift das Kom- 
fiftorium zu Neuftrelig. Bei den Pfarren ritterfchaftlihen und ſtädtiſchen Patronats 
und bei den meiften Pfarren Ianvesherrlichen Patronats findet eine Wahl aus 
drei vom Patron aufgeftellten Kandidaten Statt; bei den übrigen die „Solitär- 
präfentation” mit einem Cinfpruchsrecht der Gemeinde, bei einigen wenigen auch 
ein Alterniren beider Befehungsarten. 

Die Union zwifhen Lutheranern und Reformirten ift ansdrüdlih unter 
fagt, und die Theilnahme ber Einen an der Sakramentsfpende der Andern bedingt 
vorgängigen förmlichen Uebertritt. 

Den Römiſch-Katholiſchen wird, abgefehen von den beiden konceſſionir⸗ 
ten ©emeinden, nur das Recht einer privaten Religionsübung zugeftanden. Einem 
ohne landesherrliche Konceffion von einem utöbefiger im Jahr 1852 eingerich- 
teten Hansgottesdienft, bei welchem ein von demſelben berufener römifcher Priefter 
fungirte, ward durch gewaltfame Abführung des legteren über die Landesgrenze ein 
Ende gemacht. Sowohl reverfalmäßig als durch die Praris fteht ver Grundſatz feft, 
daß Katholiten von allen höheren Staats- und von NRichterämtern ausgſchloſſen find. 
Das landftannfhaftliche Recht wird zwar dem Befiger eines Ritterguts, welcher römifch- 
katholiſchen Bekenntniſſes ift, nicht beftritten, veffen Ausübung auch im Uebrigen 
nicht behindert; doch gilt diefes Bekenntniß als Hinderniß, wenn es fih um bie 
Beſetzung der Stelle eines Landraths, eines Mitgliedes des engeren Ausſchuſſes und 
felbft nur eines Amtsdeputirten (Dirigent eines ritterfhaftlihen Amts) handelt. 

Die Inden fanden bis zum Jahr 1813 in einem bloßen Schuäverhältnif. 
Den Schußbrief ertheilte der Landesherr. Dur einen Erlaß vom 22, Februar 
1813 wurden fie hinfichtlich des ihnen durch den Erbvergleih ansprüdlih abge 
ſprochenen Rechts der Erwerbung von Landgütern und fonftigen liegenden Gründen 
mit den Chriften gleichgeftellt. Auf Antrag ver Stände warb aber biefer Erlaf 
am 11. September 1817 wieber zurädgenommen. Spätere Berfucdhe, die Berhält- 
niffe der Juden im Wege ber Gefepgebung zu regeln, führten zu feinem Ergebniß. 
Dod war ihnen die Regierung auf abminiftrativem Wege und mittelft der mit 
den Stabtverfaffungen vorgenommenen Regnlirungen zur Erlangung bebeutenber 
Berbefferungen ihrer rechtlichen und foctalen Lage behülflih. Das Schuggeld warb 
abgeichafft, der Zugang zum Hanbwerköbetriebe, zur Advokatur (mit Ausſchluß der 
Qualifikation zum Nichteramt) und zur ärztlichen Praxis ven Juden eröffnet, jü- 
diſche Gemeindeordnungen umter Ertheilung von Korporationsrechten eingeführt, 
für Berbefferung der gottesdienftlihen Einrichtungen und des Schulmefens geforgt, 
bie Aufnahme jünifcher Einwohner in die Städte den für Chriften beſtehenden 
Normen unterworfen und ihnen in vielen Städten die aftive und paffive Wabl- 
fähigkeit für die Gemeindevertretung gewährt. 
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Eine finguläre Stellung den Juden gegenüber nehmen die Städte Roftod und 
Wismar ein, welche ven Grundſatz befolgen, feinem Juden die Aufnahme zu gewähren, 

An der Spite des jüdiſchen Religionswefens fieht in Medlenburg-Strelig 
ein Landrabbiner, in Medienburg- Schwerin ein israelitiſcher Oberrath, beftehend 
aus zwei landesherrlichen Kommiffarien, dem Yanbes-Rabbiner und mehreren jü- 
diſchen Gemeinveglievern; für die allgemeinen kirchlichen Verhältniſſe der Juden 
warb im Jahr 1840 ein Statut und im Jahr 1843 eine Synagogen-Dronung 
erlaffen, erfteres jevodh im Jahr 1853 im Sinne einiger orthoberer Separatiften 
wejentlid abgeändert. Seitvem werben die jüdiſchen Mitglieder nicht mehr von den 
Gemeinden und der Lanbes-Rabbiner nicht mehr vom Oberrath erwählt, ſondern 
fämmtlid vom Landesherrn ernannt. 

MWohlthätigfeitsanftalten. Eine hervorragende Stellung unter den Wohls- 
thätigfeitö-Anftalten nehmen die drei Landesklöſter ein, welde im Jahr 1572 ven 
Ständen zum Zweck der chriſtlichen Auferziehung einheimifcher Jungfrauen über- 
wiefen wurden. Im Laufe der Zeit hat ſich der „eingeborene Adel" in faft aus- 
ſchließlichen Befig zu fegen gewußt. Die Landſchaft bat nur die Kollation von 
drei Stellen zur vollen Geld- und Naturalhebung im Klofter Dobbertin und von 
zwei Stellen zur halben Gelohebung in jevem ber drei Klöfter erlangt; vie Stadt 
Roftod bejegt zwei Stellen im Klofter Ribnig. Alle übrigen Stellen, mit ven ftäb- 
tifchen zufammen 340 an der Zahl, darunter 56 zur vollen Geld- und Natural 
bebung, die Übrigen zu vollen, halben oder viertel Gelvhebungen, find in den _ 
Händen bes eingeborenen Adels und dienen zur VBerforgung der Töchter aus den 
zum eingeborenen Adel gerechneten Yamilien. Die Summe allein ver baaren Her 
bungen der Percipientinnen beträgt jährlich 36,485 Rthlr. Der eingeborene Adel 
befest außerdem bie Proviforen- und höheren Beamtenftellen bei ven Klöftern aus 
feiner Mitte und bat an dem reichen Kloftergut eine feiner bedeutendſten mate— 
riellen Stügen. Nach einer neueren Vereinbarung wird aus dem Dobbertiner Klo- 
fterfonds jährlich die Summe von refp. 1250 und 625 Rthlr. gezahlt für 6 Penr 
fionen zur vollen Hebung (2912/, Rthir.) und 3 zur halben Hebung (1455/, Riblr.), 
weldhe von den beiden Landesherren nad ihrem Ermeſſen an Töchter ihrer Bes 
amten verliehen werden. — Das Klofter zum heiligen Kreuz in Roftod dient zum 
Unterhalt für medienburgifche Jungfrauen und zählt 9 Konventualinnen, von wel- 
hen dem Herkommen gemäß eine adeligen Standes ift, und 12 Stellen zur halben 
und viertel Geldhebung. 

Unterridtswejen. WBiffenfhaftlide Auftalten und Vereine. 
Das Volksſchulweſen in Medlenburg Schwerin ift durch eine Schulorbnung für 
die ritter- und landſchaftlichen Schulen vom 21. Juli 1821 und eine Domanial- 
Schulordnung vom 7. März 1823 geregelt. 

Im Domanium befteht bei jevem Amt eine Schulfaffe, zu welcher die Pächter, 
Bauern, Büdner, Häusler, Einlieger, gleichviel ob fie ſchulpflichtige Kinder haben 
ober nicht, gewiſſe Beiträge entrichten müſſen. Aus berfelben erhalten die Lehrer 
bas ihnen außer den Naturalleiftungen ausgefegte Schulgeld nad Verhältniß ber 
Zahl der Sculfinder. Bon einem Lehrer follen nicht mehr als 50 Schüler unter 
richtet werden. Bei einer höheren Anzahl tritt eine Klafjentrennung unter Anſtel⸗ 
lung unverheiratheter Hülfslehrer ein. Die Lehrer müſſen ihre Borbildung im 
landesherrlichen Schullehrer-Seminar zu Ludwigsluſt erhalten oder doch bier bie 
Prüfung beftanden haben. Unterrichtsgegenftände find: Religion, Leſen, Schreiben, 
Elemente des Rechnens, der Sprachlehre und der Weltkunde. Doc fteht es dem 
Lehrer frei, den Unterricht auf Religion und Lefen zu beſchränlen. 
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In der Ritterfhaft iſt die Erhaltung ver Schule Sache ver Gutsherrfhaft. 
Bis zu 60 Feuerftellen dürfen nicht zu weit von einander entfernte Ortichaften 
zu Einer Schule herangezogen werben. Die Lehrer find in den Kirch- und Pfarr- 
dörfern wie im Domanium die Küfter. Sonft ſollen es rechtliche und unkefholtene 
Berfonen fein, weldye die Prüfung vor dem Präpofitus beftanden haben. Die Aus- 
Übung eines auf dem Lande erlaubten, nicht ftörenden Handwerks ift ihnen für 
die Nebenftunden geftattet. Ein Minimum des ihnen zu gewährenden Einkommens 
ift feftgefegt und befteht in gewiffen Naturalleiftungen und 1 Schill. 2 Penn. 
Schulgeld pro Kind und Woche während der Wintermonate. Ein ritterſchaftliches 
Schullehrerfeminar ift im Jahr 1855 mit einem fehr beſchränkten Areife von Zög- 
lingen im Klofter Dobbertin errichtet und mit einer Heinen Unterftügung aus dem 
Kloftervermögen botirt. 

Die Zahl ver Landſchulen in Medlenburg-Schwerin beträgt 1132. Davon 
fommen 575 auf das Domanium, 485 auf die Nitterfchaft, AO auf die Klöfter, 
19 auf den Roftoder Diftrift, 13 auf die ftäbtifchen Kämmerei und Defonomie- 
Güter. Mit 136 Domanialfdhulen find Inbuftrieihulen verbunden. Die Infpettion 
über die Landſchulen haben die Geiftlihen der Kirchengemeinde. Die Schulpflich 
tigkeit dauert vom vollendeten jehsten Lebensjahre bis zur Konfirmation. 

Das Schulmefen in ven Stäpten fteht unter Auffiht der Magiftrate und ift 
binfihtlih der Gelpmittel, der Lokale u. f. w. Sache jever einzelnen Stabt. In 
neuerer Zeit find im Wege ver Vereinbarung der Regierung mit den Magiftraten 
der einzelnen Städte Schulorbnungen eingeführt, welche nicht einfeitig abgeändert 
werben bürfen. Zu Rektoren und Konreftoren werben nur Kandidaten der Theologie 
ernannt; die unteren Stellen find theilweife mit Kirchenbienften verbunden. 

Ueber ven Bildungsftand der unteren Klaffen der Bevölkerung geben vie bei 
den Refruten angeftellten Ermittelungen einigen Auffhluß. Bon den Rekruten ver 
Jahre 1853—56 konnten durchſchnittlich zureihend Gedrucktes lefen 88 pCt., 
Geſchriebenes 56, fehreiben 60, redinen 54 pCt., bie übrigen alles dies theils nur 
ungenügend, theils gar nicht. Der niebrigfte Stand ver Schulbildung zeigte fi 
bei den Rekruten aus den ritterfhaftlihen und Kloftergütern. 

Gymnaſien beftehen zu Schwerin, Pardim, Güftrow, Noftod und Wismar, 
von denen bie drei erfteren landesherrlichen, die beiden letzteren ſtädtiſchen Patronats 
find. Sie find insgefammt mit NRealfchulen verbunden. Die Landes-Untverfität zu 
Roftod ward im Jahr 1419 geftifte. Das Patronat über dieſelbe war bis zum 
Jahr 1827 zwifchen dem Landesherrn und der Stadt Roftod geheilt, ift aber 
feitvem dem Landesherrn allein zugefallen. Die Univerfität zählt 23 orbentliche, 
4 außerorbentliche Profefforen, einige wenige Privatdocenten und cirfa 120 Stupenten. 

An fonftigen Unterridtsanftalten befteht eine landesherrliche Navigationsſchule 
u Wiſtrow, zwei ftäptifhe Navigationsfhulen zu Roftod und Wismar, umd ein 

aubftummeninftitut zu Ludwigsluſt. 

In Medlenburg- Strelig warb dem Domanial-Schulwefen mittelft einer 
Schulordnung vom Jahr 1826 eine gründliche Verbefferung zu Theil. Die Zahl 
der Landſchulen beträgt 231, darunter 67 ritterfchaftlihen, die übrigen landes— 
berrlihen Patronats. Ein Seminar für die Domänialfhullehrer befteht zu Mirom. 
Oymnafien gibt es zu Neuftrelig, Neubrandenburg und Friedland. Das erftere 
ift landesherrlichen, die beiden legteren find ftäbtifhen Patronats, Die Gymnaſien 
zu Neuftrelig und Neubrandenburg haben Realſchulen zur Geite. 

An wiffenfhaftlihen Vereinen find zu nennen: Der Berein für medflenbirr- 
giſche Geſchichte und Alterthumskunde in Schwerin, die naturforfhende und bie 
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philomatiſche Geſellſchaft zu Roſtock, der Berein ber freunde ber Näturgefchichte, 
der Berein der medlenburgifhen Thierärzte. Unter ven öffentlichen Bibliotheken find 
bie bedeutendſten: die Univerfitäts- und vie ritter- und landſchaftliche Bibliothek 
zu Roftod, die Regierungsbibliothel zu Schwerin, die großherzoglichen Bibliotheten 
zu Ludwigsluft und zu Neuftrelig. Buchhandlungen gibt es in Medienburg- Schwerin 
17, in Wedlenburg-Strelig 5, Buchbrudereien refp. 22 und 5. 

Medicinalweien. In jevem ber beiden Großherzogthlimer fteht an ber 
Spige des Medicinalweſens ein Medicinal-Kollegium. Medlenburg- Schwerin ift in 
16 Kreis- oder Stadtphyſikatsdiſtriklte, Medlenburg-Strelig in 7 Kreisphufifats- 
diftrifte getheilt. Im erfterem zählt man 191 praftifche Aerzte, 46 Wundärzte, 
16 Zahnärzte, 50 Thierärzte, 63 Apotheker; in legterem 31 praftiiche Aerzte, 8 
Wundärzte erfter und 22 zweiter Klaffe; 3 Zahnärzte, 17 Thierärzte, 12 Apo- 
thefer, 49 Hebammen. Für den Unterricht der Hebammen befteht in Roftod eine 
mit der Univerfität verbundene Lehranftalt. Irren-Heilanftalten befinden fich in 
Sachſenberg bei Schwerin und in Roftod, eine Irren-Pflegeanftalt zu Dömig. See— 
babanftalten beftehen zu Doberan (Heiligendamm), Warnemünde und Bolterhagen, 
ein Soolbad zu Sulz, Mineralbrunnen-Anftalten zu Doberan und Goldberg. 

Nechtöpflege,. In der Rechtspflege macht ſich bei der großen Mafje ver« 
jhiedenartiger Rechtsquellen der Mangel einer einheitlichen Geſetzgebung täglich 
fühlbarer. Die Nievergerihte werden durchweg noch von Einzelrichtern, die theil- 
weife fogar kündbar find, verwaltet. Ungeachtet mancher neuerer Berbefferungen ift 
bei ihnen, mehr aber noch bei den Landesgerichten, das Berfahren langfam und 
foftfpielig. Für Kriminalfachen befteht nach wie vor das fhriftlihe und heimliche 
Berfahren mit allen feinen Mängeln in voller Geltung, da die eingeführten Schluß- 
verhanblungen feine wefentlihe Bebentung haben, wogegen bie Zweds leichterer 
Ueberführung der Angefhulvigten neuerdings erlaffenen Geſetze genügende Garantien 
zum Schub des Unſchuldigen durchaus vermiffen laffen. Auch entbehren die jüngften 
Strafgefege vielfach der nothwendigen Beftimmtheit und ſcharfen Begrenzung und 
geftatten deshalb willkürliche Ausdehnungen und Beihränfungen. Dies gilt beſon— 
ders von dem Geſetz zum Schug wider den Mißbrauch der Preffe, welches über- 
dies der Borwurf trifft, daß es durch Legalifirung abminiftrativen Einfchreitens, 
befonders dur das dem Minifterium eingeräumte Recht der Unterbrüdung von 
Zeitfchriften und der über den Druder zu verhängenden Konceffionsentziehung vie 
freie Gedanfenäußerung in ber einheimifchen Preffe zu einer Unmöglichkeit ge— 
macht hat. 

Die Niedergerichtsbarkeit wird in den Domänen burd die Amtsgerichte ge- 
übt, in ven ritterfhaftlihen und übrigen Landgütern durch die Patrimonialgerihte, 
in Roftot und Wismar durch die ftädtifchen Gerichte, in den Städten Schwerin 
und Parhim durch die Magiftrats-Gerichte, in der Stadt Grabom und ben Stre- 
litzſchen Städten Neubrandenburg und Friedland durch das vereinigte Stabt- und 
Magiftrats-Gericht, in den übrigen Städten durch die großherzoglichen Stadtrichter, 
ſoweit es ſich um Civilſachen handelt, und durch die Stadtmagiſtrate als Waifen- 
und Patrimonial-⸗Gerichte, jo weit es ſich um Pupillenſachen und um bie Jurisdiktion 
in ſonſtigen Fällen, auch um die Jurisdiktion über Stadt-Grundſtücke handelt. In 
den ritterſchaftlichen und übrigen Landgütern in Mecklenburg-Schwerin ſind, in 
Gemäßheit der landesherrlichen Konftitution vom 21. Juli 1821, die Gerichts— 
herren größtentheils zu Gerichtsvereinen zufammengetreten, deren es für bie Civil- 
jurispiftion 25 und für die Kriminaljurispiktion 33 gibt. In Medienburg-Strelig 
eriftiren für Eivilfachen diefe Patrimonialgerichtsverbände nicht; dagegen haben ſich 
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vie ritterfchaftlihen Gerichtsherren zu einem Gerichtsverbante für Kriminalfachen 
zuſammengeſchloſſen. 

Die dargelegte Einrichtung zeigt in den meiſten Fällen die Bereinigung rich— 
terliher und abminiftrativer TIhätigfeit in Einer Perfon. Ueberbies wird die Un: 
abhängigfeit der ſtädtiſchen Obrigkeiten dadurch jehr beeinträchtigt, daß vielfach die 
Bürgermeifter von den ritterfhaftlihen Patrimonialgerichtsherren als Richter an- 
geftellt find, 

Lanvesgerichte find in Medienburg- Schwerin die Juftiztanzleien zu Schwerin, 
Güſtrow und Roſtock, und in Medlenburg-Strelig die Juſtizkanzlei zu Neuftrelig. 
Diefelben bilden für bie Erkenntnifje ver Niebergerichte die höhere, und für alle 
von ber Niedergerichtsbarkeit Eximirten, foweit biefelben nit unter einem Spe- 
eialgericht, 3. B. dem Univerfitäts-Oericht in Roftod, einem Militärgericht u. ſ. w. 
ihren Gerichtsſtand haben, vie erfte Inſtanz. Mit den Landesgerichten in einer 
Linie ftehen für vie der ſtädtiſchen Jurisdiktion angehörigen Einwohner der Städte 
Roftod und Wismar die dortigen ſtädtiſchen Obergerichte. 

Für einen befhränften Kreis fchwererer Verbrechen dient als Unterfuhungs- 
gericht das Kriminal-Kollegium zu Bützow, mweldes durch Verordnung vom 1. Febr. 
1856 aud als Spruchbehörde für bie erften Erkenntniſſe in den von ihm geführten 
Unterfuhungen eingefegt ift. 

Die höchfte für beide Großherzogthümer gemeinfhaftliche Inftanz ift das Ober- 
Appellations-Geriht zu Roftod. Es nimmt Appellationen an von ben Erfennt- 
niffen, und Ouerelen über das Berfahren der vier Juſtizkanzleien, ver Konfiftorlen 
zu Roftot und Neuftrelig, des alademifchen Gerichts zu Noftod, auch der Magi- 
ftrate zu Roftod und Wismar, imgleihen ber Militärgerichte in bürgerlichen 
Saden und aller übrigen Gerichte über landesherrliche Diener oder fonftige 
Erimirte, ift aud zugleich Obergeriht und legte Inftanz für Ariminalfachen. 

In Medlenburg- Schwerin beträgt die Zahl der Kanzlei-Aovotaten 296. Prü- 
fungsbehörden find: 1) Das Ober-Appellationg-Gericht für die Mitglieder eben 
diefes Gerichts, der Juftizkanzleien, des Kriminal-Kollegiums, ver Amts-, Stadt · 
und fonftigen Special-erichte, au der Magiftrats- und aller übrigen Patrimo- 
nial-⸗Gerichte; 2) eine aus Mitglievern der Juftiztanzlein und Profefforen ber 
Univerfität zufammengefegte Kommilfion für vie Rechtskandidaten zur Advolatur 
oder zum Auditorat bei Amts-, Stadt: oder Magiftrats-Gerihten; 3) bie Yuftiz- 
fanzleien für die vom Dekan der Juriftenfafultät zu Roſtock kreirten Notarien 
zum Zwed ihrer Immatrikulation. Die Zahl der immatrifulirten Notarien beträgt, 
mit Einfluß der Advokaten, welche zugleich Notarien find, 384, In Medlenburg- 
Strelig gibt es 55 Advokaten, bie meiftens zugleih Notarien, und 26 Notarien, 
die nicht zugleich Advokaten find. 

Die Yandes-Strafanftalt zu Dreibergen zählt 231 Sträflinge, darımter 153 
männlihen und 78 weiblihen Geſchlechts. 

Militärwefen. Zum veutihen Bundestontingent ftellen Medlenburg- 
Schwerin 5967, Medlenburg-Strelig 1197 Mann. Beide gehören zur zweiten 
Divifion des zehnten Bundes-Armeekorps. Abgeſehen von diefem Berhältnig zum 
Korpsverband führt das Schwerinfthe Kontingent für fih ben Namen „Divifion“. 
Diefelbe befteht aus folgenden Truppentheilen: I. Infanterie: Grenadier-Garde⸗ 
Cerftes) Bataillon, zweites, drittes, viertes Bataillon, Jägerbataillon, die vier er- 
fteren zu 4, das legtere zu 2 Kompagnieen. II, Kavallerie: ein Dragoner-Regiment 
zu 4 Schwabronen. II. Artillerie: 2 Batterien. IV. Pionier-Abtheilung. Die 
Garniſon des Dragoner-Regiments iſt Ludwigsluſt, die des zweiten und bitten 
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Bataillons Wismar und Roftod, die der übrigen Truppentbeile Schwerin. Das 
Streligfche Kontingent war bisher zu einem Infanterie-Bataillon formirt, zu wel- 
chem aber neuerbings eine Batterie zu 4 Geſchützen hinzugelommen if. Die Re- 
frutirung geſchieht durch Ausloofung mit dem Syſtem der Stellvertretung. Die 
Dienftverpflihtung dauert ſechs und für einen Theil der Mannjhaft ſieben Jahre. 
Doch werben in Frievenszeiten ſämmtliche Mannfchoften nach zweijähriger Dienft- 
zeit auf Grofurlaub entlaffen. In Bezug auf die Refrutirung zerfällt Mecklen— 
burg- Schwerin in zwei Militär-Diftritte (Schwerin und Güftrow). Die obere Re- 
frutirungsbehörde ift im jebem biefer Diftrifte und in Medienburg-Strelig aus 
einem lanbesherrlichen Kommiſſarius und zwei ftänbifchen Deputirten zufammen- 
eſetzt. 

In Schwerin beſteht eine Militär-Bildungs-Anftalt, in welcher Kadetten auf 
bie Porteger-Fähnriche-, und Porteger-Fähnriche auf vie Officiers-Prüfung vor- 
bereitet werben. Mit geringen Ausnahmen find die Dfficiersftellen durch Ädelige 
beſetzt. 

Ordenszeichen. Ein eigentlicher Orden exiſtirt nicht. Doc find in neuerer 
Zeit verſchiedene äußere Kennzeichen ausgezeichneten oder längeren Dienſtes ges 
ſtiftet worden. Dieſe find in Mecklenburg-Schwerin: eine Mebaille in Gold und 
Silber mit der Infchrift „dem Künften und Wiffenfhaften” oder „dem reblichen 
Manne, dem guten Bürger”, eine Militärverbienftmebaille für Taprerteit in dem 
Feldzuge von 1813 und 1814, eine Kriegsdentmünze für Militärs aus den Jahren 
1808 bis 1815, ein Militärverbienftkreuz für Auszeihnung im Kriege, eine Ver— 
bienftmebaille, ein Auszeihnungs-Rnopf für Unterofficiere, und in beiden Groß— 
berzogthümern: ein Militärdienſtkreuz für 12-, 18- und 25jährigen Militärbienft. 
Die Kloftervamen in ben brei Landesklöſtern tragen ein von ber Herzogin Luife 
Friederile im Jahr 1763 ihnen verliehenes Ordenskreuz pour la vertu mit einem 
von der Herzogin Luife im Jahr 1781 zum Gnadenzeichen hinzugefägten filbernen 
Stern auf der linfen Bruft; bie zur vollen Gelvhebung und ein Theil ver zur 
halben Geldhebung ftehenden Damen tragen, nad) einer Verleihung der Großher— 
zogin Augufte vom 26. Mai 1853, baffelbe Ordenskreuz mit einer Schleife an, 
der linken Schulter. 

Literatur. Rudloff, Hanbbud ver medlenburgiihen Gedichte. 1780 bis 
1822. 3 Theile. (Bis 1621). v. Lützow, Gefchichte von Medlenburg. Berlin 
1827 — 1835. 3 Bde. (Bis 1632). Boll, Geſchichte Medlenburgs mit befonderer 
Berüdfihtigung der Kulturgefchichte. Neubrandenburg 1855. 2 Bde. (Bis 1848), 
Hagemeifter, medlenburgifhes Staatsrecht. Roſt. 1793. — Raabe, medlenbur- 
giihe Baterlanvstunde. Wism. 1857—1860 (Bis jest 11 Seferangen.) — 

— gero. 
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Wie ſchon in dem Artikel „Geſundheitspflege — Geſundheitspolizei“ erörtert 
wurde, iſt ſowohl die Sorge des Staates und der Gemeinde für Leben und Ge— 
ſundheit ihrer Augehörigen als auch die Rechtspflege vielfach auf das fachverftän- 
dige Urtheil von Medicinern verwieſen. Die öffentlihe Geſundheitsſorge, ſoweit 
fie mediciniſcher Vorkenntnifſe und Beiſtandleiſtung bedarf, nennt man Mebicinal- 
polizei oder polizeiliche Medicin, pie Beiftanbleiftung ber mediciniſchen Wiſſenſchaft 


600 Medicinalbehörden. 


zu Gerichtszweden gerichtliche Mebicin. Die Summe ver für bie polizeiliche und 
gerihtlihe Medicin zufammen erforberliden Kenntniffe wird unter ber gemein- 
Ihaftlihen Benennung „Staatsarzueifunde" zufammengefaßt. Diefe Kenntniffe, 
namentlich die für die polizeiliche Medicin erforderlihen, find fo durch ſpecielles 
Stubium und fpecielle Uebung bebingt, daß fie nicht ohne Weiteres von jedem 
Arzte verlangt werben fünnen, und tie Staatsregierung beftellt daher allenthalben 
bejondere Organe und Beamte für die Ausübung der Staatsarzneitunde und zwar 
in der Regel gemeinfchaftlich für die beiven Zweige berfelben. Dieje Organe und 
Beamten begreift man unter dem Austrud „Medicinalbehörden“. 

Das ganze Mevicinalwefen fteht unter dem Minifterium des Innern. Ihm 
ift gewöhnlich (unter dem Titel eines Dbermebicinalrathes u. dgl.) ein mediciniſch 
gebilveter Referent für Medicinalangelegenheiten beigegeben. Der Umfang ver Ge- 
ſchäfte, welche die Leitung des Mepicinalwefens mit fi bringt, ift jevod zu groß 
und die Summe der erforderlichen Kenntniffe zu umfaſſend, als daß die Thätig- 
feit und das Wiffen Eines Mannes in allen Fällen ausreihte, und es pflegt 
daher als unmittelbar dem Minifterium des Innern untergebene Behörde ein aus 
Medicinern gebilvetes Kollegium (Medicinal- oder Dbermedicinaltollegium) zu 
beftehen, deſſen Direktor gewöhnlid ter Medicinal-Referent im Minifterium des . 
Innern ift. Diefes Kollegium muß nicht nur in allen wichtigeren in vie Staats- 
arzneitunde einfhlagenden Fragen von dem betreffenden Minifterium zum Out- 
achten aufgefordert werden, fondern es muß aud die Kompetenz haben, von allen 
bieher gehörigen Berhältniffen und Vorgängen Kenntniß zu nehmen und von 
Amtswegen bie nöthigen Anträge zu ftellen. Zwedmäßig wird aud ein wiflen- 
ſchaftlich und praftifch gebilveter Pharmaceut dem Kollegium beigegeben, oder wenig— 
ftens in ſolchen Fällen, welche ſpeciell pharmaceutiſche Kenntnifje erheifchen, zugezogen. 

Wenn aud zunächſt dem Minifterium des Innern unterftellt, muß das 
DObermedicinalfollegium gleihwohl für jedes Minifterium, welches deſſen Rath zu 
öffentlichen Zweden bebürfen follte, feine Dienfte leiften, namentlich aud für das 
Juftizminifterium in mediciniſch-gerichtlichen Fällen, wo vie Gerichtshöfe eine Re— 
vifion ber vorliegenden gericdhtssärztlihen Gutachten durch die oberfte Inftanz für 
nöthig erachten. Die Mitgliever und beſonders der Direltor des Obermebicinal- 
follegiums müffen mit ſolchen Gehalten ausgeftattet fein, daß fie ihren Amtöge- 
fhäften nöthigenfalls aud mit Bernadläßigung der Ärztlihen Praris nachlommen 
tönnen. Sie von der Ärztlihen Praris ganz auszufhließen, ift nicht rathfam, da 
fie dadurch Leicht in eine einfeitig theoretifche Richtung gebrängt werben. 

In ähnlicher Weife pflegt in größeren Staaten auch der Provinzialftelle oder 
Kreisregierung ein Kreismedicinalrath als Referent in mediciniſch-polizeilichen und 
mebicinifch-gerichtlihen Angelegenheiten und ebenſo ein Medicinalkollegium beige- 
geben zu fein. Bon ihnen gilt das oben Bemerkte. Die Funktionsgehalte der Beiſitzer 
des Kollegiums fünnen geringer fein, da auch der Gefchäfte nicht jo viele fein werben. 

Da und dort fungiren auch die mebicinifhen Fakultäten ver Landesuniver« 
fitäten als Mebdicinalfollegien oder Mevdicinalfomites. 

Unter ber Provinzialftelle endlich ftehen als Bezirks-Sanitätsbeamte die Amts- 
ärzte (Landgerichts-, Kantonsärzte, Phofici.) Sie haben theils vie mebicinifch- 
techniſchen Maßregeln, foweit nicht der Gefihtspunft polizeilihen Zwanges in ben 
Borbergrund tritt, anzuorbnen und zu vollziehen, theild ber Bezirkspolizeibehörde 
und aud ber Kreisregierung mebicinalpolizeilide und den Gerichten mebicinalge- 
richtliche Gutachten abzugeben, ferner das untergeorbnete Mebicinalperfonal (Apo- 
theler, Bader, Hebammen, Leihenbefchauer) zu beauffihtigen, endlich aber Beobach⸗ 
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tungen über den Geſundheitszuſtand ihres Bezirkes und die daſelbſt vorkommenden 
trankmachenden Urſachen und Einflüffe anzuſtellen und für die Erhaltung und 
Berbeſſerung des Geſundheitszuſtandes der Bewohner Vorſchläge zu machen. Mit 
dieſen umfaſſenden Geſchäften verträgt ſich eine ausgedehnte ärztliche Praris nicht 
wohl, und es muß daher der Gehalt fo regulirt fein, daß der Amtsarzt nicht 
bauptfächlih auf die Praxis angewiefen if. Kaum durchführbar ift die z B. in 
Bayern theilmeije beftehende Eimrihtung, wonad die Amtsärzte auch noch die un- 
entgeltlihe ärztliche Behandlung ber armen Kranken beforgen follen. Der Bor» 
ſchlag, den Amtsärzten die geridtlich- mebicinifhen Gutachten, die ja jeder prak⸗ 
tiſche Arzt beforgen könne, abzunehmen, vürfte fi) weniger empfehlen; eher wird 
zur Ermittelung höherer Gehalte vie Vergrößerung ber Phyſilatsbezirke, fo daß ein 
folder mehrere einzelnrichterliche Bezirke umfaßte, eine zwedmäßige Mafregel fein. 

In manden Ländern finden fi neben ven Amtsärzten noch befondere Amts» 
hirurgen. Ein dringendes Bedürfniß hiernach kann nicht anerfannt werben. 

In Frankreich beftehen am Site ver Präfelturen ſowohl als der Unterprä» 
fetturen unbefolvete Gefundheitsräthe, Conseils d’hygiöne publique et de salub- 
ritE von 7 bis 15 Mitgliedern, welche 3. B. bei Konceffionirung von Gewerben und 
Babrifen, deren Betrieb ungefunde Dünfte verbreitet, mit-ihrem Gutachten ver- 
nommen werben. 

Wir haben im Borhergehenten des Unterfchieves zwifchen Gefundheitspflege und 
eigentliher Gefunpheitspolizei nicht gedacht, wie er aud in ven wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitungen der Mebdicinalpolizei ignorirt zu werben pflegt. Bon Gefunbheits- 
polizei ift eigentlih nur da zu reben, wo bie gebietende und zwingende Gewalt 
des Staates thätig ift. Wo der Zwed durd Anregung, Belehrung und Hülfelet- 
ftung verfolgt wird, nennt man bies richtiger Geſundheits pflege. (S. den Artikel 
„Geſundheitspflege — Gefunpheitspolizei”.) Diefer Unterfchied offenbart fi na» 
mentlih aud in der Organifation ver Behörden. Sahe ber oben geſchilderten 
Mevicinalbehörben ift zunächft und hauptfächlic die Gefundheitspflege. Wo Zwang 
und Gebot nothwendig wird, alfo vie Sache eine wefentlich polizeilihe Natur an= 
nimmt, tritt auch die Thätigkeit der eigentlichen Polizeibehörven ein. 

Die Literatur f. in dem mehrerwähnten Artitel „Gefundheitspflege, Ge— 
ſundheitspolizei.“ Medicnd, 


Meineid. ©. Eid. 
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Menfchenrechte. 


In der gefhichtlihen Entwidelung ver Völker und Staaten treten periobifch 
Ideen als Anforderungen an das Leben hervor, welche bie bewegenden Kräfte einer 
Epoche werben und alle Wünſche und Beftrebungen in einer Richtung zu einem 
Ziele hindrängen. Bisher war es das Schidfal faft aller neuen Principien, daß 
fie nur nad) langen und ſchweren, Ausfchreitung, Umfturz und Zerftörung herbei- 
führenden Kämpfen mit den gegebenen Zuftänvden basjenige Maß der Geltung 
erlangen konnten, weldes ihnen, in richtiger Ausgleihung mit anderen Anforbe- 
rungen. und Mächten des Lebens, gebührt. Es ift zwar öfter behauptet worben, 
daß die Principien und Kräfte, welche ala Hebel der Zerftörung geſellſchaftlicher 
Zuftände angewandt wurden, ſich nicht zum befjeren Aufbau ber Ordnung eignen. 
Diefe Anſicht ift aber nur theilweife begründet, denn eine jede Idee und Kraft 
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Kann fi überhaupt nur als eine Macht bes Lebens erweifen, wenn irgenb ein 
pofitiver Beftandtheil des Wahren, Guten und Rechten als Kern in ihr enthalten 
äft, der zwar, in der Bermifhung mit den menfchlichen Leidenfhaften, Gährung 
und Sprengung beengenber formen hervorruft, aber doch ſchließlich als ber eigent- 
lihe Gehalt des Entwidelungsprocefies zurädbleibt. So hat auch die bee eines 
allen Menſchen angeborenen Rechtes, obwohl fie ald Hebel angewanbt wurbe, 
um die ganze Geſellſchaft aus ihren geſchichtlichen Wurzeln, aus allen Angeln 
ber überlommenen Zuftände herauszureißen, durch die ganze von ihrem Im— 
pulfe geleitete Bewegung zur Befeftigung ver Wahrheit beigetragen, daß es Rechte 
bes Menfchen gibt, die von jeder pofitiven ftaatlihen Anertennung unabhängig 
find, den Grund ber Geltung in dem vernünftig-freien Weſen des Menfchen 
haben, zur Ermöglidung ver menjhliben Beftimmung dienen und .bei allen 
äußeren poſitiv⸗rechtlichen Beftimmungen die leitende Norm fein follen. Es ift aud 
eine eitle und bisher fruchtlos angewandte Mühe, gegen dieſe Lebensivee im 
blos negirendem Streite aufzutreten. Die Wiffenfhaft fann nur die Aufgabe haben, 
zur Sichtung des Wahren und Falfchen, das Princip felbft in feinem legten Grunde 
und in dem innigen Zufammenhange mit denjenigen Grunvbegriffen des praltiſch⸗ 
gefellichaftlihen Lebens nachzuweiſen, durch welde es feine richtige Begrenzung 
erhält und vor der Lostrennung von dem höheren ethiſchen Ganzen bewahrt wird, 
welche gewöhnlich zu einer — Richtung führt. 

Die Idee eines durch das Weſen des Menſchen geſetzten Rechtes war ſchon 
dem Alterthum bekannt. Sie mußte ins Bewußtſein treten, als das Daſein eines 
ewigen göttlihen Princips in dem Weſen und Leben aller Menſchen klarer erfaßt 
wurde. Als eine göttlihe von menſchlicher Satung unabhängige Idee war das 
Recht ſchon früh erfannt worden, und Sophofles konnte im Geifte der Zeit bie 
Antigone (Antigone B. 456) eben fo einfah als ſchön fagen laſſen: „Nicht heute 
nur und geftern, ſondern dieſes Recht lebt ewiglih, und Niemand weiß, wann 
es erſchien.“ Aber es bezeichnete einen weiteren Fortſchritt, ald das ewige göttliche 
über allen Menſchen waltende Recht auch als ein inneres, allen Menſchen ange 
flammtes, Recht begriffen wurde. Diefer Kortfehritt wurde angebahnt durch Platon, 
als er in dem Menfchen ein ewiges und unfterblihes Princip, eimen göttlichen 
Geiſt ertannte, der berufen ift, nach den göttlichen Urbilvern oder Ideen durch bie 
entfprehenden Kräfte und Tugenden das menſchliche Leben zu geftalten, insbefon- 
dere aber, durch die Idee und Tugend des Rechts, alle Ideen, Geelenträfte und 
Tugenden in verhältnigmäßiger Beftimmung veffen, was einem jeven Theile im 
Thun und Empfangen zutommt, zu einem harmoniſchen Ganzen zu verknüpfen 
und dieſe harmonifhe Orbnung im Cinzelmenfhen wie in dem großen Menſchen, 
im Staate, aufzubauen. Auch Ariftoteles betrachtet, im Weſentlicher mit Platon 
übereinftimmend, die Gerechtigkeit als die ganze Jugend, welche für jede Thätig- 
keit der Seele als Richtſchnur gilt, wenn er aud die befondere Gerechtigkeit nach 
ben äußeren Berhältnifjen beſtimmt. Die eigentliche fubjeltive Berechtigung ift jedoch 
von biefen Philofophen noch nicht erfannt, indem fie das Recht noch vorwaltend. 
als eine objektive Norm faflen. Erft im Stoicismus, in weldhem die Philoſophie 
fi) mehr auf das Subjeft zurüdzieht, tritt auch das fubjeltive Moment hervor. 
Die Wreiheit wird ald ein angeborenes Recht erkannt, die Sklaverei verdammt, 
die Welt als ein großer, Gott und die Menſchen umfaflender, Staat betrachtet, 
befien höchſtes Geſetz (convenienter natur vivere) aud in dem irbifcdh-menjch- 
ligen Staate gelten fol, in weldem, bei dem rechtſchaffenen Leben eines Jeden 
(boneste vivere), alle ſich als gleiche Glieder des Gemeinweiens im Than umb 
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Laſſen (suum cuique tribuere, neminem ledere) betradhten follten. In Cicero's 
Schriften wurden die Lehren dieſer drei Schulen nur weiter verarbeitet. Im römi- 
ſchen Rechte, in meldem überhaupt die fubjeftive Auffaffung des Rechts vorwal- 
tend wird, erfennen die fpätern großen Rechtsgelehrten (Ulpian), nad Naturrecht 
alle Menſchen als gleih (1. 50 D. 17. 32) umd als frei an ($ 2 J. 1. 2.). 

- Erft durch das Chriftenthum wurde in der Lehre vom Gott-Menfhen, in 
der innigften wejenhaften Berfnfipfung Gottes und der Menfchheit, die Gleichheit 
aller Menfhen vor Gott, die geiftige und fittliche Freiheit und die alle Menſchen 
in ber Lebensgemeinfhaft mit Gott als Vater und unter fih als Brüder ver- 
Mmüpfende Liebe verkündet und die Grundlage zu einer Lehre vom Recht ges 
legt, in welcher dasſelbe nach den brei widtigften Momenten als eine göttliche, 
alles menfchliche Leben beherrſchende Eigenfhaft Gottes, als eine objektive Norm 
und, in Beziehung zur menſchlichen Perfönlichkeit, als fubjektive Berechtigung 
anfgefaßt wurbe. In der gefhihtlihen Entwidelung dieſer dur das Ehriften- 
thum gewonnenen Grundlagen laffen fid bis auf die neuefte Zeit drei entſprechende 
Perioden unterjheiden. Zuvörberft wird das Recht im innigen Zufammenhange 
mit Religion und Moral in der vorwaltenden Einheit feiner Momente, jedoch haupt⸗ 
fählih als göttliche Eigenfhaft und Ordnung bei Kirchenvätern aufgefaßt. Das 
Mittelalter, welches fih in der Scholaftit hauptfählih an Wriftoteles anlehnt, 
fieht darin vorwaltend eine objektive Norm (Thomas von Aquino). Die Refor- 
mation an zuerft das Princip der unmittelbar mit Gott verbundenen Perfön- 
lichkeit zur Geltung, und die fih daran fließende Wiedergeburt und Fortbildung 
des Naturrehts nimmt, abgefehen von dem Leibnig-Wolfifhen Syfteme, immer 
mehr eine fubjeltive Richtung, fo daß zulest das an ſich unentbehrliche objective 
Princip der Norm nur aus dem Subjefte, feinem Willen oder feiner Bernunft abge- 
leitet werben fol. Eine höhere Rechtsauffaffung, wie fie duch die Krauſe'ſche Theorie 
eingeleitet ift, wird die verfchievenen Seiten und Momente des Rechts unter ſich 
inmerlid zu verknüpfen und in vem ganzen und vollen Begriffe des Rechts auch 
bie platonifhe und riftlihe Auffaffung der Gerechtigkeit in fi aufzunehmen haben 
(f. Ahrens, jurift. Encykl. ©. 72). 

Seit der Reformation nimmt der neue Geift vorwaltend die Richtung auf 
vie Berbefferung und Umbildung der ftaatlihen Ordnung, melde mit Recht als 
eine eben fo unmittelbare göttliche Ordnung als die Kirche anerkannt wurde und 
nach dem Princip der freien Perfünlichkeit und zur Gewähr ihrer Rechte umge— 
ftaltet werden follte. Die Grundwahrheiten, welche das Chriſtenthum über das 
höhere göttlihemenfhlihe, von aller ftaatlihen Anerfennung unabhängige Wefen 
aller Menſchen ausgefprohen hatte, wurden jet, in vormwaltender Richtung anf 
das Gebiet des Rechts und des Staats, immer beftinmter als allgemeine Men- 
ſchenrechte aufgefaßt. Wie das Chriftenthum felbft bei feiner Entftehung ſich außer: 
halb des Staats geftellt und durch jeine höhere Macht den alten Staat überwunden 
hatte, jo wurde jet der ideale Standpunkt des Chriftenthums über dem Staate 
in einen empiriſchen Zuftand des Menfhen vor dem Staate, in den Naturftand 
umgewandelt, und bie natürlihen Rechte des Menfchen follten den Grunbriß für ben 
ſtaatlichen Neubau bilden. Diefe Idee ver Menſchenrechte hat eine unumftößliche, 
in dem Wefen bes Menfchen wurzelnde Wahrheit; fie ift ein Ausfluß des ewigen 
göttlichen Princips, welches in jenem Menfchen Lebt, in der Vernunft, dem Licht⸗ 
organ des göttlichen Urlichts, feine Yeuchte, in der Freiheit feine bewegende Kraft, 
in der nach gottähnlicher Vollendung ringenden Perſönlichkeit feinen lebendigen 
Träger erhält. Diefes Princip ftellt in der Ausbildung zu allem Guten die gleiche 
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Aufgabe für Alle, weist in dem gemeinſamen Urſprunge und Weſen das brüderliche 
Band nach, welches in der Gemeinſchaft alle in werkthätiger Liebe umſchlingen ſoll, 
und verlangt für dieſe menſchliche Weſenheit und Beſtimmung, für die Erfüllung 
der daraus entſpringenden Pflichten die entſprechenden Rechte und ihre Gewähr 
in dem Staate. Das Daſein von Menſchenrechten als rechtlicher Ausdruck der 
menſchlichen Perſönlichkeit, als Vorbild und leitende Norm für die rechtliche Rege— 
lung der wichtigſten Lebensbeziehungen iſt daher amfich über allen Zweifel erhaben. 
Es gibt ein Recht der menſchlichen Perfönlichkeit überhaupt und, darin begriffen, 
auch ein Recht ver Gleichheit und der Ungleichheit, der Freiheit, und, wenn man e8 
fo ausprüden will, aud der Brüderlichkeit, d. b. des theils nothwendigen, theils 
freien werfthätigen Eintretens bes Ginen für Andere. Aber welche Berzerrung 
haben nicht diefe Rechte in der Wiffenfhaft und im Leben erfahren! Sowie in der 
Natur das milde, Leben und Lebensfreude wedende Licht und die zerftörende Flamme 
biefelbe Duelle haben, fo find aud die Menjchenrechte der hellleuchtende Streif in 
ber neuern chriſtlich jumanen Entwidelung gewefen, zugleich aber als Branpfadel 
zur Zerftörung ber überlieferten Staatsorbnung gefchleudert worben. Der vornehmfte 
Grund der Abirrung und Verzerrung ift aber darin zu fuchen, daß die Rechtsidee 
von allen andern Lebensideen, fowohl von der Religion, als insbefondere von der 
Idee des Guten, der Lebensgüter und des Sittlichen, mit welchen fle ein höheres 
ethifches Ganzes in innerer Verfnüpfung und gegenfeitiger Ergänzung und Begrenzung 
bildet, mehr und mehr ſchroff abgefonvert wurde. Was ver felbft fo fromme Hugo 
Grotius (f. d. Art.) für die Abtrennung des Rechts von der Religion eingeleitet hatte, 
wurde von Thomafius und, der Hauptfahe nad, aud von Kant, in Bezug auf bie 
Moral, volführt. Während der Fortfchritt der Wiffenfhaft und die praftifche 
Lebensgeftaltung nur eine ftrengere Unterfheidung und felbftändigere Ausbilvung 
bes Nechtsprincipes als Grundlage der ftaatlihen Ordnung verlangte, wurbe eine 
faft gänzlide Ablöfung vollzogen. Erft die franzöfifche Revolution gab die ernfte 
Mahnung zur Einlenfung in eine andere Bahn, und bie feitbem entftandenen ver+ 
ſchiedenen rechtsphilofophifhen Schulen fegten fih, jedoch faft eine jeve nur in 
einer einzelnen Richtung, die Aufgabe, die Verfnüpfung des Rechts, fei es mit ber 
Geſchichte und gefhichtlichen Sitte, fei e8 mit der Religion, fei es mit der Moral, 
oft ohne gehörige Unterfheidung wieber berzuftellen; eine Aufgabe, die von einer 
ethiſchen Rechtsphilofophie nah allen Seiten und Richtungen, in Unterſcheidung 
und Berfnüpfung ber Ideen und Lebensgebiete,. vollftändiger zu löfen ift. Die erfte 
wichtige Folge der verberblihen Ablöfung des Rechts von ver ethiſchen Güterlehre 
zeigte fih nun darin, daß das Recht von dem objektiven Gehalte des Lebens, von 
den Lebensgütern und Zmweden abgelöst, in das Subjeft verlegt und im Wefent- 
lichen blos fubjektiv aufgefaßt wurde. Daraus mußte fich für die Lehre der Menſchen— 
rechte die Anficht ergeben und immer mehr feftfegen, daß die Grundeigenfchaften 
der menjchlichen Perfönlichfeit felbft die Rechte find, während dieſe Rechte doch nur 
für biefelben beftehen, für ihren Beftand und ihre Bethätigung tie ſchützenden und 
regelnden Beftimmungen enthalten. So verbreitete fih nun die Anfiht, daß die 
Perfönlichkeit, das Leben, die Integrität, die Freiheit, Gleichheit u. |. w. an und 
für ſich Rechte feien, ja man ging jo weit, ein Recht auf oder an ber Perſönlich— 
feit, auf Leben, auf Freiheit, Ehre, Gleichheit u. f. w. anzunehmen, womit fi 
dann leicht die Borftellung eines willfürlihen Gebrauchs dieſer Eigenfhaften ver- 
band. Rouffeau' gab diefer Richtung den einfachften und fhärfften Ausprud, indem 
er ben Willen felbft als das Recht erklärte. Diefe bis auf den heutigen Tag 
aud unter pofitiven Rechtsgelehrten noch vorherrfchende Auffaffung des Rechts als 
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einer Willensmacht wird nur durch eine Lehre überwunden werben, welche das Recht 
von feiner Abftraftion erlöst und das Weſen des Rechts in der organifchen, all» 
feitigen Regelung ver ſich wechjeljeitig bedingenden Lebensverhältniffe nad) den Ber- 
fonen (Subjekten) und Gütern (Objekten) für die Ermöglihung der menſchlichen 
Beftimmung erblidt. Dann werden aud die Menſchenrechte nicht abftraft, ſondern 
nah allen Perſönlichkeits- und Güterverhältniffen als Forderungen für die Er- 
firebung der menjhlihen Beftimmung erfannt und beftimmt werben. 

Betrachten wir num noch etwas näher die praftifhe Anmendung, welde 
bie Lehre von den Menfchenrechten in der ftaatlihen Ordnung erfahren hat, fo 
finden wir biefelbe zuvörberft in ber wilrbevollen „mit dem feften Vertrauen 
auf den Schuß der göttlichen Vorſehung“ und vor der „reblihen Welt" in 
„gegenfeitiger Berpfändung des Lebens, des Bermögens und der Ehre” abges 
gebenen „Erklärung der im Kongrefie verfammelten Bertreter der Vereinigten 
Staaten von Amerifa vom 4. Juli 1776.” (©. das vollftändige Aftenftüd bei 
Lieber über bürgerl. Freiheit; aus dem Gnglifhen 1860 ©. 409). Wir 
erachten es, heißt es, als felbftoffenbare Wahrheit, daß alle Menſchen gleich ges 
boren, daß fie von ihrem Schöpfer mit gewifjen unveräußerlihen Rechten begabt 
find, daß zu diefen Leben, Freigeit und das Streben nad Glüd gehören, daß, um 
diefe Rechte zu fichern, Regierungen unter den Menfhen eingefegt find, welche 
ihre gerechten Befugnifje von der Einwilligung der Regierten „ableiten“, worauf 
dann aud das, ſtets nur „mit Klugheit und nur bei einer langen Reihe von 
unmwanbelbar ven gleihen Zweck verfolgennen Mißbräuden und Anmaßungen‘ 
zu übende Recht, „Regierungen zu ändern und neue einzufegen und neue Schuß- 
wehren zu errichten“, ausgefprohen wird, In der Berfafjung der Bereinigten 
Staaten vom 17. September 1787 felbft werben jedoch Feine allgemeinen Rechte 
bes Menjchen, fondern nur, hauptjählih in den Zufägen und Abänderungen, die 
wejentlichen politifchen Rechte des Volkes und der Einzelnen feftgeftellt. Erſt durch 
bie franzöfifche Revolution wurden die Menfchenrehte in die Verfaſſungen jelbft 
eingeführt. Bemerfenswerth ift, bei Vergleihung der verfchiedenen in Ausübung des 
Princips der Bolfsfouveränetät entftandenen franzöſiſchen Verfaffungen, die theilmeife 
Erweiterung und Verengerung des Kreifes der Menfchenrechte, fowie die verſchiedene 
Stellung der Rechte zu einander und der Verſuch, biefelben durch allgemeine 
Pflihten zu begrenzen. Die Berfaffung vom 3. Sept. 1791 hatte als natürliche 
und unverjährbare Rechte nur vie „Freiheit, das Eigenthum, die Sicherheit und 
den Widerftand gegen Unterbrüdung” erklärt; die zweite (fofort außer Wirkjamfeit 
geſetzte) Berfafjung vom 24. Juni 1793 ftellt dazu und voran die „Gleichheit“, 
unternimmt aber ſchon, der Freiheit eine „Richtſchnur in der Gerechtigkeit" und 
eine „fittlide Schranke in der Vorſchrift“ zu bezeichnen: Thue einem andern nicht, 
was du nicht willft, das man dir thue. Unwillfürlid wird man bier an die Kan- 
tiſche Vorſchrift erinnert, nad welder ein Jever in jedem gegebenen Falle das 
Recht finden fol, indem er ſich fragt, ob die Maxime, nach welcher er handle, ge« 
eignet jei, zum Princip einer allgemeinen Gefetgebung erhoben zu werben; wo— 
durch das hriftliche Princip nur eine abftraftere Form erhält. Die dritte Berfaffung 
vom 23. September 1795 fügt zur Erweiterung der Pflichten dem obigen nega— 
tiven Grundſatze noch den pofitiven Hinzu: „Thue Andern das Gute, was bu 
wilft, das man dir thue“ und erklärt, daß „Keiner guter Bürger fei, wenn er 
nicht guter- Sohn, guter Bater, guter Freund, guter Gatte ſei.“ Unverkennbar 
Spricht fi hierin das Gefühl ver Nothwendigfeit eines Maßes und einer Begrem- 
jung der abftraften Rechtöprincipien aus; aber der Grundirrthum liegt darin, daß 
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man in die Berfaffung ganz allgemeine Güte des Rechts aufnahm, anftatt bie 
felben, nah dem Borbilvde der norbamerifanifhen Berfaffung, nur nad den be 
ftimmten hauptjählihen Richtungen der praftifhen Anwendbarkeit feftzuftellen. So 
wie aber in einer großen Bewegung bie oberften Principien gewöhnlich zu ihren 
legten Konfequenzen brängen, fo wurde aud buch die focialiftiihe Verſchwörung 
von Babeuf 1796 der Verſuch gemacht, „das Reid der gemeinfamen Glüd- 
feligfeit” auf der Grundlage der Gleichheit herzuftellen. Hiermit hatte in Franf- 
reih die von Roufjeau eingeleitete Bewegung ihren erften Kreislauf beendet. Aber 
bis auf die neuefte Zeit find die Principien der abftraften Freiheit und Gleichheit 
ohngeachtet der höheren Gefichtspunfte, welche tiefere gefchichtlihe und phi— 
loſophiſche Studien auch für eine richtigere Würdigung der ftaatlihen Verhältniſſe 
eröffneten, nicht wahrhaft überwunden, weil der an fidh geringe Sinn des fran- 
zöſiſchen Boltes für eine organische Auffaffung des ftaatlichen Lebens durch bie 
Sprengung aller forporativen Bande und durdy bie lange in fchroffen Gegenfägen 
verlaufende politifhe Entwidelung faft erftorben ift. Der Zauberkreis, in welden 
die Bewegung in Franfreih durch diefe abftraften Principien gebannt ift, kann 
daher bis zur gründlichen Umbildung berfelben nod öfter durchlaufen werben. So 
wurbe denn aud 1848 ver Kreislauf von Neuem begonnen, Yamartine proffamirte 
die Boltsfonveränetät aller Einzelnen als gleihe für Alle, in einer an politir 
ſcher Atomiftit den Meifter noch überbietenden Weife, und die Nationalverfamm- 
fung ftellte die Berfaffung vom 4. November 1848 auf, im welder zwar bie 
Lamartinefhe Anficht eine wefentlihe Beſchränkung durch vie Beſtimmung im 
Art. 1 erhielt, daß „die Souveränetät der Geſammtheit der franzöfifhen Bürger 
zuftehe“, und „kein Ginzelner, fein Volkstheil fi) ihre Ausübung beilegen dürfe“, 
welche aber, „treu den Ueberlieferungen der großen Berfammlungen ber franzäft- 
ſchen Revolution” der fhon von Rouſſeau durd VBermifhung ven Staat und Ge- 
ſellſchaft eingeleiteten focialiftifhen Strömung ein weites Bett bereitete, In voll 
fändiger Bermifhung von Moral, Redt und Politit wurde in ben erften acht 
Sätzen eine Art von moraliſch-politiſchem Katechismus aufgeftellt, der zwar bie 
früheren Rechte in „Grundſätze“ der Freibeit, Gleichheit und (jett beigefügten) Brüder⸗ 
lichkeit ummanvdelte, den Bürgern auch vortrefflihe moralifche Lehren gab („burd 
Arbeit ſich die Mittel des Unterhaltes, durch Vorficht für die Zukunft Hülfsquellen 
zu fichern, fich einander brüberlich beizuftchen, zum Gemeinwohle beizutragen und 
zur allgemeinen Orbnung, indem fie das Sittengefeg und bie gefchriebenen Geſetze 
beobachten, welche die Gefellihaft, die Familie und den Einzelnen leiten“ u. f. w.), 
aber aud in diefen Beftimmungen an der Unmöglichkeit der Ausführbarfeit ſchei— 
tern und abermals einem napoleonifhen Staatöftreihe zur „Rettung der Gefell- 
ſchaſt“ die Wege bahnen mußte. 

Fragen wir nun fchlieglic nad der praftiichen Bebeutung der Lehre von ven 
Menſchenrechten, jo müſſen biefelben im Gebiete des Privat: und öffentlichen Rechts, 
jedoch in ber rihtigeren Faſſung als Rechte der menfhlihen Perſönlichkeit, aner- 
fannt werben, und bie Willenfhaft fol nicht die Hand bieten, daß viefelben im 
rechtlich-fittlihen Bewußtfein verbunfelt werben. Es gibt ein Perfonenreht, weil bie 
Rechte der Perfünlichkeit nicht als bloße Modifikationen der Rechtsfähigkeit, ſondern 
wirkliche, auf die wefentlichen Lebensverhältnifje ver Perſönlichkeit ſich beziehende, Rechte 
find (f. Bluntſchli, deutfches Privatreht $. 13 und Ahrens jurift. Enchkl. S. 600). 
Das allgemeine Recht der Perfönlichkeit gliedert fi aber nah allen ihren Erfdei- 
nungsweilen, nah dem Leben überhaupt, nad den Beftanptheilen von Geift und 
Leib, nad den Grunbeigenfchaften ver Ehre, Freiheit, Gleihheit und Ungleichheit, 
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nad ihrer Bethätigung für alle, durch bie verfchievenen Arten der Lebensgüter bes 
zeichneten, Bernunftzwede in einen Organismus entſprechender Rechte (Ahrens, 
Rechtaphiloſophie ©. 346). So werden aud in allen gebildeten Nechten das Leben 
vom erften Keime an, geiftige und leibliche Gefumoheit, die Freiheit in ihrem Ber 
ftande durd das Berbot ver Sklaverei und Leibeigenſchaft im Stantsgebiete (Defterr. 
A. B. G. B. 8. 16) und in den weſentlichen Arten ihrer Ausübung geſchützt. Die 
Gleichheit hat in vielen Verfaſſungsurlunden ihre rechtliche Anerkennung als „Oleid- 
heit aller Bürger vor dem Geſetze“ gefunden (f. Bluntfhli A. Staatsrecht ©. 689); 
‚ Die Gleichheit im Rechte ift jedoch nicht blos als Gleichheit wor dem Geſetze, die 
eigentlich nur, wie Bluntjchli richtig bemerkt (1. c.), Gleichheit vor dem Gerichte 
ift, ſondern auch als wirkliche Rechtsgleichheit zu faſſen, welche aber nicht in ver 
Rivellirung der Xebensverhältnifje felbft, fondern nur in ver Gleichheit der Beringun- 
gen, alfo in der Allen gewährten gleichen Möglichkeit der freien Erftrebung aller Le 
end» und Güterzwede in den menſchlichen und geſellſchaftlichen Verhältniffen liegt; 
So wie aber auf der Grumblage ver allgemeinen gleihen menſchlichen Verhältniſſe 
und Zuftände fi in ber zeitlihen Erjheinung und Entwidelung mannigfadhe Un- 
terfchieve und Ungleichheiten des Alters, des Geſchlechts, der Raſſe, der Nationar 
lität, des Berufs ausbilden, fo muß auch das Recht dieſe Unterfchiede anerkennen, 
Denn das Recht, welches fid überhaupt ven Lebensverhältniffen anſchmiegen folk, 
bat zur leitenden Richtſchnur das Princip, daß die Menſchen unter gleichen Ver— 
hältniſſen, als gleichen Borausfegungen, rechtlich gleich, unter ungleichen ungleich zu 
behandeln find. In ver Nechtögleihheit erhält daher jede Perfönlichkeit die recht⸗ 
liche Möglichkeit, das in jevem Menſchen liegende Allgemein-Menjchliche, ven als 
böchfte Anlage und Kraft und als Zug zum Höheren in ihm ſich offenbarenden 
ivealen Menichen (homo noumenon nad Kant), als feine menfchlicye Idee, mehr 
und mehr zur wirklichen Geſtallung zu bringen; in ben Rechtsunterſchieden erhält 
die menſchliche Individualität in ihren verfchiedenen Oeftaltungen ihr Recht, das 
aber wiederum die individuellen Verhältniſſe nicht ftarr zu firiren, ſondern aud 
in den meiften Fällen die Möglichkeit der freien Umbildung und größeren Aus» 
gleihung offen zu erhalten hat. Hieraus erhellt zugleich,. daß im Rechte das Princip 
der Gleichheit durch das Princip der Individualität, ald Duelle der perſönlichen 
Freiheit, jeine Beſchränkung erhalten muß, und eine einfeitige Durchführung nur 
mit Aufopferung ver Freiheit und aud nur unter Nivellirung ber wirklichen Le— 
bensverhältnifje denkbar wäre. Rouſſeau und feine Anhänger waren daher in dieſer 
Hinfiht von einem richtigen Inſtinkt geleitet, als fie, da eine gleihe Erhebung 
Aller jofort als eine Unmöglichkeit erfcheinen mußte, eine gleiche Erniebrigung Aller 
dur den Kampf gegen alle Wiffenihaft und Kunft, alle Kultur, durch Rücklehr zu 
den niebrigften Bildungszuftänden erftrebten. Aber felbft eine folge Gleichheit würbe 
noch eine Maffe von Ungleichheiten beftehen laffen, fo lange nicht, felbft bei der 
Gleichheit der Bebürfniffe und der Mittel ihrer Befriedigung, die jo große Ver— 
ſchiedenheit in der Genußfähigkeit, in ver Neizbarkeit der Sinnesnerven und in dem 
Einfluß der jeden Genuß. wefentlih mitbeftimmenden Einbildungskraft, kurz bie 
menſchliche Individualität überhaupt vernichtet würde. 
So find die Menfchenrechte aus dem Grunde ver Perfönlichkeit zu begreifen 
und nicht abftraft, ſondern nad allen wefentlihen Lebensverhältniffen und in 
Hinſicht auf alle vernünftigen Lebenszwede zu beftimmen, 
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Die periodifch wiederkehrenden Sammelpunfte von Käufern und Berläufern, 
welche, foferne fie den Umfag von Induftrieerzeugniffen in erhöhtem Maßſtabe be- 
zweden, Meſſen genannt werben, entwidelten fi regelmäßig nicht an ven für 
den Handelsverkehr leicht zugänglichen Orten, fondern vielmehr an jenen Punkten, 
deren Beſuch für Käufer und Verkäufer relativ ſchwierig und mit Gefahren ver- 
knüpft war. B 
— Ueberall nämlih da, wo Kaufleute und Induftrielle täglich mit einander in 
Geſchäften verkehren, bilvet fi) als Mittel des Waarenumfages das Börfengefchäft 
und bei großen Importen die Auktion. Die Meffen dagegen find bezüglich ihres 
Standortes an bie Dinnenpläge gewiefen, weil gerade hier eine dauernde Erhaltung 
der Berfehröbeziehungen weniger leicht gelingen wollte, Ihre Entftehung hängt 
denn auch gerade mit der größten Berkehröftörung, dem Kriege, zufammen. Die 
Beldlager, welche an der Peripherie jenes großen Kreifes gelegen waren, ven 
die Wenden, Slaven und Avaren gegen die Wohnfige der deutſchen Nation ge- 
bildet hatten, erſcheinen als die erften Anfänge des deutſchen Meßhandels. Die 
Friegerifchen Berhältniffe geftatteten in den erften Perioden der volfswirthichaftlichen 
Entwidelung über einen gewifjen Kreis hinaus feinen geficherten Geſchäftsverkehr, 
und die Hanbelsleute entfernterer Gegenden zogen es baher meift vor, ihre Waaren 
in ben feften Lagerplägen zu hinterlegen und dort neue Taufchobjette aufzufuchen. 
Einzelne diefer Örenzpunfte eines geficherten Waarenverfehrs (Magveburg, Erfurt, 
Forchheim, Regensburg) waren ſchon unter Karl dem Großen als Handels- und 
Stapelpläte bezeichnet. 

Die fpätere Entwidelung biefer Berfehrsfnotenpunkte ift jedoch theilweiſe durch 
die kirchlichen Feſtlichkeiten veranlaßt. Das religiöfe Bedürfniß führte bei bes 
fonderen Beranlaffungen große Menfhenmengen aus weiter Ferne zu gemeinfamer 
Hebung in der Kirche zufammen, und fofort beachtete auch der Handelsmann biefe 
Gelegenheit des Wanrenabjages. Aber auch fie hätten den Flor und die Bedeutung 
ber Meflen für den Großhandel nicht begründen können, dies bewirkte vielmehr 
nur der eigenthümlihe Entwidelungsgang des deutſchen Zoll- und Gewerbsweſens. 

Die Schwierigkeit des Transportes volumindfer Waaren beſchränkte den Ber- 
fehr auf relativ koftbare Stoffe, welde im geringen Bolumen einen großen Werth 
repräfentirten; gerade dieſe Stoffe ertrugen aber — ohne Gefahr einer gänzlichen 
Bernihtung des Handels — eine ziemlich hohe Befteuerung. Die Fürften und 
Städte des Reiches fahen daher in ber Belaftung ver ihr Gebiet berührenven werth- 
volleren Waaren mit Abgaben von jeher eine nicht unergiebige Einnahmsquelle, 
und es bilveten fi deßhalb an den Straßenzügen die Zollftellen. Die Ab- 
gaben der Kaufleute bildeten auch in der That eine beveutende Einnahmsquelle, 
und man beftrebte ſich im Intereffe der Zollerhebung, den Waarentransport mög- 
lichſt zu den Zollftellen zu leiten. Den Kaufleuten wurde ficheres Geleite gewährt 
und die Errichtung gefchloffener Waarenräume durchgeführt, in welchen dem Kanf- 
manne ©elegenheit zum Waarenabfage geboten war. 

Bei dem —— Gange des deutſchen Gewerbsweſens legte dieſe Be— 
günſtigung den Grund zu einer neuen Bedrückung des Handels. Wie die übrigen 
Gewerbtreibenven, fo hatten auch die Kaufleute gefchlofjene Gefellfhaften — Zünfte, 
Gilden — gebildet und das ausfchließliche Necht zum Abſchluſſe von Hanvelsge- 
ſchäften an ihrem Wohnorte erlangt. Die am Sie der Zolfftätten anfäffigen Kauf- 
leute brachten es gar bald dahin, daß es nicht mehr in das Belieben des fremden 
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Kaufmanns geftellt war, ob er fih der Waarenräume bebienen wollte, er mußte 
vielmehr feine Waaren in den Nieberlagen hinterlegen (Stapelreht), wo ihm 
nur die Mitglieder der enggefhloffenen Zünfte gegenüberftanden, welche ven Ein- 
fauf und weiteren Umfag, dann die Bermittelung und Beforgung des Transportes 
als ihr ausſchließliches Recht betrachteten. 

Das Streben nad) Ausſchließlichleit der Berechtigung führte noch einen Schritt 
weiter. Um den aus den Nieberlagen für die dort anfäffigen Kaufleute entiprin- 
genden Nuten zu erhöhen, wurden Privilegien erwirkt, nad welden alle inner 
halb eines weitgebehnten Umkreiſes die Zollftätte berührenden Waaren entweber in 
die Niederlage gebradt werben mußten, oder wenigftens in feiner andern Nieder- 
lage zum Berkaufe ausgeftellt werben durften. So hatte die Stadt Leipzig Privi- 
legien zu erlangen gewußt, nad; weldyen vie Abhaltung von Märkten 15 Meilen 
im Umkreiſe der Stadt unterjagt war. 

Der gefammte Hanbelsverfehr drohte im Somberbeftreben ver Städte und 
Zünfte unterzugehen, bis vie Reihsfürften, um die Nachhaltigkeit der Zollein- 
nahmen beförgt, für periodifch wiederkehrende fürzere Zeiträume das Recht des un- 
behindert freien Verkehrs zwiſchen Kaufleuten wieberherftellten, dieſen Sammelpunften 
wegen des freien Meßverkehrs erhöhte Beveutung gaben und bamit zugleich 
die erfte Brefche in die Zwangs- und Bannrechte der Gewerbe legten. 

Aber nicht blos dadurch, fondern auch durch ihre periopifhe Aufeinan— 
berfolge übten die Märkte Einfluß auf die vollswirthſchaftliche Entwidelung. Die 
größeren Zufammenfünfte der Kaufleute erfolgten in einem gewiſſen Eyflus; von 
der Peipziger Neujahrsmeffe zur Braunfchweiger Lichtmeffe, der Reminisceremeffe zu 
Frankfurt a. d. O. ꝛc. ift der Zufammenhang augenfällig. In dem Maße, in 
welhem dem dentſchen Volke das Bewußtſein der nationalen und wirthſchaftlichen 
Zufammengehörigkeit immer mehr abhanden zu kommen brohte, blieben vie Kauf: 
leute die Träger des Einheitögevanfens, wenigftens auf materiellem Gebiete, va 
fih ihre Geſchäfte in den verfchievenften Territorien abwidelten und fie doch mer 
nigftens während der Meßzeit allenthalben einheimifchen Kaufleuten zleih geachtet 
wurben. Nachdem umferes Willens zuerft Friedrich Lift auf einer Berfammlung 
Induftrieller zu Darmſtadt 1816 die Befeitigung der inländiſchen Zollftellen und 
beren Verlegung an die Grenzen, fowie eine Erweiterung der Zollgrenzen in An- 
regung gebracht hatte, legte Preußen durch fein Zollgefeg vom 26. Mai 1818 zur 
Ausbildung des Zollvereinds und damit zum gegenwärtigen Beftande ber 
Meflen ven erften gefeglihen Grundſtein. Die inneren Zollftellen hatten hienach 
aufzuhören und die Erhebung der Eingangsabgaben an der Landesgrenze zu ge- 
ſchehen. Die mit der Erhebung von Binnenzöllen verbundenen Verkehrshemmniſſe 
waren nunmehr befeitigt. Gleichwohl blieb der Handel mit fremben Waaren jo 
lange erſchwert, als die Zollabgaben beim Uebertritte ver Waaren über bie Grenze 
fofort und ohne Rüdfiht darauf erhoben wurden, ob dieſe fremden Waaren denn 
wirklich aud in den inländifchen Verkehr gebracht würden. 

Die Zollgefeggebung vom 26. Mai 1818 beftimmt deßhalb, daß fremben 
Gewerbtreibenden, welche inlänbifche Märkte befuchen, von ihren unverfauften Waaren 
bei der Wiederausfuhr Erlaß ver Verbrauchsabgaben gewährt werben folle. Nach 
der 1838 unter ben Bollvereinsftaaten vereinbarten Redaktion des Zollgeſetzes 
wirb ben fremden Handels und Gewerbetreibenven ver Beſuch inländifcher Märkte 
und Meffen dadurch erleichtert, daß von ben unverfauften Waaren Erlaß des Ein- 
gangszolles bei der Wiederausfuhr gegen vorfchriftsmäßigen Nachweis über vie 
Spentität der ein- und zurldgeführten Waaren gewährt wird. 

Bluntſchli und Brater, Deutihes Staatswörterbu VI. 39 
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Während dieſe Beftimmung auf alle Meſſen und Märkte gleichmäßig Anwen. 
bung findet, fegen innerhalb biefes allgemeinen gefeglihen Rahmens zu Gunſten 
des Meßverkehrs die einzelnen Meßorbnungen nody Folgendes feft: Alle — Fremde 
und Einheimifche —, welche in einer eingerichteten, mit ihrer Firma bezeichneten offenen 
Berlaufsftätte nachweisbar Verkaufsgeſchäfte betreiben, demnach wirkliche Verkäufer 
find, erhalten für eine beftimmte Minimal-Waaren-Menge (6 Centner Reingewicht) 
ein Meßkonto, in Folge deſſen die Zollgefälle während der Dauer ber Meffe 
dem Konto-Inhaber krevitirt werben. Der unter amtlicher Kontrole zurüdgehenve 
Theil jener Waaren, welde auf ein Konte genommen waren, wirb gegen Erlegung 
einer Durchgangs⸗-Abgabe wieder vom Konto abgejhrieben; deßgleichen haben jene 
Waaren, welche nad andern Padhofftätten reſp. Mefplägen verſandt werben, bis 
zu ihrem Verkaufe zum vereinsinländiihen Bedarf Feine Abgabe zu entrichten. Die 
Zollgeſetzgebung erleichtert vemnah ten Mefverkehr, indem fie für gewifje, mit 
höheren Eingangszöllen belegte vereinsausländifhe Waaren beim Mefverfehr ven 
Zoll flundet und nur von jenen Waaren, welde im Inlande in Berkehr gefegt 
werben, den Eingangszoll erhebt, in Anſehung der übrigen fremben Waaren aber 
fo verfährt, als wenn der ganze Mefort ein freier Entrepot wäre und gleichfam 
zum Bollvereinsauslande gehörte. Die hiedurch ermöglichte freie Bewegung des 
— mit fremden Waaren bildet zur Zeit den wichtigſten Vorzug der 
eßorte. 

Zur Belebung und Erleichterung des Mefverkehrs iſt man jedoch noch weiter 
gegangen, indem man in einigen Mefftäbten jenen Großhandlungen, welde bie 
nöthige Sicherheit bieten, fortlaufende Konti bewilligt. Die Bebeutung biefer 
Kontirungsbefugniß befteht darin, daß fremde Waaren, welde von den Großhand- 
kungen ber Meßſtädte Leipzig, Frankfurt a. M. und Braunfhweig bezogen werben, 
am Meßorte feldft revivirt und auh außer der Mefzeit zum Eingange ver- 
zollt werben können, bie Zollſchuld felbft aber noch längere Zeit geſtundet bleibt. 
Erft diefe Borkehrung ermöglicht einen dauernden Handel mit auswärtigen Waaren, 
ba entgegengejegten Falles — wenn bie inlänbifchen Großhandlungen ihre fremden 
Waaren fofort beim Eingange verzollen müßten, — der ausländifche Käufer bie frem⸗ 
ben Waaren an ihrem Urfprungs- und Erzeugungsorte aufzufuchen gezwungen wäre. 

Es läßt ſich nicht verfennen, daß die fortlaufenden Kontirungen — bei einer 
Bereinigung mehrerer Staaten zu einem fommerciellen Lande — dem Principe 
ber gegenfeitigen Gleichſtellung aller Angehörigen des einen Staates oder Platzes 
mit jenem des andern wiberftreitet. Und wenn ſchon die Kontirung ausländifcher 
Mannfalturwaaren an den Meßplägen während ver Mefzeit eine Benachtheili— 
gung aller andern Hanbelspläge enthält, jo ift dies noch mehr bei den fortlan- 
fenden Kontirungen der Fall. Es ift auch in der That fein Grund abzufehen, weß⸗ 
halb Großhändler an Mefplägen außer ver Mefzeit anders behandelt werben follen, 
als Großhändler an andern Handelsplägen, und warum gerade jenen und nicht auch 
diefen die unverzollten Waaren zur freien Berfügung und noch dazu nad) den bama- 

en Einrichtungen unter Kontrolen überlaſſen werben, welche fid ohne ftrenge Necht- 
lichkeit der betheiligten Hanblungshäufer ganz ungenügend zeigen. Bon Handelsſtädten, 
wie Berlin und Wugsburg, ift daher bie Ausdehnung der fortlaufenden Konti auf 
alle wichtigeren Handelsſtädte oder deren vollftändige Einziehung wiederholt bean» 
tragt worden. Die Auspehnung auf andere Pläge widerfpridht aber den Beftim- 
mungen des Art. 24 der allgemeinen Zollvereinsverträge, wonach Begünftigungen 
einzelner Mepläge nicht erweitert, fondern vielmehr thunlichft befehränft werben 
follen. Der gänzlichen Aufhebung aber fteht der Umftand entgegen, daß hiebei ins⸗ 





Aleſſen. 13 


befondere Leipzig im einer Weiſe beteiligt ift, daß die fächfifche Regierung, weiche 
fhon beim Eintritte in den Zollverein die Aufrehterhaltung der Kontirungsbeſtim⸗ 
mungen vertragsmäßig zu ſichern wußte, zu einer Aenderung der beöfallfigen Be— 
flimmungen ſich nicht entſchließen kann. | 

Zur Beurtheilung des Einfluffes der laufenden Konti auf den Großhandel 
fet erwähnt, daß nad einem ver beiden Konti-Abfchlüffe im Jahre 1859 während 
6 Monate zu Leipzig unter anderen Waaren angefchrieben worden find: an baum 
wollenen Stuhl- und Strumpfmwaaren 11,098 Gent., an groben Eifenwaaren 
1120 Gent., an groben kurzen Waaren 1097 Gent., am gebleichter Leinwand 865 
Gent., an Seidenzeugen 1531 Gent., an halbfeivenen Waaren 530 Gent., an be 
brudten zc. Wollmaaren 703 Eent., an gewalkten ꝛc. Tuchwaaren 5865 Cent., an 
Teppihen 396 Gent. s 

Die Bevorzugung der Großhandlungen einzelner Mefpläge führte vor mehreren 
Jahren unter andern zu einer eigenthümlihen Umgehung der Zollordnung aud) 
dadurd, daß fremde Waaren, für melde der Eingangszoll bereits entrichtet worden 
war und welde in den freien Berfehr des Zollvereins übergingen, durch die Konten 
ausgeführt und dafür eine gleich große Menge gleichartiger Waaren ausländiſchen 
Urfprungs unverzollt vom Konto an folhe Handlungshäufer überlaffen worden 
find. Obwohl die betreffenden Leipziger Handlungshäufer wegen biefer Hebertrefung 
der Zollordnung von den Gerichten verurtheilt wurden und die Bewilligung eines 
fortlaufenden Kento's zurüdzuziehen ift, fobald der Inhaber ſich einer Zollvefrau- 
dation ſchuldig gemacht hat, jo wurde dieſen Großhandlungen das fortlaufende 
Konto in Berüdfihtigung feiner großen Bedeutung für ben einziger Platz gleich: 
wohl nicht entzogen. 

Bon den auf Rechnung der laufenden Konti eingeführten Waaren wird ber 
größere Theil wieder ins Zollvereinsausland abgefegt. In das Inland wurden nad 
der amtlichen „Weberfiht des Zuftandes der laufenden Konti ver Großhandlungen 
im Jahre 1859* an den vrei Mepplägen: Frankfurt a. M., Braunſchweig umd 
Leipzig verkauft: an baummollenen ıc. Waaren beilänfig 3440 Eent., an Eifen» und 
Stahlwaaren 571, an groben Kurzwaaren 377, feinen Lederwaaren 218, gebleichter 
Leinwand 328, Seivenzeng und Strumpfwaaren 1310, Wolle und Wollmaaren 
4300 Cent. 

Dagegen wurden von fremden Waaren wieder nad dem Auslande verfendet 
beiläufig an baumwollenen Waaren 5348, Eifen- und Stahlwaaren 165, groben 
turzen Waaren 204, Leinwand 416, Seidenzeugen ꝛc. 1116, Halbfeiven 282, Woll- 
waaren 2946 Gent. 

Der Meßverkehr mit fremden Waaren ift in ftetem Rüdgange begriffen. 
Die Verſchickung von Muftern und Proben, vie Benligung der Verkehrs-Erleichte- 
rungen weifen den inländiſchen Kaufmann an den Urſprungs⸗ und Erzeugumgsort 
der fremden Waaren. Es wurden deßhalb für den Bedarf im Zollvereine an fremden 
Waaren 1859 blos abgejegt: baummollene Stuhl: und Strumpfmwaaren 830 Gent, 
Eiſen- und Stahlwaaren 13, grobe kurze Waaren 220, feine Lederwaaren 132, 
Seidenwaaren 111, Halbfeive 93, Wollmaaren 1300 Gent. Ungleich bedeutender 
War der Eingang vereinsländifher Waaren zu den Meſſen. Es wurden zu— 
geführt: an baumwollenen Waaren 192,670 Gent., an Eijen- und Stahlwaaren 
13,391, Leinwand 46,266, Seidenwaaren 9000, Wollmaaren 207,000 und bie 
Geſammtbeſchickung der drei Mefien Braunfchweig, Frankfurt a. d. D. und Leipzig 
mit zollvereinsländifchen und den übrigen tm freien Berkehr befindlichen Waaren 
Fraulfurt a. M. notirt namlich den Zugang an zollvereinsländiſchen Waaren nicht) 
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betrug über 700,000 Centner. Ein großer Theil dieſer Waaren geht nach dem 
Dften und Süpoften Europa’s, 

Die Beveutung der Meſſen, insbefontere jener zu Leipzig liegt fomit theils 
in dem Umftande, daß fie den Charakter großer Induftrieausftellungen angenommen 
haben, auf welden ſich die Kaufleute und Fabrilanten von dem Stande und ben 
Anforderungen des Marktes überzeugen, theils darin, daß mit den fremden Waaren 
auch zollvereinsländifche Fabrikate, und zwar legtere in erhöhtem Maße ihren 
Abſatz in das Zollvereinsausland finden, und hierin wird au für die nächfte Zus 
kunft die überwiegende Bedeutung der Mefjen gegenüber den Inbuftriebörfen zu 
fuchen fein. 

, Literatur: Philippi, Beiträge zur Gefchichte und Statiſtik der beut- 
fhen Mefien. Frankfurt a. d. DO. 1857. Karl und Friedrich Nobad, allgemeine 
Euchtlopädie für Kaufleute, Fabrikanten und Inpuftrielle, Leipzig 1859. 


M. Jobibaner. 
Metternich. ©. ven Nachtrag am Schluß des Werkes. 
Mexiko. 
1. Statiſtitk. 7) Bevölferurg. 

4) Lage, Größe, Einwohnerzahl und Grenzen M.'s 11. Geſchichte. 
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I. Statiſtik. 

1) Lage, Größe, Einwohnerzahl und Grenzen. Mexiko, eine Republif 
in der nörblihen Kontinentalhälfte Amerifa’s, deren Berfaffungszuftände in fort- 
währenden Schwankungen liegen, bietet durd die Gefchichte feiner Vergangenheit 
vor der jpanifhen Eroberung als Sig eines großen alten Kulturftaates bejonderes 
Interefje dar und ift noch bebeutfamer für die Gegenwart und Zukunft Amerila's 
durch feine günftige Weltftellung, feine geographifche Lage zwiſchen zwei Oceanen, 
wie burd den von feinem andern Land der Erbe Übertroffenen Reichthum natür- 
licher Hülfsquellen. 

Das Gebiet dieſes Freiftaates erftredt fih vom 150 (Rio Ayutla) bis 330 
20' n. B. (Rio Gila) und vom 700 bis 480 30° mw. L. v. F. Größte Längenaus- 
dehnung 405 deutſche Meilen, größte Breite 200 Meilen, geringfte Breite (im 
Iſthmus von Tehuantepec) 251/, Meilen. Das ganze Territorium umfaßt 29,383 
Duabratmeilen mit 7,700,000 Einwohnern. Im Dften grenzt Merito an das 
faraibifhe Meer und ven merikanifhen Meerbufen, im Süten an die Republif 
Öuatemala und den ftillen Dcean, im Welten an den ftillen Ocean, im Norden 
an das Gebiet der Vereinigten Staaten Nordamerika's. 

2) Die horizontale Konfiguration Meriko’s ift von den übrigen Län- 
dern Norbamerifa’8 und von dem eigentlihen Mittelamerita fehr beftimmt ver- 
fhieden. Statt der fo mannigfaltigen Küftenzerfplitterung bes britiſchen Norbamerifa 
und ber Bereinigten Staaten, ftatt ver reihhaltigen Küftenentwidlung der central 
amerifanifhen Republifen, zeigen die Kontouren des merifanifhen Küftenlandes, 
mit Ausnahme von Yucatan, nur Küftenbiegungen, feine eigentliche Gliederung. 
Die tiefen Küfteneinfcpnitte, die vorfpringenden Pandzungen und Halbinfeln, die 
Meerbufen und Meerengen Nordamerita’s find in Mexiko verhältnigmäßig felten, 
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Auch fehlen den beiden Deeantüften bie großartigen Golfe und bie prädtigen Na- 
turhäfen Centralamerifa’s. 

Nah der Natur feiner horizontalen Gliederung ift ber merifanifhe Staat, 
obwohl zwiichen zwei Weltmeeren gelegen und im Befite von ausgebehnten Küften, 
doch im Vergleiche mit ven übrigen Ländern Amerika's mehr auf ben Binnenver- 
fehr angewiefen als auf den gleichen Antheil des Seehandels und der Küften- 
tommunifation. Nur Yuacatan und der Iſthmus von Tehuantepec find hievon 
ausgenommen. Aud der Mangel an großen ſchiffbaren Strömen befchränft vie 
Kommunilation weſentlich auf das centrale Hochland, welches für vie Anlegung 
fünftliher Landwege überaus günftig ift, 

3) Hinfihtlid der vertitalen Konfiguration ift Meriko von den Relief- 
formen Mittelamerika's ebenfo ſcharf unterſchieden wie von der Bodenbeſchaffenheit 
aller übrigen Länder von Norb- und Südamerifa. Der weſentliche Charakter feiner 
Oberflähengeftaltung ift das weit überwiegende Vorherrſchen von ausge» 
dehntem Tafelland in beträhtliher Meereshöhe ohne trennenve höhe 
Gebirgstetten, Kein Land ver heißen Zone ift in dieſer Beziehung fo reich 
von ber Natur ausgeftattet wie Mexiko. Weder Gentralamerifa noch Südamerika 
befigt Hodebenen von gleihem Flächenraum, auf weldhen vem Bau von Fahrftraßen 
und Eifendahnen für ven Binnenverfehr fo geringe Terrainfchwierigkeiten entgegen- 
ftehen. Dieſer Bortheil füllt für Mexiko um fo fchwerer in die Waagſchale, ala 
vie Lage des größten Theiles des Hochlandes zwifchen den Parallelen 15 und 
22 die Erzeugung von folden Kolonialproduften möglich macht, welche felbft ver 
Süden der Vereinigten Staaten entweder gar nicht erzeugt, oder nur mit Mühe 
und fparfam hervorbringt, 3. B. das Zuderrohr und den Kaffee. Die hohe Lage 
bebingt gleichzeitig ein mildes und gefundes Klima, welches auch der europätfchen 
Race den vollen Gebraud ihrer phyſiſchen Kräfte geftattet. Die mit den eigent- 
lichen Hochebenen parallel liegenden tieferen Stufen und Hochthäler und die heißen 
Küftenebenen fihern Mexiko eine Manniyfaltigkeit der Erzeugniffe, welche von keinem 
andern Lande der Erde übertroffen wird. 

Die von Süboft nad Südweſt ftreihenden Eorbilleren von Guatemala, weldhe 
ein wirkliches Kettengebirge in zweifacher Reihe bilden, erreichen ihr norbmeftliches 
Ende in der Lanpfhaft Soconusco, welde früher zum Gebiet der Generalfapitän- 
haft Guatemala gehörte und nah dem Unabhängigkeitsfrieg dem meritanifchen 
Staat Chiapas einverleibt wurde. Gegen Norvoften fallen die Gorbilleren von 
Guatemala in verfhiedenen Abftufungen und Terraffen gegen die Waldthäler von 
Yucatan fanft ab, während der Abfall gegen den ftillen Dcean weit fchroffer ift. 
Die durch Chiapas und an der Südgrenze von Tabasco ftreihende Eorbillere 
nimmt ähnlich wie die Gorbillere von Darien eine veränderte Richtung an. Der 
Parallelrichtung ſich nähernd, verliert fie gleichzeitig den Charakter eines Hochge—⸗ 
birged und erniedrigt ſich zu einer mittlern Kammhöhe von 3000’ bis 4000‘. 
In der Einſchnürung und Senkung des Iſthmus von Tehuantepec, mwelder als 
Tranfitland ebenfo wie vie verſchiedenen Landengen Centralamerika's von größter 
Bedeutung für den künftigen Weltverkehr und die Handelsbewegung zwifchen Oft- 
und MWeftamerifa werden muß, fcheint nad) den neueften Unterfuhungen ein ähn- 
liches plaftiihes Formenfyftem vorzuwalten, wie in den Landengen von Panama 
und Darien, 

Das zufammenhängende Stettengebirge (Gorbillere) verſchwindet und wird durch 
runblihe Gruppen ober einzelne Hügel und Kuppen (Gerros) von trachytiſchen und 
boleritifchen Gefteinarten erfegt, melde ähnlich wie bei Panama ringförmige ober 
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elliptiſche Keſſelthüler umſchließen. Diefe eigenthämliche Aenderung in dem Charakter 
des Höhenfyftems zwiſchen dem Hettenförmigen Hochgebirge von Guatemala und 
dem breiten Maffengebirge von Anahuac ift für den merifanifhen Iſthmus ebenfo 
bezeichnend wie für die ihm fehr Ähnlichen Reliefverhältniffe von Darien und Panama, 
Mit den verfchiedenen Einfchnürungen des merifanifchen Kontinents find ftets ent- 
ſprechende Depreffionen verbunden. Sie bezeichnen die Außerften Enden verſchiedener 
Hebungsfyfteme umd getrennter Gebirgszüge und find allenthalben durch die Sel- 
tenbeit oder durch gänzliches Aufhören plutonifher Bildungen und Gefteinarten 
(des Granits, Syenits, Porphyrs u. f. w.) und durch das faft ausjchließliche Vor 
herrſchen jüngerer vulfanifher Gebilde, wie des Trachyts, Dolerits, Bafalts und 
deren Tuffbildungen charakterifirt. Die Höhe der Waſſerſcheide fchwankt in ven 
Papientungen des Iſthmus von Tehuantepec nah den neueften Meffungen des 
Major Barnarb von 684 bis 843 englifhen Fußen, ift alfo durchſchnittlich um 
ein Dritttheil höher als im Ifthmus von Panama. 

Norpweitlid von Tehuantepec erhebt ſich wie eine ſüdliche Vorſtufe des 
eigentlichen mexikaniſchen Hoclandes gegen ben 17.0 nördlicher Breite und 98.9 w. 
®. v. B. das Gebirge von Dajaca, welches aus der Einſenkung des Iſthmusgebietes 
ſchroff emporfteigend in doppelter Kette mit eingefaßten Längentheilen und Plateaug 
erſcheint. Man nennt dieſes merifanifche Gebirge gewöhnlich die Fortfegung ber 
Anden. Doch bildet dasſelbe ein von ben Gebirgsfuftemen Gentralamerifa’s in 
Richtung, Formen und Naturcdarakter weſentlich verſchiedenes und durch die Ifth- 
musfenfung von ihm beftimmt-getrenntes Gebirgsſyſtem, das gegen Norden eine 
entfchievene Meridianrichtung annimmt. Die größte Ausdehnung des Plateau von 
Dajaca, welches faft ebenfo lang als breit ift, keträgt nah Mühlenpforbs Angabe 
16 fpanifche Leguas von Süden nad Norboften und 19 von DOften nad Welten, 

Zu beiden Seiten. ver Hochebene erheben fi hohe Bergfetten. Die Cuesta 
de San Juan bilvet ein Duerjoh von 6358*, verbindet nah Harkort 7 Yeguas 
nörblih von der Stadt Dajaca die beiden Gebirgäfetten und fcheidet diefes Plateau 
von dem eigentlihen Tafelland von Neufpanien. Die Höhen der einzelnen Berg- 
gipfel im Staat Dajaca fhwanten nad Harlorts Mefiungen zwiſchen 9000‘ und 
12000°. Der höchſte Gipfel der öftlicden Kette, Cerro de Cempoaltepee erreicht 
in faft gleiher Entfernung zwifhen dem meritanifhen Golf und der Südſee eine 
abfolute Höhe von 12,159 ſpaniſchen Fußen. Die Hochebene, in welcher die Stabt 
Dajaca liegt, erhebt ſich 5500*. 

Gegen die Norbgrenze des Staates Dajaca jenfeit& ver Cuesta de San Juan 
beginnt mit der Erweiterung des Kontinents das eigentliche Hochland von Anahuac 
oder Neufpanien. Diejes Tafelland muß nah Humboldts klarer Beihreibung als 
der breite wellenförmig verflachte Rüden der Cordilleren ſelbſt angejehen werben, 
auf weldem die hohen vulkaniſchen Kegelberge und Kuppen, die theild in Reihen 
georbnet auftreten, theild ſporadiſch als vereinzelte Berginfeln die Hochebenen über- 
ragen, wie frembartige Theile erfheinen. Die Bildung diefer mexilaniſchen Kegel- 
berge erfolgte ähnlich wie in ber vullanifchen Doppelreihe der Anden Südamerila's 
auf jüngeren vullaniſchen Spaltenöffnungen, die aber nicht wie dort mit der Aren- 
richtung des Mafjengebirges parallel ftreichen, fonvern aus Ouerfpalten durchgebrochen 
find, weldhe auf der Längenare des Gebirges faft ſenkrecht ſtehen. 

Bon dieſem großen neufpanifhen Hochlande zeigt der ſüdliche Theil, das 
zwiſchen dem Iſthmus von Tehuantepec und dem 24. n. ®, liegende Tafelland 
von Anahuac, am entfchievenften den Charakter eines zufammenhängenven, unzer« 
ſtüclelten Mafjengebirges, Die Oberfläche biefes Tafellandes, welches im Oſten 
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ans ber vorliegenden Küftenebene, der Ebene von Cuetlachtlan, mit fteilem Ab⸗ 
fall emporfteigt und deſſen höchfter Theil zwiſchen 18% 30° und 219 m. DB. längs 
einer Linie liegt, die von Dajaca gerade gegen Norden läuft, beſteht aus einer 
beträchtlichen Anzahl von theils wagrechten, theils wellenförmigen, von einander 
faft nur durch unbeträchtliche Hügelreihen getrennten Ebenen, die größtentheils 
von beveutender Ausvehnung find, in ihrer Länge zwiſchen 10 und 50 Meilen, 
in ihrer Breite zwiſchen 5 und 10 Meilen mefjend. Die Lanvrüden, welche bieje 
Ebenen von einander trennen, erheben fi nicht über 500 bis 600 Fuß über die- 
felben, aber die Ebenen felbft weichen in ihrer Erhebung mehr ab, indem die aus- 
gebehnteften über 5000 bis 9000 Fuß über ver Meeresfläche liegen, während einige 
Heinere tiefer herabfinfen. Auf dieſen Ebenen fteigen einige ifolirte Berggipfel zu 
einer erftaunlichen Höhe empor, von denen die bedeutendſten in einet von Welten 
nad DOften laufenden, dem 19. Paralleltreife nahe liegenden Linie georbnet find, 
Am öftlihen Rande des Tafellandes, auf der Grenze der Ebene von Cuetlachtlan, 
erheben fi), ungefähr 6 Meilen nörblih und füblih von einander entfernt, ber 
Eitlaltepetl (oder Pic von Drizaba) und der Nauhcampatepetl (oder Coffre 
de Perote), erfterer 2717 Toiſen (16,302 Par. Fuß), der andere 2089 Toiſen body. 
Da wo ber Parallel von 199 dur den Merivian von 980 10° w. 2. durch⸗ 
ſchnitten wird, liegt der Bopocatepetl 2771 Zoifen body, wahrſcheinlich der höchſte 
Berg von ganz Nordamerika, und nicht weit davon im Norben der Iztaccihuatl 
- 2455 Toifen hoch. Weiter gegen Welten liegt der Nevado de Toluca, 2388 Toiſen 
body. Drei von diefen Gipfeln ragen bis über die Grenze des ewigen Schnee's 
empor, welche unter dieſer Breite in ungefähr 14000 Parifer Fuß über dem Meer 
liegt. Bon den der Küfte ver Südſee näher gelegenen Bergen erreicht feiner mehr 
diefe Höhe, die höchſten von diefen find ver Pic von Tancitaro 10,500. Fuß hoch 
und der Vulkan von Golima etwa 9000. Obgleich faft alle dieſe Berge fichere 
Zeichen eines vulkaniſchen Urſprungs zeigen, jo befinden ſich do gegenwärtig vor 
ihnen nur drei in dem Zuftand der Thätigfeit, nämlich der Citlaltepetl,; ver ‘Popo- 
catepetl und der Bulfan von Colima, dagegen erfehien im Jahre 1759 ein neuer 
Vulkan auf einer ver dem ftillen Meer benachbarten nieprigeren Hochebene nicht weit 
im Often des Pic von Tancitaro, welcher der Vulkan von Jorullo genannt wirb 
und ber 1577 Barifer Fuß über der Ebene und 3918 P. %. über dem Meere 


iſt. 

In derſelben Ordnung wie die höchſten Gipfel, die im Oſten dem Rande 
des Tafellandes ganz nahe liegen, gegen Weſten hin an Höhe abnehmen, folgen 
ih auch die einzelnen Hochebenen des Tafellandes von Anahuac in der Art, daß 
von der Zone der erwähnten höchſten Pics, in welcher das Tafelland am höchſten 
ift, dasſelbe fich gegen den Oftrand, gegen Süden und Norven nur wenig und 
ganz allmälig, dagegen gegen Weften zur Südſee beveutender und flufenmeife 
erniedrigt, im Ganzen und Großen zwiſchen ven beiven Meeren einen Bergrücken 
bildend, der da wo er im Süden auffteigt, im Norden der Landenge von Tehuans 
tepec, in der Mitte des Kontinents liegt, von dort gerade gegen Norden fortziehend 
näher an bie Küfte des atlantifchen Meeres Yinantritt, vom 19.9 n. B. an ſich 
ſehr almälig- und fanft gegen Norben verflächt, auf feiner Berflähung gegen Often 
bin bis an den Rand des fteilen Abhanges faft ganz eben ift, auf ver Seite gegen 
Weften hin aber mit zunehmender Erniebrigung tiefer eingefurdt erjcheint. Am 
weftlihen Fuße des Gitlaltepetl und des Nauhcampatepetl beginnt die Hochebene 
von Tlascala, welche über 20 Meilen lang und über 15 Meile breit ift und 
ungefähr 6750 Parifer Fuß über dem Deere Liegt. Gegen Weften grenzt am die⸗ 


616 Mexiko. 


ſelbe die Ebene von Tenochtitlan, ober von Merito ungefähr 10 Meilen lang 
und 41/, Meilen breit, in welcher die Hauptftabt Merito auf dem tiefften Punkte 
der Ebene 7008 Fuß hoch liegt. Weiter weftwärts folgt die Ebene von Toluca, 
der höchſte Theil des Tafellandes in einer mittleren Höhe von 8330 Fuß. Gegen 
Weſten grenzt e8 an das Plateau von Michoacan, welches über 20 Meilen lang 
und faft ebenfo breit ift und beffen Oberflähe von verſchiedenen hohen Hügeln 
und ifolivtem Berglande durchſchnitten wird, und zwilden 5500 und 6000 Fuß 
hoch liegt. Weiter weftwärts wird die Oberfläche des Tafellandes immer niebriger, 
in der Ebene, in welcher ver Jorullo aufgeftiegen, liegt fie nur noch wenig über 
2300 Fuß Höhe. 

4) Die hydrographiſchen Berhältniffe Merito’s find denen von Mittel- 
amerifa in vieler Beziehung ähnlich, dagegen verſchieden von allen übrigen Ländern 
der neuen Welt, weldhe ven öſtlichen Dcean berühren. Ausgevehnte und reich ent- 
widelte Flußnetze, tief in das Binnenland hineinreihende große jhiffbare Ströme 
fehlen, mit Ausnahme des Rio Grande del Norte, der aber außerhalb ver dichter 
bevölterten Provinzen Meriko's an deſſen Norbgrenze theilweife unbewohnte Wilo- 
niffe durchſtrömt. Mit den prächtigen Stromfpftemen ver Vereinigten Staaten und 
der öftlihen Länder Südamerika's laffen fih die merikanifchen Flüſſe nicht ver- 
gleichen. Die große Mehrzahl derfelben find Gebirgs- und Küftenflüffe, welde ent- 
weber nad furzem Laufe das Meer erreichen, oder in ihrem obern und mittlern 
Laufe durch Stromfchnellen und Untiefen vielfach unterbrohen nur für fehr Feine 
Fahrzeuge zugänglich find. Bezeihnend für die Hydrographie in ber ganzen Aus- 
dehnung des merifanifchen Gebietes zwifhen ven Parallelkreifen 17 und 24 ift bie 
größere Entfernung der Wafjerfcheide vom ftillen Ocean, während in allen übrigen 
Staaten Amerifa’3 die Duellgebiete der Flüffe näher der Südſee ald dem atlan- 
tifhen Ocean liegen. Erft gegen ben 26.% n. B. nähert fi) die Waſſerſchelde im 
Duellgebiete der EConfluenten des Rio Grande wieder mehr dem ftillen Weltmeer. 
Namhafte Flüffe des öftlihen Gehänges find: Rio Usumasinta, in dem fonft 
wafferarmen Staat Yucatan, der im feinem oberen Lauf zum Gebiet von Gua- 
temala gehört, Rio Tabasco und Rio Guazocoaleo im Staat Beracruz, letzterer 
höchſt wichtig, weil er bis nahe der Mitte des Iftymus von Tehuantepee ſchiffbar, 
die Ausführbarkeit eines interoceanifhen Kanals in dieſer Richtung begänftigt. 
Weiter nad Norden folgen die Rios Alvarado, blanco, Medelin, Jatalpa, Panuco, 
Tamesi, de Iglesias, San Fernando und der Rio grande mit feinen füdweftlichen 
Zuflüffen, deren oberer Lauf noch unerforſcht ift. Die in den ftillen Dcean mün— 
denden Flüffe find: Rio Chimalapa in ber Landenge von Tehnantepec, welden 
Cortez als den ſüdweſtlichen Ausgangspunkt des bereits von ihm projektirten inter 
oceanifhen Kanals auserfehen hatte. Weiter gegen Nordweſt folgen vie Rios 
Hondo, Cholotepee, Chacalapo, dulce, Papagayo, de las Baizas, Tuxpan, Al- 
meria, Rio grande de San Jago, Culiacan, Cinaloa, Rio del fuerte, Rio de 
los mulatos und der wafferreihe Rio colorado, der in den californifhen Meer: 
bufen mündet umb deſſen oberer und mittlerer Lauf zu dem an tie Bereinigten 
Staaten abgetretenen Gebiet von Neu-Merito gehört. 

5) Die MHimatifhen VBerhältniffe Merito’8 hängen mehr nod von ber 
vertifalen Gliederung als von der Rängenausvehnung bes Landes ab. Indem fie 
die außerorbentlihe Mannigfaltigkeit der Produfte des Thier- und Pflanzenreiches 
bedingen, erffären fie gleichzeitig den Gang der merifanifhen Kulturgeſchichte. Die 
DOfttüfte des Landes und die Tiefebenen bis zu den Randabfällen des Tafellandes 
bilden die heißfeuchte Region der Tierras calientes, welde bei einer mittleren 
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Temperatur von 25—270 0. unter dem vorwiegenden Einfluß des nordöſtlichen 
Paffatwindes ftehen, der ihnen fortwährend mit Wafferbänften ftarf gefättigte Luft⸗ 
firömungen vom atlantifhen Ocean zuführt. Das öftlihe Tiefland, befonders bie 
zwifchen ven Parallelen 17 und 24 gelegenen Provinzen haben ftarke Nieverjchläge 
in allen Jahreszeiten, während am weftlihen Küftenftrich eine regenlofe Jahreszeit 
vom Jannar bi8 Mai herrſcht. Daher aud die Verfchievenheit des Vegetations— 
charakters der beiderfeitigen ZTiefebenen, weldhe im Often ganz mit Wald bedeckt 
find, während im Weiten ein Gürtel natürlicher Wiefen, die fogenannten Savannas 
oder Llanos, parallel mit der Küfte fich fortzieht. Dort herrſchen in ven feucht⸗ 
warmen Wälvern die fchattenliebenden Baumarten aus ven Familien der Palmen, 
Mufaceen, Gannaceen und Myrtaceen, bier bie lichtfreundlichen Familien ver 
Leguminofen, Berbenaceen, Büttneraceen, Dilleniaceen vor. 

Nach der vertitalen Bertheilung ver ftufenmeife übereinanver gelagerten Kli- 
mate folgt auf vie heiße Region ver Tierras calientes, wo bie Cocospalme, ber 
Cacaobaum, die Banille und der Indigoſtrauch beſonders gut gedeihen, bie milde 
Region der Tierras templadas, weldhe die Terrafien und Plateaur zwifchen 1500 
und 6700° einnimmt, bei einer mittlern Temperatur von 17—21°, wo neben bem 
KRaffeebaum aud noch das Zuderrohr geveiht und ber Bananenbaum noch reife 
Früchte bringt. Ueber dieſe Höhe Hinaus beginnt die falte Region ber Tierras 
frias, wo bie mittlere Temperatur unter + 179 C. und in den höheren Thälern 
unter + 109 C, fintt. Hier treten in ven Wäldern viele norbifhe Formen auf. 
Eichen und Erlen find mit den Navelholzgruppen von Pinus occidentalis gemiſcht. 
Bon europälfchen Gerealien geveihen hier befonvders Weizen und Gerfte vortreff- 
lich, aber der Mais gibt geringere Ernten unt der Delbaum trägt in ber Hoch— 
ebene von Toluca, wo bie mittlere Temperatur unter 109 fällt, feine reifen Früchte 
mehr. Auf ven höchſten Plateaur diefer Region ift befonvders die trodene Jahres- 
zeit empfindlich kühl. Das eigentlihe Thal von Merito oder Tenodtitlan, wo bie 
Hauptſtadt Liegt, hat bei einer Höhe von 7470° noch eine mittlere Temperatur 
von 159, aber zwifhen Januar und März finft das Thermometer zuweilen bis 
auf den Nullpunkt. Tlalpayuhuas hat 141/,0 bei 7870‘, Veta grande 131/,0 bei 
8020 Meereshöhe. Die Wintertemperatur dieſes Hocplateau’s gleicht nah Hum- 
boldt der von Neapel und Gicilien, die Sommertemperatur der von Weft« 
deutſchland. 

6) Unter den Naturprodukten Mexiko's find vor allen die edlen Metalle 
zu erwähnen, veren lukrative Ausbeute dem Lande ſchon feit den Zeiten des 
Ferdinand Eortez eine ganz befondere Wichtigkeit für die fpanifche Krone verlieh. 
Ein ſehr großer Theil des heute im Welthandel umlaufenden Golves und Silbers 
ftommt aus Merito. Die einträglichften Bergwerke waren und find theilweife noch 
bie Landſchaften: Guanajuato, San Luis Potosi, Zacatecas, Durango, Chihuahua. 
Nah den von Humboldt, Ward und Mühlenfordt gegebenen Ueberfichten be— 
trägt die Gefammtausbeute des von 1690—1803 in Merito gewonnenen Goldes 
und Silbers 1,353,452,000 ſpan. Piaſter (3,383,630,000 fl.) Bon 1791—1810 
war die geringfte jährliche Ausbeute 16,568,442 P., die höchſte 27,165,888 P., 
und belief fi in dieſen legten 20 Jahren der ſpaniſchen Herrihaft bis zum Be— 
ginn bes Unabhängigfeitstrieges zufammen auf 458,348,493 P. Bom Jahre 1811 
an geriety mit dem Beginn der politifhen Wirren und Parteilämpfe der Bergbau 
> in Verfall, fant ſchon im Jahre 1812 auf 4,409,266 P. herab und betrug inner- 
halb der 2Ojährigen Periode von 1811—1830 nur 142,391,192 P. Bon biefer 
Zeit an war die Abnahme ftetig, befonders während der Bürgerkriege des legten 
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Jahrzehnts. Der Gefammtbetrag des in Merito von 1835 —1845 incl. gemünzten 
Geldes erreicht den ungeheuren Betrag von 2,667,828,851 Doll. Die einträg- 
lichften Bergwerke befinden fich gegenwärtig im Befit von Ausländern. 

Im Vergleih zu den edlen Metallen figuriren die Produkte des Pflanzen- 
reiches im Ausfuhrhandel Merifo’8 zwar mit einer geringen Wertbziffer, find aber 
für bie inneren Verhältniſſe, die Ernährung der Bevölkerung um fo wichtiger. Die 
Mannigfaltigfeit diefer Erzeugniffe und die außerordentliche Fruchtbarkeit des Bo— 
dens fihert dem Land einen bleibenden Werth für künftige Zeiten, aud wenn all 
die Gänge edler Metalle verfiegt fein werben. 

Unter den häufig vorkommenden Nutzhölzern find zu nennen: Mahagoni, 
Fernambuc, Brafilienholz, Blau- und Campecheholz, ameritantfches Ebenholz, Gelb- 
holz, Eifenholz, der Eulebaffen oder Kürbisbaum ꝛc. Bon den gewöhnlidden Kolo« 
nialprobuften bes m gedeihen vorzäglih: Cacao (die befte Gacaoforte 
der Welt wird in der Landſchaft Soconusco gewonnen), Indigo, Banille, Kaffee, 
Baumwolle, Zuderrohr, Tabak, fpanifcher Pfeffer, Kautfchuf zc. Unter ven tro« 
piihen Nahrungsmitteln find Bananen, Reis, Mais, Yam, Manioc, Bataten äußerſt 
ergiebig. Bon medicinifchen Pflanzen find befonders erwähnenswerth: Saffaparille, 
Jalappe, Ipecacnanha, Eopaiva, Amberbaum, Dradenblutbaum und die Ralelbaffen- 
frudt. Im Hodlande find nähft dem Mais unter ven Hauptprobuften des Pflan: 
zenreich® befonders die verſchiedenen europäifchen Gerealien höchſt wichtig. Ihr Anbau 
eignet fi für das merifanifhe Höhenklima ebenfo gut wie für bie Hochplateaur 
von Öuatemala, Neugranada und Peru. Bohnen, Kartoffeln und Mais find im 
eigentlichen Tafellande von. Mexiko neben ver Gerfte und dem Weizen die weſent⸗ 
lihften Nahrungsmittel der Aderbau treibenden Bevölkerung. Dort geveiht auch 
vorzüglih die für bie alte merifanifhe Kulturgefchichte jo wichtige Mangney- 
pflanze (Agave americana). 

Die Fauna von Merito zeigt ebenfo wie vie Flora eine eigenthümliche 
Miſchung der Formen Norbamerita’8 mit vielen Gattungen und Arten des ſüd— 
amerifanifhen Kontinents, welche durch Wanderung ſich verbreitet zu haben ſcheinen. 
Mit den Brüll- und Klammeraffen, den Jaguars und Cuguars erſcheinen Nabels 
ſchweine, Stinfthiere und Bentelratten. Tapire und Yaulthiere feinen nur bis 
gegen bie Südgrenze Mexiko's verbreitet. Zur mittelamerifanifhen Hirfchart gefellt 
fi die mexikaniſche. Von norbifhen Thiergattungen find Bären, Eihhörnden und 
Hafen in der merilanifhen Faunag beſonders reich hervortretend. Von den euro- 
päiſchen Hausthieren find Pferde, Hornvieh, Schafe, Schweine, Hunde und Katzen 
und leider auch die Ratten und Mäufe in Merifo eingewandert und gebeihen bort 
gut, wenn auch etwas begenerirt von ten Stammracen ver alten Welt. 

Mit feinem Metallreihthum, der Mannigfaltigfeit ver Rlimate und der milden, 
gefunden Luft des Hochlandes, mit der Fruchtbarkeit des Bodens und dem für bie 
Benugung der Waſſerkraft jo günftigen Gefälle der Flüſſe bei der glüdlichften 
Bovengeftaltung für ausgedehnten Binnenverfehr beſäße diefer große Freiſtaat bie 
berrlichften Vortheile für Aderban, Bergbau, Inbuftrie und Binnenhanvdel. Aber 
biefe wichtigften Quellen des nationalen Wohlftandes liegen in Folge der poli- 
tifhen Zuftände ganz darnieder. Der Ader wird nur fo weit beftellt, als e8 vie 
nothrürftigfte Ernährung der Bevölkerung erfordert, und die Ausfuhr von Role» 
nialprobuften hat fi) gegen früher ſtark vermindert. Die einft unter fpanifcher 
Herrichaft ziemlich blühenden Gewerbe der Wollen- und Baumwollenwebereien, der 
Gold- und Silberfhmiede, Cigarrenfabriten, Seifenfiebereien, Gerbereien ıc. find 
tief herabgelommen, Der Auslauſch der Produkte zwifchen den einzelnen Provinzen 
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ift durch die Unficherheit ver Landſtraßen gelähmt, melde überdies im ſchlechteſten 
Zuftend fi befinden. Für den Binnenhandel ift die Hauptftabt Merito, für ben 
Sechandel die Stadt Veracruz der Hauptplag. Andere Häfen von einiger Bedeu— 
tung find: Tampico, Alvarado, Campehe am Golf, Acapulco und Mazatlarn am 
ſtillen Ocean. Unter den mit Mexiko in Handelsverkehr ftehenden Staaten  ift 
England am ftärkften betheiligt, weldyes bie größere Hälfte des Bedarfes an wohl- 
feilen europäifhen Manufakturwaaren liefert. Dann folgen Frankreich, die Berei- 
nigten Staaten, Deutfhland, Belgien, Holland, Dänemark (dur St. Thomals), 
Sardinien. Der Berfehr mit den übrigen bifpano-amerifanifchen Republiken hat 
faft — aufgehört Unter den Ausfuhrartikeln ſind in friedlichen Zeiten nächſt 
dem Golde, Silber und Blei beſonders erwähnenswerth: Zucker, Cochenille, Baum⸗ 
wolle, Cacao, Vanille, Hölzer. 

7) Die Bevölkerung Mexiko's beſteht aus Indianern, Meſtizen und Weißen; 
Neger, Mulatten und Zambos (Miſchlinge von Negern und Indianern) bilden 
nur einen geringen Bruchtheil der Geſammtbevölkerung, deren Anzahl nicht genau 
befannt ift. Die Angaben ſchwanken in den Zahlen von 7,700,000 bis 9,340,000 
(nad Mühlenpfordts Schäkung). Als Verhältnißzahlen gelten für Indianer 5, Miſch— 
linge 4, Weiße 1. Die Zahl der Neger, die ſämmtlich frei find, beträgt nur 13,000, 
Fremde follen nur etma 15,000 in ganz Merito wohnen. Neuere Anſiedlungen 
von Europäern wurden dort öfters verfucht, find aber nirgends gelungen. Die 
Indianer beftehen aus einer großen Anzahl heterogener Stämme, welde in 
jedem ber einzelnen Staaten (Departements) verſchiedene Namen führen. In ben 
Staaten Mejico, Pueblo, Beracruz herrihen die Aztecos und ihre Stammwer- 
wanbten vor. In den übrigen Staaten wechjeln die Namen der eingebornen Stämme, 
die auch binfichtlich des Körperbaues, der Sprache und Sitten ſehr verſchieden find, 
obwohl gewiffe allgemeine Kennzeihen doch eine allgemeine Verwandtſchaft mit 
einander beurfunden. Die merikaniſchen Indier find kupferbraun, der Körperbau 
ift ſtämmig, musfulds und in guten Verhältniffen. Die meiften haben einen etwas 
edigen Kopf, große Ohren, niebrige Stirne, ftumpfe Nafe; die Gefichtslinie ift 
ſtark nad hinten geneigt. Ihre Nahrung befteht vorherrihend ans Maiskuchen 
(Tortillas), verjhiedenartigen Bohnen (Frijoles) und einem aus dem gegohrnen 
Saft ver Agave gewonnenen Getränke, Pulque genannt. Der Charakter des meris 
laniſchen Indiers ift ernfthaft, ſchweigſam, faft ſchwermüthig, eigenfimmig, ver- 
bunden mit ver allen Bewohnern der warmen und milden Zone eigenen Ürbeits- 
fen. Die Meftizen find ein ſchöner Menfhenihlag von gelbröthlider Hautfarbe, 
talentvoller, thätiger, gewandter und leidenfchaftliher als die Indier. Die Creolen 
(Ablömmlinge der Spanier) find im Allgemeinen von mittlerer Statur, von ange 
nehmen, freundlichen Gefichtszügen, die Männer meift hager, die Frauen mehr 
zierlih und Hein. Die Creolen beſitzen nad Mühlenpfordts Schilverung viele ber 
altfpanifhen Tugenden; fie find ftolz, tapfer, gaftfrei und höflih, aber auch un- 
wiſſend, bigott, finnlih und untüchtig zw anhaltender Arbeit. 

II. Gefchichte. 

1. Der Urfprung der älteften Geſchichte merikanifher Kultur ift noch 
ungleich mehr als bei ven alten Kulturvölkern Afiens und Aegyptens im tiefes 
Dunkel gehüllt. Die Mehrzahl der amerifanifhen Forſcher neigt fih jegt zur An- 
ficht, daß diefe Kultur aus dem Boden Amerika’s jelbft entiprungen, daß fte and 
amerilanifchen Autochthonen hervorgegangen und nicht von Afien eingeführt worben 
fei, während die entgegengefegte Annahme einer Einwanderung von Japanefen ober 
Hindus immer mehr in das Bereich unwahrſcheinlicher Hypotheſen fällt. In neueſter 
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Zeit war der Abe Brasseur de Bourbourg, welder lange in Merito und Cen— 
tralamerifa mit dem Stubium der ethnographifchen Berhältniffe und Sprachen be- 
fhäftigt war, bemüht, neue Gründe für die afiatifhe Abftammung der Amerifaner 
aufzufinden, ohne damit die entgegenftehenden Einwürfe zu widerlegen. 

Ein Anfang von Kultur fheint auf dem Plateau von Anahuac bereits exi⸗ 
ftirt zu haben, ald das geheimnifvolle Geflecht der Nahoas oder Toltelen von 
Norden her diefe Gegenden als Eroberer betrat und mit ben vorgefundenen Ele- 
menten ihren Kulturftaat gründete. Nah den von dem erwähnten franzöftfchen 
Forſcher aufgefundenen neuen Quellen fcheint viefe toltefifche Invafton in den erften 
Jahrhunderten v. Chr. ftattgefunden zu haben, während fie nach früheren Annahmen 
von Humboldt, Prescott u. U. gegen die Mitte des 7. Jahrhunderts fällt. Ebenfo 
biftorifch dunfel wie die Herkunft der Toltefen und die Entftehung ihrer Herrſchaft 
find die Urfachen ihres Verſchwindens, wahrfcheinlich durch innere verheerende Kriege 
und durch die Invafion neuer ftreitbarer Stämme aus dem Norden veranlaft. 
Dedeutfam für den Gang ber Gefchichte des weſtlichen Welttheils und ein Finger 
zeig für deſſen Zukunft ift die Thatſache, daß in deſſen nörbliger Hälfte nur 
Merito und Ouatemala, durch glüdliche Naturverhältniffe begünftigt, eine ver- 
gleihsweife ziemlich hohe Kultur beſaßen, während im heutigen Gebiet der Ver— 
einigten Staaten alle bisher aufgefundenen Spuren auf eine fehr tiefe Kulturftufe 
der alten Bewohner fließen laffen. Weitere Völferwanderungen brachten von Norben 
ber erobernde Völkerſchaften der Chihimeken, von welden noch ſchwache Refte in 
den Staaten San Louis Potofi, Neu-feon und Tamaulipas eriftiren. Nah ihnen 
famen bie Eriegerifhen Aztefen. Gegen das Jahr 1160 zogen biefelben von 
Atlan aus gen Süden, verweilten an verfchiedenen Wohnplägen und erreichten 
erft nach einer Wanderung von 56 Jahren das Plateau von Tenodtitlan, wo fie 
ihre Hauptftabt gründeten. Yange hatten fie in Sklaverei und Elend an verfchie- 
denen Uferftellen des Sees Tezcuco gelebt, bis die Dienfte, welche fie den Fürſten 
von Tezeuco im Kampfe gegen die Bewohner von Tochimilco geleiftet, fie aus 
diefer Lage befreite und den Grund zur Herrfhaft des ftreitbaren Stammes legte. 
Die Kultur der Azteken, wie ſolche die Spanier bei der Entdeckung und Erobe— 
rung Mexiko's im Jahr 1519 gefunden, war im Vergleich zur übrigen Bevölfe- 
rung Amerika's bedeutend. Befonders merkwürdig waren ihre aftronomijhen Kennt- 
niffe, welde Gallatin auf das Gründlichſte als die Refultate langdauernder, un« 
unterbrohen fortgefetter, forgfältiger Beobachtungen nachgewiefen hat. Die Azteken 
befaßen eine Bilderjhrift mit großer Sorgfalt verfaßt, um gefchichtliche Ereigniffe 
aufzubewahren, fle verftanden geographifhe und topographifche Karten aufzunehmen; 
fie bauten Städte, Dämme, Straßen, Brüden, geräumige Paläfte, große Tempel 
und Opferppramiten, doch von anderer Form und zu anderen Zweden als bie 
äghptiſchen. Die Bereitung tes Mörtels aus kohlenfaurem Kalt war ihnen ebenfo 
befannt wie die Mifhung und Verarbeitung edler Metalle, aus welchen fie Idole 
und die verfchiedenartigften Schmudfiguren fertigten. Meſſer, Waffenfpigen, Wert: 
zeuge der Azteken waren theild von Kupfer, theils von Obfidian. Ebenfo merf- 
würdig wie die materielle Blüthe des Landes waren bie bürgerlihen und mili— 
tärifhen Einrihtungen, ihr Feudalweſen, ihre Gerechtigkeitspflege, die Ausbildung 
und Feftftelung ver Kaften des Adels und ver Priefterfchaft, die feltfame Zufammen- 
fegung und Berkettung ber Gewalten, die Unterjohung der Mafje des Volts durch 
einen Kleinen Theil, der feinerfeits wieder ſtlaviſch unterthan dem oberften Herr- 
her war, die Eriftenz Heiner Völkerſchaften mit freien republikaniſchen Berfafjungen 
inmitten und neben deſpotiſch beherrfchten Monardieen — al dieſe Thatſachen 


Mexiko. 621 


zeugten, wie einer der gründlichſten Kenner Mexilo's ſich ausdrüdt, „von einem 
ſehr alten Kulturzuſtand, welcher eine lange politiſche Exiſtenz dieſer Völker, ein 
langes Zuſammenleben im bürgerlichen Verein nach einer langen Reihe politiſcher Bege- 
benheiten und Ummwälzungen vorausfegt". Die Merifaner fannten aber ebenfowenig 
wie die Pernaner und Muiscad von Sübamerifa weder den Gebraud des Eifens 
noch die europäiſchen Getreidearten, noch die Milhnahrung, obwohl mehrere Oat- 
tungen von milden Rindern und Schafen in Amerifa einheimifh waren. Diefe 
Thatfahe, verbunden mit ven Folgerungen, welde die vergleichende Sprachfor— 
[hung (nad) Wilhelm von Humboldt und Buſchmann) darbietet, ſcheint zu dem 
Schluß zu berechtigen, daß, wenn aflatiihe Stämme nad Amerita übergegangen 
find, diefe nur nomadiſche Jägervölfer waren und feinenfalls einen Kulturzuftand 
von dort mitbradten. 

Das Reich der Azteken unter Montezuma, wie es die Entdeder fanden, hatte 
eine weit geringere Ausvehnung als das Gebiet der heutigen Republif Mexiko und 
umfaßte nur 18,000— 20,000 Quadrat⸗Leguas mit dem Gebiet der jeßigen Staaten 
Meriko, Eajaca, Puebla und Beracruz. 

2) Nah der Eroberung des Aztelenftaates durch die Spanier unter 
ihrem berühmten Führer Yerbinand Gortez im Jahre 1519 und nad vollzogener 
Eur Unterwerfung ber übrigen Heinen Königreihe und Republifen erhielt das 

and im Jahre 1540 den Namen des Königreichs Neufpanien und wurbe von 
Bicelönigen regiert. Die vorhandene Kultur wurde graufam und vandaliſch aus- 
gerottet. Der Fanatismus der Spanier unter dem erften Bifhof von Meriko, dem 
drancisfaner Fray Juan de Zumarraga, wandte ſich befonders gegen die Teocallis 
(Zempel) und die merifanifchen Priefter Teopizqui (Diener ver Gottheit), welche 
dem Kriegsgott Huitzilopochtli die Opfer darbradten und die Bewahrer der ge- 
ſchichtlichen und aftronomifhen Kenntniffe des Volkes waren, fowie gegen die Bil- 
derſchriften, die ver bejchränfte Verftand ver fpanifhen Priefter für Werke des 
Zeufels hielt und deßhalb überall zerftörte und vernichtet. Neufpanien war bie 
reihfte, bedeutendſte und einträglichfte aller ſpaniſchen Kolonieen; ihre jährlichen 
Einkünfte beliefen fih auf 20 Millionen Piafter, wovon nad) Abzug der Berwals. 
tungsfoften 5—6 Millionen als reine Einnahme nah Spanien flojfen. Obwohl 
in den erften von Kaifer Karl V. gegebenen Leyes de las Indias Milve gegen 
die Eingebornen befohlen war, wurben biefe Vorſchriften doch nicht befolgt, und bie 
ſpaniſche Herrſchaft laftete mit erbrüdender Schwere auf dem Bolf, ohne gleichzeitig 
bie reihen Hülfsquellen des Landes, mit Ausnahme des Bergbaues, zur Entfal⸗ 
tung zu bringen. 

Ruhig, aber ohne Thatkraft und ohne politifches Leben vegetirte die reihe 
Kolonie Neufpanien bis zum Jahre 1810, wo.gegen die fpanifche Herrſchaft unter 
Führung des Pfarrers Hidalgo der erfte Aufftand ausbrach, der aber im Jahre 
1811 mit deſſen Hinrichtung entigte. Die Grauſamkeiten des neuen Vicelönigs 
Eolleja riefen abermalige Aufftände hervor, die nach wiederholter Unterbrüdung an 
verfhiedenen Bunkten wieder auftauchten, bis der General Iturbide im Jahr 1821 
das Heer zur Meuterei brachte, ſich felbft an vie Spige der Bewegung ftellte und 
am 27. September 1821 feinen fiegreihen Einzug in der Hauptftadt Meriko hielt. 

3) Mit der Verkündigung der Unabhängigkeit wurde eine proviforifche 
Junta von 36 Mitgliedern eingefegt, welche eine Regentſchaft aus 5 Perfonen 
erwählte. Iturbide erhielt ald Präfident die erefutive Gewalt. Gleich in dem erften 
Kongre (24. Febr. 1822) traten die verfchievenen Parteiftandpuntte grell hervor, 
binter welchen ber Ehrgeiz und das perfönliche Interefje ver Einzelnen fi barg 
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und die das unglückliche Land bis auf die Gegenwart in Verwirrung erhalten. 
As die vier Parteien ſich nicht zu einigen vermodten, Brad am 18. Mai 1822 
ein Militäraufftand aus, welcher, von Iturbide felbft heimlich angeftiftet, dieſen 
General zum Kaifer proflamirte. Der überrafhte Kongreß huldigte ihm. Iturbide s 
Kaiſerthum dauerte indeffen nur 8 Monate. Nah gewaltfamer Auflöfung des Kon- 
greſſes erhoben fich einige der Provinzen und der General Santana, bisher Itur⸗ 
bide’s Freund und Kommandant von Veracruz, ftellte fih an die Spite ber Auf- 
ftändifchen. An den Namen diefes Mannes fnüpft ſich feitvem wie an einen rothen 
Baden die ganze neuere politifhe Jammergeſchichte Merito’8 faft bis zur Gegen- 
wart. Iturbide legte die Krone nieder und wurde, ald er fpäter verfleivet in das 
Land zurüdfehrte, am 19. Juli 1824 in Tamanlipas hingerichtet. Der neug 
Kongref arbeitete eine Berfaffung aus, welder in allen Punkten, mit Auen 

der Religion, die nordamerikaniſche zu Grunde lag. Im Oktober 1824 wurde bie 
felbe förmlich verkündet, ſeitdem öfters verändert, verſchiedene Male ganz abgefhafft 
und dann wieber eingefett. Die Vereinigten Staaten von Mexiko bilden 
nad ihr eine förderative Nepublif von 19 Staaten und 4 Territorien, Ge 
feggebende Gewalt hat der Kongreß, der aus einem Senat und einem Hanfe der 
Repräfentanten befteht. Auf je 50,000 Seelen kommt ein Repräfentant, ver auf 
zwei Jahre gewählt wird. Allgemeines Stimmredt ift die Grundlage ver Wahl 
Der Senat wird durch die Yegislaturen der einzelnen Staaten gewählt, Die voll- 
ziehende Gewalt führt ein auf 4 Jahre gewählter Präfident mit einer Beſoldung 
von 36,000 Doll. Bei Vertagung des Kongrefjes bleibt immer bie Hälfte der 
Senatoren zurüd, welche einen Staatsrath bilden, der für die Erhaltung ber Ber- 
faffung und Gefege wachen fol. Diefer Stantsrath kann nöthigenfall® aud ohne 
den Präfidenten den Kongreß zufammenrufen, Die Regierung ber einzelnen Staaten 
ift nad) derfelben Form wie bie der Union georbnet. Die Religion ift vie römilſch⸗ 
fatholifhe mit Ausſchluß aller andern Religionen. Die Grundzüge viefer Ber 
fafjung tauchten aud inmitten der ſchwankenden politiihen Zuftände der neueften 
Zeit immer wieder auf, vermochten aber nie fruchtbare Wurzeln bei einem Volke 
zu treiben, das unter dem Drud der fpanifchen Kolonialherrfcher zu keiner politifchen 
Mündigkeit gelangen konnte. Der großen Mehrzahl des Volks, aus Indianern umd 
Meftizen beftehend, mangelt jegliche Bildung fo, daß Freiheit und praftifhe Aus— 
übung republikaniſcher Inftitutionen bei ihnen undenkbar ift. 

Die Geſchichte Mexiko's feit deſſen Konftituirung als förberative 
Republik ift nur eine Reihenfolge von wechſelnden Epifoven der Revolutionen, 
der Anarchie und des militärifhen Defpotismus, in ihren Einzelheiten ebenfo ver- 
widelt für den Darfteller ald unerquidlih für den Lefer, welchem die Kenntnif 
des Charakters der Perſonen und Lokalitäten zum richtigen Verftänpniß der Ereig- 
nifje faft unerläßlich iſt. Wir geben nur die Hauptzüge derſelben, um fo mehr 
als diefe traurige Geſchichte ver politiihen Wirren einer verfommenen Republif 
fiher vorübergehender Art ift und nur ein ephemeres Interefje darbietet, während 
das ſchöne, von der Natur reichlichft gefegnete Land bei der unausbleiblihen In— 
vafion des fräftigen anglo-amerifanifhen Elements fi zu neuer Blüthe erheben 
wird. Bon den beiden Hauptparteien, welche fi in Mexilo feit deſſen republika— 
niſcher Berfafjung bilveten, erftrebten die Föderaliſten gleichzeitig mit demofratifchen 
Grundfägen möglichft freie Selbftregierung der einzelnen Staaten, die Centraliften 
dagegen, im Bunde mit dem Klerus, bei vorwaltend feudalsariftofratifchen Net: 
gungen die möglichfte Machtverftärkung der Gentralregierung. Hinter all den ſchwül⸗ 
ſtigen Revensarten von Freiheit und Patriotismus diefer republikaniſchen Parteien 
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lauſchte immer nur das Streben nad) dem Beſitz der Gewalt und des perfönlichen 
Einfluffes, mit dem dag Mittel verbunden war, ihre Geldgierde zu befriedigen. 
Nah der vierjährigen Berwaltung des Präfiventen Gundalupe Victoria 
(1825— 1829), welche für Merito eine kurze Periode der Ruhe und Erholung 
war, ftritten ſich brei Parteiführer um ven Befig der Macht. General Guerero, 
das Oberhaupt der Föberaliften, unterlag im Kampfe gegen die centraltftifchen 
Führer Buftamante und Santana und wurde im Februar 1831 erſchoſſen. Sant- 
ana, der im Mai 1833 zum Präfidenten gewählt wurbe, ftürzte die Verfaſſung 
und führte eine neue centraliftifhe Konftitution ein, Die einzelnen Staaten wurden 
zu Departements berabgefegt, ber Präſident erhielt eine größere erefutive Gewalt 
und theilte die legislative Gewalt mit einem Kongreß. In Folge dieſer Umges 
ftaltung erklärte der Staat Teras feine Trennung von Merito und fiegte trog ber 
geringen Zahl feiner Bevölkerung in dem darauf folgenden Kriege, Präfivent 
Santana wurde felbft von ben — gefangen und ber Staat in die nord» 
amerifanifjhe Union aufgenommen. Nach feiner Freilafiung lehrte Santana in 
fein Baterland zurüd, trat dort wieder an die Spige der centraliftifchen Militär- 
partei und ließ nad feinem Siege über die Föberaliften deren Führer, ben Ge— 
neral Meria, auf dem Schlachtfeld erfhießen (1838). In demfelben Jahre gerieth 
Merito in Krieg mit Frankreich, deſſen Flotte unter dem Kommando des Aomirals 
Baubin das Fort San Juan de Ulloa bombarbirte und Veracruz einnahm. Darauf 
folgte ein Friedensvertrag mit einer Entfhädigung von 800,000 P. an Frankreich. 
Der neugewählte Präfitent Buftamante wurde während feiner Verſuche, vie Ber- 
pflihtungen gegeh Frantreid zu erfüllen, durch Santana geftürzt. Letzterer wurbe 
feinerjeit8 wieder im Jahr 1844 durch Revolution verjagt, kehrte aber in Folge 
bed Krieges, der zwifchen Merito umd den Bereinigten Staaten im Jahr 1846 
audbrad, zurüd. Der meritanifche General Ampubia verlor gegen die von Norven 
anrädenden Amerifaner die Schladht bei Monterey. In Folge diefer Niederlage 
wurde Präfivent Paredes geftürzt, Santana aber an die Spite der Armee geftellt. 
Mit 20,000 Mann rüdte letzterer gegen den General Tailor vor, ber vom Rio 
Grande heranzog. Trog ihrer günftigen Stellung verloren die Merifaner bei Une 
gofture, dem Engpaß der Sierra Madre, eine zweitägige Schladht. Die Regierung 
der Dereinigten Staaten befhloß inzwifchen, um dem Krieg ein raſches Ende zu 
maden, einen birdften Zug gegen die Hauptftabt: Merifo. General Scott landete 
mit einer Armee von 12,000 Mann bei Beracruz, welches ſich nach furzem Wi- 
berftand auf Kapitulation ergab, Auf vem weitern Marſche gegen die Hanptftabt 
kam es am 17. und 18, April 1847 zur Schlacht bei Gerro Gordo, wo bie 
Meritoner, kommandirt von Santana und Ampudia, gänzlich geſchlagen wurden. 
Die Amerikaner rüdten gegen das Hochland vor, nahmen Jalapa und Puebla 
ohne Widerftand, fiegten nochmals in den Gefechten bei Eontreras, Churubusco, 
Molino dei Rey und la Caſa mala und ftanden am 20. Auguſt 1847 vor ber 
Hauptftabt. General Scott bot nochmals vergeblih den Frieden an und befehligte, 
als die Unterhandlungen zu keinem Ziel führten, ven Angriff. Am 13. September 
1847 wurde nad hartmädigem Widerftand die Hauptftant Mexiko mit Sturm 
genommen. Santana entflohb mit den Trümmern feines Heeres nah Guadalupe 
Hidalgo. And; der Berluft der Sieger war ziemlich beträchtlich. Bei feinem Einzug 
in Merito hatte Scott nur noch eine Streitmadht von 6000 Dann. Ein Berluft 
von 2703 Todten und die herrſchenden Krankheiten hatten vie ftreitfähige Mann— 
haft auf die Hälfte vermindert. Im Morden vollzog inzwijchen General Kearny 
mit einer Heinen Grpebitionstolonne die Eroberung von Kalifornien und New 
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Merito. Santana, der den Parteigängerkrieg im Innern eine Zeit lang ohne 
Erfolg fortfegte, verließ im April 1848 mit feinen durch Raub und Plünderung 
erworbenen Neichthümern das Land und ließ fich zuerft in Jamaila, dann in 
Havana nieder, wo er auf die Gelegenheit lauerte, nah Mexiko zurüdzufehren. 
Nah langen Verhandlungen war ber Friede mit den DVereinigten Staaten zu 
Stande gelommen. Der Rio Grande wurde als Grenzlinie gegen Teras angenom- 
men. Don ihren nörblihen Eroberungen blieben den Vereinigten Staaten Eali- 
fornien und Neu-Merilo, wofür fie eine Entſchädigung von 15 Mill, Dollars 
bezahlten. 

: Merito genoß, gedemüthigt und erfchöpft, nach biefem Krieg einige ruhige 
Jahre bis zur Rückkehr Santana’s im Jahr 1853, wo es wieder zu neuen Grenz 
ftreitigfeiten mit den Vereinigten Staaten wegen ber Okkupation des Mecillathates 
lam. Für die Norbamerifaner war basjelbe von großer Wichtigkeit wegen des ſchon 
damals auftauchenden Eifenbahnprojefts zwifchen beiden Dceanen. Enblih wurde 
am 13, December 1853 deßhalb ein befinitiver Vertrag abgefchlofien. Der Aus: 
gangspunlt der Orenzlinie zwijchen beiden Staaten wurde auf 300 27° feftge 
fett. Bereits im Februar 1853 ſchloß Mexiko einen andern wichtigen Vertrag 
mit der Sleocompany ab, zufolge deſſen biefer Gejellihaft das Recht zugeſprochen 
wurbe, eine Derbindungsftraße über dem Iſthmus von Tehuantepec zu bauen, 
deren Neutralität und Sicherheit von den beiden fontrahirenden Staaten, Meriko 
und ber norbamerifanifchen Union, verbürgt wurde. Zur Ausführung eines Eifen- 
bahnbaus über diefen Iſthmus trat in New-York 1854 ein Berein zufammen. 
Wegen lofaler und politiiher Schwierigfeiten wurde jedoch dieſes wichtige Unter- 
nehmen, weldes ven nörblihen Ausgangspunkt der interoceanifchen Berbindungs- 
ſtraße um 8 Breitegrade näher als Aspinvall (ver atlantifhe Hafen des Panama- 
iſthmus) am die öftlihen Häfen Norbamerifa’s rüden würbe, niemals erufthaft im 
Ungriff genommen, 

Die kurze Rube, welche dem Friedensſchluſſe mit den Vereinigten Staaten 
folgte, war für Merifo merkwürdig dur die Umgeftaltung feiner Parteien, welche 
während der Präfidentichaft Herrera’s ftattfand. Inmitten der Troftlofigkeit und ber 
tiefften moralifhen Zerrüttung des Landes fingen viele vernünftige Männer au, 
die Nothwendigfeit zu erkennen, daß das Yand aus feinem Elend durch jebes 
Mittel befreit werten müſſe. Zur Einführung und Feſtigung gefeslicher Infti- 
tutionen fahen die Einen den Anflug an Norvamerifa als letztes Rettungsmittel, 
weiches die Andern in der Errichtung einer einheimifhen Diktatur erblidten. Nach 
dem Ende der Präfidentfchaft Herrera’s im Jahr 1851 wurde General Urifta, ein 
Freund Nordamerika's, von deſſen Anhängern im Bunde mit ben Föderaliſten 
gewählt. Seiner Verwaltung aber madte ſchon im Jahr 1853 ein militärifcher 
Aufftand unter General Geballos ein Ende. Diefer Soldatenchef, welder von ber 
Urmee eine kurze Zeit mit biktatorifcher Gewalt bekleidet wurde, jagte ven Kongreß 
mit Bajonetten auseinander. Es bilveten fi in allen Provinzen Soldatenbanden 
mit irgend einem Capitano an der Spike, der ſich felbft als Statthalter profla- 
mirte, um die Bewohner zu brandſchatzen. Die Anardie erreichte bald einen fo 
wiberlihen Grad, daß alle Parteien ihre Stimmen für die Einfegung einer um- 
umfchränften Gewalt einigten. Unausfprehlid müde bes gefeglofen Zuftanbes 
richteten fi Aller Augen auf den einzigen berühmten Namen der nenern merifa- 
niſchen Gefchichte, deſſen Andenken troß feines Kriegsunglüds und feiner Habſucht 
eine gewiſſe Popularität erhalten hatte. Unterftügt durch eine ſchöne Geftalt und 
durch den Ruf perſönlichen Muthes verbankte Santana feine Popularität haupt 
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ſächlich ſeinem Sieg über die ſpaniſche Expeditionskolonne, welche zu einem Wieder⸗ 
eroberungsverſuch im Jahr 1829 in Tampico eingefallen und von Santana zurüd- 
geihlagen worven war. Der Mangel an tüchtigen Männern überhaupt war zumeift 
Schuld, wenn alle Blide fi bei der Troftlofigkeit der Gegenwart auf ben zum 
drittenmal aus dem Eril zurüdgelehrten Sieger von Tampico richteten. 

Am 20. April 1853 bielt Santana feinen triumphirenden Einzug in bie 
Hanptftabt. Seine wie feiner Anhänger offen verkündigte Abfiht war, auf Lebens— 
lang ſich der diftatorifchen Gewalt zu bemädtigen, die Preffreiheit abzufchaffen, 
ohne Kongreß zu regieren und bie einzelnen Staaten in völliger Abhängigkeit von 
der Eentralregierung zu halten. Gleich die erften Regierungsmaßregeln zielten 
darauf bin, diefes Spftem zur Geltung zu bringen. Das von Santana gebildete 
Minifterium beftand aus Lukas Alaman für das Aeußere, Larez für das Innere 
und bie Juftiz, Haro y Tamariz für die Finanzen, Tornel für den Krieg, 
Belasco de Leon für Kolonifatton, Induftrie und Handel. Bon diefen Mäne 
nern war Lukas Alaman der beveutendfte, die Seele der neuen Regierung, welcher 
Santana nur feinen Säbel und berühmten Namen lich. Alaman ift einer ber be= 
deutendſten Staatd- und Parteimänner Mexiko's und Berfaffer einer Geſchichte 
feines Baterlandes. Schon als Minifter unter Buftamante im Jahr 1829 galt 
er als der Führer der reaktionären Partei, fpäter erflärte er offen in feinen 
Schriften die Wiederherftellung der monarchiſchen Regierungsform als das einzige 
Mittel, die meritanifhe Nationalität gegen die überwältigende Invafion ver angel- 
fähftfhen Eindringlinge zu retten. Er regte zu biefem Zwecke den Plan eines 
Bundes aller fpanifch = amerifanifhen Nepubliten an, — eine Idee, die aud in 
Südamerika oft von der Rednerbühne wie in politifhen Brochüren und Zeitungs- 
artifeln verfündigt und verfochten wurde, aber nie zu dem Anfang einer praftiichen 
Ausführung fam, auch die fortwährenden gegenfeitigen Feindſeligkeiten und Kriege 
ber hifpano-amerifanifhen Republifen nicht hinderte. Durch die Dekrete des Diktators 
wurden alle geſetzgebenden Korporationen der einzelnen Staaten und Territorien 
aufgegoben, die firengften Mafregeln gegen die periobifhe Tagespreſſe eingeführt 
und ftatt eines von der Nation gewählten Kongrefjes ein vom Diktator ernannter 
Staatsrath aus 20 Perſonen beftehend eingeführt. Die von der liberalen Regie 
rung verbannte Gefellihaft der Jeſuiten wurde wieder in ven Befig ihres Eigen- 
thums und ihrer frühern Rechte eingejekt. 

Der Klerus agitirte überall für die neue Ordnung der Dinge. Diefem 
beiperaten Berfuh, das Land aus einer unerträglihen anarchiſchen Zerrifienheit 
durch militärifhen Abfolutismus im Bunde mit der Priefterfchaft zu retten, ſchien 
ſich Anfangs die ganze Nation freiwillig und gerne zu unterwerfen. Wie Lulas 
Alaman, fo fahen viele intelligente und frievlic gefinnte Männer, welche außer- 
halb des politifchen Parteigetriebes ftehend in der faft permanent gemworbenen 
Anarchie eine tief eingefrefjene hronifche Krankheit des Landes und ver Geſellſchaft 
erfannten und eine Herftellung ber Orbnang um jeven Preis wünfchten, in biefem 
Berfuh das letzte Mittel, ven merifaniihen Staat vor einem Aufgehen in ver 
mächtigen Republif des Nordens zu bewahren. Diefe durch den Verluſt jeder gejet- 
lichen Freiheit und Sicherheit erfaufte Ruhe dauerte indeſſen faum ein Jahr. Die 
Partei der Anhänger ver Vereinigten Staaten gewann wieder an Stärke, ald man bie 
ärgften Mißbräuche der biftatorifchen Gewalt Santana's fah. Er, wie feine Krea- 
turen, welche an ver Dauer der auf die Macht des Säbels beruhenden Herrichaft 
zweifelten, dachten vor Allem taran, durch Erprefiungen ſich Gelb zu verfchaffen. 
Die neuen Steuern, das Zollgefeg, die Konffription und andere Dekrete bes 
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Diktators erregten überall Unzufriedenheit und Erbitterung. Am 22. Januar 1854 
erfolgte eine erfte Erhebung im Hafen Acapulco am ftilen Ocean. Die erhöhten 
Zölle, mit welchen Santana die vermehrten Stantsausgaben zu beden verfuchte, 
erregten dort bie Erbitterung des ganzen reichen Handelsſtandes. Der gebirgige 
Theil des Staates ſchloß fi unter der Führung des Generals Alvarez dem 
Aufftand an. Wegen örtlicher Hinvderniffe konnten die vom Diktator ausgefanbten 
Truppen nichts gegen die Aufftändifhen ausrichten. Alvarez verſuchte zunächſt mit 
den Nordamerifanern in freundſchaftlichen Berkehr zu treten und ihre Unterftügung 
zu gewinnen. Der Aufftand des weſtlichen Küftenlandes gewann bald an Umfang 
und Bereutung. Auch im Norden bildeten fih Freiſchaaren, welde mit Unter: 
flügung der Teraner vom Rio Grande her operirten. Der Diktator verlor ven 
Kopf, als er feine Schäge mit feiner Perfon bedroht ſah. Seine Reihthümer in 
Sicherheit zu bringen war zunädft fein Bemühen. Er räumte mit einem Theil 
des Heeres die Hauptftant und erließ aus der Stabt Perote auf dem Weg nad 
Beracruz eine Proklamation an das Boll, worin er die Niederlegung feiner bifta- 
torifhen Gewalt verkündigte, die Unmöglichkeit, ven von Faktionen unheilbar zer- 
rifienen Staat zu regieren, darlegte und für Meriko viele Jahre ver Anarchie mit . 
dem endlichen Berluft der Unabhängigfeit prophezeite, 

Nachdem auch diefer legte verzweifelte Verſuch, den morſchen Yreiftaat durch 
biftatorifhe Gewalt zu regieren, gejcheitert war, machte General Martin Carrera, 
Santana’8 Freund, eine kurze Zeit im Beſitze ber Regierung, vergebliche 
Verſuche, einen Vergleich zwifchen ven hadernden Parteien zu Stande zu bringen. 
Er mußte im Dftober 1855 der Partei des Generals Alvarez weichen, welche den 
General Comonfort, einen Creolen von englifch-fpanifcher Abkunft, auf den Stuhl 
ber Macht feste. Comonfort, zum Präfiventen gewählt, war für das Heranziehen 
europäifcher Elemente zur Stärkung des kranken Staates und für ein freundfchaft- 
liches Bündniß mit Nordamerika. Der neugewählte Kongreß ftellte wieder eine 
föderativ-demokratiſche Berfaffung her und verfuchte in diefem Sinne Gefege zu 
machen, bis ein Jahr darauf Comonfort durd Revolution fiel. Nah längeren 
Kämpfen, in welchen bald vie Liberalen, bald die Eentraliften fiegreic im Befige 
der Hauptftabt waren, wurde 1857 abermals eine neue Verfaſſung proflamirt. 
Juarez, Anhänger der liberalen Partei und als Präfivdent bes oberften Gerichts- 
bofes dem Givilftand angehörend, wurde zum Präfiventen der Republik gewählt, 
aber ſchon einen Monat nah feiner Ernennung durch Militäraufftand geftürzt. 
General Zuloaga ufurpirte die Präfidentfchaft, mußte aber bald darauf dem von 
ber Solvatesfa ‚zum Präfidenten gemachten General Miramon den Pla räumen. 
Darauf erfolgte 1858 die Erhebung eines großen Theils der Provinzen befon- 
ders des öſtlichen Küftenlandes, welche mit Juarez an der Spite die Konftitution 
von 1857 vertheibigten. Da feine der beiden Parteien ftarf genug war, tie andere 
zu bewältigen, und Miramons Verſuche, den Hafen von Beracruz zu erftürmen, 
fehlſchlugen, fo war die Republif Merito fattifh in zwei ungleiche Hälften getheilt. 
Das Küftenland gehorchte dem Präfiventen Iuarez in Veracruz, deſſen Regierung 
auch die Vereinigten Staaten anerkannten. Miramon, im Befige der Hauptftabt, 
war centraliftiiher Präfident des Binnenlandes. Ein ſcheußlicher Bürgerkrieg ver- 
beerte das Land. Nicht nur Handel und Wandel lagen inmitten dieſer grauenvollen 
Verwirrung gänzlich darniever, fondern bie Unficherheit des Lebens und Eigen- 
thums erreichte felbft inmitten ver Städte den äußerftien Grad. Im November 1860 
plünderte der Pöbel und die Eolvatesfa der Hauptftadt das englifche Gefanbt- 
ſchaftshotel, blos um ſich der bort deponirten Gelder von engliſchen Brivatleuten 
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zu. bemächtigen. UAnfäßige nordamerilaniſche Bürger wurden von Miramons Gol- 
daten aus feinem andern Grund ermorbet, als weil fie Keger waren unb ber 
verhaßten angelfähftichen Race angehörten. Buchanan, der Präfivent ver Vereinigten 
Staaten, richtete 1859 eine Botihaft an den Kongreß von Wafhington und ver- 
langte die Ermädtigung einer Kriegserflärung gegen Miramon, welde der Kon- 
greß aus Abneigung einer Einmifhung in die Heillofen meritanifhen Wirren ablehnte, 
Endlich nad den langen, erbitterten und blutigen Kämpfen bes Jahres 1860 
melden die neueften Berichte den Sturz Miramons und den fiegreichen Einzug 
der Liberalen in der Hauptftabt am 27. December 1860. Eine wirkliche Heilung 
bes kranken Staates, in welchem die vieljährige Anarchie den Charakter des ganzen 
Volls vergiftet hat, ift auch durch diefen liberalen Sieg nicht zu erwarten. Die 
ganze merikaniſche Nation ift tief entartet, die Gefellihaft verwildert, ver ſtaatliche 
Bau bis in feinen Grund morfh und hohl. Nur die Invaflon und Herrfhaft 
einer moraliſch gefündern Race, welche von der revolutionären Krankheit der Meri- 
faner frei ift, vermöchte im einem der fchönften und unglüdlihften Länder ver 
Belt, wo eine plünbernde revolutionäre Soldateska zu einem allgemein verbreiteten 
Stand eines großen Theild der Bevölkerung geworben ift, gefegliche Zuſtände auf 
die Dauer zurüdzuführen. 

Die Staatsausgaben Meritos beliefen fi in den letzten 10 Jahren durch⸗ 
fpnittlih auf 15,200,000 P., die Einnahmen, welche unter der fpanifchen Herr- 
ſchaft 20 Millionen P. geliefert, waren unter 5 Millionen P. herabgefunten, 
Das Deficit mußte durch Zwangsanleihen, Kontributionen, die Entſchädigung der 
Bereinigten Staaten für abgetretene Provinzen u. f. w. gebedt werben. An eine 
Zinfenzablung der Staatsfchulven, die ſich auf 149,800,000 P. belaufen, ift unter 
diefen Umftänden nicht zu denken. Das Gejammtvermögen ver alleinherrfchenben 
römiſch⸗katholiſchen Kirche in Merito wird auf 90 Millionen P. geſchätzt. Nach 
officiellen Angaben belief fih im Jahr 1857 die Einfuhr auf 15,400,000 P., 
bie Ausfuhr auf 18,600,000 P. Die einzelnen Staaten der merifanifchen Republik 
find gegenwärtig am Golfe: Tamaulipas, Beracruz, Tabasco, Yucatan; im Innern: 
Merito, Puebla, Queretaro, Öuanajnato, Michoacan, San Luis de Potofi, Za— 
eatecas, Durango, Coahuila, Nuevo Leon; am ftillen Ocean: Chiapas, Onjaca, 
Buerrero, Jalisco, Einaloa, Sonora mit dem Territorium Neu-Galifornien. 

Aus der zahlreichen geographifchen und hiftorifhen Literatur über Merito 
find befonders erwähnenswertb: Lopez de Gomara: Conquista de Mejico; 
Bernal Dias de Castilla: Denfwürbigfeiten; Antonio de Solis: historia 
de la conquista de Mejico; Brasseur de Bourbourg: histoire des nations 
eivilisdees du Mexique durant les sidcles anterieurs & Christophe Colomb; A. 
v. Humboldt: essai politique sur la nouvelle Espagne; Prescott: history 
of the conquest of Mexico; Mühlenpforbt: Berfud einer getreuen Schilde— 


rung ber Republik Merito: Mora: Mejico y sus revoluciones. 
Moriz Wagner. 


Militärgefeggebung. 


Unter Militärreht (auch Kriegsreht) verfteht man ben Inbegriff ver 
Rehtsnormen, welche, abweihend vom gemeinen Rechte, ausſchließlich 
für ven Kriegerftand gelten. Im weiteften Umfang fann man biezu aud) 
die Borfchriften rechnen, welche über den Zugang zum Militär (Ronfkriptionsgefege), 
Über deu innern und äußern Dienft (Dienftvorfchriften, Reglements) und über bie 
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Entlaffung vom Militär gelten; im gewöhnlichen Sinne verfteht man abet darunter 
nur bie DRilitärgefee in Straf- und Eivilfadyen. 

Denn man erwägt, daß die eigenthümlichen Berhältniffe des Militärs als 
eines Standes und namentlih deſſen Verpflihtung zu einer ftrengen Disciplin 
eine Reihe gefegliher Vorſchriften nöthig machen, daß aber überbies die Staate- 
berrfcher geneigt fein werben und feit ven römifhen Kaifern geneigt waren, ben 
Mitgliedern des Heeres, als den Stügen bes Thron, ehrenvolle und vortheilhafte 
Privilegien zu gewähren, fo wird man es nmatürlid finden, wenn der Inbegriff 
diefer Rechtöverhältniffe fih nah und nah zu einem militärtfchen Sonderrechte 
kriftallifirte, welches, einestheils auf den Vorſchriften des römifhen Rechts, anbern- 
theils auf dem militäriſchen Gewohnheitsrechte des germaniſchen Mittelalters fußend, 
fih in den einzelnen europäifhen Staaten ziemlich gleihförmig geftaltete. Zwar 
bildete fi) während ber langen Friedensperiode, welche in ver erften Hälfte unferes 
Jahrhunderts herrſchte, eine ziemlich energifche Reaktion gegen alle Vorrechte des 
Milttärftandes, wodurd in manden Ländern das Gebiet des Militärrechts bedeu— 
tend eingeengt wurde; immerhin behielt aber vasfelbe noch einen beträchtlichen Theil 
feines früheren Umfangs, indem es weit mehr in der Nothwendigkeit, die befon- 
deren militärifchen Verhältniſſe zu berüdfichtigen, als in dem Beftreben, dem Krieger- 
ftand Privilegien zu ertheilen, feine Grundlage findet. 

Die Militärgefeggebung in biefem Sinne, alſo mit Ausſchluß ber blos 
teglementarifchen und mehr in das Gebiet der Verwaltung gehörigen Vorſchriften 
zerfällt naturgemäß in drei Haupttheile: 

1) Militärgerihtsverfafjung Das Militär, beftimmt auch 
außerhalb der Landesgrenzen zu Kämpfen, kann fein Recht, mwenigftens in Kriegs- 
zeiten (und fie bilveten früher die Negel!), nicht bei den ihm oft unerreihbaren 
orbentlihen Behörden feines Baterlandes fuchen, der Richter muß ihm ins feld 
folgen, es genießt daher das Militär einen eigenen Gerichtsſtand vor den Militär- 
gerichten. Diefer Gerihtsftand, welchen ſchon das römiſche Recht kannte, und ver 
fih im germanifhen Mittelalter in den Standesgerichten (judicia parium) ber 
Ritterfhaft wiederholte, ift bis auf den heutigen Tag in allen civilifirten Staaten, 
namentlih auch in Deutfchland, in weiterem ober engerem Umfang anerkannt. Früher 
erftredte er ſich ziemlich unbedingt auf alle Straf- und Eivilfahen der Militär- 
perfonen, er wurde aber in der neueften Zeit auf mehrfache Weife befhräntt: Man 
ging nämlich davon aus, daß dieſer Gerichtsftand, welcher die Milttärperfonen dem 
orbentlihen Richter entzieht, auch in Eivilfadhen die Gegenpartei nöthigt, ihr Recht 
vor dem Militärrichter zu fuchen, nur foweit anerfannt werben dürfe, als er in 
ben militärifhen VBerhältniffen mit Nothwenbigfeit begründet fei, und überall weg» 
zufallen habe, wo er mehr ven Charakter eines Vorrechts an fi trage. Dem- 
gemäß haben die meiften Ffonftitutionellen Staaten 3. B. England, Frankreich, 
Belgien, Holland, Preußen u, A. den militärifhen Gerichtsſtand in Civilfachen 
abgeihafft und lafjen dafür in Kriegszeiten entweder einen durch die Verhältniſſe 
bedingten Stillftand der Civilrechtspflege für das Militär eintreten, oder ſchaffen 
eine außerordentliche militärifche Civilgerichtsbarkeit für die Dauer des Kriegs. 
Andere Staaten, in Deutjhland namentlih Defterreih, Baden u. U. haben da— 
gegen immer nod die Civilgerichtsbarkeit über Militärperfonen aud in Friedens⸗ 
zeiten an bie Militärgerichte überlaflen. Letzteres Syſtem hat offenbar den Vorzug, 
daß beim Wechſel vom Friedens- auf den Kriegsfuß feine Störung im Gang ber 
Rechtspflege eintritt. In Straffahen bat man dagegen der Militärgerihtsbarkeit 
theils die nichtmilitärifhen Verbrechen (delicta cummunia) der Soldaten, theils, 
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wo man auch biefe der Militärgerichtsbarkeit überließ, wenigftens die im Urlaub 
begangenen Verbrechen entzogen. Beiverlei Befhränfungen haben das Bedenkliche, 
daß damit der Disciplin nicht gedient iſt, deren nachhaltige Handhabung erfordert, 
daß bie militäriſchen Obrigkeiten den Soldaten, fo lange er dient, in allen feinen 
Beziehungen überwachen und kontroliren. Nur ſoviel läßt fi) von diefem Stand- 
punkte aus rechtfertigen, daß in Fällen, wo Mitfhuldige des Civilftandes vor- 
handen find, oder wo es fi um ein entehrendes Verbrechen handelt, welches ben 
Angeklagten zum fernern Heeresbienft unwürdig macht, eine Abgabe an das bür- 
gerlihe Strafgeridht ftattfinbet. 

Je nad dem Umfange des milttärifchen Gerichtsſtandes finden wir in ben 
einzelnen Staaten eine mehr ober weniger ſelbſtändige Militärgerichtsverfaffung. 
In Deutſchland befteht nod die alte, ſchon durch bie frühefte Reichsgeſetzgebung 
eingeführte Einrichtung, daß für bie einzelnen Truppenabtheilungen (gewöhnlich vie 
Regimenter, in Preußen die Divifionen, in kleineren Staaten meift die Garni— 
fonen) ein eigener Militärjuftizbeamter, ven man früher „Feldſchultheiß“ benannte, 
jest aber, nachdem ſeit dem 16. Jahrhundert fpanifhe Kunftausprüde im Heer 
wefen auffamen, als Auditor zu bezeichnen pflegt, beftellt ift, welder die Eivil- 
rechtöpflege (mo fie noch den Militärbehörven überlafen tft) einſchließlich der freis 
willigen Gerichtsbarkeit in erfter Inftanz handhabt und in Straffachen als Unter 
fuhungsrichter und rechtlicher Antragfteller bei den Militärgerichten funktionirt, 
Für Civilfahen find in größeren Staaten, z. B. Defterreih, Bayern, eigene 
Militärappellationsgeridhte und Oberappellationsgerichte beftellt, in kleineren Staa- 
ten geht ver Rechtszug an die bürgerlichen Obergerichte. Das Urtheil in Straf- 
fahen wird von ben Militärgerichten gefprohen, und wo ppellation bagegen 
ftattfindet, geht ſolche an militärifche Obergerichte, In Frankreich und den Staaten, 
welche ſich nad ihm ausbilveten, beftehen feine eigenen Militärjuriften, fonvern 
werden deren Funktionen durch Dfficiere (capitaines rapporteurs, officiers du 
gouvernement) beforgt, doch ift Belgien, gewiß im Intereffe der Sache, in ven 
legten Jahren wieder zum Inflitut der Auditore zurücgefehrt. 

2) Militärcivilredt. Eine Reihe civilrechtlicher Vorſchriften, welche 
theilg den eigenthümlihen militärifhen Berhältniffen Rehnung tragen, theils 
wahre Standesprivilegien bilden, laſſen ein eigenes Militärprivatrecht konſtruiren. 
Die weſentlichſten Beftimmungen desfelben, wie fie fih ſchon im römifhen Rechte 

den, find: 
Mr a) dem Solvaten foll ein Rechtsirrthum nicht ſchaden (c. 1. C, de jur. et 
fact. ign. 1. 18); 

b) er genießt in Schuldſachen ein weitgehenves benefictum competentiae 
(fr. 6. 18, D. de re jud. 42. 1); 

e) er erwirbt das Eigenthum an Sachen, welde von einem Dritten mit 
feinem Gelde gefauft werben (c. 8. C. de rei vind. 3. 32); 

d) was der Soldat im Kriegsvienfte erwirbt oder in Beziehung auf den— 
felben geſchenkt oder vermadt erhält, wird al® peculium castrense fein freies 
Eigenthum, aud wenn er noch unter väterlicher Gewalt fteht (c. 1. C. de cast. 
pec. 12. 37); 

e) im Falle feines Abfterbens ohne gefeglihe Erben erhält an ber Stelle 
bes Fiskus das betreffende Corps (vexillatio) feinen Nachlaß (c. 2. 3. C. de her. 
deeur. 6. 62); 

f) er kann gültig Erbverträge fließen (c. 19. C. de pactis 2. 3); 

g) er bat das Recht während des Krieges ein von den gewöhnlichen Solen- 
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nitäten befreites ſ. g. militäriſches Teſtament zu errichten (tit. J. de milk 
test. 2. 11). 

Zu dieſen Privilegien, welche in den Ländern des römiſchen Rechts noch 
ſämmtlich praktiſch und auch in den andern Ländern großentheils anerkannt ſind, 
haben neuere Geſetze noch folgende gefügt: 

h) er genießt in Wechſelſachen Freiheit vom Wechſelarreſt, nah manden 
Gefegen, 3. B. in Defterreih, ift er fogar nicht wechfelfähig ; 

i) fein Solo ift von der Schulberefution befreit; 

k) er genießt in Civilrehtsfachen, in manchen Staaten aud in Strafſachen, 
Sportelfreiheit; 

]) er ift von ver Pflicht zur Uebernahme von Ehrenämtern und Bormund« 
[haften befreit. 

Abgeſehen von biefen und ähnlichen Eremtionen vom allgemeinen Civilrechte 
bes Landes, wie fie fich ziemlich gleihförmig in den europäiſchen und befonders 
ben deutſchen Staaten finden, ift ver Soldat ven bürgerlichen Geſetzen des Landes, 
gleich den übrigen Staatsangehörigen, unterworfen, und felbft in ven Ländern, 
wo bie Eivilproceffe der Militärperfonen von Militärgerichten entjchieven werden, 
ift die allgemeine Civilproceßordnung bes Landes maßgebend, jedoch mit einzelnen 
Abweichungen, welche fi auf vie Seftaltung ver Parteien und Zeugen vor Ge- 
riht und auf das Erefutionsverfahren beziehen, indem in legterer Hinſicht bie 
Erforderniffe des militärifhen Dienftes mandperlei Abweichungen bedingen. 

3) Miltitärftrafredt. In Straffachen wird der Soldat nad) befon- 
deren Militärgefegen, welde in fogen. Kriegsartifeln oder eigentlihen Militär 
ftrafgefegbüchern zufammengefaßt zu fein pflegen, gerichtet. Diefelben beihränten 
fi) in den meiften Ländern auf die eigentlichen Militärverbrehen und behanveln 
andere Verbrechen nur foweit, als bie militärifchen Verhältniſſe aud bei ihnen 
einen andern Mafftab der Strafbarkeit erfordern, doch haben auch einzelne Staa⸗ 
ten, 3. B. Defterreih, Militärftrafgefegbücher, welche den ganzen Kreis ber ges 
meinen Berbreden umfaffen. 

Aus der ziemlich bürftigen Literatur biefer Wiffenfchaft ift befonders Voöt 
de jure militari (1670), Beermann, Grundſätze des heutigen deutfchen Kriegs» 
rechts (1795), Eadan, das Kriegs- oder Militärreht, wie foldes jegt bei der 
f, preußifchen Armee befteht (1801), und Klog, Einleitung in die Doftrin des 
deutſchen Privatmilitärrechts (1811) hervorzuheben. Die neuere Titeratur ift feine 
gemeinredhtliche, fondern behandelt uur das Partikularrecht einzelner Otnaten. 


rauer. 
Militärhoheit. ©. Staat. 


Militärfolonieen, Militärpflicht u, f.w. ©. Heer, Krieg 
verfafjung. 


Mill. 


Der Name Mil ift auf dem Gebiete ver Philofophie und der politiſchen 
Wiffenfchaften dur zwei Männer, Vater und Sohn, zu Ehren gebracht worben. 

James Mill, ver Bater, 1773 geboren, widmete fi urfprünglid ber 
Theologie. Nachdem er etwa im Jahre 1800 aus feiner Heimat in der Nähe von 
Montrofe nad) London gekommen war, warf er ſich ganz in bie literarifche Thätig- 
feit. Er wurbe Herausgeber des literarifchen Journals und ſchrieb fowohl zahlreiche 
Auffäge in Nevuen, namentlic in die Edinburgh, dann befonderd in die von 
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Bentham gegründete Weftminfter Review, ala auch eine Reihe von Artikeln fir 
bie Encyclopädia britannica über Regierung, Erziehung, Rechtswiſſenſchaft, Völ— 
lerrecht, Preßfreiheit, Rolonieen, Gefängnißwefen, vie fpäter auch gefanımelt erfchienen. 
Auch eine 1835 anonym erfchienene ausführliche Kritif von Madintosh Geſchichte 
ber ethiſchen Philofophie (in der Encyclopädia britanniea) rührt von ihm ber. 
1818 trat er mit einem zufammenhängenden Hauptwerfe hervor, der Geſchichte von 
britifch Indien, zuerft in 3 Duart-, jpäter in 6 Dftavbänden, nachmals fortgeſetzt 
von 9. Wilfon, einem Bude, von dem fein Sohn nicht mit Unrecht jchreiben 
konnte, daß es zuerft das Licht der Philofophie auf die Angelegenheiten jenes 
Landes geworfen und feinen Berfafler in bie erfte Reihe ver politiihen Schrift 
fteller der demokratiſchen Schule geftellt habe. Eine vortheilhafte Anftellung in ber 
Verwaltung bed Jndia House, die er bis an feinen Tod befleidete, war für ven 
Autor die angenehme perfönliche Folge diefes Werkes. 1822 folgten dieſem: Elemente 
ber politifhen Oekonomie, in denen fi ver Verfaſſer als fcharfer Denker und geſchickter 
Ausbilpner der volfswirtbichaftlihen Theorie namentlich in der Richtung, in welder 
fie von Ricardo entwidelt worden war, erwies. Das Werk wurbe in mehrere fremde 
Spraden überfegt, ins Deutſche von Jacob 1824. 1829 endlich ließ Iames Mil 
noch ein philofophifches Werk erſcheinen, die noch Heute nicht blos in England 
hochgeſchätzte analysis of the phenomena of the human mind. Er ftarb 1836. 
Dem beveutenden Vater folgte der bebeutendere Sohn mit Leiftungen auf ven 
nämlihen Gebieten, auf welchen ſich jener ausgezeichnet hatte, — John Stuart 
Mill, geboren zu London 1806. Es find vornehmlid zwei Hauptwerfe, durch 
welche fich verjelbe feinen Rang unter den wiſſenſchaftlichen Klaſſikern gefichert hat. 
Das eine ift die Yogif — system of logie rationative and inductive, 2 Bbe., zuerft 
1843, feitvem 3 neue Auflagen. Deutſche Ueberfegung von Schiel. Obwohl rein 
pbilofophifher Natur bat dieſe Arbeit doch aud für den Staatsgelehrten großes 
Intereffe, indem fie vie Beifpiele zur Belegung ihrer Säte häufig aus dem Ge- 
biete ber politifchen Wiljenfhaften nimmt und dadurch mande neue Schlaglichter 
auf biefe wirft, insbeſondere eine Anzahl in politifhen Debuftionen immer wieber- 
lehrender Trugſchlüſſe in ihrer Unzuläffigkeit nachmeist, und indem fie für die ganze 
Methodik jener Wiffenfhaften die maßgebenden Grundſätze mit großer Klarheit ent= 
widelt. — Das andere Hauptwerk find die principles of political economy with 
some of their applications to social philosophy. 2. Vol. 1857, ſeitdem eben— 
falls dreimal neu aufgelegt. Deutfche Ueberſetzung von Soetbeer 1852. Diefes 
Buch nimmt unter den in neuerer Zeit erfchienenen Werten über Volkswirthſchafts— 
lehre eine der erften Stellen ein und hat auf die Behandlung diefer Wiſſenſchaft 
weit über England hinaus und namentlih in Deutſchland eine tiefgehende Ent— 
widlung ausgeübt. Die Eigenthümlichfeit desfelben läßt fich nicht bejler harafteriftren, 
als mit des Verfaſſers eigenen Worten. Er fpridt e8 aus, daß er fih in 
feiner Bearbeitung vorzugsweiſe vie Behandlungsart der Wiffenfhaft durch Adam 
Smith zum Mufter genommen habe. „Die am meiften harakteriftiihe Eigenthüm- 
lichkeit des Smith'ſchen Werkes, jagt er, und gerabe diejenige, worin e8 vornehm- 
lid von manden andern abweicht, welche vemfelben in Rüdficht der bloßen Dar- 
legung der allgemeinen volkswirthſchaftlichen Grundſätze gleich ftehen oder es felbft 
übertreffen, ift die, daß es beftänbig die Grundfäge und deren Anwendungen zu= 
fammenftellt. Dies bedingt von felbft eine weit größere Reihe von Ideen und Ge- 
genftänden, al® in der politifhen Defonomie, wenn man biefelbe ald einen Zweig 
abftrafter Wiffenfchaft auffaßt, eingefchloffen find. Für praktiſche Zwecke ift die po- 
Ktifhe Delonomie ‚mit vielen andern Zweigen der Geſellſchaftswiſſenſchaft unzer- 
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trennlich verſchlungen. Auch von reinen Detailangelegenheiten abgeſehen, gibt es 
vielleicht ſelbſt unter denjenigen Fragen, welche dem ausſchließlich wirthſchaftlichen 
Charakter am nächſten kommen, Feine praktiſchen Fragen, die ſich einfach nach wirth- 
ſchaftlichen Vorausfegungen entſcheiden laſſen. Diefe Wahrheit hat Adam Smith 
niemals aus dem Gefichte verloren und bei feinen Anwendungen ber politifchen Oeko— 
nomie verweist er fortwährend auf andere und häufig viel bedeutendere Erwägungen 
als vie reine politifche Dekonomie barbietet. Deshalb verfchafft er auch jenes fichere 
Gefühl, wie man über vie Grundſätze unferer Wiffenfhaft zu praftifhen Zweden 
verfügen könne, dem bie „Unterfuhung über das Nationalvermögen” es verdankt, 
daß dieſes Werk allein unter den Abhandlungen über politifhe Delonomie nicht 
nur beim lefenden Publitum üherhaupt beliebt geworben, fondern auch auf Ge- 
jhäftslente und Stantsmänner einen mädtigen Eindruck macht. Der Berfafler 
(v. h. 3. St. Mil) ift der Anfiht, daß ein Werk, das in feiner Aufgabe und 
allgemeinen Auffafjung demjenigen von Adam Smith nadftrebt, aber den ermei- 
terten Kenntniffen und fortgefchrittenen Ideen der Jetztzeit fih anpaßt, ein folder 
Berfuch fei, wie ihn bie politifhe Defonomie gegenwärtig erfordert. Die „Unter 
fuhung über das Nationalvermögen” ift in manden Theilen veraltet, überhaupt 
aber unvollftändig. Seit Adam Smiths Zeit ift die eigentlich politifche Defonomie 
gewiffermaßen aus ihrer Kindheit aufgewahfen, und wenn auch die Gefellichafts- 
wiffenfhaft, von welcher jener ausgezeichnete Denker fein fpecielles Thun in praf« 
tiſcher Rüdficht nie getrennt bat, jett noch ſich ſehr in den Anfangsftabien ihrer 
Entwidlung befindet, fo ift fie doch mande Stufen weiter gelommen über ben 
Punkt hinaus, wo er fie gelafjen. Es ift jedoch bisher nicht unternommen worden, 
Adam Smith praftifhe Weife, die politifche Dekonomie zu behandeln, mit ven 
feitvem erworbenen vermehrten Kenntniffen zu verbinden oder die wirthihaftlihen 
Erfheinungen in ihrer Beziehung zu den beften focialen Ideen der Gegenwart fo 
darzulegen, wie Adam Smith e8 mit fo bewundernswürbigem Erfolge in Rüd- 
fiht auf den damaligen Zuftend der Wiffenfhaft in England gethan hat. Diefen 
Plan hat der Berfaffer des vorliegenden Werkes vor Augen gehabt.“ — Der große 
Erfolg, welden das Mill'ſche Buch gehabt hat, beweist hinlänglich, wie richtig der 
Grundgedanke war, von dem der Berfaffer ausging, und wie jehr die Ausführung 
der Abficht entſprach. Es ift die Behandlung der Volkswirthſchaft als eines mit 
den übrigen Yeußerungen des nationalen Lebens in der innigften Wechfelbeziehung 
ftehenden Erfheinungsgebietes, mit einem Worte die wirklich politifhe Behandlung 
verjelben, welche dem Werke feine charakteriſtiſche Bedeutung verleiht und es für 
pie Gefchichte der Wiffenfhaft zu einem einen wirklichen Wenbepunft anzeigenven 
Markfteine erhebt; diefelbe Behandlung, welche in Deutſchland gleichzeitig durch 
Roſcher begründet und ſeitdem von der deutſchen Wiſſenſchaft mit folder Entſchie— 
senheit und ſolchem Bewußtfein feftgehalten wurde, daß man fie geradezu als das 
harakteriftiiche Hauptmerfmal der neuern deutſchen Schule der Volkswirthſchaftslehre 
bezeichnen kann. Es ift hier nicht ver Ort, näher zu unterfuchen, in welchen Punkten 
Roſcher und Mil von einander abweichen, wie der Eine durch den Andern ergänzt 
wird, und welcher Antheil einem jeden von ihnen an dem eigenthümlichen Gepräge 
der neue rndeutfchen Beftrebungen auf volfswirthichaftlichem Gebiete gebührt. Aber 
das muß hervorgehoben werben, daß wir MIN vorzugsweife als den Unfrigen an- 
fehen dürfen, infofern, als feine Leiſtung in feinem Lande, jelbft in England nicht, 
einen jo tiefgreifenden Einfluß auf die Behandlungsweiſe ver Wiſſenſchaft ansge- 
übt hat als in Deutfchland, was ſich natürlih nur aus ber innern Verwandtſchaft 
der ganzen Geiftesrichtung Mills mit dem beutfchen Geifte erflären läßt. Eing 
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Anerkennung, die bier nicht unterlaffen werben fol, ift die, daß die Schnelligkeit, 
mit welcher dieſes Ergebniß hervorgetreten ift, vorzugsweiſe ber vortrefflichen Ueber- 
fegung Soetbeers zu danken ift. 

Schon vor dem legtgenannten Hauptwerfe hatte I. St. Mill eine Sammlung 
oolfswirthichaftliher Abhandlungen herausgegeben: Essays on some unsettled 
questions of political economy. &8 find 5 Themata, die er hier behandelt, nämlich 
die Gefege der Gewinnvertheilung im internationalen Handel, den Einfluß ver 
Konfumtion auf die Produktion, die Bedeutung der Bezeihnung probuftiv und un— 
probuftiv, Gewinn und Zins, und die richtige Begriffsbeftimmung und Methode 
der politifhen Defonomie. Die Ergebniffe, zu denen er gelangt, find dann, wie 
fih von ſelbſt verfteht, mit dem Hauptinhalte ihrer Begründung in das fpätere 
Hauptwerk übergegangen, indeſſen vervient das kleinere Buch infofern auch noch 
jest immer Berückſichtigung, als mande Punkte mehr ins Einzelne darin ausgeführt 
find, wie dies in den Grundſätzen ver politifhen Oekonomie bei ihrer weit ums 
fangreiheren Aufgabe möglid war. 

Neuerdings hat Mill abermals zwei Monographieen, diesmal ver reinen Po: 
litik angebörig, erfcheinen laflen, die beive einen hohen Werth haben. Das eine 
ift die Heine Schrift: on liberty 1859, veutjche wohlgelungene Ueberfegung von 
Pidford, in welcher er, hauptfächlic den Spuren Wilhelms von Humboldt folgend, 
bie Grenzen der Wirkſamkeit des Staates zu beftimmen und die indivipnelle reis 
heit gegenüber ven herrſchſüchtigen Gelüften ver Majorität zu wahren ſucht. Das 
Ihöne Ebenmaß, die Klarheit und lebendige Friſche der Darftellung machen biefe 
Schrift zu einem wahren Kabinetsſtück der politifchen Literatur, deſſen Reize fpätere 
Geſchlechter vieleicht no vollftändiger empfinden werben, als die Gegenwart. — 
Berwandter Tendenz, aber ein enger begrenztes Ziel verfolgend und wefentlih auf 
dad gegenwärtige England bezüglich, ift die andere Schrift: Thoughts on parlia- 
mentary reform. Sie fpricht ſich für möglichfte Allgemeinheit, aber gegen Gleichheit 
bes Stimmrechts aus, befonder8 aber vermweilt fie, und darin eben liegt ihre Ver— 
wandtfhaft mit dem Buche über die Yreiheit, bei der Nothwendigkeit, in ver 
Bolkövertretung aud den Minoritäten eine genügende Vertretung zu fihern, um ihre 
Intereffen vertheivigen zu fünnen und fie fo vor der Rüdfichtslofigfeit einer auf 
feinen Widerſpruch ſtoßenden Majorität zu ſchützen. Mil felbft macht zu biefem 
Behufe mehrere Vorſchläge; in einem der zweiten Auflage feiner Broſchüre beige- 
gebenen Anhange aber nimmt er fchlieglih bie von Hare, treatise on represen- 
tation inzwifchen aufgeftellten Grundſätze an, welche im Wefentlichen darauf hinaus- 
laufen, Jeden zum Parlament zuzulaffen, ber aus der ganzen Wählerfchaft des 
Landes eine gewiffe Minimalzahl von Stimmen auf fi zu vereinigen vermag. 

Die literarifche Thätigfeit Mills ift nicht auf diefe unter feinem Namen er- 
ſchienenen Schriften beſchränkt geweſen. Daneben lieferte er noch eine große Menge 
von Beiträgen zu englifhen Zeitfchriften, namentlih der Edinburgh und der Weft- 
minfter Review, die zu verfolgen jevoh, da fie nah dem Brauche Bes Landes 
anonym herausfamen, unmöglich fein würde. Die werthuollern und inhaltsreihern Auf- 
füge find indeſſen neuerdings ausprüdlich von ihm anerfannt worden, indem er fie 
unter feinem Namen gefammelt herausgegeben hat als dissertations and discussions 
political, philosophical and bistorical 2 Bde. 1859. Es find im Ganzen zwei— 
undzwanzig Auffäge, die auf ſolche Weife vereinigt worben find. Was den Inhalt 
betrifft, fo tft ein Punkt auf ven erften Blick auffällig, auf welden bier unfere 
Demerkungen beſchränkt bleiben mögen. Neben einigen wenigen Abhandlungen über 
allgemeinere Gegenftände, wie Civilifation, Emancipation der Frauen u. dgl, und 
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einer Anzahl auf englifhe Perſönlichkeiten und Verhältniſſe bezliglicher Aufſätze 
finden fi nämlich eine ganze Reihe von Artikeln, welde ber Betradhtung fran« 
zöfifcher literarifcher und politifher Zuftände und Perfönlichkeiten gewidmet find, 
U. Garrel, de Bigny, Guizot, Michelet, Tocqueville find eigene Skizzen gewidmet; 
nicht minder der franzöfifhen Revolution von 1848. Deutſche Männer und deut: 
fches Leben dagegen finden fi gar nicht, deutſche Wiſſenſchaft kaum bier und da 
vorübergehend berüdfichtigt. Dies iſt um fo auffälliger, je näher Mill ver ganzen 
Richtung feines Geiftes nad uns Deutfchen fteht. Vieleicht erflärt es ſich aber 
auch gerade daraus. Daß hier ein ganz bewußtes Sichfernhalten und Zurückweiſen 
vorliegt, kann feinem Zweifel unterliegen, Es ift, um es gerade beranszufagen, 
das Bewußtſein, auf Grund einer gleichen Geiftesrihtung zu den nämlichen Fehlern 
binzuneigen, die er mannigfadh an ber beutfchen Literatur erkannte, welche ihn von 
berjelben entfernte und das Bedürfniß bervorrief, ſich durch ein fortgefegtes und 
eingehenbes Stubium der Franzofen dagegen zu ſchützen. So wurde feine Schule, 
feine formelle Bildung eine vorwiegend franzöfifche, aber fein inneres Wefen blieb 
dennoch Deutfhland weit näher verwandt. Es mag uns fhmerzli berühren, von 
einem Geifte, mit dem wir uns fo im Einklang fühlen und der unleugbar einen 
fo bedeutenden Einfluß auf und ausübt, unfere nationalen Lebensäußerungen und 
Peiftungen foftematifch ignorirt zu fehen; fchließlih aber haben wir doch ben Vor— 
theil davon, denn wir haben auf biefem Wege von Mil Schriften erhalten, an 
welchen wir zu erfennen vermögen, mie fidh bei einer Auffaflungsweife, die ber 
beutfchen Eigenthümlichkeit durchaus verwandt ift, doch diejenigen Fehler in ber 
Behandlung der Aufgaben ver Stantswiffenfhaft vermeiden laſſen, welhe ung Deut- 
fen am nächſten liegen: Verſchwommenheit, Phraſenmacherei, ‚Haarjpalterei und 
unpraftifches, insbefondere unfchlüffiges Wefen. v. Rangoldt. 


Miloſch Obrenowitfch. 


Milofh Obrenowitſch warb 1780 in der Nähe von Ujcite geboren. 
Seine Mutter war an einen Bauern Obren verheirathet gewefen; nad dem Tode 
besfelben heirathete fie ven Bauern Teſcho (Theodor). Der Sohn erfter Ehe war 
Milan Obrenowitfh; aus der zweiten ftammt Milofh. Diefer war gleich feinem 
Bater und Bruder in feiner Jugend Schweinehüter und Ochfentreiber. Als Milan 
felbftändig einen Schmeinehandel anfing — eines ver einträglichften und ange— 
fehenften Gefchäfte in Serbien —, trat M. in feines Stiefbruders Dienfte; beide 
hatten guten Erfolg; zur Zeit des Aufftandes 1804 (fiehe Gzerny-Georg) galten 
fie für angefehene, vornehme Leute, Milan ſchwang fi zum Oberhaupt von 
Rudnik, Poſchega und Ufchize im Kampf gegen vie Türken empor; M. war dabei 
feine rechte Hand. Als Erbe Milans, der ihm unermeßlihe Schäte hinterließ, 
nahm er bei befien Tode auch deſſen Namen Obrenowitih an, ba er eigentlich 
Theodorowitſch hätte heißen follen; zugleich erbte er defien Würde ald Hospodar 
von Rudnik. Die Sorge für feine Schäte verhinderte ihm, bei dem Zufammen= 
brechen ber ferbifchen Selbftänvigkeit 1813 auszuwandern; aud mochte er darauf 
rechnen, daß bie Türken ihm eher verzeihen würden, weil er nie zu ben befonbern 
Anhängern des die Gewalt centralifirenden Kara= George gezählt, im Gegentheil 
fih als deſſen Widerfacher gezeigt hatte M. verftändigte fih, die Sache ber 
Unabhängigkeit verlaffend, mit den Türken und ließ fich zum Oberfnees von 
Rudnik ausrufen, unter der Bedingung, mit allen Mitteln gegen bie im Aufſtand 
begriffenen Serben einzufchreiten —, eine Bedingung, bie er gewiſſenhaft erfüllte, 
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indem er wöchentlich nad Belgrad eine Anzahl Serbenföpfe zur Verzierung ber 
Thore fandte. Ein doppelter Vortheil reizte dazu den habgierigen, herrfchfüchtigen 
Knees — das Blutgeld für die Getöbteten und der Tod feiner Nebenbuhler, 
Alle verbächtigen Kneefen wurben bei Seite geräumt; bald war M. ver reichfte 
und mädtigfte Raja feiner Nation. Der Aufftand, die Zahl der Haiduken wuchs 
jevod von Tag zu Tag. An der Spige feiner Momken und türkifhen Schaaren 
mußte M. mehrere Male gegen die Aufſtändiſchen ausziehen; erft nad) verfchieenen, 
teineswegs günftigen Gefechten gelang es ihm, die Hauptmacht durch feine Ueber» 
zahl zu umzingeln und zur Kapitulation zu zwingen. 150 ſerbiſche Häuptlinge 
fhidte er nah Belgrad. Der graufame Soliman ließ fie enthaupten, 36 ber 
würbigften Starefhinen wurden gefpießt. Troß ber ſchauerlichen Beweife feiner 
Ergebenheit gegen die Türken gelang es jevoh M. nicht, ihr Wohlwollen zu 
gewinnen. Mit feiner Macht ftieg ihre Furt, ihr Haß gegen ihn. Als das Haupt 
eines ber letzten gefürchteten Häuptlinge ver Serben, das des Glawaſch, vor So- 
liman getragen wurbe, fchrie einer der Leibwahen M. zu: Nun ift an bir bie 
Reipel — M. erkannte die Gefahr, kam ihr aber noch liftig zuvor. Er kaufte 
60 Sklaven und eine fhöne Sklavin von Soliman; unter dem Vorwand, biefe 
Schuld durch Verkauf von Schweineheerven deden zu wollen, gelang es ihm kaum 
no, bie Feftung Belgrad verlaffen zu dürfen. Das Henkerſchwert der Türken 
ſchwebte jest auc über ihm. Kaum in feinen Bergen angelommen, fette er fi 
mit den Haiduken in's Einverſtändniß; am Palmfonntage 1815 forderte er an ber 
Kiche zu Takowo die verfammelte Menge zur Empörung auf und erflärte ben 
Türken den Krieg. Eine der fhönften Zeiten feines Lebens begann. Alles Bolt 
ftrömte Ihm zu. Der Liebling feiner Krieger, der Schreden feiner Feinde, drängte 
ber tapfere, gigantifhe Serbenhäuptling, — begleitet von feiner Gattin Ljubitza, hoch 
zu Roß, jeden Morgen von dem Arhimandriten Mileta Baulowitfh, ver ihm mit 
feinen bewaffneten Mönchen zugezogen war, gefegnet und zum Kriege geweiht —, 
die Türken in mehreren Gefechten zurüd. Aber Tapferkeit und Kriegsglüd, fo fehr 
fie in der Schlacht bei M. leuchteten, famen fammt ver Baterlandsliebe doch bei 
ihm erft nad dem Eigennug. Der Aufftand hatte fih auch in die nörblichen 
Diftrifte verbreitet und bort gegen bie Türken behauptet. Diefe mußten fitr ihre 
Herrſchaft beforgt werben; überdies vertraute der neue Bezier in Belgrad Marofchli« 
Alt weniger feinen kriegeriſchen Eigenfchaften als feinen biplomatifhen Gaben, bie 
ihm erft vor Kurzem die frieblihe Unterwerfung feiner letzten, aufftänbifchen 
aflatifchen Provinz erwirft hatten, Bielleicht hätte M. im Kampfe das Joch der 
Türken abſchütteln fönnen, aber er z0g es vor, fih mit ihnen, ſobald er fie durch 
feine fiegreihen Gefechte mürbe und feinen Vorſchlägen geneigt ſah, in Unterhand- 
lungen einzulaffen und auf biefem Wege das Ziel, vem er zuftrebte, zu erreichen. 
Er begab fih zu Maroſchli-Ali und erflärte 3 Mal in den Staub gebeugt vor 
50 Begs ſich als Untertyanen des Großherrn, worauf ihn ver Bezier zu feinem 
Gefhäftsträger und Stellvertreter bei ven Serben ernannte, Die weiteren Bedin— 
gungen bed Friedens waren, daß die Türken auf die Feftungen befhränft wären; 
feiner follte die Dörfer und Gebirge bewohnen. In jever Nahia (Diftrikt) wurde 
neben ben Kneefen ein türkifher Muſſelim angeftellt, der jevoch ohne Einwilligung 
ber Aneefen nicht über Serben richten durfte. 12 Starefhinen unter dem Vorſitz 
bes Oberknees traten nah dem Mufter des alten Senats als ferbifhe Kanzlei 
in Belgrad zufammen. Sie bildeten ven oberften Gerichtshof, an ven appellirt 
wurbe, hatten bie eingefammelten Abgaben zu empfangen und dem Paſcha aus: 
äuliefern; bie zum Tode Berurtheilten mußten fie ven türkifchen Nachrichtern. übergeben. 
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Bald entftand im Schooße dieſer neben M. Serbien repräfentirenden Kör« 
perfhaft Feindſchaft gegen ven herrfchfüchtigen Oberknees, ver fein Mittel 
fcheute, feine Pläne ins Werk zu fegen, feine Feinde und Nebenbuhler aus dem 
Dege zu räumen. Sein hauptfädlichfter Feind in der Kanzlei war Peter Moler; 
es dauerte nicht lange, fo fagten erfaufte Zeugen aus, daß Peter fih in eine 
Berfhwörung gegen den Sultan eingelaffen habe, Auf ihre Eide hin mußte Ma- 
rofhli-Ali ihn hinrichten laffen. Der neue Metropolit Nikſchitſch ftand im Verdacht, 
eine der montenegrinifchen ähnliche geiftlihe Herrihaft über Serbien anzuftreben ; 
ber prunkende, eitle, übermüthige Mann wurde in feinem Haufe ermordet — 
Räuber follten es gethan haben, aber Niemand wagte mehr gegen M. das 
Haupt zu erheben. Eine noch fhlimmere Beſchuldigung ruhte auf M., der Mord 
Kara-Georgs, mit Unreht von Manchen für die erfte graufame, tyranniſche, un= 
menfchlihe That des Oberfnees gehalten. — Die Türken hatten ſich wenig beeilt, 
ihren eingegangenen Berpflihtungen nachzukommen; mit dem Frieden war ihr 
Uebermuth wieder in gewohnter Weife gewachſen. Die dumpfe Gährung, die in Folge 
davon unter den Serben herrſchte, hielt der in Befjarabien befjere Zeiten abwartenve 
Ezerni-Georg für günftig, feine Befreiungsverfuche Serbiens von türkiſcher Herr 
haft wieder aufzunehmen. Er erfhien plöglid in feinem Baterlande und forberte 
zur Empörung auf, indem er den Aufftand aller Slavo-Gräken durch die ganze 
Halbinfel als nahe bevorftehend erklärte. M. war wenig mit dem Auftauden bes 
alten Oberhauptes gevient. Von jenem zum Aufftand aufgefordert, heuchelte er 
Freundſchaft, verrieth jevoh den Türken feinen Aufenthalt; Mörder wurden ab» 
geſchickt — der eingefchlafene ferbifhe Held erwachte nie wieder. 

Niemand wagte mehr M. vie Herrfchaft ftreitig zu machen. Rüdfichtslos 
verfolgte er fein Ziel. Den Türken gefiel diefe Anfammlung der Macht in einer 
Hand fchr wenig. Sie fingen an, die Selbftänbigfeit der Kneeſen der kleineren 
Diftrifte zu begünftigen, aber vie Aneefen, die nach Selbftändigfeit ftrebten, 
waren bald ermorbet. M. drückte vie übrigen nur um fo tiefer. Er verfolgte die 
Eentralifation der Gewalt mit allen Kräften. Nicht mehr das Bolt, er ſelbſt 
beſoldete die Kneeſen, die er gleich feinen übrigen Beamten als Sklaven behanbelte, 
bie er’ nah Willfür ein- oder abjegte. Die Steuern, die er eintrieb, wurden 
brüdender als unter den Türken; in Folge davon brah 1825 in 3 Diftriften 
ein Aufftand gegen ihn unter der Leitung Miloje Popowitfh, genannt Diaconus, 
aus. Diefer wurde jedoch bald gedämpft, Miloje und 120 gefangene Serben wurben 
erſchoſſen. Nichts defto weniger mußte fih M, durch das Drängen des ganzen 
Bolkes genöthigt, herbeilafien, eine große Skupſchtina zu berufen. Aber er wußte fie 
zu feinem Vortheil auszubeuten, indem er feine Gegenpartei dermaßen einſchüchterte, 
daß fie nicht zu kommen wagte. Faft nur feine Anhänger allein bildeten die 1827 
abgehaltene Berfammlung; M. bat fie, für ihn beim Sultan um die erblide 
Fürftenwürde nahzufuhen, was fogleih geſchah. Die Skupſchtina unterzeichnete 
2 Alte, worin fie verfprah, nur ihm und feinen Nachkommen gehorfam 
zu fein. 

Die über biefen Erfolg verzweifelten Kneeſen der Gegenpartei beſchloſſen, ſich 
M. mit den Waffen in der Hand zu widerfegen, wurben jedoch von deſſen Haupt- 
mann Wutſchitſch entſcheidend gefchlagen. Aber M. fah fih dadurch doch zu einer, 
wenn auch nur anfcheinenden Aenderung in feiner deſpotiſchen Regierungsweife 
gendthigt. Auf der legten Skupſchtina hatte er nod feine Härte und Rüdfichts- 
lofigteit in der Handhabung der Regierung mit dem großen Befreiungszwed ent- 
ſchuldigen können, Aber feitvem war das Ziel, dem man zugeftrebt hatte, erreicht, 
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die Stellung des Landes war geſicherter denn je; Rußland hatte die Garantie 
übernommen. Man verlangte ein Nachlaſſen in der Strenge, in den nur durch 
Aus nahmszuſtände zu entſchuldigenden Maßregeln des neuen Herrn. M. veröffent- 
lichte, den Sturm zu beſchwichtigen, die ſogenannte ſerbiſche Verfaſſungsurkunde 
und beſchwor ſie; es fehlte aber darum doch viel, daß ſie wäre gehalten worden. 
M. hatte im vollſten Umfange die Erbſchaft ver Paſcha's angetreten. Schnell 
benugte er dabei feine voppelfeitige Stellung. Seine defpotifhe Herrjchgier und 
Habſucht war zweilhneidig gegen Serben und Türken. Den Serben gegenüber 
vertrat er den Sultan als deſſen Diener, ven Türken gegenüber ftellte er fi als 
Bertreter feiner Nation. — Im Lande herrſchte Ruhe, — nur Biner durfte 
rauben, M. Der Feldzug Rußlands 1828 bradte in Serbien feine Aenderung 
hervor. Die Serben waren wohl rührig und hätten gerne losgeſchlagen, aber von 
Petersburg fam die Weifung, fih ruhig zu verhalten, widrigenfalls würde felbft 
ein ruſſiſches Heer einräden, — Rußland ift nimmer damit gebient, daß fih auf 
der Balfanhalbinfel eine felbftändige Herrſchaft feftfett, die ftarf genug ift, allein 
mit ven Türken fertig zu werben, und bie Mostowiter um bie ſchöne Beute bringt, 
nach ber feit den Uranfängen ihrer Herrfchaft ihre Sehnſucht geht. M. hielt fich 
ftil und diente Ruffen und Türken. Ehrlihen und aufopfernden Patriotismus hat 
dies eigennäßige, kleinliche Defpotenherz nie gekannt. Anftatt trog Rußland fi zu 
erheben und Slaven und Griehen im Vorkampf der ferbiihen Nation mitzureißen, 
ehorchte er gegen den Lohn der Anerkennung als erblihen Fürften den Geboten 
Pitofane und ftieß ſogar die empörten Serben Bosniens und der Herzegowina zurück. 
Am 29. November 1829 wurde endlih durch Rußland die Vollziehung bes 
Buchareſter Bertrags erzwungen. Der erfte Hattifcherif des Sultans an die Ser— 
ben beftimmte die Freiheit des Gottespienftes und der kirchlichen Gebräude der 
Serben, innere Selbftänbigfeit- ver Verwaltung, Erhebung eines einzigen Tributes, 
Gültigkeit der ferbifhen Päſſe für die ganze Türkei, die Erlaubniß, Schulen, 
Spitäler und Drudereien anzulegen. Alles türkiſche Grundeigenthum wird gegen 
Entfhädigung Serben überlaffen. Kein Türke, mit Ausnahme der Feftungsgarni- 
fonen, fol in Serbien wohnen. M.'s Stellung war darin unberührt geblieben. 
Er ließ den Hattifcherif nicht veröffentlihen und erbat ſich von den beiden Kaiſern 
einen befieren Lohn feiner Neutralität, den ihm Rußland, das ihn jest als unbe- 
dingtes Werkzeug anfah, aud gewährte. Im Auguſt 1830 wurde er von- ber 
Pforte als erbliher Fürft Serbiens anertannt, bald darauf auf der Ebene des Wrat- 
ſchar vor Belgrad in der Skrupſchtina von den Serben anerkannt und unter dem Ges 
läute ber feit 1813 verftummten Sloden von dem Metropoliten zum Fürften gefalbt. 
Die Lage der Serben warb dadurch nur fchlimmer. Die Regierung M.’s 

mit ihren Erpreffungen, in ihrer Rohheit, Grauſamkeit und Geſetzloſigkeit ift ein 
Ihlimmes Gemälde. Bon der türkifhen Barbarei her galt dem Fürften bie öffent 
liche Gewalt als jedes Privatrecht neben ſich ausſchließend. „Bin ich ver Herr 
und ſoll ich nicht thun können was ich will?” fagte er, und er that nad feinem 
Wohlgefallen. Höhere Steuern als je in ven Türfenwirren wurden eingetrieben; 
ven Salzhandel rig er allein an fidh. Die Deuane, die ihm feit 1833 abgetreten 
war, wurde immer läftiger. Die beften Stüde ver Heerden zwang er ihm aus— 
zuliefern, die Belgrader Gemeindetrift mußte fie nähren; die Eichenwälder wurden 
umzäumt, die Schweineheerben der Bauern ausgeſchloſſen. Die Sawe-Vorſtadt 
zu Belgrad genirte ihn, er ließ die 200 Hütten von feinen Momken in Brand 
fteden, fo daß die Bewohner faum das nadte Leben retteten und in Semlin ein 
Einbruch der Türken vermuthet wurde; auf der Braudſtätte erbaute ex feinen 
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Sommerpalaft und Salzmagazine. Die Güter der Reichen zog er ein, nachdem er 
fie durch Proceffe vertrieben. Wolluft, Rohheit und perfönlihe Henkerluſt fehlen 
nicht bet diefem Bild. — Unter mannigfahen unvermeivlihen Unruhen regierte fo 
der Defpot mehrere Jahre hindurch. Aber die große Kunft, ber er hauptſächlich 
‚feine Erhebung verdanfte, die des gefchidten Lavirens zwifchen ben verſchiedenen 
Mächten ging ihm ſchließlich verloren. Er verfeindete fih mit Rußland, weil er 
fih auf England zu fügen ſuchte, das feine befpotifhe Herrſchaft wegen Ab— 
ſchluſſes verſchiedener Handelsverträge mit dem großen Kaufmann ber Serben be- 
günftigte, Nun unterftägten Rußland und die Türkei gemeinfam feine Gegner. 
Die offenen Feinde waren getöbtet ober vertrieben, aber im Schoof feiner nächſten 
Familie und Anhänger erwuchſen M. neue. Er ertheilte feine Lehen; er allein 
berichte ; feine Beamten waren feine Sklaven, die er mit Stodprügeln ftrafte; 
er allein handelte, er allein raubte; dieſer Zuftand war unertäglid. Sein eigener 
Bruder Ephrem war eins der Häupter ber neuen Berfhwörung; fein Weib, vie 
jchlecht behandelte, zurückgeſetzte Ljubiga, wußte darum. — Rufland und die Türkei 
erließen nun eine ferbifche Charte, in weldyer einem Senat alle Macht zuertheilt wurde 
und M. nur das Veto blieb. M. begab ſich nad Semlin und trug Defterreih und 
Rufland die Entſcheidung in dem Zwieipalt an. Beide Staaten beftirmten ihn, 
ſich ausfchlieglih an fie zu wenden; die Serben fürdhteten die fremde, namentlich 
zuffifhe Einmiſchung. So fah er fih plöglihd von allen Parteien wieder umworben, 
von den Serben zurüdberufen. Weinend fehrte der graue Defpot zurüd, mit dem 
Schwur, als guter Serbe und Berfaffungsfürft regieren zu wollen. Aber der Haß 
brach bald wieder im Senat durd. Man forderte Rechnungsablage über die legten 
10 Jahre und Zurückgabe ber eingezogenen Güter. Hiezu fonnte und wollte 
fih M. nimmer verftehen. Er erklärte den Senat abgefett und bot feine Truppen 
und das Landvolk auf. Aber Wutfhitih, vom Senat mit diltatoriſcher Gewalt 
befleidet, ſchlug bie Truppen. Nun forderten die gegen M. aufrührerifchen Serben 
bie große Skupſchtina, viele drangen auf M.'s BVerurtheilung und Tod. Aber 
Boltsverfammlung und Würftenverurtheilung in einem Lande unter dem heiligen 
Proteftorat des Ezaren Nikolaus? Der ruffifhe Konful, aufs Aeußerſte erfchredt, 
feste durch, dap M. zu Gunften feines Sohnes abdankte und „Geſundheitsrückſichten 
halber” das Land verlieh. Am 1. Juni 1839 erklärte er feine Abdantung, am 
nächſten Tage reiste er ab. Wehllagend um fein theures Serbien, die Stätte 
feines Ruhmes, feine Heimat, hatte er die Nacht verbradht; gefaßt betrat er das 
Schiff, das ihn nah Defterreih überführte; aber die Rührung übermannte ihn 
beim Abſchied; er weinte und viele weinten mit ihm, denn ber Serbe zog ja 
verbannt aus feiner Heimat, und fie alle waren Serben. Er reiste auf feine 
Güter in die Walachei. 

Sein Sohn wurde zum Fürften erklärt, aber 1842 wurde auch biefer und 
der ganze Stamm vertrieben. Ein Sohn Ezerni-Georgs, Alerander Georgiewitſch, 
wurde zum Fürften erhoben. — M. lebte im Ausland auf feinen Gütern, mit 
allen Mitteln verſuchend, feine alte Gewalt wieder zu gewinnen. 1858 gelang 
biefes dem grauen Defpoten. Er wurde von den Serben zurüdgerufen. Über er 
war fein Anderer geworden. Schon wuchs der Unmuth gegen ihn, als er erkrankte 
und nad fchwerem Leiden am 26. September 1860 feine Seele aushaudte. Seine 
Privat-Geldgefhäfte waren noch auf dem Todtenbette feine hauptfädhlichfte Be— 
fhäftigung geweſen. Sein Sohn Michael Obrenowitſch, geb. 1823, folgte ihm als 
Fürſt von Serbien in der Regierung. 

Literatur: ©, Kara-Georg. 6. Rede, 
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Sohn Milton 


wurde am 9. December 1608 in Lonbon geboren. Bon ftreng puritanifhen Eltern 
erzogen, befuchte er in feinem fechszehnten Jahre die Univerfität Cambridge und 
verbrachte dort acht Jahre in ftilen raftlofen Studien, Das gleiche, ftrenge, arbeits- 
volle Leben feste er fort, als er von da nad Horton, einem Yanbgute feiner Eltern, 
überfievelte. Im viefen Jahren der Borbereitung und Sammlung trat er nur mit 
einigen Heinen Gedichten, dem Maskenſpiele Comus, den beſchreibenden Gedichten 
l’Allegro und il Pensieroso u. a. in die Deffentlichteit — Werten, welche trotz ber 
noch unreifen Form bereit8 den fertigen Charakter des Dichters zeigen, feinen 
firengen fittlihen Ernft und unbeugfamen Freiheitsmuth. Im Jahre 1638 warb 
die lange glüdlihe Muße unterbroden durch eine Reife nad Italien, wo M. feine 
äfthetifche Ausbildung zu Ende brachte im lebendigen Verkehr mit denen, welde 
bie gelobten Tage Taſſo's noch gejehen hatten. 

Als die politiſchen Zuftände Englands fi immer düſterer geftalteten , kehrte 
er in die Heimat zurüd, und jett erft, in feinem dreiunbreißigften Jahre, beganıt 
er feine Wirkſamkeit als Publicift. Er war ſich Mar bewußt, daß feine angeborene 
Begabung ihn auf die Dichtung hinweife, aber — eine ftreitbare Natur, wie er 
war, und gewohnt, au in ber Poeſie nur ein Mittel für vie fittliche Erhebung 
der Menſchen zu fehen, — vermochte er es nicht „ald ein unnüger Knecht“ zur 
Seite zu ftehen, während es galt „die Sache Gottes und feiner Kirche zu vertheis 
digen". Er wendete fich gegen vie zumächft drohende Gefahr, daß durch Laud und 
bie Prälaten „die Mefje wieder in die Kirche geführt werde”. Dem Sturze der 
biihöflihen Kirche galt fein Buch „über die Reformation in England und bie 
Urſachen, die ihre vollftändige Durdführung bisher gehindert haben”, ſodann bie 
Streitihriften „on prelatical ep'scopary“ (gegen Biſchof Hall) und „über Einrich⸗ 
tung des Kirhenregiments“ (gegen Erzbifhof Ufher), ſämmtlich im Jahre 1641 
erfchienen. Als dann einige presbyterianifhe Geiftlihe unter dem Namen Smec- 
tymnuus einen Yeberfrieg gegen Hall eröffneten, nahm M. fi ihrer an in ben 
Schriften „Bemerkungen über die DVertheidigung des Remonftranten (Hal) gegen 
Smectymnuus” und „Apologie für Smectymnuus“. M., obwohl gänzlich frei 
von der infularen Beſchränktheit vieler feiner Landsleute und ein warmer Bewun- 
derer frember großer Nationen, ſah doch in England die Wiege der religiöfen Auf- 
Märung. Um fo unmuthiger empfand er es, daß die Heimat Conſtantins und 
Mycleffs von den Segnungen der Reformation bisher nur oberflächlich berührt 
worben. Er erfannte und verwarf den äußerlichen politifhen Charakter der Refor- 
mation Heinrichs VIII. und Eduards VI. und verlangte eine Rüdführung ber 
Kirhenverfaflung auf den einfadhen Zuftand der älteften chriftlichen Zeit. Nicht 
blos Abſchaffung ver biſchöflichen Würde und Selbftwahl der Seelforger durch bie 
Gemeinde forberte er, fondern überhaupt Befeitigung aller der Kirche zugewachjenen 
weltlichen Inftitutionen. Beräußert werben müſſe das Kirchengut — denn gleich 
Dante und mit Dante's Worten erkannte er in der Schenkung Konftantins vie 
Büchſe der Pandora — und gänzlich aufgehoben werben bie kirchliche Jurispiktion, 
weldye der häuslichen und väterlichen Gewalt der Kirche nimmer zuftehen könne. 
Scharf und ſchlagend wird jene Verwirrung der Begriffe aufgewiefen, melde für 
bie Kirche politifche Befugniffe, für den Staat aber, ver feiner Natur nah „nur 
die Wirkung, nicht den Sit der Sünde" treffen und ftrafen könne, eine väterliche 
Bewalt in Anfprud nahm. Diefe Anſchauungen waren zwar längft ein Gemeingut 
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ber tieferen Naturen unter den Briten geworben, feit die Berfolgungen ber Tatho- 
liſchen Maria viele proteftantiihe Flüchtlinge nad) Genf getrieben und feit bie 
Puritaner den Entfhluß gefaßt hatten, in geiftlihen Dingen unbekümmert um bie 
weltliche Obrigkeit fich zu entſcheiden. Aber M. hat das Berbienft, dieſe Gedanlen 
feinen Landsleuten dargeftellt zu haben in humanerer Form, als einft Anor ven 
Schotten, geftügt auf die Beweiſe einer umfaffenden Gelehrfamfeit und in dem 
Gewande einer mufterhaften Profa, welche zu gründlichen kirchengeſchichtlichen Unter» 
fuhungen ebenfo geeignet ift wie für die bitterften Ausfälle einer leidenſchaftlichen 
Polemik. Als nun die große Partei der Puritaner in ihre Elemente zerfiel, erfannte 
auch M. klarer die Folgefäge feiner Doltrin. Er trat auf die Seite der Indepen- 
benten, warb ein Gegner ber presbpterianifhen Unduldſamkeit des langen Barla- 
ments, mahnte den ihm gleichgefinnten Cromwell wiederholt zur Durhführung 
volltommener Gewiffensfreiheit und ſchrieb endlich nach des Protektors Tod (1659) 
feine Adrefje an das Parlament „über Regierungsgewalt in firhlichen Dingen, eine 
Abhandlung, worin gezeigt wird, daß es feiner Macht auf Erben zuftehe, in Sachen 
ber Religion Zwang zu üben", jowie das Pamphlet „Betrachtungen über bie leichteften 
Mittel, Miethlinge aus der Kirche zu entfernen“. Da zog er aus dem Kernfprucde 
ber Heiligen Schrift „wo aber der Geift des Herrn ift, da ift Freiheit“, die kühnften 
Folgerungen, verlangte unbebingte Freiheit des Denkens und Redens über geiftliche 
Tragen, ſcharfe Scheidung von Kirhe und Staat und gänzlihe Abſchaffung des 
theologiſchen Standes, der durch bibeltundige Oläubige aus der Gemeinde vollauf 
erfegt werde. Aber obwohl M., getreu dem Geifte der Zeit, die Katholifen von 
der Duldung ausfhloß als eine politifche Partei, welche ſich mit den Spolien der 
weltlichen Gewalt bereichert habe und wegen ihrer Difpenfationen nody ſündlicher da- 
ftehe als vie Atheiften, fo fand doch felbft dieſe beſchränkte Toleranz in dem theolo- 
gifhen Eifer der Epoche feinen Boden. M. felber freilich blieb feiner Meinung 
getren bis zum Tode und verfaßte noch in feinen legten Yebensjahren eine erſt in 
unferm Jahrhunderte wieder aufgefundene „Darftellung ver chriſtlichen Glaubens- 
Iehre, einzig und allein auf die heilige Schrift gegründet”, worin er bereits vie 
Unfterblichleit der Materie, die Unmöglichkeit einer Trennung von Leib und Seele 
und die ISmmanenz Gottes anerkannte. 

M. jelbft hat feine profaifhen Werke bezeichnet als Schriften über die reli— 
giöfe, die häusliche und die politifhe Freiheit. Kaum waren jene fünf erften theo- 
logifhen Streitihriften erfchienen, fo warb er (1644) in einen neuen Streit mit 
dem Klerus verwidelt. Seine Gattin entfloh ihm, und er unternahm es, ſich ſelbſt 
und feinem Lande einen Dienft zu erweifen durch rückſichtsloſe Beleuchtung ber 
Gefeßgebung über die Ehefheidung. Er widmete dem Parlamente das Buch „bie 
Doktrin und Disciplin der Ehefcheidung”, welches bald in einer zweiten, durch 
eine Apologie und Stellen aus Martin Bucer vermehrten Auflage erfhien, und 
ließ ihm eine andere Schrift „Tetrachondon* (eine Erläuterung der vier wichtigften 
Bibelftelen über die Frage) jowie eine neue Apologie „Kolafterion zur Reinigung 
des Augiasſtalles“ folgen. M. befaß gleih unferm Stein jenen untrüglihen mora= 
lichen Inftinkt, der überall fofort den fittlihen Kern der Dinge herausfindet. So 
befämpft er die Sinnlichkeit der fanonifhen und ber verwandten Nechtslehren, welche 
nur im fleifhlihen Ehebrud einen Ehefheidungsgrund erfennen; „denn ber Beruf 
des ächten Tiebesgottes vielmehr beginnt und endet in ver Seele; er zeugt mit ihr 
das himmliſche Zwillingspaar, Weisheit und Edelmuth.“ M. verlangt Freiheit der 
Eheſchließung und Eheſcheidung als eine „angeborene und häuslihe Charta, weldye 
und von einem größeren Heren verliehen worden als der gute König Edward war“, 
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aber leiver will er, nach Urt der Juden, die legte Entſcheidung dem Gewiſſen bes 
Mannes allein zufhieben, ver beurtheilen fol, ob das fittliche Band, weldes das 
Weſen der Ehe ausmacht, wirklich zerriffen fei. Diefe Beftrebungen blieben ebenfo 
erfolglos wie fein Verſuch, die Pedanterie des englifchen Unterrichtswefens, welche 
er jelbft in dem freieren Cambridge nur wiverwillig ertragen, zu verbrängen durch 
eine wahrhaft Haffifche Erziehung des Leibes und der Seele. Vielleicht hat damals 
nur der beutfche Samuel Hartlieb die ihm gewidmete Schrift M.'s „über Er- 
ziehung“ wirflih verftanden, welche den Unterricht befreien will von der Herrſchaft 
ber Theologie und feiner Scholaftif, die man Philofophie nannte. Da M. unter 
häuslicher Freiheit tie — Entwicklung des Individuums verſtand, ſo 
rechnet er ſelbſt zu dieſer ppe feiner Werte feine edelſte proſaiſche Schrift, die 
Areopagitica. Als im Jahre 1644 das lange Parlament ven Beſchluße faßte, daß 
für den Drud jeder Schrift eine Licenz eingeholt werben müffe, fo trieb es M., 
eine Lanze zu brechen für volltommene Preffreiheit. Und nie find die unveräußer- 
lichen Rechte des Menjhen mit ſchlagenderen Gründen, mit einem’ jo großartigen 
Ibealismus verfochten worden. „Ein Buch ift wie eine Phiole voll der reinften 
Lebenskraft des ſchaffenden Geiftes, darum ift das Verbot eines guten Buches 
ſchlimmer, denn der Todtſchlag eines Menfhen. Der Menfh Tann feine ange 
borene Unreinheit nur abftreifen durch die Prüfung, aud des Böfen. Die Wahr- 
beit gleiht einem Bade, der zum Sumpfe wird, fobald man feine Bewegung 
hemmt. Da es nicht möglich ift, jede Unzufriedenheit aus dem Staate zu ver- 
bannen, fo gebe man ihr Luft und Raum, ſich zu äußern; denn es ift ein Wahn, 
daß die Sünde ſich entfernen laffe, wenn man ihr Objekt hinwegräumt." Solche 
Gründe, heute längft ein Eigenthum aller Denkenden, vermodhten freilich ebenfo 
wenig wie der geſchickte Hinweis auf ven papiftifchen Urfprung ber Genfur vie 
Herrſchſucht der glüdlihen Partei ver Presbyterianer zu überzeugen. 

Wirklichen Einfluß auf die politifhen Geſchicke feines Landes gewann M. erft, 
als die Indepententen Herren des Parlaments geworden und ber Freiſtaat ge- 
gründet ward. In einer mehrjährigen Mufe hatte M. inzwifchen feine „Geſchichte 
Englands" gejchrieben, welche nur bis zur normannifchen Eroberung reiht, die Er- 
zählungen ber alten Chroniften ohne tiefere Kritif wiebergibt, jedoch überall die an- 
gelfähfifhen demokratiſchen Neigungen des Verfaſſers bekundet. Jetzt (Febtuar 
1649) erſchien feine Schrift „über die Stellung ver Könige und Obrigfeiten”, welche 
wahrſcheinlich ſchon vor der Hinrichtung des Königs begonnen war. Als dieſe frei- 
willig anternommene Bertheivigung ver großen Rebellion allgemeines Auffehen im 
Lande erregte, ernannte ihn die neue Republik zum lateiniſchen Staatsſekretär (für 
das Auswärtige), und im Auftrage feines Freundes Cromwell ſchrieb er nun 
„Bemerkungen über den Friedensſchluß zwifchen Graf Ormond und ven iriſchen 
Rebellen und Papiften“, ſodann ven „Eikonoklastes, eine Antwort auf das Bud 
Eikon Basilike, das Bildniß feiner geheiligten Majeftät in feiner Einfamfeit und 
Dual“ (fämmtlih 1649). Dann galt es, die Sache des Gemeinweſens aud vor 
ben fremden Nationen zu führen, und M. that es durch die lateiniſche Schrift 
„defensio pro populo Anglicano* als Antwort auf Claude Saumaisis defensio 
regia (1651), welder eine defensio secunda und eine defensio pro se (eine hef- 
tige Polemik gegen den fchottifchen Geiftlihen More) folgten. Gleichzeitig entwarf 
er bie unter dem Namen ber litere Pseudo-Senatus Anglicani befannten Staats» 
ſchriften, welche die Lutheraner und Calviniften Deutſchlands wie die evangeliſchen 
Eidgenofjen zum Beilegen des Bruverftreites mahnten, den Großfürften Sieben- 
bürgens zum Wiverftande gegen die habsburgiſche katholiſche Tendenzpolitik ermum- 
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terten, den alten Bund mit dem großen Kurfürften und Karl Gufteo von Schweden 
feftigten, von dem fpanifchen Könige „feine beiden Augen” — Abſchaffung ber 
Inquifition und freien Handel in Weftindien — forderten, alle proteftantijchen Höfe 
für vie verfolgten Waldenſer in die Schranken riefen, — welche mit einem Worte 
endlich wieder eine proteftantiiche Politik im größten: Style verfodten. Und wie 
tief M. die Nöthe feiner Kirche empfand, davon geben einige jener Sonette Zeug⸗ 
niß, welche in diefen bewegten Jahren: feiner: politifchen. Thätigkeit entftanden, vor 
Allem, das Gedicht auf die Walvenfer: 

avenge, o Lond, thy slaughter’d' saints, whose bones 

lie seatterd on the Alpine mountains. cold, 

eo’n. them, who kept thy. truth so. pure of old, 

when: allı our ancients whorshipp'd storks and. stones. 

Ueberhaupt darf man in M.'s politifhen Schriften nicht eine fefte, in ſich ge— 
ſchloſſene Theorie fuchen. Es find Gelegenheitsfhriften, vie ein Mann von fouve- 
räner Bildung und reinfter Sittlichkeit. im Eifer des Kampfes hinwarf, im Ge 
wiffen empört über den, Meineid und bie Selbftvergätterung des Königthums von 
Gottes Gnaden. Schon früher fah er voraus, daß „bie religiöfe Bewegung auch 
auf die politifhen Berhältnifie einen heilfamen Einfluß üben werde“, umb jegt 
verfiel er, gleich allen Indepenbenten, nad den entgegengefegten Seite in benfelben. 
Irrthum, welchem die Stuarts mit der Yehre ho bishop no king huldigten.. Aus 
ver Erkenntniß nämlich, daß Gott feinen irdiſchen Stellvertreter für feine Kirche 
eingefegt, z0g er den Schluß, daß der Staat fein Königthum ertragen könne, eine 
Lehre, wozu M., vereinft ein warmer Berfechter des verfafjungsmäßigen König- 
thums, nur duch die Einficht in die Unverbefferlicgkeit der Stuart gelangt. war. 
Nah dem Rechte der Natur, welches mit der Offenbarung Gottes zujammenfalle, 
könne nur ber Weifefte und Befte berrfchen, und weil e8 unter den. Menſchen kein 
durch feine Tugenden jo unzweifelhaft hervorragendes Geſchlecht gebe wie unter 
den Pferden vie Race von Tutbury, darum ift ihm das erblidhe Königthum ver- 
werflih. Sein Haß gegen die Monarchie wird volllommen begreiflihd, wenn wir 
und erinnern, daß die Anhänger des konftitutionellen Königthums damals gänzlich 
verftummt waren und nur die Verfechter der naußacıksıa im fraffeften Sinne 
ihm gegenüberftanden. Die Bedeutung der Machtfragen für den Staat bleibt feinem 
Idealismus unverftändlich, auch die Häufigkeit der, Monarchie ftört ihn nicht, denn 
die Staatsverfaffung ift ihm ein Reſultat des Volkscharakters allein, und bie wahr- 
haft tugenphaften Völker, denen die Freiheit mit der Armuth theurer ift als ein. 
behaglicher Luxus unter einem Tyrannen, find von jeher felten geweſen. Eine un- 
vergänglihe Wahrheit liegt in dieſer Polemik: ver ſchlagende, damals neue Nach— 
weis, daß das Königthum nicht in einer geheimnißvollen Verbindung mit der Gott⸗ 
beit fteht, überhaupt Nichts hat von dem Charakter einer häuslichen oder religiöfen 
Herrſchaft. Ebenfo wahr ift feine Begründung des Widerſtandsrechts. Denn wie: 
ſehr wir auch den Mangel an biftorifhen Sinne beftaunen mögen, der es M. 
möglih macht, den Dfiris, Saul und David, Papft Zacharias und die legten 
Merovinger, die Erhebung der Schmalfaldener gegen Karl V. als Präcevenzfälle 
für die Hinrichtung Karl Stuarts anzuführen; wie begreiflich es uns auch fcheinen 
mag, daß Hobbes in feiner grimmigen Weiſe zu dem Streite des Salmafius. und: 
M. meinte, er wiſſe nicht, bei. welchem von Beiden bie ſchönere Sprade und bie. 
ſchlechteren Gründe zu finden, fein: — der Kern von M.'s Lehre wirb immer um- 
beftreitbar bleiben, ver Sat, daß bie, Pflicht der Unterthanen zum Gehorfam und die: 
Pflicht der Obrigkeit zum Einhalten des Gefetzes Gorrelate find. M. geht nicht 
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aus von der Annahme eine! Naturzuftandes im gewöhnlihen Sinne, wohl aber 
von einer urfprünglichen Freiheit der Menfchen. Erft nad dem Sünvenfalle traten 
Gewaltthaten ein und damit die Nöthigung zu einem Schut-Bertrage, zur Ein- 
—F von Obrigkeiten, welche an beſchränkende Geſetze, oder doch jedenfalls an 
das Geſetz der Natur gebunden find. Jedes Gemeinweſen iſt eine Geſellſchaft, vie 
in allen das Wohl des Ganzen betreffenden Dingen fi felbft genügt; darum kann 
die Willfür eines Einzelnen nie über das Ganze entfcheiden, vielmehr befteht ein 
Recht und eine fittliche Pflicht des Widerftandes gegen Unrecht. Wie alfo M. vie 
privatrechtliche Lehre vom Erbrechte der Fürften verwarf als eine die Bürger zum 
Bieh erntebrigende Doftrin, fo iſt aud feine Begründung des Widerftandsrechts 
grundverſchieden von der privatrechtlihen Meinung des Mittelalters. Sie ruht auf 
einer tief fittlichen Auffaffung des Staats, und aus M.’s fittlich-religidfen Ueber- 
zeugungen — nicht, wie gewöhnlich gefhieht, aus dem verhängnißvollen Drange der 
Umftände — ift e8 aud zu erflären, daß er bie Hinrichtung des Königs rechtfer- 
tigte. Das pofitive Recht ift ihn ungültig, wenn e8 dem Naturrechte, dem Gefege 
Gottes widerfpricht; das göttliche Recht aber verlangt, daß ber Mörber, wes 
Standes er fei, von der Strafe ereilt werde. — Nicht minder großartig ift der 
wiederholte Hinweis auf die fittlihen Grundlagen des Staats, Wenn der Defpo- 
tismus darauf ausgeht, die Bürger möglichſt ſchafmäßig im Geift und im Willen 
zu machen, fo ift e8 die Aufgabe eines freien Boll, den Tyrannen im eigenen 
Bufen zu befämpten, für vie fittliche Erziehung des Volkes zu forgen und ven Staat 
alfo zu geftalten, daß er Einem großen Chriftenmenjchen gleiht. Schon dieſer fitt- 
liche, reine Geift feiner Lehre, gleichwie der politifhen Theorieen aller Ealviniften, 
fol uns mahnen, die althergebrachte thörichte Meinung endlich zu befeitigen, welche 
die Puritaner und Hugenotten mit den jefuitifhen Berfechtern des Tyrannenmords, 
den Mariana und Beidgemwater, kurzweg ald „Monarhomaden" zufammenmirft. — 
Endlich hat M. die große Idee der Trennung von Staat und Kirche wenigftens 
aufgeftelt — wenn auch nicht durchgefüht. Denn da er dem Staate die höchſten 
fittlihen Aufgaben zuweist, aber nur eine religidfe Sittlichkeit fich vorftellen 
fann, fo bleibt die Ausführung biefer Lehre lückenhaft und dunkel. Ueberhaupt 
wußte M. die Grenzen zwiſchen Recht und Sittlichfeit nicht zu ziehen, und in 
biefer Hinfiht war ihm der geiftreichfte ver Gegner der Puritaner, Hobbes, un— 
zweifelhaft überlegen, obwohl deſſen roher Poſitivismus fittlich weit niedriger fteht 
als: M.'s heiliger Ernft. 

Nicht 6108 durch die Neuheit ihrer Ideen wirkten dieſe Schriften mächtig auf 
die Zeitgenoſſen, ſondern vielleiht mehr noch durch die Schärfe einer Polemik, der 
es auf ein pecus ober stultissimum caput nicht ankam, durch bie rüdjichtslofe 
Kühnheit des Puritaners, der felbft die blutige Unterwerfung Irlands vertheidigte 
als einen Kampf gegen verftodte Wilde und Gögendiener, und durch den trogigen 
Stolz des freien Bürgers, der kurz erklärte, es fei wenig Ehre zu holen in einem 
Veberfriege gegen Könige, denn nur mit Legionen, nit mit Gründen verftehen 
die Tyrannen zu fechten. M.'s Wandel blieb das lebende Bild zu feinem Haffifchen 
Worte: „bie Freiheit ift mehr nah Innen als nah Außen zu fuhen; ihr Dafein 
beruht nicht jowohl auf dem Schreden des Schwerts als auf der Ehrbarfeit des 
Lebens und ber Reinheit der Sitten”. Sein Augenlicht hatte er verloren bei der ange- 
firengten Arbeit an ver defensio, aber ihn hielt aufrecht, wie er einem Freunde gefteht 

the conscience, friend, to have lost ihem overply’d 
in liberty’s defense, my noble task, 
of which all Europe talks from side to side, 
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Als die Diktatur Cromwells fortdauerte und die von M. verlangte definitive Ver— 
faſſung des Freiſtaates immer nicht erſchien, ſchied er aus dem Staatsdienſte, und 
erſt dann erhob er wieder ſeine Stimme, als nach dem Tode des Protektors die 
Republik zu zerfallen drohte. Jetzt verſuchte er in der Schrift „der mögliche und 
leichte Weg, ein freies Gemeinweſen herzuſtellen, und die Vorzüge deſſelben ver— 
glichen mit den Gefahren und Nachtheilen einer Reſtauration des Königthums in 
England“ vie politiſchen Ideen der Independenten vollfommen durchzuſühren. Er 
' verlangt die Umbildung Englands zu einem Bunvesftaate von freien Gemeinden und 
Grafihaften unter einem lebenslänglihen Senate, alfo eine Verfaſſung nad dem 
Mufter der Vereinigten Niederlande, aber mit einer ftärferen Centralgewalt. Ja, 
in jenem Glauben an den Abel des Geiftes, den er nie verleugnete, verficht ex 
fogar das Recht der einfichtigen Minterheit, die thörichte Menge zur Freiheit zu 
zwingen. Im gleihen Sinn ſchrieb er „an einen Freund“, „an Mont” und „gegen 
Griffith's royaliftifche Predigten”. Umfonft. Er follte das Scheitern aller feiner 
Hoffnungen erleben, Als die Rückkehr Karls II. über England verhängt warb, ent- 
ging er mit Mühe dem Hafje der Cavaliers. In diefen legten Jahren der Armuth, 
ber Krankheit und ver Verfolgung kehrte er zurüd zu feinem wahren Berufe. Er 
fang das verlorene und das wiedergewonnene Paradies und das gewaltige Klage 
lied des mißhandelten Gottesmannes, Samfon Agoniſtes. M. ftarb am 8. Nov. 
1674. Unfere religiöfen Begriffe find längft befreit von dem Banne altteftamen- 
tariſcher Anſchauungen, ver M. befangen hielt, unfere Dichtung hat die allegorifche 
Form, wovon M. ſich noch nicht zu löfen vermochte, längſt durch reinere Kunft- 
formen verbrängt; unfere Staatswifienfhaft weiß die Thatjachen ver Wirklichkeit 
unbefangener in ihre Berechnungen zu ziehen als der fühne Idealiſt e8 vermochte; 
aber als ein großes Beifpiel für alle Zeit lebt der Bürgerfinn und die unfträfliche 
Reinheit des Glaubens und des Wanvels, welche M. „durch des Lebens eitles 
Maskenſpiel“ geführt haben. 
Literatur. Eine erfhöpfende Darftellung von M.'s Wirken überfchreitet 
darum die dem Staatswörterbudy geftedten Grenzen, weil fie ohne eingehende äfther 
tiſche Betrachtung nicht möglich ift. Wir verweifen daher auf ven Aufſatz Milton 
im 6. Bande ver preußifchen Jahrbücher. Bon den Biographieen M.'s, deren es 
wenigftens 25 gibt, erwähnen wir, außer Samuel Iohnfons berüdhtigtem Pasquill 
und Macaulay's erftem Efjay, die von feinem Neffen Edward Philips London 
1694, von Hunter Yondon 1850, Edward Paxton Hood, M. the patriot and 
poet London 1851, ©. Liebert, Milton, Studien zur Gejchichte des engl. 
Geiftes. Hamb. 1860. Ausgaben der Werfe: von Hawkins Oxford 1824, Tood 
London 1826, Fletcher 1834/38. O. v. Treitſchte. 
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Mirabeau. 


Gabriel Honoré Riqueth, Graf von Mirabeau, geb. am 9. März 1749, 
ftammte aus einem alten Geſchlechte, das, im 13. Jahrhundert aus Florenz in die 
Provence eingewandert, fi dort zu einer bebeutenden Stellung zu erheben gewußt 
hatte. Die Mirabeau’s waren leidenfchaftliche, fühn unternehmende Leute, die fich 
vor allen im Kriege auszeichneten und felbft mit dem allmächtigen Hofe von Ver— 
ſailles zu ſchmollen wagten, Auch Honoré's Vater war eine gewaltthätige, wider: 
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ſpruchsvolle Natur, der, während er philanthropiſche Bücher ſchrieb und phyſiokra⸗ 
Erperimente machte, feine Untergebenen und Familie vefpotifch drüdte, Seine 
launenhafte barbarifche Strenge warf die auferorbentlichen Fähigkeiten feines Sohnes 
durch eine ſyſtematiſch verkehrte Erziehung von Anfang an auf eine falfhe Bahn, 
ein meniger kräftiger Geift wäre dadurch gebrochen, dieſen aber reizte der Drud 
nur zu ftärferem Widerftreben und löste ihn von feiner natürlichen focialen und 
bürgerlihen Grundlage. In unftetem Wechſel verbrachte er feine Jugendjahre. Un- 
glücklich vermählt entführte ex die Marquiſe ve Monnier, feine vielgenannte Sophie; 
die Rache der Verwandten ereilte ihn in Holland und brachte ihm ein mehrjähriges 
Gefängniß in Bincennes. Aber die Leiden der Haft konnten ihn fo wenig beugen 
als feine Abenteuer ihn ausfüllen; jhon mit 23 Jahren fchrieb er einen „Verſuch 
gegen ben Defpotismus”, in dem er troß der beflamatorifhen Form mit vielem 
Scharfſinn nachweist, daß der Defpotismus nicht ſowohl eine Form ver Regierung 
als die Bernichtung der Geſellſchaft ſei. Dasſelbe Thema behandelt er weit ges 
diegener in Bincennes in dem Werke über die BVBerhaftsbriefe und Stants- 
gefängniffe. Es ift, wie die Einleitung fagt, eine Berufung an die Nation. Da 
er ſeine Klage nicht vor die Gerichte bringen fann, will er die öffentliche Mei- 
nung. wenigftens über die Verderblichkeit und Ungefetlichfeit der willkürlichen Ver— 
bhaftungen aufklären und weist nad, daß fie dem franzöfifhen pofitiven Rechte mie 
dem Naturrechte vollftändig widerfprehen. Der Begriff der Gerechtigkeitspflege, ver 
Grundlage aller bürgerlichen freiheit, jagte er, ſchließt jede Einzelwillfür aus. In 
Frankreich haben die Könige ftufenweis faft alle Beihränfungen ihrer Macht auf: 
gehoben, die Generalftaaten werben nicht mehr gehört, ſtehende Heere vollführen 
den Willen des Monardhen, der fogar die Gewiſſen beherrſchen will, der richter- 
lihen Gewalt allein ift wenigftens im Principe eine gewiffe Unabhängigkeit geblieben, 
aber die Ausnahmen mehren fi erfchredend, und wo eine Regierung ausführende, 
gefeßgebenve und richterlihe Gewalt in einer Hand vereint, da ift Defpotismus, 
möge nun ber Monarch fein wie er wolle. Die Gefchichte zeigt, daß die befchränfte 
Autorität, welde fi) am bie Gefege hält, immer viel ficherer geftanden als vie 
unbefhränfte, welche eben megen ihrer Allmacht für Alles verantwortlich gemacht 
wird, Er fügt hinzu, daß er feine politiihe Freiheit für möglid hält ohne eine 
Bollsvertretung, die vor Allem in Beſteuerungsſachen mitzuſprechen berechtigt fei, 
und entwirft nur ein bunfles Bild der Gegenwart Frankreichs, die Unterbrüdung 
aller Freiheiten und die Sittenverberbniß müſſe zu einer Revolution führen. 
Erwägt man, daß M. dies Werk im Kerfer, beſtürmt von allen geiftigen und 
örperlihen Leiden, fchrieb, jo müſſen wir ven Geift bewundern, ver ſich zu fo 
freier und eindringender Betrachtung erheben fonnte, der Styl ift berebt und doch 
im Ganzen maßvoll. M. zeigt fi wohlbewandert im Alterthum wie in den Schriften 
ber Zeitgenoffen, die er mit großer Unabhängigkeit beurtheilt, er bewundert Rouffeau, 
aber befämpft feine damals allgemein angenommene Lehre vom Gefellfhaftsvertrag, 
er verehrt Montesquien, aber weist ihm falfche Auffaffungen nach, namentlih aber 
ift fein freies Urtheil über Ludwig XIV. hervorzuheben, deſſen Eroberungsfucdht, 
Berfhwendung und Willkür er aufs Schärffte geißelt. Aus Vincennes befreit, ging 
Me nad England, deſſen fociale und politifche Zuftände er ans eigener Anſchauung 
fennen zu lernen ſuchte; nad Frankreich zurüdgetehrt ſchrieb er mehrere volfswirth- 
ſchaftliche Bücher, namentlich über die Diskontokaſſe und die fpanifche Bank, wodurch 
er der Regierung unbequem ward. Galonne fandte ihn nah Preußen, um deſſen 
Verwaltung zu ftubiren und den bevorftehenden Thronwechſel zu beobachten. Dohm 
bezeugt, mit welcher außerordentlichen Thätigfeit und Intelligenz M., ver in voll« 
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ftänbiger Unkenntniß ber preußiſchen Zuftände nah Berlin kam, Si Aber Miles 
zu unterrichten wußte, was für feinen Zwed diente, jo daß er in wenigen Monaten 
genauere Kenntniffe als die meiften Beamten über vie ftantlihen Berhältnifie Hatte. 
M. war ein begeifterter Bewunderer Friedrichs II., den er fur; vor feinem Ende 
ſah, aber dies verblendete ihn nicht Über die großen Schattenfeiten des Regierungs- 
ſyſtems, das er in dem 1788 mit Maurillons Hülfe erſchienenen Werke über vie 
preußifhe Monarchie einer eingehenden Krifif unterwirft. Er tabelt vor Allem das 
Merkantilfyftem Friedrichs, das, um die Ausfuhr des Geldes zu hindern, bem 
Handel geftört, die Yabrifen unnatürlid begünftigt, ven Landbau niedergehalten 
babe. Er verurtheilt die Militärpolitif, welche die unteren Volksklaſſen zu faft lebens- 
länglihem Dienfte verpflichte, die Bevorzugung des Militärs vor den andern Staats» 
beamten und die Bevorrechtung des Adels. Daher empfahl er Friedrich Wilhelm 
II. bei feiner Thronbefteigung Aufhebung der Privilegien und Momopole, damit 
feine Unterthanen ihre Kräfte frei entwideln könnten, er räth ihm nicht blos gut 
zu regieren, fondern aud namentlich nicht zu viel zu regieren, fein Voll durch Un- 
terricht und Preffreiheit aufzullären, die focialen Ungleichheiten darch Toleranz 
auszugleichen. 

Die Nachricht von der bevorftehenden Berufung ber Notabeln lieg M. nad 
Paris zurüdeilen, er wünſchte Sekretär berfelben zu werben. Als dieſe Hoffnung 
fih nicht erfüllte, jchrieb er die Denonciation de l’agiotage, weldye ihm Calonne's 
erbitterten Haß zuzog, fo daß er eine ncue Haft durch bie Flucht vermeiden mußte. 
Und in ver That begreift man wohl, daß die Schrift den ganzen Zorn der Madht- 
haber erregen mußte, denn fhonungslos reißt fie den Schleier von den Künften 
ver ſchlechten Finanzwirthfhaft eines Calonne, wie von den halben Maßregeln 
Neders. Mit überzeugender Klarheit wird vie Verberblichkeit ber fortwährenven 
Unlehen dargethan, welche ſich ſchon im Augenblid der Kontrahirung ald unzu- 
reihend beweifen, das Deficit zu befeitigen, während es einzig richtig war, die Aus- 
gaben zu vermindern und die Steuern zu erhöhen, wenn die Einkünfte nicht mehr 
reiten. „Man bat Schulven auf Schulden gehäuft, alte mit neuen bezahlt und 
das Land mit ihren Zinfen belaftet.” Nur vie Spekulanten ver Pariſer Börfe 
gebeihen bei diefer Wirthſchaft, ihr Einfluß bat ven Markt mit einer Maſſe von 
jederzeit verfäuflihen Papieren, vem wahren Material der Agiotage, überjhwenmt, 
welche das Kapital der Inbuftrie und dem Aderbau entziehen; vie Sudt, ſchnell 
reich zu werben, verberbt die Sitten und ſchwächt bie Arbeitskraft, deren Frankreich 
jo fehr bedarf. Die Haupturfache des Uebels findet M. in dem Mangel an öffent- 
lichem Geifte, den nur eine Berfaffung geben fünne „car encore une fois jus- 
qu’ici nous ne sommes pas une nation, mais seulement une aggregation de 
provinces reunies sous un m&me chef.“ Die Schrift zeigte, daß M. ein ebenſo 
Iharffihtiger Finanzmann als großer Schriftfteller war, fein Scharfplid, unterftügt 
von einer gewaltigen Arbeitskraft, durchdrang bie ſchwierigſten Brobfeme, kein Ge- 
genftand lag ihm fern; während er bie Holländer auffordert, fih einmüthig gegen 
ben Statthalter und den preußifhen Einmarſch zu erheben, ftubirt er das Ge— 
fängnißweſen und fchreibt über ven Einfluß der Strafgefege. M. war um biefe 
Zeit bereits ein befannter Name; aber erft die Revolution dffnete feiner Thätig- 
feit freien Spielraum und erhob ihn zu europäifcher Berühmtheit. 

Die Oeneralftanten waren berufen. Bom Adel der Provence verworfen, trat 
M. furchtlos als Kandidat des britten Standes auf und wurbe als marchand de 
drap in Air gewählt. Ueber M.'s Verhalten zu der franzöfifhen Revolution find 
die Urteile fo verſchieden wie der Standpunkt des Beurtheilenden, uns ſcheint 
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er meiftens zu günftig angefehen zu werben. Seine gewaltige Perfönlichkeit, welche 
ben Beitgenofjen unwiderſtehlich imponirte, hat auch auf die Geſchichtſchreibung 
mächtig gewirkt. Es ift eime weit verbreitete Auffaffung, daß, wäre die Regierung 
Ludwig XVI. ihm gefolgt, die Uusjchreitungen vermieden wären umd das Wert 
ber focialen und politiſchen Umgeſtaltung Frankreichs ſich friedlich vollzogen hätte. 
Wir vermögen dieſe Anſicht nicht zu theilen. Allerbings hätte bie Kiugheit ver 
Regierung geboten, fi einen fo furchtbaren Gegner zu verbinden, und gewiß hätte 
er als Finanzminifter Großes leiften und vielem Unheile vorbeugen können, denn 
in diefen Fragen überfah er alle feine Zeitgenoffen weit; aber es läßt fich nicht 
verfennen, daß fein vergangenes Leben noch mehr als fein demagogiſches Auftreten 
es erfchwerte, ihn an die Spige der Gefchäfte zu ftellen, rief er doch felbft oft 
aus: ah que l’immoralit6 de ma jeunesse fait tort à Ja chose publique. M. 
war nicht unfittlicher als viele feiner Standesgenoffen, bie feine feiner großen 
Eigenfchaften hatten, aber er hatte mit feinen Laftern und Abenteuern allem 
äußern Anftande mehr als ein anderer getrogt, und gerade bies ftieß den König 
lebhaft zurüd. Indeß felbft wenn M.'s Ehrgeiz durch das Finanzminiſterium be 
friebigt worben wäre, fo fheint e8 uns body ein entſchiedener Irrtum zu glauben, daß 
dadurch die Revolution felbft hätte verhindert werben fünnen, denn bie Finanzen 
waren wohl ver Anlaß ihres Ausbruchs, aber nicht ihre eigentliche tiefere Urſache, 
bie in ber politifhen, focialen und moraliſchen Zerrüttung Frankreichs lag. M. 
ſelbſt fchrieb früher: „ce n’est que par des calamites nationales que peut se 
gu6rir une corruption nationale“, und nur Theoretifer konnten glauben, daß fich 
auf dem gewaltſam nivellirten Boden das dauerhafte Gebäube einer rationell vers 
befjerten englifchen Berfafjung erheben könne. 

Sehen wir nun auf M.'s Wirken in der Revolution, fo Täßt fih unmöglich 
verfennen, daß gerade er mehr als irgend ein Anderer beigetragen, bie revolutio- 
nären Leidenfchaften zu entfefjeln; — ver Hof hatte ihn zurüdgeftoßen, ver Hof follte 
feine Macht fühlen. Er war es, der zuerft in der Preffe jenen Ton wilder Be 
zebtfamfeit gegen bie Regierung anſchlug, mit dem jede ihrer Abſichten ald perfib 
unb verbrecherifch gebrandmarkt wurde, jeder Minifter als Uriftofrat und Defpoten- 
biener, bie Ausübung der einfahften monarchiſchen Prärogative als Tyrannei bes 
geichnet wurde. Er warf zuerft jene zündenden Schlagworte aus, melde die Maffen 
in Bewegung fetten, er ſchlug der VBerfammlung vor, ſich repr6sentans du peuple 
zu nennen, „de ce peuple qui est tout“, und ftieg in feinen Reben und Briefen 
bis zu ben niebrigften Schmeidpeleien im ächten Demagogenftyle herab. Es ift ge- 
wiß vollfommen richtig, daß er ven Aufftänden felbft fremd war, aber er hatte 
die Erhigung der Gemüther mwefentlich mit hervorgerufen, welche dazu führte, und 
er hatte befonders die Entfernung der Truppen durchgeſetzt, wodurch der König 
wehrlos wurbe, 

Sehen wir auf fein Wirken in der Verſammlung, fo bleibt feine glänzende 
Seite au hier die finanzielle, bier ift er ſtete pofitiv. Hier entwidelt er mit eben 
fo großer Beredtſamkeit als Klarheit die Grundſätze einer gefunden Volkswirthſchaft, 
bringt auf die firenge Beobachtung der vom Staat einmal übernommenen Ver— 
-pflihtungen, „ear le respect de la foi publique est notre sauvegarde et la 
banqueroute est le plus inique et le plus desastreux des impöts,“ er zeigt ben 
Schaden, welder dem Wohlſtand durch die Suspenfion der Baarzahlungen der 
Diskontokaſſe zugefügt ift, während ihre Aktionäre fi dadurch bereicherten, er, ber 
Banatiter der Gleichheit, weiß wohl derſelben bei der Befteuerung ihre Schranfen 
zu ſetzen und fpottet über die Unwiſſenheit des Palais Royal, dem er fonft fo ber 
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veitwillig Hulbigte. Man könnte gegen feine finanzielle Einſicht geltend machen, daß 
er die Affignaten fo lebhaft vertheibigt, welche ſpäter den Banquerott herbeiführen 
halfen, und es ift wahr, daß er biefelben nicht blos vom finanziellen, fondern 

vom politifhen Gefichtöpunfte „comme un instrument süiır et actif de la r6volution* 
anſah, deßhalb mochte er auch über die Schwierigkeit ber fofortigen Umſetzbarkeit 
ver Nationalgüter in Geld zu leicht hinweggehen, aber man barf M. nicht bie 
jpätere Maßlofigfeit der Staatspapiergelvfabrifation zur Laft legen; er wollte bie 
Summe befhränft wiffen auf den Betrag der fogenannten dette exigible, den vie 
Nationalgüter nad dem geringften Anfchlag weit überftiegen, „pour laisser aux 
assignets tout l’appui d’un gage étendu“, er befürwortete alfo nur ein reichlich 
bypothecirtes Papier, das an die Stelle ver nicht verbürgten Diskontokaſſenſcheine 
treten follte, und dagegen wird um fo weniger etwas zu erinnern fein, wenn man 
bevenft, daß dies das einzige Mittel war, das übrig blieb, um dem Bankerott zu 
entgehen. 

Wenn M. in finanziellen Fragen ſchärfer fah als irgend Einer, fo theilte ex 
in den ſchwerwiegenden Berfaffungsfragen die meiften Irrthlimer feiner Zeit. Es ift 
wahr, daß er die Berfehrtheiten, welche gegen das königliche Beto vorgebracht wurden, 
mit fiegender Gewalt wiberlegte, aber er ſprach dasſelbe doch dem König bei ber 
Feftftelung der Berfaffung ab; es ift wahr, daß er verlangte, tie fchließliche Re— 
aktion der Erflärung der Menſchenrechte folle ausgefet werben, bis bie andern 
Theile der Berfaffung vollendet feien, aber er verlangt doch, daß dieſe Erflärung 
„doit ätre une partie integrante, inseparable de la constitution et en former 
le premier chapitre“; und während feine inneren Bedenken gegen bie ganze Sache 
überall in feinen Reben durdbliden, während er betont, daß die Freiheit niemals 
die Frucht einer Doftrin gemejen, ergeht er ſich doch in denfelben abftraften Re— 
densarten wie Sieyés und Lafayette. Er ftimmt für das Einkammerſyſtem over 
doch eine blos mechaniſche Theilung derſelben VBerfammlung in zwei Geltionen, er 
vertritt bie Wählbarfeit der Richter durch das Bolf, die gezwungene Gleichheit 
ber Erbtheilungen. Dabei ift noch gar nicht in Anfchlag gebracht, daß M. in 
feinem Durft nad Popularität fih hinreißen ließ, auf der Tribüne Grundſätze 
zu verteidigen, die er im Herzen mißbilligte; wir reden bier nur von benen, bie 
er aud vertrauten Freunden und dem König gegenüber fefthielt, feine royaute 
libre sur la surface &gale war eine Chimäre, auf jener Bafls konnte nur ein 
napoleonifcher GCäfarismus gebaut werben. M. fah freilich über die nahen und 
brängenden Gefahren, welche bie Eriftenz des Königthums bebrohten, Mar, aber 
feine Pläne, dasſelbe zu retten, waren unausführbar. Er durchſchaute es, daß bie 
Grundſätze Lafayette's und feiner Ideologen zur Republif führen, daß ihre Konje- 
quenzen bie Verfaffung zu einem code d’anarchie machen müßten, aber er wagte 
es nicht, fie offen zu befämpfen, um die Gunft der Berfammlung nicht einzubüßen, 
bie er doch verachtete. Er wollte der Revolution äußerlich zu folgen feheinen, um 
ihre Richtung zu ändern. Daß dies möglich fei, war der große politifhe Irrthum 
M.s. Sein Tadel gegen die Maßregeln der Minifter war durchaus berechtigt, aber 
mit den Mitteln, die er vorfhlug, war die Revolution nicht aufzuhalten. Eine 
Nation, jo in ihren Tiefen revolutionirt, wie bie franzöfifche es damals war, konnte 
nicht dadurch gerettet werben, daß ber König nad Rouen ging und es auf ben 
Bürgerkrieg antommen ließ. Doppelt unmöglid wurden feine Vorſchläge durch feine 
perfönlihe Stellung ; fein Gedanke war, ſich erft furdtbar zu machen und fih dann 
als einzigen Retter dem König aufzubrängen, aber er hätte fih fo als Minifter 
in Widerſpruch mit feiner ganzen Vergangenheit gefegt, derſelbe Mann, ver zulegt 
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die Monarchie durch die Nationalverſammlung in Gefahr gebracht, konnte fie hernach 
nicht durch Sprengung ber legtern retten, außerdem fonnte er dem König nur feine 
Berfon bringen, er hatte feine öffentliche Stüße, keine Partei. 

Noch härter aber wird das Urtheil vom fittlihen Standpunkte aus über ihn 
lauten müffen, wenn man bevenft, daß er beitrug, vie Monarchie zu erfhüttern, 
um feinen perjönlichen Ehrgeiz zu befriedigen. Er wollte um jeden Preis Minifter 
werben, und während er gegen ben Defpotismus deklamirte, fagte er ſchon Anfangs 
Juli dem Grafen Lemerek: faites done qu’au chäteau on me sache plus dis- 
pos® pour eux que contre eux, gerade bie Korrefponbenz mit biefem Freunde 
wirft das unvortheilhaftefte Licht auf feinen Charakter. Dazu ließ er ſich feine 
Dienfte bezahlen. Es ift ein Sophismus, wenn man fagt, er habe ſich dech nicht 
verfauft, er nahm Geld, gab damit feine Unabhängigkeit auf und wurde von denen, 
die ihn bezahlten, als ein Miethling betrachtet. Als die Dinge auf der bedenklichſten 
Spige fanden, erkrankte M. und ftarb nah kurzem Krantenlager. In der öffent- 
lichen Theilnahme zeigte fidy noch einmal der gewaltige Eindruck, ven feine Per- 
fönlicheit auf feine Zeit machte, er ward im Pantheon beigefegt, aber man barf 
wohl fagen, daß nie Jemand rechtzeitiger für feinen Ruhm geftorben ift, er hätte 
fonft wahrſcheinlich ein ſchmähliches Ende gehabt. 

Schöpferifhe Iveen finden wir nur in M.'s finanziellen Plänen, fonft richtet 
fih die Wucht diefer gewaltigen Natur wefentlich gegen die Mangelhaftigfeit des 
Beftehenvden, es fehlt in feinem Wirken wie in feinen Schriften alle Anknüpfung 
an höhere Gefege als die menfhlihe Bernunft. Die unfelige Laſt feines Privat- 
lebens warf feinen Ehrgeiz beftändig in falfhe Bahnen und neue Konflikte, an 
denen er unterging. Ariftofrat von Geburt und Neigung ward er aus Berechnung 
und Leidenfhaft Tribun, er geftand Lemerek felbft, daß er eine ganz andere Rolle ge= 
fpielt haben würbe, wenn der provengalifche Adel ihn nicht zurüdgeftoßen hätte, 

oß wird er immer als Rebner baftehen, noch jet, wo die Schlagwörter, welche 
damals die Geifter entzündeten, für uns ihren Zauber verloren haben, wird man 
unwiverftehlih von feiner Beredtſamkeit gefeffelt. 
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Miffion. 


I. Den Religionen des Alterthums war das Inftitut der Miffion gänzlich 
unbefannt. Alle polytheiftiihen Religionen, in wie mannigfacher Geftalt fie aud 
auftraten, rubten auf der gemeinfamen Grundlage einer kindlich naiven Naturan- 
fhauung, waren, wenn auch verfchiedene, Wirkungen verfelben Urfache. War e8 doc 
eine befannte Stantsmarime Roms, den Göttern der unterjochten Bölfer in Rom 
einen Sit anzuweifen, damit dies nicht nur alle ftaatlihe Macht und Gewalt in 
ſich Toncentrire, fondern auch als Mittelpunkt der religiöfen Beftrebungen des ganzen 
ungeheuren Reiches erfcheine. 

Das war aber nur möglich, weil ſämmtliche Götter eine gewiſſe Gleichberech-⸗ 
tigung hatten, weil die Verpflanzung eines neuen Kultus zwar die Eiferfucht ber 
Anhänger des alten erregen, nie aber Anlaß zu weiteren, den Staatszwecken ge- 
faͤhrlichen Operationen geben Tonnte. 
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Anders ſchon war der Standpunlt der moſaiſchen Religion. Indem bie Juden 
fi bem Dienfte des Gottes hingaben, ver allein und ohne Genoſſen vie Gefchide 
der Welt Ienkt, konnten fie in der bunten Reihe ber Ööttergeftalten, vie ihmen bei 
den Nachbarvöllern entgegentraten, nur Auswüchſe eines gottesläfterlichen Irrthums 
fehen und Beranlafjung finden, auch bier die Lehre von dem alleinigen Gott zu 
prebigen. Dennod aber lag es durchaus nicht im der Natur des Jubenthums, bie 
Verbreitung feines Glaubens zu betreiben. Waren doch die Juden das ausermwählte 
Bolt Gottes, das mit einer gewiſſen Eiferfucht fi) als ſolches betrachtete, hatte 
fih doch bei ihnen Nationalität und Religion gegenfeitig durchdrungen und bildeten 
zufammen den Begriff des Judenthums. Auch hatte zu den Zeiten der moſaiſchen 
Kodifitation der Glaube an den einen Gott noch nicht fo fefte Wurzeln gefchlagen, 
als daß ein freier, ungehemmter Verkehr mit den Nachbarvöllern, eine Belannt- 
ſchaft ihrer anſprechenden Naturkulte nicht auch dem Dienfte Jehova's gefährlich 
geworben wäre. Daher die Ifolirung, in die das mofaifche Geſetz die Juden zu 
bringen fuchte und bie durch die Schranken eines ftrengen Ritualgefeges noch ver- 
mehrt wurde. 

Wenn dies aber die Feſſeln waren, die das Judenthum an der ſo natürlichen 
Berbreitung feines Glaubens hemmten, fo waren fie bei dem Chriſtenthum ſämmt⸗ 
lich fortgefallen. 

Die chriſtliche Religion hatte unter den Anhängern der mofaifchen zu viele 
und zu heftige Wiverfacher gefunden, als daß fie ſich mit der jüpifchen Nationalität 
hätte verſchmelzen können, und in Paläftina bevrängt ſah fie fich auf das Heiden⸗ 
thum angemiejen. Folgemäßig fiel alfo das Ritualgefeg, fiel die Erflufivität, zu 
ver das Judenthum fich felbft verdammt hatte. 

Die Zeit aber, in der das Chriftenthum fi Bahn brach, war für die Ent- 
—— einer neuen Religion überaus glücklich. Der alte kindliche Glaube an die 
bunte Götterwelt hatte längſt einem hohlen Skepticismus Platz gemacht; ein phile- 
fophifches Syftem war dem anderen gefolgt, und feines hatte doch die geiftige Leere 
nur einigermaßen auszufüllen vermodht und dauernd auch bei der großen Menge 
Play greifen können. Schon war es dahin gekommen, daß dem unbelannten Gott 
Altäre gebaut wurden und alle Gemüther auf eine neue Lehre vorbereitet waren. 

Dennod hatte die hriftlihe Religion mit unendlichen Schwierigkeiten zu 
Kämpfen, ehe fie nur einigermaßen ſich Pla gewinnen konnte. Dem römijhen 
Imperialismus mußte ein Kultus, der die Gleichftellung mit ven übrigen Staate- 
religionen verſchmähte und doch nicht in ftiller Paffivität wie bie jüdiſche verharrte, 
fondern eine Spanne Boden nad) der andern eroberte, ver feinen fosmopolitifchen 
Beruf ohne Scheu ausſprach, als ftantsgefährlich erfcheinen, und die große Zahl 
derer, die, ben ftaatlihen Geboten trogend, für ihren Glauben aud den Tod nicht 
fheuten, konnte fie in biefer Meinung nur beftärfen. 

Es ift hier nicht unfere Aufgabe, varzuftellen, wie die hriftliche Religion nad 
und nad alle Hemmniſſe überwunden hat; Gonftantin machte fie zur Staatsreligion. 
Es mochte feinen fowie feiner Nachfolger Bliden kaum entgehen, daß biefe bie 
Feſſeln der Nationalität abwerfende Religion ein neues und das feftefte Verbin 
bungsmittel für die fo verfchievenartigen Elemente des großen Weltreiches fein konnte. 
Aus dieſer Erkenntniß, die ja aud für Karls des Großen Handlungen unter ähn- 
lichen Umftänden maßgebend geweſen zu fein jcheint, mögen bie einer weiteren Ber- 
breitung des Chriftenthung Rechnung tragenden Geſetze geflofien fein, die das Hei⸗ 
ben- wie das Kegerthum mit peinlichen und bürgerlichen Strafen bebrohten. 

Die Böllerwanderung ſchien der Entwidlung des Chriftenthums von Neuem 
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| fie bereiten zu wollen, aber bie barbarifchen Völker, die durch ven Sturm 
ber Zeiten nad Italien, dem Sit des abenblänvifhen Chriſtenthums und einer 
apoftolifhen Kirche, deren Uebergewicht fi mehr und mehr geltend machte, geworfen 
wurben, nahmen allmälig mit der römiſchen Civilifation auch die chriſtliche Religion 
an, ja erfaßten die legtere mit einer Tiefe des Gemüths, die ihr ein neues Leben 
verſprach. Die Gothen befehrten ſich zuerft, die Franken, Burgunder und andere 
folgten nah, und bald trat England mit Irland in den Kreis ber chriftlichen 
Staaten. 

Am zäheften hielten die Deutfchen an dem väterlichen Glauben feft, vie ie dem 
neuen nur ein Mittel zu ihrer Unterjohung erblidten und in ihr vie Stantsreligien 
bes gefürchteten Römerreihs haften. 

Dennoh fanden allmälig die Beftrebungen einer Anzahl Männer, wie Sense 
zinns, Columbanus, Kilianus, Gallus, Eorbinian, Euftatius, Ruprecht, Wilibrop 
und beſonders ber Angelfachfe Winfried oder Bonifacius einen fruchtbaren Boden, 

und bie, welde dem Wort der Miffionäre taube Obren entgegemgebradht hatten, 
beugten fi vor dem Schwerte Karls des Großen. 

Zahlreiche Kiöfter bevedten bald das Land und bildeten in ben Gebieten 
Deutſchlands, wo durch irifhe und britifhe Senbboten das Chriftenthum gepflanzt 
war, die Mittelpunkte des chriftlichen Lebens, um die fih bie Neubelehrten 
fammelten. Bisthümer entftanden, und bie ganze hierarchiſche Ordnung griff in den 
Gebieten der fräntifhen Miſſion Plag. Auh im Norden Europa's wurde durch 
Anſcharius mit Erfolg das Chriftenthum geprebigt. 

Dennoch aber hatte das ganze Miffionswefen bis ins 12. Jahrhundert hinein 
einen von bem heutigen wejentlich verfchievenen Charakter. Es waren mehr Maffen- 
befehrungen, vie erftrebt wurden, und obgleich die Benediltiner ſich der Miffions- 
arbeit mit voller Energie unterzogen, war ber größere Erfolg doch faft immer 
kriegerifhem Wirken zuzuſchreiben. So bie Sahfenbefehrung Karls des Großen, 
die Beftrebungen Otto's des Großen um die Slaven und die des preußiſchen Ordens, 
um bie Preußen dem Chriftenthum zu gewinnen. 

Weltgeiftlihe Mifflonäre kamen überhaupt nod nicht vor. 

In das 12. Jahrhundert fällt die Stiftung des Francisfaner- und bes 
Dominilaner-Drbens, die das ganze Mittelalter hindurch vor Allem im Dienft ber 
Miffion thätig waren, bis fie, als die neuere Zeit frifchere und ſchärfere Waffen 
erforberte, von den Jefuiten abgelöst wurben. 

Als der heilige Dominifus und Franz von Affifi ihre Orden flifteten, ab- 
forbirte wie in dem Reformationszeitalter die Kirche alle materiellen und intellef- 
tuellen Kräfte. Während vie erfteren aber in dem Waffenftrett der Kreuzzüge ſich 
ber Kirche dienſtbar erzeigten, blieb ven legteren das große Werk der Heidenbekehrung 
vorbehalten. 

So ift der heilige Franz ſelbſt als Miffionär nach Accon und Iernfalem ge- 
gangen, und fein Drven zählte unter ven nah Maroffo gejandten Brüdern feine 
erften Märtyrer, mod ehe er vie päpftlice Beftätigung erlangt hatte. Auf ber 
erften Generalverfammlung des Franzistaner-Orbens (1216) wurbe als fein Princip 
ausgefproden: „Was gebrochen ift zu heilen, und was im bie Irre geht zurechtzu⸗ 
leiten“ ; die Ordensregel felbft wiederholte und bekräftigte es, und eine umfafjende 
Heibenbefehrung in den Ländern des Orients und Dccivents, fowie ernftliche Be 
ftrebungen, die ſchismatiſche orientalifche Kirche mit Rom wieder zu vereinen, waren 
feine Konfequenzen. Dem heiligen Dominikus war es zwar nicht vergönnt, unter 
den Heiben das Evangelium zu prebigen, aber, obgleich fi fein Orden zunächſt 
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gegen bie Ketzer wandte, fo entſprach er doch auch den vom Papſt in ber Beſtä— 
tigungsbulle ausgeſprochenen Erwartungen, daß er fi als Vorkämpfer des Glaubens 
zeigen werde. Schon vor 1221, wo die zweite Generalverſammlung ſtattfand, ſandte 
er eine Miſſion zu den Cumanen, wirkte in Afrika und Spanien gemeinſam mit 
den Franciskanern, und während dieſe letztern 1235 die Berberei als Ordens— 
provinz konſtituirten, war ſchon 1228 das heilige Land eine Ordensprovinz jener 
und ebenfo wie Syrien mit ihren zahlreichen Klöftern bevedt. 

Der Thätigkeit der beiten Orden war aber aud reiches Feld geboten. Die 
ſüdlichen europätfchen Länder waren dem Chriftenthbum durch die Araber wieder 
'entfrembet worben, und bie ganze Oftgrenze Deutfchlands blieb aller Bemühungen 
des preußifchen Ordens ungeachtet hartnädig dem Heidenthum zugethan. Im 15. 
Jahrhundert wurde durch Marco Polo die Aufmerkfamkeit der civilifirten Welt 
auf Indien gerichtet, und alfobald erfhienen aud in ber Tatarei und in China 
die Senbboten der Mendikanten. Auch gegen die fchismatifche griechiſche Kirche 
waren fie, wenngleich vergeblich, thätig. Dennod war das Refultat der Miffionen 
am Ende bes 15. und Anfang des 16. Jahrhunderts kaum ſehr bedeutend zu 
nennen, In dem hohen Norden Lapplands herrſchte das Heidenthum, und im Güb- 
often hatte mit der Eroberung Konftantinopel® der Islam fefte Wurzeln gefaßt. 
In den übrigen außereuropäiſchen Yändern aber befanden fih nur bin und wieder 
ſporadiſche Kirchengemeinfhaften, wie die Abeffinen in Afrika, die Thomaschriften 
in Indien, die Kopten in Aegypten. 

Während fo aber ver Kirche in der Chriftianifirung ber befannten Welt noch 
eine übergroße Arbeit oblag, fallen in das Ende des 15. Jahrhunderts die groß- 
artigen Entdefungen, die neue Kräfte auf dem Miffionsgebiet in Anfprud nahmen, 
fällt endlich in den Anfang des 16. Jahrhunderts die Abzweigung der proteftan- 
tifhen Kirche, die mit der römifchen zu vereinigen als eine Hauptaufgabe des 
Katholicismus angejehen werden mußte und noch angefehen wird, 

Alerander’s VI. Verfügung vom 3. Mai 1493 (Bulle inter cetera) orbnet 
auch das Mifftonswefen ver neu entvedten Länder, ja nad Bellarmin war bie 
ganze Eintheilung Amerika's nur zu biefem Zweck vom Papſt vorgenommen. Eine 
Miſſionsgeſandtſchaft unter Leitung eines fpanifhen Benediktiners wurbe nad) Amerifa 
geſchickt, Francisfaner und Dominikaner folgten, und die fhon 1502 in Anregung 
gebrachte Errichtung von amerifaniihen Bisthümern wurde 1510 ins Werk geſetzt. 

Ebenfo war auch nah Oftindien zuerft ein Weihbifhof abgefandt und dann 
Goa zum Erzbisthum mit einigen Suffraganeaten gemacht worben. 

11. Während fo die alten Borfämpfer des Chriftentbums unermüdlich thätig 
biteben, gewann in der römifhen Kirche felbft, im Gegenfat zu dem immer 
mehr um ſich greifenden Proteftantismus, eine ftrengere Richtung die Oberhand, 
bie mit bemerkenswerther Energie ihre Zwecke verfolgte. Bor Allem aber war der 
1540 geftiftete Jefuitenorden geeignet, den kirchlichen Beftrebungen bienftbar 
zu fein. Eine gründliche, wern auch nach einfeitigem Schematismus zugeſchnittene 
Bildung, ein auf das Schärffte betonter faft willenlofer Gehorfam, Befreiung von 
den zeitraubenven Geſchäften des Chors, machten ihn zu einer Waffe in den Händen 
ber Kirche, mit der fie ebenfo das Heidenthum zu treffen beabfichtigte, wie ben 
Proteſtantismus gänzlih zu vernichten, Auch war in der Stiftungsurfunde ber 
Geſellſchaft die Verbreitung des wahren Glaubens als ihr Hauptzwed genannt, 
und ihre Regeln verpflichteten die Mitglieder, an jevem Pla der Erde zu leben, 
wohin das Bebürfniß oder der Befehl ver Oberen fie rufen würde. 

Die Erfolge des Jefuitenordens in der Miffion entſprachen aber auch voll- 
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fommen ben gehegten Erwartungen. Wo fie hintamen, brachten fie neues Leben 
in das Miffionswefen, und Männer wie ver heilige Franz Xaver, der in Oftin- 
dien mit nahhaltigem Erfolge wirkte, wie Ricci und Schall, die nad China vor- 
drangen, fanden nur in denen ebenbürtige Nebenbuhler, welche in Südamerila, 
befonders in Brafilien und Peru, das Bekehrungswerk trieben. 

Auch die Ueberwältigung des Proteftantismus wurde eine freilih ungelöste 
Aufgabe der Jefuiten. 

Die ift aber der rechtliche Standpunkt der katholiſchen Kirche zur Reformation 
feftzuftellen? 

Sobald im Mittelalter eine Ketzerei fich geltend machte, war es Sache ber 
Kirche gewefen, fie als folde der weltlichen Obrigkeit zu bezeichnen, und biefe war 
kraft ihres Amtes als von Gott zum Schuß der Kirche eingefegt und darin ihre 
Hauptaufgabe findend verbunden, das Kegerthum entweder zur verzeihenden Kirche: 
zurüdzuführen, oder gemäß den Anordnungen der ftrafenden Kirche auszurotten, 

Anders hatte fid) das bei der Reformation geftaltet. 

Zwar hatte die Kirche feinen Anftand genommen, die neue Lehre als Härefie 
zu verdammen, bas weltliche Schwert hatte ſich geneigt erflärt, die Erefution ber 
geiftlihen Sentenz zu übernehmen und war nur durch die Noth einer bewegten 
Zeit davon abgehalten worden. Aber dieſelbe Noth führte fon in dem Speier'ſchen 
Reichsabſchied von 1526 zu der faktiichen eine gewiffermaßen rechtliche Anerkennung 
des Proteftantismus Hinzu, ausgejprohen vom Kaifer, dem Advokatus der Kirche, 
gewährte enblid in dem Augsburger Religionsfrieven der neuen Lehre eine fefte 
rechtlihe Grundlage. 

Alle dieſe rechtlihen Vorgänge und alles, was daraus fid) weiter entwidelte, 
beftand aber nicht für vie katholiſche Kirche zu Recht. Ste jah das höchſte Neichs- 
oberhaupt nur faktiſch in der Ausübung feiner Pflichten gegen die Kirche behin- 
bert, wo ihm rechtliche Schranken gezogen waren, fie proteftirte gegen den weſt⸗ 
phälifchen Frieden, gegen die Errichtung der Hannover'ſchen als einer proteftantifchen 
Kur, gegen den Reichsdeputationshauptfhluß von 1803, fie regierte bie ganze: 
neuere Geſchichte; ihr annus deceretorius war das Jahr des Wormfer Edikts. 
Dennoch konnte fie fi) der Erwägung nicht verfchließen, daß durch ſolche Protefte 
wohl das ftrenge Recht formell von ihr gewahrt werde, daß fie aber materiell nicht 
eine Spanne Boden gewinne. 

Die Staatsgewalten, die fi) der ihnen der Kirche gegenüber zukommenden 
Pflihten entäußert hatten, mußten zur Erkenntniß und zum wahren Ölauben zu- 
rüdgeführt werben, bie Mijjion mußte ven Boden bereiten, auf dem dann bie alten 
— nicht von neuem erwachſen, ſondern an ihr früheres Beſtehen anknüpfen 
ollten. 

Das iſt der Grundgedanke der katholiſchen Miſſion unter den Proteſtanten, 
der zwar ſtarr konſequent, dennoch aus einer Nichtachtung der faltiſchen und recht⸗ 
lichen Verhältniſſe hervorgegangen iſt, die feine Reſultatloſigkeit verbürgt. 

Wenn man aber in Deutjchland nicht die Erinnerung an bie großen Ketzer⸗ 
verbrennungen des Mittelalters wach zu rufen wagte, fo rüttelte man doch im 
Spanien und den Niederlanden nach ftreng fanonifhen Grundſätzen an den Grund⸗ 
feften des Proteftantismus und verfuchte in Frankreich, ihm in ver Bartholomäus- 
nacht ein blutige Grab zu bereiten; und aud) in Deutſchland erfolgten jene großen 
Siege der Öegenreformation, die dem breißigjährigen Krieg vorangingen und feinen 
Anfang bezeichnen. 

Sollten aber die Miffionen bei dem ungeheuren Umfang, den fie gewonnen 


Hatten, von irgend einem Erfolge fein, fo mußte in die verwirrende Menge von 
Geſchaften bewußte Einheit und fefte Leitung gebracht werden. Es ift harafteriftifch, 
daß der erfte Zögling ver Gefellfchaft Iefu, welcher den päpftlihen Thron beftieg, 
Gregor XV., auf freilich fhon von Gregor XII. und Clemens V. gelegten Grund⸗ 
lagen vom Geifte der ftraffeften jeſuitiſchen Centraliſation befeelt in viefem Sinne 
wirkte Am 22. Juni 1622 errichtete er durch die Bulle Inscrutabili bie ſtändige 
orbentlihe Kongregation de propaganda fide, botirte fie und flattete fie 
mit: Privilegien aus, Auch feine Nachfolger, namentlih Urban VIIL, Alexander VII. 
und Innocenz XII. fohritten auf dem einmal betretenen Wege rüftig fort. Ebenfo 
fanden die Nationalkollegien (Miffionsfhulen), die von Ignatius von Loyola zuerft 
mit‘: glänzendem Erfolge begründet waren, in Urban’s VIII. collegium urbanum 
de propaganda fide (1627) ein großartiges Vorbild. Es iſt unweſentlich, auf bie 
verſchiedenen Phafen der Entwidiung näher einzugehen, bie die Kongregation ber 
Propaganda feit ihrer Begritndung durchgemacht hat, betrachten wir vielmehr ihre 
gegenwärtige Organifation. 

Die Kongregation beftcht aus dem Karbinal-Generalpräfeften, der auch bie 
früher. abgezweigte Präfeltur der Druderei verwaltet (denn biefe hat ihre frühere 
Bedeutung faft ganz verloren), dem Karbinalpräfeften ver Dekonomie und einer 
wicht immer gleihen Zahl von Karvinälen als Mitgliedern, dem Sefretär, deſſen 
Amt gewöhnlih nur eine Borftufe zum Karbinalat ift, einem apoftolifhen Proto- 
notar (gemäß einem Dekrete Urban’s VIII. vom 6. Februar 1626) und einer großen 
Anzahl vom Papft aus dem Welt- und Orbens-Klerus gewählter Konfultoren. 
Außerdem erforbert die komplicirte Einrihtung der Gefretarie ein zahlreiches 
Subalternenperjonal. j 

Die General-Kongregation verfammelt fi wöchentlich zur —— der 
laufenden Geſchäfte in dem Gebäude der Propaganda, auch hält jede Woche der 
Kardinalpräfelt in feiner Wohnung eine Kongregation, in der er mit Hülfe bes 
Sekretär und der Minutanten (Subalternbeamte, die kurze Auszüge aus den Be 
richten und Korrefpondenzen der Miffionäre machen, fo daß jedem eine Provinz zuer⸗ 
theilt ift) bie wichtigeren Sachen zur Tagesorbnung für die nächſte Sitzung ber 
General-Kongregation beftimmt uud die minder wichtigen gleich jelbft mit Beiftand des 
Sefretärs erpebirt. Die durchaus nöthige Verbindung mit dem päpftlichen Stuhl wird 
durch den Sekretär unterhalten, der wöchentlich einmal (Sonntag Abend) Audienz bat. 

Die Kompetenz ber Kongregation ift der Wichtigkeit des ganzen Imftitutes 
angemefjen. „In Bezug auf den Inhalt der Jurispiktionsrechte und deren Umfang, 
fagt Bangen, läßt fi jagen, daß die Kongregation der Propaganda fi zu ben 
Miffionen verhält wie die übrigen Kongregationen zufammen zu ben ver Hierarchie 
einverleibten Diöcefen. Wie nämlich legtere je einzeln das Organ des h. Stuhles 
für die Ausübung eines beftimmten Zweiges der Jurisdiktion bilden, fo ſchließt 
die: Propaganda alle dieſe Zweige in Bezug auf die Mifftionspiftrifte in ſich zu— 
fammen." Nicht allein alfo die Beförderung des chriſtlichen Glaubens in den ver 
Propaganda unterworfenen Diftriftem liegt in dem Bereich ihrer Befugniſſe, ſon⸗ 
dern aud alle übrigen Beziehungen zum Papft werben für die Miſſion burd bie 
Propaganda vermittelt. 

Die Propaganda hat über mannigfahe Organe zu gebieten. Außer den Fran- 
cislanern, Dominitanern und Jefuiten find zahlreihe Kongregationen 1) und 


1) Die bemerkenöwertbeften find: 1. Kongregation des Oratoriums (Philtppiner); 2. Kon 
gregation der Miffion (in Frankreich: Lazariften). 3. Die Kongregation des h. Gulpitins. 4, Die 
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Miffionsvereine 2) bemüht, den hriftlich katholiſchen Glauben zu fürbern, und eine 
große Menge Schulen 3) ift dazu beftimmt, den Miffionären die nöthige Ausbil: 
dung angebeihen zu laflen. 

Die Befugniß, Miffionen vorzunehmen, zu prebigen, zu taufen und fonft bie 
Sakramente zu verwalten, wirb mittelbar oder unmittelbar durd den Papft für 
beftimmte geographiſch abgegrenzte Bezirke ertheilt; denn auf ihn als den Biſchof 
dev ganzen Kirche ift die Jurisviftion der Bisthümer, die durch dem Proteftantis- 
mus vernichtet worben find und bie die Kirche rechtlich ald sedes impedite bes 
trachtet, devolvirt, und er befigt fie natürlich auch für die Gegenden, in die dag 
Chriſtenthum nod nie gebrungen ift. Zuerft werben vom den Beauftragter Per- 
fonen im den zu. befehrenden Ländern Mifftonsftationen (missiones) angelegt, bie 
unter die Leitung eines apoftolifchen Präfekten geftellt werben. Diefer, welder 
Priefter und mit ven zur Miffion nöthigen apoftolifhen Vollmachten verjehen fein 
muß, kann jedoch die dem Bifchof zuftehenden Orbinationsrechte nicht ausüben. 
Wo alfo die Erfolge der Senbboten neue Beiftände nöthig machen und bie Or- 
bination von Prieftern erforberlid wird, da erfolgt die Sendung eines apoſtoliſchen 
Vikars, der ald Biſchof in partibus die Konfelration befigt, der aber ebenfo wie 
ver Präfeft ein ad nutum amovibler Delegat ift. Unter ihm ftehen bie missiones 
wie: unter dem Biſchof die einzelnen Parochieen. 

Sobald aber ver fatholifhe Glaube durch die Bemühungen feiner Diener fefte 
Wurzeln geichlagen hat, fo daß ein ordentliches Regiment nöthig wird und hin: 
reihende Garantie dafür gegeben ift, daß ein fo auf die Dauer berechnetes In— 
ftitut wie ein katholiſches Bisthum eriftiren kann, fo wirb der Bifar im einen 
Biſchof verwandelt und die orbentliche kanoniſche Berfaffung greift zugleich mit 
ven früher aus mannigfadhen Nüdfichten vernadläffigten übrigen kanoniſchen 
Satzungen Play. Aber felbft dann noch, fo lange ven neu fonftituirten Bisthümern 
neben der gewöhnlichen Didcefanverwaltung aud noch beſonders die Belehrung 
feiner Eingefeffenen obliegt, müflen die Einrichtungen dieſem Zwede gemäß modi-- 
ficirt % und die Unterordnung unter die Propaganda beibehalten werben. 

Für das Miffionswefen ift der ganze dem katholiſchen Glauben nicht zuge: 
thane Erdkreis in beftimmte abgegrenzte Provinzen getheilt, welche die Wahlplaͤtze 
ber propaganbiftifchen Thätigfeit find, die ewig ſchwankenden Grenzen des Katho- 
licismus. Im Gebiet des Proteftantismus find es: Großbritannien mit Gibraltar, 
Malta: und den jonifhen Infeln, Norwegen, Schweden und Dänemark, das König- 
reich der Niederlande, der veutjhe Bund, mit Ausnahme von Bayern umd 
Defterreih, und die Schweiz. Im Bereich ver griehifhen Kiche und des Islam: 
Rußland und die Ruthenen, Albanien, Epirus, die Bukowina, Dalmatien, das König- 
reich Griehenland und die türfifchen Infeln des Archipelagus, Bosnien, Serbien, 
die Moldau und Walladhei, die europätfche und afiatiihe Türkei, Smyma, Chios, 
Cypern, Aleppo, das heil. Land, Bagdad, vie orientalifhen Nationaltichen, nämlich 
Maroniten, Melchhten, Syrer, Armenier, Chaldäer, endlich Arabien, Aegypten und’ 


— — — 


Kongregation der auswärtigen Miffionen zu Paris. 5. Die Paſſioniſten. 6. Die Redemptoriſten. 
x = —— des h. Antonius. 8. Die Kongregation der Metichariſten von Wien und Venedig. 

apuziner. 

2) 3. B. Verein zur Verbreitung des Glaubens von Lyon (1822); der Leopoldinenverein 
(1829); Ludmwigdmiffionsverein in Bayern, 

3) In Rom allein 15. 

*) Die Befugniß dazu erhalten die Bifhdie durch die Quinquennalfakultäten, über die Mejer 
in feinem verdienftvollen Werke „die Propaganda” neue Auffhlüffe gegeben hat. 
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Abeſſinien. Im indiſch⸗chineſiſchen Gebiete, zu dem auch Oceanien gehört, fämmt« 
liche dortigen Chriſtengemeinden mit Ausnahme des Erzbisthums Goa. In Afrika: 
Tunis, Tripolis, Algier und Maroffo, die Küften und Infeln, nur einige portu- 
gieſiſche Infeln der Weftküfte ausgenommen. In Amerika endlich: die Union, vie 
englifchen und däniſchen Befigungen, St. Domingo und ein Theil der franzöſiſchen 
Kolonieen. — E8 würde zu weit führen und ben Zweden dieſes Werkes kaum ent- 
fprechen, wenn wir alle dieſe Provinzen berüdfichtigen würden; nur auf bie deut- 
ſchen wollen wir näher eingehen, weil uns bier aud Fragen von ſtaatsrechtlicher 
Bedeutung entgegentreten. 

Durch den weftphälifhen Frieden hatte faft der ganze Beftand ber deutſchen 
Katholifhen Kirche eine Umänderung erfahren. Theils wurde nämlich bie biſchöfliche 
Jurisdiktion über die epangelifhen Zerritorien, welche geographifhe Theile ber 
Didcefen bildeten, aufgehoben, und fo eine fürmlihe Abzweigung verfelben vor- 
genommen, theils bie innerhalb des Diöcefanfprengeld wohnenden Proteftanten, 
denen durch die Satungen des Friedensſchluſſes entweder nad dem Befig bes 
Normaljahres (1624) ein feftes Recht oder jonft eine nicht unbegründete Hoffnung 
auf Toleranz gewährt war, ver bifhöflihen Jurispiktion entzogen, 

Wir haben fhon oben die Stellung der fatholifchen Kirche zu der Reformation 
und den ihr folgenden rechtlichen Vorgängen charalteriſirt und haben gezeigt, daß 
fie, von weltliher Unterftügung entblößt, nur durch die Miffionen ihren früheren 
Beftand wieder erlangen konnte. Freilich wo die Biſchöfe zugleih als Träger ber 
geiftlichen und landesherrlihen Gewalt erfhienen, fäumten fie nicht, ven von ihnen 
als kirchlichen Behörden ergriffenen Maßregeln als weltliche ven nöthigen Nach- 
brud zu geben, und, wie ber Erzbifhof von Salzburg, ftatt der Miſſion die nadte 
Gegenreformation eintreten zu laffen; aber dies konnte doch immer nur inmerhalb 
ber zwingenden Grenzen bes weftphäliihen Friedens geſchehen, vie zu beobachten 
zwar nicht das firhliche, wohl aber das politifhe Intereffe forderte. Auch konnten fo 
gewaltthätige Maßnahmen leicht zu proteftantifchen Repreflalien Beranlaffung geben, 
und jedenfalls war der Weg der Miffion ver ftillere und darum mehr Erfolg ver- 
ſprechende. Die Beftrebungen der katholiſchen Kirche gaben ſich in ver Erridtung 
ber Kölner, Luzerner und Wiener Nuntiaturen fund, die wejentli der Miffion 
dienen follten, der Stiftung von deutſchen Kongregationen und namentlih 1665 
aud in der Erridtung des norddeutſchen apoftolifhen Bifariats. 

Dies letztere knüpfte unmittelbar an ven 1651 erfolgten Uebertritt Herzog 
Johann Friedrichs von Hannover zur katholiſchen Kirche an und umfaßt jet, nach⸗ 
dem fein Beftand fehr gewechfelt hat, Medlenburg- Schwerin, Lauenburg, die Hanfe- 
ſtädte, Holftein, Schleswig und Dänemark. Die Leitung hatte bis jest als Pro- 
vifar der Bifhof von Osnabrück. 

Auh in Sahfen fnüpfte fih an den Uebertritt des Kurfürften zum Katholi- 
cismus (1697) die Begründung eines Vikariats, weldes jegt auch Altenburg be- 
greift. Für die Lauſitz befteht aber ein befonderes Älteres, deſſen Träger ber jebes- 
malige Dechant zu Budiſſin ift. 

Ale Errungenfdaften aber der Fatholifhen Kirche erlitten durch den Reichs— 
deputationshauptſchluß von 1803 troß aller Protefte neue Stöße, und bie unruhig 
bewegte Zeit der napoleonifhen Kriege war nicht geeignet, weber ein friedliches 
Kirhenregiment zu ftärken, noch das Werk ver Gegenreformation zu fördern. 

Nah der Reftauration aber wurbe einerfeitd das ber fatholifchen Kirche zu— 
gefügte Unrecht nicht gefühnt und andererfeits in den Worten der deutſchen Bun- 
besafte die früheren rechtlichen Garantieen der afatholifhen Religionspartei auf 
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das Umfaſſendſte von Neuem gewährt. Die katholiſche Kirche wurde dadurch folge- 
mäßig auf den Weg der Verträge gelenft und wiederum gezwungen, ftatt der Ge— 
genreformation das unterbrodhene Miffionswerk aufzunehmen. 

Wir haben hier weder das vor die Reftaurationszeit fallende bayeriſche Kon- 
forbat zu betrachten, noch das in unfern Tagen abgeſchloſſene öfterreihiiche (vgl. d. 
Art. Konfordat), denn beide Staaten find feine Miffionsländer, wohl aber in 
kurzen Zügen die Verhältniſſe der Kirche zu den übrigen deutſchen Ländern zu 
zeichnen. 

Für die oberrheinifche Kirchenprovinz konftituirte die Bulle Provida sollersque 
vom 16. Auguſt 1821 vie fünf Bisthümer Rotenburg, Freiburg, Limburg, Mainz 
und Fulda und ſprach unumwunden aus, daß das Pirtenamt diefer Biſchöfe fi 
nit fpecifiih auf die fatholifhen, fondern auf alle getauften Chriften ihrer Diö- 
cejen beziehen jolle, daß die neu erigirten Bisthümer im eigentlihen Sinne Mij- 
fionsbisthämer wären. Freilih war hier gleich die volftändig organifirte kanoniſche 
Berfaflung ins Werk getreten, aber theild wollte man von römifcher Seite her ven 
Beftrebungen bes Epistopalismus nadhlommen, ver feine Didcefen ſchwerlich nad 
den Anomalieen das Miffionswejens hätte behandelt wiffen wollen und ebenfowenig 
fi ganz der Propaganda unterzuorbnen gedachte, wenngleidh er ſich ihrem Einfluß 
weber entziehen wollte nody konnte, theild wäre e8 ein zu großer Brud mit ber 
Geſchichte der Vergangenheit geweien, wenn man bie alten Pflanzftätten des Ka— 
tholicismus wie neu zu befehrendes Miffionsland behandelt hätte, 

In gleicher Weife Eonftituirte die Bulle Jmpensa für Hannover die beiden 
Bisthümer Hildesheim und Osnabrück und ſchlug zugleich die im Königreich be- 
legenen Theile des norbifhen BVilariatd zu den beiden genannten Diöcefen. 

In Preußen wurde durch die Bulle De salute animarum ber Fürftbifchof 
von Breslau zum apoftolifchen Delegaten für Pommern und die Marken, und ber 
Biſchof von Paderborn für die altproteftantijchen Länder links der Eibe beftellt, 
weldhe beiden Gebiete von dem apoftoliihen Vikariate des Norvens abgetrennt 
wurden, fo daß diefer nur noch ven befhränften oben angegebenen Umfang hat. 

Auch in Anhalt wurde die Stiftung eines apoftolifhen Bilariatd vorgenommen 
und zwar in folge der Konverfion Herzog Yerbinands von Anhalt Köthen (1825). 
Gegenwärtig umfaßt er alle drei anhaltinifhen Länder und fteht unter der Ad» 
miniftration des Nuntius oder Internuntius von Münden. 

Für die Übrigen deutfchen Länder find eigene Vilariate nicht errichtet worden, 
ſondern die oberrheinifhe Kirchenprovinz begreift auch die Hohenzollern, Homburg 
und Weimar, ber preußifche Diöcefankomplex auch Gotha, Meifenheim (homburgiſch), 
Lippe, beide Schwarzburg, Waldeck, Olvenburg und Medlienburg:-Strelig, der 
hannover'ſche auch Braunfchweig; endlich gehören zu bayeriihen Diöcefen Koburg 
und Meiningen und zum ſächſiſchen apoſtoliſchen Vikariate Altenburg. 

1. Wir gelangen jegt zur Beiprehung der proteftantifhen Miffionen. 

Schon Luther hatte daranf hingewiefen, daß die neue Lehre aud bei ben 
Heiden Berbreitung finden müfle, und ſchien das nicht auch vor Allem im Wejen 
eines Belenntniffes zu liegen, das, die äußeren hierarchiſchen Formen fallen lafjend, 
auf den Kern des Glaubens zurüdging und ein allgemeines Priefterthum annahm ? 

Dennoh aber konnten ver proteftantifhen Miſſion in ber erften Zeit faum 
bie Erfolge der katholiſchen blühen. Die Landesherren vereinigten zwar "mit ber 
ftantlihen Obergewalt das höchſte kirchliche Amt, fie hatten durch das eine bie 
Mittel und dur das andere den Beruf empfangen, ber Verbreitung der evan- 
geliihen Lehre förberlih zu fein, aber- wenn aud die rühmlichen Beifpiele vieler 
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Fürſten erwähnt werben müſſen, die ven Anforderungen ber Kirche ſich nicht ent- 
zogen, fo war doch bei ver größeren Zahl gerabe die Laft ver Doppelgewalt der 
Erfüllung ihrer kirchlichen Pflichten hinderlich. Die Kirche felbft aber gewöhnte ſich 
allmählig, fi mit dem Fleinen ftaatlihen Kreifen, in denen fie eriftirte, für ver- 
ſchmolzen zu erachten, und verlor über dieſem Partikularismus das Bewußtfein ber 
Einheit und bie Mittel zu großartigen Beftrebungen. 

Es ift eine gewiß bemerfenswerthe Erſcheinung, daß bie proteftantifchen 
Mifftenen faft nirgends durch ftaatlihe oder auch nur kirchliche Behörden geleitet 
worben find, daß fie fih nur in dem Kreife der Privatverbindungen bewegten und 
barum bes juriftifhen Intereffes faft baar, doch als Werke der freien Entſchließung 
bas fittlihe und religiöfe in hohem Grade in Anſpruch nehmen, mehr noch als 
jene ftreng geglieverten fatholifhen Miffions-Anftalten, die zuweilen ven vielleicht 
unbegründeten Verdacht eines nad) todtem Schematismus zugefchnittenen mechanifchen 
Wirkens einflößen können, 5) 

Uber eben weil das Juriftiihe bei den proteftantifchen Miffionen in den Hin- 
tergrund tritt, können fie nicht Gegenftand ſtaatsrechtlicher Spekulationen fein; mur 
infoferne fie vom Geift der Sittlichfeit getragen find, dem auch das Recht ſich nicht 
verfhließen darf, mögen fie hier eine furze Berüdfihtigung finden. 

So lange das katholiſche Spanien die Länder und Meere beider Welten be- 
herrſchte, fonnte von einer überfeeifchen evangeliihen Miffton faum die Rebe fein. 
Aber als der fpanifhe Staatsförper feinem langfamen Verwefungsproceffe erlegen 
war und England mit Holland die Erbſchaft der Seeherrſchaft angetreten hatte, 
war es ſchon eine felbft umfreimillige Folge der Kolonifation und Handeldverbin- 
—— daß auch das evangeliſche Chriſtenthum in die überſeeiſchen Länder ſeinen 

eg fand. 

Noch mehr aber wirkte die Unduldſamkeit, welche die engliſche Hochkirche mit 
anderen Traditionen bes Katholicismus überfommen hatte. Sie trieb Schaaren 
von eifrigen Belennern der diffentirenden Lehren nah Amerifa und gab zu ben 
erfolgreihen Miffionen eines Iohn Eliot und der Mayhew Anlaf. Auch ift Eng» 
land das Land, in dem 1698 die Stiftung der erften Miffionsgefellfhaft (Society 
for promoting Christian Knowledge) erfolgte, von ver im Jahr 1701 fid bie 
noch heut beftehende Society for propagating the Gospel in foreign parts abzweigte. 

Auch in Deutfchland, wo die Stürme des 30fjährigen Krieges und die ihm 
folgende materielle und intellektuelle Abjpannung jeve Regung der Miffionsthätig- 
keit gehemmt hatten, fanden endlich die Worte des Freiherrn Ernft von Wels und 
Philipp Jakob Speners fruchtbaren Boden. Im Auftrage Friedrichs IV. von Däne- 
marf ging 1705 Bartholomäus Ziegenbalg als erfter evangelifch deutſcher Miffionär 
nad Oftindien. Halle mit der Frande’fhen Stiftung wurde der Mittelpunkt der 
evangelifchen Miffionsbeftrebungen, und es entwidelte ſich das eigenthümliche Schau- 
fpiel, daß die Anftrengungen der dänifchen Regierung, bie ſogar ein Collegium 
de cursu evangelii promovendo ftiftete (1714) und von Staatswegen organifirte, 
im bänifhen Volke gar feine Unterftügung, nicht einmal die nöthige Anzahl von 
Miffionären fanden und nur mit deutſchen Kräften Erfolge erzielen tonnten, während 
in Dentfhland ohne irgend ein Äußeres Zuthun der dortigen Regierungen ber 
herrſchende Pietismus ſich auf das Freudigfte der Miffionsinterefien annahm. 


8) Intereffant ift es, daß Cromwell ein der fathofifchen Propaganda vollftändig entfprechendes 
Inſtitut für proteftantiihe Miffionen zu begründen beabfichtigte, 
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Auch die Herrnhuter begannen 1732 ihre noch jet andauernde erfolgreiche 
Miffionsthätigkeit. 

Zu ihren Anftrengungen und Erfolgen aber ftanden die der beutfch-evange- 
liſchen Kirche, wenige Ausnahmen abgerechnet, bis zu Ende des 18. Jahrhunderts 
in gar keinem Verhältniß. Es war das die traurige Zeit, deren Nachwehen noch 
jet veripürbar find, wo fie nicht eine einige evangelifche Kirche bilvete, ſondern 
ein Konglomerat verfchievener Parodhieen, die dur die Territorialgrenzen gegeben 
waren, wo eine verfnöhernde Orthodorie jeve rege Lebensbewegung hemmte und 
der Tonfeffionelle Hader in ihrem eigenen Schooße fein unfruchtbares Wefen trieb. 
Bon England aus mußte wieder der Anftoß gegeben werben. Aus der englifchen 
Baptiftengemeinde ging 1792 die Baptiftengefellichaft zur Verbreitung der Miffion 
unter den Heiden hervor, die mit Carey ihre noch jegt beſtehende Wirkfamkeit in 
der Belehrung Indiens begann. Im Jahr 1856 hatte die Geſellſchaft auf 87 
Hauptftationen 68 evangelifhe Miffionäre, 170 andere Arbeiter und 4240 
Kommunikanten. Die Einnahmen beliefen fih auf 21,753 Pf. St., während bie 
Ausgaben 22,039 Pf. St. betrugen. Ihre Organe find der monatlich erfcheinende 
Baptist Missionary Herald und die jährlid wenigftens einmal erſcheinenden 
Periodical accounts of the Baptist Miss. Society. 

1795 wurde die London Miss. Society geftiftet, von der Morrifon, Milne, 
Biliams, Moffat, Livingftone ausgegangen find. Im Jahr 1856—57 hatte fie 
auf 154 Stationen ebenfoviel Miffionäre mit etwa 600 eingeborenen Gehülfen und 
17,362 Kommunifanten. Die Jahreseinnahme belief fih auf 82,331 Pf. St. Die 
Geſellſchaft veröffentlicht u. A. monatlich das Missionary Magazine and Chronicle. 
1799 konſtituirte fi die Church Missionary Society for Afrika and the East, 
die 1856—57 auf 129 Stationen 218 Wiffionäre, 2093 männlidye und weib- 
lihe Ürbeiter und 18,725 Kommunifanten zählte Ihre Ginnahmen betrugen 
135,748 Pf. St. 

Auch die wesleyaniihe Miffionsgefelihaft nimmt keinen unbedeutenden Plag ein. 

Außerdem wurden auch in Schottland und Amerika zahlreiche derartige Gefell- 
haften geftiftet, und namentlih Schottland ift das einzige Land, in dem die Kirche 
jelbft fih der Miffionen angenommen hat. 

In Deutfhland und der Schweiz find die vorzüglicften Organe: die beutfche 
Chriſtenthumsgeſellſchaft mit Bafel als Centrum, die evangelifhe Miſſionsgeſellſchaft 
zu Bafel (1815), vie 1857 60 Miffionäre, 24 Miffionsfrauen ꝛc. auf 23 Statio« 
nen beidäftigte und beren Einnahme 618,517 Fr. betrug, während die Ausgaben 
fih auf 520,871 Fr. beliefen. Ihr Organ ift das evangeliihe Miffionsmagazin. 

In Berlin hatte ſchon 1800 Jänide eine Miffionsihule geftiftet, der 1823 
ein Mifftonsverein folgte, welcher in Südafrika thätig ift und vefien Einnahmen 
fi) 1856 auf 36,000 Thlr. beliefen. 

Später ftiftete Goßner den „Evangeliihen Miffionsverein in Berlin, zur 
Ausbreitung des Chriftenthums unter den Eingeborenen der Heidenländer.“ 

1828 trat bie rheinijche, 1836 die norddeutſche und die evangelifch-Iutherifche 
Miffionsgefelihaft zu Dresden ins Leben. (Die legten feit 1848 in Leipzig.) 

Endlich find noch für die hinefifhe Miffion zu erwähnen: „Der Gefammt- 
verein für die chineſ. M.,“ der „Berliner Hauptverein für China” (1850) und 
der „Pommer'ſche Hauptverein.“ 

Von Frankreich aus wirkt die 1824 begründete Pariſer Miſſions-Geſellſchaft. 

Das find die Organe des Katholicismus und Proteſtantismus zur Verbrei⸗ 
tung des chriſtlichen Glaubens, 
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Mitregent. ©. Regentihaft. 
Mittelalterliche und moderne Staatsidee. 


Die gewöhnlihe Meinung betrachtet die Reformationsperiode bes 
ſechszehnten Jahrhunderts als den Untergang des Mittelalterd und ven Beginn 
der neuen Zeit. Ohne Zweifel offenbart fi) in der Empörung der Völker wider 
die Autorität der päpftlihen Hierardie ein unbeilbarer Bruch mit ben Traditionen 
bes mittelalterlihen Glaubens, und die Energie des individuellen Geiftes, ber in 
religiöfen Dingen fi gegen die mehr als taufendjährige Herrfchaft der römiſchen 
Kirche auflehnte, war wirklich ein Vorläufer der wifjenfhaftlihen und politiichen 
Greiheit, für welche im achtzehnten und neunzehnten Jahrhundert nicht einzelne 
Männer blos, jondern die Völker ſich begeifterten. 

Trotzdem ging im fechszehnten Jahrhundert das Mittelalter noch nicht zu 
Ende. Die Kirhenreformation ſelbſt hatte faum eine Ahnung davon und fidher 
nicht die Abſicht, daß fie eine neue Weltorbnung vorbereite, Ihr Auge war mehr 
rüdwärts als vorwärts gewendet. Sie wollte das urfprüngliche Chriſtenthum wieder 
berftellen und von ven Mifbräuchen reinigen, welde im Lauf ver Zeiten wie ſchma— 
rogende Wucherpflanzen den fruchtbaren Baum der riftlihen Kirche umfchlungen 
hielten und feine beften Säfte aufzehrten. Die Staatsideen der Reformatoren ruhten 
nod ganz auf der mittelalterlihen Grundlage. Nady der heftigen Gährung in ber 
erften Hälfte des fechszehnten Jahrhunderts trat dann eine allgemeine Erſchlaffung 
und Abfpannung der Geifter ein. Die zweite Hälfte des ſechszehnten Jahrhunderts, 
in welder die Jefuiten in dem Fatholifhen Theile Europa’s zur geiftigen Herr- 
haft gelangen und eine ftarre Ortbodorie ſich der proteftantifhen Bevoͤllerungen 
bemädtigt, das ganze fiebenzehnte und die erften Jahrzehnte des achtzehnten Jahr⸗ 
hunderts mit ihrem Abjolutismus machen durhaus nicht den Eindrud eines jugend» 
lich aufftrebenden, ſondern eines Ältlihen, abwärts geneigten Zeitalter. In bie 
fer Zeit werben die Formen der mittelalterlihen Staatsordnung, die alle nod 
erhalten geblieben find, almählig morfh und ſchwach; und erft feitbem in ber 
zweiten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts neue Ideen ausgeſprochen werben 
und in ben Geiftern zünden, breden fie nah und nad zufammen. Sogar die po= 
litifhen Ideen der englifchen Revolution, die allein in jener ganzen alternden Zeit 
verjüngend wirken, fließen ſich nod ganz enge an die mittelalterliben Grund- 
anſchauungen an und haben einen religiöfen und altteftamentlihen Charakter, ber 
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fle von den Ideen der amerifanifhen oder ber franzöfifhen Revolution fharf 
unterſcheidet. 

Aber ſeitdem Friedrich der Große den preußiſchen Thron beſtiegen hat, feit- 
dem die franzöfifhen Enchklopädiſten und Rouffeau auf die gebildeten Klafjen 
wirfen, feit die vereinigten Staaten Nordamerifa’s fih von dem Mutterlanve los— 
reißen, feit Chatham und Burke die vorwärts ftrebenven politifchen Geifter führen, 
feit ver Kaifer Joſeph II. in Wien die Fadel der Aufklärung vorträgt, bis dann 
bie vulfanifhe Gewalt der franzöfifchen Revolution ganz Europa erfhüttert und 
umgeftaltet, hat eine neue geiftige Strömung bie civilifirte Welt erfaßt. Seitdem 
erfahren wir die moderne Zeit. Die Bildungen des Mittelalter8 ragen zwar aud) 
in dieſe moderne Periode noch hinein. Nicht alle Völker haben e8 ven Franzofen 
nachzumachen verfuht und bis auf den Boden die alten Gebäude früherer Jahr- 
hunderte eingeriffen. Aber überall find die mittelalterlihden Formen zu großem 
Theile eingeftürzt und nur in ben Ruinen nod zu erfennen, und was fid) da- 
von noch erhalten hat, ift fortwährend ben zerftörenden Angriffen des Zeitgeiftes 
ausgefest und kommt nicht mehr zu ruhiger Behaglichkeit und Sicherheit. Die 
geiftige Atmofphäre der Welt hat fi geändert, neue Impulfe bewegen die Völker, 
bie Richtung der Gefühle und der Gedanken hat ſich gewendet. Der mittelalterliche 
Geift hat feine Macht über die Menfchen verloren, und derer, welche ihm nod 
huldigen, werben alle Tage weniger; fie müffen ſich zurüdziehen von einer Welt, 
bie fie nicht mehr verfteht, die von ihnen nichts mehr will. Die Völker im Gro- 
Ken und Ganzen folgen ven Mahnungen und Wandlungen des modernen Geiftes, 
Sogar wenn fie, unfihern Ganges und unfundig der neuen Wege, zuweilen wie- - 
ber ſich zurüd wenden auf die abgetretenen Bahnen früherer Zeiten, fo endigt 
jede derartige Realtion immer wieber mit einem beftigeren 
Streben, vom Mittelalter weg zu fommen und bie Ziele des 
mobernen Lebens zu erreihen. Diefe Erfahrung aus der modernen Ger 
fhichte im Einzelnen zu erweifen und bie politifgh wichtige Lehre, die daraus folgt, 
zu veranfhaulihen, wäre ein Berbienft. Würde viefelbe allgemein gewußt und be— 
griffen, fo würden mande durchaus unfruchtbare Realtionsverſuche wenigftens von 
denen unterlaffen, deren Berftand bie eigenen Leidenschaften im Zügel behält. 

Diefer Artikel fol die Unterfhiede der mittelalterlihen und ber modernen 
Staatsidee, alfo ven Gegenfag der ftaatlihen Grundanfhauung ber beiden großen 
MWeltperioden darlegen, deren eine abgelaufen ift und daher überfichtlich betrachtet 
werben fann, deren andere aber erft in den Anfängen ihrer Entwidlung begriffen 
und deßhalb ihrer felbft noch nicht völlig bewußt ift, ihre höchſten Erſcheinungen 
noch nicht verwirklicht hat. Es wird daher leichter, die mittelalterlihe — ohne— 
bin ärmere, als die reichere und noch unentfaltete moderne Staatsidee zu erfennen. 
Dabei müſſen wir uns erinnern, daß auch im Mittelalter die antike Staatsibee 
nicht völlig untergegangen ift. Die helleniſche Staatslehre des Ariftoteles war 
aud im Mittelalter befannt, und wie Ariftoteles überhaupt die große wiſſenſchaftliche 
Autorität im Mittelalter ift, fo gingen aud aus feiner Politit wichtige Säge in 
bie gelehrten Doftrinen fogar der mittelalterlihen Theologen über und wurden 
halb verftanden von Schule zu Schule überliefert. Eben jo wirkten römiſche 
Traditionen und Recdtsfäge der römifhen Juriften und Kaifer, beſonders ſeitdem 
auf den italienifchen Univerfitäten römiſches Recht gelehrt wurbe, vielfach ein. In den 
Sefegen und Erlaffen der deutſchen Kaiſer und anderer Könige find derlei Er» 
innerungen vielfältig zu finden. 

Wir haben es aber hier nicht mit diefer Fortwirkung der antiken Staatsidee 
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zu thun, fonbern wollen nur die dem Mittelalter eigenthümliche, vie wahr 
haft mittelalterliche Staatsivee der modernen entgegen fegen. Am klarſten wirb 
biefer Unterfchied wohl, wenn wir denfelben in möglihft kurzen und ftraffen 
Sägen zu foncentriren verſuchen. 

1. Die Orundanfiht des Mittelalters vom Staat ift religiös, bie ver 
Neuzeit ift politifch. Das Mittelalter leitet den Staat von Gott ab, bie Neu- 
zeit vom Menfhen. Das Mittelalter ftrebt nad Verwirklichung des Gottes— 
reichs und fieht im Staat göttlihe Herrfhaft. Die Neuzeit fucht bie 
Berwirklihung des Menfhenreihs und betrachtet den Staat als eine gemein- 
fame humane Lebensorbnung. 

2. Die theologifhen Principien find im Mittelalter maßgebend für 
den Stantöbegriff, in der Neuzeit ift es die philofophifhe und hiſtoriſche 
Wiffenfhaft. Dort ift der Gottesbegriff entſcheidend, bier der Begriff des 
Menſchen. 

Der Islam ſetzt die Einheit Gottes über Alles und weiß daher auch nur 
von Einem Reich, in dem geiſtliche und weltliche Dinge wie Theologie und Juris» 
prubenz ſich unauflöelih mifhen, das Gott feinem Statthalter auf Erben, dem 
Kalifen oder Sultan, übergibt. Die chriſtliche Religion ift genöthigt, zwiſchen 
Kirche und Staat zu unterfheiden, umd feitvem die Chriften den Glauben aufge- 
geben haben, daß das veradhtete weltlich-irdiſche Reich ſich völig auflöfe in dem 
religiöfen und himmliſchen Gottesreich, hat ber im Mittelalter zur geiftigen 
Herrſchaft berufene römische Klerus des Abendlandes die Zweiheit ber beiden 
Schwerter proflamirt; aber beide verleiht nad) feiner Anſicht Gott, das eine geift- 
liche dem Papft, das andere weltliche ſei e8 unmittelbar fei es mittelbar durch dem 
Bapft an den Kaifer, Die proteftantifche Theologie verwarf dann alles geiftliche 
Schwert, aber indem fie das Schwert d. h. die äußere zwingende Macht dem 
Staatsoberhaupte zuerfannte, leitete doch auch fie diefe Verleihung der ftaatlihen Ge- 
walt von Gott ab und fah in dem Staate voraus eine göttliche Ordnung. 

Die Neuzeit geht in ihrer Betrachtung des Staates immer von den Men- 
[hen aus. Die einen denken fih den Staat als eine große Geſellſchaft, zu 
der eine Maſſe von Einzelmenfhen zur Sicherung ihres Dafeins neben einander, 
auch wohl zur Förberung ihrer gemeinfamen Wohlfahrt zufammen getreten find. 
Die andern fehen die Nation als eine Gefammtheit an und fuchen in dem Staate 
die Verlörperung ber Volfseinheit; wieder andere betrachten den Staat als 
ein vielfach bedingtes Erzeugniß der menſchlichen Schidfale und insbefondere ber 
Ueberlegenheit einzelner Gefchledyter oder einzelner Stämme und Nationen über 
andere Menſchenmaſſen. Einige ſehen die Zukunft der modernen Staatsidee in ber 
männlihen Organifation der ganzen Menſchheit zu Einer Perfon. 

Man darf nicht fagen, die moderne Staatsibee fei irreligidös, d. 5. fie 
verhalte fich feindfelig gegen den religiöfen Glauben an bie göttliche Weltregierung. 
Aber fie ift entſchieden nicht religids, d. h. fie hält den religiöfen Glauben — 
deſſen gemüthlihe Wahrheit fie außerdem für das religiöfe Leben nicht beftreitet 
— nit für die richtige Gruntlage des Staatsrechts und der Stantspolitif, fie 
verwirft die Autorität der Theologie für die Rechtswiſſenſchaft und ſucht den Staat 
in freier menſchlicher Weife zu begreifen. 

3. Das Ideal des mittelalterlihen Staates ift zwar nicht mehr unmittelbare 
Theofratie, wie der alte Judenſtaat (fiehe Iveokratie), aber er ift mittelbare 
Theotratie durch Statthalter und Stellvertreter Gottes. Die Neuzeit 
verwirft jede Art von Theokratie, aud die mittelbare und erkennt nur eine Gewalt 
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am, welche von Menſchen in menfhlih bebingter und durch menfhlide 
Zwede begrenzter Weile ausgeübt wird, 

4. Der Staat des Mittelalter8 fordert voraus Glaubensgemeinſchaft 
und Glaubenseinheit. Es ift ein folgerichtiges Gefeß, wenn er vie ſtaat⸗ 
lichen Rechte nur den Rechtgläubigen zugefteht und. den Irrgläubigen verweigert. 
Der Staat ver Neuzeit betrachtet den religiöfen Glauben nicht als eine Bedingung 
des weltlichen Rechts, nimmt daher verfhiedene Kirhen und Selten in feinen 
Frieden und in feine Rechtsgemeinihaft auf und hindert Niemanden, feinen inbivi« 
puellen Glauben ungeftraft zu befennen, aud wenn berfelbe von dem Glauben ver 
Mehrheit abweicht. 

5. Der Staat des Mittelalters geräth nothwendig in eine geiftige Ab— 
hängigkeit von dem Prieftertbum. Es hatte eine relative Wahrheit, wenn vie 
Bäpfte des Mittelalters die Kirche mit der Sonne und den Staat mit dem 
Monde verglichen, der nur mit erborgtem Lichte leuchte, ober wenn fie die Kirche 
als das geiftige und den Staat nur als das leibliche Reich bezeichneten, 
Die Ueberorbnung der klerikalen und kirchlichen Seite über bie weltlid-ftaat« 
liche Seite erſcheint der mittelalterlihen Staatsivee naturgemäß und felbftver- 
ftändlih, daß die Erziehung der Jugend vorzugsweife Sache der Geiftlichen 
fei. Der moderne Staat dagegen hat fi völlig emancipirt von jever höheren 
Autorität des Klerus und von jeder kirchlichen VBormundfhaft und umge- 
fehrt den Klerus feiner gemeinfamen Rechtsordnung vollftändig unterworfen, Er 
hat ein ihm eigenes geiftiges Selbftbewußtfein, das in ftaatlihen Dingen jeve 
Abhängigfeit von kirchlichen Dogmen ausfhließt; und er hält fid) in höherem Grabe 
für befähigt und berechtigt als die Kirhe, aud die Erziehung zu leiten und 
die öffentlihen Schulen zu pflegen. Die Wiſſenſchaſt aber ift erft frei 
geworben, ſeitdem der moderne Staat — trog des ängftlihen Widerſpruches ber 
Kirche — ihre freie Entfaltung jhügt. 

6. Der Staat des Mittelalters ift wejentlih Lehensorbnung, der Staat 
der Neuzeit weſentlich Volksordnung. 

Dort verleiht Gott die Weltherrfhaft an den Sultan oder den Kaifer, und 
diefer verleiht wieder bie vertheilten Landesherrſchaften an bie Bafallenfürften; viefe 
verleihen einen Theil ihrer Landeshoheit an ihre Kronvafallen und fo weiter. Die 
mittelalterlihe Herrfchaft, obwohl urfprünglid abfolut gedacht als Gottes Herr- 
haft, wird fo vom Throne auf den Stufen des Lehensweſens abwärts fteigend 
in Theilherrſchaften zerbröfelt. Die großen und die Heinen Herren haben nur 
ein abgeleitete Recht, aber dieſes Recht gehört nun ihnen und ihren Familien 
wie ein lehensmäßiges Eigenthbum. Der moderne Staat dagegen betrachtet das 
Bolt als die Einheit, die im Staate lebt, und gibt weber die Zerftüdlung ber 
Einen öffentlihen Gewalt no ihre Aneignung dur einzelne Individuen ober 
Dynaftieen zu Eigenthum zu. 

7. Das Mittelalter vermengt auf allen Stufen öffentlihes und Privat- 
recht. Die Neuzeit vollzieht die vollftänvdige Scheidung des äffentlihen und 
des Privatrechts. 

Das Mittelalter betrachtete die Landeshoheit wie ein höheres Grundeigen- 
thum und geftattete dem Herrn die Theilung, Veräußerung, Verpfändung des 
Landes wie eines Landgutes. Es verband die Gerichtsbarkeit mit beftimmten Herren« 
gütern und gründete die Kriegspflicht auf den Grundbeſitz. Seine Aemter wurden 
zu Erb- und Familiengütern der angefehenen Geſchlechter. Die Neuzeit dagegen 
will Niemandem öffentliches Recht als fein Privatrecht zu privatlihem Genuß und 
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Verkehr überlaffen. Ihr ift alles öffentliche Recht zugleich äffentlihe Pflicht, 
Pfliht gegen ven Staat, gegen das Volk. Sie verwirft die erblichen Aemter als 
Regel und löst die Bande, welche bie öffentlihen Rechte und Pflichten an den 
Lehenbeſitz knüpfen, überall auf. 

8. Der Staat des Mittelalters gewährt den großen und Fleinen Herren eine 
Freiheit, die innerhalb ihrer Schranken als beliebige Willfür gilt, aber er hält 
die untern Klaffen in verädtliher Knecht ſchaft. Der Staat der Neuzeit 
bat die bürgerlihe und die politifhe Freiheit über alle Boltsklafien 
als Regel ausgebreitet und die Vorrechte der Ariftofratie zum Theil völlig abge- 
ſchafft, zum Theil zu befchränfter Ausnahme gemacht. Die moderne Freiheit aber 
in dem Gebiete des öffentlichen Rechts ift, va fie von ber öffentlichen Pflicht nicht 
zu trennen ift, nicht mehr Willfür des Einzelnen, fondern fie dient dem Ganzen. 

9. Der mittelalterlihe Staat ift in fpecififhem Sinne ein Rechtsſtaat, 
wenn gleich die Rechtspflege desfelben halb barbarifh und zu gutem Theile noch 
gewaltfame Selbfthälfe ift. Der moderne Staat legt zwar auf das Recht ald Grund- 
bedingung und Schranke der öffentlihen Macht und des öffentlichen Lebens einen 
fehr nachdrücklichen Werth, aber er verharrt nicht in dem Rechtszuſtand, ſondern 
wird zum Kulturftaat und ſucht vor allen Dingen die öffentlide Wohl— 
fahrt zu fördern. Er ift daher vorzugsweiſe politifher Staat. 

10. Im Mittelalter wurden bie ariftofratifhen Elemente der Nation 
faft allein geachtet, und das ganze Staatsweſen, mochte es im übrigen monarchiſch 
oder republifanifh georbnet fein, Hatte daher überall einen ariftofratiihen Cha- 
rafter. Die Neuzeit dagegen hat die Herrfchaft der Ariftofratie allenthalben gebrochen, 
fie hat dem demokratiſchen Elemente das Gefühl ver Stärke gegeben und 
einen unabweisbaren mächtigen Einfluß auch in den Ländern gefichert, wo fie vie 

anze Volksmacht in Einem monarhifhen Haupte zufammen faßte. Die modernen 
Eins haben daher fämmtlich eine mehr ober weniger demokratiſche Bafls, 

11. Der Staat des Mittelalters ift ein naturwüchſiges Gebilde, in 
welchem die mancherlei Kräfte je nad ihren Inftinkten und Stimmungen einen 
Bereih ihrer Herrfhaft erwerben und zu behaupten fuchen; feine Erſcheinung ift 
fheinbar regellos in wunderbarer Mannigfaltigkeit fi) verzweigend und bie Wiber- 
ſprüche der Logik durch Uebergänge und Umhüllungen aller Art verbedend. Der 
moderne Staat dagegen verlangt principielle Begründung und Ausſprache 
feiner Verfaffung und Gefege. Er ift vorzugsweife ein Kulturwerk des Geiftes, 
welcher bald pfychologiſch und hiſtoriſch die treibenden Kräfte der Nation zu er- 
fennen fucht, bald mit logifher Schärfe die Mittel prüft und beftimmt, welde zu 
ihrer Befriedigung dienen. Die Bedeutung der Staatswiſſenſchaft für das 
Staatsleben ift daher ebenfo in der Zunahme begriffen, wie die Entwidlung des 
modernen Staates jelbft. 

12. Der Staat des Mittelalters ift ſtändiſch d. 5. die Stände, insbeſondere 
bie ariftofratifhen Stände nehmen in demfelbem eine abgeſchloſſene Stellung ein, 
in ber fie mehr ihre Sonderintereffen ald das Gemeinwohl beadhten und fügen. 
Der moderne Staat dagegen ift national, d. h. er orbnet alle Standesinterefjen 
immer ben entfcheidenven gemeinfamen Interefien des ganzen Bolfes und Landes 
unter und wendet fortwährend feine Aufmerkfamkeit der allgemeinen Wohl- 
fahrt zu. Bluntfält. 
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Mittelamerifa. 

1. Lage, Umfang, ®renzen, Größe des Landes 3. M.A. unter fpanifcher Herrſchaft. 

und ver Bevölkerung. 4. Geſchichte von ber Unabhängigkeits-Erflä- 
11. Phyſiſch⸗geographiſche Berhältniffe. rung bis zur Auflöfung der mittelameri- 
ll. Hydrographiſche Verhältniffe. fanifchen Union, 
IV. Klimatifche Berbältnifie. 5. Die einzelnen Freiftaaten (a. Guatemala, 
V. Produkte, Induſtrie, Handel. b. Honduras. c. San Salvador. d. Nica- 
VI. Bevölkerung. ragua. ©. Goftarica; die englifhen Be 
VII. Geſchichte Mittelamerika’s. figungen (Belize, die Baiinſeln) und ber 

4. Alte Geſchichte. Freiſtaat Mosquitia. 


2. Eroberung durch die Spanier. 


I. Mittelamerifa (Centralamerifa) ift ein durd feine geographifche Lage 
zwifhen den beiden Dceanen und den beiden Kontinentalhälften Amerika's wie 
durch feine Weltftellung zwifchen Afien und Europa für ven Verkehr und Welt» 
handel höchſt wichtiges Paffageland. In feiner weiteren geographifhen Bedeutung 
umfaßt Mittelamerifa das ganze Ifthmusterritorium zwiſchen den Landengen von 
Tehuantepec und Darien. In feiner engern politifchen Bedeutung begreift man 
unter biefem Namen das Gebiet der FFreiftaaten: Ouatemala, Honduras, San 
Salvador, Nicaragua, Coftarica, weldhe mit dem Territorium der unabhängigen 
Indianer von Mosquitia an der Oftküfte das ganze Gebiet ver ehemaligen fpani- 
fhen Generalkapitänſchaft von Guatemala und nad) der Unabhängigkeitserflärung bie 
vereinigte Republit Centralamerifa bildeten. Es liegt zwifhen 80 30° und 179 20° 
n. B. und 82° 30° bis 930 10° w. 2. v. Gr. Mittelamerifa grenzt gegen 
N. an die merifanifhen Staaten Chiapas und Yucatan, gegen O. an das farai- 
biſche Meer, gegen W. an ven ftillen Dcean, gegen ©. an den ftillen Ocean und 
den Staat Panama (Neu-Granada). Ueber ven Flächeninhalt fehlen genaue 
Angaben, fowie audy bei dem Mangel an zuverläffigen ftatiftiihen Nachweiſungen 
bie verfchlevenen Angaben über die Bevölkerungszahlen fehr unficher und 
ſchwankend find. Nah dem Mittel der verfhievenen Angaben dürfte ver Flächen— 
inhalt auf nahezu 10,886 Quadratm., die Bevölkerung auf 2,390,000 Bewohner 
anzufchlagen fein. Davon rechnet man für die einzelnen Freiftaaten: 

®uatemala 3942 Ouadratm, mit 1,100,000 Einw. 


Honduras 1110 . „ 380,000 „ 
San Salvador 308 — „ 430,000 „ 
Nicaragua 2176 — 300,000, 
Coſtarica 1170 J 160,000 „ 
Mosquitia 2180 MN — 20,000 „ 


Im Ganzen 10,886 Quadratm. 2,390,000 Einw. 

II. Die phyſiſch geographiſchen Berhältniffe Mittelamerika's find be— 
ſonders merkwürdig. Eine weſentliche Eigenthümlichkeit der horizontalen Konfi— 
guration im Vergleich mit dem übrigen Amerika iſt die Einſchnürung und 
Schmalheit des Feſtlandes. Durch 7 Breitegrade verengt ſich dasſelbe zu einem 
wirklichen Iſthmus. Die Folge dieſer Einſchnürung des weſtlichen Welttheils iſt 
feine Durchgangsfähigkeit und die Bedeutung Mittelamerika's für den Welttran- 
fithandel durh die Annäherung beider Oceane. Auch ift dadurch die ungemein 
reiche Küftenentwidlung des Landes im Berhältniß zum Flächeninhalt des ganzen 
Belttheils bevingt. Die Formenmannigfaltigkeit der Küftenfontouren wird befon- 
ders an der Südſee durch bie dort auffallend vorfpringenden Landzungen und Halb- 
infeln wie duch eindringende Golfe und Buchten gefteigert. Letztere bieten an ber 
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Fonſeca-Bai, in der Bucht von Realejo, am Golfe von Nicoya, Golfo bulce 
und in ber Bai von San Miguel am ftillen Dcean, in dem großen Zwillings- 
baffin ver Bahia del Almirante und des Golfes von Chiriqui, ſowie in der 
fhönen Bucht von San Tomas in Ouatemala am atlantifhen Ocean der Schiff⸗ 
fahrt wunderbar geftaltete, geräumige und fihere Naturhäfen bar. 
Mittelamerifa’s merkwürdige Küftenglieverung, feine Schmalheit und Durd- 
gangsfähigfeit zogen bereit3 in der erften Zeit ver Entvedung bie beſondere Auf- 
merffamfeit der fpanifhen Eroberer an. Sie beftimmten vie Ridytung der legten Ent- 
dedfungsreife des Columbus. Nachdem Rodrigo Baftidas vor ihm (1500) bis am bie 
Nordküſte des Iſthmus von Darien gelangt war, fuchte Columbus (1502—1503) 
zwifchen ven nördlichen Parallelfreifen 12—9 die von ihm erfehnte Meerenge, bie 
nächſte Fahrſtraße nad dem „Lande ver Gewürze", Die Ausfagen der Eingebornen 
von Beragua hatten den berühmten Entdeder von ber Exiſtenz eines jenfeitigen großen 
Meeres belehrt, zu welchem er einen offenen Durchgang vermuthete. Spaniens In- 
tereffe für das centralamerifanifhe Ifthmusgebiet und die Bebeutung desſelben als 
Zranfitland wurde nad) der wirklichen Entvedung ber Südſee durch Basco Numez de 
Balboa (am 25. Sept. 1513) gefteigert. Als dann noch die verſchiedenen Berengungen 
und Einfhnürungen des Kontinents und die Senfungen der Corbillere näher be- 
fannt geworden, wurben der Wunfch und die Hoffnung, durch Herftelung eines 
natürlihen Waſſerweges das zu fhaffen, was die Natur bort verfagt hatte, mehr 
genährt. Cortez beſchäftigte ſich zuerft mit ver wichtigen, bis auf die Gegenwart 
ungelösten Frage einer Duchftehung des Iſthmus von Tehuantepec, wo ihm 
Montezuma’s Mittheilung das Geheimnig des Durchgangs entdedt hatte. Unter 
Karl V. und Philipp II. wurden bie Unterfuhungen zur Herftellung eines inter- 
oceanifhen Schiffsfanals fortgejegt. Doch erft die erakten Beftimmungen und bie 
chartographiſchen Aufnahmen ver neueften Zeit haben uns eine ganz genane Kenntniß 
‚ber horizontalen Konfiguration Mittelamerika's und ver refpektiven Entfernungen 
beider Oceane geliefert. Darnach beträgt die geringfte Breite: 
bes Iſthmus von Tehuantepec 251/, deutſche Meilen 
" R »  ©uatemala 27 u 2 
n " Honduras 351/, IL " 
(zwiihen Omoa und ber Fonſecabai); 
bes Iſthmus von Nicaragua 291/, deutſche Meilen 
(zwifhen San Juan del Norte und der Salinasbat); 
des Ifthmus von Coſtarica 221/, deutſche Meilen 
(zwiſchen San Juan del Norte und dem Golf von Nicoya); 
des Iſthmus von Chiriqui 11 deutſche Meilen 
(Beragua); i 
" „ Panama 8 „ " 
(wifchen Panama und Aspinwall); 
des Iſthmus von Panama 61/, deutſche Meilen 
(zwifchen der Mündung des Rio Bayano und dem Golf von San Blas); 
des Iſthmus von Darien 93%/, deutſche Meilen 
(zwifchen ver Galevoniabai und der Mündung des Rio Tuira); 
bes Iſthmus von Choco 18 deutſche Meilen 
(zwifchen dem Golf von Uraba und der Mündung des Rio Jurador). 
Während man von ber horizontalen Konfiguration Mittelamerifa’s ſchon nach 
ben fpanifchen Karten des vorigen Jahrhunderts fi eine ziemlich richtige Bor« 
ftellung machen fotinte, war dagegen die vertifale Gliederung des Landes, 


" 


" 


Mittelamerika. 667 


welche bei deſſen Durchgangsfähigkeit gleichfalls von größter Bebentung ift, bis 
auf die neuefte Zeit wenig erforfcht. Humboldt hatte bereits in feinem Bert über 
Neuſpanien mit Nachdruck auf diefe beflagenswerthe Lücke in der phyſikaliſchen Geo- 
graphie Amerika's hingewiefen. Die Forſchungen der neueren Reifenden, befonders 
einiger norbamerifanifher Ingenieure, haben dieſes Dunkel etwas aufgeklärt. In- 
genieur Kenniſh entvedte 1855 die wichtige Tepreffion zwiſchen dem Duell- 
gebiete des Rio Truando, einem Zufluß des großen Atratoftromes, und der Hum⸗ 
boldsbai am ftilen Dcean, wo die Waflerfcheide nur eine Höhe von 506 engl. 
Fuß erreicht und der trennende Gebirgsdamm fo ſchmal ift, daß feine Durchbre— 
hung durch einen Tunnelbau und die Herftellung eines interoceanifhen jchiffbaren 
Kanals ohne Schleußen nad Kenniſh's Ueberzeugung ausführbar ift. Die Küften- 
corbillere von Choco, der äußerſte norbweftliche Ausläufer des ſüdamerikaniſchen 
Andenfyftemes, erreicht fein Ende nahe dem 7. Parallel, wo die Corbillere als 
Kette verſchwindet und ftatt ihrer reihenförmig geftelte Gruppen von bafaltijchen 
und trachytiſchen Gebilvden auftreten. Letztere ftellen eine gewiſſe Verbindung zwi- 
ſchen ven beiden in Richtung, Höhe, Breite und Umriffen gänzlich verſchiedenen 
Gebirgsſyſtemen Mittelamerita’s und Südamerika's her. Die Eorvillere von Darien 
beginnt als Kettenbau nahe dem 8. Parallel und ftreicht in vorherrſchender Rich— 
tung von Sübdoſt nad Norbweft über den Iſthmus in einer mittleren Kammhöhe 
von 1200--1800'. Nahe ver eigentlichen Yandenge von Panama bei der Sierra 
de Maria Enrique verfchwindet die Kette und wirb ähnlich wie in der Provinz 
Ehoco zwiſchen den Parallelen 7 und 89 durch rundlich gruppirte Cerros ober 
Hügel von Bafalt, Dolerit und Trachyt erjegt, welche vie jüngften Hebungen in 
diefer Parallelfpalte des Ifthmus von Panama darftellen und eine einftmals zwi— 
fen Darien und Beragua eriftirende Meerenge ausfüllten. Die mittlere Höhe 
biefer Cerros, welche keſſelförmige Rundthäler umfchließen, ift zwifchen 500 und 700°, 
Ueber die Landenge zieht dort feit 1855 bie unter Oberft Tottens Leitung aus— 
geführte interoceanifhe Eifenbahn, melde zwifhen den Städten Aspinvall und 
Panama den Windungen der Keffelthäler folgt und im der geringen Höhe von 
262° die Wafferfcheide zwijchen ven Flüffen Chagres und Rio Grande überfchreitet. 
Dies ift die tieffte der bis jegt befannten Senfungen der Waſſerſcheide, welche bie 
ganze Oberflähengeftaltung Amerika's von der Maghelan’ihen Straße bis zum 
nörblihen Polarmeer in ber ungeheuren Auspehnung von 120 Parallelkreifen dar⸗ 
bietet. Hier ift die Ausführbarfeit eines interoceanishen Kanals von unbedeutender 
Länge zwar nit im Niveau des Dceans, doch mit einer geringen Zahl von 
Schleußen fiher erwiefen. Die Ausführung eines folhen Kanald würde wahr- 
ſcheinlich 20 Jahre und ein Kapital von 80 Mil. Dollars erforvern, aber aud 
die größte Wohlthat für den Seehandel fein, welcher genöthigt ift, feine Schiffe 
die lange und Foftfpielige Fahrt um das fturmumbrauste Cap Horn machen zu 
laſſen, jo lange der Durchſtich Centralamerika's nicht an irgend einer Seite gelingt. 

Das in der Yandenge von Panama als Kettenbau unterbrochene Corbilleren- 
ſyſtem Mittelamerita’s erhebt fi wieder an der Sierra Trinidad unter 80 40° 
n. B. und 820 10° w. 2. v. P. Von bier beginnt das Gebirge von Beragua 
als Äußerftes Südende der mittelamerifanifhen Corbilleren, welde wir von ber 
Iſthmuscordillere Dariens geographifh trennen müſſen. Es trägt in Veragua wie 
in Eoftarica den Charakter eines Hocgebirges in zweifacher Kettenreihe mit einer 
mittlern Kammhöhe von 5000—6000° ohne tiefe Paßſenkungen. Einzelne beveu- 
tend über die Kammhöhe hervorragende Gipfel wie die Bolcanos von Chirigut, 
Pico Blanco, Turrialba, Irazu, Miravalles, Bieja, Oroſi find theils erlofchene, 
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theils thätige Feuerberge. Diefelben beſtehen wefentlih aus trachheboleritifchen 
Gebirgsarten umd find im fpäterer Zeit ald ber eigentliche Kettenbau ber Cor- 
dilleren, theils am ſüdweſtlichen Rande derſelben, theils in den Hochebenen felbft 
durch vulfanifche Kräfte erhoben worden. Im Staat Nicaragua ſenkt ſich die öft- 
liche Corbillere zur Kammhöhe eines Mittelgebirges von 3400— 4600 ' herab ohne 
hervorragende Bulfane, welche zur weftlihen Küftencorbillere gehören. Sie ftreicht 
am Oftrand der beiden großen Süßwaſſerſeen, melde zwei tiefe Einfturzbeden 
füllen, bin und ift nur an einer einzigen Stelle durch das Bett des Rio San 
Juan, dem Ausflug der Seen, gefpalten. Der weftlihe Höhenzug zwifchen ven 
beiden Seebecken und dem ftillen Ocean ift bebeutend niedriger, zeigt viele Der 
preffionen, welche beſonders zwiſchen dem Nicaraguafee und der Salinasbai auf 
einige hundert Fuß berabfinfen, und verfhwindet nörblih von Chinandega, wo bie 
Eorbillere als Kette burd eine Reihe von Bulfanen erfegt wird. Mehrere viefer 
Depreffionen wurden für bie Anlegung eines interoceanifhen Kanals durch Nica- 
ragua projeftirt, welhen aud Louis Napoleon in diefer Richtung vorfhlug, als 
er im Schlofie Ham, als Gefangener lebend, mit geographifhen Studien fi be- 
ſchäftigte. Keine dieſer Depreffionen von Nicaragua erreicht jedoch ganz bie Ober- 
flähenerntebrigung der Landenge von Panama, aud nicht die angeblih von Felix 
Belly gefundene, durch Baily und Derftet aber lange zuvor entdedte Senkung 
zwifchen dem Rio Sapoa und der Salinasbai, welche bis 270 engl. F. ſich ernie- 
brigt hatte, Gegen den Durchftich des Iſthmus von Nicaragua wurde überbies bie 
größere Länge der erforberlihen Kanalifation eingewendet, da das Flußbett bes 
Rio San Juan zu feicht ift, um ald Kanal für große Seeſchiffe zu dienen. 

In feiner norbweftlihen Fortfegung durch die Staaten Honturas, San Sal- 
vador und Guatemala nimmt das Cordillerenſyſtem Mittelamerita’8 an Höhe und 
Breite zu, erfheint in feiner mittlern Kammhöhe wieder als ein alpines Gebirge 
und erreicht feine größte Erhebung in den fogenannten Altos von Guatemala, wo 
ber alte toltefifche Kulturftant der Guichen feinen Sig hatte, und in befien Cen— 
trum bie Stabt Quefaltenango liegt. Zwifchen den beiden Hauptfetten ziehen aus- 
gebehnte Hochebenen in Höhen von 4000—7000°. Die kürzeren Parallelketten 
begrenzen jchmalere Plateaur, Hochthäler und Terraſſen an den Abfällen gegen bie 
Küftenebenen beider Dceane. 

Querjöcher durchſchneiden die Corbilleras rechtwinklig und trennen bie ver— 
ſchiedenen Hochebenen und Längentbäler. Die vereinzelten Trachytkegel und Bulfane, 
welhe in ver gleihen Hauptrichtung wie die Ketten meift reihenförmig geordnet 
buch ganz Gentralamerifa ziehen, find ſämmtlich ber pacififhen Seite zugekehrt, 
wo fie als Folofiale Berge bald am Rande der Ketten erfheinen, bald ven Hoch— 
ebenen felbft aufgefetst find. Die höchſten dieſer Vulkane (Volcano de agna und 
Voleano del fuego) erheben fi an ben Rändern des freisrunden Thales, in 
deffen Mitte die alte, durch Erdbeben öfters zerftörte Hauptftabt von Guatemala 
(Guatemala antigua) liegt, bis zur Höhe von 14,000°, Ueber ein Dritttheil dieſer 
trachy⸗ doleritiſchen Kegelberge zeigt noh Spuren von vulfanifher Thätigkeit. Be— 
trächtlihe Depreffionen der Corvilleren, welche binfichtlich der Ausführbarfeit eines 
interoceanifchen Kanals mit den ſüdlichen Staaten konkurriren könnten, kommen 
in Honduras und Guatemala nicht vor. Die nieprigfte Waflerfheide im Iſthmus 
von Honduras, der Paß von Rancho Chiquito, über welche die neue inter-oceanijche 
Eifenbahn geführt werben fol, liegt 2500 über dem Meer. Erft an der Norbs 
weſtgrenze von Ouatemala gegen die merifanifhe Provinz Chiapas fenkt fi die 
Eorvillere abermals bei wieder zunehmender Schmalheit des Feftlandes gegen ben 
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Iſthmus von Tehuantepec, wo ber Kettenbau durch ein ähnliches jüngeres Höhen- 
foftem vulfanifcher Cerros und Rundthäler wie in der Yandenge von Panama durch— 
brochen ift. Die Cordilleras von Geutralamerifa bilden demnach in einer Längen» 
ausdehnung von faft 200 deutſchen Meilen zwifhen ven Landengen von Panama 
und Tehuantepec ein von den Anden Sübdamerifa’8 und von dem breiten Mafjen- 
gebirge Mexiko's getrenntes, felbftändiges Gebirgsfyftem. Richtung, horizontale und 
vertifale Gliederung und der ganze geognoftifhe Bau unterſcheiden biefes mittel- 
amerifanijhe Höhenfyftem ſcharf und beftimmt von den Gebirgsfyftemen Süd— 
amerifa’s wie Norbamerifa’s. Merkwürdig für die Reliefverhältnifje und die Durd- 
gangsfähigkeit diefes wichtigen Paffagelandes iſt die geologiſche Thatſache, daß mit 
der Einihnürung des Kontinents und mit der Annäherung beider Oceane ftets 
eine entfpredhende Depreffion der Wafjerfcheide verbunden ift. Die am norbiweft- 
lihen Ende Gentralamerita’s im Iſthmus von Tehuantepec bis jet befannten und 
gemefienen Paßſenkungen ſchwanken zwiſchen 684 und 843 engl. F. 

III. Die außerordentliche Bedeutung der geographifhen Lage Mittelamerita’s 
für den Weltverfehr der Gegenwart und Zukunft rechtfertigt wohl bie etwas aus- 
führlichere Darftellung feiner Oberflähengeftaltung. Wenn biefelbe für die Durch— 
gangsfähigfeit Amerika's und die Herftelung großartiger künftlicher Verkehrswege 
für den Welthandel unendlich günftigere Bedingungen zeigt als alle übrigen Länder 
der beiden Kontinentalhälften, fo find dagegen die hydrographiſchen Ber- 
bältniffe des Binnenlandes in nothwendiger Folge der engern Einfhnürung und 
feiner plaſtiſchen Formen dem innern Verkehr weit ungünftiger als in Süp- und 
Nordamerila. Dem meftlihen Abfall fehlen bei der Nähe des Gebirges an ber 
Seetüfte die großen, ſchiffbaren Ströme. Es kommen dort nur Gebirgs- und 
Küftenflüffe vor, welche nad kurzem Lauf den ftillen Dcean erreihen und nur bis 
auf wenige Meilen von ihrer Mündung fhiffbar find. Die dem atlantifhen Ocean 
zuftrömenden Flüffe haben einen längern Lauf und tiefere, breitere Betten, find 
jedoch mit ten reich geftalteten, prächtigen Stromnegen der Vereinigten Staaten 
Nordamerifa’s und der öftlihen Staaten Südamerika's nicht zu vergleichen. Die 
bedeutendften Flüffe in dieſer Richtung find: der Rio Ufumafinta, an der Nord» 
grenze von Öuatemala (wo fein mittlerer Lauf ein geographifh noch ganz uner= 
forjchtes Land berührt) und die Flüſſe Cajabon und Motagua im Süden von 
Guatemala, wo fie der leider in Berfall geratbenen belgifhen Kolonie San Tomas 
ſchöne Ausfichten für den Binnenhandel darboten. Die weiter ſüdöſtlich folgenden 
namhaften Flüffe find: Rio Camelicon, Santiago, Ullua, Caballo, Roman, Patuca, 
Pateca, Escondivo, San Juan, Sarapiqui, Revantazgon, Chiriqui, Chagres. Bon 
den Ylüffen der pacififchen Seite find erwähnenswerth: die Rios Talate, Nacan« 
late, Sicapate, Esclavos, Lempa, Choluteca, Rio grande, Chiriqui viejo, Bayano. 

IV. Der plaftiihen Mannigfaltigleit der Oberflächengeftaltung entipricht die 
Berfhievenheit ver klimatiſchen Verhältniffe. Da Mittelamerika in feiner 
ganzen Längenausdehnung dem eigentlichen Tropengürtel angehört, fo find die Tem- 
peraturbifferenzen der verfchiedenen Gegenden faft einzig nur durch deren Erhebung 
über dem Meeresipiegel bevingt. Auch bier zeigen die ſchichtenartig übereinander 
gelagerten Klimate in ihrer vertifalen Bertheilung wie in Merito und Ecuador 
biefelben drei Hauptabtheilungen der tierras calientes (heißen Region), 
tierras templadas (milven Region) und tierras frias (falten Region), 
welche durch die Zwiſchenſtufen ver verfchiedenen Terraffen und Hochthäler in ihren 
Uebergängen vermittelt werden. Die Küftenftriche beider Meere bis zum Fuße ber 
Cordillere haben eine mittlere Temperatur von 24—270 C. Auf den Terraſſen 
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und Hochebenen von San Salvador und Honduras in Höhen von 2000° Bis 
2500° finkt die Temperatur auf 219 bis 229. Im ſchönen Tafelland von Coſta— 
rica zwijhen 3800‘ bis 4400° herrſcht ein mildes Klima bei + 18—20°, in 
den Hocdebenen von Guatemala bei + 16—19, auf den Fühlen Hodthälern 
und Plateaur der Altos von Duefaltenango bei 140 C. Das Klima von 
den öftlichen Gehängen der Cordilleren bis zur Faraibifhen Küfte wird theilmeife 
dur den Nordpaſſat beftimmt, welcher das ganze Jahr hindurch in gleicher Rich— 
tung wehend den Wafferdunft des atlantifhen Dceans vor ſich hertreibt, und deſſen 
Nieverfchläge faft täglichen Regen bringen. Im Hochlande und am weftlichen Abfall 
des Gebirges herrſcht eine beftimmte trodene Jahreszeit von December bis Mai. 
Die Folge diefer Einflüffe des Paffatwindes tft die dichte Bewaldung der Oftfeite, 
während das trodenere Klima der weftlihen Küftenebenen ven Baumwuchs weniger 
begünftigt und einen zufammenhängenden Gürtel natürlicher Sararmen mit injel- 
artig vertheilten Waldgruppen hervorbrachte. 

V. Die Produktenfülle des Pflangenreihs fichert in Mittelamerika nächſt 
feiner günftigen geographiichen Lage den bleibenden Werth des Landes, während bie 
edlen Metalle entweder ganz fehlen, oder, wie in Eoftarica und Veragua, nur dürftig 
vorhanden find. Für den Anbau der verfchiedenen europäiſchen Getreidearten ift 
nur das Hochland geeignet. In den tiefer gelegenen Tälern geben Mais, Reis 
und alle gewöhnlichen tropifhen Nahrungspflanzen, befonders der Pifang, Yam, 
Manioc, Batate, Otoi und die verfchievenen Bohnenarten fehr reichlihe Ernten. 
Alle tropifhen Kolonialprodufte des Pflanzenreihs erzeugt Mittelamerika in vor- 
züglichfter Güte. Der feinfte Cacao wird in Nicaragua, Coftarica und in dem früher 
zu Öuatemala gehörigen Diftrift Soconusco gewonnen, der befte Kaffee im Tafel 
fand von Goftarica, die feinfte Baummolle geveiht überall, ganz bejonvders in 
Nicaragua. San Salvador erzeugt den ſchönſten Indigo, das Thal von antigua 
Guatemala die gefhägtefte Cochenille. Zuderrohr und Tabak gedeihen in Mittel- 
amerika beſſer als auf den Antillen. Außer viefen Probuften figuriren unter ven 
Erportartiteln befonders Nutzhölzer, Kautſchuk und medicinifhe Pflanzen (Sassa- 
parilla, Copaiva, Ipecahuanha). 

An der Weftlüfte ift auch die Ausfuhr von Thierhäuten beträchtlid. Im 
Gegenfag zu Merito und Peru ift Mittelamerifa nicht auf den Bergbau, fondern 
ganz auf die Kultur tropifher Kolonialprodufte angewiefen. Nicaragua hat durch 
feine großen Seebeden unter den verſchiedenen Freiftaaten allein die günftigften 
natürlihen Bedingungen für den Binnenverfehr. Die Induftrie ift äußerft un— 
erheblih. Die inbianifhe Bevölkerung von Guatemala und San Salvador fertigt 
Hängematten und Baummollftoffe der wohlfeilften Sorte für den Bedarf ber ärm- 
ſten Bevölferung. Die Mifchlingsbevölferung der Ladinos (Meftizen) liefert bie 
verjchiedenen Handwerker, die aber tief unter den europäifchen ftehen. Der Klein» 
handel ift größtentheils in den Händen ver jpanifhen Greolen und Mifchlinge. 
Der Ein: und Ausfuhrhandel wird meift von Europäern betrieben. Durch 
bie mit beftem Erfolg gefrönten Verſuche der Kultur des Kaffees, Indigo's und 
der Godenille hat ſeit 20 Jahren nicht nur der Erporthanvel, fondern auch die 
Einfuhr beträchtlich zugenommen. England liefert bievon nahebei drei Fünftheile des 
Werthes. Deutfchland konkurrirt dort mit England in allen wohlfeilen Manufat- 
turartifeln, mit Ausnahme ber weißen und farbigen Baummollenzeuge, welde ven 
Hauptimportartifel bilden. Frankreich liefert Weine, Liqueure und Parifer Yurus- 
waaren, Spanien vorzüglich Weine, Norbamerita befonders Leder- und Kautfchul- 
waren, Den Weizenbedarf liefert größtentheils Chile. Deutſche Kaufleute und Hand- 
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werfer find befonvers — in Coſtariea und Guatemala angeſiedelt. Dagegen 
ſind die verſchiedenen Verſuche, deutſche und belgiſche Kolonieen von Ackerbauern 
zu gründen, theils durch klimatiſche Hinderniſſe, theils in Folge der ſchlechten Lei⸗ 
tung dieſer Unternehmungen gänzlich mißlungen 

VI. Die Bevölkerung beſteht in den Staaten Guatemala, San Salva- 
dor und Honduras größtentheils, in Mosgnitia ganz aus eingebornen Indianern. 
In Nicaragua herrſchen die Miſchlinge ver, in Coftarica die rein ſpaniſche Race 
der Weißen. Die Berhältnißzahlen der einzelnen Racen wurben bei Mangel an 
ſtatiſtiſchen Nachweiſungen fehr verſchieden gefhägt. Der Wahrheit am nächften 
dürfte folgende Zahlenſchätzung jein: 


Reine Indinr . . . .  1,300,000 
Miſchlinge (Labinose) . . . 940,000 
Weiße . „122,000 


Neger, Zambos und Mulatten 18,000 
Total 2,380,000 

Die reinen Indianer find größtentheils Aderbauer. In Guatemala und Hon- 
duras haben fie ihre alten Idiome bewahrt, in San Salvador und im größten 
Theil von Nicaragua (mit Ausnahme der Provinz Chontales) ſpricht die Mehr- 
zahl der Indianer nur ein verborbenes Spanifh. Die Mifchlinge von Indianern 
und Weißen, welcher hier allein Ladinos genannt werben, bilden die Maſſe ver 
niedern Bevölkerung in den Städten und ziehen die größeren Gewerbe und ben 
Kleinhandel dem Aderbau vor. Die Weißen beftehen in Mehrzahl aus ven Ab- 
kömmlingen der fpanifchen Eroberer und Einwanderer. Der große Orunbbefig, ver 
Großhandel und die politiihe Macht find in ihren Händen. Neger und ihre Mifch- 
linge find in den Küftenftänten die gewöhnlichen Yaftträger und Taglöhner. 

VI. 1. Die alte Geſchichte Mittelamerifa’s vor der dhriftlichen 
Zeitrechnung tft ähnlich wie die von Merifo in tiefes Dunfel begraben, aus welchem 
vage Sagen und wirre Traditionen, von den ſpaniſchen Autoren des 16. und 17. 
Jahrhunderts oft falfch gedeutet und irrig aufgefaßt, der mühfamen Gefchichts- 
forfhung vielleicht mehr Irrlichter bieten als dämmerndes Halbdunkel. Die viele 
jährigen neueren Forfchungen des Abbe Rrasseur de Bourbourg, welcher basfelbe 
in einem vierbändigen Werk nieberlegte, haben in dieſer Richtung zu feinem be— 
frievigenden Ergebniß geführt. Bon einer ältern Kultur als diejenige, welde vie 
fpanifhen Eroberer im Hochland von Ouatemala gefunden, zeugen bie bereits 
damals vorhandenen unbewohnten Ruinen. Pyramiden, Altäre mit Bilverfchrift 
und Thierfiguren, koloffale Idole zc., in Quirigua, Peten, Palenque ſprechen trog 
ihrer rohen und plumpen Formen für einen Kulturzuftand der unbefannten Erbauer 
biefer Stäbte, weldher dem der Azteken, Incas und Muiscas zu Anfang des 16, 
Jahrhunderts nicht nachftand. Daß die verfchievenen alten Kulturftaaten Guate- 
mala’s, welde die Spanier dort noch eriftirend gefunden, die Reihe der Quichen 
und Cadiguelen, ihre politifhen und focialen Einrihtungen von den Tolteken 
erhalten haben, ſcheint erwiefen. Wie weit aber vie Kultur der geheimnißvollen 
Nahoas oder Tolteken im ſüdlicher Richtung ſich ausdehnte, ift nicht genau beftimmt. 
Ebenfo ift die Frage, ob die Heinen Kazikenftanten von Darien, Beragua, Eofta- 
rica mit ben größeren Rulturreihen des Nordens und Südens in irgend einem 
Berkehr geftanden, noch ungelöst. Die merikaniſche Chronik des Irtlilxochitl erzählt 
von einer Auswanderung toltefifher Nahuatlaken aus Merito nad Nicaragua bei 
dem Einfall der rothen Chichimelenftämme gegen das Ende des 10. Jahrhunderts. 
Sie braten dorthin die Früchte des Cacaobaumes, die fie wie in ihrer Heimat 
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als Gelv in Umlauf festen. Die im der neueften Zeit in ben alten inbi 
Gräbern der Landſchaft Ehiriqui an der Süpgrenze von Coſtarica zahlreih auf- 
gefundenen goldenen Figuren und Schmudgegenftände enthalten eine anfehnliche 
Beimifhung von Kupfer — ein Beweis, daß die Kunft der Metalllegirung den 
—— Bewohnern Centralamerika's ebenſo befannt war wie ven Mexikanern und 

eruanern. Die Bewohner am äuferften Südende Mittelamerifa’s in ven Pro— 
vinzen Darin, Panama und Beragua, welde als verbindenvde lieder ber 
beiden Kontinentalhälften befonders merkwürdig find, hatten einen ähnlichen 
Kulturzuftand wie die Bevölkerung der Antillen. Die Frauen trugen baummollene 
Gewänder, die Männer Goldſchmuck. An beiden Kiüftenftrihen war die Eueva- 
fprache verbreitet. Die Landſchaften gehorchten Heinen Dynaften, Quebi oder Tiba 
genannt. In der Orbnung biefer Lehenſtaaten folgte auf ven Tiba zunächſt ver 
Saco, der wieder ein Gefolge geringerer Bafallen oder Cabra's um ſich verfammelte, 
Zeichnete fi der plebejiſche Krieger durh Thaten vor dem Feinde aus, jo erhob 
ihn der Tiba zum erblihen Adel oder zum Gabra. Die Frauen der Fürften und ber 
Magnaten führten den Titel Ejpara oder Herria (Sennora). Heirathen in niebern 
Ständen wurden verabfcheut. Ihre Pacos oder Leibeigenen zeichneten fie mit einem 
Brandftempel im Gefiht. Die freie Bevölferung war nur zu Frohnden verpflichtet, 
und wie im Krieg Fürft und Edelmann durch befondern Schmuck kenntlich waren, 
fo trug aud jeder Clan das Wappen feines Lehnsherren als Hauptmalerei, Man 
fand bei ihnen einen Kultus der Sonne und des Mondes. Nicht fragenhaft, jon- 
bern in liebliher Knabengeftalt dachte man fi die Erſcheinungen ber geringeren 
Götter, während eine mit rohen Arzneimitteln nicht unbekannte Priefterzunft, Te— 
quinas oder Meifter genannt, fi und das Volk mit Salben und Draleln betrogen. 
Der Glaube an eine Fortbauer nad dem Tode, zwar nur auf die Fürſten, vem 
Adel und ihr Gefinde beſchränkt, verrieth ſich fehr ſtark durch die Beerbigung ber 
rehtmäßigen Wittwe, fei es lebendig oder nach vorhergehender Bergiftung, beim 
Tode eines vornehmen Gatten, gleihfam um die Ehe über das Grab hinaus zu 
verlängern. Die Leihen der Fürften und Magnaten wurden am Feuer zu Mumien 
gebörrt in Iuftigen Grüften aufbewahrt. Oft tödteten ſich vie Bafallen am Grabe 
ihres Gebieterd und wurden mit Maiskörnern in der Hand beftattet, damit im 
Jenſeits die Kafte der Aderbauer fi erhalte. Das gemeine Bolt wurde nicht be— 
erbigt, fondern der Sterbende an einen öden Drt getragen und das Geſchäft des 
Todtengräbers den Würmern und Bögeln überlaffen. 

2. Im Jahr 1500 wurde die Küfte des Iſthmus von Darien von dem ſpa— 
niihen Seefahrer Rodrigo de Baſtidas entdedt, welcher von Süden kommend nicht 
bis zur eigentlichen Landenge von Panama gelangte. Die Ehre der wirklichen 
Entvedung Mittelamerifa’s gebührt dem großen Columbus felbft, welcher 
im Jahr 1502 auf feiner vierten Entvedungsfahrt vom Norbrand von Honduras 
(Punta de Cascinas) bis zum Golf von San Blas hinabjegelte, in ber vergeb- 
lihen Hoffnung, bier eine weftlihe Durdfahrt zu entveden. Nahe an ven Ehiri- 
quoinfeln hatte Columbus die erfte beftimmte Nachricht von der Eriftenz eines 
roßen weftlihen Meeres dur einen Indianer aus Cariari (Coftarica) erhalten. 

n der Provinz Veragua am Belenflufje wurde unter Anführung von Columbus’ 
Bruder, Don Bartolome, die Gründung der erften fpanifhen Nieverlafjung auf dem 
amerikaniſchen Feftland verfuht, melde aber dur vie Yeinbfeligfeit der dortigen 
Indianer bald einen tragifhen Ausgang nahm. Die fpäteren mit befjerem Erfolg 
gefrönten Eroberungszüge und Anfievlungsverfuhe ver Spanier gingen vom Golfe 
von Uraba (Darien) unter der Anführung des kühnen Vasco nei be Balbon 
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aus, weldher ven Iſthmus zuerft überfchritt und am 25. September 1513 bas 
ftille Weltmeer wirklich entdedte. Balboa's wie früher Columbus’ übertriebene Berichte 
von dem Öolvreihthum der Iſthmusländer veranlaßten vie fpanifche Regierung, 
eine ſtarke Erpebition unter Pedrarias Darila nad dem Golf von Uraba zu ſenden. 
‚Unter der Statthalterfhaft viefes übel berüdtigten Namens, der fein Andenken 
durch den Juftizmorb Balboa's befledte, fanden die Raubzüge ver fpanifchen Capi- 
tano’8 in verfchievenen Richtungen und die Entdeckung und Unterwerfung der Iſth— 
musprovinzen von Darien, Panama und Berazua ftatt, begleitet von ver Nieder- 
metzlung oder fflavifhen Unterbrüdung der Eingebornen. 

Bom pacififhen Iſthmusgeſtade gingen weitere Unternehmungen ber Spanier 
aus, welde 1523 unter Gil Gonzales zur Entvedung des fchönen Golfes von 
Nicoya in Eoftarica und des Lantes Nicaragua führten. Hier fanden bie Spanier 
bei den Eingebornen zwifhen dem Golf von Nicoya und der Fonfecabai eine dich— 
tere Bevölkerung, große Städte und eine höhere Kultur. Neben dem eingebornen 
Stamm ber Chorotegas wohnte zwiſchen den füßen Seen und dem ftillen Meer 
ein eingewanbertes Boll, welches diefelbe Sprache wie die Aztefen in Mexiko revete, 
Ganz neu für die Spanier war es, daß dieſe eingewanderten Stämme nicht unter 
Fürſten, fondern unter einem Senat ftanden und nur für Kriegszeiten ihre Heer- 
Er. wählten. Audy die alte tolteliſche Bilderſchrift, die mit rother und ſchwarzer 

inte in Bücher aus — Thierhäuten geſchrieben wurde, entdeckte 
man bei ihnen. Die Nähe einer ſo frei gegliederten Geſellſchaft wirkte zurück auf 
die feindlich geſinnten Nachbarn. Die Cherotegas gehorchten Caziken, auch gab es 
bei ihnen eine Art hoffähigen Adels (Galpones) und einen Ritterorden (Tapali- 
gues), deſſen Mitglieder ald Auferes Zeichen ihrer militärifhen Bravour das Haupt 
ſchoren bis auf eine Lode am Schädel. Der Monardy war indefien an bie Zu- 
flimmung der Gemeinde (Monexico) gebunden, welche ihre Magiftrate auf je zwei 
Monate wählte und befoldete. Man kannte nur die Monogamie, wenn auch bie 
Bornehmen, neben der legitimen Gattin, welche allein erbberechtigte Kinder gebar, 
nod einen Harem fich hielten. Bei Heirathen wurden die nächſten Stufen der Ber- 
wandtſchaft als blutſchändend betrachtet, Doppelehen ftreng beftraft, Scheidungen 
nur. bei Ehebruch zugelaffen und dem weiblichen Theil Jede fernere Verbindung 
unterfagt. Mord, Bewältigung, Diebftahl wurben dadurch gebüßt, daß man ber 
beſchädigten Partei einen Sklaven, ober wo dieſer fehlte, ven Beleidiger jelbft als 
SHaven zuerfannte. Ihre Götter führten wie im azteliſchen Anahuac den geheim- 
nißvollen Namen Teot, und als Schöpfer wurde ein Götterpaar Tamagaftad und 
Zipattoval, wahrjheinlihd Sonne und Mond, verehrt. Neben dieſen erhabenen Gott- 
beiten wurben meteorologifche Kräfte, ſowie auch Genien des Feldbaues angebetet 
und durch fromme Zehnten an bie Tempelviener, durch Gaben von Weihrauch, 
aber auch durch Blutfprigen und dur Menfchenopfer verföhnt, die vor den Tem- 
peln auf Heinen Bluthügeln fielen. Diefes Loos traf ſowohl Kriegsgefangene als 
Sklavenkinder, die von Hein auf zärtlich für den vüftern Gottesvienft auferzogen 
wurten. Lange Zeit blieb das künftige Opfer felbft Gegenftand religiöfer Ver— 
ehrung , fein Begehren wurde ihm verweigert, weil das Volk in dem Geweihten 
eine wandelnde Gottheit erblidte, vie es töbten und verzehren follte, denn es 
berrichte hier wie in ven meiften Gegenden Südamerika's Anthropophagie, und das 
Menfchenfleifch galt als Lederbifien, ver nur den Häuptlingen und ver Priefter- 
haft vorbehalten blieb. Wie bei ven Azteken erleichterten Schulpbewußte ihr Ge— 
wiffen dur Obrenbeichte vor einem ehrwürbigen Greis, ber aber weder einen 
Tempeldienſt verrichtete noch zur Priefterzunft gehörte. Auf ihren Mefien, zu denen 
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nur Stämme gleiher Sprade Zutritt hatten und die durch Marktorunungen ge- 
regelt waren, zeigte ſich ihr Gewerbfleif in Verfertigung zartgemwebter, buntgeftidter 
Wämfer ohne Wermel, farbiger Gürtel und Frauengewänder, welche bei ben 
vornehmen Damen bis zu den Kuöcheln fielen und denen Brufttüder fittfam hin— 
zugefügt wurben. Ihrem faubern Geihirr aus einer ſchwarzen glänzenden Erde 
gaben fie mit künftlerifcher Hand folde Formen, daß, wie Oviedo verfichert, Fürſten 
über ein ſolches Geſchenk nicht zu erröthen brauchten, 

Gil Gonzales gelangte bis an die Küfte von San Salvador und fehrte von 
dort nad Panama zurüd. Die Enttedung und Eroberung von Guatemala und 
bes Tafellandes von San Salvador wurde von Norden her auf Gortez Befehl 
durch den ftreitbaren und umternehmenven Petro de Aivarado in den Jahren 1524 
und 1525 vollbracht. In Guatemala beftanden damals blühende Staaten von Böl- 
fern toltefifcher Abkunft, unter welchen die Quichen im eigentlihen Hochland mit 
ben volfreihen Hauptftäbten Utatlan und Duefaltenango und die Cachiguelen in 
dem parabiefifch fchönen Thal von Altguatemala die mächtigften waren. Die meri- 
fanifchen Kaifer hatten diefe Staaten Mittelamerifa’s nie unterjocht, aber zahlreiche 
aztekiſche Kolonieen beftanden damals ſchon an den Küften, welche mit ven Völlern 
bes Hochlandes in beftändiger Fehde lebten. Die hifpano-amerifantfhen Ehronit- 
fhreiber des 16. Jahrhunderts zählen 27 Sprachen auf, welde von ben Einge 
bornen Ouatemala’8 gefprohen wurden. In Kultur und Sitte waren nad bem 
Zeugniß der Conquiſtadoren die Bölfer des Hodlandes von Ouatemala den Dieri- 
fanern überlegen. Gleichzeitig mit dem Zuge des Alvarado rüdte Chriftoval de 
Olid, ein anderer Lieutenant des Cortez, auf deſſen Befehl in Honduras ein und 
nahm das Land, defjen Küfte Columbus bereit8 22 Jahre früher entvedt hatte, im 
Namen der Faftilifhen Könige in Befig. Cortez fegte im Jahr 1524 die Eroberung 
von Honduras, nachdem die Auflehnung Chriftoval de Olids durch Lascafas unter 
drüdt war, perfönlid fort. Die Unterwerfung des ſüdlichen Tafellandes von Co— 
ftarica durch Georg Alvarado im Jahr 1530 vollendete die Eroberung Mittel- 
amerifa’s, welches Anfangs mit dem BVicekönigreih Nenfpanien (Merito) vereinigt, 
im Jahr 1540 aber als ſelbſtändige Generalfapitänihaft getrennt wurde. 

Den Sig dieſer Statthalterfhaft, mit welcher Honduras, San Salvador, 
Eoftarica, Nicaragua als Provinzen verbunden wurden, verlegte Alvarado in das 
Gebiet der Cachiguelen zwiſchen ven beiden größten Bulfanen Mittelamerita’s in 
dem Kefjelthal eines Erhebungskraters, wo das mildefte Klima der Erde herrſcht. 
Ein Erbbeben zerftörte denfelben ein Jahr nah Alvarado's Tod. Diefelbe Kataſtrophe 
wieberholte fih im 18. Jahrhundert. Auf Befehl der fpanifchen Krone mußte bie- 
rauf die alte zerftörte Hauptftabt verlaffen werden, und eine neue Hauptftabt wurde 
5 Leguas nörblih von Antigua Ouatemala in einer ausgedehnten Hochebene erbaut: 

3. In der Geſchichte Mittelamerika's nad vollbradter Eroberung 
unter jpanifher Herrſchaft von 1530 bis zu deſſen Unabhängigkeitserklärung 
im Jahr 1821 kommen wenige Epifoden vor, welde einer Erwähnung verbienen. 
Die vorhandenen Städte und Monumente der Eingebornen, ihre Bilderjchriften 
und befonders alle Gegenftänvde, welche an ihren heidniſchen Kultus erinnerte, 
wurden aud bort wie in Merifo durch fanatifche Priefter zerftört. Die ganze Be— 
völferung wurde nah namenlofen Gräueln, welche bei ber Eroberung verübt 
wurben, als Sklaven unter die fpantfhen Machthaber und Anfiebler vertheilt. Aus 
den Zügen von Härte und Graufamfeit, welche Lascafas, der edle Biſchof von 
Ehiapas, in feinem befannten Wert erzählt, geht hervor, vaf Alvarado’s Regiment 
in Guatemala an Abſcheulichtkeit binter den Groberern-ber füdameritaniihen Rul- 
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turreiche von Peru und Cundinamarea nicht nur nicht zwefidblteb, fondern fie wo 
mögtih noch Aberbot. Die ſpaniſche Kolonialherrſchaft laſtete in ihrem einförmigen, 
alle geiftigen Regungen und jeden materiellen Fortſchritt lähmenden Drud auf dem 
ſchönen Land. Argwöhniſch wurde den Fremden der Zutritt verweigert und bie 
firenge Ausſchließung jeder Konkurrenz von Anſiedlern anderer Nationen trug nicht 
wenig dazu bei, bie arbeitsfcheue Trägheit der ſpaniſchen Koloniften, welde nur 
durch Sklavenhände arbeiten ließen, nody tiefer zu erſchlaffen. Trotz der herrlichen 
Lage des Landes und feiner paradiefifchen Fruchtbarkeit legte die fpanifche Krone 
geringen Werth auf deſſen Befig, da Mittelamerika der edlen Metalle faft ent- 
behrt und die Verwaltung ver Generalftatthalterfchaft Guatemala ebenfoviel foftete 
als fie einbrachte. Den mittelamerikaniſchen Iſthmus an irgend einer paſſenden 
Stelle durch einen Kanal zu durchſtechen, war noch Kaffer Karla V. entſchiedene 
Abficht, und noch unter Philipp II. wurden von fpanifchen Imgenieuren Unterjü- 
Hungen zu biefem Zwed gemacht. Unter den ſchwachen Nachfolgern biefer Herrſcher 
alofh jeder Gedanke zur Ausführung eines ſolchen großartigen Unternehmens, 
welches erft nad errungener Unabhängigkeit durch Bolivar jelbft wieder in Anre- 
gung gebracht wurde. Nicht eimmal ein fahrbarer Weg liber die Lanbenge von 
Panama wurde von den Spaniern hergeftellt. Der wichtige Tranfithandel und ver 
Transport der Metallihäge Pern’s ging über einen ſchlechten Gebirgsweg auf 
Maulthieren zwiihen Panama und Portobelo. Der Iſthmus von Nicaragua blieb 
unbenügt. Nicht einmal von der Hauptitadt Guatemala wurden Fahrwege nad) 
den Häfen beider Deeane gebahnt. Bemerkenswerth und für die ſpaniſche Träg- 
beit beſonders bezeichnend ift, daß die Kultur der beiden wichtigften KRolonialerzeug- 
niſſe Mittelamerita’s, des Kaffee's und ber Cochenille, erft feit der Losreigung vom 
Mutterlande im Großen verſucht worden ift und dann von einer außerordentlich 
günftigen Veränderung im Wohlftand der Bevölkerung begleitet war. Dagegen 
wurde von Seite der ſpaniſchen Regierung der Bau prachtvoller Kirchen und Klöfter 
nicht verfäumt, mit welchen Guatemala ebenfo reich ausgeftattet ift, wie irgend 
eine der Übrigen einträglicheren fpanifhen Kolonieen. Unter dieſen Gebäuden ift 
befonders die Kathedrale der Stadt Leon in Nicaragua dur ihre architektoniſche 
Pracht noch jet berühmt, Erwähnenswerthe Epiſoden der Geſchichte Mittelamerifa’s 
unter fpanifher Herrſchaft find die Piratenzüge englifher und franzöſiſcher Aben- 
teurer im 17. Jahrhundert, Die Ueberfälle an vielen Küftengegenven beiver Oceane, 
die Einnahme und Plünderung vieler Häfen durch diefe wilden thatkräftigen Kor- 
faren verbreitete allgemeinen Schreden unter den fpanifchen Anſiedlern, ohne fie 
aus ihrer Apathie zu mannhafter Thatkraft aufzuftadheln. Im Jahr 1780 landeten 
die Engländer, welde damals mit Spanien im Kriege waren, an ver Mündung 
des San Iuanflufjes in Nicaragua mit 1800 Mann und drangen in das Innere 
bis Caſtillo de la Eoncepeton vor. Der nachmals fo gefeierte Seeheld Nelfon be— 
gleitete dieſe Erpevition, mußte ſich aber wegen Krankheit auf fein Schiff zurüd- 
ziehen. Das mörberifhe Klima ver feuchten öftlihen Tiefregion von Nicaragua 
lichtete bald die Reihen der Engländer, und von jenen 1800 Mann kamen nad 
bergeftelltem Frieden nur 380 Dam zuräd. Um die Oftküfte Centralamerifa’s im 
Galle eines Krieges mit einer europäifhen Macht wirffamer vertheidigen zu können, 
wurde biefelbe von der ſpaniſchen Regierung mit dem Bicelönigreih Neugranada 
vereinigt. Doh war diefe Mafregel, die fich beſonders auf vie Mosquitofüfte 
bezog, mehr formeller Art und iſt nie in Wirklichleit ausgeführt worden. Sie gab 
aber Beranlaffung zu den fpätern Grenzſtreitigleiten zwifchen ven Staaten Eofta- 
vica und Neugranada nad errungener Unabhängigkeit. 
43* 
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4: Die erfien Auflehnungsverſuche gegen das Mutterland begannen 
in den Iahren 1811 und 1812, während ver Invaflon der Franzofen in Spanien. 
Diefe Bewegungen gingen nicht von der Hauptftadt Guatemala aus, wo die ari- 
ftofratifche Partei der fpanifhen Abkömmlinge und die dort fehr mächtige Geift- 
lichkeit die Regierung ftügten, fondern von ven Provinzen San Salvador und 
Nicaragua. Sie wurben ohne Mühe unterdrüdt. Im Jahr 1821 folgte Guate- 
mala der von Iturbide ftegreich geleiteten Erhebung Mexiko's und erklärte am 
15. September vesfelben Jahres unter Führung des Generals Gainza feine Un- 
abhängigkeit von der fpanifhen Herrſchaft, welde 297 Jahre ge- 
dauert hatte, ohne dem fhönen Land zum Segen zu gereihen. Diefe Revolution 
warb ohne Blutvergießen vollbradt. Die fpanifhen Behörden räumten das Yan 
und zogen fih nah Cuba zurüd. Gainza wurde von der revolutionären 
Junta zum Oeneralfapitän ernannt, bis zur Einberufung des erften Kongrefjes 
ſämmtlicher mittelameritanifcher Provinzen, weldher am 1. März 1822 zufammen- 
‚treten follte. Inzwifchen erfolgten die wichtigen Ereignifje in Merilo mit der Pro- 
famirung Iturbide’s zum Kaifer des Reiches Anahuac durd feine Soldatesca. Der 
neue Kaifer, deſſen Herrlichkeit nur 8 Monate dauerte, forberte den Anſchluß 
Guatemala's und ließ zu diefem Zwed eine Kolonne von 5000 Mann tort ein- 
rüden. General Gainza erklärte fih für Iturbide. Die Abftimmung der Ayun- 
tamientos (Municipalitäten) ergab das merkwürdige Refultat, da die Hauptftabt 
Guatemala fih gegen den Anfhluß an Meriko, vie Hauptorte der Provinzen ‚aber 
fih für denfelben erklärten. In der Provinz San Salvador aber ſah man bie 
entgegengefegßte Bewegung. Die Hauptftabt votirte für, die Heinen Städte waren 
gegen den Anſchluß an Meriko. Der Ausjprud der Mehrheit unter dem Einfluß 
bes Klerus, welcher bie republifanifhen Freiheiten fürchtete, war für die Bildung 
eines gemeinfamen Reiches des ganzen ſpaniſchen Amerika mit monarchiſcher Re— 
gierungsform. Aus ihr bildete ſich fpäter die reaktionäre Partei der Centraliften 
oder Ariftofraten, welche für eine möglichft ſtarke Centralgewalt und gegen liberale 
Staatsreformen ſich erflärte. Die ihr entgegenftehenve Partei der Förberaliften oder 
Liberalen war für eine republifanifhe Regierungsform mit ganz demokratiſchen 
Tendenzen. Gleich in der erften Zeit der Gefchichte des fpanifchen Amerika feit feiner 
Unabhängigkeit tauchten diefe beiden politifhen Gegenfäge auch in Mittelamerika wie 
in allen fpanifhen Kelonieen ſchroff und unverföhnlid auf und bildeten den Keim, 
aus welchem der Giftbaum ewiger Anarchie und Revolution in diefen ſchönen Län— 
dern üppig auffproßte. Nachdem gleich die erften politiichen Differenzen in San 
Salvador und Eoftarica zu blutigen Scenen geführt hatten, erfolgte am 1. Juli 
1823 der Zufammentritt der erften Tonftitutrenden Nationalverfammlung, welche 
die Erklärung der Unabhängigteit des alten Reiches Guatemala von Spanien wie 
von Merifo und jever andern Macht feierlich wieberholte und dem neuen Staat 
ben Namen der vereinigten Republif Centralamerika gab. Die Provinz Chiapas, 
welche naturgemäß zu Mittelamerifa gehört und eine Probinz der Statthalterfchaft 
Guatemala bildete, wurde in diefe Republik nicht mit aufgenommen, fondern ver- 
blieb nah dem Wunfd ihrer Bevölkerung bei Merito. Die neue Konftitution 
wurde am 27. December 1823 verkündet. Das föberative Princip, im Gegenſatz 
zur Gentralifation, welche bie reaftionäre Partei anftrebte, bildete die Grundlage 
dieſer Berfaffung. Eine BVollsrepräfentation mit allgemeinem Stimmrecht, Preß- 
freiheit, Schwurgerichten, Vereinsreht und alle übrigen Bebingungen eines freien 
vepublitaniihen Gemeinwefens wurden in biefe BVerfaffung aufgenommen. Die 
vemokratifhen Tendenzen, welche durch die Mehrheit diefer Verſammlung ſiegreich 
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vertreten wurben, bewirften die Abſchaffung aller Privilegien einzelner Maffen, die 
Aufhebung der Sklaverei, das Berbot des Berlaufes päpftliher Bullen und be 
veiteten Maßregeln zu religiöfer Toleranz und Beförberung der Einwanderung vor. 
Das Nationalwappen der neuen Republif mit 5 Vulkanen führte den Wahlfprud;: 
„Gott, Einheit und freiheit”. Nah Beendigung diefer Berfaffung des Gefammt- 
ftaates wurden beſondere Konftitutionen auch in den einzelnen Staaten ver Union 
nah dem Vorbild Norbamerifa’s ausgearbeitet. San Salvador proflamirte feine 
Berfaffung am 12. Juni 1824. Goftarica am 2. Januar 1825, Guatemala am 
11. Oftober 1825, Honduras am 11. December 1825, Nicaragua am 8. April 
1826. Die Abgeorbneten der vereinigten Republik von Mittelamerika verfammelten 
fih am 6. Februar 1825 in der alten Hauptftabt Guatemala zu einem Kongreß, be— 
ftehend wie in Norbamerifa aus einem Senat, zu welchem jeder einzelne Staat 
2 Mitglieder beftimmte, und einem Haus der Repräfentanten, welches aus 34 ge- 
wählten Mitgliedern beftand. Die Gerichtsverfaſſung wurde gleichfalls nach dem 
Mufter der vereinigten Staaten eingerichtet; die Richter wurden vom Volt gewählt 
und waren von ber Erefutivgewalt volllommen unabhängig. Der oberfte Appellhof 
hatte feinen Sig in Guatemala, die untergeorbneten Gerichtshöfe befanden ſich an 
ben Hauptorten der einzelnen Staaten. Die alten fpanifhen Gefege und Aemter— 
benennuugen waren zum größten Theil beibehalten worden. General Arce war ber 
erfte Präfident und Mariano Beltraneno der erfte Bicepräfivent der mittelameri- 
laniſchen Föderation. | 

Der Staatenbund diefer vereinigten Republik dauerte bis zum 30. Mai 1838, 
alfo nicht volle 15 Jahre. In feiner Grundidee war berfelbe eine Nachbildung 
der Verfaſſung der vereinigten Staaten Nordamerila's. Die unglüdlihe Geſchichte, 
die kurze Dauer und der Untergang dieſer Staatenrepublif zeigten wiederholt, 
welch’ verfchievene Wirkungen eine politifhe Form bei ganz verſchiedenen Elemen- 
ten und ber entgegengefegten hiſtoriſchen Entwidlung hervorrufen fann. Die Ge- 
ſchichte der mittelamerifanifchen Föderation war ähnlich wie der politifhe Zuftand 
Merito’8 eine Geſchichte unverföhnlihen Parteihavers, immer wiederkehrender Re- 
volutionen und eines ebenfo enblofen Bürgerfrieges, welchem nur bie gänzliche 
Auflöfung der Föderation felbft ein Ziel fegen fonnte. Es traten in den Vorder— 
grund zwei Auferft merfwürbige Männer als Führer, in melden der wahre Cha— 
rafter der beiden umverföhnlichen politifhen Gegenfäge perfonificirt war. Diefe 
beiden Männer waren: Morazan, ein in Honduras geborener Greole von rein » 
fpanifhem Blut, ziemlich gebildet und anfangs für den Eivilftand beftimmt, fpäter 
der militärifche und politifhe Führer der Liberalen, und Carrera, ein Miſch— 
ling (Labino), Anfangs das Werkzeug und durch feine kriegeriſchen Erfolge fpäter 
das Haupt der reaftionären, klerikalen Partei, welche, von den Abkömmlingen ber 
alten fpanifchen Ariftotratengefchlechter in den größern Stäbten unterftügt, alle 
robifalen Neuerungen haßte und mit Wuth befämpfte. Beide waren Söhne der 
Revolution, begeifterte Fanatiker ihrer politifchen Ueberzeugung und, obwohl auf 
ganz verſchiedenen Bildungsftufen ſtehend, doch beide fehr merkwürdige hiſtoriſche 
Charaktere, wie fie in diefer fcharf ausgeprägten Form die Revolutionsgefhichte 
feines andern bifpano-amerifanifchen Landes aufzumeifen bat. 

Gleich bei dem Beginn der Verhandlungen des erften Förberalfongrefies in 
der Hauptftabt Guatemala traten bie politifhen Gegenfäge [hroff und unverſöhnlich 
hervor. Der erfte Präfivent ver Nepublit, Manuel Joſeph Arce, wurde von ber 
einflußreichen Priefterfhaft gewonnen, ließ den Gouverneur des Staates Guate- 
male, Francislo Barrundia, einen Liberalen, verhaften und die Nationalgarbe ent- 
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waffnen unter bem Vorwande, daß fie zum Sturz ber Gentralregierung verſchworen 
fei. Bald darauf erhoben fi die Indianer des Hochlands von Duefaltenango, 
welche das Gebiet des alten Quichenreihes bewohnen und blind ber Leitung ihrer 
Geiftlihen zu folgen gewohnt find. Sie ftiegen, von fanatifhen Mönchen geführt, 
aus ihren Bergen herab in der offen verkündeten Abſicht, alle Liberalen todtzu- 
ſchlagen, weil diefe die Kühnheit gehabt, die Kloftergüter von ber Beftenerung nicht 
auszunehmen. Ueberall wurven vie Liberalen von ven Stellen verjagt und durch 
Aycinena, den neuernannten und mit biftatorifher Gewalt befleideten Gouverneur 
von Guatemala graufam verfolgt, eingeferfert ober verbannt. Auch in der Haupt. 
ftabt Guatemala unterftitte beſonders ber fanatifche Klerus diefe Reaktion. Präfi- 
dent Arce rief einen neuen außerorbentlichen Föderalkongreß zufammen, welcher 
ſich in der Heinen Stadt Cojutepeque im Staat San Salvador verfammeln follte, 
um die Verfafjung der Republif zu ändern und das Gentralifationsprincip am die 
Stelle des Föderativſyſtemes zu fegen. Diefer Kongreß fam nicht zu Stande. Es 
erhoben fih die Staaten Honduras, Salvador und Nicaragua gegen ben Präfi- 
denten Arce und ven Staat Öuatemala. Eoftarica blieb in feiner glücklich ifolirten, 
durch unbewohnte Urwälver ven den übrigen Staaten getrennten geographiſchen 
Lage neutral und ruhig und fah all den weiteren politifhen Wirren der Republit 
zu, ohne daran den mindeften Theil zu nehmen. Der Krieg dauerte drei Jahre 
und enbigte mit dem Sieg der Liberalen, welche unter ber Führung des Generals 
Morazan am 12. April 1829 ihren Einzug in der Hauptftabt Guatemala hielten, 
Das liberal-föveraliftiiche Princip hatte unter ver Führung eines enthuſiaſtiſchen 
und energifchen Chefs durch Waffengewalt gefiegt, aber ven ſtumpfen Geift einer 
Bevölkerung, welche in Maffe aus Indianern und Meftizen auf der tiefften Kul- 
turftufe ftehend unter dem Einfluß ihrer Mönche blieb, wicht zu ändern vermocht. 
Ein unter vem Säbelregiment der Liberalen einberufener Kongreß defretirte eine Reihe 
von überftürzenden radikalen Reformen, welche bei andern Elementen und unter an- 
deren Berhältniffen vielleicht gut und heilfam, für diefe Länder und ihre farbige 
Bevölkerung aber ebenfo unpraktifch waren als unfruchtbar blieben. Dem Klerus 
galt zunächft der Krieg, denn an ihm erfannten die Liberalen mit Recht ihren 
unerbittlihften und gefährlichften Feind. Der Erzbifhof von Guatemala murbe 
gewaltfam auf ein Schiff gebradht und in das Eril gefhidt. Ein Beſchluß bes 
Kongrefies vom 7. September 1829 bob alle Mönchsorden auf, die Befteuerumg 
des kirchlichen Eigenthums wurde erneuert, und im Mai 1832 wagte berjelbe 
Kongreß die volle religiöfe Freiheit für die öffentliche Ausübung jedes Glaubens 
zu befretiren — das erfte Beifpiel diefer Art im ganzen fpanifchen Amerifa. Diefer 
Beſchluß erregte die Außerfte Wuth ver Priefterfchaft. Im Ichre 1835 wußte die- 
felbe das plöglihe furchtbare Auftreten ver Cholera, die viele Taufende ven In— 
dianern und Meftizen binwürgte, für ihre politifchen Zwede burd einen allge- 
meinen Aufſtand der indolenten Volksmenge zu benügen. Bon vielen Karizeln herab 
wurde die Erſcheinung der Seuche als eine Strafe Gottes wegen ber ruchloſen 
gegen Kirche und Religion gerichteten Neuerungen ver Liberalen verkündet und 
die angefiedelten Tekerifchen Fremden, befonvders die Aerzte, der Bergiftung ber 
Drunnen befhuldigt. An die Spige der won Geiftlihen geführten inbianifchen 
Haufen ftellte fi ber Schweinhirt Rafael Earrera, als Halbinbianer bei ber far- 
bigen Mafle der Eingebornen befonvers beliebt, ein ächter Sohn der Wildniß, 
ohne jede Bildung, aber von der Natur mit ziemlich guten Anlagen und befon- 
ders mit einem hervorragenden Talent für vie Führung eines Parteigängerkrieg 

ausgeftattet, dazu perſönlich kühn und tapfer, üußerſt abgehärtet, ein Kenner bes 
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Gebirges und feiner Schlupfwintel. Er beſaß dazu noch eine Eigenſchaft, welde 
vor Allem das Geheimniß ſeiner merkwürdigen Erfolge erklärt. Durch perſönliche 
Energie und einen blutigen Terrorismus wußte er gleichzeitig ſeine Mannſchaft zu 
biscipliniren und feinen Feinden Schrecken einzujagen. 

Beide Gegner: Morazan, das Haupt der Liberalen, der Repräfentant jener 
neuen Zeitideen, die für ben Boden Mittelamerita’8 und feine halbbarbarifche 
Bevöllerung feine Keimkraft befaßen, und Carrera, der Repräfentant bes entgegen- 
gefegten Princips, ein Werkzeug ver klerikalen Partei, welde an ven beftehenven 
Berhältniffen ſich anklammerte und jede Reform als irreligids und den Einfluß 
der Kirche bedrohend ablehnte, trafen am 19. Juni 1837 bei dem Dorfe Santa 
Rofa auf einander. Der Bantendef Carrera war an Zahl feinem Gegner doppelt 
überlegen und blieb in dieſem erften Treffen Sieger. Nach wechſelndem Kriegs- 
glüd mußte Morazan das Feld räumen. Carrera zog unter dem Geläute ber 
Glocken und feierlich vom Klerus begrüßt in Guatemala ein. Morazan floh nad 
San Salvador, Der Föderalkongreß verfammelte fih im Mai 1838 zum legten 
Mal, erklärte die Auflöfung der Föderativ-Republik Mittelamerila 
und ftellte es den einzelnen Staaten frei, fih nad Gutdünken und nad ihren 
verſchiedenen Interefien jelbftändig zu Fonftituiren. Die föberative Partei hatte 
nur im Staat Salvador noch ziemlich zahlreihe Anhänger. Bon bort aus verfuchte 
ber enthufiaftiihe General Morazan nod einmal gewaltfam die Wiederherftellung 
des Stantenbundes. Mit einer Heinen, aber entichloffenen Schaar von 1300 Kom— 
battanten drang er in Ountemala ein. Das Kriegsglüd war ihm auf kurze Zeit 
günftig. Carrera entfloh nach Verluſt eines ziemlich blutigen Treffens im die Berge, 
und Morazan befegte am 19. März 1840 nodhmals die Hauptftabt Guatemala. 
Er konnte fih dort nur wenige Wochen halten. Sein Gegner raffte unter ben 
Indianern des Hochlandes mit Unterftügung der Mönche verftärkte Haufen zufammen 
und bot den Liberalen bei Bejucal die entſcheidende Schlacht. Nach zwanzig. 
ftündigem Gefecht räumten die Liberalen ven Kampfplag und flohen nad Salvador 
zurüd, Morazan war genöhigt, das Gebiet der Republik ganz zu verlaffen und 
nad Chile fi) zurüdzuziehen. Er verſuchte im April 1842 durd eine Invafion 
in Coftarica die Union wiederberzuftellen. Anfangs fiegreih und von der Bevöl—⸗ 
terung Coſtarica's im Triumphe empfangen, ward er nad wenigen Wochen durch 
eine Gegenrevolution geftürzt, gefangen genommen, von einem Kriegsgeriht zum 
Tode verurtheilt und erjchoffen. 

5. Seit der Auflöfung der mittelamerifanifhen Union in 
einzelne unabhängige Staaten find im Vergleiche mit ver vorhergehenben 
Geſchichte ruhigere Zuftände eingetreten. Nevolutionen wurden feltener, und bie 
Anarhie wurde mehr lofalifirt. Eines der Hauptmotive der ewigen Unruhen, vie 
gegenfeitige Eiferſucht der einzelnen Staaten und ihrer Hauptftäbte, fiel weg. Se 
weniger verjchievene Provinzialinterejfen im Spiele find, deſto feltener fcheinen im 
Amerika die revolutionären Verſuche zu fein. Nach ver in Mittelamerifa gemachten 
Erfahrung würde vie Auflöfung in einzelne politifch unabhängige Staaten aud 
für Merifo und bie ſüdamerikaniſchen Republiken als das einzige Heilmittel ihrer 
in politijcher wie focialer Beziehung tief krankhaften Zuftände zu empfehlen fein, 
wenn auch dann wahrjcheinlih überall die viktaturifche Gewalt irgend eines ener- 
giichen Chefs mit Erfolg die parlamentarische Regierungsform erfegen dürfte. Nach 
ber Auflöfung ber Union behielten bie einzelnen Staaten iheilmeife ihre früher 
gegebenen Berfafjungen oder fie veränderten biefelben. 

.. & In Öuntemala befteht nur dem Namen nad eine republitanifche Re- 
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gierungsform. Carrera übt als Tebenslänglicher Präſident mit biktatorifcher Gewalt 
beffeivet feit dem Jahre 1851, wo ein letter Aufftanpeverfuch der Liberalen in 
dem entſcheidenden Kampf bei Chiquimula unterbrüdt wurde, die volle Gewalt. 
Sein gegenmwärtiger Titel ift Oeneraltapitän und Presidente vitalico. Unter dem 
Einfluß der Geiftlichkeit ift der früher rohe, wilde und blutbürftige indianiſche 
Schweinhirt ziemlich zahm und geſchmeidig geworven. Er begnügt fi mit den äußeren 
Ehren, nebft einem beträdtlihen Einfommen, befhäftigt fi faft nur mit ven Solda- 
tenübungen und überläßt die eigentlihen Stantsgefhäfte, um die er ſich faft nichts 
befümmert, ven Abkömmlingen der alten ariftofratifhen Familien der Spanier, 
welche ihrerfeits fügfame Werkzeuge der Jefuiten find, die aus Neugranada und 
Ecuador vertrieben in Ouatemala eine bequeme Stätte gefunden haben und ven 
größten Einfluß üben. Der Staat Guatemala befteht jett, nach feiner politifchen 
Eintheilung, aus 17 Departements, welche zufammen 45 Abgeordnete zur geſetz- 
gebenven „Assamblea“ fenden. Das ftehende Heer zählt 1550 Gemeine und 125 
Dfficiere. Im Kriegsfalle werden aus Ladinos und Indianern irreguläre Soldaten- 
haufen durch Zwang gepreßt, doch hat Carrera nie über 5000 Mann zufammen- 
gebracht. Die Staatseinnahmen beliefen fih im Jahr 1856 nad officteller Angabe 
auf 1,040,144 Doll, vie Ausgaben auf 1,024,358 Doll. Unter ven Einnahmen 
liefert die Branntweinfteuer den ftärfften Ertrag, nad ihr folgen die Zölle, Die 
Staatsfhulden betragen nad dem von Guatemala bei der Auflöfung der Union 
übernommenen Antheil nur 500,000 Doll. Die Einfuhr fremder meift europäifcher 
Waaren betrug in bemfelben Jahr 1,065,816 D., die Ausfuhr 1,708,963 D. 
Der Haupterportartifel, die Cochenille, Liefert bei mittleren Ernten 1,200,000 Pfo. 
St. Unter den mit Öuatemala in Handelsverfehr ftehenden Staaten ift England 
am ftärkften vertreten; dann folgen Frankreich, Deutfhland und bie vereinigten 
Staaten. Erporthäfen Guatemala's find: Ifabal und St. Tomas an der atlanti« 
fhen Iftapa und San Joſe an der pacififhen Seite. Die von einer belgiſchen 
Beſellſchaft in dem ſchönen Hafen von San Tomas gegründete Kolonie ift haupt- 
— in Folge ungünſtiger klimatiſcher Verhältniſſe in den äußerſten Verfall 
gerathen. 

b. Der Freiſtaat Honduras, wo ſich die Partei der Demokraten und 
Unioniften am längften hielt, hat in Folge des neuerdings unter Squiers Ber- 
mittlung mit einer norbamerifanifhen Geſellſchaft abgeſchloſſenen Bertrages zum 
Bau einer interoceanifchen Eifenbahn zwiſchen Puerto Gaballos und der Fonfecabai 
eine befondere politifdye Bedeutung erlangt, Der Verſuch nordamerikaniſcher Fli- 
buftiers, diefen Staat gemaltfam mit der norbamerifanifhen Union zu anneriren, 
hatte im Jahre 1860 einen für die Unternehmer unglüdlihen Ausgang. Ihr An— 
führer, der durch feine verfchievenen Invafionen in Nicaragua vielbefannte Aben- 
teurer Walker, unterlag mit feinen eingebrungenen Schaaren im Kampfe gegen 
ben Präfiventen Guardiola, wurde gefangen, friegsrechtlih zum Tod verurteilt 
und erſchoſſen. Der Staat Honduras ift in 7 Departements getheilt, von welchen 
jeves 2 Deputirte zur gefeggebenden Verfammlung fhidt, die aus einer Abgeorb- 
netenfammer von 14 Ölievern und aus einem Senat von 7 Mitglievern befteht. 
Die Wahlen gefhehen nad dem allgemeinen Stimmredt aller Staatsbürger von 
21 Jahren. Ein Deputirter muß ein Einkommen von mindeftens 500, ein Senator 
von mindeſtens 1000 Peſos beſitzen. Die Exekutivgewalt ift in ben Händen 
eines auf 5 Jahre gewählten Präfiventen, ver im Lande geboren, minbeftens 32 
Jahre alt und Befiger eines Eigentbums von nicht weniger ald 5000 P. fein 
muß. Sr bat der geſetzgebenden Verſammlung gegenüber das Vetorecht. Ein oberfter 
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Juſtizhof, aus 6 Richtern beftehend, wird von ber Affamblen ernannt. Die Topes- 
firafe ift abgeſchafft. Die römifch-katholifhe Religion herrſcht mit Ausſchluß aller 
übrigen. Honduras iſt ein armes Land und feine Staatseinnahme ſchätzt Squier 
nur auf 250,000 D. Die Einfuhr in den Häfen von Omoa, Trurillo und an 
der Fonfecabai hatte im Jahr 1856 faum den Werth von 750,000 D. und kam 
größtentheils ans England; die Ausfuhr (größtentheild rohe Metalle, Mahagoni: 
holz, Schlachtvieh, Häute) betrug 825,000 D. 

e. Die Republif San Salvador ift ber Heinfte, aber verhältnigmäßig 
bevölkertfte unter ben central-amerifanifhen Staaten. Das Land berührt nur 
bie Küfte des ftillen Oceans. Seine politifhe Berfaffung ift der von Honduras 
faft gleih. Der Staat ift in 8 Departements getheilt. Die gefeßgebende Berfamm- 
lung befteht aus einem Repräfentantenhaus und einem Senat. Der Präfivent der 
Republit, welcher die Erefutivgewalt übt, wird nur auf 2 Jahre durch allgemeines 
Stimmrecht gewählt. Im Jahr 1856 waren die Staatseinnahmen 721,000 D., 
die Ausgaben 658,000 D., die Einfuhr 1,046,720 D. (größtentheiis englifche 
Manufalturwaaren), die Ausfuhr 1,285,485 D. (größtentheild Indigo). Die brei 
Häfen des Landes find: P. Union, P. Libertad und Acajutla. Unter allen Staaten 
Amerita’s leidet Salvador am meiften durd das furdtbare Phänomen der Erb- 
erfhütterung, welche 1854 die Hauptftabt des Landes gänzlich zerftörte. 

d. Nicaragua ift dur geographifche Lage und Naturverhältnifie die wich- 
tigfte unter den fünf mittelamerifanifhen Republifen, in Bezug auf politifhe Zus 
flände und Bevölkerung aber bie traurigfte. Keine der übrigen hat durch anhaltende 
Anarhie und Bürgerkriege fo ſchwer gelitten, wie man dort an den Ruinen ber 
halbzerftörten Städte erkennt. Seit der Invafion der nordamerikaniſchen Flibuftiers 
unter Walter und den lange dauernden Kämpfen ber Jahre 1855 und 1856, wo 
auch Granada, die am Nicaraguaufer gelegene reichfte Stabt des Landes von den 
Flibuſtiers eingeäfchert wurde, hat ſich der Staat aus feiner Ohnmacht nicht wieder 
erholt. Der interoceanifhe Verkehr, welcher mittelft Dampfern auf dem San Juan- 
fluß und dem Nicaraguafee durd eine amerifanifche Geſellſchaft bis 1856 unter» 
halten wurde, ift feitvem unterbroden, und damit ift eine anfehnlihe Duelle des 
Staatseinfommens wie des Wohlftandes der Bevölkerung verfiegt. Seit Walkers 
Invafton waren alle Berfuche ver Norbamerifaner, die Staatöregierung zu einer 
Erneuerung des Vertrags für die Wieberherftellung des Tranſitverkehres zu be- 
wegen, vergeblih. Nicaragua’s politifche Berfaffung beruht auf der liberalften 
Baſis, wird aber inmitten der Parteifämpfe von den Machthabern wenig refpeftirt. 
Der Staat ift in 6 Diftrifte getheilt, welche nad dem allgemeinen Stimmrecht 
fomohl die aus 2 Kammern beftehende geſetzgebende Verfammlung als den Chef 
ber Erefutivgewalt, der den Titel „Supremo Director“ führt, durch direfte Wahl 
wählen. Die Mitglieder des oberften Gerichtshofes aber werden von der Affam- 
blea gewählt. Die fatholifche Religion ift vie Staatsreligion, doc follen nad der 
Verfaſſung auch andere hriftliche KRonfeffionen geduldet und deren freie Ausübung 
geftattet fein. Nah der Finanzüberficht des Jahres 1851 betrugen die Staats- 
einnahmen 122,686 D., vie Ausgaben 173,646 D. Der Handel liegt feit ber 
Unterbrehung des Tranfitverfehrs gänzlih varnieder, und neuere Angaben über 
Aus- und Einfuhr find nicht veröffentlicht. Nicaragua befigt am ftillen Dcean 
den großen prächtigen Hafen von Realejo und die für den Tranfit wichtigen, aber 
Heinen und unfihern Häfen von San Juan del Sur und der Salinasbai am 
ftillen Ocean. Auf ven Befig des Hafens San Juan del Norte over Greytown, dem 
norböftlichen Ausgangspunkt der Tranfitftraße, hat der Staat Nicaragua zwar bes 
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gründeten Anſpruch, doch wird derſelbe auch von ver Republit Eoftarica und vour 
Indianer-Staat Mosquitia reflamirt. 

e, Eoflarica hat unter allen mittelamerifanifhen Republifen am mwenigften 
durch politifhe Ummälzungen und Parteifämpfe gelitten. Das Land verbantt dieſe 
Ruhe befonders feiner geographifhen Abgefhloffenheit von ven übrigen Staaten, 
fowie dem frieblihen und arbeitfamen Charakter feiner faft unvermijchten weißen 
Devölferung, melde größtentheild aus den Abfümmlingen von Emigranten der 
fpanifchen Provinz Galicien ftammt, Der gefeggebenvde Kongreß wird burd all- 
gemeines Stimmreht gewählt und befteht nur aus einer einzigen Kammer von 
12 Abgeordneten, welde ven Präfiventen der Republit und Chef ver Erekutiv- 
gewalt für die Dauer von 6 Jahren wählt. Der oberfte Gerichtshof befteht aus 
5 Richtern und 1 Oberrichter. Die römifch-fatholifche Religion ift pie vorherrſchende. 
Anderen Konfeffionen ift zwar freie Ausübung gleihfalls durch die Konftitution 
verbürgt, doch ift der praftifhe Verſuch, dieſen Artikel zur Geltung zu bringen, 
nod nicht gelungen. Im Jahr 1856 betrugen die Staatseinnahmen 655,000 D., 
die Ausgaben 471,000 D., die Einfuhr 751,000 D., die Ausfuhr 765,000 D. 
Im Handel ift England am ftärkften betheiligt und liefert faft zwei Dritttheile 
des Waarenbedarfs, größtentheils farbige Baummwollzeuge. Nah England folgen 
Tranfreih, Deutfhland, die vereinigten Staaten. Der Kaffee, Haupterportartifel 
bes Landes, ift von vorzügliher Güte und hat, erſt feit 26 Jahren im Großen 
kultiviert, einen außerorbentlihen Umfhwung in dem Wohlftand der Bevölkerung 
herbeigeführt. Coftarica wird mit Recht der Mufterftant des fpanifhen Amerika 
genannt und war öfters das Ziel der Beftrebungen deutſcher Kolonifationsgefell- 
haften, welde einen Theil der deutfchen Emigration dorthin zu lenten verſuchten. 
Doch find die von Baron von Bülow ſchlecht geleiteten Verſuche in *8 der 
Wahl ganz unpaſſender Lokalitäten für ſolche Kolonieen gänzlich geſcheitert. Gleich⸗ 
wohl ſind in Coſtarica viele einzelne Deutſche eingewandert, welche ſich an dem 
Handel und den Gewerben betheiligen und im Allgemeinen in glücklicher Lage ſind. 

Noch verdienen die zu Mittelamerika gehörigen Beſitzungen Eng— 
lands in Belize und aus den Baiinſeln, ſowie der unter engliſchem Schutz ſtehende 
unabhängige Staat Mosquitia einer beſonderen Erwähnung. Belize, oder auch 
Britiſch-Honduras genannt, exiſtirt als engliſches Beſitzthum ſeit 1763, wurde aber 
von Spanien nie als rechtmäßig anerkannt. Der Flächeninhalt wird auf 9600 
engl. Quadratm. gefhägt. Die Bevölterung wurde nad der Zählung d. I. 1845 
auf 9809 Köpfe angegeben, worunter nur 399 Weiße, die Übrigen Miſchlinge 
von Negern und Indianern find. Belize hat befonvers für vie Mahagoniausfuhr 
der Küfte eine beſondere Wichtigkeit, wie aud als Stapelpla für den Handel mit 
Öuatemala und Honduras. Die Baiinfeln, von den Spaniern Las Ouanaras 
genannt, liegen in der Hondurasbai und haben einige ziemlih gute Anferpläge. 
Der rehtmäßige Befig verjelben wurde bis im bie neuefte Zeit ven Engländerü 
vom Staat Honduras mit Unterftügung der vereinigten Staaten beftritten. 

Mosgquitia oder der Mosquitoftaat ift der von unabhängigen Indiauern 
unter einem Häuptling, welder im Städtchen Bluefield refidirt und mit dem Titel 
„Mosquitotönig" unter engliihem Schuß fteht, bewohnte Küftenftrih zwiſchen Cap 
Gracias a Dios und der Mündung des San Juanfluſſes. Seine Auspehnung im 
Länge und Breite ift unbeftimmt und die unabhängige Eriftenz von ver Republit Nica- 
ragua beftritten. Das heiß-feuchte ungefunde Klima und die dichte Bewaldung ver- 
binberten größere Anftrengungen der Spanier zur Unterwerfung ver Eingebornen 
umd die Entfiehung ſpaniſcher Unfieblungen, Die ganze Bevoͤllerung wird auf 
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18,000— 20,000 Köpfe gefhägt, doch mangeln ftatiftifche Angaben gänzlich. Die 
Antorttät des Mosquitotönigs fcheint fich ‚nicht weit über die Umgebung feiner Refi- 
benz zu erftreden, deren Bevölkerung aus 500 Eingebornen und 50 Weißen be 
fteht. Ausfuhrartitel find Hölzer (befonders Mahagoni), Schildkrot, Saffaparilla. 
Wichtige Werte über Centralamerita find: Juarros: Compendio 
de la historia de Guatemala; Brasseur de Bourbourg: histoire des 
nations civilisdes du Mexique -et de l’Am&rique centrale; A. Marure: 
Boequejo historico de las revoluciones de Centro-America; J. Baily: The 
states of Oentral-America; Squier: The states of Central-America, their 
geography, topographie and climate., Moriz Wagner. 


Mobiliarftener. S. Steuern. 
Modena. ©. den Nachtrag „Italien” am Schluß des Werkes. *) 
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Ale Bemühungen, eine Kriftlihe Staatsivee zu begründen, find vergeblich, 
weil der Stifter der chriſtlichen Religion im Widerſpruch mit den Erwartungen 
feines Bolfes und fogar mit ven Hoffnungen feiner Jünger ausſchließlich als religiöſer 
Erlöfer, nicht als politifher Meffias erfchienen iſt. (Oben Bd. II., ©. 470.) 
Dagegen gibt e8 eine Mohammebanifhe Staatsivee, weil Mohammed ähnlich wie 
Mofes, zugleih Religionsftifter und Staatengründer geweſen ift. 

Wir erfennen in der Sonderung von Religion und Recht, Kirhe und Staat, 
welche die Römer vorbereitet und Chriftus vollzogen hatte, einen großen Fortſchritt 
in der Geſchichte der Menſchheit. Die Wiffenfhaft der arifch-europälfhen Völker 
bat dieſelbe begriffen und in ihren Konfequenzen auszubilden unternommen. Aber 
ber femitifhen Rafle und dem frommen Orient war dieſe Sonberung faft durch⸗ 
weg unverſtändlich. Was uns daher in dem Mohammedanismus als ein Rüdfall 
in eine vordriftlihe Weltanfhauung erfcheint, das fagte jenen Völkern zu und 
wurbe zu einer Urſache der rafhen Verbreitung des Islam aud in den chriſtlich 
gewordenen Theilen von Afien und Afrika. 

Die Geſchichte kehrt aber troß aller fogenannten Rüdfälle niemals auf den 
Punft zurüd, über den fie einmal hinweg geſchritten ift. Auch Mohammed ift nicht 
ber bloße Reftaurator der Religion Abrahams oder der Erneuerer der Mofaifchen 
Theofratie. Er gibt der Weltgefchichte einen auf Jahrtauſende wirkenden Impuls, 
aus dem neue Bilbungen erwachſen. Die uralte Idee des Gottesreihs ift in ihm 
in nener Form erfhienen und hat unter veränderten Bedingungen ihre Wirkung 
geübt. Der Koran ift von einem menfchlich-reiferen Geiſteshauche erfüllt als bie 
mofalihen Bücher. Die neuen Staaten des Islam haben eine andere Phyſiognomie 
als die jürifhe Theokratie. 

M. ift voraus der Repräfentant des Glaubens an Einen Gott, ven all: 
mädhtigen Schöpfer und Herrn ber Welt, ven Lenker des menfhlihen Schidfals 
und ben Richter der auf Erbe Geftorbenen und jenfeits Fortlebenden. Ihm ift, 
feitvem er dieſe Wahrheit mit der Zuverficht eines ftarfen Gemüthes erfaßt und 





*) Diefer Nachtrag wird mit Rückſicht auf die politifchen Umgeftaltungen der neueften Zeit 
die Beſchichte, Verfaſſung und Statiftit des bisherigen Königreichs Sardinien und ber mit dem⸗ 
felben vereinigten Laͤnder barftellen, | Anm. der Red. 
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ihre Kraft an fich felber erfahren hat, alle Bielgötterei als ein unleiblicher Gräuel, 
als eine ſchwere Beleivigung gegen Gott verhaßt. Er zertrümmert mit beiligem 
Zorneseifer alle Gögenbilder ver Kaaba. Der Rüdfall in bie Bielgötterei gilt dem 
Islam als die einzige Todſünde, für vie es feine Berzeihung gibt. Ift M. in dieſer 
Hinfiht mit Mofes verwandt, fo erhebt ſich in dem fortgefchrittenen Weltalter doch 
fein Eifer für die reine Gottesverehrung zu neuen Aufgaben. Er greift nidht blos 
die maffive Vielgötterei der Heiten an, fondern au die feinere und künſtlich ver- 
ftedte Dreigötterei, welche er in dem Kultus ber griechiſchen und ber latholiſchen 
Kirche zu entveden glaubte. Er verftand allerdings die Wahrheit nicht, welde im 
dem Dogma ber Trinität verborgen lag, aber er mußte, daß das chriſtliche Bolt 
Chriftus als Gott anbete: und dagegen ergrimmte fein Herz. Darin erfannte er 
eine gefährliche und heidniſche Trübung des reinen Öottesglaubens, an welder 
Chriſtus felbft feine Schuld habe. Von Chriftus hatte M. eine ehr hohe Meinung. 
Er gilt ihm mehr als die andern Propheten. Er nennt ihn im Koran „das Wort 
Gottes,” den „Geift, der von Gott kommt.“ Er glaubt an vie Wieverkunft Ehrifti, 
ber das gerechte Gefeg verfündigen werde. Nah dem Zeugniß der Sunna ſchreibt 
er Ehriftus die Gabe zu, Wunder zu thun, die er ſich felber abſpricht, er erklärt 
Chriftus für fündlos, während er fich felbft als Sünder befennt. Er überläßt Ehriftus 
den Becher mit Wein und greift zu dem Becher mit Mil, im Gefühl, daß fein 
Volk den geiftigeren Tranf nicht ertrage. Das Gefühl von der Superiorität von 
Ehriftus und des Chriftenthums in feiner Reinheit bricht an vielen Stellen durch. 
Dennoh waren M. vie höchſten Ideen des Chriſtenthums dunkel. 

Der Arrianismus, welcher die Gottheit Chrifti beftritt, war in bem griechiſchen 
Reihe gewaltſam unterdrückt worden; nun erhob ſich in der arabiihen Halbinfel 
in Öeftalt einer neuen Offenbarung Gottes an die Menſchen durch den erwedten 
Propheten ein neuer Arrianismus, welder den Kampf mit der orthoboren Kirche 
wieder aufnahm. Semitifche Araber, arifche Perfer, mongolifde Türken wurben von 
dem Islam begeiftert. Faſt der ganze Orient wurde von feinen Oläubigen ber 
hriftlihen Herrihaft abgerungen. Erft in dem europäiſchen Occident fand tie neue 
Religion im Kampfe mit ven chriſtlichen Germanen ihre Schranten. Da vermochte 
fie ſich nur in den beiten ſüdlichen Halbinfeln im Often und im Welten Europa’s 
feftzufegen, und aud da nicht für immer; aus der einen iſt fie wieder verbrängt 
worden troß ber hohen Bildung, welche fie in dem Maurenreid glänzend entfaltet 
hatte. In der andern ift ihre Herrſchaft bis auf den Grund erſchüttert uno in 
offenbarem Weichen begriffen. 

Aber noch immer hat der Islam für das Staatenwefen der Gegenwart eine 
fehr große Bedeutung, und felbft die weitere Ausbreitung desfelben macht in unferer 
Zeit befonders in Afrika fortwährend noch Fortfgritte Es ift im Islam eine 
mächtige civilifatorifhe Kraft, und viele barbarifche Völker fheinen darauf ange- 
wiefen, ihre Bildung zunächſt von dieſer Religion zu empfangen. Eijenhart berechnet 
das Gebiet des mohammebanifhen Staatenfuftems auf 226,041 Duabratmeilen, 
mit einer Gefammtbevölferung von 137 Millionen Menfhen. Wenn aud in dieſer 
Zahl viel Ungewifles ift, fo bleibt die gewichtige Thatſache beftehen, daß die 
mohammebanifhe Stantengruppe an Zahl der Bevölkerung die dritte Stellung 
unter den Weltreligionen einnimmt und an politifher Macht und Einfluß ber 
erften hriftlich-europätfhen am nächften kommt. 

Es hat daher keine Wahrfcheinlichkeit, daß der Islam in Bälde untergehen 
werbe: und ich denke, er hat ſowohl den heidniſchen Elementen in dem chriſtlichen 
Glauben und Kultus als dem brahmanifch-bubphiftiihen Pantheismus gegenüber 
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eine innere Berechtigung, bie erft dann aufhören wird, wenn bas Chriftentkum 
volftändig von jenen trüben Elementen gereinigt fein und die pantheiftijche Welt- 
anfhauung durch das berichtigte Verhältniß des makrokosmiſchen Gottes zu dem 
mitrofosmifhen Menſchen verbefiert jein wird. 

Die bewegende Kraft des Islam ift der Glaube. Er unterfcheivet bie 
Menfhen weniger nach der Nationalität, als nah dem Glauben. Die Kategorie 
Öläubige und Ungläubige ift wirkſamer als alle andern. Auf ven Glauben ift aud) 
die Wiffenfhaft ver Mohammebaner gegründet, und von dem Glauben wird fie 
beherrfht. Den Gläubigen gibt Gott die Herrihaft über die Ungläubigen. Das 
Reich des Kalifen ift das Reid der Gläubigen. 

Damit ift die Stärke und die Schwäche des ganzen Staatenſyſtems ausge 
—— Die Thatkraft und der Leidensmuth der Menſchen wird durch einen ſolchen 

ottesglauben ganz ungeheuer geſteigert. Der Gläubige, der ſich von dem Willen 
Gottes in feiner Seele getroffen fühlt und ver ganz und rüdfichtslos der göttlichen 
Stimme folgt, die er zu vernehmen glaubt, wirb von feinen Gefahren gefchredt 
und durch feine menfhliden Hinderniffe zurüd gehalten. Die kühnfte That wird 
ihm zur Luft, und boffnungsvoll ftürzt er in den Tod. Die rafche Ausbreitung 
des Islam, die furdtbare Gewalt feiner Waffen, die ungeftüme Energie feiner 
Einrichtungen find vornehmlich diefer erregten Gemüthsfraft zuzufchreiben, die wir 
Glauben nennen. Aber ver Glaube, der nicht durch den Geift überwacht und gezügelt 
wird, folgt, jo ſicher er fih wähnt, zuweilen unreinen Trieben und falfchen —* 
täten. Die aufgeregte Einbildung ſpiegelt ihm trügeriſche Ziele vor, und er vergreift 
fi oft in den ſchicklichen und paſſenden Mitteln. Für die Einrichtung des Staates 
als der menſchlichen Gemeinfhaft hat er feinen verläffigen Maßftab und feine 
fihere Regel. Auf den Glauben läßt fih daher wohl eine Religion gründen, aber 
ber civilifirte Staat bebarf in höherem Grabe der freien menſchlichen Wifjenfchaft. 
Wenn der Bolköftrom, der von den Flammen des Glaubens erhigt wie glühendes 
Metall fih ergofien hat, an der kalten Luft des äußern Lebens fi abkühlt, dann 
tritt eine träge Refignation der erftarrenden Maſſen ein, die ſchwer wieder zu be— 
wegen ift, dann wird der Vorzug des frudhtbaren Geiftesftaates vor dem 
furdtbaren Slaubensftaat allgemein fidhtbar. 

Der Glaube an den Einen Gott, der nun aud zum Staatsprineip ber 
Mufelmänner erhoben warb, führte in feiner Anwendung auf den Staat fonfequent 
zu dem Gedanken des Einen Weltreichs, welches die ganze Menfchheit begreift 
und zur Berehrung ihres unfihtbaren Herrn und Richters erzieht und anhält. Das 
Kalifat, welches die Nachfolge des Einen Propheten ift, macht Anſpruch auf 
ie Der Kalif ift zugleich Papft und Kaifer (oberfter IJmam und 

mir). 


Der Verſuch, eine derartige Weltherrſchaft einzuführen, iſt freilich geſcheitert. 
Der Islam war nicht ſtark genug, die übrigen religiöſen und ſtaatlichen Mächte 
der Welt zu unterwerfen. Das Chriſtenthum und die germaniſche Raſſe waren noch 
ſtärler als er. Nicht einmal in dem Bereiche ſeiner eigenen Macht konnte er das 
Auseinanderſtreben der verſchiedenen mohammedaniſchen Einzelſtaaten verhindern. 
Auch im Islam entſtand eine große Glaubensſpaltung, die nicht verſöhnt iſt, und 
innerhalb verfelben Konfeffion fand, wie in dem chriſtlichen Occident die Autorität 
des Papftes allgemeiner verehrt wurbe, als die des Kaifers, die oberpriefterliche 
Autorität des Kalifen oder des Großfultans eher nod Anerkennung und Beachtung 
als die oberherrliche Macht vesjelben. Die verfchievenen Nationalitäten und 
Länder entzogen fih der ſtaatlichen Einheit, obwohl fie das Ideal ihres Glaubens 
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war. Die Erfahrung bewies, daß es doch noch andere entſcheidende Geg unter 
den Menfhen gebe, als den des Glaubens und Unglaubens, welche feine Glmibens- 
gemeinfchaft zu überwinden vermöge, der Staat aber zu beachten genöthigt fei. 

Die Einigung des priefterlihen Anfehens und ver fürftlihen Gewalt im 
Einer Perfon diente wohl dazu, minbeftens für lange Zeit, die Machtfülle des 
Reihshauptes enorm zu fteigern und dadurch auch die Machtentfaltung des Staates 
zu fördern. Die Kräfte feiner Völker waren ganz in feine Hand gegeben. Et konnte 
fie nad Einem Plane leiten, ohne Widerfpruch zu finden, ohne auf Hemmmiſſe zu 
ftoßen. Aber jene Koncentratiom aller Autorität war zugleich eine ergiehige Quelle 
der Defpotie, und dieſe eutnervte die herrfchenden Dynaſtieen und ruinirte Die 
unfreien Bölfer. Der deſpotiſch regierte Staat kann eine Zeit larig unter gänftigen 
Umftänden dem freien Staate überlegen fein; aber auf die Dauer kann er mit 
diefem nie Schritt halten. Der eine abforbirt, der andere entwidelt die Vollskräfte, 
und biefe geben zulegt ven Ausſchlag. 

Obwohl daher der Islam, weil er Staat umd Kirche nicht genug unterſcheldet, 
dem Dejpotismus günftig ift und thatfädhlih die mohammedaniſchen Staaten faft 
immer in die Defpotie verfallen find, fo wäre e8 doch ungerecht, dem Islam eine 
Borliebe für den Defpotismus zuzuſchreiben. Im Gegentheit, fein Prineip ift mit 
regellofer Herrſcherwilllür durchaus unvereinbar, Sowohl die Gleihheit mid 
Brüderlichkeit aller Gläubigen, die er verkündet, als das Mohammedaniſche 
Recht, das in dem Koran wurzelt und von den Rechtsgelehrten ausgebildet wird, 
widerftreiten folhen barbartihen Zuftänden. In dem Reiche des Kalifen ſoll die 
Gerechtigkeit gehandhabt werden im menfchlicher Weife, wie Gott in feinem 
Weltgerihte nady dem Tode der Menſchen fie in göttlicher Weile handhabt. Der 
Mohammeranismus bezeichnet in allen diefen Beziehungen große Fortjäritte im 
der Eivilifation der roheren Bölter. 

Indem er jene Gleihheit und Brüderlichkeit proffamirt, tritt er dem 
Kaftenweien der indiſchen, aber auch dem Adelsweſen der germaniſchen Bölfer ſehr 
beftimmt entgegen und fteht für ein humanes Princip in veligiöfer Form, daher 
freilich auch mit religiöfer Beſchränkung ein. Schon der Prophet felbft zeichnete 
fih in dem Umgang mit feinen Anhängern durch größte Einfachheit und Leut- 
feligfeit in hohem Grave aus. Er ſprach ganz ebenfo freundlich mit dem Reichen 
wie mit dem Armen und achtete alle Unterſchlede ver vornehmen oder nieveren Geburt 
für gering. Er verfhmähte es nicht, fein Brod mit einem Sklaven zu theilen. Die 
orientalifche Prunkſucht und die Ueberlieferung aus den alten perfiihen und griedhi- 
ſchen Reihen haben das freilich fpäter ſehr geändert, und die Sultane nahmen für 
fi, Ehren in Anſpruch, welche Mohammed als Götendienerei mit Entrüftung ver⸗ 
worfen hätte. Aber der Charakterzug, daß leicht aus den unterften Klaffen ein 
Individuum zu den höchſten Ehren emporfteigt und Höhere mit Nieveren wie Gleiche 
vertraulich verkehren , ift in den mohammebaniihen Staaten geblieben. 

Nur die furdtbare Ungleichheit ver Stlaven wagte ver Prophet nicht un— 
mittelbar anzugreifen, obwohl er gegen die Sklaven zur Milde mahnte und den 
Herren empfahl, ihre Sflaven, wenn fie fich der Freiheit würdig zeigen, freizulafien. 
Er jagt es ausdrücklich, daß die gläubigen Sklaven die Brüder ihrer Herren jeten, 
Es verhielt ſich alſo in dieſer Beziehung der Islam ähnlich wie das Chriſtenthum 
ver erften Jahrhunderte, Aber die hriftliche Kirche erhob ſich im Berfolg zum einer 
befreienden Macht, während ver Islam die Sklaverei fortwährend beibehielt. Laurent 
ſchreibt diefen Unterfchied nicht dem Gegenfage der Religionen, fondern vornehmlich 
dem Einflufje der germanifhen Raſſe in Europa zu, welche das Streben nadh 
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Freiheit geweckt habe, während die Drientalen ſich in der Ueberlieferung ver alten 
Zuftände gefallen haben. Aber wenn glei die allmählige Befreiung der Leibeigenen 
in dem riftlihen Europa nicht ein bloßes Werk ver Kirche ift, fondern im Zu— 
ſammenhang fteht mit der Entwidlung des weltlichen Rechts, fo ift doch das Chriſten⸗ 
thum der Perfettibilität überhaupt günftiger als der Islam, der auch bie 
Bervolllommnung des weltlichen Gefeges und Rechts in den Banten ber religidfen 
Offenbarung gefangen Hält; und biefer Unterſchied der beiden Religionen bat auch 
feinen Autheil an jener Erſcheinung. 

Das mohammeranifche Recht, weldhes den Defpotismus der Sultane befchränft, 
wird nicht als ein Ausorud des Volkswillens, aber ebenfo wenig als die willfür- 
liche Satung des Staatshauptes betrachtet. Es gilt den Gläubigen als das gött— 
liche Geſetz, das dur den Mund des Propheten im Koran geoffenbart worben 
und dem auch die Sultane unterworfen find. Diefes Gefeg ift, weil es ein geoffen» 
bartes ift, wejentlih unveränverlid. Es kann wohl dur die Rechtswiſſenſchaft 
erfannt und in feinen Konjequenzen ausgebildet, aber e8 darf von Niemanbem 
aufgehoben oder umgeftaltet werben. Nur innerhalb feiner Schranken barf der 
Sultan neue Ordnungen erlaffen und Einrichtungen treffen. Wenn diefe Kanun 
(canones) dem göttlichen Gefeß der Schery widerſprechen, fo leiden fie an einer 
unheilbaren Nichtigkeit. Daß aber dieſe Harmonie des abgeleiteten Sultansrechts 
und bes urſprünglichen Gottesrecht8 gewahrt bleibe, dafiir haben vie Ulemas als 
geſetzeskundige Wächter des Glaubens zu forgen. Die geiftliche Körperſchaft ver 
Ulemas bildet fo eine verfafjungsmäßige Schranfe der fultanifhen Willkür, welche 
freilich mächtige Fürften in einzelnen Fällen ebenfo zu biegen oder gelegentlich zu 
brechen wußten, wie im Mittelalter manche europätfche Fürften bie Schranten, weldye 
die Stände ihrer Willfür entgegen festen. 

Die Eriftenz einer folhen aus Theologen und Rechtsgelehrten zufammen- 
gefegten religiös-wiffenfhaftliden Genoffenfhaft erinnert an die Stellung bes 
latholiſchen Klerus im Mittelalter, der fi auch nicht auf die religiöfen Funktionen 
befchräntte, fondern daneben das kanoniſche Recht ausbildete und durch dasſelbe das 
weltliche Recht zu beherrſchen verfuchte. Das reformatorifhe Streben der 
heutigen Zeit macht den Verſuch, dieſe geiftliche Gewalt, welche Bisher die Religion, 
die Wiſſenſchaft, das Recht und die Schule geiftig leitete, auf die religiöfen Wirkungs- 
freife zu bejchränten, das Unterrichtswefen und die Rechtspflege von ihr unabhängig 
zu machen, und aud in den Islamitifhen Staaten den Staat von der Kirche zu 
fondern und zu emancipiren. Diefe Staaten würben dadurch den europäiſchen viel 
näher gebracht und der modernen Civilifation zugänglich gemacht. Ob diejes Streben 
gelingen werbe, ift freilich noch zweifelhaft, zumal e8 mit dem alten Glauben des 
Koran ſchwer vereinbar ift. Es läßt fich nicht, wie die hriftliche Reformation des 
16. Jahrhunderts, als Reinigung des Glaubens von Menfhenfagungen begründen 
und darſtellen. Es ift eher als eine zeitgemäße Berbefferung des alten 
Glaubens aufzufaffen, welche der fortgefchrittene Menfchengeift fordert und mit 
Gründen der Bernunft rechtfertigt. Die Reform ift ihrer Urſache und ihrer Richtung 
nad vorzüglid eine ftaatlihe. Sie wird getragen von ber Einfiht in die Schwäche 
und Unvolllommenheit ver Islamitifhen Staatsverfaffung im Bergleih mit den 
chriſtlich uropaiſchen Staaten und von dem Bedürfniß nach Verbeſſerung ver ge 
fühlten Mängel. Religiöfe Beſchränktheit mag fle deshalb als Abfall von vem Glan- 
ben ber Vorzeit verdammen; der Politifer vermag darin nur eine Gefahr und eine 
Schwierigkeit zu erfennen und wird deßhalb zur Vorfiht und Energie mahnen. 
Über er wird das Streben, die großen menſchlichen Wahrheiten des europäijchen 
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Staatsrechts auch auf die andersgläubigen Staaten des Orients überzupflanzen, 
die auch wir nicht dem geoffenbarten chriſtlichen Glauben, fondern ver menjchlichen 
Geiftesarbeit verdanken, ehren und unterftügen, gejegt aud es follte darüber Die 
theologifhe Konfequenz des Islam Schaden leiden. Entweder muß ber Islam wie 
das Chriftentyum fih in die Wandlungen des Zeitgeiftes zu finden und mit den 
Forderungen des modernen Staates zu vergleihen wiffen, dann wird die Reform 
auch von den Gläubigen gutgeheißen, ober die ſtarr geworbenen Religionsfyfteme 
ziehen den Verfall der Staaten nad) fi, die von ihnen an ber nothwendigen Ent- 
widiung gehindert werben, und gehen dann, da fie unbraudbar für die Völler 
werben, mit ven Staaten unter. 

Man hat den Islamitifhen- Staat häufig als Theokratie bezeichnet. Eine 
eigentliche Theokratie wie der Moſaiſche Staat ift er freilich nicht, denn Gott wird 
darin nicht ald unmittelbarer Herrfcher verehrt; er nähert ſich vielmehr infofern dem 
menſchlichen Staat, als ein Menfc (der Kalif, der Sultan) als wahres Staats- 
haupt erfcheint. Aber er ift auf halbem Wege ftehen geblieben und hat fi von 
der orientalifchen Gebunvenheit no nicht völlig losgemadt. Er ift von theofra- 
tifhem Geift ganz und gar durchdrungen. (Vgl. oben Bd. V. ©. 283.) Der moham- 
mebanifhe Monarch leitet fein Recht ganz von dem göttlihen Willen ab und be- 
teachtet fich als Stellvertreter und Statthalter Gottes auf der Erde, berufen, das 
göttliche Geſetz zu verwirklichen und die göttliche Gerechtigkeit zu handhaben. „Das 
Reich ift Gottes, er gibt es, wem er will. Die Erbe ift Gottes, er gibt fie, wem 
er will.” Das ift der Grundgedanke, der im Koran ausgeſprochen ift. 

Da die Weltregierung Öottes ſelbſt monarchiſch ift, fo find die Oläubigen 
geneigt, auch die von Gott — Regierung auf der Erde ebenſo monarchiſch 
zu denken. In weit höherem Grave als in Europa haben daher die Islamitiichen 
Staatenbildungen eine Tendenz zur Monardie und zwar zu einer wenig beſchränk— 
ten, der Defpotie fi annähernden Monardie. Wenn ausnahmsweiſe in Folge 
nationaler oder hiftorifher Einwirkungen andere Berfafjungen vorfommen, fo werben 
biefelben nur thatjächlich gebulvet, nicht im Princip anerfannt. Wie die iveale Ein- 
heit des Islamitiſchen Weltreiches fi nicht durchführen ließ, weil die Bölfer und 
Länder fich trennten, fo mußte auch die monarchiſche Einheit des Landesfürften 
zuweilen den republifanifchen Sitten einzelner Völker weichen. Aber im Hinter- 
grund blieb fortwährend der Eine oberfte Imam, als der monarchiſche Oberpriefter 
und Nachfolger des Propheten, der wenigftens vie religiöfe Einheit zufammen bielt. 

Kur ein Mann, nicht eine Frau fann Imam und daher der wahre Souve— 
rain fein. Mohammed hatte, als die Prinzeffin Burafhan Dulhth den Perfijchen 
Thron beftiegen, ausgerufen: „Wehe dem Volke, das von einem Weibe regiert 
wird." Seitdem wurbe es zu einem Grundgeſetz des Islamitifchen Rechts, daß niemale 
die Herrſchaft einer Frau zufomme. Ob der Herrfder von der Nation der Gläubigen 
frei gewählt, oder von dem Vorgänger bezeichnet, oder durch das Erbrecht beftimmt 
werde, ober mit Gewalt fi) felbft empor ſchwinge, darüber gibt es fein Glaubens- 
gebot, und bie Staatspraris wechſelte von Zeit zu Zeit. Aber es ift nicht nöthig, 
daß ver Herrfcher durd individuelle Tugenden und Fähigkeiten vor allen andern 
Zeitgenofjen ausgezeichnet fei. Nur muß er fähig fein, ven vormunbfchaftlichen 
Schug zu üben, für die Beachtung der religiöfen VBorfchriften zu forgen, die Reichs- 
grängen zu vertheidigen und ven Unterdrückten beizuftehen. Wenn er lafterhaft wird 
und Tyrannei verübt, jo ift das Fein hinreihender Grund, um ihn abzuſetzen, 
was wohl dem ungerechten Richter widerfährt. Nur wenn er die ewigen Geſetze 
des Islam verlegt, faun er nad der Meinung mancher Gottes- und Rechtöge- 
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lehrten feine Autorität verlieren. Seine Perfon ift heilig und unverleglich und 
keiner menſchlichen Strafgerihtsbarkeit ausgefegt. Nur in bürgerliden Dingen fol 
au er zu Recht ftehen. }) 

Die Starrheit des Rechts, von der fhon oben die Rebe war, und welde in 
allen Islamitifhen Staaten die Reformen fo ſehr erſchwert, wird auf den Sprud 
des Propheten begründet: „Jedes neue Geſetz ift eine Neuerung, und jete Neue- 
zung ift eine Berirrung, und jebe Berirrung ift der Weg zur Hölle." Das Wort 
wird freilih nur auf Neuerungen bezogen, welche das geoffenbarte Gottesgeſetz be- 
treffen, nicht auf ſolche, welde dem Bereich der wechſeinden menſchlichen Einrich— 
tungen angehören. Aber es wird damit dod bie abfolutiftiihe Abneigung gegen 
ben Yortfchritt bitter genug ausgebrüdt und gerechtfertigt, und das Gottesgeſetz 
reiht im Islam fehr weit und beherrſcht die Menſchenſatzung in drückendſter Weife. 
Diefer moralifche Kardinalfehler ver Islamitifhen Politik hat überall zu verderblichen 
Birkungen geführt, und nur in folden Zeiten haben die mohammebvanifchen Staaten 
innere Yortfhritte der Kultur und der Eivilifation gemacht, in denen biefer priefter- 
lich⸗ träge Geift weniger mächtig war und bie Herrfcher fih mehr von ver Wifjen- 
haft als von dem Glauben beftimmen ließen. 

Obwohl das Recht des Herrfhers von Gott abgeleitet wird, fo gebt bie 
Ausübung der Herrihaft doch aus dem freien Willen des Herrſchers felbft hervor. 
Die Mohammedaner glauben fo wenig als wir an eine unmittelbare göttliche 
Infpiration des Regenten. Gott überläßt ihm das zu thun, was er felber für 
gereht und zwedmäßig erkennt, und zieht ihn zur Rechenſchaft für feine Hand- 
lungen. Hinter dem irdiſchen Gericht fteht das göttliche Weltgericht, welches auch 
über den irbifhen Souverän richtet. 

Dem fteht die Idee der Prädeftination, welche bekannter Maßen in ver mo» 
hammedaniſchen Theologie wie in der Kalviniftifhen eine große Rolle fpielt, nicht 
entgegen. Die Präbeftination wird im Islam aus dem Wefen Gottes abgeleitet, 
der ſelbſt unveränverlih von Ewigkeit her beftimmt, was er will, Daher find ſchon 
im Mutterleib die Einen zu ewiger Seligkeit, die Andern zu ewiger Unſeligkeit be— 
ftimmt. Aber trogdem ſuchen die Ulema’s die menjhlihe Willensfreiheit daneben 
zu erhalten und berufen fih auch dafür auf den Koran: Theils nehmen fie an, daß 
Gott nur einige, nit alle Menjhen erwählt oder verworfen und ben Meiften 
überlafjen babe, durch ihre guten Thaten Anfprüche auf feine Belohnung zu er- 
werben oder durch ihre Miffethaten feine Strafe heraus zu fordern. Theils führen 
fie aus, daß der Menſch verpflichtet fei, feine Bernunft zu gebrauchen und felber 
zu prüfen, wie er fein Leben einzurichten habe. Nur wenn er das gethan hat, 
dann darf er mit Ergebung die Macht des ewigen Schidjald erwarten und foll 
fi demfelben, als dem göttlihen Willen, unterwerfen. Der Kampf gegen das Schid- 
fal, wie ihn die Ariſchen Völker als das Kennzeihen der Helvennatur verftehn, 
ift dem Mohammedaner ein Zeichen eines gottlofen und ungläubigen Gemüthes, 

Aber die große Mafje der Gläubigen hat für diefe Unterfceivung ber Theo— 
logie fein Verſtändniß und unterwirft fih mit ſtumpfer Refignation dem ewigen 
Schickſal au in den Dingen, welde durch den freien Willen der Menſchen be- 
ftimmt werben können. Eine fataliftijche Gefinnung hat ih der mohammedaniſchen 
Bölfer in allen Klaſſen bemächtigt und wird ver freien Geiftesarbeit hinderlich. 
Sie ift eine Haupturfadhe der Verkommenheit der Islamitifchen Staaten und eines 
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der mädhtigften Hinderniffe ihrer Reform. Die theofratifirende Stantsivee führt fo 
immer zulegt zur Lähmung der menſchlichen Geiftesfräfte. 

Zur Ausbildung einer repräfentativen Staatsform, in welcher auch bie 
übrigen Volksklaſſen außer dem Herrfcer einen georhneten Antheil an der Gefe- 
gebung und eine Einwirkung auf die Politik erhalten, haben die Mohammedaner es 
bis jegt nirgends gebracht. Das Dogma der Untheilbarkeit der ſouveränen Gewalt, 
das bei ihnen ebenfo einfeitig befteht wie bei Hobbes und den europäiſchen Ab— 
folutiften und zudem die Weihe der göttlichen Offenbarung für fi hat, ift ein 
ſchwer zu befeitigendes Hinberniß der Repräfentativverfaffung. Es gibt überhaupt 
fein eigentliches Staatsreht im Sinne des Volfsrehts. Es gibt nur einen Abglanz 
der göttlichen Weltherrfchaft in dem Reiche der Sultane. Die Sultane haben wohl 
ihre Bezire, denen oft die eigentliche Regierung anvertraut wird, ihre Beamten und 
Dffictere, ihre großen Räthe; aber fie Alle find mehr des Sultans als des Staa- 
te8 Diener. Nur die Ulema's nehmen eine relativ felbftändige Haltung ein, aber 
nicht weil fie die Wetfeften des Bolfes, fondern weil fie die Bewahrer ver göttli- 
lichen Lehre find. Erſt wenn der europälfhe Staatögevanfe, der das menfchliche 
Recht menfhlih und national begreift, im Orient Aufnahme findet, was gedenk⸗ 
bar ift, ohne daß der Orient hriftlich wird, denn dieſer Staatsgedanke ift nicht 
aus dem Chriftenthum entftanden und überhaupt fein religiöfer, erft dann ift bie 
Möglichkeit einer freien Staatsverfafjung für vie mohammedanifhen Staaten er- 
Öffnet. Sollte das jo ganz unmöglich fein? Sollte der Islam allein ftille ftehen 
können, während die Wandlung der Zeit die Welt bewegt und ändert? Manche 
neuere Erfcheinungen deuten auf das Gegentheil. Und weßhalb fol denn bie göft- 
lihe Weltherrfhaft, welcher ver fromme Glaube des Orients ſich rüdfihtslos hin- 
gibt, ſich weniger in der bewußten Selbftregierung eines wohlgeordneten Boltes als 
in dem Haupte dieſes Volkes allein barftellen ? 

In einer nahe verwandten Beziehung Hat ſchon vor Jahrhunderten das 
Ielamitifche Reich eine größere Freiheit und früher die Fähigfeit gezeigt, fih von 
den Feſſeln der priefterlihen Engherzigkeit loszumachen, als die hriftlihen Staa— 
ten. Die mohammedaniſchen Sultane waren viel duldſamer gegen Andersgläubige als 
bie hriftlichen Könige im Mittelalter. Allerdings trugen die Mohammebaner niemals 
Bedenken, ihre Religion mit dem Säbel in der Fauſt auszubreiten. Der Koran 
ruft zum Kriege auf wider die Ungläubigen, welchen vie Wahrheit verkündet wird, 
und bie nicht auf fie hören wollen. Aber verfelbe Koran ift unerbitterlid nur 
gegen die Vielgötterei, in der er eine Majeftätsbeleivigung gegen den Einen Gott 
fieht, und erfennt im übrigen die Wahrheit an, daß in Glaubensſachen nicht bie 
Gewalt entſcheide. Juden und Chriften haben daher maffenhaft während vielen 
Jahrhunderten unter mohammebanifcher Herrfchaft gelebt, ohne irgend eine Ver— 
folgung ihres Glaubens wegen zu erbulden. Viele Sultane waren an ihren Hö- 
fen mit Juden und mit Ehriften wie mit Mufelmännern in freundlihem Verkehre, 
während es im 13. Jahrhundert als ein umerhörtes und fegerifches Beginnen ange- 
feben ward, als der hriftlihe Kaifer Friedrich II. mit ven Saracenen auf Sicilien 
menfchlihen Umgang pflog, und während fonft nirgends Mohammebaner auf hrift- 
lichem Gebiete geduldet wurben. 

Die Sorge für vie Armen und Nothleidenden gehört zu ven wefent- 
lien Aufgaben des mohammebanifhen Staates. Mohammed felbft beftimmte zu 
ihren Gunften den fünften Theil der Kriegsbeute, belegte den Grundbeſitz mit 
dem Armenzehnten, nahm ſich der gebrüdten Schulpner an und bebrohte die Wur- 
cherer mit der Höllenftrafe, Gefeg und Sitte verpflichten den wohlhabenden Dufel- 
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mann zu reichlihen Almofen. Hofpitäler für Kranke und für Arme werben ans 
biefen Fonds gegründet; der Loskauf von Gefangenen aus fremder Sklaverei, die 
Unterftägung der Reifenven, Spenden ver Wohlthätigkeit aller Art werben von 
den Mufelmännern als religiöfe Pflicht geübt. Freilich ftehen auch bier die wohl— 
thätigen Anftalten an zwedmäßiger rationeller Einrichtung hinter ben neuern euro- 
päifhen zurüd, und Almofengeben ift nicht die befte Weiſe, ven Armen zu Beifen; 
aber an frommer Gefinnung, an Barmberzigkeit und an brüberlicher Theilnahnte 
bei dem Unglüd feiner Genoſſen darf der Mufelmann wohl ohne zu erröthen ben 
Bergleich mit dem Chriften aushalten. 

Vielleicht die fhlimmfte Seite ded mohammedaniſchen Reiches ift die Lage ber 
Frauen. Mohammed hatte freilich die Zuftände der Frauen, mie er fie bei fet- 
nem Bolfe vorfand, verbefiert. Er liebte die Fraxen und verdankte hinwieder ihrer 
Gunſt nahhaltige und ergiebige Hülfe in feinem gefahrvollen Leben. Er ſchützte 
die nenugebornen Mädchen vor der Barbarei des Mordes. Er gab auch den Töchtern 
ein Erbrecht an der elterlichen Verlaſſenſchaft. Er empfahl ven Gläubigen, die Mut: 
ter zu ehren, und gab das Gebot der Brautgabe, die jever Mann feiner Ehe 
frau zu leiften hat. Es ift nicht wahr, daß er den Frauen das Paradies verfchlicht. 
Auch die Polygamie ward micht durch ihn eingeführt. Im Gegentheil die arabifche 
Sitte der Vielweiberei wurde durch ihm befchränft. Nur vier Ehefrauen barf der 
Mufelmann haben, wenn er fie zu ernähren vermag. Daneben ift der Mann nicht 
gehindert, andere Beifchläferinnen zu halten. Die vier Ehefrauen haben beſtimmte 
Rechte auch gegenüber dem Dann, ver Ehemann aber viel größere über fie. Ihre 
Kinder find allein rechtmäßig. 

Bon diefen Zuftänden ift eine Entwürbigung ber Frauen untrennbar. Die 
Polygamte, die freilich nur unter den höhern und reicheren Klaffen der Bendlfe- 
rung borfommt, führt zu der nnfellgen Haremswirthſchaft, zu der Abſchließung der 
Frauen, zu blos finnliher Benugung berfelben, zu den Liften und Intriguen ber 
Buhlerinnen. Die Fran des Mufelmanns gelangt nit zur Ausbilbung ihrer mo: 
raliſchen Würbe und nicht zu ver feinen und zarten Geiftesblüthe, welche bie eu— 
ropäifhe Frau auszeichnet. Die blos finnlihe Kultur der Frauen aber zieht 
auch den Mann nieberwärts, mie die Geiftesfultur derſelben ihm veredelt. Ohne 
die Befreiung des Weibes von biefer Erniedrigung werden daher der Orient und 
die mohammevanifhen Staaten ſchwerlich einen erheblihen und fichern Fortfchritt 
in der Givilifation machen können, Die Schwierigkeit einer fo eingreifenden Re— 
form des Eherechts und der Sitte ift aber bier fehr groß, da das bisherige Ehe: 
recht und die bisherige Sitte die religtöfen Autoritäten für fih bat. Sie wird kaum 
anders ald dur einen neuen Propheten, der das Wert Mohammeds wieder auf- 
nimmt und in derfelben Richtung zeitgemäß fortbilvet, durchgeführt werben können, 

Siteratur. D’Ohsson, tableau general de l’empire Othoman. 3 Bde. 
Paris 1787—1820. ©. Weil, Mohammed der Prophet. Stuttgart. 1843, 
Laurent, Etudes sur l’'histoire de l’bumanit& (Droit des Gens tom. V.) Gaud 
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I. 128 ff. vluniſchti. 
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Dieſe beiden Donaufürſtenthümer erſchienen ſonſt ſeit Jahrhunderten, obwohl 
unter der Oberherrſchaft der Pforte ſtehend, als zwei abgeſonderte Staaten; erſt 
feit das ruffifche Proteftorat über diefelben, nach dem Falle von Sebaftopol, auf- 
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E 
gehört hat, treten fie vereint auf als das Baterland und ber Kern des voma- 
nifhen Volkes. 

Lage und natürliche Befhaffenheit. Die Moldau und Waladei um- 
fafien das gefammte Flahland auf dem linken Ufer der Donau, von da an, wo 
fie die Waflerfälle des eiſernen Thores verläßt, bis zum ſchwarzen Meere. Bon 
dem Ufer der Donau, die diefe etwa 50° den Waflerfpiegel des ſchwarzen Meeres 
überragende Ebene gegen Mittag zu begrenzt, fteigt diefelbe an bis zu den nördlich 
über 7000° fidy fteil erhebenden Karpathen. Yängs dem Ufer der Donau befteht 
dies Flachland ein Paar Meilen breit durchſchnittlich durchaus aus angeſchwemmtem 
Boden; die Hälfte der darauf folgenden weiter auffteigenden Fläche ift mit Thon, 
Mergel und Sand gemifcht; weiter hin gegen ven Fuß der Karpathen findet ſich 
Höhlen-Kaltftein, Gneiß, Thonſchiefer, Glimmer und Sciefer-Then; vie hieher 
gehörenden Karpathen felbft enthalten Grauwade, Kalt, Quarz und Granit. Un- 
fern des eifernen Thores findet fi zwifhen Quarz und Kalf bituminöfes Holz, 
welches von Palmenbäumen herzurühren fheint. Da wo fi die Karpathen nörblid 
wenden, enthalten die Vorgebirge derfelben unerſchöpfliche Salzlager zwiſchen Sand— 
ftein und Thon. Hier wird das Steinfalz in geringer Tiefe mit großer Leichtig- 
feit gewonnen. Auch finder fih bier Asphalt, Steinöl und Erdwachs. Am weft 
lihen Ende der hieher gehörigen Karpathen haben fih Spuren alter Baue auf 
Kupfer gefunden, fo daß auf nod mehr metalliihen Reichthum zu fließen ift; 
dabei führen mehrere der hiefigen Flüſſe Golbfand nad dieſen weiten Ebenen. 
Diefe find übrigens nicht felten Erdbeben ausgelegt, von denen bie von 1819, 
1821, 1838 und 1843 die bebeutentften der Neuzeit waren; am beftigften aber 
war das vom 23. Januar 1838. Der höchſte Berg in diefen Fürftenthümern 
ift der Tihadhlo in der Moldau an ver Grenze von Siebenbürgen, der ſich an 
7000° erhebt, und wo ver Schnee bis zum Juli liegen bleibt. Die ſüdlichen Ab— 
hänge der Karpathen gegen die Walachei find mit Yaubholz, befonders Eichen, be- 
beit; dagegen die Abhänge gegen Morgen, auf die Moldau zu, mit Nadelholz. 
Hier find die befannteften Gebirgspäffe der Tölgiespaß und der Gimespaß, fowie 
der Djtospaß; aus der Walachei aber der Botaer-, Tümeger- und Törkburgerpaß, 
der rothe Thurmpaß, da wo die Aluta die Karpathenkette aus Siebenbürgen 
fommend dürchbricht, und der Bulfanpaß zwifchen dem rothen Thurme und dem 
eifernen Thore. Außer diefer die nörblide und norbweftlice Grenze bildenden Ge— 
birgsfette ift dies ganze Yand eine der frudhtbarften Ebenen Europa’d. Die Frucht- 
barkeit diefer Donauländer wird nod vermehrt dur die zahlreichen den Karpathen 
entftrömenden Flüſſe, bie fümmtlih dem Donaubeden angehören. Die Donau, 
welche zwifhen Sebien und dem Banat durch fteile Felſen über Felſen daher— 
ftrömt, berührt bei Orſova diefe Fürftenthümer in einer Breite von 70°, beruhigt 
fi aber bald, da fie bier die weite Ebene betritt, und erreicht eine Breite von 
durchſchnittlich gegen 7000° und behält durdgängig eine Tiefe von 25‘, fo lange 
fie an den Geſtaden biefer Länder hinfließt, die fie unterhalb Reni erft verliert, 
wo die Sulina und die anderen Mündungen vergeftalt verfandet find, daß man 
fie in der neueften Zeit dur die Eifenbahn auf dem rechten Ufer von Czerna— 
waba nad dem Seehafen von Kusdendſche am ſchwarzen Meere zu umgehen ge- 
ſucht bat. So traurig endet biefer deutfche Strom, der von Donauefhingen bis 
Regensburg gegen 50, von da bis Wien 50, von da bis Pefth 50, von da bie 
Peterwarbein 60, bis Orſova 40 Meilen, im Ganzen in Deutſchland über 100, 
in Ungarn und bis zur Grenze der Donaufürftenthümer beinahe eben fo viele 
Meilen zurüctgelegt hatte, che ex dieſes Land erreichte; hier macht die Donau noch 
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über 125 Meilen die Grenze, und erreicht ihr Lauf von Orfova an bis Gallat eine 
Geſchwindigkeit von 1800 in der Stunde, die aber weiter abwärts abnimmt, nach— 
dem fie den moldauifchen Hafen Reni verlaffen hat und ſich bei Ifaczi theilt. Der 
nördlihe Arm fließt bei der moldauiſchen Stadt Ismail vorbei durd die Stambul- 
Mündung in das ſchwarze Meer und ift nicht zur Schifffahrt zu benugen; ber 
mittlere Arm führt zu der befannten Sulina-Mündung; der ſüdlichſte Yım St.Georg 
führt durch das Titrfifh-Bulgarien nad dem ſchwarzen Meere, ohne für die Schiff- 
fahrt brauchbar zu fein. Die bedeutenpften der aus den Donaufürftenthiümern dieſem 
Hauptftrome zuftrömenden Flüffe find: die Aluta oder Alt, welche am weſtlichen Ab- 
hange des Tſchachlo in Siebenbürgen entfpringt, unfern den Duellen des Meroſch 
fi fünlich wendet, durch den rotben Thurmpaß vie Walachei erreiht und unter- 
halb Orſova als der erfte bedeutende Fluß, nachdem die Donau diefe Länder be- 
rührt bat, der bulgarifhen Stabt Nicopolis gegenüber, ſich mit berfelben verei- 
nigt. Der Argiſch entfpringt in der Karpathenfette, welche die Walachei von Sie 
benbürgen ſcheidet, und fällt bei Giurgievo in die Donau. Die Jalomitza entfpringt 
unmeit des Törkburgerpaffes und fällt unterhalb des bulgariſchen Siliftria in bie 
Donau; der Sereth entfpringt in den nörblichiten Ausläufern der Karpatben, hieß 
im Alterthum Ararus, nimmt die Biftriza (Ausonium) auf, fowie den Milkow, 
der die Grenze zwifhen der Moldau und Walachei bildet, und fällt zwiſchen Braila 
und Galla in die Donau, endlich der Pruth, Hieresus der Alten, der bie Grenze 
zwifchen Beffarabien und der Moldau bis Katamori macht und unterhalb Gallag 
in die Donau fällt. Diefe Gegend ver untern Donau ift befonders reih an großen 
Landfeen, von denen wir den von Brateftic nennen, nod größer aber find bie 
Seen von Kogul und von Yalputſch, welche zwifchen Reni und Ismail in dem 
von Rußland wieder zurüderoberten Theile von Beffarabien liegen, fowie bie zwi— 
{hen Ismail und Kilia mit der Donau in Verbindung ftehenden Seen. Sümpfe 
find an den Ufern der Donau fehr häufig, welche die fehr hartnedigen fogenannten 
walachiſchen Fieber erzeugen. Dagegen fehlt es viefen Ländern nicht an Heilquellen, 
von denen die zu Slanik, Wailutza und Skit-Pietrofa befonvers zu erwähnen, um 
welche fich die veutfchen Aerzte Chiack und Meyer durch chemiſche Analyfen ver 
dient gemacht haben. Was nun die geographiſche Lage betrifft, fo erftreden ſich 
diefe Donaufürftenthümer von dem 20. bi8 27. Grade der öftlihen Länge und 
von dem 430 40° bis zum 480 50° der nördlichen Breite; es liegen biefelben 
mithin ungefähr in verfelben Fänge wie der finnifche Meerbufen und das ägäiſche 
Meer, fowie ungefähr in verfelben Breite, wie die Länder zwifhen Wien, Frei— 
burg in Breisgau und Orleans nördlich, und Ankona, Florenz, Lucca und Nizza 
ſüdlich. Doch ift das Klima bei Weiten nicht mit viefen weiter weftlid gelegenen 
Ländern zu vergleihen, da die Karpathen vie milden Weftwinde abhalten, wogegen 
es an einem Schutze gegen die Falten Norboftwinve fehlt. Dennoch gebeiht hier 
der Wein und Seidenbau, obwohl der Schnee oft Wochen lang liegen bleibt. Im 
Jahr 1832 hat man hier die Kälte mit dem hunderttheiligen Thermometer bis 
auf 270 und vie Wärme im Jahre 1839 auf 369 beobadhtet. Die in biefen Län— 
dern wild wachſenden Pflanzen anlangend, fo finden fi) auf den Gipfeln ver 
bieher gehörenden Karpathen Pflanzen, die ber Alpenregion angehören, bejonbers 
auf dem Tſchachlo, als isländiſches Moos und Korallenflehten, auch Sarifraga, 
aber häufiger noch Rhododendron. Die mittleren Regionen find mit Schwarztannen 
bedeckt, die Ebenen nad) ver Donau zu find meift von Holz entblößt, oft ſogar 
vom Graswuchſe; auf dem reich mit Salz gefhmwängerten Boden namentlid in ben 
Bertiefungen blühen Salzpflanzen, die Uferebenen ver Donau aber find holzreich. 
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Wo aber der Boden bebaut wirb, ift er in hohem Grabe dankbar, die Vegetation 
üppig, bie Gemüſe zeichnen fi durch befondere Zartheit ans, und viele wildwach- 
jende Pflanzen werden als jhmadhaftes Gemüfe benugt; z. B. der Spargel darf 
bier nicht in Gärten gezogen werben, er wächst wild auf den Wiefen. Eine bejon- 
dere Eigenthümlichkeit ift die früher im dieſen Fürſtenthümern unbefannte wild- 
wachfende Pflanze: Xantium spinosum, das ruffifche Unkraut oder Cholera ge- 
nannt, welde exft feit 40 Jahren fih am Wege und in bem Umgebungen der 
Dörfer eingefunden hat und daſelbſt jegt überall wuchert; den volfsthümlichen 
Namen bat diefes unvertilgbare Unkraut daher erhalten, daß es bei den Türfen- 
friegen durch die Auffen mit der Cholera eingeführt worben fei, indem ber mit 
feinem Wiverhaden verfehene Same an den Hörnern der Thiere hängen geblieben. 
Ein herrliches buntfarbiges Bild geben die blühenden Wiefen. Die gewöhnlichften 
Waldbäume find außer ben erwähnten Tannen und Fichten die Eiche, Buche, Rüfter, 
Ahorn, Linde, Bappel und viele wilde Obftbäume. Bon den diefen Ländern eigen« 
thümlichen Thieren find zu erwähnen: der Fuchs und Wolf, die wilde Kate und 
ver Fuchs, Marder, Iltis, Fifchotter, Dachs und Bär; Kaninden fehlen bier, wo— 
gegen die Hafen häufig vorfommen; fowie Hirſche, Rehe und Gemfen, auch wilde 
Schweine, befonders das Rohrſchwein in ven Sümpfen des Pruth bei feiner Mün- 
dung in bie Donau. Bon Bögeln find befonbers zu erwähnen: weißköpfige Geier, 
Fiſchadler, Seeadler, Jagdfalken, Ohreneulen, fibirifche Eulen, Lady, Felfen- und 
Zurteltauben, aud Trappen. Beſonders häufig aber find die Waſſervögel, ber 
Kranich, Storch, Löffelreiher, Rohrdrommel, Ibis, die Möve, ver Singfhwan 
und Beliten, fowie die Komarauſcharbe. Taufende folder Vögel beveden die Seen 
an ber untern Donau, welde vorzüglich reich an gefhmadvollen Fiſchen ift, als: 
Haufen, Störe, Wels, Stariat, Lachs und Häringe. Ebenfo reih find aud bie 
vielen Seen und Teiche viefer Länder an Grätenfifhen und vie Gebirgsbäche 
an Forellen u. f. w. Um die früher ganz unbelannte Naturgefhichte dieſer 
Länder bat fi der bentfche Oberftabsarzt v. Czihak durch fein in romaniſcher 
Sprade herausgegebenes Leſebuch verfelben verbient gemacht, der ſich jet nad 
Aſchaffenburg zurüdgezogen hat, nachdem er in Jaſſi eine naturforfhende Gefell- 
haft geftiftet und damit ein reiches naturwiſſenſchaftliches Mufeum verbunden 
hatte. 

Staatsgefhihte Die Ebenen auf dem linken Ufer der unten Donau 
ericheinen in der alten Welt ald der Tummelplat ver fabelhaften Scythen, vie 
durch den Zug des Darius«ÖHftaspes näher bekannt wurden, bis dort die Geten 
auftraten, und wo uns erft die Eroberungen Wleranders mit den Daciern bekannt 
machten. Ihr König Sarmis, mit dem jener Eroberer Frieden ſchloß, erinnert an 
die alte Stadt Sarmizegethafa, in dem benahbarten Siebenbürgen, deren Refte 
man noch jett in den Karpathen jenſeits beren niebrigften Einfattelung an ben 
Quellen des Schill und Stry findet. In Siebenbürgen find noch jett die reichten 
Goldbergwerke Europa's, und dort fand man eine alte Golbmünze mit der Im- 
ihrift ZAPMIF BAZLA. Nach der Theilung der Eroberungen Aleranders 
wurben beide untern Ufer der Donau dem Lifimahus zu Theil. Darmicanter, 
König der Dacier, nahm ihn aber gefangen, und eine große Menge Goldmünzen 
mit den Namen ALZIMAK und KOEZRN wurden zu verfchiedenen Zeiten in 
den Reften einer alten feften Stabt gefunden, die auf dem ©revifter Berge in 
dem Muntfcheller Gebirge, dem Gebirgsknoten der Karpathen, da wo fid bie 
erwähnte Einfattlung befindet, von ehemaliger bebeutender Größe Zeugniß geben, 
bie {don ver dem Einfalle ber Römer beftanden haben muß, aud nachher wicht 
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wieder bewohnt gewefen zu fein fcheint. 1) In der gefammten Moldau und Walachei 
finden ſich feine fo alten Ueberrefte einer feften Nieverlaffung, fo daß dieſe an ber 
Grenze biefes Flachlandes gelegene Feſtung die Hauptftabt der damaligen Bewohner 
dieſes Landes gewefen zu fein fcheint, das von den Daciern bewohnt war, deren 
Geſetzgeber Zamolris ein Schüler von Pythagoras geweſen fein fol. Später fiel 
bier Berchistus mit Deceanus in Pannonien 80 Jahre vor unferer Zeitrechnung 
ein, fo daß Kaifer Auguft 33 Jahre vor unferer Zeitrehnung gegen die Dacier 
auszog, welche ven Gotyjo zu ihrem Könige wählten, der gegen Tentalus fiel. Um 
diefe Zeit wurde Ovid nad Tomi verwiefen, wo er die getifhe und farmatijche 
Sprade erlernte. Auch Tiber und Titius Cato fanden hier Widerftand 14 Jahre 
nach umferer Zeitrechnung, und unter Domitian führte Duras dies Volk über bie 
Donau und ſchlug den Appius Claudius; Domitian fiegte zwar in der Walachei 
bei Talpa oder Tapes, mußte aber den Frieden im Jahr 87 erfaufen. Erſt Trajan 
befreite Rom von diefem Tribut, nahdem er zuerft durch Pannonien eindrang und 
Decebal, den König der Dacier, ſchlug, ſpäter aber im Jahr 107 dur die Waladhei 
über die.von ihm erbaute Donaubrüde nah deſſen Hauptſtadt Sarmizegethafa 
vorbrang und dort die römiſche Kolonie Ulpia Trajana gründete. Auf diefe Weife 
wurben die jegigen DonaufürftenthHümer zur römifchen Provinz Dacia transalpina, 
während Siebenbürgen Dacia mediterranea und das Banat Dacia ripensis ge- 
nannt wurde, Decebal wollte zwar feine Niederlage nicht überleben; aber fein Volt 
fegte die Kämpfe fort, und beweist der neapolitanifche Geſchichtſchreiber Carlo Troja 
in feiner Geſchichte Italiens oder vielmehr des römischen Reiches im Mittelalter, 
daß die Dacier dasſelbe Bolf bildeten, weldes dieſe Kämpfe unter vem Namen 
der Gothen fortjegte, deren Hauptfig in Balta war, einer noch jest zwifchen dem 
Dniefter und dem Bug an der fühlichen Grenze von Podolien liegenden Stadt, 
von welcher die Herrfcherfamilie der Balten ihren Namen bat, während aus ben 
Amalern fpäter der große Gothenkönig Herrmanrich hervorging. Die römifhe Ere 
oberung hatte aber bie jegige Moldau und Walachei dermaßen bevölkert, daß Trajan, 
wie Eutrop jagt, nad) Dacien cx toto orbe romano infinitas copias hominum 
transtulerat ad agros et urbes colendas. So wuchs hier eine römifche Bevölkerung 
auf; in ver Walachei wurde die Stadt Karacall gebaut, die noch befteht, die Stabt 
Roman in der Molvau foll vamals ſchon erbaut worden fein, und eine Inſchrift 
zur Zeit Hadrians fpridt von dem Municipium Dacorum Yassiorum, die auf Yaffi 
bezogen wird; auch foll das jegige Piatra in der Moldau unter der Römerherr- 
ſchaft als Petridava gegründet worden fein; fowie in der Walachei Amutrum, jett 
Turnu Severinul, Turris, jest Turnu, Ardaiscus, jest Arbefifh, Pons vetus, jett 
Pontevefe u. a. m. Allein dieſe römiſchen Kolonieen erfreuten ſich feiner langen 
Ruhe; die von Trajan befiegten Feinde beunrubigten fortwährend das reiche Gold— 
land, wo die Römer in Auropolis, dem jegigen Zalathna, bedeutende Bergwerfe 
und in Alba Julia, dem jegigen Carlsburg, eine bedeutende Verwaltung hatten. 
Schon Hadrian wollte nah dem 117 erfolgten Tode Trajans dieſe Eroberung 
aufgeben; doc befiegte er die wieder vorbringenvden Feinde und wurde der Wie- 
berberfteller Daciens auf einer Münze genannt. Dennoh überfhritten ſchon im 
Jahre 180 am Ausfluffe ver Donau die Gothen die Donau, und unter Antonin 
liegen fih 16 Stämme der fonft feindlihen Nationen unter den römifhen Kolo— 


!) Dacien aus den Ueberreſten des klaſſiſchen Altertbums topographiſch zuſammengeſtellt von 
bem Generaltonful Reigebaur. Be 1851, bei 3. Gött. 
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niften nieder, und im Jahr 212 wurden bie daciſchen Koloniften noch als römiſche 
Bürger anerkannt; allein ſchon 274 mußte Aurelian, nachdem Friediges und Saf- 
rath das ganze linfe Donauufer wieder erobert hatten, ſich auf das rechte Ufer zu— 
rüdziehen und ftiftete hier das aurelianiſche Dacien. Konftantin der Große ſchlug 
eine neue Brücke über die Donau, eroberte das linfe Ufer aufs Neue 332, und 
Ulfilas überfegte für die getauften Gothen die Bibel; allein ver obenerwähnte 
Herrmanrid; gab feit 369 dem Gothenreiche bald wieder eine noch größere Aus— 
dehnung, welches aber die Hunnen feit 375 durchbrachen; da ſchickten die Gothen 
den Biſchof Ulfilas an den Kaifer Balens 376; doch blieb dies Land dem Attila. 
Seitdem war e8 gewiffermaßen die Pforte, durch melde vie Völkerwanderung nad) 
den Weften Europa’s zog; im Jahr 493 fielen bier die Bulgaren ein, 564 bie 
Avaren, nachdem ſchon vorher die Slavinen an der Donau erfhienen waren. Diefe 
nannten die Eingebornen Daciens, weil fie bie lateinifhe Sprache redeten, Wlach; 
daher ver Name Walachen. Noch jest nennt der Pole die Römer Woldi, welches 
dem deutſchen Welſch und Welſchland entfpridt. Unter fortwährenden Kriegen blieben 
die Bulgaren das herrſchende Bolt in diefem Lande, deren König Teleril fi 777 
taufen ließ, und einer feiner Nachfolger, Krumus, beflegte ven Kaifer Nicephorus 
811. Unterbeß Hatten die Streitigkeiten zwiſchen der römifhen und morgenlänbi- 
ihen Kirche auch auf diefe Länder Einfluß, indem die Frage entftand, ob Buls 
garien zu der erfteren oder zu der legteren gehören follte,; währen Methodius umb 
Eyrill 861 die flavifchen Völker für die römifhe Kirche gewannen, wurben bie 
lateinifhen Priefter aus diefen Provinzen entfernt und durch den Bannfluh von 
880 das große Schisma befeftigt. Unterbeffen waren die Ungarn hier eingefallen; 
fo daß die Herrfchaft der Bulgaren dermaßen ſank, daß die Daco-Romanen ſich 
jelbft Häuptlinge wählen konnten, von benen 889 Glad befannt wurbe, ſowie 
Gyula; doch die Petfchenegen und feit 970 die von den byzantinischen Kaifern zu 
Hülfe gerufenen Ruffen ließen bier die eingeborene Benölferung nicht auflommen; 
fo daß fie erft 1014 durch den Kaifer Bafil Bulgaroftonos von der Herrihaft 
der Bulgaren befreit wurden. Allein die einzeln bier auftauchenden Häuptlinge 
ver Daco-Romanen unterlagen bald wieder den Romanen feit 1047, und bie Ber- 
wirrung der Geſchichte jener Zeit ift fo groß, daß Biele glauben, die Romanen 
und Daco-Romanen wären dasſelbe Volt, welches feit 1186 das fogenannte bul- 
gariſch⸗walachiſche Reich ftiftete, das jo mächtig wurde, daß der fränfifche Eroberer 
von Konftantinopel (1204), der Kaifer Balduin von Flandern, von Johann, dem 
Könige der Walaho-Bulgaren, gefangen wurde. Doc bald führte ver Einfall ber 
Tataren für das Land die Möglichkeit herbei, daß, während die Nachbarn befchäf- 
tigt waren, Radu Negru-Beffaraba um die Mitte des 13. Jahrhunderts aus ben 
hohen Gebirgen des Gentral-Daciend in bie fruchtbare Ebene der Walachei zu 
ziehen und die Grundlage zu biefem unabhängigen Staate zu Tergovift legen 
fonnte. Zum Wappen nahm er ben römiſchen Adler und gab ihm ein chriftliches 
Kreuz in den Schnabel. Dies Reich dehnte fih von dem eifernen Thor bis zum 
Sereth aus, jo daß es die jegige Walahei umfaßte. Diefem Beifpiele folgte ein 
anderer Häuptling der Daco-Romanen, Bogdan-Dragoſch, welder von der ungari- 
hen Landſchaft Mamorafh aus im Jahr 1359 zuerft in Baja in der Moldau 
einen andern unabhängigen Staat bildete, den er erft Bogdanin nannte, der aber 
bald von dem Fluß Moldava den Namen der Moldau erhielt und zum Wappen 
einen Ochſenkopf, zur Erinnerung an einen foldhen, den Bogdan einft an bem 
Quellen der Theiß gefunden hatte. Bald dehnte fi dies Reich über ben 
Pruth bis zum Dniefter aus. Beide romanifhe Reihe wurden in ihrer ‚Entwid- 
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lung um fo weniger geftört, da bie abenblänbifchen und mergenlänbifchen Chriften 
entzweit, mit den Mohamedanern im Kampfe begriffen waren. Doc; verfuchten bie 
Ungarn beide Länder für den Papft zu gewinnen; allein diefe fuchten dagegen bei 
dem Kaifer von Konftantinopel Schuß, und der Fürft ver Moldau ſchloß 1384 
mit Wladislaus Jagello von Polen ein Bündniß; doh mußte die Moldau feit 
1390 einen Tribut an Ungarn zahlen und 1392 die Waladhei an Bazajet. Bon 
ba an liefert vie Gefchichte beider Länder fortwährenne Kämpfe mit den Ungarn 
und Polen, fowie mit den Türken, wobei aber die inneren Berhältniffe dadurch 
um fo trauriger waren, daß die Groß-Bojaren, eine Adelskaſte, die Fürften aus 
ihrer eigenen Mitte wählten. Diefe verberbliche Ariftofratenherrfhaft brachte es 
leider dahin, daß der Fürft ver Walachei, Blade, fid 1460 ver Oberhoheit von 
Muhamed III. bleibend unterwerfen mußte, nachdem die Walachen an der Nieder- 
lage der Ehriften bei Barna Theil genommen hatten, Dabei waren aber aud) bie 
beiden ftammverwanbten Bölfer unter fidy nicht einig, ſondern befriegten einander 
ſehr oft, foger mitunter als Bundesgenoffen der Fremden, und fo fam es, daß 
1529 aud Barefh, Fürft ver Moldau, ſich der Oberherrlichleit der Pforte unter- 
warf. Nunmehr fonnten die Türken auf dem linfen Donauufer die Feftungen 
Giurgievo, Turna, Braila und Galle anlegen, während die Fürften ver Moldau- 
Walachei alle ihre Mittel erfhöpften, fi) gegen die ariftofratifhen Umtriebe ber 
Bojaren zu ſchützen, wobei fie aber auch die ver Pforte gelobte Treue häufig 
brachen. So ftand Michael der Tapfere von der Walachei gegen die Türkei auf, 
machte fich zugleih zum Herrn der Moldau und von Siebenbürgen, wodurd er bie 
Grenzen des alten Daciens gewiflermaßen wiederherftellte, murbe aber von ben 
Türken gefhlagen, welche nunmehr nicht mehr das Wahlrecht dieſer Länder gelten 
ließen, fondern meift die Hofpodare felbft ernannten. Hiedurch wurde biefe Würbe 
eigentlich äuflih, und es konnte den Türken nicht verbacht werben, wenn fie von 
den Chriſten die fchlechtefte Meinung faßten. Ein Fürft der Moldau, Elias, war 
1549 Muhamebaner geworben, und andere Schändlichfeiten gaben ein trauriges 
Bild von den Folgen diefer Ariſtokraten-Oligarchie; jo daß man darüber die Hel- 
denthaten von Michael dem Tapfern und von Stephan dem Großen von ber 
Moldau vergißt, welcher 1475 den Türken eine entſcheidende Niederlage beige- 
bracht hatte. Unter den feit 1549 eingetretenen Berhältniffen bedarf es nicht mehr 
der Erwähnung der Namen der Herricher in diefen Fürftenthümern, da ein Bojar 
ven andern zu überbieten ſuchte, felbft viele Fremde gelangten zu der Herrſchaft; 
fo ein Deutfcher, Jankul Saf 1580 und ein Wlbanefer 1658; fo daß die Pforte 
feit 1665 anfing, die Hofpodare nur auf 3 Jahre zu ernennen, da ſich fo viele 
Bewerber dazu für hohe Summen fanden; diefe wurben dann durch harten Drud 
des Landes wieder eingebracht, welches durch die Kriege Oeſterreichs gegen bie 
Türken nicht nur zu leiden hatte, fondern aud häufigen Näubereien durch bie 
Tataren aus ber Krim ausgefegt war, wie unter andern im Jahr 1628; aud) 
batte die Peft 1660 hier gewüthet. Nachdem Peter ver Große als der gefährliche 
Nachbar der Türkei aufgetreten war, verband fi Kantemin, Fürft der Moldau, 
mit ihm; doch die Bojaren verliefen ihren Fürften, was den nachtheiligen Frieden 
am Pruth von 1711 zur Folge hatte, Nunmehr ernannte die Pforte feinen ein- 
heimifchen Fürften mehr, ſondern Griechen aus dem Phanar; dieſe verftanden es, 
ihre Berwandten mit den reichten Bojarenfamilien zu verheirathen, und fo fommt 
ed, daß eben unter dieſen das reine romanifhe Blut fehr felten ift; vie Kanta- 
fuzenos, Murufis, die Ypſilantis, die Sutzos und viele andere der erften Bojaren- 
familten find Phanarioten. Auf den ruffifheri Krieg folgte der öſterreichiſche Krieg, 
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wobei der Feind bie Heine Walachei 1714 befekte; in dem Kriege mit Rußland 
wurde die Moldan und Walachei von ben Ruffen 1735 vermwiüftet; dies wieber- 
bolte fid 1770, und durch den Frieden von Kainardſchi wurde die ruſſiſche Pro- 
teftion begründet, die dem Lande aber nicht viel Segen gebracht hat. Der Türten- 
frieg von 1787 bis 1791 führte die Ruſſen wieder hieher, die unter Suwarow, 
verbunden mit den Defterreihern unter dem Prinzen von Koburg, fiegten und 
durch den Frieden von Jaffi 1792 die ruffifche Proteftion noch weiter ausdehnten. 
Im Jahre 1806 fielen die Rufen wieder in der Moldau ein und nöthigten bie 
Türken zu dem Waffenftilftande von Sloboſia im Jahr 1807; doch ver Krieg 
fing 1809 wieder an, fo daß dieſe Länder erft im Jahr 1812 wieder in ven fFrie- 
densftanb verſetzt wurben, durch welchen aber die Moldau beinahe vie Hälfte des 
Landes, ganz Beflarabien, an ihren Proteftor verlor, nachdem Defterreih 1774 
im Frieden fih die Bulovina hatte abtreten laffen, wie es ein Jahr vorher an 
ber Theilung von Polen Theil genommen hatte. Im Jahr 1826 erhob in ber 
Moldau der ruffifche Obrift Fürft Kantakuzenos und in der Walachei Fürft Ypſi— 
lanti die Fahne des Aufruhrs gegen die türkifche Oberherrſchaft; die Türken gingen 
daher über die Donau, wo Wlabimiresfo, in der Meinung, es fei wie in Grie- 
henland auf Befreiung ber Nationalität von al’ dem bisherigen Drude ab: 
gefehen, eine Schaar von Baterlandsfreunden zufammengebradht hatte. Ypſilanti 
wollte aber nur für Rußland wirken, und fo ließ er ven Wladimiresko verrätheriſch 
überfallen und ermorden, fo daß das ariftofratijche Unternehmen unter ihm bei 
Dragofhan fcheiterte, worauf auch Kantafuzenos fih aus der Moldau entfernte, 
Da die damalige Hetärie die Erhebung der Griechen im ganzen türfifchen ‚Reiche 
bewirkte, wurden die Phanarioten aus Konftantinopel vertrieben, woburd die Mol⸗ 
dau-Walahen wieder von benjelben befreit wurden, indem nunmehr Eingeborne zu 
Hofpodaren ernannt wurden; in der Waladei Fürft Ghifa und in der Moldau 
Fürſt Sturbza; allein im Jahr 1828 rüdten bie Ruffen bier wieder ein, Diebitſch 
ging über den Ballen, und 1829 wurde der Friede von Aorianopel abgejchloffen, 
wonach die Hoſpodare wieder auf Lebenszeit beftätigt und die Yeftungen auf dem 
linfen Donauufer nicht mehr von den Türken befegt wurden. Nach mehreren. Jahren 
verließen endlich die ruſſiſchen Heere diefe Länder; aber der ruffifhe Generalkonful 
blieb als eigentlicher Gebieter diefer Fürftenthümer. Metternich, der feit vem Wiener 
Kongrefie eigentlich die Politif Europa’s leitete, ließ hier den Rufjen freie Hand, 
während er in Italien herrfchte, und bie anderen Großmächte fahen ruhig zu. Der 
Fürſt der Moldau, Michael Sturbza, regierte zur Zufriedenheit der Ruffen, war 
aber deßhalb von dem Volke nicht geliebt; der Fürft Aleranver Ghika der Walachei 
war weniger ruſſiſch gefinnt und unterftügte die Umtriebe zur Erhebung der Bul⸗ 
garei gegen bie Pforte jo wenig, daß er auf ruffifchen Antrieb feines Amtes ent- 
jet wurbe, wozu fi bei einem Wahlreiche ftets Mittel finden. Sein Nachfolger 
wurbe wieder durch Wahl Fürft, Viberco. Unterbeß hatten die jungen Romanen 
meift in Frankreich einjehen gelernt, daß vor Allem dem ruſſiſchen Uebergewicht 
entgegen zu arbeiten ſei; als daher überall im Jahr 1848 freifinnige Bewegungen 
erfolgten, brach aud in Jaffi und Bukareſt der Sturm los; beide Fürſten wurden 
befeitigt, aber die ſtets bereiten Ruſſen rüdten wieber ein, und mit Zuziehung von 
türfiihen Kommiffarien wurde unter ruffijher Einwirtung Gregor Ghika zum Fürften 
ber Moldau und Stirbey zum Fürſten der Walachei ernannt. Nunmehr wurden 
Frankreich und England darüber einig, daß die Herrſchaft ver Ruffen in diefen 
Fürftenthümern jene Macht zu fehr vergrößere, welche durch ihre Proteftion der 
orientaliſchen Kirche aud in Jeruſalem einwirkte, Um den biesfallfigen diplomatie 
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ſchen Unterhandlungen ein Ende zu machen, fielen wieder ruffifche Heere -in biefe 
Fürſtenthümer ein, die Dmer Paſcha ehrenvoll vertheidigte, bis die Engländer und 
Franzoſen einfchritten und dem ruffifhen Uebergewichte ein Ende machten, während 
ein öfterreichifches Heer die Moldau und Walachei befegte, ohne dafelbft das An- 
fehen und die Achtung für Deutfchland zu erhöhen. Der Friedensfhluß vom 
30, März 1856 zu Paris, durch welchen alle feit Peter dem Großen gemachten 
Unftrengungen,, das fhwarze Meer zu beherrfchen, verloren gingen, bob im 22. 
Artikel die ruffifche Proteftion, welche früher ver Herrihaft des Tartar Chans 
ein Ende gemacht und zur Theilung Polens geführt Hatte, durchaus auf, indem 
die Moldau und Walachei unter die Garantie aller Großmächte gemeinjhaftlich 
geftellt wurden. An die Stelle der wieder befeitigten Fürften trat eine neue Wahl 
ein, wobei vie Bollsvertreter bie früheren Erfahrungen zu benuten verftanben. 
Sie einigten ſich über einen gemeinfhaftlihen Fürften; da dies aber die Eiferfucht 
der Groß-Bojaren nicht zugelaffen hätte, wurbe der Obrift Kufa aus einer weniger 
hervorragenden Yamilie gewählt mit dem Vorbehalte, einen fremden Fürſten, 
wie in ehenland, nicht eine fremde Regierung zu wählen. In Belgien und 
in Griechenland würde ein Eingeborner unmöglich geweſen fein, man bedurfte eines 
Fremden, allein nit der Fremden. 

Staatsverfaffung. Seit der Gründung beider Fürſtenthümer hatten bie 
Bojaren, wie gefagt, die Wahl der Fürften ausgeübt. Nach dem erften Bertrage 
zwiichen den walachiſchen Fürſten Mircca I. und dem Sultan Bajazet I. im Jahr 
1392 behielt dies Volk, welches fih dem Sultan zum erften Mal ergeben hatte, 
das Recht, ſich nicht nur feine Fürften zu wählen, ſondern aud das Recht, Krieg 
zu erflären und Frieden zu fchließen, bei vollfommener Religionsfreiheit gegen Be— 
zahlung eines Tributs von 500 Piaftern. 2) In der zweiten Kapitulation von 1460 
zwiihen Muhamed II. und dem walachiſchen Fürſten Blad V. wurde beftimmt, daß 
bie Pforte fi in die Verwaltung durchaus feine Eingriffe erlauben bürfe, aud 
bürfe feinem Türken geftattet werden, ohne genügenden Grund den walachiſchen 
Boden zu betreten. Der Vertrag zwifhen dem moldauifchen Fürften Bogdan und 
dem Sultan Selim vom Jahre 1513 beftimmt gegen ein jährliches Geſchenk von 
4000 Dulaten, daß biefelben Freiheiten ftattfinden follten, kein Türke die Donau 
überfehreiten dürfe, während die Moldau-Walachen in der Türkei überall freien 
Handel treiben durften. Noch 1588 waren biefe Fürftenthümer fo unabhängig, baf 
fie mit der Königin Elifabeth von England einen Handelsvertrag abſchloſſen. Die 
Türken haben Wort gehalten; wenn aber die Nachbarn einen folden Einfluß auf 
die Bewohner diefer Provinzen ausübten, daß fie dieſe Kapitulationen verlegten, fo 
war es den Türken nicht zu verbenfen, wenn fie die Schuldigen ftraften; es war 
aber Sitte, ven Türken, ald Chriftenfeinden, Alles von der nachtheiligften Seite 
auszulegen; wogegen allerdings Berlegungen dieſer Kapitulationen von Seiten ber 
Moldau-Walahen vorfielen, über die man Schweigen beobachtete. Die Türkei hatte 
aber auch durch die erwähnten Kapitulationen dieſen Fürſtenthümern Schuß zu- 
gefagt; dennoch trat vie Pforte die Bufovina, einen Theil der Moldau, an Defter- 
reich ab. Diefe Macht fand nämlih, daß Abdul Hamid durch den Frieden zu 
Kainardſchi das fchwarze Meer gewiffermaßen zu einem ruffiichen gemacht hatte, 
Die feit 1771 in Konftantinopel angebahnten Annäherungen an die Pforte wurden 
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baher, nachdem das erfte Theilungagefhäft mit Polen 1773 beendet war, durch 
den öſterreichiſchen Gefandten Thugut fortgefegt und biefer Abtretungsvertrag am 
5. Mai 1775 vollzogen. Darüber fhwieg Europa. Es ſchwieg auch, als durch 
den Frieden von Bulareft am 28. Mai 1812 die halbe Moldau, Beffarabien, 
an Rufland abgetreten wurde, ungeachtet die Pforte damit als Schugmadt bie 
Kapitulationen verlegt hatte. Uebrigens haben fih die Türken in die innere Ver— 
waltung des Landes nie eingemifht, und von religiöfer Intoleranz der Türken 
gegen die Molvau-Walahen ift nie die geringfte Spur vorgefommen. Unbefchränft 
übten beide Fürftenthümer die geſetzgebende Gewalt, und der walachiſche Fürft 
Matthias Beffaraba mahte 1634 fein Geſetzbuch bekannt, das auf die Baſiliken 
gegründet war. Maurocordato gab in der Moldau 1735 den Bauern die Frei— 
heit, die aber nicht recht anerfannt wurde, da die Ariftofratie der Bojaren eigentlich 
über dem Geſetze ftand, auch Fürft Mpfilanti gab 1744 der Moldau ein neues 
Geſetzbuch. Nachdem durd den Frieden von Adrianopel die ruffifhe Herrfhaft in 
diefen Fürſtenthümern zur vollendeten Thatfache geworben war, entwarf ver ruffifche 
General Kiffelem eine Art von Staatsgrundgefeg für beide Fürftenthümer, mit 
AZuziehung einiger Bojaren, welches 1831 unter dem Titel „Reglement organique* 
zur Ausführung gebracht wurde, worin eine ariftofratifhe Staateverfafjung mit 
Abgeorpneten-Berfammlungen für Geſetzgebung und die Wahl der Hoſpodare feft- 
gefet wurde. In welhem Sinn das Grundgefeg abgefaßt war, fann man daraus 
‚entnehmen, daß der bier die höchſte Inftanz bildende ruffifche Generalfonful nicht 
erlaubte, daß dies Reglement durch den Drud veröffentlicht werden durfte. Dabei 

wurde aber in ver Walachei das Gefetbud des Fürften Karadja (1818 zu Bufareft 

gedrudi) und in der Moldau das des Fürften Kallimahi (1822) den Entſchei— 

dungen der Gerichtshöfe zu Grunde gelegt. 3) In Folge des Parifer Friedens, 
weldher 1856 der ruffifchen BProteftion, die aber wie Oberherrlichkeit ausjab, ein 
Ende machte, legte der Fürft Aleranver Ghika am 30. DOftober 1858 zu Bulareft 
feine Würde in die Hände der von der Pforte ernamnten Statthalter (Raimalame) 
nieder, ſowie Fürſt Bogarides zu Jaſſi am 1. November 1858. Diefe eröffneten 
die an beiden Orten am 2. und 5. Februar 1859 berufenen Nationalverfamm- 
lungen, welde vie Vereinigung beider YFürftenthümer beſchloſſen und zwar mit 
Hinarbeitung auf einen fremden Fürſten vorläufig den Fürften Alerınder Johann 
Kufa wählten. Diefe Bereinigung erhielt aber erft vadurd ihre wahre Befeftigung, 
daß am 9. Februar befhloffen ward, die Abgeorbneten beider Länder in der an 
der gemeinfchaftlihen Grenze gelegenen Stadt Fokſchan zu verfammeln. Fürft Kuſa, 
ein Molbauer, hielt am 29. Februar 1859 feinen Einzug in der Hauptftadt ver 
Walachei und eröffnete fhon am 22. Mai die gemeinfchaftliche Gentralfommiffion 
in Fokſchan, zu welher die Moldau 8 und die Walachei ebenfoviel Abgeordnete 
fandte; dies war durd einen Vertrag der Großmächte zu Paris am 19. Auguft 
1858 genehmigt worden, deſſen Ratifitatior am 22. Oftober 1858 erfolgt war. 
Eine der erften Arbeiten war die Revifion der bisher vorhandenen Geſetzbücher der 
beiden Staaten zu einem gemeinfhaftlichen Coder ver Romanen. Dazu hatte einer 
der bedeutendſten molbauifhen Rechtsgelehrten, der Groß-Bojar Konftantin Hor: 
mazaki, auf beutfchen Univerfitäten erzogen, gründliche Vorarbeiten gemacht. Diefe 
Einigkeit fand allgemeinen Anklang, fo daß die Großmächte diefe Doppelwahl am 
6. September 1859 zu Paris genehmigten, obwohl vie Pforte vie Abfonverung 


— — 


. S. die Rechtsverwaltung in der Moldau und Walachei von Dr. Neigebaur in der Zeit: 
ſchrift der Rechtswifienichaft des Auslands von Mittermapr. Seidelberg 1848. 2. Hft. 
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beider Fürftenthümer in ber Art fefthält, vaß fie für jedes bem Fürften einen be- 
fonderen Beftätigungsferman ertheilt, welches auch am 2. Dftober 1859 zu Jaffi und 
am folgenden Tage zu Bulareft erfolgte, in Folge deſſen Fürft Johann auch noch 
im Laufe des Jahres 1860 in Konftantinopel die Inveftitur gegen Anerkennung ver 
jährlih an die Pforte zu leiftenden Zahlung erlangte; dieſe befteht in 2,500,000 
P. für die Walachei und 1,500,000 P. für die Moldau (zu 21/, Sgl. over 
1/15 Rthl.). Die Centraltommiffion zu Fokſchan, welde permanent ift, hat zu ihrem 
Präfiventen den in Heidelberg gebildeten Radacan-Rofetti aus Jaffi und zum 
Bicepräfidenten den Bojaren Floneico aus Bukareſt gewählt und die Konftitution 
des nunmehr gemeinfhaftlihen Landes von Romanien ausgearbeitet, welche am 
9. November 1859 verkündigt ward. Hienach befteht hier jet vollftändige Auto- 
nomie, volftäntige Gleichheit vor dem Gefege, perſönliche Freiheit verbunden mit 
volltommener Freiheit der Prefje und des Unterrichts, unter einem von den Volks— 
vertretern gewählten Fürften, denen die Minifter verantwortlid find. Beide Länder 
haben abgefonverte Minifterien; allein einen gemeinfhaftlichen oberften Gerichtshof, 
ebenfalls in der Mitte des ganzen Landes, zu Fokſchan, in welchem jegt ein Ehren- 
mann, Wladojano, den Borfig führt. Diefe großen Erfolge hat der legte Türken- 
krieg gehabt, wofür die Romanen den Engländern und Franzoſen dankbar find, 

Die Bewohner und deren Sprade, Zu biefen bedeutenden Erfolgen im 
Innern haben aufer ven bereit8 genannten Mitbürgern diefes Landes vorzüglich 
beigetragen: Kogalnitihean, Böresco, Mano, Bafil-Öhita, Eliave, Philipesco, 
Baleano, Bafil-Sturdza, Stephan Katargis u. a. m. Das auf dieſe Weife feinen 
Bewohnern wiedergegebene Land, der amtlich genannte Staat Rumanien, umfaßt 
jest 2287 Quabratmeilen, mit Inbegriff des im 20, Artifel des Friedens vom 30. 
März 1856 zu Paris von Beflarabien wieder erworbenen Lanpftrihs auf dem 
linfen Ufer der Donau bis zu deren Mündung, von 222 Quadratm. Davon 
fommen auf die Waladyei 1330 Quadratm. und auf die Moldau 957 Quadratm., 
in ber erftern leben auf einer Quadratm 1955, in der legtern 1670 Geelen. 
Die neue renzlinie geht vor dem ſchwarzen Meere bei vem See von Burna- 
Sale anfangend bis zum Fluffe Yalkup, dem fie aufwärts bis Saratihine folgt, 
von wo diefe neue Örenzlinie bei Katamori den Pruth erreicht, der feit 1812 die 
Molvaner in Beflarabien von ihrem Mutterlande trennt. Die Zahl der Einwohner 
biefer Provinzen beträgt 4,200,000 Geelen, von denen in der Moldau 1,600,000 
und in der Walachei 2,600,000 Seelen leben, mworunter die Bewohner des von 
Rußland wieder zurücdgegebenen Theiles von Befjarabien mit 180,000 begriffen 
find. Sie nennen fid) felbft Rumanen oder Romainen oder Romanen, und die be» 
nachbarten Slaven haben fie, jeit fie mit ihnen in Berührung kamen, wie gejagt, 
Wolachen oder Walachen, d. h. Italiener oder Römer, genannt; auch zeigt bie vor— 
ftehende geſchichtliche Einleitung den Urfprung diefer Bevölferung aus römifchen 
Koloniften, die fi vielfach mit den durch die römischen Legionen befiegten Daco- 
Gothen vermifchten. Diefe kompakte Maſſe von 4,200,000 Romanen, der Bevöl- 
ferung des Königreih8 Bayern vergleihbar, dem Flächeninhalte nad das König- 
reich Portugal übertreffend, hat aber beinahe ebenfo viele Stammesgenoffen in ven 
benachbarten Ländern; nämlich in Siebenbürgen, ver alten dacifhen Centralprovinz, 
über 1,500,000 Geelen; im Banat über 100,000, in Ungarn, befonders der Mar- 
moraſch u. f. w;, beinahe ebenfo viel, und in ber Bulowina an 400,000 Seelen. 
Mithin in Defterreich über 2,500,000 Romanen. In Rußland, befonders in Beflara- 
bien, aber aud bis über den Dniefter auf Mohileff zu über 1,000,000; dazu in 
der Dobrutſcha, in der Türkei, in Bulgarien und dem alten Dacia Yureliana die fo 
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genannten Kugo-Waladhen, von denen die bei Matſchin lebenden von ven Mol: 
dauern noch jetzt Römer genannt werben, an 300,000 Seelen. Unter ben in ber 
Moldau-Walahei lebenden Romanen finden fi nur an ben Orenzen, befonvers 
aber in der Gegend von Balan in der Moldau an 50,000 Ungarn, melde von 
der erften Einwanderung der Seckler herrühren follen, bie mit Attila hiehergelommen 
fein wollen und an das Sedlerland grenzen; dieſe find fatholifh. Bon ven feit 
dem Einfalle der Tataren eingewanberten Armenien finden fih in der Moldan- 
Walachei über 1000 Familien, Juden über 60,000, von benen in Jaſſi allein 
30,000 wohnen, in der Walachei nur 6000, worunter die meiften ans Spanien 
berftammen; die Zahl der Zigeuner wirb auf mehr ald 300,000 angegeben , die 
fih ſeit Timurs Eroberungszuge hier eingefunden haben follen.%) Endlich iſt aud 
die Zahl der bier eingewanderten deutſchen Handwerker, beſonders von ben foge- 
nannten Sachſen in Siebenbürgen, nicht unbedeutend. Die mit den Bojaren-Fami- 
lien vermifchten Phanarioten gelten für Eingeborne Die Sprade der Mofdam 
Walachen tft unverkennbar eine Tochter der alt italifchen, der lingua rustica, und 
bat mit der Volksſprache anf der Infel Sarbinien ziemliche Aehnlichkeit. Redet 
man einen Bauer in diefen Donaufürftenthümern italienifh an, jo erkennt er ver- 
wandte Töne. Aus ber Herrfchaft ver Bulgaren, welche flavifh reden, haben fie 
Amtsbezeihnungen angenommen und Berwaltungsgegenftänbe z. B. Hoſpodar u. a. m,; 
aber fie bebienten fi ftets der Iateinifhen Buchftaben, und die Meſſe wurbe im 

Iateinifher Sprache gelefen, bis nah dem Koncil von Florenz 1439 vie Kirchen⸗ 

fpaltung zur Folge hatte, daß die Meſſe in der Landesſprache der Romanen ge- 

fefen werben mußte; damald wurben die lateinischen Bücher verbrannt und bie 

eyrilliſchen Buchſtaben eingeführt, deren man fi hier noch bebient, wenn andy 

mehrere neue Literaten in der neneften Zeit verfucht haben, den lateiniſchen Leitern 

wieder mehr Geltung zu verfhaffen. Ueberall erinnert bier die Sprache an römi- 
ſchen Urfprung, das Land wird Zara Romaneska, römifhe Erde, genaunt, und 
den Bauern nennt man zum Unterſchiede von den Bojaren Romane oder Römer, Hier 
gab es nämlih vor der nunmehr eingeführten Gleichheit vor dem Geſetze nur 
Herren und Knete; der Bauer, ehrlich und gutmüthig, mußte, wie es noch bis 
1808 in Preußen ver Fall war, dem Outsheren, ohne Eigenthum, Robathrienfte 
leiften, fo wie auch ihn die meiften Abgaben trafen; dieſe betrugen zulegt über 
3,000,000 Rthlr. in der Walachei und über 1,200,000 Rthlr. in der Moldau, 
bei einer Staatsſchuld in der erften von 1,200,000 Rthlr. und in der legten von 
600,000 Rthlr. Zum Glüd wurde auf Paravefolvaten nicht viel verwendet; bie 
Walachei unterhält nur 18,000 Mann, von denen 4600 unter dem Namen von 
Dorabunzen für den Gendarmerievienft zu Pferd beftimmt find; die Infanterie, 
in drei Regimentern beftehend, zählt 5000 Mann, unter der übrigen Mannjchaft 
befindet fich die Befagung von 4 Kanonier-Schaluppen auf der Donan. Die Moldau 
enthält nur ein Infanterie-Regiment, die anderen find ald Gendarmen und Grenz. 
wächter benugt, fo daß hier an 16,000 Mann bewaffnet find. Bet dem beven- 
tenden Handel biefer Länder find die Zolleinnahmen bedeutend, erfordern daher 
aber aud viele Auffihts-Mannfchaft. Der Handel des legten Jahres umfaßte die 
Summe von über 12,000,000 Rthlr., wobei England mit einer Einfuhr von 
3,000,000 Rthlr. nad) diefen Provinzen und 1,000,000 Ausfuhr betheiligt war; 





o Les Romes, histoire des vrais Bobemiens par 3. A. Vaillant. Paris 1857, chez 
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die Türkei mit einer Einfuhr von 1,800,000 Rihlr. und 1,200,000 Rihlr. Aus— 

fuhr. Franfreih mit 1,400,000 Rthlr. Ein- und 400,000 Rthlr. Ausfuhr, Defter- 

reih führte ein für 70,000 Rthlr. und erhielt für 500,000 Rthlr. Waaren, die 

— Länder führten ein für 1,000,000 Rthir. und erhielten für 300,000 Rthir. 
aaren. 

Religion. Die romanifhe Bevölkerung gehört der morgenländiſchen Kirche 
an; bie Geiftlichfeit ift daher verheirathet und fteht nicht außerhalb des Volkes; 
wenn and eben nicht beſonders unterrichtet, ift fie doch von mufterhafter Sittlich⸗ 
feit und ohne alle Einmifhung in Staatsangelegenheiten. Da ein vermittmeter 
Geiſtlicher nicht wieder heirathen darf, zieht er ſich in ein Klofter zurüd und mwibmet 
fih mitunter den Wiffenfhaften. In einem Lande, wo es nur Herren und Knechte 
bisher gab, ift natürlich auf Unterricht nicht viel zu rechnen gewefen, ber Arme 
fand daher nur Troft in der Ruhe der fehr zahlreihen Kirchen; in der Moldau 
fommt auf 845 Seelen eine Kirche und in der Walachei fhon auf 607 Seelen. 
Hier befinden ſich 202 Klöfter, in ver Moldau aber 60 Klöfter, außer vielen Heinen 
Nebenklöftern. Der Hauptfig diefer Frömmigkeit ift unterhalb den Reften eines 
alten von den deutſchen Rittern erbauten feften Schloffes, welches unfern Boto- 
ſchan in ver nördlichen Moldau unter dem Namen Niamp (welches in flavifcher 
Sprache deutfch bedeutet) fih über dem größten Klofter viefer Länder erhebt, das 
den gleihen Namen Niamtz führt und dem heiligen Germanus gewidmet iſt. Hier 
find 1100 Mönche Hauptfählih mit der größten Buchbruderei des Landes be- 
ſchäftigt, wo aud die Ueberfegung bes Corpus Juris Canonici der morgenlän- 
diſchen Kirche, der Nomocanon oder das Peralion in romanifher Sprache unter 
dem Titel: Indiseptare Legii gedruckt wurden. Hier zeichnet ſich der Mönch Scriban 
durch Gelehrfamkeit aus. In derfelben frommen Gegend befinden fid auch bie be— 
beutenbften Frauenllöfter zu Agapia und Vorateck mit mehr als 1000 Nonnen, 
Alle diefe Klöfter find fehr gut dotirt, wogegen die Pfarrer auf dem Lande meift 
auf ven Ackerbau angemiefen find. Zu Ende des 17. Jahrhunderts war das Klofter 
Snagow in der Walachei durch feine Ausgaben von Ueberfegungen der Bibel in 
mehreren orientalifhen Sprachen berühmt. Die geiftlihe Verwaltung wirb in ber 
Moldau von einem Metropoliten ausgeübt, welcher 2 Bifchöfe unter fih hat; dem 
Metropoliten der Walachei aber find 4 Biſchöfe untergeorpnet. Da die morgen- 
ländiſche Kirche feines fihtbaren Oberhauptes bebarf, wie die Kirchenverfaffung im 
Königreich Griechenland zeigt, indem nur der Stifter der Religion als eigentlidhes 
Haupt der Kirche anerfannt wird, ftehen die Metropoliten diefer Fürftenthümer in 
geringer Verbindung mit dem Patriarchen in Konftantinopel, der aber als primus 
inter pares anerfannt und als folder geehrt wird. Auch zeichnet fich die morgen: 
ländiſche Kirche durch vollſtändige Dulpfamfeit Hier vergeftalt aus, daß ber fatho- 
liſche Biſchof in Jaffi und der in Bufareft ungeftört für ihre 80,000 Glaubens: 
genofjen wirken fönnen. Auch die evangelifchen Kirchen zu Jaffi und Bukareſt erfreuen 
fi der Unterftügung ber Landesbehörden, zu denen etwa 20,000 meiftens Frembe 
gehören. Daß Eingeborne zu biefer oder der fatholifhen Kirche übertreten, fommt 
nicht vor. Auch die Jsraeliten genießen der vollkommenſten Religionsfreiheit, und 
bat die Wirkſamkeit der hiehergeſchickten englifhen Mifftonäre wenig Erfolg. Bon 
kirchlichen Alterthümern ift bier nicht die Rede; feit dem Abzuge der Römer fcheint 
fein fteinernes Gebäude im ganzen Lande mehr errichtet worben zu fein, bis das Schloß 
Niamtz entftand und man im 15. Jahrhundert anfieng, andere als hölzerne Kirchen 
zu bauen, bie unter ben fortwährenven Kriegen ftets bald untergegangen find. 
Eben fo jung ift dort auch die Literatur. In der Walachei fol 1512 zu Ter⸗ 
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ovift das erfte Buch, ein flavifches Evangelium, gebrudt worben fein, und in ber 

oldau eine Sammlung romanifcher Prebigten zu Jaffi 1663, nachdem Fürft 
Jakob durch Kafpar Peucer, den Schwiegerfohn Melandtons, 1563 zu Kotenar 
eine höhere Erziehungsanftalt hatte anlegen laffen. Doch unter der ariſtokratiſchen 
Unordnung konnte die Wiffenfhaft nicht gedeihen; die nachher auftretenden Pha— 
narioten führten die griechiſche Sprache als Geſellſchafts- und Geſchäftsſprache in 
ihren Chrifobullen ein, die es bis zum Anfange des 18. Jahrhunderts blieb. Seit- 
dem bat ver beinahe fortwährende Aufenthalt der ruffifchen Heere in dieſem Lande 
die franzöfiihe als Umgangsſprache eingebürgert und vie Landesſprache in der Ge— 
felfchaft verdrängt. Erſt in der neueften Zeit haben fih Eliade, Kogalnitſchean, 
Rofetti, Bacanesco und Hormafafi um Beförderung der voltsthümlihen Literatur 
verdient gemacht. Jegt, nachdem das Volk der Romanen ſich felbft wiedergegeben 
ift, fteht auch der Literatur diefes Landes eine befjere Zukunft bevor. 


Neigebaur. 
Monarchie. 
1. Begriff. A. England. 
II. Arten der Monardhie. B. #ranfreid. 
11. Grbmonardhie und Wahlmonardie. C. Andere europaͤiſche Staaten. 
IV. Abfolute und beſchränkie ſtandiſche Monarchie. D Deutihe Staaten. 
V. Gntftebung und Einführung der Fonflitutio- Vi. Begriff und Arten ver f. M. 
nellen M. VII. Mißverftänpniffe. 


I. Begriff. Unter dem Nanıen Monardie, Alleinherrſchaft wird bie 
Gruppe von Staatsformen zufammengefaßt, in welder die Staatsherrfhaft 
einem Individuum als dem Staatshaupte von Rehts wegen zulommt. 

Bon der Theokratie (f. d. Art. Ideokratie) unterfcheidet fie fi aud dann, wenn 
ber herrſchende Gott fih durd einen Fürften in der Ausübung ber Herrſchaft ver- 
treten läßt; denn der Monarch übt nicht die Herrfchaft eines andern Weſens aus, 
fondern er felbft ift das wahre Staatshaupt. Bon der Tyrannei im antifen Sinn 
des Worts, die auch Herrfhaft eines Individuums ift, unterſcheidet fie ſich durch 
ihren rechtlichen Charakter. Sie gehört nad Ariftoteles zu den gefunden Staats- 
formen, infofern der Monarch für die gemeine VBoltswohlfahrt forgt und nit blos 
für fein individuelles Vergnügen lebt. 

Auch die Ariftofratie kann ihre Regierungsgewalt in eine fürftlihe Spite zu- 
fammenzieyen, wie bie Republit Venedig in ihrem Dogen ein ariftofratifches Staats- 
haupt befaß, und fogar die Demokratie kann wie in Norbamerifa einem Präfidenten 
oder wie in der Mediationsverfaffung der Schweiz einem Landammann die Aus- 
übung der oberften Regierungsgewalt übertragen. Sie nähern ſich durch dieſe in- 
bividuelle Koncentrirung der Gewalt der Monardie an, wie ſich auf der anbern 
Seite die fonftitutionelle Monardhie duch ihre Beſchränkung der monarchiſchen 
Gewalt und durch die Ausbildung der politifchen Volfsrechte der Republik annähert. 
Über jener Doge weiß, daß er nur der Erfte innerhalb der Ariftofratie und im 
Grunde auch ein Unterthan dieſer ift, und der demokratiſche Präfident oder Land— 
ammann weiß, daß er nur vorübergehend im Namen des Bolfes, das ihn dazu 
ermächtigt, deflen Selbfiregierungsreht auszuüben berufen if. Dem Könige von 
England aber find nad der überlieferten Form des Staates auch die ftolzen Ari- 
ftofraten des Neihs und die Gemeinen untertban, und er wird — obwohl ihrer 
Zuftimmung ftets bebürftig — doch niemals als der Unterthan einer Klafje oder 
jelbft der Gefammtheit feiner Unterthanen betrachtet. Als Monarch ift er immer 
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Regent, nie Regierter. Wo wir dieſes Merkmal finden, da erkennen wir mit 
Siherheit die Monarchie. Deßhalb ift die Diktatur in der Republit — obwohl 
nur vorübergehend — für fo lange als fie dauert eine durchaus monarchiſche, 
nicht eine republifanifche Gewalt. Aber fo verfchienen geartet find die Monarchieen ver 
verſchiedenen Bölfer und Zeitalter, daß felbft dieſes Merkmal verfhwinden und 
dennoh eine Monarchie beftehen fann. Der deutſche König des Mittelalterd war 
fiherlih ein Monarch, und dennoch mußte er gleich einem andern Unterthan bes 
Reihe vor dem Pfalzgrafen bei Rhein auf die Klage eines anderen Mannes Rede 
ſtehen und das Urtheil der Fürften über fich ergehen laflen. Er konnte fogar nicht 
blos als Privatmann verklagt, er konnte felbft wegen feiner ftantlihen Handlungen 
zur Rechenſchaft gezogen werben. Er war als Angellagter dem Gericht der Fürften 
unterthänig. 

Nur in der Theofratie ift der herrſchende Gott abſolut geſchieden von ven 
Unterthanen, weil er ein Weſen von höherer Art ift. In der Monardie ift zwar 
unter allen übrigen Staatsformen der urfprüngliche Gegenfag von Obrigkeit und 
Unterthanen mit der größten Energie ausgebildet, indem der Monarch in der Regel 
nur als Obrigkeit, die Unterthanen ebenſo nur als Unterthanen erfcheinen, aber 
da beide doch diefelbe Menſchen- und Volksnatur in fi haben, fo ift doch weder - 
die Gemeinfhaft beider in manden Dingen zu verfennen, noch felbft die mög- 
lihe Wechſelwirkung der heiden Kräfte und Stellungen auszuſchließen. Auch der 
bewußtefte und mächtigfte Monarch ift doch nicht in allen Lebensbeziehungen 
Monarch. Die Natur eines Privatmannes läßt fih durch feine Staatsfiltion weg» 
defretiren. Wie die phyſiſchen Bepürfniffe von Nahrung, Schlaf u. f. w. weſentlich 
viefelben bleiben, wie hoch die Stufe in der Staatsortnung auch ſei, bie ein 
Menſch erreiht, fo fühlt und denkt der Fürft auch nicht immer als Fürft, fon« 
bern zuweilen ganz fo, wie er fühlen und venfen würbe, wenn er fein Fürſt wäre, 
d. h. als Privatperfon. So ſehr ein Fürft die Etikette lieben mag, welche feiner 
Erſcheinung und feinem Handeln ein ungewöhnliches Gepräge gibt, zuweilen wirb 
auch ihm die Etifette umerträglich, und er ftreift ihre Feſſeln von fih ab, um ein 
einfacher Menſch unter anderen wefentlih gleichen Menfchen zu fein. Infofern 
fpielt er nicht den Privatmann, er ift Privatmann. 

Wenn alfo aud in ihm jener Gegenfag nicht ganz verfchwindet, welcher in 
den Bürgern der abfoluten Demokratie, die als Individuen Unterthanen und als 
Glieder der Bollsverfammlung Antheiler an der Obrigkeit find, fo auffallend ge— 
mifcht erſcheint; fo dürfen wir aud für den Begriff ver Monardie nicht in abſo— 
Inter Weife die ausſchließliche Eigenſchaft des monarchiſchen Individuums als 
Obrigkeit fordern, fondern müſſen die Möglichkeit zugeftehen, daß dasſelbe, fo- 
weit es als Privatmann erfcheint, aud dem gemeinen Privatredht unterge- 
orbnet fei. Als das einzige unerläßlihe Merkmal alfo ver Monarhie, wodurch 
fie fih von anderen republifaniihen Präfiventfhaften unterfheidet, fünnen wir nur 
das betrachten, daß in der Monarchie die individuelle Herrfhaft dem Monarchen 
zu eigenem Rechte, in ver Republik aber nur zur ftellvertretenden Aus— 
übung anvertraut wird. Der Monard ift in Berfon Souverän, ber Präfl- 
dent übt nur die Souveränitätsrechte aus, 

II. Arten der Monarchie. Die ganze Mannigfaltigkeit der Bollsnaturen 
und der Staatsiveen fpiegelt ſich wieder in ver Verſchiedenheit der monarchiſchen 
Staatsformen ab. Sogar bei demfelben Bolfe kann die Monarchie in verſchiedenen 
Beitaltern einen völlig veränderten Sinn befommen. Der Unterſchied des altger- 
manifhen Königthums und des abfoluten Fürſtenthums in den deutſchen Territorien 
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bes 18. Jahrhunderts iſt faft ebenfo groß als der Gegenfag der heutigen fonfti- 
tutionellen Monarchie und des altrömiſchen Kaiſerthums, und viefe find unter ein- 
ander in mandem Betracht wieder verſchiedener als das Lehensfürftenthum des 

Mittelalter und eine reichsſtädtiſche Republik derfelben Zeit oder als das belgiſche 
Königthum und eine moderne Repräjentativdemofratie. 

Um in dieſer Mannigfaltigteit ver Machteinigung und der Rechtsbildung einen 
Ueberblid zu gewinnen und die manderlei Arten der Monarchie in überfichtlihen 
Öruppen zu ordnen, kommen verſchiedene Rüdfichten in Betracht: 

Fürs Erfte kann man biefelben nah den Entwicklungsſtufen unterfcheiden, 
welche der ftaatliche Geift durchmacht, bis er aus den noch gebundenen Zuftänden 
feines erften unſichern Gefühle zu politifhem Bewußtſein auffteigt. Als noch un- 
reife Entwidlungsformen fünnen wir betradhten: 

A. 1) Die Herrfhaft ver Gefhlehtshäuptlinge, Patriarhie, indem 
bier noch die öffentliche Ordnung an die Form der Familtenorbnung gebunden ift, 
und ver ftantlihe Geift noch von der Muttermilh des Familiengeiftes gemährt 
wird. In den älteften Zeiten der ariſchen Völker — der alte vig-pati, viei pater 
ber Indier gehört ebenfo hieher wie ver alte Kuning (von kun Geſchlecht) ber 
Germanen — finden wir allenthalben Spuren eines ſolchen Geſchlechtskönigthums; 
aber viele nicht-arifche Völker haben es nie über diefe noch kindliche Anſchauung, 
welcher ber Fürft als der Vater gilt, hinausgebracht. 

2) Die Form des Priefterfönigthums ift noch vielfach an bie Ältere Form 
der unmittelbaren Theofratie angelehnt, aus der fie die öffentlihen Bebürf- 
niffe des Volls und die Selbftfuht oder der Patriotismus kühner Führer [o8- 
geriffen haben. Das öffentliche Recht ift noch nicht ausgeſchieden aus der Relt- 
ion, das von Prieftern oder Lehrern geoffenbarte Gefeg Gottes ift noch das 

taatsgeſetz, und die göttliche Infpiration erfüllt noch die Seele der Herricher 
oder den Glauben des Boll. In dem jüptfchen Königthum wie in dem 
een und theilmeife auch in dem inbifchen Königthum zeigt fich diefer 

arakter. 

3) Die Patrimonialherrſchaft, in welchem die obrigkeitlichen Rechte noch 
wie ein Privatvermögen einzelner Dynaſtieen oder Fürſten oder Körperſchaften 
betrachtet und mit dem Grundbeſitz vermiſcht werden. Im Lehensſtaat wird der 
Patrimonialſtaat nochmals in Oberherrſchaft und Nutzherrſchaft zerlegt, im reinen 
Dynaſtenſtaat des ſpäteren Mittelalters wird die Einheit hergeſtellt, aber in 
Form des Eigenthums. 

B. Ein theilweiſe erwachtes und ſelbſtändig gewordenes Staatsbewußtſein 
wird ſichtbar, wenn einzelne nach ihrer Natur rein ſtaatliche Rechte in ein— 
ſeitiger Anſpannung zu monarchiſcher Oberherrſchaft geſteigert werden. Dann em- 
pfängt die Monarchie durch ſie zwar einen politiſchen, aber einen einſeitig outrirten 
Charakter. Hieher gehört vor Allem 

4) die Steigerung des Feldherrnamtes und der Kriegsgewalt zum Kriegs— 
fürftentbum (Imperatorenftaat), aber aud 

5) die Steigerung des frieblihen Richteramtes zur Gerihtsherrfhaft. 

Die Gefhichte der germanifhen Völker hat für beide Einjeitigkeiten zahlreiche 
Beiſpiele aufzumweifen. Die mit rex und Richter verwandten Bezeichnungen bes 
Königthums deuten auf die legtere, die mit Xatra, imperator, Herzog verwandten 
auf die erftere. Es ift einleuchtend, daß bie Friegerifche Fürftengewalt weniger Ber 
ſchränkung erträgt als bie friebliche, aus dem Richteramt entfprungene. 

C. Dann überfhießt wohl auch das energiſche Stantsbewußtfein, indem es 
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fih allein mächtig und allmächtig fühlt, und unterwirft feiner Alleinherrſchaft alles 
Öffentliche und Privatleben. Das geſchieht entweder 

6) in der barbarifhen Form der Defpotie, melde nur Ein wirkliches 
Recht kennt, das des Deſpotien (ſ. d. Art. Defpotie), oder 

7) in der civilifirten Form der antil-abjoluten Monardie, welche eine 
gemeinfame Rechtsordnung auch für die Unterthanen anerkennt. Der antil-europäifche 
Staat und voraus der altrömifdhe vertritt biefen Charakter einer ſchrankenloſen 
Gewalt und Macht in dem Bolt und in dem Haupte des Volks am entſchiedenſten. 

D. Endlich wird das Staatsbemußtfein fomohl feiner rein öffentlich-recht— 
lichen Machtfülle als feiner Befhränfung inne, und es entfteht entweder unter 
dem überwiegenden aber nicht mehr ausfhlieglihen Einfluß der römifchen Staatsidee 

8) die modern=abjolute oder 

mit mehr Beadhtung der germanifchen Freibeit vie befhränfte Monardie 
der reiferen Civiliſation. Ueber die Art der Beſchränkung kommt dasfelbe freilich 
nicht fofort ins Klare. Der menſchliche Geift macht verſchiedene Verſuche zur 
Löfung des großen Problems, vie einheitliche Centralgewalt des Staates mit ber 
—— Freiheit der Volksklaſſen und der einzelnen Bürger zu verbinden. So 
entſtehen: 

9 die ariſtokratiſch und ſtändiſch beſchränkte Monarchie des Mittelalters, 

10) die national und verfaſſungsmäßig beſchränkte Monarchie der 
Neuzeit, die bald repräſentative, bald konſtitutionelle Monarchie ge— 
nannt wird. 

Indem wir dieſe verſchiedenen Entwicklungsphaſen unterſcheiden, erinnern wir 
uns doch, daß die Geſchichte dieſelben nicht ſo reinlich darzuſtellen pflegt, wie ſie 
dem ſcheidenden Gedanken erſcheinen. Die wirkliche hiſtoriſche Monarchie eines ber 
flimmten Staates ift gewöhnlid gemifcht aus verfchiebenen Elementen und trägt 
die Spuren auch der Entwidlungsftufen noh an fih, bie fie bereits zurüdgelegt 
bat. So ift 3. B. in dem mittelalterlihen Königthum der deutſchen oder ber 
franzöſiſchen Könige der fortwirkende Einfluß der patriarchaliſchen, theofratiihen und 
der patrimonialen Staatsidvee ganz beutlid neben den Elementen des antif« 
römischen Staatsbegriffs und der ariftofratifhen Beſchränkung, die dem Mittel 
alter eigenthämlich ift, wahrzunehmen. 

Eine andere Eintheilung der Monarchieen, welche jene erfte hiſtoriſche durch— 
frenzt, wird burd bie Rüdfiht auf die Entftehungsform beftimmt. Erbredt 
und Wahl find zwar nicht die einzigen Formen, welche in ver Geſchichte vor- 
fommen, aber fo fehr die widhtigften, daß alle anderen, wie 3. B. die Adoption 
oder die Ufurpation, fih doch an den Hauptgegenfag der Erbmonardhie und 
ver Wahlmonarchie anſchließen laffen. Zumeilen begegnen wir hinwieder einer 
Berbindung des Erbrechts mit der Wahl, indem die Wahl, welche vie perfönlichen 
Eigenfhaften bevenft, zugleich mit Vorliebe fih an eine Dynaftie hält, melde 
durch die Familiengemeinſchaft verbunden und durch bie erbredtlihe Folge fort- 
gefegt wird. 

Endlich unterfcheiden ſich nad der Weite der Unterlage, auf ver fie fi er- 
beben, das Kaiſerthum und das Königthum, indem jenes auf ver Bafis einer 
menfhlihen Völkergemeinſchaft mehr oder weniger entſchieden das Weltreih darzu— 
ftellen fucht, und biefes fih in dem engern Kreife der nationalen Gemeinſchaft 
und innerhalb der Grenzen eines beftimmten Landes bewegt. Auch dieſer Gegenfak 
tritt wieder in den verſchiedenen Perioden der Weltgefchichte und auf verſchiedenen 
Entwidlungsftufen hervor, 
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Noch ſind wohl andere Eintheilungen zuläſſig, z. B. nach dem politiſchen 
Charakter der verſchiedenen Völker; aber für unſern Ucberblid find die bisherigen 
ausreihend. Die große Mannigfaltigfeit, welde fih daraus ergiebt, mag als 
Warnung dienen vor eitler Berallgemeinerung der Erwartungen von der Monarchie 
und der Urtheile über viefelbe. Was von einer Art 3. B. von der Lehensmonarchie 
mit Recht gefagt werben fann, das erſcheint oft ganz ungenügend und irrig, wenn 
man an eine andere Form, 3. B. an die abfolute oder an bie fonftitutionelle 
Monarchie denkt. 

Manche Arten der Monarchie, beſonders die älteren oder unreifen Formen 
derſelben find zum Theil ſchon in beſonderen Artikeln des Staatswörterbuchs be- 
handelt, zum Theil werben fie noch in folden beſprochen. Insbeſondere ift für 
die Batriarhie auf den Artikel: Patriarhalifhe Staatsivee, für das Prie- 
ftertönigthum auf den Artikel: Iveofratie, für das Patrimonialfürftenthum 
auf die Artikel: Patrimoniale Staatsivee und Lehensftaat, für die Deſpotie auf 
biefen Art., für die antiten Formen auf die Artikel: Hellenifhe und Römiſche 
Staatsidee, für das mittelalterlihe Fürſtenthum überhaupt auf den Artikel: 
Mittelalterlihe Staatsivee, für das deutfhe Königthum und die ſtändiſche Be- 
ſchränkung auf die Artitel: Deutſcher König, Landeshoheit und Landſtände, für bie 
mobern-abfolute — auf die Artikel: Abſolute Gewalt, Autokratie, 
Ludwig XIV., und für den Gegenſatz von Kaiſerthum und Königthum auf 
den Artilel Kaiſerthum zu verweiſen. 

Der gegenwärtige Hauptartikel ſoll vorerſt den Gegenſatz der Erb- und ber 
Wahl monarchie, fodann den Unterfhied der modern-abfoluten und ber be— 
fhränften Monardie, und endlich hauptſächlich ven Begriff und die verſchiedenen 
Auffaffungen und Darftellungen ver verfaffungsmäßigen (konftitutionellen) 
Monarchie der Neuzeit erörtern. 

II. Erbmonardie und WVahlmonardie Es kann nicht auffallen, 
daß in den mittelalterlihden Staaten das Princip des Erbrechts faft überall, 
nur nicht in den beiden höchſten monardifchen Inftitutionen, dem Kaiſerthum und 
dem Papfttbum, über das Princip der Wahl, beziehungsmweife der freien Ernennung 
der regierenden Fürften den Sieg erlangte, denn das Mittelalter hatte auf allen 
Stufen feiner Staatsorbnung die Neigung, die äffentlihen Rechte und Pflichten 
an beftimmte Familien usb an deren Grunbbefig zu binden und erbrechtlich dauernd 
zu mahen. Anfangs freilid waren aud die Fürften- und Orafenämter in dem 
romanifch-germanifchen Franken und dem deutſchen Reiche nicht erblid; aber fie 
wurben erblih, wie überhaupt faft alle Aemter erblic wurden. Daber ift pas _ 
Mittelalter das Zeitalter der Gründung der meiften Dynaftieen, bie gegenwärtig 
in den verſchiedenen europäifchen Ländern erblich herrſchen. Die ariftofratifche Nei- 
gung des Mittelalters fam bier dem germaniſchen Familienfinn zu Hülfe; aus ihrer 
Verbindung find die Erbfürftenthümer hervorgegangen. 

Dagegen bebarf e8 einer Erklärung, aus weldhen Urfahen auch die neue 
Zeit, welche die Erblichkeit der Aemter überhaupt verwirft und voraus auf bie 
individuelle Fähigkeit achtet, für den Monarden eine Ausnahme macht und ſich 
noch allgemeiner als jelbft das Mittelalter für die Erbmonarchie entſchieden 
bat. Außer dem Papſtthum und den Donaufürftenthämern gibt e8 gegenwärtig 
feine Wahlmonarchie mehr in Europa. In England, in Frankreich, in Schweden, 
in Italien find alle Dynaftieen geftürzt und von ben Völkern neue Hänpter 
erwählt und trogbem fofort wieder die nene Monarchie erblich befeftigt worden, 
Die erflärt ſich diefer Widerſpruch? | 
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Man kann nicht fagen, die Einfiht in das Princip der Monarchie leite dahin. 
Im Oegentheil, wenn das Princip der Monarchie Koncentrirung der Staatsmacht 
in Einem Individuum heißt, fo entfpricht die Wahlmonardie diefem Princip 
unlengbar in höherem Grabe, als die Erbmonardie; dem die Wahl fucht mit 
rüdfihtslofer Energie dad Eine zur Regierung fähigfte Individuum, das 
Erbrecht aber erhebt nicht blos den Einen Monarchen, ſondern in ariftofratifcher 
Anlehnung an defien Sippfhaft aud fein ganzes Geſchlecht und kann aud 
einen perjönlih wenig tauglihen oder felbft einen ganz unfähigen Fürften zum 
‚ Staatshaupte berufen. Die Wahlmonardhie ift daher eher reine Monardie, bie 
Erbmonarchie eher ariftolratifh bepingte Monarchie. Um deswillen ift mit 
ber Wahlmonarchie eher eine möglichft unbeſchränkte Machtäußerung des Monarchen 
vereinbar als mit der Erbmonardie; denn dem fähigften Individuum kann man 
eher die Diktatur anvertrauen, ohne Beforgniß, daß es fie zum Schaden des Landes 
ansübe, als dem Gefchlehtsfürften, für veffen individuelles Herrſchergenie das Erb- 
recht feine zureihende Garantie gibt. Die Erbmonarchie wird daher bei einem polis 
tifch gebildeten Volke immer zur beſchränkten Monarchie werben müſſen, bie 
Wahlmonarchie fann Autokratie bleiben. Aus dvemfelben Grunde ift das eigent- 
liche Eäfaren- und das Kaiſerthum (Br. V. ©. 463) nur als Wahl, nicht 
ald Erbmonardie zu denken. 

Um jene allerdings auffallende Erfheinung zu verftehen, muß man, vente ich, 
vorerft die alten Dynaftieen, deren Wurzeln ins Mittelalter hinaufreihen, und 
die neuen Dynaftieen unterſcheiden. Daß jene ſich bis jet erhalten haben 
und fich ferner erhalten werben, ift nichts weniger als befremdend. Die Geſchichte 
diefer Dynaftieen ift mit der Gefhichte der Völker und Staaten, an deren Spitze 
fie ftehen, fo tief verwachſen, daß jever Abbruch der dynaſtiſchen Thronfolge wie 
eine furdtbare, die ganze Staatsorbnung in ihren Fundamenten erfhütternde Re— 
volntion empfunden wird. Der Uebergang ver Wahlmonardie in die Erbmonardie 
pflegt ganz allmälig und in unmerflichen ———— vor ſich zu gehen, die Verände⸗ 
rung ber Erbmonarchie aber in die Wahlmonarchie iſt gewöhnlich von einer Empb⸗— 
rung wider bie angeftammte Dynaftie begleitet und erſcheint fo als Umfturz ber 
hergebrachten Orbnung; denn wenn die Wahl der Weifung bes Erbrechts einfach zu 
folgen geneigt ift, fo fällt e8 den Bölfern nicht ein, was dur das Erbrecht ſchon 
beftimmt und gefichert ift, durch die Wahl in Zweifel zu ziehen und unficher zu 
machen. Die Gefhichte kennt fein einziges Beifpiel, daß eine alte Erbmonarchie 
aus principiellen oder boftrinären Motiven in eine Wahlmonardhie umgebilvet 
worben wäre, während in neuerer Zeit vielfältig das moderne Staatsprincip bie 
Abſchaffung der Erbämter gefordert und erreiht hat. So mächtig erweist ſich ſchon 
die Autorität des biftorifhen Rechts, die Macht der Sitte und ver Verflechtung 
ber Dynaftieen mit dem ganzen Dafein der Nationen und bie Furdt vor den 
großen Gefahren und ſchweren Uebeln, melde jede Revolution in ihrem Gefolge 
führt, daß diefe Urfachen zufammen ſchon die Fortdauer der Erbmonardie genügend 
erflären, auch wenn der Glaube ver Bölfer an die principielle Vorzüglichkeit der- 
felben vor der Wahlmonarchie unfiher geworben wäre. In fämmtlichen, allerdings 
nicht mehr feltenen Fällen, in denen eine alte Dynaftie währenn des legten Jahr- 
hunderts entthront worden ift, war es vorher zu einem offenen und fo tiefen Bruch 
gekommen zwiſchen ven politifhen Berlangen der Nation und den Handlungen der 
Dynaſtie, daß ein Zufammengehen beider unerträglih und die Revolution ben 
empörten Völkern ald das geringere Uebel erfchien. 

Aber nah dem Untergang ver Dynaſtie ift jeves Mal wieder eine neue 
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Dynaftie gegründet und anerkannt worben, und bas erklärt fi nicht mehr aus 
jenen Urſachen; denn der neue Fürft hatte fein hiſtoriſches Recht anzurufen und 
verdankte zunächſt feinen perfünlihen Eigenſchaften die Erhebung. Sein Geſchlecht 
mußte fich erft einige Neigung erwerben, e8 fand keine alte Treue, feine alte An- 
hänglichkeit, feine VBolfsliebe vor; und die Revolution war in biefen Fällen ſchon 
eingetreten, man konnte daher ebenfo leicht einen einzelnen Fürſten auf Lebenszeit 
als eine ganze Dynaftie wählen, um wieder eine neue monarchiſche Staatsorbnung 
berzuftellen. 

Wenn wir die Beifpiele ausfheiden, in welchen bie Äbrigen Dynaftieen mit« 
wirkten, um in ihrer Weife eine neue Dynaftie zu gründen, wie 3. B. in Grie- 
henland und theilmeife auch in Belgien, und uns nur an bie Beifpiele halten, in 
denen bie Nation ohne die Einwirkung ber beftehenden übrigen Dynaſtieen ihre 
Berfafjung beftimmte, wie insbefondere an das Beifpiel von Frankreich, fo wird 
die Wahrnehmung nur um fo auffallender, daß aud die modernen Völker und auch 
da, wo fie freie Hand haben, — wenigftens bis jegt — der Erbmonardie vor 
ver Wahlmonarchie den Borzug geben. Warum das? 

Dffenbar aus praftifhen Rückſichten. Die öffentlihe Meinung hält vie 
Erbmonardie für zwedmäßiger, wenn aud für weniger konſequent-monarchiſch 
als die Wahlmonardie. Sie fhägt die Gefahren und Bedenken, die mit der 
Wahlmonarchie nothwendig verbunden find, vorzüglich die Aufregung bes Wahl- 
Yampfs, der fich leicht zum Bürgerkrieg entzündet, ven Iammer des bauptlofen 
Zwiſchenreichs, vie Unftätigkeit aller öffentlichen Dinge, die Heftigkeit des Wechfels, 
die fortwährende Bedrohung der Berfaffung durch die Familienneigungen bes 
Wahlfürften, felbft die Berlodung des Fürften „mehr an feinen gegenwärtigen Ge— 
nuß als an die bleibenden Interefien des Volkes zu denlen“ 1), für größer und 
fhwerer zu vermeiden und zu entträften, als die Gefahren und Bedenken, welche 
die Erbmonardie begleiten, insbefonvere die Ungewißbeit über die perſönlichen Eigen- 
haften des Thronfolgers, die Nothwendigkeit auch einen thörichten oder ſchlechten 
Fürften zu ertragen, die oft lange andauernden Regentfchaften, die Bernachläffi- 
gung der nationalen Wohlfahrt, wenn die dynaſtiſchen Stimmungen oder Neigungen 
aufgeregt werben. So hat fih aus manderlei Erfahrungen vie Meinung gebildet, 
daß, wie Lord Brougham ven Gedanken ausgevrüdt hat 2), die feft begründete 
Erbmonardie eine Einrihtung fei, welche einer höheren Eivilifation reifer Bölter 
befier zufage als die Wahlmonardhie. Auf die Anfihten in Deutfchland bat bie 
Geſchichte des deutſchen Wahlkönigthums überdem befonderd zu Ungunften ver 
Wahlmonardie eingewirkt. Man fchrieb ihr die Entäußerung ber königlichen Rechte 
an bie Landesherren und den Berfall des Reichs vornehmlich zur Laft, obwohl vie 
ariftofratifhen und partifulariftiihen Tendenzen des deutfhen Mittelalters daran 
einen viel erhebliheren Antheil haben als die Form ver Wahl. 

IV. Abfolute und befhränfte Monardie. Im 17. und 18. Jahrhundert 
war die Meinung unter den Staatsgelehrten fehr verbreitet, vie abfolnte Monardie 
fei die wahre, vollfommene, reine Monarchie und jeve Beſchränkung verjelben fei, 
wenn auch zumeilen nüglich für die Unterthanen, doch immer eine Beeinträdtigung 
und Trübung des monardifhen Principe. Man liebte e8 damals, die Monarchie 
mit dem Eigenthum zu vergleihen und als eine Art von öffentlihem Eigenthum 


) Fred6ric legrand, Oeuvres, IX. 168. 
2) Political philosophy, I. 100. 
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zu erflären. Die römiihe Rechtslehre war dieſer Auffaffung günftig, denn das 
römifhe Kaifertbum war jo abjolut als das römifhe Eigenthum; und die Theo- 
logen, welche in der Monardie das Abbild der göttlihen Weltherrſchaft erblidten, 
unterftägten dieſelbe mit allen Kräften. 

Das hat ſich glüdliher Weife fehr geändert. Die Untauglichkeit und die Un- 
würbigfeit der abfoluten Monardie für die politifhen Kräfte und Bedürfniſſe ver 
Neuzeit ift nad und nad von allen europäifhen Völkern, zuerft von den Eng« 
ländern, erkannt worben. Die Theologen haben fi die Zurechtweifung gefallen 
lofien müffen, daß es nicht ihres Amtes fei, Stantsbegriffe zu beftimmen, und daß 
ber Schluß von der göttlihen Allmacht auf die monarchiſche Vollmacht gerade fo 
ungereimt jei ald der Schluß von der göttlihen Allwiffenheit auf die menſchliche 
Weisheit. Die Staatswiſſenſchaft Hat feither die organische Bedeutung der Monardjie 
innerhalb bes Staatsförpers jhärfer betrachten und daher aud ihre Beihrän- 
fung durch den Staatsförper verftehen gelernt, und die Staatspraris hat die öffent- 
lihen Rechte auch der Unterthanen verfafjungsmäßig fo entwidelt, daß fie nicht 
mehr überjehen werben können, 

Wir verwechſeln die abfolute Monarchie nicht mit der ganz barbarifhen 
- Defpotie, obwohl wir wiflen, daß jene in der Praris leicht in dieſe ausartet. 
Sie unterſcheidet ih von diefer fowohl dadurch, daß fie eine Rechtsordnung 
und zwar bes öffentlichen wie des Privatrehts als Regel anerkennt und fi für 
moralifch verpflichtet erflärt, diefe Rechtsordnung zu erhalten und zu jhügen, als 
dadurch, daß fie ihren Beruf und ihre Pflicht proflamirt, für die Staatswohl- 
fahrt zu forgen. Die moderne abjolute Monardie mußte fi überdem noch man- 
herlei thatſächliche Beſchränkungen ver kirchlichen Autorität, der völkerrechtlichen 
Nebenmächte, der mittelalterlihen Stände und Körperſchaften gefallen lafjen, welche 
der alterömifhe Abfolutismus nicht empfunden hatte. Die Unbegrenztheit ihrer 
Macht war daher mehr noch ein theoretiiches Ariom als eine praftiiche Wahrheit. 
Aber auch diefe outrirte Staatstheorie hatte für die allgemeine Rechtsſicherheit und 
Freiheit ſehr ſchädliche praftifche Folgen. 

Sie zeigte ihren abſoluten Charakter hauptſächlich in folgenden Beziehungen: 

1) in ver ausfchlieglihen Aneignung aller gefeßgebenvden Gewalt. Gie 
geftattet feinem andern Beftandtheil der Nation ein Recht der Mitwirkung, 
fondern nimmt für ſich allein alle geſetzgeberiſche Befugniß in Anfprud. Ihr Sat 
beißt: Quod principi placuit, legis habet vigorem. Qui veut le 
roi, si veut la loi.3) Sie kann berathende Stände zugeftehen, aber feine 
beſchließenden, Gutachten einholen, aber an feine Zuftimmung fi binden laſſen. 

2) Alle öffentlide Ordnung geht von ihr aus, und alle öffentliden 
Rechte find wie von ihr abgeleitet, fo aud von ihr abhängig. Die Konftitui- 
rung von Grund- und Berfalfungsgefegen ift ihr verhaßt, denn nach viefer Form 
bat die ganze Nation einen mitbeftimmenden Untheil, zur Oktroyirung läßt fie 
fi herbei, denn viefe Form erfheint als Ausfluß der monardifchen Gnade und 
Willkür. Sie behält ſich dabei immer als ſelbſtverſtändlich das Recht vor, biefe 
Ordnung nad Umftänden wieder umzuändern, die gewährte Verfafjung wieder 
aufzuheben, vie ertheilten Rechte zurüdzunehmen. Indem fie ven Staat und ben 
Monarchen möglihft iventificirt, deutet fle die Unveräußerlichfeit der Staatsrechte 
als Unbefchränttheit der monarhifhen Rechte. Der Monarch kann wohl die Aus- 





3) Bol. darüber Bluntſchli, Allg. Staater. I. 349. 
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Übung gewiffer Rechte Andern auftragen ober überlaffen,; aber wie ber römifche 
Herr an dem Scheinvermögen feines Sklaven, dem peculium, fortwährend Eigen 
thum behält, und vasfelbe, fobald er will, vemfelben wegnehmen und aud that= 
fählich mit feinem Haushalt vereinigen kann, fo meinen die Abfolutiften, komme 
den übrigen Behörben, Körperfchaften, Individuen nur ſcheinbar öffentliches Recht 
zu, und ber Monarch, dem allein das wahre öffentlihe Recht gehöre, jei durch 
Nichts als durch feinen eigenen Willen gehindert, diefe verlichenen und anvertrauten 
Rechte beliebig wieder an ſich zu ziehen. 

3) Der abfolute Monarch hält fi gleihfam für den Schöpfer und Er- 
halter des Staats und des öffentlichen Rechts. Er denkt fih außer und über 
dem gefammten Volle, über aller Ordnung, wie ein Gott, der mit Wohlge- 
fallen oder mit gerechtem Zorn das Walten und Treiben feiner Gefhöpfe, ber 
Menfhen, überfhaut. Berfaffung und Geſetze binden Alle, nur ihn nicht, der fie 
gegeben hat. Princeps legibus solutus est. Seine Unverantwortlid- 
feit ift eine nothwenbige Folge des Princips und fließt konfequenter Weife vie 
Unverantwortlichleit aller derer ein, welche in feinem Auftrage und aus feinem 
Befehle gehandelt haben. 

4) Die Untertbanen ver abfoluten Monardie find. freilich nicht feine 
Sklaven. Er erinnert fi, daß ihm nit alle Macht überhaupt, fondern nur bie 
Staatsmacht zulomme. Er hat weder Familien- noch viel weniger privatredht- 
lihe Bermögensgewalt über dieſelben. Sie find auch ihm nur zu ſtaatlichem Ge— 
borfam verbunden und zu feinen Privatbienften verpflichtet. Er darf weder über 
ihre Frauen und Töchter verfügen, noch in ihren Beutel anders als zu öffentlichen 
Zweden in der Form ber Befteuerung greifen. Sie haben auch unter einanber 
wohl öffentliche Rechte, nur nicht dem Monarchen felbft gegenüber. In vieler Hin- 
fiht verwandeln ſich alle öffentlihen Rechte in bloße öffentlihe Pflihten. 
Das Princip der abſoluten Monardie beveutet alfo zwar nicht Privatfliaverei; 
aber es bebeutet allerdings Staatshörigkfeit der Unterthanen. 

In der abfoluten Monardie offenbart fi nicht die reine, fondern bie über: 
fpannte, bis zur Unnatur und zum Unrecht aufgetriebene Monardie. Die reine 
Monarchie ift nothwendig eine befhräntte, weil fie ven Organismus bes 
Bolls und des Staats vorausfegt, in dem fie nur ein Organ, wenn auch das 
mäcdhtigfte und erhabenfte Organ if. Es hat einen Sinn, wenn das Eigenthum 
bes Einzeln-Menfhen an einem Apfel over an einem Kleive oder fogar an einem 
Pferd als ein abfolutes Recht betrachtet wird, denn bie Ueberlegenheit der bewußten 
Perfon über die unbewußte Sache over das ſprachloſe Thier ift enorm, und ber 
Menſch kann wirklih mit ver Sache, die in feinem Beſitz ift, tbun, was er will. 
Aber es ift völlig finnlos, wenn ein Menſch ſich einbilvet, über ein ganzes Voll 
von Menſchen, welde dieſelben Seelenfräfte haben, wie er, mit denen er in Ab- 
ſtammung, in Bildung und Sprade weſentlich gleichartig ift, über die er im gän- 
ftigften Falle kaum eine Kopflänge durch höhere politifche Fähigkeit hervorragt, eine 
ähnliche abjolute Gewalt zu haben, wie ber Landwirth über eine Heerde Schafe. 
Man ſollte es kaum für möglich halten, daß vie kriechende Niederträchtigkeit der 
Schmeichler und die ungezähmte Eitelfeit ihrer Herren fogar unter civilifirten 
Völkern fih mit einer jo albernen Einbilvung ernftlich getragen und darauf ein 
ganzes Staatsfyftem gegründet haben. ; 

Wo daher in einem Volke das Gefühl für fittlihe Manneswürbe und poli- 
tiſche Ehre erwacht und einiges Verſtändniß für natürliche und gefchichtliche Volks— 
vehte vorhanden ift, da hat die abfolnte Monarchie keinen Beftand mehr, und fie 
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lann fit) als Monarchie nur erhalten, indem fie fih in eine beſchränkte 
Monarhie umwandelt. Die Römer haben fie ertragen, weil fie die höchſte Kon- 
fequenz ihrer ſchrankenloſen Selbſtſucht und ihrer nationalen Herrſchſucht war, weil 
die ungeheure Ausdehnung des Reichs umb ber innere Berfall der Sitten eine 
perennirende Diktatur nöthig erfcheinen ließ, weil vie Kaifer die Form der Repub- 
lit bewahrten, indem fie nur als Bevollmächtigte des römifchen Volks bie impera- 
torifhe Macht behaupteien. Den Germanen, die überhaupt feine abfolute Stants- 
gewalt wollten und auf individuelle und körperſchaftliche Freiheit von jeher ven 
größten Werth legten, war die abfolute Monarchie allezeit verhaßt. Nur das namen- 
loſe Elend, das ber 3Ojährige Krieg über Deutihland brachte, war im Stande, 
bie deutſchen Völker für einige Zeit diefer romanischen Staatsform unterwärfig "zu 
maden. Williger noch fügten ſich ihr eine Weile die romanifhen Völker, die Fran- 
zofen, die Italiener, tie Spanier. Aber auch diefe Völker fchüttelten fie ab, als 
der Geift ver neuen Zeit mächtiger zu wehen beganı. 

Die abfolute Monardie hat nur da eine gewiſſe Berechtigung, wo ber 
Monarch wirklich als ein Genie das ganze Volk überragt; und das ift nur benfbar, 
wenn bie Gefammtbildung des Bolts fehr tief fteht und der Monarch ganz un- 
gewöhnlihe Charakter- und eifteseigenihaften hat. Sonft wird bie abfolnte 
Monarhie immer zur Lüge, denn der Monarch wird die ungeheure Laft nicht 
tragen können nod wollen, und ftatt feiner werben Minifter oder Feldherren, oder 
gelegentlih auch Beichtoäter und Günftlinge, nicht felten Maitrefien und Kammer- 
biener regieren. Spinoza (Pol. 6. $. 5.) bat zu ber Zeit, als bie Abfolutie 
berrfhend wurde in Europa, bie innere Unwahrheit dieſer Stantöform wohl 
erfannt; wenn er aber meinte, fie fei eine verbedte Ariftofratie und weil verbedt 
die ſchlechteſte Ariftofratie, fo hat er ihr faft zu viel Ehre noch angethan. Statt 
des Monarchen regiert oft nicht die Ariftofratie der Nation, ſondern ihr verächt⸗ 
lihfter Auswurf. 

Denn das Maß der äffentlihen Wohlfahrt, welches unter einer beftimmten 
Regierungsform das Volk erreicht, das ficherfte Zeichen. ihres Werthes ift, fo muß 
die abfolute Monarchie der neueren europätfhen Staaten auf die Ehre verzichten, 
zu den werthvollen Staatsformen gerechnet zu werben. Sämmtliche Bölfer find 
während der Dauer ihrer abfoluten Monardieen ökonomiſch, moralifh und geiftig 
in ihrer natürlihen Entwidlung gehemmt und nievergebrüdt worden. Nur barin 
bat fi die abfolute Monarchie nützlich erwiefen, daß fie die mandherlei feudalen 
und ftändifhen Schranken, mit denen das Mittelalter zwar die ariftofratifche Frei- 
beit ſchützte, aber die Bolfsfreiheit hemmte und die nationale Staatsentwidlung 
erfchwerte, nieverriß und wegräumte. Der große Raubfifh fraß die Heinen Raub- 
fiſche. So bereitete fie durch ihre Zerftörung des Lehensftaates und durch vie rüd- 
fihtslofe Koncentrirung aller Staatsmacht die moderne Staatseinheit vor, aber 
zugleih durch ihre Gewaltthätigfeit und ihren unmäßigen Drud aud die Revo- 
lution, welde in den Staaten am heftigften wüthete, wo vorher ver Abfolutismus 
der Monardie am unbeftrittenften geherrſcht hatte. 

Die mittelalterliche Art der beſchränkten Monardie war die ſtändiſche 
Monardie. Die moderne Art ift die konftitutionelle Monardie. Dort trifft 
bie Beſchränkung den Inhalt der monardifhen Gewalt, die fie ſtückweiſe vertheilt, 
bier trifft fie nicht die Nechtsfülle ver Monarchie, aber die Willkür ihrer Ausübung. 
Die beſchränkende Macht ift dort ariftofratifh, hier national. 

Die ſtän diſche Beſchränkung der Monardie im Mittelalter bezog ſich vor- 


nehmlih auf folgende Punkte: 
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1) dem Fürſten wurde kein einſeitiges Recht zugeſtanden, durch neue ge— 
ſetzliche Ordnung in bie herlömmlichen Rechte und Freiheiten ver Stände 
irgendwie einzugreifen. Nur mit Zuftiimmung ber Stände burfte er neue Lan- 
beögefetse geben. Der Grund der Beichränfung war weniger ftantd- als privat- 
rehtlih. Die Stände betrachteten fi weniger als Vertreter des ganzen Volls, 
eher als Wächter ihres beſonderen Rechtsbereichs. 

2) In gleicher Weife wurbe ven Fürften auch Fein freies Steuerredt 
zugelaffen. Nicht einmal dem Staate wurbe ein derartiges Recht zugeftanden. Die 
Steuern beburften, um rechtmäßig zu fein, entweder des von Alters her geheiligten 
Hertommens, ober der freien Berwilligung der Stände, deren jeber über 
feinen eigenen Beutel jelber verfügte. 

2 3) Selbft bei der Regierung beteiligten fi bie Stände in zweifacher 
eife: 

a) indem einzelne Stanbesherren wichtige Regierungsrechte für fich zu einer 
Art von abgeleitetem Eigenthum erwarben und fo die füniglide Macht ſtückweiſe 
ausleerten; 

b) indem die Stände in ihrer Geſammtheit die Landesregierung kontrolirten 
und in wichtigen Fällen bald mahnend, bald hemmend, häufig im Einzelnen mit- 
wirkend eingriffen. 

4) Die Oftroyirung der Verfaſſung durd den Fürften warb nicht geftattet, 
aber auch die Idee der Konftituirung derſelben war noch nicht anerkannt. Die zu- 
fagende Form einer Neuerung in der Verfaffung war bie des urfundliden Ber- 
trags zwifhen dem Fürften und den Ständen. Daran war auch ber. Fürft ge- 
bunden. Wenn er feine Verpflichtungen verlegte und die Rechte ver Stände angriff, fo 
waren biefe zur Gegenwehr berechtigt. Es war zwifchen Fürften und Ständen ein 
gerichtliches oder ſchiedsgerichtliches Procekverfahren zuläffig und in Nothfällen 
auch die bewaffnete Selbfthülfe nichts Unerhörtes. 

5) Die Rechte der Fürften wurden nicht von unten ber durch Wahl und 
Vollmacht, fonvdern von oben ber, von Gott und dem Kaijer übertragen, aber 
fie galten trotzdem nicht als abfolut. Der Fürft hatte nur einen eng begrenzten 
Machtbereih, darüber hinaus ftanden ihm die Stände jelbftändig bald zur Seite, 
bald entgegen. In jenem Machtbereich aber verfuhr er mit Willfür, wie ein Eigen- 
thümer. Dafür war er auch nicht verantwortlich, aber er war verantwortlid, 
wenn er Rehte Anderer irgenpiwie verlegte. 

6) Die Gerihtsgewalt ftand dem ftändifhen Fürften in derſelben Weiſe 
zu, wie jedem Richter. Er übte fie in Perfon aus, aber er konnte nur das Urtheil 
vollziehen, das feine Schöffen zu Recht gefunden hatten, und vie Schöffen des 
Fürften gehörten immer derſelben Ariftofratie an, deren vornehmfte Häupter und 
Geſchlechter auch eine ähnliche Gerichtäbarkeit in ihren Herrſchaften bejaßen. 

7) Nicht einmal die Kriegsgewalt des TFürften war unbeſchränkt, wenn er 
nicht auf feine eigenen Koften Truppen warb und befolvete. Die Dienftpflit ber 
ariftofratiihen Vaſallen und ihrer Knechte war in ihrem Umfang und in ihrer 
Art jeher beihränkt, und ver Fürft war machtlos, wenn die Vaſallen ſtörriſch 
mwurben. 

8) Es gab in dieſem Staat wohl perſönliche Hörigkeit der untern Klaffen, 
aber feine Staatshörigkeit weder der Ariftotratie noch der freien Bürgerfchaften. 
Aber das Princip, daß alles öffentliche Recht, das ven Individuen ober einer 
Körperfhaft zuftehe, zugleich öffentliche Pflicht fei, war noch nicht Mar geworben. 
Das Öffentliche Recht warb auf jever Stufe feiner Wirkfamfeit wie ein Familien» 
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und Privatrecht betrachtet, deſſen Uebung ober Nichtübung dem Berechtigten frei- 
ftehe und deſſen Veräußerung und Verpfändung fogar erlaubt fei. 

Bo dieſe ſtändiſche Beichräntung durchgeführt warb, da war nicht mur bie 
Monarchie, fondern der ganze Staat ſchwach und in ber Bewegung gehemmt. Es 
fehlte an der Einheit, an ber Harmonie des Ganzen. Der Eine Staatslörper löste 
fih in gewiſſem Sinne in feine felbftändig gewordenen Glieder auf. Eben weil 
biefe Zerflüftung der nationalen Eriftenz und die Unfähigkeit der feudalen Gewalten, 
die neuen allgemeinen Bebürfniffe zu befriedigen, als ein zulegt unerträgliches Uebel 
empfunden wurbe, wenbeten fi die Völker eine Zeit lang der abfoluten Monarchie 
zu, von ber fie die Sprengung biefer Fefleln erwarteten. So führte das germanifche 
Princip der ftändifchen Freiheit, in ariftofratifcher Einfeitigkeit zum Extrem getrieben, 
zu dem entgegengefetten romanifhen Syftem des Staatsabfolutismus. 

Die konftitutionelle Monardie ift der moderne Berfuh, die Wahrheit in 
beiden Richtungen zu retten und das Uebertriebene und Berfehrte in beiden zu ver- 
meiden. Sie will das Problem löfen, die Staatseinheit und Staatsmacht mit ber 
Bollöfreiheit zu verfühnen und eine ftarfe Monarchie zu bilden, welche die Volls— 
rechte reſpektirt. 

V. Entftehbung und Ginführung der fonftitutionellen Mo— 
nardhie A. England. Als die Eonftitutionelle Monardie zuerft in England 
entftand, war man ſich des neuen Staatsprincips nur wenig bewußt. Ihre Ein- 
führung ift nur allmählig in Folge beftimmter praftifcher Intereffen in Anlehnung 
an bie hergebrachten Formen ver ftänbifhen Monarchie vor ſich gegangen, nicht 
auf Einmal, nicht als ftantsrechtliches Syftem. Sogar gegenwärtig befitt dies Bater- 
land der konftitutionellen Monarchie nicht, was man gewöhnlich für eine Grund: 
bedingung berfelben hält, eine die wejentlihften Grundfäge zufammenfaffende Ber- 
faffungsurfunde. Die Säge feiner Konftitution find in mancherlei Freiheits- 
briefen, Statuten und Gewohnheiten aus verfchievenen Zeiten zerftrent. 

Schon unter der alten ftänvifhen Monardie war England nicht ebenfo auf- 
gelöst in Herrfchaften wie die Kontinentalftaaten. Der Charakter feiner Berfaffung 
war damals ſchon nationaler, das Parlament mächtiger, und die Bolfsfreiheiten 
wurben höher geachtet als anderwärts. Als dann fpäter, vorzüglih im 17. Jahr. 
hundert, die abjolute Monarchie auf dem Kontinent überall ihre Triumphe feierte, 
wiberfegten fi) die Engländer dem Haufe Stuart, welches dieſelbe Abfolutie an- 
firebte. Die puritanifchedemofratifhe Revolution von 1649 erfüllte England mit 
republifanifchen Staatsiveen. Da wieder eine royaliftifche Reaktion folgte, und das 
neuerdings abfolutiftifhe Königthum nochmals in einen feindlihen Widerſpruch mit 
dem religiöfen und politifhen VBoltsgeifte gerieth, fo war die Erhebung des Prinzen 
von Dranien zum König eine Art Kompromiß zwifchen ven monarchiſchen Neigungen 
und Sitten des Volks und den republifanifhen Ideen, welde nun aud von ber 
Ariſtokratie aufgenommen und dadurch mobificirt wurben. Der neugewählte König 
war zugleih von Haufe ein republitanifcher Fürft und einer der größten monar« 
chiſchen Staatsmänner aller Zeiten. Bon dieſer zweiten „glorreihen Revolution“ 
von 1688 und 1689 datiren die Engländer zwar nicht ihre Freiheit und nicht 
ihre parlamentarifhe Berfaffuug, aber die fonftitutionelle Monardie. 

Die entſcheidenden Momente diefer neuen Entwidlungsftufe der Monardie find: 

1) Die principielle Verwerfung des abfoluten Königthums, ald einer ver- 
foffungswidrigen Anmaßung, welche nicht zu dulden und gegen welde ber Wider: 
ſtand berechtigt fei. 

2) Die Anerlennung, daß das königliche Recht ebenſo ein menſchliches 
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und burh bie verfaffungsmäßige Orbnung begrenztes Recht fei, 4) wie 
das Recht der Lords und der Gemeinen im Parlament, und wie bie gefegliden 
Freiheiten der einzelnen Engländer, im Gegenfag zu ven myftifchen Borftellungen 
ber Theologen, welde in dem Königsrechte etwas fpecififh Göttliches verehrten, 
die man auf fi) beruhen, aber nicht mehr als Staatsprincip gelten ließ. 

3) Die urkundliche Ausfprade und Gidherung ber parlamentari- 
ſchen Rechte und ver Volksfreih eiten in ber fogenannten Declaration of Rights 
von 1689 und die Verbindung biejer Erklärung mit der Drbnung ber Thron: 
folge, fo daß das Recht des Königthums nicht mehr losgetrennt von jenen Rechten 
und Freiheiten, fonvern nur im Zufammenhange damit zu denken war. 

4) Die Unverantwortlihkeit des Königs wurde zwar als verfafjungs- 
mäßige Regel beibehalten, aber durch den vollzogenen Bruch der ſtuartiſchen Legi- 
timität unverfennbar die Zuläffigteit einer Ausnahme behauptet, wenn zwis 
ſchen dem Könige und der Nation es zu einem unverföhnlihen Wiverftreite komme. 
Die Fiktion, daß der Thron valant geworben fei, konnte zwar bie Entfegung 
Jakobs IT, zur Noth verbeden, aber die Ausjhließung feines unſchuldigen Sohnes 
war nur erflärlic durch das vorbehaltene und geübte Recht der Nation, in äußerſten 
Fällen aud eine Dynmaftie wegen Berfafiungsverlegung durch ihr Haupt für 
unfähig zur Thronfolge zu erflären. 

5) die ausgebildete auch politiide Verantwortlichkeit der Minifter 
gegenüber den beiden Häufern des Parlaments, jo daß dem Unterhaus die Klage, 
dem Oberhaus das Gericht zufteht. 

6) Die mitwirkende Theilnahme des Parlaments an der Gefeggebung, 
bie Kontrole besfelben über bie ganze Verwaltung und den gefammten Staats- 
haushalt, fein Recht der Steuerbemwilligung. 

7) Die volle Unabhängigkeit und die ausgedehnte Befugniß der rich— 
in. Autorität, geftügt auf die Theilnahme ver Gefhwornen aus 
dem Bolt, 

8) Die Freiheit der Preffe und ver politifhen Berfammlungen 
und die daherige Kritif und Kontrole der öffentlihen Meinung. 

Die Rechte des Königthums find feither durch die Ausbildung des modernen 
Staatsrechts und der modernen Saatspraris eher inhaltsreiher geworben als in 
der mittelalterlichen Zeit, ven Bebürfniffen nach Koncentrirung der Staatsmadt und 
nach erweiterter Staatsthätigfeit gemäß. Die Ehrfurdt vor der monarchiſchen In- 
ftitution bat aud die Schwächen und die Fehler mandyer konftitutioneller Könige 
überbauert; aber die Macht der andern Beftanbtheile des Volkskörpers ift ebenfalls 
gewachjen. Hat man noch im 18. Jahrhundert die englifche Berfaffung als eine 
ariftofratifh befchränfte Monarchie bezeichnen können, fo paßt diefe Bezeichnung feit 
der Reformbill nicht mehr, oder hat dody einen andern Sinn befommen. Das An- 
fehen und ver Einfluß des Unterhaufes und der Preſſe, die vorzüglich die mittleren 
Klaffen repräfentirt, haben jehr erheblich zugenommen, und damit find zu ben früheren 
vornehmeren Kreifen aud die repräfentativ-demofratifhen Kräfte als haupt- 
ſächlich beſtimmend hinzugetreten. 


4) Am ſchärfſten iſt der Ausdruck in der Afte vom Jahr 1701: »Da die Geſehze von Eng: 
land das Geburtsrecht des engliihen Volkes find und alle Könige und Königinnen, welche den 
Thron dieſes Meiches befteigen werden, die Regierung diefes Neiches in Mebereinftimmung mit den 
— eier ge zu verwalten verpflichtet find und alle ihre Beamten und Minifter ibnen denjelben 

efegen gemäß zu dienen ſchuldig find, fo u. f. f.“ 
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B. Frankreich. Schon um die Mitte des 18. Jahrhunderts fingen die 
Franzoſen an, auf das engliſche Vorbild ſehnſüchtige Blicke zu richten Montes- 
quieu zuerft (ſ. d. Art.), ſpäter der Genfer De Lohme ſuchten die Principien 
der engliſchen Verfaſſung in die franzöſiſche Sprache umzuſetzen. Die Revolution 
verſuchte zwar erſt den Rouſſeau'ſchen Ideen folgend eine ganz neue demokratiſch— 
centrale Staatöform mit boltrinärer Konfequenz einzuführen, aber der damalige 
Berfuh, das Hiftorifhe Königthum mit der entfeflelten und von den Klubbs ge— 
führten demokratiſchen Gewalt zn vereinbaren, mißglüdte. Napoleon begründete 
die moderne Autokratie, indem er die Nahbildung des antik⸗römiſchen Kaifer- 
thums dem demokratifhen Stamm der Nation einimpfte. Als er und mit ihm 
feine Berfaffung fiel, da unternahm es der zurüdgelehrte Bourbon Ludwig XVIII., 
die Wünſche ver Nation, die wieder auf England ſah, durch eine der englifchen 
nachgebilvete Tonftitutionelle Monardie zu befriedigen. Die Charte von 1814 ift 
fodann das Vorbild einer Reihe von Berfaffungen in andern europäiſchen Staaten 
geworben. Dur die Ueberpflanzung der konftitutionellen Monardie nah Franf- 
reich hatte aber diefe Berfafjung einen ganz anderen Boden und aud einen andern 
Sinn erhalten. Die erheblichften Unterfchiede find: 

1) Was in England eine allmählig — obwohl allerdings nicht blos natur« 
wüchfig, fondern gejeglih (Bgl. Br. IV. ©, 453) — entftandene Orbnung war, 
welche in allen ihren Theilen tiefe Fundamente in den Bolksfitten und in ber 
Staatsgefhichte hatte, das war in Franfreih ein auf Einen Schlag proflamirtes 
logifhes Syftem, das fich erft mit der Zeit einzuleben hoffen. fonnte. 

2) Die englifhe Verfaffung war das gemeinfame Wert des englifchen 
Parlaments, in weldem ver König und die politifch wichtigen Stände und 
Parteien fi zufammen fanden. Die franzöflfhe Verfaſſung war zwar in ihrem 
Inhalt auch ein Friedensfhluß zwiſchen dem reftaurirten Königthum und ber fran- 
zöfifhen Nation, melde dur die Revolution und die napoleonifhe Herrſchaft eine 
innere Umwandlung erfahren hatte. Aber ihre Form erfchien als eine freie Gnade 
bes Königs. Die Räthe des Königs meinten, das Recht und das Anfehen bes 
Königs werben durch den Schein der Oktroyirung geftärft. Aber ver logiſche 
Widerſpruch mit dem Inhalt der Verfaſſung und der hiftorifche Widerſpruch mit 
den Ereigniffen und Verhandlungen, welche der Charte vorangingen, entgingen 
den Franzofen nit. Indem die Verfaffung auf die königliche Willfür als ihre 
Duelle binwies, wurbe fie von Anfang an mit Mißtrauen betrachtet und verlegte 
fie das Rechtsgefühl des Volkes. Diefe ihre Impopularität machte den König nicht 
populär. Vielmehr brachte die Unficherheit und Beweglichkeit des Bodens, auf welchen 
der Thron thatfächlich geftellt werben mußte, den Thron, der es verfchmähte, in 
biefem Boden Fundamente zu graben, nur um fo mehr in eine ſchwankende Lage. 

3) Die Machtfülle, welche dem König vorbehalten Elieb, war größer als bie, 
welche ver englifche König befaß, die Beſchränkungen desſelben geringer. Daran 
hätten die Franzoſen an fich feinen Anftoß genommen, denn fie waren von Alters 
ber an eine weit energifchere Staatsgewalt gewöhnt als die Engländer und verlangten 
in taufend Fällen von ber Regierung Hülfe, in denen die Engländer fi felber zu 
helfen mußten. Aber vie englifchen Könige hatten endlich gelernt, fonftitutionell zu 
fein, die Bourbonen konnten ſich der Erinnerungen an die alte, in den Stürmen 
der Revolution niedergeworfene abfolute Monarchie nicht entſchlagen und fegten durch 
ihre vergeblichen Verſuche der Reftauration des abgeftorbenen Rechts auch das neue 
fonftitutionelle Recht in Gefahr. Diefe antikonftitutionelle Neigung der Dynaftie war 
um fo gefährlicher, als viefelbe ihre Wieverherftellung weniger dem nationalen Ver- 
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langen als den Siegen der fremden Mächte über die Franzoſen zu verdanken 
hatte. Die konſtitutionelle Monarchie war ſo von Anfang an in Frankreich durch 
die ſchlecht verhehlte Heuchelei der Bourbonen und durch die Erniedrigung Frank⸗ 
reichs unter die Gewalt feiner Feinde diskreditirt. Als Karl X. es wagte, durch 
feine Ordonnanzen bie Verfafjung zu brechen, verlor in ber Revolution von 1830 
die ältere Linie der Dynaftie den Thron und die Thronfolge zum zweiten Dal 
und nun für immer. 

Der jüngeren Linie der Orldans, die nun das Königthum erwarb, kann 
man mit Grund nicht ebenfo eine antifonftitutionelle Gefinnung vorwerfen. Das 
Berfprehen: La charte sera desormais une verite, war aufridhtig gemeint; vie 
Prinzen wurden im Sinne der neuen Berfaffung erzogen und bie Formen berjelben 
forgfältig geachtet. Trotzdem gelang es der Dynaſtie Orleans nicht, ſich auf bie 
Dauer zu befeftigen. Die allgemeine Unſicherheit der franzöfiihen Zuftände und 
ber Berfaffung, welche durch die neue Revolution eher aufgevedt und vermehrt als 
überwunden wurde, war zu groß, und bie Mittel, die der König anmwendete, waren zu 
Hein, allzu bürgerlih-ängftlih, eher diplomatiſch-ſchlau als politiicheweife. Er be- 

ebigte wohl den bürgerliben Mittelftand einigermaßen, aber er gewann nicht das 

ertrauen und bie Zuneigung der unteren Klafjen und die Parteigegner, zu denen 
er felbft feine brauchbarſten Minifter verbitterte, zerrieben in den Kämpfen ber 
Kammern die ohnehin loderen Stügen der föniglihen Autorität. Bevor feine Söhne 
Gelegenheit erhielten, das erblihe Königthum in fonftitutionelem Sinne anzutreten 
und fortzufegen, wurben aud) die Orleans in einem Momente bemokratifh-nationaler 
Aufwallung vertrieben. 

4)e Das englifhe Königthum wird durch eine mächtige Ariftofratie, melde ſehr 
gut weiß, daß fie felbft verloren ift, wenn das Königthum finkt, zwar beſchränkt, 
aber auch gehalten. Das Eonftitutionelle Königthum in Frankreich wurbe durch bie 
alte — mit ihm reftaurirte Ariftofratie der Emigrirten nicht gejhügt, fon- 
dern in fortwährende Verlegenheit und vor allen Dingen in Mißkredit gebracht, 
und zwifchen ihm und der neuen napoleonifhen Ariftofratie war der Ber- 
dacht und die Abneigung mwechfelfeitig. Die Erblichkeit der Pairs mußte der 
Revolution von 1830 geopfert werben und bie neuen lebenslänglihen Pairs 
waren viel zu ſchwach und ſchwankend, um als Regulator der entgegengefetten Im- 
pulfe bald der Deputirtenfammer, bald der Regierung einen ermäßigenden und 
daher die Krone ſchützenden Widerſtand zu leiften. 

5) Um fo mächtiger, und wenn einmal in Bewegung gebracht, unmiberftehlicher 
waren in Frankreich die demokratiſchen Elemente. In der Deputirtenfammer 
waren fie freilih nur fehr ungenügend vertreten. Nur bie reichften Bürger und vie 
berühmteften Talente fanden da Aufnahme; die plutofratifhe Beihränfung der 
Charte von 1814 war burd die reformirte Charte von 1830 einigermaßen ge— 
mildert worden, aber nody immer fo erflufiv, daß die großen Maſſen aud ber 
Bürger fih ausgefchloffen fahen, und ſchon deßhalb eine Berfaffung nicht liebten, 
welche ihnen feine wahre Vertretung fiherte. Die Folgen waren, daß die Deputir- 
tenfammer jelbft in Gefahr kam, als eine blos ſcheinbare VBolfsvertretung mit der wirk⸗ 
lihen Boltsgefinnung in Streit zu gerathen, und daß das Königthum, wenn es 
ihm gelang, die Deputirten zu gewinnen und fo bie beliebte „Harmonie ber ver- 
ſchiedenen Faktoren” zu erwirken, auf einer trügerifchen dünnen Eisvede wandelte, 
welche vor jedem warmen Lufthauche der erhigten Volksleidenſchaft zerborft. 

Da die allgemeinen Ideen und größtentheild aud die Gefege und vie Sitten 
der Franzoſen bemolratifh geworben waren, jo ſah fi das fonftitutionelle König- 
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thum in Frankreich einer gewaltigen Demokratie gegenüber geftellt und befam ſchon 
deßhalb ganz andere Aufgaben und hatte eine ganz andere Beihränfung als in 
England. Ein Tumult in Paris genügte im Jahre 1848, dasfelbe nochmals zu 
befeitigen, und wiederum verjuchte e8 die Nation mit der repräfentativen Demokratie, 

Man muß den Begriff ver Konftitutionellen Monarchie ziemlich weit faflen, 
um aud die neue napoleonifche Berfaffung (Bd. IV. ©. 673) unterzubringen, 
obwohl fie von den Staatölehrern des Kaiferreihs fo genannt wird. Jedenfalls ift 
fie eine ganz andere Form der Fonftitutionellen Monardie, als die Charte von 
1814 und 1830. Sowohl die monardifhe Gewalt ift in ihr viel energifcher 
bis zur Autofratie gefteigert, als die demokratiſche Baſis weit breiter ange 
legt, indem fich ver neue Kaifer, als er die Herrſchaft des britten Standes gewaltfam 
zerbrach, vornehmlich auf die Zuftimmung ber untern Volksklaſſen des vierten Standes 
fügte. Zwar ift die ganze Verfaſſung von dem Kaifer erdacht, vorgefchlagen und von 
der Nation in ihrer großen Mehrheit wie eine Nothwendigfeit ver kritifchen Zeit 
gitacheigen worden; aber fie fchließt fi doch in ihren Grundeinrichtungen an bie 

erfaffung an, in welcher die frühere Revolution ihren Abſchluß fand; und hat 
fo in der Revolution — und in der Gefhichte Napoleons I. — hiſtoriſche Vor⸗ 
läufer, welche ihr mehr als die Eharte Ludwigs XVIII. ven Schein eines natio» 
nalen Wertes gaben. - 

Auch die kaiſerliche Monarchie ift eine verfaffungsmäßig befhränfte, 
Diefelbe ertennt ſogar ausdrücklich den Volkswillen als die Quelle ihrer Macht 
an; der Berufung auf vie Gnade Gottes ift die Berufung auf ven Bolfswillen 
in dem Titel des Kaifers hinzugefügt („par la gräce de Dieu et la volonte 
nationale Empereur des Frangais*). Selbft auf Unverantwortlichkeit macht fie 
feinen Anfprud. In der Proflamation des Präfidenten vom 14. Januar 1852 
beißt e8: „Un bie Spite ver Charte den Sat zu jchreiben, daß das Stantshaupt 
unverantwortlic fei, heißt das öffentliche Gefühl belügen und eine Filtion her- 
ftellen, welche fhon drei Mal vor dem Braufen der Revolution in Ohnmacht ge 
ſunken iſt.“ 

Aber indem ſie die Verantwortlichkeit des Monarchen anerkennt — 
nur freilich nicht ſtaatsrechtlich regulirt —, verlangt ſie für dieſen eine um ſo 
größere Vollmacht zum Handeln und verwirft ſie die Verantwortlichkeit der 
Miniſter vor den Kammern. Auch der engliſche König hat einen von den beiden 
Häuſern des Parlaments verſchiedenen — obwohl großentheils aus Parlaments- 
mitglievern zufammengefegten — königlichen Rath (privy council), welder zur 
Berathung der Staatsgefhäfte zugezogen wird, aber der franzöftihe Staatsrath 
ift von dem Senat und dem Geſetzgebungskörper auch in feinem Perfonal gänzlich 
getrennt und hat als Rath der Regierung eine weit einflugreidhere Stellung. 

Der Kaifer fann zwar von fi aus feine Gefege geben nod Steuern erheben, 
fondern bedarf dazu ver Zuftimmung des Geſetzgebungskörpers, der feiner- 
feit8 wieder aus dem allgemeinen Stimmredht hervorgeht und auf vemofratifcher 
Unterlage ruht. Aber mit autokratiſchem Mißtrauen wird die Wahl dieſer Ber- 
fammlung von der Regierung möglihft influirt und ihre Thätigkeit eng begrenzt, 
Es wird ihr weber eine Initiative zu Gefegen zugeftanden, noch felbft die Freiheit 
gewährt, über Berbefjerungsanträge abzuftimmen. Erſt die neuefte Zeit, in welcher 
bie Strömung der Volksfreiheit wieder ftärker anfhwillt, ift aud ber parlamen- 
tarifchen Bedeutung biefes Körpers wieder günftiger geworben, und der Kaifer hat 
nun bemfelben eine größere Freiheit und Deffentlichkeit ver Rede zugeftanven, als 
in den erften Jahren feiner Regierung. - 
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In dem Inftitut des Senats ift eine Art von ariftofratifher Ergänzung 
ber Berfaffung gefhaffen, aber nicht im Sinne der unabhängigen englifhen Ari- 
ftofratie, fondern im Sinne der abhängigen napoleonifhen Ariftofratie. Der Senat 
bat weber die Beftimmung eines Oberhaufes im Parlament, noch eines Staats- 
gerichtshofs, fondern fol als ein Wächter der Berfaffung und ver Volksfrei— 
heiten dafür forgen, daß bie Gefege in Harmonie damit bleiben. Er ift berechtigt, 
verfafjungswibrige Alte der öffentlichen Gewalten für nichtig zu erklären. Aud bat 
er eine Art Initiative für Berfaffungsreformen und kann auf Berbefferungen auf- 
merffam machen, welche die Wirkfamfeit des Geſetzgebers erforbern. Es find das 
freilich wichtige Rechte und Pflichten, die unter der Borausfegung, daß fie nicht 
blos Schein bleiben, fondern Wahrheit werben, für die Nation fehr nüglic werben 
fönnen. Indem die Berfafjung die in fie gelegten Keime in freierem Geifte ent- 
widelt, nähert fie fih andern fonftitutionellen Monardieen. So weit fie dagegen 
von der diftatorifchen Autokratie geleitet wird, hat fich gegenwärtig ſchon deutlich 
gezeigt, daß fie dem Bildungsftande umferer Zeit und ven orberungen ver heu— 
tigen Bölfer nicht genügt; denn fein anderes Volk verlangte nach ihrer Nachbildung, 
und die beften Männer unter ven Franzofen felbft betrachten fie nicht als das Ziel, 
fondern im günftigften Fall als den Anfang eines neuen Verfaſſungslebens. 

C. Andere europäifhe Länder. Obwohl die Fürften und ihre Minifter 
faft in allen andern Staaten ber Ausbreitung der fonftituttonellen Monarchie lange 
Zeit abgeneigt waren und fich meiftens nur ungern im Drang der Umftände bazu 
entſchloſſen, hat dieſe Staatsform dennoch in unferem Jahrhundert in unaufhalt- 
famem Siegeslauf faft das ganze monarchiſche Europa eingenommen. Aud wo fie 
für den Augenblid durch die alten Gewalten abgewehrt wurbe, ober durch Reaktionen 
wieder außer Wirkfamkeit gefegt ward, vermochten biefe feinvlichen Tendenzen ſich 
nirgends zu behaupten und wurben genöthigt, einem neuen Andrang des fonfti- 
tutionellen Princips zu weichen. Es bewährt fi darin der Grundcharakter umferer 
Zeit ebenfo mächtig und ebenfo Mar, als vor zwei Jahrhunderten die allgemeine 
Neigung Europa's, es mit der abfoluten Monarchie zu verfuhen. Die heutigen 
Bölker ſcheinen nur nod die Alternative zuzulaffen: Entweder die konftitutio» 
nelle Monardie oder die repräfentativ-vemofratifhe Republik; nicht 
mehr die Alternative: Entweber bie abfolute oder die Konftitutionelle Monarchie. 
Sie verwerfen die abfolute Monarchie ebenfo entſchieden, wie die abfolute Demokratie 
oder wie bie mittelalterliche Ariftofratie. Indem wir jenen Sat ausſprechen, fon- 
ftatiren wir lediglich eine Thatfache, eine beftimmte Richtung der öffentlichen Ge- 
finnung. Allerdings gibt e8 auch heute nicht unerheblihe Kreife der Gefellichaft, 
welche dieſe öffentlihe Meinung nicht billigen und derſelben wiberftreben, und andere 
größere, welde der ganzen frage gegenüber fich gleichgültig verhalten. Aber 
die unläugbaren großen Erfolge jener Meinung in allen aufgeregten und fritifchen 
Momenten der neueren Staatengefhichte nöthigen jeven Staatsmann, in ihr die 
Stimme des heutigen Zeitgeiftes zu erkennen, die nicht ungeftraft veracdhtet wird. 

Ein Ueberblid über die Fortſchritte der konſtitutionellen Monardie veran- 
ſchaulicht jene Wahrnehmung : 

1) In Spanien war bie abfolute Monardie in Verbindung mit bem 
fichlich-römifchen Abfolutismus am weiteften getrieben worden. Als vie fpanifche 
Nation gegen die napoleonifche Fremdherrſchaft aufftand, erflärten fih die Cortes 
im Jahre 1812 für die konftitutionelle Monarchie. Als der reftaurirte König wieder 
In der alten deſpotiſchen Weife Spanien unterwarf, warb bie Berfaffung von 1812 
das Looſungswort der Revolution von 1820; und obwohl die franzöftjche Inter» 


vention dem Abſolutiomus wieder die Macht zurüdgab, wurbe in ven Jahren 
1833, 1836, 1837, 1845 vie fonftitutionelle Monardie doch wieder als Grund- 
gefeß des Landes hergeftellt und anerkannt. 

2) Ebenfo ging Bortugal in ven Jahren 1822, 1826 und 1838 zur fon- 
ftitutionellen Monarchie aus der abfoluten über. 

3) Aehnliche Bewegungen zeigten fih in Italien. Auh wenn man bas 
napoleonifhe Königreich Italien eher für eine beſchränkte Autofratie als für eine 
fonftitutionelle Monarchie erklärt, fo Hatte doch die unter englifhem Einfluß 
entftandene Berfafjung Siciliens von 1812 und bie von Spanien entlehnte 
Berfaffung Neapels von 1820 unzweifelhaft diefen Charakter. Der Treubruch 
des Königs und die Intervention der nordifhen Abſolutieen unterbrüdten beide Ver— 
faffungen wieder. Aber die Erjhütterung von 1848 beftimmte auch hier den König, 
wieber eine Berfafjung zu geben, die wiederum gebrodyen wurde. Die Folge war, daß 
in der neuen Erhebung wider die alte Willfürregierung won 1860 der junge Fürft 
fein Bertrauen mehr fand, als er neuerdings die fonftitutionelle Monardie einzu: 
führen verſprach, und daß nun die Revolution ſich gegen die Dynaftie felbft erklärte, 

In Piemont trieb die Bewegung von 1821 ebenfo der fonftitutionellen 
Monardie zu, erlag aber der von Defterreih geſchützten Reaktion. Aber nad 
langem Zögern und forgfältigen Vorbereitungen erklärte fih das Haupt dEr natio- 
nalen Partei, der König Karl Albert, am 6. Februar 1848 für die Ein- 
führung biefer modernen Staatöform, und nachdem einmal diefer Entihluß gefaßt 
war, blieb das ſavoyiſche Königshaus derfelben mit einer feltenen Aufrichtigfeit tren. 
Die wunderbaren Erfolge desjelben in den Jahren 1859 und 1860 verbanft es 
zu gutem Theil vem Glauben ver Völker an feine ehrliche Konftitutionelle Geſinnung. 
Soweit Italien gegenwärtig den Italienern gehört, hat es ſich für bie Fonftitutio- 
nelle Staatsform erklärt. Sogar die demofratifhen und im Herzen republikaniſch 
gefinnten Parteien find ihr als der dur die Zeitverhältniffe geforderten natio— 
nalen Berfaffung mit Selbftüberwindung beigetreten. Die Berzweiflung, daß das 
Papftthum jemals feine weltliche Herrihaft in dieſem Sinne umgeftalten werde, ift 
ein Hauptgrund, weßhalb die Italiener diefe Herrfhaft vollends zu befeitigen 
wünſchen. 

4) Sogar das neue Königreich Griehenland, das anfangs in dikta— 
torifher Weiſe eingerichtet warb, folgte dem Beifpiel der älteren Staaten und 
führte in den. Jahren 1843 und 1844 die konftitutionelle Monardie ein. 

5) Ebenfo ift das zweite neue Königreich Belgien von Urfprung an in 
biefer Form gegründet worben und die belgifhe Berfaffung von 1831 in manden 
Deziehungen ein wichtiges Vorbild aud für andere Staaten geworben. 

6) Auch die Niederlande, aus der alten Republif von Napoleon zu 
einem Vaſallenkönigthum umgejhaffen, dann in das Kaiſerreich einverleibt, hatten 
zur Zeit der Wiederherftellung ihrer nationalen Selbftändigkeit den Sohn ihres 
vormaligen Statthalters, Wilhelm Friedrih von Dranien, zum König erwählt und 
fih ebenfalls für die Fonftitutionelle Monardie als die in Zufunft geeignete 
Staatsform erflärt. Schon am 28. März 1814 wurde die neue Verfaffung an- 
genommen und nad der Bereinigung mit Belgien am 24. Yug. 1815 neuerbings 
mit den erforberlihen Abänderungen beſchloſſen. Die neue Berfaffung vom 14, 
Dit. 1848 war ein Fortjchritt in derfelben Richtung. 

7) Unter völlig anderen Vorbedingungen näherte fih aud die ſchwediſche 
Berfafiung, vormals ein durd die vier Stände: Adel, Geiftlichkeit, Bürgerſchaft 
und Bauerfchaft beſchränktes dynaſtiſches Königthum, das in der Regierung vor- 
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nehmlich auf ben Adel angewieſen und durch denſelben beſchränkt war, in ber Re— 
vifion vom 7. Juni 1809 den Grundſätzen der konſtitutionellen Monarchie an, 
obwohl fie die ſchwerfällige Inſtitution der vier Stände anftatt zweier Kammern 
noch beibehielt. 

8) Auch im höchſten Norden bildete Norwegen die fonftitutionelle Mo- 
narchie in der Berfafjung vom 4. Nov. 1814 in feiner mehr bemokratijch-bäuer- 
lichen Weife aus. 

9) Die dänifche Revolution von 1660 war gegen den Adel gerichtet und hatte 
mit Hülfe des Bürgerftandes die abfolute Monarchie eingerichtet. Aber die Bewe— 
gungen des 19. Jahrhunderts braten aud für Dänemark die Wanplung in 
die fonftitutionelle Monarchie, zuerft in der noch ungenügenden Form von Provin- 
ztalftänden (Geſetz v. 28. Mai 1831), dann in dem Örundgefeg vom 5. Juni 
1849 in demokratiſcher Richtung. Die feltherigen Verfaſſungslämpfe der Dänen 
mit den Deutſchen beziehen fich lediglich auf nationale Intereffen ; über die Noth- 
wenbigfeit ver konftitutionellen Monarchie find alle Parteien ſowohl für das eigent- 
liche Dinemart als für die Herzogthümer Holftein und Schleswig einverftanden. 

10) Die Ungarn, deren Berfaffung zuvor ein ariftofratifch befchränttes 
Königthum in mittelalterlihem Style geweſen war, machten in ihrer Revolution 
vom Jahre 1848 ebenfo den freilih damals verunglüdten aber feither ernenerten 
Berſuch, diefelbe in eine moderne fonftitutionelle Monardie umzubilden. Im Princip 
ift gegenwärtig dieſelbe aud von der königlichen Regierung zugeftanden worben. 

enn man biefe allgemeine Entwidlung der konftitutionellen Monardie in 
romanifhen und in germanifchen Ländern, im Norden und im Süben von Europa, 
aus der früheren Abfolutie und Autofratie wie aus der ſtändiſch beſchränkten 
Monarchie des Mittelalters, und fogar aus der Republif heraus, unter katholi— 
ſchen, proteftantifhen und konfefftonell gemifchten Bevölkerungen in ihrem Zufam- 
menbang überfhaut, fo erkennt man, wie beflagenswürbig die blinde Thorheit 
mancher auch deutſcher Stantsmänner war, welche bis auf die neuefte Zeit noch 
den antitonftitutionellen Neigungen ihrer Höfe mit der Meinung fchmeichelten, das 
Berlangen ver Bölfer nad verfaffungsmäßiger Freiheit fei nur eine Borfpiegelung 
ehrgeiziger und revolutionärer Schwindler, welche mit ber trügerifchen Hoffnung, 
in Bälde wieber bie abfolute Monarchie herzuftellen, die Regierungen zu reaftio- 
nären ober heuchleriſchen Maßregeln verleiteten, deren ſchließlicher Erfolg fein anderer 
fein fonnte, als die Verſtärlung der Richtung, die fie zu verhindern ſich vermaßen. 

D. Deutſchland. Es bleibt uns no übrig, die Einführung der fonfti- 
tutionellen Monardie in ven beutfhen Staaten zu betrachten. Wie mandhe 
andere Inftitutionen, fo ift auch die fonftitutionelle Monarchie zuerft nicht unmit 
telbar von England, fondern dur die franzöſiſche Vermittlung der Eharte Lud— 
wigs XVIII nad Deutfchland verpflanzt worben. Wir befamen fie alfo zunächft 
als eine Bildung der englifh-franzöfifhen Civiliſation. Diefen Urfprung 
haben die Gegner ihr oft genug vorgeworfen. „Sie fei”, hieß es, „ein fremdes 
Probuft; für England, wo fie gewahfen, vortrefflih, ſei fie in Deutjchland, 
wo fie importirt worben, unpaſſend.“ Befrembend ift nur, daß diefer Einwand 
nicht von der deutſchen Nation, fondern hanptfächlich von den Freunden der abfo- 
Inten Monarchie erhoben wurde, einer Staatsform, die unter allen am wenigften 
auf die Ehre Anfprud hat, eine naturwächfige deutſche Inftitution zu fein, bie 
unzweifelhaft nah romanifhem Vorbild und mit Hülfe römischer Staaatsiveen an 
die deutſchen Höfe verpflanzt worben ift. Gerade das, was bie Verehrer der abſoluten 
Monarchie in der Tonftitutionellen Monarchie haffen, vie Anerfennung politifcher Bolte- 
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rechte. und bie baherige Beſchränkung der fürftlihen Gewalt ift im Gegentheil 
urdeutſch, und was fie in jener lieben, den Abfolutismus der Monardie, ift 
ganz und gar und eutſch. 

Man überfah bei jenem Borwurf fowohl den innern Zufammenhang, welchen 
die gefammte europäifche Eivilifation verbindet, ald die wichtige Thatſache, daß die 
fonftitutionelle Monarchie feine völlig neue Erfindung, fondern die nationale moderne 
Fortbildung ber ſtändiſchen Monardie des Mittelalters ift, welche aud damals 
die gemeinfame Staatöform ber meiften europäijchen Länder und deren Wefen durch— 
aus germanifh war. Sie unterſcheidet ſich von der ftänbifhen Verfaſſung haupt- 
fählih dadurch, daß fie die Einheit von Boll und Staat betont und daß fie 
auch vie Centralmacht in demjelben, die Regierungsgewalt, energifcher zufammenfaßt 
und infofern die Zwiſchen- und Uebergangsperiode der abfoluten Monardie in 
ihrer Berechtigung nachwirken läßt, während in dem ftändifchen Lehens- und Pa— 
trimonialftaat bie Bejchränftheit der Stände und die Abgejchloffenheit ihrer Son- 
berinterejjen bie Entwiflung ber nationalen Intereffen hemmend durchkreuzten und 
die Staatsgewalt ſchwächten. Aber fie fteht mit jener mittelalterlich-germanifchen 
Berfaffung in einer maturgemäßen Verbindung dur die Gemeinſchaft der Grund- 
idee, daß der Fürft als das Haupt des Volkes zu dieſem gehöre und daß bie 
übrigen Beftanbtheile des Volkes, nur jest nicht bloß die ariftofratifhen Stände 
und zur Noth nod die höhere Bürgerſchaft, fondern alle Volksklaſſen wichtige 
öffentlihe Rechte haben, insbefonvere Theilnahme an der Geſetzgebung, Steuer- 
bewilligung, Kontrole der Regierung, die hinwieder der Fürſt zu achten ver- 
pflichtet ſei. 

Unfere ftaatlihe Eivilifation in Europa, wie überhaupt unfer modernes Recht 
beruht wejentlich auf der Verbindung und Mifhung römifher und germani— 
ſcher Ideen und Inftitutionen. In dem Lehensftant des Mittelalters trat die ger- 
maniſche Judividualiſirung aller Glieder (ver einzelnen Stände, Körperfchaften, 
Vamilien) zu einfeitig hervor; am ber Freiheit der „Meinen Herren“ ging bie 
Macht des Königs unter, und neben ihr konnte fi die gemeine Freiheit Aller 
nit halten noch bewegen. Dann fam, von den untern Volksmaſſen getragen, bie 
abjolute Monardie auf; in ihr war die romanifhe Staatseinheit und bie 
fhranfenlofe Machtfülle der Gentralgewalt zu ausfchlieglid bedacht, und mit ihr 
fonnte weber die Würde der übrigen Volksklaſſen noch ihre Freiheit auf die Dauer 
beftehen. Die konftitutionelle Monardie ift ein welthiftorifher Verſuch, die beiden 
Richtungen, die einfeitig verfolgt fhäplich werben, zu verfühnen und mit germa- 
nifher Volksfreiheit romaniſche Staatseinheit zu verbinden. In der 
farolingifchen Periode wurbe der erfte noch unreife Verſuch der Art gemacht. Unfere 
Zeit ift mit dem zweiten reiferen befchäftigt. 

Die Engländer find voran gegangen und haben das Problem zwar für fich 
befriedigend, aber nicht ebenjo befriedigend für die Welt gelöst. Die Franzofen 
find ihnen gefolgt und haben es verfudt, für die civilifirte Welt die Löfung zu 
finden. Wenn es aud ihnen nicht gelungen ift, fo war doch ihre Arbeit der Welt 
fehr förderlich. Die engliihe Form ift auf den Kontinent nicht übertragbar, weil 
die nationalen Bedingungen derſelben — insbefonvere bie ariftofratifhen Grund- 
lagen — fehlen. Die franzöfifhe Faſſung, die in Frankreich felber nicht ſtark 
genug war, ben noch gährenven Leidenſchaften ver Revolution und der Reaktion 
zu widerftehen, war leichter anberwärts nadhzubilden und hat in andern Yän- 
dern aud einen fefteren Beftand erlangt. Für Deutſchland aber waren wid- 
tige Grundbedingungen vorhanden, um, belehrt duch die Vorbilder und bie 
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Erfahrungen der Engländer und der Franzoſen, in eigenthümlicher Weiſe und 
mit Hoffnung auf Erfolg eine befriedigende Fortbildung der konſtitutionellen 
Monarchie zu verſuchen. 

Auch in den deutſchen Ländern hatte im 17. Jahrhundert die neue abſolute 
Monarchie die alten ſtändiſchen Beſchränkungen überall durchbrochen und wegge— 
räumt oder zu einem nichtigen Schein verdorben. Aber im Gegenſatz zu ber abjo- 
Intiftifhen Doktrin der Theologen und der Romaniften, und im Widerſpruch mit den 
Eigenthumebegriffen auch der Feudiſten hatte zuerft ein deutſcher Fürft, Friedrich 
der Große, die Örumdidee des modernen Königthums mit einer für alle 
ängftlihen Seelen erfchredenden Schärfe des Auspruds vor der Welt verkündet. 
Er kümmerte fih nichts um das göttliche Recht der Theologen, ſondern verftand 
die Staatseinrihtungen als menſchliche und verwarf die Vorftellung, daß Bolf 
und Land wie ein Eigenthum dem Könige gehören, damit er damit nad feinem 
Belieben ſchalte und fpiele, als abgefhmadten Unfinn. Er nahm es als felbftverftänd- 
ih an, daß alle öffentlichen Imftitutionen nur um tes Bolfes willen beftehen, 
und vor feinem genialen Blick erſchien der Staat als ein organifher Körper, 
in dem die Monarchie nur ein einzelnes Glied, wenn gleich das leitende Glied 
fei. Den zroßen Sat fprad er wiederholt aus: „Der König ift der erfte 
Staatspiener”; und nie erſchien ihm das Königsrecht anders als in ber fitt- 
lihen Würde und in dem fittlihen Ernft der Königspflidt. Wenn er trog 
diefer Grundidee, die ihm feine blendende Phrafe, fondern eine unläugbare Wahr- 
beit war, die unbefchränfte Fürftengewalt, vie er ererbt hatte, beibebielt, und weder 
neue Stände fid an die Seite fegte noch aud verantwortliche Minifter zu Rathe 
308, fo gefhah das nicht aus Vorliebe für dieſe Staatsform, er tavelt feine Vor— 
fahren über die nicht gerechtfertigte Befeitigung der alten Stände; ſondern in dem 
Gefühl feiner in der That außergewöhnlihen perfünlihen Ueberlegenheit und in 
der Ueberzeugung, daß das Bedürfniß des noch unentwidelten Staates am ficher- 
ften und beften durd feine ungehemmte Arbeit und Leitung zu befriedigen fei. Er 
beſchränkte ſich felbft nicht duch Kammern, aber durd die zahlreichen Gefege, 
bie er gab, und forgte auf diefem Wege für die Erziehung feines Bolfes zu eimer 
geſetzlich geordneten Freiheit. 

Friedrich der Große iſt wirklich der principielle Begründer der organiſch— 
beſchränkten Monarchie der Neuzeit und hat damit den innern Kern der kon— 
ſtitutionellen Monarchie anerkannt. Alles Uebrige ſchließt ſich daran an wie eine 
nothwendige Ergänzung. 

Freilich wurde ſeine Lehre nicht verſtanden und ſein Beiſpiel nicht befolgt, 
und erſt nachdem die franzöſiſche Revolution die Beſorgniſſe der Einen und die Ver— 
langen ver Andern aufgeregt, erſt nachdem ber Kaiſer Napoleon für feine Berfaf- 
fungsideen unter den Yürften des Rheinbundes Propaganda gemacht hatte, fing 
man in Deutfhland an, ſchüchtern und langfam ſich einigermaßen mit dem Ger 
danken der fonftitutionellen Monarchie zu befchäftigen. 

Die wenigen Berfaffungen, weldye in der Rheinbundsperiode dur den Willen 
bes Proteftors, Napoleons J., zu Stande famen, wie insbefondere vie Verfaffung 
für das neu gefhaffene Königreich Weftphalen vom Jahr 1807 und für das 
Königreih Bayern von 1808, waren noch in autofratifcher Richtung gehalten 
und dienten nur infofern als eine Uebergangsftufe zur konftitutionellen Monarchie, 
als fie die Refte der alten Landftände mwegräumten, bie Orunpbeftimmungen in 
Einer Urkunde zufammenfaßten und eine Art von kümmerlicher Nationalrepräfen- 
tation, in welder die Intereffen des Grundbefiges, der Induftrie und der höhern 
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Bildung vertreten waren, mindeſtens eine Begutachtung der Gefege und eine Kon- 
trole des Staatshauchalts einräumten. 

Die Befreiung Deutfhlands von der Bormunbfhaft und dem Drud des fran- 
zöſiſchen Kaiſerthums war vornehmlid dem opferfreudigen Muthe der empörten 
Nation zu verbanfen. Das war ber rechte Moment, um die neue Staatsorbnung 
in nationalem und freiem Geifte zu geftalten. Einige wenige Staatsmänner, wie 
Stein und Humboldt, wollten das ernftlih. Der König von Preußen hatte 
feine Geneigtheit dazu öffentlich ausgeſprochen. Aber die alten abfolutiftifhen Nei— 
gungen und Sitten der Höfe, der Minifter, der vornehmen Kreife ver Gefellichaft waren 
fo mächtig, die antirevolutionäre Abneigung ber fiegreihen Gewalten fo kurzſichtig und 
die politifche Haltung des Volkes fo vertrauensfelig und unentfhloffen, daß nicht 
einmal das Beifpiel der reftaurirten Bourbonen die deutſchen Fürften vor der Er- 
neuerung einer möglichft abfoluten Monarchie zurüdhielt. Auf dem Kongreß zu 
Wien waren die Bölfer gar nicht vertreten, und die Repräfentanten der Regie» 
rungen fannen vornehmlih auf Wieverherftellung der alten Legitimität und auf 
Erweiterung ihrer neuen „Souveränetät”, Zwar fprady bie deutſche Bundes» 
afte, nachdem weiter gehende Forderungen an dem Widerſpruch vorzüglich ber 
fübdeutfhen, auf ihre Souveränetät eiferfüchtigen Fürften gefcheitert waren, in 
Artikel XIII. das Berlangen aus: „In allen Bunbesftaaten wirb eine lanbftän- 
diſche Berfaffung ftattfinven.” Damit war die abfolute Monarchie für Deutſchland 
im Princip verworfen. Aber trogdem wurde nur in wenigen deutſchen Staaten 
die lanpftändifhe Verfaffung zeitgemäß erneuert und umgebilvet, und gerabe bie 
größten deutſchen Staaten fträubten ſich am beharrlichften, Defterreih bis auf bie 
newefte Zeit, jene Forderung zu befriebigen. 

Vorzüglich die ſüddeutſchen Könige von Bayern und Württemberg 
und der Großherzog von Baden entfchloffen fi, in dem richtigen Gefühle, daß 
fie dadurd um fo leichter ihre Selbftändigfeit den beiden beutfhen Großmächten 
gegenüber behaupten können, ihren Völkern Berfaffungen zu geben im Sinne der 
fonftitutionellen Monardie. In Württemberg fegten merfwürbiger Weife vie 
Landftände, vorzüglich der Adel, diefer Neuerung anfangs einen ſchwäbiſch-zähen 
Wiverftand entgegen. Trogdem glüdte es zulegt dem Könige, in Form der Ber- 
einbarung mit den alten Stänven die neue Verfaſſung vom 25. Sept. 1819 
zu Stande zu bringen. Die bayerifche Berfafiung vom 26. Mai 1818 wurde 
nad) der Vorberathung des Staatsrathes lebiglih von dem Könige „aus freiem 
Eniſchluſſe“ gegeben und als eine willtommene Gabe von dem Bolfe angenommen. 
Ebenfo wurde audy die badifche Berfaffung vom 22. Auguft 1818 zwar oftrogirt, 
aber ihr Inhalt allgemein gebilligt. 

Außer den ſüddeutſchen Staaten gelang e8 in biefer Zeit nur in Naffau 
(Berf. vom 2. Sept. 1814), Quremburg (vom 24. Auguft 1815), Sadfen- 
Weimar-Eifenad (5. Mai 1816), Königreid Hannover (vom 17. Dec. 
1819), Großherzogtum Heffen (vom 17. Dec. 1820) und in Sadjen- 
Meiningen (vom 23. Auguft 1829) vie neue Verfaffung einzuführen. 

Die franzöfifche Charte diente hiebei als Vorbild, ohne einfach kopirt zu wer- 
den. Die thatfächlihen und die rechtlihen Grundlagen waren doch ganz anders 
als in Frankreich und der Einführung der konftitutionelen Monarchie weit günftiger. 
Die einheimifshen Dynaftieen voraus waren weder durch eine Revolution vertrieben 
noch durch eine Reftauration mit fremder Hülfe wieder eingefegt worven. Sie hatten 
in den alten Stämmen eine fichere wurzelhafte Stellung und ein großes Biftori- 
ſches Kapital von hergebrachter Treue und Verehrung der Bevölkerung unverfehrt 
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in bie neue Form hinüber gerettet, Es waren zwar in Folge der Kriegsereigniffe 
neue Herrſchaften mit den alten verbunden worben, aber überall war in den Ge— 
meinden, den Städten, den Ständen ein fefter Halt zu finden gegen bie atomiftifche 
Auflöfung, die Frankreich erfahren hatte, Der deutſche Boltscharafter ift von Ratur 
fonfervativer, als das bewegliche, leicht entzündliche Franzofenthum. Die abftraften 
Staatstheorieen, deren Logik auf den franzöfifchen Geift einen hinreißenden Einfluß 
übten, berührten ven deutſchen Bürgerftand nur an ber Oberflähe und prallten an 
dem Bauernftande völlig ab. Die Monarchie konnte ſich noch fiher fühlen, und wenn 
fie nur einigermaßen mit ven Zeitiveen ſich verföhnte, lief fie gar keine Gefahr; 
fie konnte im Oegentheil in liberaler Richtung vorangehen und die konfervativen 
Maſſen nachziehen, ohne fürchten zu müffen, daß die Bewegung fie überhole und 
zu Dingen dränge, bie ihr ober, was fie immer für gleichbedeutend zu halten hat, 
dem Lande verberblich waren. No im vorigen Jahrhundert hatten, durch das Bei- 
fpiel Friedrichs des Großen ermuthigt, die Fürſten diefe Auffaffung ihrer politi- 
ſchen Aufgabe als ihr Ideal betradtet, und auch jetzt wagten fie zuweilen ähnliche 
Strebungen ; aber die Furcht vor ber Revolution fchredte fie dann wieber auf bie 
Wege ver ängftlihen Hemmung alles politifhen Fortſchrittes, und die großen Theils 
reaftionäre Umgebung verwidelte fie wieder im bie unglüdlihen Tendenzen eines 
halben Abjolutismus, 

In fcheinbarer Analogie mit dem englifhen Oberhaus und ver franzöfifchen 
Pairskammer wurden auch in mehreren deutfchen Staaten Erſte Kammern ge 
gründet; aber viel zu ausfchließlih auf den Grundadel gebaut, ber in Deutſchland 
feit Langem einer nationalen Politit entwöhnt, durch mancherlei fociale Sitten und 
Interefjen von den Höfen abhängig und eher geneigt war, ben Untergang -ber 
mittelalterlihen Rechtszuftände zu verwünfchen, als die moderne Entwidlung feiner- 
ſeits zu unterftägen. Durch Hinzutritt einiger weniger kirchlicher Würbenträger und 
politifher Kapacitäten, die auf Lebenszeit zu Mitgliedern ernannt wurden, fand 
eine etweldye aber. ungenügende Ergänzung ftatt. In einem Seitalter, welches 
der Üriftofratie überhaupt nicht günftig ift, konnte die als Gegengewicht und 
Moderator unentbehrlihe ariftotratifhe Kammer nur dann eine unbeftrittene Auto: 
rität erwerben und ihre Zwecke erfüllen, wenn fie alle wahrhaft ariftolratifchen 
Elemente in der Nation forgfältig fammelte und fi durch Charakter und Wiſſen 
auszeichnete. Diefe Rüdfichten wurden aber nirgends hinreichend beachtet, und bie 
Erften Kammern, von den Vorwürfen einer mehr oder weniger reaftionären Ge— 
finnung vor der öffentlihen Meinung ungeftüm verfolgt, waren zu ſchwach und 
imponirten dem Bolfsgefühl zu wenig, um in ber allgemeinen Hochachtung und 
in dem öffentlihen Vertrauen eine gefiherte Stellung zu erobern. 

Nicht fo plutokratifch warb die Wahl der Abgeorpneten indie Zweiten 
Kammern georbnet, wie in Paris; aber fie fhloffen ſich mehr als die neue Zeit 
e8 ertrug, freilih im Anſchluß an die Vorfhrift ver Bundesverfaffung, am bie 
alten ſtändiſchen Unterfchiede an, anftatt die neuen Intereffen je nad) ihrer 
Bedeutung für das öffentliche Yeben zu repräfentiren. Sie waren doch nur eine 
partielle und durch ängſtliche Rüdfichten einer vormundſchaftlichen Regierungspolitif 
gelähmte Bertretung ver eigentlichen Vollsklaſſen. 

Endlih war aud die Stellung ver Beamten eine anbere als in Frank— 
rei oder gar in England. Der tägliche Einfluß der deutſchen Beamtung auf bie 
monarchiſche Bolitit und Verwaltung ift im Ganzen bebentender als der Einfluß 
der Kammern. An vie englifhe Mitregierung einer unabhängigen, ber Staatsein- 
künfte nur ausnahmsweife bebürftigen Ariftofratie war in Veuiſchland nicht zum 
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benten. Aus allen Schichten der Bevöllerung, fogar aus ben ärmlichſten Familien, 
fliegen bie deutſchen Beamten über die Stufen der gelehrten Schulen und ber Uni« 
verfitätsbildung in die Praris eintretend langfam empor. Eine fehr große An- 
zahl ſuchte auf dieſem Wege vornehmlich ein ehrenhaftes Auskommen, einen befol- 
deten Dienft und fand ihn, nur kärglich ausgeftattet, aber reich mit Arbeit belaftet. 
Zu bemefjener Suborbination erzogen, wurben fie theilmeife durch die ferne Aus- 
fit auf Beförberung und Auszeihnung ermuntert und verlodt. Es zeugt für ben 
trefflihen Bollscharakter, daß in dieſem Beamtenftand fo viel Fleiß, Pflichttreue, 
Ehrenhaftigfeit, Gewiffenhaftigfeit fi beifammen finden, wenn glei wir bie 
Scattenfeiten, voraus die bureaufratiihe Pedanterie und die unfelige Sucht, 
Jedermann zu bevormunden, nicht verfchweigen hürfen. Er ift das große befeelte 
Inftrument der Monardie, aber auch vielfältig ihre Schranke. Er ift nit fo um- 
abhängig und nicht fo jelbftthätig wie die englifhe Ariftofratie, aber geſchäfts— 
kundiger und fleißiger; aber er ift geficherter im feiner Eriftenz und nicht fo bieg- 
fam und gefügig wie vie franzöfiihe Beamtung, welche jever Wandlung ihres 
mit Eifer folgt. Die deutfche Fonftitutionelle Monardie ift daher in höherem 
rade von ben Traditionen und den Anfichten aucd der Beamtung beſchränkt, als 
die der weftlihen Staaten. 

Trog aller Mängel aber, die erft allmählig bemerkt und empfunden wurben, 
lag in diefen repräfentativen Einrihtungen ein großer Fortſchritt in der politifchen 
Erziehung, und bie konftitutionellen Staaten hatten alle Urfache, im Vergleich mit 
den nichtlonftitutionellen fich dieſes Fortſchritts zu erfreuen. ‚ 

Das größte Hemmniß, welches die Fonftitutionelle Entwidlung in Deutfhland 
erfuhr, lag in ver Haltung ver beiden deutſchen Großmächte, welche dieſelbe wäh- 
vend Jahrzehnten mit Mißtrauen verfolgten und fowohl am Bunvestage als mehr 
noch duch biplomatifhe Einwirkungen zu einem bloßen Scheine zu verberben 
trachteten. Noch im Mai 1815 hatte der König von Preußen „eine Repräfen- 
tation des Volls“ den Preußen verfprochen, aber die Ausarbeitung der Reichöver- 
faffung, zu der Steins große Reformen das befte Fundament hergeftellt hatten, 
gerieth ins Stoden, und es glüdte der Metternich'ſchen Diplomatie, mit Hülfe ber 
ruſſiſchen Allianz die preußifche Politit von der ihr durch die Natur der Dinge 
und die Geſchichte des Staates vorgezeichneten Richtung abzulenfen und dem Ab- 
folutismus des halbbarbariſchen Oſtens dienſtbar zu machen. Die verheißene 
„Repräfentantenlammer” in Berlin fam nicht zu Stande, und die Provinzial: 
ftände, zu denen man ſich endlich im Jahr 1823 entfhloß, erhielten nur ge- 
eringe Befugniffe: das Recht der Berathung von Gefegesentwürfen, die nur bie 
Provinz angehen, Begutahtung der Entwürfe von allgemeinen Gefegen, welde 
Beränderungen in Perfonen- und Eigenthumsrechten und in ven Steuern zum 
Gegenſtand haben, Petitionsreht in Sachen der Provinz, Beſchlußrecht in Kom⸗— 
munglangelegenheiten. 

Das Miftrauen der Großmächte gegen die Konftitutionellen Rechte machte ſich 
faft bei jeder Gelegenheit und vorzüglid auch in den Artikeln 54—61 der 
Wiener Schlußakte geltend, welche wieder ohne Berathung der repräfentati» 
ven Körper lediglich durch Bereinbarung ver Regierungen zu Stande fam. Zwar 
wurde neuerdings auf Erfüllung des Art. XIII. der Bunbesafte gebrungen, ber 
Fortſchritt der alten landſtändiſchen Verfaſſung zu einer allgemeinen Randeövertre- 
tretung, Repräfentativverfaffung gebilligt, die Abänderung „in anerkannter Wirk- 
ſamkeit beftehenver landſtändiſcher Berfaffungen auf anderm als verfaffungs- 
mäßigem Wege" unterfagt, aber die Formulirung ber monarchiſchen Gewalt in 
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Art. 57 5) konnte einen Anhalt geben, um die Yortbildung der parlamentarifchen 
Rechte zu hemmen, und das Verbot einer Beſchränkung der Bundesglieder in der Er— 
fülung bundesmäßiger Verpflidtungen durch die landſtändiſchen Berfaflungen zur 
Handhabe dienen, um einen vormundfchaftlihen Drud der Bundesgewalt zu ver— 
fuhen, und die ausgefprodhene Schen vor ber Deffentlichkeit der landſtändiſchen 
Verhandlungen diente nicht dazu, das konftitutionele Leben, das nur in der Deffent- 
lichkeit gebeiht, zu fördern. 

Nah der franzöfifhen Julirevolution vom Jahr 1830 machte die deutſche 
Bewegung wieder einen Rud vorwärts. Neue Berfaffungen im Sinne ver 
fonftitutionelen Monarhie wurden eingeführt in Schwarzburg-Rudolftapt 
(28. Dec. 1830), Sahfen-Altenburg (29. April 1831), in Kurheffen (5. Ian. 
1831), im Königreich Sachſen (4. Sept. 1831), in Braunfhweig (12. Olt. 
1832), in Hohenzollern-Sigmaringen (11. Juli 1833), und bie ältere Ber- 
faffung von Hannover erlitt eine Umgeftaltung (26. Sept. 1833). Dann aber 
ftellte fi bald wieder unter dem Schutze der Großmächte eine Reaktion ein. Es 
wurde fogar von dem Bunbestage (1832) eine außerordentliche Kommiffton zur 
Ueberwadung ver Landftände in den Einzelftaaten beftellt und für Streitigkeiten 
zwifchen Regierungen und Ständen ein Bundesſchiedsgericht eingerichtet, deffen Zufam- 
menjegung ben erftern fo günftig zu fein fchien, daß es bei ven leßtern kein Ver— 
trauen fand und nie praftifch wurde. Schon vorher war burd ein Bundesgefeg 
die Genfur der politifhen Preffe angeordnet worben, und die Cenſur wurde über- 
dem wieber Ängftliher und vrüdenver gehandhabt, als zuvor. 

Das mißtrauifhe und großentheild feindfelige Verhalten vieler Regierungen 
637 die Kammern trug dazu bei, die Volksvertretung zu verſtimmen und einen 

eiſt der Oppoſition groß zu ziehen, der nun wirklich für die Regierungen 
gefährlich und für die politiſche Bildung der Nation ſchädlich wurde. Zum 
Nachtheil der Autorttät und der Freiheit galten nun die Eigenſchaften oppoſitionell 
und freiſinnig für gleichbedeutend, und in dem geſetzgebenden Körper, in welchem 
Haupt und Glieder nur dann ſich wohlbefinden, wenn fie in Harmonie zufam- 
men wirken, war ein fortgefegter innerer Krieg beinahe zum normalen Zuftand 
geworben. 

Da wurde Deutfhland von dem Erbbeben des Jahres 1848 erjchüttert, und 
auf einmal zeigte ſich's, auf meld’ unfihern Boden je die größten beutjchen 
Mächte fanden, melde fo viele Jahre hindurd halb mit Beratung, Halb mit 
Uebelwollen auf die Eonftitutionelle Entwidlung herabgeſehen hatten und fi auf 
ihre ver abfoluten Monarchie angenäherte geringe Beſchränkung der Monardie 
viel zu Gute thaten. 

In Preußen hatte der König Friedrich Wilhelm IV. nod vor dem 
Ausbruch der Revolution durd das Edikt vom 3. Febr. 1847 den Bereinigten 
Landtag nad Berlin einberufen und gehofft, dadurch die Berfaffungsentwidlung 
in nationalerem Sinne abzuſchließen. Sreußen hatte fih dadurch den Ffonftitutio- 
nellen Staaten angenähert, und infofern wurbe die wichtige Wendung freudig be— 


— — 


5) Jmmerbin bat diefe Rormulirung einen flaatsrechtlihen Sinn, während im Jahr 1852 
in der deutſchen Bundesverfanmlung geradezu tbeofratifche Vorftellungen von der fürftli 
Autorität fich Geltung zu verfchaffen wußten, mit denen überhaupt fein Staatsrecht und am wenigften 
das der fonftitutionellen Monarchie befteben fann, tbeofratifche Borftellungen, von denen vor 150 
Jahren Thomafius erflärte, daß fie wohl in Franfreich einzuführen verfucht, in Deutfchland aber 
zu feinen Zeiten gebilligt worden feien, 
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geüßt. Aber der Schritt war nicht groß genug, und ber Vereinigte Landtag war 
noch zu fehr an die Befchränfung ver Provinzialftände gebunden, um die Auſprüche 
der Neuzeit zu befriedigen. Auch Preußen, wie Defterreih, das ganz zurüd geblieben 
war, verfiel im Jahr 1848 der Revolution, während gerade die älteren konſtitu— 
tionellen Staaten, Bayern nnd Hannover, von den Stürmen ber Revolution am 
meiften verfhont wurben und feinen gewaltfamen Verfaſſungsbruch erlitten. 

Nun wurde die Fonftitutionelle Monarchie in ganz Deutſchland das allge 
meine Lofungswort aller Barteien, nur mit Ausnahme ber eifrigften Demokraten. 
Alle Fürften erklärten fi für viefelbe, fogar der Kaifer von Gefterreid im offi⸗ 
ciellen Kundmachungen. Ueberall wurben nene Berfafjungen in ihrem Sinne neu 
eingeführt, wo bisher noch feine beftanden hatten, und bie ältern Berfafjungen 
im Sinne des erweiterten Wahlrechts, vermehrter Rechte der Kammern, ausge⸗ 
dehnter Bolksfreiheiten mobificirt. Eine Zeit lang war ganz Deutfchland von ber 
Hoffnung gehoben, daß bie Eonftitutionelle Monardie, wie in den einzelnen 
deutſchen Staaten, fo auch folgerichtig in dem neuen Bundesſtaate burdhge- 
führt werde. Die demofratifhen Tendenzen zeigten damals eine Stärke, wie nie 
zuvor in Deutſchland; vie abfolutiftifh gefinnten Parteien waren erjchrodener 
als je. 

Trog aller Uebertreibungen und radikalen Mißgriffe, melde in ver ftärmi- 
fhen Zeit nicht ausblieben, kann von da an ber dauernde Sieg der Eonftitutio- 
nellen Monardie als der normalen Berfaffungsform für die deutjhen 
Stanteh batirt werven. Zwar gelang es nicht, auch den Bund in dieſe Staats» 
form umgubilven. Zwar wurde in Oeſterreich, deſſen verſchiedene Nationalitäten 
in wilden Bürgerkrieg fich befämpften und das nur durch die äußerften Anftren- 
gungen feiner Reihsarmee und nit ohne Hülfe der Ruſſen zufammen gehalten 
warb, die Neichsverfaffung, welche ber Kaifer Franz Iofeph am 4. Mär; 1849 
oftroyirt hatte, durch ein kaiferliches Kabinetsjhreiben vom 31. Dec. 1851 wieder 
außer Wirkjamfeit erklärt und ein neuer Berfuch gemacht, in bureaufratifh-abfoluten 
Geifte mit Hülfe ver Burenufratie, der Armee und des Kleru® das zufammen- 
geſetzte Reich zu regieren. Zwar folgte überall auch in Deutjchland ber leiben- 
ſchaftlichen Bewegung ber Revolution wieder eine mehr oder minder heftige Re— 
aktion. 

Über die Wirkung der Reaktion blieb doch binter der Wirkung ver vorher- 
gehenden Aktion fehr zuräd. Daraus jchon ward bie nachhaltige Richtung ber 
Zeit offenbar, bevor noch die realtionäre Gegenwirkung ihre Kräfte nach wenig 
Jahren erfhöpft hatte und die liberale Strömung wieder zu fleigen begann. 

Entſcheidend wurde es, daß ber größte deutihe Staat, Preußen, nun blei- 
bend zur fonftitutionellen Monarchie übergegangen war. Anfangs kam es freilich 
zu Keiner Berftändigung zwifchen dem König und der Nationalverfammlung. Der König 
entfchloß fi, eine proviforifche Verfaffung am 5. Dec. 1849 zu oftroyiren, aber ſchließ⸗ 
lich ward bie neue definitive VBerfaffung vom 31. Ian. 1850 doch das gemeinfame 
Werk des Königs und der Kammern. Die feitherigen Verfaffungstämpfe in Preußen, 
welche zu einigen Abänderungen, nicht gerade Verbeſſerungen derſelben führten und 
in der Glanzzeit des reaftionären Gegendrucks das „Herrenhaus“ empor trieben, 
verliefen hoch bisher ohme einen Verfaſſungsbruch, und fogar die preußifchen Ritter 
und Junker, welche zuvor für die abjolute Monarchie unter der Bedingung ge 
ſchwärmt hatten, daß fie als „Heine Herren” in ihrem Revier auch abfolute Macht 
behalten, gewöhnten ſich allmälig an vie parlamentarifhe Diskuffion und am bie . 
freiere Bewegung des Ionftitutionellen Lebens. Die unentbehrlihe Harmonie bes 
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Königthums und der beiden Häufer, welche vie Verſchiedenheit ver Parteien und 
Meinungen gewähren läßt, aber fie doch wieder im Namen des Ganzen zur Ein- 
heit zufammen faßt, ift freilich noch nicht vorhanden und um deßwillen aud bie 
Wirkfamfeit der preußifchen Berfaflung noch theilweife gehemmt. Infofern leidet 
der Staat noch an einem innern Zwieſpalt, der überwunden werden muß. Aber 
das Königthum ift doch, wenn es die Zeitiveen energifh aufgreift, ſtark genug, 
im Berein mit dem Volke den ftarren Widerftand der Heinen Herren zu beugen, 
ohne die wohlthätige Kraft des ariftofratiihen Schwergewichts bredden zu müflen, 
und die nöthige Einheit in der Repräfentation berzuftellen. Nur freilich wird dieſes 
Ziel nicht durch bloße Langmuth und nod weniger burd ein Schwanfen zwifchen 
Wollen und Bolldringen, fonvern nur durch einen wohl überdachten und mit Ent- 
ſchloſſenheit durchgeführten politiihen Feldzug erreicht werden, und ift ohne par— 
tiele Aenderung ver Berfafiung ſchwerlich erreichbar. 

Der 1851 reftaurirte Bundestag unternahm es, die Berfafjungen der Ein- 
zelftaaten von einzelnen demokratiſchen Ausjhreitungen zu reinigen und den monar- 
chiſchen Charakter verfelben zu ftärten; er blieb aber nicht dabei ftehen. Hätte er 
nur das geihan und gleichzeitig die verfafjungsmäßigen Volksrechte gegen Ueber- 
griffe der Regierungen geſchützt, fo hätte er zwar nicht das Bedürfniß einer Bun- 
besreform befeitigt, denn feine ganze Organifation war weder mit dem ſtaatsrecht⸗ 
lihen Princip, das nun in den Einzelftaaten zur Geltung gelangt war, im Ein⸗ 
Hang, noch geeignet, der deutſchen Nation bie ihr gebührende europäifhe Madt- 
ftellung zu verfchaffen; aber er hätte bie öffentlihe Meinung infofern beruhigen 
können, daß fie in ihm einen Schirmer des Berfafjungsrehts geachtet hätte. Er 
ließ fi aber von der reaftionären Parteiftrömung dazu verleiten, aud den Ver— 
fafiungsbruh, wenn er von einer Regierung ausging, zu ſchützen und bas fon- 
ftitutionelle Leben, fo viel an ihm lag, eher zu hemmen als zu fördern. Diefe 
Politit wirkte für fein Anfehen höchſt verberblih und bereitete neue Kämpfe vor, 
bie ihn felber in die mißlichſte Lage verjeuten. 

Nur wenige deutihe Staaten vermodten fi den Schwanfungen und GStrö- 
mungen bes Verfaſſungsrechts zu entziehen. Unter ihnen wahrte Bayern burd) 
feine Berfaffungsgefege von 1848 und in der Folge die Ehre des konftitutionellen 
Verfahrens; die reaktionäre Bewegung, von welcher auch Bayern nicht verſchont 
blieb, hatte feinen Bruch der Berfaffung zur Folge und wurde durch die Geſund⸗ 
heit des innern Organismus wieder überwunden. Heftigere Stöße erfuhr Han- 
nover. Die Berfafjung von 1833 war dur einen einfeitigen Gewaltaft des 
Königs Ernft Auguft 1837 verändert worden, ohne daß der Bund ſich bes 
Rechtes annahm; und die neue Berfaflung vom 5. Sept. 1848 erlitt durch ben 
Bundestag im Jahr 1855 wiederum eine Störung, deren Rechtmäßigkeit von 
Bielen bezweifelt wird. In Württemberg wurde im Jahr 1850 die Berfafjung 
von 1819 reftaurirt, nahdem eine Verftändigung mit der Landesverfammlung, bie 
nach einem Berfafjungsgefeg don 1819 berufen ward, nicht zu Stande gelommen 
war. Die Berfafjung von Baden vom Jahr 1818 erlitt 1849 nur eine Mo- 
bifitation. Dagegen wurde die VBerfafjung von Kurheſſen vom 5. Jan. 1831 
mit ihren Beränberungen von 1848 und 1849 mit Hülfe des Bundes außer 
Birkfamkeit gefegt und die Verfafjungswirren eingeleitet, deren rechtmäßige Löſung 
die Gegenwart zu erreichen hofft. Die Verfaffung des Großherzogthums Heffen 
von 1820 wurde durch eine oftroyirte Wahlerduung von 1850 in bureaufrati- 
Ihem Sinne umgeändert. Das Herzogthum Holftein hatte zur Zeit der natio- 
nalen Erhebung eine Berfaſſung vom 15. Sept. 1848 erhalten, bie dann von 
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der erneuerten Dänenherrſchaft wieder aufgehoben wurde. Seitdem find die öffent⸗ 
lichen Zuſtände nicht mehr in verfaſſungsmäßige Ordnung gekommen. Auch die 
Berfaſſung für Luremburg, welche am 9. Juli 1848 durch Vereinbarung der 
Krone mit der Landesverſammlung zu Stande kam, wurde ſpäter in ihrer Wirk— 
famteit geftört. Dagegen erhielten fi die revivirten Grundgefege von Sachſen⸗ 
Weimar (15. Oft. 1852) und Koburg-Gotha (3. Mai 1852), treg ben ver- 
ſuchten Angriffen unverfehrt, weil die Fürften ſich nicht aus der konftitutionellen 
Bahn verdrängen ließen. Auh Braunſchweig bewahrte nun feine Verfaffung 
von 1832. Aber in Naffau wurde die im Jahr 1848 befeitigte „Derrenbant" 
durch eine Iandesherrliche Verordnung vom 27. Nov. 1851 wieder reftaurirt, und 
in Medlenburg, wo fih am längften mittelalterlih-ftändtfche Zuftände erhalten 
hatten, vie Nepräfentatioverfaffung vom 10. Dft. 1849 den Anfeindungen ber 
Ritter in dem Scievfpruh vom 11. Sept. 1850 wieder geopfert. Georbneter 
blieb das Berfaffungswefen in Oldenburg (18. Febr. 1849 und 22. Nov. 1852), 
indem die Veränderungen auf verfaffungsmäßigem Wege zu Stande famen. In 
Anhalt-Deffau wurde die Berfaffjung vom 29. Okt. 1849 durch landesherr- 
liche Berorbnung vom 4. Nov. 1851 wieder einfeitig aufgehoben, in Anhalt- 
Dernburg aber der Rechtszuſtand (Berf. v. 28. Febr. 1850) beſſer gewahrt. 
Auch Shwarzburg-Sondershaufen folgte den größern Schwankungen, be 
hielt aber ſchließlich das Orundgefeg vom 12. Dec. 1849 mit Mopififationen von 
1852 und 1854 bei. Unter den übrigen Heinften Staaten ift nur noch Lippe 
zu erwähnen, deſſen Berfaffung von 1836 noch befteht. 

Diefe reaftionäre Richtung erlitt die erften großen Niederlagen im Jahr 1858 
in Preußen durch den Sturz des Minifteriums Manteuffel, zu bem der verfaf- 
fungstreue Prinzregent fih entfhloß, und in Bayern durch dem erfolgreichen 
Kampf der Kammern gegen das Minifterium Pforbten und ben Frieden, ben ber 
König mit feinem Bolte ſchloß. Noch einmal fammelte die Reaktion, welde in 
Wien ihre Häupter fand, alle ihre Kräfte; aber das Unglüd des italienischen 
Krieges brach ihren Muth und offenbarte der Welt ven furdtbaren innern Ber- 
fall, in den die abfolutiftiiche Politit ganz Defterreih verwidelt hatte. Sogar ba 
fing man an, die lange gefhmähte konftitutionelle Monardie wie eine Nothwen- 
bigteit und als bie einzig noch möglihe Staatsrettung anzufehen. Die neuen 
Grundgefege, welche für die öfterreihifhe Gefammtmonardie und für ihre 
einzelnen Kronländer am 26. Febr. 1861 verkündet worben find, befennen wiederum 
das Staatsprincip der fonftitutionellen Monarchie, wenn auch zum Theil in eigen- 
thümlicher und in unvollftänbiger Weife. 

In Summe: Die tonftitutionelle Monardie ift zum herrſchenden Staats— 
princip in allen fürftlihen vdeutfhen Staaten geworden, obwohl überall abfolu- 
tiſtiſche — zuweilen auch radikal⸗demokratiſche Gegenwirkungen diefe Fortbiltung auf: 
zuhalten und gelegentlich zu ſtören verſuchten. Auf der redlichen Anerken— 
nung dieſes Verfaſſungsprincips beruht im Innern der Friede zwiſchen 
den Bölfern und ihren Fürften. 

VI Begriff und Arten der fonftitutionellen Monar- 
hie. So wichtig die englifhe Berfaffungsgeihichte für die Entwidlung ber kon- 
ftitutionellen Monarchie geworben ift, fo können wir doch nicht durch bloße Ab- 
ftraftion der englifchen Rechtsform oder Rechtsfitie den Begriff der Eonftitutionellen 
Monarchie gewinnen. Bielmehr laſſen fi die weſentlichen Merkmale verfelben nur 
aus der Bergleihung der mannigfaltigen Bilvungen aud bei andern Völkern und 
ans der natürlichen Fortbildung der modernen Staatsidee überhaupt begreifen. 
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Je nad; der Art und Geſchichte eines Bolfes nimmt biefelbe Grundform wieder 
einen modificirten Ausdruck an. Sogar bei demfelben Volle macht fle in den ver- 
ſchiedenen Zeiten Wandlungen. Gerade weil fie nicht abfolut, fonvern relativ 
ift, hat fie auch die Fähigkeit, dem verſchiedenſten Verhältniſſen und Bedürfniffen 
fih anzuſchmiegen. 

Schon die Benennung konftitutionelle Monardie, d. b. verfaffungsmäßige 
Monarchie, unterſcheidet viefelbe fehr beftimmt fowohl von der abfoluten Mo— 
narchie, al8 von der patrimonialen Monardie. In dem Worte find drei Grunb- 
gedanken angedeutet, die ſchon für ſich allein zahlreiche und praftifch erhebliche Fol- 
gerungen begründen: 1) Der fonftitutionelle König ift niht außer no über, 
fondern im der Berfaffung; 2) er ift an der Spige ber Berfaffung ald das 
Haupt bes Staatsförpers; 3) er ift nothwendig beſchränkt burd 


- bie ebenfalls verfaffungsmäßigen Rechte der übrigen Volksklaſſen und Unterthanen. 


* 


Wo dieſe drei Grundfäge anerkannt werben, da kann man, ohne der Sprache 
Gewalt anzuthun, von konſtitutioneller Monardie reden; wo auch mur eine 
berfelben verneint wird, da paßt das Wort nicht mehr. 

Unter Berfaffung aber verftehen wir nicht nothwenbig eine gefchriebene 
Berfaffungsurfunde, fonvern voraus die lebendige Organifation 
des Bolfs und die anerfannten Grundlagen des öffentlihen Rechts. Die 
Engländer, die Begründer der konftitutionellen Monarchie, haben wohl eine Reihe 
von Berfaffungsgefegen ans verſchiedenen Zeiten, aber feine ſyſtematiſche Darftel- 
lung ihrer Gefammtverfaflung in einer fogenannten Konftitution. So wenig wir 
daher geneigt find, das Vorurtheil derer zu unterftügen, welche in geſchriebenen 
Örundgefegen nur ein Stüd Papier fehen, das man nad Belieben zerreißen dürfe, 
und obwohl wir der Formulirung und Aufzeihnung des Berfaffungsrehts einen 
fehr großen Werth beilegen, weil fie die Klarheit und bie Sicherheit derſelben 
erhöht; fo gilt doch von dem öffentlichen Recht faft no mehr als vom Privatrecht 
die Wahrheit des Worts: „Der Buchſtabe ift tobt, nur der Geift ift lebendig"; 
und mächtiger als die ftarre Formulirung ift doch das in den lebenvigen Ber: 
hältniffen des Staats offenbare Weſen des Rechts. 

„Der Eonftitutionelle König ift niht außer noh über dem Staatsförper, 
fondern felber ein Glied des Staatskörpers." Dan follte meinen, diefe Wahr: 
heit bedürfe feiner weitern Begründung noch einer Erklärung für unfere Zeit und 
für civilifirte Bölfer. Und doch fträubt man ſich mandenorts, diefelbe anzuerkennen, 
und verbädtigt fie gar als gefährlih, wie wenn es nicht viel gefährlicher wäre, 
offenbare und allgemein verftandene Wahrheiten zu beftreiten, um bie öffentliche 
Autorität auf dem hohlen Unterbau von Filtionen aufzurichten, deren Unwahrheit 
für Niemanden mehr ein Geheimniß ift. 

Sowohl vie radikal-demokratiſche Partei als die Abfolutiften verfudhen es 
wohl, die Fürften von ihren Bölfern zu trennen. Die Demokraten fegen ben 
König dem Volk entgegen, um ihn losgeriffen von den Wurzeln feiner Macht 
defto leichter zu befeitigen; die Abjolutiften thun dasſelbe, aber in ber Abſicht, 
das verachtete Volk deſto rüdjichtslofer drücken und ausbeuten zu können. Die 
beiden ertremen Parteien arbeiten ſich mechfelfeitig in die Hände, aber zuletzt 
haben die Demokraten, wenn es erft ven Abfolutiften gelungen wäre, ihren Tren— 
nungsproceß zu vollziehen, in unferer Zeit weit größere Chancen des Erfolgs. 
Wem das nicht ſchon aus logiſchen Gründen Klar ift, der braucht nur einen Blid auf 
bie legten fiebenzig Jahre zu werfen, um fid) zu überzeugen, daß zur Noth ein 
Bolt aud ohne einen König, aber niemals ein König ohne ein Bolt eriftiven 
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lann. Ein Volk kann unter Umſtänden auch einen neuen König und eine neue 
Dynaſtie erheben, aber nicht umgekehrt ein geſtürzter König ein neues Boll 
ihaffen, und in den feltenften Fällen das alte Volk wieder zur Unterwerfung 
zwingen. 

— noch im 18. Jahrhundert deutſche Staatrechtslehrer die fürſtliche Ge— 
walt als eine Art des Eigenthums bezeichneten, fo iſt das in einer Zeit, welche 
faft nur die patrimoniale und die abfolute Herrſchaft kannte, erflärlih. Wenn aber 
beute noch ein höfiſcher Schriftfteller, Guftav Zimmermann ©), ven beutfchen 
Fürften räth, fih als die ausſchließlichen Eigenthümer aller Staats— 
gewalt zu betrachten, und alle politiihen Rechte ver Unterthanen als Privi- 
legien erflärt, die auf der Gnade des Fürften beruhen, die daher zurüdzunehmen 
der Fürſt ebenfo berechtigt fei, wie zu geben; fo ift die Abfurbität diefer Lehre 
Jedermann ebenfo Mar wie ihre unerhörte Frechheit. Die Zumuthung an bie 
fämmtlichen Volksklaſſen, welche feit 80 Jahren fo viele alte Autoritäten haben 
fallen ſehen und ihre eigenen Kräfte erprobt haben, ſich felber für politiſch redht- 
lofe Wefen zu betrachten, die nur von ber Gnade ihres Fürften einige öffentliche Privile— 
gien auf Ruf und Wiperruf erhalten haben, wäre empörend, wenn fie nicht gar 
zu abgejhmadt wäre. So lange es eine deutſche Geſchichte gibt, haben ſich vie 
Deutfhen aud für politijh berechtigte Weſen gehalten, und in ihren 
Genoſſenſchaften, Gemeinden, Ständen, auf ihren Yand- und Reichstagen, in ihren 
Räthen und Gerichten ihre Berechtigung geübt. Man kann ihnen eher vorwer- 
fen, daß fie zu trogig ihr befonderes Recht behaupteten und zu wenig willig 
waren, fich der höheren Staatsgewalt zu fügen. Und nun follen fie im 19. Jahr» 
hundert, weldes auch die legten Refte der privatrehtlihen Eigenjhaft und Hörig- 
feit abgeftreift und vie allgemeine Freiheit Aller als das Princip der neuen 
Zeit verkündet hat, politifche Fürftenhörige werden und zugleich mit ihrer Freiheit 
auch alle ihre öffentlichen Rechte und ihre Ehre verlieren! Durch einen wahren 
Zafchenfpielerfhluß leitet Zimmermann aus den Erbrecht ber veutfhen Fürften 
ihr Eigenthum ab und begründet dann mit dem Worte Eigentum vie unbe: 
grenzte, alles Recht der Unterthanen verjhlingende Gewalt ver Monarchie. Der 
Umfang der fürftlihen Gewalt ift aber von der Form ihrer Entftehung — Erb» 
recht oder Wahl — ganz unabhängig: das mittelalterliche Erbfürftenthum war 
Außerft beſchränkt, das römische Wahlkaiſerthum fehr abfolut. 

Bor allen Dingen aber find die Begriffe Eigenthbum und Staats— 
gewalt ſcharf zu ſcheiden, und es ift ein verwerflicher, weil irreleitender Sprach— 
— wenn ſogar in heutigen Staatsurkunden noch die Souveränetät über ein 

and als ein „Eigenthum“ (pleine propriété) benannt wird. Das wirkliche 
Eigenthum einer Perfon — was ihr ausſchließlich eigen gehört — kommt der 
Privatperfon zu, die obrigfeitlihe Gewalt fommt als folde niemals einer Privats 
perfon, fonbern nothwendig einer äffentlihen Perfon zu. Das Eigenthum kann 
jever beliebigen Perfon gehören, das obrigfeitlihe Recht nur einer beflimmten Per- 
fon zugeftanden werben; das erftere ift für Alle das gleiche, das letztere ift je nach 
der Berfaffung des beftinmten Staates verjdievden normirt. Der Eigenthümer 
fann feine Herrſchaft üben oder nicht üben, wie es ihm gefällt; er fann feine 
Sahen brauchen und verbrauden, verbeffern over zerftören, unbenugt liegen und 


6) Die Vortrefflicheit der konſtitutionellen Monarchie für m. und die Unbrauchbarkeit 
derjelben für die Länder des europäifchen Kontinents, Hannover 1852, 
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untergehen lafien, nad feiner Willkür. Wer aber öffentlihe Gewalt bat, ver bat 
zugleich öffentliche Pflicht und muß biejelbe üben, wo das öffentliche Bedürfniß 
e8 erfordert. Der Eigenthümer darf fein Eigentum verpfänden und veräußern an 
wen er will, die Staatsredhte aber find fein Gegenſtand des Handelsverlkehrs. 
Der Inhalt des Eigenthums ift materielles Vermögen, wirthſchaftliche Befugniß 
und Ausbeutung, perfönlihe Herrfchaft über unperfönlihe Dinge, über Stüde ver 
Erboberflähe, über leblofe Geräthihaften, über Hausthiere. Der Inhalt des Kö- 
nigsrechts ift politifhe Leitung der Perfonen durch die Perſon, ift Rechtsſchutz der 
Perfon zu Gunften der Perfonen. Sein Eigenthum hat Jever ausſchließlich für 
fi, niemals für Andere, die obrigkeitlihe Macht hat Niemand für fich felber, 
immer nur für die Öefammtheit. Das Eigenthum ift wohl denkbar ohne ven 
Staat — aud der Nomade hat Eigenthum und Robinfon Krufoe hatte Eigen- 
thum — , aber Königsreht ift Staatsgewalt und nur im Staate denkbar. Das 
Eigenthum ift deßhalb unbefchränft, weil die Perfon über die Sache abfolut über- 
legen ift, das Fürſtenrecht ift im civilifirten Staat deßhalb beſchränkt, weil der 
Fürft mit feinen Bollsgenoffen ein gleichartiges Wefen tft und diefelben nur um 
ter Öffentlihen Ordnung willen überragt. Mit Einem Wort: das Eigenthum ift 
ein privatredhtliher Begriff, das Königsreht eine ftaatsrehtlide Inſti— 
tution. 

Indem man den Staat als einen großen Organismus verftehen gelernt hat, 
fieht man fofort ein, daß das Königthum ein einzelnes Organ in diefem Organismus, 
ein Glied in diefem mächtigen, die Geſammtheit des Bolfes zufammenfafjenden 
Boltslörper ift, und man hält es nicht mehr für möglih, ven König von dem 
Bolte zu trennen, deſſen Haupt er if. Die Centralifation der Staatsgewalt ift 
der Monarchie nicht eigenthümlih, fie findet fi au in der modernen Repräjen- 
tativdemofratie. Aber das ift fpecififch monardifh, daß die foncentrirte Staats- 
gewalt einer durch das öffentliche Recht bezeichneten Einzelperfon al® dem wirf- 
lihen Staatshaupte, nidht als dem bloßen Repräfentanten des Staats- 
hauptes zugefchrieben wird. Der König ift felbft das herrſchende Organ im Staat, 
nicht der bloße Stellvertreter des herrſchenden Volks. Indem gleihfam alle Nerven 
des ganzen Staatsfärpers in ihm ihre Einigung fuchen, und alle geiftigen Be- 
wegungen und gemüthlichen Strömungen des öffentlichen Lebens in ihm gipfeln, 
ift er der „Fürſt“, d. 5. der „Erfte”, das Haupt feines Volkes, und ift feine Aufgabe, 
für die Gefundheit der andern untergeorbneten Glieder zu forgen und den Willen 
des ganzen Körpers auszufprechen. Die nothwendige Beſchränkung des Hauptes 
folgt wisder von felbft aus feiner organifhen Natur und Beftimmung. Obwohl 
ed an ber Spike des Körpers fteht, fo ift e8 doch nur ein Theil des Körpers, 
und nothwendig ift der Theil von dem Ganzen abhängig. Der moberne 
Staatsgeiſt betrachtet demgemäß die Verfaffung als die Rechtsordnung des 
Ganzen, und legt einen entjchiedenen Werth darauf, daß an ber Hervorbringung 
des Gefeges, welches wiederum die feften gemeinen Ordnungen ausſpricht, das 
ganze Bol in Haupt und Gliedern fich betheilige. Daraus ergeben fi folgende 
von der ‚fonftitutionellen Monarchie anerkannte Srunbfäte: 

1) Die Dftroyirung der Berfafjung wie die Paktirung berjelben 
und die einfeitige Konftituirung durch eine Nationalverfammlung find 
alle im Widerſpruch mit dem Syſtem der konftitutionellen Monardie, die erfte, 
weil fie die Rechte der übrigen Glieder nicht würdigt, die zweite, weil fie die Staats— 
einbeit fpaltet, und bie britte, weil fie das Recht des Hauptes mißachtet. Die 
Uebereinftimmung ift nur die verfaffungsmäßige Gefegesform, d. h. 
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das Zufammenwirken aller Faktoren unter ber Leitung des Hauptes, (Vgl. Br. V. 
©. 749.) 

2) Die beſtehende Berfaffung beftimmt und hält aud die monar- 
chiſche Gewalt, und der Fürft ift verpflidtet, fib innerhalb berfelben 
zu bewegen, fo gut wie jever Andere, der eine öffentliche Gewalt zu üben hat. 
Der Monarch fteht nit Über, fondern in der Berfaffung. Die neuere Zeit 
pflegt dieſe Pfliht dem Fürften dadurch vorzuhalten, daß fie bei der Thronbeftel- 
gung and von ihm den Berfaffungseid begehrt. Das Thronfolge- 
recht ift nothmendig ein Theil des Verfaſſungsrechts, und bat außerhalb ber- 
jelben weder Sinn noch Beftand. 

3) Ganz ähnlich ift es mit andern Gefegen. Der konftitutionelle König hat 
fein Recht, für fih allein Gefege zu geben; das Konftitutionsrecdht der römifchen 
Kaifer wird nicht mehr anerkannt. Er kann die gefeggebende Gewalt 
nur in Berbinpung mit ver Repräfentation des Volkes aus 
üben und bedarf dazu nicht blos deren Beirath, fondern deren Zuffimmung. 

4) Er darf fi auch nicht über die Schranken der Gefete hinweg fegen, fon- 
dern fol den Geſetzen gemäß regieren. Der römiſche Sat: Princeps 
legibus solutus est, hat feine Geltung mehr. - 

5) Nur eine Folge diefer Grundſätze ift e8, daß der Staatshaushalt 
der Kontrole der repräfentativen Körper unterworfen und nur mit ihrer Zuftim- 
mung Steuern erhoben werben bürfen. 

6) In der Leitung der Regierung und der Berwaltung iſt ber 
fonftitutionelle Fürft ferner an die Mitwirtung der Minifter gebunden. 
Damit feine Berordpnungen und feine Befehle und Dekrete rechts— 
gültig werben, genügt nicht fein perfönlicher Wille, es bebarf ver Ergänzung durch 
den mit dem Bollzug beauftragten Minifter, und zu feiner Unterfdrift 
kommt die Kontrafignatur des Minifters hinzu. 

T) Die Berantwortlidkeit der Organe der Regierungs— 
gemalt ift unentbehrlich für die Wirkſamkeit diefer Verfaſſung. 

8) Die Selbftändigfeit der Rehtspflege und die Aus— 
ſchließung aller Kabinetsjuftiz gehört ferner zu ben weſentlichen Be— 
ſchränkungen der fürftlihen Macht und dient zum Schuge auch ber bürger- 
lihden Redte. 

Diefe Grundfäge find allen Arten ber fonftitutionellen Monarchie gemein- 
ſam: und wo einer derfelben fehlt, va ſprechen wir wohl von einer bejchräntten, 
aber nicht von einer konftitutionellen Monarhie. Aber innerhalb diefer Gemein- 
haft, melde fogar die englifhe Parlamentsverfaffung und die Napoleonifche Auto- 
kratie zufammenfaßt, find die erheblichften Verfchiedenheiten möglih, woraus denn 
die manderlei Arten ver fonftitutionellen Monarchie hervorgehen. Man hat 
häufig Beftimmungen oder Uebungen, welche nur einer einzelnen Art angehören, 
für eine nothwendige Bedingung oder Eigenfhaft der fonftitutionellen Monarchie 
überhaupt erlärt und dadurch Forderungen begründet, die in dem einen Lande 
unbebenflih, in einem andern aber ungeredtfertigt find. So unterfcheiden ſich die 
englifhe und die franzöſiſche, die deutſche umd vie belgifde, 
die norwegiſche und die ſchwediſche konftitutionelle Monarchie in weſent⸗ 
lichen Beziehungen, und man darf nicht von ber einen auf die andere Berfaf- 
fungsart einen Schluß machen, weil fie ſämmtlich fonftitutionelle Monarchieen heißen. 

Die fonftitutionelle Monarchie ift ferner dadurch von der abfo- 
Inten Monarchie ausgezeichnet, daß fie aud den ariftolratifhen und de- 
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mokratiſchen Kräften in der Nation gerecht zu werben ſucht, welche von ber 
Abfolutie in ihren natürliden Rechten auch dann principiell mißadhtet werben, 
wenn fie von ihr thatſächliche Berüdfihtigung erfahren. Diefe Vielfeitigkeit der Ver— 
fafjungsform, welche der Bielfeitigkeit ver Volksnatur entfpricht, macht es möglich, 
daß je nad den politifchen Zuftänden eines Volks bald das eine, bald das andere 
Element ftärker hervortrete. Es fann daher nicht befremden, wenn in England 
früher das ariftofratiihe und in neuerer Zeit das hochbürgerlihe Clement vor- 
zugöweife feine Macht entwidelt, wenn in Franfreid der Gegenſatz der Monardie 
und der Demokratie energifcher vortritt, wenn in Deutſchland das monarchiſche 
Element noch eine größere Macht befigt. Das find weniger Gegenfüge des Ber- 
fafiungsprincips als vielmehr ver nationalen Erfüllung vefjelben und der Entwid- 
lungsftufen. 

vom Mißverſtändniſſe. 

1) Am bäufigften begegnen wir ver Berwechslung der Parlamentsregie- 
rung, wie fie in England befteht, mit der fonftitutionellen Monardie, während 
jene nur eine befondere, die engliſche Art der konftitutionellen Monardie ift. For— 
mell fteht zwar ver König von England als Haupt des Parlaments auch an ver 
Spige der Gefepgebung; aber in Wahrheit üben die beiden Häufer, vorzüglich 
das Unterhaus,’ einen weit größern Antheil an verfelben aus, theils indem fie 
von dem Recht der Initiative einen regelmäßigen Gebraud machen, theild indem 
es den Sitten durchaus zumwiderläuft, daß der König einer Bill durd fein Veto 
entgegentrete. Je ausgebehnter der Bereich der englifchen Geſetzgebung und je de— 
taillirter ihr Inhalt ift, um fo bedeutender wird in Yolge deſſen das Recht der 
Mitregierung der beiden Häufer. Das Parlament betheiligt ſich nicht blos — wenn 
auch oft nur im mittelbarer Form — an ber politifhen Regierung, ſondern in 
vielen Fällen fogar durd feine Privatbilld an der Verwaltung. Das Alles ift auf 
dem Kontinent Fein Charafterzug der fonftitutionellen Monarchie, indem bier umge- 
fehrt die regelmäßige — wenn nidt gar die ausſchließliche — Initiative dem 
Monarhen vorbehalten ift, der Bereich der Geſetze felten über die leitenden Prin- 
cipien ausgeht, die Verorbnungen aber und die ganze Verwaltung der Regierung 
überlaffen werben. 

Noch wichtiger beinahe ift der Unterfchied in der Stellung der Minifter. 
Zwar fteht e8 au in England dem Könige der Form nad frei, feine Minifter 
zu wählen; aber es ift nicht bloße Willfährigkeit deſſelben, wenn er feine Minifter 
aus den Führern der parlamentarifhen Mehrheiten oder doch nad) deren Kath 
wählt und hinwieder entläßt, ſobald die Mehrheit ſich mit einiger Energie gegen 
biefelben ausfpridt. Er kann nur Minifter brauchen, welche in dem Parlament 
Autorität befigen und wenn nicht der Mehrheit ficher find, doch wenigftens feine 
entjchievene Mehrheit gegen fi haben. Diefe Minifter find denn aud nicht, wie 
gewöhnlih auf dem Kontinent, in der Beamtenorbnung allmählig emporgefommene 
Gefhäftsmänner, fondern Glieder der Ariftofratie und felbftändige Führer ver 
großen politiihen Parteien, die fih um ben leitenden Einfluß ftreiten. Sie find 
ſchon im Beſitz großer politifher Macht, bevor fie Minifter werben, und wenn fie 
als Minifter fallen, fo ftehen fie al Häupter der Oppofition wieder auf. Die 
Repräfentation bat es aljo in ihrer Hand, Minifter zu erheben und zu ftürzen, 
indem fie bald viefe, bald jene Führer auf den Schilv erhebt; und die Minifter 
find fih fortwährend diefer Abhängigkeit von dem Beifall oder dem Mißfallen 
des Parlaments bewußt. 

Diefe parlamentarifhe Einrichtung läßt fi, fo oft es ſchon vorgefchlagen 
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worben, doch nicht einfach auf ten Kontinent übertragen, am wenigften nach Deutfch- 
land. Wir haben jene großen parlamentariihen Parteien nicht, melde fähig find, 
die Regierung zu ergreifen und fortzuführen, fobald fie die Mehrheit im Parla- 
ment erringen. Die meiften deutſchen Minifter haben eine verwaltungsmäßige, 
nit eine ftaatsmännifhe Bildung erhalten, fie find auf der Stufenleiter des 
Staatövienftes emporgeftiegene Beamte, feine Parteihäupter. Nur felten ragen fie 
durch politifhe Selbftändigfeit hervor, ebenfo felten find fie durch ihr Privatver- 
mögen unabhängig vom Erante geftellt. Die Gunft des Fürften, das anvertraute 
Amt, der Glanz des Hofes gibt ihnen eine hohe Stellung in der Geſellſchaft, in 
der Regel mehr als ihr perfönliches Anfehen; das Amt macht fie mächtig, nicht 
ihr individueller Einfluß. Im Amte find fie vielfältig umworben. Werben fie ent- 
lafien, fo finfen fie in ein gewifjes Dunkel zurüd. Die Minifterbefoldung ift meift 
die Bafis ihrer ölonomifhen Eriftenz, und von ber geringen Penfion können fie 
faum ftandesmäßig leben. Es kann daher nit auffallen, daß die Minifter in 
Deutſchland gewöhnlich viel zäher ihre Portefeuilles fefthalten, als die engliſchen 
Minifter, und weniger ſpröde thun, wenn es ihnen, um im Amt zu bleiben, nöthig 
erfcheint, eine Wendung in dem politifchen Verhalten vorzunehmen oder aud fi 
andere Grundſätze anzueignen, als fie bisher befannt haben. Will man billig fein, 
fo darf man die Anforderungen an die politifche Konfequenz eines Minifters auf 
dem Kontinent für die Gegenwart nicht fo hoch fpannen, als fie in England un- 
bedenklich geftellt werben; aber felbft die geringften Anfprüde, die man vernünf- 
tiger Weife mahen fann, find doch in einzelnen — und gerade in ben beiven 
größten deutfhen Staaten zuweilen weit hinter der Wirklichkeit zurüdgeblieben. 

Diefe total verſchiedene Sachlage macht eine Uebertragung der engliſchen 
Minifterregierung — felbft wenn biefelbe etwas an fid Bünthheres wäre, was 
doch nicht fo unbezweifelt ift — im die deutfhen Staaten unmöglid. Wie kann 
man unter folhen Umftänven vie eigentliche Leitung des Staates in die Gewalt 
bes Minifteriums legen? Die veutfhen Minifter leiten ihre Autorität ganz und 
gar von den Fürften ab, nidht von den Kammern. Sie find allerdings dann am 
mädtigften, wenn fie zugleich das Bertrauen bes Fürſten für fih und nicht 
das Miftrauen der Kammern gegen fih haben. Einem ernften und andauernden 
Mißtrauen der Kammern freilih können auch fie nicht auf die Dauer Stand 
halten, obwohl diefe nicht fe zwingende Mittel haben, mie das englifhe Parla- 
ment, die impopulären Minifter zu verdrängen. Die ganze Staatsform nämlich ift 
darauf gerichtet, bie Harmonie der verſchiedenen politiihen Faktoren zu verwirk⸗ 
lihen, und ein verftänviger Fürſt wird daher die Minifter nicht halten wollen, 
beren Fortvauer im Amt den Frieden mit dem Volke verhindert. Thäte er es, 
fo würde er die Monardie felbft der Impopularität ausfegen, welche die Minifter 
betrifft, und dadurch feine Sicherheit gefährben und feine Kräfte ſchwächen, denn 
das Fundament, worauf alle wahre monardifche Gewalt ruht, im Gegenſatz zur 
Despotie, ift das Bertrauen und die Zuneigung des Boll, und der natürliche 
Duell aller civilifirten Staatsmaht find die in der Nation ruhenden Kräfte, 
welche dem Monarchen weit reichlidher zuftrömen, wenn fie von ihm angezogen, 
ald wenn fie von ihm gehemmt und zurüd gebrängt werben. So wirb denn ber 
Fürſt am mädhtigften fein, der fi mit feinem Volk zu iventificiren weiß, und ber 
Minifter am einflußreichften, der fih mit einem folhen Fürften identificirt. 

Man kann nicht behaupten, daß dieſe deutſche Auffaffung des Berbältnifies 
dem Begriffe ver konftitutionellen Monarchie wiverfprehe. Im Gegentheil, wenn 
fie in redlichen Geifte verwirklicht wird, fo ift file eine volllommenere Darftellung 
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ihrer Idee als die engliſche Minifterregierung, denn der Sat bes franzöftfchen 
Konftitutionalismus: „Der König foll herrſchen, nicht regie- 
ren", enthält einen logiichen Widerſpruch. Wer regiert, ift in Wahrheit ber 
König. (Rex est, qui regit.) 

2) Ein anderes Mifverftänpnig über das Wefen der konftitutionellen Mo- 
narchie ift die Meinung, fie fei eine Spaltung und Bertheilung der 
Staatsgewalt unter den König und bie Kammern. Am weiteften ift in 
diefer Richtung die franzöfiſche Verfafjung von 1791 gegangen, welche die Lehre 
Rouſſeau's realifiren wollte, welcher eine zwiefache Souveränetät behauptet hatte, 
die eine der hauptlofen Vollsmenge, deren nationaler Wille das Geſetz gebe, 
und die andere des monarhifchen Staatshauptes, welchem bie That zufomme: 
„la nation veut, le roi fait.“ Wohl wußte man, daß jebes organiſche Wefen 
nur mit Einem Kopf ausgeftattet fei und daß die mehrföpfigen Ungeheuer 
nur in der franten Phantafle der Dichter, nicht in der Wirklichkeit Ieben. Dennoch 
bielt man es für möglih, daß ver Cine Staatsförper, für veffen Leben doch bie 
Einheit des Gedankens und der That nicht minder nöthig ift, als für den ein- 
zelnen Menfchen, mit zwei — oder gar mit drei Köpfen beftehen könne. Man 
überſah das Monftröfe folder Staatenbildung, weil man die Organe des Staates 
und die Individuen, welde in dieſen Organen perfönlih wirken, und bie aller 
dings als Individuen auch jedes feinen eigenen Kopf hat, mit einander verwechſelte. 

Die Geſchichte der franzöfifchen Revolution hat vie Welt von diefem Irrthum 
geheilt. Die Dyardie des „gejeßgebenden Körpers“, welcher die franzöſiſche 
Nation — ohne ihr Haupt — repräfentirte, und des Königs, welchem die „Bollzie- 
bung“ des Gefeges vorbehalten war, konnten nicht im Frieden zufammen leben. 
Es waren — obwohl Rouffeau das durch eine fingirte Nationalfouveränetät zu 
verbeden fuchte — zwei getrennte Souveräne, der Demos und ber Fürft, bie ſich 
um die wirkliche Herrfchaft ftritten. Zuerft ‚erlag den aufgeregten Mafjen das alte 
Königthum und wurde von ber allein herrfhenden Demokratie befeitigt ; ſpäter 
ergriff Napoleon die entjheidende Gewalt wieder und ftellte die Einheit in Form 
der Monarchie wieder ber. 

Das ſt ändiſche Syſtem des Mittelalters ließ wohl eine Spaltung und 
Theilung der höchſten Gewalt zu, aber das konftitutionelle Syſtem des modernen 
Staates behauptet die Untheilbarkleit ver Einen Staatshoheit 
mit vollem Bewußtfein. Wenn die Kammern an der gefeßgebenvden Gewalt mit- 
wirken, fo thun fie e8 nicht in dem Sinne, daß fie etwa zwei Drittheile dieſer 
Autorität für fih in Anfpruh nehmen und der König ein Drittheil ebenfalls für 
fi; fondern fie ftellen in ungetheilter Gemeinfhaft mit bem 
Staatshaupte den ganzen Einen Staatskörper bar und haben 
zufammen mit dem Könige die Eine Gefeßgebungsgewalt. Der König und bie 
Kammern haben jeder Faktor für fi allein kein Geſetzgebungsrecht, aud nicht 
zu einem Drittheile, aber fie haben zur Einheit verbunden alles Geſetzgebungs— 
recht. Das ift der Grundgedanke ver konftitutionellen Monardie. 

Die dogmatifche Formulirung, weldhe die Wiener Schlufafte in Art. 57 für 
Deutſchland vorſchrieb, fucht diefer Einheit und Untheilbarkeit der oberften Staats- 
gewalt ven fhärfften Ausdruck zu geben, indem fie aus dem Begriffe eines „fonve- 
veränen Fürſten“ bie Folge ableitet, daß „die gefammte Staatsgewalt in dem 
Dberhaupte des Staates vereinigt bleiben müſſe und der Sonverän durch 
eine landſtändiſche Verfaſſung nur in der Ausübung beftimmter 
Rechte an die Mitwirkung der Stände gebunden werben könne”. Diefe 
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Formulirung hatte aber fo wenig die Abfiht, bie Konftitutionelle Monarchie zu 
definiren, daß fie im Gegentheil einer Zeit angehört, in welcher bie beiden beut- 
hen Großſtaaten noch als offene Gegner der fonftitutionellen Monarchie auf ven 
Bund einwirkten. Sie ift daher fo gefaßt, daß fie aud die nicht-fonftitutionellen 
Monardieen in Deutſchland mitbegriff. Ihre Abſicht ift, das monarchiſche Princip 
auch für die Konftitutionelle Monardie zu ftärfen und zu ſchützen und die Gefahr 
einer Theilung der politifhen Gewalten abzuwehren. Infofern hat fie aud unter 
den veränderten politifhen Berhältniffen der Gegenwart no einen guten Sinn; 
aber es ift nicht zu empfehlen, diefelbe zur wiſſenſchaftlichen Bafis für das heutige 
fonftitutionelle Staatsreht zu machen, gerade weil fie einen über vie Konftitutio- 
nelle Monarchie hinausreihenden Sinn hat. 

3) Eine weit verbreitete Borftellung weist dem Monarden in der fonftitu- 
tionellen Monarchie nur eine ruhende Stellung an. Gie betrachtet den König 
als die formelle glänzende Spige des Staatögebäudes, wie Stahl)) e8 ausge 
drüdt bat, als den „erhabenen Knopf am Kirchthurme, um ben fein Menſch fich 
fümmert”. Die berühmte englifhe Fiktion: „Der König kann nicht Unrecht thun“, 
fo ſehr monarchiſch fie Mingt, ift doch aus diefer Anſchauung hervorgegangen, melde 
den König überhaupt an allem perfönlihen Handeln hindert, denn in Wahrheit 
fann nur der fein Unrecht thun, welcher überhaupt nichts thun fann 8). Gbenfo 
die Forderung an den König, daß er feine politifhe Meinung ausfpredhe, ohne 
die Zuftimmung des Minifters zu bofumentiren, und feine Prüfungen vornehme, 
ohne das minifterielle Bureau zu benugen. Diefe Vorſtellung von träger Ruhe, 
welde nur von außen, bald von den Miniftern, bald von den Kammern in vie 
Bewegung gefegt wird, die zur Unterfchrift eines Befehls oder eines Geſetzes 
nöthig wird, ift eines jeden politischen Mannes unwirbig und am unmwürbigften bes 
höchſtberechtigten Staatdmannes, der als Staatshaupt geehrt wird. Diefe Unwür— 
digkeit hat Napoleon I. in feinem befannten Worte an Gieyes vom „Maſtſchwein 
auf Staatstoften” fo vraftifch gezeichnet, daß man vor Erneuerung berfelben ficher 
fein follte. \ 

Selbſt für die englifhe Staatsform iſt dieſe Charafterifirung der Tonftitutio- 
nellen Monarchie nicht zutreffend, für die Kontinentalftaaten ganz unpaffend; und 
wenn es je dazu fommen follte, daß die Monarchie in dieſe blos paffive Stellung 
gebrängt würde, fo bat der Begriff der Fonftitutionellen Monarchie daran ſicher 
feine Schuld, fondern nur die ungefhidte ober träge Politik derer, welche es ver- 
fäumen, die von Natur auf Initiative und Aftion angelegte 
menardifhe Gewalt zu zeitgemäßer Altton auszuüben. 

Der konftitutionelle König hat das Recht und die Pflicht, mit eigenen Augen 
ſich umzufehen, ſich von der Lage der Dinge, von den öffentlichen Zuftänden und 
Bebürfniffen fo gut er e8 vermag, felber zu unterrichten. Er thut wohl, feinen 
Miniftern Vertrauen zu erweifen, indem er aud ihnen von allen erheblichen Be— 
richten Kenntniß gibt, welche ihm ohne fie zugehen, aber er muß ſich davor hüten, 
daß er nichts Anderes erfahre, als was die Minifter für gut finden, ihm vorzu- 
legen. Die völlige Unkenntniß der wirflihen Zuftänte, der Bewegungen im Volke 
oder ber Gefahren, die von Außen drohen, eine Unfenntniß, vie oft die Wirkung 
abfichtliher Täufhung ift, weil die Umgebung des Monarchen ein Intereffe hat, 


7 Das —— Princip. S. 10. 
) Bol. auch Stahl a. a. O. ©. 9. 


47* 


740 Alonardhie. 


ihm Vieles zu verheimlihen oder in falfchem - Lichte darzuftellen, bat mehr ala 
Einen König fhon um feine Krone gebradht. 

Er darf auch nicht gehindert werben, feine perfönlide Meinung 
mit voller Freiheit auszufprehen. Ein königliches Wort am rechten Ort und zur 
rechten Zeit gefprochen, wirft oft mehr als ein amtlicher, von den Miniftern kon— 
trafignirter Erlaß, obwohl er nur den Charakter einer Mahnung, eines Troſtes, 
einer Ermutbhigung bat und feine rechtsverbindlichen Wirkungen äußert. Aber aller- 
dings muß fi der Fürſt davor hüten, daß er Dinge verfpredhe, die er nicht zu 
erfüllen im Stande ift, und in Parteifämpfen vielleicht nah dem Wunfche ver 
Minifter fi durch perfönliche Aeußerungen in einer Weife zu betheiligen, welche 
feine oberfte und ihrem Weſen nah doch unparteiifcde Stellung in Gefahr 
oder in Mißfrebit bringt. 

Am widtigften aber ift die Eöniglihe Initiative Es kommt ihm zu, 
nicht blos abzuwarten, bi8 er durch die Minifter zu einem Entſchluſſe veranlaft 
ober durch die Parteien gebrängt wird, ſondern von ſich aus bie öffentliche Thä— 
tigkeit auch der Minifter, fo oft ein Bebürfnif dazu ihm Mar wird, anzuregen, Yuf- 
träge zu geben zur Unterfuhung, zur Bearbeitung von Gefegesentwürfen, zu Un- 
terhandlungen, zur Vorbereitung von Mafregeln und Beihlüffen der Regierung. 
Denn er forgfältig aufmerft auf die Regungen des Volkslebens, wenn er bie 
Mängel der öffentlihen Zuftände zu ergründen verfteht und die Verlangen der 
vorwärts firebenden Entwidlung beadtet, mit Einem Wort, wenn er als leben: 
diges Staatshaupt fein Recht der Initiative mit wachſamer Umfiht ausübt, dann 
ift er in der Regel fiher, daß ihm vie übrigen Glieder willig folgen. Wenn er 
aber da ruhen will, wo er handeln follte, oder ber naturgemäßen Bewegung der 
Zeit hemmend in den Weg tritt, wenn er fie rüdwärts brängen will, wo fie vor- 
wärts ftrebt, dann läuft er die Gefahr, daß die aufgeregten Glieder in Unrube 
und felbft in eine überreizte Bewegung hinein gerathen. Dann kann ihm ber un- 
geftüme Drang ber Mafjen übermächtig werben, und ftatt zu leiten, wird er fort- 
gerifien, wohin er nit will. Die konftitutionelle Berfaffungsform macht Beides 
möglih und forgt, daß ber innere Kampf zu gefeglihem Frieden führe Sie 
ift wie gegen den Abfolutismus der Stantsgewalt, fo aud gegen vie vemofratifche 
Revolution gemwaffnet. Sie ift fehwerer zu handhaben als ein einfeitiges Berfaf- 
fungsfuftem, das immer nur nur Einem Willen bis zum Ertreme Folge verihafit. 
Sie ftellt die höchſten Aufgaben für das Haupt eines freien Volkes, aber fie ge— 
währt ihm auch vie größte Sicherheit und die reichften Mittel des Erfolgs. 

4. Wenn der franzöfifche Konftitutionalismus bie Regierung dem Mo- 
narchen zu entziehen und ihn auf ein formales Herrfhen zu befhränfen ver- 
ſucht hat, fo ift man in Deutfchland zumeilen in einen — Fehler 
verfallen, indem man den Monarchen viel zu ſehr mit dem etail der 
Verwaltungsgeſchäfte beladen hat. Das iſt die unglückliche Uebertrei— 
bung der bureaukratiſchen Richtung, welche ſogar den Monarchen in die Stellung 
eines kleinlichen Bureaulraten herabzieht. Nichts iſt für die politiſche Bedeutung 
der Monarchie verderblicher. Scheinbar werden die Rechte des Monarchen ausge- 
dehnt, indem Nichts fich feiner unmittelbaren Anordnung und Beftimmung ent- 
zieht. Aber in Wahrheit verliert ver Monarch, indem er feine Kräfte und feine 
Zeit in einer Unmaffe von Heinen Dingen aufzehrt, den unbefangenen und freien 
Did und die Mufe, deren er bedarf, um den Staat im Großen zu leiten, d. h. 
zu regieren. Es iſt in unferer Zeit ebenfo unmöglich, daß ein Menſch zugleich 
einen großen Staat als Staatsmann regiere und die ganze Arbeit eines Verwal - 
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ters in allen Detailgefhäften der Adminiſtration beforge. Negieren ift aber in 
höherem Grabe ver königliche Beruf als Aominiftriren. Daher wird der Monarch 
zwedmäßig bie Apminiftration feinen Miniftern und den übrigen Beamten in ber 
Regel überlaffen und nur ausnahbmsmweife, wo er eine Stodung oder Miß- 
bräuche bemerkt, eingreifen, um bie öffentlihen Funktionen in georbnetem Gange 
zu erhalten, und aud darin die leitende Aktion bewähren, die ihm zufommt. Dann 
erhält er die Muße und kann nun feine ganze Arbeitskraft dem Stubiren der 


äußern Bolitit und der innern Fortbildung des Staates zumenden. 
Bluniſchli 


Mongolen, Mongolei. 


Die Mongolei, in Central-Aſien gelegen, im Norden von Sibirien, im 
Dften von der Manpfchurei begrenzt, im Süden durch die große Mauer von 
China gefhieden, hat im Weften fehr unbeftimmte Grenzen und ihre Auspehnung 
wird daher ſehr verſchieden angegeben, je nachdem man Kofonoorien oder das Land 
um ben blauen See (Chuchu oder Kokonoor) und die Dfungarei oder das jegige 
chineſiſche Gouvernement I-Iy mit einbegreift oder nicht; e8 wohnen hier nämlich 
jegt überall Mongolen, nur in letztern beiden Ländern nicht ungemifcht, wie in ber 
eigentlichen Mongolei, Man erftredt fie daher von 90% oder 1180 bis etwa 1400 
oder 1429 öftliher Länge und von 359 oder 419 bis etwa 509 oder 520 nördlicher 
Breite, bei 70,000 oder nad) Andern über 91,000 deutſcher [IMeilen Fläche. 

Die eigentlide Mongolei ift ein Hocplateau, doch von nicht viel über 
4000' Höhe, das Beden ver Gobi nur 2400° hoch. Man unterfcheidet hier drei 
Regionen, erftend den ſüd- und fünöftlichen Abfall der Gobi mit Thälern, einem 
zewen Klima, Ueberfluß an Waffer und Wald, wo in einigen Gegenden felbft 

der- und Gartenbau getrieben wird. Doch ift dies nicht überall möglich; fo hat 
das Land der Tſchacharen einen ftaubigen Grund und fiefigen Boden und ift völlig 
waldlos; Ordus ift fandig, Hinterordus moraftig; die zweite oder mittlere Region 
der Gobi, eine nur felten von niebrigen Anhöhen durchſchnittene hohe Fläche mit 
Einfeakungen, erfhien P. Hyakinth als ein nad einem Sturme nod hin und her 
wogender Ocean. Es find mit Kiefelfteinen, nadten Granitlagern oder Schiefer 
bügeln bevedte Thäler, wenige Sanvflähen, ohne Bäume, mit nur dünnem Gras— 
wuchs, öde und dürre, fo lange fein Regen fällt, doch mit frudtbaren Stellen, 
welche die Heerden von Rameelen, Pferden, Schafen und Ziegen abweiden. Wegen 
Mangel an Brennholz brennt man — Thierdünger (Argal). Die dritte 
Region iſt der nördliche Abfall der Gobi, Sibirien und dem Baikalſee zu. Hier 
gibt es mehrere Seen, und man ſieht den obern Lauf mehrerer größerer Flüſſe. 
Das Klima ift ven Breitegraden nach nicht allzu rauh, während es in andern 
Theilen ſehr ftreng ift, und es fällt auch nicht allzu viel Schnee, Stellenweife ge- 
beihen felbft Gemüfe und Obft ziemlich gut, bie aber nur von Chinefen gezogen 
werben. Der Mongole fängt nicht einmal die mannigfaltigen Fiſche, welche bie 
Flüſſe liefern, fondern fromme Budphiften kaufen wohl gar von Fremden gefangene 
und laffen fie frei wieder ins Wafler. 

Nach diefer Beichaffenheit des Landes, die wir nur kurz andeuten konnten, 
fcheint die Natur das Land nur für Nomaden beftimmt zu haben. Viehzucht und 
Jagd waren daher auch, fo lange vie Geſchichte weiß, die Hauptbefhäftigung ber 
Bewohner, Aderbau nur an einzelnen Fleden möglich und der Anbau des Obftes 
und bie Zucht von Geflügel mit dem Nomadenleben unverträglid. Die Jagd und 
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das Nomadenleben erzeugten einen kriegerifchen Sinn; bie Entbehrungen bei biefem 
Leben und die Ausfiht auf reiche Beute in den gefegneten Niederungen bes Sübens 
und Weftens, mit welchen man durch den Austaufc feines Viehes gegen vie Manu- 
fafturen und Gegenftände des Luxus befannt warb, reizten zu Eriegerifhen Ein- 
fällen und Eroberungen. Abgehärtet, kräftig, an wenige Bedürfniſſe gewöhnt, alle 
durch feinen Aderbau an ven Boden gefefielt, bereit, wenn es galt, zu Pferbe zu 
fteigen, vermodhten die Bewohner bei einer verhältnigmäßig geringern Bevölkerung 
den gefhwächten, an die Schelle gebumvenen, wenig kriegsgeübten Bauern und ver- 
weichlichten Städter der ſüdlichen Niederung vielfah anzugreifen und felbft zeit- 
weilig zu unterwerfen und zu beherrſchen, bis vie höhere Intelligenz, die gewandtere 
Tattit und alle möglichen Liften, die nicht verfhmäht wurben, die im Süden bald 
verweichlihten und entnervten Krieger bezwang und, was fi nicht mit ven Ein- 
wohnern amalgamirt hatte, wieder hinaus warf, und zum Theil mit Hülfe zuge 
wandter, ben Landsleuten abwendig gemadter Stämme ihr Vaterland, vie Mon- 
golei, felbft auf längere Zeit unterwarf, bis die Macht der Südländer felber wieder 
verfiel und ein unternehmender Mann an die Spige der Söhne der Wüfte trat 
und das alte Spiel erneuerte. So ift im allgemeinen Umriffe das Schidjal ver 
Bevölkerung der Mongolei und ihr Berhältnif zu ben gefegneteren Ländern bes 
Südens und Weftens gewefen; im eifigen Norden Gibiriens und den falten, wenig 
bevölferten Deden der Manpfchurei war nichts zu holen; dahin find deshalb aud 
ihre Heerzlige wenig oder nie gegangen. Nur einzelne bebrängte Schaaren haben 
fi dahin verloren, 

Die Chinefen, denen wir faft allein gefchichtlihe Nachrichten über diefe Länder 
verbanfen, nennen in der Mongolei um 1763 v. Chr. die Hiun-ju und [päter 
256 v. Chr. bis 263 n. Chr. die Hiungenu; fie hatten mit ihnen fhon damals 
vielfach zu kämpfen, ohne daß es diefen gelang, in China feften Fuß zu faflen, 
vielmehr vermodten die Chinejen zulegt die Herrfchaft der Hiungenu zu breden 
und fiegreih bis ans cafpifhe Meer vorzubringen. Die Namensähnlichkeit veran- 
laßte ſchon Deguignes I) u. U. diefe Hiungenu mit den Hunnen zu identificiren 
und fie für Mongolen zu halten. 2) So nody die Petersburger Gelehrten Schmidt, 
PB. Hyakinth u. A., während A. Remufat, Klaproth 3) und nad ihnen Ritter fie 
für Türken halten. Sie ftügen fi befonders darauf, daß einige wenige Hiung-nn- 
Wörter, welche die Chineſen überliefert haben, fih noch im Türkifchen finden, und 
fpäter 545 n. Chr. herrſchen allerdings am Altai nah ben Chineſen die Thu— 
khiü, d. i. nad ihrer ‚mangelhaften Schreibart die Türken, und Kaiſer Juſtinus 
der Jüngere fhidte 569 n. Chr. eine Geſandtſchaft an ihren Großchan. Da bie 
afiatifhen Oſttürken in Phyfiognomie, Charakter und Lebensart den Mongolen und 
ſelbſt manden finnifhen Stämmen überaus ähnlich find, fo ift die Entſcheidung 
ſchwer. So hielt Niebuhr die Schthen für Mongolen. Da aber die angegebenen 
Charaktere verfelben aud auf andere norbifche Völker paſſen, erklärten fih Grimm, 





1ı Jos. De Guignes Me&moire hislorique sur l’origine des Huns et des Turcs, 
adresse à M. Tanevot s. 1. s. a. 80 und deffen Histoire generale des Huns, des Turcs, 
des Mongols et des autres Tarlares occidentaux avant et depuis Jesus-Christ jusqu ä 
gt jours. Paris 1756—58. 5 Bde. 40, Deutich von 3. (. Däbnert. Greifswalde 1768—70. 
5 Bde. 40, 

2) Der erfte Anftoß zur Völferwanderung follte dann durch die Beſiegung der Hiungmu 
durch die Chineſen gegeben fein. 

3) Mömoire sur l’identitö des Thou-khiu et des Hioungnou avec les Turcs, par 
Klaproth in Journ, As, 1825 T. Vıl. p. 257. 80, 
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U. dv. Humboldt u. U. dagegen. Heeren, Eihwald u. U. wollten in Herodots 
lahlköpfigen Argippern — das griehifhe Wort bedeutet blos Weißpferde — mit 
eingebrüdten Nafen u. ſ. w. die Kalmüden erfennen, Erman aber Baſchkiren, alfo 
Türken. Legtere Meinung würde bie richtigere fein, wenn die Mongolen, wie 
Klaproth u. A. annehmen, erft fpäter aus der Mandſchurei eingedrungen und nod 
fpäter erft zur Macht gelangt wären. 

Erft unter der chineſiſchen Dynaftie Tang, nämlih im fiebenten Jahrhundert 
n. Chr., fpricht die chineſiſche Geſchichte von einer Heinen Horbe von W. Tataren 
Mongon, die von Often ber verpflanzt gewefen fei, und die Mailla 4) für vie 
Borfahren der Mongolen hält. P. Hyakinth leitet fie auch daher und zwar von 
ben Mo-ho, die fonft für einen Stamm der Oft-Tataren, alfo für Tungufen 
gelten. Ein Zweig biefer war unter dem Namen ber Ta-ta befannt, woher unfer 
Wort Tataren flammt, das „r“ ift erft eingefhoben, weil man vabei an Tar-» 
tarus dachte. Die Ehinefen brauden aber das Wort nicht in der allgemeinen 
Bedeutung wie wir, fondern fagen dafür Ta-tſche. 

Wie dem nun aud fein mag, die Mongolen waren wenigftens unter biefem 
Namen vor Tihingisthan faft unbelannt oder erſcheinen doch nur als ein 
Heiner unbedeutenver Nomadenftamm der Mongolei; er verfchaffte ihnen exft ihre 
ſchreckliche Berühmtheit. 

Die Anfänge feines Gefhlehts find ebenfalls nicht fehr deutlich, Wunder 
umbüllen ſchon die Geburt feines Ahnen. Nach den Namen des Chefs einer Horde 
von Tata, die fein Vater gerade befiegt hatte, als er geboren wurbe, erhielt 
er ben Namen Temudſchin. Sein Geburtsjahr war nad den Ghinefen und 
Sfanang Sfetfen 1162, nicht 1155, wie die muhamebanifchen Autoren angeben. 

Es wohnten damals am Jeniſei und obern Irtifch verfchiedene türkiſche Stämme, 
in der Mandſchurei Tungufen (Tu⸗tſchi), in der eigentlichen Mongolei Ta-ta (Mon- 
golen). Tſchingiskhan 5) beflegte die einzelnen Stämme der Keraiten, Naimans u. 
U. und vereinigte fie unter feine Herrfhaft. Die Keraiten waren von den Nefto- 
rianern zum Chriſtenthum befehrt worden. Im Süden bis nad China hinein herrſchten 
damals die Tustfchi, Ofttataren, die, nachdem fie die Khistan befiegt und deren Reid, 
das unter dem Namen Lean 907—1125 in Nord-China beftanden hatte, erobert 
hatten, bier nah heftigen Kämpfen mit ver chineſiſchen Dynaftie der Sung in 
Süd⸗China das noch größere goldene Reid (Kin) in Norb-Ehina grün« 


4, De Mailla Hist. gen. de la Chine T. IX. p. 3 mit der Anmerfung von Desbauterays; 
P. Hyakinth, Denkwürdigkeiten der Mongolei p. 299 ff.; Klaprotb, Nouv. Journ. As, 1830, 
Sept. B. Schott, Aelteſte Nachrichten von Mongolen und Tataren, Berlin 1846. 40, 

$) Abulghasi Bahadur Ghani Historia Mongolorum et Tatarorum nunc primum edita 
(a. C. M. Fraehn). Casani 1825, 29. Franzöſiſch überfegt: Histoire genealogique des 
Tatares. Leyde 1726. 80. Deutfh von D. G. Mefferfhmid. Göttingen 1780 89, Ssa- 
nang Ssetsen, Gefchichte der Oftmongolen und ihres Fürftenhaufes. A. d. Mongot. überf, 
und mit dem Driginaltegte herausgegeben von J. J. Schmidt. St. Peteröburg und Leipzig 1829. 
40, Vgl. A. Römusat, Nouv. Journ. As. Ser, Il. T. 8 u. 9. 1831 u, 32 und Journ, des 
sav. 1831. Januar bis April. Histoire de Gentchiscan et de toule la dynaslie des 
Mongous, ses successeurs, conquerans de la Chine, tirde de l’hbistoire Chinoise et tra- 
duite par Gaubil. Paris 1739. 4%; De Mailla Histoire generale de la Chine, Paris 
1779, 4° T. 9. Visdelou, Supplöment zu de Herbelots Bibliotheque orientale. 

Histoire du grand Genghizcan, traduite et compilde de plusieurs auteurs Orlentaux 
et de voyageurs europ6ens, par feu Petis de la Croix, Paris 1710. C. D’Ohsson 
Histoire des Mongols, depuis Tchinguiz-Khan jusq'à Timour Bey ou Tamerlan. Paris 
— Bde. 80, 2, Ausg. à la Haye 1835, 4 Bde, 80. 3, Aufl, Amſterdam 1852. 4 
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deten, das 1125—1235 beftand, wo bie Mongolen es zertrümmerten unb ihren 
Play einnahmen. 6) Neben dieſem beftand damals im Norbweften noch das kleine 
Reih Hia in Tangut unter Fürften tübetanifhen Stanımes. Auch gegen dieſes 
richtete der Fürft der Mongolen fhon früh feinen Angriff. Schon nad ver Be- 
fiegung der Naimans und dem erften Zuge gegen Hia, da in ber Tatarei feine 
Horde ihm mehr Widerftand leiften konnte, verfammelte er feine Häuptlinge an 
den Quellen des Onon und nahm bier im Jahr 1206 den Titel Tſchingis— 
than an, unter dem er berühmt geworben ift. Agutha hatte das Reich ber Kin 
gegründet, feine Nachfolger Utimai und Holo 1123—1149 es nod erweitert; aber 
unter diefen hatte es auch bereits feinen Höhepunkt erreicht. Der kriegeriſche Geift 
war erſchlafft, und die Eroberungen Tidingisfhans in der Mongolei, denen fie gar 
nicht entgegentraten, zeigen, daß ihrer Herrſchaft hier durch ihn, wenn nicht ſchon 
früher, ein Ende gemacht war. Bisher galten die Mongolen den Kin für tributär, 
jest fagten fie fi aber von ihnen los. Um 1211 begann der Kampf gegen die 
Kin, der bis zu ihrer Vernichtung fortvanerte Unruhen im Innern ber 
Kin, wo der König 1213 ermordet wurde, begünftigten die Mongolen. Auch bie 
Refte der Khi-tan in Leav-tung ftanden 1210 gegen die Kin auf und verbanben 
fi mit den Mongolen, die 1213 und 1214 den zweiten Feldzug gegen die Kin 
unternehmen konnten. Ihr neuer König Utubu hatte 1214 bereits feine Refivenz 
von Yen⸗king (dem heutigen Pe-king) nad Pien-fing (jet Kai-fungu in Ho-nan) 
verlegen müſſen, und jenes wurde von den Mongolen bei ihrem britten Ein- 
falle 1215 erobert. Leav⸗tungs König huldigte Tihingisfhan. Nachdem verſchiedene 
Aufftände unterbrüdt waren, machten die Mongolen 1215 einen Berfuh gegen 
die neue Refivenz der Kin, der aber mißlang. Tſchingiskhan richtete feitvem (1216 
bis 1224) feine Unternehmungen gegen den Weften und überließ feinem General 
Muholi (Mufuli) die Fortfegung des Kampfes mit den Kin. Die Nachrichten ber 
Ehinefen über diefe weitlihen Eroberungen find ſehr dürftig und ohne Einſicht in 
die Völfer- und Staatenverhältniffe. Bei Sfanang Sfetfen, dem Gefchichtfchreiber 
der Oft-Mongolen, bat fih faum eine Erinnerung an biefelben erhalten. Wir find 
daher auf die muhamedaniſchen Gefcichtfchreiber verwiefen. Da biefe Heereszüge 
Europa näher berühren als die chinefifhen und fie ven Charafter des Eroberers 
und die Mittel und Umftände feines Erfolges uns näher enthüllen, fo müflen wir 
bei ihnen etwas länger verweilen. 

Der nähfte Zug Tihingisfhans ging gegen die Kara-khitai oder Weft- 
(Si)-Leap, weſtlich vom Reihe Hia. Beim Sturze der Khitan hatte ein Ab- 
tömmling bes Gründers verfelben 1124 fih nad Weften zurüdgezogen und dort 
ein neues Reich gegründet. Seine Familie herrichte dort bi8 1211, wo Gutſchluk, 
der Sohn des von Tſchingiskhan befiegten Häuptlings der Naimans, der dorthin 
geflohen war, bie Tochter des legten Khan geheirathet hatte, dann aber mit dem 
Sultan von Khorazm ihn vom Throne geftürzt und ſich des Reiches bemächtigt 
hatte. Den Sohn feines Feindes bier aufzufuhen war Anlaß, daß Tſchingiskhan 
gegen Kara⸗khitai z0g. Er befiegte ihn alsbald und bemächtigte fich feines ** 
der heutigen Kleinen Bucharei. Weſtlich und ſüdweſtlich von dieſer bis zum fas- 
pifhen Meere und Bagdad im Weften und bis zum Meere von Oman im Süden 
erftredte fi das Reid von Khorazm; es begriff alfo die große Bucharei, Afgha- 
niften, faft ganz Perfien und erftredte fich weftlic faft bis Bagdad. Der Stifter 





6) ©. meine Gef. d. öſtl. Afiene, Gött. 1830. 80 zb. I, p. 82— 223, 
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besfelben ſtammte won einem türfifchen Sklaven ab und war eine Zeit lang Bafall 
von dem Kara-Fhitat oder, wie er auch biek, dem Gur⸗Khan gewefen, hatte fich 
aber von diefem unabhängig gemacht und feine Macht noch ermeitert, aud eine 
Erpebition gegen den Khalifen von Bagdad 1217 folg. unternommen, Die ver- 
ſchiedenen erft neuerdings feinem Scepter unterworfenen Provinzen konnten natürlich 
noch Feine Anhänglichteit an ihn zeigen; der Muhamedanismus verband fie allein. 
Tſchingiskhan ſchickte ihm Gefandte, er wolle mit ihm im Frieden ald Sohn leben. 
Uebermüthig auf feine Macht wies er ihn aber zurück, und fein Gouverneur lie 
die Kaufleute aus Tſchingiskhans Gebiet berauben und als Spione hinrichten. So 
zog Tſchingiskhan geyen ihn, eroberte Transoranien, Khorazm, unterwarf Badalh— 
ſchan; fein Sohn Tolui eroberte und vermüftete Khorafan. Nachdem ver Khan 
von Khorazm geftorben war, zog fih fein Sohn Dſchelaleddin nad Ghazni und 
fpäter nah Sind zurüd. Tſchingiskhan verfolgte ihn, Ghazni wurbe geplündert, 
Herat, Merw und Balfh vernichtet. Tſchingiskhan Fehrte in die Mongolei zurüd; 
feine Generäle Tſchebe und Subutai festen dann aber die Eroberungen der Mon- 
golen im Weften fort, verwüſteten Irak-Adſchemi, Azerbaivihan und Arran, be- 
fiegten die Georgier, verheerten ihr Land, ſowie Schirwan, fhlugen die Alanen 
und Lesghier, drangen im Kipſchak, nördlich vom ſchwarzen Meere, ein, beflegten 
die Ruſſen und verheerten das ſüdliche Rußland 1223, das, unter mehrere Fürften- 
getheilt, wenig Widerſtand leiften fonnte, drangen in bie Krim ein, ſchlugen bie 
Bulgaren und kehrten dann in die Tatarei zurüd. 

Während dies im Weften gefhah, fette fein General Muholi die Eroberung 
in Norb-China fort. Korea unterwarf fih 1218, und dem Reiche ver Hia in Tangut 
wurbe 1225 ein Ende gemadht. Es waren jetst nicht mehr bios Mongolen, bie 
feine Heere bildeten, fondern auch Khitan, Tu⸗-tſchi und viele andere Stämme, 
Tſchingiskhan ftarb den 18. Auguft 1227, 66 Jahre alt und im 22. feiner Re⸗ 
gterung. Seine Leiche wurbe heimlich nad der Mongolei gefhafft und, um feinen 
Tod nicht fund werden zu laffen, wurden Alle, die dem Leichenzuge auf dem weiten 
Wege bis zu den Quellen des Kerulun begegneten, getöbtet. 

Er hinterließ feinen Söhnen ein ungeheures Reid, das von Korea's Grenzen 
bis zum ſchwarzen Meere fi erftredte, freilich aber meift unbebaute, nur von 
Nomaden bewohnte Länder begriff; die andern hatten feine Heere verwüftet. Seine 
Mongolen, urjprünglid das armfeligfte Bolt unter ven Tataren, fo arm, baf 
ihre Fürften allein eiferne Steigbügel befaßen, waren durch die Beute Afiens reich 
geworben. Die Befiegten mußten feine Heere verftärken, und fo konnte er fie gegen 
China und Berfien führen und biefe blühenden Reiche ihrer Raubſucht überliefern. 
Hunderte von Bölkern gehordhten ihm, und in feinem Hochmuthe konnte er befannt 
machen: „Wifjet, daß Gott mir die Herrfchaft über die Erde im Often und Weften 
gegeben hat. Wer fich unterwirft, bleibt verfchont, wer aber Widerftand Leiftet, 
wird mit Frau und Kindern und allen Angehörigen erwürgt." Der Schreden ging 
dem Erjcheinen feiner Horden vorher und trug nicht wenig zu ihren Erfolgen bei. 
Alle Mittel waren ihm gleich recht. Lift und Treulofigkeit unterftügten feine Waffen. 
Seine Schaaren waren an wenige Bebürfniffe und firenge Disciplin gewöhnt, ge- 
horchten blindlings feinen Befehlen, felbft in weitefter Ferne. Er wußte aber aud 
Jeden nach feiner Fähigkeit zu verwenden und anzuftellen. Was fih unterwarf, 
mußte einen ftarfen Tribut, 1/,, aller Produkte des Landes, auch die Menjchen 
mit einbegriffen, zahlen. Ehe er in ein Land einbrang, hatte er ſich von deſſen 
inneren Derbättniffen genau unterrichtet, hatte Verbindungen im Lande angelnüpft 
und griff e8 dann von mehreren Seiten zugleih an. War eine große Stabt ſchwer 
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einzumehmen, fo wurbe erft ringsum Alles verwüftet, man fuchte bie Garnifon zu 
einem Ausfalle zu bewegen und fie in einen Hinterhalt zu verloden. Die Tau- 
fende von Oefangenen wurden vorangeftellt, die gefährlichften Operationen zu 
machen. Der Angriff wurde dann Tag und Naht ununterbrochen fortgefegt, indem 
immer frifche Korps fi ablösten, welche die Belagerten nicht zu Athen kommen 
ließen. Auch was China und Berfien an Kriegsmaſchinen befaß, wurde benugt. 
Dan wendete das griehifche Feuer an, und Hunderttaufende von Menfchen mußten 
ganze Flüffe ableiten, um die Städte unter Waffer zu jegen. Deffneten endlich vie 
Städte die Thore, fo wurde troß der Kapitulation und der feierlihften Eide Alles 
erwürgt, um feinen Feind hinter fi zu laflen. Das Menfchenleben galt ihm 
nichts. Seine verheerenden Kriegszüge follen 5—6 Millionen Menſchen das Leben 
gefoftet haben. 

Mehrere Monate ruhten die Mongolen aus, damit ihre Pferde fih erholen 
tonnten. Die Gefangenen wurben auf das Elendeſte behandelt. Das Ber- 
wäftungsfpfiem war bei ihm Princip. Sonft war fein Kriminaltoder fehr firenge. 
Die Jagd wurde als Borfpiel des Krieges Eultivirt. Gegen Trunfenheit eiferte er. 
In religiöfer Hinfiht dem Schamanismus feines Volkes folgend, war er doch to— 
lerant gegen Anversgläubige. Bon den vier Söhnen Tſchingiskhans war der ältefte 
Dſchutſchi, einige 30 Jahre alt, vor dem Bater geftorben. Sein Sohn Batu 
erhielt Kiptfhaf und wurde der Gründer der goldenen Horde, die Rußland 
fo lange beherrſchte und deren legte Ausläufer die Khane der Krim waren. 

Der zweite Sohn Tſchagatai erhielt die große und Fleine Budarei, 
ber er feinen Namen gab. Aus ihr ging fpäter der Eroberer Timur Tamerları 
hervor. 

Der dritte Sohn Ogotai folgte in China; fein Geſchlecht erlofh aber mit 
feinem Sohne. Der vierte jüngfte Sohn Tolui gab in feinen Söhnen Mangu 
und Kublati China die Herrſcher, und biefer wurde der Stifter der chineſiſch-mon⸗ 
goliſchen Dynaftie Yuen, während fein Bruder Hulagu die Dynaſtie der Il— 
Khane in Perfien gründete. 

Sein Sohn Dgotai folgte ihm 1229—41. Während feiner Abwefenheit 
war Tolui zum Regenten beftellt, und da Tſchingiskhans Söhne ziemlihd unab- 
hängig geftellt waren, bedurfte er erft ihrer Wahl oder Anerkennung. Diefe erfolgte, 
und drei Tage ließ er den Manen feines Baters Opfer barbringen und 40 ber 
fhönften Töchter feiner Eplen wurden, mit reichen Kleidern und Evelfteinen ge- 
fhmüdt, wie Raſchid Eddin fagt, ihm in bie andere Welt nachgeſandt, ihn bort 
zu bebienen, fo aud eine Menge prächtiger Pferde. Als die Mongolen wieder ein 
Haupt hatten, wurde in der Wahlverfanmlung beſchloſſen, ven Lauf ihrer Ero— 
berungen zu verfolgen und brei große Militärerpebitionen zu dem Ende auszu- 
fenden: 30,000 Mann follten nad Perſien marfchiren, die neue Macht Sultans 
Dſchelaleddins zu vernichten, der nad. dem Rücdzuge des Eroberer aus Indien 
zurüdgefommen war und einen Theil der Befigungen feines Vaters wieder einge 
nommen hatte. Ein zweites gleich ſtarkes Heer follte Kiptihat und bie Bulgaren 
vollends unterwerfen. Un ver Spite bes britten Heeres rüdte Ogotai mit Tolui 
und mehreren Prinzen in Norb-China ein, dem Reiche ver Kin ein Ende zu machen. 
Der Kampf hatte jhon 1226 wieder begonnen. Die Hanptlämpfe, die mit Ber- 
nichtung des Neiches Kin endeten und fehr heftig waren, wurden von 1230—34 
geführt. 7) Man bediente fich bei der Erftürmung der Hauptftadt ſchon ſteinerner 
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Gefüge und Feuerſchlünde. Als die Macht ver Kin durch die Mongolen bereits 
gebrochen war, famen auch die Sung ober fünlichen Chinefen, dem gefallenen Löwen 
noch einen Fußtritt zu geben. Es war aber vergebens, daß fie fih mit den Mon— 
golen gegen bie Kin verbanden. Nachdem dieſe gefallen, wurben fie bald baranf 
das Opfer derfelben. Korean, das fi empört und bie mongolifhen Beamten 1232 
mafjafrirt hatte, wurbe alsbald wieder unterworfen, und ſchon im Jahre 1236 
begann dann ber Kampf der Mongolen gegen die Sung, denen fie mehrere Pro- 
vinzen abnahmen, Die Eroberung des Ganzen gelang ihnen aber erft ſpäter. 

Ogotai ftarb 1241; bis 1246 führte die Kaiferin Turakina die Regentſchaft, 
fein Sohn Guyuk regierte nur kurze Zeit 1246—48, dann wurde 1251 Tolui’s 
Sohn Mangu zu feinem Nachfolger erwählt und die Anhänger Ogotai’s verfolgt. 
Während viefer Zeit drangen die Mongolen indeß mit Madt im Weften bis nad 
Rußland, Polen, Mähren, Schlefien, Ungarn, Siebenbürgen und Dalmatien vor. 
Der erfte Zug gegen Rußland fiel noch unter Ogotai's Regierung 1236—39, 
Prinzen von allen vier Linien Dſchutſchi's, Tſchagatai's, Ogotai's und Tolui's nahmen 
daran Theil. Die Erpebition war zunächft gegen die Länder weftlich von der Wolga 
gerichtet. Die Bulgarei wurbe erobert, dann 1237 Kiptſchak. 1238 ftanden bie 
Mongolen vor Wladimir, nahmen und verbrannten Susdal, kehrten dann um, 
erft die Völker nörblih vom Kaufafus zu unterjohen, dann wurde bad ſüdliche 
Rußland erobert. 270,000 rechte Obren hatten fie nad Bar-Hebräus hier ben Getödte⸗ 
ten abgefchnitten. War es die Getheiltheit und die Uneinigkeit der ruſſiſchen Fürften, 
was ihnen bier den Weg bahnte, fo fam ihnen bei ihrem Einfall in Polen, welches 
1139 unter bie vier Söhne von Boleslaw III. getheilt war, deſſen Söhne fid 
gegenfeitig befriegten und ihr Baterland verheerten, dieſe Zwietracht ebenfalls nicht 
wenig zu Hülfe. Sie verheerten 1240 die Provinz Lublin, plünderten Sandomir, 
verbramnten Kralau und fielen in Schlefien ein. Da vie Brüde über die Oder 
abgebrochen war, fetten einige auf Flößen über, andere ſchwammen hinüber. Breslau 
hatten die Einwohner ſelbſt in Brand geftedt. Da griff Heinrich, Herzog von Schle— 
fien, genannt der Fromme, den 9. April 1241 nicht weit von Lignig, wo fpäter 
das Dorf Wahlftabt erbaut wurde, fie an, erlitt aber eine Niederlage; er felbft 
blieb. Sie füllten neun große Säde mit Ohren, verwüfteten dann Schlefien und 
Mähren und fielen unter Batu in Ungarn ein. Der König Bela IV. wurbe auf- 

eforbert, fich zu unterwerfen. Es war ein fanfter, frommıer, aber wenig friegeri- 
her Fürft, ver Adel ihm auffäffig; 40,000 Kumanen (Türken), die aus Kiptſchak 
dem Joche der Mongolen zu entgehen in Ungarn Aufnahme gefuht und gefunden, 
hatten durch ihre Räubereien im Lande Unzufrievenheit erregt. Unter viefen 
Umftänden konnte Batu durch die ruffiihe Pforte in Ungarn eindringen, während 
Peta durch die ungarifhe Pforte von Mähren aus und andere Korps von Ku- 
manien (der Moldau) aus eindrangen. Batu z0g gerade auf Pefth los, Alles mit 
Feuer und Schwert verheerenn. Das Bolf meinte, die Kumanen feien mit den 
Mongolen einverftanden, tödteten deren Fürften und fielen über fie her. Die Un- 
garn wurben gefchlagen, Alles wurde verheert und verbrannt, Kirchen und Gräber 
nicht verfchont. König Bela z0g fih nad Kroatien zurüd, bis der Mongolen-An- 
führer nad dem Drient zurückkehrte. 

Ganz Europa war in Alarm gerathen, man prebigte den Kreuzzug gegen 
die Barbaren; Papft Gregor IX. fürchtete ſchon, der hriftliche Name könne durch 
die Tataren vernichtet werben. Deutſchland blieb verfchont; aber Kaiſer Friedrich 
II. und Bapft Gregor IX. waren in zu beftigem Kampfe begriffen, um baran 
zu denken, Bela's Aufforderung gemäß ihm zu Hülfe zu kommen, Der Papft 
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meinte, mit feinen Indulgentien ihm helfen zu fönnen, und bie Hoffnung auf das 
Erbarmen Gottes follte ihn aufrihten. Wenn Kaifer Friedrich zerknirſchten Her- 
zens und reumüthig zum Gehorſam gegen bie Mutterfiche zurüdtehre, wolle er 
Frieden mit ihm madhen. Nur Ogotai's Tod, der Batu und die anderen Fürſten 
zur Wahl des neuen Souveräns nad der Tatarei zurüdzufehren nöthigte, rettete 
wahrfheinlih Europa. Seine zerftüdelten Feudalreiche und der herrſchende Mönchs- 
geift vermochten e8 nicht. Die Herrſchaft der Mongolen erftredte ſich bis zur Weft- 
renze Oaliziens und der Molvau, von wo aus fie Ungarn und Polen bedrohten. 
Kan IV., ber nad) der furzen Regierung Göleftins auf Gregor IX. gefolgt war, 
meinte, durch Faften und Gebete die Gottheit befhwichtigen zu fünnen, und wollte 
Miffionäre an die Häupter der Barbaren fenden, um fie zum Chriftentbum zu 
belehren. 8) Bela erbot fi, Käifer Friedrich IT. zu huldigen, wenn er ihm Hülfe 
ſende; fie erfolgte aber nit. No 1260 war Europa in Angft vor den Mon 
golen. Sie fielen auch 1285 nochmals in Ungarn ein. Polen wurde mehrmals von 
ihnen vermwüftet, fo 1259. Ruffen und Lithauen mußten mit ihm ziehen; aber das 
bärtefte Loos fiel Rußland zu, welches 200 Jahre unter ihrem ſchrecklichen Joche 
ſchmachtete. Der Großfürft und die anderen Fürften waren Bafallen des Khans, 
eines Nachkommens Dſchutſchi's, der die Länder nörblih vom fhwarzen und kas— 
pifhen Meere beherrfchte und feine Hauptrefivdenz zu Serai an ver Wolga hatte. 
Bei ihren häufigen Streitigkeiten und wenn einer nad dem Tode bes Großfürften 
deffen Stelle einnehmen wollte, riefen fie ihn als Schiedsrichter an und wurben 
von ihm und feinen Geſandten aufs Demüthigfte behandelt. Die Herrfhaft der 
Mongolen über Rußland dauerte bis zu dem Ende des 15. Jahrhunderts und 
endete erft, als die Nachkommen Dſchutſchi's fich in Bürgerkriegen die Thronfolge 
fireitig machten und fo vie Macht der Khane von Serai ſchwächten, während bie 
Großfürften Rußlands in Moskau durch die Bereinigung der Theilfürftenthämer 
mit ihrem Reiche immer ftärfer wurden. 

Mangu, Tolui’8 Sohn, regierte 1251—59. Unter feiner Regierung voll- 
führte Kublai 1253 die Erpebition gegen Yunsnan, welches damals noch ein von 
China unabhängiges Königreih Ta⸗li bildete; ein anderer feiner Feldherrn zog 
1253—55 gegen Zu-fan und Tübet und 1257 gegen Annam (Tung-fing). 
Dann begann der Kampf mit dem Sung in Süb-China mit der Eroberung Sſe— 
tihuens und Kuangfis und ihr Vorbringen über ven Kiang 1258—60. 

Mangu ftarb ſchon nad jähriger Regierung, nur 52 Jahre alt 1259. Sein 
Nachfolger Kublai mußte erft mit feinem Bruder Arichuga um die Nachfolge 
fämpfen (1259—1265); dann vollendete er die Eroberung China’s, indem 
er ber Herrfchaft der Sung in Süd-China 1279 ein Ende machte. Sie hatten 320 
Jahre über China geherriht. Er nahm fchon ganz hinefiihe Sitten und Einrid- 
tungen an. Sein Berfuh, Japan zu unterwerfen 1270, mißlang ; ein neuer 
1283— 1286 wurde aufgegeben. Tungefing und Cochinchina wurden in Gehorfam 
erhalten, obwohl das Heer 1283 und 87 durch das Klima und die Angriffe ber 
Eingebornen großen Verluft erlitt; auch Mien (d. i. Myam-ma jest Birma) wurde 
erobert. Er ſchickte 1285 felbft Gefanbte aus, die Infeln füblid von China zu 


8) Dies veranlaßte die Gefandtfchaften von P. Jean e Plan Garpin in die Tatarei, 
des P. Anfelm nah Perfien, des Andreas von Lonjumel, Gefandten Ludwigs des Heiligen, 
in die Tatarei unter Guyuk und fpäter Wilhelms de Rubricquies und des Königs Hetbum 
(Haithon) von Aein-Armenien an Batu und Mangu, denen wir fehägbare Nachrichten über Die 
Sitten der damaligen Mongolen verdanken. 
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erforfhen und fie zur Unterwerfung einzuladen, was bei mehreren Infeln des Ar 
hipeld Erfolg gehabt haben foll. 

Wenn der Stifter des mongolifhen Reiches nur ein Nomabenhäuptling ge- 
wefen war, der die befiegten Völker als Sklaven behandelte und die eroberten 
Länder verwüſtete, jo hatte Kublai eine chineſiſche Erziehung erhalten, wußte die VBor- 
theile der chineſiſchen Eivilifation zu würdigen, bewunderte die chineſiſchen Einrid- 
tungen, beſchützte Wiffenfhaften und Literatur, ließ vie beften chinefifhen Werte 
ins Mongolifhe überfegen und gründete Kollegien, um vie Jugend feiner Nation 
zu bilden. Man ſah Gelehrte von allen gebildeten Nationen Afiens an feinem 
Hofe. Wenn die Chinefen auch nicht die erften Stellen an feinem Hofe befleiven 
fonnten, fo doch die zweiten, bie erften wurben nad Marco Polo (II. 8), der unter 
ihm China beſuchte, Tataren, Sarazenen, Ehriften und andern Fremden anver- 
traut. Es entftand eine Völkermiſchung, wie China fie noch nicht gefehen hatte. 
Biele Muhamedaner aus Perfien, Transoranien und Turkeſtan fuchten und fanden 
an feinem Hofe Anftelung. Unmittelbar beherrfhhte er China mit Korea und ber 
Mandſchurei, dann Tübet, Annam und einen Theil von Hinterindien, mehrere 
Infeln des Süpmeered, dann den Norven des Kontinents vom öftlihen Ocean 
bis zum Dnicper. Die Fürften aus Tſchingiskhans Geſchlecht, welche das Land 
weftlih vom Kangkai-Gebirge beherrfchten, wollten feine Oberhoheit nicht anerfen- 
nen; aber die Nachfolger Hulagu's in Perfien nahmen wenigftens in Peling bie 
Inveftitur. Ueberall waren Poften angelegt, welche die fernften Theile des Reichs 
mit dem Mittelpunfte ver Regierung in Verbindung erhielten. Die Regierung be 
zahlte ihre Truppen und Beamte in Papiergeld 9) (Pao⸗tſchao), das in China 
ſchon feit 400 Jahren im Gebrauch war. Während die früheren Herrſcher bei 
ihrem Schamanismus geblieben waren, trat er, durch die Kaiferin veranlaßt, zum 
Buddhaismus über, der in China ſchon damals herrfchte, aber in der Form 
des Lamaismus, wie er in Tübet fi ausgebildet hatte, ließ aber babei Juden, 
Ehriften und Muhamedaner bei ihrem Glauben. Er fagte nad Marco Polo (H. 2), 
es gebe vier Sroße Propheten, die von den Bölfern verehrt feien, Jeſus Chriftus, 
Mahomen, Mofes und Sommono-Kodom (Buddha); er ehre fie alle vier und 
rufe ihren himmlischen Beiftand an. In Rom meinte man, er wolle ſich taufen laffen, 
und Papft Nikolaus III. fandte 1278 fünf Francisfaner mit Briefen an Abaka Kham, 
ven Sohn Hulagu’s in Perfien, und an Kublai, und ebenfo Papft Nikolaus IV. 
1289 mehrere Mönche vesfelben Ordens unter Johann de Monte Corvino mit 
Driefen an Kublai, worin er ihm die Chriften empfahl, Dem Yanatismus der 
Muhamedaner trat er rg Seine Refidenz war in ver Khan-Stadt (Chan«Balit), 
auch die große Reſidenz, Ta-tu, genannt, dem heutigen Peling, doch nur im 
Winter; im Juni und Juli in Kai-ping-fu. Er gründete in China die hinefifche 
Dynaftie der Yuen. Aber von feinen Nahfolgern ift nicht viel zu fagen. Diefe 
Dynaſtie erreichte unter ihm bereits den Höhepunft und verfiel nach feinem Tode 
bald. Auf ihn folgte fein Sohn Temur, der im Ganzen noch ruhig regierte, dann 
vielfache Aufftände und Unruhen, bis ein bubohiftifher Priefter, ein Ehinefe, ſich 
gegen die Mongolen erhob, fie flug, aus China verbrängte und dort bie chine— 
ſiſche Dynaftie der Ming gründete. Der legte Kaifer ver Yuen, Togantimur, 


9 Marko —* II. 18. Klaproth Sur l’Origine da papier monnaie. Journ. As. T. II. 
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zog fi mit feiner Familie in die Mongolei zurüd 1368 und ftarb bald darauf 
1370. Die Ehinefen drangen bis an den Kerulun und die Tula vor, erlangten 
aber keine entſcheidenden Vortheile. Die Mongolei "blieb unabhängig von China, 
aber ihre Fürſten entzweiten ſich, befämpften ſich gegenfeitig und ftritten 200 Jahre 
um den Vorrang unter einander, wenn China feine Macht entfaltete, ihm bulbi- 
digend, fonft bei günftiger Gelegenheit feine Grenzprovinzen verheerend. 

Als die Macht der Dynaftie Ming zu Ende neigte, wohnten nörblih von 
der Gobi die Khalkha's, weftlidh davon die Eleuten (Deldbs) oder Dſchun— 
garen, bie Tſchacharen, Ordus und andere Stämme, füblih von der Gobi 
bis zur großen Mauer. Nachdem 1644 die jegige Dynaftie Thfing, Mandſchu, 
das find Zungufen, zur Herrfhaft in China gelangt war, unterwarfen fie nad 
und nad die uneinigen Stämme. Die dftlihen mongolifhen Stämme hatten fi 
ihnen gleich angefchloffen, die Tſchacharen fi ſchon 1632 unterworfen und bald 
darauf auch die Ordus. Als die Kalkas von den Delöds bevrängt wurden, mußten 
fie 1691 Kaifer Kang-hi zu Hülfe rufen, und ihre drei Khane hulbigten ihm 1691. 
Die Eleuten oder Dfungaren wurden unter Khian-lung 1760 der Herrfchaft ver 
Mandſchu unterworfen 19), welche fo bis auf die Mongolen unter Ruflands Herr- 
[haft alle eigentlihen Mongolen unter ihrer Herrſchaft vereinigt haben. Ehe wir 
aber über Charakter, Sitten und Einrihtungen dieſer Mongolen no einige Worte 
binzafegen, müfjen wir einen kurzen Blid auf die mongolifhen Herrfder- 
bäufer in Berfien !1) u. f. w. werfen. Es find bier eigentlich nur die Herr- 
fer aus Tſchingiskhans Stamm, die nur einige Mongolen mit fi ins Land ge 
zogen haben. 

Wir haben gefehen, wie Dſchelaleddin, der Sohn des letzten Königs von 
Khorazm, nah Indien geflohen war. Nah dem Abzuge der Mongolen fehrte er 
1223 wieder nach Perfien zurüd, nahm feinem Bruder Ghiath-eddin die Herr: 
haft, befriegte 1225 den Chalifen Naffir, eroberte Azerbaidſchan und unternahm 
drei Erpebitionen nad Georgien. 1228 zeigten ſich die Mongolen aber wieder an 
ber Grenze von Iran, und da fein Vezier und mehrere Generäle von ihm ab— 
fielen, mußte er, von ihnen geſchlagen, die Flucht ergreifen. Er ftarb ven 15. Auguft 
1231. Die Mongolen verheerten nun Mefopotamien, Kurbiften, Azerbaidſchan, 
Armenien, Georgien und bie Grenzen von Irak Arabi, eroberten einen Theil von 
Rum, das fie aber wieder räumten (1251 —1243). Ein Korps zog gegen Aleppo. 
Der König von Klein-Armenien unterwarf fi ihnen, Mefopotamien, Diarbefr und 
der nörblihe Theil von Irak-Arabi wurden auf's Neue verwüftet, Georgien 
unter zwei Fürſten David getheilt. Die Söhne von Kei-Khosru fritten fih nad 
dem Tode ihres Baters 1245 um die Nachfolge, und die Mongolen hatten wie- 
der Gelegenheit, fi einzumengen, und theilten das Reich. 

In dem Theile von Khoragm, weldhen vie Mongolen behauptet hatten, blieben 
Gouverneure der Mongolen, während in Herat und Kerman fi neue Herr— 
fherfamilien aufwarfen. Inzwiſchen wurde in ber Fürftenverfammlung (Kuriltai), 
in welher Mangu 1251 zum Großkhan ausgerufen mwurbe, zwei große Erpebi- 


10, ©. meine Geſchichte des öſtl. Aſiens Bd. 1. p. 325—326. II. 586—613. 

11) Histoire des Mongols de la Perse &crite en persan par Raschid-eddin, 
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tionen befchloffen, die eine unter feinem Bruder Kublai gegen China, bie andere 
unter einem andern Bruder Hulagu gegen Berfien, und wie jener ber Stifter ver 
mongolifhen Dynaftie ver Yuen in China wurbe, jo biefer ber der mongoliſchen 
Il-Khane in Perfien. Zunähft unternahm Hulagu die Vernichtung der meuchel- 
mörberifchen Sefte der Jsmalier oder Affaffinen ; ihre Fefte Alamut wurbe erftürmt und 
faft Alle umgebradt (1253 ff.). Demnächſt befriegte er den Khalifen von Bag- 
dad, belagerte, nahm und plünderte 7 Tage lang die Stadt (1258); der Khalife Mos- 
taffim mit feinen 3 Söhnen mußte ſich ihm ergeben und das verſcharrte Gold heraus» 
geben. In feinem Harem fanden fih 700 Frauen und 1000 Eunuden. Er ftarb 
alsbald. Es war der 37. abbaſſidiſche Khalife, und Bagdad, das 500 Jahre bie 
Hauptftabt der muhamedaniſchen Welt gewejen war, ſank nun zu einer Provin- 
zialftadt herab. Es hulvigten Hulagu nun der Sultan von Moful, der Atabel von 
Fars u. a. Die Chriften, die bisher unter dem Joche der Muhamedaner gefeufzt 
hatten, konnten jet freier aufathmen, aber bie Seften der Jakobiten, Neftorianer, Armes 
nier, Meltiten haften einander noch faft mehr als die Muhamedaner. Sie trieben ihn 
indeß zum Angriffe Syriens, wo ein Nachkomme Salavins herrſchte, deſſen Familie 
aber eben die Herrfhaft in Aegypten verlor, an deren Stelle dort ein Mamelufen- 
Chef trat. Ein abbaffiviiher Khalif wurde in Kairo kreirt, der aber den Sultan 
Bibar mit der weltlihen Macht bekleidete. Er verfuchte indeß vergebens, Bagdad 
wieder einzunehmen. Die Mongolen wurben bald von biefer, bald von jener Partei 
berbeigerufen. Hulagu ftarb 1265 erft 48 Jahre alt, und auf ihn folgte fein ältefter 
Schn Abaka als König von Perfien, der von Kublai die Inveftitur empfing. 
Unter ihm fand noch ein freundliches Verhältniß mit den Chriften ftatt; beide 
waren ja bie Feinde der Muhamedaner. E& wurden Briefe mit dem Papfte Kle— 
mens IV. gewechſelt (1267), und auch von Eduard I., dem Könige von England, 
findet fi ein Brief vom Jahr 1274. Er foll 1277 zwei Geſandte an Papft 
Johann XXI. gefandt haben, wenn dies wirkliche Gefandte von ihm waren. Daß 
unter Nilolaus III. an Abaka und Kublai 5 Francisfaner als Geſandte abgingen, 
ift ſchon erwähnt. Diefe Freundſchaft mit den Chriften hörte aber bald auf; denn 
fhon fein Bruder und Nachfolger Tagudar befannte fih zum Islam und nahm 
den Namen Ahmed Sultan an, fo aud die folgenden mongolifhen Fürften 
in Perfien. 1282 auf den Thron erhoben, erlag er alsbald 1284 feinem Neffen 
Argun, ber ihm den Rüdgrad zerbrechen ließ; er hatte ſchon vie Chriften verfolgt. 
Es ift nicht nöthig, die einzelnen mongolifhen Fürften Perfiens bier im Detail zu 
verfolgen. Es ift das gewöhnliche Bild von Unruhen und Aufftänden. Die Diynaftie 
der Il-⸗Khane beftand bis Abu-Said, ver 1335 ohne Nachkommen ſtarb. Es 
folgten auf ihn noch Khane auch ans Tſchingiskhans Familie. Das Neih war aber 
fraftlos und getheilt, bis 1387 Timur Tamerlan erfhien und Perſien eroberte. 
Mit feinem Tode 1405 erlofch aber die Macht der Mongolen in Berfien, und es 
machten fih nun die Turfomannen zu Oberherren Perfiens. Die Mon- 
golen in Perfien waren Herren der beiden Traks, Korafans, Kirmans, Yars, Azer- 
baidſchans, Arrans, Reys, Dichebals, Diarbekr's, Armeniens, eines Theil von 
Georgien und Kleinafiens. Die Hauptftadt dieſes großen Reiches war Tauris, 
Indeß in mehrern Provinzen ließen fie die früheren Fürften gegen Zahlung eines 
Tributs fortbeftehen, fo die Fürften von Kirman, Herat u. a., blos Ghilan ver- 
mochten fie nicht zu unterwerfen. Hier hatten acht Heine Fürſten fih eng mit ein- 
ander verbunden; fie duldeten feine Sklaven im Lande, vielmehr war jever Sklave, 
ber ihr Land betrat, frei. 

- Das eigentliche Kiptſchal begriff die Länder zwifchen Jaik, Wolge und Don, 
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Das Erbtheil der Söhne Dſchutſchi's begriff aber auch noch Bulgarien, bie 
Krim und einen Theil Rußlands. Die Einwohner waren der Mehrzahl nad 
Türken. Die Mongolen, welde vie Staats- und Hofämter befleiveten, ver- 
ſchwinden in der Maſſe der Beherrihten. Wir gehen daher in bie fpecielle Ge— 
ſchichte dieſes Zweiges des mongolischen Fürftenhaufes nicht weiter ein. Sie theilte ſich 
fpäter in die blaue Horde in Kiptſchak und in die weiße in Sibirien. Die Herr: 
haft der goldenen Horde in Kiptſchak ging 1480 zu Grunde. Aus ihren Trümmern 
erftanden die Khanate in ter Krim und Sibirien u. f. w. Die Spuren britthalb- 
bundertjähriger Herrfhaft ver Mongolen in Rußland weifet v. Hammer 12) p. 409 
noch in der ruffiichen Sprache nad; die Wörter find aber alle türkiſche, nidt 
mongolifche; ein Beweis von dem Uebergewichte, das vie Befiegten erlangt hatten. 

Die Gefhichte der Fürften aus dem Haufe Tihagatai’s unb aus dem 
Haufe Dſchutſchi's ift uns nur durch die Gefchichtfchreiber der Perfer und Ruſſen 
gelegentlih befannt, wenn dieſe Völker mit ihnen zu thun hatten. Nicht umter 
einer civilifirten Bevölkerung, wie in Perfien und China, lebend, behielten fie 
länger ihre ursprüngliche Rohheit. Intriguen, Berrath und Abfall und blutige 
Kämpfe find das unerquidlihe Bild ihrer Geſchichte. Tihagatai beſaß das 
Land Mawaralnafar und ganz Turfan. Als vie Macht feiner Nachfolger in Ber- 
fall gerieth, bemächtigte ſich ins: Leng, d. i. der lahme Timur, fo genannt, 
weil er hinkte, der oberften Gewalt. Um 1336 geboren, leitete er feine Abkunft 
von Tſchingiskhan her. Nach Andern war er aber der Sohn eines Hirten, nad 
noch Andern ein mongolifher Häuptling. Er machte Samarkand zur Haupt- 
ftabt feines neuen Reihe, eroberte Perfien, ganz Mittelafien von ver chineſiſchen 
Mauer bi8 Moskau und 1398 Hinduftan vom Indus bis zur Gangesmändung, 
flug 1402 ven 20. Juni den Sultan Bajazet, nachdem er Bagdad zerftört, 
Damaskus niedergebrannt und Syrien den Mamelufen entriffen hatte, nach feinem 
Einfalle in Kleinafien; der Sultan wurde gefangen. Timur ftarb 1405, da er 
fi eben rüftete, gegen China zu ziehen. Obwohl wilb und graufam, zeichnete er 
fih doch durd feine kriegerifchen Eigenfhaften und feine Klugheit aus, ſchätzte und 
beförderte gelehrte Kenntniſſe. Nah feinem Tode wurbe fein Reid durch innere 
Unruhen erfhüttert und zerfiel in mehrere Theile. Einer feiner Nahlommen, 
Baber, eroberte 1498—1519 Hinboftan und wurde der Stifter des Reichs bes 
Großmoguls in Indien, deſſen Schattenherrfhaft fih bis in unfer Jahrhun- 
dert hinein erhielt. Doch dieſes fällt ver Geſchichte Indiens anheim. 

Wir fliegen mit einigen Bemerkungen über die jegigen 
Mongolen. Alle Einwohner ver eigentlichen Mongolei gehören, die wenigen 
eingewanberten Chinefen abgerechnet, zu dem einen Stamme der Mongolen. Man 
rechnet, doch ziemlich unficher, nur 2 bis 3 Millionen Einwohner in dem weiten 
Lande. Die Bevölterung ſcheint alfo gegen frühere Jahrhunderte fehr abgenommen 
zu haben, wo die Norbmongolei allein eine halbe Million Krieger ftellte, währent 
jest das ganze Land nad) Hyakinth nur 290,000 waffenfähige Männer zählt. 
Die Raubzüge, die fie bereiherten, haben aufgehört, und ver Lamaismus, den fie 
angenommen haben, begünftigt ein müßig hinbrütendes Leben und zieht aus jeder 
Familie wenigftens einen Sohn ins Klofter, Die mongolifhe Phyfiognomie ift be- 


12) Geschichte der goldenen Horde in Kiptschak, das ist der Mongolen in Russ- 
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Geschichte der Chane der Krim unter osmanischer Herrschaft. Aus türkischen 
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fannt: eine mittlere Veibesgröße, ſchwarze Haare, vie vorne abgejhoren, hinten in 
einen Zopf, bei den Frauen im mehreren Flechten herabhängen, wenig Bart, breite 
vorftehende Badenfnodhen mit großen abftehenden Hängeohren, ein rundes, bräun- 
liches Gefiht mit rothen Wangen, tiefliegende durchdringende Augen in ſchief 
gefhlisten Augenlievern. Ihr Gerud, Gefiht und Gehör ift fehr jharf; fie hören 
in weiter Ferne den Fußtritt eines Pferdes und riechen die Anweſenheit einer 
Heerbe. Ihr Habitus theilt fih andern Völkern leicht dauernd mit; fie behalten 
aber bei jeder Verbindung das ihnen eigenthämliche Aeußere. 

Die Mongolen zerfallen feit lange in drei Hauptftämme: die eigentlihen 
Mongolen, bie Buriäten und Delöd ober KRalmuden. Die erftern in 
der Mongolei zerfallen in die Südmongolen, ſüdlich von der Gobi, in 49 Fahnen 
getheilt, wozu noh 8 Fahnen Tſchacharen fommen, und die Norbmongolen oder 
Chalchas, nörblih von der Gobi. Die Buriäten wohnten ſchon zu Tſchingiskhans 
Zeit um den Baifalfee in Sibirien und haufen da noch unter ruffiiher Oberherr- 
haft. Die Oelöd, d. h. die Mbgefonverten oder Kalmuden beftehen aus vier 
Stämmen, den Dfungar (Songaren), Torgod, Chofchet und Dürbet. An 30 Fah— 
nen wohnen um ven Chuchu oder Kokonoor. Die alten Dfungar am Yli-Fluffe 
und die neu unterworfenen Ulantum 60 Fahnen ftarf. Ein Theil der Oelöd zog 
1661 über den Taik nah Rußland. 1770 kamen aber vie meiften Torgod nad 
ber Dfungarei zurüd; der Reſt diefer ruffiihen Kalmüden haust nod an ber 
Wolga. Außer dieſen nomabifiren noh Mongolen in N. Tübet und Tangut und 
zwiſchen Tübet und den Städten ver Meinen Bucharei. 

Die mongolifhe Sprade ift eine Urjprade von vielfilbigen Wörtern, 
harten, aber ausprudsvollen Lauten, Alle Mongolen ſprechen nur eine Sprade 
und verftehen fich fehr gut. Doch gibt es vialektifche Verſchiedenheiten, daher findet 
mar Khalfhas und Chalchas gefchrieben. Ihre Schrift ift aus ber uiguriſchen 
(ofttürfifchen) und diefe aus der fyrifhen Eftrangelo entlehnt, wie die Mandſchu— 
ſchrift. Neftorianer waren früh nach Gentrafafien hingelommen. Die buddhiſtiſche 
Literatur {ft durch die Priefter aus dem Tübetanifhen ins Mongolifhe überfegt; 
auch manches chineſiſche Werk auf Anlaß der Kaifer. 

Den Eharafter der Mongolen fchildert Huc als gaftfrei, gutherzig, 
freundlich, anfrichtig, dienftfertig. Einfach in ihrer Lebensart find fie gewöhnlich 
ſchüchtern, aber dabei habfüchtig, der Arbeit und dem figenden Leben abyeneigt; 
im Kriege treulos, Hinterliftig, jhlau und graufam, überhaupt zu Raub und Be: 
trug geneigt. Ihre Wohnung ift das wandernde Zelt, eine runde Jurte oder 
Kibitke, ein hölzernes Gitterwerf von 8—20° Durchmeſſer, nicht völlig 10‘ body, 
das mit Filz bevedt wird, oben in einen abgeftumpften Kegel ausläuft und Licht 
nur durch die Doppeltbür oder durch das Rauchloch empfängt; 15—20 Zelte 
bilden bei den Tſchacharen einen Uluß. Reiche beveden Fußboden und Wünte 
mit Filzdecken, Teppihen und Matrazen; Arme haben nur eine Filzdecke auf dem 
Fußboden und theilen im Winter das Zelt noch mit dem Vieh. Des Hausgeräthes 
ift nur wenig. Die Kleidung der Männer find ein langer Rod, im Sommer 
meift aus blauen Nanfing, im Winter aus Schafpelz mit oder ohne Ranking: 
Überzug, Beinfleiver aus Nanking, leverne Stiefel mit diden durchnähten Sohlen, 
eine runde Mütze, im Winter aus Schaffel. Die Tracht der Frauen ift nur im 
Schnitt und Farbe abweichend. Ihre Speife befteht in Milch von ihren Heer 
den, Käfe, Butter, Fleiſch, befonders Schöpfenfleifh, aber niht alle Tage und in 
jeder Jurte; Wildpret wird felten, Pferde und Kameelfleiſch nur aus Noth ge- 
geflen. Aeußerft mäßig fhlachten fie ihre einzige Habe, vas Vieh, fehr ungern. 

Bluntfhli uns Brater, Deutſches Staats-Wörterbud. VI. 45 
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Brod haben fie nicht. Wafler trinken fie ohne befondere Nothwendigleit nicht, 
Der Badfteinthee ift ihr Haupttranf. Er wird mit Mild, Butter und Sal an— 
gerichtet, audy wohl noch geröftete Hirfe oder Hirfemehl hineingethan; zwei bis 
trei Schalen wie ein mäßiges Glas voll find eine Mahlzeit. Eine Art Brauntwein, 
Kumis, deftilliren fie aus geſäuerter Stutenmild, einen andern, Arifi, aus Kuhmild. 

Die Framen haben eine ziemlihd unabhängige Stellung, gehen wohin fie 
wollen, reiten umber, befuchen ſich und find fo kräftig, rüftig und thätig. Die Viel: 
weiberei ift nach Huc eine Wohlthat, da wohl ein Drittheil der männlichen Bevöl⸗ 
faung Mönd wird. Die Beihäftigung der Männer ift die Auffiht über ihr Vieh 
und der Kriegspienft, fonft liegen fie müffig hin, trinken Thee und rauchen. Der Reich 
tbum befteht in Vieh. Timkowski traf reihe Mongolen, die 1000 Kameele (Werth & 
250 Rubel), 2000 Pferde, 7000 Schafe befaßen; aber fie forgen ſchlecht für ihr Bich; 
Heu machen fie nicht ; im Winter muß das Vieh im Freien mit ven Hufen auf der Weite 
fein Sutter fi herauskratzen. Kälte im Winter, Dirre im Sommer ließen fo Ginem 
von 500 Pferden nur 20, einem Andern von 200 nur 4 übrig. Die Induftrie be 
ſchränkt fi auf das nöthigfte Geräthe. Mit Aderbau gibt fich der eigentlihe Mongole 
nur wenig ab. Der Handel ift nur Tauſchhandel. Auch verdienen fie mit dem Trans- 
porte dinefifcher und ruffifher Waaren. Alle häuslichen Arbeiten fallen ven Weibern 
und Sklaven zu. Im Sommer, wenn Mildy im Ueberfluß ift, bereiten fie Kumis, 
Butter und Käfe; dann gibt es Feftlichkeiten, Pferderennen, Bogenſchießen nad) 
dem Ziele, Ringen, Tanz und Muſik; im Herbfte gehen fie auf die Jagd. 

Die Politif der Mandſchu oder Chinefen hat die Mongolei ter Einheit be— 
raubt und fie, namentlih im Süden, in Fleine Theilgebiete oder Fahnen unter 85 
Fürften zerftüdt. Die Nordmongolen ftehen unter 4 Khanen. Die Theilgebiete ver— 
erben unzerftüdt nad) dem Rechte der Erftgeburt. Die Einkünfte der regierenden 
Fürften beftehen in Abgaben an Bieh von ihren Unterthanen, von 5 Stüd Horn- 
vieh oder 20 Schafen und darüber erheben fie einen Hammel, von 40 Schafen 
und darüber, wenn es auch einige Hundert wären, aber nur 2, eine Begünftigung 
ver Reihen! Dazu fommen aber noch außerordentliche Leiftungen bei Abſendung 
des Tributs an den Hof alle 3—4 Jahre; bei Aufbrud der Landtage alle 3 Jahre, 
bei Veränderung des Hauptftandquartiers, bei Vermählung der Yürften und ihrer 
Töchter; fie müſſen aud den reifenden Fürften Vorſpann ftellen. Bom Strafvich 
erhält der Fürft ein Neuntel, Stirbt eine Familie aus, fo erbt ver Fürft das 
Bermögen, dagegen müflen bei einem Mißwachſe die Fürften, die Reihen und tie 
Lama’s das Volk erhalten; hält fie länger an, fo findet eine Aushebung von Horn» 
vieh durdy das ganze Land ftatt. Die Fürften erhalten noch beftimmte Gehalte vom 
Hofe von Peling von 5000 bis 200 Thlr., müffen dafür aber Hultigungsgeichenfe 
beim Regierungsantritte und zum Neujahr darbringen. Einkünfte bezieht China 
aus der Mongolei nit. Die Mongolen haben ihr eigenes mongolifdes 
Gefſetzbuch und von China ganz unabhängige Verwaltung. Der Ehinefe, der 
in ber Mongolei ein Berbredyen begeht, wird nach mongolifhen Gefegen beftraft, 
wie ver Mongole in China nad) hinefifchen. Um China zu betreten, bevarf e8 eines 
Pafles. Wenn der Mongole in China aber Chineſiſch Iernt und die chineſiſchen 
Staatsprüfungen befteht, kann er dort zu allen Aemtern und Ehren gelangen. 
Unwichtige Sachen entjcheidet der Fürſt mit feiner Kanzlei, wichtigere gehen an 
bie Yandtage, die alle 3 Jahre beftehend aus den Fürften und Beamten bis zum 
Zehnt-Mann hinab unter vem Borfige des älteften Fürften ftattfinden. Bon hier appel« 
lirt man an das Tribunal der auswärtigen Angelegenheiten (Li-fan-yuan) in Peling, 
das nur aus Mandſchu und Mongolen befteht. 
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Die Religion ber Mongolen ift der Buddhaismus in der Form bes Lamais- 
mus, ver aus Tübet ftammt. Die Geiftlichen lernen allein lefen und beten; für das Voll 
gibt es feine Schulen. Der Mönch tritt aus feiner Familie heraus; „vie gelbe Ziege, 
fayt das Sprichwort, hat fein Baterland, der Lama keine Familie“. Er lebt auf Koften 
des Bolfs. Die Religion hat aber vie rohe Bande zahm und unſchädlich gemacht, 

Literatur. Außer Gerbillons, Timkowski's und Huc’s Reifen f. 
Ballas, Sammlung hiſtoriſcher Nahrichten über die mongolifhen Völlerſchaften, 
St. Petersburg 1776. 2 Bde in 49%. B. Bergmann, Nomadiſche Streifereien 
unter den Kalmnden. Riga 1804. 3 Bde 89. P. Hyakinth, Denhwürbigfeiten 
über die Mongolei, aus dem Ruffifhen von K. Fr. v. d. Borg. Berlin — 80. 
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Jakob Monroe, der fünfte Präfivent der Vereinigten Staaten, gehörte einer 
alten Familie Virginiens an und wurde ben 28. April 1758 geboren, Geine all- 
gemeine Bildung empfing er in dem Kollegium Wilhelm und Marie in Williams 
burg, der einzigen höheren Schule der Kolonie. Als der Krieg mit dem Mutter: 
lande ausbrach, irat er, 17 Jahre alt, in eines der virginijhen Regimenter und 
wurbe bei Trenton 1776 als Lieutenant verwundet; in ven beiden folgenden 
Jahren war er einer der Arjutanten Ford Stirlings. Er verſuchte dann, ein Re- 
giment in Virginien anzuwerben, verließ den Waffenbienft, als ihm dieß nicht 
gelang, und ftubirte Jurisprubenz; 1782 fam er in die Legislatur von Virginien, 
bald nachher in den Staatsrath und 1783 in den Kongreß, wo er brei Jahre 
faß. Durch den Antrag, welden er hier 1785 ftellte, daß dem Bunde die Leitung 
des Handels übermiefen werben follte, bewies er, daß er die Konföderationsartikel 
für ungenügend hielt; aber mit der neuen Verfaſſung, welde zwei Jahre fpäter 
der Konvent von Philadelphia vorſchlug, war er auch nicht zufrieden und wirkte 
daher eifrig mit, ihre Annahme von Seiten Virginiens ohne vorhergehende Aende— 
rungen zu vereiteln. Dies gelang nicht, aber eben wegen feiner antiföberaliftifchen 
Anfihten ward er 1790 in den Senat des Bundes gejhidt. 

Wie feine Partei, fo verwarf auch er mehrere der wichtigften Mafregeln ber 
Negierung und haßte den Staatsfetretär Hamilton mit der Bitterfeit Jefferſons. 
Wegen feiner franzofenfreundlihen Gefinnung aber warb er, nachdem andere 
Männer ablehnend geantwortet, zum Gefandten in Paris ernannt. Er follte dort 
ein gutes Einverftändniß mit Frankreich pflegen und befonders ben vorausfichtlichen 
Groll gegen bie Unterhandlungen, weldye damals Jay mit England pflog, beſchwichti— 
gen. Aber er unterftügte Feineswegs die weile Politit Waſhingtons; denn er ſprach zu 
laut und unverhohlen feine Vorliebe für Frankreich aus, ſchloß den jevdesmaligen Macht: 
habern in Paris zu enge fich an und fuchte die Hülfe derſelben für die auswärtigen Fra- 
gen der Bereinigten Staaten durch Mittel zu’erlangen, weldye deren wahre Selbftändig- 
feit ſehr gefäyrdet und das Loos beider Länder zu feft an einander geleitet hätten. 
Dagegen vermochte M. nicht mit Jay ſich zu verftändigen, und erft fpät ging er 
an den erfolglofen Verſuch, das Direktorium mit dem engliſch-amerilaniſchen Ber- 
trage zu verföhnen (vrgl. ven Artikel Wafhington). Indem er aber mehr daran 
arbeitete, die Bundesregierung in feine Bolitif hineinzuziehen, als vie ihrige zu 
fördern, war e8 natürlich, daß er abberufen wurde. 

M. freilich fand dieſen Schritt nicht natürlich, oder vielmehr er benugte Ihn 
zu Parteizweden und gab bald nad) feiner Rückkehr ein Buch heraus: „Ueber bie 
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Haltung der Grefutivgewalt der Vereinigten Staaten.” In der ziemlih langen 
Einleitung verfolgt er die Abficht, auf die Bundesregierung die Schuld zu großer 
Borliebe für England, zu großer Unfreumblichkeit gegen Frankreich zu werfen; eine 
größere Sünde gab es aber damals nicht in den Augen ver Republifaner. Indem 
er dann feine Inftruftionen und feine Korreſpondenz veröffentlichte zu einer Zeit, 
wo die VBerwidelungen mit Frankreich erft ihren Höhepunkt erreichten, gab er Zeugniß 
von der Verblendung, in welche die Parteileivenjbaft ven Menſchen ftürzen kann. 
Bon 1799— 1802 war M. Gouverneur von Virginien. Dann zog ihn Ief- 
ferfon wieder in den Dienft des Bundes, indem er ihn nah Paris fhidte, vie 
Unterhandlungen des orbentlihen Geſandten, Livingfton, über den Anlauf von 
Yonifiana zu unterftügen. Die Hauptfuche that freilih das Ölüd; die Ausſicht 
eines neuen Krieges mit Öroßbritannien bewog ven erften Konful, das ungeheure 
Gebiet an die Vereinigten Staaten gegen eine Geldſumme abzutreten, um es nicht 
ven Engländern zur Beute werden zu laſſen. Kaum war dieſes Gejchäft erledigt, 
jo erhoben fi über die öftlihen Grenzen Louiſiana's Streitigkeiten mit Spanien, 
welhem überhaupt der ganze Handel unangenehm war; es legte gegen ben Ber- 
trag Derwahrung ein und weigerte fih nun außerbem, für unrechtmäßige Berau- 
bungen des amerifanifhen Handels Entfhädigung zu leiften. M., der indeß zum 
ordentlihen Gejanpten in England ernannt worden war, erhielt jegt noch den 
Auftrag, den Minifterrefiventen ver Vereinigten Staaten in Madrid in den Unter 
handlungen hierüber zu unterftügen; aber viesmal Hatte er feinen Erfolg, und 
bald traf ihn die Nemefis noch empfindlicher. Der erneuerte Krieg zwiſchen Franf- 
reich und England brachte wieder Störungen des neutralen Verkehrs und Durchſuchung 
amerifanifber Schiffe nach defertirten Matrofen (f. ven Artikel Madiſon), umd 
Jefferſon ſchickte zum Mißvergnügen M.'s diefem einen Beiftand in W. Pindney; 
beide follten verfuchen, durch Unterhandlung Abhülfe der amerifanifhen Beſchwerden 
zu erlangen. Sie kamen auch zu einem Einverftändnig mit dem Londoner Kabinet, 
nur das Net, britifche Unterthanen, die auf amerikaniſchen Sciffen dienten, 
wegzunehmen, wollte diefes, wie 1794, im Princip nicht aufgeben, obwohl es in 
der Praris die möglichfte Enthaltfamfeit verſprach. Die beiden Unterhändler fegten 
darum dennoch ihren Namen unter den Vertrag, und zwar mit eben dem Rechte, 
nit welchem es Jay 1794 gethan hatte; Jefferſon verwarf jebody die Ueberein- 
funft, ohne fie au nur dem Senate vorzulegen; und bald verfchlinmerten ſich 
die Beziehungen zu England. M. aber ging nad Amerika zurüd mit der Abficht, 
un die Präfidenten-Würde zu werben. Als Madiſon gewählt war, nahm er eine etwas 
zweidentige Haltung an; kaum aber war er zum Gouverneur von Birginien ernannt 
(1811), fo verföhnte er fih mit Madiſon und wurde von diejem als Staatsjetretär 
ins Kabinet gezogen; eine kurze Zeit verfah er auch ven Poften des Kriegsminiftere. 
Endlich, als Mapdifon acht Jahre ven Präfidentenftuhl inne gehabt, erfüllte 
fih der Ehrgeiz M.'s, und er befleivete, da er gleihfalld noch einmal gewählt 
wurde, das höchſte Amt des Bundes ebenfo lange, wie die drei Birginier, die ihm 
vorangegangen waren. Die Zeitumftände begünftigten ihm fo, daß er, wie Jefferfon, 
das Gebiet der Union durch eine wichtige Erwerbung vermehren konnte. Mit Spa- 
nien beftanden feit tem Ankaufe Louifiana’8 Streitigkeiten über die Grenze dieſes 
großen Gebietes nit nur nah Dften, wo es an Florida ftieß, fondern auch nad 
Weſten bin. Als jegt endlich die Regierung in Madrid die Ratififation jenes 1802 
geihloffenen Vertrages einfchicte, durch welchen fih Spanien verpflichtete, für un- 
rehtmäßige Wegnahmen amerifanifher Kauffahrteifchiffe Entſchädigung zu geben, 
erneuerte der damalige Staatsfefretär, der jüngere Adams, den Vorſchlag, Florida 
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gegen jene Gelpfummen abzutreten, Die Unterhanblung gelang diesmal; außerdem 
wurde die Grenze weitlih vom Miffifippi zwiſchen den fpanifhen Befigungen 
und den Bereinigten Staaten zum Bortheil der legteren feftgeftellt; fie wurde ge— 
bildet durch den Sabine, den rotben Fluß und ben 42% n. B. und ging bis an 
den ftillen Dcean (22. Febr. 1819). Schon vorher war durch einen Vertrag mit 
England (20. Dit. 1818) als Grenze der Union gegen vie englifchen Befigungen ver 
499 n.B. vom See der Wälver bis zum Felfengebirge bezeichnet worben, während 
das fogenannte Dregongebiet zwiſchen diefem Gebirge und dem ftillen Dcean noch 
10 Jahre lang im gemeinfhaftlihen Befige beider Länder verbleiben follte. 
Wie ungeheuer hatte fich feit 1803 das Gebiet der Vereinigten Staaten 
ausgedehnt! Aber mit dieſer Erweiterung erhob fih die Frage, ob die Sklaverei 
aud über den Miffifippi getragen werten fole? Zwar das Yand am Ausfluffe 
dieſes Stromes, welches den heutigen Staat Youifiana bilvet, befaß jene Art der 
Bevölkerung ſchon vor feiner Aufnahme in die Union; aber follte man fie in vie 
Gebiete von Arkanfas und Mifiouri, die im Norden davon abgezweigt wurben, 
ebenfalls einführen laffen? Gleih Anfangs flug ein Abgeorbneter des Nordens 
vor, die Grenze zwifchen beiden (36% 30° n. B.) zur Scheivelinie zu machen; 
aber e8 dauerte lange, bis man fi dahin einigte, und außerdem mußte nod) 
Miffonri ven feft zufammenhaltenden, mit einer Trennung drohenden Sklavenhal« 
tern geopfert werben. Im Kabinet erwog man nun, ob der Kongreß das Recht 
habe, die Sflaverei in einem Territorium zu verbieten, und ob ein ſolches Verbot 
ſich nur auf die Zeit des Territorialzuftannes beziehe oder für alle Zufunft gelte. 
Jenes konnte nicht geleugnet werben, die zweite Frage dagegen empfing eine ent= 
gegengefette Beantwortung; da ſchlug Galhoun vor, fie abzuändern und zu untere 
ſuchen, ob der Vorbehalt verfaffungsmäßig fei oder nicht. Als dies bejaht worden, 
fegte M. feinen Namen unter die Bil. So hatte der Süden für zwei neue Staaten 
der Zukunft den Sieg behalten. Aber der Norden war in Heftige Aufregung 
gerathen, die Wbolitioniftengefellfhaft lebte wieder auf, zahlreihe Bolkeverfamms 
lungen, auf denen Föderaliften und Demokraten einträdtig gingen, fanden ftatt, 
und auch bie Staatenlegislaturen erhoben ihre Stimme gegen die Einführung ver 
Sklaverei im Weften des Miffifippi; zu den Anfichten über das Unrecht und bie 
Schädlichkeit derjelben trat die Unzufriedenheit über die nicht endende Herrſchaft 
des Südens, und ftärker als je vorher zerfielen die Bereinigten Staaten in zwei 
geographifch gefchievene Parteien. Eben vieje geographifhe Scheidung erfchredte 
damals Iefferfon und erfchütterte feinen Glauben an die Dauer der Union! 
Während folhergeftalt über das neuerworbene Land verfügt wurde, zögerte 
bie fpanifche Regierung, ven Bertrag, welchen ihr Gefandter in Wafhington ab» 
geſchloſſen hatte, zu ratificiren, und beſchwerte ſich ſowohl über die Hülfe, vie ihre 
aufgeftandenen Kolonieen aus den Bereinigten Staaten bezögen, ald befonvers über 
die Verſuche gewiſſer Abenteurer, Texas zu einer Republit zu machen. Vielleicht 
um die Ratifitation zu beſchleunigen, drohte M., die Unabhängigkeit ver ſüdameri— 
fanifhen Kolonieen anzuerfennen, wenigftens fobald Großbitannien dasfelbe thun 
werbe. Spanien verlangte nun, bevor es ratificire, von Seiten des Präfiventen 
eine Erflärung des Gegentheils; aber mit Unwillen wurde die Forderung zurüd- 
gewiefen. Als envlih im Februar 1821 die Ratififation eintraf, bewirkte jie wohl 
die Berwerfung des Antrages, welchen Clay feit vier Jahren zu ftellen pflegte, den 
Gehalt für einen Gefandten bei den füdamerikanifchen Republiten im Budget aus- 
zumwerfen; aber das Haus fprady zugleich aus, daß ed an dem Kampfe diefer Pro- 
vinzen tiefen Antheil nehme und bereit ſei, dem Präfidenten alle verfaffungsmäßige 
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Unterftügung zu geben, ſobald er es für zwedmäßig halte, ihre Unabhängigfeit 
anzuerlennen. 

In der That zeigten die Nordamerilaner ſchon feit Jahren großes Mitgefühl 
für jene Länder; fie waren ihnen trog der Neutralitätsgefege durch Privatunter- 
ftügungen zu Hülfe gelommen, und ſchon 1817 hatte der Präfident drei Bevoll- 
mächtigte hingeſendet, um über vie Lage der Dinge dort Erlundigungen einzuziehen. 
Im Iuni 1818 theilte die Bundesregierung dem englifhen Gefandten ihre Anficht 
mit, daß eine Einmifhung europäifher Mächte, die nicht unbedingt zur Anerten- 
nung der Unabhängigkeit viethe, keinen Erfolg haben werbe, und im folgenden Jahre 
forjchte fie das Kabinet in London aus, ob es nicht wenigftens in Bezug auf vie 
wirklich felbftändig gewordenen Provinzen dieſen Schritt thun wollte. Caſtlereagh 
antwortete jedoch ablehnend und ſuchte vielmehr vie Regierung in Madrid zur 
Ratififation jenes Vertrages über Florida und Louifiana zu bewegen, um ven Prä- 
fiventen nicht zur Ausführung feiner Drohung zu reizen. Aber die Ankunft des 
Bertrages verzögerte die Mafregel nur noch kurze Zeit. Zu der moralifhen Theil 
nahme gefellte ſich das Interefle, das Verlangen nach Handelöverträgen und ſchützenden 
Konfuln, und Ende des Jahres 1822 erfannte M. wenigftens Golumbien an. 

Damals war bereits durch den Selbftmord Gaftlerenghs ein Umſchwung in 
ber auswärtigen Politit Englands eingetreten; denn Canning, der an feine Stelle 
gefommen, fteneste langjam demfelben Ziele zu, und um etwaigen Gelüften Frank- 
reich, nad) der Intervention in Spanien audy in den Kolonicen einzufchreiten, gleich 
von vornherein vorzubauen, fragte er (23. Aug. 1823) bei dem Geſandten ver 
Bereinigten Staaten an, ob feine Regierung bereit fein würbe, Hand in Hand 
mit England eine Erklärung abzugeben, welche durch die bloße Thatſache ver Ueber- 
einftimmung beider Mächte ſolcherlei Abfichten im Entftehen erftiden könne und, 
ohne zum Handeln zu zwingen, erftiden werde. M. berieth fich hierüber nicht nur 
mit feinem Kabinet, fondern bat auch Jefferfon um feine Meinung. Der Altmeijter 
der amerikaniſchen Demokratie ſah darin die wichtigfte Frage, die ihm feit der Un— 
abhängigkeitserklärung vorgelegt worden; denn fie bezeichne den Lauf, welchen vie 
Vereinigten Staaten in Zukunft nehmen müſſen. Da Großbritannien, die Macht, 
die ihnen den meiften Schaben zuzufügen vermöge, ſich jest auf ihrer Seite be= 
finde, jo empfiehlt IJefferfon, auf das Anerbieten einzugehen und, weil diefer Schritt 
zum Kriege führen könne, wiewohl es nicht wahrſcheinlich fei, den Fall dem Kongreß 
bei feinem nächſten Zufammentreten vorzulegen. Das gejhah denn aud. Im der 
Botſchaft des Präfiventen (Dec. 1823) hieß es: An den Kriegen der europäiſchen 
Mächte, an den Angelegenheiten, welche fie felbft betreffen, haben wir uns nie- 
mals betheiligt, noch ‘verträgt es ſich mit unferer Politik, dies zu thun.... Mit 
den Bewegungen auf unferer Erbhälfte ftehen wir nothwendig in einem unmittel- 
baren Zuſammenhange, und die Urfachen liegen für jeden erleuchteten und unpar- 
teiiſchen Beobachter Mar zu Tage. Die Offenheit gebietet uns daher, und wir find 
es ben zwifchen ten Bereinigten Staaten und jenen Mächten beftehenvden freund» 
fhaftlihen Beziehungen ſchuldig zu erklären, daß wir jeden VBerfuh von ihrer 
Eeite, ihr Syftem auf irgend einen Theil diefer Erbhälfte auszudehnen, als eine 
Gefahr für unfern Frieden und unfere Sicherheit aufehen würden. Die gegenwär- 
tigen Kolonieen und Befigungen europäifher Mächte haben wir ungeftört gelafien 
und werben fie nicht zu ftören fuchen. Aber was die Regierungen betrifft, die füch 
unabhängig erklärt und deren Unabhängigkeit wir nad reifliher Erwägung und 
gerechten Principien anertannt haben, fo könnten wir irgend welde Dazwifchen- 
funft einer europäifhen Macht, um fie zu unterbrüden ober ihre Gefchide fonftwie 
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zu beherrſchen, in einem andern Lichte betrachten, als dem ber Kundgebung einer 
unfreundlihen Gefinnung gegen bie Vereinigten Staaten.” Weiter hieß es in ber 
Botihaft, daß die Kontinente Amerika's in Folge ber freien und unabhängigen 
Stellung, die fie angenommen hätten und behaupteten, binfort nicht weiter als 
Gegenftand für fünftige Rolonifation durch irgend eine europäiſche Macht könnten 
angefehen werben. „Diefe Erflärung ficherte, wie Gervinus bemerkt, die neue 
Staatenwelt im Süden vor jeder europäifhen Einmifhung und vollendete bie 
Scheidung der beiden Welttheile.”" Wenn fie durch England hervorgerufen war, fo 
ging fie doch über die urſprünglichen Abſichten Cannings hinaus. Sie ift es übrigens, 
welde das Andenken an biefen Präfidenten in Europa lebendig erhält; denn noch immer 
erörtern die öffentlihen Blätter von Zeit zu Zeit die fogenannte Monroe-Doftrin. 
Am 4. März 1825 trat M. ins Privatleben zurüd; durch eine fonderbare 
Laune des Zufalls ftarb auch er, wie Adams und Iefferfon, am Tage der Unab- 
— —— am 4. Juli 1831. 
iteratur. View of the conduct of the Executive connected with the 
mission to the French Republic 1797. Hildreth. Benton. Gervinus, Geſch. d. 
19. Jahrh. Band IV. Retmanı. 


Montenegro. 


Montenegro (flav. Cérnagora, türf. Karadagh, d. i. ſchwarzer Berg), ein 
unabhängiges Ländchen im türkifhen Neihe unter vorwiegend ruſſiſchem Schutze, 
hat feinen Namen von Ivo Cérnoj (Ivo dem Schwarzen, dem Geächteten), vem 
erften Häuptlinge der nah ber Schlaht am Kofonopolje (Amfel-Feld) im Jahr 
1389 in biefes Hochland geflüchteten Serben, und bildete ehemals einen Beſtand— 
theil des ferbifhen Herzogthums Zenta. Es liegt von 360 21° bis 370 13° 8. 
2. (Ferro) und von 429 9° bis 420 55°‘ n. B.; es dehnt fi daher auf mehr 
als 70 deutſche Quadratm. zwifhen Dalmatien und Albanien vom binarifcpen 
Gebirgsftode bis nahe zum adriatifchen Meere aus, ohne jedoch dieſes zu berühren. 
Der Küftenftrih ift die zu türfifh-Albanien gehörige Landihaft Spic (alban.: 
Spuz, auch Spizza), eines der mehreren Ziele montenegrinifher Vergrößerungss 
fuht, worin es fowohl von Rußland als von Frankreich wegen ber guten dort 
befindlihen Buchten und Ankerplätze unterftügt wird. 

Grenzen. Bom Berge Diolji-Berh (Wildfpige) bis zum Berge Ternovo 
grenzt ed an Dalmatien (Kreis Kattaro); von da im Norbweften bis zum Berge 
Siljevac, dann weftlih bi8 zum Berge Dormitor an die Herzegowina; vom Dor- 
mitor bis zum Berge Rovei im N. N, Often an Bosnien; vom Rovci-Berge bis zum 
See von Scutari (ferb. Skadar, tür. Skodra), und von da im Südweſten bis 
zum genannten Diolji-Berh an Türkifch-Albanien. — Faft auf allen Seiten bilden 
mächtige Bergmaffen eine natürlihe Grenze; nur das Kudathal mit vem Moraca- 
fluffe im Nordweſten macht davon eine Ausnahme; im Sübdoften bildet theils ver Zevna⸗ 
fluß die Grenze, theils find die Grenzen nicht feftgeftellt und die montenegrinifchen 
Thäler münden in albanefifhe, — die Schaupläge häufiger Kämpfe und Gräuelſcenen. 

Bodenbefhaffenheit. Der mächtige Gebirgsrüden, welder ſüdlich vom 
44.0 n. B. als Scheivewand zwiſchen der Herzegowina und Bosnien in ſüdöſt— 
liher Richtung faſt parallel mit dem adriatiſchen Meere fi Hinzieht, entjenvet 
unter 360 30° und 370 10° 5. 8. zwei Aeſte: den erften gegen Cattaro und 
das adriatifche Meer, den zweiten in der Richtung gegen den See von Scutari. 
Dazwiſchen liegt der durchgehends gebirgige, wenig zugängliche, gegen ven See von 
Scutari geneigte Kefjel — Montenegro. Die Gebirge gehören der Karſt-Formation 
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an und erreichen hier faft die höchſten Hühen in diefem Vergſyſteme; mehrere Gipfel 
fteigen über 6— 7000‘, der Loveen (jpr. Lowtſchen) fogar über 7500° emper, die 
Schneelinie erreicht jetodh fein Gipfel. Es find meift nadte, wiltzerriffene Fels— 
mafjen; vie vorherrfhente Feltart ift ein grauer oder weißlicher, felten röthlicyer 
Kaltftein, welcher dem ſekundären Alpentalffteine gleicht und ftellenweife Diergel- 
ſchiefer eingelagert enthält. Dieſes Felfengemenge finft nur felten zu keachtens- 
werthen Thalflähen herab, ausgenommen im Bezirle Belopavlic (jpr. Bjelopawlitſch) 
und bas lange Thal Kuda, weldye beide von Gebirgen eingefahte Hochthäler fint. 
Kieinere Thäler find jene von Negus (Njegufh) und Cérnica (Zrniza). — Der 
Boden ift im Sütweften und im Bezirke Katunsfa, dem Cige der vorwiegend zu 
Raub und Plünderung geneigten Bevölkerung, größtentheild fteinig, kahl und zer- 
iralten. Der fruchtbarſte Landſtrich iſt um ten See von Scutari; auch vie früher 
erwähnten zwei Hodhthäler haben einen dem Aderbau günftigen wohlbewäfjerten Boden. 

Die Gewäſſer Montenegro’® münden in den See von Scutari, defien 
vollftändiger Befig nächſt der Küftenlandfhaft Spic einer ver heißeften Wünſche 
der Cernagoren ift. Die für das Land bedeutenden Flüſſe find: 1. die Moraca, 
welhe am Berge Dormitor entjpringt, einen füolihen Yauf nimmt und in ver 
Nähe ter Feftung Zakljat in ten See von Scutari mündet. Sie nimmt redıts 
(von Norden nah Süden) tie Suzica, die Zeta (mit der Zlatina) und die Sit— 
nica (mit ter Oolac) auf; — links fließen ihr zu: die Malarefa, vie Ribnica und 
die Zevna (türf, Simſu). 2. Der CEernojevic, an weldem ver Hauptort des 
Yandes, Cetinje, liegt. 3. und 4. die Drocovfa und Cérnica ergiehen ſich 
nach kurzem Laufe in den Ecutari:See, — Seen find: ein Kleiner See bei 
Beziovo in ter Nahia Kuda; ver Gornje-blato (cherer Sumpf) in ter Nabia 
Neda, und ter Eee von Ecutari, deſſen beite Injeln Leſendria und Pranina 
zwiihen Montenegro und Albanien ftreitig find, — Unter ven Karſthöhlen 
find bemerfenswerth: eine in ter Nahia Reda kei ven Trümmern der Burg Obor, 
in weldyer ter Heltenvater der Montenegriner, Ivo Cérnoj in den Armen der 
Bila’s, die ihn bewachen, ruht, bis er ſich einftens wieder erhebt, um „feinen ge= 
liebten Brüdern Cattaro und das blaue Meer zu erkämpfen“. Nordöſtlich von 
Getinje bei dem Kloſter Bafilius ift die gemweihte Grotte, in welder bie irdiſchen 
Nefte des heil. Bafilius ruhen. 

Das Klima ift im Norden und Nortweften rauhes Bergflima; ver Schnee 
füllt tief herab und bleibt namentlich in ven Bergflüften bis tief in den Sommer 
liegen. Milder ift es im öftlihen Theile; um ten Scutari-Eee ift es herrlich, 
milde und gefund. In den engen Thälern ift der Sommer drückend heiß, und vie 
Bäche verfiegen häufig in dem falfhaltigen Karſtboden. 

Devöllerung. Die Montenegriner find Südſlaven ferbifhen Stammes, 
welche tie illiriſche Sprade in großer Neinheit fprehen. Sie bekennen fih, mit 
Ausnahme einer Heinen Anzahl Katholifen in ver Nahia Kuda, zur griechifch- 
orientalifhen Kirhe und verehren in dem Kaifer von Rußland ihr geiftlihes Ober- 
haupt. Seitdem im Jahr 1852 die höchſte geiftliche Gewalt des —* von der 
fürſtlichen Würde getrennt wurde, iſt mit jener der Archimandrit des Kloſters Oſtrog 
bekleidet. Die Gefammtbevölferung wird auf 125,000 Seelen geſchätzt; darunter 
find 25,000 waffenfähige Männer, über 200 Welt- und viele Kloftergeiftliche. 
Die Geiftlihen treiben, gleich den übrigen Montenegrinern, Aderbau und Viehzucht, 
tragen Waffen und ziehen in ven Arieg mit. Die Montenegriner find ein Fräftiges, 
kriegeriſches aber rohes Volk, das vie Freiheit über Alles liebt und feine Unab- 
bängigfeit von ven Türken durch Iahrhunterte in faft beftändigem Kampfe fich 
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bewahrt hat. Ben geiftiger Aultur nad unferen Begriffen kann ebenfowenig wie 
von technifcher Ausbildung tie Rede fein. Der zweitlegte Vladika, Peter II., der 
fi felbft treffend „ein ©ebilteter unter Barbaren, ein Barbar unter Gebilveten 
und eine Ehmuggelmaare unter den europäifchen Souveränen” bezeichnete, war 
ernftlih bemüht, mildere Sitten einzuführen, Schulen zu errichten, die Blutrache 
und die Raubzüge nad den Nachbarländern abzufhaffen; allein feine Bemühungen 
ſcheiterten vielfach an dem rohen Uebermuth biefes ſchwer zu bändigenden Bergvoltes; 
In drei Schulen wird tie Jugend im Lefen und Schreiben ter Nationalfprade, 
in der Religion und im Rechnen unterrichtet; doch ift die Zahl der des Leſens 
Kundigen eine höchſt geringe, faft eine Seltenheit. Diefem geringen Stanbpuntte 
geiftiger Kultur entſpricht auch jemer der materiellen. Der raue Karftboden ift ber 
Agrikultur nicht günftig; auch hat ver Montenegriner wenig Luft zum frieplichen 
Aderbau. Vorherrſchend ift tie Viehzucht als der wichtigfte Nahrungszweig. Auch 
ver Fiſchfang ift anfehnlid ; geräuchertes Fleiſch, an der Luft getrodnete und ge= 
räucherte Fiſche, worauf ſich dieſes Volk trefflich verfteht, werden nah Dalmatien, 
ſogar nad Italien über Cattaro abgefegt. Auch die gewerblihe Beihäftigung hat 
für dieſe wilden Naturföhne feinen Reiz, fie zeigen eine Geringfhägung und Miß— 
achtung für das Handwerk; tie wenigen Gegenftände des bringendften Bedarfs 
erzeugt ſich jeder fo raſch als möglich felbft. Viele der allernothwentigften Ader- 
geräthe haben mir fhon unter ven Dalmatiner Morlaften primitive Zuftände halt» 
civilifirter Völker vor Augen geführt, und der Vladika Peter 11. hatte und zeit« 
weife in der Bibliothek zu St.Marcus in Venedig, in welder er ernftliche Studien 
über ſüdſlaviſche Geſchichte machte, originelle Skizzen von montenegrinifhen Ge— 
räthſchaften fcherzweife vorgezeichnet. Die pfadlofen, hohen Gebirge hemmen ven 
Berkehr mit den Nachbarländern, und die Heinen Berfuhe von „Landftraßen‘ 
find faum mehr als nothdürftige Saumpfare. Die Gewäfler find vollftändig frei; 
der Montenegriner knechtete fie bis jegt noch nicht durd Schiffe oder Flöße! Daß 
unter ſolchen Berhältniffen vom Handel im eigentlihen Sinne feine Rede fein kann, 
ift begreiflih. Gattaro verforgt Montenegro mit dem bringendft Nothwendigen und 
übernimmt bie wenigen Produkte der Viehzucht. — Kurfirende Münzen find: öfter 
reihiihe Eilber-Zwanziger, Maria-Therefienthaler, Dufaten und türkiſche Paras. 

Staatöverfafjung und Verwaltung. 

Montenegro, ehevem ein Beftanttheil des Herzogthums Zenta, ein Lehens- 
land des Serbenreichs, ift feit der Eroberung des legtern nah der Schlacht am 
Kofovopolje im Jahr 1389 ein fattiih unabhängiger Staat, im fortwährenden 
Kampfe mit der Pforte. Die Anfprühe ver Türkei auf Montenegro gründen ſich 
nur darauf, daß Montenegro einft einen Beftanptheil eines Reiches bilvete, welches 
in ber Folge eine türkifhe Provinz ward, und daß es geographifch zur Türkei ge« 
hören könnte. Wirflihe Souveränitätsrechte ober eine Lehensherrlichkeit, ein 
Proteltorat find von der Pforte niemals ausgeübt, — von Montenegro niemals 
anerfannt worden; Tribut oder Steuern find nur vorübergehend von “einzelnen 
Landestheilen fo lange bezahlt worden, als türkiſche Truppen dieſelben befetst hielten. 
Seit 1777 riß es ſich vollftändig von ber Türkei los und bilvet gegenwärtig einen 
eingefhränft monarchiſchen Staat. Bis zum Jahr 1499 wurde ed von weltlichen 
Fürſten regiert. In jenem Jahre übergab Georg Cernojevic die Negierung in bie 
Hände des erften geiftlihen Würbenträgers (Metropolit, Vladika) und zog fi 
mit feiner Gemahlin, ver venetianifhen Patricier-Familie Erizzo angehörend, nad 
Benebig, wo die Familie des Cérnojevie im Jahr 1660 ausftarb. Die Würde des 
Bladila gelangte im Jahr 1697 an die Familie Peirovic Negus, welche ſeitdem 
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die herrfchende blieb. Der Vladika Peter II. (F 19. Dftober 1851) hatte feinen 
Neffen Danilo (geb. 25. Mai 1826) zum Nachfolger beftimmt, welcher vie 
geiftlihe Würde wieder von der weltlichen trennte und ſich als Danilo I. zum 
Fürſten erklärte. Im Jahr 1854 vermählte er fi mit Darinka Kvelvic, der Tochter 
eines dalmarinifhen Großhändlers in Trieſt. Durch das Erbfolgeftatut vom 5. 
Mai 1855 ift die Würde des Fürften in der männlihen Nachkommenſchaft nad 
dem Rechte der Erftgeburt erblih. In Ermangelung direkter männlicher Deſcendenz 
follte ver Brudersfohn Danilo’8 folgen. Beim Ausfterben des männlihen Stammes 
fällt vem Volle das Recht zu, fi wieder ein Oberhaupt, jedoch immer aus dem 
Gefchlechte der Petrovic zu wählen. Der Thronerbe wird mit 20 Jahren groß- 
jährig, bis dahin fungirt eventuell ein Regentfhaftsrath von drei Mitgliedern 
aus der Familie Betrovic. Die Frauen find von der Erbfolge ausgefchloffen, ebenio 
„Jeder, welher für die Türkei Sympathieen an ven Tag legt." Der Titel lautet: 
„Fürſt und Herr des freien Montenegro und ver Berda;" das Wappen ift ein 
Doppeladler. — Der Bladika Beter II. ftiftete die große goldene „Melos-Dbilin- 
Medaille“ für Berbienfte um das Baterland, und Danilo I. im Jahr 1853 ven 
Danilo-Orven ald Belohnung für Berbienfte im Unabhängigkeitsfampfe, insbejon- 
dere in ven Jahren 1852 und 1853, 

Am 23. April (a. St.) 1855 erhielt das Fürftenthum ein Eivil- und Straf. 
gefegbuh, (dad „allgemeine Landesgefegbuh"). Die wichtigften Punkte desfelben, 
welche ein hinreichendes Licht auf die Kulturzuftände und Rechtsbegriffe viefes Landes 
werfen, dürften folgende fein: Alle Montenegriner und Berbaner find ver dem 
Geſetze glei ($. 1). Ehre, Eigenthum, Leben und Freiheit find kraft angeftanımter 
und ftet3 bewahrter Freiheit gemwährleiftet ($. 2). Der Fürſt ift unverleglih, „Nie- 
mand darf von ihm Uebles reden," ihm werben Todesurtheile vorgelegt, ex bat 
das Begnadigungsreht ($$.3, 4, 5). Einen Baterlandsverräther kann Jedermann 
tödten ($. 17). Wer zur Kriegszeit fich weigert, in den Kampf zu ziehen, wird 
für ehrlos erflärt; er darf feine Waffen mehr tragen und ift ihm eine Weiber: 
fhürze umzubinden (8.18). Wer ſich gegen bie vom Gerichte zur Ergreifung eines 
Schuldigen abgefandten Perfonen zur Wehre fegt, wird fofort erſchoſſen (S. 21). 
Streifzüge nah dem benahbarten Gebiete und Diebftähle auf demfelben find in 
Briedenszeiten verboten ($. 24). Wer einen Montenegriner oder Berbaner tödtet, 
wird fofort nad der Habhaftwerdung erſchoſſen; desgleichen jeder, der einen foldyen 
Mörder beherbergt, vertheidigt oder verheimlidht (SS. 27, 28). Wer einen Monte» 
negriner mit dem Fuße ſtößt oder mit dem Pfeifenrohre fchlägt, zahlt 50 Dutaten 
Strafe ($. 34); tödtet der Geſchlagene den Angreifer fofert in ber erften Aufwal— 
lung, fo — ift die Sadye abgethan, ebenfo als wenn ein Dieb beim Steblen ums 
Leben kömmt ($. 34); tödtet er ihn aber fpäter, auch nur eine Stunde jpäter, fo 
wird er als vorfägliher Mörder behandelt ($. 35). Eine Berwundung an ver Hand 
oder am Fuße (daß der Verwundete verftümmelt bleibt) wird mit 100 Thlr. be— 
ftraft; nicht vorfäglihe VBerwundung 50 Thlr.; Kopfverlegung oder Ausſchlagen 
eines Auges 60 Thlr.; wenn nit vorfäglid 30 Thlr.; — jedesmal find dazu 
nod) die Krankheitstoften zu tragen ($. 33). Aus Nothwehr töbten ift erlaubt ($. 38); 
Blutrache bei Todesftrafe verboten ($. 39). Der Zweilampf ift erlaubt ($. 40). 
Der Branpftifter fan vom Beihädigten fofort getödtet werden ($. 41). Ein Erb- 
recht befteht nicht (SS. 48, 49 u. ff.). Stemerverweigerung wird wie Berrath 
am Baterlande mit dem Tode beftraft ($. 60). Jeder Priefter ift verpflichtet, jeden 
Sonntag in die Kirche zu gehen, für bie Reinhaltung der Kirche zu forgen u. f. w. 
(8. 66). Die Eheſcheidung (welche bis dahin an der Tagesorbnung war) ift nicht 
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geftattet (8. 67). Wer ein Weib noch bei Lebzeiten ihres Mannes, oder ein Mädchen 
ohne Einwilligung ter Eltern (oder Verwandten) heirathet, wird des Landes ver- 
wiefen; „folgt aber ein Mätchen dem ledigen Manne freiwillig ohne Vorwiſſen 
der Eltern, fo kann man ihnen nichts anhaben, da fie vie Liebe felbft verband“ 
(88. 69, 70). Trifft ver Montenegriner fein Weib beim Ehebruch, fo kann er beive 
Schuldige tödten ($. 72). Kintesmord wird mit dem Tode beftraft ($. 74). Wird 
ein Dieb zum dritten Male auf einem Diebftahle betroffen, fo wirb er zum Tede 
verurtbeilt; Kirchenviebftahl oder Entwendung von Lanbesmunition wirt fofort mit 
dem Tode beftraft (58. 78, 81). Wer einen Dieb erſchießt, erhält 20 Thlr. Be- 
lohnung ($. 79). Die häufigen Oaftgelage, das Abfchneiden der Haare, das Ber: 
fragen des Geſichtes (als Zeichen der Trauer) find abgefchafft ($$. 88, 89). Jeder 
Flüchtling findet in Montenegro Aſyl und Schug und ift fo lange unverleglich, 
als er ſich den dortigen Geſetzen unterwirft ($. 91). Die Freiheit des Kultus 
und der Nationalität ift gewährleiftet ($. 92). Der legte Paragraph ($. 95) be- 
ftimmt, daß die zur Kerkerſtrafe VBerurtheilten zum Straßenbau und andern Ges 
neindearbeiten zu verwenden find. 

Dem Fürften fteht in ver Ausübung feiner Gewalt ein Senat zur Seite, 
welcher aus 1 Präfidenten, 1 Bicepräfidenten und 12 vom Bolfe gewählten Se— 
natoren zufammengefegt ift. Er ift vie höchſte legislative, abminiftrative und rich- 
terlihe Behörde. Vom Volke erwählte und beſoldete Richter handhaben die Juftiz, 
die Dorfälteften die Verwaltung der Gemeinde. Au der Spige der äußern Ver— 
waltung und des Finanzweſens fteht ein Minifter (gegenwärtig Jvan Baclif); 
in den einzelnen Bezirten (Nahia) find Kapitäne die Organe der Verwaltung, 
welde vom Fürſten ernannt werden. Die übrigen Einrichtungen des Pandes find 
patriarhaliih. Das Oberhaupt der Familie und der Leiter der häuslichen Ange: 
legenheiten ijt ver Pausvater (gospodär); der Gemeinde ift der Ortsältefte (stara- 
rina) vorgefeßt; der Aelteite de3 Stammes (Olavar-Häuptling) leitet die Angelegen- 
heiten vesfelben; mehrere durch Verwandtſchaft verbundene wählen fi einen Kujas 
(Fürften) als oberften Schiedsrichter (Friedensridhter) für ihre inneren Angelegen- 
heiten. Die Berfammlung dieſer verſchiedenen Oberhäupter ift vie Skuptſchina 
(Skupteina), welde in wichtigen Fällen zu entfcheiden berufen wird, 

Das Finanzweſen beforgt der Minifter. Peter II. war es, der vie 
jegige Stenererhebung in das Leben rief, was wahrlid feine Heine Aufgabe war. 
Die Staatseinfünfte find überhaupt geringe und beftehen in einer Kopfftener von 
etwa 30,000 fl., dem Tabakspacht von 200 fl., der Salzfteuer von 200 fl., 
ber Fifchftener von 250 fl., der Abgabe von geräuchertem Fleifhe 200 fl. und 
dem Pacht von Staatsländereien 600 fl., zufanmen 31,450 fl.; — gegenwärtig 
follen die meiften Steuern ſchon erhöht worden fein, namentlich wurden eine Grund— 
ftener und ein Wiefengeld eingeführt, wonach fid vie Einkünfte auf beiläufig 
40,000 fl. belaufen. Die Auslagen find nahezu diefelben. Unter verſchiedenen Titeln, 
insbefondere „zun Unterhalte der Kirche” erhätt der Fürſt jährlih von Rußland 8000 
Dulaten und eine franzöfifhe Unterftügung (zu welchem Zwede?) von 50,000 Fr. 

Militärmadt. Alle waflenfühigen Männer find im Balle ver Gefahr 
zur Landesvertheidigung verpflichtet und bilden dann ein von 8 Serdars geführtes, 
20— 25,000 Mann ftartes Heer. Im Jahr 1857 wurbe ein aus 800 Mann 
beftehendes Elitentorps organifirt, von dem jeder Mann einen beftimmten Tages- 
fold erhält, ver im Falle des wirklihen Dienftes verboppelt wird; eine befonbere 
Dienftleiftung tiefes Korps bildet die Eintreibung der Steuern. Der Fürſt hat’ 
eine befondere Leibwache (Perjauifen- Korps). 
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Furſt Danilo I. wurde am 12. Auguft 1860 in ver Nähe von Cattaro von 
einem flüchtigen Montenegriner mit einem Piftolenfhuß verwundet und ftarb Tags 
darauf. Da er aus feiner Ehe nur eine zweijährige Tochter hinterließ, fo wurbe 
Nikolaus (der Sohn feines Bruders Mirko) am 14. Auguft in Getinje als Ni- 
tolaus I. Petrovic Negus zum Fürften ausgerufen. 

Gebietseintheilung und Orte: 

Das Fürſtenthum Montenegro befteht aus der eigentliben CErnagora, 
dem eigentlihen Hochlande, weldes von den flüchtigen Serben als Zufludte- 
ftätte gewählt wurbe, und dem fpäter an dem Moracka-Fluſſe hinzugelommenen 
Lande Bérda. Die Cernagora zerfällt in 4 Diftritte oder Nahien 
(Nahia oder Nahija, türf. nahije=Xreis, Gegend): Katunska (vom alban. 
Kattun—Sennhütte), Eernida (vom Fluße gl. N), Reda (nad dem Orte 
gl. N.) und Leſanska (nah dem Fluſſe Lifica); — die Bérda ebenfalls in 
4 Nabien: Belopaplic, Biperi, Morada um Kuda. Diefe legteren 
Bezirke führen nod) immer den Beinamen Zeta. — Außer diefem Gebiete gilt der Fürft 
als Befhüger des alten Fürftenthbums Grahovo (das vom Jahr 1841 bis 1845 ganz 
zu Montenegro gehörte) und der chriftlihden Grengpiftrifte ver Herzegowina. 

Die Hauptjonderung ift in Stämme (plemen, plur.: plemena); einen Stamm bil« 
ben die in Einem Landftrihe wohnenden Familien, die von gleihen Stammältern ab- 
ftammen ; die in kürzerer Linie verwandten Familien bilden eine Bruderſchaft (bratstvo). 
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Die Ortſchaften beſtehen aus Häuſergruppen, welche von den nächſten Ber- 
wandten gleichen Stammes bewohnt werden. Die dicht an einander gebauten 
Häuſer find 8— 9° hoch, im Viereck aus Stein aufgeführt, mit Stroh oder Baum⸗ 
rinde (bei Reihen wohl aud mit Ziegeln) gededt und faft alle mit Schiekfcharten 
verjehen. 

Der Bezirk Katunska, der höchſte, unzugänglichfte, nimmt faft die Hälfte der 
eigentlichen Cernagora ein. Hauptort it Getinje (3500° Seehöhe) in einem 
3000 Klafter langen, 490 Klafter breiten Thale, Reſidenz des Fürften, mit ber 
Landeshauptſchule, einer Buchbruderei und einem mit feten Mauern umſchloſſenen 
großen Klofter. Diefes Klofter, hart am Fuße eines fteilen Felſens, von dem ein 
runder mit feindestöpfen beipidter Thurm herabftarrt, erbaut, wurde oftmals 
nievergebrannt. In der Kirche ruhen die Gebeine des Vladika Peter I., den das 
Bolf als Heiligen verehrt. Nebft einem Pulverthurm befteht die Refivenz noch aus 
etwa 20 Häufern, welde von Verwandten des Fürften und von Senatoren be 
wohnt find. Der fürftlide Palaft ift im neuen Style erbaut, ein Stodwert body, 
bat 30 Fenſter, an deſſen beiden Fronten fih von 2 Klafter hohen Mauern um— 
ſchloſſene Höfe befinden, an deren 4 Eden Vertheidigungsthürme angebradht find. — 
Der einzige auf europäifche Art gebaute Drt ift Negus, ber größte des Landes, 
eine reihe Befigung des Fürſten. Im CetinjeThale liegen Dubovnil, Don- 
jitrai und andere Heinere Ortfhaften. — In Côérnicka ift der größte Ort Glu— 
bido. Andere Orte find: Belopavlic, Piperi und mehrere zerftreute Häu- 
fergruppen,, welde nad unfern Begriffen kaum als „Ortſchaften“ angeſehen 
werben fünnen. 

Das Land und das Leben in Montenegro hat unter ven Slaven mitunter 
ebenfo begeifterte Bejchreiber als „lebendige Refte der Süpflaven“ gefunden, als es 
von entgegengefegter Seite übertrieben wegmerfend behandelt wurde. Eines fteht 
übrigens feft, man foll „Land und Leute” kennen, welche ohne Zweifel (vielleicht 
in naher Zufunft) die Aufmerkſamkeit Europa's auf ſich ziehen werden, fei es aud 


nur — als Borpoften und Plänfler wichtiger Kämpfe auf ber Baltan-Halbinfel, 
lun. 


Montesquien. 


Charles de Secondat, Baron de la Brède et de Montesquien 
war in feinem väterlihen Sclofje nahe bei Bordeaux den 18. Januar 1689 ger 
boren. Sein lebhafter und wifjensdurftiger Geift zeigte ſich ſchon früh, er vertiefte 
fi in das Studium des Alterthums und, zur Magiftratur beftimmt, in das des 
Nehtes. 1714 ward er Rath und zwei Jahre darauf Präfivdent des Parlaments . 
von Borbeaur. Er widmete fi den Arbeiten diefer Stelle mit großem Eifer, und 
bie Rede, mit der er vie Sigung von 1725 eröffnete, zeigt, einen wie hohen Be- 
griff er vom richterlihen Amte und feiner Verwaltung hatte. Aber eben beshalb 
genügte er fich felbft wenig, er fühlte, daß ihm vie beftändige Geiſtesgegenwart, 
das fichere und rafche Urtheil, die Gabe des unermüdlichen Eindringens in bie 
verwidelten Fälle des Privatrehts und die Beredtſamkeit, welche Andere von der 
Richtigkeit des eigenen Wahrſpruchs zu üderzeugen weiß, abgingen; er wußte, daß 
diefe Gaben nicht durch Fleiß zu erfegen waren, aud feine Schüchternheit und 
fein ſchlechtes Organ waren ihm Hinverli (cf. mon portrait, ceuvres II. p. 462). 
So gab er feine Stellung auf, um ganz den Wiſſenſchaften zu leben. Er war ba- 
mals fhon berühmt, denn bereits 1721 waren feine Lettres pereannes erſchienen. 
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Um den ungeheuren Erfolg derfelben zu erklären, darf man nicht blos den innern 
Werth tes Buches anfhlagen, fondern die Zeit, in der es erfchien. Der unglüd- 
lichen zweiten Hälfte der Regierung Ludwigs XIV. war bie zügellofe und ſchmach⸗ 
volle Zeit der Regentſchaft gefolgt. Nah fo langjährigem Schweigen unter dem 
Drude eines großen Defpoten hatte fi ein kritiſches Fieber der beveutendften 
Köpfe bemächtigt, die Briefe boten diefer Stimmung die willtommenfte Nahrung. 
Unter der lofen Hülle eines Romans in Briefen, wo die perſiſche Serailwirthſchaft 
ſcheinbar eine große Rolle fpielt, werden die Zuftände der franzöſiſchen Gefellfhaft 
einer beißenden Kritik unterworfen. — Es iſt Unrecht, das Buch frivol zu 
nennen, nur die Form ift es zuweilen, weil fo allein fi vie Fiktion ver orien- 
taliſchen Naivetät fefthalten ließ, deren Anſchauungen der Berfafjer blos zu über- 
fegen angibt; allein fo ließen fi Dinge fagen, die nidyt blos damals für uner- 
hört gegelten hätten. Es ift auch nicht einmal richtig, die Briefe antichriſtlich zu 
nennen, im Gegentheil philofophirt Usbek durdaus vom Standpuntlte ver chrift- 
lien Moral; aber fie find allerdings fehr unkatholiſch, denn nit nur die Miß— 
bräuche der franzöfifhen Kirche und Geiſtlichkeit werben ſcharf gegeißelt, fendern 
auch allgemein Tatholifhe Dogmen und Inftitutionen, Der Bapft beißt darin ein 
altes Idol, das man aus Gewohnheit beräudyert, und der Gölibat wird als eine 
Urſache der Bevölferungsatnahme geſchildert und gefragt, wie, wenn die Ehe heilig 
fei, ihr Gegentheil noch heiliger fein könne Die Saframentsnatur der Ehe wird 
getabelt, die Transfubftantiation, die Bulle Unigenitus verfpottet. M. zeigt im Ge- 
genfage dazu eine Vorliebe für den Proteftantismns, er verheißt ihm eine große 
Zukunft, während er behauptet, daß der Katholicismus nicht mehr 500 Jahre eri- 
ftiren könne. Am beißendften ift die Satire der gefellfhaftlihen Zuſtände. Die 
Sittenlofigfeit, der Neid und die Gleihheitsfucht, die Bornehmthuerei, die Stepfis, 
„qui demande & prouver ce qu’on est décidé de ne pas croire*, die Akademie 
des Nitterordens der 40 Schmeichler und Rhetoren, die in beftänvigen &loges 
leben, vie Sudt geiſtreich zu feinen, welche vie ernfthafteften Angelegenheiten 
in badinage aufgehen läßt, die ſchlechte Rechtspflege, welche nad fremdem Rechte 
urtheilt und fih damit tröftet, daß die franzöfifhen Moden Gefeg für Europa find, 
Alles das wird bitter mitgenommen. 

Während nun dieſe Satire, melde ſich in die feinfte und wigigfte Form klei— 
dete, alle Welt anzog, entvedien ernftere Pefer hinter der Hülle des anonymen 
Novelliften einen tiefen Denfer, der mit ſcharfer Sonde die Uebel feiner Zeit unter- 
fuchte. In den fpäteren Briefen Usbeks fällt der Perfer ziemlih aus der Rolle 
und in ven ernften Unterfuhungen über völkerrechtliche und ftaatsrechtliche Fragen 
erfcheint der Künftige Verfaffer des Geiftes der Gefege. Er vergleiht die Inftitu- 
tionen der verfchiedenen Völler, und ſchon jet zeigt fich feine Vorliebe für Eng- 
land; mit vielem Verſtändniß fpricht er von Deutſchland, „qui lente & profiter des 
succds, devient indomptable par ses defaites!, er fieht Mar über Ludwig XIV. 
und die franzöfifhe Monardie, nur in dem Kapitel über Ruhm und Ehre theilt 
er die franzöfifhen Borurtheile, 

M. ward 1728 Mitglied der franzöfifchen Alademie, begab fi dann auf Reifen 
und beſuchte faft alle Länder Europa’s, er verweilte zwei Jahre in England und 
machte fi mit feinen Inftitutionen und Staatsmännern befannt. Ehe er ſich zu 
ber allgemeinen Betrachtung und Vergleihung aller Bölfer und Reiche erhob, wid- 
mete er dem Volke, deſſen Geſchichte das Alterthum erfüllt, ein eingehenves Stu- 
dium, deſſen Frucht die „Betrachtungen über die Urjahen der Größe und des 
Berfalles der Römer” war (1734). Das Wert ift durch die neuere Forfchung überholt, 
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aber Niebuhr, der am meiſten gethan, es zu antiquiren, nennt es doch ein kleines | 


unfterbliches Meiſterwerk. M. betrat hierin eine ganz neue Bahn. Macchiavelli 
hatte einige Abſchnitte der römiſchen Geſchichte mehr als Metiv benugt, um veren 
allgemeine politifche Iveen zu entwideln, St. Erremond hatte ohne genauere For- 
ſchungen eine Reihe geiftreiher Beobachtungen gemaht; M. gab im geringften 
Umfange das Ergebniß tiefer Studien, er fchrieb zuerft in ftaatsmännifchem Geifte 
mit beftändiger Beziehung auf andere Völker eine zufammenhängende Geſchichte 
der römischen Politit und wirkte dadurch beveutfam auf die ganze hiftorifche An- 
ihauung feiner Zeit. Dadurch wird das Bud immer feinen Werth behalten. 

Das Zwiegeſpräch von Sylla und Eufrates, das gewiffermaßen zu demfelben 
gehört, iſt eines der berebteften Stüde, die M. gefchrieben; die Stimmung des 
Schredens , welche die Römer vor ihrem graufamen Diktator empfanden, fpiegelt 
fid) in dem Haffifchen Dialog, welchen Kenner für eine der volllommenften Lei— 
ftungen der franzöfifhen Sprade erklären. 

DM, zog fi nun immer mehr auf fein großes Hauptwerk, „den Geift ver Ge 
ſetze“, zurüd, deſſen erfter Theil 1748 erjdien und fogleih das größte Auffehen 
machte. 

M. beginnt damit den Geift der Gefege im Allgemeinen zu beftimmen als 
die nothiwendigen Beziehungen, welche fi) aus der Natur der Dinge ergeben. Er 
nimmt für die Menfhen im Naturzuftand Gleihheit und Feindſeligkeit an, die 
pofitiven Gefege find der Zügel für ihre Begierden, im ihnen verkörpert fich vie 
menfhlihe Vernunft, foweit fie die Bölker regiert. 

M. will nun das Berhältniß der Gefege zu den verſchiedenſten Bedingungen 
bes Völlerdaſeins unterfuhen umd beginnt zuerft mit ihren Beziehungen zu den 
Regierungsformen, deren er brei annimmt, die republifanifche, die monarchiſche und 
die defpotijche. Er unterfcheidet bei denſelben ihre Natur, d. h. was fie fonftituirt, 
und ihr Princip, d. h. ihre bewegende Kraft. Die Natur der Republik ift, daß 
das Bolt ald Ganzes oder theilmeife die fouveräne Macht hat, in der Monardie 
ift der Fürft die Quelle aller Macht, aber er ift in ihrer Ausübung durch fefte 
Geſetze und Inftitutionen gebunden, während in der Defpotie die abfelute Willfür 
des Staatsoberhauptes oder feines Vertreters herrſcht. Jede Eintheilung der Re— 
gierungsformen nah dem Subjekt der oberften Gewalt wird unvolllonmen und 
mechaniſch bleiben, nimmt man aber eine jolhe an, fo wird die althergebradhte in 
Monardie, Ariftolratie und Demokratie immerhin die befte fein, während es bei 
der obigen glei auffallen muß, daß die Entartung der Monardie als eine be- 
fondere Form aufgeführt wird. Er fagt dies fpäter felbft: „le prineipe du gou- 
vernement despotique se corrompt sans cesse parce qu’il est corrompu par sa 
nature,“ mit gleichem Rechte alfo könnte man bei der Ariftofratie ihre Entartung, 
bie Oligarchie, als eigenartig nennen. Ohne Zweifel ift M. durch fein eifriges 
Stubium des Orients dazu gelommen, ber Defpotie einen befondern Play anzu- 
weifen, wie es überhaupt eine der Schwächen feines Werkes ift, daß er zu oft 
feine Zuflucht zu japanifchen und chineſiſchen Reifeberichten von fehr zweifelhafter 
Olaubwürbigkeit nimmt, wenn er in Berlegenheit für ven Beweis feiner Säge iſt. 

In der nähern Betrachtung fieht er fi denn auch gendthigt, bei der Repu- 
blif beftändig zu unterabtheilen in Demokratie und Ariftofratie, welche in ver That 
oft mehr von einander abweidhen als Monardie und Defpotie. 

Nachdem M. feine Definition der Natur ber Regierungsformen näher in ber 
Geſchichte begründet, geht er zu ihrem Princip über und nennt ald das ber Re— 
publif die politifche Tugend (vertu), die Liebe zum Baterlande, welche ſich in der 


768 Alontesgquien. 


Demokratie als Geift ver Gleichheit, in der Ariftofratie als Geift ver Mäßigung 
zeigt; das Princip der Monarchie ift die Ehre, die Auszeihnung, das der Deipetie 
die Furdt. — Um M. hier richtig zu verjtehen, muß man zweierlei betonen, 
einmal daß er nicht einen wirklichen, fondern einen ivealen Staat befchreibt. Gr 
führt vie Bedingungen aus, welde für das Gebeihen feiner Staatsformen noth— 
wendig find und bie er fih aus der Geſchichte abftrahirt. Dies zeigt fi befon- 
ders bei dem Kapitel, in dem er von ber Verderbniß der Regierungsformen ban- 
delt, welche aus der Korruption ihres Principes hervorgeht. So jagt er von ber 
Republik: „dies will nicht fagen, daß man in einer beftimmten Republif tugenv- 
baft fei, jondern daß man es fein müßte, jonft wäre die Regierung unvollkommen.“ 
Die Demokratie ift im Verfall nicht nur, wenn der Geift der Gleichheit verloren 
geht, fendern auch, wenn bie neidiſche Gleichmacherei einreißt, welche der felbftge- 
wählten Obrigkeit nicht gehorchen will. Er fordert ein begrenztes Gebiet, Bermei- 
tung alles Luxus, gleihe Vertheilung des Grundbeſitzes in Heinen Parcellen und 
eine Reihe anderer Bedingungen, mweldye zeigen, daß bie Idee eines ſolchen Staates 
ſchwerlich jemals ſich verwirklihen kann. Sodann ift hervorzuheben, daß wenn M. 
von dem befonvdern Princip jeder Regierungsform fpricht, er nicht fagen will, daß 
dasſelbe bei den andern ganz fehle, fondern nur, daß es bort nicht weſentlich jei; 
die Kraft des Principes beherrſcht Alles, fie neutralifirt ſchlechte Geſetze, wie gute 
Geſetze nichts helfen, wenn das Princip gefhwädht ift. Ohne Zweifel geht er hierin 
zu weit und fommt namentlid; bei der Monarchie zu einer mehanifhen Auffaffung, 
indem er fagt, daß dort die Inftitutionen die Stelle aller politiſchen Tugend ver: 
treten, welche nicht erforderlich fei, ſondern durch die Auszeihnung erfegt werbe. 
Dies tritt befonvers bei feiner Schilderung der englifchen Berfafjung hervor, welche 
ihm als Mufter ver Monarchie vorſchwebt. Nachdem er nämlich ausgeführt, im 
welchem Verhaãltniß in den verfchiedenen Staaten die Erziehung und die Rechtspflege 
zu der Regierumgsform ftehen müffe, und entwidelt hat, wie fi die Staaten am 
wirffamften nah außen fügen und vergrößern, fommt er auf ihre innere Kon» 
ftitution und namentlih auf die Frage, welche Verfaſſung am beften die freiheit 
fihere. Politiſche Freiheit ift für ihn das Recht, alles zu thun, was bie Geſetze 
erlauben; fie findet fih nur unter einer gemäßigten Regierung, als teren Ideal 
er die englifhe Verfaſſung fehildert. Die Schattenfeite diefes berühmten Gemälves 
ift, daß er die Berfafinng zu fehr als ein nad einem vorüberlegten Plane eines 
politifhen Genies kunſtreich aufgeführtes Gebäude betrachtet und fo tie gefhicht- 
liche Entwidlung außer Augen läßt, welde durch die Verkettung der verfhieden- 
artigften Umftände bebingt wurde. Wenn es wahr ift, daß die engliſche Verfafjung 
die Idee des germanifchen Staates am reichten verwirklicht hat, jo ift es doch 
verkehrt zu fagen: „Les Anglais ont tiré lidée de lew gouvernement politi- 
que des moeurs des Germains. Ce beau systeme a été trouv& dans les bois * 
M. will auch nicht unterfuchen, ob die Engländer wirklich im Genuß einer foldyen 
Freiheit find, es genügt ihm, daß diefelbe durch ihre Gefege begründet ift, und er 
tritt andererfeit8 mit feinem Dogma der Allmacht der Inftitutionen felbft in Wider⸗ 
ſpruch, indem er fagt, daß ihr Staat untergehen werbe, wenn die gefeßgebende 
Gewalt mehr verborben fein werde, ald die ausübende, da doch eben die politifcye 
Tugend, welche er für entbehrlich erflärt hat, allein dieſe Verderbniß hindern kann. 
Hievon abgefehen ift die Bewunderung, welde M.'s Scilverung hervorrief, voll 
tommen gerechtfertigt, um fo mehr, als er ber Erfte war, welcher von dem Orga- 
nismus der engliſchen Berfaffung ein Bild gab, und wenn er die Inftitutionen 
zu wenig als Grzeugniß des politifchen Geiftes auffaßte, fo bleibt ihm das Ber- 
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dienft, ihren unfhägbaren Werth zuerft betont zu haben. Es ift auch nicht richtig, 
M. vorzuwerfen, daß er zu großen Nachdruck auf das Gleichgewicht der drei Gewal- 
ten, — gejetgebende, ausführende und richterliche, — gelegt habe, denn als er ſchrieb, 
hatte das Uebergewicht des Parlaments faum begonnen, und wenn e8 ficher ift, 
daß eine freie Monarchie auch unter einer andern als der englifhen Berfajjung 
gedeihen kann, fo ift dieſelbe doch für alle ſpätern Verſuche das Borbild geblieben 
und bat bis jest die Aufgabe gewiß am reinften gelöst. M. führt denn vorzüglich 
aus, daß das heroifhe Königthum der Griechen und Römer nicht unter jeinen 
Begriff der Monardie fällt, da das Alterthum nit den erblihen Adel und vie 
Repräfentation kannte, und geht darauf Über zu den Gefegen, auf welchen vie bür- 
gerlihe Freiheit beruht. Er führt aus, daß es nicht genug fei, wenn die Juſti— 
tutionen im Allgemeinen politiſche Freiheit gewähren, bie individuelle Freiheit muß 
befonders garantirt fein; hiefür find die Strafgefege entſcheidend, für welche er tie 
Forderung aufftellt, daß fie ftets der Natur des Vergehens entſprechen müſſen. Bei 
allen politiſchen Vergehen bringt er auf die möglichſt gelinde Beftrafung. Im 13. 
Bud handelt er von dem Verhältniß der eng | zur politifchen Freiheit und 
zeigt, daß nur die leßtere e8 möglich made, hohe Abgaben aufzulegen, weil fie 
eben das Yequivalent für die Peiftungen der Bürger fei, während der Defpotismus 
nicht feine Unterbrüdung durch läftige Steuern erfhweren dürfe. Er greift zuerſt 
nachdrücklich das verderbliche Syſtem der Generalpädhter an und verwirft entſchieden 
die großen ftehenven Heere. In dem 14. Bude über den Einfluß des Klima's 
und im 18. über ben des Bodens auf die Gefege tritt befonders die erwähnte Nei- 
gung hervor, aus Reifeberichten unzuläffige allgemeine Orundfäge herzuleiten. Nie- 
mand wird beftreiten, daß die Natur des Landes vie geſellſchaftlichen und politiſchen 
Zuftände bis zu einem gewiffen Grade bevinge, und die beiden Bücher bieten eine 
Reihe treffender Bemerkungen barüber. Aber M. geftattet dieſen Einflüffen einen 
zu großen Spielraum, er bringt oft die difparateften Regionen in die wunderbarfte 
Berbindung, erftaunt durch die Schlüfle, die er daraus herzuleiten weiß, und hirft 
ſich über die Widerſprüche der Gefhichte mit fehr gefuchten Wendungen hinweg. 
Ungetheilteren Beifall wird man dem 19. Buch über die Wechfelwirtung der Sitten 
und Gefege geben, in welhem namentlih das Kapitel über England fein ausge— 
führt ift. Die politifhe Dekonomie befand fih zu Zeiten M.'s in ver Kindheit. 
Danach müfjen wir, die wir auf den Schultern Adam Smith’s ftehen, die Theile 
des Geiftes der Gefege beurtheilen, die fih mit Handel und Finanzen befchäftigen ; 
vergleicht man aber diejelben mit frühern Werken, jo fann man den großen Fort» 
ſchritt in der Erkenntniß nicht verfennen. Die Anfihten M.'s find unvolltommen, 
und es lag auch nicht im Plane feines Werkes, tief in diefen Gegenftand einzu- 
eben, aber faft in allen Punkten, die er behandelt, hat vie fpätere Erfahrung und 
ans ihm Recht gegeben, und namentlich für die Gefchichte des Handels find 
feine Beobachtungen noch immer Iefenswerth, obwohl die neuere Kritik manche 
Irrthümer im Einzelnen berichtigt hat. Wie alle Gegenftände fo behandelt M. 
aud die Religion nur vom politifhen Geſichtspunkt. Ebendeshalb finden wir hier 
aud feine Spöttereien über den Katholicismus wie in den perfifchen Briefen, aber 
er greift deſſen Uebel doch auf das Beftimmtefte an, wenn aud oft die Religion 
irgend eines aftatifhen Staates den Vorwand dazu gibt; fo zeigt er die Schäd— 
lichkeit des Möndthums, der Reichthümer des Klerus, der. Inquifition, ven Miß- 
brauch der Feiertage, indem er gegen bie Mahomevaner und Mexikaner eifert. 
Seinen freien Geift bewährt er aud im Urtheile über ven Proteftantismus und 
feine Entwidlung. Er fordert weitefte Toleranz, jo hohen Werth er auch auf vie 
Blumtfgli uns Brater, Deutſches Staate -Wörterbuch VI. 49 
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Religionseinheit legt, aber ſelbſt vom rein politiſchen Standpunkte aus wird man 
die Behauptung dod wohl für mehr ald gewagt halten, daß es in ber bürgerlichen 
Gefellihaft weniger darauf anfomme, ob die Ölaubensmeinungen wahr oder falſch 
feien, vielmehr der Gebrauch derſelben allein entjcheide. 

Der letzte Theil des Werkes über bie Entwidlung ver franzöfifhen Monardie 
ift durch die nemere Forſchung veraltet, aber M.'s hiftorifches Verdienft bleibt fehr 
groß, denn er hat zuerft eine Darftellung von höherem politiſchen ˖ Geſichtspunkte 
gegeben. Iene Kapitel find auch infofern noch intereffant, als fie feine Iveen über 
die Stellung des franzöfifchen Königthums zeigen, und es ift nur fehr zu bevauern, 
baß er feine Unterfuhungen nicht auf bie fpätern Zeiten fortgeführt hat. Darin 


unterſcheidet fih M. eben von feinen Zeitgenofien, daß er für die Uebel, an denen 


fein Land krankte, feine allgemeine philoſophiſche Kur vorſchlug, ſondern die alten 
Inftitutionen gereinigt und verbeffert herftellen wollte. Diefer hiftorifche Geift, dies 
Antnüpfen an das gefchichtlich Gegebene ftellt ihn beftimmt Voltaire und Rouſſeau 
gegenüber, und indem er aus ihm heraus vie beftehenvden Mißbräuche angriff, 
warb er der Schriftfteller ver maßvolleren Oppofition, welche vie Monarchie refor- 
miren wollte. Seine Ideen über die englifhe Verfaſſung haben felbft da zur Grund» 
lage Fonftitutionelge Einrichtungen gedient, wo man fonft von feinen Anfichten 
weit entfernt war. Aber die Begründung feiner hiftorifhen Auffaffung bleibt freilich 
mangelhaft, er zieht zu oft aus vereinzelten Thatfahen allgemeine Schlüffe, und 


Ranke bat treffend bemerkt, daß der Geift der Gefege unter dem Anſchein des 


' Spftems Fragment bleibe. Schon die Eintheilung und Anordnung find nidts we- 


‚ niger als ſyſtematiſch, vielmehr zuweilen fehr willtürlih, der Verfaſſer fommt auf 
gewiſſe Gegenftände vielfady zurüd und berührt andere gleich wichtige nur obenhin. 


Er fagt uns felbft in der Vorreve, daß er oft im Schreiben ermattet, und fo 
macht das ganze Wert den Eindruck ausgezeichneter Ergebniffe einer mühſamen, 
gelehrten Forſchung, die aber nicht zu einem einheitlihen Ganzen verarbeitet find; 
die geiftige Kraft des Schriftftellers ſcheint turd die Arbeit erſchöpft zu fein, des« 


halb wechſeln mangelhafte Beobahtungen, gewagte Behauptungen mit großen um« 


faffenden Anfhauungen. Indeß treten diefe Unvolltommenheiten gegen die Vorzüge 
des Werkes weit zurüd, wenn man bie Größe der Aufgabe ermißt. Der Berfafler 
batte ſich nichts Geringeres vorgefegt, als die Geſammtheit der Beziehungen ber 
menſchlichen Geſellſchaft gefhichtlid zu betrachten; unfere Zeit hat wohl faum ein 
Bert hervorgebradt, das fo viele tiefe und neue Anſchauungen enthielte und fo 
befruchtend gewirkt hätte. Die Zeitgenoffen namentlih mußten die Mängel um fo 
mehr überjehen, als vie Fülle des Neuen und Ausgezeichneten ihnen in der an- 
ziehenbften Form geboten wurde. — Es ſchien damals, als fei e8 nur nöthig dies 
Bud zu lefen, um vie ſchwierigſten Probleme des Staats- und Kulturlebens zu 
löfen. Mit zahlreichen feinen Bemerkungen und unterhaltenden Anekdoten durchwebt, 
brachte es die Spekulation über Regierung und Gefege in das Leben und in die Un— 
terhaltung der Salons. Madame du Deflant fagte wigig, es fei nicht l’esprit des 
lois, mais de l’esprit sur les lois. Der Eindruck, den es in Frankreich hervor⸗ 
brachte, war deßhalb um fo größer, als e8 in einer Zeit erfchien, welche unruhig 
nach neuer Öeftaltung der politifhen und foctalen Zuftände ftrebte und im „Geift 
der Gefege” hiefür eine Rüſtlammer fand. Die leitenden Ideen des Werkes find 


dagegen, wie bie franzöſiſche Revolution zeigt, wenig in das Leben der Nation über- 


gegangen. Der Einfluß M.'s in England ift überfhägt. Unzweifelhaft war e8 den 
Engländern merkwürdig, fi) im Spiegel einer franzöfifhen Darftellung zu fehen, 
er hat auch gewiß auf mande Echriftfteller, wie 5. B. Gibbon, eingewirkt, aber 
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ſchwerlich auf die Politif und Geſetzgebung. — Eichen Jahre nad dem Erſcheinen 
diefes Hauptwerkes ftarb M. am 10. Februar 1755. — Oeuvres complötes avec 


les notes de tous les commentateurs. Paris 1839 und öfter. 
Gefiden. 


Montgelas. 


Der Name Montgelas!) ift mit ber neuern Geſchichte Bayerns fo innig 
verfnüpft, daß fie unverftändlih bleibt, wenn man nicht den Mann genauer fennt, 
ber faft zwei Jahrzehnte hindurch (von 1799—1817) die äußere und innere Po- 
litit Bayerns leitete 2) und dasfelbe auf den Standpunft erhob, auf dem wir es 
jest fehen. Daher wurde fhon oben (Bd. I. ©. 750) ein befonderer Artikel über 
den Minifter Montgelas verheißen, der ihn insbeſondere in feiner Eigenfhaft als 
Staatsmann zu harakterifiren beftimmt ift. 

Marimilian Iofeph Graf von Montgelas ftammt aus einem alten ſavoyiſchen 
Üdelsgeihlehte. Sein Bater Johann Sigmund Baron von M. war ber erfte 
diefes Namens, ber fih in Bayern nieberließ und in die Dienfte des Kurfürften 
von Bayern trat; er bekleidete tie Stelle eines Oberftliextenants der Garde und 
fpäter eines Oeneralmajors unter Mar Joſeph III. und war mit einer Gräfin 
von Trauner verehelicht, deren Eltern am fürftbifhöflihen Hofe in Freiſing lebten. 
Mar Iof. Bar. von M., ver einzige Sohn diefer Ehe (geb. 10. Sept. 1759), 
verlebte die erften Jahre feiner Jugend bei den mütterlihen Großeltern in reis 
fing. Zu feiner weiteren Ausbildung fhidte ihn der Vater in das Penfionat zu 
Nancy und fpäter in das zu Straßburg, wo er die Jahre 1768— 1776 zubradıte. 
Nach feiner Rückkehr finden wir Montgelas im Jahre 1777 an der Univerfität 
Ingolftadt ald Studenten eingefchrieben. Man rühmte an dem Jünglinge neben 
einem Haren Berftande und einer feinen Unterfcheidungsgabe auch ein ausgezeichnetes 
Gedächtniß, das ihm befonders für feine Lieblingsftudien, Politik und Geſchichte, 
trefflih zu ftatten fam. Noch im nämlihen Jahre warb der 18jährige Rechts— 
fanbidat zum Hofrath in Münden, d. i. zum Mitglied eines Kollegiums ernannt, 
das in Juſtiz- und Polizeifahen die zweite Inftanz bilvete. 3) Zum f, Kämmerer 
und Büchercenfurrath beförbert, genoß er das vollfte Vertrauen feines Lantesherrn, 
bis er fih den Iluminaten näherte und ſich in deren Orden ald Mitglied auf- 
nehmen ließ. Die Aufhebung dieſes Ordens im Jahre 1785 und die Berfolgung 
und Berbannung feiner Mitglieder vertrieb auch unſern M. aus Kurbayern. Er 
wendete fih, von Ordensfreunden empfohlen, an den herzogliben Hof zu Zwei⸗— 
brüden, wo er freundliche Aufnahme fand. Anfangs im Kabinet des regierenven 
Herzogs Karl beihäftigt, führte er ſpäter, als er bei biefem in Ungnade fiel und 
aus deſſen Dienfte entlaffen wurde, die Privatgefchäfte des jüngeren Bruders, des 


3) Die ältere officielle Schreibart des Namens war „Mongsllag“; fo fommt er in den 
Staatöbandbüchern und anfänglid auch im Regierungsblatte vor. 

2) Dabei ift feine Wirkfamkeit in Zmeibrüden von 1795—1799 nicht mitaerechnet. 

3) Diefes Kollegium beftand im Jahre 1778 unter einem Präfidenten, Vicepräfidenten und 
Kanzler aus 28 Räthen von der Ritterbanf (worunter Montgelas) und 23 Räthen von der gelehrten 
Banf, wozu noch 23 wirkliche, aber nicht frequentirende Nähe von der Ritter⸗ und 14 foldhe von 
der gelehrien Banf famen. Das niedere Perfonal zählte in dem genannten Jahre einen Bahn 
richtet, einen Archivar, 19 Sekretäre, 2 Exveditoren, 13 Kanzeliften, 19 Supernumerarien, einen 
Rehnungsjuftifitanten u. f. w. Als Hofgerichtsadvofaten , „die ſich derander in Münden anjürfig 
befinden,“ werden 38 aufgeführt, 
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Prinzen Dar von Zweibrüden, und begründete damit das Verhältniß, das für 
feine Zukunft fo entjcheidend wurde. Als Prinz Mar im Jahre 1795 feinem 
Bruder im Herzogthum Zweibrüden folgte, ernannte er M. fofort zu feinem Le— 
gationsrath, im folgenden Jahre zum geheimen Rathe und übertrug ihm die Lei 
tung der äußeren Angelegenheiten des herzoglichen Haufes. In diefer Eigenfhaft 
finden wir ihn beim Kongrefje zu Raftadt, wo er zum erften Diale perſönlich mit 
Talleyrand zufammentraf, 

Ein weiteres Feld eröffnete fi für M.'s Thätigkeit, als 1799 die Kurlinie 
erlofh und das Kurfürftentyum Pfalzbayern auf den Herzog Mar Jofeph von 
Zweibrüden überging, der ihn beim Antritte feiner Regierung zu feinem Minifter 
des Auswärtigen ernannte und ihm fon im nädften Jahre feinen höchſten 
Orden — den bes heil. Hubertus — verlieh. Mit diefem in Berüdfichtigung der 
Zeitverhältniffe doppelt wichtigen Ante eines Minifters tes Aeuferen verband M. 
feit 1803 9 aud das Finanzminifterium, das er im Jahre 1806 mit dem neu 
gebildeten Minifterium des Innern 5) vertaufchte, zu deſſen Wirkungskreiſe insbe- 
ſondere aud die Kirhen- und Unterrichtsfachen zählten. Beim Ableben des Finanz» 
minifters im Jahre 1809 übertrug ihm fein Landesherr, ver im Jahre 1806 die 
Königswürde angenommen hatte, proviſoriſch auch die Feitung des Finanzmini- 
fteriums wieder, und fo behielt er bis zu feiner Entlafjung — am 2. Februar 
1817 — bie Leitung von brei der wichtigften Minifterien in feiner Hand. 

In meld’ hohem Grade M. das Bertrauen und die Zuneigung feines Herrn 
genoß, dafür wollen wir blos ein Paar Belege anführen. Als der König im De» 
cember 1809 eine Reife nach Paris unternahm, betraute er nicht, wie dies in ſolchen 
Fällen üblih ift, das Gefammtminifterium mit der Stellvertretung, ſondern er 
überwied die Yeitung aller in feiner Abwefenheit vorkommenden Geſchäfte dem 
Minifter von M., den er einige Wochen früher — am 7. November 1809 — 
in ben erblichen Grafenftand erhoben hatte, um ihm ein Zeichen „der danfbaren 
Erinnerung fowohl der bewährteften Treue und Anhänglichkeit, als der wichtigen 
Dienfte zu geben, welche derſelbe in der Äußeren und inneren Bolitif in den ge 
fahrvollften Beiten dem Vaterlande geleiftet hat und noch leiftet.” Damit verband 
der König eine Majoratstotation, beftehend aus Gütern im Werthe von 205,000 
©., welche fih auf die männliche eheliche Descenvenz des Dotirten nah dem 
Rechte der Erftgeburt vererben fol, 

Das Jahr 1810 bildet den Höhepunft der Macht und des Einfluffes des 
Minifters M. Der Wiener Friede vom 14. DM. 1809 und die daran fi anrei- 
hende Uebereinfunft vom 28. Februar 1810 hatte Bayern eine Ausdehnung ge— 
geben, welde es in ben Stand fette, bie jelbftändige Rolle zu fpielen, nach welcher 
M. ftrebte. Auch für die Haltung der inneren Politik bezeichnet dieſe Zeit einen 
Wendepunft, wie ſich diefes bei der fpäteren Charafteriftif derſelben ergeben wird. 
In der äußeren Politif trat der Umſchwung erft fpäter ein; in dem am 8. Oft. 
1813 zu Ried zwiſchen Bayern und Defterreih abgefchloffenen Vertrage ſagte ſich 


4) Der Chef des Finanzdepartements, Freib. v. Hompeſch, war 1801 geftorben, und die 
Leitung der Finanzen war feit diefer Zeit bis 1803 proviforifch dem Minifter des geiftlichen 
—— Grafen Morawipky, übertragen geweſen; ſ. das bayer. Regierungsblatt von 1803, 


5) Did zu _diefem Jahre waren die Gefchäfte dieſes Minifterlums zu einem großen Theile von 
bem — mitgeleitet worden; für die geiſtl. und Unterrichtsangelegenheiten hatte ein 
eigenes Minifterium beftanden. 
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jenes vom Rheinbund los und ſchloß fih mit feiner Kriegsmacht ven gegen Frank⸗ 
reih alliirten Staaten an, Auf die Erfolge verjelben in dem Kriege gegen Frank. 
reich ift hier nicht der Ort, näher einzugehen. 

Der Wiener Kongreß hatte befanntli den Zwed, die Verhältniffe Europa’s 
neu zu regeln und ihnen eine fichere rechtliche Grundlage zu geben. Der König 
von Bayern fand ſich perfünlih beim Kongrefle ein. Als fein Bevollmächtigter 
beim Kongrefie erfchien aber zu allgemeiner Weberrafhung nicht der bisher 
für unentbehrlih gehaltene Graf von M., fondern Wrede und Rechberg. Ob 
äußere Einflüffe oder innere Gegner den Minifter vom Kongreffe fern zu halten 
mußten, ift bis zur Stunde nicht erflärt. Bei dem im folgenden Jahre zur Feft- 
ftelung der Gebietsverhältniffe und der Grenzen zwifchen Defterreih und Bayern 
abgeſchloſſenen Bertrage wirft als erfter Vertreter Bayerns M. mit, und berjelbe 
ift Namens der bayerifhen Regierung von ihm unterzeichnet. 

Als indefjen der König von einem längeren Beſuche, den er feinem Schwie— 
gerjohne, dem Kaifer Franz, im Winter 1816/17 in Wien abgeftattet hatte, (1: 
Februar 1817) in feine Reſidenz zurüdgelehrt war, erhielt M. unerwartet feine 
Entlaffung. Das im Regierungsblatte publicirte F. Refcript vom 2. Febr. 1817 
lautete: „Wir haben und auf die wiederholten und dringenden Geſuche unfers 
Staatsminifters des Aeuferen, des Inneren und der Finanzen, Grafen von M,, 
um bei ven Angriffen auf feine Geſundheit eine Erleichterung in feinen Geſchäften 
zu empfangen, envlih bewogen gefeben, dieſem billigen Begehren in der Art zu 
wilfahren, daß wir denfelben der ganzen Laft der ihm anvertrauten Staatsämter 
mit Belafjung feines Ranges und eines jährlihen Gehaltes von 30,000 fl. ent« 
heben und uns für außerordentliche Angelegenheiten jenen Beiftand feines Rathes 
vorbehalten, weldyen wir uns von feinen bewährten Staatskenntniſſen und feiner 
Anhänglichkeit an unfere Perfon verſprechen dürfen.” Am gleihen Tage war eine 
Verordnung über die Bildung und Einrichtung ber oberften Stellen des Staates 
erlafjen worden, die dem jet noch beftehenden Staatsrath ins Leben rief und bie 
Minifterien neu organifirte und befegte, 

Damit war die politiihe Wirkſamkeit M.'s beendigt. Zwar trat er als erb- 
licher Reihsrath in die durch das BVerfaffungsgefeg vom 26. Mai 1818 begrün- 
dete erfte Kammer ein, und feit dem Beftehen der Landräthe, als des Organes 
e Bertretung der Kreife, war er einer der Nepräfentanten feines Standes im 

anbrathe. 6) Allein von einer hervorragenden Rolle, die M. als Mitglied biefer 

politifhen Körperſchaften gefpielt hätte, willen wir nichts zu berichten. Er lebte 
feit feinem Rüdtritte von dem Scauplage feiner ftantsmännifhen Thätigfeit im 
Kreife feiner Familie”) und Freunde abwecjelnd in Münden und auf feinen 
Gütern. Körperliche Leiden, die ihm das Alter allmälig brachte, vermochten feinen 
Gleichmuth und feine Heiterkeit nicht zu zerftören; er bewahrte diefe bis zu feinem 
Tode — am 14, Juni 1838. 8) 


6, Er bekleidete dort wiederboft die Stelle eines 2. Präfidenten, während ihn der Landrath 
feines Kreifes zum Vorfigenden gewählt hatte. 
7) Er war (feit 1801) mit einer Gräfin (Erneftine) von Arco verehelicht, die ibm bald nach 
feiner Quiefeirung durch den Tod entriffen wurde. Aus diefer Ehe waren ihm 3 Söhne und 5 
—— geboren worden; der erſtgeborne Sohn Maximilian iſt der Erbe der Reichsrathswürde 
geworden. 

8) M.'s Perfönlichkeit wird von einem Zeitgenoffen gefchifdert, wie folgt: „Seine Bildung 
urd fein ganzes Neußere war altfranzöfiich. Ein ſtark gepuderter Kopf, heil von Berftande, fprü- 
bende Augen, eine ſtark bervorftehende krumme Nafe, ein großer etwas fpöttifcher Mund gaben 
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Um die ftaatsmännifhe Wirkfamteit tes Minifters von M. zu beurtheilen 
und zu würdigen, wollen wir deſſen äußere und innere Bolitif gefondert betrachten. 
Ju Bezug auf die erftere verfolgte M. während feiner ganzen langjährigen Ber- 
waltung unverrüdt den Zwei, Bayern wo mögli zu einer felbftändigen Macht 
zu erheben, die im Stande fein follte, ihr politifches Verhalten nad eigener Wahl 
zu bemeſſen und zu beftimmen. Aid ein Mittel, das die Realifirung dieſes Zweckes 
fihern und erleichtern follte, betrachtete er die Arrondirung und möglichfte Erwei— 
terung des Gebietes, um die-Nachtheile zu befeitigen, welche aus der von früher 
ber überlommenen Zerjplitterung bes Befiges nothwendig fid) ergaben. Da man 
diefes Ziel mit eigener Kraft zu erreihen außer Stande war, fo mußte man fid 
nad Bundesgenoffen umfehen, mit denen vereinigt man einerfeit8 den mannigfachen 
Gefahren, die aus den Zeitverhältniffen entjprangen, entgegentreten, feine Eriftenz 
und feinen Befisftand bewahren und anbererfeits die unmittelbaren Zwede ver- 
wirklichen zu können Ausfiht hatte. Am Anfange der Regierung Mar Joſephs III. 
ſchloß ſich Bayern nicht an Franfreih, fondern an Rußland und England an, 
indem man zunädft wohl die Erhaltung bes pfälzifchen Befiges jenfeits des Rheines 
für möglih hielt. Daß übrigens diefe Politif im Lande felbft nicht blos feine 
Anhänger, fondern vielmehr vie heftigften Gegner hatte, ift aus den Urtheilen ver 
Zeitgenofjen bekannt. In einer Biographie des Miniftere M. (v. 1802), welde 
fih im dritten Hefte der „Gallerie ver merfwärbigften furbayerifhen Staats- 
beamten“ findet, fommt darüber unter Anderem folgende Stelle vor: „Wahrbaft 
fatanifch ift die Unverfhämtheit (M.'s), fih als Werkzeug gegen bie franzöflfche 
Republif erfaufen zu laſſen 9), vie ihn in feiner Armuth unterftügt hatte und 
ihn jetzt durch Bekanntmachung der ihr für feine Penfion geleifteten Dienfte vor 
ganz Europa brandmarfen fünnte, wenn fie nicht zu großmüthig über die Belei- 
digung der Infelten wegſähe.“ 10) — Bei diefer Stimmung des Landes 1!) wäre es, 
von den fonftigen Erwägungen ganz abgefehen, dem Minifter wohl ſehr ſchwer 
geworben, das antifranzöfiihe Syftem aufrecht zu erhalten. Eigene perfönliche Nei- 
gung, wie fie aus der Erziehung und aus der früheren Stellung vesjelben ſich 
ergab, und die Erwägung der beftehenden BVerhältniffe der europäiihen Mächte 
drängten indeſſen M. zu dem Bündniß mit Franfreih, deſſen fteigende Macht 
allein geeignet erfhien, den Beſitzſtand Bayerns zu fihern und zu erweitern. Die 
übrigen Mächte waren entweder felbft im Bündniß mit Frankreih, wie Preußen 
und Rußland, oder wo bies nicht der Fall war, lagen fonftige Gründe vor, weldye 
Bayern vom Anſchluſſe abfchredten. Oder konnte man es dem Lande und der Re- 
gierung zumuthen, fi mit Vertrauen an Defterreih anzuſchließen, das von jeher 
und erft in ber jüngften Zeit Verfuche gemacht hatte, Bayern zu inforporiven? 
Wo waren die Beweife zu erbringen, daß dieſe Abſicht aufgegeben ſei? Aeußerte 
nicht ver Kaifer felbft, „daß fih nun (in Folge des Lünneviller Friedens) wohl 
ber Fall einer Trennung feines Interefjes von jenem feines Nahbars ergeben 


ibm ein mephiftophelifches Anichen , obgleich die furzen BeinMeider und die gallamäßigen, weiß 
feidenen Etrümpfe feinen Pferdefuß zu verfteten batten. Kein Feind der finnfichen Freuden und 
Genüffe, liebte er auch die Scherze und Geſpräche der Tafel, weshalb er immer auch feine Gäfte 
mit aus dem Künfller und Gelehrtenftande wählte.“ (R. v. Langs Memoiren Bd. 11. ©. 150). 

9) Bayern batte nämlich mit England einen Subfidientraktat abgeſchloſſen. 

’0) Gegen die erwähnte Brofhüre war gerichtet: „Ein Paar Worte über die Schmähſchrift, 
Gallerie der merfw. bayer Staatöbeamten.” Heft 3. zc. Mainz 1803. 

2) Wir verweifen noch auf eine viel rubiger gehaltene, aber in demfelben Sinn gefchrie» 
bene Brofhüre: „Vahern nah dem Frieden von Lüneville.”" DO. O. 1803. 2. Heft S. 20 ff. 
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könne!” Dazu kam, daß England, welches übrigens ſchon mit Rüdficht auf feine 
Lage einen wirkſamen Schuß zu gewähren außer Stande war, geradezu den Rath 
ertheilte, „fih an den I. Konful anzufchliegen, ba man faft Gefahr laufe, über- 
flügelt zu werben." — In Erwägung biefer Yage der Dinge ſchloß Bayern am 
1. Auguft 1801 einen bejonderen Friedensvertrag mit Frankreich ab, in dem es 
insbefondere die Zuficherung erhielt, daß ihm für die Berlufte jenfeits des Rheines 
volle Entſchädigung werden folle. Der $. 2 des Reichsdeputations-Hauptſchluſſes 
von 1803 bat dieſes DVerfprehen aud im vollen Umfange erfüllt Bon dieſem 
Zeitpunfte an bis zu der Kataftrophe im Jahr 1812 blieb Bayern der Bundes» 
genoſſe Frankreichs; erft in dem oben ſchon erwähnten, wenige Tage bor der Schlacht 
bei Leipzig mit Defterreich abgefchloffenen Rieder Bertrage ſagte es fi von feinem 
Berbündeten los und ſchloß fi ver Allianz gegen Sranfreih an. — Nur Einmal 
während viefer Zeit war man ſchwankend geworben, — im Jahre 1805, als es 
fih darum handelte, ob man ſich der Unternehmung Defterreih8 gegen Napoleon 
anfhliegen folle. M. war indefien auch bei dieſem Anlafje gegen vie Verbindung 
mit Defterreich, und feine Anficht trug den Sieg davon. 1?) Bayern blieb im Bünpniffe 
mit Franfreih und ging fogar im folgenden Jahre unter Losſagung vom Reiche 
mit mehreren anderen deutſchen Fürften den unter Napoleons Protektorat geftellten 
Rheinbund ein. Bon den Folgen, welche der Presburger Friede von 1805, dann die 
Eingehung des Rheinbundes und der Wiener Friede von 1809 für den Gebietsftand 
Bayerns hatten, einläßlich zu fpreden, ift hier nit am Drte. Das Wefentliche 
davon ift fhon oben (Bd. I. ©. 748 und 749) angeführt worden. Ebenjowenig 
haben wir nöthig, die Ereigniffe hier aufzuzählen, welde dem erften und zweiten 
Parifer Frieden vorhergingen und unmittelbar nadhfolgten. 

Man bat dieſe Politik Bayerns ſchwer getabelt und hat namentlid M., ven 
Leiter derfelben, verantwortlich gemadt für die Erniedrigung Deutſchlands, die in 
dem Suden und Annehmen fremden Schuges lag. Ich habe mich über dieſen 
Punkt {hen oben (Br. I. S. 748) bei dem Ueberblide über die Geihihte Bayerns 
ausgefprohen. Wer die damaligen Berhältniffe nicht mit ven Gefühlen und Ein« 
fihten der Gegenwart bemißt, fondern fi in die Zeit, in welcher M. handelte, 
und in ihre Auffaffung verfegt und darnach die handelnden Perſonen beurtheilt, ver 
fann e8 beflagen, daß ber Leiter der bayerifchen Politik ſich nicht über feine Zeit 
zu erheben und fich fein Ziel nicht über dem Niveau der Gegenwart zu fegen 
wußte; aber ihn unbebingt zu verurtheilen wäre ungerecht und unbillig. Wil man 
ein Schulvig ausſprechen, fo muß es die ganze damals lebende Generation treffen — 
Fürften wie Stände, große wie feine deutfche Staaten. „Wenn e8 in einer fo 
trüben Geſchichte ein Troft fein könnte, daß alle vie Mächte und Stände, die das 
alte Reich bilveten, gleihmäßig zu deſſen Auflöfung mitgewirkt haben, fo ift uns 
diefer Troft im vollen Maße zu Theil geworben: Defterreih und Preußen, 
Bayern, Baden wie Pfalgzweibrüden, die weltliche wie die geiftliche Fürſtenſchaft, 
fie find alle in dieſe Schuld gleich tief verftridt, und keiner hat Urfache, den an- 
dern um feines geringern Patriotismus willen vor der Nachwelt anzullagen." — 


12) Zu beflagen ift dabei die peinlicye Verlegenbeit, in welche man den Kurfürften verjepte, 
und die wenig würbige Weife, wie er fih daraus 106 machte. S Häuffer, deutſche Sefchlähte 
vom Tode Friedrichs d Großen Bd. I. ©. 619. 

13) Eine im Jahre 1813 erfchlenene Brofhüre: „Bayern unter der Regierung des Minifters 
Montgelas“ (die dem Grafen von Reiſach ihren Urfprung verdantt), ftellt geradezu Die Thefis auf, 
daß ed M. fei, „dem Deutfchland gang vorzüglich feinen Untergang zu verdanken habe”. Die 
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Diefes Urtheil eines ver erften unferer Hiftorifer muß jeder Uubefangene als 
richtig anerkennen. 19) 

Schwerer und begründeter ift der Zabel, der bie Politit M.'s in der beut- 
ſchen Sache trifft. Ein richtiges Verſtändniß der Lage hätte ihn beftimmen müſſen, 
bei dem Principmwechfel, der feit 1813 in der äußeren Politif Bayerns eintrat, von 
feiner Stelle zurüdzutreten und die Leitung der auswärtigen Angelegenheiten einem 
Antern zu überlaflen. Bon anterer ſehr einflußreicher Seite ſcheint man von ber- 
felben Anfidyt der Dinge ausgegangen zu fein, und es begann baher feit tiefer 
Zeit eine immer mächtiger anfhmwellende Oppofition gegen M., der es endlich ge- 
lang, ihn zu ftürzen, freilich erft als es zu fpät war. Wenn es aud gelungen 
war, M. von der perfünlihen Theilnahme an ten Berhandlungen des Wiener 
Kongrefies fern zu halten, fo war er body aud während diefer Zeit der Leiter ber 
bayeriſchen Politik, und es gelang ihm in Verbindung mit Württemberg, das Zu« 
ftandefonımen einer deutſchen Verfaſſung mit dauernden und einheitlichen organi« 
hen Einrihtungen zu verhindern und damit Deutſchland und mittelbar aud 
Bayern einen nur fhwer heilbaren Schaben zuzufügen. Die Bewahrung ver vollen 
Souveränetät galt ald das Ziel, das man auch gegenüber dem deutſchen Geſammt · 
vaterlande verfolgte; daher das Widerftreben gegen eine ftarfe Bundesgewalt und 
insbefondere gegen alle diejenigen Attributionen berfelben, welche eine gewifje Gleich— 
förmigfeit der inneren Rechts- und Berfaffungsverhältnifje der deutſchen Staaten 
begründen ſollten. Als ob nicht die unmittelbar abgelaufene Vergangenheit den 
Beweis geliefert hätte, daß die Partitular-Souveränetät der Mittelmächte einer 
fremden Stüte bebürfe, — daß die formell zuerfannte Souveränetät niht von 
felbft auch die realen Folgen derfelben enthalte, wenn nicht eine ausreichende Macht 
fie trägt! — Statt eine wirkſame Centralgewalt zu fchaffen, welche für Bayern 
wie für die Übrigen Mittelftanten die befte Garantie zur Behauptung ihrer Selb⸗ 
ftändigfeit nad Innen und nad Außen zu bieten im Stande war, verfegte man 
fih in die Nothwendigkeit, bald an Defterreih, bald an Preußen fi anlehnen zu 
müffen, wollte man gewiffe politifche Zwede ſicher verwirklichen ! 

Für Deutfhland und feine Intereffen und Berürfniffe hatte M. offenbar 
fein Verſtändniß. War das deutſche Reich in ver Zeit, in welche M.'s Jugend 
fallt, überhaupt ein faft vergeffener Begriff, jo kann man ſich bei M. im Pin- 
blick auf feine Abftammung und Erziehung diefen Mangel wohl erflären. Allein 
er mußte ald Staatsmann aus den Greignifjen der Jahre 1812—1815 bie Ein- 
ficht gewinnen, daß die Gefinnung bes deutſchen Volkes und bie daraus entfprin- 
genden Borberungen und Wünfche weſentlich anders geworben feien als beim Be- 
ginne des Jahrhunderts, und darnach handeln. Allein er hielt mit mandem anderen 
Bolititer vie damalige Stimmung des deutſchen Bolles für eine voräbergehenve 
erg 5 die man ohne Nachtheil ignoriren fünne. — Wir wollen, um die 
Art und Weile zu kennzeichnen, in welcher M. die deutſche Frage beurtheilte, auf 
eine Yeuferung desſelben verweiſen, welche er in feinen fpäteren Jahren darüber 
machte, um die Differenz feiner Anfiht von jener Steins darzulegen: „Stein 
wollte eine Monardie mit Repräfentativverfafiung und 2 Kammern, aus den Ab- 
geordneten der deutſchen Bundesftaaten gebildet; ich aber glaubte Deutſchland nur 


— — — — 


Apologie dagegen (von R. dv. Lang) führt den Titel: „Der Miniſter Graf von Montgelas unter 
der Regierung Königs Maximilian von Bayern.“ 
) Als ob Nordamerifa feine Repräſentativ-Verfaſſung nit 2 Kammern u. f. m. hätte! 


Alontgelas. 777 


zu einem Föverativ-Staate geeignet, Nordamerika ähnlich 1%), oder getheilt in Sud⸗ 
und Norbbeutichland. Die Kleineren müßten jedenfalls mebiatifirt und Württemberg 
und Baden nad Italien hinausgefhoben werden.“ 15) 

Wenden wir uns ver Thätigkeit des Minifters auf dem Felde der inneren 
Politik zu, fo ift vor Allem nicht zu verkennen, daß die Schwierigkeiten, welche 
e8 bier zu befiegen galt, mindeftens ebenjo groß waren, als bie internationalen. 
Alle Staaten Europa’s befanden fih am Ende des vorigen Jahrhunderts in einem 
Zuftande ber Gährung; der Bruch mit der Vergangenheit lag überall zu Tage, 
ohne daß e8 fofert gelang, etwas der Gegenwart entſprechendes Neues an vie Stelle 
zu fegen. Während übrigens in den meiften übrigen Staaten auch von Regierungs- 
wegen das Alte als unhaltbar anerkannt war, hielt man in Bayern gerade in ven 
legten Decennien des 18. Jahrhunderts mit verfolgungsfüdhtiger Strenge an dem 
Hergebrachten unbedingt feft; aud nicht ein Glied viefer morſchen Kette follte 
herausgenommen oder dur ein anderes erjegt werben. 16) 

As Mar Joſeph 1799 vie Regierung antrat, athmete das Land auf wie 
von einem brüdenden Alp erlöst und ſah boffend dem neuen Landesherrn entgegen. 
Bor Allem war e8 die Lanbes- Berfafjung, welde die Aufmerkſamkeit der neuen 
Regierung auf fi ziehen mußte. Dem Namen nad beftand in Kurbayern nody 
bie alte ſtändiſche Berfafjung, wie fie fi im Laufe des 14. und 15. Jahrhuns 
derts entwidelt und ausgebildet hatte, In der Wirklichkeit eriftirte freilich ſeit 1669 
nur noch ein kaum kenntlicher Torſo dieſer Verfaſſung in einem aus 16 Berord- 
neten der Landſchaft beftehenden Ausſchuſſe, „ver alljährlih nad heil. drei König 
in der Refivenzftabt ſich verſammelte, um mit der Landesherrſchaft die gemöhn- 
lichen Poftulatsverhandlungen zu pflegen.” 17) Daß das Mandat diefes Ausſchuſſes 
fon längft erlofhen war, und daß er die Stellvertretung bes Landtags ufurpirt 
hatte, barüber war fein Zweifel, und es entftand baher die Frage, ob nicht ber 
Gefammtlandtag einzuberufen fei und mit ihm die erforberlihen Verhandlungen 
zu pflegen feien. M. riety hauptſächlich mit Rüdficht auf die herrſcheude Stimmung 
der Gemüther von biefem Schritte ab. Allein es wäre wohl aud in ruhigen Zeiten 
nicht möglich gewefen, eine Berfaffung wieder ins Leben zu rufen, die in ihrer 
Wurzel abgeftorben war, fo daß felbft die unmittelbaren Träger berfelben feinen 
Sinn für ihre Bedeutung mehr hatten. 18) Die fpäteren Ereigniffe machten übri- 
gens das Zurückkommen auf diefen Gedanken ohnehin unthunlid. Dur die Sä— 
tularifation war ein wejentliher Beftandtheil der ftänvifchen Körperfhaft — ver 
Stand der Prälaten — völlig verſchwunden. 19) Der Reichsdeputationshauptſchluß 








6) ©. Briefe des Staatsminifterd Grafen M. 3. von Montgelas, heraudg. v. Zul. v. 

Sur Negensburg. 5. a. Vorr. Bd. X. Note *. 
dei In der oben angeführten Flugſchrift von Neijach wird das Negiment Karl Iheodors 
vertbeidigt! 

17,5. Kreittmapr, Staatsr. S. 415; derfelbe befchreibt uns näher, worin diefe Pos 
ftulatshandlungen befteben. Das Poftulat an Steuern wird nämlich durch zwei auf dem Land— 
baus erjcheinende furfürftl. Kommifjäre mündlib und ſchriftlich eröffnet, remonstranda da- 
gegen remonftrirt, nach dem gewöhnlichen Schriitenwechfel wird endlich der Schluß gemacht und 
jelher per mandatum generale publicirt, dann die Berordnung (fo hieß der Ausſchuß) gegen 
gewöhnlichen Revers, dab fie ibrer Bewilligung halber bei dem nächftfünftigen Landtag vertreten 
werden folle, bei Hof ausgeſpeist und wieder entlafjen. 

18) Wir brauden den Leſer nur auf den in der vorigen Note erwähnten Revers zu verweifen, 
um dieſe Behauptung zu rechtfertigen. 

19) Was für Mittel man anmwendete, um die aus der Gäfularifation drohende Gefahr von 
den Ständen abzuwenden, darüber gibt ein mir vorliegender Bericht Aufichluß, den der damalige 
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und fpäter der Presburger Friede hatte eine Reihe von Territorien mit Bayern 
vereinigt, deren Berfafjungsverhältnife von denen der älteren Provinzen bald mehr 
bald weniger wefentlid verjchieden waren. Wollte man aus diefen verfhiedenartigen 
Beftandtheilen einen einheitlichen Staat bilden, jo mußte man felbftverftändlid für 
viefen eine einzige gleichförmige Berfaffung anftreben. Das konnte man aber ent« 
weder dadurch erreichen, daß man bie Berfaffung einer einzelnen Provinz auch auf 
die übrigen ausdehnte, ober aber alle beftehenden Verfaſſungen aufheb und fürs 
Ganze eine neue Konftitution gab. Mit Recht wählte M. ven letteren Weg; denn 
feine der geltenden Berfaflungen war den Vebürfniffen der Zeit angemefjen, und 
es wäre felbft dann, wenn dieſes weniger unzweifelhaft feftgeftanden hätte, durch 
das Intereffe und bie politiſche Klugheit geboten worben, fo zu verfahren. 

M. begann feine besfallfige Tätigkeit zumächft damit, gewifle Inftitnte und 
Brincipien, welche ihm dem Weſen bes modernen Staates zu widerſprechen ſchienen, 
aus dem Wege zu räumen, Die bisherige unbedingte Ausfhliegung der Prote- 
ftanten von der Anſäſſigmachung in Bayern wurde im Jahr 1800 zunächſt für 
einen einzelnen Fall durhbrodhen und dann — ungeachtet der Remonftrationen ber 
landfchaftlihen Verordneien — in einer allgemeinen furfürftlihen Entſchließung 
vom 26. Auguſt 1801 aufgehoben. In dieſer ausführlich motivirten Eniſchließung 
wird u. U. vemerkt: „Dieſes (die Nützlichkeit der Zulaſſung von fremden Reli» 
gionsverwandten) wird turd das Beifpiel anderer in der Kultur fortfchreitender 
Staaten bewährt, wo die Ausſchließung anderer Religionsverwandten wegen ihrer 
Religionseigenfhaft, wenn fie übrigens alle Eigenfhaften eines guten und nüß- 
lichen Bürgers befigen, ſchon längſt als ber Vernunft und dem Geiſte der 
hriftlihen Religion zuwiderlaufend, anerkannt worden ift.“ 2%) Daran 
ſchloß fih das Edilt vom 10. Jan. 1803, weldes den Grundſatz ber Gewiſſens⸗ 
freiheit und der rechtlichen Gleichheit der verſchiedenen chriſtlichen Konfeſſionen auch 
auf die neuen Erwerbungen in Franken und Schwaben ausdehnte. — In dieſelbe 
Kategorie fällt die Aufhebung der Anwartſchaften, dann der Erblichleit ber Aemter 
und das Verbot, neue ſolche Koncefjionen zu ertheilen. Den entjheidenden Schritt 
in Bezug auf die Verfafjungsfrage that die Regierung in der Verordnung vom 
8. Juni 1807, in welder nad reiflicher Erwägung der Verhältnifie „die Auf 
hebung der bisherigen Befreiungen von ben Gtanttanflagen, die genaue Regulirung 
derfelben nach dem Bermögen ber Beitragspflichtigen und endlich die ausſchließliche 
Koncentrirung ihrer Erhebung und Verwendungen {in den Händen der königlichen 
Finanzftellen” als vie leitenden Grundfäge der künftigen Finanzgeſetzgebung pro= 
Hamirt wurden; denn bamit waren bie wefentlihen Rechte der noch beftehenven 
Stände für erlofhen erflärt. Daran ſchloß fich die Verorbnung vom 1. Mai 1808, 
durch welche die in einzelnen Provinzen bejtandenen landſchaftlichen Rorporationen als 
aufgehoben erflärt und bie Deputirten derfelben ihrer Funktionen erledigt werben. 
An dem nämlihen Tage wurde die für das ganze Land beftinmte, „allgemein 
gleiche Konftitution für das Königreich Bayern“ promulgirt, in der Erwägung, 
„daß der Staat, fo lange er ein bloßes Aggregat verfchiedenartiger Beſtand⸗ 





landſchaftl. Archivar (Panzer), welchen man in landſchaftlichen Angelegenheiten zur außerordentl. 
Reichsdeputation nad Regensburg geſendet hatte, an ſeine Kommittenten erſtattete. Er fordert 
arone Summen, wenn der Schlag foll abgemwendet werden. 

20) Die nicht uninterefjanten Aftenftüde findet mar mitgetbeilt in: „Beichichte der erften Bür⸗ 
er eines Proteftanten in München. Ein Beitrag zur Charakteriſtik der bayer. Landftände.” 
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theile bleibt, weder zur Grreihung der vollen Geſammtkraft, die in feinen Mitteln 
liegt, gelangen, noch den einzelnen Gliedern vesfelben alle Bortheile der bürger- 
lihen Bereinigung in dem Maße, wie es viefe bezwedt, gewähren könne," — 
Diefem nicht fehr umfangreihen 2!) Grundgefete, das vom 1. Dft. 1808 an in 
Wirkjamfeit treten follte, folgten mehrere organiſche Edilte, welche den allgemeinen 
Principien der Konftitution theild zur nähern Erläuterung dienen, theils die Art 
und Weife ihres Bollzuges vorzeichnen follten, wie 3. B. das Edikt über die Auf: 
bebung der Leibeigenſchaft, über den Adel, vie gutsherrlichen Rechte, die Lehen: 
verhältniffe u. f. mw. 

Da die Konftitution mit den dazu gehörigen Edikten die wichtigfte poſitive 
Schöpfung M.'s ift, jo bildet fie hauptſächlich den Mafftab zur Beurtheilung feiner 
Grundfäge in Bezug auf innere Politil. Wenn man nun auch anerfennen muß, 
daß fie, verglihen mit dem ummittelbar vorher beftehendem Zuſtande, weſentliche 
Fortſchritte enthalte, die auf einem richtigen Berftändniffe der Zeit und ihrer An- 
forderungen beruhten, wie z. B. die Aufhebung der Leibeigenfhaft, ver Steuer- 
befreiungen, der Bermögenslonfisfationen, Gleichheit der Untertbanen vor dem Ge- 
fee, fowie die Gleichheit der Gefege felbft, Gewifiensfreiheit, Unabhängigkeit ver 
Rechtspflege, fo ift fie doch in ihren widhtigften Beftandtheilen als ein verfehltes 
Wert zu bezeichnen. Der Grund bievon liegt zum Theil in den Verhältniſſen ver 
Zeit, die nur darüber fih Mar war, daß das Alte unhaltbar fei, dagegen in ihren 
Anfihten ſchwankte, wenn es fid darum handelte, etwas Neues an der Stelle bes 
Alten ins Leben zu rufen. Dazu kam die politifhe Bildung, welde M. empfangen, 
und das internationale Verhältniß, in welhem Bayern zu Frankreich ftand, um 
e8 erflärlih zu machen, wie M. bei der Ausarbeitung der bayerifchen Konftitution 
zunächſt das, was in Franfreic galt, und vie Kopie, welche man davon nad Weft- 
phalen verpflanzt hatte, zum Mufter genommen habe. Se ift denn auch die bayerifche 
„Rational-Repräfentation” eine wahre Parodie des Inftitutes geworden, deſſen 
Namen fie trägt, und von der nur das eine Gute zu jagen iſt, daß fie nie wirklich 
gebildet oder zur Thätigfeit berufen worden ift; es fcheint fohin ihr Urheber felbft 
fein rechtes Herz für fie gehabt zu haben. 

Wir können uns alle Detailkritit erfparen, wenn wir die betreffenden Be— 
ftimmungen des 4. Titeld der Konftitution bier folgen laſſen. Die Nationalreprä- 
jentation wird gebildet, indem in jedem Kreife (deren Bayern damals 15 zählte) 
aus denjenigen 200 Lanbeigenthümern, Kaufleuten und abrifanten, weldye vie 
höchſte Grundfteuer zahlen, von ven Wahlmännern je 7 Perfonen als Vertreter 
bes Kreifes gemählt werben. — Wahlmänner find aber vie Mitglieder der allge: 
meinen Kreisverfammlung, bie der König auf Lebenszeit aus denjenigen 400 Land⸗ 
eigenthümern, Kaufleuten oder Fabrikanten bes Kreifes, melde die höchſte Grund: 
fteuer zahlen, nach dem Verhältniß von 1 zu 1000 Einwohnern 22) zu ernennen 
bat. Die Berfammlung der Repräfentanten wählt aus ihrer Mitte Kommiffionen 
von 3, höchſtens 4 Mitgliedern, — eine für die Finanzen, für die Gefeßgebung, 
die innere Berwaltung und die Tilgung der Staatsihulden. Dieſe verfanmeln fich 
und forrefponbiren mit den einfhlägigen Sektionen des Geheimen Rathes über bie 


21, Es umfaßt im Ganzen 45 Paragrapben, welche in fechs Titel mit machftebenden Weber: 
fchriiten verteilt find: „Hauptbeftimmungen“, „von königl. Haufe”, „von der Berwaltung des 
Neiche*. „von der Nationafrepräfentation”, „von der Juſtiz“, „vom Militärftande.” 

22), Die Einwohnerzahl der Kreife ſchwankt zwiſchen 140,000 und 300,000, alfo die Zahl 
der Mitglieder der Kreiöverfammlung zwiſchen 140 und 300. 
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Entwürfe der Gefege und Hauptreglements fowohl als den jährlichen Finanzetat, 
fo oft es die Regierung von ihnen verlangt. Die auf folde Art vorbereiteten Ge- 
fetge werden an die Repräfentation durch höchſtens 3 Mitglieder des Geheimen 
Nathes gebracht; die Berfammlung ftimmt darüber dur ben Weg des geheimen 
Strutiniums nad der abfoluten Mehrheit der Stimmen. Niemand ift befugt, das 
Wort zu führen, als die k. Kommiſſäre aus dem Geheimen Rathe und bie Glieder 
der einſchlägigen Kommiſſion der Repräſentation. 

Noch Harer tritt das politiſche Syſtem des Miniſters hervor, wenn man das 
im Gefolge der Konſtitution erlaſſene „Edikt über das Gemeindeweſen“ vom 24. 
Sept. 1808 in Berüdfihtigung zieht, welchem am 1. Dft, 1807 „ein organi- 
{ches Evift über die Generaladminiſtration des Stiftungs- und Rommunalvermö- 
gens im Königreiche“ vorausgegangen war. Dasjelbe hatte zwar anerfannt, daß 
das Stiftungs- und Kommunalvermögen von dem allgemeinen Staats- und Yinanz 
vermögen zu fontern fei, hatte aber doch dafür eine „Staatsabminiftration“ 
angeorbnet. 3) Hieraus Tät ſich bereits ein Schluß auf ben Geift des Gemeinde⸗ 
Edikts ziehen, wenn man weiß, daß den Gemeinden die Verwaltung ihres eigenen 
Vermögens entzogen iſt. Zur Charakteriſirung desſelben führen wir nur folgende 
Beftimmungen an. Die Heineren Märkte und Dorfgemeinden, welde unter dem 
Begriffe der Ruralgemeinden zufammengefaßt werben, beforgen ihre Angelegenheiten 
tur Gemeindeverfammlungen und Gemeindebefhlüffe; — fie dürfen feinen beftän- 
tigen Repräfentanten oder Vertreter ernennen (8. 59). In den Stübten und größeren 
Märkten wird die Gemeinde durch einen aus ihrer Mitte auf je 6 Jahre gewählten 
Municipalrath vertreten, welcher wenigftens aus 4 und höchſtens aus 5 Gemeinde⸗ 
gliedern beſteht. Die Wahl geſchieht in Städten unter 5000 Seelen durch die 
Gemeindeglieder ſelbſt, in ven Städten über 5000 Seelen durch Wahlmänner, 
welche der Generalfreisfommiffär (Präfelt) auf den Vorſchlag des Polizeivireftors 
und nad) Bernehmung des Municipalrathes für jede Wahl befonders ernennt, fo 
daß die Zahl der Wahlmänner noch einmal fo groß ift, als die Zahl der zu 
wählenden Municipalräthe, alfo zwiſchen 8 und 10 jhwanft ($$. 60, 61, 62). 
Sowohl die Gemeinden al8 der Municipalrath können nur auf Berufung 
und unter feitung ber Boltzeiftelle zufammentreten; fie fönnen 
ohne Wiſſen und Genehmigung derfelben nichts beſchließen ($.63). 

Bedarf es nody weiterer Belege, um den Lefer zu überzeugen, daß das 
Edikt zwar von Gemeinven fpridt, aber teren Begriff von felbftändigen, wenn 
auch dem Staate untergeorbneten, jo vo ihre Zwede mit eigenen Organen ver 
folgenden Korporationen gar nicht kennt? Statt die Gemeinden zu heben und wieder 
zu beleben, wurden fie völlig vernichtet. Wie verſchieden davon ift die Auffaflung 
Steins, deſſen Städteorbnung in dem nämlihen Jahre erlafjen wurde? Während 
fi) Hier vie Ueberzeugung geltend macht, daß eim geſundes Staatsleben vor Allem 
auf felbftändigen Gemeinden beruhe, ſah M. in ihnen nur einen Mechanismus, der 
in einem gewiflen Grade für die Staatsregierung braudbar war und barum no- 
minell aufredt erhalten wurde. 

Die Eovifte und Geſetze, welhe zur Ergänzung und Fortbildung der Konfti» 


23, Es bat zwar diefe Einrichtung nur ein Jabrzehnt im Staate beitanden; denn wenige 
Wochen nach der Entlafjung des Miniſters M. (am 4. März 1817) wurde den Gemeinden die 
Verwaltung ibres Kommunal: und des Lofal-Stiftungsvernögens zurüdgegeben. Die Nachtheile, 
ee n den Stiftungen und Gemeinden brachte, haben Jahrzebnte lang micht völlig geheilt 

n fönnen. 
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tution in den fpäteren Jahren von 1809— 1813 erlaffen wurden, find im Wefent- 
lihen alle von temfelben Geifte durchdrungen. Infoweit fi Abweichungen darin 
finden, beftehen fie vorzugsweife in Konceffionen zu Gunſten des Adels, wobei 
man fein Bedenken trägt, zu dieſem Zwecke aud im bie jonft fo forgfältig be- 
wahrten Kronrechte überzugreifen. 24) — Als eine Intonfequenz auf einem anderen 
Gebiete muß ferner die Verordnung vom 10. Juni 1813, die unter dem Namen 
des Judenedilts befannt ift, bezeichnet werben. Nicht nur ift das Princip der recht- 
lichen Gleichheit, welches durch vie Konftitution proflamirt war, darin verlegt, fon- 
dern das Geſetz enthält geradezu inhumane Beftimmungen. Ober kann man es 
anders nennen, wenn ber $. 12 desfelben verorbnet: „Die Zahl der Judenfamilien 
an den Orten, wo fie vermalen beftehen, darf im der Regel nicht vermehrt werben ; 
fie fol vielmehr nah und nad vermindert werben, wenn fie zu groß ift.“ 25) 

Als man bei ver Wiederkehr des Friedens ernftlih an die Revifion der Kon« 
ftitution dachte, hing das Ergebniß dieſer Beflrebungen vorzugsweije von M. ab. 
Er erhielt den Auftrag, desfallfige Anträge zu ftellen, die unterm 17. Sept. 1814 
die königlihe Genehmigung erhielten. Das k. Reſkript von diefem Tage zeichnete 
die Grundprincipien vor, nad welden bie Revifion ftattfinden follte. Es erſcheint 
nicht nöthig, auf das Detail diefes Reftripts näher einzutreten. Es ift ein Ausfinf 
desſelben Syftems, aus weldem die Konftitution vom 1. Mai 1808 entjprungen 
war, wenn es au ba und bort in untergeorbneten Punkten Berbefjerungen vor- 
ſchlug. Die darüber gepflogenen Berathungen machten das Werk nicht befjer. Wenn 
einzelne Stimmen in der Kommijfion abweichender Meinung waren, fo warb ihnen 
verfichert, daß die eigentlichen Repräfentanten ver Nation nur der König und feine 
Beamten fein könnten, daß man durchaus nicht zu begreifen vermöge, wie man 
auf Erweiterung der Befugniß der Stände antragen könne, nachdem Seine Maj. 
ber König aus befonderer Gnade auf einige von feinen Souveränetätsrechten groß- 
müthig verzichtet habe. 26) 

Diefen Anfichten ift M. auch fpäter treu geblieben. Das Urtheil, das er 
über die Berfafjungsurfunde vom 26. Mai 1818 ausſprach, konnte daher fein 
günftiges fein. Neben ven begründeten Ausftellungen, welche er daran zu machen 
hatte, brüdt er darin feine Abneigung gegen alles fonftitutionelle und parlamen- 
tariſche Weſen offen ans; es lautet: „Ich fah voraus, melde Verwirrung aus 
diefen halb ausgeiprodhenen Grundſätzen und biefem Mangel an Kenntniß ber 
Landeszuftände entftehen würbe. Ich habe an den Grundſätzen, welche fie ausfprict, 
fein Wohlgefallen und feinen Theil daran! Ein Land wie Bayern, weldes aus 
fo verſchiedenen Provinzen befteht, läßt ſich nicht fo leicht regieren. Ich hätte 
Provinzialftände zufammengerufen und fie über die Verfaffung berathen laſſen. 
Dann wäre diefe aus dem Volle hervorgegangen. Manches Talent, welches auf 
dem Landtage nicht hervortritt, wäre dort dem allgemeinen Wohle nüglich ge» 
weſen. — Erft wenn dur Provinzialverfammlungen einige politiſche Bildung 


24, So geflatten die Edikte über die qutöberrliche Gerichtöbarfeit den Berfauf von Grund⸗ 
boflden des Staates an — Seren um die Bildung qutöberrlicher Gerichte zu erleichtern ! 
25) Wir fügen no die Echlußworte des Edikts bei: „In diefen Beftimmungen werden die 
in unferem Reiche befindlichen Juden einen Beweis unferer auf das Wohl unferer fämmtlichen 
Unterthanen fich erftredenden Sorgfalt ebenfo dankbar erkennen, als gefammte Polizeibehörden 
Präftig mitzumwirten haben, daß die Verordnung allenthalben genau in Vollzug fomme.“ 
) Das erwähnte f. Rejfript ift vollftändig — im ©. Freih. v. Lerchenfeld „Be 
ſchichte Bayerns unter König Maximilian Joſ. 1.“ . 1854. ©. 336 ff. Die Beil. 2. S. 343 
ff. enthält das Schreiben eines Mitgliedes der Revifions-Rommilfion, 
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erzeugt war, die th für nothwendig halte und die nicht va war, hätte ich die Ber- 
faffung ind Leben gerufen, die aus ihren Berathungen hervorgegangen wäre.“ 2) — 
M meinte, der Deutfche begreife das Repräfentativfyften nicht; vielleicht begriff 
er den Deutſchen nicht! 

Man wird aus dieſem Ueberblide die Ueberzeugung gewonnen haben, daß 
das Zuftandefommen einer konftitutionelen Berfafjung in Bayern erft nad ber 
Entlafjung M.'s möglich war, und man wird es erflärlid finden, daß die Ent- 
fernung des Minifters von allen denen freudig begrüßt wurde, welche auf eine 
freiere Geftaltung der Verfaſſung hofften. 28) 

Menden wir und ber Thätigfeit des Minifters in der Verwaltung zu, je 
muß anerfannt werben, daß er ſich um biefelbe im formeller und materieller Be- 
ziehung die größten Verdienſte erworben habe. Wir wollen verfuhen, den Lejer 
mit den wichtigften bieher gehörigen Schörfungen befannt zu maden. 

Als M. die Leitung der Gefhäfte übernahm, fehlte e8 vor Allem an einer 
einfachen und ſyſtematiſchen Gliederung der Berwaltungsorgane. Jede der 5 Haupt 
provinzen, aus welden damals Bayern beftand, hatte ihr eigenes Aemterſyſtem 
und ihre beſondern oberſten Stellen. Durch kurfürſtliches Dekret vom 25. Febr. 
1799 wurden vier Miniſterien (Auswärtiges, Finanzen, geiſtl. Sachen, Juſtiz) ge— 
bildet, deren Auktorität ſich regelmäßig über alle Provinzen erſtreckte; nur bezüglich 
Einer Provinz vereinigte der Miniſter des Aeußern, alſo M., die Geſammtleitung 
in ſeiner Hand. Die geſchichtlich hergebrachte Eintheilung des Landes war übrigens 
beibehalten worden, auch dann noch, als auf Grund des Reichsdeputationshaupt⸗ 
ſchluſſes die Erwerbungen in Franken und Schwaben gemacht wurden. An der 
Spitze der einzelnen Provinzen ſtanden nun Mittelſtellen, und zwar zum erſten 
Male genauer gefondert für die Juftiz und für die Adminiftration. Den vesfall- 
figen Aominiftrativorganen, den Landespireftionen, wurbe die Leitung aller Ber- 
waltungszweige innerhalb der Provinz übertragen, und dadurch wurben viele der 
bis dahin beftandenen Mittelbehörden entbehrlich und konnten aufgegeben werben, 29) — 
Die Reform blieb übrigens hiebei nicht ftehen; fie erftredte ſich auch auf die äußern 
Bollzugsbehörden. Eine Reihe von Aemtern, die unter den verfdiebenartigften Be- 
nennungen und mit ſehr verſchiedenem Wirkungstreife bisher beftanden hatten, 
wurde aufgehoben, und ihre Gejhäfte wurden auf dem Lande ben kurfürſtlichen 
Landgerichten und Nentämteru übertragen, fo daß die erfteren fortan die gejammte 
Zuftiz und Polizei (die aud im Minifterium nod vereinigt waren, indem ber Ju⸗ 
ſtizminiſter auch die Polizeiverwaltung zu leiten hatte), die letzteren fänmtliche 


7, ©. die Priefe tes Staatemannes Graf v. M., Vorrede S. xı1. Auch fpäter kehrt 
die Aeußerung wieder, daß nur die Provinzialftände etwas Gutes ſtiften, und es wird z. B. ©. 
91 bemerkt: „Der Deutfche, feit Jahrhunderten gewöhnt, in feinen Provinzialftänden rubig über 
fofale Intereffen zu berathen, wird fich ſchwer zu der Höbe des Repräientattofuftemes erheben, 
das er nur fehr umvollfommen begreift." Daher fcheint M. au an den Beratbungen des jeit 
1828 ind Leben — Landrathes, der die Kreisintereſſen zu vertreten beſtimmt iſt, mit viel 
mebr Freude Theil genommen zu haben, als an den Verhandlungen des Landtags. Dieſe M.'ſche 
Auffafjung tft denn auch noch in die Verordnung vom 2, Febr. 1817 übergegangen, indem der 
g. Vıli. derfelben „zur Begründung einer Repräfentation für jeden der acht Kreife ein Organ 
derfelben, den Zandrath, gebildet wiſſen will.“ 

28) Bol. d. Allg. Big. v. 1817. ©. 191, 287 und 307. 

29, Solche find z. B. die Hoflammer, die Korfttammer, dad Münz und Kommerzfollegium, 
die Lehenhöfe u. f. w. Vgl. noch: Bayern nach dem Frieden von Lüneville 1. Heft s. 1. 1803, 
wo die Gleihförmigfeit der Verwaltungs⸗Einrichtungen für das ganze bayerifche Territorium, wie 
ed fi nach der Säfularijation geftaltete, poftulirt wird, 
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Finanzangelegenheiten übernahmen. Neben ven Landgerichten ließ man aber die 
Fatrimonialgerichte der adeligen Gutsherren in ihrem früheren Umfange fortbeftehen 
und beging fo die erfte Infonfequenz, die dann weitere Inkonſequenzen nach fich 
309. Minder rüdfihtsvol verfuhr man gegen die Städte. Dort führte man die 
Trennung der Juftiz von der Adminiſtration fofort durch und übertrug die eine 
wie die andere Föniglihen Behörden, ohne ſich um die geſchichtlich begründeten 
Defugniffe der Korporationen zu kümmern. 

Ebenfo eingreifend in ihren Folgen und principiell richtig wie diefe Verän- 
derungen in dem Organismus der Behörden war die Pragmatif über die Dienft- 
verhältniffe der Staatsdiener vorzüglih in Beziehung auf ihren Stand und Ge- 
halt vom 1. Jan. 1805, welde in ihren wefentlihen Beftimmungen noch jett in 
Kraft if. Man kann darüber verſchiedener Meinung fein, in welchem Umfange 
der Staat Beamte nöthig habe. Aber darüber ift fein Streit, daß man die Beamten 
nicht entbehren könne, und daß es gerecht und billig fei, deren Dienfte angemeffen 
zu vergelten. Diefer Anforderung hat die bayerifche Progmatit von 1805 in vollem 
Maße genügt; fie gewährte ven Staatsdienern eine mit Rüdficht auf die Würde 
ihres Etandes und der Zeitverhältniffe bemeflene, anftänbige Befoldung, und es 
ift nicht ihre Schuld, wenn fie jegt den Umftänden nicht mehr entfpricht. Sie bat 
zuerft bie zum Theil erft viel fpäter von ber Theorie näher begründeten, richtigen 
Principien über das Verhältniß der Staatsdiener in pofitiver Form ausgefprochen. 3) 

Spätere Aenderungen und Zuſätze, welde ſich auf bie organifchen Einrich⸗ 
tungen beziehen, enthalten die weitere Ausführung des gedachten Syſtems, indem 
man dasſelbe konſequenter zu geſtalten ſuchte. So wurden bie Mopifitationen des 
Realſyſtemes, welche man im Jahre 1799 bei der Bildung des Geſammtminiſteriums 
noch beibehalten hatte, im Jahre 1806 und 1808 völlig beſeitigt. Seit ver Kon- 
ftitution vom 1. Mai 1808, die in ihrem 3. Titel vie Grundlagen ver Verwal: 
tung des Reihe und der Verwaltungseinrihtungen feftftellte 9), war bie Einthei- 
lung des Landes nad den geſchichtlich hergebrachten Provinzen aufgegeben, und 
man theilte dasſelbe nah den Erwägungen der politifhen Zwedmäßigfeit in mög« 
lift gleiche Kreife ab, an deren Spitze befondere Kollegien für die Juſtiz (ein 
Appellationsgeriht) und für die Adminiftration (ein Generallommifjär und eine 
Binanzdireltion) gefegt wurben. Der Geſchäftskreis jedes einzelnen Minifteriums 
erftredte fih nun über das ganze Land. 32) 

Auch das, was die M.'ſche Verwaltung anftrebte, zeigt uns ven auf der Höhe 
der Zeit ftehenden Staatsmann. Wenn biefe Beftrebungen nicht immer ben gehofften 
Erfolg hatten, fo liegt der Grund einerfeits in den Zeitverhältniffen, die einer 
ruhigen Entwidlung der ftaatlihen Inftitutionen fo ungänftig als möglid waren, 


90) Val. M. Ih. Gönner, der Staatädienft aus dem Gefichtänunfte des Rechts und der 
Nationalötonomie betrachtet, nebft der Hauptlandespragmatif über die Dienftverhältniffe der Staats; 
biener im Königreih Bayern mit erläuternden Anmerkungen. (M. dedicirt) Landshut 1808, 

31) Diefelbe hatte im Tit 111 $ 2 einen Geb. Math angeordnet, der neben dem Minifter 
aus 12—16 Mitgliedern beftehen und über die michtigften „inneren“ Angelegenheiten beratben 
folte. Diefe Zufammenfegung beweist, daß M. von dem gewiß richtigen Gedanken ausging, daß 
der Staatsrath vorherrfhend aus Nicht-Miniftern beftehen müffe, wenn er feinen Zwed erfüllen 
foll, — was die neuere Organifation vermiffen läßt. 

32) Neu ift jeit der Verordnung vom 29, Oft, 1806 als oberfte Derwaltungsflelle das 
Staatsminifterium des Innern, während das frühere Minifterium der geiftl. Sachen aufgelöst 
und feine Zuftändigfeit auf das Minifterium des Innern übertragen wurde, Die Konftitution 
vom 4. Mai fügte noch ein Minifterium des Krlegẽweſens hinzu, 
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anbererjeit8 aber im der Art und Weife, wic M. feine Anorbnungen traf und 
durchzuſetzen ſuchte. Da man weder bei der Vorbereitung noch beim Vollzug ver 
Berwaltungsmaßregeln die Unterthanen zur Theilmahme heranzog, fondern blos von 
oben herab Befehle erließ, deren Ausführung man den Behörden überwies, jo ift 
es erflärlih, daß man im Volle nicht nur feine Unterftägung, fondern eher Wider: 
ftreben fand, und daß in Folge deſſen gar mande Anordnung wieder zurüd- 
genommen oder doch abgeändert werben mußte, F) — ein Umftand, der nicht dazu 
beitrug, den künftigen Maßnahmen ver Regierung Vertrauen zu verfhaffen. Grit 
in feiner fpätern Periove erfannte M. den Nugen der Privatthätigkeit namentlich 
zum Zwede der Förderung der materiellen Interefien. In den legten Jahren ber 
Berwaltung M.'s entftanden der landwirthſchaftliche und der polytechnifche Verein 
(jener 1810, dieſer 1816). Außerdem heben wir als beſonders wichtig noch bie 
Erwerbung der Poftgershtjame für den Staat hervor. M. überfah mit richtigem 
Blide vie große Bedeutung, welche der Befig diefes Rechtes im politifcher, natio- 
nal-öfonomifher und financieler Beziehung für die Regierung habe, und es ge- 
lang ihm, mit dem Würften von Thurn und Zaris einen Geffionsvertrag ab« 
zufdließen, der dem Staatsärare verhältnigmäßig geringe Opfer foftete und Bayern 
nicht in bie unangenehme Lage verfegte, im Jahre 1815 den Fürften wieder in 
Beſitz fegen oder ihn mit großen Summen abfinden zu müfjen. 

Wir würden ven und geftatteten Raum weit überfchreiten, wollten wir alle 
Berwaltungs-Anorbnungen und Einrichtungen, welde dem Minifterium M. ihre 
Entftehung verdanken, bier einzeln aufzählen. Wir beichränfen uns nur noch auf 
einige Bemerkungen. Einige der wichtigſten Materien der Polizeiverwaltung, wie 
das Armenwefen, das Bagantenwefen, wurden durch ausführlihe Verordnungen 
geregelt (1816), und für deren Zwedmäßigkeit darf wohl der Umftand geltend ge- 
macht werben, daß fie noch zur Stunde in Wirkſamkeit find. — Unter M. kam 
eine neue Regulirung der fämmtlihen Steuern zu Stanve, — über bie Grunt- 
und Hausftener, die Gewerbe- und Familienfteuer find während feiner Funktion 
neue Gejege erlaffen worten. H) Daß fie auf ten richtigen Grundlagen beruhen, 
dafür ſpricht nicht blos die Thatſache, daß fie in ihren mwefentlihen Beftimmungen 
noch jet gelten, fondern es ift dies auch alljeitig von der Theorie anerkannt 
worben. Wenn die Ergebniffe der Finanzabminiftration deſſenungeachtet keine gün- 
fligen waren, wenn fi das Deficit der Staatslafje von Jahr zu Jahr erhöhte 3), 
fo lag ver Grund wohl großentheil® in der äußeren und inneren Lage des Staates, 
die fortwährend fehr großen Aufwand zur Nothwendigleit machte. Dazu fam aber 
der Mangel an Deffentlickeit der Finanzthätigkeit, die fich feit 1808 aller Kon- 
teole überhoben fah und fih damit des Mittels, ihren Kredit zu fügen und 
zu fördern, entäußert hatte. 36) 


33) Wie fehr ift e® 3. DB. zu beflagen, daß die Verordnung vom 1. Dec. 1805, die Hand⸗ 
werfäbefugniffe betreffend, nicht zum Bollzuge gelommen ift, deren Cingang lautet: „Nach der 
Natur der Sache, nah den bis * geieplt n Zeflimmungen und nad dem alten deutichen 
Grundfage: „Kunſt erbt nicht“", koͤnnen die Handwerkäbefugniffe, welche blos auf perſönlicher 
Gefchicdlichkeit beruben, Die Natur reeller Gerechtigkeiten oder eines veräußerlidhen 
Eigentbumd niht annehmen.“ J 

34, Auch der Malzaufſchlag und die Stempelgebühr verdankt der M.'ſchen Verwaltung eine 
neue —X Regulirung. 

8) Eine ergöpliche Echilderung der damaligen Finanzverlegenheiten kann man in den Mes 
moiren des Ritters v. Lang. Bd. Il, ©. 156 nachleſen 

36) Vgl. darüber ©. Freih. von Lerchenfeld, Geſchichte Bayerns unter König Max S. 82 u. 168. 
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Daß M. das, was der Zeit und dem Bolfe vor Allem Noth that, wenn 
* man einer beffern Zukunft entgegen gehen wollte, mit Marem Blide erkannte, dafür 
fprigt vor vielem Andern noch feine Sorge für Berbeflerung der Erziehung und 
des Unterrichts und für Förderung ber Intereffen der Wiſſenſchaften und ber 
Künfte. Wir beziehen uns in biefer Beziehung blos 37) auf die Gründung der 
Akademie der bildenden Künfte (1808), auf vie Neorganifation der Afademie der 
BWiffenfhaften (1812), auf die Gefege und Einrichtungen der Univerfität Landshut, 
die den Jahren 1814 und 1815 angehören, fowie auf die Kräfte, melde unter 
feiner Oberleitung (er befleivete das Amt eines Kurator der Univerfität) als Lehrer 
der Univerfität gewonnen wurben. Wir brauchen beifpielsmeife nur die Namen 
Köppen, Fuchs, Mannert, dann Savigny, Mittermater, Unterholzner und Hufeland 
zu nennen, um ben Beweis zu liefern, daß es ihm darum zu thun war, mo mög- 
lih die Beſten des Faches für die Univerfität zu gewinnen, mochten fie übrigens 
bem Bayerlande angehören oder nicht. 38) 

Werfen wir zum Schluffe noch einen Blid auf die Gefammtthätigfeit des 
Minifters im Gebiete der inneren Politik, fo muß als die harakteriftifhe Eigen- 
Ichaft, die ihn von feinen Vorgängern und von einem guten Theile feiner Nadh- 
folger wefentlih unterfcheidet, feine richtige Auffaffung des Staates und feines 
Weſens gegenüber dem Mittelalter hervorgehoben werben; er war in biefer Ridy- 
tung ein Staatsmann im wahren Sinne des Wortes. Er hat dem Syſtem 
des Patrimonialfinates, das Land und Leute als Eigenthumsobjefte des Landes— 
herrn behandelte, in Bayern ein Ende gemadt. Um nur einige Belege hiefür zu 
erwähnen, fo erinnern wir an die Staatspdiener-Pragmatit, welche zuerft bie 
richtige Orenzlinie zwifchen dem Privat: und dem öffentlihen Rechte in biejer 
Materie zog, und an die Vereinigung ber fog. Kabinetsgüter mit dem Staatögute, 
in Folge deren die in mehreren deutſchen Staaten bis zur Stunde fortgeführte 
Streitfrage, ob die Domänen Privateigenthum der regierenden Familien feien ober 
nicht, für Bayern als erledigt zu erachten iſt. Daß er auch der Kirche gegenüber 
bie Rechte des Staates zu wahren wußte, erhellt, abgejehen von dem, was wir 
oben ſchon angeführt haben, insbefondere aus dem von ihm herrührenden Reli- 
gions-Evifte vom 24. März 1809, Angefihts deſſen man wohl zweifeln darf, ob 
das von feinen Nachfolgern abgefchloffene Konkordat mit dem römischen Stuhle 
unter M. zur Ratififation gelangt wäre. 

Literatur: Außer den einzelnen, gelegentlich bereit8 angeführten Flug— 
fhriften und gefhichtlihen Werken ift befonders zu nennen: Die „Rede zum An- 
denfen an ben Staatsminifter Marimilian Grafen von M., gelefen in ver feftl. 

„Situng der Akademie der Wiſſenſchaften am 24. Auguft 1839 von Mar. Freih. 
von Freyberg, k. b. Staatsrath und Vorſtand des Reichsarchivs, Sekretär ber 
hiſtoriſchen Klafje". Münden 1839. 4. vozl. 


27) Wir könnten eine Reihe von Anordnungen aufzählen, welche die Reorganifation der Vollke— 
ſchulen zum Gegenftand haben; allein wir glauben uns bier auf das im Texte Angeführte ber 
fchränfen zu müffen. 

38) Einen Befuch, den er ald Kurator im Jahre 1810 der Univerfität Landshut machte, fchil- 
dern die Annales alms litererum universilalis Ingolstad. etc. Monach. 1859. p. 315, von 
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und Einführung der fonftitutionellen Monars 
chle 722, 
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bältniffe 313, 320, 323; Cinführung der 
konftitutionellen Monardie 725, 728, 730, 

Hausgefepgebung in Deutſchland 222. 
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Genoffenfchaften) (von Bluntſchli) 
22. 1. Begriff 12; 11. Arten 14; 111. Grün⸗ 
dung und Auflöfung 155 IV. Rechte 16; 
V, Berhältniß zum Staate 16. 

Korporationen, S. Körperfchaften. 

Korſika (von Gregorovius) 12, L Na 
turbefchaffenpeit 175 11. Politiſche Geſchichte 
20; 114. Gegenwärtige polttifhe Eintbeilung 
25; IV. Gtaatöverwaltung 27; Kirchliche 
Berhäftniffe 27; Bildungsanftalten 27; Ci⸗— 
vilifatton und Kultur 27. 

Kosciuszko, Thaddäus (von F. Boden- 
ſtedt) 29. 

(Kosmopolitismus, S. Natlonales und Kosmo— 
politiſches Princip.) 

Krauſe (von H. Ahrens) 38. 1. Aeufere 
Rebenaverhältniffe desfelben 38; Il. Sein 
philoſophiſches Syſtem im Allgemeinen 39; 
111. Deffen Rechtelehre 45; IV. Deflen 
Staatölehre 48. 

Kredit (von v. Mangoldt) 51. I. Begriff 
des Krebitö, Vorausſetzungen desſelben 51; 
11. Eintheilung der Kreditgefhäfte 53; LIL. 
Die volkewirthſchaftliche Bedeutung des Ares 
dits 605 LV. Kortfegung 63; 1) Schuld» und 
Wuchergefepe 64; 2) Der Kredit und die 
Krifen 70; 3) Die Förderung der Kapital 
bildung durch dem Kredit und das Syſtem 
der Staatdanleihen 73, 

Kreittmayre (von Dollmann) 80, 
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Krieg, Kriegführung, Kriegstheorie 
(militärifch) (von v. Hörmann) 83, 
L Begriff des Krieges 83; IL. Kriegewiſſen⸗ 
fchaft, Kriegafunft 85; ILL. Krlegätbeorie 87; 
IV. Etrategie 88; A. Ariegeplan 88: B. 
Wlemente der Strategie 895 1. Morafifche 
Elemente 89; 2. Phofiihe Elemente (Stärke 
und Zufammenfegung) 90; 3, Uebrige Ein: 
wirfungen (matbhematifche, geographiſche und 
flatiftifche Elemente) 93; V. Taftif 93; A. 
Gharafter des heutigen Gefehts 93; B, We 
fen des Gefechts 94; 1. Sieg 94: 2. Reuers 
"und Handgefecht 94; 3, Angriff und Vertheis 

digung 95; 4. Gefechtöplan 95: VI. Kriegs⸗ 
wiffenfhaften, Kriegsgeſchichte 96. 

Krieg, Kriegsreht (politifch und 
völferrechtlich) (von Berner) 28. 
1 Begriff und Arten des Kriege 98: IL, 
Gütliche Verfuche, um den Krieg zu vermeis 
den 1015 111, Dereinzelte Gewaltmahregeln 
1045 11. Iriegserflärung 104; V. Eins 
wirfungen auf den Verfebr und auf die 
Rechtäverhäftniffe 106; VI, Ariegamanier und 
Kriegeraifon 110; YVıl, Derbalten gegen 
friedlihe Bürger fowie gegen Nichtkämpfer 
beim SHeere 1135 Var, Verhalten gegen 
fürftlihe Perfonen 114. 

Kriegebeute, S. Beute (Bd. 11). 

Kriegsdienftpflicht, S. Heer (Bd. V). 

Kriegegefangenfchaft 112. 

Kriegsfontrebande (von Berner) 115. 
1, Geſchichtliche Entwicklung 115; IL Hew 
tiged Necht 120, 

Kriegskoften, Kriegäfteuern, Kriegöſchäden, ©. 
Kriegslaflen, Kontributionen, Kriegsverfaf: 
fung. 

Kriegslaften (von Berner) 122, ©, 
au Krlegeverfaffung und Kontributionen, 

Kriegemanifefte 106, 

Kriegdrecht, vergl. auch Militärgefeßgebung. 

Kriegsſchauplatz, Kriegäfeld 112. 

Kriegsverfaffung (von W. Nüftomw) 
127. L Das Recht über Krieg und Frieden 
128; II. Die Leitung des Kriegs 129; 11. 
Mittel der Kriegführung 134; 1. Verträge 
und Bündniffe 134; 2. Stehendes Heer und 
Flotte, Friedensftand, Präfenzgeit 134; 2, 
Kriegematerial 139; 4. Kriegdleiftungen der 
Staatsangehörigen 140; 5, Feftungen 141; 
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6. Etrafen und Eifenbabnen 142; 7. Kriegs» 
often (Staataihag, Anfehen, Steuern) 142; 
1V. Kriegsverfaffung der größeren Staaten 
Europa’s 144. ©. auch Heer (Br. V). 

Krlfen, S. Kredit. 

(Kronämter, S. Majeftäterechte.) 

Rulturpoligei (von Medicus) 149. 1. 
Begriffsbeftimmung 149; 11 Kulturpofizei 
und Kulturpflege 1505 deren Beziehungen zu 
Familie, Gemeinde und Kirche 150, 151; 
111, Die einzelnen kulturpolizeilichen Anſtal⸗ 
ten 152; 1. Für Förderung der Berftandess 
bildung 152; 2. Kür Wörberung ber ſittlich⸗ 
religiöien Bildung 157; für die Geſchmacks- 
bildung 160, 

Kundfchafter (von Berner) 162. 

KRunftatademie, Runftpflege (von Ro» 
riz Carriere) 165. 

Kunftpflege, S. Kunftafademie. Vergl. auch 
Kulturpoligei. 

Kurfürſtenthümer (von 3. Fider) 172. 
L Geſchichtliche Entwidlung bis zur Zeit der 
Erlafiung der goldenen Bulle 171; 1, Die 
Beftimmungen der goltenen Bulle über die 
Kurfürftentbümer 1775 UL Die fpäteren 
Schickſale diefer flaatlihen Infitution 179, 
180. Dergl. auch Landeshoheit. 

(Kurle, S. MRömiſch-katholiſche Kirche.) 

(Kurland, S. Oftfeeprovinzen.) 

Kurvereine 179, 


2. 


Lafayette (v. H. v. Sybel) 180. 

Raharpe (v. Hettinger) 120, 

Zamartine, S. Frantreih (Bd. 111). 

Lamennais (v. Job. Huber) 19%, 

Land (von Bluntfhli) 202, L Landes 
oder Gebietshohelt und Grundeigentbun 209; 
11, Erwerb eined Staatögebietes 210; LIE, 
Einflüffe der Sandesart auf deſſen politifche 
Geftaltung 210, IV, Staatöferoituten 213. 

Landdinge, Landtaidinge 252. 

Landeöbewaffnung, Landiturm, S. Kriegever- 
faſſung. 

Landesfarben, S. Wappen.) 

Landesfreiheiten 264. 

Landesberren, S. Landeshoheit. 

Landeshoheit (von K. Maurer) 213. 


Regifler, 


Landesfirche, S. Kirchenhoheit (Bd. V). 

Landfriede, Landfriedensbruch (von 
A. Kludbobn) 23%, 

Landgüter, S. Landwirtbfchaft. 

Landrecht, S. Eivilgefepgebung (Bd. 11). 

Landſchaften. S. Landftände. 

Eandsgemeinde, S. Schweiz.) 

Landſtände (geſchichtlich) (von K. Mau: 
rer) 251 

Landtag in den deutfchen Staaten 
(v. 9. 4 Bahariä) 277, Begriff 277; 
L Quellen des landfländifchen Verfaſſungs—⸗ 
rechtes 277; 11. Die gemeingültigen Beſtim⸗ 
mungen über die Notbwendigfeit und den po- 
titifhen Charakter der landftändifchen Berfaf 
fung in den deutſchen Bundesitaaten 278; 
111. Bildung und organifche Zufammenfegung 
des Tandfländifchen Körpers 286; A, Die 
Grundlagen 286; B. Ein und Zweilammer: 
ſyſtem 292; C. Die Mitzlieder des Land» 
tagd und deren politiſche Nechte als Einzelne 
294; D. Die Wahl der Abgeordneten 296; 
IV. Der allgemeine Beruf und die Rechte 
des Landtags 298; V. Don der Derfammlung 
der Stände 303; A, Verſammlungsrecht 303: 
B. Zeit und Ort der Berfammlung 303; C, 
Eröffnung des Landtags, Legitimation der 
Mitglieder, Präfidenten u. f. w. 304; D. 
Geihäftsordnung, Ausfchüffe. Gegenftinde 
der Berbandlung 305; E. Deffentlichfeit der 
Landtage 308; F, Bertagung, Auflöfung und 
Schluß 2308. 

Landtag in Lauenburg 345; in Luxemburg 
468; In den Großberzogtbümern Medlenburgs 
Schmerin und Mediendurg-Strelip 564. 

Landtagsabſchlede 310. 

Land: und Stadtgemeinde (v. Schäffle) 
238. L Stellung der verichiedenen Ges 
meindearten zu den allgemeinen reibeitd- 
rechten 238; a. Bon ber Unterftügungspflicht 
der Gemeinden 238; b. Don ber Sicher: 
ftelung der befonderen Nußungsrechte der Ger 
meinden gegen die Folgen der Freizügigkeit 
240; 11, Bohlfahrtöpflege, Polizei, Gerichts⸗ 
barkeit der Gemeinden 241; Lil. Der Ge 
meindehaushalt 244; a, Kämmereis und Stif 
tungdvermögen 245; b. Gemeindebefteuerung 
246; 0. Gemeindeaniehen 246; d. Kontrole 
des Gemeindehaushaltes 246; 1. innere 
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Berfafjung der Lande und Stadtgemeinden in 
Bezug auf die Behörden 246. Bergl. auch 
Gemeinde (Bd. IV). 
Land: u. Wajlerftraßen (v. Schäffle) 


272. 

Landwehr, S. Heer (Bd. V). 

Landwehr ſyſtem 135, 136. 

Randwirtbfchaft von Jodlbauer) 210. 
L Arrondirung 3115 11. Gebundenbeit und 
Theilbarkeit der Landgüter 3115 111, Wiefen 
fulturgefeße 319; 1. Weideverhältniſſe 323; 
V. Extenſive und intenfive Kultur 325; VI. 
Pferdes und Schafzucht 331; VII. Rand 
wirtbfchaftlihe Lehranftalten und Vereine 335. 

Landwirtbfhaft und Viehzucht in Baden 320; 
in Bayern 313, 314, 318, 320—325, 334, 
335, 337, 338; in Belgien 325; in Hanno 
ver 313, 320, 323; im Großberzogthum 
Heffen 320; in Naffau 313; in Preußen 313, 
314, 321, 334, 335, 337, 338; in Sachſen 
313, 315, 333, 337; in Württemberg 315, 
320, 335; in Lippe 440; in Maroffo 545; 
in Medlenburg- Schwerin 572, 578; in Meck⸗ 
fenburg-Strelig 579, 

Las Guanaxas, S. Baiinjeln. 

Rateinichulen 154, 

Ranenburg, Herzogthum (von Hantel: 
mann) 339. 1 Geihidhte 339; 11. Das 
Land und feine Bewohner 343; Lit, Vers 
fafjung, Verwaltung und Finanzen 345, — 
Landtag 289. 

Rebensmittelpolizei (v. Medicus) 347, 

(Rebensverfiherung, S. Berfiherungsanftalten.) 

Regitimität (von Bluntfhli) 252. 

Lehnſtaat 365, 

Lehnweſen (von G. Waik) 257. 

Kehrfreiheit und Lernfreibeit (von 
Bluntihli) 367: 

Lehr⸗ und Lernfreibeit 156, 

Reibeigenfchaft in Denutfchland (von 
%. Dabn) 374. 1. Das alte firenge Recht 
der Leibeigenichaft 3755 11. Deſſen Milder 
rungen, inäbefondere durch den Einfluß der 
Kirche 380; III, Soclaler Zuftand der Leib⸗ 
eigenen 384; IV, Schritte der neueren Ger 
fchihte zur Aufhebung der Leibeigenichaft 
388, 

Reibeigenfchaft in Nußland (von B. 
Tſchitſcherin) 593, 
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Leibnig (von Prantl) A11. L Deflen 
äußere Rebendgefchichte 411; IL Seine Staatt- 
febre 415; LIL Deffen allgemeines pbiloſo⸗ 
phifches Syſtem 418; IV, Deffen Rechtslehre 
im Befonderen 421. 

Leibzins 376. 

Reibbibliothefen 157, 

Leffing (von Bluntſchli) 25. 

(Liberale, S. Parteien.) 

(Liberia, S. Negerftaaten.) 

Licenzen im Kriege 107. 

Liechtenftein, Fürftentbum A2®. 

(Zievland, S. Dftleeprovinzen.) 

Rippe (von Falfmann) 432. L Geſchichte 
433; 11, DVertaffung 4365 IL Berwaltung 
437; IV, Bevölferung und volfswirtbfchaft- 
liche Verhältniſſe 440, — Einführung der 
fonftitutionellen Monarchie 731, 

Lift, S. Handelspofitit (Bd. IV). 

Litus 379. 

Rode, John (von F. Dahn) 441, L Def: 
fen Äußeres Leben 441; IL Seine Staats 
pbilofophie 442, 

(Lombardei, S. Defterreih, Sardinien.) 

Loos (im Dölferrecht) 102, 

Kotterieen 159, 160. 

(Letto, S. Regalien.) 

Louis Philipp, S. Rranfreih (Bd. um. 

Lübeck, S. Hanfeftädte (Pd. IV). 

Ludwig der Vierzehute v. Bluntſchli) 
416. 


Luther (von Bluntfhli) As. 

Luxemburg und Limburg von 9.1 Ba: 
hariä) 460. A, Grofberzogtbum Luxem⸗ 
burg 461; I, Staats: und Verfaffungsgefchichte 
461; IL. ®egenwärtige Gtaatäverfaffung 467; 
111, Organifatton der Regierung, Berwaltung 
und Juftiz 469; IV, Gegenftände der Polizeis 
hoheit 472; V. Steuergefeggebung und is 
nanzen 474; VL Mitlitärbobeit 476; VIL, 
Auswärtige Derbältniffe 476; Vırı, Statiſti— 
fhe Notizen 476; B. Herzogthum Limburg 
479, — Ginführung der konftitutionellen 
Monarchie 731; Landtag 289, 

Luxus (von v. Mangoidt) 483. 1. Be 
ariff des Luxus und feine Begrenzung 483; 
11. Einfluß der wirtbichaftlichen und Kultur: 
verbälmniffe auf das Hervortreten und die Ger 
faltung des Luxus 489; LIL Kulturgefchicht- 


Begifter. 


liche Bedeutung des Luxus 495; IV. Luxus⸗ 
gelebgebung 497. 

Luxusſteuern 1, 2. 

Lyceen 155. 

Lykurgos (von Pranti) 499. 


DMracanlay (von 3. Beizfäder) SO®, 

Machiavelli (von Bluntfhli) sıL. 

Madifon (von Reimann) 517. 

Magiftrat, S. Gemeinde (Bd. IV), Land» und 
Stadtgemeinde. 

Magna charla, S. Großbritannien (Bd. IV). 

Magyaren (von Flegler) SSL, 

Mablacciie 4. 

Mabifteuer, S. Mablaccife, 

Mailand, ©. Italien (Bd. V); (Bergl. aud 
Sardinien). 

Maifchfteuer 4. 

Maiftre ıvon 3. Weizſäcker) 548. 

Majeftät, Majeftätsrechte (von Pözl) 
53®8. 

Majeftätsbeleidigung 534. 

Malzaufihlag 3, 4. 

Manifefte im Kriege 106. 

Mansi 378, 

Manumissio 2379, 

Mariana und Suarez (von Pranti) 
537, 

(Maria Thereſia, S. Deſterreich.) 

Märkte 351. 

Marftpolizet 351. 

Markungswege 273, 

Marokko (von Platb) 543, 1. Natürliche 
Beichaffenheit ded Landes 543; II. Bevölke⸗ 
rung 544; UL Staatöverfaffung und Ber: 
waltung 544; IV, Wirtbfchaftliche Verbältniffe 
545; V. Politiſche Gefdhichte 547. 

Mars exlex 110, 

Martens (von Berner) 550. A. Georg 
Friedrich v. 550; B. Karl v. 553, 

Maß und Gewicht (von Ph. Jollp) 
554 

(Mauren, S. Neger.) 

Max 1., König von Bayeın und Montgelas, 
©. Montgelas. 

Miecflenburg, Großberzogthümer (von 
I. Wiggersd) 560. L Natürliche Be— 
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ſchaffenheit des Landes 560; Lı. Territoriale 
Entwidlung 5615 UL "Politifhe Berfaffung 
563; IV, Obere Berwaltungäbebörden 570; 
V. Bertheilung von Grund und Boden 572; 
VL Bevölkerungsverhältniſſe 578; VII. Land» 
wirtbichaftlihe Kultur 5785 VIII. Gewerbe 
und Anduftrie 579: 1X. Handel, Verkehr und 
Kreditanftalten 582; X. Steuer und Zoll 
weien 585; XI. Finanz» und Staatsſchulden⸗ 
wefen 589; AL ®emeindewefen 591; XIII. 
Kirchenwefen 5935 Wohlthätigfeitsanftalten 
5955 XIV. Unterrichtöwefen, Wiſſenſchaftliche 
Anftalten und Bereine 5955 XV. Medicinals 
wefen 5975 XVL Nechtöpflege 5975 XVII. 
Mititärwefen 5985 XVIII. Orden 599. — 
Einführung der Tonftitutionellen Monarchie 
731; Landtag 291, 305. 

(Mediatifirte Herrſchaften, S. Römiſches Reich 
deutſcher Nation, Standesherren.) 

Medicinalbehörden (von Medicus) 


599. 

Meer ale Fahrſtraße 276. 

Meblaufihlag 5. 

Meineid, S. Eid (Br. ıım). 

(Meiningen, S. Sächfiihe Herzogthümer.) 

Mrenfchenrechte (von 9. Ahrens) 801. 

Merkantilſyſtem, S. Eolbert (Bd. 11). GBergl. 
auch Bolkswirtbfchaft.) 

Meſſen (von M. Jodlbauer) 608, 

Meter 5586, 

Mexiko (von Moriz Wagner) GI®. 
1. Statiftif 612; 1. Rage, Größe, Einwohner 
zahl und Grenzen 612; 2. Horizontale Kon⸗ 
fiauration 6125 3. Vertikale Konfiguration 
613; 4 Hydrographiſche Berhäftniffe 616; 
5. Klimatifche Verhältniſſe 6163 6. Raturs 
produfte 617; 7. Bevölferung 619; II. Ge 
ſchichte 619; 1. Aeltefte Gefchichte des Landes 
619; 2. MWexiko unter ſpaniſcher Herrfchaft 
(feit 1519) 6215 3. Gefchichte M.’s feit der 
Unabhängigfeitserflärung (1821) und der Ders 
fafjung (vom Oftober 1824) 621. 

Mietbfteuer -1, 2, 

Militärgefeßgebung (v. Brauer) 627, 
L Begriff 627; 11. Militärgerichtsverfaſſung 
628; 111, Mllitärchvilrecht 629; IV. Militärs 
ſtrafrecht 630. 

Militärhoheit, S. Staat.) Vergl. auch Kriegd- 
verfafjung. 
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Mititärkofonieen, Mititärpflicht u. ſ. w, ©. Heer 
(Bd. V), Krlegäverfaffung. 

Mitttärwefen, S. Kriegsverfaffung. 

Milizfofteme 135, 136, 

MIN (von v. Mangoldt) 630, A. James 
630; B. John Stuart 631, 

Miloſch Obrenowitfch (vom C. Lemde) 
634. 

Milton, John (von S. v. Treitſchke) 
639. 


(Minifter, ©. Gtastsminifer.) 

Minifterialen 385. 

Ninifterialtonferengen, &. Kongreß, Konferenz 
(Bd, V). 

Minifterverantwortlichleit 285, 286, 736, 737. 

Mirabean (von Gefften) 644, 

Miffion (von Emil Friedberg) 649. 
L Geſchichtliche Entwidlung bis zum 16, 
Jahrhundert 649; 11, Die Miſſionen bei den 
Katholiken 652; III. Jene bei den Proteftan- 
ten 657, 

Mißheirath, S. Ehe (Br. 111). 

(Mitregent, S. Regentfchaft.) 

Mittelalterliche u. moderne Staates 
idee (von Bluntfhli) 86O. 

Mittelamerita (von M. Wagner) 665. 
L Rage, Umfang, Grenzen, Größe des Lan 
des und der Bevölferung 665; 11, Phyſiſch⸗ 
geograpbifche Berhältniffe 6655 UL. Hydro⸗ 
graphiſche Berhältnifie 669; LV. Alimatiſche 
Berhältniffe 669; V. Produkte, Induftrie, 
Handel 6705 VI, Bevölkerung 671; VıL, 
Geſchichte Mittelamerita’s 6715 1, Alte Ges 
ſchichte 671; 2. Eroberung durch die Spanier 
672; 3, Mittelamerifa unter fpanifcher Herr» 
fhaft 674; 4. Geſchichte von der Unabhängige 
feitserflärung bis zur Auflöfung der mittel: 
amerifanifchen Union 676; 5. Die einzefnen 
Freiftaaten 679; a. Guatemala 679; b. Hons 
duras 680; c. San Salvador 681; d. Nis 
caragua 681; e. Eoftarica 682; f, Die eng« 
liſchen Belgungen (Belize, Balinfeln) 682; 
g. Mosquitia 682. 

(Mobiliarfteuer, S. Steuern.) 

Mobilienfteuer 1, 2. 

(Modena, ©. Ztallen.) 

Mohammed, Mohbammedan. Staats: 
idee (von Bluntfhli) 683, 

Moldau und Walachei (von Neige: 
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baur) GP1. L Lage und natürliche Bes 
ſchaffenhelt 692; 11. Staatsgeſchichte 694; 
III. Staaleverfaſſung 699; IV. Die Be 
wohner und deren Sprache 701; V. Religion 
2703. 


Monarchie (v. Bluntſchli) 704. I. De 
griff 7045 I, Arten 705; 111 Erbmonarchle 
und Wahlmonarchie 708; IV, Abfolute und 
befchränfte ftändifche Monarchie 710; V. Ent 
ſtehung und Ginführung der konſtitutlonellen 
Monarchie 715: A. Im England 715; B. In 
Frankreich 717; C. In anderen europäiſchen 
Ländern 720; D. In Deutfchland 722; VL 
Begriff und Arten der konſtitutionellen Monar- 
chie 731; YIL Mifverfländniffe 736. 

Mongolen, Mongolei (v. Plath) 741. 

(Monopol, S. Privilegium.) 

Monroe (von Reimann) 755. 

Montenegro (von Klun) 259, 1. Grens 
zen, Bodenbeichaffenbeit, Klima und Bevölkes 
rung 759; 11. Staatöverfafjung und Ber: 
waltung 761. 

Montesquien (von Geffcken) 763. 

Meontgelas (von Rözl) 721, Bergl. auch 
Bayern (Bb. N). 

Morazan 677, 679. 

Mortuarium 382, 

Mosquitia 682, 


N. 


Napoleon J. und Lafayette 186, 

Naſſau, Landtag 290, 292, 293, 304: Bodens 
verbältniffe 313; Einführung der onftinutios 
nellen Monarchie 725; 

Nationalgalerieen 169. 

Neapel, Entftehung und Einführung ber konſti⸗ 
tutlonellen Monarchie 721. 

Meutrale, deren Rechte im Kriege 108. ©. auch 
Kriegsfontrebande. 

Nicaragua 681, 

Nichttombattanten, Nichtlämpfer Seim Heere 113. 

Niederlande, Entſtehung und Einführung der 
fonftitutionellen Monarchie 721. 

Norwegen, Entftehung und Einführung der kon— 
flitutionellen Monarchie 722, 


Regifler. 


D. 


Deffentlihe Dirmen 158. 

Defterreih, Derzebrungsfteuer 5; Heerweſen 
145; Bildungsanftalten,, landwirthſchafiliche 
335; Entftehung und Einführung der konſti⸗ 
tutionellen Monardie 729, 

Oldenburg, Landtag 291. 307, 310; Einfühs 
rung der fonftitutionellen Monarchie 731. 


P. 


Pagi 214, 

Parcellirung 314. 

Barifer Friede (von 1856) 699. 

Parlamentarifches Syſtem 284; Parlamente: 
regierung 736. 

Patriarchle 706, 

Patrimonialftaat 706, 

Menftonate für die weibliche Jugend 155, 

Pferdezucht 331. 

Miemont, S. Sardinien. 

Pinheiro-Ferreira und ©. F. von Martens 553. 

Polizei, S. Lebendmittelpotizet, 

Polizeiftunde 159. 

MVolizeiverwaltung in Zugemburg 472; in den 
Brofherzogtbümern Medienburg 570, 595, 
597, 

Polytechniſche Schule 156, 370, 

Poſtverklehr im Kriege 109, 

Prärogative der Krone 537, 

Preußen, Mabifteuer 45 Heerweſen 147; Pros 
vinzialſtände 252; Randtag 287, 292, 293, 
295, 304, 305; Vodenverhältniffe 313, 314. 
321 5 Viehzucht 334; Landwirthſchaftliche Bil- 
dungsanftalten und Vereine 335, 337; Ent 
ftehung und Einführung der fonftitutionellen 
Monardie 728, 729, 731. 

Priefterfönigtfum 206, 

Propaganda, S. Miſſion. 

Proteſtantiſche Miſſionen 657. 

Proteſtationen im Völkerrecht 102. 

Provinzialſtände in Preußen 282, 

Proceß, S. Nechtöpflege. 


Q. 


Quartierlaſten, S. ſtriegelaſten. 


Regifler. 


R. 


Raponreht 142. 

Realſchule, Realghmnafium 154. 

Mechtolehre von Krauſe 48; von Leibnihz 4215 
von Luther 458, 

Rechtöpflege in Luxemburg 471; in den Groß 
berzogthümern Medlenburg 597. 

Nechtsverwahrung im Völkerrecht 102, 

Regierungsfommiffäre bei den Landtagen 206. 

Reichefürften, deutfche, S. Kurfürftentbümer. 

Religtonsftatiftit von Korſika 27; von Luxem⸗ 
burg 474; von den Großherzogthümern Med 
lenburg 593; von der Moldau und Walachei 
2703, 


Religionawefen, ©. Kirchliche Verhältniſſe. 

Mepreflalie 104, 

Retorfion 104. 

Noftoder Stadtverfaffung 567, 

Runfelrübenzuderfabritation 328. 

Mußland, Leibeigenfchaft daſelbſt, S. Leibeigen- 
ſchaft; Heerwefen 146, 

Russkaia Prawda 394. 


S. 


Sachſen, Koönigreich, Heerweſen 148; Landtag 
288, 292, 293, 304, 310; Bodenverhältniſſe 
313, 315; Viehzudt 333; Randwirtbfchaftliche 
Vereine 337; Einführung der konftituttonellen 
Monarchie 728, 

Suchfen- Altenburg, Landtag 290, 304, 307; 
Einführung der konſtitutionellen Monarchie 


728. 
Sachſen-Koburg⸗Gotha, Landtag 290, 307; 
Einführung der konſtitutionellen Monarchie 


231, 

Sadfen-Deiningen, Landtag 290, 304, 307; 
Einführung der konſtitutionellen Monarchie 
725. 

Sachſen⸗Weimar, Landtag 290, 304, 307, 310; 
Einführung der fonflitutionellen Monarchie 
725, 731. 

“ San Salvador 681. 

Eardinien, Heerwefen 147; Entſtehung und Ein 
führung ber Eonftitutionellen Monarchie 721, 

Savoyen, deſſen neutralifirted Gebiet 213. 

Schafzucht 333. 

Schievsfprüde, Schiedögerichte im Voöllerrecht 
102. 


195 


a S. Gewerbe und Handel, Verlehrd⸗ 

mittel. . 

Schlachtſteuer, S. Fleiſchaufſchlag. 

Schuldgeſetze, S. Kredit. 

Schule und Staat 368. 

Schultheißen 246. 

Schulweſen, S. Bildungsanftalten, Kulturpofigel, 
Rebrfreibelt, 

Schulzwang 152, 369. 

ShwarzburgNudolftadt, Landtag 292, 307; 
Einführung der konſtitutionellen Monarchie 
728, - 

Schwarzburg-Sonderöhaufen, Landtag 292, 307; 
Einführung der fonftitutionellen Monarchie 
231. 


Schweden, Heerweſen 147; Entſtehung und Eins 
führung der Eonftitutionellen Monarchie 721, 
Schweiz, Heerweien 148; Entſtehung und Ein» 
führung der onftitutionellen Monarchie 721. 

Seminarien 155, 

Senior, S. Zehnwefen. 

Serbien unter Milofh Obrenomitfch 637, 

Servi in Deutfhland, ©. Leibelgenfchaft. 

Servituten, ſtaatorechtliche, S. Staatsſervituten. 

Sicilien, S. Neapel. 

Sonntagofeler 157, 

Sonntagsſchulen 154, 161. 

Spanien, Heerwefen 147; Entflehung und Eins 
führung der fonftitutionellen Monarchie da- 
felbft 720; Spanien und Gentralamerifa 675; 
Sp. und Mexito 621; Ep. und Maroklo 
548, # 

Spartanifche Staatteinrichtungen, ©. Lykurgos. 

Spiele, Spielanftalten 159, 

Epione, S. Kundſchafter. 

Staat und Körperſchaften 16; Staat und Schule 
368. 

Staatsanleihen, S. Kredit. 

Staatsbehörden, S. Staatäverwaltung. 

Staatödlener, deren Berbältnifie in Luxemburg 
471. 

Staatögebiet, S. Land, 

Staatshaushalt, S. Finanzweſen. 

Staatsidee, S. Mittelalterliche und moderne 
Staatsidee, Mohammed, Mohammedaniſche 
Staatsidee. Bergl. auch Staatslehre. 

Staatslehre von Kraufe 48; von Lamennais 
197, 202, 203, 205, 206; von Leibnig 4155 
von Leffing 431; von Locke 442; von Luther 
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” 452 u. ff.; von Machiavelli 5155 von Maiftre 
530; von Marlana 538 u. ff.; von Suarez 
538; von Milton 642; von Mohammed 683; 
von Montesquieu 767. 

Staatäfernituten 213, 

Gtaatöverfaffung umd Staatsverwaltung in Kor 
fifa 25, 27; im Herzogthum Lauenburg 345; 
in Lippe 436; In Rugemburg 467, 469; in 
Marokko 544; in den Großberzogthümern 
Mecklenburg⸗ Schwerin und MedienburgStres 
fig 563 u. ff.; in Mexito 622; in Gentrals 
amerifa 679—683; in der Moldau und Ba 
lachel 699; in der Mongolei 754; in Monte 
negro 761. Vergl. auch Monarchie, 

Stadtgemeinde, S. Lands und Stadtgemeinde. 

Stapelrecht 609. 

Statiſtik, S. Berölferungaftatiftif. 

Stehende Heere, S. ſtriegsverfaſſung. 

Steuern, S. Konſumtlonsſteuer, Finanzweſen. 

Steuerbewilligungsrecht, landſtändiſches 258, 
301. 

Steuerperioden in den deutſchen Staaten 304. 

Strafkrieg 99. 

Straßen, S. Land⸗ und Waſſerſtraßen. 

Strategie, S. Krieg. 

Suarez, S. Mariana und Suarez. 


T. 


Taktik, S. Krieg. 

Zaren, obrigkeitliche 330. 

Territorien, territoriales’ Recht in Deutfchland, 
S. Landeshoheit. 

Iheofratie und Monarchie 704, 705. 

Ibierproduftion, S. Landwirthſchaft. 

Thierqualerei 160. 

Thronrede 304. 

Thürfteuer 1. 

Töchterſchulen, höbere 155. 

Trankſteuer 5. 

Ifchingisthan 743, 744. 

Zürfel, Heerweſen 148. 


m. 


Unfreiheit, Unfrele, S. Leibeigenfchaft. 

Ungarn (Ungri), S. Magyaren. 

Ungarn, Berfuche der Einführung der konſtitu⸗ 
tionellen Monardyte 722. 


negiſter. 


Union, mittelamerikaniſche 676. 

Univerfitäten, Studium an denfelben 155, 156; 
insbefondere Lehr» und Lernfreibeit dafelbft 
370, 

Unterrichtsanftalten, S. Kulturpoligel und Bil 
dungsanftalten. 

Unterrichtsfreiheit, S. Lehrfreibeit. 

Unverantwortlichkeit und Unverletzlichkeit der 
Majeftät 536, 


Daffallität, S. Lehnweſen. 

Vereine, landwirthſchaftliche 337. 

Vereinigte Landſchaft 255. 

Verfaſſung, S. Staatsverfaflung. 

Verfaſſungsgeſetze 301. 

Verkehr im Kriege, S. Krieg und ariegetontre⸗ 
bande. 

Verkehromittel in den Großherzogthümern Med: 
lenburg 582, 584. 

Berfoppelung, S. Arrondirung. 

Bernihtungsfrieg 100. 

Derpflegungdlaft im Kriege, ©. Kriegelaften. 

Berfiherungsanftalten in den Großberzogthümern 
Medienburg 584. 

Derforgungsanftalten in den Großherzogthũmern 
Medlenburg 595. 

Vertbeidigung im Kriege, S. Krieg. 

Berwaltung, S. Staatöverwaltung. 

Derzehrungsfteuer in Defterreih 5. 

Vici 214. 

Vicin alwege 273. 

Dictualienpolige, S. Lebensmittelpolizet. 

Biehzucht, S. Landwirthſchaft. 

Volksbildung, S. Kulturpolizei. 

Volkofeſte 170. 

Volksſchulen 152, 369. 

Bolkövertretung, S. Landtag, Staatöverfaffung. 


Waadtland und Laharpe 190, 

Waffen, Waffengattungen, S Krieg. 

Baffenpfliht, S. Konffription. 

Wahlen, Iandftändifhe, S. Kandtag in bem 
deutfchen Staaten. 

Bahlkapitulationen 179. 

Wahlmonarchie 707, 708. 


Wahlrecht bezüglich des deutfchen Königs (Br. 11), Wuchergefepe, S. Kredit. 
5. Rurfürftentbümer. Württemberg, Heerweien 148; Landtag 289, 


Wahlrecht, gemeindliches 248. 292, 293, 304, 307; Bodenverhäftniffe 315, 
Walachel, S. Moldau und Walachei. 320; Bildungsanftalten, landwirthſchafiliche 
Waldeck, Landtag 304. 335; Entftehung und Einführung der konſtl⸗ 
Waſſerrecht, Waflergefeßgebung 321. tutionellen Monarchie 725, 730. 
Bafferftraßen, S. Land⸗ und Waſſerſtraßen. 
Wegbaulaft 274, &. 
Wege, ©. Land» und Waſſerſtraßen. 
Webrverfaffung, S. Kriegäverfaflung. Xenelafien 107, 109. 
Weibliche Arbeitefchulen 153. 
Weideverhättniffe 323. 9. 
Weidewirtbichaften 325. 
Welnauffchlag 5. ac 
Weinfteuer in Preußen 5. 2. 
Wleſenkultur 319, 
MWillebriefe 175, 179. Zölle, ©. Finanzwefen. 
Window duty 1, 2, Zollpfund in Deutichland 558. 
Wirthſchaftliche Kriſen, S. Kredit. Zweitammerfpftem, S. Landtag im den deutfchen 
Wohlthätigkeitsanftalten, S. Verſorgungsan - Staaten, 
ſtalten. Zweikampf im Völkerrecht 102. 
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